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Erste    Sitzung. 

Donnerstag,   den   25.   Mai,  Vormittags  9   Uhr. 


Vorsitzender  Baurath  Stübben   (Köln)  eröffnet  die  Versammlun 
mit  folgenden  Worten: 

^Meine  sehr  geehrten  Herreu!  Der  Ausschuss,  der  von  dem  Verein 
für  öffentliche  Gesundheitspflege  in  dessen  letzter  Sitzung  in  Leipzig  gewühlt 
wurde,  hat  mich  für  die  mit  der  diesjährigen  Versammlung  schliessende 
Geschaftsperiode  zu  seinem  Vorsitzenden  ernannt,  und  ich  habe  somit  die 
Pflicht  und  die  hohe  Ehre,  diese  Versammlung  zu  eröffnen  und  sie  zu  leiten. 
Wenn  auf  mich  die  Wahl  gefallen  ist,  so  weiss  ich  wohl,  dass  es  nicht  der 
Werth  meiner  Persönlichkeit  ist,  der  das  herbeigeführt  hat,  sondern  dii» 
Gepflogenheit,  dass  in  diesem  Verein  der  Vorsitz  möglichst  von  Jahr  zu  Jahr 
wechselt  zwischen  Angehörigen  derjenigen  Berufsai*ten ,  welche  an  Zahl  am 
stärksten  in  diesem  Verein  vertreten  sind,  zwischen  den  Aerzten,  Verwal- 
tungsbeamten und  den  Technikern.  Es  ist  desshalb  nicht  bloss  eine  Be- 
scheidenheitsform, sondern  ein  Gefühl  der  Unzulänglichkeit,  wenn  ich  Sie 
freundlichst  ersuche,  mit  meiner  Geschäftsführung  Nachsicht  zu  üben  und 
mich  freundlichst  dabei  zu  unterstützen. 

„Meine  Herren!  Wir  hatten  Sie  schon  im  vorigen  Sommer  eingeladen, 
hierher  nach  Würzburg  zu  kommen  und  dieselben  Gegenstände  zu  berathen, 
welche  in  unserer  Tagesordnung  verzeichnet  sind;  aber  die  schwere  Heim- 
suchung, welche  über  eine  der  volkreichsten,  fleissigsten  und  gerade  auf 
dem  Gebiete  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  thätigsten  Städte  des  Deut- 
schen Reichs  hereingebrochen  ist  und  die  nicht  bloss  die  Stadt  Hamburg 
und  ihre  engere  Umgebung,  sondern  unser  ganzes  deutsches  Vaterland  in 
Mitleidenschaft  zog,  liess  es  uns  nicht  rathsam  erscheinen,  bei  dieser  Ein- 
ladung zu  beharren,  Sie  zu  veranlassen,  Ihre  häuslichen  und  Ihre  durch  die 
Gefahr  gesteigerten  öffentlichen  Geschäfte  liegen  zu  lassen,  um  hier  zu- 
sammenzutreten. Wir  mussten  also  auf  die  Zusammenkunft  verzichten  und 
mussten  sie  auf  dieses  Jahr  verschieben. 
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„Einer  Anregung  des  hiesigen  Ortsausschusses  folgend,  haben  wir  Sie 
diesmal  in  so  früher  Jahreszeit  eingeladen;  wir  haben  die  Pfingstwoche  zu 
unserer  Zusammenkunft  gewählt,  in  der  Annahme,  dass  diese  Zeit  besonders 
im  gegenwärtigen  Jahre  die  geeignetste  sein  möchte,  unsere  Berathnngen 
zu  pflegen. 

„Die  Stadt  Würzburg  haben  .wir  aus  verschiedenen  Gesichtspunkten 
als  Versammlungsort  gewählt.  Wir  hatten  zunächst  das  Bedürfniss,  wieder 
einmal  in  das  Königreich  Bayern  zu  kommen,  in  dasjenige  Land,  das  ja  auf 
dem  Gebiete  der  praktischen  Gesundheitspflege  und  namentlich  auch  auf  dem 
wissenschaftlichen  Gebiete  der  Hygiene  unter  den  Ländern  Deutschlands  be- 
sonders hoch  steht.  Ich  brauche  nur  den  Namen  Pettenkofer  zu  nennen, 
so  sagt  dieser  blosse  Name  mehr  als  ein  dickes  Buch,  in  dem  man  Jahre 
lang  lesen  und  lernen  könnte.  Wir  hatten  aber  auch  den  Wunsch,  nach 
Würzburg  zu  kommen,  in  diesen  alten  Sitz  kunstliebender  Bischöfe,  in  diese 
alte  Universitätsstadt,  in  der  gerade  die  medicinische  und  hygienische  Wissen- 
schaft sich  einer  besonderen  Pflege  erfreut  und  ihre  Vertreter  in  alle  Welt 
hinaussendet. 

„Ich  kann  aber  auch  nicht  leugnen,  dass  wir  mit  einer  gewissen  Freude 
daran  dachten,  in  dieses  schöne  Main-  und  Weinland  zu  kommen  und  dass 
wir  mit  Victor  Scheffel  sagten: 

^  Lagst  UDB  zur  scliönen  Sonimers/eit 
ins  Land  der  FraDken  fahren." 

„Aus  diesem  Sommer  ist  nun  allerdings  über  den  Herbst  und  Winter 
hinaus  wieder  das  Frühjahr  gekommen;  aber  ich  darf  wohl  der  Hoffnung 
Ausdruck  geben,  dass  wir  uns  auch  im  Frühjahr  hier  wohl  befinden  mögen, 
und  dass  dieses  Wohlbefinden  in  frohem  Zusammensein  und  bei  einer  ange- 
nehmen, liebenswürdigen  Bevölkerung  einen  guten  Untergrund  geben  möchte 
für  die  erfolgreiche  Durchführung  unserer  ernsten  wissenschaftlichen  und 
praktischen  Berathnngen. 

„Bevor  wir  indessen  in  diese  Berathnngen  eintreten,  habe  ich  die  Freude, 
Ihnen  mitzutheilen,  dass  Vertreter  der  königlichen  Staatsregiemng,  der  Ge- 
meinde und  der  Universität  den  Wunsch  geäussert  haben,  den  Verein  bei 
pjintritt  in  seine  Geschäfte  hier  zu  begrüssen  und  ihm  ein  Willkommen 
zu  sagen." 

Regierungs-  und  Kreismediciiialrath  Dr.  Schmitt  (Würzburg): 

„Ilochgeehrte  Herreu!  Bei  Abwesenheit  des  königl.  Regierungspräsidenten, 
Sr.  Excellenz  des  Herrn  Grafen  von  Lux  bürg,  ist  mir  der  ehrenvolle  Auf- 
trag geworden,  Sie,  meine  Herren,  die  hier  versammelten  Mitglieder  des 
Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege,  im  Namen  der  unter- 
fränkischen Kreisregierung  zu  begrüssen  und  willkommen  zu  heissen. 

„Meine  Herren !  Die  hochwichtigen  Fragen,  welche  Sie  auf  die  Tages- 
ordnung Ihrer  gegenwärtigen  Versammlung  gesetzt  haben,  greifen  zum 
grossen  Theile  ebenso  tief  in  das  bürgerliche  Leben ,  wie  in  das  Gebiet  der 
inneren  Verwaltung  ein,  dass  es  kaum  der  Versicherung  bedarf,  welchen 
regen  und  innigen  Antheil  die  Regierung  sowohl  an  der  Discussion,  Regelung 
und  Lösung  dieser  Fragen,  wie  an  dem  Verlaufe  und  an  dem  Resultate  Ihrer 
Vorhandlungen  im  Allgemeinen  nimmt.     Ich  rechne  es  mir   zur  besonderen 
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Khre  und  grossen  Freude,  dass  es  mir  vergönnt  ist,  diesem  Autheile  an 
Ihren  Verhandlungen  im  Namen  der  unterfränkischen  Kreisregierung  Aus- 
druck geben  zu  dürfen  und  daran  den  Wunsch  und  die  üeberzeugung 
knüpfen  zu  können,  dass  Ihre  gegenwärtige  Versammlung  und  die  daran 
sich  knüpfenden  Verhandlungen  denselben  glänzenden  Verlauf  und  denselben 
eminenten  Erfolg  haben  wird,  wie  alle  Tlu'e  früheren  Versammlungen.  In 
diesem  Wunsche  und  in  dieser  Hoffnung  und  Üeberzeugung,  meine  Herren, 
lieisse  ich  Sie  wiederholt  von  ganzem  Herzen  willkommen." 

Bürgermeister  Hofrath  Dr.  Steidle  (Würzburg):  „Meine  hoch- 
verehrten Heri'en !  Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
ist,  wie  bereits  anderweit  gesagt  wurde,  überall  ein  hochwillkommener,  gern 
gesehener  Gast.  Immer  mehr  und  mehr  wird  die  eminente  culturelle  Mis- 
sion —  drei  Worte,  die  mir  freilich  die  Sprachreiniger  schwer  verzeihen 
werden  —  die  hervorragende  volksbildende  Aufgabe  dieses  Vereins  an- 
erkannt, die  Aufgabe  vorzubereiten  und  vorzusorgen  überall,  wo  die  Gesund- 
heitspflege es  erheischt,  in  Bezug  auf  Wohnung,  Kleidung,  Nahrung  und 
Lebensweise  des  Menschen ,  in  Bezug  auf  ihre  Arbeit  und  ihre  Beschäfti- 
gung, mag  nun  diese  uns  erwarten  bei  den  Waffen,  bei  dem  Pfluge,  bei  den 
Büchern  oder  bei  der  Maschine,  in  der  stillen  Stube  des  Gelehrten  oder 
Beamten  oder  in  den  geräuschvollen  Räumen  einer  Fabrik.  Die  Gesund- 
heitspflege hat  vorzuarbeiten  und  vorzusorgen-  schon  vor  der  Ankunft  der 
Neugeborenen  und  noch  nach  dem  letzten  Athemzuge  der  Scheidenden;  sie 
hat  alle  Lebensverhältnisse  zu  durchdringen.  Die  hohe  Aufgabe  und  die 
hohen  Leistungen  des  Vereins  für  Öffentliche  Gesundheitspflege  sind  auch 
bereits  anerkannt  worden  von  Seiten  der  Regierungen  aller  deutschen 
Staaten,  insbesondere  von  Seiten  unserer  königlich  bayerischen  Staatsregie- 
iiing,  der  königlichen  Kreisregieining,  der  Städteverwaltungen  und  sogar  an 
Allerhöchster  Stelle.  Zeugniss  dafür  ist,  dass  dieses  Sitzungslocal  uns  von 
Seiner  Königl.  Hoheit  dem  Prinzen  Luitpold  von  Bayern ,  des  Königreiches 
Bayern  Allergnädigstem  Verweser,  eingeräumt  wurde,  dieses  Sitzungslocal, 
zu  dem  wir  hinaufgestiegen  sind  über  eine  wahre  Scala  regia,  über  das 
prachtvollste  Treppenhaus,  das  die  Welt  kennt,  denn  alle  Kunstverständigen 
sind  darin  einig,  ein  schöneres  Treppenhaus  giebt  es  nicht  als  das  in  der 
Würzburger  Residenz!  So  sei  denn  Seiner  Königlichen  Hoheit  dem  Prinz- 
Regenten  Luitpold  von  Bayern,  der  Höchstsein  eigenes  Residenzschloss  für 
die  Sitzungen  der  18.  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche' 
Gesundheitspflege  einzuräumen  geruht  hat,  unser  erster  Dank  gebracht! 

.,ünd  nun  danke  ich  Ihnen  Allen,  meine  Herren,  dass  Sie  hierher  ge- 
kommen sind,  um  unsere  Stadt  mit  Ihrem  Besuche  zu  beehren,  einen  Sitz 
der  Musen,  einen  Sitz  der  Wissenschaften,  dessen  Name  weit  über  Deutsch- 
land und  Europa  herausgedrungen  ist,  bis  in  das  ferne  Nipon. 

„Meine  Herren!  Was  die  Stadt  Würzburg  in  Bezug  auf  die  Gesund- 
heitspflege bis  jetzt  geleistet  hat,  ersehen  Sie  aus  der  bescheidenen  Gabe, 
die  wir  Ihnen  in  einer  Festschrift  überreichen  Hessen.  Wir  dürfen  wohl 
ftagen,  wir  haben  viel  gethan;  aber  wir  haben  noch  viel  mehr  zu  thun,  und 
dass  diese  Erkenntniss  recht  eindringen  möge  in  das  Bewusstsein  der  Be- 
völkerung, in  das  Bewusstsein  aller  einzelner  Bürger,  die  uns,  die  Behörden» 

--  :    i>- 
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iu  UDBeren  Bestrebungen  für  die  Gesundheitspflege  unterstützen  müssen, 
dafür  möge  auch  die  gegenwärtige  Versammlung  wirken!  Mögen  aus  der 
gegenwärtigen  Versammlung,  aus  dem  Deutschen  Verein  für  öffentliche 
Gesundheitspflege,  viele  öi-tliche  Vereine  hervorgehen,  wie  wir  einen  solchen 
auch  bereits  in  Würzburg  besitzen!  Möge  insbesondere  —  und  das  ist  ein 
heisser  Wunsch  von  mir  —  aus  der  gegenwärtigen  Versammlung,  in  der 
viele  Vertreter  von  bayerischen  Städteverwaltungen  anwesend  sind,  endlich 
einmal  ein  bayerischer  Städtetag  hervorgehen,  damit  die  Vertreter  unserer 
Stadtverwaltungen  sich  darüber  einigen,  was  wir  anzustreben  und  welche 
Anträge  wir  an  die  gesetzgebenden  Factorcn,  an  die  Regierung,  zu  bringen 
haben. 

„Und  nun  zum  Schluss,  meine  Herren!  Die  Sage  legt  dem  Apostel 
der  Deutschen  die  Worte  in  den  Mund:  Tu  autem,  Herbipolis,  felix  esto! 
Möge  auch  die  erste  Tagung  des  Deutschen  Vereins  für  öfientliche  Gesund- 
heitspflege in  Würzburg  eine  segenspendende,  eine  segenverbreitende  sein 
weit  über  das  Weichbild  unserer  Stadt  hinaus  I 

„Dies  ist  der  Wunsch  der  Stadt  Würzburg,  in  deren  Namen  ich  Sie 
Alle  herzlich  willkommen  heisse!" 

Professor  Dr.   Scholz ,  Rector  der  Universität  (Würzburg): 

^Hochansehuliche  Versammlung!  Die  Gründe,  welche  den  Deutschen  Verein 
für  öffentliche  Gesundheitspflege  bewogen  haben,  hier  seine  18.  Jahresver- 
sammlung zu  halten,  entziehen  sich  selbstverständlich  dem  Urtheilc  eines 
Laien.  Einen  jedoch  glaube  ich  als  einen  der  ersten,  wenn  nicht  als  ersten 
ansehen  zu  sollen:  es  sei  nämlich  die  Wahl  der  Stadt  Würzburg  für  diese 
Versammlung  ein  Ehrenzeugniss  für  die  medicinische  P'acultät  unserer  Hoch- 
schule. Hat  ja  sie  doch  in  der  Reihe  ihrer  Schwestern  an  bevorzugter  Stelle 
mitgearbeitet,  den  Kreis  dieser  Wissenschaft  auf  jene  Höhe  zu  bringen, 
welche  vergangene  Jahrhunderte  nicht  geahnt  haben  und  die  kommende 
Jahrhunderte  noch  in  Staunen  setzen  wird.  Die  Ehre  einer  Universität  ist 
die  Zusammenfassung  der  Ehre  ihrer  berühmten  Lehrer  und  damit  weiter 
ihrer  Facultäten,  und  jede  Ehre,  die  diesen  widerfährt,  ist  auch  ihre  eigene^ 
Ehre. 

„Ich  habe  Ihnen  desswegen  als  derzeitige!'  Vertreter  der  Gesamnit- 
corporation  den  aufrichtigsten  Dank  für  die  Wahl  Würzburgs  auszusprechen 
und  bringe  Ihnen  im  Namen  der  Alma  Julia  den  herzlichsten  Willkomm - 
gruss  entgegen. 

„Von  Ihren  Versammlungen  ist  des  Guten  schon  so  viel  über  unser 
geliebtes  deutsches  Vaterland  ausgegangen,  dasa  die  Hoffnung  mehr  als  eiiu^ 
berechtigte  ist,  es  werde  auch  diese  Versammlung  eine  Quelle  des  Segens 
für  unser  Volk  sein.  Wenn  es  mir  vergönnt  ist,  Ihnen  auch  den  Glück- 
wunsch der  Alma  Julia  auszusprechen,  so  möchte  ich,  um  diesem  Gedanken, 
ich  möchte  sagen  mehr  Relief  zu  geben,  ihn  einkleiden  in  das  Wort  eines 
Mannes,  der  vor  26  Jahrhundci-ten  erleuchteten  Auges  die  ferne  Zukunft 
überschaute. 

„Möge  diese  Versammlung  in  der  Reihe  ihrer  Vorgängerinnen  und  in 
der  noch  unbekannten  ihrer  Nachfolgerinnen  ein  hervorragendes  Glied  sein, 
für  diic*   deutsche  Vaterland   das  Wort   zur  P^rfüllung  zu  bringen:   Non  erit 
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ibi  amplius  infans  dierum  et  seuex,  qui  non  impleat  dies  suos.  Nicht  wird 
es  dann  mehr  geben  einen  Säugling  von  wenigen  Tagen  und  nicht  einen 
Greis,  der  nicht  voll  durchlebte  seine  Jahre!" 

Professor  Dr.  Michel,   Decan    der   medicinischen  Facultät 

(Würzburg):  ^Hochansehnliche  Versammlung!  Als  derzeitigem  Decan  der 
medicinischen  Facultät  der  hiesigen  Hochschule  liegt  mir  die  angenehme 
Pflicht  ob,  Sie  in  Würzburgs  Mauern  ebenfalls  aufs  Herzlichste  willkommen 
zu  heissen.  Sind  auch  die  Mauern,  welche  die  klinischen  Institute  der 
Würzburger  medicinischen  Facultät  einschliessen ,  grösstentheils  von  altehr- 
würdiger Patina  überzogen,  so  werden  Sie  doch  Manches  in  denselben  finden, 
was  neu  oder  verbessert  erscheint  und  Ihr  Interesse  erregen  dürfte.  Vor- 
zugsweise möchte  ich  aber  Ihre  Aufmerksamkeit  lenken  auf  die  grossen 
Neubauten,  welche  den  vorbereitenden  Fächern  des  medicinischen  Studiums 
dienen.  Dass  wir,  wie  die  gesammte  medicinische  Welt,  das  grösste  und 
lebhafteste  Interesse  Ihren  verdienstvollen  Arbeiten  entgegenbringen,  brauche 
ich  wohl  kaum  hervorzuheben,  nachdem  die  Medicin  mehr  und  mehr  be- 
strebt ist,  der  prophylaktischen  Therapie  breiten  Raum  zu  schaffen.  Mit 
"dem  Willkommgruss  verbinde  ich  daher  den  herzlichsten  Wunsch,  dass 
Ihre  diesmaligen  Verhandlungen,  von  wahrem  Forschergeist  durchweht,  der 
Allgemeinheit  zum  Nutzen  und  zur  Belehrung  dienen  mögen.** 

Vorsitzender  Baurath  Stübben:  „Meine  Herren!  Ich  darf  wohl  in 
Ihrem  Namen  den  geehrten  Herren  Vorrednern  freundlichen  Bank  aussprechen 
für  die  Willkommensworte,  welche  wir  soeben  vernommen  haben.  Den  Staats- 
behörden und  den  Gemeindebehörden  sowohl,  wie  den  Vertretern  der  Alma 
Julia  sind  wir  in  der  That  zu  herzlichem  Danke  verpflichtet  schon  für  die 
freundlichen  Vorbereitungen,  die  Sie  zu  unserem  Hiersein  getroffen  haben, 
für  die  Hergabe  dieses  herrlichen  Sitzungssaales,  für  die  Herausgabe  der 
flchöneu  Festschrift,  die  bereits  in  unseren  Händen  ist,  und  für  alle  die  anderen 
Vorbereitungen.  Ich  danke  Ihnen  Allen  herzlichst  dafür  und  hoffe,  dass  die 
Würzburger  Versammlung,  wie  ihre  Vorgängerinnen,  dazu  dienen  möge, 
den  engen  Anschluss  unseres  Vereins  an  die  Staatsbehörden,  die  Gemeinde- 
behörden und  an  die  Vertreter  der  Wissenschaft  noch  mehr  zu  fördern  und 
zu  vertiefen.  Gerade  darin  beruht  ja  die  kraft-  und  segenspendende  Wir- 
kung unseres  Vereins,  dass  er  enge  Fühlung  hat  mit  den  Behörden  und  den 
Männern  der  Wissenschaft,  dass  er  dadurch  in  der  Lage  ist,  den  ersteren 
vorzuarbeiten  in  schwierigen  Fragen  der  Praxis,  und  dass  er  in  der  Lage 
ist,  die  weisen  Lehren  der  letzteren  in  immer  weitere  Kreise  des  Volkes  zu 
übertragen. 

„Ich  spreche  daher  nochmals  die  Hoffnung  aus,  dass  auch  diese  Ver- 
sammlung die  Zwecke  unseres  Vereins  fördern  möge,  und  dass  unsere  Ver- 
handlungen zum  Wohle  unsei'es  Volkes  ausschlagen  mögen.** 

Der  Vorsitzende  ersucht  hierauf  Herrn  Bürgermeister  Hofrath  Dr. 
St  ei  die  (Würzburg)  und  Herrn  Medicinalrath  Dr.  Merkel  (Nürnberg),  als 
stellvertretende  Vorsitzende,  und  den  ständigen  Secretär,  sowie  Herrn 
Privatdocenten  Dr.  Prausnitz  (München),  als  Schriftführer  ihn  bei  der 
Leitung  der  Geschäfte  zu  unterstützen. 
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Der  ständige  Secretär,  Sanitätsrath  Dr.  SpiesS  (Frankfurt  n.  M. 
▼erliest  hierauf  den 

Beohenschaftsbericht 

des 

Ausschusses  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits 
pflege  für  die  Zeit  von  September  1891   bis  Mai   1893. 


„Durch  Beschluss  der  Vereinsversammlung  in  Leipzig  wurde  der  Aus- 
schuss  für  das  Geschäftsjahr  1891/92  wie  folgt  zusammengesetzt: 

Oberbürgermeister  Adickes  (Frankfurt  a.  M.), 

Oberbürgermeister  Georgi  (Leipzig), 

Geheimrath  Dr.  von  Kerschensteiner  (München), 

Geheimer  Sanitätsrath  Dr.  Lent  (Köln), 

Oberingenieur  Andreas  Meyer  (Hamburg), 

Baurath  Stubben  (Köln)  und 

Dr.  Spie  SS  (Frankfurt  a.  M.),  ständiger  Secretär, 

„Nach  Schluss  der  Versammlung  trat  der  Ausschuss  zusammen  und 
wählte  gemäss  §.  7  der  Satzungen  Herrn  Baurath  Stubben  zum  Vor* 
sitzenden  für  das  Geschäftsjahr  1891/92. 


„Ferner  beschloss  der  Ausschuss  gemäss  dem  von  der  Versammlung  in 

Leipzig  gefassten  Beschluss,  eine  Eingabe  an  den  Herrn  Reichskanzler  betr. 

Untersuchungen   an  deutschen   Flüssen;  auf  diese  Eingabe  erfolgte 

unter  dem  8.  Juni  1892  folgende  Antwoi't: 

Berlin,   8.  Juni  1892. 

Der  Ausschuss  des  Deutschen  Vereins  für  öft'entliche  Gesundheitspflege  hat 
auf  Grund  der  von  der  letzten  Jahresversammlung  des  Vereins  gefassten  Be- 
schlüsse mittelst  Eingabe  vom  19.  März  d.  J.  die  Einleitung  systematischer 
Untersuchungen  über  die  Selbstreinigung  der  Flüsse  bei  mir  in  Anregung  ge* 
bracht.  Ich  habe  daraus  gern  Veranlassung  genommen,  die  Frage  durch  das 
Kaiserliche  Gesundheitsamt  einer  Prüfung  zu  unterwerfen.  Nach  dem  Ergebniss 
derselben  ist  jedoch  von  derartigen  Untersuchungen  der  erhoffte  Nutzen  nicht 
zu  erwarten.  Das  Gutachten,  welches  die  genannte  Behörde  erstattet  hat,  beruht 
auf  der  Erwägung,  dass  die  Art  und  AVeise,  wie  sich  die  Gewässer  der  ihnen 
zugeführten  Schmutzstoffe  entledigen,  eine  sehr  verschiedene  ist  und  insbesondere 
stets  abhängig  bleibt  von  der  Beschaffenheit  der  Verunreinigungen,  von  deren 
Mengenverhältniss,  von  der  Bewegung  des  Wassers,  auch  von  dem  in  der  Nähe 
der  Strommündungen  sich  geltend  machenden  Eiufluss  der  Ebbe  und  Fluth  und 
bei  Landscen  von  der  Einwirkung  des  Windes  auf  die  Wasseroberfläche.  Da» 
Gutachten  weist  darauf  hin,  dass  die  niederen  Algen  und  andere  Wasser])flanzen 
eine  hervorragende  Rolle  bei  dem  Processe  der  Selbstreinigung  spielen,  dass  ver- 
schiedene Bacterieuarten ,  welche  durch  ihre  Lebensvorgänge  die  organischen 
Stoffe  zersetzen,  daran  Theil  haben,  und  dass  das  Gedeihen  und  daher  auch  die 
Wirkung  dieser  Factoren  wiederum  von  der  Beschaffenheit  des  Bodens,  von  der 
Tiefe,  Zusanmiensetzung,  Bewegung  und  Temperatur  des  Wassers  abhängig  sei. 
Daraus  folgert  das  Kaiserliche  Gesundheitsamt  meines  Erachtens  mit  Recht,  dass 


•         •-?  •   #        • 
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die  Selbstreinigung  in  verschiedenen  Gewässern  und  sogar  in  einzelnen  Theilen 
desselben  Gewässers  durch  verschiedene  Ursachen  bedingt  sein  kann,  dass  Unter- 
suchungen der  angeregten  Art  somit  in  sehr  grosser  Zahl  an  den  verschiedensten 
Punkten  angestellt  werden  müssten,  und  dass  selbst  Untersuchungen  erschöpfendster 
Art  in  ihren  Ergebnissen  keineswegs  für  die  Dauer  als  maassgebend  gelten 
könnten,  da  die  Bedingungen  der  Selbstreinigung  unter  dem  Einflüsse  wirth- 
schaftlicher  und  baulicher  Veränderungen  im  Laufe  der  Zeit  sich  ändern. 

Bei  dieser  Lage  der  Verhältnisse  kann  ich  es  nicht  als  eine  Aufgabe  der 
Reichsverwaltung  betrachten,  der  von  dem  Verein  schon  wiederholt  erörterten, 
in  ihrer  Bedeutung  auch  von  mir  nicht  unterschätzten  Frage  unter  Aufwendung 
erheblicher  Kosten  und  Arbeitsleistungen  näher  zu  treten. 

Ich  habe  bisher  gern  meine  Zustimmung  dazu  gegeben,  wenn  das  Kaiser- 
liche Gesundheitsamt  den  Vorschlag  machte ,  in  Einzelfällen  auf  Ansuchen  der 
Betheiligten  unter  sorgfältiger  Berücksichtigung  der  besonderen  örtlichen  Ver- 
hältnisse Gutachten  über  die  Zulässigkeit  der  Einleitung  von  Abfallstoifen  in 
die  öffentlichen  Wasserläufe  abzugeben.  Die  so  begrenzten  Arbeiten  des  Gesund- 
heitsamtes sind  meines  Erachtens  nicht  ohne  praktischen  Nutzen  geblieben  und 
ich  werde  daher  auch  in  Zukunft  gleichartigen  Wünschen  mein  Entgegenkommen 
gern  bekunden.  Bei  aller  Anerkennung  der  Bestrebungen  des  Vereins  glaube 
ich  aber  zur  Zeit  nicht  weiter  gehen  zu  dürfen. 

Der  Beichskanzler. 

l,  V.: 

von  Boetticher. 


„Die  beiden  von  der  Versammlung  in  Braunschweig  gestellten  Preis - 
aufgaben,  betr.  Lüftung  und  Heizung  von  Arbeiterwohnungen,  welche 
in  Gemeinschaft  mit  dem  „Verein  zur  Förderung  des  Wohles  der  Arbeiter 
Concordia^  erlassen  waren,  haben  ihre  Erledigung  gefunden. 

^Der  eine  Preis  von  500  Mark  für  die  beste  Arbeit  über  Lüftung  von 
Arbeiterwohuungen  wurde  keiner  der  zehn  eingegangenen  Bearbeitungen 
zuerkannt,  da  nach  dem  Urtheil  der  Preisrichter,  der  Herreu  Professor 
Hermann  Fischer,  Commercienrath  Henneberg  und  Professor  Mei- 
dinge r,  keine  der  Arbeiten  den  gestellten  Bedingungen  entsprach;  doch 
wurde  auf  Antrag  der  Preisrichter  den  drei  relativ  besten  Lösungen  je  ein 
Theil  des  Preises  gewährt. 

„Für  die  zweite  Preisaufgabe,  betr.  Kbchöfen  für  Arbeite r- 
wohnungen,  hatten  die  Herren  Prof.  Rietschel,  Ingenieur  Sammüller 
und  Ingenieur  C.  Keuss  das  Preisrichteramt  übernommen.  Die  Zahl  der 
eingesandten  und  in  Berlin  aufgestellten  und  von  der  Commission  geprüften 
Kochöfen  betrug  21  und  wurde  von  den  Preisrichtern  der  erste  Preis  von 
600  Mark  dem  Eisenwerk  Kaiserslautern,  der  zweite  Preis  von  400  Mark 
dem  Töpfermeister  Werneyer  in  Berlin  zuerkannt. 

„Die  beiden  Gutachten  der  Preisrichter  sind  in  der  Deutschen  Viertel- 
jahrHSchrift  für  öffentliche  Gesundheitspflege  veröffentlicht  und  liegen  hier 
auf  dem  Tische  auf. 


„Der  AusSchuss  trat  am  20.  und  21.  Februar  1892  zu  einer  Sitzung 
in  Frankfurt  a.  M.  zusammen,  bestimmte  Würzburg  als  Ort  der  nächsten 
Versammlung,  als  Zeit  die  Tage  vom   8.  bis   11.  September  1892  und 
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als  Themata    und   Referenten   die  den  Mitghedern  seiner  Zeit   mit- 
getheilten. 

„Als  im  Sommer  des  Jahres  1892  die  Cholera  mit  grosser  Heftigkeit  in 
Hamburg  auftrat,  beschloss  der  Ausschuss,  entsprechend  dem  Vorgehen  der 
Vorstände  anderer  Wanderversammlungen,  im  Herbst  1892  die  Versamm- 
lung des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  ausfallen  zu 
lassen. 

^ In  einer  weiteren  Sitzung  am  28.  und  29.  Januar  1893  beschloss 
der  Ausschuss,  für  die  diesjährige  Versammlung  Würzburg,  das  sich  in  ent- 
gegenkommendster Weise  auch  dieses  Jahr  dazu  bereit  erklärt  hatte,  als  Ort 
beizubehalten,  als  Zeit  aber  die  Tage  vom  2  5.  bis  28.  Mai,  die  zweite 
Hälfte  der  Pflngstwoche,  zu  wählen,  um  einer  etwaigen  Beeinträchtigung 
der  Versammlung  durch  erneutes  Auftreten  der  Cholera  im  Sommer  thun- 
lichst  vorzubeugen.  Die  Themata  und  Referenten  sind  dieselben  geblieben, 
wie  sie  für  das  vorige  Jahr  bestimmt  waren.  Die  Absicht  des  Ausschusses, 
auf  der  diesjährigen  Versammlung  auch  die  Cholerafrage  zur  Verhand- 
lung zu  bringen,  wofür  die  Herren  Geheimrath  Dr.  v.  Kerschensteiner  und 
Professor  Dr.  Gaff  ky  die  Referate  übernommen  hatten,  musste  aus  unvorher- 
gesehenen Gründen  aufgegeben  werden,  wie  dies  den  Mitgliedern  seiner  Zeit 
mitgetheilt  wurde. 

.^Es  lautet  demgemäss  die 

Tagesordnung: 

Mittwooh,  den  24.  Mai. 

s  Uhr  Abends:   Gesellige  Vereinigung  zur  Begrüssung  im  Hotel  Schwan, 
Büttnersgasse  26  und  28. 

Donnerstag  y  den  25.  Mai. 

9  Uhr  Vormittags:    Erste  Sitzung   im   weissen   Saale   der   königlichen 
Kesidenz. 

Eröffnung  der  Versammlung.  —  Geschäftliche  Mittheilungen. 

I.    Die  unterschiedliche  Behandlung  der  Bauordnungen   fUr  da» 
Innere,  die  Anssenbezirke  und  die  Umgebung  tod  Städten. 

Referenten:  Oberbürgermeister  Adickes  (Frankfurt  a.  M.), 
Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe). 

II.    Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Brotbereitoug. 

Referent:  Professor  Dr.  K.  B.  Lehmann  (Würzburg). 

3  Uhr  Nachmittags:  Excursionen  in  zwei  Gruppen: 

1.  Neues  Amt-  und  Landgcrichts-Gefangniss,  Trommolwehr,  Brau- 
haus Wurzburg. 

2.  Hauger    Schulhaus,    Schlachthaus    mit    Kühlanlage,    Militär- 
bäckerei. 

7  Uhr  Abends:   Festessen  mit  Damen  im  grossen  Saale   der  Harmonie 
(Hofstrasse  3). 

Nach  dem  Essen:    Zwanglose  Vereinigung  in  den  Räumen  der 
Harmonie. 
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Freitag  y  den  26.  Mai. 

9  Uhr  Vormittags:   Zweite  Sitzung   im  weissen  Saale   der  königlichen 
Residenz. 

III.  Die  Grondsfitze  richtiger  Ernährung  und  die  Mittel,  ihnen  bei 
der  ftrmereu  Bevölkerung  Geltung  zu  Terschaflten. 

Referenten:  Privatdocent  Dr.  Ludwig  Pfeiffer  (München). 
Stadtrath  Fritz  Halle  (Wiesbaden). 

12  Uhr:    Frühschoppen,    dargeboten    von   der  Stadt  Würzburg   im 
Bürgerhospitale  zum  „Heiligen  Geist^  (Semmelstrasse  2). 

3  Uhr  Nachmittags:    Gemeinsamer  Ausflug  mit  Damen  nach   Veits- 
höchheim. 

Sonnabend  y  den  27.  Mai. 

9   Uhr  Vormittags:    Dritte  Sitzung  im  weissen  Saale  der  königlichen 
Residenz. 

IV.  YorbeugungsmaaKsregeln  gegen  Wasservergendung* 

Referent:  Wasserwerkdirector  Kümmel  (Altona). 

V.  Die  Verwendung  des  wegen  seines  Aussehens  oder  in  genund- 
heitliclier  Hinsicht  zu  beanstandenden  Fleisches,  einschliesslich 
der  Cadaver  kranker,  getSdteter  oder  gefallener  Tliiere. 

Referent:   Oberregierungsrath  Dr.  Lydtin  (Karlsruhe). 

3  Uhr  Nachmittags:   Besichtigung  der  königl.  Residenz. 

4  Uhr  Nachmittags:   Excursionen  in  drei  Gruppen: 

1.  Schürer's  Tabakfabrik,  Oppmann's  Schaum weinfabrik. 

2.  Juliusspital,    Universitätsinstitute,    Privatkliniken,    Siligmül- 
ler'sche  Schaamweinfabrik. 

3.  Neues  Gerichtsgebäude,  Conserven-  und  Chocoladefabrik  von 
Wucherer,  Lang'sche  Schaumweinfabrik. 

öYj  Uhr  Abends:  Gar  teufest  im  Platz'schen  Garten  (Sanderglacisstrasse  2), 
gegeben  von  der  „ Harmoniegesellschaft ". 

Sonntag  y  den  28.  Mai. 

Ausflug  nach  Rothenburg  ob  der  Tauber. 
Daselbst  Aufführung  des  historischen  Festspiels:   „Der  Meistertrunk". 


„Aus  Anlass  des  70jährigen  Geburtstages  Pasteur's  am  26.  December 
1892  hat  der  Ausschuss  Namens  des  Vereins  ein  Glückwunschschreiben  an 
den  greisen  Forscher  gesandt. 


10  XVIII.  Versammlung  des  Deutschen  Vereins 

„Die  Rechnungsablage  für  die  beiden  Jahre  1891  und  1892,  für 
welche  zusammen  hier  Rechnung  gestellt  wird,  wurde  vom  Ausschuss  ge- 
prüft und  richtig  befunden.    Es  betrug 

Cassensaldo  am  l.  Januar  1891  .    .    .    2143*22  Mk. 
Einnahmen  im  Jahre  1891    ....    8530*00     „ 
„  n        ^     1892    ....    9302*95     „ 

Zusammen     19  976*17  Mk. 

Dagegen  an  Ausgaben  1891     .    .    .    8423*39  Mk. 
„  „  „  1892     ..    .    8692*35     „ 

Zusammen     17115*74  Mk. 
Bleibt  ein  Cassensaldo  für  1893  von       2  860*43  Mk. 


„Die  Mitgliederzahl  des  Vereins  betrug  zu  Ende  des  Jahres  1891 
1393.  Von  diesen  sind  im  Laufe  des  Jahres  1892  und  1893  ausgetreten 
210,  davon  40  durch  den  Tod. 

„Es  sind  dies  die  Herren: 

Rezirksingenieur  Bartholomäus  (Leipzig). 

Geheimer  Medicinalrath  Dr.  Burghard  (Hannover). 

Regierungs-  und  Medicinalrath  Dr.  Dieterich  (Posen). 

Privatdocont  Dr.  Engesser  (Freiburg  i.  B.). 

Director  Euler  (Kaiserslautern). 

Dr.  Ey seiein  (Blankenburg  am  Harz). 

Stadtarzt  Dr.  Faistauer  (Salzburg). 

Medicinalrath  Feederle  (Mühlheim  i.  B.). 

Bankier  von  Feustel  (Bayreuth). 

Oberbürgermeister  von  Forckenbeck  (Berlin). 

Sanitätsrath  Dr.  Fr eu den t heil  (Wiesbaden). 

Staatsrath  Dr.  von  Gärtner  (Stuttgart). 

Geheimer  Medicinalrath  Dr.  Hei w ig  (Mainz). 

Fabrikant  Hoesch  (Düren). 

Geheimer  Oberregierungsrath  Hübner  (Berlin). 

Professor  Dr.  Joes  sei  (Strassburg). 

Medicinalrath  Dr.  Köttnitz  (Streitberg). 

Medicinalrath  Dr.  Kraus  (Hamburg). 

Medicinalrath  Dr.  Krügier  (Waren  in  Mecklenburg). 

Ingenieur  Kurt  (Frankfurt  am  Main). 

Redacteur  Lammers  (Bremen). 

Medicinalrath  Dr.  Martin  (München). 

Medicinalbeamter  Müller  (Hamburg). 

Dr.  med.  Otto  (Ansbach). 

Sanitätsrath  Dr.  Pauly  ( Ebers walde). 

Polizeiarzt  Dr.  Rathgen  (Hamburg). 

Professor  Dr.  Reichardt  (Jena). 

Geheimer  Medicinalrath  Dr.  Rockwitz  (Cassel). 
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Generalarzt  Professor  Dr.  Ruth  (Dresden). 

Gerichtsarzt  Dr.  Schulze  (Frauenstein). 

Bezirksarzt  Dr.  Schwenninger  (Neumarkt). 

Professor  Dr.  Seitz  (München). 

Bürgermeister  von  Stromer  (Nürnberg). 

Dr.  med,  Thiry  (Freiburg  i.  B.). 

Regierungs-  und  Medicinalrath  Dr.  Voigt  (Magdeburg). 

Dr.  med.  Waldow  (Güstrow). 

Generalarzt  Dr.  Weber  (Wiesbaden). 

Geheimer  Oberbaurath  Wiebe  (Berlin). 

Geheimer  Medicinalrath  Dr.  von  Wild  (Cassel). 

Oberbaurath  von  Zenetti  (München). 

„Neu  eingetreten  sind  179  Mitglieder,  so  dass  der  Verein  zur  Zeit 
1362  Mitglieder  zahlt  i),  von  denen  304  als  in  W^ürzburg  anwesend  ge- 
meldet sind.^ 


Vorsitzender  Baurath  Stfibben:  „Meine  Herren!  Wie  Sie  aus  dem 
Bericht  des  Herrn  Secretärs  gehört  haben,  hat  der  Tod  eine  reiche  Ernte 
uDter  unseren  Mitgliedern  gehalten.  Unter  den  40  Verstorbenen  befindet 
sich  eine  ganze  Reihe  hervorragender  Männer  der  Wissenschaft,  der  Praxis 
und  der  Verwaltung.  Wir  werden  denselben,  wie  allen  unseren  verstorbenen 
Mitgliedern,  ein  treues  Andenken  bewahren  und  werden  uns  stets  erinnern^ 
was  sie  uns  gewesen  sind.  Ich  fordere  Sie  auf,  das  Andenken  der  Verstorbenen 
dadurch  zu  ehren,  dass  Sie  sich  von  Ihren  Sitzen  erheben.    (Geschieht.) 

„Was  den  Krlass  des  Herrn  Reichskanzlers  betrifft  in  Bezug  auf  unseren 
Antrag:  Die  Untersuchung  der  Flüsse  in  Betreff  der  Selbstreinigung  derselben, 
so  hat  der  Ausschuss  darüber  berathen  und  ist  zu  dem  Entschluss  gekommen, 
vorläufig  im  Verein  diese  Frage  nicht  weiter  zu  behandeln,  wohl  a])er  den 
betheiligten  Gemeinden  und  Personen  zu  empfehlen,  das  Anerbieten  des 
Herrn  Reichskanzlers,  die  Mitwirkung  des  Reichsgesundheitsamtes  bei  ein- 
tretenden Fällen  zur  Verfügung  zu  stellen,  in  geeigneten  Fällen  anzunehmen 
und  zu  benutzen.  Ausserdem  aber  empfiehlt  der  Ausschuss  den  Gemeinden 
nunmehr  selbst,  soweit  es  die  örtlichen  Verhältnisse  zulassen,  in  die  Unter- 
suchung dieser  Fragen  einzutreten,  also  namentlich  die  bacteriologische 
Untersuchung  der  Flussläufe  oberhalb  und  unterhalb  der  Städte  von  sach- 
verständigen, wissenschaftlich  bewährten  Personen  eintreten  zu  lassen,  wie 
das  ja  die  Stadt  München  seit  Jahren  bereits  gethan  hat,  wie  es  in  Dresden 
geschehen  ist,  wie  das  auch  in  Hamburg  gegenwärtig  geschieht  und  wie  es 
in  Köln  im  vorigen  Jahre  ausgeführt  wurde. 

„Was  die  Kölner  Untersuchungen  betrift\,  so  darf  ich  wohl  die  Mit- 
theilung machen,  dass  dieselben  von  Professor  Dr.  Stutzer  in  Bonn  und 
Dr.  Knublauch  in  Köln  ausgeführt  sind  und  in  der  nächsten  Nummer  den 
Centralblattes  für  allgemeine  (lesundheit^pflege,  welches  in  Bonn  erscheint, 

')  Die  Zahlen  sind  die  nach  Schluss  der  Versummlung  i'eä>tgestellten. 
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abgedruckt  werden  sollen,  und  es  mögen  Diejenigen,  welche  besonderes 
Interesse  daran  haben,  dort  von  den  Resultaten  dieser  Untersuchungen 
Kenntniss  nehmen. 

„Auch  die  Stadt  Würzburg  hat,  wie  mein  Herr  Nachbar  zur  Rechten 
mir  soeben  sagt,  dbrch  Herrn  Professor  Lehmann  diese  Untersuchungen 
im  Main  eintreten  lassen,  und  es  ist  zu  hoffen,  dass,  wenn  die  einzelnen 
Städte,  denen  die  Sache  ja  besonders  nahe  liegt,  solche  Untersuchungen  in 
ausgedehnterem  Maasse  veranstalten,  daraus  ein  segensreiches  Material,  auf 
welchem  weitergebaut  werden  kann,  hervorgehen  wird. 

„Dann  habe  ich,  bevor  wir  in  unsere  Vorträge  eintreten,  Ihnen  noch 
einen  dringlichen  Antrag  des  Ausschusses  zu  unterbreiten.  Wie  Ihnen  be- 
kannt, wird  in  einigen  Wochen,  nämlich  am  30.  nächsten  Monats,  Herr 
Geheimrath  Professor  Dr.  Max  v.  Pettenkofer  in  München  sein  ÖOjähriges 
Jubiläum  als  Doctor  medicinae  feiern.  Der  Ausschuss  ist  sich  bewusst,  dass 
der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  an  diesem  Tage  nicht 
zurückstehen  darf,  sondern  dem  hochberühmten  Forscher  seine  Glückwünsche 
in  geeigneter  Form  darbringen  muss,  und  der  Ausschuss  schlägt  Ihnen  als 
eine  geeignete  Form  der  Anerkennung  diejenige  vor,  dass  der  Verein  den 
Herrn  Professor  von  Pettenkofer  zu  seinem  Ehrenmitgliede 
ernennt,  zum  ersten  Ehrenmitgliede,  das  der  Verein  überhaupt  besitzt. 
(Beifall.) 

„Meine  Herren!  Das  zu  begründen,  werden  Sie  mir  gütigst  erlassen. 
In  einer  Versammlung,  wie  dieser,  hiesse  es  Eulen  nach  Athen  tragen,  wollte 
man  die  hohen  unsterblichen  Verdienste  in  Worte  fassen,  welche  Herr  von 
Pettenkofer  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  gesammelt, 
wollte  man  die  Forschungsergebnisse  aufzählen,  die  er  der  ganzen  Welt  zu- 
gänglich gemacht  hat.  Ich  darf  Ihnen  desshalb  empfehlen,  dem  Antrage 
des  Ausschusses  beizutreten,  bitte  aber  vorher,  wenn  Jemand  zu  dem  An- 
trage das  Wort  ergreifen  will,  dies  zu  thun. 

„Wenn  sich  Niemand  zum  Worte  meldet,  so  darf  ich  wohl  den  Antrag 
des  Ausschusses  zur  Abstimmung  bringen  und  bitte  Diejenigen,  welche  dafür 
sind,  welche  den  Ausschuss  ermächtigen  wollen,  in  einem  künstlerisch  aus- 
gestatteten Diplom  am  30.  Juni  den  Herrn  Professor  Dr.  von  Pettenkofer 
zum  Ehrenmitgliede  des  Vereins  zu  ernennen,  «ich  von  ihren  Sitzen  zu  er- 
heben.    (Sämmtliche  Anwesende  erheben  sich.) 

„Ich  stelle  fest,  dass  in  einstimmiger  Weise  dieser  Beschluss  ge- 
fasst  ist  und  hoffe,  dass  dadurch  dem  verehrten  Herrn  eine  Freude  bereitet 
werden  wird. 

„Dann,  meine  Herren,  habe  ich  vor  Eintritt  in  die  Tagesordnung  noch 
die  Freude,  Ihnen  mittheilen  zu  können,  dass  Se.  Excellenz  der  preussische 
Minister  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medicinal -Angelegenheiten  den 
Herrn  Geh.  Medicinalrath  und  vortragenden  Rath  Dr.  Pistor  beauftragt 
hat,  ihn  bei  den  hiesigen  Verhandlungen  zu  vertreten.^ 

Hierauf  wird  in  die  Tagesordnung  eingetreten. 
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Die  unterschiedliclie  Behandlung  der  Bau- 
ordnungen für  das  Innere,  die  Aussenbezirke  und 

die  Umgebung  von  Städten. 

V 

Leitsätze 

der  Referenten  Oberburgermeister  Ad  ick  es  (Frankfurt  a.  M.)  und  Oberbau- 

rath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe). 

1. 

Die  rasche  Bevölkerungszunahme  der  meisten,  namentlich  der  grösseren 
deotschen  Städte,  und  die  ausserordentliche  Bedeutung  guter  Wohnverhältnisse 
für  die  gesammte  sociale  Entwickelung  lassen  eine  zweckentsprechende 
bauliche  Anlage  der  neuen  Stadttheile  als  eine  Angelegenheit  von 
grÖBster  Wichtigkeit  erscheinen. 

2. 

Die  für  die  meist  eng  bebauten  älteren  Stadttheile  erlassenen  oder  z u 
erlassenden  baupolizeilichen  Bestimmungen  können  naturgemäs» 
wegen  der  nothwendigen  Rücksichtnahme  auf  die  einmal  vorhandenen  hohen 
Grundwerthe  den  Anforderungen  der  Gesundheitspflege  und  Socialpolitik  nur 
in  sehr  beschränkter  und  bedingter  Weise  gerecht  werden  und  sind  daher  an 
sich  nicht  geeignet,  auf  die  neuen  Stadttheile  Anwendung  zu  finden, 
in  denen  es  sich  zum  grössten  Theil  noch  um  reines  Ackerland  oder  un- 
fertiges Baugelände,  im  Uebrigen  aber  um  dünner  bebaute  Grundstücke 
handelt. 

3. 

Die  diesen  Erwägungen  zuwiderlaufende,  aber  in  fast  allen  Städten  herr- 
schende gleiche  Behandlung  der  Altstadt  und  der  neuen  Stadt- 
theile hat  zugleich  mit  einer  weit  über  das  socialpolitisch  zulässige  Maass 
hinausgehenden  Zusammendrängung  der  Bevölkerung  die  äusserste 
Ausnutzung  des  Baugeländes  und  —  da  die  Bodenpreise  wesentlich  durch 
das  polizeilich  zugelassene  Maass  der  baulichen  Ausnutzung  mitbestimmt  werden  — 
eine  durchaus  ungesunde  Steigerung  der  ßodenpreisc  zur  Folge  gehabt, 
welche  alle  Versuche  einer  im  allgemeinen  Interesse  dringend  zu  fordernden, 
weiträumigeren  Gestaltung  der  neuen  Bauquartiere  auf  das  Aeusserste  er- 
schwert. Ausserdem  wird  durch  die  einfache  Uebertragung  der  altstädtischeu 
Bestimmungen  eine  den  verschiedenen  Anbaubedürfnissen  (grössere  und 
kleinere  Wohnungen,  Fabriken  und  kleinere  gewerbliche  Anlagen)  entsprechende 
Kintheilung  und  Ausgestaltung  der  neuen  Stadttheile  gehindert. 

4. 
Die^an  manchen  Orten  sich  findenden  Sonderbestimmuugen  über 

a)  sehr  dicht  bebaute  ältere  Grundstücke, 

b)  Grundstücke,  welche  nicht  an  regulirten  und  canalisirten  Strassen  liegen» 

c)  bisher  schon  bebaute  Plätze  im  Vergleich  zu  leeren, 

d )  Fabrikbezirke, 

e)  Bezirke  mit  offener  Bauweise 

genügen  nicht,  um  der  Bevölkerung  der  neuen  Stadttheile,  namentlich  den  Un- 
bemittelten, gute  Wohnungsverhältnisse  zu  sichern;  vielmehr  bedarf  es 
umfassender,  zu  einem  einheitlichen  Ganzen  verbundener  Sonderbestimmungen 
für  die  neuen  Stadttheile,  um  durch  dieselben  im  Auschluss  au  die  Be- 
bauungspläne   und   die  von  der  Stadterweiteruug  nach  Lage  der  örtlichen  Ver- 
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hältnisse  zu  lösenden  Aufgaben,  allenBcvölkerungscIassen  ein  weiträumiges 
und  gesundes  Wohnen  zu  sichern,  und  den  verschiedenen  Anbaubedürf- 
nissen —  soweit  die  Verhältnisse  dies  gestatten  —  in  fest  abgegrenzten  Be- 
zirken (Wohn-,  Fabrik-,  ((emischten  Vierteln)  Rechnung  zu  tragen. 

5. 
Insbesondere  bedarf  es  energischer  Vorschriften  zur  dauernden  V e r  - 
hiuderunf^  der  übermässigen  Ausnutzung  der  Baugrundstücke, 
sowohl  durch  angemessene  Beschränkung  der  Gebäudehühcn,  als  durch 
P^esthaltung  genügender  freier  Ilofräume  und*  unter  Umständen  auch  freier 
Käume  zwischen  Gebäuden  (Bauwich),  und  zwar  sollt«  der  Flächenraum 
der  unbebaut  zu  lassenden  Grund stückstheile  auch  von  der  Zahl  und  Be- 
schaffenheit der  auf  dem  Grundstück  anzulegenden  Wohnungen  abhängig 
gemacht  werden,  wobei  unter  Umständen  Vorgärten  und  auch  Theile  breiterer 
Strassen  mit  zur  Anrechnung  gebracht  werden  könnten. 

6. 
Die  durch  die  Verhältnisse  gebotenen  Unterschiede  in  Bezug  auf  den  Grad 
der  zulässigen  Baudichtigkeit  lassen  sich  in  der  Regel  nur  mittelst  fester 
Grenzen  zwischen  bestimmten  Zonen  oder  Bezirken  sichern,  wobei  nach 
Umständen  Uebergangsbestimmungen  für  gewisse  schon  in  die  Bebauung 
hineingezogene  Grundstücke  vorzusehen  sind. 

7. 

Bei  rationeller  Gestaltung  der  Vorschriften  über  Feuersicherheit  und 
contructive  Festigkeit  bedarf  es  keiner  Abstufungen  derselben  für  die 
einzelnen  Stadttheile ;  es  ergeben  sich  eben  von  selbst  auf  weiträumiger  be- 
bautem Gelände  mannigfache  Verbilligungen  beim  Bauen. 

8. 
Zweckmässig  sind  Unterschiede  in  der  Breite  und  Befestigung  der 
Strassen,  in  der  Behandlung  von  Vorräumen,  sowie  in  der  Construction 
etlicher  Baugegenstände  an  und  vor  den  Häusern.  Dessfallsige  Anordnungen 
sind  aber  nicht  nach  Stadttheilen  zu  gliedern,  sondern  nach  dem  Charakter  der 
einzelnen  Strassen  und  Blöcke. 

y. 

Unter  neuen  Stadttheilen  im  Sinne  dieser  Leitsätze  (vergl.  2.  3.  4.)  ist  nicht 
nur  das  augenblicklich  zur  städtischen  Gemarkung  gehörige  Gelände  zu  ver- 
stehen; vielmehr  müsste  alsbald  das  gesammte,  in  absehbarer  Zeit  in 
städtische  VerhältnisseeintretendeGebiet  von  einheitlichen  Gesichts- 
punkten aus,  und  zwar,  insoweit  eine  entsprechende  Erweiterung  der  städtischen 
Oemarkung  unth unlieb  ist,  vermittelst  Zusammenwirkens  aller  zuständigen  Be- 
hörden, den  vorerwähnten  baupolizeilichen  Beschränkungen  unterworfen  werden. 

10. 
Ausser  den  baupolizeilichen  Vorschriften  sind  vielfach  privatrechtliche 
Vereinbarungen  und  Bestimmungen  über  Bebauung  und  Benutzung  be- 
stimmter Bezirke  oder  Baublöcke  empfehlenswerth,  weil  dieselben  eine  grössere, 
den  Bedürfnissen  genau  angepasste  Individualisirung  und  weitergehende  Be- 
schränkungen (z.  B.  Ausschluss  von  Etagenwohnungen,  von  Wii*th8chafteu  u.  a.  m.) 

gestatten. 

11. 

Die  hier  geforderten  Souderbestimmungcn  für  die  neuen  Stadttheile  sind 
nach  Maassgabe  des  Landesrechtes  durch  Gesetz,  Verordnung  oder  Ortsatatut 
herbeizuführen. 

L  an  desgesetzliche  Aus  führungsbestimmungeu  zur  Ge  wer  be- 
er dnung  (§.  23,  3)  würden  zwar  in  einigen  Beziehungen  den  Erlass  von  Vor- 
schriften über  Fabrikviertel  erleichtern,  sind  aber  keine  Vorbedingung  für  Ein- 
führung dieser  Sonderbestimmungen  durch  Polizeiverordnung. 
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Referent  Oberbürgermeister  Adickes  (Frankfurt  a.  M.): 

„Indem  ich  mich  anschicke,  über  eine  der  wichtigsten  Fragen  der 
Stadterweiterung,  „die  unterschiedliche  Behandlung  der  Bauordnungen  für 
<las  Innere,  die  Aussenbezirke  und  die  Umgebung  von  Städten^,  ein  ein- 
leit-endes  Referat  zu  erstatten,  befinde  ich  mich  in  einer  nicht  geringen 
Verlegenheit. 

„Die  auf  das  Engste  zusammenhängenden  Fragen  der  Bauordnung  und 
■der  Stadterweiterung  sind  in  Deutschland  seit  20  Jahren  in  lebhaftem  Fluss 
und  insbesondere  in  diesem  Verein  fast  von  seinem  Entstehen  an  lebhaft 
und  eingehend  erörtert  worden. 

„Nachdem  sie  zum  ersten  Male  auf  der  ersten  Wanderversammlung 
des  Verbandes  deutscher  Architekten-  und  Ingenieurvereine  in  Berlin  am 
24.  September  1874  auf  Grund  gemeinschaftlicher  Thesen  meines  verehrten 
Herrn  Correferenten  und  des  Herrn  Baumeister  Orth  behandelt  waren  ^), 
haben  diese  Fragen  in  unserem  Vereine  neben  gelegentlicher  anderweiter 
BerühruDg  eine  selbstständige  Erörterung  zweimal,  1875  in  München  und 
1885  in  Freiburg,  erfahren,  während  die  allgemeineren,  für  jede  Bauordnung 
Grund  legenden  oder  doch  tief  einwirkenden  Fragen  über  die  Maassregeln 
zur  Erreichung  gesunden  Wohnens  1888  in  Frankfurt,  1889  in  Strassburg 
und  1891  in  Leipzig  behandelt  sind. 

„Dazu  kommen  die  Arbeiten  anderer  Vereine  und  Congresse,  insbesondere 
des  Vereins  für  Socialpolitik,  ferner  die  literarischen  Arbeiten  über  Stadt- 
erweiterung, Bauordnung  und  Wohnungsfragen,  welche  beinahe  schon  un- 
übersehbar angeschwollen  sind. 

„Meine  Herren,  in  allen  diesen  Reden  und  Schriften  sind  die  Bedeutung 
gesunden  Wohnens  für  die  ganze  Entwickelung  unseres  Volkslebens  und 
auch  die  Mittel  und  Wege  zur  Erreichung  gesunder  und  guter  Wohnungs- 
zustände  so  oft  und  zum  Theil  mit  so  glänzender  und  eindringlicher  Bered- 
samkeit und  so  tiefgehender  Sachkunde  erörtert  und  geschildert  worden, 
dass  Mancher  wohl  versucht  sein  mag  gegenüber  diesem  neuen  Vortrag 
über  alte  Themata  in  den  abwehrenden  Schmerzensschrei  auszubrechen: 
Der  Worte  sind  genug  gewechselt,  lasst  mich  nun  endlich  Thaten 
sehen! 

„Und  ich  selbst  theilc  durchaus  diese  Sehnsucht  nach  Thaten ,  und 
darum  eben  bin  ich  in  Verlegenheit,  wenn  ich  nun  wieder  nur  reden  soll. 
Allein  wenn  es,  wie  ich  überzeugt  bin,  auf  diesem  Gebiete  leider  noch  gar 
zu  sehr  an  Thaten  fehlt,  so  bleibt  doch  nichts  Anderes  übrig,  als  immer 
wieder  mit  ermunternden  und  anregenden  Worten  zu  Thaten  zu  wecken, 
und  so  habe  ich  mich  denn  entschlossen  —  auch  nach  so  vielen  und  be- 
deutenden Vorgängern  — ,  den  Versuch  zu  wagen,  noch  einmal  wieder  alte 
und  bekannte  Dinge  zu  behandeln ,  in  der  Hoffnung ,  dass  vielleicht  die 
energische  Erfassung  und  Hervorkehrung  einiger  Gesichtspunkte  von  be- 
besonderer Bedeutung  nicht  ganz  ohne  Nutzen  sein  möchte. 

„Und  gerade  das  heutige  Thema  schien  mir  noch  am  ersten  einer 
«rneuten  Behandlung  bedürftig  zu   sein.     Denn  Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Var- 


*)  Vergleiche  Deutsche  Bauzeitung,  1874,  S.  265,  337  fi. 
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rentrapp  sprach  es  bereits  1875  in  München  in  seinem  Vortrag  „über 
die  hygienischen  Anforderungen  in  neuen  Quartieren  grösserer  Städte**  aus 
—  und  andere  Redner  äusserten  sich  in  gleichem  Sinne  — ,  dass  diese  neuen 
Quartiere  das  Feld  seien,  „wo  die  principiellen  Forderungen  sich  am  be- 
stimmtesten,  zusammenhängendsten  darstellen  lassen,  wo  somit  gewisser- 
maassen  das  Ideal  des  überhaupt  zu  Erstrebenden  sich  aufstellen  lässt**, 
wälirend  bei  älteren  Stadttheilen  sich  wesentliche  Beschränkungen  geltend 
machen,  und  mein  verehrter  Herr  Correferent  hat  von  seiner  ersten  grund- 
legenden Schrift  über  Stadterweiterungen  (1876,  S.  321)  an  immer  wieder 
darauf  hingewiesen,  dass  für  alte  und  neue  Stadttheile  gesonderte  Bestim- 
mungen zu  geben  seien,  und  unser  Freund  Stubben^)  und  Andere  sind 
ihnen  gefolgt;  und  doch  —  wie  weit  sind  wir  hierin  noch  zurück!  wie 
wenige  unserer  Bauordnungen  sind  diesen  6i*undsützen  entsprechend  auf- 
gestellt und  wie  sehr  herrscht  noch  fast  überall  die  alte  Routine,  welche  die 
verschiedenartigsten  Verhältnisse,  insbesondere  hochwerthige  Grundstücke 
im  Stadtinneren  und  Ackerland  draussen  in  dieselbe  Schablone  zwängt 
und  auch  für  das  letztere  keine  grösseren  gesundheitlichen  Forderungen 
erhebt,  als  der  hohe  Grundwerth  im  Inneren  zulässt.  Und  noch  viel  weniger 
hat  man  die  Consequenzen  aus  jenen  Varrentrapp'schen  Sätzen  gezogen^ 
deren  Kern  sich  ja  nicht  nur  auf  P^rb  auung,  sondern  fast  in  noch 
höherem  Grade  auf  die  Benutzung  von  Häusern  bezieht,  obwohl  es 
doch  einleuchtend  ist,  dass  man  in  Bezug  auf  die  Benutzung  noch  un- 
erbauter  Häuser  ohne  irgend  welche  pjingriffe  in  bereits  gebildete 
Wei*the  und  thatsächlich  gezogene  Einnahmen  sehr  viel  weitergehende 
hygienische  Anforderungen  stellen  kann,  als  dies  bei  schon  be- 
nutzten und  insbesondere  übermässig  ausgenutzten  Häusern  durchführbar  ist. 

„Wohl  ist  es  ja  ein  verlockender  Gedanke,  nicht  nur  für  die  kleinere 
Anzahl  der  neu  entstehenden  Wohnungen ,  sondern  gleich  für  das  ganze 
Reich  und  für  alle  Wohnungen  gesundheitsmässige  Zustände  zu  schaffen, 
und  er  ist  daher  gewiss  mit  Recht  hier  in  den  letzten  Jahren  eingehend 
behandelt.  Aber  diese  grössere  Aufgabe  darf  uns  nicht  hindern,  vor  Allem 
einmal  der  kleineren  und  leichteren  Aufgabe  gerecht  zu  werden  und  für  die 
neuen  Wohnungen  zu  sorgen,  wie  sie  insbesondere  in  den  Stadtei'weiterungs- 
gebicten  entstehen.  Haben  wir  uns  in  dieser  Beschränkung  erst  einmal  als 
Meister  gezeigt,  wird  die  Rückwirkung  auf  das  Alte  sicher  nicht  ausbleiben. 

„Und  so  gestatten  Sie  mir  denn ,  noch  einmal  wieder  die  alte  Lehre 
von  der  Nothwendigkeit  einer  unterschiedlichen  Behandlung  iilter  und  neuer 
Stadttheile  in  den  Bauordnungen  zu  predigen,  wobei  ich  es  übernommen 
habe ,  mehr  die  allgemeinen ,  grundsätzlichen  Gesichtspunkte  zu  betonen, 
während  mein  Herr  Correferent  mehr  die  Einzelheiten  behandeln  wird. 

„Diese  erneute  Behandlung  der  alten  Frage  wird  aber,  wie  ich  hoffe, 
um  so  eher  fruchtbringend,  d.  h.  Tluiten  erzeugend  wirken  können,  als  in- 
zwischen doch  verschiedene  3Iaassnahmen  nacli  der  heilsamen  Richtung  hin 
getroffen  sind,  welche  wohl  Ansporn  und  Anreiz  zu  ähnlicher  Bethätigung 
zu  geben  vermögen.  Nur  in  dieser  Richtung  kann  ich  vielleicht  dem  Einen 
oder  Anderen  Neues  bieten;   im   Uebi'igen    muss    ich   mich   bescheiden,   oft 

M  Städtebau,  S.  :;us.     <;.  Schmoll  er  in  i-oinein  Jahrbuch   lb«7,  S.  A'M^. 
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Gesagtes  zu  wiederholen.  £s  ist  ja  auch  nicht  die  Aufgabe  des  Yei'waltungs- 
beamten,  mit  neuen  oder  gar  geistreichen  Einfallen  und  Gedanken  zu  glänzen, 
sondern  aus  der  Fülle  der  immer  neu  hervortretenden  Gedanken  diejenigen 
herauszugreifen,  die  zur  gedeihlichen  Weiterentwickelung  unseres  Volks- 
lebens geeignet  sind. 

^Zunächst  nur  noch  eine  kurze  Bemerkung  über  die  ungeheure  Be- 
deutung einer  guten,  allen  gesundheitlichen  Anforderungen  entsprechend cu 
Gestaltung  unserer  Stadterweiterungen!  Ich  will  Sie  nicht  mit 
Aufzählung  der  bekannten  Ziffern  über  die  fortgesetzte  Zunahme  der 
städtischen  Bevölkerung  —  wie  in  anderen  Ländern,  so  auch  bei  uns  — 
ermüden.  Aber  ich  bitte  Sie,  sich  daran  zu  erinnern,  dass  sehr  viele  unserer 
Städte  in  den  letzten  20  bis  25  Jahren  ihre  Einwohnerzahl  verdoppelt  oder 
gar  mehr  als  verdoppelt  haben.  Für  Millionen  neuer  Stadtbewohner  haben 
also  in  diesen  Jahren  neue  Wohnräume  und  naturgemäss  weitaus  über- 
wiegend in  den  Stadterweiterungsgebieten  beschafft  werden  müssen,  und  für 
noch  viel  grössere  Massen  wird  voraussichtlich  in  dem  nächsten  Menschen- 
alter zu  sorgen  sein.  Denn  die  150  deutschen  Städte  über  20000  Ein- 
wohner enthielten  schon  1890  über  10  800000  Einwohner,  und  eine  Ver- 
doppelung derselben  muss  in  das  Auge  gefasst  werden,  so  unerwünscht  uns 
auch  dieses  Zusammendrängen  der  Bevölkerung  in  die  Städte  sein  mag.  Es 
handelt  sich  also  in  der  That  um  die  förmliche  Neugründung  ganzer 
Stadtt heile,  deren  Gelingen  oder  Misslingen  für  einen  erheblichen  Bruch- 
theil  unseres  Volkes  geradezu  eine  Lebensfrage  ersten  Ranges  bildet.  Und 
darum  haben  wir  in  der  ersten  These  vor  Allem  noch  einmal  wieder 
darauf  hinweisen  wollen ,  dass  es  sich  hier  um  eine  gar  gewaltige ,  des 
Schweisses  der  Edeln  wohl  werthe  Aufgabe  handelt. 

„Was  aber  die  Rechtfertigung  der  Thesen  2,  3  und  theilweise  auch  4 
anlangt,  welche  wegen  ihres  allgemeineren  Inhaltes  im  Wesentlichen  mir 
zufallt,  so  möchte  ich  sie  dadurch  geben,  dass  ich  für  die  Frage:  wie  sollen 
wir  unsere  Bauordnungen  für  die  verschiedenen  Stadttheile  verschieden  ge- 
stalten? die  Antwort  zu  finden  suche,  indem  ich 

1.  das  Ideal   der  Bebauung  im   Stadterweiterungsgebiete 
und  die  seiner  Verwirklichung  entgegenstehenden  Hindernisse  und 

2.  die  Mittel  und  Wege  zur  Annäherung  an  dieses  Ideal  in  das  Auge 
fasse. 

„lieber  Ideale  sich  zu  verständigen,  ist  freilich  schwierig,  weil  sich 
leicht  Jeder  ein  besonderes  schafft,  und  so  geht  es  auch  in  gewissem  Sinne 
mit  dem  Wohnungsideale.  Während  z.  B.  Viele  mit  poetischem  Schwünge 
und  —  wenn  sie  selbst  Besitzer  sind  —  mit  berechtigter  Freude  das  Ein- 
familienhaus als  das  Höchste  preisen,  zieht  Mancher,  und  namentlich  manche 
Hausfrau,  statt  der  Vertheilung  der  Räume  durch  mehrere  Stockwerke  eine 
herrschaftliche  Etage  vor,  in  welcher  alle  Räume  bequem  bei  einander 
liegen.  Und  eine  kinderlose  Wittwe  hat  nothwendig  ein  anderes  Wohnungs- 
ideal als  ein  kinderreicher  Hausstand.  Allein,  meine  Herren,  nicht  um 
Ideale  in  so  speciellem,  subjectivem  Sinne  kann  es  sich  hier  handeln,  zumal 
die  praktische  ünentbehrlichkeit  einer  Mischung  von  Ein-  und  Mehrfamilien- 
häusern meines  Erachtens  keines  weiteren  Beweises  bedarf;  als  Ideal  einer 
Wohnung  im  hier  in  Betracht  kommenden  objectiven  und  desshalb  gemeinsam 
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festzustelleiideu  Sinne  werden  wir  vielmehr  eine  Wohnung  schon  dann  zu  be- 
zeichnen haben,  wenn  sie  der  sie  benutzenden  Familie  ein  in  sich  abgeschlos- 
senes Leben  ermöglicht  und  Kindern  wie  Erwachsenen  ein  behagliches  Heim 
und  Raum  zu  gedeihlicher  Entwickelung  gewährt.  Vielleicht  macht  der 
Gegensatz  die  Sache  am  klarsten.  Als  Gegentheil  des  Ideals  erscheint  näm- 
lich die  Zusammenhäufung  zahlreicher  Wohnungen  in  einem  Gebäudecomplex« 
mag  derselbe  nun  nur  ein  Vorderhaus  oder  ausserdem  noch  Seitenflügel  und 
Hintergebäude  enthalten.  Hier  giebt  es  kein  gesondertes  Leben  der  ein- 
zelnen Familie  mehr,  Treppen,  Flure,  Hof,  Kinderspielplatz  —  Alles  ist  ge- 
meinsam — ,  körperliche  und  moralische  Ungesundheit  überträgt  sich  von 
Einem  auf  den  Anderen,  nachbarlicher  Klatsch  und  Streit  trägt  üppigste 
Blüthen  und  der  Hausherr  artet  leicht  zum  Tyrannen  aus.  Wir  sehen  also 
leicht,  ein  anderes  ist  ein  Etagenhaus  mit  4  sog.  hen'schaftlichen  Woh- 
nungen, und  ein  anderes  ein  Etagenhaus  mit  20  sog.  kleinen  Wohnungen, 
und  ist  nicht  Einfamilien-  und  Etagenhaus  der  richtige  Gegensatz, 
sondern  Miethscaserne  und  Familienhaus,  und  dass  nur  das  letztere 
das  Ideal  sein  kann,  brauche  ich  in  diesem  Kreise  wohl  nicht  weiter  auszu- 
führen. Sehen  wir  doch  nur  auf  die  ländliche  Umgebung  der  Städte  hin, 
in  welcher  der  natürliche  Trieb  der  Wohnungsgestaltung  sich  frei  entwickeln 
kann  —  dort  finden  wir  ein-  und  zweistöckige  Häuser  für  eine  oder  meh- 
rere Familien,  und  sorgsam  gepflegte  Blumen  vor  den  Fenstern  oder  im 
Garten  zeigen  das  Behagen,  das  die  Bewohner  erfüllt.  Zahlreiche  Ver- 
öffentlichungen, zuletzt  noch  die  „Vorberichte  und  Verhandlungen  der 
Centralstelle  für  Arbeiter- Wohlfahrtseinrichtungen"  über  die  „Verbesserung 
der  Wohnungen"  vom  25.  und  26.  April  1892  (Schriften  der  Centralstelle 
Nr.  1)  zeigen  die  vielfachen  Lösungen,  welche  möglich  sind,  um  solche 
Häuser  den  verschiedenen  Gegenden,  Gewöhnungen,  Bedürfnissen  und  Mit- 
teln entsprechend  zu  gestalten;  es  ist  aber  nicht  meine  Angabe,  hierauf 
näher  einzugehen;  es  genügt,  dass  wir  uns,  wie  ich  hoffe,  in  der  Ueber- 
zeugung  vereinen,  dass  weiträumige  Bebauung  mit  Familienhäusern  in  den 
neuen  Stadttheilen  das  zu  erstrebende  Ziel  für  die  Bevölkerung  dieser 
Stadttheile  ist. 

„Eine  solche  Bebauung  liegt  zugleich  auch  im  Interesse  der  alten  Stadt- 
theile und  ihrer  Bevölkerung,  weil  —  wie  in  dem  Aufsatze  über  die  Berliner 
Vorortsverordnung  in  Nr.  2  des  Centralblattes  der  Bauverwaltung  vom 
14.  Januar  1893  zutreffend  ausgeführt  ist  —  nur  so  der  Bezug  frischer 
Lebenslufb  für  die  inneren  Theile  der  Stadt  gesichert  werden  kann. 

„Eine  solche  Bebauung  liegt  endlich  auch  im  Interesse  gesunder  Ge- 
staltung der  Eigenthumsverhältnisse,  weil  nur  auf  diese  Weise  in  grösserem 
Umfange  der  Erwerb  eigener  Behausung  seitens  weniger  Bemittelten  mög- 
lich ist,  und  die,  wie  allgemein  anerkannt,  höchst  ungesunden  Eigenthuni»- 
verhältuisse  der  Miethscasernen  vermieden  werden  können. 

„Ist  dies  Alles  aber  richtig,  so  steht  kaum  irgendwo  Ideal  und  Wirk- 
lichkeit so  sehr  im  Gegensatz,  als  in  Bezug  auf  Häuser  und  Wohnungen 
in  den  neuen  Stadttheilen  unserer  grossen ,  ja  zum  Theil  auch  mittleren 
Städte.  Kommt  man  mit  der  Bahn  ihrem  Bannkreis  näher,  so  erheben  sich 
zum  Theil  mitten  auf  freiem  Felde  schreckliche,  gefängnissartige  Wohn- 
casemen  mit  hohen,  kahlen  Brandmauern  und  kleinstem  Hofraum,  schlim- 
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mer  oft  als  in  der  alten  Stadt ,  in  der  viele  Grundstücke ,  deren  Bebauung 
noch  aus  alter  Zeit  stammt,  weitaus  nicht  so  stark  ausgenutzt  sind,  als  dies 
in  der  Neustadt  unter  dem  verderblichen  Einfiuss  der  modernen  einförmigen 
Bauordnung  der  Fall  ist.  Schmerzerfullt  sieht  Jeder,  der  das  Elend  in  den 
Miethscasemen  der  alten  Stadt  kennt,  hier  auf  jungfräulichem  Boden  immer 
wieder  gleiche  Grundlage  zu  gleichem  Elend  erwachsen  —  und  bekümmert 
fragt  man  sich:  Muss  das  denn  sein?  Ist  es  in  der  That  in  Deutschland 
anmögUch,  was  doch  in  England,  sogar  in  der  Millionenstadt  London  mög- 
lich ist,  dass  die  Stadt^rweiterung  in  gesunder  Weise  in  die  Breite,  statt  in 
ongesunder  Weise  in  die  Höhe  geht? 

„Und,  meine  Herren,  diese  Miethscasemen  schaden  ja  nicht  nur  den 
Familien,  die  in  sie  hineingepfercht  werden,  nein,  sie  hindern  jede  bessere 
Bauart;  denn  wenn  irgendwo  böse  Beispiele  gute  Sitten  verderben,  so  ist  es 
im  Bauwesen,  und  die  hohen  Bodenpreise,  die  der  Erbauer  von  Mieths- 
casemen naturgemäss  zahlen  kann,  da  er  ja  für  so  viele  Wohnungen  nur 
80  wenig  Grund  und  Boden  braucht,  machen  in  kurzer  Zeit  jede  andere 
Bebauung  der  Nachbarschaft,  welche  mehr  Boden  erfordert,  unmöglich,  so 
dass  die  Miethscaserne  also  geradezu  das  böse  Princip  der  Be- 
bauung genannt  werden  muss. 

„Und  hiermit  kommen  wir  zu  dem  Haupthin derniss  der  idealen 
Bebauung   —   dem   hohen   Preise   des    Grund   und   Bodens.      Zwar 
weist  man  häufig  auch  wohl  darauf  hin,  dass  Häuser  mit  vielen  Stockwerken 
billiger  zu  bauen  seien;  allein  einmal  ist  dies   nur  in   gewissem  Umfange 
zutreffend,  da  bei  rationellen  Bauvorschriften  niedrige  Häuser  auch  in  vielen 
Beziehungen  leichter  zu  bauen  und  also  billiger  herzustellen  sind;  vor  Allem 
aber  kann   dies  für  die  Städte  im  AUgemeinen  so  wenig  entscheidend  sein, 
als  es  für  das  Land  entscheidend  ist,  da,  socialpolitisch  angesehen,  die  Auf- 
gabe eben  keineswegs  darin  besteht,  die  billigsten  Wohnungen  herzustellen, 
wie  denn  auch  in  der  normalen  Bauordnung  kein  Anstand  genommen  ist,  das 
vierte  Obergeschoss  auszuschliessen. 

„Der  wahre  Feind  einer  idealen  Bebauung  ist  also  in  Wirklichkeit  nur 
der  hohe  Preis  des  Grund  und  Bodens,  und  dieser  gar  nicht  zu  bestreitende 
und  auch  nicht   zu  verschleiernde  Widerstreit   zwischen  den  Inter- 
essen der  Eigenthümer  der  im  Gebiet  der  Stadterweiterung  belegenen 
Ländereien   und   dem   Interesse    der  gcsammten   gegenwärtigen 
und  künftigen  Bevölkerung   der  neuen  Stadtt heile  ist  ein  so 
eminent  weittragender,  dass  er  sehr  sorgfältiger  und  eingehender  Prüfung 
bedarf,  und  zwar  um  so  mehr,  als  er  bislang  in  weitem  Umfange  fast  aus- 
nahmslos zu  Gunsten  der  Eigenthümer  und  zu  schwerem  Schaden  der  Woh- 
nenden gelöst  ist. 

„Meine  HeiTen!  Die  Erweiterung  der  Städte  bringt  es  nothweudiger 
Weise  mit  sich,  dass  zur  Herstellung  der  Wohnungen  für  die  wachsende 
Bevölkerung  und  der  Arbeitsstätten  für  Handel  und  Gewerbe  Acker-  und 
Gartenland  in  weitem  Umfange  in  Baugelände  verwandelt  wird.  Es  ist  all- 
bekannt, dass  die  Gewinne,  welche  aus  dieser  Verwandlung  gezogen  sind, 
geradezu  kolossale  sind ,  und  es  wird  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
ein  grosser  Theil  der  neugebildeten  Vermögen  eben  durch  diesen  Verwand- 
lungsprocess ,  ohne  eigenes   Zuthun   der  Besitzer,  lediglieh   durch  die  Aus- 
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dehnnng  der  städtischen  Bevölkerung  und  der  städtischen  Baulichkeiten 
erzeugt  sind. 

„Ebenso  bekannt  ist  es  auch,  dass  diese  Erscheinungen  und  die  im 
Gegensatz  dazu  zum  Theil  so  elenden  Wohnungsverhältnisse,  insbesondere 
gerade  in  den  neuen  Stadttheilen,  auch  in  nicht-socialistischen  Kreisen  viel- 
fach die  Anschauung  geweckt  haben,  dass  das  Privateigenthum  am  Grund 
und  Boden  besonders  in  der  Nähe  der  grossen  Städte  sich  als  unvei'träglich 
mit  einer  gesunden  und,  socialpolitisch  angesehen,  durchaus  nothwendigen 
besseren  Gestaltung  der  Wohnungsverhältnisse  erwiesen  habe,  und  dass 
daher,  unter  Abschaffung  dieses  privaten  Grundeigenthums ,  die  öffentliche 
Gewalt  den  Grund  und  Boden  unmittelbar  in  Verwaltung  zu  nehmen  habe. 

„Und  gerade  in  neuester  Zeit  haben  sich  die  Stimmen«  welche  radicale 
Reformen  fordern,  sehr  vermehrt;  und  neben  Ad.  Wagner*),  der  schon 
1872  bei  den  Verhandlungen  des  Eisenacher  Congresses  das  Wohnungselend 
mit  der  mangelhaften  Functionirung  des  privaten  Grundeigenthums  in  Zu- 
sammenhang brachte,  sehen  wir  neuerdings  in  bedeutenden  Zeitschriften, 
wie  den  Preussischen  Jahrbüchern  (Bd.  LXVllI,  1891,  S.  726  bis  734),  von 
Männern  wie  dem  früheren  Stadtsyndicus  Dullo  und  dem  Herausgeber  selbst, 
Professor  Delbrück,  und  ferner  in  Schmoller's  Jahrbüchern  (1892,  S.  922 
bis  930)  und  an  zahlreichen  anderen  Stellen  sehr  scharfe  und  lebhafte  Angriffe 
gegen  dies  Privateigenthum  an  dem  städtischen  Grund  und  Boden  hervor- 
treten, so  dass  Professor  Jastrow  unter  vielseitiger  Zustimmung  es  hat 
aussprechen  können,  „dass  kein  Theil  unserer  Eigenthumsordnung  heute 
bereits  so  erschüttert  sei,  als  das  Eigenthum  an  der  Werthsteigerung  des 
Bodens  durch  den  zufälligen  Besitzer". 

„Meine  Herren!  Abgesehen  von  anderen  hier  nicht  zu  erörternden 
Momenten  lässt  auch  das  Vorhergesagte  diese  Erscheinung  kaum  auffaUend 
erscheinen:  gerade  und  vor  Allem  unsere  Stadterweiterung  hat  sich  bislang 
in  der  That  fast  durchweg  als  eine  den  socialpolitischen  Anforderungen 
wenig  entsprechende  erwiesen.  Ich  meine  nicht  die  technische  Seite  der 
Sache,  welche  in  den  Händen  unserer  Baukünstler  ja  vielfach  wundervolle 
Lösung  gefunden  hat,  aber  die  wirthschaftlichen,  die  socialpoli- 
tischen und  öffentlich-rechtlichen  Seiten  der  Studterweiterung 
sind  bislang  in  allen  ihren  Einzelheiten  —  und  wie  so  oft  sind  gerade 
diese  hier  entscheidend  —  viel  zu  wenig  in  ihrem  inneren  Zusam- 
menhange behandelt  worden,  und  gerade  auf  die  mangelhafte  Ent- 
wickelung  unseres  öffentlichen  Rechtes  in  Betreff  der  Stadterweiterungen 
schiebe  ich  einen  guten  Theil  der  Strömungen,  welche  das  Privateigen- 
thum, namentlich  in  der  Nähe  der  grossen  Städte,  unterwühlen  möchten. 

„Meine  Herren!  Ich  gehöre  nicht  zu  diesen  Gegnern  des  Privatgnind- 
eigenthnms  —  aber  gerade,  weil  ich  seine  Function  für  unersetzlich  halte,  weil 
ich  insbesondere  den  Glauben  an  die  erforderliche  Leistungsfähigkeit  unserer 
staatlichen  und  städtischen  Verwaltungen  nicht  habe  gewinnen  können, 
möchte  ich  die  schwachen  Punkte,  deren  diese  Institution  jetzt  nur  zu  viele 


*)  Vgl.  Wagner,  Allgemeine  Volkswirthschaftslehre.  Erster  Theil:  Grundlegung. 
2.  Aufl.,  1879,  S.  745  bis  772;  und  in  Conrad's  Handwörterbuch  d«'r  Staatswissensrhaften, 
Ud.  IV,  S.   120  bis  126. 
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besitzt,  beseitigen,  und  sehr  kurzsichtig  handelt  meines  Erachtens  Jeder 
der  im  Glauben ,  dadurch  dies  Eigenthum  zu  schützen ,  jede  solche  Reform- 
bestrebung  als  Angriff  gegen  die  Heiligkeit  des  Eigenthums  denuncirt;  denn 
dadurch  gerade,  dass  er  durchführbare  Reformen  verwirft,  reizt  er  auf  das 
Entschiedenste  zu  Umsturzgedanken.  Im  Interesse  also  der  Erhaltung  des 
privaten  Grundeigenthums  auch  im  Stadterweiterungsgebiet  ist  es,  wenn  wir 
die  Forderung  nach  einer  den  socialpolitisch  berechtigten  Ansprüchen  ent- 
sprechenden Gestaltung  des  öffentlichen  Rechtes  in  Bezug  auf 
die  Verwandlung  von  Acker-  und  Gartenland  in  Baugelände 
erheben,  und  zwar  um  so  mehr,  als  gerade  das  öffentliche  Recht,  insbesondere 
die  Bauordnung,  ein  sehr  wichtiges  Moment  für  die  Preisbildung  bezüglich 
des  Baugeländes  ist.     Und  hiermit  knüpfen  wir  an  vorher  Gesagtes  an. 

„Wir  sahen,  wie  der  eigentliche  Feind  gesunder,  weiträumiger  Bebauung 
der  hohe  Preis  von  Grund  und  Boden  ist,  und  indem  wir  hierauf  zurück- 
kommen und  auf  die  Frage  stossen,  wie  und  wodurch  denn  dieser  hohe 
Preis  sich  bildet,  werden  wir  unmittelbar  auf  den  höchst  bedeutsamen, 
übrigens  längst  erkannten  und  oft  ausgesprochenen  und  in  der  That  selbst- 
verständlichen Umstand  hingeführt,  dass  neben  den  anderen  den  Preis  mit- 
bestimmenden Factoren,  die  Maassnahmen  des  öffentlichen  Rechtes, 
insbesondere  auch  die  Gestaltung  der  Bauordnung,  auf  die  Preis- 
bildung in  entschiedenster  Weise  einwirken.  Der  Bauunternehmer 
kann,  wie  bereits  gesagt,  einen  Bauplatz  sehr  theuer  bezahlen,  wenn  er  ihn 
nach  den  Vorschriften  der  für  die  alten  und  neuen  Stadtheile  gleichmässig 
gestalteten  Bauordnung  aufs  Aeusserste  ausnutzen  und  jene  grossen  Mieths- 
casemen  aufFühren  kann,  während  er  seine  Rechnung  bei  solchem  hohen 
Preise  nicht  mehr  findet,  wenn  er  nur  kleine  Familienhäuser  bauen  kann. 
Ks  ist  also  gar  nicht  zu  leugnen ,  dass  die  Baupolizeibehörden ,  indem  sie 
hochwerthiges  Terrain  im  Inneren  der  alten  Städte  mit  dem  Ackerlande 
der  Umgegend  gleich  behandelten,  und  so  Jahrzehnte  lang  durch  Zulassung 
ungesundester  Ausnutzung  die  Verwandlung  dieses  geringwerthigen  Acker- 
landes in  hochzubewerthendes  Bauland  gestatteten,  selbst  dazu  mitgewirkt 
haben,  dass  der  Feind  der  gesunden,  weiträumigen  Bebauung,  der  hohe 
Bodenpreis,  auch  im  entfernteren  Stadterweiterungsgebiet  so  erstarkt  ist 
und  solche  Opfer  schon  gefordert  hat  und  immer  noch  fordert. 

«Meine  Herren!  Es  ist  in  der  That  ein  ungeheures  Maass  von  Ver- 
antwortlichkeit, welches  die  Behörden  zu  tragen  haben,  und 
welches  alsbald  zu  energischen  Abhülfsmaassregeln  Veranlassung  geben  sollte, 
damit  nicht  die  Behörden  selbst  mehr  die  Handhabe  bieten,  um  die  Bevöl- 
kerung im  Stadterweiterungsgebiet  in  diese  Casernen  hineinzuzwängen.  Und 
nm  welche  Zahlen  es  sich  hier  handelt,  ist  vorher  schon  gesagt. 

„Ich  will  nicht  anklagen  —  ich  bitte,  mich  nicht  misszu verstehen  — , 
ich  will  nur  das  Gewordene  und  die  in  ihm  liegenden  Gefahren  wahrheits- 
gemäss  schildern. 

„An  sich  ist  es  ja  aus  der  Entwickelung  der  Baupolizei  heraus  wohl 
verständlich,  dass  diese  unglückliche  Entwickelung  hat  Platz  greifen  können. 
Denn  ursprünglich  auf  Sicherheit  der  Construction  und  Schutz  gegen  Feuers- 
gefahr beschränkt,  später  auf  Verkehrsinteressen  und  gesundheitliche  Rück- 
sichten ausgedehnt,  ist  die  Baupolizei,  welche  ihre  ersten  Aufgaben  fast  aus- 
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schliesslich  innerhalb  der  alten  eng  bebauten  Städte  fand,  doch  erst  in 
neuester  Zeit,  und  zwar  wesentlich  in  Folge  des  ungeheuren  Wachsthums 
der  Städte,  dahin  gekommen,  als  ein  wichtiges  Glied  im  Kreise  der  social- 
politischen  Verwaltungszweige  erkannt  und  mit  der  grossen  Frage  der  Woh- 
nungsreform in  den  erforderlichen  Zusammenhang  gebracht  zu  werden'), 
und  so  mag  es  —  abgesehen  von  den  anderen  mitwirkenden  Factoren  der 
Routine,  der  Gewohnheit,  ja,  sagen  wir  es  ofifen,  des  Schlendrians  und  fal- 
scher Aengstlichkeit  —  sich  erklären,  dass  trotzdem  —  wie   nachgewiesen 

—  schon  seit  fast  20  Jahren  eine  unterschiedliche  Behandlung  alter  und 
neuer  Stadttheile  gefordert  wird,  doch  erst  in  neuester  Zeit  Anfänge  erfreu- 
licherer Entwickelung  in  der  allein  zulässigen  Richtung  hervortreten. 

„Aber,  meine  Herren,  diese  immer  mehr  wachsende  Erkenntniss  be- 
deutet zugleich,  dass  die  Behörden  nun  wirklich  mitschuldig  werden« 
wenn  sie  jetzt  nicht  einschreiten,  und  da  ist  es  in  der  That  ein  grosses 
Glück,  dass  wir  in  Deutschland  das  Vertrauen  hegen  dürfen,  dass  unsere 
Behörden,  städtische  wie  staatliche,  zu  richtiger  Erkenntniss  wie  zu  ener- 
gischer Umsetzung  der  gewonnenen  Erkenntniss  in  rettende  Thaten  wohl 
das  Zeug  haben.  Dass  aber  erst  schreiende  Missstände  die  Augen  öfifnen, 
ist  eben  nur  menschlich.  Charakteristische  Beläge  für  die  Richtigkeit  dieser 
Auffassung  bieten  Frankfurt  und  die  Berliner  Vororte.  In  beiden 
waren  —  in  Frankfurt  1884  und  in   den  Berliner  Vororten   gar  noch  1887 

—  neue  Bauordnungen  eingeführt,  in  denen  für  das  Stadterweiterungsgebiet 
gleiche  Vorschriften  wie  für  die  alte  Stadt  gegeben  waren,  und  die  er- 
schreckenden Zustände,  die  sich  in  Folge  dessen  entwickelten,  das  Eindringen 
der  Miethscasemen  auf  das  freie  Land  und  mitten  zwischen  niedrige,  länd- 
liche oder  villenartige  Bebauung,  führten  in  beiden  Orten  die  Behörden  zu 
energischer  Reform:  der  Magistrat  von  Frankfurt  erliess  mit  Zustimmung 
der  Stadtverordneten,  welche  zwar  verfassungsmässig  nicht  uöthig,  aber 
wegen  der  vielseitig  einwirkenden  neuen  Bestimmungen  ei^wünscht  erschien, 
am  3.  Juli  1891  eine  Polizei  Verordnung  betr.  das  Bauen  in  der  Aussenstadt^ 
und  der  Regierungspräsident  von  Potsdam  am  5.  December  1892  eine  Bau- 
polizeiordnung für  die  Vororte  Berlins. 

„Eine  ähnliche,  auf  durchgreifend  verschiedener  Behandlung  der  ver- 
schiedenen Stadttheile  beruhende  Bauordnung  erliess  am  4.  August  1891 
auch  die  Baupolizeibehörde  von  Alton a,  nachdem  sie  schon  durch  Verord- 
nung vom  29.  Januar  1884  eingreifende  Sonderbestimmungen  für  einen  neu 
gebildeten  sog.  Aussenbezirk  erlassen  hatte. 

„Schneller  also,  als  man  noch  vor  wenigen  Jahren  zu  hoffen  gewagt, 
ist  die  Sache  nach  der  erwünschten  Richtung  in  gutem  Fluss,  und  wir  dürfen 
von  der  weiteren  Entwickelung  das  Beste  erhoffen,  wenn  nur  Jeder  an  seiner 
Stelle  der  Verwirklichung  des  Ideales  zustrebt.  Und  hierüber,  über  die 
Mittel  und  Wege  zu  seiner  Verwirklichung  lassen  Sie  mich  jetzt 
noch  einige  Bemerkungen  machen. 

„Wie  ich  schon  Eingangs  bemerkte,  werde  ich  auf  die  einzelnen  Punkte 
als  solche  nicht  eingehen,  sondern  sie  nur  wegen  der  ihnen  etwa  zukommen- 

')  Vgl.  E.  Löning  in  Coiinurs  Haiulworterbuch  der  Staatswisscnscliaften,  Bd.  11^ 
S.  330,  331. 
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den  allgeineineren  Bedeutung  berühren ;  insbesondere  also  will  ich  auch  nicht 
dayon  sprechen,  in¥rieweit  etwa  die  Frankfurter,  Altonaer  und  Berliner  Be- 
stimmungen nun  das  Richtige  getroffen  oder  zu  weit  oder  nicht  weit  genug 
gegangen  sind  —  auch  die  Verschiedenheiten  der  Landesrechte  kann  ich  nicht 
erörtern,  und  ich  bitte  zu  entschuldigen,  wenn  ich  meine  Beispiele  lediglich 
dem  mir  zunächst  liegenden  preussischen  Rechte  entnehme.  Meine  Herren! 
Alle  solche  Einzelausführungen  liegen  ausserhalb  meiner  Absicht,  zum  Theil 
auch  meines  Könnens.  Es  genügt  der  Ausdruck  meiner  Ueberzeugung,  dass 
wir  in  dieser  Richtung  erst  im  Anfange  der  Entwicklung  stehen  und  dass 
jene  ersten  Versuche  zweifelsohne  noch  wiederholter  Revisionen  bedürfen 
werden. 

„Unter  den  allgemeinen  Bemerkungen,  die  ich  noch  hinzuzufügen  habe, 
möchte  ich  obenan  stellen  die  Fortführung  der  zu  Anfang  begonnenen  Ge- 
dankenreihe über  das  Verhältniss  von  Bauordnung  und  Bodenwerth 
und  seine  Einwirkung  auf  die  Gestaltung  der  einzelnen  baupolizeilichen 
Bestimmungen. 

„Es  würde  zunächst  eigentlich  keiner  besonderen  Versicherung  bedürfen, 
dass  die  von  mir  befürwortete  Revision  aller,  die  Stadterweiterung  be- 
treffenden öffentlich-rechtlichen  Bestimmungen,  insbesondere  also  auch  der 
Bauordnung,  sich  nur  unter  Schonung  wohlerworbener  Rechte  vollziehen 
kann,  sonst  wäre  es  keine  Reform,  sondern  Revolution;  aber  um  den  häufig 
vorkommenden,  von  Interessentenkreisen  erweckten  und  genährten  Miss- 
deutungen vorzubeugen,  möchte   ich   dies  doch  nicht  ungesagt  sein  lassen. 

„Selbstverständlich  ist  mir  also,  dass  ebenso  wie  in  dem  Inneren  der 
Städte  alle  baupolizeiliche  Reform  immer  nur  ein  Compromiss  zwischen  den 
berechtigten  Forderungen  der  Hygiene  und  den  berechtigten  Interessen  des 
Grundbesitzes  sein  kann,  so  auch  im  Stadterweiterungsgebiete  auf  schon 
bestehende  Grundwerthe  die  erforderliche  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

„Wie  aber  wird  das  praktische  Vorgehen  sich  hiemach  zu  gestalten 
haben  ? 

„Meines  Erachtens  ist  von  dem  erst  geschilderten  Ideal  auszu- 
gehen, und  voraussichtlich  werden  in  den  weitaus  meisten  Städten  mit 
grösserer  Feldmark  in  weiterer  Entfernung  von  dem  Stadtinneren  noch  Län- 
dereien vorhanden  sein,  welche  den  Grundwerth  in  den  umliegenden  Dörfern 
nicht  so  wesentlich  übersteigen,  dass  hier  nicht  noch  die  ideale  ländliche 
Bebauung  mit  kleinen  Häusern  für  eine  oder  mehrere  Familien  möglich  sein 
und  desshalb  auch  baupolizeilich,  unter  Verbot  aller  Miethscasernen, 
vorgeschrieben  werden  sollte. 

„Zwischen  diesem  Bezirk  und  der  ausgebauten  Stadt  werden  aber 
regelmässig  Gebiete  liegen,  in  denen  der  Grundwerth  —  zum  Theil  Dank 
der  bisherigen  Gestaltung  der  Bauordnung!  —  schon  so  hoch  gestiegen  ist, 
dass  das  absolute  Verbot  von  Miethscasernen  nicht  mehr  ausführbar  er- 
scheint, wenn  auch  die  Möglichkeit  vorhanden  sein  kann,  einzelne  Theile 
dieses  Gebietes  für  solche  villen-  oder  landhausartige  Bebauung  zu  reser- 
viren,  welche,  weil  sie  nur  für  Wohlhabende  bestimmt  ist,  auch  durch  ge- 
steigerte Preise  nicht  ausgeschlossen  wird.  Im  Uebrigen  wird  in  diesen 
Gebieten  höheren  Grundwerthes  nur  eine  thunlichste  Einschränkung  der 
Miethscasernen  in  Bezug   auf  Stockwerkzahl ,  Hofgrösse ,  Abstand  von  den 
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Nachbargrenzen  und  Zulässigkeit  von  Hinterwohnungen,  sowie  eine  solche 
Gestaltung  der  Miethscasernen  möglich  sein,  welche  die  üblen  Wirkungen 
der  Casernirung  thunlichst  ausschliesst,  indem  z.  B.  für  jede  Wohnung  ein 
besonderer  Abort  verlangt  wird  u.  dgl.  m. 

„Je  schwieriger  aber  in  diesen  Gebieten  die  Fürsorge  für  den  Unbe- 
mittelten ist,  um  so  mehr  sollte  man  dafür  Sorge  tragen,  dass  in  dem  zuerst 
charakterisirten  Gebiete  mit  niedrigen  Bodenpreisen  eine  weiträumige 
Bebauung  auch  für  den  Unbemittelten  möglich  bleibt.  Nur 
yiel  zu  sehr  hat  man  bislang  meines  Erachtens  bei  den  in  yerschiedenen 
Städten  zugelassenen  Landhausstrassen  sich  darauf  beschränkt,  das  Bedürf- 
uiss  der  Wohlhabenden  zu  befriedigen;  socialpolitisch  weit  wichtiger  ist  es 
offenbar,  auch  der  grossen  Masse  der  Zuziehenden  die  Sicherheit  einer  ge- 
sunden ,  dem  Ideale  sich  annähernden  Wohnweise  zu  schaffen.  Freilich 
handelt  es  sich  hier  ja  zum  Theil  um  Gelände,  welches  weit  draussen 
liegt  und  daher  vielleicht  noch  gar  nicht  unmittelbar  bebauungsreif  ist.  Aber, 
meine  Herren,  gerade  desswegen  ist  es  sowohl  statthaft  als  nothwendig  und 
von  allorgrösster  Bedeutung  für  eine  bessere  Entwickelung  der 
Zukunft,  schon  jetzt  und  sofort  einzugreifen,  um  zu  verhindern, 
dass  sich  wieder  der  verhängnissvolle  Kreislauf  erneuert  und  Ackerland  infolge 
polizeilich  zugelassener  Ausnutzbarkeit  jäh  im  Werthe  steigt  und  dann  auch 
hier  die  weiträumige  Bebauung  mit  Rücksicht  auf  die  Interessen  des  Grund- 
eigenthums  unmöglich  wird.  Es  braucht  dabei  kaum  besonders  betont  zu 
werden,  dass  diese  Nothwendigkeit  schnellen  Eingreifens  für  das  die  Städte 
in  weiterem  Umkreise  umgebende  Gebiet  in  gleichem  Maasse  vorhanden  ist, 
einerlei,  ob  dies  Gebiet  zur  städtischen  Feldmark  oder  einer  dörflichen  Flur 
gehört.  Und  die  Berliner  Erfahrungen  predigen  laut  genug,  wie  gerade  in 
den  Vororten  verkehrte  Maassnahmen  und  verzögertes  Eingreifen  schaden 
können. 

„Auch  darf  man  sich  von  richtiger  Neuordnung  nicht  dadurch  abhalten 
lassen,  dass  bislang  ein  Missbrauch  der  gewährten  Baufreiheiten  nicht  statt- 
gefunden, denn  ein  solcher,  d.  h.  doch  nichts  Anderes  als  die  rechtlich  zu- 
lässige Ausnutzung  der  äussersten  Masse,  kann  plötzlich  über  Nacht  durch 
einige  auswärts  klug  gewordene  Bauspeculanten  erfolgen,  und  dann  sind 
plötzlich  zahlreiche  neue  Wertherhöhungen  und  ebenso  viele  neue  Hinder- 
nisse besseren  Bauens  geschaffen! 

„Wann  aber  und  inwieweit  kann  nun  ein  gesteigerter  Boden werth  als 
rechtlich  in  Betracht  kommend  angesehen  werden? 

„Insoweit  es  sich  hier  um  Grundstücke  handelt,  die  sich  noch  in  der- 
selben Hand  befinden,  in  welcher  sie  einfaches  Acker-  oder  Gartenland 
waren ,  wird  diese  Frage  kaum  Schwierigkeiten  machen ;  denn  jede  Bau- 
beschränkung stellt  sich  hier  nur  als  Eingriff  in  möglich  gewesene  und  er- 
hoffte Gewinne  dar,  es  ist  ein  juristisch  sogenanntes  lucrum  cessans  in  Frage, 
dessen  Beschränkung  im  Conflict  zwischen  Eigenthümer  und  den  Genera- 
tionen, die  da  wohnen  werden,  keine  unberechtigte  Härte  ist.  Ebenso  wenig 
Schwierigkeiten  bietet  der  andere  Fall,  dass  Grundstücke  im  Stadterweite- 
rungsgebiet gekauft  sind,  um  zunächst  unbebaut  gelassen  und  in- 
zwischen landwirthschaftlich  oder  durch  Vermiethung  zu  Lagerungszwecken 
u.  dergl.  benutzt  zu  werden.     Denn  hier  handelt  es  sich  regelmässig  um 
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LandspeculatioDeDf  und  wer  solche  laiigsichtige  Gewinugeschäfte  macht, 
muBS  ehenso  wie  hei  anderen  Speculationen  auch  das  Risico  öffentlich-recht- 
licher Aenderungen  tragen. 

^Soweit  aher  Besitzwechsel  zum  Zwecke  haulicher  Benutzung 
stattgefunden,  werden  die  hierhei  thatsächlich  gezahlten  Preise  nicht  wohl 
unberücksichtigt  hleihen  können,  und  von  der  räumlichen  Ausdehnung  solcher 
beracksichtigenswerther  Besitzwechsel  wird  es  dann  ahhüngen  müssen,  oh 
man  für  einen  gewissen,  irgendwie  abgegrenzten  Theil  des  Stadtgebietes  be- 
sondere Bestimmungen  treffen  muss  oder  ob  durch  Zulassung  von  Aus- 
nahmen, Dispensen  und  Uebergangsbestimmuugen  für  Einzelne,  welche  bei 
jeder  solchen  Reform  unvermeidlich  sein  werden,  genügend  geholfen  wer- 
den kann. 

„Meine  Herren!  In  dieser  Beziehung  wie  in  zahlreichen  anderen  wird 
über  die  im  Einzelnen  einzuschlagenden  Wege  nur  im  Hinblick  auf  die 
concreten  Verhältnisse  der  einzelnen  Städte  zu  entscheiden  sein,  wobei  in- 
dessen doch  folgende  Bemerkungen  von  allgemeinem  Interesse  sein  möchten. 

„1.  Die  Eintheilung  des  gesammten  Stadterweiterungsgebietes  in  ver- 
schiedene, nach  der  bereits  vorhandenen  Höhe  des  Bodenwerthes  von  ein- 
ander abgesonderte  Gebietstheile  oder  Zonen  dürfte  nach  dem  bisher  Aus- 
geführten kaum  vermeidlich  sein,  wenn  man  wirklich  den  idealen  Anforde- 
rungen, so  weit  der  Grrundwerth  es  zulässt,  entsprechen  will.  Denn  ohne 
dies  kommt  man  eben  wieder  dazu,  über  das  ganze,  in  allen  grösseren 
städtischen  Feldmarken  doch  starke  Verschiedenheiten  aufweisende  Stadt- 
erweitenmgsgebiet  eine  einzige  Schablone  zu  verhängen.  Dass  die  Ziehung 
der  Grenzen  hier  oft  recht  schwierig  sein  mag,  ist  natürlich,  trifft  aber  auf 
allen  Gebieten  für  Zahl-  und  Grenzbestimmungen  zu,  bei  denen  der  Natur 
der  Sache  nach  eine  gewisse  Willkürlichkeit  nie  zu  vermeiden  ist.  Und  ganz 
gewiss  sind  etwaige  Fehler  und  Missgriffe  in  dieser  Greuzbestimmung  viel 
geringer  und  weniger  schwerwiegend  als  die  Uebelstände,  die  durch  eine 
Schablouenbestimmung  —  welche  ja  in  jedem  Falle  viel  ungerechter,  d.  h. 
den  thatsächlichen  Verhältnissen  weniger  angemessen  ist  —  erzeugt  werden 
müssen.  Sehr  lehrreich  ist  in  dieser  Richtung  die  in  dem  schon  genannten 
Aufsatz  des  Gentralblattes  der  Bauverwaltung  enthaltene  Notiz,  dass  man 
schon  1887  eine  Scheidung  der  Stadt  Berlin  und  ihrer  Vororte  in  äusseres 
und  inneres  Gebiet  erwogen,  wegen  der  Schwierigkeiten  der  Abgrenzung 
aber  davon  Abstand  genommen  habe.  Nun,  meine  Herren,  was  1887  un- 
durchführbar schien,  ist  schon  1892  durchgeführt,  weil  die  gewachsene  Ein- 
sicht in  die  Nothwendigkeit  solcher  Scheidung  den  Willen  entsprechend  ge- 
stärkt hatte.   Die  Energie  des  Willens  —  darin  liegt  hier  in  der  That  Alles. 

^Dass  in  dem  hier  behandelten  Sinne  unter  Umständen  auch  schon 
bebaute  Stadttheile  zum  äusseren,  von  der  inneren  Stadt  unterschiedlich  zu 
behandelnden  Gebiete  zu  rechnen  sind,  liegt  wohl  auf  der  Hand.  Ein  vor- 
treffliches Beispiel  bietet  Frankfurt,  wo  gerade  in  dem  der  inneren  Stadt 
und  den  alten  Wällen  nächsten  Gebiete  sich  eine  schöne,  weiträumige  Be- 
bauung entwickelt  hatte,  welche  durch  die  1884  erfolgte  Uebertraguug  der 
für  die  innere  Stadt  geltenden  Bestimmungen  auf  das  Aeusserste  anfing  ge- 
fährdet zu  werden  und  desshalb  1891  besonderen  Baubeschränkungen  unter- 
worfen ist. 
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„Ebenso  kann  die  Frage,  ob  neben  und  ausser  einer  solchen  Zonen- 
einiheilung  noch  besondere  "Wohn-  und  Fabrikviertel  abzusondern  sind,  nur 
von  localen  Erwägungen  aus  gelöst  werden.  Dass  die  Möglichkeit  einer 
solchen  Lösung  sowohl  für  die  Wohnenden  als  für  die  Entwickelungsfreiheit 
der  sonst  vielfach  durch  Rücksichten  gehemmten  gewerblichen  Anlagen  einen 
grossen  Gewinn  bedeutet,  bedarf  keines  Beweises. 

„2.  Was  sodann  das  Maass  der  beschränkenden  Bestimmungen 
anlangt,  so  muss  ich  auch  hierbei  auf  Grund  langjähriger  Erfahrungen  in 
Altona  und  Frankfurt  vor  Allem  das  Eine  betonen,  dass  grosse  Aengstlich- 
keit  und  Scheu  vor  Verantwortlichkeit  der  schlimmste  Feind  gesunder  Re- 
formthätigkeit  ist.  Immer  kehren  die  alten  Einwürfe  wieder:  die  an- 
gebliche furchtbare  Schädigung  der  Grundeiprenthümer  und  gleichzeitig  — 
aber  eigenthümlicher  Weise  nicht  von  den  Miethern  betont  —  die  unver- 
meidliche Steigerung  der  Miethen. 

„Meine  Herren!  Lassen  Sie  sich  hierdurch  nicht  schrecken!  sonst 
wird  jede  Reform  unmöglich,  denn  rein  theoretisch  angesehen  vertheueri 
jeder  Eingriff  in  die  Baufreiheit,  ebenso  wie  jede  Maassregel  der  Wohnungs- 
polizei die  Herstellungskosten  und  damit  den  Preis  der  Wohnungen,  und 
wenn  ein  gewisses  Maass  überschritten  wird,  kann  diese  Vertheuerung  auch 
wirklich  thatsächlich  eintreten,  während  im  Uebrigen  so  viele  andere  Ver- 
hältnisse auf  den  Preis  einwirken,  dass  dieser  eine  Umstand  nicht  bemerk- 
bar wird.  Aber  diese  Frage  des  Maasses  ist  eben  bei  allen  socialpolitischen 
Maassnahmen  immer  das  Entscheidende,  und  sie  richtig  zu  lösen,  bedarf  es 
neben  sorgfältiger  Prüfung  ebenso  sehr  des  energischen  Entschlusses.  Und 
dann  heisst  es  auch  hier,  dass  die  Billigkeit  der  Wohnung  eben  nicht  das 
allein  Entscheidende  sein  kann. 

„Lassen  Sie  mich  einige  Beispiele  anführen!  In  Frankfurt  a.  M.  ist  in 
der  ganzen  Aussenstadt,  auch  z.  B.  auf  dem  Gebiete  unmittelbar  südlich  und 
nördlich  vom  Hauptbahnhof  das  vierte  Obergeschoss  seit  1892  verboten,  und 
nach  anfänglichem  lebhaften  Ansturm  hat  sich  die  Bauthätigkeit  schon  hieran 
ebenso  gewöhnt,  wie  an  die  sehr  erschwerenden  Bestimmungen  über  Hinter- 
wohnungen u.  a.  m. 

„Ebenso  ist  es  1884  in  Altona  gegangen,  obwohl  damals  die  Eingriffe 
sowohl  in  der  alten  Stadt  als  im  Aussenbezirk  sehr  erhebliche  waren,  und 
sehr  bezeichnender  Weise  schreibt  der  Stadtbaurath  K  ö  h  n  -  Charlottenburg 
in  einem  auch  als  Separatabdruck  erschienenen  Aufsatz  in  der  Charlotten- 
burger Zeitung  über  die  neue  Baupolizeiordnung  für  die  Vororte  von  Berlin, 
dass  „gegenüber  den  Bestimmungen  der  Berliner  Bauordnung  eine  noch 
weitere  Beschränkung  der  Bcbaubarkeit  und  der  Bauhöhe  für  die  an  der 
Peripherie  gelegenen  Gebiete  die  allgemeine  Zustimmung  findet". 

„Eine  ängstliche  Bemessung  der  beschränkenden  Bestimmungen  bietet 
aber  besonders  dann  ausserordentliche  Gefahren,  wenn  —  wie  es  jetzt 
vielfach  geschieht  —  an  Stelle  der,  namentlich  für  das  platte  Land  geltenden 
allgemeinen  und  sehr  dehnbaren  Bestimmungen  scharf  gefasste  und  zifTern- 
mässig  festgelegte  Normen  gesetzt  werden.  Sehr  lehrreich  ist  in  dieser 
Richtung  wieder  der  Vorgang  in  den  Berliner  Vororten.  Nach  der  eben 
erwähnten  Darstellung  des  Stadtbauraths  Kühn  galt  dort-  bis  1887,  d.  h. 
bis  zur  Einführung  der  Berliner  Bauordnung,  die  Baupolizeiordnung  für  das 
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platte  Land  der  Provinz  Brandenburg  vom  15.  März  1872,  welche  in  ihrem 
§.12  bezüglich  der  Wohngebäude  nur  bestimmte: 

die  zu  Wohugebäuden  bestimmten  Gebäudetheile  müssen  so  angelegt 
und  in  solchem  Material  ausgeführt  werden,  dass   sie  hinlänglich 
Licht  und  Luft  haben,   trocken   und   der  Gesundheit  nicht  nach- 
theilig sind, 
so  dass  die  Entscheidung  über  Bebaubarkeit  und  Bauhöhe  ganz  in  das  Er- 
messen  der  Baupolizeibehörde   gestellt  war.     Nachdem    die    Grundbesitzer 
dann  aber  1887  durch  Uebertragung  der  Berliner  Bauordnung  auf  die  Vor- 
orte das  Recht  zu  einer   dem  Berliner  Stadtinneren  entsprechenden  Aus- 
nutzung der  Grundstücke  erhalten   hatten,  ist  nach  Köhn^s  Zeugniss  die 
Folge  die  gewesen,  dass  viele   dieser  Orte  bereits   durch  Errichtung  vier- 
oder  fünfstöckiger  Etagenhäuser  mit  Seitenflügeln   und  Quergebäuden  den 
Charakter  als  Yorortgemeinden  eiuzubüssen  begannen,  ja  dass  auch  in  rein 
ländlichen    Ortschaften    vier-    und    fünfstöckige    Miethscasernen    entstan- 
den sind. 

„Die  Baupolizeibehörden  können  also  nicht  ängstlich  genug  sein,  wenn 
landHche  Bauordnungen  revidirt  werden,  und  es  ist  in  solchen  Fällen  un- 
erlässlich,  Miethscasernen  für  das  Land,  wohin  sie  keinen  falls  gehören, 
durch  geeignete  Bestimmungen  über  Gebäudehöhe,  Hofraum  u.  s.  w.  absolut 
und  vollständig  auszuschliessen,  da  hier  gesteigerte Bodenwerthe  noch 
nicht  in  Betracht  kommen  können. 

„Von  erheblicher  Wichtigkeit  ist  endlich: 

3.  Die  Art  des  Eingreifens,  d.  h.  die  Gestaltung  der  Bau- 
beschränkungen. Und  in  dieser  Hinsicht  sind  —  wenigstens  in  Preussen 
—  neuerdings  durch  die  Stellungnahme  der  oberen  Verwaltungsbehörden, 
insbesondere  in  dem  Berliner  Fall,  und  durch  die  Rechtsprechung  des  Ober- 
verwaltungsgerichtes, welches  die  gegen  die  Gültigkeit  der  Frankfurter  Bau- 
polizeiordnung gerichteten  Klagen  zurückwies,  sehr  erhebliche  Fortschritte 
erzielt  worden. 

„Während  man  in  Frankfurt  a.  M.  1891  noch  zweifelhaft  sein  musste, 
inwieweit  —  Mangels  eines  preussischen  Ausführungsgesetzes  zu  §.  23 
der  Gewerbeordnung  —  Fabriken  und  lästige  gewerbliche  Anlagen  ohne 
Weiteres  von  gewissen  Vierteln  ausgeschlossen  werden  konnten,  scheint  nach 
den  Bestimmungen  der  Berliner  Baupolizeiordnung  für  die  Vororte  vom 
5.  December  1892  die  Zulässigkeit  solcher  Bestimmungen  kaum  noch  zweifel- 
haft, da  nach  dem  §.  5  dieser  Verordnung  in  den  Landhausbezirken  die 
Einrichtung  von  Geschäftsräumen  (an  den  Strassenfronten)  und  von  Werk- 
stätten (an  den  Seiten-  und  Hinterfronten)  nur  in  Folge  besonderer  Gestat- 
tung der  Baupolizeibehörde  zulässig  ist. 

„In  Frankfurt  a.  M.  hatte  man  sich  noch  damit  zu  helfen  gesucht,  dass 
man  für  derartige  Anlagen  einen  sehr  erheblichen  Abstand  vom  Nachbar- 
grundstück —  Wich  —  vorschrieb. 

^Nicht  minder  bedeutsam  ist  es,  dass  die  Zulässigkeit  einer  die  Zahl 
der  Stockwerke  erheblich  beschränkenden  Bestimmung  für  grosse  Gebiete 
durch  die  Berliner  Verordnung  gleichfalls  sanctionirt  erscheint.  Denn  nach 
§.  5  dürfen  in  den  Landhausbezirken  nur  zwei  zum  dauernden  Aufenthalt 
von  Menschen  bestimmte  Geschosse  über  einander  gelegt  werden. 
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„lu  Altona  und  Frankfurt  a.  M.  hatte  man  die  weiträumigere  Be- 
bauung dadurch  zu  erzwingen  gesucht,  dass  man  für  jede  Wohuung  — 
einerlei f  ob  im  £tagen-  oder  Einzelfamilienhaus  —  eine  bestimmte,  unbe- 
baut zu  lassende  Grundfläche  vorschrieb  —  künftighin  wird  man  vielleicht 
beides  combiniren. 

„Dass  die  bisher  meistens  übliche  Bestimmung,  wonach  ein  bestimmter 
Bruchtheil  des  Baugrundstückes  (Vi  oder  V»)  unbebaut  zu  lassen  war, 
einerlei,  wie  die  Bebauung  war,  geradezu  zum  Bau  von  Miethscasernen 
reizen  musste,  liegt  auf  der  Hand,  und  es  ist  gewiss  innerlich  wohl  berech- 
tigt, für  jede  einzelne  Etagenwohnuug  mindestens  ebenso  viel  freien  Hof- 
raum als  für  ein  Einzelfamilienhaus  vorzuschreiben,  da  man  doch  unmög- 
lich eine  Erleichterung,  eine  Prämiirung  des  ersteren  wollen  kann.  Die 
Beschreitung  dieses  Weges  bietet  zugleich  ein  vortreHliches  Mittel,  durch 
verschiedene  Bemessung  dieser  zu  jeder  Wohnung  gehörigen  Hoffläche  dem 
verschiedenen  Grundwerth  der  einzelnen  Gebietstheile  Rechnung  zu  tragen. 

„Auch  eine  durchdachte  Anwendung  der  je  nach  dem  Bodenwerth, 
nach  der  Art  des  Gebäudes  (Miethscaserne  oder  Familienhaus),  nach  der 
Beschaffenheit  der  Stadttheile  abzustufenden  und  zu  gestaltenden  Bestim- 
mungen über  Bauwich  bietet  die  Möglichkeit  einer  sehr  individualisirendeu, 
d.  h.  die  gegebenen  oder  werdenden  Verhältnisse  angemessen  berücksich- 
tigenden Gestaltung  der  Bauordnung. 

„Doch,  meine  Herren,  ich  würde  meinem  Herrn  Correferenten  vor- 
greifen, wollte  ich  hierauf  noch  näher  eingehen.  Ich  fasse  das  Gesagte 
dahin  zusammen,  dass  die  Baupolizeibchörden  einerseits  wohl  hoflen  dürfen, 
durch  eine  wohlgeordnete  Gesammtheit  solcher  und  ähnlicher  Bestimmungen 
für  das  Stadterweiterungsgebiet  eine  Bauordnung  zu  schaflen,  welche  dem 
ungesunden  Anwachsen  der  Bodenwerthe  keine  Nahrung  zufülirt,  im  Gegen- 
theil,  ihm,  so  weit  an  ihr  liegt,  entgegentritt,  während  sie  andererseits  eine 
ausserordentliche  Verantwortung  übernehmen ,  wenn  sie  von  den  ihnen  zu- 
stehenden Mitteln  zur  Reform  der  bestehenden  Uebelstände  keinen  Gebrauch 
machen. 

„Freilich  wäre  dadurch  immer  nur  eine  der  Aufgaben  des  öfi*entlichen 
Rechtes  in  Bezug  auf  die  rechtliche  Gestaltung  der  Verhältnisse  in  den 
Stadterweiterungsgebieten  gelöst,  und  andere,  nicht  minder  wichtige,  be- 
dürfen gleichzeitiger  Behandlung,  wenn  anders  wirklich  eine  durchgreifende 
Besserung  eintreten  soll.  Glücklicher  Weise  sind  aber  auch  in  diesen  Be- 
ziehungen die  Dinge  schon  im  Fluss,  insbesondere  wird  für  Preussen  das 
neue  Communalabgabcngesetz  grosse  Verbesserungen  herbeiführen  und 
neue  Anregungen  geben,  indem  es  —  wenn  dasselbe  in  diesen  Beziehungen, 
80  wie  es  jetzt  im  Abgeordnetenhause  beschlossen  ist,  Gesetz  wird  —  einer- 
seits durch  Zulassung  von  Baustellensteuern  die  Möglichkeit  schafll,  die 
aus  dem  Verkehr  zurückgehaltenen  Grundstücke  zu  besteuern,  und  anderer- 
seits eine  gerechtere  Vertheilung  der  Kosten  der  Stadterweiterung  durch 
Heranziehung  der  ihre  Vortheile  geniessenden  Grundeigenthümer  zu  Sonder- 
beiträgen gestattet. 

„Vor  Allem  aber  wird  es  —  wenigstens  in  den  Städten  mit  zersplittertem 
Grundbesitz  —  für  die  Bekämpfung  des  —  wie  hier  nachgewiesen  —  ärgsten 
Feindes  socialpolitisch  erwünschter  Bebauung,  der  hohen  Grund-  und  Boden- 
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preise,  von  grösster  Bedeutung  sein,  wenn  endlich  die  alte  Forderung  diese» 
wie  des  Architekten-  und  Ingenieurvereins  befriedigt  und  Gesetze  über 
zwangsweise  Um-  oder  Zusammenlegung  der  Grundstücke  und 
die  weitere  Ausbildung  des  Enteignungsrechtes  erlassen  werden. 
Denn  nur  dadurch  wird  es  in  den  eben  erwähnten  zahlreichen  Stadtgebieten 
mit  zertheiltem  Grundbesitz  möglich  werden,  in  schneller  Folge  grössere 
Flächen  für  die  Bebauung  zu  erschliessen  und  so  durch  die  Vermehrung 
der  am  Markt  befindlichen  Grundstücke  deren  Preis  niedriger 
zn  halten  und  die  Bildung  monopolartiger  Preise  möglichst  zu 
hindern. 

„Denn  ein  anderes  Mittel  als  dieses  giebt  es  —  abgesehen  von  der 
eben  erwähnten,  in  sich  recht  schwierigen  Baustellensteuer  —  unter  der 
Herrschaft  der  freien  Concurrenz  nicht,  und  wenn  dies  verkannt  wird  und 
derartige  Gesetzentwürfe  von  theoretischen  oder  egoistischen  Gesichtspunkten 
aus  bekämpft  werden,  so  ist  es  nur  natürlich,  dass  die  —  wie  vorher 
erwähnt  —  schon  recht  weit,  und  zwar  in  Kreisen  gemässigter  Politiker 
verbreitete  Neigung  zur  Expropriation  von  Baugelände  immer  neue  Nahrung 
findet  und  schliesslich  —  wenn  andere,  weniger  eingreifende  Reformen  ver- 
sagen —  in  der  That  als  das  ultimum  refugium  gegen  Baustellen-Monopol- 
preise und  Grundstücksschwindel  erscheint. 

„Es  ist  daher  auch  für  die  Gesammtheit  der  Fragen  der  Stadterweiterung 
von  erheblichem  Interesse,  ob  der  zur  Zeit  im  preussischen  Landtage  von 
mir  angeregte  Versuch  in  Bezug  auf  Erlass  eines  Gesetzes  über  zwangsweise 
Umlegung  von  städtischen  Grundstücken  zu  Ergebnissen  führt,  wie  sie 
neuerdings  im  Grossherzogthum  Hessen  und  in  Hamburg  in  gewissen 
Grenzen  bereits  erzielt  sind. 

„Wenn  aber  so  von  allen  Seiten  zugleich  kräftig  Hand  angelegt  wird^ 
so  dürfen  wir,  glaube  ich,  wohl  hoffen,  dass  es  mehr  und  mehr  gelingen 
wird,  in  den  neuen  Stadttheilen  dem  Ideal  einer  guten  Bebauung  trotz  der 
in  den  gesteigerten  Bodenwerthen  gegebenen  Hindemisse  immer  näher  zu 
kommen.*' 


Correferent:   Oberbaurath  Prof.  B.  Baumeister  (Karlsruhe). 

„Bauordnungen  beschränken  bekanntlich  das  persönliche  Belieben  im 
Bauen,  um  die  Hausbewohner,  die  Nachbaren,  die  gesammte  Einwohnerschaft 
vor  Nachtheilen  zu  schützen.  Nach  vier  Richtungen  sind  betreffende  Vor- 
schriften zu  geben,  nämlich  für  den  freien  Verkehr,  die  Feuersicherheit,  die 
Constnictionsfestigkeit  und  die  Gesundheit.  Sind  nun  diese  Forderungen 
überall  von  gleicher  Bedeutung  und  überall  auf  dem  gleichen  Wege  zu 
erzielen?  Soll  in  einer  bestimmten  Stadt  eine  einzige  Bauordnung  über  das 
ganze  Weichbild  gelten,  soll  sie  unterschiedslos  aufgestellt  werden  für  alte 
Stadttheile,  für  neue  Aussenbezirke,  ja  sogar  für  die  Umgebung,  soweit  sie 
bei  fortschreitender  Stadterweiterung  noch  bebaut  werden  mag?  Diesen 
Standpunkt  nehmen  in  der  That  annoch  die  meisten  städtischen  Bau- 
ordnungen ein.  Erst  vereinzelt  finden  sich  Regeln,  welche  bei  gewissen 
baulichen  Einzelheiten  zwischen  zweierlei  Stadttheilen  oder  nach  wirthschaft- 
lichen  Umständen  Unterschiede  festsetzen. 
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„Und  doch  ist  es  in  gesundheitlicher  Beziehung  fehlerhaft,  alle 
Theile  einer  Stadt  gleich  zu  behandeln.  Denn  will  man  mit  Bezug  auf 
Licht  und  Luft  einheitliche  Vorschriften  und  richtet  dieselben  nach 
der  bisherigen  dichten  Bebauung  und  dem  hohen  Bodenwerth  im  Kerne 
einer  Stadt  ein,  so  pflanzen  sich  diese  ungünstigen  Verhältnisse  immer  weiter 
nach  aussen  fort,  wovon  leider  bei  fast  allen  Grossstädten  abschreckende 
Beispiele  zu  sehen  sind.  Würde  man  dagegen  Alles  so  ideal  behandeln,  wie 
in  einer  ganz  neuen  Stadt,  so  werden  die  Besitzer  älterer  Grundstücke, 
welche  bereits  dichter  bebaut  gewesen  sind,  oder  sich  zwischen  dicht  bebauten 
Plätzen  befinden  und  daraufhin  ihren  Werth  erhalten  haben,  im  Falle  von 
Neubauten  ungebührlich  geschädigt.  Desshalb  getrennte  Vorschriften 
für  bestehende,  verbesserungsbedürftige  und  für  werdende  Zustände! 

„Und  diese  Trennung  ist  nicht  bloss  mit  Bezug  auf  die  Wohndichtig- 
keit zu  empfehlen,  sondern  auch  bei  manchen  Vorschriften  der  Construction 
und  des  Verkehrs.  Wenn  das  allgemeine  Wohl  bei  neuen  Häusern  in  äusseren 
Stadtbezirken  die  gesundheitlichen  Vorschriften  verschärft,  so  kann  es 
ihnen  andererseits  Erleichterungen  gewähren  in  Bezug  auf  Anbauten, 
Vorräume,  Holzconstructionen,  Strassenbefestigung  u.  a.  m.  Lassen  Sie  uns 
nun  die  geschichtliche  Entwickelung  dieses  Gegenstandes  betrachten. 

„Was  in  vielen  Städten  vor  Allem  nothwendig  erschien,  waren  Ausnahmen 
von  den  allgemeinen  Bestimmungen  bei  solchen  Grundstücken,  die  bei  Erlass 
der  Bauordnung  bereits  dichter  oder  höher  bebaut  gewesen  waren,  als  jene 
Bestimmungen  gestatten.  Im  Falle  eines  Neubaues  wäre  es  da  in  der  Regel 
hart,  die  Ausnutzbarkeit  des  Grundstückes  plötzlich  und  erheblich  zu  be- 
schränken. Aus  diesem  Grunde  lassen  etliche  Bauordnungen  ohne  Weiteres 
zu,  auf  derartigen  Plätzen  ebenso  hoch  und  ebenso  eng,  wie  der  bisherige 
Zustand  war,  umzubauen.  Allein  damit  wird  eben  nicht  die  geringste  Ver- 
besserung für  Licht  und  Luft  angebahnt,  während  doch  ein  sanfter  Zwang 
höchst  wohlthätig  sein  würde,  um  allmälig  auch  alte  Stadtbezirke  einiger- 
maassen  gesund  zu  machen.  Etwas  zweckmässiger  gestatten  etliche  Bau- 
ordnungen zwar  ebenfalls,  die  bisherige  Grösse  eines  Hofraumes  beizubehalten, 
jedoch  unter  einschränkenden  Bedingungen  für  die  Höhe  der  umstehenden 
Gebäude.  Andere  Städte  überlassen  die  Behandlung  solcher  älteren  Bau- 
plätze dem  baupolizeilichen  Ermessen,  d.  h.  der  Entscheidung  von  Fall  zu 
Fall;  allein  damit  ist  weder  der  Behörde  noch  den  Baulustigen  gedient,  weil 
Unsicherheit  und  Willkür  eintreten.  Das  geeignetste  Verfahren  dürfte  viel- 
mehr darin  bestehen,  zweierlei  Grenzen  für  Haushöhe,  Hofraum  u.  dergl. 
aufzustellen.  Die  eine  gilt  als  Vorschrift  im  Allgemeinen,  die  andere  für 
Emeuerungsbauten  auf  solchen  Grundstücken,  deren  Bebauung  dem  ersten 
Schema  bisher  nicht  genügt  hatte,  wobei  noch  als  heilsamer  Zusatz  dienen 
mag,  dass  bei  Anwendung  des  zweiten  Schemas  keinesfalls  eine  Ver- 
schlechterung der  früher  vorhanden  gewesenen  Licht-  und  Luftverhält- 
nisse auf  dem  betrefifenden  Grundstück  herbeigeführt  werden  dürfe. 

„Gleichwie  hiernach  Ausnahmen  von  der  Bauordnung  für  vereinzelte 
Grundstücke  in  den  älteren  Stadttheilen  angezeigt  sind,  so  hat  man  auch 
vielerorts  mittelst  besonderer  Vorschriften  für  vereinzelte  Ansiedlungen  im 
jüngsten  Erweiterungsgebiet  gesorgt.  W^ird  hier  der  Bau  eines  Hauses 
beabsichtigt,  ehe  eine  vollständige  städtische  Strasse  besteht,  so  sind  ahn- 
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liehe  Bedingungen  zu  stellen,  wie  bei  Häusern  an  Strassen,  nämlich  Zu- 
glnghchkeit  bei  Feuersgefahr,  Fortschaffung  von  Abwasser  und  Unrath  auf 
«ine  gesundheitlich  genügende  Weise.  Allein  diese  Forderungen  müssen 
vorerst  gemildert  werden,  wenn  man  nicht  den  Bau  unmöglich  machen 
will.  Für  Zugänglichkeit  genügen  da  gesicherte  öffentliche  oder  private 
Wege  von  massiger  Breite.  Für  Brauchwasser  wären  einstweilige  Abzugs- 
canäle  oder  wasserdichte  Sammelgruben  mit  häufiger  Entleerung  oder  mit 
Aaslauf  zu  landwirthschaftlicher  Benutzung  ausreichend.  Für  Regenwasser 
dürften  Yersickerungsgruben  unbedenklich  sein.  Mit  Bezug  auf  Aus- 
Wurfsstoffe  tritt  natürlich  bei  vereinzelten  Ansiedlungen  Abfuhr  ein,  ent- 
weder aus  Gruben  oder  mittelst  Tonnen. 

^Während  hiernach  bei  vielen  Städten,  namentlich  im  Westen  Deutsch- 
lands, das  Bauen  in  der  ganzen  Umgebung  gestattet  und  angemessen  geregelt 
ist,  tritt  in  starken  Gegensatz  die  Bestimmung  des  preussischen  Gesetzes  von 
1875,  dass  durch  Ortsstatut  die  Errichtung  von  Wohnhäusern  „an  unfertigen 
Strassen'^  untersagt  werden  könne.  Von  dieser  Bestimmung  haben  die 
meisten  Städte  in  Preussen  Gebrauch  gemacht.  Auch  in  mehreren  anderen 
deutschen  Staaten  ist  die  Erschwerung  oder  das  Verbot  sogenannten  wilden 
Bauens  den  Gemeinden  anheimgegeben.  Die  Ursache  aller  derartigen  Ver- 
bote liegt  theils  in  der  gesundheitlichen  Fürsorge,  welche  allen  Einwohnern 
vou  vornherein  die  besten  Einrichtungen  verschaffen  möchte,  theils  in  dem 
Bestreben,  dass  die  Erweiterung  einer  Stadt  möglichst  geschlossen  vor- 
schreite, und  dass  Bezirke  mit  sperriger  Bebauung,  mit  grossen  Ansprüchen 
an  Strassenunterhaltung ,  Beleuchtung  und  Bewachung  vermieden  werden. 
Andererseits  wird  offenbar  das  natürliche  Wachsthum  einer  Stadt  gehemmt, 
indem  doch  aussen  mancherlei  Landhäuser,  Colonieen,  Wohlthätigkeits- 
anstalten,  landwirthschaftliche  und  gewerbliche  Ansiedlungen  Bedürfniss 
sind.  Was  nützt  es,  diese  in  ländliche  Nachbargemeinden  zu  drängen, 
welchen  gewöhnlich  in  Folge  ihrer  örtlichen  und  finanziellen  Lage  die  Mög- 
lichkeit mangelt,  genügende  öffentliche  Einrichtungen  zu  treffen  V 

„Demnach  ist  wohl  zu  fragen,  ob  dem  allgemeinen  Wohl  besser  durch 
unbeschränkte  oder  durch  örtlich  eingeengte  Baufreiheit  gedient  wird. 
Thatsächlich  werden  denn  auch  jene  Verbote  keineswegs  überall  strenge 
gehandhabt  und  manchenorts  ausdrücklich  Ausnahmen  in  Aussicht  gestellt, 
welche  nur  leider  nicht  gesetzlich  festgestellt  sind,  sondern  von  dem  Belieben 
der  Behörde  abhängen.  Eine  bemerkenswerthe  Einschränkung  hat  jenes 
Verbot  kürzlich  für  Berlin  erfahren,  woselbst  es  zwar  im  städtischen  Weich- 
hilde noch  besteht,  aber  ringsherum  verschwunden  ist.  Die  neue  Vororte- 
hauordnung  unterscheidet  nämlich  zwischen  Grundstücken  L  Classe,  welche 
an  regulirten  und  canalisirten  Strassen  liegen,  und  allen  anderen  Grund- 
-"{tiicken  als  IL  Classe.  Für  L  Classe  wird  eine  stärkere  Ausnutzung  des 
Bodens  mittelst  grösserer  Baudichtigkeit  und  grösserer  Haushöhe  zugestanden, 
^Iso  gleichsam  eine  Prämie  darauf  gesetzt,  regelrechte  Einrichtungen  für 
Verkehr  und  Entwässerung  zu  schaffen.  Allein  es  ist  doch  zweifelhaft,  ob 
dieser  Reiz  genügt,  und  nicht  lieber  vorerst  nach  IL  Classe  gebaut  wird, 
sofort  Strassenkosten  aufzuwenden,  um  so  mehr,  als  gerade  in  der  Um- 
mng  Berlins  planmässige  Entwässerungen  nicht  stückweise,  sondern  nur 
in  grossen  Zügen   hergestellt  werden  können.      Dass   nun   drei-  und  vier- 
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geschossige  Miethhüuser  —  sei  es  auch  unter  dem  Titel  Landhäuser  —  in 
grosser  Zahl  an  Feldwegen  entstehen  dürfen,  scheint  mir  ein  hygienischer 
MissgrifT,  und  die  daraus  folgenden  unhaltbaren  Zustände  zu  verbessern, 
kann  den  Gemeinden  später  grosse  Lasten  und  Schwierigkeiten  bereiten. 

„Wir  erkennen  aus  dem  Gesagten,  dass  weder  die  völlige  Freigebung 
noch  das  absolute  Verbot  des  Bauens  in  der  Umgebung  einer  Stadt  rathsam 
ist.  Es  kommt  auf  eine  Vermittelung  an,  welche  je  nach  den  örtlichen 
Umständen  verschieden  gewählt  werden  mag.  Sie  kann  übrigens  nach  zwei 
Richtungen  erfolgen.  Erstens  sind  die  zulässigen  Häusergattungen  einzu- 
schränken. So  dürfen  in  Hamburg  und  Altona  Miethhäuser  mit  mehr  als 
zwei  über  einander  liegenden  Wohnungen,  ferner  Hintergebäude  und  Wohn- 
keller nur  dort  hergestellt  werden,  wo  regelrechter  Sielanschluss  stattfindet ; 
denn  eine  derartige  Anhäufung  von  Menschen  ist  doch  vorsichtiger  zu  be- 
handeln als  ein  Familienhaus  und  draussen  auf  freiem  Felde  nicht  als  Be- 
dürfniss  anzuerkennen.  Zweitens  können  statt  endgültiger  Strassen  pro- 
visorische zugelassen  werden,  nach  gewissen  Normen  über  Breite,  Befestigung 
und  pjntwässerung. 

„Ein  fernerer  Unterschied  in  baupolizeilichen  Bestimmungen  findet  sich 
in  einigen  Städten  derart,  dass  man  bisher  bebaute  Grundstücke  im  Falle 
eines  Neubaues  anders  behandelt,  als  bisher  leere  Bauplätze.  Dies  geschieht 
z.  B.  mit  Bezug  auf  die  Mindestgrösse  des  Hof  räum  s  in  Berlin  und  Breslau, 
wo  man  von  bereits  bebauten  Grundstücken  1/4  fordert,  gegenüber  '/s  auf 
bisher  leeren  Bauplätzen.  Anderswo  wird  ein  Unterschied  bei  der  Haus- 
höhe  gemacht:  dieselbe  darf  z.B.  in  Karlsruhe  auf  schon  überbauten  Grund- 
stücken 'V4  der  Strassenbreite ,  auf  leeren  nur  die  einfache  Strassenbreite 
erreichen.  Derartige  Bestimmungen  setzen  nicht  etwa  voraus,  dass  das  be- 
günstigte Grundstück  bisher  schon  enger  bebaut  gewesen  war,  als  die  all- 
gemeine Regel  zulässt,  ein  Fall,  welchen  wir  früher  kennen  gelernt  haben, 
sondern  sie  gestatten  die  engere  oder  höhere  Bebauung  schon  da,  wo  nur 
überhaupt  irgend  ein  Haus  auf  dem  Grundstück  gestanden  hat,  sie  ver- 
schlechtern also  unter  Umständen  den  bisherigen  Zustand  und  sind  in- 
sofern nicht  zu  empfehlen.  Auch  in  wirthschafllicher  Beziehung  können 
Unbilligkeiten  entstehen. 

„Während  die  bisher  besprochenen  baupolizeilichen  Unterschiede  sich 
immer  nur  auf  einzelne  Grundstücke  und  Bauwesen  beziehen ,  so  wende 
ich  mich  nunmehr  zu  solchen,  die  ganze  Strassen  und  Bezirke  betreffen. 
Hier  will  ich  vor  Allem  die  Zulassung  und  das  Verbot  von  gewerblichen 
Anlagen  erwähnen.  Bekanntlich  behandelt-  diesen  Gegenstand  §.  23  der 
Gewerbeordnung,  gemäss  welchem  schon  in  mehreren  deutschen  Staaten 
Gelegenheit  gegeben  ist,  durch  Ortsstatut  gewisse  Stadtgegenden  von  un- 
angenehmen und  gesundheitschädlichen  Gewerben  befreit  zu  erhalten,  und 
zu  Gunsten  von  Wohnbezirken,  theils  städtischen,  theils  ländlichen  Charakters, 
in  ziemlich  vielen  Städten  verfahren  ist.  Das  Correlat  zu  einem  derartigen 
Verbot  besteht  offenbar  in  einer  einfachen  Verweisung  baulustiger 
Fabrikanten  in  bestimmte  Bezirke.  Beides  zugleich,  nämlich  fabrikfreie 
Wohnbezirke  und  bestimmte  Fabrikbezirke,  ist  in  Dresden  und  Landau  vor- 
gesehen, am  vollständigsten  in  Frankfurt  a.  M.,  wo  die  gesammte  Aussen- 
stadt  in  Wohnviertel,  Fabrikviertel  und  gemischte  Viertel  zerlegt  worden 
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ist  Wenn  daselbst  eine  gewerbliche  Anlage  sich  in  ein  Wohnviertel 
eindrängen  will,  so  mnss  sie  mindestens  20  bis  40  m  Abstand  von  der  Strasse 
and  von  Nachbargrenzen  einhalten,  ebenso  viel  eine  Kegelbahn  und  eine  ge- 
werbsmässige Stallung.  Auch  muss  bei  voraussichtlicher  Belästigung  durch 
Rauch,  Ausdünstungen  u.  dergl.  ein  ungewöhnlich  grosser  Theil  des  Grund- 
stücks, Vj  bis  V3,  unbebaut  bleiben.  Umgekehrt  wird  bei  Wohnungen,  die 
in  Fabrikvierteln  beabsichtigt  sind,  ein  besonders  grosser  Hofraum  ver- 
langt und  durch  alle  diese  Bestimmungen  davor  abgeschreckt,  dass  ein  Bau- 
lusüger  das  im  allgemeinen  Interesse  erstrebte  Gepräge  eines  Bezirkes  stört. 

„Gewisse  Unterschiede  im  baulichen  Charakter  ergeben  sich  femer, 
wo  die  sogenannte  offene  Bauweise,  mit  Bauwich  oder^  gebotenen 
Zwischenräumen,  eingeführt  ist.  Vorzüge  der  offenen  Bauweise  sind  be- 
kanntlich :  Luftwechsel  zwischen  Strasse  und  Hinterland,  reichliche  Gelegen- 
heit zu  Fenstern,  bessere  Eintheilung  des  Hausinneren,  besonders  für  Eck- 
zimmer, Gänge  und  Treppen,  Möglichkeit  zu  reizvoller  Architektur,  Wegfall 
der  hässlichen  Brandmauern  während  der  Entwickelungszeit  eines  Stadttheiles, 
gesteigerte  Zulässigkeit  von  Holz-  statt  Massivbau.  Dagegen  können  sich 
unter  Umständen  die  Baukosten  etwas  höher  belaufen,  als  beim  Bau  in  ge- 
schlossener Reihe,  nicht  sowohl  durch  Verringerung  der  baufahigen  Fläche, 
welche  vielmehr  nur  eine  andere  Form  erhält,  als  durch  ein  Mehrmaass  von 
sichtbaren  Umfassungswänden.  Dieser  Nachtheil  lässt  sich  aber  mittelst 
sogenannter  Zwillingshäuser  wesentlich  vermindern,  während  doch  im  Ganzen 
die  wünschenswerthe  Summe  der  Lücken  in  einer  Häuserreihe,  sowie  der 
Vortheil  guter  Grundrisseintheilung  bleibt.  Hiernach  dürfte  die  offene 
Bauweise  keineswegs  bloss  für  Villenbezirke  passen,  sondern  auch  für 
mittlere  Wohnungen,  sowohl  bei  Familienhäusern  als  bei  Miethcasemen.  Da- 
gegen ist  sie  ungeeignet,  wo  für  Verkaufsläden  u.  dergl.  die  Frontlänge 
möglichst  ausgenutzt,  sowie  für  kleine  Wohnhäuser,  bei  welchen  aufs 
Aeusserste  gespart  werden  soll. 

„Die  Befugniss  einer  Gemeinde,  für  gewisse  Strassen  oder  Bezirke  die 
offene  Bauweise  zu  wählen  und  vorzuschreiben,  ist  in  den  Landesgesetzen 
von  Sachsen,  Bayern,  Württemberg,  Hessen,  Gestenreich  vorgesehen,  in  Baden 
kürzlich  ergänzend  ausgesprochen.  Man  erkennt  denn  auch  die  erfreu- 
lichen Ergebnisse  schon  bei  vielen  Städten  der  genannten  Länder.  In 
manchen  Städten  ist  es  nur  der  Sitte  zu  verdanken,  dass  Abstände  zwischen 
Nachbarhäusern  eingehalten  worden  sind,  so  bisher  in  den  Vororten  von 
Hamburg  und  Berlin.  Hier  erkennt  man  aber  auch  schon  vielfach  die  Uebel- 
stände,  welche  beim  Mangel  einer  zwangsweisen  Behandlung  und  Er- 
haltung der  fraglichen  Bauweise  entsteheu  könncD.  Sobald  nämlich  ein 
Grundbesitzer  für  gut  findet,  mit  einer  Brandmauer  an  die  Grenze  zu  rücken, 
um  seinen  Platz  stärker  als  mit  einem  freistehenden  Hause  auszunutzen, 
und  gewöhnlich  gleichzeitig  stark  in  die  Höhe  baut,  etwa  zu  einer  Mieth- 
caseme,  so  ist  der  Charakter  der  Gegend  verändert  und  allen  anderen  Be- 
wohnern derselben,  namentlich  aber  den  unmittelbaren  Nachbaren,  ein  grosser 
dauernder  Schaden  zugefügt,  gegen  den  sie  sich  nicht  wehren  können.  Man 
geht  desshalb  jetzt  in  Hamburg  auf  zwangsgesetzliche  Einführung  und 
Sicherung  der  offenen  Bauweise  aus.  Aus  eben  diesem  Grunde  scheint  es 
mir  auch  bedenklich,  jedem  einzelnen  Grundbesitzer  freizugeben,  ob  er 
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sein  neues  Haus  hart  an  die  Nachbargrenze  stellen  oder  den  Bauwich  erhalten 
will,  wie  das  für  gewisse  Bezirke  in  Breslau,  für  viele  Strassen  in  Stuttgart, 
für  die  meisten  Flächen  in  den  Berliner  Vororten  yorgesehen  ist.  Daraus 
folgt  leicht  ein  ungeordnetes  und  unerfreuliches  Gesammtbild.  Und  auch 
die  Prämie,  welche  bei  Berlin  auf  Einhaltung  des  Bauwichs  gesetzt  ist, 
nämlich  das  Dachgeschoss  bewohnbar  auszubauen,  genügt  meines  Erachtens 
nicht,  um  eine  ganze  Reihe  von  Grundeigenthümern  freiwillig  zur  offenen 
Bauweise  zu  veranlassen,  um  so  mehr,  als  dieselbe  den  Berlinern  noch  unge- 
wohnt ist.  Will  man  Freiheit  der  Wahl  lassen,  weil  die  geeignetste  Bau- 
weise für  eine  Strasse  etwa  noch  nicht  sicher  vorherzusehen  ist,  so  sollte 
das  vielmehr  auf  dem  Wege  geschehen,  dass  als  oberste  Regel  ein  Bauwich 
vorgeschrieben  wird,  und  derselbe  nur  von  zwei  Nachbaren  gleichzeitig 
zufolge  Vereinbarung  aufgegeben  werden  dai*f;  es  entstehen  dadurch  ge- 
schlossene Häuserreihen  von  beliebiger  Länge,  jedoch  stets  unter  Einhaltung 
des  vorschriftsmässigen  Abstandes  an  ihrem  Ende,  und  nirgends  kahle 
Brandmauern. 

„Wir  haben  bis  jetzt  eine  Reihe  von  Verfahren  kennen  gelernt,  nach 
welchen  Sonderbestimmungen  neben  einer  allgemeinen  Bauordnung  vor- 
genommen werden  mögen,  nämlich  für  sehr  dicht  bebaute  ältere  Grund- 
stücke, für  vereinzelte  Baulichkeiten  in  der  Umgebung,  für  bisher  schon  be- 
baute Plätze  im  Vergleich  zu  leeren,  für  Fabriken  und  für  die  sogenannte 
offene  Bauweise. 

„Mit  Hülfe  derartiger  Einzelbestimmungen  vermag  eine  Stadt  in  ihrem 
Bauwesen  schon  mancherlei  zweckmässige  Unterschiede  zu  erreichen,  und 
erfreuliche  Belege  dafür  finden  sich  in  vielen  Bauordnungen.  Um  aber 
wirklich  allen  Bevölkerungsclassen  ein  gesundes  Wohnen  zu  sichern,  um 
allen  Baubedürfnissen  Rechnung  zu  tragen,  sollte  oft,  namentlich  in  grossen, 
aber  auch  in  manchen  kleineren  Städten,  noch  mehr  umfassend  verfahren 
werden.  Es  wäre  das  Gesammtsystem  der  Bauordnung  planmässig  über 
das  Baugebiet  der  Gegenwai*t  und  der  Zukunft  nach  Bezirken  oder  Zonen 
abzustufen.  Vor  Allem  handelt  es  sich  um  eine  Anzahl  von  Typen  mit  ver- 
schiedenen Graden  der  Bodenausnutzung,  und  zwar  ist  dabei  im  Allgemeinen 
der  Grundsatz  zu  befolgen,  dass  die  Baudichtigkeit  vom  Stadtkern  nach  der 
Peripherie  hin  abnimmt.  Dies  ist  wünschenswerth ,  damit  einem  grossen 
Theil  der  Bevölkerung  günstigere  Wohnungsverhältnisse  bereitet  werden,  als 
sie  gedrängte  Häusermassen  zu  bieten  vermögen,  und  damit  die  aus  der 
Umgegend  zuströmende  frische  Luft  möglichst  reichlich  und  ungehindert  in 
das  Innere  gelange.  Seltsamer  Weise  ist  zwar  neuerdings  in  einer  Berliner 
Zeitung  behauptet  worden,  dass  es  für  die  Gesundheit  ziemlich  gleichgültig 
sei,  ob  drei-,  vier-  oder  fünfstöckige  Häuser  bewohnt,  ob  die  Grundstücke 
zu  ^,'3  oder  '/a  bebaut  werden,  das  seien  finanzielle  und  Annehmlichkeits- 
fragen, es  komme  hygienisch  lediglich  auf  gute  Canalisation  an.  Diese 
Meinung  dünkt  mich  ganz  einseitig,  denn  so  wohlthätig  allerdings  der  Ein- 
üuss  der  Canalisation  ist  und  in  jenem  Artikel  auch  statistisch  für  Berlin 
gezeigt  ist,  so  beruht  doch  der  Vortheil  reichlicher  frischer  Luft  ebenso  sehr 
auf  der  ärztlichen  Erfahrung  als  auf  dem  natürlichen  Gefühl,  und  der  Nach- 
theil des  Wohnens  in  hochgelegenen  Stockwerken  ist  statistisch  nachgewiesen. 
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Glücklicher  Weise  läuft  eine  Abnahme  der  Baudichtigkeit  von  innen  nach 
aussen  parallel  mit  der  Abnahme  der  Bodenpreise,  sie  ist  daher  ohne  Härte 
erreichbar,  und  sie  verhindert  zugleich  das  Anwachsen  der  Bodenpreise,  also 
auch  der  Hauswerthe  und  Miethen  auf  übertriebene  Höhen. 

„Ein  recht  vollständig  und  planmässig  angelegtes  Beispiel  der  Zonen- 
eintheilung  bildet  seit  1891  die  Stadt  Frankfurt.  Der  Innenbezirk  um- 
fasst  die  alte  Stadt  innerhalb  der  alten  Wälle,  sowie  das  Gelände  zwischen 
den  letzteren  und  dem  neuen  Centralbahnhof.  Die  ringsherum  liegende 
Anssenstadt  aber  zerfällt  in  zwei  Zonen ,  es  hat  daher  das  Gesammtgebiet 
«ine  Dreitheilung  erfahren.  Hiermit  vereinigt  sich  die  früher  schon  erwähnte 
Dreitheilung  der  Aussenstadt  in  Wohnviertel,  Fabrikviertel  und  gemischte 
Viertel,  so  dass  jedem  Block  des  Bebauungsplanes  ein  bestimmter  Charakter 
zugewiesen  und  mittelst  baupolizeilicher  Vorschriften  sorgfältig  ausgebil- 
det ist. 

„Am  Schlüsse  des  vorigen  Jahres  sind  für  noch  vier  andere  Städte, 
nämlich  Berlin,  Breslau,  Hamburg,  Altena,  baupolizeiliche  Bestimmungen 
veröffentlicht,  in  welchen  der  Grundsatz  bezirksweiser  Abstufung  planmässig 
durchgeführt  erscheint.  Dass  unsere  Versammlung  im  vorigen  Jahre  ver- 
schoben wurde,  giebt  mir  nunmehr  die  eitfreuliche  Gelegenheit,  über  jene 
vier  Städte  mit  berichten  zu  können. 

„In  Hamburg  bestanden  schon  längst  Unterschiede  zwischen  Stadt 
und  Vororten  mit  Bezug  auf  die  zulässige  Höhe  der  Häuser,  sowohl  an  der 
Strasse  als  an  den  Höfen.     Dagegen  waren  in  anderen  Punkten  die  Vororte 
hygienisch  nicht  besser  gestellt,  als  die  innere  Stadt,  z.  B.  bei  der  Anzahl 
der  Geschosse,  Gestattung  von  Wohnkellem,  Licht   und  Luft   für  unter- 
geordnete Fenster,   ebensowenig   vor   dem  Eindringen   von  Fabriken  und 
Miethcasernen  in  die  so  reizvolle  ländliche  Bauweise  gesichert.     Jetzt  ent- 
lialt  das  Gesetz  von  1892  für  die  Vororte  den  Hinweis,  dass  in  bestimmten 
Strassen  und  Bezirken  mancherlei  Beschränkungen  auferlegt  werden  können, 
z.  B.  bei  dem  Flächenmaass ,   welches  auf  einem  Grundstück  nicht  bebaut 
werden  darf,  bei  obligatorischen  Höhen  und  Abständen  in  der  offenen  Bau- 
weise, bei  dem  Verbot  von  Fabriken,  Wirthschaften  und  lästigen  Geschäfts- 
betrieben, bei  Anlage  von  Vorgärten.     Wie  alles  dies  im  Einzelnen  gehand- 
babt  werden  wird,  muss  die  Zukunft  lehren,  eine  gesetzliche  Gnindlage  aber 
ist  geschaffen. 

„In  Altena  zerfällt  das  ausgedehnte  Weichbild  nicht  bloss  in  einen 
Innenbezirk  und  Aussenbezirk  mit  bestimmter  Scheide,  sondern  es  ist  in 
dem  letzteren  noch  ein  eigener  Landhausbezirk  abgegrenzt,  und  ausserdem 
eine  fabrikfreie  Fläche  aus  einem  Theil  des  Innenbezirks  und  einem  Theil 
des  Landhausbezirks  gebildet.  Wir  finden  dieser  Gliederung  entsprechend 
mannigfaltige  baupolizeiliche  Unterschiede,  von  welchen  hier  nur  genannt 
werden  mögen  die  Einschränkung  von  Wohnkellem  und  Wohnhöfen  im 
Aussenbezirk,  die  gebotenen  Abstände  und  das  Maximum  von  drei  Geschossen 
im  Landhausbezirk,  das  Schema  für  dieHofgrösse  in  vier  Stufen  nach  ebenso 
vielen  Theilen  des  Stadtgebietes. 

„In  Breslau  unterscheiden  sich  künftig  die  innere  Stadt  einerseits  und 
die  Vorstädte  andererseits  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  zwischen  Strassen- 
breite  und  Haushöhe,  sowie  bei  dem  Maass  der  zum  Bebauen  gestatteten 
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Grundstückfläche.  In  drei  bestimmten  aussen  gelegenen  Bezirken  geht  die 
Einschränkung  der  Häuserhöhe  und  des  baufähigen  Grundstücktheiles  noch 
weiter,  sowie  auch  in  der  Kegel  hier  nur  Wohngebäude  errichtet  werden 
dürfen.  Dagegen  ist  leider  versäumt  worden,  mittelst  anderweitiger  Vor- 
schriften, z.  B.  über  Fensterlicht,  über  obligatorische  Abstände,  den  Vor- 
städten im  Allgemeinen  mehr  Weiträumigkeit  zu  sichern.  Es  erscheint 
eben  unser  Grundsatz  der  Abstufung  etwas  dürftig  durchgeführt. 

„Eine  grosse  Ueberraschung  und  vielfache  Besprechung  in  der  Presse 
hat  die  neue  Bauordnung  für  die  Vorort«  von  Berlin  Veranlasst.  Sie  hat 
die  Geltung  der  Berliner  Bauordnung  von  1887  auf  ein  eugeres  Gebiet  ein- 
geschränkt, und  selbst  von  einem  sechs-  bis  siebenmal  grösseren  Flächen- 
raum Besitz  ergrifiPen,  welcher  eine  grosse  Anzahl  von  Gemeinden  umfasst. 
Wir  finden  vier  sorgfaltig  ausgearbeitete  Schemata  mit  verschiedenen  Graden 
der  Baudichtigkeit,  der  Häuserhöhen,  der  nachbarlichen  Abstände  u.  s.  w. 
Dieselben  beziehen  sich  auf  Grundstücke  I.  Classe,  Grundstücke  II.  Classe, 
Landhäuser,  Kleinbauten.  Nur  den  Landhäu8ei*u  sind  bestimmt  begrenzte 
Bezirke  zugedacht,  sie  betragen  nach  Abzug  der  in  ihnen  enthaltenen  fisca- 
Hsclien  Waldungen  etwa  den  fünften  Theil  des  ganzen  Raumes,  in  welchem 
sie  inselartig  zerstreut  liegen.  Ob  diese  Inseln  nach  Lage  und  Grösse 
passend  gewählt  seien,  wird  vielfach  bestritten,  im  Allgemeinen  halte  ich 
aber  die  Anordnung  lobenswerth,  besonders  auch  desshalb,  weil  die  Vor- 
schriften keineswegs  auf  lauter  vornehme  Villen,  sondern  ebenso  gut  auf 
Häuser  mit  Miethwohnungen  eingerichtet  sind.  Glücklich  erfunden  scheint 
mir  der  Begriff  Kleinbauten,  und  auch  durch  das  betreffende  Schema,  in- 
sonderheit durch  die  gestattete  starke  Ausnutzung  des  Bodens  hinreichend 
unterstützt,  um  auf  Grundstücken  II.  Classe  einfache  ein-  oder  zweistöckige 
Wohnhäuser  wohlfeil  genug  herstellen  zu  können,  und  da  dies  überall  ge- 
schehen darf,  so  würde  sich  auch  ungezwungen  die  in  socialer  Hinsicht  so 
wünschenswerthe  Mischung  von  Reich  und  Arm  einstellen.  So  sehr  ich  daher 
bei  der  Gattung  Kleinbauten  billige,  dass  sie  nicht  an  bestimmte  Bezirke 
gebunden  ist,  so  sehr  bedauere  ich  die  Behandlung  der  Grundstücke  I.  und 
II.  Classe.  Denn  dieser  Classenunterschied  ist  nicht  bezirksweise  festgestellt, 
sondern  beruht,  wie  schon  früher  erwähnt,  auf  dem  Charakter  der  vor- 
liegenden Strasse,  entweder  städtisch  oder  ländlich.  Terrain  II.  Classe  ist 
auf  die  Dauer  unhaltbar,  wird  vielmehr  nach  und  nach  mittelst  Strassen- 
regulirung  und  Canalisation  in  solches  I.  Classe  verwandelt  werden,  sei  es 
auf  Verlangen  der  Gesundheitsbehörden,  sei  es  auf  Drängen  der  Speculation, 
um  stärkere  Bodenausnutzung  zu  erreichen;  die  Häuser  II.  Classe  werden 
das  nunmehr  zulässige  vierte  oder  fünfte  Gcschoss  aufsetzen  und  Flügel 
anbauen,  auch  die  vorhandenen  Kleinbauten  werden  wieder  verschwinden, 
um  der  intensiveren  Bodenausnutzung  mit  Häusern  I.  Classe  Platz  zu  machen, 
und  es  ergiebt  sich  dann,  mit  einziger  Ausnahme  der  Ijandhausbezirke,  ein 
gleichförmiger  Bautypus  bis  an  die  äussersten  Enden  des  ganzen  grossen 
Vorortgebietes.  Der  Fehler  der  bisherigen  Berliner  Bauordnung,  überall 
Reihen  hoher  Miethcasernen  zu  veranlassen  und  die  Bodenpreise  zu  steigern, 
würde  somit,  wie  ich  fürchte,  fortgesetzt,  allerdings  hygienisch  ein  wenig 
gemildert,  aber  die  mannigfaltigen  Bedürfnisse  einer  Grossstadt  nicht  be- 
friedigend.    Zudem  fehlt  genügende  Vorsorge  für  und  gegen  die  Industrie, 
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hinsichtlich  welcher  bloss  gesagt  ist,  dass  die  Landhausbezirke  von  grossen 
Gewerbebetrieben  verschont  bleiben  sollen. 

„Wenn  es  wünschenswerth  ist,  Unterschiede  in  den  Bautypen  und  damit 
die  Ordnung,  Ruhe  und  Behaglichkeit  des  Wohnens  auf  die  Dauer  zu  sichern, 
so  sind  bewegliche  Grenzen  dazu  nicht  geeignet,  denn  gerade  die  ihnen 
nachgerühmte  Fähigkeit,  sich  jedem  zeitlichen  und  örtlichen  Wechsel  der 
Zustände  leicht  anzuschliessen ,  wird  so  lange  Aenderungen  und  Störungen 
bewerkstelligen,  bis  alles  Terrain  auf  den  höchsten  Grad  der  Ausnutzung 
und  des  Bodenwerthes  gebracht  ist. 

„Das  Bedürfniss  von  Stadterweiterungen  lässt  sich  vielmehr  meines 
Erachtens  nur  durch  feste  Grenzen  zwischen  Bezirken  oder  Zonen  ver- 
schiedenen Charakters  befriedigen.  Sollten  darin  Irrthümer  begangen  sein 
und  spätere  Aenderungen  erheischen,  so  mag  ein  Verfahren  ähnlich  wie  bei 
der  Abänderung  eines  Strassenplans  eintreten;  derartige  Ausnahmen  werden 
durch  allgemeines  Verlangen  gestützt  sein  und  desshalb  nicht  solche 
Störungen  verursachen,  wie  die  vorgeschlagene  unberechenbare  Wandelbar- 
keit. Die  eigentliche  Schwierigkeit,  die  Umgebung  Berlins  gut  und  fest 
einzutheilen,  liegt  in  der  Selbstständigkeit  von  so  und  so  vielen  Gemeinden, 
welche  in  ihrem  Inneren  bereits  grosse  Verschiedenheiten  aufweisen,  und 
deren  politischen  Grenzen  sich  die  Grenzen  von  Bauzonen  allerdings  einiger- 
maassen  anpassen  müssten.  Unübetwindlich  indessen  wäre  diese  Schwierig- 
keit wohl  auch  jetzt  noch  nicht,  obgleich  man  sich  ja  viel  leichter  und  zum 
Segen  der  Bevölkerung  schon  vor  Jahren  daran  gemacht  hätte.  Im  All- 
gemeinen aber  erkennen  wir  hieraus  die  Zweckmässigkeit  eines  Verbandes 
JEU  allen '  baulichen  Zwecken ,  wie  er  unter  den  zahlreichen  Kirchspielen 
Londons,  femer  zwischen  Hamburg  und  seinen  Vororten  besteht,  gründlicher 
noch  einer  vollständigen  Einverleibung,  wie  sie  in  vielen  anderen  Städten 
vorgenommen  ist  und  jetzt  endlich  auch  in  Berlin  erstrebt  wird.  Wo  die 
Gemeinde  Herrin  über  ihr  gesammtes  künftiges  Baugebiet  ist,  da  vermag 
sie  allen  Bedürfnissen  zum  Wohnen,  Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  geeignete  und 
gesicherte  Stätten  anzuweisen,  das  Vorrücken  städtischer  Einrichtungen  an- 
gemessen zu  regeln,  die  Bauordnung  abzustufen.  Namentlich  können  dann 
alle  Grenzen  zwischen  Zonen  und  Bezirken,  ja  Unterschiede  nach  einzelnen 
Strassen  passend  gewählt  werden,  so  dass  der  engeren  städtischen  Bauweise 
genügende  Ausdehnung  in  der  Zukunft  vorbehalten  bleibt,  geeigneten  falls 
auch  der  Kern  bisheriger  Vororte  zugewiesen  wird,  während  weiträumigere 
Bauarten  sich  zwanglos  anschmiegen  und  ausbreiten.  Hierdurch  wäre  den 
oft  vorkommenden  unliebsamen  Lücken  und  Sprüngen  einer  Stadterweiterung 
nach  Möglichkeit  vorgebeugt. 

„Am  all  erschönsten  würde  das  Alles  freilich  gelingen,  wenn  die  Gemeinde 
Herrin  im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  Eigenthümerin  ihres  Weichbildes, 
wenigstens  eines  grossen  Theiles  davon  wäre,  weil  sie  dann  zugleich  die 
Marktpreise  der  Bauplätze  beherrscht.  Ich  würde  es  von  Herzen  begrüssen, 
ja  manchenorts  für  das  einzig  richtige  sociale  Heilmittel  halten,  wenn  eine 
Stadtgemeinde  sich  freihändig  oder  durch  Enteignung  in  den  Besitz  weiter 
Geländeflächen  setzt.  Um  in  dieser  Art  eine  Stadterweiterung  von  grossen 
Gesichtspunkten  aus  zu  regeln,  bedarf  es  natürlich  weiser  Voraussicht  und 
grosser  Geldmittel,  aber  als  Aequivalent   dazu   nimmt   dann   die  Gemeinde 
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Theil  an  der  allgemeinen  Werthsteigerung  des  Geländes,  welche  nur  allerdings 
nicht  mehr  eine  schwindelhafte  sein  soll. 

„Sehr  wichtig  ist  bei  der  Aufstellung  von  Regeln  für  die  verschiedenen 
Bauzonen  eine  angemessene  Individualisirung  der  Vorschriften.  Man 
sollte  sich  nicht  mit  wenigen  dürftigen  Zahlen  begnügen,  denn  mit  derartigen 
mechanischen  Regeln  könnte  unter  Umständen  mehr  Unheil  als  Segen  an- 
gerichtet werden.  Es  ist  vielmehr  zu  empfehlen,  die  einzelnen  Häuser- 
gattungen eingehend  daraufhin  zu  untersuchen,  inwiefern  sie  unter  der  Herr- 
schaft allgemeiner  Regeln  gebührend  berücksichtigt  werden,  und  diese  Regeln 
dann  so  zu  gestalten  oder  zu  vervielfachen,  dass  wüuschbare  und  noth- 
wendige  Bauformen  in  dem  betreffenden  Bezirk  gefördert,  gesundheitlich 
unwillkommene  aber  erschwert  und  nach  Bedarf  Uebergangsbestimmungen 
aus  den  alten  in  die  neuen  Zustände  festgesetzt  werden.  Besonders  sorgfältig 
ist  in  dieser  Beziehung  der  Bericht  ausgearbeitet,  welchen  Prof.  v.  Grub  er 
in  Wien  dem  österreichischen  Sanitätsrath  unterbreitet  hat,  um  eine  An- 
leitung zu  abgestuften  Bauordnungen  zu  geben.  Dieser  Bericht  enthält  allein 
für  die  geschlossene  Bauweise  fünf  Schemata  für  alle  auf  die  Baudichtigkeit 
bezüglichen  Vorschriften,  von  welchen  in  kleinen  Orten  zwei  oder  drei,  in 
grossen  Städten  vier  oder  fünf  gewählt  werden  mögen.  Ausserdem  sind 
Regeln  für  die  offene  Bauweise  und  für  Industriebauten  gegeben,  so  dass 
ein  vollständiges  System  von  Bautypen  zur  Auswahl  für  verschiedene  Städte» 
Zonen  und  Bezirke  vorliegt. 

„Bei  einer  derart  sorgsamen  Behandlung  der  Bauvorschriften  sollte 
namentlich  auch  der  vom  Bebauen  auszuschliessende  Flächenraum  jedes 
Grundstückes  passender  berechnet  werden,  als  es  dermalen  meistens  geschieht. 
Ein  Vorgarten  ist  als  unbebauter  Theil  mit  anzurechnen,  ja  selbst  die 
Strassenfläche  ist  bei  der  Luftzuführung  ebenso  sehr  betheiligt  wie  das 
Hinterland.  Geht  man  dem  entsprechend  von  der  gesammten  Fläche  bis  zur 
Strassenachse  aus,  so  würden  Grundstücke  von  geringer  Tiefe  verhältnissmässig 
mehr  bebauungsfahige  Fläche  erlangen,  als  solche  von  grosser  Tiefe,  daher 
eine  Begünstigung  kleiner  Hänser  und  zahlreicher  Strassen.  Femer  könnte 
die  unbebaute  Fläche  auf  jedem  Grundstück  in  eine  Beziehung  gesetzt  werden 
zur  Anzahl  und  Grösse  der  Wohnungen,  während  bisher  in  der  Regel  das 
Minimum  an  Hofraum  unabhängig  davon  war,  wie  viele  bewohnte  Geschosse 
über  einander  gethürmt,  und  wie  dieselben  eingetheilt  wurden.  Der  ein- 
fachste Vorschlag  dieser  Art  lautet:  Für  jede  Wohnung  ein  unbebauter 
Raum  gleich  ihrem  eigenen  Flächeninhalt. 

„Neben  allen  öffentlichen  Maassregeln  sind  selbstverständlich  auch 
Vorschriften  auf  privatrechtlichem  Wege  möglich  und  geeignet,  um 
bestimmte  Blöcke  oder  Baugruppen  eigenthümlich  auszubilden,  selbst  im 
Baustil  und  im  Beruf  der  Bewohner,  auch  wohl  gemeinsame  Wohlfahrts- 
einrichtungen herzustellen.  Dadurch  kann  nun  mannigfaltigen  Bedürfnissen 
noch  viel  genauer  Rechnung  getragen  werden,  als  durch  baupolizeiliche 
Regelung,  und  zwar  nicht  bloss  zu  Gunsten  der  reichen,  sondern  auch  der 
mittleren  und  armen  Volksschichten,  wesshalb  derartige  Anordnungen  seitens 
der  zuständigen  Behörden  möglichst  gefordert  werden  sollten.  Zu  ihrer 
Sicherung  dient  entweder  grundbuchlicho  Eintragimg  oder  ein  Vertrag 
zwischen  Gemeinde  und  Grundbesitzern. 
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„Während  nach  dem  Bisherigen  hestimmte  Zonen  oder  Bezirke  fest- 
gesetzt werden  müssen,  um  der  ö£fentlichen  Gesundheitspflege  zu  genügen, 
so  ist  eine  solche  Eintheilung  nicht  geeignet  mit  Bezug  auf  die  drei  anderen 
Gesichtspunkte  der  Baupolizei,  nämlich  Feuersicherheit,  Festigkeit  und 
Verkehr. 

^Was  zuerst  die  angemessene  Behandlung  der  Feuersicherheit  he- 
trifit,  so  muss  die  Gonstruction  eines  Gehäudes  erstens  von  dessen  Bestimmung, 
zweitens  Yon  den  Abständen  gegen  umstehende  Gebäude  abhängig  gemacht 
werden.  Bei  der  ersten  kommt  sowohl  die  Leichtigkeit  der  Entstehung 
eines  Brandes  im  Gebäude  selbst,  als  die  Dichtigkeit  seiner  Bewohnung  und 
entsprechende  Umständlichkeit  der  Rettung  von  Menschen  und  Sachen  in 
Frage,  und  finden  hinsichtlich  dieser  activen  und  passiven  Feuersgefahr 
▼erschiedene  Grade  statt. 

„Wenn  ferner  zur  Beurtheilung  der  Feuersicherheit  eines  Gebäudes 
dessen  Abstände  von  umstehenden  Gebäuden  dienen,  so  mögen  Grenz- 
zahlen den  praktischen  Gebrauch  erleichtern.  Bis  zu  einem  Abstände  yon 
5  m  ist  die  Uebertragung  von  Feuer  noch  leicht  denkbar  und  die  Rettung 
erschwert.  Ueber  dieses  Maass  hinaus,  also  namentlich  in  der  Regel  bei 
der  offenen  Bauweise,  ist  die  Gefahr  einer  Brandübertragung  schon  entschieden 
▼ermindert.  Uebersteigt  der  Abstand  aber  20  m,  so  kann  der  Bau  als  völlig 
geschützt  oder  isolirt  gelten. 

„Gewisse  Ansätze  zu  einer  solchen  Gruppirung  einerseits  der  Gebäude- 
zwecke, andererseits  der  Abstände  finden  sich  bereits  in  den  meisten  Bau- 
ordnungen. Wird  dieselbe  folgerecht  durchgeführt,  so  lässt  sich  ein  ein- 
faches und  einheitliches  System  von  Regeln  darüber  gewinnen,  unter 
welchen  Umständen  feuersichere  Constructionen  verlangt  oder  Fachwerk 
und  Holz  zugelassen  werden  ^).  Für  unsere  Aufgabe  aber  stossen  wir  nun 
auf  die  Frage,  ob  und  wie  das  feuerpolizeiliche  System  nach  Stadtbezirken 
und  Zonen  abzustufen  sei?  Meine  Ansicht  geht  dahin,  dass  dessfallsige  Ab- 
stufungen ganz  überflüssig  seien,  weil  die  wünschenswerthen  Erleichterungen 
für  die  äusseren  Stadttheile  von  selbst  eintreten.  Denn  weil  die  Abstände 
in  der  Aussenzone  wegen  geringeren  Bodenwerthes  billiger  und  bequemer 
zu  steigern  sind  als  im  Inneren  der  Stadt,  so  gewinnt  der  Baulustige  dort 
leichter  die  Möglichkeit  sparsamer  Bauweise;  will  er  jedoch  die  vor- 
geschriebenen Abstände  nicht  opfern,  so  verlangt  das  Interesse  der  Gesammt- 
heit  und  der  Nachbaren  in  der  Aussenstadt  ebenso  feuersichere  Constructionen 
wie  im  Kern.  Der  Werth  des  Menschenlebens  ist  überall  gleich.  Es  gehört 
daher  nur  ein  sachgemässes  Verfahren  zur  Behandlung  der  Feuer- 
sicherheit,  um  überall  mit  den  gleichen  Regeln  auszukommen.  So  lange 
das  freilich  noch  nicht  besteht,  bleibt  es  wünschenswerth ,  ausdrücklich  ge- 
wisse Abweichungen  oder  Ausnahmen  für  bestimmte  Gebäudegattungen 
oder  Stadttheile  festzustellen. 

„Ebensowenig  wie  bei  der  Feuersicherheit  ist  es  bei  der  constructiven 
Festigkeit  der  Gebäude  angezeigt,  die  Vorschriften  bezirksweise  abzustufen. 
Denn  Sicherheit  gegen  Einsturz  muss  unter  allen  Umständen  verlangt  werden. 
Aber  es  wird  dabei  ebenfalls  vorausgesetzt,  dass  das  System  dieser  Vor- 


')  ^^n>l*  ^*  Baumeister,  Normale  Bauordnung,  1880,  S.  30. 
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sohriften  ein  verständiges  sei,  um  das  Bauen  weder  innerhalb  noch 
ausserhalb  der  Stadt  unnöthigerweise  zu  vertheuem.  Dies  ist  leider  nicht 
überall  in  wünschenswerthem  Grade  der  Fall.  Die  meisten  Bauordnungen 
enthalten  noch  allerlei  Regeln  über  Mauerdicken,  Zwischenwände,  Stützen  etc., 
welche  naturgemäss  für  minderwerthige  Materialien  und  für  reichliche  Sicher- 
heit bemessen  sind,  eben  damit  technische  Fortschritte  in  der  Erzeugung 
und  Verwendung  von  Baumaterialien  hemmen.  Will  Jemand  eine  neue 
kühne  und  sparsame  Construction  durchführen,  so  könnte  dies  nur  mit  £r- 
laubniss  einer  Baupolizei  geschehen,  welche  nicht  am  Wortlaut  hängen 
bleibt,  sondern  stets  auf  der  Höhe  der  Wissenschaft  und  Praxis  steht. 

„Um  sachgemäss  zu  verfahren,  darf  von  Gesetzeswegen  nur  das  Ziel 
bezeichnet  werden,  dass  jedes  Gebäude  die  durch  seinen  Zweck  gebotene 
Festigkeit  besitzen  soll.  Die  Mittel  dazu  müssen  dem  verantwortlichen 
Unternehmer  freigestellt  bleiben.  Dabei  ist  selbstverständlich  die  Prüfung 
des  Entwurfs,  der  Baustoffe  und  der  Ausführung  Recht  und  Pflicht  der  Be- 
hörde im  öffentlichen.  Interesse.  In  diesem  Sinne  verfahren  auch  bereits 
manche  deutsche  Städte. 

„Es  wäre  nun  noch  die  Behandlung  der  Strassen  zu  erörtern, 
ihre  Breite  und  Befestigungsart,  sowie  die  Construction  etlicher  Baugegen- 
stände vor  und  an  den  Häusern.  Die  Kosten  von  alledem  fallen  in  der 
Regel  den  Hausbesitzern  zur  Last.  Verlangt  man  nun  in  der  ganzen  Stadt 
sammt  Erweiterungsgebiet  den  gleichen  Grad  von  Annehmlichkeit  für 
den  öffentlichen  Verkehr,  von  Stattlichkeit  und  Schönheit  des  Strassenbildes, 
so  mögen  das  die  Anlieger  in  verkehrsreichen  Strassen  wohl  als  ein  durch 
hohen  Ertrag  ihrer  Häuser  wieder  einzubringendes  Opfer  auf  sich  nehmen, 
dagegen  in  untergeordneten  Strassen  schwer  empfinden.  Will  man  daher 
hierin  Erleichterungen  schaffen,  weil  andererseits  gesteigerte  gesundheit- 
liche Forderungen  gestellt  werden,  so  bilde  man  bei  den  fraglichen  Gegen- 
ständen ebenfalls  mehrere  Abstufungen.  Diese  werden  sich  freilich 
nicht  genau  bezirksweise  unterscheiden  lassen,  sondern  nach  der  Art 
und  der  Bedeutung  des  Verkehrs  in  den  einzelnen  Strassen,  je  nach- 
dem hier  Ladengeschäfte,  Wohnungen,  gewerbliche  Ansiedlungen  vor- 
herrschen. 

„Dabei  braucht  die  Ciasseneinordnung  keineswegs  auf  immer  unab- 
änderlich zu  bleiben;  wenn  in  einer  Strasse  die  Lebhaftigkeit  des  Verkehrs 
und  die  Dichtigkeit  der  Bewohnung  gewachsen  ist,  so  mag  sie  in  eine  höhere 
Classe  aufrücken,  sei  es  durch  Gemeindebeschluss,  sei  es  nach  dem  Wunsch 
der  Mehrheit  der  Grundbesitzer,  und  wenn  nöthig  unter  passenden  Ueber- 
gangsbestimmungen.  Bis  dahin  wird  man  so  viel  an  Bauzinsen  gespart 
haben,  um  gern  einen  Capitalzuschlag  zu  ertragen. 

„Was  nun  in  Strassen  zweiter  und  dritter  Classe  ermässigt  werden 
kann,  das  ist  vor  Allem  die  Construction  der  Strasse  selbst.  Es  brauchen 
durchaus  nicht  bei  der  Stadterweiterung  alle  Strassen,  auch  die  abgelegenen 
und  unbedeutenden,  alsbald  auf  volle  Breite  mit  Pflaster  erster  Güte  befestigt, 
mit  Kantsteinen  begrenzt,  mit  glatten  Fusswegen  versehen  zu  werden. 
Selbst  Gas-  und  Wasserleitung  mag  vorerst  noch  fehlen,  sowie  die  Ent- 
wässerung eine  einstweilige  sein,  oberirdisch  oder  unterirdisch.  Recht 
scharf  ist  dieser  Unterschied  in  dem  Bebauungsgesetz  für  die  Vororte  von 
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Hamburg  vorgesehen ,  nämlich  in  unfertige ,  yorläufig  fertiggestellte  und 

endgültig  fertiggestellte  Strassen. 

^Sodann  sind  ins  Auge  zu  fassen  die  Vorräume  in  solchen  Strassen, 

in  welchen  die  Baulinie  nicht  mit  der  Strassenlinie  übereinstimmt,  sondern 

hinter  der  letzteren  vorgeschrieben  ist.  Bekanntlich  geschieht  das  in  der 
Regel  zum  Zweck  von  Vorgärten,  über  deren  Beschaffenheit  und  Einfriedigung 
mehr  oder  weniger  genaue  Normen  gegeben  werden.  Vorgärten  sind  bei 
geringer  Tiefe  vorzugsweise  Schaustücke  für  das  Publicum  auf  Kosten 
der  Eigenthümer.  Desshalb  sollte  man  in  untergeordneten  und  gewerb- 
lichen Strassen  nicht  viel  verlangen,  sondern  freigeben,  dass  Vorräume 
durch  den  Eigenthümer  gleich  der  Strassenfläche  befestigt,  oder  zu  geschäft- 
lichen Zwecken  benutzt,  oder  mit  weniger  hübschen  Zäunen  eingefriedigt 
▼erden. 

„Ferner  kann  das  Verbot  sogenannter  verunstaltender  Anlagen 
in  Nebenstrassen  und  in  Fabrikbezirkeu  füglich  gestrichen  werden ,  indem 
es  doch  mehr  der  Schönheit  als  der  Gesundheit  zugute  kommt.  Abtritte 
und  Küchen  mögen  sich  auch  an  der  Strasse  als  solche  kennzeichnen,  ge- 
werbliche Räume  unmittelbar  an  die  Strasse  grenzen. 

„Endlich  weise  ich  hin  auf  allerlei  an  der  Strassenseite  vorspringende 
Bautheile,  als  Balkone,  Erker,  Vordächer,  Freitreppen,  Dachgesimse.  Dafür 
ist  in  vielen  Städten  Stein  oder  Metall  vorgeschrieben,  sicherlich  mehr  aus 
Schönheitsrücksichten  als  aus  feuerpolizeilichen  Gründen.  Man  könnte 
letztere  doch  nur  in  engen  Strassen  geltend  machen,  allein  jene  Vorschrift 
bezieht  sich  meistens  auch  auf  neue ,  breite  Strassen  und  auf  solche  Vor- 
spränge, welche  sich  über  Vorgartenland  befinden.  Jedenfalls  dürfte 
wenigstens  in  untergeordneten  Strassen  Holz  zugelassen  werden,  wenn  man 
sich  nicht  entschliessen  kann,  die  Behandlung  auch  in  Ilauptstrassen  und 
im  Stadtkern  freizugeben.  Auch  die  sogenannten  monumentalen  Fa9aden 
mögen  hier  erwähnt  werden,  ein  Luxus,  der  noch  hier  und  da  seitens  der 
Behörden  gewünscht  oder  gefordert  wird,  aber  wenigstens  da  nicht  am 
Platz  ist,  wo  die  Mittel  schon  knapp  sind,  um  nur  gesund  zu  bauen. 

n Unterschiedlich  behandelte  Bauvorschriften  und  die  damit  zusammen- 
hängenden sonstigen  Maassregeln  zielbewusster  Stadterweiterung  lassen  sich 
noch  nicht  an  allen  Orten  ohne  Weiteres  ins  Leben  führen.  Hier  und  da 
▼ersagt  die  heutige  Gesetzgebung  bequeme  und  einwandfreie  Handhaben. 
Insofern  dies  der  Fall  ist,  bedarf  sie  natürlich  der  Ergänzung,  und  wenn 
die  vorliegende  Frage  auch  die  mannigfaltigsten  Erwägungen  nach  örtlichen 
Umständen  fordert,  so  lassen  sich  doch  gewisse  Grundsätze  und  Behandlungs- 
verfahren meines  Erachtens  von  Staatswegeu  einheitlich  feststellen.  Ohne 
Emgreifen  von  Staat  und  Gemeinde  würde  es  kaum  gelingen,  das  Grund- 
übel der  ganzen  Wohnungsfrage  zu  bekämpfen,  nämlich  die  Vertheuerung 
des  Bodens  durch  ungehinderte  Speculation  und  durch  müheloses  Ersitzen 
Ton  hoch  aufgeschraubten  Werthen.  Das  Gelände  rings  um  eine  Stadt  hat 
eine  höhere  Aufgabe  als  dieses,  nämlich  der  ganzen  Bevölkerung  ge- 
sunde und  billige  Wohnungen  zu  verschaffen;  wir  dürfen  es  nicht 
schrankenlos  dem  Handel,  ja  dem  Wucher  preisgeben,  und  ebensowenig  eine 
übertriebene  bauliche  Ausnutzung  zulassen.    Ein  hervorragendes  Hülfsmittel 
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gegen  diese  beiden,  mit  einander  zusammenhängenden  Uebelstände  gewährt 
eine  zweckmässig  abgestufte  Bauordnung." 


Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet. 

Stadtrath  Hetschel  (Dresden)  theilt  mit,  dass  auch  in  Dresden  das 
System  des  Zonenbaues  seit  dem  Anfang  der  achtziger  Jahre  in  Geltung 
sei,  indem  für  die  Peripherie  des  Stadtkreises  überwiegend  die  freie  Bau- 
weise angeordnet  sei  und,  wo  die  geschlossene  Bauform  zugelassen  werden 
müsse,  regelmässig  gefordert  werde,  dass  die  Häuseryiertel  von  höheren 
Hinterbauten  frei  bleiben,  wodurch  erreicht  worden  sei,  dass  die  Wohnungs- 
Verhältnisse  der  Aussentheile  der  Stadt  auch  innerhalb  der  Zone  geschlossener 
Bebauung  sich  wesentlich  gebessert  haben.  Derartige  Bestimmungen  seien 
ebenso  sehr  im  Interesse  der  Wohnungsverbesserung,  als  im  Interesse  der 
Hausbesitzer,  deren  Wohnungen  dadurch  beliebter  und  gesuchter  geworden 
seien.  Durch  einschränkende  baupolizeiliche  Bestimmungen  werde  in  der 
Regel  nur  die  Grundspeculation  getroffen  und  desshalb  dürfe  man,  trotz 
allen  Ansturmes"^ dagegen,  sich  in  der  Feststellung  und  ebenso  sehr  in  der 
Festhaltung  als  richtig  erkannter  baupolizeilicher  Anordnungen  durch  nichts 
beirren  lassen,  da  jedes  Zurückweichen  nicht  den  Miethern,  sondern  nur  der 
Bodenspeculation  zugute  komme. 

In  These  9  werde  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  die  Zonenbebauung 
nahezu  illusorisch  werde,  wenn  sie  sich  auf  das  Stadtgebiet  beschränke  und 
nicht  gleichzeitig  auf  das  Gebiet  der  benachbarten  Gemeinden  übergehe; 
lüerin  liege  der  Schwerpunkt,  aber  auch  die  Schwierigkeit  der  ganzen  Sache. 
Da  sich  die  einzelnen  Gemeinden  coordinirt  gegenüberstehen,  sei  es  oft  un- 
geheuer schwierig,  freiwillige  Vereinbarungen  in  der  bezeichneten  Richtung 
zu  erzielen  und  auch  das  Mittel  der  Einverleibung  helfe  oft  nichts,  da  man 
meist  Orte  bekomme  mit  Bebauungsformen,  an  denen  eigentlich  nichts  mehr 
zu  verderben  sei.  Es  habe  dann  kaum  Zweck,  die  äusseren  Theile  der  Stadt 
mit  offener  Bauweise  zu  versehen,  wenn  unmittelbar  an  der  Stadtgrenze 
sich  auf  dem  Gebiete  der  Nachbargemeinde  die  üblichen  Miethscasernen 
geschlossener  Bauform  erheben.  Desshalb  habe  man  in  Sachsen  eine  landes- 
polizeiliche Verordnung,  dass  bei  Erlass  neuer  Bauordnungen,  resp.  bei 
Genehmigung  von  Bauplänen  die  Nachbargemeinden  mit  einander  ins  Ver- 
nehmen zu  treten  haben,  eine  Verordnung,  die  allerdings  wesentlich  auf 
dem  Papier  stehe  und  bei  der  bisher  praktisch  nicht  viel  herausgesprungen 
sei.  Desshalb  habe  er  gewünscht,  in  der  These  hinter  den  Worten:  „mittelst 
Zusammenwirkens  aller  zuständigen  Behörden '^  die  Worte  eingefügt  zu 
sehen:  „erforderlichen  Falles  vermittelst  Anordnung  der  vor- 
gesetzten behördlichen  Instanzen.^ 

Durchaus  zustimmen  müsse  man  den  Ausführungen  des  Herrn  Cor- 
referenteu  zu  These  10,  dass  solche  privatrechtliche  Vereinbarungen, 
die  bestimmt  und  geeignet  seien,  eine  bessere  Bebauung  herbeizuführen, 
thunlichst  zu  unterstützen  seien.  Zu  dem  Zwecke  müsse  die  Baupolizei 
Bestimmungen  erlassen,  die  so  wirken,  dass  aus  den  privatrechtlichen  Ver- 
einbarungen eine  stärkere  Ausnutzungsmöglichkeit  hervorgehe,  anderenfalls 
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diese  wirkungslos  bleiben  oder  gar  nicht  zu  Stande  kommen  würden.  Nach 
den  in  Sachsen  bei  Hochbauten  in  dieser  Richtung  gemachten  Erfahrungen 
habe  sich  dies  wohl  bewährt,  beispielsweise  in  der  Art,  dass  man  zusammen- 
grenzende Nachbaren,  die  auf  weitere  Bebauung  ihrer  Höfe  in  rechtsverbind- 
licher Weise  verzichten,  ein  geringeres  Abstandsmaass  zweier  Gebäudeflügel 
Ton  der  gemeinsamen  Grenze  gestatte. 

Was  nun  die  rechtlichen  Schwierigkeiten  bezüglich  der  Einführung 
und  der  Durchsetzung  von  Bestimmungen  der  hier  behandelten  Art  betreffe, 
so  sei  er  der  Ansicht,  dass  diese  der  Gemeindegesetzgebung  nicht  allein  über- 
lassen werden  könne,  dass  vielmehr  auf  baupolizeilichem  Gebiete  eine 
wesentliche  Unterstützung  der  Gemeindegesetzgebung  durch  die  Landes- 
gesetzgebung eintreten  müsse.  Die  nie  verstummende  Einwendung,  dass 
man  mit  gewissen  baupolizeilichen  Beschränkungen  in  das  Privatrecht  zu 
tief  hineingreife,  rechtfertige  es  durchaus,  dass  die  Autorität  des  Staates 
auf  baupolizeilichem  Gebiete  mit  augerufen  werde. 

Oberbflrgermeister  Merkel  (Göttingen)  spricht  seine  Verwundemng 
darüber  aus,  dass  der  Herr  Referent,  mit  dessen  Leitsätzen  er  durchaus 
einverstanden  sei,  nicht  gleich  an  die  Spitze  derselben  das  Verlangen  nach 
einer  gesetzlichen  Regelung  der  zwangsweisen  Umlegung  und  Zusammen- 
legung städtischer  Grundstücke  gestellt  habe,  dieses  Bedürfnisses  nur  am 
Schluss  seiner  Rede  —  aber  nur  gelegentlich  bei  der  Motivirung  —  gedacht 
habe.  Zweifellos  würde  sich  diese  Versammlung  damit  einverstanden  er- 
klärt haben  und  der  Herr  Referent  würde  das  Votum  dieses  Vereins  bei 
seinen  Bestrebungen  in  Berlin  mit  in  die  Wagschale  haben  legen  können. 

Andererseits  aber  glaube  er,  dass  man  in  vielen  Städten  auch  nach  der 
bestehenden  Gesetzgebung  wohl  in  der  Lage  sei,  mit  der  Enteignung  der 
Feldmarken  wesentlich  im  Interesse  der  städtischen  Bebauung  vorzugehen. 
Er  hege  die  Ueberzeugung,  dass,  wenn  man  z.  B.  die  hannoversche  parti- 
culare  Gesetzgebung  über  Theilung  und  Verkoppelung  nur  zur  rechten  Zeit 
angewandt  hätte,  man  nicht  in  die  grossen  Verlegenheiten  gekommen  wäre, 
in  denen  die  Stadt  Hannover  sich  befinde.  In  Göttingen,  dessen  Einwohner- 
zahl in  15  Jahren  von  15  000  auf  25  000  gestiegen  sei,  habe  er,  als  er  vor 
25  Jahren  hingekommen  sei,  den  Versuch  gemacht  —  und  mit  gutem  Er- 
folg — ,  die  ganze  Feldmark  zu  verkoppeln  und  dadurch  habe  man  dort 
jetzt  ein  Wege-  und  Grabensystem,  wie  man  es  sich  besser  für  einen  späteren 
Bebauungsplan  gar  nicht  wünschen  könne.  Dieses  Netz  von  breiten  Wegen 
schliesse  sich  unmittelbar  an  die  Ausgänge  aus  der  alten  Stadt  und  ihre 
Strassen  an,  und  die  Stadt  habe  nur  das  Opfer  gebracht,  dass  den  Wegen, 
die  zunächst  bebauungsfähig  sein  werden,  aus  öffentlichen  Mitteln  eine 
etwas  grossere  Breite,  als  sie  nach  dem  Verkoppelungsgesetze  hätte  bean- 
sprucht werden  können,  gegeben  worden  sei.  Durch  dieses  Verkoppelungs- 
verfahren  habe  die  Stadt  jetzt  ein  Wegenetz,  ohne  dass  es  ihr  etwas  gekostet 
habe,  und  werde  für  Anlage  und  Verbreiterung  von  Strassen  keinen  Pfennig 
mehr  ausgeben  müssen.  Ein  solches  festes  Wegenetz  habe  auch  einen 
entschiedenen  bestimmenden  Einfluss  auf  den  Preis  des  Bodens,  und  der 
jetzt  in  grösseren  Städten  bekannte  Schwindel  höre  bei  einem  festen  Stadt- 
plane fast  völlig  auf. 
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Oberbfirgermeister  Pritsche  (Charlottenburg)  stimmt  Allem,  was 

die  Referenten  über  die  wesentlichen  Punkte  vorgetragen  haben,  yoUständig 
bei,  nur  in  Bezug  auf  die  schliessliche  Wirkung  weiche  er  yon  den  Herren 
Referenten  ab,  da  alle  diese  Bestrebungen,  wenn  sie  zur  Verwirklichung 
gelangen,  doch  nur  einem  verschwindend  kleinen  Theil  der  Wohnenden 
nützen,  und  nur  einen  ganz  beschränkten  Vortheil  für  die  grosse  Masse 
haben.  Man  könne  durch  Polizeiverordnungen,  durch  Gesetze  aller  Art 
bauliche  Bestimmungen  treffen,  welche  segensreich  wirken  und  in  der  That 
die  sanitäre  Lage  der  Wohnenden  erheblich  verbessern;  aber  man  könne 
flicht  vorschreiben,  in  welchem  Maasse,  in  welchem  Umfange  eine  Wohnung 
bewohnt  werden  solle,  wie  viel  Köpfe  in  einem  bestimmten  Wohnräume 
wohnen  dürfen.  Man  könne  auch  nicht  das  Gebahren  derjenigen  durch  Gesetz 
regeln,  welche  in  einer  Wohnung  zusammensitzen.  Wenn  man  die  gesetzliche 
Fürsorge  auch  auf  solche  und  ähnliche  Fragen  ausdehnen  wollte,  dann  müsse 
man  schliesslich  alles  durch  Polizei  Verordnungen,  durch  Gesetz  regeln  und 
daran  werde  man  scheitern.  Es  sei  auch  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass 
alle  solche  die  Baufreiheit  beschränkenden  Maassregeln,  z.  B.  die  zonenmässige 
Regelung  des  Bauens,  zur  Verbilligung  der  Wohnungsroiethe  sicher  nicht 
beitragen.  Die  Folge  solcher  Maassregeln  werde  daher  sein,  dass  die  ärmere 
Bevölkerung  immer  weiter  hinausgeschoben  werde  und  dort  wohne,  wie  und 
wo  es  eben  gehe.  Und  darin  liege  die  Schwierigkeit:  so  lange  nicht  die 
Preise  für  die  Wohnungen  durch  irgend  einen  Factor  geregelt  werden 
können  —  was  ja  aber  nicht  möglich  sei  — ,  so  lange  werde  die  Lage  der 
ärmeren  Bevölkerung  mit  Bezug  auf  das  Wohnen  nicht  wesentlich 
gebessert  werden;  es  können  eben  nur  die  gröbsten  sanitären  Auswüchse 
durch  solche  Polizeiverordnungen  getroffen  werden. 

Was  nun  die  gesetzliche  Regelung  dieser  Materie  betreffe,  so 
stimme  er  auch  hierin  den  Herreu  Referenten  bei,  dass  diese  nothwendig  und 
dass  sie  auch  durchführbar  sei,  aber  gross  seien  die  Schwierigkeiten,  die 
gewöhnlich  mit  solchen  Bestrebungen  verbunden  seien,  namentlich  wenn  es 
sich  um  den  Erlass  eines  Ortsgesetzes  handle,  indem  in  der  Regel  die 
öffentliche  Meinung  sich  zunächst  dagegen  erhebe,  wie  sie  ja  das,  was  von 
der  regierenden  Gewalt  ausgehe,  nicht  selten  mit  Misstrauen  aufnehme;  und 
da  sei  es  namentlich  für  Körperschaften  oft  schwer,  solchen  Eindrücken 
gegenüber  fest  zu  bleiben.  Auf  den  Grundbesitzer  keine  Rücksicht  zu  nehmen, 
sei  doch  unmöglich,  da  meist  der  Schwerpunkt  der  städtischen  Verwaltung  im 
Grundbesitzerthum  liege  und  es  nicht  leicht  gelinge,  eine  dem  materiellen 
Interesse  des  Grundbesitzers  zuwider  laufende  Maassregel  durchzusetzen. 

Oberbfirgermeister  Buick  (Gera)  findet,  dass  die  vorliegenden  Ver- 
Iiandlungen  nicht,  wie  ihm  gegenüber  geäussert  worden  sei,  eigentlich  nur 
Interesse  für  die  grösseren  Städte  haben,  sondern  für  eine  bedeutende  An- 
zahl auch  kleinerer  Städte,  bei  denen  es  ebenfalls  hohe  Zeit  sei,  einzugreifen, 
um  möglichst  bald  die  Hindernisse  aus  der  Welt  zu  schaffen,  welche  einer 
gesunden  baupolizeilichen  Ent Wickelung  entgegenstehen.  Dazu  bedürfe  die 
Gemeinde  der  Hülfe  und  eine  solche  Hülfe  würde  ihr  werden,  wenn  sie  die 
beiden  heute  gehörten  Referate  in  einem  billigen  Abdruck  zur  Yerfügunf( 
liätte.    Er  gebe  desshalb  dem  Ausschuss  anheim,  veranlassen  zu  wollen,  dass 
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die  beiden  Vorträge,  die  von   einer  so  ganz  besonderen  socialpolitischeu 
Bedeutung  seien,  als  Separatabdruck  erschienen. 

Vorsitzender  Baurath  Stflbben  verliest  hierauf  einen  von  Herrn 
Gebeimrath  Dr.  Leut  eingebrachten  Antrag: 

„Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche*  Gesundheitspflege  erkennt 
die  von  den  Herren  Referenten  geforderte  unterschiedliche  Behand- 
lung der  Bauordnungen  für  das  Innere,  die  Aussen  bezirke  und  die 
Umgebung  von  Städten  als  ein  dringendes  Bedürfniss  an  und 
empfiehlt  den  betheiligten  Staats-  und  Gemeindebehörden,  in  eine 
baldige  Revision  der  bestehenden  Bauordnungen  von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  .einzutreten.^ 

Der  Vorsitzende  weist  darauf  hin,  dass  es  nicht  möglich  sei,  die 
grosse  Zahl  von  Leitsätzen,  die  die  Herren  Referenten  aufgestellt  haben^ 
im  Einzelnen  durchzusprechen  oder  gar  darüber  Beschluss  zu  fassen ,  was 
ja  aüch  gar  nicht  beabsichtigt  gewesen  sei,  dass  es  sich  aber  stets  als  zweck- 
mässig erwiesen  habe,  wenn  die  Versammlung  in  irgend  einer  Form  ihre 
Ansicht  äussere  und  wenigstens  zu  dem  allgemeinen  Inhalt  der  Vorschläge 
Stellang  nehme,  damit  diese  Vorschläge  einen  um  so  grösseren  Nutzen  zu 
stiften  im  Stande  seien.     Dies  bezwecke  der  Antrag  Lent. 

Da  sich  Niemand  weiter  zum  Wort  gemeldet  hat,  wird  die  allgemeine 
Discnssion  geschlossen  und  es  erhält  das  Schlusswort 

Referent  Oberbflrgermeister  Adickes:  „Meine  Herren!  Der  Ver- 
lauf der  Debatte  ist  von  dem  Standpunkte  der  beiden  Referenten  aus  ja 
als  ein  ausserordentlich  glücklicher  zu  bezeichnen,  insofern  ein  grundsätz- 
licher Widerspruch  gegen  dasjenige,  was  wir  in  unseren  Thesen  zusammen- 
zufassen versucht  haben,  nicht  erhoben  worden  ist. 

„Es  ist  insbesondere  von  allen  Rednern  anerkannt  worden,  dass  eine 
▼on  socialpolitischeu  Gesichtspunkten  ausgehende  öffentlich  rechtliche  Neu- 
ordnung der  die  Stadterweiterung  betreffenden  Fragen  nöthig  ist.  Es  ist 
mir  ja  selbstverständlich  in  meiner  Praxis  auch  klar  geworden,  wie  gross 
die  Schwierigkeiten  dabei  sind.  Ich  habe  es  desshalb  als  die  Hauptaufgabe 
meines  Vortrages  erachtet,  zu  schildern,  wie  ungeheuer  gross  die  Verant- 
wortlichkeit der  Behörden  ist,  wenn  sie  nichts  thun,  um  dadurch,  wie  einer 
der  Herren  Redner  sich  ausdrückt,  das  Rückgrat  der  betreffenden  Bürger- 
meister und  der  staatlichen  wie  der  städtischen  Behörden  thunlichst  zu 
stärken.  Ich  bin  in  der  That  der  Meinung,  dass,  wenn  auf  diesem  Gebiete 
nichts  geschieht,  wir  sehr  üblen  Zuständen  entgegen  gehen.  Und,  meine 
Herren,  auch  in  den  Stadtverordnetenversammlungen  finden  diese  Gedanken 
jetzt  ein  ganz  anderes  Echo,  als  noch  vor  fünf,  sechs,  zehn  Jahren.  In 
Frankfurt  ist  diese  einschneidende  Verordnung  unter  Zustimmung  der  Stadt- 
verordnetenversammlung gemacht  worden,  und  als  von  den  Bauspeculanten 
eine  Agitation  eingeleitet  wurde,  welche  dahin  ging,  den  Regierungs- 
präsidenten zu  bestimmen,  dass  die  Verordnung  wieder  aufgehoben  würde^ 
erhob  sich  alsbald  eine  Gegenbewegung,  die  es  zu  Wege  brachte,  dass  die 
andere  Bewegung  nicht  weiter  ging. 
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„Meine  Herren!  Wenn  die  Grundbesitzer,  die  jetzt  mit  Recht  das 
grosse  Wort  in  den  Stadtverordnetenversammlungen  haben ,  nach  dieser 
Richtung  hin  den  berechtigten  socialpolitischen  Bestrebungen  entgegen- 
treten, so  fürchte  ich  sehr,  dass  eine  Gestaltung  des  Gemeindewahlrechts 
eintreten  wird,  welche  solchen  Bestrebungen  der  Grundbesitzer  sehr  ener- 
gisch entgegentritt. 

„Also  ich  glaube,  dass  die  Grundbesitzer  selbst  zu  erwägen  haben,  iu 
wie  weit  sie  diesen  berechtigten  Bestrebungen  entgegentreten  können,  ohne 
ihre  ganze  Position  in  der  Gemeindeverwaltung  zu  gefährden. 

„Die  Geschichte  ist  schliesslich  über  weit  grössere  Widerstände  hin- 
'^eg  gegangen,  als  die  Grundbesitzer  in  diesem  Falle  entgegensetzen 
können. 

„Meine  Herren!  Es  ist  dann  speciell  noch  hervorgehoben  worden,  dass 
das  Verhältniss  der  Nachbargemeinden  ein  ausserordentlich  schwieriges  sei. 

„Bas  ist  vollkommen  richtig,  und  diejenigen  Gemeinden  sind  darin  in 
besonders  glücklicher  Lage,  welche  in  Folge  von  Eingemeindungen  ihr 
ganzes  Gebiet  ringsherum,  wie  in  Leipzig,  beherrschen  können.  Soweit  das 
aber  nicht  der  Fall  ist,  bin  ich  auch  der  Meinung,  dass  durch  Einverständ- 
niss  mit  all  den  kleinen  Gemeinden  nichts  zu  erreichen  ist,  dass  vielmehr 
in  solchen  Fällen  die  vorgesetzten  Behörden  ebenso  eingreifen  müssen,  wie 
es  in  Berlin  geschehen  ist  durch  die  Yorortsverordnung ,  welche  vom 
Regierungspräsidenten  erlassen  ist,  und  desshalb  ist  es  nöthig,  dass  auch 
die  staatlichen  Behörden  sich  ihrer  Pflicht  nach  dieser  Richtung  hin  voll- 
ständig bewusst  werden. 

„Besonders  erfreulich  ist  es  mir  gewesen,  dass  Herr  College  Merkel 
aus  Göttingen  die  Nothwendigkeit  eines  Gesetzes  über  die  Umlegung 
und  Zusammenlegung  von  Grundstücken  so  energisch  hervor- 
gehoben hat.  Es  ist  das  ja,  wie  ich  bereits  sagte,  eine  Forderung,  die  von 
diesem  Vereine  schon  wiederholt  gestellt  worden  ist,  und  da  auch  hiergegen 
kein  Widerspruch  erhoben  worden  ist,  so  glaubeich  auch  jetzt  wieder  con- 
statiren  zu  können,  dass  der  Verein  auch  nach  dieser  Richtung  hin 
seinen  alten  Standpunkt  wahrt,  und  das  Bedürfniss  zwangsweiser 
Umlegung  städtischer  Grundstücke  anerkennt. 

„Ich  würde  mich  also  sehr  freuen,  wenn  diese  zusammenfassende  Reso- 
lution, wie  Herr  Geheim rath  Leu t  sie  vorgeschlagen  hat,  die  möglichst  ein- 
stimmige Billigung  der  Versammlung  fände.'' 

Zu  dem  Antrag  Lent  ergreift  das  Wort 

Oberbürgermeister  Schneider  (Erfurt),  um  zu  beantragen,  der 
Resolution,  mit  der  wohl  Jeder  einverstanden  sei,  eine  kleine  Erweiterung 
zu  geben,  und  zwar  in  der  Richtung,  dass  dem  von  verschiedenen  Seiten 
ausgesprochenen  Gedanken  Ausdruck  gegeben  werde,  dass,  um  zu  einem 
greifbaren  Resultat  zu  kommen,  wenigstens  in  einigen  Ländern  Deutschlands 
eine  eingreifende  Mitwirkung  der  Landesgesetzgebung  erforderlich  sei,  da 
die  Localgesetzgebung ,  und  eine  solche  sei  doch  jede  Bauordnung,  nicht 
zweckmässig  geändert  werden  könne,  wenn  nicht  die  allgemeine  Gesetzgebung 
Unterlagen  für  derartige  Revisionen  darbiete.  Er  beantrage  desshalb,  den 
Antrag  Lent  dahin  zu  erweitem,  dass  die  hohen  Staatsregierungen  ersucht 
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werden,  eine  Revision  der  baulichen  Gesetzgebung  und  demnächst  auch  der 
localen  Banpolizeiverordnungen  eintreten  zu  lassen. 

Nachdem  Oberbflrgermeister  Adickes  darauf  hingewiesen  hatte, 
dass  eine  Revision  der  Gesetzgebung  keine  absolute  Vorbedingung  der  Re- 
vision der  Baupolizeiordnungen  sei  und  letztere  daher  wohl  vorangestellt 
werden  müsse,  und  nachdem  femer 

Geheimer  Sanitätsrath  Dr.  Lent  sich  damit  einverstanden  erklärt 
hatte,  nach  gewünschter  Richtung  hin  seinen  Antrag  abzuändern, 

wird  bei  der  nun  folgenden  Abstimmung  derselbe  in  folgender  Fassung 
angenommen: 

Resolution. 

„Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege erkennt  die  von  den  Herren  Referenten  geforderte 
unterschiedliche  Behandlung  der  Bauordnungen  für  das 
Innere,  die  Aussenbezirke  und  die  Umgebung  von 
Städten  als  ein  dringendes  Bedürfniss  an  und  empfiehlt 
den  Staatsregierungen  und  den  betheiligten  Gemeinde- 
behörden eine  baldige  Revision  der  bestehenden  Bau- 
ordnungen und  soweit  erforderlich  der  bestehenden 
Gesetzgebung/ 


Pause  von  I2V4  bis  1  Uhr. 


Nach  Wiedereröffnung  der  Sitzung  kommt  der  zweite  Gegenstand  der 
Tagesordnung  zur  Verhandlung: 

Reformen  auf  dem  Grebiete  der  Brotbereitimg  0- 

Referent:  ProfeSSOr  Dr.  K.  B.  Lehmann  (Würzburg): 

„Hochansehnliche  Versammlung!  £s  ist  mir  der  Wunsch  ausgesprochen 
worden,  Ihnen  heute  in  kurzen  Worten  eine  Uebersicht  über  die  Beschaffen- 
heit des  Brotes  in  Deutschland  zu  geben  und  daran  eine  Beleuchtung  der 
wichtigsten  Reformbestrebungen  auf  diesem  Gebiete  anzuschliesseu.  Ich  bitte 
bei  diesem  Unternehmen  um  Ihre  Nachsicht,  denn  es  kann  natürlich  nicht 
möglich  sein,  hier  und  heute  etwas  vollkommen  Abgeschlossenes  zu  bieten, 
dazu  reicht  einmal  unsere  heutige  Zeit  nicht  aus  und  zweitens  dürfte  auch 
schwer  ein  Einzelner  trotz  alles  Bemühens  in  einigen  Jahren  zur  Kenntniss 
aller  Punkte  gelangen,  die  hier  von  Bedeutung  sind.  Immerhin  hoffe  ich 
einige  Anregungen  geben  zu  können.  Um  die  Aufgabe  schärfer  zu  um- 
grenzen, verstehe  ich  unter  Brot  nur  wirklich  zur  allgemeinen  Volksnah- 
nmg  verwendete  oder  empfohlene  Sorten  und  lasse  Semmel-,  Kranken- 
and  Luxusbrote  ganz  ausser  Betrachtung. 


^)  Em  Wut  Gelegenheit  geboten,   die  Mehrzahl  der  beüprochenen  Brotsorten  zu  kosten. 
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^Nach  meiuen  circa  150  Brotuntersuchungeu ,  die  —  mit  Ausnahme 
Württembergs  —  so  ziemlich  alle  Theile  Deutschlands  betreffen,  habe  ich  den 
deutlichen  Eindruck  gewonnen,  dass  der  Roggen  noch  immer  unser  wich- 
tigstes  Yolksgetreide  darstellt.  Allerdings  scheint  in  immer  grösserem  Um- 
fange ein  Zusatz  an  Weizenmehl  —  namentlich  der  geringeren  Sorten 
Weizenmehl  —  zum  Roggenmehl  stattzufinden,  aber  noch  immer  ist  der 
Deutsche,  im  Gegensatz  zu  den  Franzosen  und  Schweizei*n,  vorwiegend  Con- 
sument  von  Roggen. 

„Ein  mehr  oder  weniger  dunkles  Grsfubrot  mit  Sauerteig  aus  Mehl, 
das  von  grober  Kleie  (Kleienauszug  meist  20  Proc.  und  mehr)  befreit  und 
ziemlich  fein  gemalilen  ist,  hergestellt,  erhält  man  aus  der  Mehrzahl  der 
deutschen  Länder  als  das  weitest  verbreitete  Yolksnahrungsmittel.  Die  Ver- 
wendung anderer  Getreidesorten  als  Weizen  und  Roggen  sind,  wie  wir  zum 
Schlüsse  noch  hören  werden,  bisher  ohne  allgemeinere  Bedeutung. 

„Eine  renommirte  Brotfabrik  in  München  bringt  z.  B.  vier  Sorten 
Graubrote  in  den  Handel,  die  25  bis  50  Proc.  Weizenmehl,  im  Uebrigen 
Roggenmehl  enthalten.  Je  nach  dem  Preise  werden  feinere  oder  gröbere 
Roggen-  und  Weizenmehlsorten  verwendet. 

„Das  neue  deutsche  Soldatenbrot  wird  nach  Holz  gebacken  aus  zwei 
Dritteln  Roggenmehl  mit  15  Proc.  Kleienauszug  und  aus  einem  Drittel 
Weizenmehl  mit  8  Proc.  Kleienauszug.     Seine  Untersuchung  ergab: 

Wasser 36*70  Proc. 

Eiweiss 8*20      „ 

Fett 0-24      „ 

Kohlehydrate 52*95      „ 

Cellulose 0*79      „ 

Asche l'll      n 

„Dieses  Brot  hatte  eine  hellere  Färbung  als  das  früher  gebräuchliche. 

„Aus  der  Mehrzahl  der  untersuchten  Brote  —  insofern  dieselben  aus 
den  Städten  stammen  —  entdeckte  die  Untersuchung  und  Geschmacks- 
prüfung nicht  viel  Auffallendes,  besonders  pflegt  der  Unterschied  des 
Arbeiterbrotes  von  Stadt  zu  Stadt,  abgesehen  von  der  im  Süden  üblichen 
Anwendung  von  Gewürzen  (Kümmel,  Fenchel,  Anis),  kein  sehr  bedeutender 
zu  sein.  Grösser  sind  die  Abweichungen,  wenn  wir  die  Brote  ländlicher 
Districte  mit  in  den  Vergleich  ziehen,  und  sowie  wir  nach  dem  Norden  und 
besonders  Nordwesten  Deuschlands  kommen,  tritt  uns  in  dem  Schrotbrot 
eine  wichtige  neue  Brotform  entgegen.  Diesem  letzteren  Brot  —  das  noch 
immer  fßr  rund  10  Millionen  Deutsche  die  Hauptnahrung  darstellt  —  muss 
ich  eine  besondere  Aufmerksamkeit  widmen. 

„Vom  hygienischen  Standpunkte  aus  interessiren  uns  bei  einem  Brote: 

1.  der  Grad  der  Reinigung  des  Getreides, 

2.  der  Grad  der  Zerkleinerung  des  Getreides, 

3.  der  Grad  der  Befreiung  von  Kleie, 

4.  der  Eiweissgehalt, 

5.  der  Grad  der  Säuerung, 

(k   die  Lockerung  und  das  Ausgebackenseiii. 
7.  Wassergehalt  und  Frischbleiben. 
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n  Gewöhnlich  werden  Sie  allerdings  diese  Eigenschaften  in  einer 
anderen  Reihenfolge  anfgezählt  finden;  schulgemäss  spielt  noch  bei  den 
fielen  Autoren  die  Hauptrolle  der  Eiweiss-  und  Wassergehalt,  und  von  den 
anderen  Factoren  wird  höchstens  der  Kleiegehalt  berücksichtigt  —  bisher 
lagen  in  der  Literatur  noch  wenig  methodische  Untersuchungen  über  Un- 
krautgehalt und  Zermahlungsgrad  vor  — ,  und  doch  werden  Sie  gleich  hören, 
welche  interessante  Dinge  sich  bei  darauf  gerichteten  Untersuchungen  ent- 
hüllen. 

„Kein  Getreide  kann  ohne  Unkraut  geerntet  werden,  die  Bauern  tren- 
nen das  grobe  Unkraut  vielfach  schon  vor  dem  Verkauf  ab.  Durch  gewissen- 
hafte Anwendung  von  Spreufege  und  einigen  Sieben  lässt  sich  das  Unkraut 
grossentheils,  durch  die  Heureka  und  den  Radenfanger  (Trieur)  fast  absolut 
entfernen. 

„Ich  habe  sehr  viele  (ca.  80)  Einzeluntersuchungen  ungereinigter  und 
gereinigter,  zum  Vermählen  in  Deutschland  bestimmter  Getreidesorten  ge- 
macht und  kann  sagen,  dass  ausnahmslos  die  Getreidereinigungsanstalten 
und  Kunstmühlen  das  Getreide  bis  auf  Spuren  von  Unkraut  befreien,  so  daös 
Gehalte  von  0'4  bis  0*5  Proc.  Unkrautsamen  (incl.  Steinchen,  Erde,  Spelzen 
—  aber  excl.  beigemengte  Gersten-  und  Haferkörner)  schon  recht  hoch  er- 
scheinen, meist  beträgt  der  Gehalt  nur  O'l  bis  0*3  Proc.  Ich  habe  sogar 
Producte  aus  ländlichen  Mühlen  im  günstigen  Sommer  1892  untersucht, 
die  80  gut  wie  absolut  frei  von  Unkraut  waren.  Mutterkorn  habe  ich  zwar 
aach  in  gereinigtem  Getreide  häufig  in  kleinen  Mengen  angetrofifen,  doch 
nur  einmal  O'l  Proc,  sonst  immer  weit  weniger. 

^Wird  so  im  Allgemeinen  das  zu  feinerem  Mehl  bestimmte  Getreide 
ordentlich  gereinigt,  so  darf  nicht  verschwiegen  werden,  dass  ich  auch  in 
Franken,  wo  kein  Mensch  Schrotbrot  geniesst,  einmal  aus  einer  Mühle  zwei 
Getreideproben  als  gereinigt  erhalten  habe,  die  gegen  1  Proc.  resp.  2  Proc. 
Raden  enthielten  und  0*25  resp.  O'l 2  Proc.  Mutterkorn,  nicht  zu  sprechen 
von  einer  bunten  Musterkarte  anderer  Unkräuter.  Immerhin  stellt  dies  eine 
Ausnahme  dar,  und  im  Allgemeinen  wird  das  Getreide,  soweit  es  zu  ordent- 
licher Zermahlung  bestimmt  ist,  auch  befriedigend  gereinigt. 

^Anders  verhält  es  sich  in  den  Schrotbrot  consumirenden  Gegenden. 
Durchweg  oder  fast  durchweg  ist  das  Getreide  aus  schlecht  gereinigtem 
Getreide  hergestellt,  in  27  Schrotbroten  vermisste  ich  Raden  nur  sechsmal, 
ihr  Gehalt  betrug  (in  der  Trockensubstanz)  allerdings  meist  nur  gegen 
O'l  bis  0*2  Proc,  stieg  aber  auf  3*6  und  7*3  Proc.  Daneben  fanden  sich 
Wicken  bis  zu  3  7«  Proc,  Ackersenf  bis  0*4  Proc,  Knöterich  bis  zu  1  Yj  Proc, 
Mutterkorn  bis  0*9  Proc,  Erdbröckelchen  und  Mäusekoth  bis  0*15  Proc 

flEs  war  beim  Schrotbrot  —  zur  Ehre  des  städtischen  Bäckergewerbes^ 
sei  es  gesagt  —  ein  deutlicher  Unterschied  zwischen  den  städtischen  •  j^j.^ 
ländlichen  Broten  zu  verzeichnen,  nur  die  ländlichen  Brote  zeigtei^  ^^q^ 
hohen  Unkrautgehalte,  und  aus  den  Städten  Bochum,  Emden,  StettL5|jj.gjj  ._ 
bürg,  Angerburg  i.  Ostpr.  haben  mir  durchaus  befriedigend  unk^g^  ^^gg 
Schrotbrote  vorgelegen.  erdauungs- 

„Auch  in  Oesterreich  ist  das  Getreide  noch  vielfach  nnkraj^ßgjjjjgjj^^jj^ 
▼inny  fand  in  637  untersuchten  Mehlen  106  mal  Unkräuter ,^j2t  die  Ge- 
19  Proc  Raden  (Vs  bis  2  Proc).  jje  Ausnutzung 

Vierte^iabfaschrift  für  OesondbeiUpflege,  1894 

4* 
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sdiiidigf.  liiibiier  hut  ; 
Kk'iü  wvg  zu  w«rfeu,  als 
dieselbe  an  llniisthiur«  : 
gi'üignetcru  Mugen  besiti', 

^Weun  ueuerdiugs  i 
hambrote,  Pfarrer  Enei] 
düFN  nnhrhaft  aiigehotci- 
iicli  lungsam  wiaaenaclinl' 

, Diese:  Brote  wer<i 
(•(■wichtst heile  fein  geuir 
h.'it  geglaubt,  diese  Klri- 
mittel  znr  Regelung  de: 
hier  nicht  verscbweigeS 
giebt,  die  'Wirkung  des 
uacli  Igugerotn  Schrotbr 
I<(iuten  fehlt,  die,  wie  if 
iligung  der  Darmzotten 
behaupten. 

„Wie  dem  auch  si 
Kleie  enthalt,  rationell. 
Knuip  das  grobe,  klei 
mittel  einfuhren  zu  wl- 
rung  d«r  Ausnutzung 
um  10  I'roc.  Hemer  gi 
wusut  alle  WisBenachaft 

,Um  scbmackba^ 
breit  etsten  Auschauung' 
der  Oäbrung  entsteht, 
lind  eine  höhere  Fettsä. 
durch  Ei'zeugung  von 
phuten  des  Mehl  es  dif 

„Wie  ich  gezeigt 
unglaublich  verschied' 
schwankt  nm  d«B  Zwii 

„Während  in  dei. 
iiuv  massig  sauer  hei 
4  bis  8  ehern  Normaln 
WH»  wir  liU  Säuregrn< 
auf  dem  I-nnde  »ehr  I 
Kaui-e  Brote,  die  saue 
aber  wieder  aus  den 
gehiiltK  Ton  13"  bis  ) 
■lies  einfach  her  von 
(i;ihi-ung.  Ks  lässt 
(natiirliL-h  bei  Verwei 

.S.iwi,!  mit  reine 
W.'issbrot  allgemein 


.  :^.,:  I.:  ;id^ 
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■c  11  Viel  xa  wenig  gewflrdigt  erscheiot  mir  gegenüber  diesen  Deatrebungcii 

lue  Thfttaaohe,  dasB  wir  durch  AuBwahl  geeigneter,  besonders  eiweissreicher 

MiWöien-  oder  RoggenTarietäten   die  Mittel   in  der  Hand  haben,  eiweies- 

MriBlcheres Brot  zu  produciren.  So  fanden  beispiels weise  Märcker  und  Heine, 

.^d»  zehn  Terechiedene  Sommerweizenvarietäten  neben  einander  auf  gleich 

jedflnKtem  Grunde  anbauten,  Schwankungen  des  Eiweissgehaltes  von  11'4 

liia  14-2  Proc.    Nach  König  zeigt 

norddeutscher  Sommerweizen    .  .     11*20  Proc.  Eiweisskörper, 

"■         ■üddentscher  „  ...     149.-|     „  „ 

"^         ruaBiicher  ,  ...     17'fi5     „  „ 

'^  iflch  Terstebe  nicht  genug  von  den  einschlägigen  landwirtL  ach  ältlichen 

'  fragen,  um  mehr  aber  diesen  Punkt  zu  sagen,  das  scheint  aber  sicher,  dass 
Bunentlich  grösaere  Brotfabriken ,  die  Getreidemuster  auf  ihren  Eiweiss- 
.  jfibBtt  unterauchen  lasseu  können,  ohne  besondere  Mehrkosten  ein  eiweiss- 
I  Brot  zu  liefern  in  der  Lage  wiiren. 
"nVon  den  Bestrebungen,  durch  wüsBcrige  KleieuauHzüge,  durch  gemab- 
JIM  Keimlinge  u.  dergl.  den  Eiweissgehall  zu  erhöhen,  n'ill  ich  schweigen. 
Bdir  Interesse  verdient  schon  der  Vorscblag,  die  bei  der  Darstellung  der 
.CmtriAigeiibntter  massenhaft  abfallende  Magermilch  (33  Proc.  Kiweiss, 
.44  Proc.  Milchzucker,  0'2  Proc.  Fett),  einen  schwer  zu  verwerthenden  Ar- 
StA,  snr  Brotfabrik ation  zu  verwenden.  Solches  Brot  ist  schmackhaft,  der 
alt  um  etwa  1  Proc.  gesteigert,  der  Zuckergehalt  etwa  von  2  auf 
?4Vi  ^c-  erhöbt  Auf  1  kg  Mehl  verwendete  Weibull  (Chem.  Zeit.  1893, 
^8. 501)  etw&  500  bis  640  cbcm  Milch.  Ist  der  Vorschlag  auch  ganz  rationell, 
W  giriit  ea  doch,  wie  Sie  sehen,  kein  Product  von  besonders  chni'akteri- 
1  Eigenschaften. 

an  weit  ergiebigeres  Mittel,  den  Eiweiasgehalt  de»  Brotes  zu  steigern, 
nritnkea  wir  den  noch  nicht  genügend  gewürdigten,  jahrelangen,  uneut- 
iBemfihnngen  von  Dr.  Hundhuuseu  iu  Hamm  in  Westfalen.    Dem- 
0  itt  es  nach  vielen  Studien   gelungen,  den  Weizenkleber,   der  bei  der 
«fabrikation  —  einer  wichtigen  deutschen  Industrie  —  abfallt,  haltbar 
ind  ihn  in  eine  Form  zu  bringen ,   in  der  in  beliebiger  Menge 
t  augeaetzt  werden   kann.     Durch  einen  geheim  gebnlteneu  Kunstgriff 
t  Herr  Dr.  Hundhausen  den  Kleber  im  Momente  seiner  Absciieidung 
« Mudilication,  die  er  Aleuronat  nenut,  über  und  giebt  an,  ditss  sich 
Mibe  in  wesentlichen  Punkten  zu  ihrem  Vortheile   chemisch  und  phyMi- 
ll  von  unfAcli  gotrotkiielcm  Kl.iliPi-  iiTiteracheide. 
.In  don  Handel  kutmul  dji!<  !'  '   .iIs  lockeres  Pulver,  diis  etwa  nach 


in,  rOÖ   Proc. 
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häufigen  Brotfehler:  schlechtes  Aufgehen,  schlechtes  Ausbacken,  Enätschig- 
keit,  Wasserstreifen  sich  am  häufigsten  bei  Landbrot,  am  seltensten  bei 
Broten  aus  Brotfabriken  oder  Grossbäckereien  finden. 

„Werfen  wir  einen  Rückblick  auf  das  Gesagte,  so  kommen  wir  zu  dem 
Resultate:  Häufige  Fehler  des  deutschen  Brotes  sind  noch  zur  Zeit  die 
folgenden : 

„Herstellung  aus  ungenügend  gereinigtem,  ungenügend  zermahlenem 
und  ungenügend  von  Kleie  befreitem  Getreide  —  zu  starke  Säuerung  durch 
unvollkommen  geleitete  und  zu  lang  dauernde  Gährung  — ,  am  häufigsten 
und  gehäuftesten  finden  sich  diese  Fehler  bei  den  Schrotbroten,  durch 
deren  Genuss  enorme  Summen  jedes  Jahr  nutzlos  vergeudet  werden  und 
directe  Gefahren  erwachsen. 

„Ich  habe  schon  bei  der  Betrachtung  der  Fehler  darauf  hingewiesen^ 
dass  ihre  Beseitigung  meist  leicht  ist. 

„Die  bisher  besprochenen  Punkte  beschäftigten  sich  zumeist  mit  Feh- 
lem in  der  Brotfabrikation  und  deren  Vermeidung,  ich  möchte  mir  nun 
Ihre  Aufmerksamkeit  noch  erbitten  für  die  kritische  Besprechung  einer 
Reihe  positiver  Verbesserungsvorschläge. 

„Durch  die  Untersuchungen  von  Prausnitz  und  Menicanti  hat  sich 
ergeben,  dass  Weizenmehl  stets  ein  viel  besser  ausnutzbares  Product  liefert^ 
als  Roggenmehl  von  gleicher  Feinheit.  Diese  wichtige  Beobachtung,  die 
früheren  Forschem  entgangen  war,  verdient  namentlich  desshalb  Beachtung, 
weil  ein  Zusatz  von  ^/g  bis  ^j^  Proc.  Weizenmehl  nach  diesen  Autoren  schon 
ausreicht,  um  dem  Roggenbrote  im  Wesentlichen  die  Ausnutzbarkeit  des 
Weizenbrotes  zu  verleihen.  —  Worauf  diese  Verschiedenheit  beruht,  ist  noch 
nicht  aufgeklärt,  sie  verdient  aber  entschieden  die  Aufmerksamkeit  der 
Praktiker. 

„Die  Vorschläge,  die  Teiglockerung  auf  künstlichem  Wege,  früher  durch 
Entwickelung  von  C02  aus  Kaliummonophosphat  und  Natriumcarbonat,  jetzt 
durch  Einleiten  von  CO3,  zu  erreichen,  haben  bisher  in  Deutschland  keine 
grosse  Verbreitung  gefunden.  Es  geht  bei  der  Hefegährung  allerdings 
r5  bis  4  Proc.  der  Brotmasse  als  Kohlensäure  und  Alkohol  verloren,  die 
Lockerung  durch  Gährung  muss  aber  bisher  noch  Vortheile  haben,  die  die 
Verluste  mehr  als  ausgleichen. 

„Eine  besondere  Beachtung  verdienen  die  neueren  Bestrebungen,  dem 
Brote  einen  möglichst  hohen  Eiweissgehalt  zu  verleihen. 

„Durch  die  mustergültigen  Untersuchungen  von  Demuth  in  Franken- 
thal ist  neuestens  wieder  etwa  90  g  resorbirbares  Eiweiss  in  der  Tageskost 
als  nicht  zu  unterschreitendes  Minimum  festgestellt,  und  ich  halte  trotz  der 
Einwände  von  Hirschfeld  die  Bestrebungen,  eine  reichliche  Eiweisszufuhr 
(100  bis  120  g)  in  der  Nahrung  durchzuführen,  für  sehr  verdienstlich.  Da 
vielfach  das  Brot  weitaus  die  Hauptnahrung  der  arbeitenden  Classen  dar- 
stellt, so  liegt  der  Gedanke  sehr  nahe,  das  Brot  durch  Erhöhung  des  Ei- 
weissgehaltes  zu  einer  möglichst  ausreichenden,  vollständigen  Nahrung  zu 
.machen. 

„In  dieser  Hinsicht  ist  durch  Verwendung  des  Mehles  aus  ganzem 
Korn  einiges  zu  erreichen,  wie  wir  oben  gesehen  haben  —  neuere  Bemühungen 
haben  manche  Verbesserungen  gebracht. 
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^Yiel  zu  wenig  gewürdigt  erscheint  mir  gegenüber  diesen  Bestrebungen 
die  Thatsaohe,  dass  wir  durch  Auswahl  geeigneter,  besonders  eiweissreicher 
Weizen-  oder  Roggenvarietäten  die  Mittel  in  der  Hand  haben,  eiweiss- 
reicheres Brot  zu  produciren.  So  fanden  beispielsweise  Märcker  und  Heine, 
die  zehn  Yerschiedene  Sommerweizenvarietäten  neben  einander  auf  gleich 
gedüngtem  Grunde  anbauten,  Schwankungen  des  Eiweissgehaltes  von  11*4 
bis  14*2  Proc.    Nach  König  zeigt 

norddeutscher  Sommerweizen    .     .     .     11*20  Proc.  £iweisskörper, 
süddeutscher  „  ...     14*95     „  „ 

russischer  „  ...     17*65     „  „ 

„Ich  verstehe  nicht  genug  von  den  einschlägigen  landwirthschaftlicheu 
Fragen,  um  mehr  über  diesen  Punkt  zu  sagen,  das  scheint  aber  sicher,  dass 
namentlich  grössere  Brotfabriken,  die  Getreidemuster  auf  ihren  Eiweiss- 
gehalt  untersuchen  lassen  können,  ohne  besondere  Mehrkosten  ein  eiweiss- 
reicheres  Brot  zu  liefern  in  der  Lage  wären. 

„Von  den  Bestrebungen,  durch  wässerige  Kleienauszüge,  durch  gemah- 
lene Keimlinge  u.  dergl.  den  Eiweissgehalt  zu  erhöhen,  will  ich  schweigen. 
Mehr  Interesse  verdient  schon  der  Vorschlag,  die  bei  der  Darstellung  der 
C^ntrifugenbutter  massenhaft  abfallende  Magermilch  (33  Proc.  Eiwelss, 
44  Proc.  Milchzucker,  0*2  Proc.  Fett),  einen  schwer  zu  verwerthenden  Ar- 
tikel, zur  Brotfabrikation  zu  verwenden.  Solches  Brot  ist  schmackhaft,  der 
Eiweissgehalt  um  etwa  1  Proc.  gesteigert,  der  Zuckergehalt  etwa  von  2  auf 
4Vj  Proc.  erhöht  Auf  1  kg  Mehl  verwendete  Weibull  (Chem.  Zeit.  1893, 
S.  501)  etwa  500  bis  640  cbcm  Milch.  Ist  der  Vorschlag  auch  ganz  rationell, 
10  giebt  es  doch,  wie  Sie  sehen,  kein  Product  von  besonders  charakteri- 
stischen Eigenschaften. 

„Ein  weit  ergiebigeres  Mittel,  den  Eiweissgehalt  des  Brotes  zu  steigern, 
verdanken  wir  den  noch  nicht  genügend  gewürdigten,  jahrelangen,  unent- 
wegten Bemühungen  von  Ih*.  Hundhausen  in  Hamm  in  Westfalen.  Dem- 
selben ist  es  nach  vielen  Studien  gelungen,  den  Weizenkleber,  der  bei  der 
Starkefabrikation  —  einer  wichtigen  deutschen  Industrie  —  abfallt,  haltbar 
za  machen  und  ihn  in  eine  Form  zu  bringen,  in  der  in  beliebiger  Menge 
Brot  zugesetzt  werden  kaUn.  Durch  einen  geheim  gehaltenen  Kunstgriff 
^rt  Herr  Dr.  Hundhausen  den  Kleber  im  Momente  seiner  Abscheidung 
in  eine  Modification,  die  er  Aleuronat  nennt,  über  und  giebt  an,  dass  sich 
dieselbe  in  wesentlichen  Punkten  zu  ihrem  Vortheile  chemisch  und  physi- 
kalisch von  einfach  getrocknetem  Kleber  unterscheide. 

7, In  den  Handel  kommt  das  Präparat  als  lockeres  Pulver,  das  etwa  nach 
Kornauth: 

80  Proc.  Eiweiss  (0*67  Proc.  Pepton,  1*34  Proc.  Albumin,  1*05  Proc. 

Humialbumose,  96*94  Proc.  Pflanzencasei'n), 
11  Proc.  Kohlehydrate, 
6  Proc.  Wasser 
enthält    Das  Präparat  hat  einen  unbedeutenden  Geruch  und  Geschmack  und 
hält  sich  Jahre  lang  unverändert. 

n Versuche  von  Constanidi  im  Voit'schen  Laboratorium  in  München, 
in  Wien  von  Kornauth  am  Hunde,  von  Max  Gruber  am  Menschen  haben 
die  ideale  Ausnutzbarkeit  dieses  reinen  Pflanzenei  weiss  bewiesen.    Grub  er 
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fand  eine  Resorption  der  Trockensubstanz  bis  auf  4*68  Proc.  oder  bei  Be- 
rückHichtigung  des  Hungerkothes  bis  1*45  Proc.  Die  Eiweisskörper  wurden 
bis  auf  9*27  Proc.  oder  unter  Berücksichtigung  des  Hungerkothes  bis  4*8  Proc. 
ausgenutzt. 

„Zahlreiche  praktische  Versuche  im  Grossen  an  verschiedenen  Orten 
Deutschlands  und  der  Schweiz  haben  gezeigt,  dass  das  Aleuronat  nicht  nur 
als  Zusatz  zu  Suppen,  Puddings,  Gemüsen,  Kartofifelspeisen  u.  s.  f.  mit  Er- 
folg Verwendung  finden  kann,  nein,  dass  es  sich  auch  als  Zusatz  zu  Brot 
vorzüglich  eignet.  Es  empfiehlt  sich,  das  80  Proc.  Eiweiss  enthaltende 
Aleuronatmehl  vorher  zehn  Minuten  in  Wasser  zu  kochen  und  die  so 
erhaltene  Masse  in  massiger  Menge  dem  übrigen  Mehle  beizumischen.  Die 
Lockerung  vollzieht  sich  am  besten  mit  Hefe,  das  erhaltene  Brot  ist  dann 
säurefrei. 

„Verwendet  man  SOprocentiges  Aleuronatmehl  und  12  Procent  Eiweiss 
enthaltendes  Mehl,  so  ist 

ohne  Zusatz  von  Aleuronatmehl  ....      8*2  Proc.  13*8  Proc. 

bei  Zusatz  von  Va  Aleuronatmehl  ...    13*2      „  22*0      „ 

bei  Zusatz  von  V*  Aleuronatmehl  ...    18*2      „  30*3      „ 

„Derartige  eiweissreiche  Brote  haben  einen  sehr  schwachen  specifischen, 
nicht  unangenehmen  Geschmack  und  Geruch,  manche  Leute  lieben  sogar 
den  Aleuronatbrotgeschmack  besonders.  Auf  Wunsch  lässt  sich  der  Eiweiss- 
gehalt  noch  sehr  bedeutend  steigern;  solche  Brote  haben  aber  nur  noch 
Interesse  für  Kranke,  besonders  für  Diabetiker,  für  die  sie  auch  schon  sehr 
bedeutende  Empfehlung  gefunden  haben,  z.  B.  von  Prof.  Ebstein. 

„Der  Preis  des  Aleuronatmehles  ist  auf  das  Fünffache  des  Weizen- 
preises angesetzt.  1  kg  Aleuronatmehl  enthält  etwa  800  g  Eiweiss ,  also  so 
viel  wie  6*6  kg  Weizen.  Im  Augenblick  kostet  1  Kilocentner  SOprocent. 
Aleuronatmehl  aus  der  Fabrik  105  Mark. 

„Das  Aleuronatmehl  stellt  die  billigste  Quelle  von  für  den  Menschen 
geniessbarem ,  reinem  Eiweiss  und  eine  der  billigsten  Eiweissquellen  über- 
haupt dar. 

„Da  das  Aleuronat  keinen  ausgesprochenen  Geschmack  hat,  unseren 
Sinnen  also  nicht  deutlich  den  höheren  Nährwerth  des  verzehrten  Brotes 
darthut,  obwohl  dasselbe  höher  im  Preise  steht,  so  glaube  ich,  wird  sich  sein 
Gebrauch  bei  den  Freilebenden  vorwiegend  auf  ärmere  Gebildete  und  Kranke 
beschränken. 

„Dagegen  scheint  mir  das  Aleuronat  ein  vortreffliches  Mittel,  um  das 
Volumen  des  in  den  Gefängnissen,  Krankenhäusern  und  Casemen  verab- 
reichten Brotes  zu  vermindern  und  dabei  unter  Reduction  der  Kohlehydrate 
die  verabreichte  Eiweissmenge  wesentlich  zu  erhöhen. 

..Bei  der  Ernährung  der  Schweizer  Soldaten  sind  grössere  praktische 
Versuche  gemacht  worden,  statt  750g  gewöhnlichen  Brotes  650g  Brot  mit 
Vs  Aleuronatzusatz  zum  Mehl  zu  verabreichen.  Die  Soldaten  erhalten  so 
24  g  Eiweiss  täglich  mehr  und  etwa  50  g  Kohlehydrate  weniger,  was  die 
Kost   sowohl  theoretisch   als  praktisch  entschieden  verbessert.    Die  Kosten 
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sind  annähernd  dieselben,  da  54  g  Aleuronat  etwa  5*6  Pfennige  kosten  und 
an  den  100  g  Brot  etwa  3  Pfennige  erspart  werden. 

„Es  kann  ja  auch  durch  den  Ersatz  von  100  g  Brot  durch  den  beliebten 
Käse  die  Soldatenkost  verbessert  werden,  immerhin  kosten  70  g  Magerkäse, 
die  24  g  Ei  weiss  zuführen,  etwa  7  Pfennige,  so  dass  der  Vortheil  des  ange- 
nehmeren Geschmackes  und  geringen  Fettgehaltes  des  Käses  mit  unbedeu- 
tenden Mehrkosten  erkauft  wird. 

„Eine  Hauptbedeutung  scheint  mir  aber  das  Aleuronat  für  Dauer- 
nahrung zur  Yerproviantirung  von  Festungen,  Schiffen,  Expeditionen  zu 
haben,  es  lassen  sich  sehr  leicht  monatelang  und  sicherlich  länger  tadellos 
haltbare  wohlschmeckende  Bisquits  und  Zwiebäcke  von  einem  gewaltigen 
Eiweissgehalt  (30  bis  50  Proc.)  herstellen  —  die  namenilich  als  compen- 
diöser  eiserner  Bestand  die  höchste  Beachtung  verdienen. 

„Zum  Schluss  noch  einige  Worte  über  die  Bestrebungen  in  Zeiten,  wo 
die  Preise  von  Weizen  und  Roggen  besonders  hoch  sind,  durch  Surrogate 
eine  billige  Volksemährung  anzustreben. 

„Es  sind  —  wie  Ihnen  bekannt  ist  —  in  der  Noth  schon  die  unglaub- 
lichsten Materialien  zu  Brot  verbacken  worden:  Stroh,  Baumrinde,  Oelkuchen, 
Pressrückstände ,  Knochenmehl  u.  dergl.  Von  diesen  von  der  Verzweiflung 
eingegebenen  Surrogaten,  die  zum  grossen  Theile  als  Betrug  resp.  Selbst- 
betrug anzusehen  sind,  die  aber  immer  wieder  bei  Belagerungen  zur  Zeit 
Ton  Hungersnöthen  auftauchen  werden,  brauchen  wir  heute  nicht  zu  sprechen. 
Dagegen  erheischen  die  Leguminosenmehle,  Gerste,  Hafer,  Kartoffel  und  vor 
Allem  der  neuerdings  viel  empfohlene  Mais  unsere  Aufmerksamkeit. 

„Aermere  und  namentlich  gebirgige  Gegenden  Deutschlands  geniessen 
Ton  jeher  Brote,  die  neben  Roggen  bald  Leguminosen,  bald  Gerste  oder 
Hafer  enthalten^).  Alle  diese  Brote  sind,  wenn  sie  aus  gut  von  Spelzen 
befreitem  Getreide  hergestellt  sind,  als  leidliche  Surrogate  zu  bezeichnen, 
wenn  auch  der  Geschmack  meist  etwas  weniger  angenehm  als  bei  reinem 
Roggen-  und  Weizenbrot  ist  und  vor  Allem  ein  rascheres  Trockenwerden 
der  Brote  auffällt.  Der  Gehalt  au  Eiweiss  ist  bei  Hafer  und  Gerste  etwa 
wie  im  Roggen,  bei  den  Leguminosen  dagegen  bedeutend  höher,  so  dass  ein 
leguminosenhaltiges  Brot  sogar  den  Vorzug  besonderen  Eiweissgehaltes  be- 
sitzt. Ueber  die  Ausnutzbarkeit  dieser  Brote  ist  bisher  nichts  Genaues  be- 
kannt, sie  dürfte  sich  bei  guter  Schälung  und  Zerkleinerung  nicht  schlecht 
steUen.  Für  die  'allgemeine  Volksemährung  in  Deutschland  haben  diese 
Brote  indessen  noch  so  wenig  Bedeutung  und  Aussicht,  dass  sie  hier  nicht 
näher  besprochen  werden  können.  Das  Gleiche  gilt  von  den  interessanten 
und  verdienstvollen  Versuchen,  tropische  Gramineensamen,  Hirse  u.  dgl.,  daun 
gereinigte  Oelkuchen,  Erdnusskuchen  u.  dergl.  zur  Ernährung  des  Menschen 
zu  verwenden.  Ich  verweise  hierüber  auf  einen  im  letzten  Jahre  erschie- 
nenen interessanten  Artikel  von  König:  Die  Brotfrage.  Kartoffelbrot  ist 
dagegen  nicht  sympathisch  zu  begrüssen,  da  es  wasserreich  und  eiweissarm 


^)  Beispielsweise  hat  mir  aus  dem  badischen  Schwarzwald  sogenanute  ,  Mischelfrucht'' 
vorgelegen,  ein  zusammengebautes  Gemisch  von  70  Proc.  Gerste,  20  Proc.  Erbsen,  6  Proc. 
Linsen,  3  Proc.  Wicken,  1  Proc.  Hafer,  das  mit  Roggen  gemischt  zu  einem  leidlich  schmecken- 
<len  Brote  verbacken  wird. 
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den  Anforderungen  an  eine  vollständige  Nahrung  noch  weniger  entspricht 
als  das  gewöhnliche. 

^Was  ich  bisher  von  Maisbrot  gesehen  habe,  waren  durchaus  den 
hygienischen  Anforderungen  entsprechende  Gebäcke.  Das  Maismehl  enthält 
bei  etwas  niedrigerem  Stickstofifgehalt  wie  der  Weizen  (9  bis  9V2  Proc.) 
etwa  4  Proc.  Fett,  es  erhöht  sich  also,  wenn  —  wie  es  gewöhnlich  ge- 
schieht —  Brot  aus  ^/s  Mais  und  ^3  Roggen  gebacken  wird,  der  Fettgehalt 
ein  wenig,  während  der  Eiweissgehalt  eine  Spur  sinkt.  Meist  ist  der  Zer- 
mahlungsgrad  der  verwendeten  Maismehle  noch  nicht  ganz  befriedigend^ 
doch  ist  eine  tadellose  Zermahlung  möglich,  wie  ich  mich  an  Proben  über- 
zeugt habe. 

„Da  der  Mais  zeitenweise  viel  billiger  als  Roggen  ist  —  Juni  1890 
kostete  er  weniger  als  die  Hälfte  von  Weizenmehl  — ,  so  ist  gegen  die  Be- 
strebungen, dem  Mais  bei  uns  zur  Yolksemährung  Eingang  zu  verschaffen, 
nichts  einzuwenden,  besonders  da  seine  Ausnutzung  gut  ist.'  Nur  darf  eine 
solche  Einführung  nicht  als  Verbesserung,  sondern  nur  als  Verbilligung  des 
Brotes  auftreten. 

„Eine  Gefahr,  dass  wir  durch  Maisgeuuss  die  furchtbare  italienische 
Pellagra  bei  uns  einführen  könnten,  besteht  kaum,  wenigstens  ist  sie  in 
Nordamerika,  wo  65  Millionen  Menschen  massenhaft  Mais  consumiren,  un- 
bekannt. Natürlich  wird  man  nur  tadellosen,  unverdorbenen  Mais  verwenden 
dürfen. 

„Ich  weiss,  dass  ich  eine  Reihe  wichtiger  Fragen  nicht  einmal  gestreift 
habe:  Alaun-  und  Kupferzusatz,  Wassergehalt,  Backfahigkeit  der  Mehle  — 
es  mag  aber  für  heute  mit  dem  Gesagten  genug  sein,  zumal  die  Zeit  schon 
weit  vorgerückt  ist. 

„Wer  soll  nun  in  unseren  Landdistricten  die  veralteten  Brotformen, 
namentlich  die  unrationellen  Schrotbrote  verdrängen  —  wer  in  den  Städten 
versuchsweise  neue  Gebäcke,  etwa  das  englische  Cyclonbrot,  Aleuronat-  und 
Maisbrote  einführen  ?  Nach  meiner  Ueberzeugung  sind  hierzu  grössere  Bäcker, 
die  ihr  Geschäft  mit  genügendem  Capital  im  Grossen  betreiben,  die  Bildung, 
Zeit  und  Geld  zu  Versuchen  haben,  die  Fühlung  mit  den  Fortschritten  der 
Wissenschaft  und  Technik  haben,  vor  Allem  berufen.  Liefern  einmal  überall 
grössere  Betriebe  —  Brotfabriken,  wenn  Sie  wollen  — ,  tadelloses  und  gleich- 
massiges  Brot  von  musterhafter  Reinlichkeit,  bester  Ausnutzbarkeit  und 
ßekömmlichkeit,  so  werden  auch  die  kleineren  und  ländlichen  Betriebe  ge- 
zwungen, höhere  Ansprüche  an  ihre  Leistungsfähigkeit  zu  stellen,  und  es 
wird  ein  sehr  bedeutender  Fortschritt  in  nationalökonomischer  wie  hygieni- 
scher Hinsicht  die  Folge  sein. 


Es  lauten  die  von  dem  Herrn  Referenten  aufgestellten 

Schlusssätze. 

(Nicht  zur  Abstimmung  bestimmt.) 

1. 
Der  Zustand  des  Brotes  ist,  von  Hungerjahren  und  besonders  armen  Gegenden 
abgesehen,  in  den  meisten  Theilen  von  Deutschland  als  ein  leidlicher,  in  den 
meisten  Städten  als  ein  guter  zu  bezeichnen,  nur  in  den  Schrotbrot  verzehrenden 
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Gegenden  herrschen  vielfach  noch  sehr  schlechte  Verhältnisse.    Die  Fehler  des 
Schwarzbrotes  sind  am  häufigsten: 

1.  Herstellang  ans  ungenügend  gereinigtem  Getreide; 

2.  ungenügende  Zermahlung  des  Getreides; 

3.  ungenügende  Abscheidung  der  Kleie; 

4.  zu  starke  Säuerung  des  Brotteiges;  der  Nachtheil  der  starken  Säuerung 
ist  allerdings  vielfach  überschätzt,  und  es  muss  zugegeben  werden,  das» 
die  Nachtheile  der  Säuerung  zum  Theil  von  bisher  nicht  gewürdigten 
Vortheilen  mehr  als  ausgeglichen  werden  können. 

2. 
Die  Vermeidung  der  erwähnten  Fehler  ist  leicht: 

1.  Bei  einiger  Sorgfalt  lassen  sich  die  Unkräuter  selbst  auf  Landmühlen  an- 
nähernd vollständig  entfernen;  dieselben  sind  nicht  werthlos,  sondern  ge- 
rostet ein  gutes  Viehfutter.  Der  Handel  mit  den  abgeschiedenen  Unkräutern 
bedarf  staatlicher  Aufsicht. 

2.  und  3.  Mit  Hülfe  des  Uhlhorn' sehen  Decorticationsverfahrens  lässt  sich 
eine  Entfernung  der  verholzten  Kleie  und  damit  eine  höchst  wesentliche 
Verbesserung  der  Appetitlichkeit  und  Ausnutzbarkeit  des  Brotes  aus  ganzem 
Korn  erzielen;  ein  gutes  Zermahlen  befördert  die  Ausnutzbarkeit  weiter. 

i.  Die  zu  starke  Säuerung  ist  einfach  durch  kürzere  Gährungsdauer  zu  ver- 
hüten.   

Hierauf  eröffnet  der  Vorsitzende  die  Discussion. 

Privatdoeent  Dr.  Praasnitz  (München)  stimmt  auf  Grund  viel- 
facher von  ihm  in  Gemeinschaft  mit  Herrn  Dr.  Menicomti  in  München 
ausgeführter  Versuche  der  Ansicht  des  Referenten  bei,  dass  es  richtig  sei, 
zur  Brotbereitung  ein  möglichst  fein  gemahlenes  Mehl  zu  verwenden,  auch 
müsse  man,  nachdem  seine  Versuche  ergeben  haben,  dass  Brot  aus  Weizen- 
mehl am  besten,  Brot  aus  einem  Gemisch  von  Weizen-  und  Roggenmehl 
schon  weniger  günstig,  Brot  aus  Roggenmehl  am  schlechtesten  ausgenutzt 
werde,  danach  streben,  dass  nicht  Roggenmehl  allein  zum  Brotbacken  ge- 
nommen werde. 

In  einigen  Punkten  aber  sei  er  mit  dem  Herrn  Referenten  nicht  ein- 
verstanden. Zunächst  halte  er  es  nicht  für  richtig,  das  Uhl  hör  nasche 
Decorticationsverfahren  so  warm  zu  empfehlen ,  dem  auf  Grund  eines  ein- 
zigen und  durchaus  nicht  einwurfsfreien  Doppelversuches  eine  grosse  Be- 
deutung zugeschrieben  werde.  Das  Uhl hörn 'sehe  Verfahren  sei  übrigens 
nicht  das  einzige  zur  Schalung  von  Getreidekörn em ,  Fabrikant  Stein- 
metz in  Leipzig  habe  ein  ähnliches  Verfahren  angegeben,  mit  welchem  in 
München  Versuche  gemacht  worden  seien,  die  demnächst  in  der  Zeitschrift 
für  Biologie  veröffentlicht  würden.  Wenn  der  Herr  Referent  die  Ansicht 
ausspreche,  dass  im  Decorticationsverfahren  eine  wesentliche  Verbesserung 
der  Appetitlichkeit  des  Getreides  liege,  so  gebe  es  auch  Fachmänner,  die 
anderer  Ansicht  seien  und  annehmen,  dass,  wenn  man  die  Getreidekömer 
nur ,  wie  es  jetzt  meist  geschehe ,  gründlich  abbürste ,  der  Schmutz  leichter 
zu  entfernen  sei,  als  durch  das  Decorticationsverfahren,  da  nach  demselben 
in  den  Narben  der  Getreidekömer  noch  ein  grosser  Theil  des  Schmutzes 
hafte.  Was  die  Ausnutzung  des  Mehl  es  betreffe,  so  verhalte  sich  allerdings 
das  Mehl  aus  geschältem  Getreide  etwas  besser,  als  Mehl  aus  nicht  ge- 
schältem Getreide^  der  Unterschied  sei  aber  nicht  erheblich. 
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Wenn  der  Herr  Referent  anführe,  dass  auch  gutes  Zermahlen  die  Aus- 
nutzbarkeit befördere,  so  sei  das  wohl  richtig,  aber,  wie  aus  den  Münchner 
Versuchen  hervorgehe,  sei  es  nicht  möglich,  decorticirtes  Getreide  vollständig 
fein  zu  vermählen,  man  habe  nur  etwa  80  Proc.  aus  dem  Getreide  heraus - 
mahlen  können,  nicht  mehr. 

In  Betreff  der  Bedeutung  des  Gehaltes  an  Säure  habe  sich  bei  seinen 
Versuchen,  die  nur  den  Zweck  hatten  zu  sehen,  ob  ein  Unterschied  bestehe 
zwischen  dem  Brot,  dass  mit  Sauerteig  und  dem,  das  mit  Hefe  gemacht  sei, 
ergeben,  dass  sich  das  mit  Hefe  gemachte  Brot  nicht  viel,  aber  doch  etwas 
besser  verhalte.  Er  glaube  aber  nicht,  dass  die  geringe  Menge  Säure,  die 
im  Brot  vorhanden  sei,  einen  Einfluss  auf  die  Ausnutzung  haben  könne. 
Bei  der  Gährung  mit  Sauerteig  seien  ausser  der  Säurebildung  wahrscheinlich 
noch  andere  Processe  mit  im  Spiele,  deren  Resultate  die  chemische  Analyse 
zunächst  nicht  bestimmen  könne. 

Was  die  Verwendung  des  Aleuronats  als  Zusatz  zu  Brot  anlange,  so 
glaube  er,  dass  man  sich  nicht  allzu  grosse  Hoffnungen  machen  dürfe,  da 
die  Menge  von  Aleuronat,  welche  wirklich  vorhanden  sei,  nur  eine  beschränkte 
sei,  so  dass  man  von  einer  Reform  der  Volksernährung  bei  so  geringer 
Menge  wohl  kaum  sprechen  könne.  Auch  sei  das  Publicum  gegen  alle  Zu- 
sätze sehr  misstrauisch ,  es  wolle  reines  Brot,  und  dies  Verlangen  sei  auch 
berechtigt,  und  wenn  ein  Bäcker  Aleuronatbrot  verkaufe,  so  wisse  immer 
das  Publicum  nicht,  wie  viel  Aleuronat  darin  enthalten  sei. 

Dass  man  stickstoffarmes  Brot  durch  Zusätze  wohlfeiler  eiweissreicher 
Substanzen  stickstoffreicher  mache,  sei  natürlich  sehr  erwünscht  und  liege 
es  nahe,  auf  die  abgerahmte  Milch  aufmerksam  zu  machen,  die  ja  zumeist 
leicht  und  billig  zu  haben  sei.  Aber  auch  die  Erdnussgrütze,  aus  der  Erd- 
nuss  hergestellt,  sei  ein  eiweiss-  und  fettreiches  sehr  billiges  Präparat,  das 
wohl  zum  mindesten  dieselbe  Bedeutung  habe,  wie  das  Aleuronat. 

Endlich  noch  eins!  Herr  Professor  Lehmann  fordere  die  Besitzer 
grösserer  Brotfabriken  auf,  sie  möchten  bahnbrechend  auf  dem  Gebiete  der 
Brotbereitung  vorgehen.  Nach  seiner  Ansicht  sei  das  von  den  grossen 
Bäckereien  in  den  Städten  gelieferte  Brot  ein  gutes,  welches  berechtigten 
Ansprüchen  vollständig  genüge,  wie  ihm  eine  grössere  Anzahl  Untersuchungen 
von  Brot  aus  Münchner  Bäckereien  und  Brotfabriken  erwiesen  habe.  Die 
Brotfabrikation  sei  rein  empirisch  auf  ihre  heutige  Höhe  gekommen,  ohne 
dass  die  Hygiene  irgend  welchen  Einfluss  ausgeübt  habe.  Der  Fabrikant 
sehe  eben  ein,  dass,  wenn  er  ein  gutes  Brot  herstelle,  er  auch  grossen  Ab- 
satz finde.  Nur  beim  Militär  lasse  die  Brotbereitung  noch  viel  zu  wünschen 
übrig,  weil  dort  ein  viel  zu  grob  gemahlenes  Mehl  verwandt  werde;  hier 
sollte  im  Interesse  der  Ernährung  der  Soldaten  auf  eine  Besserung  des 
Brotes  hingewirkt  werden. 

Stadtrath  Kalle  (Wiesbaden)  giebt  zu,  dass  die  Menge  des  Aleuronats 
zur  Zeit  noch  eine  sehr  geringe  sei,  glaubt  aber,  dass  man  mit  der  Zeit 
diese  Menge  bedeutend  würde  vermehren  können,  da  Aleuronat  als  Neben- 
product  bei  der  Weizenstärke-,  Maisstärke-  und  Reisstärkefabrikatioii 
gewonnen  werden  könne,  und  ebenso  bei  der  Branntweinbrennerei  aus 
Getreide.   Dann  könne  die  Menge  des  Aleuronats  eine  so  bedeutende  werden. 
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dasB  es  recht  wohl  zu  einem  sehr  wei*thYollen  Volksnahruugsniittel  werden 
könne. 

Wenn  der  Herr  Vorredner  gesagt  habe,  dass  bei  seinen  Versuchen  von 
dem  decorticirten  Getreide  nur  etwa  80  Proc.  feinen  Mehles  hätten  verwandt 
Werden  können,  so  beweise  diese  Zahl  noch  nichts,  so  lange  sie  nicht  in 
Vergleich  gestellt  werde  mit  der  betreffenden  Zahl  bei  nicht  decorticirtem 
Getreide,  und  hierüber  bitte  er  um  Auskunft. 

PriYatdOCent  Dr.  Praasnltz  (München)  erwähnt,  dass  es  von  den 
Fabrikanten  so  dargestellt  werde,  als  wenn  man  das  decorticirte  Getreide 
vollständig  zu  Mehl  vermählen  könne,  während  man  in  Wirklichkeit  höchstens 
80  Proc.  Mehl  erhalte.  Das  ürtheil  der  Fachleute  über  die  Decortication 
sei  bisher  wenig  günstig,  was  gewiss  nicht  der  Fall  sein  würde,  wenn  man^ 
statt  wie  bisher  60  bis  70  Proc,  nunmehr  durch  das  Decortications verfahren 
95  Proc.  Mehl  mahlen  könnte.  Uebrigens  habe  die  Decortication  auch  noch 
den  Nachtheil,  dass  das  Mehl  aus  geschältem  Getreide  etwas  dunkler  werde^ 
was  daher  komme,  dass  von  den  äusseren  Schichten  des  Kornes,  die  sonst 
als  Klein  ausgeschieden  werden,  einzelne  Theile  ins  Mehl  übergehen.  Dunkles 
Mehl  sei  aber  beim  Publicum  weniger  beliebt  und  erziele  daher  niedrigere 
Preise,  ein  Factor,  welcher  bei  Einffthrung  des  neuen  Verfahrens  schwer 
ins  Gewicht  falle. 

Referent  ProfesSOr  Lehmann  bemerkt  in  Betreff  des  Uhlhorn'- 
sehen  Decorticationsverfahrens,  dass  auch  er  anerkenne,  dass  der  von  Rub- 
ner  und  Wicke  angestellte  Versuch  nicht  ganz  eindeutig  sei,  immerhin 
aber  gehe  aus  demselben  hervor,  wie  bedeutend  Uhlhorn's  Reformbrot  dem 
gewöhnlichen  landesüblichen  schlechten  Schrotbrot  überlegen  sei. 

Wenn  Herr  Dr.  Prausnitz  sage,  Referent  habe  in  seinem  Vortrage 
an  die  Grossbäckereien  ^ppellirt ,  jetzt  endlich  einmal  etwas  Tüchtiges  zu 
leisten,  so  habe  er  ihn  falsch  verstanden;  er  habe  hier  aus  Münchner 
Bäckereien  Brot  ausgestellt,  das  er  als  musterhaft  bezeichnen  könne.  Er 
habe  nur  gesagt,  wenn  überhaupt  auf  diesem  Gebiete  weitere  Fortschritte 
gemacht  werden  sollen,  und  wenn  in  immer  weitere  Kreise  gutes  Brot  ein- 
geführt werden  solle,  dann  müsse  es  durch  Geschäfte  geschehen,  die  im 
Grossen  arbeiten,  denen  allein  es  gelingen  könne,  ihre  Producte  auf  dem 
Lande  zur  Verdrängung  der  jetzt  dort  noch  vielfach  üblichen  elenden  Brot- 
Sorten  zu  verbreiten. 

Hiermit  ist  die  Verhandlung  über  diesen  Gegenstand  beendet  und  nach- 
dem der  Vorsitzende  dem  Herrn  Referenten  für  seinen  lehrreichen  Vortrag 
den  Dank  ausgesprochen  und  den  Wunsch  daran  geknüpft,  dass  seine  Aus- 
führungen für  die  Ernährung  des  Volkes  in  gesundheitlicher  Beziehung  von 
Nutzen  sein  mögen,  schliesst  derselbe  die  Sitzung. 


Schluss  der  Sitzung  2^/2  Uhr. 
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Zweite    Sitzung. 

Freitag,   den  26.  Mai   1893,   Vormittags  9  Uhr. 

Vorsitzender  Baarath  Stflbbeil  eröffnet  die  Sitzung  und  schlägt 
zunächst  vor,  ein  BegrQssungs-  und  Dankes -Telegramm  an  Seine  königl. 
Hoheit  den  Prinzregenteu  Luitpold  von  Bayern  zu  entsenden,  dem 
die  Versammlung  einmüthig  zustimmt. 

Hierauf  wird  in  die  Behandlung  über  den  dritten  Gegenstand  der 
Tagesordnung  eingetreten: 

Die  Grundsätze  riclitiger  Ernährung  und  die 
Mittel,  ihnen  bei  der  ärmeren  Bevölkerung  (Gel- 
tung zu  verschaffen. 

Referent:  PriYatdoeent  Dr.  Lndwlg  Pfeiffer  (München). 

„Hochverehrte  Anwesende!  Auf  der  Versammlung  unseres  Vereins  im 
Jahre  1875  in  Miinchen  hat  Ihnen  bereits  Herr  y.  Voit  zu  dem  Referate: 
n Anforderungen  der  Gesundheitspflege  au  die  Kost  in  Waisenhäusern,  Ca- 
sernen,  Gefangen-  und  Alters versorgungsanstalteu  sowie  in  Volksküchen^ 
die  Grundsätze  dargelegt,  welche  uns  bei  der  Beurtheilung  der  Kost  des 
Menschen  im  Allgemeinen  wie  für  bestimmte  Verhältnisse  leiten  müssen; 
ferner  hat  er  Ihnen  die  Ergebnisse  der  Beobachtungen  über  die  Kost  in  den 
genannten  Anstalten,  die  Mängel  der  bestehenden  Kostformen  und  die 
Gesichtspunkte  für  die  Aufstellung  neuer  Kostsätze  in  solchen  Anstalten  vor- 
geführt Sie  können  ohne  Mühe  jetzt  noch  aus  diesen  Mittheiluugen  einen 
Ueberblick  über  die  Grundsätze  einer  richtigen  Ernährung  der  Menschen 
unter  den  verschiedenen  Lebensverhältnissen  überhaupt  gewinnen;  denn 
wenn  auch  das  damalige  Referat  nur  die  Anforderungen,  welche  wir  an 
die  Kost  in  den  erwähnten  Anstalten  stellen,  umfasste,  so  sind  doch  damit 
auch  die  Anforderungen,  welche  wir  an  die  Kost  von  ausserhalb  solcher 
Anstalten  Lebenden  zu  stellen  berechtigt  sind,  namhaft  gemacht.  In  den  Be- 
wohnern der  Waisenhäuser  finden  wir  das  Kindesalter,  in  denen  der  Alters- 
versorgungsanstalteu  das  Greisenalter  vertreten,  und  in  deu  Bewohnern 
der  Casemen,  den  Besuchern  der  Volksküchen  erblicken  wir  die  Repräsen- 
tanten der  arbeitenden,  in  den  Insassen  der  Gefängnisse  diejenigen  der 
nicht  oder  leicht  arbeitenden  Erwachsenen. 

„Dadurch  erscheint  der  erste  Theil  des  Punktes  III  der  Tagesordnung 
unserer  diesjährigen  Versammlung  „die  Grundsätze  richtiger  Ernährung*^, 
dessen  Besprechung  mir  zugefallen  ist,  vollkommen  überflüssig.  Wenn  ich 
trotzdem  mich  der  mir  zugetheilten  Aufgabe  entledige,  so  leite  ich  die  Be- 
rechtigung dazu  daraus  ab,  dass  in  dem  langen  Zeiträume  von  18  Jahren, 
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der  seitdem  verstrichen  ist,  einige  Bedenken  gegen  die  y.Voi tischen  For- 
derungen erhoben  worden  sind,  Bedenken,  welche,  wenn  sie  unbesprochen 
bleiben,  leicht  dazu  fahren  können,  dass  in  Kreisen,  welche  sich  mit  der 
Beurtheilung  der  Ernährung  des  Volkes  im  öffentlichen  oder  privaten 
Interesse  zu  befassen  haben,  die  herrschenden  Ansichten  erschüttert  werden, 
eine  gewisse  Unsicherheit  in  der  Frage  der  Volksernührung  Platz  greift. 

„In  Fachzeitschriften  ist  allerdings,  zuletzt  von  Bowle  und  von 
V.  Voit  selbst,  eine  Widerlegung  dieser  Bedenken  bereits  erfolgt,  es  er- 
scheint aber  trotzdem  zweckmässig,  auch  an  dieser  Stelle  auf  die  Richtigkeit 
bezw.  Unrichtigkeit  dieser  Bedenken  einzugehen.  Durch  dieses  Eingehen 
bin  ich  der  misslichen  Lage  enthoben,  längst  bekannte  Dinge  einfach  wieder- 
holen zu  müssen  und  kann  ihnen  wenigstens  einige  neue  und  beachtens- 
werthe  Beiträge  zur  Frage  der  Yolksernährung  liefern. 

„Bekanntlich  hat  v.  Voit  auf  Grund  seiner  und  seiner  Schüler  Beobach- 
tungen und  experimentellen  Forschungen  für  die  Kost  des  Menschen,  sofern 
sie  den  thatsächlichen  Bedürfnissen  des  Körpers  unter  den  verschiedenen 
Körper-  und  Lebensverhältnissen  genügen,  also  eine  Nahrung  sein  soll, 
mehrere  allgemeine  Forderungen  aufgestellt. 
„Die  Forderungen  lauten: 

1.  Die  zur  Erhaltung  des  Körpers  auf  seinem  stofflichen  Bestand  oder 
zur  Erzielung  eines  gewissen  Bestandes  am  Körper  nöthigen 
Nahrungsstoffe  müssen  in  genügender  Menge  zugeführt  werden. 

2.  Es  muss  von  jedem  der  Nahrungsstoffe  gerade  so  viel  gegeben 
werden ,  als  zur  Erhaltung  der  Stoffe  des  Körpers  eben  nöthig  ist, 
nicht  zu  viel  und  nicht  zu  wenig,  d.  h.  die  einzelnen  Nahrungsstoffe 
sollen  in  dem  richtigen  Verhältnisse  gemischt  sein. 

3.  Die  Nahrungsstoffe  müssen  auch  von  dem  Darme  aus  in  die  Säfte 
übergehen  können,  und  die  sie  enthaltende  Kost  darf  diesem  sowie 
dem  übrigen  Körper  zu  ihrer  Bewältigung  nicht  zu  viel  Last  und 
Arbeit  aufbürden  oder  anderweitige  Schädlichkeiten  bereiten. 

4.  Ausser  den  Nahrangsstoffen  muss  unsere  Koüt  auch  sogenannte 
Genussmittel  enthalten  und  einer  gewissen  Abwechselung,  die  uns 
eben  die  Verwendung  der  Genussmittel  verbürgt,  unterzogen  werden. 

„Diese  allgemeinen  Forderungen  haben  durchaus  die  vollkommenste 
Anerkennung  gefunden,  sie  sind,  wenn  ich  so  sagen  darf,  die  Richtungs- 
linien für  den  gesammten  Ernährungsplan  geworden.  Wie  aber  jeder  Plan 
erst  praktische  Bedeutung  gewinnt,  wenn  in  seine  Richtungslinien  reelle 
Berthe,  Maasse  eingetragen  werden,  deren  sich  der  nach  dem  Plan  Arbei- 
tende bedient,  so  mussten  auch  hier  für  die  praktische  Verwerthung  dieser 
Forderungen  Maasse,  d.  h.  Zahlen  für  den  Bedarf  an  Nahrungsstoffen 
überhaupt  und  für  das  Mischungsverhältniss  derselben  in  der  Kost  ange- 
geben werden. 

„Wer  jemals  sich  in  das  Studium  des  Stoffwechsels  und  der  Ernährung 
Tertieft  hat,  weiss  zu  würdigen,  welche  Schwierigkeiten  die  Ermittelung 
solcher  Maasse  bietet,  und  wie  es  geradezu  unmöglich  ist,  den  Nahrungs- 
bedarf des  Menschen  mit  Zahlen,  welche  alle  Verhältnisse  richtig  treffen, 
zuzudrücken.  Als  y.  Voit,  einem  thatsächlichen  Bedürfnisse  folgend,  es 
unternahm,  den  Nahrungsbedarf  einer  Reihe  von  Menschen   verschieden- 


64    XVIIL  Versamml.  d.  D.  Vereins  f.  öff.  Gsndhpflg.  zu  Würzburg. 

artiger  Körperbeachaffenheit  und  Arbeitsfähigkeit  zahlenmässig  festzusetsen, 
war  er  sich  der  Schwierigkeit  des  Unternehmens  wohl  bewusst  und  hat 
desshalb  von  Anfang  an  und  immer  wieder  betont,  dass  seine  Zahlen  nur 
für  die  Fälle,  für  welche  sie  berechnet  waren,  und  diesen  ähnliche  Geltung 
haben,  niemals  aber  als  ganz  allgemein,  unter  allen  Umständen  gültige 
Zahlen,  gewissermaassen  als  Normalzahlen,  angesehen  werden  dürfen. 

„Trotz  dieser  eindringlichen  Mahnung  ist  man  doch  bald  in  den  Fehler 
verfallen,  diese  Zahlen  zu  verallgemeinern.  Als  dann  weitere  Beobachtungen 
über  die  Emährungs Verhältnisse  anderer,  als  der  von  v.  Voit  supponirten 
Menschen  abweichende  Resultate  ergaben,  hat  man,  statt  den  Fehler  in  den 
veränderten  Bedingungen  zu  suchen,  seine  Angaben  für  unzutreffend  und 
unrichtig  erklärt. 

„Besonders  hat  man  die  Zahlen  für  das  Kostmaass  des  Arbeiters  be- 
mängelt und  vielfach  für  zu  hoch  gegriffen  bezeichnet.  Diese  Zahlen 
beziehen  sich  auf  das  Nahrungsbedürfniss  eines  mittleren  Arbeiters,  d.  h. 
eines  jungen  kräftigen  Arbeiters  von  70  bis  75  kg  Körpergewicht  bei  einer 
täglichen  mittleren  Arbeitsleistung  von  zehnstündiger  Dauer,  wie  solche 
z.  B.  statthat  bei  einem  Maurer,  einem  Zimmermann,  nicht  aber  bei  einem 
viel  schwerer  arbeitenden  Grobschmied  oder  Lastträger. '  Ab  solche  mittlere 
Arbeiter  müssen  wir  die  Hauptmenge  unserer  männlichen  Arbeiterbevölkerung 
betrachten,  ferner  die  Soldaten  im  Frieden,  die  täglich  eine  Anzahl  Stunden 
bei  ihren  Exercitien  körperlich  arbeiten,  die  arbeitenden  Gefangenen  in  den 
Strafanstalten.  Unter  das  Maass  für  den  mittleren  Arbeiter  fällt  das 
Nahrungsbedürfniss  der  schwächeren  Arbeiter,  nicht  arbeitenden  Gefangenen^ 
älteren  Leute,  der  arbeitenden  Frauen ,  welche  wegen  ihrer  durchschnittlich 
geringeren  Körpermasse  und  ihrer  geringeren  Arbeitsleistung  einen  gerin- 
geren Stoffverbrauch  als  der  arbeitende  Mann  aufweisen;  über  dasselbe 
erhebt  sich  der  Bedarf  schwer  arbeitender  Menschen,  wie  beispielsweise 
der  Soldaten  im  Manöver  und  im  Kriege. 

„Auch  für  diese.  Fälle  hat  v.  Voit  Zahlen  namhaft  gemacht  und  die 
gleich  zu  erwähnenden  Ausstellungen  an  seinen  Angaben  berühren  natürlich 
auch  diese ;  ich  glaube  jedoch,  für  unsere  Absichten  dürfte  es  genügen,  wenn 
ich  lediglich  die  Verhältnisse  des  mittleren  Arbeiters  berühre,  aus  ihnen 
kann  mutatis  mutandis  ein  Schluss  auf  die  übrigen  Fälle  gezogen   werden. 

„Für  den  mittleren  Arbeiter  hat  v.  Voit  bekanntlich  als  Mittelwerth 
aus  einer  grösseren  Zahl  von  Beobachtungen  eine  tägliche  Zufuhr  von  118  g 
Kiweiss,  56  g  Fett  und  500  g  Kohlehydraten  oder  18'9  g  Stickstoff  und 
328  g  Kohlenstoff  verlangt ;  es  stellt  diese  Zufuhr  aber  die  Bruttoeinnahme 
dar  und  sie  gilt  natürlich  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Netto- 
einnahme, die  wirklich  vom  Körper  ausgenutzten  Nahrungsstoffmehgen,  nicht 
zu  weit  sich  von  diesen  Zahlen  entfernt,  wie  das  bei  der  v.  Voit  verlangten 
gemischten  Kost  eben  wirklich  auch  der  Fall  ist.  Ist  die  Kost  nicht  richtig 
gemischt,  herrschen  in  derselben  die  vegetabilischen  Nahrungsmittel  zu  sehr 
vor  und  sind  namentlich  solche  Vegetabilien ,  welche  erfahrungsgemäss  vom 
menschlichen  Körper  sehr  unvollkommen  ausgenutzt  werden,  vorwiegend 
vertreten,  so  muss  sich,  damit  die  wirklich  ausgenutzte  Nahrungsstofimenge 
nicht  unter  dem  Bedarf  bleibt,  naturgemäss  die  Bruttoeinnahme  erhöhen. 
Wir  sehen  in  der  That,  dass  Leute,  welche  vorzüglich  oder  ausschliesslich 
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?on  schlecht  ausnutzbarer  Kost  leben,  in  derselben  viel  mehr  Nahrungsstoffe 
aufnehmen,  als  solche,  welche  mehr  ausnutzbare  Nahrungsmittel  verzehren. 

^Entgegen  den  Beobachtungen  und  Ermittelungen  v.  Voit's  hat  zuerst 
B  e  n  e  k  e  durch  einen  Versuch  am  eigenen  Körper  und  einen  Versuch 
Bankers  beweisen  zu  können  geglaubt,  dass  eine  geringere  Menge  von 
Eli  weiss  und  Kohlehydraten,  als  v.  Voit  gefordert  hatte,  zur  Ernährung 
eines  arbeitenden  Erwachsenen  ausreicht.  Es  hat  dann  femer  Flügge  bei 
mehreren  Arbeitern  die  Stickstoffausscheidung  bei  frei  gewählter,  vorzüg- 
lich vegetabilischer  Kost  bestimmt  und  dieselbe  nur  zu  8  bis  11g  (=  50 
bis  68  g  Eiweiss)  gefunden  und  ebenfalls  daraus  gefolgert,  dass  eine 
geringere  Menge  Eiweiss  zur  Ernährung  eines  Arbeiters  genügt. 

„Wie  wenig  diese  Beobachtungen  im  Stande  sind,  die  v.  Voit^ sehen 
Forderungen  zu  entkräften,  hat  in  vortrefflicher  Kritik  Bowie  dargethan. 
Bowie  hat  den  Nachweis  erbracht,  dass  für  den  Versuch  Ranke's  die 
aufgenommenen  Nahrungsstoffe  thatsächlich  nicht  hinreichten,  den  Verlust 
vom  Körper  zu  verhüten ,  und  dass  für  die  Versuche  B  e  n  e  k  e '  s  und 
Flügge 's  eben  das  nicht  zutrifit,  was  v.  Voit  bei  einem  mittleren  Arbeiter 
vorausgesetzt  hat,  weil  entweder  die  Körpermasse  oder  die  Arbeitsleistung 
oder  das  Verhältniss  von  Eiweiss  und  Fett  am  Körper,  Momente,  welche 
erfahrungsgemäss  die  Stoffzersetzung  und  daher  auch  das  Nahrungsbedürfniss 
bedeutend  beeinflussen,  andersartig  waren. 

„Während  man  anfanglich  die  v.  Voit' sehen  Zahlen  für  die  Kost  eines 
mittleren  Arbeiters  insgesammt  für  zu  hoch  gehalten  hatte,  ist  neuerdings 
vorzüglich  die  Eiweissforderung  allein  für  übertrieben  erklärt  worden. 

„Pflüg  er  und  Bohl  and  berechneten  aus  der  Stickstoffausscheidung  im 
Harn  für  jugendliche  Individuen  einen  täglichen  Bedarf  an  Eiweiss  von 
1*45  g  pro  Kilogramm  Körpergewicht,  der  Bedarf  einer  62  bis  72  kg  schweren 
Person  würde  somit  nur  90  bis  104  g  Eaweiss  betragen. 

„Bleibtreu  und  Bohl  and  haben  bei  einer  sehr  grossen  Anzahl 
Männer,  deren  Ernährung  ganz  ihrer  Willkür  überlassen  blieb,  die  Stick- 
stoffausscheidung  (jedoch  auch  nur  die  im  Harn,  nicht  auch  die  im  Koth) 
autersucht  und  berechnet,  dass  im  Mittel  ein  62  kg  schwerer  junger  arbei- 
tender Mann  106*75  g  Eiweiss  umsetzte.  Abgesehen  davon ,  dass  die  Ver- 
nachlässigung der  Stickstoffausscheidung  im  Koth  ein  principieller  Fehler 
ist,  ist,  wie  v.  Voit  hervorhebt,  diese  Menge  von  106*75  g  Eiweiss  bei  einem 
62  kg  schweren  Arbeiter  verhältnissmässig  mehr,  als  die  von  ihm  für  einen 
70  kg  schweren  Arbeiter  ermittelte  Eiweissmenge  von  118  g  (=  103  g  aus 
dem  Hamstickstoff  allein  berechnet). 

„Obwohl  also  die  von  Bleibtreu  und  Bohl  and  berechneten  Werthe 
(^  den  Eiweissbedarf  arbeitender  Männer  nur  eine  Bestätigung  der  von 
V.  Voit  gestellten  Forderungen  darstellen,  ist  Munk^)  dennoch  dabei  ge- 
blieben, dass  100  g  Eiweiss  täglich  bei  mittlerer  Arbeit  genügen,  denEiweiss- 
bestai^  des  Körpers  zu  erhalten.  Endlich  hat  zuletzt  Nakahama  im 
hygienischen  Institute  zu  Leipzig  bei  13  Arbeitern,  die  scheinbar  körperlich 
sehr  kräftig  waren  und  schwere  Arbeit  leisteten,   durch   die  Bestimmung 

*)  Auch  in  seiner  jüngsten  Arbeit  (mitgetheilt  Virchow's  Archiv,  Bd.  132,  Heft  1, 
anigegeben  am  22.  April  1893)  hält  Munk  an  «1er  Forderung  von  nur  100  g  Eiweis» 
tiglieh  feilt. 

Vicrta^JahmehiUt  far  Gerandheitipflege,  1894.  5 
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des  im  Harn  und  Koth  ausgeschiedenen  Stickstoffes  den  Eiweissumsatz 
ermittelt.  Bei  grossen  Schwankungen  im  Einzelnen  (63  bis  I13g)  fand  er 
im  Mittel  den  Eiweissumsatz  zu  85  g  täglich,  y.  Voit  bemerkt  zu  diesen 
Resultaten  Nakahama^s,  dass  die  von  demselben  auf  ihren  Eiweissumsatz 
untersuchten  Leute  zumeist  ein  geringeres  Körpergewicht  besassen  (im 
Mittel  62  kg) ,  dass  die  Bevölkerung  Sachsens  im  Allgemeinen  klein  und 
nicht  gut  genährt  ist.  „Hätte  Nakahama  statt  der  sächsischen  Arbeiter 
oberbayerische  Arbeiter  untersucht,  für  welche  letztere  ich  (Voit)  den  Bedarf 
angegeben  habe,  er  hätte  ein  ganz  anderes  Resultat  erhalten.*^  „Was  ist  das 
für  eine  Ernährung,  wenn  ein  Schmied  an  einem  Tage  im  Harn  nur  5*31  g 
Stickstoff  (=  33-18  g  Eiweiss)  und  im  Koth  2*92  g  Stickstoff  (=  18-25  g 
Eiweiss)  ausscheidet,  im  Ganzen  also  8*23 g  Stickstoff  (=  51*43 g Eiweiss)!^ 

„Von  einem  ganz  anderen  Gesichtspunkte,  als  die  Vorgenannten, 
welche  den  Eiweissbedarf  eines  Arbeiters  aus  dem  durchschnittlich  bei 
arbeitenden  jungen  Männern  mit  frei  gewählter  Kost  gefundenen  Eiweiss- 
umsatze  entnehmen,  ist  Hirschfeld  bei  seinen  Versuchen,  den  Eiweiss- 
bedarf zu  bestimmen,  ausgegangen.  Der  Körper  des  Menschen  braucht  zur 
Erhaltung  seines  Eiweissbestandes  unter  allen  Umständen  eine  gewisse 
Menge  Eaweiss  in  der  Nahi*ung,  das  dazu  dient,  die  aus  Eiweiss  aufgebauten 
^örperzellen  zu  erhalten,  bezw.  den  Wiederersatz  derselben  zu  ermöglichen. 
Dazu  ist  eben  nur  allein  das  stickstoffhaltige  Eiweiss  im  Stande.  Wird  dem 
Körper  mehr  Eiweiss  (neben  Fett  und  Kohlehydraten)  gegeben,  so  wird  das- 
selbe zerlegt  wie  ^  Fette  und  Kohlehydrate  und  kann  in  einem  gewissen 
Grade  Fette  und  Kohlehydrate  ersetzen.  In  welchem  Verhältniss  dieser 
Ersatz  erfolgt,  ergiebt  sich  aus  dem  Verhältniss  der  bei  der  Verbrennung 
des  Eiweisses  entwickelten  Wärmemenge  zu  den  Wärmemengen,  die  Fett 
und  Kohlehydrate  erzeugen. 

„Nach  den  Untersuchungen  von  Rubner  liefern  100g  Fett  dieselbe 
Wärmemenge  wie  221  g  Kohlehydrat  oder  201  g  Eiweiss.  Wir  könnten 
daher  zu  der  als  bestimmt  nöthig  ermittelten  Eiweissmenge  statt  Fett  und 
Kohlehydrate  noch  eine  weitere  Eiweissmenge  und  zwar  so  viel  als  einem 
Theil  der  zu  reichenden  Fett-  bezw.  Kohlehydratmenge  im  Wärmewerthe 
gleich  (isodynam)  ist,  hinzufügen  und  würden  damit  denselben  Effect  er- 
zielen, d.  h.  dem  Menschen  eine  wirkliche  Nahrung  verschaffen.  Umgekehrt 
kann  natürlich  auch  das  Eiweiss  bis  zu  der  Grenze  der  absolut  erforderlichen 
Menge  herab  durch  isodyname  Mengen  Fett  und  Eiweiss  ersetzt  werden. 

„Hirschfeld  wollte  nun  untersuchen,  wieweit  man  in  dem  Ersatz  des 
Eiweisses  durch  Kohlehydrate  und  Fett  gehen  kann;  er  hoffte  auf  diese 
Weise  die  kleinste  Menge  Eiweiss  zu  ermitteln,  mit  der  der  Mensch  sich 
eben  noch  auf  seinem  Eiweissbestand  zu  erhalten  vermag,  gleichzeitig  aber, 
wenn  diese  mindeste  Menge  geringer  sei,  als  man  bisher  angenommen,  zu 
beweisen,  dass  die  von  v.  Voit  für  den  mittleren  Arbeiter  verlangte  Eiweiss- 
menge von  118  g  zu  hoch  bemessen  sei.  Das  erstere  ist  ihm  zu  ermitteln 
gelungen.  Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  dem  zweiten  Nachweis, 
<ler,  wie  ich  noch  zeigen  werde,  unseres  Erachtens  nicht  geglückt  ist. 

„In  einem  seiner  Versuche  vermochte  in  der  That  Hirsch feld  mit  nur 
39  g  Eiweiss  neben  sehr  viel  Fett  und  Kohlehydraten  beinahe  den  Eiweiss- 
bestand des  Körpers  zu  erhalten. 
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^Kumagawa,  der  gleiche  Versuche  wie  Hirsch feld  anstellte,  erzielte 
mit  einer  Aufnahme  von  58  g  Eiweiss  (46'7  aus  dem  Harn  berechnet)  und 
418  g  Kohlehydraten  in  gemischter  Kost  bei  einem  fünftägigen  Versuche 
noch  kein  Stickstoffgleichgewicht,  sondern  verlor  durchschnittlich  täglich 
7*88  g  Eiweiss  von  seinem  Körper. 

,,Bei  einem  direct  anschliessenden  ebenfalls  fünftägigen  Versuche  mit 
rein  vegetabilischer  japanischer  Kost  mit  44  g  Eiweiss  (33*8  g  aus  dem  Harn- 
stickstoff berechnet),  1*9 g  Fett  und  441*7 g  Kohlehydraten  verlor  er  im 
Mittel  taglich  10*3  g  Eiweiss  vom  Körper.  Dagegen  gelang  es  ihm  bei 
einem  letzten  neuntägigen  Versuche,  bei  dessen  Beginn  er  allerdings  durch 
die  vorhergehenden  Versuche  an  Körpermasse  bereits  eingebüsst  hatte,  mit 
54*7  g  Eiweiss  (38  g  Eiweiss  aus  dem  Hamstickstoff  berechnet) ,  2*5  g  Fett 
und  569*8  g  Kohlehydraten  nicht  nur  Stickstoffgleichgewicht,  sondern  sogar 
einen  Eiweissansatz  von  insgesammt  37g  zu  erzielen.  Kumagawa  hatte 
ein  Körpergewicht  von  48  kg;  er  bedurfte  für  1  kg  Körpergewicht  einer 
Zufuhr  von  täglich  0*8  g  Harnstickstoff-I^weiss,  ein  70  kg  schwerer  Arbeiter 
hätte  also  hiemach  täglich  56  g  Eiweiss  nöthig. 

„Auch  Peschel  fand,  dass  bei  einer  Zufuhr  von  35  bis  40g  wirklich 
ausnutzbarem  Eiweiss  ein  Eiweissbestand  des  Körpers  möglich  ist,  sofern  der 
übrige  Theil  der  Nahrung  die  genügende  Menge  stickstofffreier  Stoffe  enthält. 
„Dass  es  möglic^  ist,  mit  einer  so  geringen  Eiweissmenge  den  Körper 
auf  seinem  Eiweissbestande  zu  erhalten ,  ist,  wie  v.  V  o  i  t  hervorhebt ,  eine 
physiologisch  sehr  interessante  Thatsache,  die  übrigens  auch  im  Labora- 
torium von  V.  Voit  wiederholt  constatirt  wurde.  Beispielsweise  betrug  in 
einem  der  Ausnützungsversuche  Kühneres  bei  einer  Aufnahme  von  3*47  kg  . 
Kartoffeln  der  Eiweissumsatz  der  72  kg  schweren  Versuchsperson  nur  65*5  g, 
bei  einem  anderen  Versuche  mit  1*7  kg  Kartoffeln  nur  50  g;  in  letzterem 
Falle  gab  die  74  kg  schwere  Versuchsperson  allerdings  noch  etwas  Körper- 
eiweiss  ab. 

„Auch  der  von  v.Voit  untersuchte  57  kg  schwere  Vegetarianer  befand 
sich  mit  im  Mittel  täglich  54  g  Eiweiss  nahezu  im  Gleichgewicht. 

„Ist  es  aber  gerechtfertigt ,  aus  dieser  Thatsache  gleich  den  Schluss  zu 
ziehen,  dass  eine  derartig  geringe  Eiweissmenge  in  der  Nahrung  oder  auch 
nur  eine  geringere  Eiweissmenge  als  die  bisher  anerkannte  überhaupt  für  eine 
dem  mittleren  Arbeiter  die  Erhaltung  der  Gesundheit  und  vollen  Arbeits- 
fähigkeit verbürgende  Ernährung  genügt?  Gegen  eine  solche  Schluss- 
folgeniDg,  meine  ich,  bestehen  doch  ganz  gewichtige  Bedenken. 

„Vor  Allem  muss  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass  in  den 
meisten  der  angeführten  Versuche  es  thatsächlich  gar  nicht  gelungen  ist« 
den  Körper  in  seinem  stofflichen  Gleichgewichtszustände  zu  erhalten.  Zu- 
meist wurde  eine,  wenn  auch  geringe  Mehrzersetzuug  an  Eiweiss,  d.h.  also 
eine  Abgabe  an  Körperei weiss  beobachtet ;  wenn  dann  nach  einer  längeren 
Venachsdauer  mit  dieser  Art  der  Ernährung  der  Eiweissbestand  des  Köi-pers 
endlich  erreicht  war,  kann  diese  Ernährung,  welche  erst  nach  Verlust  einer 
für  die  Arbeitsleistung  des  Körpers  bedeutungsvollen  Stoffmasse  vollkommen 
geworden  ist,  uns  mit  Befriedigung  erfüllen? 

„Berücksichtigt  man  aber  auch  die  Versuche,  bei  welchen  die  niedrige 
Eiweissznfuhr  hinreichte,  den  Eiweissbestand  am  Körper   zu  erhalten,  wie 
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beispielsweise  den  letzten  Versuch  von  Kumagawa  —  wem  kann  es  ein- 
fallen, die  Körperverbältnisse  des  48  kg  schweren  Japaners  Kumagawa 
mit  denen  unseres  mittleren  Arbeiters,  unserer  Soldaten,  und  seine  Arbeits- 
leistung mit  der  zehnstündigen  Arbeit  eines  jungen  kräftigen  Arbeiters  zu 
vergleichen.  £s  ist  doch  einleuchtend,  dass  ein  kleinerer,  an  Muskelmasse 
ärmerer  und  desshalb  absolut  weniger  leistungsfähiger  Körper  absolut 
weniger  Nahrung  und  auch  weniger  Eiweiss  in  derselben  benöthigt  als  der 
grössere,  bei  dem  eine  viel  grössere  Anzahl  von  Körperzellen,  die  alle 
Arbeit  zu  verrichten  haben,  zu  erhalten  ist.  Darum  verzehren  auch  die 
kleinen  Japaner  nach  S  c  h  e  u  b  c  bei  einem  mittleren  Körpergewicht  von 
50  kg  nur  90  g  Eiweiss  neben  12g  Fett  und  452  g  Kohlehydraten,  die 
Studenten  der  Militärakademie  in  Tokio  nach  Eijkmann  bei  48  kg  Körper- 
gewicht nur  83  g  Eiweiss  mit  14  g  Fett  und  622  g  Kohlehydraten.  Rechnet 
man  aber  diese  Nahrungsstoffmengen  um  auf  ein  Körpergewicht  von  70  kg, 
wie  es  v.  Voit's  mittlerer  Arbeiter  besass,  so  ergiebt  sich  der  Bedarf  für 
den  Japaner  , 

nach  Scheube  ....  zu  126  g  Eiweiss,  17  g  Fett,  633  g  Kohlehydrate 
„     Eijkmann.  ..  „    121  „         „        20  „      „      907  „ 

während  die  v.  Voit'sche  Forderung  beträgt  118g  Eiweiss,  56  g  Fett, 
500  g  Kohlehydrate. 

„Nach  Kellner  und  Mori  nimmt  ein  55  kg  schwier  Japaner  im  Mittel 
täglich  zu  sich  102g  Eiweiss,  17g  Fett  und  578g  Kohlehydrate;  bei  70kg 
Körpergewicht  würden  aufzunehmen  sein  1 30  g  Eiweiss,  22  g  Fett,  740  g  Kohle- 
hydrate, also  viel  mehr  als  v.  Voit  für  seinen  mittleren  Arbeiter  beansprucht. 

„Endlich  bleibt  noch  zu  bedenken,  durch  welche  Bedingungen  in  den 
erwähnten  Versuchen  die  Herabminderung  des  Eiweisszerfalles  erzielt  wurde. 
Hirschfeld  führte  bei  dem  Versuche,  in  welchem  er  sich  mit  nur  39g 
Eiweiss  nahezu  erhielt,  ausserdem  noch  173  g  Fett  und  378  g  Kohlehydrate 
zu;  Kumagawa  nahm  einmal  zu  44g  Eiweiss  441g  Kohlehydrate,  das 
zweite  Mal  zu  54g  Eiweiss  569g  Kohlehydrate  auf;  v.  Voit's  Vegetarier 
verzehrte  im  Mittel  ausser  den  54  g  Eiweiss  noch  22  g  Fett  und  557  g 
Kohlehydrate. 

„Rechnet  man  die  Fettmenge  in  die  entsprechende  (isodyname)  Menge 
Kohlehydrate  (Stärkemehl)  um,  und  berechnet  ferner  den  Nahrungsbedarf 
auf  eine  Körpergewichtseinheit,  etwa  100kg,  so  erhält  man: 

Hirschfeld  ....  bei  73  kg  Körpergew.  f.  100  kg:  60  gEiw.,  1043  g  Stärke 
Kumagawa  .  .  .  .     „    48  „  „  «  100  „      92  „     „        919„ 

„100  „    113„     „      1185„      „ 
V.  Voit's  Vegetarier     „    57  „  „  «  100  „      95  „     „      1063  „       „ 

V.  Voit's  mittl.  Arb.     „    70  „  „  „  100  „    168„     „        890  „      „ 

Das  heisst:  in  den  sämmtlichen  Fällen,  in  welchen  ein  geringerer  Eiweiss- 
umsatz  constatirt  wurde,  wurde  eine  beträchtlich  gi^össere  Menge  stickstoff- 
freier Nahrungsstoffe  aufgenommen,  als  v.  Voit  sie  seinen  mittleren  Arbeiter 
aufnehmen  lässt. 

„Es  ist  in  der  That  auch  nur  durch  einen  Ueberschuss  an  stickstoff- 
freien Nahrungsstoffen  in  der  Nahrung  und  zwar  speciell  an  Kohlehydraten 
—  die  Fette  sind    nach  den  Ergebnissen   zahlreicher   Stoffwechselversuche 
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viel  weniger  geeignet,  die  Eiweisszersetzung  herabzumindern  als  die  leicht 
verbrennlichen  Kohlehydrate  —  möglich,  dieses  niedere  Maass  des  Eiweiss- 
zerfalles  zu  erreichen. 

„Die  Kohlehydrate  können  wir  fast  ausschliesslich  nur  mit  vegetabili- 
schen Nahrungsmitteln  aufnehmen,  das  Volumen  einer  Kost,  die  viel  vegeta- 
bilische Nahrungsmittel  enthält,  ist  aber  bekanntlich  ein  sehr  grosses. 

„Dass  dieses  grosse  Volumen  der  vegetabilischen  Kost  dem  mensch- 
lichen Körper  eine  grosse  Last  aufbürdet,  darauf  hat  v.  Voit  bereits  in 
seinem  1876  vor  Ihnen  erstatteten  Referat  ebenfalls  aufmerksam  gemacht, 
ebenso  wie  darauf,  dass  bei  Anwesenheit  grosser  Massen  Stärkemehl  im 
Magen  und  Darmcanal  leicht  saure  Gährung  entsteht,  die  Darmkatarrhe  u|id 
Diarrhöen  erzeugen  kann,  welche  wir  als  unzweideutige  Beweise  einer  directen 
Schädigung  der  Function  des  Verdauungsapparates  kennen  gelernt  haben. 
Dauern  diese  Schädigungen  längere  Zeit  hindurch  an,  so  leidet  der  Er- 
nährungszustand, es  wird  die  Arbeitsfähigkeit  der  Leute  beeinträchtigt  und 
ihre  Widerstandsfähigkeit  gegen  krankmachende  Einflüsse  herabgesetzt. 

„Wir  sehen  diese  Folgen  einer  derartig  unzweckmässigen  Ernährung 
an  der  vorwiegend  von  Kartoffeln  lebenden  armen  Bevölkerung  Irlands  und 
mehrerer  Gegenden  Norddeutschlands  und  nicht  selten  an  Insassen  von 
Oefangnissen,  in  welchen  vorzüglich  oder  ausschliesslich  vegetabilische  Kost 
verabreicht  wird.  Ich  erinnere  Sie  nur  an  die  Mittheilungen,  welche  Baer 
über  seine  Erfahrungen  in  den  preussischen  Gefängnissen  und  Schuster 
in  der  Zusammenstellung  der  Kost  zweier  Gefangnisse  in  München  gemacht 
hat,  an  die  hohe  Morbidität  und  Mortalität  in  Strafanstalten  und  das  früher 
häufige  Vorkommen  von  Krankheiten  in  denselben,  welche  wesentlich  nur 
auf  die  ungünstigen  Ernährungsverhältnisse  zurückgeführt  werden  können 
(Scorbut,  Tuberculose). 

„V.  Voit  hat  desshalb  verlangt,  dass  man  in  der  Kost  des  Menschen 
nicht  über  ein  gewisses  Maass  von '  Kohlehydraten  hinaufgehen  soll ;  für 
einen  mittleren  Arbeiter  z.  B.  beantragte  er  500  g  Kohlehydrate  als  oberste 
Grenze;  giebt  man  einen  Theil  der  Kohlehydrate  (etwa  330 g)  in  Brot,  so 
macht  das  bereits  das  ansehnliche  Quantum  von  750  g,  in  Kai*toffeln  bereits 
1500  g  (3  Pfund). 

^Auch  Hirsch feld  erkennt  in  seiner  jüngsten  Arbeit  die Nothwendig- 
keit  einer  nicht  zu  voluminösen  Kostform  an.   Er  empfiehlt  bei  einer  Zufuhr 
von  70  bis  80  g  Eiweiss  100  g  Fett  und  etwa  400  g  Kohlehydrate  zu  reichen. 
Er  meint,  dass  nur  das  Bestreben ,  in  der  Kost  einen  hohen  Eiweissgehalt 
zu  erzielen,  wesentlich   zu  der  Anhäufung  kohlehydratreicher  Vegetabilien 
hi  den  bisher  üblichen  Kostformen  geführt  hat,   dass  also,   wenn   das  Be- 
dürfniss  nach  einer  grpssen  Eiweissmenge  wegfällt,  auch  die  Zufuhr  eines 
l^eberschusses  von  Vegetabilien  eingeschränkt  werden  kann,  vielleicht  sogar 
die  stickstoff^rmeren  Vegetabilien,  wie  Reis  oder  neu  herzustellende  Stärke- 
nehlpräparate ,   für   die   Kost  verwerthet   werden   können.     Dabei   vergisst 
nirschfeld  aber,  dass  der  niedere Eiweissumsatz  nur  durch  einen  beträcht- 
lichen Ceberschuss  von  stickstofffreien  Nahrungsstoffen  möglich  wird,  wie 
^8  die  oben  zusammengestellten  Berechnungen  darthun.    Man  könnte  nun 
diesen  Ueberschuss  auch  in  der  Weise  geben ,  dass  man  die  Fettmenge  in 
der  Kost  verg^össert. 
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„Eine  Erhöhung  der  Fettgabe  in  der  Kost  ist  von  v.  Voit  ebenfalls 
schon  lange  als  wünschenswerth  bezeichnet  worden.  Da  aber  das  bei  uns 
zur  Verwendung  kommende  Fett  fast  nur  thierisches,  also  relativ  theures 
Fett  ist,  so  wird  jede  fettreiche  Kost  sofort  kostspieliger  und  fär  einen 
grossen  Theil  unserer  Bevölkerung  damit  unerreichbar.  Es  könnte  uns  ja 
völlig  gleichgültig  sein,  ob  Jemand  seinen  Bedai*f  an  NahrungpBstoffen  mit 
mehr  oder  weniger  Eiweiss,  mehr  oder  weniger  Fett  befriedigt,  wenn  nur 
die  Grundbedingungen  für  eine  Nahrung  dabei  erfüllt  werden.  Eiweiss  und 
Fett  sind  aber  theure  Nahrungsstoffe,  die  überall,  wo  die  wirthschaftliche 
Lage  der  Bevölkerung  eine  ungünstige  ist,  in  der  Kost  zurücktreten  müssen 
und  thatsächlich  auch  zurücktreten. 

„Ueberall  in  der  Bevölkerung,  wo  eine  wirthschaftliche  Inferiorität  vor- 
handen ist,  wird  die  Ernährung  nach  den  Grundsätzen  Hirsch feld's  in 
Wirklichkeit  nur  dazu  führen,  dass  der  alte  Ueberschuss  von  Vegetabilien 
aufgenommen  und  nur  noch  eine  geringere  Menge  Eiweiss  als  bisher  in 
der  Kost  vorhanden  sein  wird. 

„Die  Darreichung  einer  geringeren  Menge  Eiweiss  in  unserer  Nahrung 
müssen  wir  aber  ganz  entschieden  als  einen  bedauerlichen  Rückschritt  in 
den  Emährungsverhältnissen  unserer  arbeitenden  Bevölkerung  bezeichnen. 
Vergegenwärtigen  wir  uns  doch,  was  der  leitende  Gedanke  bei  unseren  Auf- 
stellungen und  Vorschlägen  für  die  Volksemährung  ist.  Wir  wollen  doch 
in  erster  Linie  die  thatsächlich  vorhandenen,  durch  die  Gesundheitsverhält- 
nisse erwiesenen  Missstände  in  der  Ernährung  unserer  unbemittelten  Mit- 
menschen beseitigen,  ihre  Emährungsverhältnisse  verbessern.  Wir  wollen 
wahrhaftig  nicht,  dass  der  Arbeiter  gerade  so  viel  Nahrung  aufnimmt,  dass 
er  vor  dem  Verhungern  geschützt  ist,  sondern  wir  sind  bestrebt,  ihm  die 
Mittel  in  die  Hand  zu  geben,  sich  und  seinen  Angehörigen  Gesundheit  und 
Fähigkeit,  nutzbringende  Arbeit  zu  verrichten,  zu  erhalten  und  für  seine 
Lebensaufgabe  sich  zu  stärken,  seine  Widerstandsfähigkeit  gegen  schädigende 
Einflüsse  von  aussen  zu  erhöhen. 

„Dazu  geeignet  hat  sich  aber  bisher  weder  eine  fett-  noch  kohlehjdrat- 
reiche  Kost,  sondern  nur  eine  eiweissreiche  gezeigt. 

„Wo  immer  man  die  nach  freier  Wahl  zusammengestellte  Kost  einer 
gesunden,  arbeitenden  Bevölkerung  untersucht,  stets  findet  man  in  derselben 
eine  verhältnissmässig  grosse  Menge  Eiweiss  vertreten;  nicht  nur  bei  uns, 
auch  bei  anderen  Völkern  ist  das  der  Fall.  Wenn  Hirschfeld  behauptet, 
dass  in  Japan  und  ebenso  wohl  auch  in  den  meisten  Ländern,  in  welchen 
Reis  vorwiegend  genossen  wird,  animale  Kost  hingegen  zurücktritt,  der 
Eiweissumsatz  ein  geringerer  ist,  so  gilt  dies  nur  für  Leute,  welche  ein  so 
niedriges  Körpergewicht  haben,  wie  die  von  Sch^ube  und  Eijkmann 
untersuchten  Japaner.  Absolut  nehmen  diese  ja  weniger  Eiweiss,  weniger 
Nahrung  überhaupt  zu  sich;  die  Zahlen  der  genannten  Beobachter  sehen 
sich  aber  ganz  anders  an,  wenn  man  sie  auf  die  von  v.  Voit  zu  Grunde 
gelegten  Körperverhältnisse  unserer  Arbeiter  umrechnet. 

„Es  wäre  doch  eine  merkwürdige,  jeden  Analogons  entbehrende  That- 
sache,  wenn  Jahrhunderte  lange  Erfahrung  und  Beobachtung  am  eigenen 
Körper  die  Menschen  nicht  zur  Erkenntniss  gebracht  hätte,  dass  sie  sich 
mit  weniger  Eiweiss  billiger  und  ebenso  gut  ernähren  könnten ;  es  ist  ferner 
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höchst  auffallend,  dass  jeder  Mensch,  dessen  wirth schaftliche  Lage  sich  auch 
nur  etwas  bessert,  sofort  zu  einer  eiweissreicheren ,  mehr  animalische 
Nahrungsmittel  enthaltenden  Kost  übergeht. 

^Hirschfeld  sagt,  „die  Annahme  Yon  einer  bestimmt  hohen  Eiweiss- 
nahnmg  sei  theoretisch  nicht  begründet^.  Da  muss  ich  doch  fragen:  ist 
denn  seine  Forderung,  dass  man  eine  hohe  Eiweisszufuhr  nicht  mehr  als 
nothwendig  bezeichnen  darf,  genügend  begründet?  Beweist  etwa  die  geringe 
Anzahl  von  Versuchen,  ans  welchen  übrigens  Peschel  selbst  folgert,  dass 
damit  die  Beweise  für  eine  auf  die  Dauer  —  was  ein  sehr  wesentlicher 
Punkt  ist  —  genügende,  mit  keinerlei  Nachtheilen  für  die  Gesundheit  ver- 
bundene Ernährungsweise  nicht  erbracht  sind,  dass  dem  wirklich  so  ist? 
Mit  vollem  Recht  hat  man  betont,  dass  bei  den  Menschen,  welche  einen 
niedrigen  Eiweissgehalt  in  ihrer  Kost  aufweisen,  eine  geringere  körperliche 
Entwickelung  und  Leistungsfähigkeit  vorhanden  ist.  Wo  sind  die  Beweise, 
die  Hirsch feld's  Ansicht  stützen,  dass  diese  Zustände  eben  eine  Folge 
der  unzureichenden  ärmlichen  Ernährung  überhaupt  sind?  Diese  ärmliche 
Ernährung  ist  ja  ganz  besonders  und  meist  ausschliesslich  nur  ärmlich  in 
Bezug  auf  ihren  Eiweissgehalt.  Ich  kann  mich  nicht  dazu  verstehen,  die 
bisherigen  Untersuchungen  über  ein  geringeres  Eiweissbedürfniss  als  beweis- 
kräftig anzusehen. 

„Ich  glaube  auch  nicht,  dass  durch  Fortsetzung  dieser  Versuche  jemals 
der  Beweis  erbracht  werden  wird,  welche  Eiweissmenge  in  der  Nahrung 
eine  für  den  Menschen  genügende  ist.  Es  kann  das  nur  gelingen  auf  dem 
Wege,  den  v.  Voit  und  nach  ihm  zahlreiche  Forscher  eingeschlagen  haben, 
auf  dem  Wege  der  Ermittelung  der  Emährungs Verhältnisse  einer  grossen 
Zahl  von  Menschen  verschiedenster  Körperanlage  und  Arbeitsfähigkeit  bei 
uns  und  in  anderen  Gegenden  und  liändem  und  unter  Berücksichtigung 
der  Lebensbedingfungen  und  Gesundheitsverhältnisse.  Dieser  Weg,  der  auf 
dem  Boden,  wenn  auch  nur  empirisch  erworbener,  aber  doch  durch  Jahr- 
hunderte hindurch  bestätigter  Kenntnisse  verläuft,  hat  uns  ja  bisher  schon 
zu  den  erfreulichsten  Zielen  geführt. 

„Uebrigens  liegt  aus  neuerer  und  neuester  Zeit  eine  Reihe  von  Beob- 
achtungen über  die  Kost  von  Menschen  unter  verschiedenen  Verhältnissen 
vor.  Sie  alle  zeigen,  dass  der  Mensch  seiner  Kost  diejenigen  Mengen  Eiweiss 
zozumischen  pflegt,  welche  v.  Voit  als  unter  den  verschiedenen  Umständen 
erforderlich  bezeichnet  hat. 

„Ohlmüller,  der  die  Kost  siebenbürgi scher  Feldarbeiter  untersuchte, 
fand  dieselbe  im  Mittel  für  den  Tag  aus  181g  Eiweiss,  93'3g  Fett  und 
967*7 g  Kohlehydraten  zusammengesetzt;  unter  Berücksichtigung  der  Aus- 
nutzung  kommt  diese  Aufnahme  einer  wirklich  verwertheten  Menge  von 
153g  Eiweiss,  76g  Fett  und  936g  Kohlehydraten  gleich;  es  nähert  sich 
^iese  Kost  der  schwer  arbeitenden  Feldarbeiter  dem  für  einen  schwer 
arbeitenden  Mann  (Soldaten  im  Kriege)  aufgestellten  Kostmaass.  Ganz 
besonders  hat  Demuth  sich  mit  der  Ermittelung  der  Nahrungsstoffmengen, 
welche  unsere  Arbeiterbevölkerung  aufnimmt,  beschäftigt.  Er  fand  bei  den 
einzelnen  Untersuchungen  der  Kost  in  Arbeiterfamilien  allerdings  Schwan- 
hingen  im  Gehalte  derselben  an  Eiweiss  von  137  bis  58  g  (==  117  bis  44  g 
wirklich  ausnutzbarem  Eiweiss),  vermochte  aber  zu  constatiren,  dass  da. 
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wo  die  Eiweissmenge  unter  90  g  Nahrungs-  (oder  75  g  Resorptions-)  Eiweiss 
sich  hält,  ein  Mangel  im  Emährungs-  und Kräftezustande  zu  bemerken  ist. 
Er  sagt:  „Alle  die  Zahlen  (welche  Forster,  Ranke,  v.  Yoit,  Rubner 
u.  A.  über  die  Menge  und  das  Yerhältniss  der  einzelnen  Nährstoffe,  die  sie 
in  der  Nahrung  von  Personen  in  den  verschiedensten  Lebenslagen  fanden, 
mitgetheilt  haben)  könnten  zum  Beweise  herangezogen  werden,  dass  überall, 
wo  in  der  Kost  der  Bevölkerung  reichlich  Eiweiss  gefunden  wird,  im  Allge- 
meinen ein  gesunder,  kräftiger  und  leistungsfähiger  Körper  vorhanden,  und 
dass  weder  von  dem  v.Yoi tischen  noch  einem  darüber  liegenden  Quantum 
Eiweiss  bei  der  Arbeiterbevölkerung  Schaden  beobachtet  wird,  dass  dagegen 
überall  da,  wo  in  der  Nahrung  wenig  Eiweiss  gefunden  wird,  dies  entweder 
nur  scheinbar  ist,  indem  bei  Berechnung  auf  70  kg  Körpergewicht  dasselbe 
sich  nicht  zu  niedrig  zeigt,  oder  wenn  dies  der  Fall  ist,  dass  dann  trotz 
genügender  Zufuhr  von  Calorien  die  Ernährung  immer  eine  minderwerthige 
ist."  D e mu t h  weist  letzteres  noch  nach  au  den  von  v.  Rechenberg  mit- 
getheilteu  Zahlen  über  die  Nahrung  der  sächsischen  Handweber,  welche  bei 
57  kg  Körpergewicht  65  g  Eiweiss ,  49  g  Fett  und  485  g  Kohlehydrate  zu 
sich  nehmen;  es  ist  das  auf  70kg  Körpergewicht  berechnet  eine  Kost  mit 
79*8  g  Eiweiss,  62  g  Fett  und  595  g  Kohlehydraten,  also  mit  einem  Gehalte 
an  stickstofffreien  Nahrungsstoffen,  welcher  über  die  v.  Voit'sche  Forderung 
hinaufgeht,  aber  mit  zu  niedrigem  Eiweissgehalte.  Da  die  so  sich  nährenden 
Leute  schwächlich  und  schlecht  genährt  sind,  wie  v.  Rechenberg  selbst 
zugiebt,  so  kann  das  nur  in  dem  zu  niedrigen  Eiweissgehalte  der  Kost  eine 
P^rklärung  finden. 

„Der  grossh.  badische  Fabrikinspector  giebt  in  seinem  Berichte  für  das 
Jahr  1889  Aufschluss  über  die  Ernähruugs Verhältnisse  der  Cigarrenarbeiter 
in  Baden.  Er  fand  in  der  Kost  derselben  pro  Kopf  der  Familie  im  Mittel 
vpn  11  Beobachtungen  107g  Eiweiss,  61g  Fett  und  408g  Kohlehydrate; 
nur  in  drei  Familien,  darunter  eine  mit  zwei  ganz  kleinen  Kindern  und 
eine  der  ärmsten  des  ganzen  Industriebezirkes,  bleibt  die  Kost  absolut  und 
im  Eiweissgchalt  wesentlich  unter  diesem  Mittel  (83  bis  88  g).  Der  Bericht- 
erstatter hebt  überdies  noch  ausdrücklich  hervor,  dass  die  Beschäftigung 
der  Cigarrenarbeiter  keine  besondere  körperliche  Anstrengung  nöthig  macht. 

„In  allerjüngster  Zeit  hat  Prausnitz  eine  verdienstvolle  Zusammen- 
stellung der  Kost  in  der  sogenannten  Menage  der  Krupp*  sehen  Gussstahl- 
fabrik in  Essen  veröffentlicht.  Die  Arbeiter,  zur  Zeit  circa  800,  nehmen  in 
dem  daselbst  gereichten  Mittag-  und  Abendessen  115g  Eiweiss,  81g  Fett 
und  480g  Kohlehydrate  zu  sich;  rechnet  man  dazu  noch  ein  Minimum  von 
täglich  400g  Brot  und  im  Mittel  täglich  30g  Fett  in  Form  von  Butter,  so 
beträgt  die  Gesammttageskost  der  Arbeiter  139g  Eiweiss,  113g  Fett  und 
677  g  Kohlehydrate.  Die  Eiweissmenge  in  dieser  Kost  ist  eine  ganz  be- 
deutende, die  Arbeiter  sind  mit  derselben  zufrieden  und  zeigen  guten 
Ernährungszustand  und  gehörige  Arbeitsfähigkeit.  Diese  seit  mehr  als 
30  Jahren  erprobte  Kost  dürfen  wir  doch  nicht  ohne  Weiteres  als  unrichtig 
bezeichnen ;  sie  entspricht  aber  nahezu  vollständig  den  Fordeiningen,  welche 
V.  Yoit  namhaft  gemacht  hat. 

„Ich  habe  Ihnen  im  Vorstehenden  die  Gründe,  wenn  auch  nicht  er- 
8('höpfend  —  dazu  reicht   die   mir  zugetheilte  Zeit  nicht  aus  — ,  aber  doch. 
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wie  ich  hoffe,  genügend  dargelegt,  welche  uns  veranlassen,  von  den  von 
Y.  Yoit  für  die  Nahrung  eines  mittleren  Arbeiters  und  insbesondere  für 
den  Eiweissgehalt  derselben  aufgestellten  Forderungen  nicht  abzugehen. 
Wir  können  in  Anbetr/icht  der  Bedeutung  der  Ernährung  für  die  Volks- 
gesundheit  ohne  schwer  wiegende  Gegenbeweise  nicht  zugeben,  dass  daran 
etwas  geändert  wird.  Naturgemäss  gelten  diese  Forderungen  nur  unter 
den  Voraussetzungen,  welche  v.  Voit  gemacht  hat  und  welche  ich  Ihnen 
eingangs  bereits  wiederholt  habe.  Sind  diese  Voraussetzungen  nicht  ge- 
geben, ist  der  Nahrungsbedarf  einer  Bevölkerung  wegen  geringerer  Körper- 
verhältnisse  oder  wegen  geringerer  Ansprüche  an  ihre  Arbeitsleistung  ein 
geringerer,  so  müssen  wir  —  aber  auch  nur  unter  Befolgung  der  von 
T.  Voit  dargelegten  Principien  —  die  Kostsätze  solcher  Menschen  ent- 
sprechend ändern.  Das  darf  aber  nur  geschehen,  wenn  alle  Mitglieder 
dieser  Bevölkerung  gleich  beschaffen  sind;  keinesfalls  darf  aber  bei  einer 
aus  verschieden  kräftigen  und  verschieden  arbeitenden  Menschen  zusammen- 
gesetzten Bevölkerung  ein  Mittel,  etwa  ein  durchschnittlicher  Mensch, 
gewählt  und  hiemach  die  Kost  bemessen  werden.  Da  würden  wohl  die 
unter  dem  Mittel  sich  Haltenden  oder  die  dem  Mittel  nahe  Kommenden 
genügend  ernährt  werden,  alle  über  dem  Mittel  Befindlichen  aber  zu  kurz 
kommen.  In  solchen  Fällen  müssen  wir  unbedingt  das  Maximum  des 
Nahrungsbedarfes  zu  Grunde  legen. 

„Zum  Schlüsse  gestatten  Sie  mir  noch  einige  Momente,  welche  für  die 
Noth wendigkeit  der  Beibehaltung  unserer  bisherigen  Forderungen  sprechen, 
kurz   zu  streifen.    Eine  Reihe  von  Thatsachen  lässt  vermuthen,  dass  eine 
reichliche  Zufuhr  von  Eiweiss  von  grosser  Bedeutung  für  die  Blutbildung, 
für  die  Thätigkeit  des  Herzmuskels  und  der  übrigen  Muskeln,  für  den  Ablauf 
der  Verdauungsvorgänge  ist.     Die   neuesten   Forderungen   über  Aetiologie, 
Wesen  und  Bekämpfung  der  Infectionskrankheiten  haben  mit  aller  Bestimmt- 
heit ergeben,  dass  weitaus  das  zuverlässigste  Schutzmittel  gegen  Erkrankungs- 
gefahren in  einem  guten  Ernährungszustande   zu   erblicken  ist.     Forster 
und  Demuth  haben  auf  diese  Momente  bereits  hingewiesen  und  die  Vor- 
theile  einer  guten  Ernährung  in  diesem  Sinne  erläutert.    Ich  schliesse  mich 
ihren  Darlegungen  unbedingt  an;  auch  ich  erkenne  in  einer  guten  Ernäh- 
rung die  wirksamste  prophylactische  Maassregel  der  Gesundheitspflege. 

„Man  beliebt  vielfach  unser  Jahrhundert  das  nervöse  zu  nennen;  ich 
glaube  nicht,  dass  wir  dazu  berechtigt  sind.  Wenn  uns  heute  mehr  Menschen 
mit  Störungen  der  Functionen  des  Nervensystems  vor  die  Augen  treten,  so 
dürfen  wir  nicht  gleich  schliessen,  dass  die  Störungen  häufiger  geworden 
sind,  sondern  müssen  berücksichtigen,  dass  wir  erst  allmälig  eine  bessere 
Fansicht  in  das  Wesen  der  Nerventhätigkeit  und  die  Störungen  derselben 
gewonnen  haben,  solche  Störungen  jetzt  humaner  und  richtiger  beurtbeilen 
als  früher,  u.  s.  w.  Aber  auch  wenn  solche  Störungen  jetzt  wirklich  häufiger 
suid,  brauchen  wir  uns  darüber  bei  der  gesteigerten  Inanspruchnahme 
unserer  Sinnesorgane,  unseres  Gehirns  und  Nervensystems,  namentlich  in 
den  grossen  Mittelpunkten  des  öffentlichen  Lebens ,  gar  nicht  zu  ver- 
VTindem.  Wir  haben  aber  dann  erst  recht  die  Pflicht,  dafür  zu  sorgen,  dass 
der  Einzelne  wie  die  ganze  Nation  im  Staude  ist,  den  gesteigerten  An- 
sprüchen an  den  Geist  gerecht  zu  werden,  ohne  Schaden  zu  leiden.    Dazu 
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gehört  ein  kräftiger,  widerstandsfähiger  Körper,   den  wir  in  erster  Linie 
nur  durch  gute  Ernährung  uns  erwerben  können. 

„Nur  dadurch  kann  erreicht  werden,  was  für  eine  gedeihliche  Weiter- 
entwickelung des  Menschengeschlechtes  und  namentlich  unseres  Volkes,  die 
uns  am  meisten  am  Herzen  liegen  muss,  unerlässlich  ist  —  mens  sana  in 
corpore  sano." 

Correferent:  Stadtrath  Frltz  Kalle  (Wiesbaden): 

„Meine  Herren!  Gestatten  Sie  mir,  bevor  ich  auf  mein  eigentliches 
Thema,  die  Besprechung  der  Mittel,  den  Grundsätzen  richtiger  Ernährung 
bei  der  ärmeren  Bevölkerung  Geltung  zu  verschaffen,  eingehe,  auf  eine  bei 
uns  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  schärfer  hervorgetretene  besondere  Er- 
scheinung hinzuweisen,  nämlich  auf  die  Veränderung,  welche  sich  in  der 
Ernährungsweise  eines  erheblichen  Theiles  unseres  Volkes  vollzogen  hat. 

„Der  moderne  wirthschaftliche  Fortschritt,  die  Ausdehnung  der  indu- 
striellen Thätigkeit,  welche  bei  uns  später  wie  in  manchen  anderen  Cultur- 
staaten,  dafür  aber  um  so  gewaltiger  eintrat,  die  mit  der  Steigerung  des  ge- 
werblichen Grossbetriebes  verbundene  Loslösung  von  der  heimathlichen 
Scholle.  Die  Zusammenführung  grosser  Massen  von  Menschen  in  einzelnen 
Bezirken  und  Städten  hat,  wie  für  das  sonstige  Leben  der  Betroffenen,  so 
auch  für  ihte  Ernährungsweise  tief  einschneidende  Verschiebungen  hervor- 
gerufen, und  zwar  leider  meist  im  Sinne  einer  Verschlechterung  des  früheren 
Zustandes. 

„Die  Ernährung  der  wenig  bemittelten  Classen,*  insbesondere  der  Hand- 
arbeiter in  den  Städten  ist  im  Ganzen  betrachtet  wesentlich  schlechter  als 
diejenige  der  ländlichen  Bevölkerung. 

„Es  wäre  einseitig  und  kurzsichtig,  wenn  man  den  notorischen  Rück- 
gang der  städtischen  Bevölkerung  in  Gesundheit  und  Kraft  der  Verschlechte- 
rung ihrer  Ernährung  allein  zur  Last  legen  wollte,  ich  weiss  recht  wohl, 
dass  dabei  eine  Reihe  von  anderen  Umständen  mitwirkt,  und  zwar  äussere, 
wie  die  hygienischen  Mängel  der  einzelnen  Wohnungen  und  des  Wohnorts^ 
sowie  die  Art  der  Thätigkeit,  und  innere,  wie  die  in  Folge  der  Concentration 
der  Bevölkerung  gesteigerte  Genusssucht,  allein  ich  behaupte,  dass  die  Ver- 
schlechterung der  Ernährung  unter  den  hier  mitwirkenden  Factoren  eine 
«ehr  wesentliche,  oft  nicht  genügend  gewürdigte  Rolle  spielt. 

„Je  mehr  nun  die  Städte  im  Verhältniss  zum  platten  Lande  an  Ein- 
wohnerzahl zunehmen  —  und  eine  solche  Zunahme  zu  verhindern,  werden 
alle  Decentralisationsbestrebungen  nicht  stark  genug  sein  — ,  desto  dringen- 
der fordert  das  allgemeine  Interesse,  dass  zur  Verhütung  bleibend  ungünsti- 
gerer Lage  der  städtischen  ärmeren  Bevölkerung  energische  Schritte  gethan 
werden. 

„In  den  Jahren  1885  bis  1890  nahm  in  Preussen  die  Bevölkerung  in 
Städten  über  100  000  Einwohnern  um  IT'S  Proc,  in  Städten  von  20000 
bis  100000  Einwohnern  um  15*2  Proc,  in  Orten  von  5000  bis  20000  Ein- 
wohnern um  11*1  Proc,  in  Orten  von  2000  bis  5000  Einwohnern  um 
6*1  Proc.  zu,  in  Orten  mit  weniger  als  2000  Einwohnern  nahm  sie  um 
3    Proc.  ab,    und  betrug   1890   die   in   Orten    mit   mehr  als   5000  Seelen 
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wohnende  Bevölkerung  bereits  über  36  Proc.  der  Gesammtbevölkening  des 
Staates.  Und  ähnlich,  wenn  auch  nicht  überall  ganz  so  ungünstig,  liegen  die 
Verhältnisse  in  den  anderen  deutschen  Staaten.  Denn  während  1875  die 
ländliche  Bevölkerung  noch  65  Proc.  der  Gesammtbevölkerung  des  Reiches 
umfasste,  betrug  sie  1890  nur  noch  60  Proc. 

^Der  Rückgang  der  Bevölkerung  der  städtischen  und  Industriebezirke 
in  Bezug  auf  körperliche  Entwickelung  zeigt  sich  am  schlagendsten  in  den 
Resultaten  der  Aushebung  zur  Armee.  Eine  amtliche  Aushebungs-Statistik^ 
welche  aus  verschiedenen  Gründen  dringend  erwünscht  und  meines  Erachtens 
viel  leichter  auszuführen  wäre,  als  manche  soust  beliebte  statistische  Arbeiten, 
besteht  leider  noch  nicht,  einzelne  innerhalb  räumlich  begrenzter,  aber  immer- 
hin genügend  grosser  Bezirke  angestellte  Beobachtungen  lassen  jedoch  nur 
allzu  deutlich  erkennen,  dass  die  Leistungsfähigkeit  der  Stadtbewohner  nicht 
nur  weit  hinter  derjenigen  der  Landbevölkerung  zurücksteht,  sondern  all- 
mälig  immer  geringer  wird,  zum  Theil  offenbar  in  Folge  von  Vererbung  der 
Schwäche  der  Eltern  auf  ihre  Kinder. 

„Während  nach  in  letzter  Zeit  gemachten  Zusammenstellungen  in  rein 
ländlichen  Bezirken  %o  und  mehr  der  zur  Musterung  kommenden  jungen 
Mannschaften  waffentüchtig  befunden  wurden,  sank  der  Bruchtheil  in  rein 
städtischen  Bezirken  mit  wenig  Industrie  auf  Vio  f  niit  viel  Industrie  sogar 
auf  Vjt-  Nach  einer  anderen,  für  den  nordwestlichen  Theil  Deutschlands  an- 
gestellten Untersuchung  stellten  die  Städte  ausschliesslich  derjenigen,  welche 
mehr  als  100000  Einwohner  haben  (für  diese  ist  das  Verhältniss  noch  un- 
günstiger), auf  jedes  Tausend  der  Bevölkerung  jährlich  durchschnittlich  nur 
3*8  waffentüchtige  Männer,  das  platte  Land,  einschliesslich  der  Städte,  welche 
keinen  eigenen  Stadtkreis  bilden,  dagegen  9*8. 

„Schon  vom  militärischen  Gesichtspunkte  aus  empfiehlt  es  sich  daher, 
der  städtischen  und  Industriebevölkerung  ein  erhöhtes  Maass  von  Fürsorge 
zuzuwenden,  ganz  besonders  jetzt,  da  die  Zahl  der  jährlich  einzustellenden 
Rekruten  bedeutend  vermehrt  werden  soll.     Es  sprechen  hierfür  aber  auch 
noch  andere  bedeutsame  Erwägungen,  insbesondere  die,  dass  der  mittellose 
Stadtbewohner  in  Folge   der  näheren  Berührung  mit  seinen  vermögenden 
Mitbürgern  den  Mangel  schwerer  empfindet,  als  der  Arme  unter  der  bedürf- 
Tiissloseren  Landbevölkerung.    Der  Unterschied  der  Lebenshaltung  zwischen 
Annen  und  Reichen  in  der  Stadt  ist  an  und  für  sich  meist  grösser  und 
kommt  ausserdem  dem  Armen  mehr  zum  Bewusstsein.    Hieraus  erklärt  sich 
die  stärker  hervortretende  Unzufriedenheit  der    unbemittelten    städtischen 
Bevölkerung  mit  ihrer  Lage.    Kommt,  wie  das  nur  allzu  häufig  der  Fall  ist, 
ein  Mangel  an  Interesse  der  Besitzenden  für  die  Nichtbesitzenden  und  ein 
übertrieben  üppiges  Leben  der  Reichen  hinzu,   so  entwickelt  sich  aus  der 
^^nzn&iedenheit  bei  den  Armen  der  Classenhass  und  der  Hass  der  bestehen- 
den gesellschaftlichen  und  staatlichen  Ordnung.    Dass  auf  so  vorbereitetem 
IMen  die  Umsturzlehren  der  Socialdemokratie  leicht  Wurzel  fassen,  liegt  auf 
der  Hand,  wie  es  auch  auf  der  Hand  liegt,  dass  das  enge  Zusammenwohnen 
([TOflser  Massen  Unzufriedener  die  demagogische  Agitation  und  den  schliess- 
lichen  Uebergang  von  Worten  zu  revolutionären  Thaten  sehr  erleichtert. 

nEs  lassen  sich  noch  andere  Gesichtspunkte  anführen,  ich  glaube  aber, 
<lus  das  Gesagte  genügt,  um  darzuthun,   dass,   selbst  wenn  die  Lage  der 
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städtischen  Arbeiterbevölkerung  an  sich  keine  ungünstigere  wäre,  als  die- 
jenige der  ländlichen,  schwer  wiegende  Gründe  des  ö£fentlichen  Interesses 
dafür  sprächen,  dass  Kirche,  Staat,  Gemeinde,  alle  Gebildeten  und  Besitzen- 
den, insbesondere  die  Arbeitgeber,  sich  nach  Kräften  bemühen  müssten,  die 
Lebenslage  der  unbemittelten  städtischen  Bevölkerung  so  zu  gestalten,  dass 
letztere  einigermaassen  zufriedengestellt  wird.  Nach  einzelnen  Richtungen 
ist  aber  die  Lage  des  unbemittelten  Städters  nicht  nur  relativ,  sondern  ab- 
solut eine  ungünstigere ;  dies  gilt  insbesondere  für  die  Verhältnisse  der  Woh- 
nung und  Ernährung.  Wenn  ich  es  demnach  auch  als  geboten  erachte,  die 
Verbesseining  der  Ernährung  auch  der  ländlichen  Bevölkerung  anzustreben, 
so  erkenne  ich  doch  an,  dass  das  Bedürfniss,  für  die  städtische  Bevölkerung 
zu  sorgen,  noch  dringlicher  ist. 

„Warum  nähren  sich  aber  die  kleinen  Leute  und  besonders  die  Arbeiter- 
familien in  der  Stadt  im  Allgemeinen  schlechter  wie  auf  dem  Lande  ? 

„Ich  glaube,  dass  es  weniger  an  den  höheren  Preisen  der  Lebensmittel 
in  der  Stadt  liegt,  und  dass  auch  der  Umstand,  dass  die  landwirthschaft- 
lichen  Arbeiter  und  andere  unbemittelte  Landbewohner  einen  Theil  ihrer 
Nahrungsmittel  als  Naturallohn  oder  als  Frucht  landwirthschaftlicher  Neben- 
beschäftigung erwerben,  nicht  ausschlaggebend  ist,  denn  die  höheren  städti- 
schen Löhne  gleichen  diese  Unterschiede  theilweise  aus,  ich  glaube  vielmehr, 
dass  der  Hauptgrund  des  Missverhältnisses  darin  liegt,  dass  die  unbemittelte 
städtische  Bevölkerung  unzweckmässig  lebt,  dass  sie,  abgesehen  von  allem 
Anderen,  in  Nachahmung  der  Vermögenden,  Lebensgewohnheiten  annimmt, 
welche  ihren  Mitteln  nicht  entsprechen,  dass  sie  ihr  Geld  für  Dinge  ver- 
schwendet, die  im  Verhältniss  zu  ihrem  Nährwerth  zu  theuer  sind,  so  dass 
der  verfügbare  Betrag  zu  einer  den  Anforderungen  der  Natur  genügenden 
Ernährung  nicht  ausreicht.  Dazu  kommt,  dass,  während  die  in  Folge  der 
Beschäftigungsart  und  des  Mangels  an  frischer  Luft  geschwächte  Verdauungs- 
kraft eines  grossen  Theils  der  Industriearbeiter  eine  besonders  sorgfaltige 
Auswahl  und  Zubereitung  der  Speisen  verlangt,  die  Hausfrauen  aus  jenen 
Kreisen  häufiger  wie  sonst  noch  der  zu  zweckmässiger  Führung  des  Haus- 
halts nöthigen  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  ermangeln  und  dass  sie  ausser- 
dem oft  durch  die  Nothwendigkeit,  mit  zu  erwerben,  in  der  für  die  Herstel- 
lung der  Mahlzeiten  verfügbaren  Zeit  sehr  beschränkt  sind. 

„Worauf  es  vor  Allem  ankommt,  ist  daher,  durch  alle  zugänglichen 
Maasregeln,  durch  Erleichterung  der  Beschaffung  geeigneter  Volksnahrungs- 
mittel, durch  Beispiel  und  ganz  besonders  durch  Belehrung  auf  Besserung 
der  Gewohnheiten  hinzuwirken.  So  leicht,  wie  jene  rationelle  Viehfütterung, 
welcher  unsere  Landwirthschaft  die  besten  Resultate  verdankt,  ist  die  natur- 
gemässere  Gestaltung  der  menschlichen  Ernährungsweise  allerdings  nicht  er- 
reichbar. Sobald  der  Bauer,  durch  landwirthschaftliche  Vereine  oder  Genossen 
belehrt,  begriffen  hatte,  dass  die  rationellere  Fütterung  in  seinem  Vortheil 
liege,  führte  er  sie  durch.  Die  zu  Ernährenden,  das  Vieh,  brauchte  man 
nicht  zu  befragen.  Hier  hat  man  es  dagegen  mit  menschlichen  Gefühlen, 
mit  Neigungen  und  Abneigungen,  sowie  mit  Vorurtheilen  aller  Art  zu  thun. 
Durch  zielbewusstes ,  energisches  Vorgehen  lassen  sich  aber  auch  diese 
Schwierigkeiten  allmälig  überwinden.  Ich  schöpfe  diese  Ueberzeugung 
aus  den  günstigen  Erfahrungen,  die   ich  bei   meiner  unbedeutenden,  ver- 
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einzelten  Thätigkeit  gemacht  hahe.  Wiederholt  hahen  mir  befreundete 
Arbeitgeber  gesagt,  dass  seit  Verbreitung  meiner  Schriftchen  über  Volks- 
emahrung  ihre  Arbeiter  manche  bessere  Gewohnheiten  angenommen  hätten 
und  der  mir  bis  dahin  unbekannte  Geschäftsführer  eines  Consumvereins  in 
der  Gegend  von  Saarbrücken  schrieb  mir,  dass  durch  das  Lesen  jener 
Schriften  die  dortigen  Bergleute  in  dem  Umfange  zum  Genüsse  billiger  See- 
fische angeregt  worden  seien,  dass  der  betreffende  Consumverein  dieselben 
jetzt  regelmässig  in  grossen  Posten  beziehen  könne.  In  meinem  Wohnoi-te 
—  Wiesbaden  —  gelang  es  mir,  eine  Quelle  für  die  Lieferung  von  centri- 
fogirter  Magermilch  aufzuthun  und  durch  einige  kleine  Zeitungsartikel  das 
Interesse  von  wenig  bemittelten  Familien  und  Wohlthätigkeitsvereinen  für 
dies  früher  bei  uns  unbekannte  werthvolle  Nahrungsmittel  in  dem  Grade  zu 
wecken,  dass  schon  nach  wenigen  Wochen  ein  erheblicher  Theil  der  Pro- 
duction  der  liefernden  Anstalt  vergriffen  war. 

„Angesichts  solcher  persönlicher  Erfahrungen  glaube  ich,  ohne  den 
Vorwurf  optimistischer  Anschauungen  befürchten  zu  müssen,  die  Behauptung 
aufstellen  zu  dürfen,  dass,  wenn  alle  zur  Mitarbeit  Berufenen  zusammen- 
wirkten, durchschlagende  Erfolge  zu  erzielen  wären. 

„Welche  Maassregeln  sind  nun  aber  behufs  thatsächlicher  Herbeiführung 
rationellerer  Ernährung  zu  ergreifen? 

„Ich  möchte  diese  Maassregeln  in  drei  Gruppen  theilen:  erstens  in 
solche,  welche  von  öffentlichen  Corporationen  und  Vereinen,  sowie  von 
Privaten  als  Kostgeberu  grösserer  Massen  ausgehen,  zweitens  in  solche, 
welche  die  Beschaffung  geeigneter  Nahrungsmittel  durch  arme  Familien  er- 
leichtem, drittens  —  und  hierauf  lege  ich  das  Hauptgewicht  —  in  solche, 
welche  durch  Belehrung  zur  Selbsthülfe  erziehen. 

„Der  grösste  Kostgeber  ist  der  Staat  als  Ernährer   der  Mannschaften 
des  Heeres.    Ein  Procent  der  Gesammtbevölkerung  des  Deutschen  Reiches, 
V]  Million  Menschen,  erhalten  als  Soldaten  den  wesentlichsten  Theil  ihrer 
Kost  geliefert.     Die  Art,  wie  dies  geschieht,  ist,  wie  schon  Feldmarschall 
Graf  Moltke  im  Reichstage  sagte ,  nicht  nur  für  die  militärische  Leistungs- 
fähigkeit der  Leute  während  ihrer  Dienstzeit  von  hoher  Bedeutung,  sie  be- 
einflusst  auch  ihr  späteres  Leben,  denn  sie  halten  vielfach  an  den  als  Sol- 
daten angenommenen  Gewohnheiten  fest  und  führen  das,  was  sie  schätzen 
lernten,  in  die  Familie  ein.     Die  Art  der  Beköstigung  der  Armee  hat  also 
auch  eine  gewisse  erzieherische  Bedeutung  und  gilt  dasselbe  von  der  Ver- 
köstigung von  Arbeitern  durch  Staat,  Gemeinde  und  Private  als  industrielle 
Unternehmer,  von  der  Speisung  in  Volksküchen  u.  s.  w. 

„Die  Heeresverwaltungen  haben,  man  kann  wohl  sagen,  so  lange  es 
stehende  Heere  giebt,  der  Ernährung  der  Truppen  die  ernsteste  Aufmerk- 
Mmkeit  geschenkt,  und  ist  man  insbesondere  in  Deutschland,  wo  in  Folge 
^^T  Pflichttreue  der  Offiziere  und  Beamten  die  augeordneten  Maassregeln 
gewisBenhaft  durchgeführt,  zweckmässige  vergleichende  Versuche  und  genaue 
Beohachtungen  angestellt  wurden,  vielfach,  schon  lange  ehe  die  Vertreter 
^er  Chemie  und  anderer  Naturwissenschaften  das  Wesen  der  menschlichen 
Eniährung  ergründet  hatten,  zu  einer  recht  rationellen  Praxis  gekommen, 
in  Bezug  auf  zweckmässige  Zusammenstellung  der  Speisezettel,  Abwechselung 
nnd  sorgsame  Zubereitung  der  einzelnen  Speisen  dürfte  unsere  jetzige  Armee- 
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Verpflegung  derjenigen  anderer  Staaten  überlegen  sein.  Eine  Yerstäi'kung 
der  Fleischportion  wäre  an  sich  ja  allerdings  erwünscht ,  allein  die  nöthige 
Sparsamkeit  gestattet  wohl  nicht,  weit  über  das  bisherige  Maass  hinauszu- 
gehen. Dagegen  erscheint  eine  Verbesserung  des  jetzigen  Systems  nach 
zwei  Richtungen  geboten  und  durchführbar.  Es  muss  der  meist  zu  geringe 
Fettgehalt  der  Kost  erhöht  und  es  muss  dafür  gesorgt  werden,  dass  die 
auch  seiner  Zeit  von  der  königl.  bayerischen  Special-Commission  aufgestellte 
Forderung,  dass  den  Truppen  täglich  drei  Mahlzeiten  geliefert  werden,  all- 
gemeine Durchführung  finde.  Wird,  wie  dies  früher  der  Fall  war  und  jetzt 
noch  vorkommen  soll,  nur  die  Mittagsmahlzeit  geliefert,  während  es  den 
Mannschafben  überlassen  bleibt,  Frühstück  und  Abendessen  selbst  zu  be- 
schaffen, so  findet  erfahrungsmässig  eine  ungenügende  Ernährung  statt,  ins- 
besondere in  den  theuren  Orten.  Ist  in  den  letzteren  in  der  Regel  auch  der 
Verpflegungszuschuss  grösser,  so  wird  damit  doch  nicht  überall  der  bestehende 
Nachtheil  ausgeglichen,  wozu  noch  kommt,  dass  in  solchen  Orten  die  Ver- 
lockung, den  für  die  Ergänzungs-Beköstigung  bestimmten  Löhnungstheil  zu 
vergeuden,  meist  noch  grösser  ist,  als  in  kleineren  ländlichen  Städten  und 
in  Dörfern. 

„Man  beschäftigt  sich,  wie  mir  das  Kriegsministerium  in  Berlin  mit- 
theilt, neuerdings  wieder  mit  Versuchen  zur  Verbesserung  der  Armee-Ver- 
pflegung. Hoffentlich  führen  diese  Versuche  dahin,  dass  durch  rationelle 
Vorschläge  in  Betreff  der  Abendkost  der  Soldaten  die  bei  der  Verpflegung 
noch  obwaltenden  Missstände  beseitigt  werden.  Man  wird  dabei  auch  sein 
Augenmerk  darauf  zu  richten  haben,  wie  man  den  jetzt  etwas  knapp  be- 
messenen Gehalt  an  stickstoffhaltigen  Körpern,  insbesondere  an  thierischen 
Protei'nsubstanzen,  ohne  erhebliche  Steigerung  der  Ausgaben  erhöhen  kann. 
Meines  Erachtens  würde  es  sich  empfehlen,  einige  Male  wöchentlich  Abends 
Käse  oder  Häringe,  Bücklinge  und  andere  billige  Fische  zu  geben,  vielleicht 
aiuch  entrahmte  Sauermilch  und  Magermilch,  wo  diese  gesunden  Nahrungs- 
mittel zu  niedrigem  Preise  zu  haben  sind. 

„Die  von  Arbeitgebern  ihren  Arbeitern  in  Werks- Menagen,  Kost- 
häusern u.  s.  w.  gelieferte  Kost  ist  ihrem  Werthe  nach  ausserordentlich  ver- 
schieden. Neben  Anstalten,  welche  eine  nach  jeder  Richtung  musterhafte 
Verpflegung  bieten,  findet  man  solche  mit  weniger  guter  und  solche,  welche 
«ine  geradezu  ungenügende  Ernährung  gewähren.  Dasselbe  gilt  von  den 
meist  von  Vereinen  unterhaltenen  Volksküchen  und  ähnlichen  Einrichtungen. 
Die  sogenannten  Suppenanstalten  geben  beinahe  alle  eine  unzureichende 
Kost.  Der  bei  den  Unternehmern  derartiger  Anstalten  herrschende  gute 
Wille  lässt  aber  Besserung  erwarten,  je  mehr  sie  über  dasjenige,  was  Noth 
thut,  aufgeklärt  werden. 

„Auf  die  Ernährung  in  Kranken-  und  Strafanstalten  gehe  ich ,  da  es 
sich  hier  nicht  um  normale  Verhältnisse  handelt,  nicht  ein. 

„Bei  den  auf  Erleichterung  des  Bezugs  geeigneter  Volksnahrungsmitte] 
gerichteten  Bestrebungen  tritt  der  Staat  nicht  so  entschieden  in  den  Vorder- 
grund, vermag  aber  doch  nach  verschiedenen  Richtungen  wirksam  ein- 
zugreifen. Insbesondere  sind  die  staatlichen  Eisenbahnverwaltungen  in  der 
Lage,  durch  geeignete  Transporteinrichtungen  und  billige  Tarife  die  Ver- 
besserung  der  Ernährung   der  wenig   bemittelten  Bevölkerung   zu  fördern. 
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Da  der  Hauptmangel  jener  Ernährung  darin  besteht,  dass  sie  allzu  wenig 
I^roteinaubstanz  thierischen  Ursprungs  bietet,  wird  man  vor  Allem  sein 
Augenmerk  auf  die  Versorgung  der  Städte  mit  animalischen  Lebensmitteln 
zu  richten  haben.  Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  muss  man  nicht  nur  die 
Frachtpreise  billig  stellen,  sondern  auch  Veranstaltungen  treffen,  durch  welche 
ein  möglichst  rascher  und  gesicherter  Transport  der  schnellem  Verderben 
ausgesetzten  Waareu  ermöglicht  wird.  Die  wichtigsten  hierbei  in  Frage 
kommenden  Dinge  sind  frische  Seefische  und  Milch. 

„Die  staatliche  Unterstützung  der  Fischerei  durch  Anlage  von  Fischer- 
häfen, Subvention  von  Transportdampfer-Untemehmungen  u.  s.  w.  und  die 
Verbesserung  des  Versandts  der  Fische  nach  den  Consumtionsstellen  hat  sich 
bereits  als  für  die  ärmere  Bevölkerung  höchst  segensreich  erwiesen.  Gleich- 
zeitig hat  die  Förderung  der  Seefischerei  den  Vortheil,  dass  die  bessere 
Ausnutzung  der  Schätze  unserer  Meere  unserer  Küstenbevölkerung  zugute 
kommt,  was  nicht  nur  für  diese  selbst,  sondern  auch  für  unsere  Marinever- 
waltung von  Werth  ist,  da  es  ihr  eine  grössere  Zahl  von  brauchbaren  Mann- 
schaften sichert.  Ist  man  doch  in  der  letzten  Zeit,  wesentlich  in  Folge  der 
geringen  P^ntwickelung  der  Seefischerei,  mehr  und  mehr  gezwungen  gewesen, 
das  Matrosencorps  aus  der  binneuländischen  Bevölkerung  zu  rekrutiren; 
ein  Verfahren,  welches  schwierig,  kostspielig  und  dabei  mangelhaft  ist. 

„Ebenso  wie  der  mit  der  Verbilligung  zunehmende  Consum  von  See- 
fischen den  Fischern,  wird  die  Steigerung  des  Verbrauchs  der  Producte  der 
Milch wirthschafb  durch  die  städtische  Bevölkerung  den  Landwirthen  zugute 
kommen,  auch  hier  sprechen  also  wirthschaftspolitische  Rücksichten  für  ein 
thatkräftiges  Vorgehen  des  Staates. 

„Die  Hauptthätigkeit  wird  allerdings  —  wie  bereits  bemerkt  —  der 
Privatinitiative  überlassen  werden  müssen,  insbesondere  einer  Gestaltung  des 
Handels,  welche  es  ermöglicht,  die  Waaren  rasch  in  der  geeignetsten  Form 
und  mit  möglichst  geringem  Preisaufschlag  in  die  Hände  der  Consumenten 
zu  bringen. 

„Sehr  erwünscht  erscheint  insbesondere  die   Verbilligung   der  fabrik- 

mässig  aufgeschlossenen  Hülsenfrüchte.     Die  eiweissreichen  Erbsen,  Bohnen 

und  Linsen  werden  vielfach  von  den  Arbeiterfamilien  um  desswillen  nicht  so 

viel  verwendet,  als  dies  sonst  der  Fall  sein  würde,  weil  sie  zu  lange  kochen 

müssen.     Das  kostet  den  Hausfrauen  jener  Kreise  zu  viel  Zeit  und  nimmt 

2Q  ?iel  Brennmaterial  in  Anspruch.     Dazu  kommt,   dass  die   betreffenden 

Berichte,  besonders  bei   nicht   sehr  sorgfältiger  Zubereitung,   schwer,  für 

manche  Personen  sogar  schlecht  verdaulich  sind.     Im  Grossen  unter  Druck 

Abgeschlossene  und  fein  gemahlene  Früchte  lassen  sich  dagegen  rasch  zum 

Genüsse  zubereiten  und  sind  dabei  leicht  verdaulich. 

„Es  werden  ja  von  der  Industrie  bereits  ausgezeichnete  derartige  Präpa- 
i'&te  in  den  Handel  gebracht,  für  den  kleinen  Mann  sind  sie  meist  aber  noch 
2a  theuer.  Es  wäre  dankbar  zu  begrüssen,  wenn  Hand  in  Hand  mit  der 
Agitation  für  stärkere  Verwendung  dieser  werthv ollen  Nahningsmittel  ein 
lebhaftes  Angebot  zu  niedrigen  Preisen  stattfände. 

„Von  den  neuen  als  Nebenproducten  grosser  Industriezweige  zu  ge- 
winnenden  stickstoffreichen  Nahrungsmitteln  hat  Herr  Professor  Lehmann 
m  seinem  gestrigen  vortrefflichen  Vortrage  über  Reformen  auf  dem  Gebiete 
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der  Brotbereitung  eins,  das  Hund  haus  en'scbe  Aleuronat,  eingehender  be- 
sprochen, ich  komme  daher  nicht  darauf  zurück,  dagegen  erlaube  ich  mir, 
mit  einigen  Worten  die  Bedeutung  der  gestern  nur  nebenbei  erwähnten, 
durch  ein  besonderes  Verfahren  aus  den  Rückstünden  der  Erdnuss-Oel- 
Fabrikation  herzustellenden  Nahrungsmittel  zu  beleuchten. 

„Director  Rademann  in  Bockenheim-Frankfurt  a.  M.  hatte  die  Güte, 
grössere  Proben  der  Präparate  der  unter  seiner  Leitung  stehenden  Fabrik, 
sowie  von  aus  einem  Theil  Erdnussmehl  und  drei  Theilen  Getreidemehl  her- 
gestelltem Brot  und  Feldzwieback  einzuschicken,  welche  ich  nachher  zu  be- 
sichtigen, und  soweit  sie  zum  unmittelbaren  Genüsse  fertig  gestellt  sind, 
auch  zu  kosten  bitte. 

„Unter  den  vor  Ihnen  stehenden  Dingen  werden  Sie  unter  Anderem 
ausser  einem  Muster  von  Erdnüssen,  dem  Ausgangsproducte  der  Erdnuss- 
Gel  -  Fabrikation  ^) ,  Proben  von  aus  den  Pressrückständen  gewonnenen  Er- 
zeugnissen, Grütze  und  Mehl  und  von  mit  letzterem  hergestellte  Biscuits  für 
Gesunde  und  für  Diabetiker  finden. 

„Die  Erdnussgrütze  enthält  etwa  48  Proc.  Ei  weiss  neben  22  Proc.  Fett, 
die  gewöhnlichen  Biscuits  bieten  nahezu  35  Proc.  Eiweiss  und  stark  21  Proc. 
Fett,  die  Diabetiker-Biscuits  bis  zu  45  Proc.  Eiweiss  neben  etwa  28  Proc.  Fett. 

„Die  Ra dem ann^ sehen  Präparate  wurden  zuerst  von  Professor  Für- 
bringer  im  städtischen  Krankenhause  in  Berlin-Friedrichshain  in  grösserem 
Maassstabe  erprobt  und  berichtete  der  genannte  Herr  in  der  medicinischen 
Gesellschaft  in  Berlin  eingehend  über  die  besonders  bei  Diabetikern,  Fett- 
leibigen u.  8.  w.  erzielten  günstigen  Erfolge.  (Medicinische  Wochenschrift 
Nr.  7,  1893.) 

„Dass  die  Erdnusspräparate  für  die  Ernährung  gewisser  Kranker,  von 
Armeen  im  Felde,  von  Reise-Expeditionen  u.  s.  w.  von  hoher  Bedeutung  sind, 
kann  wohl  schon  heute  als  erwiesen  angenommen  werden.  (Unsere  Heeres- 
verwaltung hat  sich  bereits  ernstlich  mit  der  Sache  beschäftigt  und  sind  die 
von  Herrn  Rademann  eingeschickten  Proben  Feldzwieback  nach  deren 
Vorschriften  hergestellt.)  Ob  und  inwieweit  sie  zu  Volksnahrungsmitteln 
gemacht  werden  können,  hängt,  abgesehen  davon,  dass  die  Producte  in  der 
für  den  Consum  geeignetsten  Form  in  den  Handel  gebracht  werden  müssen, 
wesentlich  von  der  Preisstellung  ab.  Da  die  Bockenheimer  Fabrik  die 
ungelesene  Grütze  schon  jetzt  in  Centnersäcken  zu  40  Pfennigen  pro  Kilo 
abgiebt,  dürfte  die  erwünschte  Billigkeit  auch  für  die  übrigen  zum  Massen- 


^)  Die  Erdnuss  —  Arachis  hypogacu,  L.  XVII.  Classe,  Leguminosae  —  ist  eine  eiu- 
jährige  Pflanze  mit  zweipaarig  geiiederten  Blättern.  Nur  die  unteren,  aus  den  Blattwinkeln 
entspringenden  Blüthen  entwickeln  sich  zur  Frucht.  Nach  dem  Abhlühen  verlängert  sich 
der  Blüthenstiel  nach  unten  und  senkt  sich  5  bi:«  6  cm  tief  in  den  Boden ,  wo  sich  dann 
die  Frucht  entwickelt.  Der  Geschmack  der  rohen  Krdnüsse  erinnert  etwas  an  den  der 
Bohnen.  In  südlichen  Ländern  isst  man  viel  Erdnüsse  und  zwar  meist  etwas  angeröstet, 
wodurch  sie  einen  maudelartigen  Geschmack  bekommen,  wohl  auch  mit  Gewürz  und  Zucker. 
In  Deutschland  werden  sie  fast  nur  zur  Gewinnung  von  Speiseöl  benutzt.  Die  dabei  er- 
haltenen Pressrückstände  wurden  bisher  nur  als  Viehfutter  verwendet.  Die  rohen  Erdnüsse 
haben  nach  König  im  Mittel  folgende  Zusammensetzung:  Wasser  6'9,  stickstoff*haltige 
Substanz  27«,  Kohfett  45-8,  stickstofffreie  Extractstoffe  16-7,  Rohfaser  2*2,  Asche  2*6  Proc. 
J<»  stärker  die  Auspressung  war,  desto  weniger  Fett  und  desto  mehr  Stickstoffsubstanz  ent- 
halten natürlich  die  Pressrückstände. 
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coosum  bestimmten  Erzeugnisse  zu  erreichen  sein;  die  Menge  des  verfüg- 
baren Rohstoffs  kann  ich  zwar  nicht  genau  schätzen,  sie  ist  aber,  wie  ich 
von  Sachverständigen  hörte,  sehr  bedeutend. 

„Wo  die  Verhältnisse  es  erlauben  und  die  Leute  Sinn  dafür  haben,  wird 
man  den  Industriearbeitern  den  Erwerb  oder  die  Pachtung  eines  Gruud- 
stückchens,  auf  dem  sie  Kartoffeln  und  Gemüse  ziehen  können  und  die  Hal- 
tung von  Kleinvieh  oder  einer  Kuh  nach  Möglichkeit  erleichtern. 

„Um  die  Consumenten  vor  Betrug  durch  schlechte  und  verfälschte 
Waare  zu  schützen,  haben  Staat  und  Gemeinden  die  entsprechenden  Vor- 
schriften zu  erlassen  und  für  Controle  des  Verkehrs  mit  Lebensmitteln  zu 
sorgen. 

9,£ndlich  seien  hier  als  Mittel,  die  Beschaffung  guter  preiswürdiger 
Nahrangsmittel  zu  erleichtem,  noch  die  Consumvereine  erwähnt.  Wir  haben 
jetzt  in  Deutschland  etwa  1000  Lebensmittel-Consumvereine,  deren  Thätig- 
keit  mit  wenigen  Ausnahmen  als  segensreich  bezeichnet  werden  muss.  Consum- 
vereine können  ihren  Mitgliedern  die  Waaren  nicht  nur  billiger  geben  und 
bieten  mehr  Gewähr  für  gute  Qualität,  sie  sind  auch  mehr  wie  Privathändler 
geeignet,  erziehlich  auf  ihre  Käufer  einzuwirken,  sie  hinzuweisen  auf  eine 
richtige  Auswahl  der  einzukaufenden  Sachen. 

„So  erwünscht  es  nun  aber  auch  ist,  dass  alle  bisher  besprochenen,  auf 
Verbesserung  der  Volksernährung  gerichteten  Maassregeln  soweit  nur  immer 
möglich  ergriffen  werden,  so  muss  doch,  wie  bereits  erwähnt,  unser  Streben 
hauptsächlich    darauf  gerichtet  sein,   die  in  Frage  kommende  Bevölkerung, 
und  ganz  besonders  den  weiblichen  Theil  derselben,  durch  Belehrung  zur 
Selbsthülfe  zu   erziehen;   denn   die  Zahl   der  vom  Staate  und   anderen 
öffentlichen  Körperschaften,  sowie  von  Vereinen   und  Privaten  verköstigten 
Personen  bildet,  wenn  sie  auch  an  sich  betrachtet  bedeutend  ist,  doch  nur 
einen   kloinen  Bruchtheil  der  ins  Auge   zu  fassenden  Massen,  und  die  Be- 
strebungen, den  sich  jetzt  ungenügend  ernährenden  wenig  bemittelten  Familien 
die  Beschaffung  für  sie  geeigneterer  Lebensmittel  zu  erleichtern,  werden  nur 
Ton  geringem  Erfolge  begleitet  sein,  wenn  man  diejenigen,  welchen  man  zur 
Hülfe  kommen  will,  nicht  gleichzeitig  überzeugt,  dass  die  Benutzung  des 
Gebotenen  ihnen  zum  Vortheil  gereicht. 

^Die  Belehrung  kann  durch  Wort  und  Schrift  erfolgen.  Sie  kann  sich 
wenden  an  die  bereits  im  wirthschaftlichen  Leben  stehenden  Erwachsenen 
und  an  die  Jugend,  wobei  das  Vorgehen  nach  einer  dieser  Richtungen  die 
Tbatigkeit  nach  einer  anderen  nicht  ausschliesst.  Man  wird  im  Gegentheil, 
Wenn  man  das  Bedürfniss,  den  obwaltenden  Missständen  zu  begegnen,  als 
dringlich  anerkennt,  auf  Alt  und  Jung  gleichzeitig  einzuwirken  suchen  müssen. 
„Zweckmässige  Rathschläge  von  Arbeitgebern,  Aerzten  und  anderen 
^ertrauenspersonen,  sowie  Vorträge  in  Volksbildungsvereinen  u.  s.  w.  können 
innerhalb  engerer  Bezirke  in  wirksamer  Weise  Belehrung  in  die  Kreise  der 
Erwachsenen  tragen.  Der  Weckung  des  Interesses  und  Verständnisses  in 
heiteren  Kreisen  dienen  am  besten  populär  gehaltene  kleine  Schriften.  Wir 
^tzen  zwar  einige  recht  gute  ältere  derartige  Arbeiten,  sie  entsprechen 
aber  doch  nicht  nach  allen  Richtungen  den  zu  stellenden  Anforderungen. 
Der  Verein  zur  Förderung  des  Wohles  der  Arbeiter  Concordia  setzte  daher 
ftof  meinen  Antrag  im  Jahre  1882  einen  Preis  für  die  beste  Beantwortung 
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der  Frage  „Wie  nährt  man  sich  gut  und  billig?"  aus.  Die  Schrift,  deren 
Disposition  wir  im  Einzelnen  ausgearbeitet  hatten,  sollte  so  abgefasst  sein, 
dass  jede  Hausfrau  sich  danach  selbst  herausrechnen  könne,  wie  unter  Berück- 
sichtigung des  in  den  verschiedenen  Gegenden  herrschenden  Geschmackes 
eine  den  Ansprüchen  der  Physiologie  genügende  Ernährung  mit  dem  gering- 
bten  Geldaufwande  bewerkstelligt  werden  könne.  Das  aus  den  Herren  Pro- 
fessoren V.  Voit  (München),  Beneke  (Marburg)  und  Forst  er  (Amsterdam), 
also  Autoritäten  ersten  Ranges,  bestehende  Preisgericht  ertheilte  der  von 
Dr.  C.  A.  Meinert  (Berlin)  eingesandten  Schrift  den  ersten  Preis,  während 
diejenige  des  gestern  von  Professor  Lehmann  und  vorhin  von  dem  ersten 
Referenten  rühmlich  erwähnten  Landgerichtsarztes  Dr.  Demuth  (Franken- 
thal) als  zweitbeste  anerkannt  wurde.  Durch  äusserst  billige  Preisstellung 
und  thatkräftigen  Massenvertrieb  gelang  es  uns,  von  der  preisgekrönten 
Schrift  in  wenigen  Monaten  1 5  000  Exemplare  abzusetzen  und  da  seitdem 
mehrere  ähnliche  Arbeiten  erschienen  und  Käufer  fanden,  kann  die  Bedeutung 
für  den  Zweck  geeigneter  literarischer  Erzeugnisse  nicht  bezweifelt  werden. 
Sehr  befördert  wurde  das  Eindringen  der  betreffenden  Broschüren  in  die  zu 
belehrenden  Kreise  durch  die  Unterstützung  des  Vertriebes  durch  Vereine 
und  ganz  besonders  durch  Arbeitgeber.  Manche  Grossindustrielle,  staatliche 
und  private  Werkdirectionen  kauften  die  ihnen  zweckmässig  scheinenden 
Broschüren  in  grossen  Posten  und  stellten  sie  unentgeltlich,  oder  zu  den 
meist  sehr  niedrigen  Partiepreisen  ihren  Arbeitern  zur  Verfügung.  Ich 
hoffe,  dass  dies  auch  ferner  der  Fall  sein  wird. 

,,Das  beste  Mittel,  die  gewünschte  Belehrung  zu  bringen,  bieten  un- 
zweifelhaft Haushaltungsschulen  für  unbemittelte  Mädchen,  also  Anstalten, 
in  welchen  letztere  systematisch  mit  den  Kenntnissen  und  Fähigkeiten  aus- 
gerüstet werden,  deren  sie  bedürfen,  um  dereinst  ihren  Pflichten  als  Leite- 
rinnen eines  kleinen  Haushaltes  genügen  zu  können.  In  dem  hier  zu  er- 
theilenden  Kochunterrichte  lässt  sich  nicht  nur  das  Verständniss  für  eine, 
den  Anforderungen  der  Natur  und  der  Leistungsfähigkeit  des  Geldbeutels 
entsprechende  Auswahl  der  Nahrungsmittel  wecken,  sondern  man  kann  die 
Lernenden  auch  nach  vielen  anderen,  für  ihre  wirthschaftliche  Erziehung 
hochwichtigen  Richtungen  hin  nicht  nur  theoretisch,  sondern  —  was  viel 
wirksamer  ist  —  auch  praktisch  unterweisen.  Man  kann  sie  lehren,  wie  sie 
die  nöthige  Abwechselung  in  ihre  Speisezettel  bringen,  und  vor  Allem,  wie 
die  einzelnen  Speisen  herzustellen  sind,  um  gut  zu  schmecken,  was  bekannt- 
lich für  ihre  Bekömmlichkeit  sehr  wichtig  ist,  besonders  für  diejenigen  Per- 
sonen, deren  Verdauungsfäbigkeit  durch  den  Aufenthalt  in  schlechter  Luft 
und  die  Art  der  Beschäftigung  geschwächt  ist.  Nebenbei  wird  bei  einem 
derartigen  Unterricht  der  Sinn  für  Reinlichkeit,  Ordnung  und  Behaglichkeit, 
Tugenden,  welche  für  eine  gute  Hausfrau  unentbehrlich  sind,  entwickelt, 
und  es  bietet  sich  die  beste  Gelegenheit,  an  die  Buchung  der  Einnahmen 
und  Ausgaben,  sowie  an  eine  geordnete  Geldwirthschaft  überhaupt  zu  ge- 
wöhnen. 

„Die  vollkommensten  Haushaltungsschulen  sind  natürlich  diejenigen, 
in  welchen  die  Mädchen  nach  Verlassen  der  Volksschule  ein  halbes  Jahr 
oder  noch  länger  den  ganzen  Tag  über  verbleiben,  um  in  alle  dem  unter- 
wiesen zu  werden,  was  einer  Hausfrau  und  Mutter  zu  wissen  und  zu  können 
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^oth  thut.  So  wünschenswerth  es  aber  auch  wäre,  dass  die  Elteru  ihre 
confirmirten  Töchter,  ehe  sie  in  erwerbende  Stellungen  treten,  die  Lücken 
in  der  Bildung,  welche  die  Volksschule  gelassen  hat,  durch  einen  ent- 
sprechenden schulmässigen  Unterricht  ausfüllen  Hessen,  falls  die  häusliche 
Erziehung  dazu  nicht  im  Stande  ist,  so  ist  dies  von  der  Arbeiterbeyöl- 
kening  nur  ausnahmsweise  zu  erwarten.  Nur  selten  fühlen  die  Eltern  das 
Bedürfniss,  so  zu  verfahren,  selbst  aber  wenn  sie  es  fühlten,  wären  sie  zum 
grossen  Theile  nicht  in  der  Lage,  es  zu  befriedigen.  Tageshaushaltungs- 
schulen sind  in  ihrer  Unterhaltung  so  kostspielig,  dass  sie,  wenn  nicht  von 
Corporationen  oder  vermögenden  Privaten  erhebliche  Zuschüsse  geleistet 
werden,  und  das  wird  einstweilen  nur  in  beschränktem  Umfange  zu  er- 
reichen sein,  ein  hohes  Schulgeld  verlangen  müssen.  Das  aber  wollen  und 
können  auch  wirklich  nur  wenige  Arbeiter  zahlen.  Sie  verlangen  vielmehr 
meist  und  müssen  dies  sogar  mitunter  thun,  dass  ihre  Töchter  nach  Ab- 
solvirung  der  Volksschule  sich  selbst  unterhalten,  wenn  möglich  sogar  noch 
etwas  zu  den  Kosten  der  Lebenshaltung  der  übrigen  Familie  beitragen. 

„Die  bestehenden  Tageshaushaltungsschulen,  so  weit  sie  nicht  von  ein- 
zelnen Grossindustriellen  für  ihre  Arbeiterinnen  oder  die  Töchter  ihrer 
Arbeiter  unterhalten  werden,  dienen  zunächst  den  Kindern  wohlhabender 
Familien,  nur  ausnahmsweise  wird  Unbemittelten  durch  Stipendien  und 
andere  Unterstützungen  der  Besuch  ermöglicht.  Und  so  wird  es  voraus- 
sichtlich noch  lange  bleiben,  man  wird  sich  daher  einstweilen  an  den  meisten 
Orten  mit  weniger  vollkommenen  Veranstaltungen  begnügen  müssen. 

„Als  solche,  zwar  nicht  den  höchsten  Ansprüchen  voll  genügende,  aber 
doch  sehr  werthvolle  Einrichtungen  haben  sich,   neben   den  unter  gewissen 
Voraussetzungen   recht  zweckmässigen  Wanderkocheursen,   die   hauswirth- 
schaftlichen  Fortbildungsschulen  bewährt.     Die  besonders   im  Grossherzog- 
thum  Baden  eingeführten  Wanderkocheurse  nehmen  allerdings,  so  lange  sie 
dauern,  die  Schülerinnen  den  ganzen  Tag  über  in  Anspruch,  aber  sie  dauern 
bei  Beschränkung  des   Lehrzieles  auf  das  Allernothwendigste  nur  wenige 
Wochen,  so  dass  sie  sich  für  landwirthschaftliche  Bezirke  wohl  eignen.    Die 
bauswirthschaftlichen  Fortbildungsschulen  dagegen,  in  welchen   der  Unter- 
richt in  denjenigen  Stunden  gegeben  wird ,  in  welchen  die  zu  Belehrenden 
von  Erwerbsarbeit  befreit  sind,  sind  überall  anwendbar.  Insbesondere  können 
an  dem  in  der  Regel  in  den  Abendstunden  stattfindenden  Unterrichte  solcher 
Anstalten  auch  diejenigen  Mädchen  theilnehmen,  welche,  wie  Fabrikarbeite- 
rinnen, einer  derartigen  Unterweisung  am  bedürftigsten  sind. 

nin  den  letzten  Jahren  hat  sich,  Dank  dem  wachsenden  Interesse, 
welches  die  Gebildeten  an  der  guten  Sache  nehmen.  Dank  der  Unterstützung, 
welche  ihr  Staatsbehörden  und  Gemeindeverwaltungen  lieben ,  die  Zahl  der 
Abendkochschulen  erheblich  vermehrt  und  sind  die  erzielten  Erfolge  beinahe 
durchgehen  ds  sehr  befriedigend. 

flEs  sei  mir  gestattet,  kurz  darzustellen,  in  welcher  Weise  wir  in  Wies- 
baden in  der  1890  vom  dortigen  Zweigvereine  der  Gesellschaft  für  Ver- 
breitung von  Volksbildung  ins  Leben  gerufenen  Kochschule  vorgingen,  wie 
die  Anstalt  eingerichtet  ist  und  wie  der  Unterricht  ertheilt  wird. 

„Nachdem  uns  eine  Subvention  von  Seiten  des  Herrn  Hundeisministers 
wnd  der  Stadt  in  Aussicht  gestellt  und    die   Unterstützung  wohlwollender 
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Privatpersonen  gesichert  worden  war,  Hessen  wir  eine  junge,  intelligente 
Arbeiterfrau,  die  sich  unter  schwierigen  Verhältnissen  als  tüchtige  Leiteiiu 
ihres  Haushaltes  und  Pflegerin  ihrer  Kinder  bewährt  hatte,  zunächst  meh- 
rere Wochen  die  vortrefflich  eingenchtete  Tageshaushaltungsschule,  welche 
die  Firma  Dyckerhoff  u.  Söhne  in  Biebrich  am  Rhein  für  Töchter  ihrer 
Arbeiter  unterhält,  besuchen  und  sandten  sie,  nachdem  sie  sich  mit  der  Art, 
wie  die  dort  wirkende,  in  Baden  für  ihren  Beruf  ausgebildete  Lehrerin  den 
Unterricht  ertheilt,  vertraut  gemacht  hatte,  zu  kurzem  Besuch  der  in  Frank- 
furt a.  M.,  Darmstadt  und  Cassel  bestehenden  Haushaltungsschulen,  um  auch 
die  dortigen  Einrichtungen  und  Lehrmethoden  kennen  zu  lernen,  da  der 
Charakter  der  von  uns  geplanten  Veranstaltung  als  einer  Stundenschule 
nach  manchen  Richtungen  Abweichungen  von  dem  in  Biebrich  Gesehenen 
nothwendig  machte. 

„Die  Einrichtung  bei  uns  ist  so  getroffen,  dass  12  Mädchen  gleichzeitig 
unterrichtet  werden  können  (wir  haben  zwei  Abtheilungen  zu  12  Schüle- 
rinnen, welche  einen  Abend  um  den  anderen  kommen,  so  dass  jede  Abthei- 
lung dreimal  wöchentlich  unterrichtet  wird),  und  zwar  befinden  sich  in  der 
Küche  drei  kleine  Kochherde,  wie  sie  für  Arbeiterfamilien  geeignet  sind, 
nebst  allem  dazu  gehörigen  Koch-  und  Essgeschirr,  so  dass  gewissermaassen 
drei  kleine  Arbeiterküchen  in  einem  Räume  vereinigt  sind,  in  deren  jeder 
vier  Schülerinnen  arbeiten.  Das  Anstecken  der  Herde,  das  Putzen  und 
Vorrichten  der  Nahrungsmittel  wird,  wie  alles  Uebrige,  abwechselnd  von 
den  vier,  eine  Kochgenossenschaft  bildenden  Mädchen  besorgt,  wobei  die 
Lehrerin  nicht  nur  Anleitung  zur  Ausführung  der  nöthigen  Handgriffe 
giebt,  sondern  das  Erforderliche  über  Alles,  was  beim  Einkauf  der  Lebens- 
mittel zu  berücksichtigen  ist,  mittheilt.  Ist  alles  vorbereitet,  steht  dasjenige, 
was  länger  kochen  muss,  auf  dem  Herd,  so  begeben  sich  die  an  letzterem 
entbehrlichen  Schülerinnen  in  den  Nebenraum,  wo  sie  unter  Aufsicht  und 
Anleitung  einer  der  Damen  der  Haushaltungsschulcommission  in  ihre  be- 
sonders für  den  Zweck  eingerichteten  Hefte  nicht  nur  die  Kochrecepte  und 
die  Berechnung  des  Gestehungspreises  der  betreffenden  Mahlzeit,  sondern 
auch  deren  Nährstoffgehalt  eintragen. 

„Sind  die  Speisen  gar,  so  wird  der  Tisch  gedeckt  und  die  jungen  Köchinnen 
verzehren  gemeinsam  das  Gekochte,  was  entschieden  dazu  beiträgt,  das  Inter- 
esse an  der  Arbeit,  den  Wetteifer  und  das  Urtheil  über  das  Geleistete  zu 
kräftigen.  Nach  dem  Essen  wird  der  Tisch  abgedeckt  und  es  werden  die 
Speise-  und  Kochgeräthe,  sowie  Essstube  und  Küche  gereinigt. 

„Da  die  Mädchen,  welche  unsere  Schule  besuchen,  beinahe  sämmtlich 
erst  nach  6  Uhr  Abends  aus  ihrer  Berufsarbeit  entla^^sen  werden,  kann  der 
Kochunterricht  erst  um  7  Uhr  beginnen.  Das  ist  ein  Nachtheil,  den  man 
bei  derartigen  Anstalten  mit  in  den  Kauf  nehmen  muss.  Jeder  Cursus  um- 
fasst  40  bis  50  Unterrichtsabende,  das  hat  sich  im  Allgemeinen  als  genügend 
erwiesen.  Es  bleibt  jedoch  den  Schülerinnen  unbenommen,  einen  zweiten 
Cursus  mitzunehmen ,  und  machen  auch  manche  von  dieser  Erlaubniss  Ge- 
brauch. Ausser  einem  Schulgeld  von  3  Mk.  für  den  Cursus  müssen  die 
Mädchen  für  jede  Mahlzeit  10  Pf.  zahlen;  nur  im  Falle  grosser  Dürftig- 
keit werden  fleissigen  Schülerinnen  diese  Zahlungen  erlassen.  Die  Schul- 
und  Tischgelder  decken  annähernd  die  Ausgaben  für  die  angekauften  Lebens- 
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mittel,  80  dass  der  Hauptsache  nach  nur  die  Besoldungen  der  Lehrkräfte, 
die  Localmiethe  und  die  Instandhaltung  des  Inventars  und  sonstige  General- 
kosten aus  Zuschüssen  zu  decken  sind. 

^Neben  den  Abendeursen  für  AusgedchuJte  ricbteteii  wir  vor  zwei 
Jahren  einen  Tagescursus  für  Schulmädchen  und  Auswärtige  ein.  Der  von 
12  Schülerinnen  der  Oberclasse  der  Volksschule  und  älteren  Mädchen  der 
umhegenden  Ortschafben  besuchte  Unterricht  findet  Mittwoch  und  Sonnabend 
Nachmittag  statt.  Lehrgang  und  Zahl  der  Lehrstunden  sind  dieselben  wie 
für  die  Abendeurse.  Die  Schulkinder  sind  durchweg  von  lebhaftem  Eifer 
beseelt  und  arbeiten  mit  einer  bei  den  Erwachsenen  weit  seltener  beob- 
achteten Lust. 

„Im  Ganzen  bildet  unsere  Schule  jährlich  nahezu  100  Mädchen  im 
Kochen  aus,  und  zwar  in  einer  Art,  welche  sich  wachsender  Anerkennung 
erfreut  Wiederholt  ist  uns  von  den  Eltern  unserer  Schülerinnen  gesagt 
worden,  dass  ihr  Haushalt  sich  wesentlich  gebessert  habe,  seitdem  ihre 
Töchter  die  Hochschule  besuchen. 

„Ich  habe  vorhin  bemerkt,  unsere  Schülerinnen  berechneten  nicht  nur 
den  Gestehungspreis  der  von  ihnen  hergestellten  Mahlzeiten,  sondern  auch 
deren  Nährstoffgehalt.    Damit  sie  letzteres  zu  thun  vermögen,  werden  sie 
am  Anfange  eines  jeden  Cursus  über  das  Nährstofibedürfniss  des  Menschen 
und  den  Nährstoffgehalt  der  wichtigsten  Nahrungsmittel  belehrt.   Für  diesen 
theoretischen  Unterricht  habe  ich  ein  Schriftchen  ausgearbeitet,  welches  in 
knappster,  leicht  verständlicher  Form  das  Wesen  der  Ernährung  klarlegt, 
den  Nährstoffgehalt  der  gebräuchlichsten  käuflichen  Lebensmittel  tabellarisch 
vor  Augen  führt,  eine  Anzahl  von  bei  geringstem  Geldaufwande  dem  natür- 
lichen Nahrungsbedürfniss  einer  Arbeiterfamilie  von  mittlerer  Kopfzahl  ent- 
sprechenden Speisezetteln  bringt  und  das  Wichtigste  über  die  Zubereitung 
der  für  unsere  Gegend  sich  eignenden  Speisen  mittheilt.     Mit  Hülfe  dieses 
Schriftchens,  von  dem  jede  Schülerin  ein  Exemplar  erhält,  ertheilt  ein  tüchtiger 
Volksschullehrer  den  nöthigen  theoretischen  Unterricht.    Es  ist  dies  nicht 
80  schwierig,  wie  man  auf  den  ersten  Blick  glauben  könnte,  ich  habe  anfangs 
seihst  gelehrt  und  gelang  es  mir,  trotzdem  mir  die  pädagogische  Schulung 
fehlt,  doch  stets,  die  grosse  Mehrzahl  der  Schülerinnen  in  wenigen  Stunden 
60  weit  zu  bringen,  dass  sie  das  Wesen  der  Sache  begriffen  hatten. 

„Wenn  wir  wiederholte  Berechnungen  des  Nährstoffgehalts  und  Ge- 
stehungspreises  der  einzelnen  Mahlzeiten  durch  unsere  Schülerinnen  anstellen 
lusen,  so  thun  wir  dies  nicht  etwa  in  der  Meinung,  dass  sie  später  als 
F&hrerinnen  eines  Hau^alts  in  gleich  genauer  Weise  rechnen  müssen,  wir 
^Men  recht  wohl,  dass  dazu  Lust  und  Zeit  fehlen  wird,  allein  das  Rechnen 
^t  den  Werthen  einer  die  Zusammensetzung  der  Nahrungsmittel  darstellen- 
den Tahelle  und  mit  den  Einkaufspreisen  der  zur  Herstellung  der  Mahlzeit 
▼erwendeten  Dinge  ist  das  wirksamste  Mittel,  um  das  Verständniss  für  den. 
»hsoluten  und  relativen  Werth  der  Nahrungsmittel  zu  wecken  und  zu  festigen 
und  hat  gleichzeitig  den  Vortheil,  die  Mädchen  an  jenes  umsichtsvolle,  ziel- 
^«WQggte  Handeln  zu  gewöhnen,  ohne  welches,  besonders  bei  beschränkten 
Mitteln,  ein  geordneter  Haushalt  nicht  zu  führen  ist. 

„Eis  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  es  Yortheile  hat,  wenn  derllaushaltungs- 
unterricht  den  armen  Mädchen  erst  dann  ertheilt  wird,  wenn  sie  in  reiferem 
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Alter  stehen ,  allein  sie  sind  dann  schwer  heranzuziehen.  Die  meisten  von 
ihnen  haben,  wenn  sie  einige  Jahre  erwerbsthätig  waren,  gewisse,  meist  nicht 
erwünschte  Lebensgewohnheiten  angenommen  und  sind  wenig  geneigt,  irgend 
welche  Opfer  für  ihre  fernere  Ausbildung  zn  bringen.  Insbesondere  sind 
Fabrikarbeiterinnen  nur  selten  dazu  zu  bewegen,  dass  sie  auf  die  gewohnten 
Erholungen  in  den  Abendstunden  zu  Gunsten  einer  Fortbildungsanstalt  ver- 
ziehten.  Man  hat  desshalb  schon  seit  Jahren  neben  Anstalten  für  die  haus- 
wirthschaftliche  Unterweisung  ausgeschulter  Mädchen  solche  für  die  ältesten 
Jahrgänge  der  Volksschülerinnen  eingerichtet.  Diese  Veranstaltungen  sind 
theilweise,  wie  die  unserige  in  Wiesbaden  und  die  weit  vollkommenere  Ton 
Frau  Hedwig  Heyl  in  Charlottenburg  (Frau  Heyl  lässt  die  Kinder  der 
Arbeiter  der  Firma  Gebr.  Heyl  &  Co.,  welche  in  den  Charlottenburger 
Volksschulen  nur  Vormittags-Unterricht  haben,  jeden  Nachmittag  in  einem 
besonders  dazu  erbauten  Heim  in  allen  Zweigen  der  Hauswirthschaft  unter* 
weisen),  von  der  Volksschule  ganz  unabhängig,  theilweise  stehen  sie  in  mehr 
oder  weniger  engem  Zusammenhange  mit  derselben. 

„Je  höherer  Werth  auf  hauswirthschaftliche  Ausbildung  gelegt  und  je 
mehr  anerkannt  wird,  dass  der  betreffende  Unterricht  von  allgemein  erzieh- 
licher Bedeutung  ist,  desto  näher  liegt  es,  zu  verlangen,  dass  er  unter  die 
für  Mädchen  obligatorischen  Fächer  der  Volksschule  aufgenommen  werde. 
Dass  ein  derartiger  Schritt  äusserst  wirksam  wäre,  unterliegt  keinem  Zweifel, 
ich  glaube  aber  nicht,  dass  die  Gesetzgebung  sich  überall  dazu  entschliessen 
wird,  wenigstens  nicht  in  absehbarer  Zeit.  Der  Mangel  an  Verständniss  und 
Interesse  im  grossen  Publicum  und  die  Opposition  der  Lehrerschaft  gegen 
die  Mehrbelastung  der  Schule  durch  einen  weiteren  Lehrgegenstand  sind 
nicht  die  Haupthindernisse  für  ein  derartiges  Vorgehen,  dieselben  liegen 
vielmehr  in  den  hohen  Kosten,  welche  damit  verknüpft  sind.  Insbesondere 
kommt  der  praktische  Kochunterricht  bei  aller  Sparsamkeit  doch  so  theuer 
zu  stehen,  dass  dessen  Einführung  in  kleineren  Orten,  welche  vielfach 
schon  jetzt  schwer  an  den  Schullasten  zu  tragen  haben,  kaum  durchführbar 
erscheint.  Ebenso  ist  der  Kostenpunkt  das  Haupthindemiss  der  mehrfach 
geforderten  allgemeinen  gesetzlichen  Einführung  hauswirthschafblicher  Fort- 
bildungsschulen. 

„Als  praktischer  Politiker  wird  man  deshalb  —  zunächst  wenigstens  — 
auf  die  Inanspruchnahme  einer  so  weitgehenden  Mitwirkung  der  Schulen 
verzichten  müssen,  und  wird  dies  mit  um  so  besserem  Gewissen  thun  können, 
als,  wie  ich  im  Eingange  meines  Vortrages  ausführte,  das  Bedürfniss  dort, 
wo  seine  Befriedigung  der  Kosten  wegen  am  schwierigsten  ist,  auf  dem 
platten  Lande,  im  Allgemeinen  auch  weniger  dringlich  ist,  als  in  den  Städten. 

„Man  kann  es  meines  Erachtens  bis  auf  Weiteres  den  Localschul- 
bchörden  überlassen,  einen  den  örtlichen  Bedürfnissen  entsprechenden  Haus- 
haltungsunterricht in  den  Lehrplan  ihrer  Volksschulen  einzugliedern,  oder 
obligatorische  hauswirthschaftliche  Fortbildungsschulen  für  aus  der  Volks- 
schule entlassene  Mädchen  zu  errichten ,  und  möchte  ich  nur  den  Wunsch 
aussprechen,  dass  die  von  einigen  grösseren  Gemeinden  in  Preussen,  Sachsen. 
Hessen,  Baden  u.  s.  w.  angestellten  Versuche  bald  Nachahmung  finden. 

„So  wenig  ich  nun  aber  geneigt  hin,  an  den  Staat  und  seine  Organe 
Forderungen  zu  stellen,  deren  Dringlichkeit  nicht  für  alle  Orte  dieselbe  ist. 
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und  deren  Erfüllung  nicht  üherall  durchführbar  erscheint,  so  bestimmt  glaube 
ich,  dass  man  dasjenige  verlangen  muss,  was  allgemein  nöthig  und  erreich- 
bar ist.  Und  das  ist  vorerst,  dass  in  unserer  Lehrerschaft  Yerständniss  für 
die  Bedeutung  der  wichtigsten  hygienischen  und  wirthschaftlichen  Fragen 
geweckt  wird  und  sie  befähigt  werde ,  den  Unterricht  in  den  jetzt  üblichen 
Fächern  der  Elementarschule  so  zu  ertheilen,  dass  er  mehr  wie  bisher  der 
Erziehung  für  das  Leben  zugute  kommt. 

„Zu  diesem  Zwecke  müssen  unter  Anderem  in  den  Bildungsanstalten 
für  Lehrerinnen  nicht  nur,  sondern  auch  für  Lehrer  die  wichtigsten  Grund- 
sätze der  Ernährungslehre  dargelegt  und  es  muss  gezeigt  werden,  in  welcher 
Weise  in  der  Volksschule  die  Kinder  über  das  Nährstoflfbedürfniss  des 
Menschen  und  den  Nährstoffgehalt  der  wichtigsten  Nahrungsmittel  aufzu- 
klären sind.  Im  Auslande,  besonders  in  Belgien,  ist  man  nach  dieser 
Richtung  schon  viel  weiter  fortgeschritten  wie  wir;  dort  bildet  mehrfach 
theoretische  Haushaltungskunde  ein  obligatorisches  Lehrfach  nicht  nur  der 
Lehrerinnen-Seminare,  sondern  sogar  schon  der  Volksschulen,  und  es  werden 
daneben  bedeutende  Anstrengungen  gemacht,  um  eine  grössere  Zahl  von 
Lehrkräften  zur  Ertheilung  von  praktischem  Kochunterrichte  zu  gewinnen. 
„Behufs  Lösung  der  hier  gestellten  neuen  Aufgabe  bedarf  es  allerdings 
besonderer  Hülfsmittel  füi*  den  Unterricht  in  den  Seminaren  und  Volksschulen. 
Ich  habe  den  Versuch  gemacht,  ein  solches  in  der  vor  Ihren  Augen  aufge- 
hängten Nahrungsmitteltafel  zu  schaffen. 

„Der  Farbenstreifen  am  Fusse   der  Tafel  veranschaulicht   die  normale 
Zusammensetzung  der  Tagesration   eines  Mannes  von  mittlerem  Gewichte 
bei  mittelschwerer  Arbeit  nach  den  drei  Hauptnährstoffen :  Proteinsubstanzen, 
Fetten  und  Kohlehydraten  (auf  der  Tafel  bezeichnet  als  :  Eiweiss  und  gleich- 
wertige Stoffe,  Fett  und  Stärkemehl  und  gleichwerthige  Stoffe).  Die  darüber 
befindlichen  Streifen  zeigen,  wie  viel  von  jenen  drei  Stoffen  in  einem  Kilo- 
gramm der  für  die  Volksemährung  wichtigsten  Nahrungsmittel  enthalten  ist; 
und  zwar  sind  hierbei  nur  die  wirklich  zur  Verwerthung  kommenden  Nähr- 
stoffmengen verzeichnet;  Knochen,  Gräten,  Schalen  und  Anderes,  was  man 
bei  dem  Einkauf  zwar  mit  zahlen  muss,  aber  nicht  mit  isst,  und  der  unver- 
daulich bleibende  Theil  des  in  den  Magen  Gelangenden  sind  in  Abzug  gebracht. 
„Ich  glaube,  dass  schon  durch  das  blosse  Anschauen  dieser  Tafel  das 
Interesse  für  die  Zusammensetzung  der  Nahrung  bei  den  Kindern   angeregt 
'^ird;  zum  wirklichen  Verständniss  kommt  die  Sache  aber  erst,  wenn  der 
Lehrer  die  nöthigen  Erläuterungen  giebt.     In  welcher  Weise  letzterer  hier- 
bei vorzugehen  hat,  deutet  der  der  Tafel  in  einem  besonderen  Heftchen  bei- 
gegebene Text  an.  Es  wird  dort  gesagt,  dass  man,  ohne  die  Ernährungslehre 
2u  einem  besonderen  Unterrichtsgegenstande   zu  machen,    die  Kinder  mit 
Hülfe  der  Tafel  über  die  wichtigsten  in  Frage  kommenden  Punkte  aufklären 
^ud  dabei  ihre  Denkfähigkeit  nach  verschiedenen  Richtungen  anregen  könne, 
^n  werde  die  Tafel  im  Anschlüsse  au  den  Unterricht  über  den  mensch- 
heben  Körper  erläutern   und  werde  dasjenige,  was   aus   dieser  Betrachtung 
hervorgeht  und  was  sich  damit  verbinden  lässt,  bei  den  durch  den  sonstigen 
Interricbt,  insbesondere  denjenigen  in  der  Thier-  und  Pflanzenkunde   sich 
darbietenden  Gelegenheiten  anknüpfen  können.    Der  Unterricht  im  Rechnen 
bietet  sodann  die  Möglichkeit,  die  durch  die  Tafel  dargestellten  Grössen  dem 
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Gedächtniss  einzuprägen,  und  durch  Einführung  der  Laden-  oder  Markt- 
preise in  die  anzustellenden  Berechnungen  das  Verständniss  für  die  relative 
Billigkeit  der  für  die  Unbemittelten  wichtigsten  käuflichen  Nahrungsmittel 
zu  entwickeln.  Eine  derartige  Benutzung  der  Tafel  werde  den  Unterricht 
nicht  belasten,  ihm  vielmehr  neuen  Reiz  geben. 

„Da  ich  nicht  Pädagoge  bin,  hielt  ich  es  für  noth wendig,  die  Tafel  vor 
der  Veröffentlichung  der  Prüfung  von  Fachmännern  zu  unterwerfen  und 
wandte  mich  desshalb  an  die  Schulverwaltung  des  Grossherzogthums  Hessen, 
dessen  Regierung  sich  durch  Rührigkeit  und  Verständniss  der  durch  die 
moderne  Ent Wickelung  dem  Staate  gestellten  Aufgaben  auszeichnet.  Nach- 
dem die  grossherzogliche  Regierung  das  Gutachten  mehrerer  hervorragender 
praktischer  Schulmänner  eingeholt,  hat  sie  die  Tafel  den  Directoren  der 
Schullehrer-Seminare  als  Lehrmittel  anempfohlen.  Die  obersten  Schul- 
behörden vieler  anderer  Staaten  sind  inzwischen  dem  Beispiel  Hessens  ge- 
folgt, indem  sie  entweder  den  Seminaren,  Haushaltungs schulen  und  anderen 
Bildungsanstalten  die  BeschafiFang  der  Tafel  empfahlen,  oder  wie  das  preus- 
sische  und  das  österreichische  Gultusministerium  die  Seminare  selbst  damit 
versorgten.  In  einem  deutschen  Staate  wurden  bereits  in  das  gerade  in  der 
Ausarbeitung  begriffene  Rechenbuch  für  Volksschulen  Beispiele  aus  der  Er- 
nährungslehre aufgenommen.  Auch  die  städtischen  Schulbehörden  beginnen 
neuerdings  grössere  Partieen  der  Nahrungsmitteltafel  für  ihre  Schulen  zu 
beschaffen.  Ich  gebe  mich  daher  der  Hoffnung  hin,  dass  das  von  mir  ange- 
strebte Ziel  mehr  und  mehr  erreicht  werden  wird. 

„Natürlich  muss  man  sich  bei  Ertheilung  von  Rathschlägen  in  Betreff 
zweckmässigerer  Gestaltung  der  ortsüblichen  Ernährung  vor  Einseitigkeit 
hüten  und  darf  liebgewonnene  und  in  den  thatsächlich  obwaltenden  Verhält- 
nissen begründete  Gewohnheiten  nur  insoweit  bekämpfen,  als  sie  unzweifel- 
haft schädlich  sind.  Selbst  Diejenigen,  welche  nicht  an  der  Richtigkeit  der  von 
der  Mehrheit  der  Sachverständigen  anerkannten  wissenschaftlichen  Theorie 
zweifeln,  werden  zugestehen,  dass  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Veranlagung 
und  der  Lebensbedingungen  der  Menschen  erhebliche  Abweichungen  von  den 
aufgestellten  Regeln  gefahrlos  sein  können.  Was  entschieden  verwerflich  ist, 
das  bekämpfe  man  und  zwar  mit  starken,  einleuchtenden  Gründen,  wie  es 
uöthig  ist,  wenn  man  eine  so  gewaltige  Macht,  wie  es  die  Gewohnheit  ist,  über- 
winden will,  man  halte  sich  aber  an  die  praktisch  wichtigsten  Dinge,  sei  nicht 
kleinlich  und  hüte  sich,  zu  viel  zu  verlangen,  man  erreicht  sonst  gar  nichts. 

„Zum  Schluss  will  ich  noch  bemerken,  dass  auch  Kochkunst-  und  ähn- 
liche Ausstellungen  der  guten  Sache  dienstbar  gemacht  werden  können,  wie 
dies  voriges  Jahr  in  Hannover  und  Leipzig  geschah." 


Es  lauten  die  von  dem  Herrn  Correferenten  aufgestellten 

Schlusssätze. 

(Nicht  zur  Abstimmung  bestimmt.) 

Als  Mittel,  die  Ernährung  der  ärmeren  Bevölkerung,  welche  vielfach,  besonders 
in  den  Industriestädten,  den  natürlichen  Anforderungen  nicht  entspricht  und 
desshalb  zu  schweren  Schäden  führt,  rationeller  zu  gestalten,  empfehlen  sich 
folgende  Maassregeln: 
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1.  Verbesserimg  der  Kost  deijenigen  Personen,  welchen  diese  fertiggestellt 
geliefert  wird,  also  besonders  der  Soldaten,  der  Insassen  geschlossener  An- 
stalten verschiedener  Art  und  der  Kostgänger  von  Arbeiter  -  Menagen, 
Volksküchen  u.  s.  w..; 

2.  Erleichterung  und  Verbilligung  der  Beschaffung  von  gesunden,  nähr- 
kraftigen  Lebensmitteln,  insbesondere  von  Seefischen,  Producten  der  Milch- 
wirthschaft  und  leichtverdaulichen  proteinreichen  vegetabilischen  Nahrungs- 
mitteln; 

3.  Belehrung  und  Anregung  zur  Selbsthülfe. 
Hierbei  ist  ins  Auge  zu  fassen: 

a)  Mündliche  Belehrung  durch  Arbeitgeber,  Aerzte  und  andere  Ver- 
trauenspersonen, sowie  die  Abhaltung  von  Vorträgen  in  Volksbildungs- 
und ähnlichen  Vereinen; 

b)  Verbreitung  leichtverständlicher  kleiner  Druckschriften; 

c)  Einrichtung  von  Kochschulen  für  arme  Mädchen,  in  welchen  neben 
praktischem  auch  theoretischer  Unterricht  ertheilt  wird; 

d)  Weckung  des  Verständnisses  für  die  Bedeutung  richtiger  Ernährung 
durch  den  Volksschulunterricht.  Und  zwar  kann  dies  geschehen, 
ohne  dass  man  genöthigt  wäre,  die  Ernährungslehre  als  besonderes 
Unterrichtsfach  zu  behandeln,  indem  man  die  sich  bei  dem  Unter- 
richt in  den  jetzt  eingeführten  Fächern  darbietenden  Gelegenheiten 
benutzt,  die  Kinder  über  das  Nährstoffbedürfniss  des  Menschen  und 
den  Nährstoffgehalt  der  wichtigsten  Volksnahrungsmittel ,  sowie 
deren  Preise  aufzuklären. 


Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet. 

Be^erangs-  and  Medieinal-Bath  Dr.  Wernich  (Berlin)  bespricht 

die  angefahrten  Emährungsexperimente  unter   den  Japanern,   die   darauf 
abzielen,  die  Grundlage  für  den  Eiweissbedarf  des  gesunden  Menschen  zu 
Terschieben.  Aus  diesen  Mittheilungen,  dass  bei  dem  sehr  geringen  Eiweiss- 
bedarf der  Japaner  doch  eine  normale  Ernährung  und  normale  Leistung 
erzielt  werde,  lese  man  immer  den  uns  geläufigen  normal  widerstandsfähigen 
Menschen    zwischen    den    Zeilen,    und  soviel  auch  gegen  diese  Auffassung 
geschrieben  worden  sei,  sie  erhalte  sich  immer.   Mit  diesem  normal  ernährfen 
Menschen   sehe  es  aber  in  Japan,  wie  er  au^  eigener  Anschauung  kennen 
gelernt  habe,  ganz  eigenthümlich  aus.     Jene  starken  Menschen,  die  in  den 
Keigebeschreibungen  vorkommen,  die  dortigen  Läufer  und  Ruderer,  die  glaube 
man  immer  alle  mit  einem  stabilen  Muskelsystem  begabt,  wie  es  der  Europäer 
habe.   Aber  das  Gegentheil  sei  der  Fall.     Wer  dort  ein  grosser  Ruderer  sei 
oder  über  sehr  starke  Armmuskeln  verfüge,  der  habe  ein  sehr  hinfälliges 
Mufikelsystem  an  den  Beinen,  und  wer  ein  Läufer  sei  und  ungeheure  Bein- 
niuskeln  producire,  der  habe  einen  sehr  schwach  entwickelten  Oberkörper. 
Dazukomme  die  auch  von  dem  Referenten  betonte  ausserordentliche  Labi- 
lität der  Gesundheit,   der   allgemeinen  Widerstandsfähigkeit,   worüber 
ST^nz  bestimmte  Zahlen  vorliegen.    Die  Mortalitätsziffer  überrage  ganz  erheb- 
lich alle  sonst  bekannten  Sterblichkeitsverhältnisse  und  man  erstaune,  welche 
^fer  z.  B.  Choleraepidemieen  in  Japan  fordern.     Den  grössten  Beweis  der 
Labilität  liefere  aber  die  Beri-Beri-Krankheit  (die  Kak-ke  der  Japaner),  diese 
i^thselbafte   Wassersucht  mit  Nervenlähmung,   die   in   Japan   eine    grosse 
Deutung  für  die  Mortalität  habe.    Seitdem  man  angefangen  habe,  auf  der 
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Flotte  eine  eiweissreiche  Nahrung  einzuführen,  habe  sich  die  Zahl  der  Er- 
krankungs-  und  Todesfalle  durch  Beri-Beri  ganz  ausserordentlich  vermindert, 
von  einigen  40  Proc.  der  SchifTsbevölkerung  sei  die  Betheiligung  an  dieser 
Krankheit  in  Folge  der  veränderten  Eiweissernährung  auf  4  bis 
6  Proc.  zurückgegangen. 

Dies  spreche  deutlich  gegen  die  Zulässigkeit  allzu  geringer  Eiweiss- 
mengen  in  der  Nahrung,  und  er  stimme  vollständig  dem  Herrn  Referenten 
bei,  wenn  er  für  Alles,  was  in  Europa  bei  der  allgemeinen  Ernährung  etwa 
geändert  oder  eingeführt  werden  sollte,  an  den  alten  Ernähiningsgrundsätzen 
der  Münchener  Schule,  den  Voi tischen  Sätzen,  festhalte,  diesen  Sätzen,  die 
weit  mehr  Beziehung  zum  wirklichen  Experimente  haben,  als  jene  zufälligen 
Wägungen  und  jene  Trugschlüsse  aus  Ostasien. 

Priratdocent  Stabsarzt  Dr.  Jaeger  (Stuttgart)  betont  zu  der  von 

dem  Herrn  Correferenten  als  gut  bezeichneten  Ernährung  der  Soldaten,  dass 
die  militärische  Ernährung  erst  auf  Grund  der  Yoi tischen  Arbeiten  eine 
bessere  geworden  sei  und  dass  man  an  seinen  Zahlen,  so  viel  dies  möglich 
sei,  festhalte.  Dabei  komme  es  natürlich  vor,  dass  Hülsenfrüchte  auch  zu 
Zeiten  verabreicht  würden,  in  denen  sie  der  Mensch  nicht  mehr  gern  esse^ 
im  Beginn  des  Sommers,  und  da  es  doch  darauf  ankomme,  wie  viel  Eiweiss 
gegessen,  nicht  wie  viel  verabreicht  werde,  so  müsse  das  Bestreben  darauf 
gerichtet  sein,  bei  der  militärischen  Ernährung  mehr  thierisches  Eiweiss  zu 
geben. 

Was  ferner  die  Vorschläge  des  Herrn  Correferenten  zur  Hebung  der 
Ernährung  der  arbeitenden  Glassen  betreffe,  speciell  die  Eochschuleu,  so 
sehe  er  nicht  ein,  warum  man  diese  auf  die  ärmeren  Classen  beschränken 
solle;  man  solle,  wie  beispielsweise  in  Stuttgart,  auch  den  jungen  Mädchen 
höherer  Stände  die  Möglichkeit  geben,  in  solchen  Kochschulen  zu  lernen^ 
sich  von  einer  rationellen  Ernährung  in  wissenschaftlichem  Sinne  selbst 
einen  Begriff  zu  bilden.  Für  die  ungebildeten  Mädchen  sei  die  beste  und 
leistungsfähigste  Kochschule  ihre  Dienstzeit  in  einem  gebildeten  Hause,  wo- 
fern die  Frau  des  Hauses  selbst  Trägerin  der  richtigen  Ideen  über  die 
Ernährung  des  Volkes  sein  könne.  Wie  die  freien.  Jedem  zugänglichen 
Frauenarbeitsschulen  aus  kleinen  localen  Bedürfnissen  zu  einer  gewaltigen 
ßlüthe  sich  entwickelt  haben,  und  sich  die  Ausbildung  der  weiblichen  Bevöl- 
kerung in  Näharbeiten  in  Folge  dieser  Arbeitsschulen  bedeutend  gehoben 
haben,  gerade  so  werde  es  auch  mit  den  Koch-  und  Haushaltungsschulen 
sein,  wenn  man  sie  nicht  als  Wolilthat  für  die  unbemittelten  Classen  ein- 
richte, sondern  wenn  man  sie  Jedem  zur  freien  Benutzung  und  freien  Ver- 
fügung stelle. 

Dr.  med.  Wehsarg  (Elsava)  giebt  Mittheilungen  aus  seinem  Wohn- 
ort, einem  der  ärmsten  Districte  ünterfrankens,  wo  er  in  den  letzten  sechs 
Jahren  die  günstige  Wirkung  von  Strick-,  Näh-  und  Kochschulen  habe  beob- 
achten können  und  gesehen  habe,  wie  das  anfangs  vorhandene  Misstrauen 
gegen  diese  Schulen  mehr  und  mehr  geschwunden  sei. 

StadtHChaltheiSS  Bfimelin  (Stuttgart)  erkläi*t  sich  mit  den  Schluss- 
sätzen des  Herrn  Correferenten  nach  keiner  Richtung  hin   einverstanden 
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Wenn  man  die  vorliegende  Frage  nicht  auf  die  Grundsätze  richtiger  Er- 
nährung, d.  h.  auf  den  Eiweissumsatz ,  hezw.  auf  die  Erziehmg  des  Stick- 
stofifgleichgewichtes  beschränke,  so  verlege  man  dieselbe  zweifellos  vom 
hygienischen  Gebiete  auf  das  social -wirthschaftliche.  Dieses  aber  sei  mit 
dem  Vorschlag  solcher  Palliativmittelchen  kaum  gestreift,  jedenfalls  aber 
nicht  erschöpft. 

Die  Ziffer  1  der  Schlusssätze,  die  Verbesserung  der  Kost  derjenigen 
Personen,  welchen  diese  fertiggestellt  geliefert  werde,  also  besonders  der 
Soldaten,  der  Insassen  geschlossener  Anstalten  verschiedener  Art  komme  nach 
der  Begründung  des  Herrn  Correferenten  ganz  von  selbst  in  Wegfall,  da 
bei  dem  Militär  bereits  eine  rationelle  Kost  eingeführt  und  mau  stets  be- 
strebt sei,  noch  weitere  Verbesserungen  zuzufügen  und  auch  die  Kost  in 
den  Gefangnissen,  den  Spitälern  etc.  kaum  einen  begründeten  Tadel  zulasse. 
Was  Punkt  2  betreffe,  die  Erleichterung  und  Verbilligung  der  Beschaf- 
fung von  gesunden,  nährkräftigen  Lebensmitteln,  so  sei  er  selbstverständlich 
mit  diesem  Wunsche  ganz  einverstanden ;  wichtiger  aber  als  die  Beschaffung 
gesunder  Lebensmittel  erscheine  ihm  die  Entfernung  der  ungesunden,  und 
hier  finde  er  eine  Lücke  in  den  Schlusssätzen,  die  Nichtberücksichtigung 
der  wichtigen  Frage  der  Nahrungsmittelverfälschung  und  -Verringerung, 
die  gerade  bei  den  ärmeren  Classen  in  erster  Linie  in  Betracht  komme, 
zumal  unser  deutsches  Reichsgesetz  betreffs  Nahrungsmittelverfälschungen 
zur  Zeit  noch  ein  äusserst  unvollkommenes  und  ungenügendes  sei.  Hierüber 
hätte  in  den  Schlusssätzen  doch  etwas  gesagt  werden  sollen. 

Was  nun  den  dritten  und  Hauptpunkt  betreffe,  die  Belehrung  und  An- 
regung zur  Selbsthülfe,  so  müsse  er  in  erster  Linie  betonen,  dass  man  es 
mit  Arbeitern  zu  thun  habe,  mit  Arbeitern,  deren  Glauben  an  das  eherne 
Ijohngesetz  eben  kaum  oder  doch  nur  sehr  schwer  zu  erschüttern  sei,  d.  h. 
an  das  Gesetz,  dass   sich  dauernd  die  Höhe  des  Lohnes   nicht   über  das 
Existenzminimum   erhebe.      Verringere   man   nun   dieses  Existenzminimum 
durch  die  Beschaffung  billigerer  eiweisshaltiger  Lebensmittel,  so  habe  der 
Arbeiter  das  unwiderlegliche  Misstrauen,  dass  ihm  etwas  geboten  werde, 
was  die  Summe  seines  Lohnes  gefährde,  und  das  möchte  er  von  dem  Deut- 
schen Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege,  der  doch  über  aller  Tages- 
politik und  auch  über  allen  socialpolitischen  Einrichtungen  stehe,  vermieden 
wiggen.    Denn  wenn  der  Verein,  dessen  Sache  es  unmöglich  sein  könne,  das 
eherne  Lohngesetz  zu  bekämpfen,  dazu  übergehe,  die  Mittel   anzugeben, 
welche  bei  der  ärmeren  Bevölkerung  den  Grundsätzen  richtiger  Ernährung 
Geltung  verschaffen  sollen,  so  begebe  er  sich  auf  das  schwierige  und  ab- 
schüssige Gebiet  der  Socialpolitik  und  das  solle  der  Verein  vermeiden,  und 
jedenfalls  dann,  wenn  er  der  Arbeiterbevölkerung  doch  nur  kleine  Palliativ- 
nuttel  zu  geben  im  Stande  sei.     Mündliche  Belehrung  der  Arbeiter  durch 
<»Je  Arbeitgeber  in  einer  Zeit,  wo  die  socialen  Gegensätze  so  scharf  seien, 
•^^ißge  ihm  wie  ein  Gruss  aus  alter  Zeit.     Auch   der  Verbreitung  leicht- 
verständlicher kleiner  Druckschriften  vermöge  er  keinen  Werth  beizulegen, 
«enn  wenn  der  Arbeiter,  der  nach   10-  bis  12 stündiger  Arbeitsdauer  aus 
^ißer  Grube  herauffahre  oder  aus  seiner  Fabrik  heimkehre,  überhaupt  noch 
etwas  lese,  so  seien  dies  gewiss  keine  Druckschriften  über  hygienische  Fragen, 
bnd  ebenso  erscheine  ihm  die  Weckung  des  Verständnisses  für  die  Bedeutung 
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richtiger  Ernährung  durch  den  Volksschulunterricht  zur  Zeit  auch  nur  ein 
frommer  Wunsch.  Und  so  lange  nicht  eine  eigentliche  Ernährungslehre  in 
das  Unterrichtsprogramm  auch  der  höheren  Schalen  aufgenommen  werde, 
halte  er  einen  solchen  Vorschlag  für  gefahrlich  und  bedenklich,  denn  es 
könne  nicht  ausbleiben,  dass,  wenn  ein  Kind,  dem  man  solche  Ernährungs- 
lehre in  der  Volksschule  gepredigt  habe,  die  Resultate  dieses  Unterrichts 
mit  heimbringe,  es  von  seinem  socialdemokratischen  Vater  mit  Misstrauen 
und  Unglauben  empfangen  werde. 

Correferent  Stadtrath  Kalle  lehnt  den  Vorwurf  der  Un Vollstän- 
digkeit ab.  Bei  der  Kürze  der  gegebenen  Zeit  habe  er  sich  auf  Be- 
sprechung des  Nächstliegenden  und  unmittelbar  Wirkenden  beschränken 
müssen.  Die  Bedeutung  besserer  wirthschaftlicher  Erziehung  der  Töchter 
bemittelter  Familien  erkenne  er  an  und  ebenso,  dass  deren  Tüchtigkeit  als 
Hausfrauen  günstig  auf  ihre  Dienstboten  zurückwirke.  Er  habe  aber  nicht 
Ton  Haushaltungsschulen  für  vermögende  Mädchen  gesprochen,  eben  weil 
dergleichen  Einrichtungen  nur  mittelbar  wirkten.  Uebrigens  sei  auch  diese 
Wirkung  keine  so  allgemeine,  als  man  anzunehmen  scheine,  denn  die  Mehr- 
heit der  Mädchen  aus  den  ärmeren  Classen  gehe  überhaupt  nicht  in  Dienst. 

Der  behauptete  Widerspruch  zwischen  seiner  ersten  These  und  seinen 
mündlichen  Ausführungen  bestehe  nicht.  Er  habe  vorhin  allerdings  an- 
erkannt, dass  unsere  Armeeverwaltung  der  Verköstigungsfrage  in  hervor- 
ragender Weise  ihre  Aufmerksamkeit  zuwende,  habe  aber  gleichzeitig  auf 
die  weiter  erwünscht  scheinenden  Verbesserungen  hingewiesen.  In  einem 
Vortrage  über  „  Volksernährung ^  über  die  Kost  in  Strafanstalten  zu  sprechen 
habe  er  nicht  für  passend  gehalten.  Auch  ein  tieferes  Eingehen  auf  die  an 
die  Gesetzgebung  zu  stellenden  Anforderungen  sei  ihm  an  dieser  Stelle 
unzweckmässig  erschienen,  er  habe  aber  ausdrücklich  gesetzliche  und  Ver- 
waltungs- Maassregeln  verlangt,  um  vor  Betrug  mit  schlechten  und  ver- 
fälschten Nahrungsmitteln  zu  schützen. 

Ganz  unverständlich  seien  ihm  die  Einwürfe  gegen  seine  Thesen  be- 
treifend die  Erziehung  zur  Selbsthülfe.  Das  sogenannte  „eherne  Lohngesetz ^ 
sei  falsch  und  werde  selbst  von  den  Socialdemokraten  nicht  mehr  aufrecht 
erhalten,  und  wenn  der  Vorredner  jede  socialpolitische  Wirksamkeit  als 
nicht  in  die  Competenz  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege fallend  verwerfe,  so  setze  er  sich  mit  der  seit  Bestehen  des  Vereins 
geübten  Gepflogenheit  in  Widerspruch,  denn  ein  sehr  grosser  und  als  be- 
sonders segensreich  bewährter  Theil  der  Vereinsthäigkeit  sei  socialpolitischer 
Natur  gewesen. 

Referent  FriTatdoceot  Dr.  Pfeiffer  wendet  sich  gegen  die 
Aeusserung  des  Herrn  Stadtschultheiss  Rümelin,  der  den  ersten  der  Schluss- 
sätze des  Herrn  Correferenten  für  überflüssig  erklärt  habe,  da  die  Kost  in 
Anstalten  heutzutage  zu  keinem  Tadel  mehr  Aulass  gebe.  Dem  sei  doch 
nicht  so.  Wenn  auch  gerade  durch  das  Wirken  der  Hygieniker  und  dieses 
Vereins  Vieles  hierin  besser  geworden  sei,  so  gebe  es  doch  noch  gar  manche 
Beispiele,  dass  die  Kost  in  Gefängnissen  oder  Krankenhäusern  eine  mangel- 
hafte und  sehr  verbesserungsbedürftige  sei.     Auch  den  Vorwurf,  dass  die 
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Verfälschung  der  Nahrungsmittel  nicht  genügend  berücksichtigt  worden  sei^ 
könne  er  nicht  für  berechtigt  anerkennen.  Denn  dann  hätte  man  noch 
manches  Andere  hinzunehmen  müssen,  z.  B.  die  Conserviruug  der  Nahrungs- 
mittel, in  Betreff  derer  Prof.  Hof  mann  auf  der  Versammlung  in  Leipzig 
darauf  hingewiesen  habe,  welche  Nachtheile  gegenwärtig  in  wirthschaftlicher 
Beziehung  durch  ungenügende  Conservirung  der  Nahrungsmittel  entstehen. 
Aber  diese  Punkte  betreffen  ebenso  sehr  den  Wohlhabenden  wie  den  Aermeren,. 
bei  dem  heutigen  Thema  aber  habe  es  sich  nur  um  die  Mittel  gebandelt,, 
den  Grundsätzen  richtiger  Ernährung  bei  der  ärmeren  Bevölkerung  Geltung 
zu  verschaffen. 

Was  nun  die  Belehrung  und  Anregung  zur  Selbsthülfe  betreffe,  so 
müsse  man  ja  anerkennen,  dass  vielfach  die  Bevölkerung  der  Belehrung,, 
der  Selbsthülfe  sehr  wenig  zugänglich  sei.  Aber  man  könne  doch  hoffen,, 
dass  durch  die  Erziehung  das  Volk  allmälig  in  höherem  Grade,  als  bis 
jetzt  der  Fall  sei,  zu  einem  selbstständigen  Urtheil  in  dieser  Frage  gelange 
und  dass  alsdann  die  Belehrung  und  Anregung  auf  einen  fruchtbareren  Boden 
falle.  Aber  diese  Bestrebungen  aufzugeben,  weil  sie  bisher  noch  nicht  viel 
erzielt  haben,  dazu  liege  doch  keine  Veranlassung  vor. 

Bfirgermeister  Hofrath  Dr.  Steidle  (Würzburg)  beantragt  Namens 
des  Bureaus  folgende 

Resolution: 

„Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege  spricht  den  Herren  Referenten  seinen  Dank  aus 
und  empfiehlt  neben  der  Bekämpfung  der  Nahrungs- 
mittelfälschung  die  Schlusssätze  der  Referenten  den  in 
Betracht  kommenden  Behörden,  Arbeitgebern  und  Ver- 
einen  zur  möglichsten  Beachtung.^ 

Trotz  des  Widerspruches   des  Herrn  Stadtschultheiss  Rümelin  solle 

seiner  Ansicht  nach    der  Verein  sich  für  die  Schlusssätze  des  Referenten 

aussprechen.     In  der  That  sei  die  Kost  in  vielen  geschlossenen  Anstalten 

noch  durchaus  verbesserungsbedürftig,  nicht  nach  Seite  des  Wohlgeschmacks,. 

wohl  aber  nach  Seite  des  Nährwerthes  und  des  Nährstoffgehaltes ,  und  Ver- 

hesseningen  in  dieser  Richtung  seien  von  heilsamer  Wirkung  auf  die  Gesund- 

heil  der  Insassen.  Auch  das  Verlangen  nach  Erleichterung  und  Verbilligung 

von  gesunden,  nährkräftigen  Lebensmitteln,  was  ja  nicht  nur  der  ärmeren, 

sondern  der  ganzen  Bevölkerung  zu  Gute  komme,  sei  gewiss  ein  vollberech- 

^^s  und  von  den  Mitteln  zur  Belehrung  und  Selbsthülfe,  speciell  von  den 

-Arbeitsschulen,  den  Kochschulen  sei  doch  viel  Gutes  hier  mitgetheilt  worden 

«nd  für  die  Zukunft  npch  zu  erwarten.    Er  empfehle  also  die  Annahme  der 

▼on  ihm  vorgeschlagenen  Resolution. 

Dieselbe  wird  bei  der  nun  folgenden  Abstimmung  einstimmig  an- 
genommen. 

Schluss  der  Sitzung  12V''4  Uhr. 


94    XVIII.  Versamml.  d.  D.  V^ereins  f.  off.  Gsndhpflg.  zu  Würzburg. 


Dritte   Sitzung. 

Sonnabend,    den  27.  Mai   1893,  Vormittags  9  Ulir. 

Vorsitzender  Baarath  Stfibben  eröffnet  die  Sitzung  mit  einigen 
geschäftlichen  Mittheilungen.  Hierauf  kommt  Nr.  4  der  Tagesordnung  zur 
Verhandlung : 

Yorbeugungsmaassregeln  gegen  Wasser- 
vergeudung. 

Referent:  Wasserwerksdirector  Kfimmel  (Altona)^): 

„Es  ist  eine  längst  bekannte  Thatsache,  dass  die  Wasserwerke  grosse 
Verluste  erleiden  durch  Wassermengen,  die  ungenützt  weglaufen.  Diese 
Verluste  sind  weit  erheblicher,  als  man  im  Allgemeinen  glaubt,  sie  erreichen 
in  manchen  Städten  eine  solche  Höhe,  dass  die  ausreichende,  ununterbrochene 
Versorgung  der  gesammten  Einwohnerschaft  durch  sie  beeinilusst  wird,  weil 
das  aus  Quellen  oder  Grundwasser  herkommende  Wasser  in  seiner  Menge 
beschränkt  ist  oder  die  Maschinenkraft  der  Pumpwerke  und  die  für  ver- 
.^jtändigeu  Verbrauch  berechnete  Weite  der  Rohrleitungen  nicht  ausreichen, 
um  den  unvernünftig  gesteigerten  Anforderungen  an  die  Lieferfähigkeit  der 
Wasserwerke  zu  genügen. 

„Die  Wasserwerke  haben  sowohl  den  Wasserbedarf  der  Communen,  als 
den  privaten  Bedarf  der  Einwohner  zu  decken.  Die  Communen  gebrauchen 
Wasser  für  Feuerlöschzwecke,  Strassenreinigung,  Strassenbesprengung,  Canal- 
«pülung;  die  Einwohner  Wasser  zum  Trinken  und  Kochen,  für  die  Rei- 
nigung der  Wohnhäuser,  für  Bäder,  Gewerbebetriebe  der  verschiedensten 
Arten,  Besprengung  der  Gärten  u.  s.  w.;  in  Städten  mit  Schwemmcanali- 


^)  Der  Referent,  der  bald  nach  der  Würzburger  Versammlung  zum  Besuch  der  Colum- 
i)ischen  Weltausstellung  und  zur  Tlieilnahme  an  dem  internationalen  Ingenieurcongress  in 
Chicago  nach  Amerika  reiste,  ist  dort  einem  Brechdurchtall  erlegen.  Er  starb  am  19.  Juli, 
i}\}  Jahre  und  6  Monate  alt,  im  Oakland-Hötel  zu  Chicago,  und  i8t,  seinem  Wunsche  ge- 
mäss, dorten  l>egraben  worden.  Bei  der  Beliebtheit  und  dem  Ansehen,  deren  der  Ver- 
«itorbeue  sich  in  weiten  Kreisen  erfreute,  hat  sein  Tod  in  der  Heimath  allenthalben  Tbeil- 
nahme  und  tiefe  Trauer  erregt.  KümmePs  Vielseitigkeit,  sein  reiches  Wissen  und  Können, 
sein  Kunstsinn  und  Kunstverständniss,  sowie  seine  Schaffenslust  und  Schaffen skrafl  sicherten 
ihm  eine  angesehene  Stellung  überall,  wo  er  wirkte.  Auf  hygienischem  Gebiete  hat  er  sich 
unter  Anderem  durch  den  vorzüglichen  Betrieb  seines  Wasserwerkes  während  der  vor- 
iährigen  Cholera- Epidemie  in  Hamburg -Altoaa,  durch  seine  Thätigkeit  in  der  Arbeiter- 
wohnungsfrage und  durch  seinen  am  21.  März  dieses  Jahres  im  Berliner  Architektenverein 
gehaltenen  Vortrag:  „Ueber  die  Aufgaben  des  Ingenieurs  bei  plötzlich  eintretenden  Seuchen** 
vortheilhaft  bekannt  gemacht.  Auch  durch  seinen  letzten  Vortrag  auf  der  Würzburger  Ver- 
>ammlung  hat  er  sich  Dank  und  ehrendes  Andenken  im  Deutschen  Verein  tiir  öüentliche 
iJesundheitsptlege  gesichert.  Der   Ausschuss. 
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satiou  daneben  Wasser  für  das  Wegschwemmen  der  Fäcalien  aus  den 
Wasserciosets. 

„Der  Verbrauch  für  öflFentliche  Zwecke  ist  in  Berlin  etwa  OV*,  Dres- 
den 8,  Breslau  5V«»  Stettin  6,  Düsseldorf  5,  Hannover  2^3  Proc.  des  Ge- 
sammtyerbrauches,  während  die  süddeutschen  Städte  mit  laufenden  Brunnen 
erheblich  mehr  für  öffentliche  Zwecke  verwenden,  z.  B.  Würzburg  etwa  28, 
Karlsruhe  25,  Nürnberg  etwa  26  Proc.  Das  weitaus  meiste  Wasser  ge- 
brauchen die  Einwohner,  mindestens  wird  es  für  diese  geliefert;  duss  sie  es 
zum  Theil  nutzlos  weglaufen  lassen,  ist  gewiss. 

„Dieses  nutzlose  Weglaufen,  Vergeudung  genannt,  wird  im  Wesent- 
lichen durch  folgende  Ursachen  veranlasst: 

1.  Brüche    und   Undichtigkeiten    der    gusseisernen    Strassenleituugen 
(Hauptleitungen) ; 

2.  Brüche  und  Undichtigkeiten  der  zu   den  Grundstücken  führenden 
Zweigleitungen ; 

3.  Brüche  und  Undichtigkeiten  der  Röhren  und  Wasserversorgungs- 
anlagen  im  Inneren  der  Grundstücke; 

4.  absichtliches  oder  nachlässiges  Weglaufeulassen  der  Bewohner. 

„1.  Brüche  und  Undichtigkeiten  kommen  an  den  gusseisernen  Haupt- 
leitungen wiederholt  vor;  Undichtigkeiten  an  den  Mufifen-  und  Flanschen- 
verbindungen, Brüche  quer  oder  in  der  Länge  der  Röhren  namentlich  im 
Winter,  sind  allen  Wasserwerken  bekannt;  der  Verlust  durch  diese  ist  aber 
nur  gering,  weil  entweder  die  Leckstellen  ganz  unerheblich  oder  diese  gleich 
80  erheblich  sind,  dass  der  Leck  sich  durch  Einsinken  der  Strassenober- 
fläche,  Eindringen  von  Wasser  in  benachbarte  Keller  oder  Siele,  endlich 
durch  veränderten  Wasserdruck  in  den  Nachbarhäusern  bemerklich  macht. 
Eine  einigermaassen  sorgfältige  Verwaltung  wird  diese  Verluste  auf  einem 
Mindestmaass  zu  halten  wissen. 

„2.   Brüche  und  Undichtigkeiten  der  Zweigleitungen   sind   wesentlich 
häufiger  und  wesentlich  schwerer  zu  finden.     Diese  Zweigleitungen  werden 
bei  grösseren  Weiten  von  gusseisernen  Röhren,  bei  geringeren  Weiten  von 
Bleiröhren,  Zinnröhren  mit  Bleimantel  oder  galvanisch  verzinkten  Schmiede- 
«isenröhren  hergestellt.     Gusseiseme  Zuleitungen  für  alle  Grundstücke  sind 
selten,  galvanisirte  Röhren  in  vielen  süddeutschen  Städten  gebräuchlich,  die 
Veit  überwiegende  Mehrzahl  aller  Zuleitungen  in  deutschen  Städten  ist  aus 
Bleiröhren  oder  Zinnbleiröhren  hergestellt.    Diese  Röhren  werden  in  Rollen 
verschickt  und  beim  Verlegen  in   dem  quer  durch   die  Strassen  führenden 
Bohrgraben  wieder   abgerollt.    Bei  dieser  Arbeit  sind*  Knicke  und  Beulen 
iiur  bei  sorgfaltigster  Ausführung   zu    vermeiden;  jede  Beule   bildet   eine 
Querschnitts  Verengung ,   in   welcher   die   Stoss  Wirkung   des   plötzlich   unter- 
brochenen   Wasserlaufes   wie    ein    Hammerschlag   wirkt,   der,   tausendfach 
wiederholt,  das  Rohr  von  innen  trifft,  es  aufweitet,  dadurch  die  Wandstärke 
schwächt  und  das  Rohr  endlich  zum  Platzen  bringt.     Zuerst  bildet  sich  ein 
^^nz  feines  Loch,  das  sich  durch  die  fressende  Wirkung  des  ausfliessenden 
'Hassers  fort  und  fort  erweitert,  bis  endlich  die  Wassermenge  so  gross  wird, 
^M8  sie  auf  dem  bisherigen  Abflusswege  nicht  ferner  abgeführt  werden  kann 
oder  die  Versorgung  des   Grundstückes   durch  diesen   unbeabsichtigten  Ab- 
merklich beeinträchtigt  wird.    Als  Abflussweg  für  diese  austretenden 
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Wassermengen  bietet  sich  in  der  Regel  der  Anschluss  an  die  städtische 
Canalisation ,  in  deren  Nähe  in  den  meisten  Fällen  die  Wasserzuleitung 
nach  den  Grundstücken  gelegt  wird. 

„Galvanisirte  Röhren  leiden  durch  das  Verrosten,  gusseiseme  durch 
Querbrüche,  aber  doch  weniger  als  Bleiröhren.  Daneben  werden  auch  manche 
Anschlüsse  und  Zuleitungen  an  die  Hauptröhren  geringe  Mängel  aufweisen. 

„3.  Brüche  und  Undichtigkeiten  an  den  Röhren  und  Wasserversorgungs- 
anlagen  in  den  Grundstückeu  veranlassen  wohl  die  meisten  Wasserverluste. 
In  der  Mehrzahl  der  deutschen  Städte  beschränkt  sich  die  Controle  der 
Wasserwerke  lediglich  auf  die  Herausgabe  von  Vorschriften  für  die  Her- 
stellung häuslicher  Anlagen,  insbesondere  welche  Einrichtungen,  Rohrstärken 
u,  dergl.  vorgeschrieben  bezw.  verboten  sind,  eine  wirksame  Ueberwachung, 
dass  die  ausgeführten  Anlagen  wirklich  den  oft  sehr  vortrefflichen  Vor- 
schriften entsprechen,  besteht  nur  in  einzelnen  Orten.  Die  Hausbesitzer 
sind  desshalb  in  der  Regel  dem  Ermessen  der  sogenannten  Installateure 
und  deren  Zuverlässigkeit  vollständig  oder  nahezu  vollständig  überliefert, 
was  einer  grossen  Zahl  von  ihnen  gar  nicht  unangenehm  ist,  weil  sie  so  in 
der  Lage  sind,  durch  scharfe  Concurrenz  recht  billige,  freilich  auch  oft  recht 
schlechte  mechanische  Anlagen  erhalten  zu  können. 

„Eine  Prüfung  der  Röhren,  ob  sie  den  Vorschriften  über  Mindestgewicht 
bezw.  Gleichmässigkeit  der  Wandstärke  entsprechen,  ob  die  Zapfhähne  dauer- 
haft und  zweckmässig  geliefert,  ob  die  Closets  wirklich  gut  construirt  sind, 
kann  der  Nichtfachkundige  kaum  vornehmen,  die  Folge  davon  ist  die  Wahl 
viel  zu  enger  und  zu  leichter  Röhren,  ungünstig  construirter,  sich  stark  ab- 
nutzender Hähne  u.  s.  w. 

„Werden  diese  zu  dünnwandigen  Röhren  in  den  Häusern  den  vielfachen 
nöthigen  Krümmungen  entsprechend  verlegt,  so  sind  hier  die  Beulen  und 
Knicke  und  die  Brüche  in  Folge  derselben  noch  viel  zahlreicher,  als  bei  den 
meist  besser  controlirten  geraden  Zuleitungen  auf  der  Strasse.  So  weit  die 
Röhren  sichtbar  zu  Tage  treten  oder  in  den  aufsteigenden  Wänden  verputzt 
sind,  zeigen  sich  die  Leckstellen  schnell  und  werden  schon  im  eigenen  Inter- 
esse der  Hausbesitzer  bald  gebessert.  Schlimmer  steht  es  mit  den  Leck- 
stellen an  den  in  der  Erde  oder  unter  dem  Kellerfussboden  verlegten  Röhren, 
besonders  wenn  in  ihrer  Nähe  das  Sielrohr  liegt;  hier  kann  Monate  lang 
das  Wasser  im  Siel  weglaufen,  ehe  der  Leck  gefunden,  der  Wasserverlust 
behoben  wird.  Wie  gross  die  Verluste  dieser  Art  sind,  dürfte  eine  Besichti- 
gung der  vorliegenden  Auswahl  aus  der  Sammlung  unseres  Wasserwerkes 
ergeben;  ein  jedes  Stück  trägt  die  Bezeichnung,  wie  viel  Wasser  täglich 
und  monatlich  durch  den  Bruch  verloren  ist,  in  einzelnen  Fällen  handelt  es 
sich  um  Verluste  von  Tausenden,  die  nicht  den  Hausbesitzern,  sondern  in 
Folge  der  Bezahlungsweise  für  geliefertes  Wasser  nach  fester  Taxe  dem 
Wasserwerke  selbst  erwachsen  sind^). 


^)  Die  ausgelegten  zahlreichen  Stücke  ron  Bleiröhren  zeigten  Risse  und  aufgeplatzte 
Stellen  verschiedensten  (Jmfanges,  Röhren,  die  von  Ratten  angenagt  und  von  Kalk  oder 
Cemeut  bei  Zutritt  von  Feuchtigkeit  angefressen  waren.  Bei  allen  war  durch  Messung  des 
ansfliessenden  Wassers  der  Verlust  festgestellt,  die  bei  dem  ärgsten  Risse  jährlich  23  330  cbm, 
bei  einem  durch  Rat tenfrass  veranlassten  Loch  jährlich  12  100  cbm,  bei  einem  zweiten  ähn- 
lichen Rohre  mit  sehr  feinem  Loch  doch  schon  1555  cbm  jährlich  betragen  hat. 


Kümmel,  Vorbeuguugsmaassrcgelu  gegen  Wasservergeuduug.     97 

„Auch  die  Wasserverluste  durch  die  Zapfstellen,  Hähne  aller  Ai*t,  sind 
beträchtlich;  ein  schwach  rinnender  Hahn  lässt  leicht  700  Liter  pro  Tag 
wegfliessen.  Tausende  solcher  Leckstellen  geben  einen  grossen  Verlust.  Dem 
Wasserabnehmer  bezw.  Hausbesitzer  kostet  die  Reparatur  des  leckenden 
Hahnes  Geld,  das  weglaufende  Wasser  in  den  meisten  Fällen  nichts,  er 
unterlässt  desshalb  sehr  häufig  die  Reparatur  bis  dahin,  wo  diese  durchaus 
nöthig  ist,  um  grösseren  Schaden  von  sich  abzuhalten. 

„Am  schlimmsten  sind  die  Wasserverluste  bei  den  Schwimmerhühnen 
der  Wasserbehälter  und  bei  den  Wasserciosets.  Schwimmerhähne  lecken 
eigentlich  fortwährend,  vielleicht  mit  Ausnahme  einiger  stossweise  schliessen- 
der,  aber  desshalb  nachtheiliger  Constructiouen.  Die  Wasserbehälter  werden 
in  der  Regel  hoch  und  schwer  zugänglich  aufgestellt  und  stets  mit  Ueber- 
laufrohr  ausgestattet;  in  diesem  läuft  das  Leckwasser  fort  und  fort  unmerk- 
bar weg,  bis  der  Leck  so  stark  geworden  ist,  dass  der  Ueberlauf  nicht  mehr 
ausreicht. 

^  Viele  und  leider  die  gebräuchlichsten  Closetcoustructionen  haben  den 
gleichen  Mangel,  auch  bei  deren  durch  unverständigeu  Gebrauch  stark  ab- 
nutzenden Spülanlagen  kann  das  weglaufende  Wasser  in  leichtester  Weise 
abfliessen,  oft  unmerklich,  in  der  Regel  sehr  merklich  und  doch  oft  über- 
sehen, um  die  Reparaturkosten  zu  sparen. 

„4.  Nachlässiges  Weglaufen  von  Wasser  war  in  den  eben  erwälinten 
Fällen  vorhanden,  absichtliches  Weglaufen  ist  daneben  nicht  selten,  da  viele 
Hausfrauen  die  Luft  in  ihren  Küchen,  Closets  u.  s.  w.  zu  kühlen  und  zu 
ferbessern  glauben,  wenn  sie  die  Hähne  öffnen  und  Stunden  lang  das 
Wasser  fliessen  lassen.  Dass  Wäsche  in  den  Waschzubern,  Flaschen  und 
andere  Gegenstände  in  Gefassen  durch  fortwährendes  Wasserlaufen  aus- 
gewässert und  gespült  werden,  um  die  Mühe  der  Handarbeit,  des  Aus- 
schwenkens  u.  s.  w.  zu  ersparen,  dass  die  Rasenplätze  Tage  lang  berieselt 
werden,  ohne  dass  die  Abnehmer  zu  derartigem,  in  der  Regel  verbotenem 
Wasserverbrauch  berechtigt  sind,  ist  jedem  Wasserwerksbeamten  mein'  als 
genügend  bekannt. 

„Schon  seit  langen  Jahren  sind  die  Wasserwerke  bemüht,  diese  Verluste 
anfzaiinden  und  herabzumindern.  Am  eifrigsten  und  erfolgreichsten  hat 
woW  der  städtische  Ingenieur  und  Director  der  Wassci^werke ,  George 
F.Deacon  in  Liverpool,  gegen  die  Vergeudungen  gearbeitet,  veranlasst 
durch  die  in  den  sechziger  Jahren  wegen  des  stets  steigenden  Verbrauches 
und  der  unzureichenden  zur  Verfügunj^  stehenden  Wassermenge  in  seiner 
Stadt  eingetretenen  Unzuträglichkeiten.  Herr  Dcacou  construirte  einen 
selbstregistrirenden  Wassermesser,  der  in  die  Hauptleitungen  eingeschaltet 
werden  kann  und  so  eingerichtet  ist,  dass  er  grosse,  aber  auch  die  geringsten 
darchfliessenden  Mengen  graphisch  anzeigt.  Wird  ein  solcher  Messer  mit 
den  durch  Absperrschieber  von  dem  übrigen  Rohrnetze  abgetrennten  Lei- 
tungen eines  Districtes  derart  verbunden,  dass  alles  aus  diesem  abfliessende 
Nasser  durch  den  Messer  gehen  muss,  so  zeigt  das  Diagramm  des  Messers 
den  Verbrauch  einer  jeden  Zeiteinheit  des  ganzen  Tages  an,  sowohl  während 
der  Tagesstunden,  in  denen  die  Bewohner  Wasser  gebrauchen,  als  während 
der  Nachtstunden ,  in  denen  weni^  oder  gar  kein  Wasser  verbraucht,  wohl 
aber  Wasser  vergeudet  wird,  wenn  Leckap^e  oder  absichtliches  Weglaufen 
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vorhanden  ist.  Zeigt  das  Diagramm  einen  nahezu  gleichmässig  hohen  Ver- 
brauch während  der  Abend-  und  späten  Nachtstunden,  so  ist  Vergeudung 
constatirt,  deren  Ursache  alsdann  durch  Abliorchen  der  Zuleitungen,  Unter- 
suchung der  Hausleitungen  u.  s.  w.  ermittelt  und  durch  Reparatur  beseitigt 
werden  muss. 

„Herr  Deacon  hat  in  Liverpool  durch  die  allgemeine  Einführung  dieser 
Distvictswassermesser  und  die  mit  ihr  ermöglichte  Controle  der  Leitungen 
den  Wasserverbrauch  von  146  auf  72  Liter  im  Jahre  1875  und  im  Jahre 
1881  bei  705  000  Einwohnern  den  Verbrauch  pro  Kopf  auf  97*5  Liter  ein- 
schliesslich und  60  Liter  ausschliesslich  des  gewerblichen  Verbrauches  herab- 
gemindert. 

„Mit  den  gleichen  Maassregeln  haben  in  London 

die  Chelsea  Water  Works  den  Verbrauch  von  180      auf    72      Liter 

,,    East  London  Water  Works         „  „  „     119*5     „       72*6      „ 

„    Lambeth  Water  Works  n  r^  n     157*5     „     111*5      „ 

„    Southwark  u.  Vauxhall  W.  W.    „  „  „     171*4     „     100*0      „ 

„    New  River  Water  Works  „  „  „     118*8     „       63*0      „ 

pro  Tag  und  Kopf  herabgemindei*t. 

„In  Deutschland  ist,  so  viel  mir  bekannt,  Frankfurt  a.  M.  die  einzige 
Stadt,  welche  das  System  der  Districtswassermesser  nach  Deacon  in  aus- 
gedehntem Maasse  angewendet  hat.  Herr  Stadtbaurath  Lindley  hat  darüber 
in  der  Versammlung  der  Ga«-  und  Wasserfachmänner  zu  Wiesbaden  1884 
ausführliche  Mittheilungen  gemacht,  aus  denen  hervorgeht,  dass  dort  gleich 
günstige  Resultate  erzielt  sind,  beispielsweise  ein  Rückgang  im  Verbrauche 
von  bezw.  145  auf  88  Liter  und  von  180  auf  138  Liter  pro  Kopf  und  Tag, 
nachdem  die  Ursachen  der  Vergeudung  beseitigt  waren. 

„Die  Erwägung,  dass  die  Aufsuchung  der  Verlust  bringenden  (irund- 
stücke  bei  dem  System  Deacon  immer  nur  durch  Beseitigung  der  Anlagen 
in  den  Grundstücken  und  Abliorchen  auf  der  Strasse  während  der  Nacht 
geschehen  könne,  veranlasste  mich  zu  Versuchen,  ohne  Districtwassermesser 
direct  die  leckenden  Leitungen  du  ich  Abliorchen  unter  Benutzung  eines 
Telephons  aufzusuchen.  Auf  meine  Anregung  construirte  der  Mechaniker 
A.  Paris  in  Altona  ein  für  diesen  Zweck  besonders  geeignetes  Telephon, 
das  er  Hydrophon  nennt;  dieser  Hörapparat  wird  mit  einem  Hörstalje  auf 
den  Schlüssel  des  Strassenhahiies  der  Grundötücke  gesetzt,  nachdem  der 
Hahn  bis  auf  einen  schmalen  Spalt  geschlossen  ist.  In  .stiller  Nachtzeit  ist 
mit  dem  Apparate  das  Tropfen  eines  rinnenden  Hahnes  deutlich  zu  hören, 
jede  irgendwie  uennenswerthe  Leckage  gar  nicht  zu  überhören,  so  dass  mit 
ihm  ein  Mittel  gegeben  ist,  den  Mängeln  der  Hausleitungen  wirksam  nuch- 
zuforschen. 

„In  der  Eisenacher  Versammlung  des  genannten  Vereins,  18H6,  habe 
ich  den  Apparat  vorgeführt,  er  ist  seitdem  von  seinem  Erfinder  wesentlich 
verbessert  und  in  zahlreichen  Exemplaren  sowohl  in  Deuschland  als  im  Aus- 
lande in  Benutzung.  Ich  selbst  benutze  ihn  ununterbrochen  und  habe  mit 
ihm  wenigstens  das  erreicht,  dass  die  Vergeudung  nicht  gar  zu  arg  ge- 
wachsen ist;  mehr  ist  ohne  Aenderun^  des  Systems  der  Wasserlieferung 
bezw.  Bezahlung  wohl  kaum  zu  erreichen. 
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„Ein  Apparat,  der  von  Herrn  Ingenieur  Oesten  in  Berlin  nach  ähn- 
lichem Princip  wie  der  De aco nasche  Messer  construirt  ist,  Verlustanzeiger 
genannt,  zeigt,  wenn  in  eine  Hausleitung  eingeschaltet,  durch  einen  sehr 
einfachen  Zeigerapparat  an,  ob  in  der  Leitung,  deren  Zapfstellen  sämmtlich 
geschlossen  sind,  Wasser  abfiiesst,  also  Verlust  stattfindet.  Der  Apparat  ist 
sehr  einfach  und  ein  bequemes  Mittel,  einem  Hausbesitzer  deutlich  sichtbar 
zu  machen,  dass  seine  Leitung  gebrochen  ist,  ein  Beweis,  der  in  vielen  Fällen 
nicht  gern  gesehen,  trotzdem  aber  nicht  in  Abrede  gestellt  werden  kann. 

Durch  diese  Mittel  ist  das  Vorhandensein  von  Leck-  und  Bruchstellen 
und  von  Verlusten  an  Wasser  unzweifelhaft  nachgewiesen.  Der  gleiche 
Beweis  ist  in  allen  den  Städten  zu  führen,  die  sich  bemühen,  den  gi'ossen 
Wasserverbrauch  ihrer  Einwohner  aufzuklären,  wenn  dieser  nicht  in  be- 
sonderen Umständen,  z.  B.  erheblicher  Fahrikthätigkeit,  begründet  ist. 

„Ein  übergrosser  Wasserverbrauch  ist  an  sich  ja  kein  Uebel,  wenn  mit 
ihm  und  durch  ihn  irgend  ein  Nutzen  für  das  Gemeinwesen  oder  die  Ein- 
zelnen erreicht  wird.     Dies  ist  nicht  der  Fall.    Das  in  tlünnem  Strahle  in 
ein  Ciosetbecken   dauernd  einlaufende  Wasser  spült  sowohl  vom  mechani- 
schen als  gesundheitlichen  Standpunkte  das  Becken  lange  nicht  so  gut,  als 
eine  geringe  Wassermenge,  die  mit  grosser  Energie  in  das  Becken  stürzt 
und  alles  in   demselben  Befindliche  in  einem  Schuss  wegschwemmt.    Siel- 
leitungen werden  nicht  durch  eine  grosse,  fortwährend  in  dünnem  Strahle 
laufende,  sondern  weit  besser  durch  eine  viel  geringere,  aufgesammelte  und 
plötzlich  in  starkem  Strome  eintretende  Wassermenge  gespült  und  gereinigl . 
Es  ist  dcsshalb  die  Menge  von  Wasser,  die   durch  viele  kleine  Leckstellen 
Terloren  wird,   ohne  Bedeutung   für   die  Reinhaltung  der  Sielanlagen;   die 
Lecke  verursachen  durch  die  Wasservergeudung  einen  reinen  Verlust  der 
Wasserwerke,   der  keinen  Nutzen,   wohl  aber  den  Nachtheil  hat,  dass  die 
ungenutzt  wegfliessenden  Wasser  mengen,  sobald  diese,  wie  in  der  Mehrzahl 
der  deutschen  Städte,  mit  Maschinen  kraft  gehoben  werden   müssen,   Geld 
für  Maschinenkraft,  Kohlen  und  Löhne  kosten,  die  naturgemäss  den  Selbst- 
kostenpreis für  das  nutzbar  verwendete  Wasser  erhöhen  und  desshalb  die 
Communen  wie  die  Abnehmer  unnütz  belasten. 

„In  der  glücklichen  Lage,  Quellwasser  durch  Gravitation  in  überreich- 
licher Menge  zufliessend  zur  Verfügung  zu  haben  und  desshalb  die  unbe- 
schränkte Verwendung  des  Wassers  zulassen  zu  können,  sind  leider  nur 
recht  wenige  Städte. 

„Der  Umfang  der  Verluste  ist  unzweifelhaft  in  den  Städten  verschieden 
hoch,  um  so  höher,  je  länger  das  Wasserwerk  in  Betrieb  ist  und  je  mehr  die 
Abnehmer  durch  die  Art  der  Bezahlung  für  das  empfangene  Wasaer  das  Ge- 
fühl der  Verantwortlichkeit  für  den  unverständigen  Gebrauch  verloren  haben. 
„Die  Lieferung  des  Wassers  geschah  vor  40  Jahren  in  England  wie  in 
Dentschland  ganz  allgemein  nach  irgend  einer  Taxe,  d.  h.  nach  einem  Tarif, 
der  die  Abnehmer  je  nach  der  Zahl  der  von  ihnen  benutzten  Zimmer,  der 
Grosse  dieser  Zimmer,  zuweilen  unter  Berechnung  der  Kopfzahl  oder  auch 
nach  der  Höhe  der  Miethe,  nach  dem  Brandkassen-  oder  Grundsteuerwerthe 
der  Gebäude  oder  in  ähnlicher  Weise  zur  Zahlung  eines  festen   Betrages 
veranlagte,  für  den  dann  das  für  den  Hausgebrauch  nöthige  Wasser  a  di?s- 
cretion  des  Abnehmers  geli(»fert  wunle.    In  ähnlicher  Weise  hatte  man  auch 
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bei  der  Einführung  der  Gasbeleuchtung  die  Gaslieferung  und  Bezahlung 
nach  sogenannten  TarifÜammen  eingerichtet,  wie  mir  aus  meiner  Vaterstadt 
Hannover  noch  genau  erinnerlich  ist.  Die  Uebelstande,  welche  diese  Tari- 
firung  herbeiführte,  wurden  durch  die  Einfühining  der  Gasmesser  beseitigt, 
und  heute  giebt  es  wohl  kein  Gaswerk,  kein  Elektricitätswerk ,  das  mit 
seinen  Abnehmern  anders  als  auf  Grund  einer  Lieferung  nach  Maass  durch 
Gas-  oder  Strommesser  sich  verrechnet.  Bei  den  Wasserwerken  liegt  das 
Verhältniss  wesentlich  anders,  bei  ihnen  wird  in  den  weitaus  zahlreichsten 
Städten  auch  heute  noch  das  Wasser  nach  Taxe,  d.  h.  nach  festen  Beiträgen  ^ 
a  discretion  geliefert,  mit  der  gebräuchlichen  Ausnahme,  dass  grössere  Ge- 
werbebetriebe das  Wasser  nach  Maass  zu  bezahlen  haben. 

„Die  erste  deutsche  Stadt,  die  mit  dem  System  der  Taxen  vollständig 
brach,  war  Berlin,  wo  auf  Betreiben  des  Herrn  Director  Gill  seit  dem 
1.  October  1878  alles  Wasser  nur  nach  Maass  geliefert  wird,  gemessen  durch 
die  von  der  Verwaltung  gestellten,  von  den  Uebernehmern  in  Miethe  zu 
nehmenden  Wasseimesser.  Herr  Gill  hatte  die  Lieferung  nach  Messer  vor- 
geschlagen wegen  der  ungerechten  Veranlagung  durch  die  bestehende  Taxe 
von  4  Proc.  des  Miethswerthes ,  besonders  aber  wegen  der  Wasservergeu- 
dung, die  durch  das  Haftbarmachen  der  Abnehmer  für  die  Verluste  un- 
zweifelhaft herabgemindert  werden  müsste.  Der  grosse  Erfolg  in  Berlin, 
wo  seit  1.  October  1878  10  638  Messer,  heute  mehr  als  die  doppelte  Zahl 
in  Benutzung  stehen,  veranhisste  auch  andere  Städte  zur  Einführung  der 
Messer,  so  Breslau,  Magdeburg,  Elberfeld,  Bochum,  Braunschweig  u.  a.  Ob 
und  wie  weit  diese  Maassregeln  zur  P^iuschräukung  der  Verluste  geführt 
haben,  mögen  Sie  selbst  aus  dem  Diagramm  ersehen,  das  ich  Ihnen  vorlege, 
aufgetragen  nach  der  statistischen  Zusammenstellung  der  Betriebsergebnisse 
deutscher  Wasserwerke,  gesammelt  vom  deutschen  Verein  der  Gas-  und 
Wasserfachmänner. 

„Das  Diagramm  enthält  den  höchsten,  mittleren  und  geringsten  Tages- 
verbrauch pro  Kopf  der  Einwohner  der  wichtigsten  deutschen  Städte  für  die 
Jahre  188J)/!)0  und  1890/91.  Die  Städte  mit  starkem  Verbrauch  für  in- 
dustrielle  Zwecke  sind  mit  gestrichelten  Ordinaten,  die  Städte,  welche  nur 
nach  Wassermesser  versorgen,  mit  starken  Ordinaten  eingetragen.  Die  Ver- 
schiedenheit des  Verbrauches  ist  ausserordentlich  gross,  ein  Vergleich  aber 
nur  zulässig,  wenn  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Städte  besser  berück- 
sichtigt werden,  als  dies  nach  den  Angaben  der  Statistik  sich  ermöglicht. 
Abgesehen  von  den  Städten,  deren  überreichliche  Quellwasserleitungen  con- 
stantes  Laufenlassen  der  Pfosten  und  öffentlichen  Brunnen  gestattet,  ge- 
braudien  reiche  und  volkreiche  Städte  mit  Schwemmcanalisation  und  zahl- 
reichen, schön  gehaltenen  Ziergärten  mehr  Wasser  als  kleinere  Städte  mit 
armer  Bevölkerung  und  mangelnder  Canalisation,  schon  desshalb,  weil  in 
ersteren  ein  grösserer  Procentsatz  der  Einwohner  wirklich  Wasser  bezieht 
als  in  den  letzteren;  eine  Angabe  darüber,  wie  hoch  der  Procentsatz,  ist 
nur  in  den  seltensten  Fällen  möglich.  Jedenfalls  zeigt  aber  das  Diagramm, 
dass  mit  Ausnahme  der  Industriestädte  Bochum  und  P^lberfeld  alle  übrigen 
mit  Wassermesser  versorgten  Städte  in  ihrem  Durchschnittsverbrauch  unter, 
zum  Tlieil  erheblich  unter  100  Litern  pro  Tag  und  Kopf  verbleiben,  wäh- 
rend Städti'   ohne  Mess*»r  diesen  Vorbiauch  erheblich  übersteigen.     Beacn- 
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ders  auffallig  ist  der  Unterschied  zwischen  den-  Nachbarstädten  Hamburg 
und  Altona;  beide  besitzen  die  gleichen  localen  Bedingungen,  beide  Wasser- 
werke seit  laugen  Jahren,  beide  Schwemmcaualisation  und  obligatorische 
Wasserclosets  in  der  ganzen  Stadt,  und  dennoch  gebraucht  Hamburg  mehr 
als  doppelt  so  viel  Wasser  pro  Kopf  der  Bevölkerung.  Durch  die  grössere 
Wohlhabenheit  Hamburgs  und  den  Mehrverbrauch  für  öfifentliclie  Zwecke 
ist  der  Unterschied  nicht  zu  erklären,  er  wird  wahrscheinlich  durch  die  in 
Hamburg  übliche  Reservoirversorgung  mit  ihren  vielen  Tausenden  von 
leckenden  Schwimmerhähnen  und  durch  zahllose  Brüche  der  Hausleitungs- 
Bleiröhrcn  herbeigeführt  werden,  vielleicht  auch  durch  die  ausgedehntere 
Anwendung  der  Wassermesser  zur  Hausversorgung  in  Altona.  Der  noch 
beträchtlichere  Unterschied  zwischen  dem  Verbrauche  von  Berlin  und  Ham- 
burg kann  nicht  allein  durch  die  Thatsache  erklärt  werden,  dass  in  Berlin 
sehr  viele  und  besonders  grosse  Gewerbebetriebe  ihr  Wasser  nicht  von  dem 
Wasserwerke,  sondern  durch  eigene  Brunnen  aus  dem  Grundwasser  be- 
ziehen; in  den  Verbrauchszahlen  dieser  beiden  Städte  zeigt  sich  unzweifel- 
haft die  Wirkung  der  ausschliesslichen  Lieferung  nach  Muass  gegenüber 
der  fast  unbeschränkten  Lieferung  nach  Taxe.  Es  erscheint  desshalb  der 
Schluss  gerechtfertigt,  dass  die  Städte  mit  Versorgung  nach  Maass  weniger 
unter  Wasservergeudung  zu  leiden  haben,  als  solche  mit  Versorgung:  nach 
Taxe. 

„Dann  würde  ja  das  Mittel  zur  Beseitigung  des  Uebels  sehr  einfach  sein : 
man  braucht  nur  neben  einer  guten  Controle  der  Anlagen  im  öfientlicheu 
Grunde  und  in  den  Grundstücken  ganz  allgemein  Wasserlieferung  nach 
Maass  einzuführen. 

„Die   Mitglieder   der  Institution  of  Civil  Engineers   in  London   haben 
diesen  Vorschlag  aus  einer  Arbeit  des  Herrn  Director  Gill   über  den  Ver- 
kauf von  Wasser  nach  Maass   in  Berlin   herausgehört,  die  in   dem  Institut 
suu  8.  December  189 1    zum  Voiirag   gebracht  ist.     In   der  anschliessenden 
Diäcussion  ist  von  verschiedenen  Rednern  die  Einführung  der  W^assermesser 
als  in  englischen  Städten   durchaus  bewährt  empfohlen,  von  Anderen  gegen 
dieselbe  polemisirt,  zum  Theil  mit  guten  Gründen,  zum  Theil  mit  dem  auch 
in  Deutschland  nicht  ungebräuchlichen  Widerspruche  gegen  jede  Neuerung, 
die  unbequem  ist  und  die   Beseitigung  alteingewurzelter  Uebel    bezweckt. 
Zwei  Einwände  sind  gegen  die  Einführung  des  Messers  mit  gewissem  Recht 
zu  erheben:  die  UnvoUkommenheit  der  Messinstrumente  und  das  hygienische 
Bedenken  gegen  ein  durch  das  Zumessen  herbeigeführtes  übersparsames  Ver- 
brauchen von  Wasser. 

„Zum  Messen  werden  benutzt:  1)  Kaliberhähne,  bei  denen  in  der  Lei- 
ting  eine  unveränderliche  Durchtiussöftnung  eingesetzt  wird,  durch  die  in 
<ier  Zeiteinheit  und  bei  gleichbleibendem  Wasserdruck  eine  bestimmte 
Wassermenge  ausfliessen  kann,  und  2)  Wassermesser,  in  der  Regel  niclit 
wirkliche  Messer,  sondern  Geschwindigkeitsmesser,  bei  denen  in  geeignettii 
Gehäusen  durch  den  Strom  des  durchfliessenden  Wassers  irgend  ein  Rad 
mit  Flügeln  oder  dergl.  in  Bewegung  gesetzt ,  gedreht  wird ,  das  seine  Be- 
^^gung  durch  ein  Räderwerk  auf  Zeiger  überträgt,  derart,  dass,  wie  durch 
Erfahrung  und  Versuche  ermittelt  ist,  bei  einer  gewissen  Umdrehungszahl 
eine  bestimmte  Menge  Wasser  als  durch  die  Canäle   des  Messers  geÜosson 
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registrirt  wird.  Beide  Arten  von  Messapparaten  sind  tliatsächlich  nicht 
vollkommen. 

„Die  Messung  wird  falsch  bei  den  Kaliberhähnen,  wenn  die  Durchfluss- 
öffnung oder  der  Wasserdruck  sich  ändert,  bei  den  guten  Geschwindigkeits- 
messern, wenn  die  Durchflusscanäle  sich  verengen  oder  im  Zählwerke  Stö- 
rung oder  Abnutzung  eintritt.  Bei  den  guten  Messern  ist  gegenwärtig  die 
Zuverlässigkeit  sehr  gross;  werden  sie  regelmässig  beaufsichtigt  und  so  oft 
gereinigt,  wie  dies  erfahrungsmässig  geschehen  muss,  so  registriren  sie 
sicher  und  richtig,  was  die  älteren  Constructionen  nur  in  beschränktem 
Maasse  thaten.  Jedenfalls  haben  sie  die  gute  Eigenschaft,  die  Abnehmer 
nicht  im  Wasserverbrauche  zu  beschränken,  wenn  eine  Störung  im  Räder- 
werke eintritt,  das  Wasser  fliesst  dann  ungemessen  durch,  wie  auch  ebenso 
der  Messer  einen  minimalen  Verbrauch  nicht  anzeigt.  PiS  giebt  auch  wirk- 
liche Me.sscr,  d.  h.  Messer,  die  den  Verbrauch  wirlich  messen;  diese  haben 
aber,  abgesehen  von  dem  hohen  Anschaflungspreise ,  den  grossen  Mangel, 
dass  bei  einer  Störung  im  ]\Ie8sapparat  der  Wasserzufluss  vollständig  unter- 
brochen wird.  Wesentlich  aus  diesem  Grunde  haben  diese  Kalibermesser 
keine  weite  Verbreitung  gefunden.  Nach  eigenen  Erfahrungen  kann  ich 
nur  sagen,  die  Mängel  der  üblichen  Wassermesser  sind  keineswegs  so  gross, 
wie  sie  oft  geschildert  werden,  bei  einiger  Sorgfalt  und  in  den  richtigen 
Grössen  angewendet,  sind  sie  gute  und  bequeme  Apparate,  die  man  unbe- 
denklich als  Messinstrumente  einführen  kann. 

„Diese  Anschauung  theilon  die  Directoren  derjenigen  deutschen  Werke, 
die  obligatorisch  die  Messer  eingefühii;  haben. 

„Das  zweite,  hygienische  Bedenken  ist  schwerer  wiegend  und  in  manchen 
Fällen  wirklich  begründet.  Sparsame  liauswirthe  werden  den  Versuch  nicht 
unterlassen,  den  Wasserverbrauch  in  ihrem  Uause  so  viel  wie  möglich  zu 
beschränken;  wenn  sie,  wie  das  vielfach  üblich  ist,  die  Wohnungen  ein- 
schliesslich des  Wassergeldes  vermiethet  haben,  kommt  ihnen  das  ersparte 
Wasser  als  barer  Gewinn  zugute.  Derartige  Knausereien  werden  wohl 
selten  in  den  Häusern  der  Wohlhabenden  oder  Reichen  vorkommen,  diese 
lassen  sich  solche  Kinj^rifVe  in  ihre  Bedürfnisse,  ihr  Wohlbehagen  nicht  ge- 
fallen; dagegen  sind  sie,  wie  ich  aus  Erfahrung  sagen  kann,  zu  finden  bei 
einzelnen  Hausbesitzern,  die  kleine  Wohnungen  für  die  weniger  bemittelten 
Klassen  vermiethen  und  aus  diesen  oft  erbärmlichen  Wohnungen  kaum 
glaubliche  Miethserträge  erzielen.  Es  ist  mir  bekannt  geworden,  dass  Be- 
sitzer solcher  Häuser  ihren  Miethern  das  Wasser  nur  stundenweise  gaben, 
trotzdem  die  Wohnungen  Closets  besassen,  die  dann  halbe  Tage  lang  unge- 
spült  bleiben  niussten.  Wir  waren  in  der  Lage,  wenn  die  Klagen  an  uns 
gelangten,  bisher  denselben  immer  abhelfen  zu  können  mit  der  Drohung 
von  polizeilichem  Einschreiten;  es  hat  die  Drohung  genügt,  sie  auszuführen 
würde  wohl  oft  kaum  möglich  gewesen  sein.  Es  ist  dies  ein  wirklicher  Mangel, 
herbeigeführt  durch  die  Habsucht  der  Menschen  bei  Versorgung  nach  Maass, 
der  bei  Versorgung  nach  Tarif  sicherlich  nicht  vorgekommen  sein  würde. 

„Dieser  Uebelstand  ist  aber  vollständig  oder  nahezu  vollständig  zu  be- 
seitigen, wenn  man  fordert,  dass  aus  hygienischen  Gründen  jedes  Haus  ein 
bestimmtes,  erfahrungsmässig  für  die  Erfüllung  der  Bedürfnisse  unentbehr- 
liches Mindestmaass  von  Wasser  bezahlen  muss,  gleichgültig,  ob  das  Wasser 
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•  verbraucht  ist  oder  nicht.  Hat  ein  wucherischer  oder  übersparsamer  Haus- 
herr keinen  Vortheil,  wenn  er  den  Wasserverbrauch  unter  das  zulässige 
Maass  einschränkt,  so  wird  er  es  unterlassen,  seine  Miether  nur  stunden- 
weise oder  ungenügend  zu  versorgen.  Aber  wie  hoch  und  nach  welchen 
Grundsätzen  soll  dieses  Minimum  festgesetzt  werden?  Eine  gerechte  oder 
thunlichst  wenig  ungerechte  Feststellung  ist  schwierig,  wio  bei  jeder 
Taxation,  aber  doch  wohl  möglich. 

„Zunächst  bleibt  zu  ermitteln,  wie  gross  der  Wasserbedarf  ist,  der  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  mindestens  geliefert  werden  muss.  Herr  Gill  giebt 
in  seiner  vorerwähnten  Arbeit  eine  Zusammenstellung  des  in  den  Jahren 
1881  und  1882  nach  Wassermesser  gelieferten  Wasserverbrauches  ver- 
schiedener Grundstücke  Berlins,  verglichen  mit  der  Familien-  und  Kopfzahl 
der  die  Grundstücke  bewohnenden  Personen.  Ich  habe  diese  Ermittelungen, 
sowie  gleichartige  Ermittelungen  aus  den  Jahren  1889,  1890  und  1891  in 
Altena  graphisch  aufgetragen.  Die  letzteren  beziehen  sich  ausschliesslich 
auf  Häuser,  in  denen  keine  Wasser  verwendende  gewerbliche  Betriebe  vor- 
handen sind,  die  Berliner  Angaben  behandeln  zum  Theil  Häuser  mit  ge- 
ringem Gewerbebetriebe.  Die  Grundstücke  sind  nach  der  Grösse  und  Art 
der  Wohnungen,  also  auch  nach  der  Höhe  der  Miethe  und  der  socialen 
Stellung  ihrer  Bewohner  in  Gruppen  eingetheilt.  Aus  jed«r  Gruppe  ist  der 
Durchschnitt  gezogen  und  durch  eine  Horizontalliuie  ausgedrückt.  Alle 
Grundstücke  in  Altona  haben  Sielanschluss  und  Closets  mit  Wasserspülung, 
in  Berlin  dagegen  die  Grundstücke  keine  Closets  (1881/82)  mit  Wasser- 
spülung, mit  Ausnahme  der  mit  gestrichelten  Ordinaten  bezeichneten. 

„Als  Resultat  dieser  Ermittelungen  ergiebt  sich  als  wirklicher  Wasser- 
verbrauch  pro  Tag  und  Kopf:  ^^^.^.^  ^^^^^^ 

in  Wohnungen  reichster  Art  mit  Gärten     .  78*70  Liter  68*71  Liter 
grossen  Wohnungen  für  reiche  Kaufleute, 

Beamte 60*29  „  58*06  „ 

Wohnungen  für  Wohlhabende  (o.  Cl.)     .  29*02  „  50*12  „ 
Wohnungen  der  Mittelklasse     ....  25*92  „  43*70  „ 
3  Wohnungen    für    Handwerker ,     Unter- 
beamte (o.  Cl.) 27*14  „  41*11  „ 

„  Wohnungen   für  Arbeiter 30*01  „  40*21  „ 

„Die  Abweichungen  in  dem  Verbrauche  in  beiden  Städten  lassen  sich 
aus  der  Verschiedenartigkeit  der  Verhältnisse,  besonders  durch  das  Vor- 
bandensein oder  Nichtvorhandensein  von  Closets,  sowie  durch  deren  wesent- 
lich frühere  Einführung  in  Altona  wohl  erklären. 

r,Leider  habe  ich  aus  keiner  anderen  Stadt  ähnliche  Ermittelungen  in 
Berichten  oder  in  der  Literatur  finden  können,  es  wäre  sicher  erwünscht, 
diese  Zahlen  durch  Untersuchungen  in  anderen  Orten  bestätigt  oder  berich- 
tigt zu  erhalten. 

^Berlin  hat  in  den  Jahren  1890  und  1891  einen  Diirchschnittsverbrauch 
von  61  bezw.  68  Liter  pro  Kopf  und  Tag;  von  diesen  sind  etwa  8  Liter  für 
verschiedene  öffentliche  Zwecke,  0*5  Liter  für  eigenen  Verbruueh  des  Wasser- 
werkes verwendet,  so  dass  also  im  Durchschnitt  pro  Kopf  der  Einwohner 
för  die  Verwendung  zum  häuslichen   und   Gewerbe  verbrauch    etwa   55   bis 
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5i)  Liter  Wasser  verbleiben.  Aus  den  in  den  Diagrammen  aufgetragenen 
Uutersucliungeu  des  Herrn  Director  Gill  stellt  sich  der  Durchschnitts  ver- 
brauch pro  Tag  und  Kopf  auf  47 V2  Liter,  vorwiegend  für  Häuser  ohne 
Gewerbebetrieb  und  zum  Theil  ohne  Closets. 

„Für  Altona  habe  ich  für  das  Jahr  1891/92  einen  möglichst  genauen 
Auszug  anfertigen  lassen  über  den  Wasserverbrauch  für  die  verschiedenen 
Zwecke,  der  zeigt,  dass 

für  industrielle  Zwecke 17'91  Liter 

„    öffentliche  Zwecke 22 2      „ 

„    eigene  Bedürfnisse  des  Wasserwerkes    .  1*05      „ 

-    Hausverbrauch  der  Einwohner      .     .     .  79*62 


im  Ganzen     .      100*80  Liter 
pro  Tag  und  Kopf  der  Bevölkerung  verbraucht  sind. 

„Der  Durchschnittsverbrauch  pro  Kopf  und  Tag  ergiebt  sich  aus  den 
Diagrammen  der  Altonaer  Beobachtungen  zu  rund  51  Liter;  also  erheblich 
niedriger,  als  die  vorstehend  ermittelte  Zahl  von  79*62  Litern,  ein  Beweis, 
dass  die  von  uns  nach  Taxe  versorgte  überwiegende  Mehrzahl  der  Ein- 
wohner erheblich  mehr  Wasser  verbraucht,  als  ihre  nach  Messer  versorgten 
Mitbürger. 

„Nach   Maassgabe    der    mitgetheilten   Beobachtungsreihen   möchte   ich 
schliessen,  dass  für  den  Hausgebrauch  ein  durchschnittlicher  Wasserbedarf 
von    gut   50  Litern    pro   Kopf   und   Tag    der    Gesammteinwohner    als    das 
Mindestmaass  zu  erachten  ist.     Man  sollte  desshalb,  wenn  die  Feätstellung 
eines  Minimums  für  den  Verbrauch  und  die  Bezahlung  aus  gesundheitlichen 
oder  finanziellen  Erwägungen  für  zweckmässig  oder  erforderlich  gehalten 
wird,  bei  dessen  Berechnung  etwa  diese  Wassermenge  zu  Grunde  legen.   Da 
aber  erfahrungsmässig,  wie   auch  die  Diagramme  nachweisen,   die  ärmere 
Bevölkerung  weniger  Wasser  verbraucht  als  die  wohlhabende,  so  sollte  man 
das   Minimum  abstufen,   derart,   dass   für  Wohnungen   kleinster  Art   etwa 
40  Liter,  Wohnungen  grösster  Art  etwa  80  Liter   pro  Kopf  und  Tag  ge- 
rechnet werden.     Für   eine  Arbeiterfamilie    des   bei   uns   normalen   Durch- 
ichuittes  von  4*2  Köpfen  würde  dies  einen  wirklichen  Jahresverbrauch  von 
6r3cbm  Wasser,  für  den  etwa  8  Köpfe  starken  Haushalt  des  reichen  Mannes 
rund  234  cbm  Wasser  ergeben,   in  letzterem  Falle   natürlich  entsprechend 
erhöht  für  die  Luxusverwendungen  (Gartenbesprengung,  Pferde,  Wagen  etc. 
„Eine  solche  auf  die  Kopfzahl  aufgebaute  Mindestzahlung  wird  zu  viel- 
fachen ünzuträglichkeiten  führen  und   starken  Widerstand  in  der  Bevölke- 
rung finden.      Es    ist    desshalb    aus    Zweckmässigkeitsgründen    mehr    zu 
empfehlen,  die  Berechnung  des  Minimums  auf  die  bisherige  Zahlweise  zu 
stützen,  derart,   dass  man   die  bis  zur  Einführung  der  Wassermesser  üblich 
gewesene  Texe  um  ein  namhaftes  Maass,   20  bis  25  Proc. ,  herabsetzt  und 
diesen  Betrag  sich  auf  alle  Fälle  bezahlen  lässt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
die  Menge  des  nach  Maass  gelieferten  Wassers   den  Betrag  der  Mindest- 
zahlung  erreicht    oder   nicht,    während    das    darüber    hinaus    verbrauchte 
Wasser  nach  dem  Einheitspreise  bezahlt  wird. 

»Meine  persönlichen  Erfahrungen  sind  der  Nothwendigkeit  der  Erhebung 
eines  Minimums   ungünstig.     Wir  haben  diesn  Einrichtung   gehabt,  die   zu 
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vielen  Unauiielimlichkeiten  und  Ungerechtigkeiten  führte,  sie  ist  auf  meinen 
Uath  abgosc'hafiPb  und  wir  sind  vollständig  zufrieden  mit  dem  Ergebnisse. 
Wenn  wirklich  ganz  einzelne  Hausbesitzer  bei  dem  Mangel  einer  derartigen 
Bestimmung  missbräuchlich  ihre  Einwohner  im  Wasserverbrauche  be- 
schränken, so  ist  dem  doch  ebenso  gut  und  besser  durch  gesundheits- 
polizeiliche Yerordnungpu  und  Gontrole  abzuhelfen  als  dadurch,  dass  die 
f^esammte  wohlmeinende  Einwohnerschaft,  die  an  solchen  Unfug  nicht 
dt'ukt,  belästigt  und  mit  theilweise  ungerechten  Zahlungsverpflichtungen 
bela^^tet  wird. 

„Die  vorstehenden  Ausführungen  fasse  ich  zusammen  in  nachfolgenden 

Schlusssätzcn: 

1. 

„Die  meisten  Wassenverke  erleiden  grosse  Verluste  durch  Vergeu- 
dung von  Wasser,  veranlasst  durch  Sorglosigkeit  uu<l  Missbrauch  der 
Abnehmer,  insbesondere  durch  Brüche  und  Undichtigkeiten  der  Lei- 
tungen und  Versorgungsanlagen  in  den  Grundstücken  der  Abnehmer. 

„Diese  Vergeudung  ist  ein  reiner  Verlust,  sie  gefährdet  bei  knap- 
pem Wasserzufluss  die  ausreichende  Versorgung  und  erhöht  in  vielen 
Fällen  den  Preis  des  Wassers,  ohne  dem  Einzelnen  oder  der  Gesammt- 
hcit  irgendwie  zu  nützen. 

2. 

„Die  Vergeudung  ist  dort  am  grössten,  wo  das  Wasser  nicht  nach 
Maass.  sondern  auf  Grund  einer  Schätzung  den  Abnehmern  nach  deren 
freiem  Ermessen  geliefert  wird. 

a. 

„Es  ist  desshalb  deu  Wasserwerken  zu  empfehlen,  neben  einer  ver- 
schärften Gontrole  der  häuslichen  Wasseranlagen  zur  Lieferung  nach 
Maass  überzugehen,  trotz  der  Bedenken,  die  vom  Standpunkte  der 
Gesundheitspflege  wegen  der  hierdurch  möglicherweise  herbeigeführten 
Beschränkung  des  Wasserverbrauches  erhoben  werden  müssen,  und 
trotz  der  Mängel,  die  den  Messapparateu  noch  anhaften.  Die  Bedenken 
der  Gesundheitspflege  lassen  sich  im  W^esentlichen  beseitigen  durch 
die  Feststellung  eines  unter  allen  Umständen  zu  bezahlenden  Miudest- 
verbrauches,  der  nach  einem  Erfahrungssatze  zu  ermitteln  und  als 
feste  Wast»eral)gabe  ohne  Rücksicht  auf  den  wirklichen  Verbrauch  zu 
erheben  sein  würde. 

„Meine  Herren!  Soweit  hatte  ich  meine  Mittheilungen  für  Sie  bereits 
im  vorigeu  Jahre  zu  Papier  gebracht.  Am  Tage  meiner  Abreise  bekam 
ich  die  Hamburger  Zeitungen  in  die  Hände  und  fand  dort  —  nachdem  im 
vorigen  Jahre  Hannover  und  Köln,  ebenso  wie  in  den  letzten  Jahren  Kassel, 
Eisenach  und  verschiedene  andere  Städte  zur  obligatorischen  Wassermesser- 
versorgung übergegangen  sind  —  den  Autrag  des  Hamburger  Senats  an 
die  Bürgerschaft  zur  Einführung  obligatorischer  Wassermesser.  Meine  Herreu, 
der  Bericht  des  Hamburger  Senats  enthält  thatsächlich  alles  das,  was  ich 
Ihnen  hier  vorgetragen  habe  —  für  mich  eine  sehr  werth volle  Bestätigung, 
dass  ich  mit  meinen  Ansichten  wahrscheinlich  das  Rechte  getroffen  habe. 

„Die  Hamburger  wollen  ein  Minimum  einführen,  vorwiegend  aus  finan- 
ziellen Gründen.  Man  ist  dort  besorgt  und  mit  Recht  besorgt,  dass  die 
ausserordentlich  grossen   Aufwendungen,  die  nmn  für  die  Filtrationswerke 


Vorbeuguugsmaassregeln  gegen  Wasservergeuduiig.  109 

jetzt  hat  machen  müssen,  eine  nicht  genügende  Verzinsung  aus  den  Ein- 
nahmen finden  könnten,  wenn  die  Wassermessor  ohne  Festsetzung   eines 
Minimums  eingeführt  werden  würden.    Man  will  dort  pro  einzuschätzenden 
Raum  2 4  cbm  Wasser  als  Minimum  rechnen.  Wenn  ich  nun  annehme,  dass  eine 
kleine  Arbeiterfamilie  drei  Räume  besitzt  —  das  ist  doch  wohl  das  Mindeste, 
ein  Wohnzimmer,    ein  Schlafzimmer   und  ein   Closet    (das  Closet  wird   in 
Hamburg  mit  Recht  auch  als  ein  Raum  gerechnet,  weil  hier  viel  Wasser 
verbraucht  wird)  — ,  so  würde  also  eine  Arbeiterfamilie  3  X  24,  das  wären 
72  cbm  Wasser  pro  Jahr  verwenden  können.     Ich  habe  Ihnen  vorhin  vor- 
gerechnet, dass  eine  Arbeiterfamilie   61*3  cbm  Wasser  jährlich  im  Durch- 
schnitt verbraucht.    Sie  sehen,  wir  sind  uns  ausserordentlich  nahe  in  diesen 
Zahlen,  es  ist  nur  eine  Differenz  von  wenigen  Litern.   Die  Hamburger  wollen 
uun  diese  24  cbm  Wasser  abgestuft  nach  der  Wohlhabenheit,  also  nach  der 
Grosse  der  Wohnungen,  derartig  berechnen,  dass  sie  den  milden  Stiftungen 
und  Wohnungen  kleinster  Art,  die  eine  Jahresmiethe  bis  zu  200  Mk.  haben, 
das  Minimum  von  24  cbm  pro  Raum  für  3^/^  Pf.  pro  cbm  liefern,  d.  h.  also 
thatsächlich  für  die  Selbstkosten,  wenn  sie  die  Verzinsung  noch  nicht  einmal 
mit  berechnen.     Dagegen  soll  der  Preis  für  die  Wohlhabenden  immer  mehr 
gesteigert  werden,  bis  schliesslich  in  den  Wohnungen  von  600  bis  1000  Mk. 
Jahresmiethe   der  normale  Preis  von   10  Pf.  und  in  den  Wohnungen   von 
mehr  als  1000  Mk.  Miethe  ein  noch  höherer  Preis,  12^'2  Pf.,  bezahlt  werden 
soll,  in  allen  Fällen   aber  der  überschiessende  Verbrauch   mit   10  Pf.   zur 
Berechnung  kommt.     Sie  sehen,  diese  Hamburger  Grundsätze  decken  sich, 
80  viel  wie  man  das  nur  erwarten  kann,  mit  dem,  was  ich  Ihnen  eben  hier 
dargelegt  und  in  den  Thesen  mit  kurzen  Worten  zusammengefasst  habe.'^ 

Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet. 

Oberingenieur  Andreas  Meyer  (Hamburg)  erwähnt,  dass  es  ihn 

freue,  dass  der  Herr  Referent,  wie  er  eben  mitgetheilt  habe,  dem  Ham- 
burger Entwurf  zustimme.  Nur  eine  Bemerkung  von  ihm  sei  nicht  richtig, 
nämlich,  dass  die  Hamburger  vorwiegend  aus  finanziellen  Gründen  ein 
Minimum  einführen  wollten;  in  Hamburg  habe  nicht  allein  die  finanzielle 
Frape,  sondern  ganz  besonders  die  sanitäre  Frage  dazu  geführt,  eine 
Miiiimaltaxe  einzuführen.  Herr  Kümmel  habe  in  seinen  Schlussworten  ja 
auch  betont,  dass  man  dies  aus  sanitären  Gründen  thun  möge,  danach  frei- 
lich es  wieder  als  ziemlich  überflüssig  bezeichnet  und  sich  damit  eigentlich 
n^'t  seinen  eigenen  Thesen  in  Widerstreit  gesetzt.  Gerade  die  These  des 
Herrn  Referenten  scheine  ihm  besonders  wichtig,  dass  es  durchaus  wün- 
schenswerth  sei,  in  Städten,  welche  an  Raumtaxen  gewöhnt  seien,  zuerst 
^ciugstens  bei  einer  Minimalraumtaxe  zu  bleiben,  wenn  man  die  obligato- 
nschen  Wassermesser  einführe,  und  zwar  wesentlich  aus  sanitären  Gründen, 
^le  dies  aus  gleichen  Gründen  ja  auch  eine  Anzahl  grösserer  Städte  in 
letzter  Zeit  gethan  haben.  Wenn  später  die  Bevölkerung  daran  jorewöhnt  sei, 
nur  nach  Maass  das  Wasser  zu  entnehmen,  und  wenn  man  die  Verhältnisse 
zwischen  den  Hauswirthen,  mit  denen  man  die  Contracte  abschliesse,  und 
ihren  Miethern  so  herausgebildet  habe,  dass  man  sicher  sein  könne,  dass  die 
jliether,  besonders  die  ärmeren,  von  den  Hauswirthen  nicht  gequält  werden, 
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indem  man  ihnen,  wie  der  Herr  Referent  dies  erwähnt  habe,  das  Wasser 
abschneide,  dann  möge  man  allmälig  mit  der  Miuimaltaze  heruntergehen. 
Wenn  freilich  der  Wasserverbrauch  so  heruntergehe,  wie  nach  den  uns  eben 
gemachten  Mittheilungen  in  Berlin,  auf  40,  30,  sogar  25  Liter,  so  sei  dies 
doch  auch  nicht  das  Ideale;  auch  hier  gelte  das  Sprüchwort:  medio  tutissi- 
mus  ibis.  Kr  halte  für  das  Richtige,  an  Wasser  abzugeben,  so  viel  man 
könne,  aber  natürlich  die  Vergeudungen  durch  undichte  Bleiröhren  und  un- 
dichte Schwimmerhähue  der  Reservoire,  die  Vergeudungen,  die  von  den 
Reichen  gemacht  werden,  um  fortwährend  ihre  Gärten  zu  spülen  und  aller- 
hand zu  treiben,  was  absolut  nichts  mit  der  Wasserversorgung  einer  grossen 
Stadt  zu  thun  habe,  abzuschneiden.  Zu  dem  Zwecke  müsse  jede  Stadt,  wenn 
sie  sich  ausdehne,  dazu  kommen,  Wassermesser  obligatorisch  einzuführen. 
Aber  aus  sanitären  Gründen  solle  man  die  Maximaltaxe  in  der  ersten  Zeit 
beibehalten  und  desshalb  stimme  er  mit  den  Thesen  des  Herrn  Referenten 
ganz  überein  und  wünsche,  dass  auch  der  Verein  sich  dafür  ausspreche,  um 
so  mehr,  als  sich  in  den  Worten  des  Herrn  Referenten  eine  gewisse  Ab- 
neigung gegen  die  These  herauszustellen  scheine. 

Stadtbaurath  Hechler  (Chemnitz)  giebt  nähere  Mittheilungen,  unter 
welchen  Bedingungen  in  einer  Fabrikstadt  —  Chemnitz  —  die  Abgabe  von 
Wasser  an  die  Consumenten  stattfinde.  Dort  seien  seit  18  Jahren,  seit 
Fertigstellung  der  Wasserleitung,  Wassermesser  eingeführt  und  zwar  sowohl 
für  hauswirthschaftliche  als  auch  für  gewerbliche  Zwecke.  Um  nun  eines- 
theils  der  Wasservergeudung  vorzubeugen,  andereutheils  aber  auch  allen 
hyf^'ienischen  Anfordei*ungcn  Rechnung  zu  tragen,  sei  ein  Mindestverbrauch 
von  Wasser  festgesetzt,  d.  h.  eine  bestimmte  Wassermeuge  angenommen,  für 
welche  unter  allen  Umständen  ein  gewisser  Geldbetrag  gezahlt  werden  müsse. 
Und  wenn  dieser  Betrag  entrichtet  werde,  dann  werde,  wie  sich  überall 
gezeigt  habe,  auch  die  betreffende  Wassermenge  verbraucht,  meist entheils 
iKuh  etwas  mehr. 

Dieser  Minimalsatz  sei  nun  auf  folgende  Weise  auf  die  Grundstücke 
vovtlieilt :  Von  dem  Miethsertrag  eines  Grundstückes  müssen  1  Va  Proc.  Wasser- 
steuer  bezahlt  werden  und  hierfür  werde  jedem  Grundstück  eine  bestimmte 
Wassermenge  zugetheilt.  Diese  Wassermenge  werde  in  zweifacher  Art 
bestimmt.  Einerseits  sei  festgesetzt,  dass  für  je  1  Mk.  Wassersteuer  9  Liter 
Wasser  täglich  abgegeben  werden,  also  beispielsweise  bei  30  Mk.  Wasser- 
steuer im  Jahre  270  Liter  Wasser  täglich;  dies  gelte  insbesondere  für  die- 
jenigen Grundstücke,  in  welchen  eine  geringe  Kopfzahl  vorhanden  sei,  also 
für  die  Grundstücke  in  den  äusseren  Bezirken,  für  Einzelgebäude,  Villen 
mit  grossen  Gärten  etc.  Andererseits  werde  aber  auch  die  Kopfzahl  berück- 
sichtigt, um  insbesondere  den  Arbeiterquartieren  Rechnung  zu  tragen;  hier 
rechne  man  für  den  hauswirthschaftlichen  Gebrauch,  ausschliesslich  der 
Closets,  15  Liter  täglich  für  deu  Kopf.  Und  nun  werde  diejenige  Art  der 
Berechnung  gewählt,  welche  für  den  Hausbesitzer  die  günstigste  sei:  für 
1 V2  l^i'oc.  des  Miethertrages  entweder  9  Liter  täglich  für  jede  Mark  Wasser- 
steuer oder  15  Liter  täglich  für  jeden  Einwohner.  Auf  diese  Weise  sei 
einestheils  fcsttresetzt,  dass  eine  bestimmte  Wassermenge  jedem  Grundstück 
zugetheilt  werden  müsse,  und  andereutheils  sei  in  genügender  Weise  der 
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Arbeiterbevölkerung,  welche  meist  in  dicht  bewohnten  Häusern  lebe,  Rech- 
nung getragen.  Hier  rechne  sich  in  manchen  Grundstücken  1  cbm  Wasser 
nur  auf  4  bis  5  Pf.,  während  sich  bei  Villengrundstücken  derselbe  auf  20 
bis  30  Pf.  stelle. 

Der  Mehrverbrauch  über  die  nach  Obigem  für  jedes  Grundstück  fest- 
•^esetzte  Wassermenge  werde  mit  20  Pf.  für  1  cbm  berechnet  und  ebenso 
werde  das  Wasser  für  gewerbliche  Zwecke  bezahlt. 

Mit  dieser  Art  der  Wasserabgabe  sei  man  in  Chemnitz  nach  jeder 
Uichtung  hin  zufrieden. 

Regieruugs-  und  Mediciualrath  Dr.  Wernich  (Berlin)  tritt  zu- 
nächst den  von  dem  Herrn  Referenten   in  Betreff  des  Wasserbrauches  in 
Berlin  gemachten  Angaben  entgegen,  da  diese  sich  auf  frühere  Jahre  be- 
ziehen; nach  den  gegenwärtigen  Zahlen  betrage  der  Verbrauch  pro  Kopf 
und  Tag  68*6  Liter  und  auch  der  Abgang  durch  öffentlichen  Wasserverbrauch 
sei  kein  so  bedeutender,  als  er  hier  angegeben  worden  sei.   Der  Hauptpunkt 
aber,  den  er  betonen  wolle,   sei  das  öffentliche  Recht  in  der  Wasser- 
werkthätigkeit,  das  nicht  erschöpft  werde  durch  technische  Festlegungen 
und  auch  nicht  durch  Privatverträge  und  Privatansprüche.     Bei  den  Erfah- 
rungen, die  neuerdings  in  Berlin  gemacht  worden  seien  mit  der  Wasser- 
hergabe  aus  dem  Müggelsee,  bei  den  Schwierigkeiten,  die  die  Stadt  Char- 
lottenburg für  die  Beschaffung  ihres   Wassers  gehabt  habe,  sei   man   auf 
Fragen  gekommen,  die  wesentlich  auch  mit  der  Hygiene  in  Zusammenhang 
stehen  und  desshalb  auch  hier  zu  berühren  seien,  nämlich  die  Frage  nach  der 
Gegenleistung  der  Wasserwerke,  nach  der  Quantität  und  Qualität  des 
Wassers,  femer  jener  Fragepunkt,  ob  man  nicht  die  Krzeugungsproducte  der 
Wasserwerke  demnächst  dem  Nahrungsmittelgesetz  zu  unterstellen  haben 
werde,  auch  die  Frage,  ob  die  Wasserwerke  nicht  zu  den  nach  §.16   der 
Gewerbeordnung  genehmigungspflichtigen  Anlagen  zu  rechnen  seien.     Hier- 
mit in  Zusammenhang  sei  auch  die  Schwierigkeit  zu  erwähnen,  die  bei  der 
Krliiubüiss    zur  Entnahme    aus    öffentlichen   Seen    oft  hervorgetreten   sei. 
^ou  allen    Seiten   drängen    sieh    Uebergängo    auf   zu   Verbesserungen    der 
Kechtsnormen ,  unter  denen  die  Wasserwerke  zu  arbeiten  hätten  und   man 
k'»nne  kaum  weiter  vorgehen  ohne  jede  Richtschnur  über  die  gute  Lieferung 
<les  Productes  auf  der  einen  Seite  und  über  das,  was  dem  Abnehmer  auf- 
erlegt werden  solle   auf  der  anderen  Seite.     Dazu  komme  schliesslich  noch 
*he  ausserordentliche    Unsicherheit    in   Bezug    auf    die    sogenannte    „Ver- 
scuchtheit  oder  Verseuchung"    der  öffentlichen  W^ässer.     Ks  sei  keine 
gleichgültige  Sache,  wenn  plötzlich  die  Umgebung  einer  Stadt,  ihre  säuimt- 
hchen  Wasserentnahmestellen    gleichsam    durch   ein   Machtwort   als    „ver- 
seucht" bezeichnet  werden. 

Desshalb  wünsche  er,  dass  der  Verein  sich  demnächst  einmal  auch  mit 
dieser  Seite  der  Wasserfrage  beschäftige,  indem  er  dem  Ausschuss  anheim 
gebe,  auf  dem  ihm  geeignet  erscheinenden  Wege  der  Herstellung  eines  all- 
gemeinen deutschen  Wasserwerkrechts  näher  zu  treten,  insbesondere  der 
Aufstellung  von  Rechtsnormen,  nach  denen  die  (iewinnung  und  Hergäbe 
des  Erzeugnisses  von  Wasserwerken  geregelt  und  dem  iSIissbrauch  desselben 
entgegengetreten  werden  könnte. 
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Bechtsrath  Katzer  (München)  theilt  mit,  dass  man  in  München  zur 
Vermeidung  der  Nachtheile  von  Undichtigkeiten  der  Leitungen  eine  Maass- 
nahme  habe,  die  sich  wohl  bewähii;  habe,  nämlich  die  Bestimmung,  dass  jede 
Anschlussleitung,  welche  vom  Hauptstrang  der  Wasserleitung  das  Wasser 
in  die  Häuser  liefere,  durch  die  Stadtgemeinde  ausgeführt  und  dass  auch 
jede  Reparatur  an  diesen  Anschlussleitungen  von  der  Stadtgemeinde  auf 
Kosten  des  Besitzers  vorgenommen  werde;  auch  müsse  jede  Hausleituug  vor 
der  Inbetriebsetzung  von  Baubeamten  geprüft  werden  und  bleibe  ständig 
der  Controle  des  Bauamtes  unterworfen.  Ein  wichtiges  Moment  aber, 
welches  die  Hausbesitzer  veranlasse,  selbst  darüber  zu  wachen,  dass  bei  der 
Leitung  keine  Undichtigkeit  entstehe,  sei  die  Festsetzung  eines  Mindest- 
wasserverbrauches, die  in  München  wie  in  vielen  anderen  Städten  bestehe, 
wenn  auch  in  etwas  anderer  Abstufung.  Der  Preis  des  Wassers  werde  in 
München  nicht  nach  dem  Miethswerth  des  Hauses  bestimmt,  8ondei*n  be- 
trage bei  dem  Mindestverbrauch,  der  für  jedes  Haus  auf  2  cbm  bestimmt 
sei  und  mit  5  Pf.  pro  cbm  berechnet  werde,  36  Mk.  im  Jahre  für  das  Haus. 
Doch  sei  die  Stadtgemeinde  berechtigt,  bei  grossen  Häusern,  wenn  augen- 
scheinlich der  Mindestverbrauch  zu  gering  bemessen  sei,  eine  grössere 
Wasserabnahme  zu  fordern.  Ursprünglich  sei  in  München  das  Aichsystem 
für  die  Wasserentnahme  eingeführt  gewesen,  allmälig  aber  sei  man  zum 
Wassermessersystem  übergegangen,  nach  welchem  jetzt  dem  weitaus  grössten 
Theil  der  Häuser  das  Wasser  geliefert  werde.  Der  Anschluss  an  die  Wasser- 
leitung sei  in  München  nicht  obligatorisch,  doch  seien  bereits  70  bis  80  Proc. 
aller  Häuser  an  die  im  Jahre  1883  ins  Leben  gerufene  Wasserleitung  an- 
geschlossen. 

Referent  Wasserwerksdirector  Kfimmel  spricht  dem  vom  Herrn 
Regierungs-  und  Medicinalrath  Dr.  W'ernich  eingebrachten  Antrage  gegen- 
über seine  Ansicht  dahin  aus,  dass  die  Frage  des  Wasserrechtes,  die  mit 
dem  heutigen  Thema  allerdings  nur  lose  zusammenhänge,  von  ausserordent- 
licher Bedeutung  sei  und  er  nur  zustimmen  könne,  dass  dieselbe  auf  einer 
späteren  Versammlung  eingehend  erörtert  werde. 

Was  nun  die  Festsetzung  eines  Mindestverbrauches  von  Wasser  be- 
trofl'i',  so  habe  er  diese  in  seinen  Schlusssätzen  allerdings  empfohlen,  nach 
seinen  eigenen  langjährigen  Erfahrungen  aber  halte  er  es  für  überflüssig 
und  vielfach  für  lästig,  aus  welchen  Gründen  man  es  in  Altona  auch  wieder 
abgeschafil  habe.  Man  überlasse  es  doi-t  Jedermann,  einen  Wassermesser 
aufzustellen  oder  sich  nach  der  Lage  zu  versorgen.  Das  Durchschnitts- 
maass  der  Gross^tadt  mit  über  100  000  Einwohnern  bewege  sich  etwa  auf 
100  Liter.  Komme  man  darüber  hinaus,  so  sei  die  Vergeudung  an  der 
Grenze,  bei  der  man  nothwendig  Wassermesser  einführen  müsse.  Das  Wich- 
tigste erscheine  ihm  das  Princip:  die  Versorgung  nach  Maass.  Das  weniger 
Wichtige  sei  dann,  ob  man  aus  gesundheitlichen  oder  finanziellen  Gründen 
es  für  zweckmässiaf  erachte,  das  Minimum  festzusetzen. 
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:  Hiermit  ist  Nr.  4  der  Tagesordnung  erledigt  und  es  wird  zunächst  zur 

Neuwahl  des  Ausschusses 

für  das  kommende  Jahr  geschritten.  Auf  Antrag  und  Vorschlag  des  Herrn 
Prof.  Dr.  Wolffhugel  (Göttingen)  erfolgt  die  Wahl,  da  von  keiner  Seite 
Widerspruch  dagegen  erhoben  wird,  mittelst  Acclamation  und  werden  ge- 
wählt die  Herren 

Oberbürgermeister  A dickes  (Frankfurt  a.  M.), 
/       Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe), 

Professor  Dr.  Gaffky  (Giessen), 

Geh.  Obermediciualrath  Dr.  v.  Kerschensteiner  (München), 

Oberingenieur  F.  Andreas  Meyer  (Hamburg), 

Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  (Berlin), 
welche  in  Gemeinschaft  mit  dem  ständigen  Secretär, 

Sanitätsrath  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.), 
den  Ausschuss  für  das  Geschäftsjahr  1893/94  bilden. 

(Nach  Schluss  der  Versammlung  wählte  der  Ausschuss  nach  §.  7,  Ab> 
8atz  3  der  Satzungen  Herrn  Oberbürgermeister  A dickes  zum  Vorsitzenden 
for  das  nächste  Jahr.) 


Es  kommt  nunmehr  der  letzte  Gegenstand  der  Tagesordnung  zur  Ver- 
handlung : 

Die  Verwendung  des  wegen  seines  Aussehens 
oder  in  gesundheitlicher  Hinsicht  zu  beanstanden- 
den Fleisches,  einschliesslich  der  Gadaver  kranker, 
getödteter  oder  gefallener  Thiere. 


Thesen 
des  Referenten  Oberregierungsrath  Dr.  Lydtin  (Karlsruhe). 

Im  AnBchluBS  an  die  von  der  XVI.  Versammlung  des  Deutschen  Vereinö  für 
öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Braunschweig  am  12.  September  1890  anj^^c- 
nommenen  Thesen  (I  bis  V)  „Ueber  die  wirksame  Bekämpfung  der  aus  dorn 
öenuBB  gesundheitschädlichen  Fleisches  entstehenden  Gefahren**  erklärt  es  die 
Versammlung  für  zweckmässig,  dass  bei  der  Einrichtung  der  allgemeinen  obli^a- 
Wschen  Fleischbeschau  hinsichtlich  der  Verwerthung  des  zum  freien  Verkehr 
iiicht  zulässigen  Fleisches  nachstehende  Grundsätze  zur  Geltung  kommen: 

I. 
1.  Zur  Erhaltung  der  beträchtlichen  Menge  des  minderwerthigeu  und  von 
^nken  Thieren  herrührenden,  aber  nicht  gesundheitschädlichen  Fleisches  i'ür 
die  Volksemährung  einerseits,  andererseits  zum  Schutze  gegen  Störung  der  Ge- 
sundheit einzelner  besonders  zu  Verdauungsleiden  veranlagter  PerRonen  (Kinder, 
Wöchnerinnen,  Kranke,  Reconvalescenten ,  Schwächlinge  und  zu  Ekel  geneigte), 
BO^e  zum  Schutze  gegen  Vermögensschädigung  der  Allgemeinheit  der  Fleisch- 
verbraueher ist  es  angezeigt,  das  Feilhalten  und  den  Wrkauf  des  nach  Herkunft 
und  Beschaffenheit  untadelhaften  Speisefleisches  von  dem  Keilhalten  und  Vorkaufo 
Viert^ljahrstchrifl  Ar  Oetundheitspflege,  1894.  f^ 
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des  die  genannte  Eigenschaft  nicht  besitzenden,  aber  zum  menschlichen  Genüsse 
nicht  ungeeigneten  Fleisches  in  der  Weise  zu  sondern,  dass  das  letztere  in 
ordentlichen  Fleischbänken  nicht,  und  nur  unter  Bekanntgabe  der  Herkunft  und 
der  Beschali'enheit  feilgehalten  und  verkauft  werden  darf. 

In  den  Gemeinden  sind  communale  Einrichtungen,  sogenannte  „Frcibänke^t 
zum  Verkauf  derartigen  Fleisches  herzustellen. 

a)  An  der  Freibank  darf  das  Feilhalten  des  gedachten  Fleisches  im  rohen 
Zustande  nur  durch  Polizeiorgane  oder  durch  den  Eigenthümer  des 
Heisches  oder  dessen  Vertreter  unter  behördlicher  Aufsicht  stattfinden. 
Ein  weitergehendes  Inverkehrbringen  des  Fleisches  ist  zu  verbieten 
oder  darf  nur  unter  der  Bedingung  erfolgen,  dass  Derjenige,  welcher 
das  Fleisch  abgiebt,  den  Empfanger  desselben  über  die  Herkunft  und 
Beschaffenheit  desselben  unterrichtet. 

Metzger,  Wurstler,  Fleischwaarenfabrikanten  oder  -Händler,  Gast- 
wirthe  oder  Kostgeber  dürfen  derartiges  Fleisch  nur  dann  zum  Haus- 
gehrauche oder  zur  Abgabe  an  Andere  verwenden,  wenn  sie  durch  leicht 
sichtbaren  Anschlag  am  Hause,  im  Verkaufsladen,  in  den  Vorrathsräumen, 
im  Gast-  oder  Speisezimmer  anzeigen,  dass  sie  Fleisch  von  der  an- 
gegebenen Beschaffenheit  führen,  und  an  die  Kunden  abgeben« 
}))  Wo  in  grösseren  Communen  die  IJeberwachung  des  Verkehrs  hinsichtlich 
dieses  Fleisches  erheblichen  Schwierigkeiten  begegnet,  ist  es  zweckmässig, 
dasselbe  unter  polizeilicher  Aufsicht  im  Schlachthofe  abzukochen  und 
nur  in  abgekochtem  Zustande  auf  der  F'reibank  zum  Verkauf  bringen 
zu  lassen, 
c)  Für  sehr  volkreiche  (Haupt-  und  Verkehrs-)  Städte  mit  starkem  Fleisch- 
verbrauch empfiehlt  sich  die  Errichtung  einer  in  communaler  Regie  be- 
triebenen Speiseanstalt,  oder  nach  Bedarf  mehrerer  solcher  Anstalten, 
in  welchen  das  gedachte  Fleisch  unmittelbar  an  die  Consumenten  als 
fertig  zubereitetes  Speisefleisch  abgegeben,  bezw.  von  letzteren  genossen 
wird. 

2.  Es  ist  zulässig,  auch  das  zum  menschlichen  Genuss  ungeeignete  Fleisch, 
sofern  dies  nicht  durch  besondere  gesetzliche  Bestimmung  verboten  ist,  als 
Speisewaare  zu  verwenden,  wenn  ein  Bedürfniss  im  Interesse  der  Volksemährung 
hierfür  vorliegt  und  soweit  das  Fleisch  in  Folge  einer  Zubereitung  die  Gebrauchs- 
fähigkeit als  Speisefleisch  erlangt  hat. 

Die  Gebrauchsfähigkeit  als  Speisewaare  erlangt  das  Fleisch,  wenn  es  durch 
die  Zubereitung  vollkommen  unschädlich  geworden  ist  und  dabei  auch  die  etwa 
anhaftenden  Eigenschaften  der  Verderbniss  und  des  Ekelerregens  verloren  hat. 

a)  In  allen  Fällen  ist  das  zum  menschlichen  Genuss  ungeeignete  Fleisch, 
welches  die  Gebrauchsfahigkeit  als  Speisefleisch  erlangen  soll,  in  einer 
communalen,  besonderen  Anstalt  unter  polizeilicher  Aufsicht  einem  ent- 
sprechenden Zubereitungsverfahren  zu  unterwerfen. 

Die  Anstalt  soll  sich,  wenn  irgend  thunlich,  im  Schlachthause  selbst 
befinden. 

b)  Das  gedachte  Fleisch  darf  nur  in  gekochtem  Zustande  und  nur  unter 
Bekanntgabe  der  Herkunft  und  der  früheren  Beschaffenheit  (auf  der 
Freibank  oder  in  dem  communalen  Speisehause)  feilgeboten  oder  ver- 
kauft werden. 

'->.  Alles  übrige,  für  den  menschlichen  Genuss  ungeeignete  Fleisch  ist  be- 
hördlicherseits als  Speisewaare  unbrauchbar  zu  machen.  (Vergl.  auch  These  II, 
Ziffer  8  und  9.) 

Können  aus  dem  Fleische  einzelne  Theile,  welche  unschädlich  sind,  durch 
Kochen  oder  auf  einem  anderen  W^ege  ausgezogen  werden,  so  empfiehlt  sich  dies, 
wenn  thunlich,  im  Schlachthofe,  jedenfalls  aber  unter  polizeilicher  Aufsicht  aus- 
zufölireu  und  die  gedachten  Stoffe  zur  geeigneten  Verwendung  abzugeben. 


Die  Verwendung  des  zu  beanstandenden  Fleisches  etc.        115 

II. 

Nachdem  mit  der  Controle  des  aus  d«n  gewerbsmässigen  iSchlachtuugoD 
hervorgehenden  Fleisches  keineswegs  sämmtliche  Gefahren  beseitigt  sind,  welche 
der  Genuss  des  Fleisches  der  mit  Infectionskrankhciten  behafteten  Thiere  mit 
sich  bringt  —  weil  durch  diese  Controle  nur  der  kleinere  und  minder  gefahrliche 
Theil  des  zum  menschlichen  Genüsse  weniger  oder  nicht  geeigneten  Fleisches 
jretroffen  wird,  der  grössere  und  gefährlichere  Theil  desselben,  der  aus  den  in 
Xothfallen  getödteten  und  aus  den  verendeten  Thieren  herrührt,  aber  in  vielen 
Gegenden  des  Reiches  zur  freien  Verfügung  des  Besitzers  bleibt  und  daraus 
nachgewiesenermaassen  eine  Bedrohung  der  menschlichen  Gesundheit  sich  her- 
leitet — j  hält  die  Versammlung  es  für  zweckmässig,  dass  neben  der  bereits  in 
der  16.  Versammlung  empfohlenen  Beschau  der  wegen  Krankheit  nothgeschlachteten 
Thiere  durch  thierärztliche  Sachverständige  auch  die  polizeiliche  Behand- 
lung der  wegen  Krankheit  getödteten  oder  umgestandenen  Thiere 
allgemein  geregelt  werde,  und  zwar  nach  Maassgabe  der  folgenden  Grund- 
sätze: 

1.  Von  dem  Xothsch lachten  oder  dem  Umstehen  eines  Thieres  muss  die 
Ortepolizeibehörde  alsbald  Kenntniss  erhalten  und  hierauf  sofort  das  Geeignete 
verfugen. 

2.  Die  thierärztliche  Besichtigung  nothgeschlachteter  oder  umgestandener 
Thiere  ist  erforderlich: 

a)  wenn  die  reichs-  oder  landesseuchegesetzlichen  Bestimmungen  es  vor- 
schreiben, 

b)  wenn  das  Thier  überhaupt  mit  einer  infectiöseu  Krankheit  behaftet  oder 
derselben  verdächtig  war, 

c)  wenn  das  Fleisch  des  Thieres  im  rohen  Zustiinde  in  Verkehr  gebracht 
oder  auch  zubereitet  als  Speisefieisch  abgegeben  werden  will.  ^ 

3.  Im  Uebrigen  sind  die  Cadaver  nothgeschlachteter  oder  umgestandener 
Thiere, 

a)  soweit  die  reichs-  und  landesseuchegesetzlichen  Vorschriften  hierüber 
verfügen,  nach  diesen, 

b)  sofern  die  Verwendung  des  Fleisches  als  Speisew^aare  beabsichtigt  ist, 
nach  Maassgabe  der  in  Kraft  stehenden  Gesetze,  der  Fieischschauordnung 
der  einzelnen  Staaten  und  der  für  die  Verwendung  des  Fleisches  hier 
niedergelegten  Grundsätze  zu  behandeln. 

c)  Bleiben  dem  Besitzer  der  Cadaver  oder  einzelne  seiner  Theile  zur  Ver- 
fügung, so  sind  dieselben  binnen  48  Stunden  nach  erfolgter  Schlachtung 
und  24  Stunden  nach  erfolgtem  natürlichen  Tode  entweder  von  der 
Wohnung  von  Menschen  und  von  dem  Aufenthalt  von  Thieren  in  un- 
schädlicher und  nicht  belästigender  AVeise  zu  entfernen  oder  einem 
Ciinserviruugsverfahren  zu  unterziehen,  welches  die  Schädigung  oder 
die  Belästigung  der  Hausbewohner  und  der  Nachbarschaft  ausschliesst. 

Kine  anderweitige  Verwendung  der  Cadavertheile  kann  nur  Personen  gestattet 
werden,  welche  nach  Maas8ga]>e  der  §§.  16  bis  25  der  deutschen  Gewerbeordnung 
die  Concession  zum  Betriebe  des  Abdeckerei gewerbes  erlangt  haben. 

Das  Liegenlassen  von  Cadavern  auf  Strassen,  öffentlichen  Plätzen,  auf  dem 
freien  Felde  oder  im  Walde,  sowie  das  Einwerfen  solcher  Gegenstände  in  Ge- 
wänser  ist,  weil  in  holiem  Grade  belästigend  und  gefährlich,  mit  Strafe  zu  be- 
drohen. 

Mit  polizeilicher  Genehmigung  kann  jedoch  das  Einwerfen  von  Cadaver- 
theilen  und  Blut  in  öffentliche  Gewässer  zu  Fischereizwecken  stattfinden. 

4.  Zar  unschädlichen  und  nicht  belästigenden  Beseitigung  von  Thiercadavern 
oder  Cadavertheilen  sind  entsprechende  Transportmittel,  geeignete  Begrä])niss- 
plat2e  (Wasen)  oder  Verbrennungsöfen  oder  Einrichtungen  zur  Verarbeitung  der 
Cadaver  zu  landwirthschaftlieh  oder  industriell  nutzbaren  Stoffen  (Abdeckereien, 
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chemische  Fabriken,  Leimsiedereieir  etc.)  erforderlich  und  Leute  (Wasenmeister 
oder  Abdecker),  welche  die  Beseitigung  der  Cadaver  bezw.  ihre  Verarbeitunif 
besorgen. 

Es  liegt  im  Interesse  sowohl  der  Thicrbesitzer  als  der  Gemeinden,  dass  die 
Anstalten  zur  Beseitigung  der  Thiercadaver  Gemeindeanstalten  sind  und  als 
solche  verwaltet  oder  verpachtet  werden. 

Wasenmeister  oder  Abdecker  müssen  als  im  öffentlichen  Dienst  stehende 
Personen  auf  Grund  eines  Reglements  verpflichtet  sein. 

5.  Für  kleinere  Gemeinden  in  dünn  bevölkerten  Landstrichen  genügt  die 
Erstellung  eines  Wasenplatzes ,  d.  h.  eines  geeigneten  Feld-  oder  Waldstückes 
zur  Verscharrung  der  Cadaver. 

Die  Anlage  von  Wasenplätzen  ist  der  Begutachtung  von  Organen  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  hinsichtlich  der  Lage,  der  Elevation,  der  Bodenbeschaffen- 
heit, der  Entfernung  von  menschlichen  Wohnungen,  Stallungen  und  Weiden, 
des  Vorhandenseins  von  ober-  und  unterirdischen  Wasserläufen,  des  Abflusses 
<ler  Meteor-  und  Ablaufwässer,  der  Grösse,  der  Einfriedigung,  der  Verwerthung 
der  Pflanzenproducte  auf  denselben  zu  unterstellen. 

Es  ist  besondere  Verfügung  darüber  zu  erlassen,  wie  tief  die  Cadaver  zu 
vergraben  sind  und  wann  eine  Grube  wieder  aufgedeckt  und  ihr  Inhalt  ent- 
nommen werden  darf. 

Die  Verlochung  von  Cadavern  ausserhalb  des  Wasenplatzes  ist  nur  nach  be- 
sonderer polizeilicher  Genehmigung  zu  gestatten. 

6.  Es  ist  zweckmässig,  auf  dem  Waseuplatzc  eine  Einrichtung  herzustellen, 
um  Thiere  abhäuten,  ausnehmen  oder  seciren  zu  können. 

7.  Verbrennungsöfen  zur  Zerstörung  ganzer  Thiercadaver,  z.  B.  der  von 
milzbrand-  und  rauschbrandkranken  Thieren  und  rothlaufkranken  Schweinen  her- 
rührenden und  von  Eingeweidetheilen  anderer  infectiös  erkran]^ter  Thiere  durch 
Feuer  sind  in  Seuchenbezirken  erwünscht. 

8.  Für  grössere  Communcn  sind  zur  unschädlichen  Beseitigung  der  Cadaver, 
der  Schlachtabfälle  und  des  als  Speiscwaarc  ungeeigneten  Fleisches  Anstalten 
erforderlich,  welche  gewisse  werthvoUe  Stoffe  aus  den  Cadavern  (z.  B.  Fett 
finniger  und  trichinöser  Schweine)  ausziehen,  und  mit  Ausschluss  der  nicht 
anderweitig  verwendeten  Cadavertheilc  (nämlich  Haut,  Knochen,  Klauen,  Hörner, 
Ilaare,  Ilufe),  oder  auch  diese  mit,  wenn  es  sich  um  Cadaver  milzkranker,  rausch- 
brandkranker  Thiere  handelt ,  zu  unschädlichen ,  landwirthschaftlich  oder  in- 
dustriell verwerthbaren,  als  Speisewaarc  aber  nicht  mehr  tauglichen  Stoffen  ver- 
arbeiten. Den  Abdeckereien  oder  Wasenmeistcreien  ist  der  Verkauf  von  Fleisch 
überhaupt  zu  verbieten.  Nur  auf  chemischem  oder  thermischem  Wege  unschäd- 
lich gemachte  und  aus  dem  Fleische  gewonnene  Producte  dürfen  von  derartigen 
Anstalten,  den  Besitzern  oder  Beauftragten  in  Verkehr  gebracht  werden. 

9.  Derartige  Anstalten  müssen  mit  Apparaten  ausgestattet  sein,  welche  die 
zugeführten  Thierleichen  alsbald  zu  verarbeiten  vermögen,  infectiöse  Cadaver, 
nöthigenfalls  unzcrlcgt,  und  Fleischstücke  sicher  sterilisiren,  weder  übelriechende 
Gase  oder  Dämpfe  in  die  Luft,  noch  übelriechende  oder  sonst  schädliche  Flüssig- 
keiten in  den  Boden  oder  in  die  Wasserläufe  entweichen  lassen  und  in  möglichst 
kurzer  Zeit  bei  dem  geringst  möglichen  Aufwand  von  Betriebsmitteln  den  höch- 
sten Ertrag  an  verwerthbaren  Stoffen  liefern. 

10.  Die  Errichtung  derartiger  Anstalten  empfiehlt  sich  auch  als  Ersatz  für 
Wasenplätze  und  Verbrennungsöfen  kleinerer  Gemeinden ,  welche  sich  unter* 
einander  vereinigen,  ebenso  für  Ortsviehversicherungs  -  und  Schlachtvieh- 
Versicherungsanstalten. 

11.  Wünschenswerth  erscheint  es,  die  Concessiou  für  die  Errichtung  eineiT' 
Abdeckerei  in  Zukunft  daran  zu  knüpfen,  dass  der  Betrieb  den  unter  IL,  Ziffer*,* 
genannten  Forderungen  entspreche. 
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12.  Da  die  Beschaffenheit  des  Betriebes  der  Abdeckereien  wesentlich  von 
der  Ertragsfahigkeit  derselben  und  die  letztere  wieder  in  erster  Reihe  von  der 
Men^e  des  verarbeiteten  Rohmaterials  abhängig  ist,  erscheint  es  zweckmässig, 
die  Zahl  der  Abdeckereien  nicht  ohne  dringende  Gründe  zu  vermehren  und  den 
^redachten  Anstalten  die  Verarbeitung  der  Schlachthofabfalle  und  des  beschlag- 
nahmten Fleisches  zu  überweisen. 

13.  Die  allgemeine  Versicherung  der  Hausthierbestände  gegen  Verluste 
durch  Krankheiten  und  Unglücksfalle  ist  auch  vom  Standpunkte  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  aus  empfehlenswerth ,  weil  diese  Maassregel  die  unschädliche 
Verwendung  des  minderwerthigen,  sowie  des  von  kranken  Thieren  herrührenden, 
iür  den  menschlichen  Genuss  geeigneten  und  ungeeigneten  Fleisches  erleichtert. 

14.  Die  Unterstützung  der  Versicherung  der  Hausthierbestände  aus  öffent- 
lichen Mitteln  rechtfertigrt  sich  daraus,  dass  die  Versicherung  den  Vollzug  der 
Maassregeln  zur  Verhütung  der  Gefahren,  welche  die  menschliche  Gesundheil 
darch  den  Genuss  schädlichen  Fleisches  bedrohen,  unterstützt. 


Referent:  Oberregierangsrath  Dr.  Lydtin  (Karlsruhe): 

^Meine  Herren!  Ihre  XVI.  Versammlung  hat  vor  drei  Jahren  in  ßraun- 
schweig  auf  den  Antrag  des  hochverdienten  Herrn  Obermedicinalrath  Prof. 
Dr.  Bollinger-München  zum  Schutze  der  menschlichen  Gesundheit  gegen 
die  aus  dem  Genuss  von  Fleisch  infectiös  erkrankter  Thiere  erwachsenden 
Gefahren  die  Einführung  der  allgemein  obligatorischen  Fleisch- 
beschau im  Deutschen  Reiche  für  zweckmässig  und  wünschens- 
werth  erklärt,  und  ist  hierbei  mit  den  früher  gefassten  Beschlüssen  (1875 
in  München,  1876  in  Düsseldorf),  mit  den  Beschlüssen  des  deutschen  Aerzte- 
tages  (1875),  des  deutschen  Veterinärrathes  (Kassel  1876),  des  Niederrheini- 
schen Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  (1876)  und,  was  bezeichnend 
ist,  mit  den  Wünschen  des  Verbandes  deutscher  Fleischer  (1889)  in  Ueberein- 
stimmung  geblieben. 

„Heute  wird  die  hochansehnliche  Versammlung  im  Anschlüsse  an  die 
ZQ  Braunschweig  gefassten  Beschlüsse  über  die  Mittel  berathen,  welche  ge- 
eignet sind,  den  Verkehr  mit  Fleisch  von  der  Zufuhr  und  von  der 
Beimengung  minderwerthigen,  von  kranken  Thieren  her- 
rührenden, aber  nicht  gesundheitsschädlichen,  sowie  verdorbenen 
und  die  menschliche  Gesundheit  gefährdenden  Fleisches  freizuhalten,  und 
zwar  ohne  unnöthige  Beeinträchtigung  der  Volksemährung.  Es  handelt 
sich  um  die  Regelung  des  Freibank-  und  des  Abdeckereiwesen's. 
„Die  gesundheitliche  Controle  des  Handels  und  Verkehrs  mit  Fleisch 
^[egnet  zur  Zeit  noch  grossen  Schwierigkeiten,  welche  der  Un Vollkommen- 
heit der  Kenntnisse,  die  wir  über  das  Fleisch  besitzen,  und  der  Mittel  ent- 
springen, um  das  Fleisch  auf  seine  Beschaffenheit  zu  prüfen,  wenn  es  in 
einzelnen  Stücken  vorkommt  oder  zu  Fleischwaaren  und  Speisen  ver- 
arbeitet ist. 

nDie  Controle  muss  desshalb  schon  bei  dem  Schlachtthiere  thunlichst 
im  lebenden  Zustande,  mindestens  aber  alsbald  nach  der  Schlachtung  oder 
nach  dem  Tode  beginnen  und  so  lange  fortgesetzt  werden,  bis  das  Fleisch 
*n  seinen  endgültigen  Bestimmungsort  gelangt  ist.     Aufgabe  der  Controle 
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ist  es,  das  Fleisch  je  nach  seiner  Herkauft  und  Beschaffenheit  in  Fleisch  zu 
sichten,  welches  sich  für  den  Gennss  eignet  und  das  wir  kurz  „Speise- 
fleisch^  nennen  wollen,  und  in  anderes  Fleisch,  das,  zum  menschlichen  Ge- 
nüsse nicht  geeignet,  sofort  zu  beseitigen,  bezw.  technisch  zu  verwerthen  ist. 
Wie  Ihnen  der  geehrte  Berichterstatter  der  XVI.  Versammlung  des  Naheren 
dargelegt  hat,  wird  das  für  den  Genuss  geeignete  Fleisch  wiederum  gesichtet 
in  vollgültige  marktfähige  oder  bankmässige  Waare  und  in  Fleisch,  das  an 
und  für  sich,  oder  nach  seiner  Herkunft  die  Eigenschaft  des  eben  genannten 
nicht  besitzt,  und  als  minderwerthige  Waare  oder  nicht  bankmassig  be- 
zeichnet wird. 

„Die  volle  Wirksamkeit  kann  die  Fleischcontrole  jedoch  nur  unter  den 
Bedingungen  entfalten,  dass  sie  von  allen  Schlachtungen  und  Todesfallen 
unter  Thieren,  deren  Fleisch  in  Verkehr  gebracht  werden  will,  rechtzeitig 
Kenntniss  erhält  und  dass  ihr  die  Befugnis»  zusteht,  das  beanstandete  Fleisch 
dem  ordentlichen  Speisefleischverkehr  zu  entziehen. 

„Das  Fleisch,  welches  in  Verkehr  gebracht  wird,  liefern,  abgesehen  von 
der  Jagd  und  von  der  Fischerei,  die  gewerbsmässigen  Schlachtungen  von 
schlachtreifen  Thieren,  die  Nothschlachtungen ,  d.  h.  die  Schlachtungen 
kranker  oder  schwer  verletzter  Thiere  und  die  Ausschlachtungen  verendeter 
Thiere. 

„Die  weitaus  ergiebigste  Fleischquelle  bilden  die  gewerbsmässigen 
Schlachtungen.  Der  Werth  des  Fleisches,  das  von  den  gewerbsmässigen 
Schlächtern  in  Deutschland  alljährlich  in  Verkehr  gebracht  wird,  lässt  sich 
auf  1  309  500  000  Mk.  schätzen. 

„Alte  deutsche  Fleischbeschauanordnungen,  welche  uns  in  ihrem  Texte 
erhalten  geblieben  sind,  Hessen,  wie  die  ägyptische  und  mosaische  Fleisch- 
beschauordnung, zum  Genüsse  nur  das  Fleisch  vorschriftsmässig  aus- 
geschlachteter bestimmter  Thiere  und  lediglich  unter  der  Voraussetzung  zu, 
dass  dasselbe  eine  gesunde  und  vollwerthige  Waare  darstelle.  Ungesunde  und 
auch  minderwerthige  Waare  durfte  nicht  in  Verkehr  gebracht  werden. 
Von  der  puristischen  Richtung,  das  minderwerthige  Fleisch  vom  Markte  aus- 
zuschliessen ,  wurde  an  vielen  Orten  Deutschlands  schon  sehr  früh  ab- 
gegangen. Indessen  macht  sich  in  neuerer  Zeit  das  Bestreben,  eine  voll» 
ständige  Säuberung  des  Speisefleischmarktes  von  Fleisch,  welches  nicht  von 
vollkommen  gesunden,  schlachtreifen,  regelmässig  ausgeschlachteten  Thieren 
herrührt,  herbeizuführen,  abermals  bemerklich,  jedoch,  wie  es  scheinen  will, 
ohne  Aussicht  auf  Erfolg. 

„Ein  Blick  auf  die  stets  anwachsende  Bevölkerungsziffer  in  Deutsch- 
land, die  jährliche  Schlachtung  von  über  80  000  Pferden  und  Tausenden 
von  Hunden  zur  Speisung  des  Fleischmarktes,  ein  Vergleich  des  deutschen 
Fleischverbrauchs  mit  dem  englischen,  der  den  deutschen  um  15  kg  über- 
trifil,  lassen  das  Bedürfniss  für  die  Erhaltung  und  für  die  Vermehrung  der 
Fleischnahrung  für  die  deutsche  Bevölkerung  erkennen  und  die  Thatsache, 
dass  der  Preis  des  Fleisches  seit  etwa  40  Jahren  in  Deutschland  nahezu  um 
das  Dreifache  gestiegen  ist,  während  in  derselben  Zeit  die  Fruchtpreise  eher 
einen  Preisrückgang  erfahren  haben,  weist  auf  die  Aufgabe  hin,  nicht  allein 
mehr  Fleisch  zu  produciren,  sondern  auch  mit  dem  producirten  Fleisch  sorg- 
sam hauszuhalten. 
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^Wie  viel  Fleisch  bei  einer  vollständigen  Ausmerzung  des  aus  den 
gewerbsmässigen  Schlachtungen  hervorgegangenen  minderwerthigen  und  von 
kranken  Schlachtthieren  herrührenden,  aber  nicht  gesundheitsschädlichen 
Fleisches  für  die  Yolksemähi-ung  verloren  ginge,  lässt  sich  nach  dem 
dermaligen  Stande  der  Statistik  nicht  genau  bestimmen,  aber  annähernd 
schätzen.  Nach  dem  Berichte  des  Directors  des  Vieh-  und  Schlachthofes  zu 
Leipzig  für  das  Jahr  1891  wurden  2*8  Proc.  der  geschlachteten  Rinder  und 
l'l  Proc.  der  geschlachteten  Schweine,  somit  5300  Centner  Fleisch  an  die 
Freibank  verwiesen.  In  Frankfurt  a.  M.  betrug  die  vom  1.  April  1891  bis 
zum  31.  März  1892  an  die  Freibank  verbrachte  Fleischmenge  1582  Centner, 
in  Karlsruhe  während  des  Jahres  1891  519*5  Centner  und  in  München 
während  desselben  Jahres  7964  Centner. 

„Im  Grossherzogthum  Baden  sind  in  den  Jahren  1888  bis  1891  durch- 
schnittlich 129  905  Stück  Hornvieh  und  305  718  Stück  Kleinvieh  von  den 
Metzgern  geschlachtet,  und  durchschnittlich  1  Proc.  der  Schlachtthiere  von 
der  Fleischcontrole  als  minderwerthig  beanstandet  worden. 

^ Würde  das  Yerhältniss  der  Schlachtungen  und  der  Beanstandungen 
von  Baden  auf  das  Deutsche  Reich  übertragen,  so  ergäbe  sich  ein  jährlicher 
Ausfall  von  9  258  520  kg  oder  185170  Centner  Fleisch,  das  allerdings  den 
Kopf  der  Bevölkerung  nur  mit  190  g  treffen  würde.  Da  jedoch  die  städtische 
Bevölkerung  fünfmal  mehr  Fleisch  verzehrt  als  die  ländliche,  so  würde  die 
erstere  mit  einem  Ausfall  von  1000  bis  1200  g  getroffen  werden.  Für  einen 
Theil  der  Städtebewohner,  welcher  das  minderwerthige  Fleisch  vorzugsweise 
geniesst,  weil  es  für  seinen  Geldbeutel  allein  erreichbar  ist,  würde  der  Aus- 
fall nahezu  der  Entziehung  der  Fleischnahrung  gleichkommen. 

^Bei  einem  Preise  des  beanstandeten  Fleisches  von  nur  60  Pfg.  für 
das  Kilogramm  würde  die  Gesammtmasse  des  betreffenden  Fleisches  den 
Werth  von  5^/2  Millionen  Mark  darstellen,  während  eine  technische  Ver- 
werthung  desselben  höchstens  1  Million  ergeben  würde.  Der  Verlust  so  be- 
trachtlicher Mengen  intensiver  Nahrungsmittel  für  die  Yolksemährung  und 
die  jährliche  Schädigung  des  Yolksvermögens  um  einen  Betrag  von  nahezu 
5  Millionen  wird  den  Hygieniker  wie  den  Volkswirth  bestimmen,  das  Fleisch 
der  Volksemähining  und  den  Geldwerth  dem  Yolksvermögen  zu  erhalten. 

„Diesen  Standpunkt  nehmen  die  Reichs-  und  Landesgesetze  ein.  Dem 
Verkehr  sollen  nur  die  nachweislich  gesundheitsschädlichen  Fleische  entzogen 
bleiben,  während  andere,  welche  diese  Eigenschaft  nicht  besitzen,  aber  ihrer 
Herkunft  und  Beschaffenheit  wegen  nicht  zur  marktgängigen  vollgültigen 
Waare  gehören  (ekelerregend,  verdorben,  nachgemacht  oder  verfälscht  sind), 
bloss  unter  Declaration  feilgehalten  und  verkauft  werden  dürfen. 

„Wo  Yollzugsvorschriften  zu  den  Gesetzen  sogen.  Fleisschauordnungen 
erlassen  sind,  bezeichnen  dieselben  die  gesundheitsschädlichen  und  die  decla- 
ffttionspflichtigen  Fleische  namentlich,  und  schreiben  hinsichtlich  des  ge- 
s^dheitsschädlichen  Fleisches  die  Beschlagnahme  und  unschädliche  Be- 
seitigung ^  und  hinsichtlich  des  declarationspflichtigen  Fleisches  dessen 
Inverwahrnahme ,  Feilhaltung  an  besonderen  Orten,  Kennzeichnung  und 
Diöglichst  unmittelbare  Abgabe  an  den  Selbstverbraucher  vor. 

„Der  Yerkauf  soll  an  ordentlichen  Fleischbänken,  weder  in  den  Fleisch- 
ballen, noch  in  den  Privatläden  der  Metzger  oder  Fleisch  Verkäufer ,  noch 
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irgend  an  einem  Orte,  wo  der  Fleischkäufer  annehmen  muss,  dass  markt- 
gängige und  YoUwerthige  Waare  au3gelegt  ist,  stattfinden.  Diese  Forderung 
entspricht  einer  alten  Uebung. 

„Wir  finden  in  Art.  36  des  II.  Strassburger  Stadtrecbtes ,  welches  um 
das  Jahr  1200  etwa  erlassen  wurde,  die  Bestimmung  „Carnifices  vero  carues 
suinas  vel  inustas,  quae  phynichte  sunt,  infra  tecta  macellorum  nullatenus 
habere  debent  venales  sed  extra  tecta"  (Urkundenbuch  der  Stadt  Strass- 
burg.  Band  I,  Seite  479). 

,.Die  Fleischverkäufer  durften  daher  das  finnige  Fleisch,  darunter  ver- 
stand sich  nicht  bloss  das  mit  Blasenwürmern  besetzte,  sondern  auch  das 
perlige  oder  sonst  mit  Neubildungen  versehene,  nicht  im  Metzgerladen 
unter  Dach  feilhalten,  sondern  sie  mussten  dasselbe  auf  einer  Bank  unter 
freiem  Himmel  auslegen  und  verkaufen.  An  manchen  Orten  stellte  sicli 
noch  der  Freimann,  d.  h.  der  „Scharfrichter",  neben  die  Bank,  um  das  un- 
verkauft gebliebene  Fleisch  alsbald  wegzunehmen.  Die  sonderbare  Fleisch- 
verkaufseinrichtung bezeichnete  der  Volksmund  als  „Freibank".  Wie 
sehr  sich  der  Gebrauch  durch  Jahrhunderte  bis  zu  unserer  Zeit  erhalten 
hat,  geht  aus  folgender  Verordnung  der  badischen  Sanitätscommission  vom 
15.  Februar  1815  hervor.     Sie  besagt: 

„  „Der  GenusB  des  Fleisches  von  zäpfig  oder  hirschig  ^)  ausgefallenem 
Hornvieh  ist  zwar  der  Gesundheit  keineswegs  schädlich,  aber  da  viele 
Menschen  Abscheu  dagegen  haben,  so  kann  der  Verkauf  desselben  nur  dann 
erlaubt  werden,  wenn  die  Käufer  erst  davon  unterrichtet  worden  sind.  Es 
darf  solches  nicht  in  den  gewöhnlichen  Fleischbänken,  sondern  nur  vor  den- 
selben auf  öffentlicher  Strasse  verkauft  werden.  Wenn  dies  nicht  beobachtet 
wird,  so  ist  es  Betrug  und  verdient  Bestrafung."" 

„Die  Inscenirung  einer  solchen  absonderlichen  Fleischbank  belehrte  die 
Fleischkäufer  über  die  Herkunft  und  Beschaffenheit  des  Fleisches  in  ein- 
dringlicher Weise,  so  dass  die  ehrsamen  Bürger,  die  Gastwirthe  und  Kost- 
geber sich  hüteten,  von  dem  anrüchigen  Freibankfleische  zu  kaufen  und  nur 
ärmere  und  nicht  angesehene  Leute  sich  nahten,  um  das  von  den  städtischen 
Geschworenen  auf  einen  niederen  Preis  taxirte  Fleisch  zu  erstehen. 

„Nach  der  Umwandlung  des  Polizeistaates  in  den  Rechtsstaat  durfte 
ein  derartiges  Verfahren,  das  oft  in  unbilliger  Weise  den  Metzger,  der  ein 
krankes  Stück  Vieh  unwissentlich  gekauft  und  geschlachtet  hatte,  zu  seinem 
Geldschaden  noch  öffentlich  brandmarkte,  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  werden. 
Die  gesetzlichen  Vorschriften  über  den  Viehhandel  erhielten  präcisere  Be- 
stimmungen hinsichtlich  der  Gewährleistung  und  entlasteten  den  Metzger 
w.esentlich,  indem  sie  den  Schaden  auf  den  Verkäufer  des  Viehes  überwälzten. 
Die  Gemeinden  erricht-eten  öffentliche  Schlachthäuser,  führten  daselbst  eine 
strenge  Controle  des  lebenden  und  ausgeschlachteten  Schlachtviehes  ein  und 
erliessen  Schlachthausordnungen,  welche  das  Wegbringen  des  beanstandeten 
Iileisches  verboten.  In  den  übrigen  Gemeinden  Süd -Deutschlands  wurde 
allerdings  die  alte  Uebung  der  abgesonderten  Feilhaltung  des  nicht  bank- 
würdigen Fleisches  durch  den  Metzger  vorläufig  beibehalten  (vergl.  S,  318 
des  Gr.  Hess.  Pol. -Str.- Ges. -B.  vom  14.  November  1871). 
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^In  grösseren  Gemeinden  und  Städten  übernahm  aber  an  Stelle  des 
Metzgers  die  Gemeinde  die  Einrichtung  einer  Verkaufsstelle  für  das  bean- 
standete, aber  immerhin  noch  geniessbare  Fleisch  und  so  erhielt  die  Frei- 
bank den  Charakter  einer  Gemeindeanstalt,  gleichviel  ob  sie  innerhalb  des 
Schlachthauses  oder  irgend  an  einem  anderen  für  den  Käufer  bequemen 
Orte  aufgestellt  wurde., 

^Die  Einrichtung  von  Freibänken  hat  sich  bei  der  neueren  Gestaltung 
des  Fleischverkehrs  überall  bewährt.  Ohne  Freibank  wird  entweder  unan- 
i<ehnliches,  blutiges,  von  allzu  jungen  oder  allzu  alten,  oder  abgetriebenen 
oder  abgemagerten  Thieren  herrührendes,  eine  schmutzige  Fleischbrühe 
gebendes,  für  manche  Personen  ekelerregendes  oder  schwer  oder  nicht  ver- 
dauliches Fleisch  unter  Schädigung  des  Vermögens  der  Fleischkäufer  zum 
Verkauf  zugelassen,  oder  es  werden,  wenn  die  Fleischcontrole  allzu  säuber- 
lich zu  verfahren  geneigt  ist,  dem  Consume  Fleische  entzogen,  welche  als 
geniessbares  Fleisch  nicht  zu  beanstanden  sind. 

„Zur  Belehrung  der  Käufer  über  die  Herkunft  und  Beschaffenheit  des 
Fleisches  wird  in  der  Regel  ein  Anschlag  bezw.  eine  Tafel  an  leicht  sicht- 
barer Stelle  der  Freibank  mit  entsprechender  Aufschrift  angebracht,  in 
kleinen  Gemeinden  aber  der  Verkauf  minderwerthigen  Fleisches  durch  den 
öffentlichen  Ausrufer  bekannt  gegeben. 

„Es  eifpfiehlt  sich  im  Einverständniss  mit  dem  Eigenthümer,  den  Preis 
des  Fleisches  etwa  um  40  Proc.  herabzusetzen,  nicht  allein  wegen  der  Minder- 
werthigkeit,  sondern  vor  Allem,  um  den  Absatz  des  Fleisches  zu  fördern. 

^Des  Weiteren  gestaltet  sich  die  Einrichtung  und  der  Betrieb  der  Frei- 
bank verschiedentlich  je  nach  der  gegebenen  Möglichkeit,  das  Freibankfieisch 
in  seiner  Verwendung  nach  der  Abgabe  zu  verfolgen. 

^Je  nachdem  kann  das  Fleisch  in  rohem  Zustande,  in  kleineren  oder 
grösseren  Stücken,  oder,  nachdem  es  zuvor  gekocht  wurde,  abgegeben  werden. 
^In  kleineren  Gemeinden  vermögen  es  die  Polizeiorgane,  sowie  die 
gegenseitige  Controle  der  Fleischverkäufer,  eine  missbräuchliche  Verwendung 
des  an  der  Freibank  gekauften  Fleisches  thunlichst  zu  verhindern.  Es  kann 
daher  das  Fleisch  in  rohem,  nicht  denaturirtem  Zustande  abgegeben  werden. 
^In  einigen  Gemeinden  wird  das  Fleisch  durch  eine  Marke  oder  sonst- 
wie gekennzeichnet.  Da,  wo  eine  Markirung  des  bankwürdigen  Fleisches 
stattfindet,  unterbleibt  gewöhnlich  die  Markirung  des  Freibankfleisches.  In 
anderen  Gemeinden,  z.  B.  in  Magdeburg,  wo  wenigstens  bis  vor  Kurzem 
eine  Markining  des  bankwürdigen  Fleisches  nicht  stattfand,  wird  das  Fleisch 
der  massenhaft  aus  Mecklenburg  ankommenden,  gleich  nach  der  Geburt 
geschlachteten  Kälber  mit  einer  Stempelmarke  versehen. 

„Wo  die  Kennzeichnung  des  nicht  bankwürdigen  Fleisches  eingeführt 
wt,  müsste  selbstversändlich  durch  Polizei  Vorschrift  die  Entfernung  der 
Marke  bis  zu  dem  Augenblicke,  wo  das  Fleisch  seine  Zubereitung  als  Speise 
erfahrt,  im  umgekehrten  Falle  die  unerlaubte  Markirung  des  Fleisches  mit 
Strafe  bedroht  werden. 

^Wo  das  Fleisch  an  der  Freibank  roh  abgegeben  wird,  liegt  die  Gefahr 
nahe,  dass  Wurstler,  Metzger,  Gastwirthe  und  Kostgeber  das  Freibankfleisch 
erwerben,  um  das  Fleisch  als  Speisewaare  in  Verkehr  zu  bringen,  und  zwar 
unter  Verschweigung  der  Herkunft  und  Eigenschaft  desselben. 
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„Zur  Vorkehr  gegen  eine  wissbräuchliche  Verwendung  des  Fleisches 
schreiben  die  meisten  Freibankorduungen  vor,  dass  von  der  Freibank  Fleisch 
an  Metzger,  Wurstler,  Gastwirthe,  Kostgeber  und  andere  gewerbsmässige 
Fleischyerkäufer  nicht,  und  an  andere  Käufer  nur  in  kleineren  Quantitäten 
von  etwa  1  bis  2  kg,  und  lediglich  mit  der  Bestimmung  zum  Selbstgebrauche 
abgegeben  werden  dürfen. 

„Die  VoUzugscontrole  besorgt  die  Behörde,  welche  den  Verschleiss 
übernommen  hat  oder  denselben  überwacht,  und  verschärft  dieselbe  zu- 
weilen durch  die  Anordnung,  dass  der  Name  jedes  Käufers  und  die  yon  ihm 
gekaufte  Fleischmenge  in  eine  Liste  eingetragen  wird,  in  welcher  der  Käufer 
die  ihm  gemachte  Eröfifnung  bescheinigt,  dass  ein  Feilhalten  oder  ein  Ver- 
kauf des  Fleisches  ohne  Angabe  seiner  Herkunft  straffällig  ist. 

„Auf  den  ersten  Blick  könnte  es  scheinen,  als  ob  derartige  Bestimmungen 
von  zweifelhafter  Wirksamkeit  seien.  Allein  die  Erfahrung  lehrt,  dass  Ver- 
botsumgehungen sogar  in  Städten  mit  über  80000  Einwohnern  doch  nur 
selten  sind.  Den  Organen  der  Polizei  oder  der  Gemeindebehörde,  welche 
den  Verschleiss  des  Fleisches  besorgen  oder  überwachen,  sind  die  Besucher 
der  Freibank  so  bekannt,  dass  ihnen  ungewöhnliche  Käufer  oder  wiederholte 
Ankäufe  durch  Personen  ein  und  derselben  engeren  Familie  wohl  auffallen. 
Metzger,  Wirthe  und  andere  Fleischyerkäufer  werden  von  dem  Ankauf  des 
Fleisches  abgehalten,  wenn  ihnen  im  Falle  des  Erwerbes  desselben  die 
Bekanntmachung  ihrer  Geschäfte  in  öffentlichen  Blättern  in  Aussicht  ge- 
stellt wird. 

„Wo  sich  in  grösseren  Städten  solche  Mengen  von  Freibankwaare  er- 
geben, dass  sich  ein  gewerbsmässiger  Vertrieb  desselben  verlohnt,  werden 
sich  Metzger,  Wurstler,  Fleischwaarenfabrikanten  oder  Händler  finden,  welche 
einen  yorschriftsmässigen  Verschleiss  solchen  Fleisches  übernehmen.  Voraus* 
gesetzt,  dass  die  betreffenden  Geschäfte  anzeigen,  welche  Waaren  sie  führen, 
so  kann  gegen  dieselben  ebensowenig,  wie  gegen  Rossfleisch  Verkaufsstellen 
etwas  ennnert  werden. 

„Ebenso  kann  es  Gastwirthen  oder  Kostgebern  gestattet  werden,  nicht- 
l>ankwürdige8  Fleisch  zum  Hausgebrauche  oder  zur  Abgabe  an  Andere  zu 
verwenden,  wenn  sie  bekannt  geben,  dass  sie  nichtbankwürdiges  Fleisch 
verabreichen. 

„In  volkreichen  Städten,  in  denen  einerseits  die  Gontrole  über  die  Ver- 
wendung des  in  rohem  Zustande  verkauften  Freibankfleisches  nur  schwierig 
ausgeübt  oder  überhaupt  nicht  verfolgt  werden  kann,  wird  der  Verkauf 
von  Freibankfleisch  in  rohem  Zustande  zu  Missbräucheu  aller  Art  führen. 

„Soll  daher  in  volkreichen  Städten  mit  der  Freibank  derselbe  Zweck 
erreicht  werden  wie  in  den  kleineren  Gemeinden,  so  muss  das  Fleisch,  ehe 
es  abgegeben  wird,  eine  Denaturirung  ohne  Gebrauchsschädigung  erfahren, 
es  muss  abgekocht  werden. 

„Der  Liebhaber  von  Freibankfleisch  erhält  so,  was  er  zu  erwerben 
wünscht:  ein  billiges  Speisefleisch  oder  Fleisch  für  seine  Hausthiere,  und 
zwar  in  einer  Zubereitung,  welche  den  Verbrauch  alsbald  ermöglicht.  Dabei 
ist  verhütet,  dass  das  Fleisch  in  Fleischerläden  als  bankwürdige  Waare  ge- 
langt, weil  dort  in  der  Regel  nur  rohes  Fleisch  feilgehalten  wird,  und  dass  es 
zur  Fabrikation  von  Wurst  oder  anderen  (Fleisch-)  Waaren  verwendet  werde. 
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^Für  das  Freibankfleisch  genügt  ein  gewöhnliches  Durchkochen,  weil 
ja  nur  eine  Denaturirung  des  rohen  Fleisches  und  nicht  die  Zerstörung  einer 
Schädlichkeit  bezw.  eine  Sterilisation  beabsichtigt  ist. 

^Apparate,  wie  die  Kocheinrichtungen  von  Hoeck  und  Henkel  (Cassel) 
oder  wie  die  im  Berliner  Schlachthofe  aufgestellten  Becker  und  Ullman na- 
schen Kocheinrichtungen,  reichen  zu  dem  Zwecke  vollständig  aus. 

„In  den  grössten  Städten,  in  denen  die  Fleischcontrole  täglich  grössere 
Mengen  von  nicht  bankwürdigem  Fleische  abwirft  und  es  nicht  leicht  ver- 
hütet werden  kann,  dass  selbst  abgekochtes  Fleisch  in  unerlaubten  Verkehr 
gebracht  wird,  giebt  es  nur  ein  Mittel,  um  das  beanstandete  Fleisch  thun- 
liehst  unmittelbar  in  die  Hand  des  Consumenten  zu  bringen,  nämlich  die 
Einrichtung  einer  in  communaler  Regie  betriebenen,  oder  an  zuverlässige 
Unternehmer  vermietheten  Speiseanstalt  und  je  nach  Bedarf  mehrerer  solcher 
Anstalten,  in  welchen  das  Fleisch,  ähnlich  wie  dies  in  den  sogenannten 
^ Bouillons*^  geschieht,  auf  mannigfache  Art  zubereitet  und  mit  dem  Fleisch 
Brühe  und  Gemüse  an  die  Consumenten  abgegeben  wird.  Die  Consumenten 
verzehren  das  Fleisch  an  Ort  und  Stelle  und  eine  missbräuchliche  Verwendung 
desselben  ist  thunlichst  ausgeschlossen. 

n Solche  Anstalten  werden  sich  wegen  der  gebotenen  billigen  Fleisch- 
ifpeise  bald  einer  lebhaften  Frequenz  erfreuen,  sich  als  eine  Wohlthat  für 
die  ärmere  Bevölkerung  erweisen  und  den  Herstelluugs-  und  Betriebsaufwand 
reichlich  decken. 

^Gleichviel  wie  sich  die  Betriebsweise  der  Freibank  gestaltet,  ob  das 
Fleisch  roh  oder  gekocht  ausgepfundet  und  an  Privatunternehmer  oder  an 
Communalanstalten  zum  Verschleiss  übergeben  wird,  so  ist  in  jedem  Falle 
dem  Eigenthümer  des  Fleisches  nach  Abzug  der  Kosten  die  entsprechende 
Vergütung  auszuzahlen. 

flWo  eine  Fleisch-  oder  Verbrauchssteuer  besteht,  kann  dieselbe,  sofern 
der  Besitzer  des  Fleisches  unabsichtlich  und  im  guten  Glauben  zu  Schaden 
gekommen  ist,  nachgelassen  werden.  Begründet  ist  die  Nachsicht  in  dem 
Umstände,  dass  der  Besitzer,  wenn  ihn  kein  Verschulden  trifft,  den  Schaden 
im  Interesse  der  Allgemeinheit,  d.  h.  der  Fleischverbraucher,  erleidet. 

„Unter  dem  sogenannten  ungeniessbaren  Fleisch  giebt  es  solches,  welches 
&ls  Speisefleisch,  weil  gesetzlich  verboten,  unter  allen  Umständen  nicht  zum 
Verkehr  zugelassen  werden  darf,  ferner  anderes,  das  durch  die  unverkenn- 
lichen  Eigenschaften  ^er  Verderbniss  unverkäuflich  und  thatsächlich  un- 
geniessbar  ist,  und  endlich  drittens,  das  nur  wenig  von  der  Schädlichkeit 
oder  von  der  Verderbniss  angegriffen  ist,  und  durch  irgend  ein  Verfahren 
▼on  den  Eigenschaften  der  Schädlichkeit  befreit  und  wieder  geniessbar  her- 
gestellt werden  kann. 

nZu  der  Kategorie  der  zuletzt  bezeichneten  FleischaHen  zählen  von 
jeher  die  schwachfinnigen,  weil  die  Finnen  als  Gesundheitsschädiger  durch 
'lochen  getödtet  werden,  und  der  Gehalt  des  Fleisches  an  abgestorbenen 
rimien  so  geringfügig  ist,  dass  hierwegen  das  Fleisch  nicht  als  in  höherem 
ßrade  verdorben  oder  ekelerregend  angesehen  wird. 

„Schweinefleisch,  welches  mit  Blutheerden  stark  durchsetzt  ist  und 
daher  ein  nicht  sehr  appetitliches  und  den  Verkauf  als  rohes  Fleisch  sehr 
erschwerendes  Aussehen  besitzt,  kann  ebenfalls  unter  die  Fleischorten  ge- 
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rechnet  werden,  welche  durch  das  Kochen,  wenn  auch  nicht  das  Aussehen 
«ines  gesunden,  doch  eines  nicht  sehr  unappetitlichen  und  desshalb  ver- 
käuflichen Fleisches  erlangen. 

„Die  grossen  Mengen  von  Fleisch,  welche  wegen  der  tuberculösen  Er- 
krankung der  Schlachtthiere  dem  Consum  entzogen  werden,  haben  in  neuerer 
Zeit  vorzugsweise  im  Berliner  Schlachthofe  zu  Versuchen  angeregt,  das 
Fleisch  tuberculöser  Thiere  in  einem  besonderen  Apparate  zu  sterilisiren, 
und  liierauf  zum  menschlichen  Genüsse  abzugeben. 

„Am  Berliner  Schlachthofe  wurde  vom  1.  April  1891  bis  31.  März 
1892  an  21  181  Rindern  =  15*5  Proc,  an  14  508  Schweinen  =  2*7  Proc., 
an  123  Kälbern  =  0*11  Proc.  und  an  15  Hammeln  Tuberculose  festgestellt. 
Von  den  Rindern  wurden  2229,  von  den  Schweinen  2401,  von  den  Kälbern  67 
und  von  den  Hammeln  9  gänzlich  als  ungeniessbar  dem  Fleischverbrauch 
«ntzogen. 

„Die  verworfenen  Thiere  lieferten  ein  Fleisch  im  Gesa mmtfleischge wicht 
von  544  480  kg. 

r,Wenn  hiervon  nur  die  Hälfte  für  den  Consum  hätte  gerettet  werden 
können,  so  wäre  die  Fleischzufuhr  in  Berlin  um  5444  Centner  I^leisch  im 
Werthe  von  163  000  Mk.  grösser  gewesen. 

„Bei  der  Fleischbeschau  im  Grossherzogthum  Baden  sind  im  Jahre: 

1888 2244 

1889 2416 

1890 2154 

1891 2315 

1892 2950 

Rindviehstücke  als  tuberculös  befunden  worden. 

„Wenn  auch  hiervon  nur  20  Proc.  dem  Consume  entzogen  wurden,  so 
stellt  sich  doch  ein  jährlicher  Verlust  von  1932  Centner  Fleisch  im  Werthe 
von  57  960  Mk.  heraus. 

„Sind  derartige  Verluste  zu  rechtfertigen,  wenn  das  Fleisch  durch 
Sterilisirnng  unschädlich  gemacht  werden  kann,  zumal,  so  lange  die  Frage 
über  die  Gefährlichkeit  des  Fleisches  tuberculöser  Thiere  für  den  mensch- 
lichen Genuss  noch  nicht  ausgetragen  ist? 

„Es  wird  allerdings  in  erster  Reihe  von  der  Geschmacksrichtung  der 
Fleischverbraucher  abhängen,  ob  sie  ungeniessbares,  aber  wieder  geniessbar 
hergestelltes  Fleisch  verzehren  wollen.  Mir  will  es  scheinen ,  als  ob  die 
Consumenten  solchen  Fleisches  weniger  dem  eigenen  Triebe,  als  der  Noth 
gehorchen. 

„Um  so  schlimmer;  denn  es  ist  zu  befürchten,  dass,  wenn  der  Steri- 
lisirungsapparat  unvollkommen  functionirt,  oder  die  Controle  über  die  Thätig- 
keit  des  Apparates  und  das  verabreichte,  geniessbar  gemachte  Fleisch  nicht 
strenge  gehandhabt  wird,  die  Gefahr  einer  Massen  Vergiftung  um  so  näher 
liegt,  als  gerade  die  untersten  Volksclassen  wegen  der  unter  ihnen  herr- 
schenden Debilität  die  geeignetsten  Angriffsobjecte  für  die  Krankheitserreger 
sind,  welche  sich  etwa  im  Fleische  befinden. 

„Die  Frage,  ob  derartiges  Fleisch  als  menschliches  Nahrungsmittel 
Absatz  findet,  ist  für  zwei  Städte,  für  Berlin  und  Lübeck,  gelöst,  weil  bei 
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den  daselbst  angestellten  Versuchen  die  Waare  wegen  des  billigen  Kauf- 
preises  reissend  abgeht,  und  das  ganze  Verfahren  somit  einem  Bedürfniss^ 
entspricht. 

^fPie  andere  Frage,  ob  das  Fleisch  unschädlich  gemacht  werden  kann,, 
steht  hinsichtlich  des  finnigen  Fleisches  und  des  Schweinefleisches  mit  Blut- 
flecken ausser  Zweifel,  indem  ein  vollständiges  Durchkochen  der  Fleische  in 
den  äoeck  &  HenkeFschen  oder  den  Becker  &  Ullmann'schen  Koch- 
öfen die  vorhandenen  thierischen  Parasiten  tödtet,  bezw.  das  ekelerregende 
Aussehen  des  Fleisches  günstig  verändert. 

„Die  neuere  Technik  hat  nun  aber  auch  Dampf  koch  Vorrichtungen  con- 
struirt,  welche  es  bei  einer  entsprechenden  Zerstückelung  des  in  die  Apparate 
eingebrachten  Fleisches  ermöglichen,  durch  eine  ausreichend  hohe  Tempe- 
ratur die  etwa  in  dem  Fleische  enthaltenen  schwerer  zerstörbaren  Krankheits- 
erreger unschädlich  zu  machen. 

„Solche  Dampf  kochapparate  werden  von  Dr.  Rohrb  eck -Berlin  und 
von  der  Firma  Rietschel  &  Henneberg  geliefert. 

„Mit  demRohrbeck'schen  Dampfdesinfector  in  den  Schlachthäusern  zu 
Berlin  und  Lübeck  angestellte  Versuche  sind  nach  den  öflentlichen  Berichten 
günstig  ausgefallen.  In  diesem  Apparate  gelingt  es  nach  den  Ermittelungen 
von  Dr.  Hertwig  in  Berlin,  bei  richtiger  Handhabung  in  zwei  bis  drei 
Stunden  Fleischstücke  auch  in  ihren  centralen  Schichten  auf  90  und  100^  C. 
zu  erhitzen.  Dieser  Erfolg  wird  dadurch  erzielt,  dass  bei  dem  Kochverfahren 
mit  Dampfcondensation  und  Druckdiflerenzen  gearbeitet  wird.  Es  wird 
nämlich  bei  der  Condensation  des  Dampfes  die  latente  Wärme,  d.  h.  diejenige 
Wärmemenge,  welche  erforderlich  war,  um  das  auf  100®  zu  erwärmende 
Wasser  in  Dampf  von  100®  zu  verwandeln,  frei,  und  während  ein  geringer 
Theil  an  das  Kühlwasser  abgegeben  wird,  zum  grossten  Theile  den  Koch- 
objecten  mitgetheilt.  Die  dadurch  verursachte  Wirkung  ist  sehr  energisch 
und  ermöglicht  das  Eindringen  hoher  Hitzegrade  in  das  Iileisch  in  bisher 
nicht  gekannter  Weise.  —  Ausserdem  wirken  aber  die  bei  der  Condensation 
des  Dampfes  erfolgenden  Druckdifferenzen  fördernd  auf  den  raschen  und 
reicheren  Verlauf  der  Kochung,  weil  durch  die  entstehende  Luftleere,  welche 
durch  den  am  Manometer  ablesbaren  Unterdruck  angezeigt  wird,  alle  etwa 
iu  und  zwischen  den  Fleischstücken  befindlichen  gasigen  Bestandtheile 
gewissermaassen  ausgesogen  werden  ^):  Die  5  bis  8  Pfund  schweren ,  etwa 
6  bis  10  cm  dicken  und  beliebig  langen  Fleischstücke  sehen,  nachdem  sie 
gekocht  und  aus  dem  Apparat  herausgenommen  sind,  sowohl  auf  der  Ober- 
flache wie  auf  dem  Ausschnitte  gut  aus,  haben  guten  Geruch  und  guten 
Geschmack,  ebenso  wie  die  von  dem  Fleisch  gewonnene  Fleischbrühe. 

„Henneberg^s  Fleischdämpfer  kocht  ebenfalls  das  Fleisch  im 
Dampfe  und  unter  Anwendung  von  Temperaturen  über  100®  C,  dieser 
Apparat  soll  den  Vortheil  haben,  dass  der  vom  Dampfkessel  herrührende,^ 
mit  Schmieröl,  Rost  und  gegen  Kesselstein  angewendete  Mittel  etc.  verun- 
reinigte Dampf  nicht  in  directe  Berührung  mit  dem  Fleische  kommt,  sondern 
nur  zur  P>hitzung  des  zur  Bereitung  der  Bouillon  eingefüllten  Wassers  etc^ 

^)  Haske- Lübeck,  Der  Ruhrl»ork'schp  DiinipidesinfcMtur  im  Schhiththuuse  zu  Lübeck 
und  seine  wirthschaftlu'he  Bedeutuui;:    Zeitsclirit't   tur  Klci-^cli-  uml  MiUhhvfi:ione. 
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tlient.  Dadurch  wird  vor  Allem  eine  Beschmutzung  des  Fleisches  mit  un- 
reinem Kesseldampf  vermieden. 

„Es  wird  sich  nun  fragen,  ob  die  Yei'wendung  und  der  Betrieb  von  so 
kostspieligen  Kochapparaten  den  Preis  des  wieder  geniessbar  gemacliten 
Fleisches  nicht  über  den  Werth  desselben  hinaus  steigert  und  hierdurch  den 
Absatz  des  Fleisches  erschwert.  Bisher  ist  in  Berlin  das  abgekochte  Fleisch 
fi'ir  80  Pfg.,  in  Lübeck  das  Schweinefleisch  gleichfalls  zu  80  Pfg.  und  das 
llindfleiscli  zu  00  Pfg.  das  Kilogramm  unter  Zugabe  der  sehr  kräftigen 
Fleischbrühe  verabreicht  worden. 

^Nach  einer  Berechnung  des  Schlachthof- Inspectors  Haske  in  Lübeck 
ist  eine  Verzinsung  von  5  Proc.  des  für  den  Desinfector  erforderlichen 
Capitals  (5000  Mark)  erzielt  worden. 

^Nach  diesen  Ausführungen  scheint  es  möglich  zu  sein,  gewisse  Arten 
von  gesundheitsschädlichem  Fleische  für  den  Genuss  unschädlich  zu  machen, 
und  ist  auch  das  Bedürfniss  hinsichtlich  gewisser  Bevölkerungscentren  vor- 
handen, solches  Fleisch  der  Volksemähning  zuzuführen. 

„Aus  der  Gefährlichkeit  bestimmter  Fleischarten  verbietet  sich  aber 
die  Unschädlichmachung  insbesondere  derjenigen,  welche  in  den  reichs-  und 
landesgesetzlichen  Bestimmungen  besonders  benannt  sind  (vergl.  nucli  Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts,  Band  VI,  S.  269).  Sie  darf  daher  nur  für 
solche  Fleischarten  in  Anwendung  kommen,  welche  bisher  nach  alter  Hebung 
unschädlich  gemacht  wurden,  deren  Schädlichkeit  überhaupt  in  Frage  steht, 
oder  welche  nur  in  leichterem  Grade  mit  einer  Schädlichkeit  oder  Verderb- 
niss  behaftet  sind. 

„Da  die  Auswahl  der  unschädlich  zu  machenden  Fleischstücke  in  jedem 
einzelnen  Falle  von  verpflichteten  Sachverständigen  getroffen  werden  muss, 
das  Verfahren  der  Unschädlichmachung  besondere  Kenntnisse  und  Fertig- 
keiten erfordert  und  einer  scharfen  Ueberwachung  bedarf,  und  da  endlich 
eine  nochmalige  genaue  Untersuchung  des  dem  Verfahren  unterworfenen 
Fleisches  auf  seine  erlangte  Unschädlichkeit  vor  der  Abgabe  vorausgehen 
sollte,  kann  und  darf  das  Verfahren  nur  unter  polizeilicher  oder  behördlicher 
Aufsicht  von  geprüften  Sachverständigen  ausgeführt  werden. 

„Weil  ein  Wegbringen  des  Fleisches  aus  dem  Schlachthofe,  bevor  seine 
Unschädlichkeit  ausser  Zweifel  steht,  trotz  aller  Vorsichtsmaassregeln  zur 
missbräuchlichen  schädlichen  Verwendung  des  Fleisches  führen  würde,  ist 
es  nothwendig,  im  Schlachthofe  beschlagnahmtes  Fleisch  auch  im  Schlacht- 
hofe selbst  dem  Verfahren  zu  unterwerfen.  Dabei  ist  ausgeschlossen,  dass 
die  Zubereitung  des  Fleisches  und  der  Verkauf  desselben  als  private  und 
desshalb  unreelle  Erwerbsquelle  ausgebeutet  wird. 

„Selbstverständlich  muss  das  Fleisch  im  Schlachthause  oder  in  einer 
anderen  Communalanstalt  unter  besonderer  Bekanntgabe  seiner  Herkunft 
und  früheren  Beschaffenheit  thunlichst  an  die  Selbstverbruucher  verabreicht 
werden. 

^Wird  das  Fleisch  an  der  Freibank  feilgehalten,  so  sind  doH  die  Ab- 
nehmer besonders  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  das  Fleisch  nicht 
gewöhnliches  Freibankfleisch,  sondern  solches  ist,  welches  die  anzugebende 
schädliche  Beschaffenheit  besessen,  aber  durch  ein  besonderes  Verfahren 
wieder  verloren  hat. 
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^Ungeniessbares  Fleisch ,  das  nicht  unschädlich  gemacht  werden  kann 
oder  darf,  wird  unter  behördlicher  oder  polizeilicher  Aufsicht  entweder  durch 
Uebergiessen  oder  Einspritzen  von  Erdöl  thatsächlich  ungeniessbar  gemaclit 
und  vergraben,  oder  verbrannt,  oder  technisch  verarbeitet. 

^Ausser  dem  Fleische,  welches  aus  den  Schlachthäusern  und  den  ge- 
werbsmässigen Fleischbänken  hervorgeht,  kommt  als  Speisefleisch  noch  dns 
Ton  verunglückten,  unheilbar  oder  tödtlich  erkrankten  und  desshalb  ge- 
schlachteten und  das  von  umgestandenen  Thieren  herrührende  P'leiscli  in 
Verkehr. 

.In  Baden  wurden  im  Jahre  1891  nothgeschlachtet : 

Rindvieh        Kälber        Schafe        Ziegfen        Schweine        Pfenle 
5929  1373  46  65  1363  57 

^Von  diesen  Thieren  lieferten  ungeniessbares  Fleisch: 

Bindvieh        Kälber        Schafe        Ziegen        Scliweine        Pferde 
789  114  5  6  140  26 

^Es  blieb  somit  geniessbar  das  Fleisch  von: 

Rindvieh       Kälbern      Schafen       Ziegen       Schweinen     Pferden 
5140  1259  41  59  1223  31 

Ein  Gesammtgewicht  von  22  949  Gentner,  gleich  710  g  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung.  Nach  dem  Maassstabe,  den  Baden  liefert,  kämen  in  Deutsch- 
land allein  bei  dem  Rindvieh  jährlich  160000  Nothschlachtungen  vor,  welche 
«twa  32  000  000  kg  Fleisch  auf  den  Markt  werfen. 

^Die  Nothschlachtungen  ergeben  in  der  Regel  nicht  bankwürdiges, 
aber  yerhältnissmässig  viel  mehr  ungeniessbares,  d.  h.  gesundheitsschädliches 
Fleisch,  als  die  gewerblichen  Schlachtungen.  In  den  Jahren  1888  bis  1891 
Manien  in  Baden  auf  1000  gewerbliche 

Schlachtungen  Nothschlachtungen 

bei  Grossvieh 1*6 1280 

„    den  Kälbern 0*4 4*9 

„       „     Schafen 0*2    .    \    .    .    .    .      20*2 

„      „     Ziegen 0*8 72*5 

„       „     Schweinen    ....      0*3 63*4 

„      „     Pferden 14*2 44*4 

welche  gesundheitsschädliches  Fleisch  lieferten. 

^Diese  Zahlen  beweisen,  wie  gerechtfertigt  der  Wunsch  der  XVI.  Ver- 
t?ammlung  des  Deutscheu  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  ist,  dass 
i>is  zur  völligen  Durchführung  der  allgemeinen  obligatorischen  Fleischbeschau 
lüindestens  eine  obligatorische  Beschau  des  einer  Infectionskrankheit  ver- 
dächtigen Schlachtviehs,  sowie  der  wegen  Krankheit  nothgeschlachteten 
Thiere  durch  thierärztliche  Sachverständige  anzustreben  sei.  Der  Wunsch 
<ler  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
»st  inzwischen  in  verschiedenen  mitteldeutschen  Staaten  —  ich  hebe  nur 
da«  Königreich  Sachsen  und  Sachsen-Gotha  hervor  —  in  Erfüllung  gegangen, 
nachdem  in  Süddeutschland  schon  längst  durch  Landes-  und  oberpolizeiliche 
Forschriften  den  Viehbesitzern  die  Verpflichtung  auferlegt  ist,  von  derNoth- 
frchlachtung  eines  Thieres  zum  Behufe  der  Veräusserung  des  Fleisches  der 
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Ortspolizeibehörde  Anzeige  zu  erstatten  und  in  allen  Fällen,  wo  das  Thier 
nicht  offenbar  wegen  schwerer  Verletzung,  Erstickungsgefahr,  Gebähr- 
hindernisse oder  Vorfälle  alsbald  nothgeschlachtet  wurde,  auch  die  thier- 
iirztliche  Begutachtung  über  die  Geniessbarkeit  des  Fleisches  zu  erwirken. 

„Die  Forderung  in  IL,  Ziffer  1  und  2  der  Thesen  ist  leicht  zu  begründen. 
Wird  es  als  nützlich  und  nothwendig  erachtet,  den  gewerbsmässigen  Fleisch- 
verkehr unter  Controle  zu  steUen,  so  ist  die  Ueberwachung  des  Verkehr» 
mit  Fleisch  von  Thieren,  welche  an  Krankheiten  und  schweren  Verletzungen 
gelitten  haben,  gewöhnlich  erst  in  der  Agonie  geschlachtet  werden  und,  wie 
gezeigt  wurde,  einen  sehr  hohen  Procentsatz  von  ungeniessbarem  bezw. 
schädlichem  Fleische  liefern,  um  so  nöthiger.  Sehr  viele  der  bisher  vor- 
gekommenen Massenerkrankungen  lassen  sich  auf  den  Genuss  des  Fleisches 
nothgeschlachteter  Thiere  zurückführen. 

„Eine  Ausserachtlassung  dieser  Fleischarten  würde  den  Nutzen  der 
Fleischbeschau  eines  immerhin  für  den  Staat  und  die  Gemeinden  sehr  kost- 
spieligen und  für  die  Gewerbetreibenden  lästigen  Apparates  in  Frage  stellen. 

„Das  erste  Erforderniss  für  die  Bekämpfung  der  Gefahr  ist,  wie  bei 
der  Bekämpfung  der  Seuchen,  die  Anzeige,  welche  zur  Feststellung  des 
Thatbestandes  durch  Sachverständige  führt  und  es  gestattet,  sowohl  die  ge- 
setzlichen Vorschriften,  als  auch  besonders  Vorkehrungen  zum  Schutze  der 
öffentlichen  Gesundheit  auszuführen.  Es  handelt  sich  darum,  den  Vieh- 
besitzer selbst  und  seine  Leute  gegen  die  Gefahren,  welche  aus  der  Han-. 
tirung  mit  dem  erkrankten,  geschlachteten  oder  umgestandenen  Thiere  ent- 
springen, und  die  Personen,  welche  das  Fleisch  gemessen,  zu  schützen. 

„Die  Umstände,  dass  das  Fleisch  nothgeschlachteter  Thiere  sich  nicht 
leicht  am  Orte  der  Schlachtung  verwerthen  lässt,  dagegen  die  Verwerthung 
in  grösseren  Städten  in  der  Regel  leichter  und  vortheilhafter  ist,  werden 
von  Zwischenhändlern  benutzt,  um  das  Fleisch  nothgeschlachteter  und  um- 
gestandener Thiere  in  grösseren  Verkehr  zu  bringen  und  hauptsächlich  an 
Wurstfabriken,  Garküchen  oder  bei  Gelegenheit  grösserer  Festlichkeiten  ab- 
zusetzen. Diesem  gefährlichen  Zwischenhandel  kann  nur  durch  eine  scharfe 
Controle  über  die  Nothschlachtungen  und  über  die  Todesfälle  unter  den 
Thieren,  welche  Speisefleisch  liefern,  durch  die  strenge  Durchführung  der 
seuchenpolizeilichen  und  fleischhygienischen  Vorschriften,  insbesondere  aber 
durch  die  vorsorgliche  Beschlagnahme  und  Unschädlichmachung  oder  un- 
schädliche Beseitigung  des  als  schädlich  oder  gefahrlich  befundenen  Fleisches 
vorgebeugt  werden.  Vorbilder  für  das  diesen  Wünschen  entsprechende 
Verfahren  liefern  fast  sämmtliche  süddeutsche  Fleischschauordnungen. 

„Am  ekelerregendsten  und  gefährlichsten  ist  als  Speise- 
fleisch das  Fleisch  wasenmässiger  und  umgestandener  Thiere. 
Darüber  war  man  zu  jeder  Zeit  der  gleichen  Ansicht.  Die  ältesten,  die 
rituellen  Fleischschauordnungen  verbieten  den  Genuss  von  Aasfleisch,  und 
bis  in  das  10.  Jahrhundert  hielten  die  Bischöfe  bei  dem  Besuche  der  Ge- 
meinden ihres  Sprengeis  Rügegerichte  ab,  um  diejenigen  mit  strengen 
Kirchenstrafen  zu  treffen,  welche  Fleisch  von  gefallenem  Vieh  verzehrt  oder 
veräussert  hatten. 

„Zur  Verhütung  jeden  Unfugs  wurden  die  wasenmässigen  Thiere  als 
Ilerrschaftseigenthum  erklärt  und  die  Scharfrichter,  jeder  in  seinem  Raun, 
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mit  der  Beschlags ehmung  des  fallmässigen  oder  gefallenen  Viehes,  sowie  zur 
Einsammlung  herrenlosen  Aases  belehnt. 

.,Die  Maassregel  war  in  jeder  Hinsicht  wirksam.  Da  jede  Tödtung 
eines  wasenmässigen  Thieres  und  jede  Entziehung  eines  Thiercadayers  uls 
ein  schweres  Vergehen  gegen  das  herrschaftliche  Eigenthum  geahndet  wurde 
und  die  Bannbezirke  der  Scharfrichter,  welchen  die  Herrschaft  Wasenplätze 
zur  Beseitigung  der  Thiercadayer  und  die  Bezeichnung  Wasenmeister  verlieh, 
genau  begrenzt  und  sehr  ausgedehnt  waren,  so  wurde  eine  rasche  und  sichere 
Beseitigung  der  Thiercadaver  aus  der  Nähe  der  Menschen  und  Thiere  und 
die  Verarbeitung  der  Cadaver  im  Grossbetriebe  zu  Stoffen,  welche  als  Speise- 
fleisch ungeeignet,  aber  für  die  Industrie  und  die  Landwirthschaft  werthvoU 
sind,  erzielt.  Das  den  Wasenmeistern  ertheilte  Verbot,  Fleisch  unter  keinen 
Verhältnissen  an  andere  Personen  abzugeben,  bildete  den  Schlussstein  der 
SchutzYorkehrungen. 

„Die  zweckmässige  Einrichtung  der  lehenmässigen  Wasenmeistereien 
fahrte  aber,  wie  dies  ja  so  häufig  bei  Pnvilegien  der  Fall  ist,  zu  Missbräuchen 
und  Missständen  verschiedener  Art  und  konnte  überdies  im  Rechtsstaate 
nicht  mehr  aufrecht  erhalten  werden. 

^Die  Viehbesitzer,  welche  sich  über  die  sogenannten  VITasenrechte  be- 
klagten, verlangten  und  erlangten  die  freie  Verfügung  über  die  wasenmässigen 
und  todten  Thiere  in  allen  Fällen,  in  denen  die  letzteren  nicht  mit  einer 
gemeingefährlichen  Krankheit  behaftet  waren. 

^Die  Verpflichtung  der  Viehbesitzer,  von  den  Todesfällen  unter  ihren 
Thieren  Anzeige  zu  erstatten,  gerieth  in  Vergessenheit  und  wurde  schliess- 
lich aufgehoben.  An  Stelle  der  herrschaftlichen  Wasenmeistereien  traten 
Privat-  oder  auch  Gemeindeanstalten,  die  letzten  jedoch  nur  da,  wo  die  Ge- 
meindevertretungen an  der  alten  bewährten  Einrichtung  festhielten  oder  wo, 
wie  in  grösseren  Städten ,  die  Menge  der  Cadaver  eine  fabrikmässige  Ver- 
arbeitung derselben  gestattete. 

^Die  Viehbesitzer  suchten  die  Cadaver  selbst  auszunutzen  und  geriethen 
«labei  auf  Auswege ,  wie  die  Verwendung  der  Cadaver  als  Düngemittel  in 
Oärten  und  anderen  Grundstücken,  als  Futter  für  Schweine  und  Hunde  und 
Kcbliesslich  auch  als  Speisefleisch  für  Menschen.  Minder  speculative  Leute 
Hessen  die  Cadaver  auf  offenem  Felde,  an  Wegen  und  anderen  Orten  liegen 
öüer  warfen  sie  in  Bäche,  Flüsse  oder  Teiche. 

^Ein  grosser  Missstand,  der  sich  einstellte,  war  die  Bodenvergeudung 
und  Bodenverunreinigung  durch  unheimliche  Vermehrung  der  Wasenplätze, 
in  Baden  z.  B.  von  27  auf  über  600;  die  alte  Cultur  wich  einer  Verwilderung 
"»it  ihren  unheilvoUen  Folgen.  Erst  nachdem  Menschen  und  Thiere  aus 
den  regellosen  Zuständen  Schaden  genommen  hatten,  ging  man  wieder  daran, 
das  freie  Verfügungsrecht  des  Viehbesitzers  mehr  und  mehr  den  Forderungen 
des  Gemeinwohls  unterzuordnen  und  ging  gegen  so  belästigende  und  unter 
l'fflstanden  gemeingefährliche  Gegenstände,  wie  es  die  Thiercadaver  sind,  mit 
M&assnahmen  vor,  wie  es  die  Verpflichtung  zur  Anzeige  über  den  Besitz 
solcher  Dinge  an  die  Behörde,  die  Feststellung  des  Thatbestandes  durch 
Sachverständige,  der  Vollzug  der  gesetzlichen  Vorschriften,  sowie  besonders 
^  den  einzelnen  Fall  geeigneter  Schutzvorkehrungen  sind. 

^intoljahrtMbrift  für  Omrandheitspflege,  1894.  q 
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„Die  Nähe  von  Thiercadiivern»  zumal  wenu  sie  in  Fäulniss  übergegangen 
sind,  wird  von  Jedermann  als  Belästigung  empfunden,  daher  die  Forderung, 
Thiercadaver  so  rasch  als  thunlich  von  Aufenthaltsorten  des  Menschen  zu 
entfernen,  wenn  das  Fleisch  nicht  alsbald  einem  unbelästigenden  Conser- 
virungs verfahren  unterworfen  wird. 

„Die  Gefahr,  welche  die  Verarbeitung  von  Thiercadavern  für  den  damit 
Beschäftigten  birgt,  legt  es  nahe,  die  Arbeit  denjenigen  Personen  vorzu- 
behalten, welche  in  dem  Geschäfte  geübt  und  mit  dessen  Gefahren  vertraut 
sind,  und  die  Möglichkeit,  das  Fleisch  umgestandener  Thiere  für  nicht  von 
der  Sache  unterrichtete  Personen  als  Speisefleisch  zu  verwenden,  zwingt  zur 
Denaturirung  oder  Vernichtung  des  Fleisches. 

„Da  dem  einzelnen  Viehbesitzer  in  der  Regel  die  nöth igen  Mittel  fehlen, 
um  Cadaver  und  Cadavertheile  in  unschädlicher  Weise  wegzubringen  und 
zu  beseitigen,  so  liegt  es  im  Interesse  der  Allgemeinheit,  zunächst  der  Ge- 
meinde, dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  geübte  Leute  und  zweckmässige  Trans- 
portmittel, sowie  Anstalten  vorhanden  seien,  um  zu  jeder  Zeit  die  unschäd- 
liche Beseitigung  der  Cadaver  und  ihrer  Theile  auszuführen. 

„Es  sind  desshalb  Abdecker  zu  bestellen  und  Abdeckereien  einzurichten. 

„Dass  ein  Gewerbetreibender,  welcher  mit  einer  gemeingefährlichen  und 
leicht  zu  missbrauchenden  Materie  hantirt,  der  bei  jeder  Handlung  gesetz- 
liche und  polizeiliche  Vorschriften  zu  beobachten  und  polizeiliche  Anord- 
nungen unmittelbar  zu  vollziehen  hat,  im  öffentlichen  Dienste  «tehen  und 
auf  die  Erfüllung  seiner  Aufgaben  verpflichtet  sein  müsse,  wird  wohl  keiner 
weiteren  Ausführung  bedürfen. 

„Der  Abdecker  ist  zu  verpflichten,  auf  Verlangen  des  Besitzers  oder 
auf  Weisung  der  Polizeibehörde  abgängige  oder  schädliche  Thiere  einzu- 
fangen,  zu  tödten,  die  getödteten  oder  gefallenen  Thiere,  sowie  das  unge- 
niessbare  Fleisch  abzuholen,  die  Cadaver  zu  zerlegen,  abzuledern  oder  auf 
der  Strasse  oder  an  öffentlichen  Orten  sich  vorfindende  todte  Thiere  sofort 
wegzuschaffen,  über  die  weggebrachten  Thiere  ein  fortlaufendes  Verzeichniss 
zu  führen,  aus  welchem  die  Zeit  der  Verbringung,  der  Eigenthüraer,  die  Art, 
die  Todesursache  und  die  Krankheit  des  Thieres  zu  ersehen  ist,  und  etwaige 
Verfehlungen  und  Versäumnisse  der  Viehbesitzer  bei  Beseitigung  abgängiger 
Thiere,  sowie  bei  Thierseuchenfällen  zur  Kenntniss  der  Behörde  zu  bringen. 
Die  weggebrachten  Cadaver  und  Cadavei-theile  hat  der  Abdecker  je  nach 
der  Einrichtung  seines  Geschäftsbetriebes  zu  vergraben,  zu  verbrennen,  ab- 
zukochen oder  sonstwie  unschädlich  zu  verarbeiten  oder  an  eine  Anstalt 
zu  verbringen,  wo  eine  derartige  technische  Verarbeitung  unter  polizeilicher 
Controle  alsbald  stattfindet. 

„Ihm  und  den  Anstalten,  welche  Cadaver  verarbeiten,  ist  zu  unter- 
sagen, rohes  oder  zubereitetes  Cadaverfleisch  unter  irgend  welchem  Vor- 
wande  an  andere  Personen  abzugeben,  überhaupt  Fleischhandel  zu  treiben 
und   Schweine   zu   halten  oder  zu   mästen. 

„Zur  Verbringung  der  grösseren  Thiercadaver  von  dem  Orte,  wo  sie 
gefallen  sind,  nach  dem  Wasenplatze  oder  nach  der  Abdeckerei  ist  ein  für 
Winter-  und  Sommerzeit  brauchbares  Fahrzeug,  am  besten  ein  geschlossener 
Kastenwagen  nöthig,  der  je  nach  Umständen  lediglich  zum  Transporte  von 
Oadaveru  und  Cadavertheilen  oder  aber  siuch  zugleich  zur  Verbringung  von 
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lebenden  Thieren,  deren  Transpoii;  auf  andere  Weise  nicht  möglich  ist, 
dienen  kann.  Zur  zweckmässigen  Einrichtung  eines  solchen  Wagens  gehört 
eine  Vorrichtung,  um  Cadaver  leicht  und  ohne  eine  grössere  Anzahl  von 
Menschen  beschäftigen  zu  müssen,  auf-  und  abladen  zu  können,  femer  glatte, 
vollkommen  undurchlässige,  leicht  zu  reinigende  Oberflächen  der  Kastenhöhle, 
ein  fester  undurchlässiger  Verschluss  der  Kasteuthure  und  die  Vorrichtung, 
am  den  Kasten  vom  Wagengestell  auf  einen  Schlitten  und  umgekehrt  über- 
setzen zu  können. 

„Muster  von  solchen  Wägen  mit  verschiedenen  Einrichtungen  finden 
sich  in  Abdeckereien  in  Baden,  Württemberg,  Königreich  Sachsen  etc. 

^Die  unschädliche  Beseitigung  der  Cadaver  und  Cadavei*theile  geschieht 
durch  Vergrabung,  Verbrennung,  durch  einfaches  Abkochen  mit  oder  ohne 
Zusatz  von  Chemikalien,  durch  Chemikalien  allein  oder  durch  Abkochen 
unter  hohem  Dampfdruck. 

^Die  Vergrabung  ist  das  älteste,  aber  auch  das  verwei'flichste  Besei- 
tigungsmittel. Sie  ist  nur  da  berechtigt,  wo  der  Boden  sie  gestattet,  wo 
wenig  Vergrabungen  vorkommen  und  die  Gelegenheit  der  Verwendung 
anderer  Beseitigungsmittel  nicht  vorhanden  ist. 

„Zur  Vergrabung  der  Cadaver  hat  die  Gemeinde  einen  besonderen 
Platz  zu  erstellen. 

„Wasenplätze  müssen  den  erforderlichen  Raum  haben  oder  leicht  ver- 
grössert  werden  können,  so  dass  eine  wiederholte  Belegung  der  Gruben 
nicht  vor  Ablauf  von  10  Jahren  einzutreten  hat. 

„Der  Boden  muss  tiefgründig,  jedoch  quellenfrei  sein.  Sand  mit  Eisen- 
oxydgehalt ist  besonders  geeignet,  nicht  dagegen  sumpfiger  oder  mooriger 
Boden. 

„Eine  100  bis  300  m  betragende  Entfernung  der  Wasenplätze  von 
menschlichen  Wohnungen,  Quellen,  Brunnen,  Wasserleitungen,  öffentlichen 
Wegen,  Viebställen,  Weiden-  oder  Tummelplätzen  ist  aus  naheliegenden 
Gründen  ein  unbedingtes  Erforderniss. 

„Der  Wasenplatz  soll  nicht  in  der  herrschenden  Windrichtung  derartig 
liegen,  dass  die  darüber  wegstreichende  Luft  ungehindert  menschliche 
Wohnungen  oder  gangbare  Strassen  erreicht.  Tief  kesselartig  gelegene 
Stellen,  in  welchen  die  Luft  stagnirt,  sind  ebenfalls  zu  vermeiden.  Der 
Abfluss  von  Wasser  aus  den  Wasenplätzen  ist  thuulichst  zu  verhüten, 
keinesfalls  darf  das  abfliessende  Wasser  zur  Berieselung  von  Wiesen  oder 
zur  Tränkung  von  Thieren  Verwendung  finden. 

„Der  Wasenplatz  bedarf  der  ^Einfriedigung ,  um  das  Auswühlen  der 
(gruben  durch  Wild  und  Schweine  zu  verhüten. 

„Für  die  Abhäutung,  Oeffnung  und  sonstige  Verarbeitung  der  Cadaver 
18t  eine  Wasenhütte  mit  der  nöthigen  Ausstattung  erwünscht. 

„Der  Wasenplatz  ist  reihenweise  mit  Thiercadavern  zu  belegen,  so  dass 
tbunlichst  Raum  erspart  und  ein  regelmässiger  Umtrieb  ermöglicht  wird. 

pDie  auf  den  Gruben  wachsenden  Pflanzen  dürfen  als  Viehfutter  nicht 
▼erwendet  werden. 

„In  allen  Fällen  muss  das  Vergraben  der  Thiere  möglichst  vollständig 
gescbehen.  Für  unzerstückelte  Cadaver  sind  Gruben  von  1*5  ra,  für  zer- 
stückelte von   1  m  Tiefe  mindestens  erforderlich.     Um   das  Ausgraben   der 

9* 
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Cadaver  zu  hintertreiben,  werden,  wo  gesetzliche  Bestimmungen  die  Mit- 
verlochung  der  Haut  yorschreiben ,  die  letzteren  zerschnitten  und  das 
Fleisch  mit  Erdöl  oder  Theer  übergössen  oder  auch  mit  Chlorkalk  oder 
mit  einfachem  kohlensaurem  Kalk  überstreut.  Ueber  dem  Cadaver  oder 
den  Fleischstücken  muss  die  Erde  bis  zum  Niveau  des  Geländes  fest- 
gestampft werden. 

„Das  Oeffneu  von  belegten  Gruben  sollte  vor  Ablauf  von  zehn  Jahren 
nicht  gestattet  sein. 

„Da  die  Yerlochung  der  Thiercadaver  trotz  aller  Vorsichtsmaassregeln 
gefahrlich  werden  kann,  wenn  nicht  zuföllig  sehr  günstige  Verhältnisse 
gegeben  sind,  wird  die  behördliche  Genehmigung  einer  Anlage  von  der 
eingehenden  sachverständigen  Prüfung  des  Gegenstandes  abhängig  zu 
machen  sein. 

„Arzt  und  Thierarzt  sind  zu  hören,  da  sie  in  erster  Reihe  befähigt 
sind,  die  Gunst  oder  Ungunst  der  gegebenen  Verhältnisse  zu  erkennen,  die 
Bedingungen  zu  bezeichnen,  unter  welchen  Anlage  und  Betrieb  zu  gestatten 
sind,  oder  die  Gründe  anzugeben,  welche  gegen  die  Errichtung  der  Anstalt 
an  dem  projectirten  Orte  sprechen. 

„Aehnlich  sind  auch  die  übrigen  Abdeckereien  und  deren  Betriebsweise 
vor  Ertheilung  der  Concession  durch  die  Organe  der  Sanitätspolizei  zu 
prüfen  und  zu  begutachten. 

„In  Gegenden,  in  welchen  die  Anlage  eines  Wasenplatzes  nicht  möglich 
ist,  ist  die  Verbrennung  des  Thiercadavers  nahezu  eine  Nothwendigkeit 
und  ebenso  drängt  sich  dieselbe  doii  auf,  wo  Infectionskrankheiten  mit 
ektogenen  oder  amphigenen  Krankheitserregern  unter  den  Thieren  häufig 
vorkommen. 

„Die  Verbrennung  von  grösseren  Thiercadavern  begegnet  erheblichen 
Schwierigkeiten.  Es  bedarf  entweder  ausserordentlich  hoher  Hitzegrade  oder 
besonderer  Feuerungsvorrichtungen,  um  Tlüercadaver  zu  Asche  zu  ver- 
brennen. In  Basel  wurden  in  den  Jahren  1881  und  1882  Thierleichen  und 
ungeniessbares  Fleisch  in  den  Retorten  der  Gasfabrik  versuchsweise  ver- 
brannt. Vier  Retorten  wurden  mit  je  130  kg  Fleisch  beschickt,  welche  nach 
der  Verbrennung  zusammen  noch  36  kg  Reste  lieferten ,  so  dass  93  Proc. 
des  Gewichtes  des  eingebrachten  Fleisches  in  Gase  übergegangen  waren.  Die 
bei  der  Verbrennung  sich  ergebenden  Dämpfe  und  Gase  wurden  über  dem 
Dache  des  Retortenhauses  ins  Freie  geleitet  und  machten  sich  bei  dem 
herrschenden  Westwinde  in  dem  westlich  von  der  Gasfabrik  gelegenen 
Stadttheile  durch  ihren  Geruch  bemerkbar.  Die  Versuche,  die  Destillations- 
producte  zu  verbrennen,  hatten  nur  theilweisen  Erfolg,  da  sie  zumeist  aus 
Wasserdampf  bestanden.  Die  Destillatiousdauer  betrug  für  jede  Füllung 
fünf  Stunden,  nach  welcher  Zeit  keine  Spur  von  Gas  oder  Dampfentwickelung 
mehr  in  den  Retorten  wahrgenommen  werden  konnte.  Die  Temperatur  in 
den  Retorten  schwankte  zwischen  1000  und  I200**C. 

„Bei  späteren  Versuchen  mit  kleineren  Quantitäten  und  mit  fettem 
Fleische  brannte  das  erhaltene  Gas  nach  kurzer  Destillationsdauer. 

„Indessen  mussten  die  Versuche  wieder  ausgesetzt  werden,  weil  sich 
im  Laufe  der  Zeit  herausstellte,  dass  nicht  allein  das  Feuer,  sondern  auch 
die  Gasarbeiter  das  von  kranken  Thieren  herrührende  li^eisch  verzehrten. 
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„In  St.  Johannes-Rohrbach  (Deutsch-Lothringen),  einer  stets  von  Milz- 
brand heimgesuchten  Gegend,  ist  durch  die  Bemühungen  des  Kreisthier- 
arztes  Feist  von  Forbach  vor  mehreren  Jahren  ein  Verbrennungsofen  nach 
dem  Muster  der  Kalköfen  gebaut.  Er  liegt  etwa  20  Minuten  vom  Dorfe 
tjutfemt  in  einem  kleinen  natürlichen  Erdhügel.  Die  Verbrennung  dauert 
bei  kleineren  Thieren  5  bis  6  Stunden,  bei  grösserfen  von  250  bis  500kg 
Gewicht  8  bis  9  Stunden.  Die  Aschenreste  wiegen  1  bis  2  kg.  Der  während 
der  ganzen  Verbrennungszeit  aus  dem  Kaminrohre  austretende  Rauch  ist 
äusserst  belästigend,  besonders  bei  stagnirender  und  feuchter  Luft.  Eine 
häufigere  Benutzung  des  Ofens  würde  wegen  dieser  penitrirenden  dampf- 
und  gasförmigen  Verbrennungsproducte  auf  die  Dauer  nicht  ertragen  werden. 
Zur  Zeit  wird  der  Ofen  nur  sechs-  bis  achtmal  im  Jahre  in  Thätigkeit  gesetzt. 
„Zu  dieser  Belästigung  kommt  noch  der  hohe  Betrag  der  bedeutenden 
Kosten.  Die  Herstellung  des  Ofens  erforderte  zwar  nur  einen  Aufwand  von 
600  Mark,  aber  zur  Verbrennung  eines  mittelgrossen  Cadavers  sind  neben 
5  bis  10  Liter  Petroleum,  Holz  und  Stroh  im  Werthe  von  1  Mark  noch 
mindestens  6  Centner  Steinkohlen  nothwendig  und  ausserdem  muss  ein 
Mann  den  ganzen  Tag  über  die  Feuerung  unterhalten.  Letzterer,  welcher 
das  Brennmaterial  liefert,  erhält  für  die  Verbrennung  eines  grösseren  Thier- 
cadavers  die  Summe  von  16  Mark. 

„Der  Milzbrand  ist  jedoch  in  der  Gegend  seit  der  Verbrennung  der 
Thiercadaver  ganz  erheblich  seltener  geworden,  denn  während  früher  im  Be- 
zirke auf  das  Jahr  und  die  inficirte  Gemeinde  52  Milzbrandfölle  kamen, 
haben  sich  diese  in  jüngster  Zeit  auf  6  Fälle  im  Jahre  reducirt. 

„Ein  vollständigerer  Apparat  ist  der  von  H.  Kori,  Berlin  W.,  Königin 
Augnstastrasse  13,  hergestellte  Verbrennungsofen,  von  welchem  ein  Exemplar 
im  Schlachthause  zu  Nürnberg  in  Thätigkeit  sich  befindet.    Der  Ofen  besteht 
AHB  einem  rechteckigen  Mauerkörper,  der  im  Inneren  einen  langgestreckten 
Sammelraum  enthält,  dessen  Sohle  ein  Chamottengewölbe  bildet,  auf  welches 
die  eingeworfenen  Abfalle  zunächst  gelangen  und  sich  dort  vorläufig  an- 
sammeln.    Um  dieselben  für  den  eigentlichen  Verbrennungsprocess  vorzu- 
bereiten, ist  seitlich  am  Ofen  eine  kleine  Nebenfeuerung  angebracht.  Dadurch 
werden  die  eingebrachten  Abfälle  getrocknet  und  für  die  spätere  Verbrennung 
geeignet  gemacht.     Soll  die  letztere  selbst  beginnen,  so  wird  die  Haupt- 
feuernng  in  Betrieb  genommen,  durch  welche  die  trockenen  Materialien  voll- 
ständig zerstört  werden  und  mit  den  Schlacken  des  Brennstoffes  zusammen 
nach  dem  Aschenfall  gelangen.     Die  Gase  werden  in  einem  hohen  Kamine 
geführt. 

„Es  wird  nun  aber  Niemandem  einfallen,  ein  finniges  oder  trichinöses 
Schwein  zu  verbrennen,  da  hierbei  der  ganze  Thierwerth  verloren  ginge, 
▼on  welchem  ein  Drittel  etwa  in  Gestalt  von  unschädlichem  Fett  durch  Ab- 
kochen gerettet  werden  kann.  Welche  Werthe  würden  z.  B.  im  Schlacht- 
**ofe  zu  Berlin  in  die  Luft  gejagt,  wenn  die  finnigen  und  trichinösen  Schweine 
8tatt  dem  Digestor  dem  Verbrennungsofen  überliefert  würden.  Und  lassen 
«ich  nicht  Haut,  Klauen,  Hufe,  Hörner,  Haare  und  unter  Umständen  auch 
Sehnen  vieler  umgestandenen  und  von  der  Fleischbeschau  beschlagnahmten 
Tmertheile  in  unverändertem  Zustande  verwenden  und  daher  als  Werth- 
gegenstände  erhalten? 
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^Allerdings  müssen  mit  denjenigen  Theilen,  deren  Inverkehrbringung 
Gefahren  einschliesst,  Veränderungen  vorgenommen  werden,  welche  sie 
als  Speisefleisch  unbrauchbar  machen.  Dabei  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  diese  Theile  neben  nnschädlichom  Fett  noch  andere  yerwerthbare 
Materien  liefern,  welche  die  Kosten  des  Verfahrens  decken  und  unter 
Umständen  noch  eine '  kleine  Entschädigung  für  den  Besitzer  des  Thieres 
abwerfen. 

„Im  Karlsruher  Schlachthause  wurden  die  Schlachtabfälle  und  beschlag- 
nahmten Fleischstücke  über  einfachem  Kesselfeuer  abgekocht.  Das  Fett 
wurde  als  Schmiere,  das  üebrige  als  Futter  für  Thiere  des  Stadtgebietes 
verwendet. 

„Die  üblen  Ausdünstungen,  welche  während  des  Kochens  dem  Kessel 
entstiegen,  führten  zur  Einstellung  des  Verfahrens. 

„In  der  Abdeckerei  in  Mannheim  wird  in  ähnlicher  Weise  vorgegangen, 
jedoch  vor  dem  Kochen  dem  Kesselwasser  Schwefelsäure  zugesetzt.  Die 
von  den  Weichtheilen  vollständig  befreiten  Knochen  gehen  an  die  Knochen- 
mehlfabrik und  das  abgekochte  Fleisch  wird  zur  Compostbereitung  benutzt. 
Vom  Bczirksthierarzt  Fuchs  in  Mannheim  sind  Versuche  angestellt,  um 
ganze  Cadaver  mit  66  procentiger  Schwefelsäure  zu  zerstören  beziehungsweise 
ZQ  sterilisiren.  Sie  gelangen  in  der  Hauptsache,  waren  aber  viel  zu  theuer, 
um  eine  Empfehlung  zu  verdienen. 

„In  grösseren  Abdeckereien  (Berlin,  Leipzig,  Zwickau,  Hamburg  und 
Augsburg)  werden  die  Thiercadaver  und  ungeniessbares  Fleisch  unter  hohem 
Dampfdrucke  verarbeitet,  und  zwar  in  einfachen  Digestoren,  d.  h.  in  senkrecht 
gestellten  Cylindcrn,  welche  oben  einen  abnehmbaren  und  mit  Schrauben 
verschliessbaren  Deckel,  unten  ein  Mannloch,  Röhren  zur  Zufuhr  des 
Dampfes  und  Hähne  zum  Ablassen  des  Fettes  und  der  wässerigen  Flüssig- 
keiten haben.  Die  erforderlichen  Falles  zerkleinerten  Fleisch-  und  Knochen- 
theile  und  anderen  thierischen  StoflFe  werden  —  oft  unter  Zugabe  von  Ben- 
zin —  in  die  Cylinder  eingebracht  und  hierauf  strömendem  Dampf  von 
1^/2  bis  3  Atmosphären  Spannung  ausgesetzt.  Das  Kochen  dauert  auf  der 
Berliner  Abdeckerei  8,  auf  der  Leipziger  etwa  10  Stunden.  Nach  Been- 
digung des  Kochens  werden  P'ett  und  Leimwasser  abgezapft,  die  festen 
Rückstände  aber  dem  Cylinder  entnommen,  getrocknet  und  zu  Dungpulver 
verarbeitet. 

„Die  Behandlung  der  Cadaver  und  Fleischstücke  in  Digestoren  ver- 
dient vor  den  bisher  betrachteten  Verfahrungsweisen  entschieden  den  Vorzug. 
Sie  ermöglicht  die  vortheilhafteste  Rückgewinnung  der  werthvollen  Sub- 
stanzen des  Thierkörpers  in  sterilisirtem  Zustande.  Durch  die  Anwendung 
gespannter  Dämpfe  werden  Temperaturen  erzeugt,  welche  einerseits  über 
100^  bis  160^ C.  steigen  und  jedes  organische  Leben,  sogar  die  resisten- 
testen  Spaltpilzsporen  tödten,  und  andererseits  das  organische  Gefüge  der 
Gewebe  so  auflösen,  dass  die  Componenten  der  letzteren,  namentlich  die 
Albuminate  und  Salze,  die  leimgebenden  Substanzen  und  das  Fett  getrennt 
zu  Tage  treten. 

„Die  Producte  aus  Milz-,  Rotz-  und  Wuthcadavern ,  welche  dem  Di- 
gestorverfahren  unterworfen  waren,  dürfen  frei  verwendet  werden.  (Vergl. 
§.11,  30  und  40  der  Bestimmungen  zu  dem  R.-O.-G.) 
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^Dem  einfachen  Digestorrerfabren  haften  jedoch  Mängel  au,  die  das- 
selbe zur  Anwendung  in  einem  Schlachthofe  nichts  weniger  als  geeignet 
machen.  Der  Betrieb  mit  Digestoren  verräth  sich  auf  eine  Entfernung  von 
mehreren  100m  durch  einen  üblen  Geruch,  der  ja  zu  einem  grossen  Theil 
von  dem  Vorhandensein  vieler  noch  nicht  verarbeiteter  Cadavertheile  her- 
rühren mag,  aber  doch  zu  einem  Theile  dem  Entweichen  übelriechender 
Dämpfe  und  Gase,  was  den  Betriebsapparaten  anzurechnen  ist. 

„Neuerdings  sind  vervollkommnete  Apparate  zur  Verarbeitung  von 
Thiercadavem  und  Fleischstücken  construirt  und  auch  zur  Verwendung 
gelangt.  Sie  eröffnen  die  Möglichkeit,  die  Abdeckereien  allmälig  ihrer 
belästigenden  und  schädlichen  Eigenschaften  zu  entkleiden  und  ihren  Nutzen 
thunlichst  zu  erhöhen. 

^ Die  Apparate  arbeiten  nahezu  geruchlos,  sterilisiren  sicher,  liefern  eine 
grosse  Ausbeute  an  verwerthbaren  Stoffen  bei  billigen  Betriebskosten  und 
ermöglichen,  dass  unzerlegbare  Cadaver  mit  derselben  Sicherheit  unschädlich 
gemacht  werden,  wie  einzelne  Fleischstücke. 

„Zunächst  ist  der  Versuchsapparat  anzuführen  von  Dr.  Rohrbeck- 
BerlinN.W.,  Karlstrasse.  Der  Erfinder  nennt  ihn  „Valorisator**.  Der  Apparat 
ist  ganz  ähnlich  wie  der  Dampffieischdesinfector  gebaut  und  übt  auf  das 
Fleisch  dieselbe  Wirkung  wie  dieser  aus. 

„Die  von  Podewils'sche  Fäcalextractfabrik  zu  Augsburg  befasst 
sich  ebenfalls  mit  der  Verarbeitung  von  Thiercadavem  und  benutzte  hierzu 
einen  derjenigen  Apparate,  welche  zur  Fäcalextrahirung  vei*wendet  werden. 
Ein  solcher  Apparat  besteht  aus  einem  etwa  5  m  langen  doppelwandigen 
Cylinder  von  2Vj  bis  3  m  Querdurchmesser  und  doppeltem  Boden,  alles  aus 
Schmiedeeisen  construirt.  Die  Längsachse  des  Cylinders  liegt  horizontal 
und  bildet  zugleich  eine  Drehachse.  In  der  Mitte  der  Länge  der  Cylinder- 
wand  ist  ein  Mannloch  mit  dampfdichtem  Verschlusse  zur  Beschickung  des 
Zylinders  mit  den  Fleischmassen  angebracht.  Der  für  die  Bearbeitung  der 
Füllung  nöthige  Dampf  tritt  durch  die  Stopfbüchse  in  die  Achse  des  Cylinders 
«in.  Im  Cylinder  selbst  liegt  eine  schwere  gusseiserne  Walze,  welche  bei 
der  Rotirung  des  Cylinders  eine  Umrührung  der  CylindererfüUung  bewirkt, 
l^er  Austritt  der  Gase  und  des  Dampfes  erfolgt  durch  ein  mantelförmiges, 
nm  das  Dampfzufuhrungsrohr  angeordnetes  weiteres  Rohr  durch  dieselbe 
Stopfbuchse.  Ausserdem  besitzt  der  Apparat  eine  Vorrichtung  zum  Ablassen 
der  Flüssigkeiten.  Der  ganze  Apparat  kann  durcb  eine  Transmission  in 
Rotirung  versetzt  werden.  Zur  Zeit,  als  ich  den  Apparat  besichtigte,  wurde 
er  mit  1956  kg  Pferde-  und  Rindfleisch  in  zerstückeltem  Zustande  und  mit 
zwei  Hundeleichen  beschickt.  Der  Dampfdruck  betrug  zwischen  drei  und 
^*er  Atmosphären.  Obwohl  durch  einen  Zufall  eine  theilweise  P^ntleerung 
des  Cylinderinhaltes  unabsichtlich  erfolgte,  lieferte  der  Apparat,  nachdem 
er  etwa  24  Stunden  in  Thätigkeit  gewesen  war,  ausser  Fett  noch  490  kg 
^^  25  Proc.  des  Gewichtes  der  Charge  eines  groben ,  dunkelbraunen ,  fett 
B^eh  anfühlenden  Pulvers  von  etwas  ammoniakalischem  Gerüche.  In  dem 
"Apparat«  kommt  das  Leimwasser  nach  erfolgter  Abscheidung  des  Fettes 
gleichfalls  zur  Trocknung  und  zwar  ohne  Luftzutritt.  Das  Trocknen  des 
^^^erpulvers  bleibt  erspart  und  das  Abfliessen  in  Leimwasser  ist  ver- 
hütet 
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„Die  Fabrik  hat  inzwischen  einen  besonderen  Apparat  erbaut,  der 
transportabel  sein  soll.  Zu  meinem  Bedauern  war  ich^npch  nicht  in  der 
Lage,  denselben  zu  besichtigen  und  in  Function  zu  sehen. 

„Ein  anderer  Apparat,  welcher  schon  seit  Jahren  lediglich  zum  Zwecke 
der  Cadaververarbeitung  in  thatsächlichem  Gebrauche  steht  und  sich  bis 
dahin  bewährt  hat,  ist  im  Antwerpener  Schlachthofe  und  in  einem  Peters- 
burger Schlachthofe  aufgestellt. 

„Ein  ähnlicher  Apparat  befindet  sich  in  Kopenhagen.  Er  ist  von  dem 
Schlachthof director  in  Antwerpen,  dem  verstorbenen  Thierarzt  Herrn  de  la 
Croix,  erbaut,  in  verschiedenen  Staaten,  darunter  Deutschland,  Oesterreich- 
Ungam,  Russland,  Belgien,  patentirt  und  wird  unter  dem  Namen  Kafill- 
desiiifector  von  der  Firma  Rietschel  und  Henneberg  in  Berlin  her- 
gestellt. Vor  allen  übrigen  Apparaten  bietet  er  den  grossen  Vortheil,  dass 
ganze  und  un zerstückelte  Thiercadaver  in  denselben  eingebracht  werden 
können. 

„Der  ursprüngliche  Apparat  besteht  aus  drei  Cylindern,  A,  B  und  C, 
der  eigentliche  Desinfector  ist  mit  einem  Dampfmantel  versehen,  d.  h.  er 
ist  doppelwandig  gebaut  und  besitzt  oben  einen  leicht  abnehmbaren  Deckel 
zur  Einführung  der  Cadaver.  Cylinder  B  ist  ein  Recipient,  in  welchem  sich 
sümmtliche  aus  dem  Cadaver  extrahirteu  flüssigen  Theile,  Fett  und  Leim- 
brühe sammeln,  während  Cylinder  C  als  Condensator  für  die  aus  vorge- 
nanntem Gefässe  abziehenden  Dämpfe  und  Gase  dient.  Durch  besondere 
Rohre  steht  der  Sterilisator  in  Verbindung  mit  dem  Betriebsdampfkessel, 
und  zwar  wird  durch  das  eine  Rohr  der  Dampfkessel  geheizt,  während  die 
andere  Rohrleitung  durch  drei  mittelst  Ventile  verschliessbare  Abzweigungen 
nach  dem  Inneren  des  Sterilisators  führt.  Vom  tiefsten  und  höchsten  Punkte 
von  A  zweigen  sich  andere,  mit  Ventilen  versehene  Rohrleitungen  ab,  die- 
.selben  vereinigen  sich  und  führen  als  gebogenes  Rohr  in  den  Recipienten  ^. 
Die  Verbindung  dieses  letzteren  mit  dem  Condensator  G  besteht  in  einem 
uiiverschliessbarcn  Uebersteigrohr ,  dessen  halbkreisförmig  gebogenes  finde 
fein  gelocht  ist  und  in  den  Wasserinhalt  des  Condensators  eintaucht.  Vom 
oberen  Condensator  führt  ein  stets  offenes  Rohr  zur  Feuerung.  Die  übrige 
Einrichtung  der  Gefässe  B  und  C  ist  übereinstimmend,  sie  besteht  aus  den 
Wasserbrausen,  den  Wasserstandsgläsern,  den  Zapf  bahnen  und  den  Ent- 
leeruiigsventilen.  Ausserdem  ist  Recipient  B  mit  einem  besonderen  Zapf- 
hahn versehen. 

„Im  Schlachthofe  zu  Antwerpen,  wo  der  Kafilldesinfector  schon  seit 
neun  Jahren  im  Gebrauche  steht,  ist  dieser  Apparat  im  Kesselhause  auf- 
gestellt. In  einem  zugehörigen  zweiten  Räume  befindet  sich  eine  ziemlich 
grosse,  aus  Cement  hergestellte  Wanne,  in  welcher  ein  desinficirendes  Bad 
sich  befindet.  Dorthin  werden  die  Thierleichen ,  welche  aus  der  Stadt,  aus 
der  Scheide  und  von  den  Schiffen  kommen,  sowie  sämmtliche  Schlachtabfälle 
des  Schlachthofes  jeweils  bis  zur  Intriebsetzung  des  Desinfectors  aufbewahrt. 
Obgleich  stets  Aaswaare  vorhanden  ist  und  der  Kafilldesinfector  fast  regel- 
mässig in  Betrieb  steht  und  der  ganze  Betrieb  in  geschlossenem  Räume, 
dessen  Lufttemperatur  durch  den  Dampfkessel  und  die  Function  des  Kafill- 
desinfectors  weit  über  die  Temperatur  der  Aussenlufl  erhöht  wird,  statt- 
findet, so  wird  die  Nase  des  Besuchers  durch  üble  Gerüche   uicht  belästigt. 
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Im  Antwerpener  Schlachthofe  steht  ein  Yergleichsobject  nicht  weit  von  dem 
Kafilldesinfector  aufgestellt.  Während  die  Talgsiederei  sich  sofort  durch 
den  bekannten  höchst  unangenehmen  Geruch  bemerklich  macht,  ist  es 
geradezu  erstaunlich,  wie  wenig  und  sogar  für  die  nächste  Umgebung  der 
Kafilldesinfector  belästigt. 

„Ein  derartiger  Apparat  ist  versuchsweise  1892  im  Schlachthofe  zu 
Karlsruhe  und  zwar  in  der  Sanitätsschlachthalle  aufgestellt,  wo  vordem  in 
einem  Kessel  mit  offenem  Feuer  die  Schlachtabfalle  abgekocht  wurden,  aber 
einen  solch  üblen  Geruch  verbreiteten,  dass  das  Verfahren  eingestellt  werden 
musste.  Bei  der  Inbetriebsetzung  des  Kafilldesinfectors  blieben  solche  ße- 
lästigungen  aus,  obgleich  die  Einrichtung  bezüglich  der  Verbrennung  der 
übelriechenden  Gase  und  der  Ableitung  des  Wassers,  welches  übelriechende 
Gase  aufgenommen  hatte,  nicht  so  vollständig  hergerichtet  war,  wie  es 
in  Antwerpen  der  Fall  ist. 

„Im  Februar  laufenden  Jahres  wurde  ein.  unzerlegtes  Pferd  in  den  Des- 
infector  gebracht  und  einem  Dampfdruck  von  drei  Atmosphären  während 
neun  Stunden  ausgesetzt.  Bei  der  Entleerung  des  Cylinders  ergab  sich  eine 
braune,  krümelige,  leicht  nach  angebranntem  Kalbfleisch  riechende  Masse 
neben  zerfallenen,  zwischen  den  Fingern  zerreibbaren  Knochen  und  Zähnen. 
Ausserdem  wurde  Fett  und  Leimwasser  abgelassen. 

„Die  Zertrümmerung  oder  Zerbröckelung  des  Cadavers  wird  offenbar 
durch  das  Eindringen  des  unter  Hochdruck  befindlichen  Dampfes  in  die 
natürlichen  Oeffnungen  des  Cadavers  eingeleitet. 

„In  diesem  Frühjahre  wurde  ein  ähnlicher  Versuch  mit  dem  in  Spandau 
aufgestellten  Kafilldesinfector  vor  Mitgliedern  des  deutschen  Veteiinärrathes 
mit  dem  gleichen  Erfolge  ausgeführt. 

„Dass  der  Apparat  einen  gewinnbringenden  Geschäftsbetrieb  ermöglicht, 
gebt  wohl  daraus  hervor,  dass  eine  Antwerpener  Firma  den  Betrieb  des 
Kafilldesinfectors  der  Stadt  Antwerpen  abgepachtet  hat  und  jetzt  schon  seit 
«Der  Reihe  von  Jahren  erfolgreich  fortsetzt.  Die  Versuche  in  Karlsruhe 
baben  ebenfalls  gezeigt,  dass  das  Anlage-  und  Betriebscapital  durch  den 
^ertb  der  gewonnenen  Stoffe  sich  mit  üeberschuss  amortisii*t.  Der  Director 
des  Schlacht-  und  Viehhofes  in  Karlsruhe,  Herr  Bayersdörfer,  giebt 
darüber  folgende  Auskunft. 

«In  sieben  Füllungen  kamen  8  Pferde,  1  tuberculöse  Kuh,  2  tubercu- 
löse  Schweine ,  3  Hunde,  2  Katzen,  ferner  1185  kg  Knochen  und  755kg 
^blachthausabfälle,  im  Ganzen  4060  kg  Rohmaterial  zur  Verarbeitung. 

nDie  Ausbeute  betrug 

1.  an  sterilisirter  Masse 1654  kg 

also  40'7  Proc.  der  Charge,  von  welchen  nach  dem  Trocknen 

noch  Dungpulver  =  26  Proc 1058  „ 

des  eingebrachten  Materials  übrig  blieben. 

2.  an  Fett 166  „ 

=  4  Proc.  der  Charge. 

3.  Leimwasser,  welches  aber  keine  Verwendung  fand,  da  dasselbe  wegen 
der  erlittenen  hohen  Temperatur  die  Eigenschaft,  zu  erstarren,  ver- 
loren hatte. 
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^Bei  jedem  einzelnen  Yersuclie  war  das  dem  Sterilisator  entnommene 
Material  als  Fleisch  rollständig  denaturirt,  und  wie  Untersuchung  und  Ver- 
suche ergaben,  auch  vollkommen  sterilisirt.  Es  war  eine  braune,  krümelige 
Masse  mit  einem  Gerüche,  der  gebratenem,  leicht  angebranntem  Fleische 
eigen  ist. 

„Die  Knochen  und  die  Zähne  besassen  zum  Theil  noch  ihre  Form,  zer- 
brachen jedoch  beim  Auftallen  auf  den  Boden  in  kleine  Stücke,  die  sich 
mit  den  Plngern  leicht  zerdrücken  Hessen. 

„Der  Apparat  arbeitete  geruchlos.  Durchschnittlich  waren  10  Stunden 
für  die  Bearbeitung  einer  Füllung  erforderlich.  Die  Zeit  genügte  sogar  für 
eine  Füllung  von  26  Centner.  Die  Berechnung  über  die  Ertragsfähigkeit 
stellt  Herr  Bayersdörfer  folgendermaassen  an: 

„Dass  der  Apparat  wöchentlich  zweimal  in  Betrieb  gesetzt  und  dabei 
gänzlich  gefüllt  werde.  In  diesem  Falle  würden  bei  der  Leistungsfähigkeit 
des  in  Karlsruhe  aufgestellten  Apparates  2400  Centner  Cadavermasse  zur 
Verarbeitung  gelangen. 

„Daraus  ergeben  sich  4  Proc.  Fett  =  96  Centner  und  26  Proc.  fertiges 
Dungpulver  =  624  Centner.  Die  Analyse  des  Dangpulvers  ergab  in 
100  Theilen  desselben: 

Wasser 4*70  Proc. 

Trockensubstanz 95*30      „ 

100  Theile  der  Trockensubstanz  enthalten: 

StickBtoffsubstanz 52*55      „ 

=  0*36  Proc.  Stickstoff 

Fett 10*45 

Mineralstoffe  (Asche) 87*30 

In  der  Asche  finden  sich: 

Phosphorsaure 16*40      ., 

Kali 0*91      „ 

„Legt  man  die  für  künstlichen  Dünger  nach  seinem  Gehalt  an  Stick- 
stoff, Phosphorsäure  und  Kali  üblichen  Werthe  zu  Grunde,  so  besitzt  das 
Düngerpulver  einen  Kaufwerth  von  durchschnittlich  9  Mark  pro  Centner. 
Für  Düngerpulver  wurde  somit  erzielt: 

9  X  624  =  5616  Mark. 
„Für  Fett,   welches    einen   Kaufwerth  von    mindestens    10  Mark   pro 
Centner  hat,  wurde  erlöst: 

10  X  96  =  960  Mark. 

„Der  Gesammterlös  beträgt  somit  6576  Mark.  Dem  gegenüber  würden 
etwa  folgende  Unkosten  stehen: 

1 .  Betriebskosten  (nach  Berechnung  des  Gaswerkes  pro  Stunde 

6aPfg.,  für  einen  Betrieb  somit  6  Mark),  für  100  Iktriebe  600  Mk. 

2.  Bedienung 1500   „ 

3.  Reparaturen 200    „ 

4.  5   Procent   Zinsen    des   Anlagecapitals    im   Betrage  von 

13  000  Mk 650   „ 

5.  10 proc.  Amortisation  des  Anlagecapitals 1300    „ 

Summa  4250  Mk 


n 
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^Somit  bleibt  ein  Reingewinn  von  2326  Mark,  eine  Ziffer,  welche  bei 
stärkerem  Betriebe  sich  natürlich  entsprechend  erhöht. 

„Die  angekündigten  Preise  für  den  KafiUdesinfector  von  12000  bis 
14000  Mark,  zu  welchem  noch  weitere  Anlagekosten  kommen,  mögen  wohl 
manche  kleinere  Gemeinden  von  der  AnschaflPiing  eines  so  zweckmässigen  und 
nützlichen  Apparates  abhalten.  Neuerdings  soll  die  Firma  Rietschel  und 
Henneberg  Apparate  für  kleinere  Füllungen  herstellen,  welche  zum  Preise 
von  5000  Mark  erhältlich  sind. 

„Wenn  es  die  neuere  Technik  ermöglicht,  belästigende  und  schädliche 
animalische  Stoffe  in  nicht  belästigender  und  unschädlicher  Weise  kosten- 
deckend und  gewinnbringend  in  Waaren  umzuwandeln,  welche  ohne  Be- 
denken dem  freien  Verkehre  überlassen  werden  können,  so  wird  es  sich 
empfehlen,  die  Vergrabung  und  die  Verbrennung  von  Cadavern  allgemein 
aufzugeben,  und  von  den  verbesserten  und  vervollkommneten  Verfahrungs- 
weisen  Gebrauch  zu  machen.  Kleine  Gemeinden  und  Viehversicherungs- 
anstalten können  sich  unter  sich  vereinigen,  um  ein  Dampfsterilisiren  der 
Thiercadaver  einzurichten  und  zu  betreiben,  falls  nicht  ein  Privatunternehmer 
die  Angelegenheit  in  die  Iland  nimmt  und  besorgt. 

„Die  Anlegung  sowie  der  Betrieb  der  Abdeckereien  und  der  verwandten 
Betriebsarten :     Leimsiedereien ,     Knochenbrennereien ,    Knochenkochereien, 
Knochendarren  und  Knochenbleichen,  Zubereitungsanstalten  für  Thierhaare, 
Talgschmelzen,  Gerbereien,  Poudretten  und  Düngerpulverfabriken  sind  wegen 
der  damit  verbundenen  erheblichen  Nachtheile,  Belästigungen  und  Gefahren 
nach  §.16  der  deutschen  Gewerbeordnung  von  der  Genehmigung  der  nach 
den  Landesgesetzen  zuständigen  Behörde  abhängig  gemacht.    Eine  ähnliche 
Bestimmung,  wie  sie  §.  23  der  Gewerbeordnung  hinsichtlich  der  Schlacht- 
thiere  enthält,  mangelt,  und  eine  Beschränkung  der  Concessionen  ist  nicht 
vorgesehen,  obgleich  sie  sehr  wünschenswerth  wäre,  um  die  Zahl  der  lästigen 
und  gefährlichen  Anstalten  zu  vermindern  und  den  Bestand  leistungsfähiger 
Anstalten  durch  die  Abhaltung  der  Concurrenz  thunlichst  zu  sichern.    Je 
ertragafähiger  dann  der  Betrieb  ist,   desto  mehr  vermag   der  Unternehmer 
Verbesserungen  desselben  einzuführen.   Im  umgekehrten  Falle  verschlechtern 
sich  die  Einrichtungen,  der  Betrieb  wird  vernachlässigt  und  es  stellen  sich 
Missstände  ein,  welche  nach  erlangter  Concession  nicht  mehr  leicht  zu  be- 
seitigen sind,  da  §.  26  die  Privatklage  auf  Einstellung  des  Gewerbebetriebes 
^cgen  obrigkeitlich  genehmigte  Anlagen  ausschliesst  und  geeignetenfalls  nur 
solche   auf  Herstellung    von   Einrichtungen    gegen    die    benachtheiligende 
:«inwirkung  event.  auf  Schadenersatz  zulässt. 

»Aus  diesen  Gründen  leitet  sich  der  Wunsch  mit  ab,  dass  die  Conces- 
sionen  für  die  Errichtung  einer  Abdeckerei  in  Zukunft  stets  an  die  Aus- 
stattung der  Anstalt  mit  den  vollkommensten  Apparaten  zur  unschädlichen 
^eitigung  animalischer  Stoffe  zu  knüpfen  und  für  eine  möglichst  reichliche 
Speisung  der  Anstalt  mit  Rohmaterial  einerseits  durch  Ueberweisung  der 
^hkcbtabfälle  und  des  beschlagnahmten  Fleisches  aus  den  Schlachthäusern 
^öd  andererseits  durch  Begünstigung  der  Zufuhr  von  Thiercadavern  aus 
der  Umgebung  der  Abdeckerei  Sorge  zu  tragen  sei.  In  diesem  Sinne 
schreibt  auch  die  österreichische  Abdeckereiordnung  vor,  es  sei  die  Zahl  der 
Abdeckereien  auf  den  strengsten  örtlichen  Bedarf  einzuschränken.  Es  seien 
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grosse  Abdeckereibezirke  zu  bilden,  welche  so  viel  Material  liefern,  dass  der 
Gewerbetreibende  yoUauf  zu  thuu  habe,  etwas  verdienen  und  Knechte  halten 
könne,  welche  das  Gewerbe  erlernen. 

„Die  XVI.  Versammlung  unseres  Vereins  hat  die  Errichtung  von 
Schlachtviehversicherungsanstalten  als  die  Wirksamkeit  der  Fleischbeschau 
unterstützend  erklärt.  Die  Richtigkeit  dieser  Erklärung  lässt  sich  nicht 
bestreiten.  Aber  es  ist  andererseits  auch  keine  Frage,  dass  die  Schlacht- 
viehversicherung nicht  ausreicht,  um  die  Wirksamkeit  der  fleischpolizeilichen 
Maassregeln  zur  vollen  Entfaltung  zu  bringen.  Die  Schlachtvieh- 
Versicherung  hat  in  der  Regel  nur  den  Zweck,  die  Viehlieferanten  oder  die 
Metzger  gegen  die  Verluste  zu  schützen,  welche  durch  die  Anordnungen 
der  Fleischbeschau  entstehen  und  weist  desshalb  zum  Voraus  alle  Thiere  ab, 
die  sich  bei  der  Anmeldung  zur  Versicherung,  d.  h.  beim  Betreten  des 
Schlachthofes  als  krank  oder  verdächtig  erweisen.  Die  Schlachtviehversiche- 
rung ist  nicht  obligatorisch  und  nur  ein  höchst  unbedeutender  Theil  der 
Interessenten  betheiligt  sich  bei  derselben. 

„Indem  die  Schlachtvieh  Versicherung  kranke  und  verdächtige  Thiere 
zurückweist,  giebt  sie  geradezu  Veranlassung,  dass  verdächtige  und  kranke 
Thiere  nicht  in  Schlachthöfen,  sondern  ohne  Controle  geschlachtet  und  in 
Verkehr  gebracht  werden.  Die  Schlachtviehversicherung  übt  keinen  Einfluss 
auf  die  Mehrzahl  der  gewerbsmässigen  Schlachtungen  und  insbesondere  auf 
die  Nothschlachtungen  ans,  welche  die  reichlichsten  Beiträge  zur  Gesammt- 
masse  des  ekelerregenden  und  gesundheitsschädlichen  Fleisches  liefern. 

„Auch  eine  freiwillige  Versicherung,  welche  sich  auf  sämmtliche  Gat- 
tungen von  Schlachtthiere  lieferndem  Vieh  erstreckt,  ist  ungenügend,  um 
das  Inverkehrbringen  des  erwähnten  Fleisches  zu  verhüten,  da  in  der  Regel 
nur  sorgsame  Hausväter  versichern,  viele  andere  Viehbesitzer  es  aber  nicht 
thun  und  die  Versicherungsanstalten  die  Verwerthung  des  Fleisches  noth- 
geschlachteter  und  den  Cadaver  umgestandener  Thiere  dem  Viehbesitzer  oft 
überlassen. 

„Nur  eine  allgemeine  und  desshalb  obligatorische  Vieh  Versicherung, 
welche  dem  Viehbesitzer  die  Sicherheit  bietet,  aus  dem  geschlachteten  oder 
umgestandenen  Vieh  ebenso  viel  wie  bei  der  Verwerthung  als  Speisefleisch 
zu  erlösen  und  ihm  die  Last  der  Versilberung  des  Fleisches  oder  des 
Cadavers  und  seiner  Theile  abnimmt,  wird  die  Bezugsquellen  des  mehr- 
erwähnten Fleisches  erreichen  und  beherrscheii.  Möge  sich  dann  die  Ver- 
sicherung oi*ts-  oder  bezirksweise  organisiren  oder  sich  gleich  über  ganze 
Provinzen,  Staaten  oder  das  Reich  ausdehnen,  wenn  sie  nur  allgemein  ein- 
geführt, und  ihr  Bestehen  gesichelt  ist.  Die  grösste  Sicherheit  bietet 
die  staatliche  Versicherung.  Sie  erweckt  bei  den  Viehbesitzem  das 
meiste  Vertrauen,  sie  gewährt  die  Sicherheit  einer  billigen  Schätzung  der 
verloren  gegangenen  Werthe  und  eine  prompte  Auszahlung  der  Entschädi- 
dungssumme  und  verhütet  vor  Allem ,  indem  sie  die  Hand  auf  die  noth- 
geschlachteten  oder  umgestandenen  Thiere  legt,  jede  missbräuchliche  und 
schädliche  Verwendung  derselben. 

„Die  allgemeine  Versicherung  der  landwirthschaftlichen  Ilausthiere  ist 
von   den  zunächst  stehenden  Interessenten,  den  Landwirthen,   bereits  zur 
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Tagesfirage  erhoben  und  wird  auch  bei  dem  lebhafteu  Bedürfniss  nach 
Sicherung  des  in  den  Hausthieren  geborgenen  grossen  Capitalwerthes  nicht 
von  der  Tagesordnung  der  Versammlungen  landwirthschaftlicher  Vertretungs- 
körper verschwinden,  bis  eine  allseitig  als  glücklich  erkannte  Lösung  ge- 
funden ist. 

„In  Baden  ist  durch  das  Gesetz  yom  26.  Juni  1890  wenigstens  die  all- 
gemeine   R i n d ▼  i e h Versicherung    eingeleitet.      Nach    freiwilliger    Zu- 
stimmung der  Mehrzahl  der  Viehbesitzer  hat  die  Gemeinde  eine  für  sämmt- 
liche  Viehbesitzer   obligatorische  Rindviehversicherungsanstalt  zu  errichten. 
Die  Anzeige  von  vorkommenden  Krankheiten ,  Verletzungen ,  Nothschlach- 
tungen  und  Todesfallen  unter  den  Rindern  wird  durch  die  Kürzung  oder 
die  VersagUDg  der  Entschädigung  verbürgt,  mit  welcher  die  Versäumung 
oder  die  Unterlassung  der  Anzeige  bedroht  ist.    Die  Feststellung  des  That- 
bestandes  geschieht  unter  sachverständiger  Beihülfe,  und  wo  immer  zweck- 
mässig,  erfolgt    die  Nothschlachtung   erkrankter   Thiere   binnen   kürzester 
Frist.     Die   Verfügung   über   das   geschlachtete  oder  umgestandene   Thier 
steht  allein  der  Versicherungsanstalt  zu,  an  deren  Spitze  der  Bürgermeister, 
d.h.  diejenige  Persönlichkeit  sich  befindet,  deren  Pflicht  es  ist,  die  sanitäts- 
polizeilichen  Vorschriften  anzuordnen  und  pünktlich  vollziehen  zu  lassen. 
Die  Controle  wird  durch  eine  Staatsstelle,  die  Verwaltung  des  Verbandes 
der  Versicherungsanstalten,  geübt,  welche   die  Entschädigungsforderungen 
zur  vorschüsslichen  Zahlung  aus  der  Staatscasse  anweist. 

„Da  nun  der  Verband  der  Versicherungsanstalten  auch  noch  für  die 
Verluste  aufkommt,  welche  durch  die  sanitätspolizeiliche  Beschlagnahme 
von  ausgeschlachtetem  frischen  Fleische  entstehen,  so  entgeht  der  allge- 
meinen Versicherung  kein  Thier  und  kein  Fleischstück,  das  gesundheits- 
gefahrUch  und  in  dieser  Eigenschaft  verdächtig  ist.  Die  ideale  Grundlage 
für  die  allen  Wünschen  entsprechende  Fleischhygiene  ist  somit  geschaffen. 
Ihre  vollständige  Herstellung  würde  in  Baden  einen  jährlichen  Aufwand 
von  1200  000  Mark  für  die  Rindviehversicherung  allein  und  nach  dem- 
selben Maassstabe  für  das  Reich  einen  Aufwand  von  32  bis  50  Millionen 
erfordern,  die  von  den  Viehbesitzern,  d.  h.  von  den  Landwirthen,  auf- 
zubringen wären. 

„Gehen  die  Interessen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  und  der 
i^eischconsumenten  einerseits  und  der  Landwirthschaft  bezw.  der  Vieh- 
producenten  bis  dahin  zusammen,  so  trennen  sie  sich  beim  Kostenpunkte. 
*^ie  Landwirthschaft  will  die  allgemeine  Viehversicherung,  sie  wünscht  die- 
selbe aber  nur  mit  einem  niedrigen  Prämiensatze,  der  Mangels  anderer 
^ttel  lediglich  durch  recht  ergiebige  Verwerthung  der  Theile 
nothgeschlachteter  oder  umgestandener  Thiere  gewährt  werden 
Kann.  Die  öffentliche  Gesundheitspflege  wünscht  gleichfalls  die  allgemeine 
'  lebversicherung ,  aber  bloss  zur  reinlichen  Säuberung  des  Fleischmarktes 
^on  zweifelhafter,  verdächtiger  oder  schädlicher  Waare,  d.  h.  zu  einem 
Zwecke ,  der  sich  erfahmngsgemäss  nur  durch  die  massenhafte  Besei- 
tigung von  Fleisch-  und  Fleischtheilen,  somit  nur  durch  eine 
Erböhung  der  Prämiensätze  erreichen  lässt. 

^Neben  dem  Mangel  an  Vertrauen  in  die  Leistungsfähigkeit  der  Ver- 
sicherungsanstalten,   der    durch   die  üebernahme   der  Versicherung  seitens 


142     XVIII.  Versamml.  d.  D.  Vereins  f.  öff.  Gsndhpflg.  zu  Würzburg. 

des  Staates,  des  Bezirkes  oder  der  Gemeinde  leicht  behoben  werden  kann, 
ist  aber  die  Höhe  der  Versicherungsprämie  der  einzige  Grund, 
welcher  den  Landwirt h  von  der  Versicherungsnahme  zurückhält.  Es  ist  in 
der  That  fQr  den  in  der  Regel  geldarmen  Landwirth,  gleichviel,  ob  er  2  bis 
200  Stück  Thiere  besitzt,  nicht  gleichgültig,  ob  er  durchschnittlich  2  oder 
4  Mk.  für  das  Stück  Vieh,  30  oder  50  Pfg.  für  das  Schwein  bezahlt,  zumal 
ihm  jede  Versicherung  mindestens  20  Proc.  des  Verlustes  zur  Last  legt. 
Steigt  nun  die  Prämie  in  Folge  der  Werthverluste ,  welche  die  beschränkte 
oder  aufgehobene  Verwerthung  der  Theile  kranker  oder  umgestandener 
Fleischthiere  im  Interesse  der  Fleischconsumenten  bezw.  der  öffentlichen 
Gesundheit  veranlasst,  bis  zu  einer  Höhe,  welche  die  Versicherungsnahme 
des  Landwirthes  verhindert,  so  verliert  auch  die  öffentliche  Gesundheit  die 
Voilheile,  welche  für  sie  aus  der  Versicherung  entspringen,  und  daraus  folgt 
die  Nothwendigkeit  im  Interesse  Aller,  die  Viehversicherung  sogar  mit  Auf- 
wand öffentlicher  Mittel  ein-  und  durchzuführen. 

„So  hat  auch  das  badische  Viehversicherungsgesetz  einen  aus  öffent- 
lichen Mitteln  beschaflPben  Reservefond  von  200  000  Mk.  den  in  einem  Ver- 
bände vereinigten  Ortsviehversicherungsanstalten  zur  Verfügung  gestellt, 
der  anzugreifen  ist,  sobald  der  Prämiensatz  der  Verbandsversicherung  40  Pfg. 
für  100  Mk.  des  Versicherungscapitals  übersteigt.  Ausserdem  übernimmt 
die  Staatscasse  die  Kosten  für  die  Verbandverwaltung  und  leistet  den  ver- 
sicherten Gemeinden  Beiträge  zur  Bestreitung  der  thi erärztlichen  Kosten. 

„In  analoger  Weise  werden  im  Königreiche  Bayern  und  in  den  Reichs- 
landen die  Mittel  für  die  Seuchenentschädigungen  aus  der  Staatscasse  und 
für  die  im  Reiche  vorkommenden  Rinderpestschäden  aus  der  Reichscasse 
geleistet,  während  in  den  übrigen  Staaten  die  Thierbesitzer  die  Mittel  zur 
Seuchenentschädigung  —  mit  Ausnahme  bei  der  Rinderpest  —  durch  gegen- 
seitige Versicherung  aufzubringen  haben. 

„Die  Seuchenversicherung  erfreut  sich  trotz  der  neuen  Belastung  einer 
grossen  Beliebtheit  unter  den  Landwirthen,  weil  die  Entschädigung  für 
Seuchenverluste  zur  Anzeige  der  Seuchenfälle  zwingt  und  in  Folge 
dessen  zur  wirksamsten  Maassregel  der  Seuchenbekämpfung 
geworden  ist. 

„Wird  bei  Viehseuchen  die  theil weise  oder  gänzliche  Bestreitung  der 
Entschädigung  aus  öffentlichen  Mitteln  mit  der  Pflicht  des  Staates  begründet, 
das  in  den  Hausthieren  geborgene  Volksvermögen  gegen  höhere  Gewalten 
zu  schützen,  so  liegt  ein  Grund  nicht  vor,  um  nicht  die  gleiche  Pflicht  des 
Staates  dort  zu  erblicken,  wo  es  sich  um  die  Sicherung  eines  viel  höheren 
Gutes,  als  das  materielle  Vermögen,  wo  es  sich  um  den  Schutz  der  Gesund- 
heit des  Menschen  handelt. 

„Wenn  dem  Fleischproducenten ,  der  bisher  Jahrhunderte  lang  die 
Kosten  der  Säuberung  des  Fleischmarktes  von  gesundheitsschädlichem 
Fleische  getragen  hat,  ein  Theil  seiner  Last  durch  die  Ermöglichung  einer 
staatlich  unterstützten  oder  geleiteten  Viehversicherung  abgenommen  werden 
kann,  so  ist  allen  Interessenten,  dem  Fleischproducenten  wie  dem  Fleisch- 
consumenten, gedient  und  jener  Boden  erreicht,  auf  welchem  die  fleisch- 
polizeilichen Maassregeln,  weil  sie  Niemanden  belasten  und  Allen  nützen, 
ihre  segensreiche  Wirksamkeit  unbehindert  entfalten  werden. 
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,Ich  gelange  daher  zu  dem  Antrage: 

Die  hochansehnliche  Versammlung  wolle,  nachdem  sie  von  den 
aufgestellten  Thesen  zustimmend  Kenntniss  genommen  hat,  erklären : 
Behufs  Fernhaltung  von  gesundheitsschädlichem  und  verdorbenem 
Fleische  von  dem  Speisemarkte  und  behufs  Förderung  der  un- 
schädlichen Verwerthung  alles  übrigen  Fleisches  ist  die  allgemeine 
und  obligatorische  Viehver Sicherung  dringend  zu  empfehlen. 

Es  ist  wünschenswerth,  dass  die  Concession  für  die  Errichtung 
einer  Abdeckerei  in  Zukunfb  von  der  Ausstattung  derselben  mit 
Apparaten  abhängig  gemacht  werde,  welche  die  bisherigen  Benach- 
theiligungen, Belästigungen  und  Gefahren  des  Abdeckereibetriebes 
thunlichst  verhüten." 


Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet. 

Fabrikant  Dr.  Rohrbeek  (Berlin)  ist  der  Ansicht,  dass  man  auf 
^le  mögliche  Weise  einer  Fleischhinterziehung  entgegentreten  müsse  und 
man  dies  am  besten  nur  dadurch  könne,  dass  man  die  Verwerthung  des 
beanstandeten  Fleisches  in  solche  Bahnen  leite,  dass  Producent  und  Con- 
sament  dabei  möglichst  seine  Rechnung  finde.  Darin  aber  liege  wohl  die 
Hanptschwierigkeit,  die  Grenze  genau  zu  fixiren  zwischen  dem  Fleisch,  das 
freizugeben,  und  demjenigen,  das  zu  verwerfen  sei.  Da  habe  es  sich  nun 
alä  sehr  praktisch  erwiesen ,  zweifelhaftes  l'leisch  zu  kochen.  Nur  müsse 
man  die  Garantie  geben,  dass  die  inneren  Fleischschichten  thatsächlich  auch 
io  erhitzt  werden ,  dass  die  Mikroorganismen  abgetödtet  seien ,  da  die  beim 
gewöhnlichen  Kochen  im  Inneren  vielfach  nur  auf  70^  C.  gebrachte  Hitze 
hierfür  natürlich  nicht  genüge.  Nach  den  auf  dem  Berliner  Schlachthofe 
angestellten  Versuchen  habe  sich  ergeben,  dass  das  zuverlässigste  Verfahren, 
wn  alle  Fleischtheile  auf  eine  Temperatur  von  1 00^  zu  bringen ,  das  unter 
Zohülfenahme  der  Condensation  des  Dampfes  sei.  Wenn  man  den  Dampf 
höher  spanne  und  längere  Zeit  auf  grosse  Fleischmassen  in  gewöhnlicher 
Weise  einwirken  lasse,  so  habe  man  wohl  Temperaturen  von  über  100^ C. 
^  einzelnen  Fleischstücken  erzielt,  in  anderen  aber  habe  sich  eine  so 
niedere  Temperatur  ergeben,  dass  noch  nicht  einmal  das  Eiweiss  coagulirt 
8ei,  und  es  seien  zwischen  den  einzelnen  Fleischstücken  Temperaturdifferenzen 
von  nahezu  50®  nachgewiesen  worden.  Das  Condensationsverfahren  habe 
«ich  aber  nicht  nur  zur  Sterilisirung  des  Fleisches  für  Genusszwecke  gut 
wwährt,  sondern  auch  für  die  technische  Verwerthung  des  Fleisches  sei  es 
«ehr  gut  verwendbar,  um  so  mehr,  als  man  gar  nicht  nöthig  habe,  den  Druck 
^  80  koUossaler  Weise  zu  steigern ;  bei  einem  Drucke  von  1  bis  3  Atmo- 
sphären werde  Alles  leicht  pulverisirbar. 

Director  Heyder  (Augsburg)  entgegnet  dem  Herrn  Referenten  auf 
*^ine  Aeusserung,  der  Apparat  von  Rietschel  und  Ilenneberg  sei  der 
beste  der  vorhandenen,  dass  eine  grosse  Anzahl  von  Thierärzten  und 
anderen  Sachverständigen  diese  Ansicht  nicht  theilen,  was  schon  daraus 
hervorgehe,  dass  verschiedene  Commissionen ,  die  diese  Angelegenheit  zu 
Prtfen  gehabt  haben,  so  die  Commission  von  Hamburg,  Chemnitz,  München 


144    XVIII.  Versamml.  d.  D.  Vereins  f.  off.  Gsndhpflg.  zu  Würzburg. 

und  anderen  Städten,  sich  nicht  für  den  Apparat  Rietschel-Henneberg, 
Bondei'n  für  den  Apparat  der  Podewils' sehen  Fäcalextractfabriken  ent- 
schieden haben.  Solche  Apparate  habe  die  Fabrik  seit  12  Jahren  in  Betrieb, 
habe  das  Rohmaterial  sowohl  von  der  Abdeckerei  als  auch  von  dem  Schlacht- 
und  Viehhofe  bezogen  und  habe  für  dieses  Material  in  dieser  Zeit  stets  eine 
entsprechende  Entschädigung  an  die  Lieferanten  gezahlt,  ein  Beweis  dafür^ 
dass  die  Verarbeitung  mit  dem  Pode wils'schen  Apparate  auch  eine 
lohnende  sein  müsse. 

Commerzienrath  Ingenieur  Henneberg  (Berlin)  erwähnt,   dass 

er  an  dem  von  dem  Herrn  Referenten  als  besten  empfohlenen  Apparat  per- 
sönlich nur  insofern  ein  Verdienst  habe,  als  er  ihn  sachgemäss  durch- 
construirt  habe  und  nun  nach  dem  Patent  Delacroix  baue.  Indess  könne 
er  wohl  sagen,  dass  er  als  vorsichtiger  Geschäftsmann  das  Patent  nicht 
übernommen  haben  würde,  wenn  er  nicht  selbst  mit  seinem  technischen 
Urtheil  die  Einrichtung  in  der  That  für  ganz  vorzüglich  halte.  Wenn  man 
den  Apparat  in  seiner  Eigenart  und  in  dem,  was  ihn  von  anderen  unter- 
scheide, richtig  beurtheilen  wolle,  so  müsse  man  sich  vergegenwärtigen, 
dass  es  sich  bei  dem  ganzen  Processe  darum  handle,  gewisse  Bestandtheile 
von  einander  zu  trennen,  in  verwerthbarer  Form  zu  gewinnen  und  gleich- 
zeitig mit  voller  Sicherheit  unschädlich  zu  machen.  Es  sei  aber  ein- 
leuchtend, dass,  wenn  man  verschiedene  Stoffe  sondern  wolle,  man  logischer 
Weise  den  Process  nicht  damit  beginne,  dass  man  sie  in  einem  rotirenden 
Apparate  möglichst  innig  menge,  wie  es  der  Podewils'sche  Apparat  thue. 
Der  KafiUdesinfector  sei  im  Grunde  genommen  nichts  weiter,  wie  ein  Digestor, 
biete  also  auch  in  seiner  Form  und  Zugänglichkeit  alle  Vortheile  eines 
solchen;  aber  was  bisher  allen  Digestoren  anhafte,  die  unvermeidliche 
Mischung  und  Verdünnung  der  zu  verarbeitenden  Stoffe  mit  Condensations- 
wasser,  sei  bei  dem  Delacroix 'sehen  Apparate  thatsächlich  vermieden. 
Darin,  sowie  in  der  geschickten  Combination  mit  dem  Scheidegefäss  für  Fett 
und  Leim  und  mit  einem  Condensator  liege  das  Geheimniss  seiner  über- 
raschenden Wirkung.  Man  habe  bisher  unbeachtet  gelassen,  dass  jeder 
organische  bezw.  animalische  Körper  80  bis  85  Proc.  Wasser  enthalte.  Die 
Aufgabe,  eine  relativ  so  bedeutende  Flüssigkeitsmenge  zu  beseitigen,  könne 
man  aber  doch  nicht  dadurch  lösen  wollen,  dass  man  zunächst  Wasser  in 
Form  von  Condensationswasser  den  zu  entwässernden  Stoffen  zuführe.  Dess- 
halb  arbeite  der  Delacroix' sehe  Apparat  mit  absolut  trockenem  Dampf 
und  entziehe  in  Folge  dessen  in  überraschenderweise  den  ihm  übergebenen 
Stoffen  das  Constitutionswasser.  Darin  beruhe  auch  die  auffallende  Billig- 
keit des  Betriebes  und  die  Sicherheit,  mit  welcher  der  Apparat  functionire. 
Geradezu  frappirend  sei  es,  wenn  von  einem  mit  Haut  und  Haar  hinein- 
gebrachten unzcrlegten  Pferde  oder  Rinde  nach  acht  Stunden  nur  noch 
ein  kleiner  Haufen  brauner  Fleischreste  und  blendendweisser  Knochen  übrig 
geblieben  sei. 

Reehtsrath  Kutzer  (München)  theilt  mit,  dass  die  Stadt  München, 
welche  zur  Zeit  eine  thennische  Vernichtungsanstalt  für  Tliiercadaver  er- 
richte, nach  reiflicher  Ueberlegung  aller  Umstände  auf  Grund  verschiedener 
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»ach verständiger  Gutachten  den  Podewils' sehen  Apparat  für  diese  Anstalt 
aiijofenommen  habe.  Auch  über  den  KafiUdesinfector  habe  man  Gutachten 
eingezogen,  in  welchen  in  Betreff  der  Nachtheile  desselben  gegenüber  dem 
Pode wils'schen  Apparat  gesagt  werde,  dass  im  KafiUdesinfector  die 
Fleischmasse  sich  beim  Kochen  fest  zusammensetze,  dass  der  Dampf  die 
Masse  nicht  vollkommen  durchströme,  —  dass,  wenn  nicht  auf  Leim- 
ifewinnung  gearbeitet  werde,  beim  Po dewils' sehen  Apparat  die  I^eimbrühe 
wieder  ohne  Ausdunstung  zum  Sieden  zurückgeführt  werde,  während  der 
KafiUdesinfector  diese  äusserst  übelriechende  Flüssigkeit  in  die  Canäle  oder 
andere  Abflüsse  entleeren  müsse,  —  und  dass  beim  KafiUdesinfector  die 
verarbeitete  Masse  nach  der  Kochung  aus  dem  Siedeapparate  heraus- 
genommen, auf  Darren  gebracht,  getrocknet  und  sodann  wieder  vom  Darr- 
ofen auf  die  Mahlmühle  gebracht  und  erst  gemahlen  vrerden  müsse,  was 
Alles  beim  Podewils' sehen  Apparat  wegfalle.  Weit  entfernt,  den  KafiU- 
desinfector als  nicht  geeignet  zu  bezeichnen,  habe  er  sich  nur  für  verpflichtet 
gehalten ,  mitzutheilen ,  dass  gerade  darin ,  dass  beim  P  o  d  e  w  i  ]  s '  sehen 
Apparat  die  ganze  Bearbeitung  so  geschehe,  dass  nicht  ein  Theil  des  Ver- 
arbeiteten wieder  aus  dem  Ofen  herausgenommen  und  der  Luft  ausgesetzt 
werde,  sondern  dass  die  ganze  Verarbeitung  erst  mit  dem  Augenblicke 
als  einheitlicher  Vorgang  endige,  in  welchem  man  das  trockene  Pulver 
dem  Apparate  entnehme  —  die  Gemeinde  München  einen  besonderen  Vor- 
zug erblickt  und  sich  desshalb  für  den  Podewils' sehen  Apparat  ent- 
schieden habe. 

Nachdem  Bürgermeister  Hofrath  Dr.  Steidle  erklärt  hatte,  dass 

er  zwar  den  aufgestellten  Thesen  des  Herrn  Referenten  inhaltlich  beistimme, 
aber  aus  juristischen  Gründen  Bedenken  trage,  dass  sie  zur  Abstimmung 
gestellt  werden  und  dies  an  einzelnen  Beispielen  nachgewiesen  hatte,  bringt 

Vorsitzender  Baarath  Stfibbon  Namens  des  Bureaus  und  in  lieber - 
einstimmung  mit  dem  Herrn  Referenten  den  Antrag  ein,  die  Versammlung 
▼olle  unter  Absehung  von  einer  Abstimmung  über  die  von  dem  Herrn 
Referenten  aufgestellten  Thesen  folgende  Resolution  annehmen: 

1.  Es  ist  wünschenswerth,  dass  die  Concession  für  »ricli- 
tung  einer  Abdeckerei  in  Zukunft  von  der  Ausstattung 
derselben  mit  Apparaten  abhängig  gemacht  werde,  welche 
die  bisherigen  Benachtheiligungen,  Belästigungen  und 
Gefahren  des  Abdeckereisysteras  verhüten. 

2.  Behufs  Fernhaltung  von  gesundheitsschädlichem  und  ver- 
dorbenem Fleisch  von  den  Speisemärkten  und  behufs 
Förderung  der  unschädlichen  Verwerthung  alles  übrigen 
Fleisches  ist  die  allgemeine  obligatorische  Viehver- 
sicherung dringend  zu  empfehlen. 

Bei  der  nun  folgenden  Abstimmung  wird  diese  Resolution  ange- 
nommen. 


VicrteUahnachiift  f&r  Oetnndheitiipflege,  1894.  10 
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Vorsitzender  Baurath  Stfibbeii:  „Meine  Herren!  Wir  sind  aiu 
Ende  unserer  Tagesordnung  angelangt,  und  ich  könnte  die  achtzehnte  Ver- 
sammlung des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  schliessen. 
Aber  bevor  ich  das  thue,  habe  ich  die  Verpflichtung,  einige  Dankesworte  zu 
richten  an  die  Herren  Referenten,  welche  uns  in  den  drei  Tagen  so  lehr- 
reiche Stoffe  vorgetragen  und  dadurch  im  Sinne  der  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege so  vortrefflich  gewirkt  haben.  Alle  Hen'cn:  Herr  Oberbürgermeister 
Adickes,  Herr  Oberbaurath  Baumeister,  Herr  Prof.  Dr.  Lehmann,  Herr 
Privatdocent  Dr.  Ludwig  Pfeiffer,  Herr  Stadtrath  Fritz  Kalle,  Herr 
Wasserwerksdirector  Kümmel  und  Hen*  Oberregierungsrath  Dr.  Lydtin 
mögen  unseres  herzlichsten  Dankes  versichert  sein. 

„Dann,  meine  Herren,  möchte  ich  auch  noch  einige  Dankes worte  richten 
an  die  königliche  Regierung  von  Unterfranken  und  an  die  Universität,  die 
uns  mit  solchem  Entgegenkommen,  mit  solcher  Unterstützung  in  unseren 
Verhandlungen  behülflich  gewesen  sind.  Aber  die  gröeste  Arbeit  hat  doch 
der  Ortsausschuss  gehabt.  Er  hatte  die  Sache  vorzubereiten  und  hat  sie 
durchgeführt.  Insbesondere  haben  wir  uns  dankend  zu  erinnern  an  die 
fortwährende  lebhafte  Thätigkeit  des  Herrn  Hofrath  Steidle,  des  Herrn 
Professor  Lehmann,  des  Herrn  Bezirksarzt  Dr.  Röder,  des  Herrn  Rechts- 
rath  Binder,  des  Herrn  Brauereidirectors  Bock,  des  Herrn  Burgerspital- 
rentbefimten  Quaglia,  der  gestern  für  das  schöne  Morgenfest  im  Heiligen- 
geistspital in  besonderer  Weise  thätig  gewesen  ist.  Zwei  der  genannten 
Herren,  die  Herren  Professor  Lehmann  und  Dr.  Röder,  haben  auch  die 
Redaction  der  trefflii^hen  P'estschrift  übernommen  und  haben  mit  noch 
mehreren  anderen  Verfassern  dieses  schöne  Werk  geschaffen,  das  uns  noch 
zu  Hause  dauernd  an  diese  Stadt  erinnern  und  uns  eine  Fundgrube  für 
vieles  Wissenswerthe  sein  wird.  Und  last  not  least,  meine  Herren,  die 
Stadt  Würzburg!  Es  ist  schon  Manches  darüber  gesprochen  worden, 
aber  dies  Thema  kann  man  nicht  erschöpfen!  Es  wird  uns  dauernd  in  der 
Erinnerung  bleiben,  welches  liebenswürdige  Entgegenkommen  und  welche 
Gastfreundschaft  in  diesen  Mauern  uns  zu  Theil  geworden  ist.  An  der 
Spitze  stand  immer  der  Herr  Bürgermeister,  der  zudem  sämmtliche  Ver- 
handlungen hier  mit  lebhafter  Betheiligung  unterstützt  hat.  Sagen  wir  dess- 
halb  der  Stadt  Würzburg  und  ihrem  Bürgermeister  einen  besonderen  Dank. 

„Meine  verehrten  Herren,  ich  möchte  Sie  in  diesem  Sinne  bitten,  die 
achtzehnte  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege, die  zum  Wohle  des  Vaterlandes  ausschlagen  möge,  zu  schliessen  mit 
dem  Rufe:  Die  Stadt  Würzburg,  sie  möge  blühen,  wachsen  und  gedeihen!" 
(Die  Anwesenden  stimmen  unter  lebhaftem  Beifall  in  das  dreimalige  Hoch  ein.) 

Nachdem  Oberbürgermeister  Fuss  (Kiel)  dem  Vorsitzenden  für  die 
vortreffliche  Leitung  der  Vorhandlungen  den  Dank  des  Vereins  ausgesprochen 
hat,  schliesst  der  Vorsitzende  die  Versammlung  mit  einem  dreifachen  Hoch 
auf  das  zukünftige  Blühen  und  Gedeihen  des  Deutschen  Vereins  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege. 

Schluss  der  Sitzung  1  Uhr. 
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Phof.  Franz  Ritter  v.  Gruber  und  Prof.  Dr.  Max  Gruber:  Anhalts- 
punkte für  die  Verfassung  neuer  Bauordnungen  in 
allen  die  Qesundheitspflege  betreffldnden  Beziehungen. 

Wien,  Holder,  1893.    148  Sehen  mit  8  Tafeln. 

Die  Roeben  in  Wien  bei  Alfred  Holder  im  Druck  erschienene  Schrift 
ist  die  zweite  der  „wissenschaftlichen  Abhandlungen",  welche  aus  dem  neu 
gegründeten   „k.  k.  Obersten  Sanitätsrathe"  der  OefPentlichkeit  übergeben 
wurde.     Entworfen  vom  Hofrath  und  Architekten  Professor  Franz  Ritter 
V.  Gruber,  und  durchgesehen  vom  Professor  der  Hygiene  Dr.  Max  Gruber, 
bildet  sie  einen  Bericht  der  beiden  genannten  Mitglieder  des  k.  k.  Obersten 
Sanitätsrathes  an  diese  österreichische  Obergesundheitsbehörde  und  ist  ein- 
geleitet durch   ein  „Vorwort",  welches  Anlass  und  Ziel  der  Arbeit  in  vor- 
trefflicher Weise  klar  legt.     Muss  auch  das  dichte,  hohe  Bauwesen  in  den 
inneren  Theilen  grosser  Städte  wegen  der  auf  Grund  dieser  intensiven  Aus- 
nutzung entstandenen  hohen  Bodenwerthe  geduldet  werden,  so  liegt  doch 
kein  Gnind  vor,  die  üebertragung  der  Bau-  und  Wohndichtigkeit  von  der 
Innenstadt  auf  die  Aussenbezirke ,  von  grossen   Städten   auf  kleine,  kraft 
obrigkeitlicher   Bauordnungen,    die   ihre    Kxistenz    nur  jenen   engbebauten 
Stadttheilen  veManken,  fortgesetzt  zuzulassen.     In   den  kleineren  Städten 
müssen  die  noch  leidlich  guten  Verhältnisse  durch  eine  rationelle  Bauordnung 
erhalten,   in    der  Umgebung    wachsender  Städte  bei   den    Neubauten  jene 
Fehler  vermieden  werden,  welche  innerhalb  der  alten  Stadttheile  theils  in 
Folge  hygienischer   Unkenntniss,    theils    in   Folge    raschen    Bevölkerungs- 
zawachses  sich  gebildet  haben.   Nicht  die  grossen  Städte  sollen  den  kleinen 
zum  Vorbilde  dienen,  sondern  umgekehrt  sollen  die  grossen  Orte  wenigstens 
in  ihren  Aussentheilen  jene  Weiträumigkeit  des   Bauens   und  Wohnens  zu 
erreichen  suchen,  deren  kleinere  Orte  sich  erfreuen.     Je  mehr  die  sanitären 
Anforderungen  erfüllt  werden,  desto  weniger  bedarf  es  einschneidender  bau- 
end feuerpolizeilicher   Vorschriften.      Letztere   sind   am   strengsten   durch- 
znfahren  in  den  gesundheitlich  am  wenigsten  befriedigenden  Miethcasernen. 
Das  Gruber^sche  Werk  giebt  desshalb  nur  „Anhaltspunkte",  nicht  all- 
^'emein  gültige  Regeln;  denn  die  Bauordnung  jeder  Stadt  ist  individuell  zu 
Wandeln.    Ihr  Ziel  ist,  ein  gutes  Neubauwesen  und  die  Verbesserung  alter 
anstände ;  keinesfalls  darf  durch  neue  Baugesetze  eine  Verschlechterung  der 
"Stehenden   Verhältnisse    herbeigeführt    werden.      Das   Werk   besteht   aus 
sechzehn  Abschnitten,  von  welchen  der  erste  sich  auf  den  „Stadtregulirungs- 
'»nd  Erweiterungsplan"    bezieht.      Der  Verfasser  bespricht    kurz   und   zu- 
treffend die  Ziele  und  Hauptpunkte  des  Erweiterungsplanes   und  empfiehlt 
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mit  Recht,  demselben  von  vornherein  den  Gedanken  der  Zoueneintheiluug 
—  dichte,  minder  dichte,  offene,  gewerbliche  Bebauung  u.  s.  w.  —  zu  Grunde 
zu  legen  und  demgemilss  verschiedenartig  auszubilden.  Auch  die  Fragen 
der  Enteignung  und  Umlegung  werden  in  einem,  mit  den  entsprechenden 
Bestrebungen  im  Deutschen  Reiche  übereinstimmenden  Sinne  besprochen. 
Die  im  zweiten  Abschnitte  enthaltenen  gesundheitlichen  Vorschriften  für  die 
räumliche  Gestaltung  der  Wohngebäude  und  deren  Beziehung  zur  Umgebung 
sind  verschieden  nach  den  Hauptgruppen  der  Haustheüe,  welche  etwa  als 
Wohnräume,  Nebenräume,  Verkehrsräume,  Vorrathsräume  und  Aborte  be- 
zeichnet werden  können.  Die  Anforderungen  an  die  Erhellung  dieser  Raum- 
gruppen, die  Verhältnisse  zwischen  Haushöhe,  Strassenbreite ,  Hofraum, 
Geschosszahl  und  Bauweise  werden  für  geschlossene  und  offene  Bebauung 
ausführlich  besprochen ;  ebenso  die  Unterbringung  der  verschiedenen  Räume 
in  Keller-  und  Dachgeschossen,  die  Einrichtung  von  Stallungen  und  Werk- 
stätten, die  Zugänglichkeit  und  Einfriedigung  des  Grundstückes.  Der  dritt« 
Abschnitt  behandelt  in  Kürze  die  Bauconstructionen  der  W^ohngebäude  in 
sanitärer  Hinsicht,  der  vierte  Abschnitt  ist  dem  Heiz-  und  Lüfbungswesen, 
der  fünfte  Abschnitt  dem  Wasserversorgungswesen  gewidmet.  Besonders 
eingehend  verbreitet  der  Verfasser  sich  im  folgenden  Abschnitt  über  die 
in  gesundheitlicher  Beziehung  so  wichtigen  ^Anlagen  zur  Ansammlung  und 
Entfernung  der  häuslichen  Abfallstoffe  aller  Ai*t,  des  Niederschlags-  und 
Grundwassers".  Sickergruben,  Senkgruben,  Tonnen,  Hauscanalisations- 
nnlagen  mit  Zubehör,  Wasserciosets,  Streuclosets ,  Pissoire,  Abfallbehälter, 
Düngerstätten  und  Abfuhrwagen  werden  mustergültig  beleuchtet.  Vier  kurze 
Abschnitte  handeln  dann  von  den  Gas-  und  Elektricitätsleitungen,  den  Blitz- 
ableitern und  liebewerken.  Es  folgt  der  wichtige  und  vortrefflich  zusam- 
mengestellte Abschnitt  über  „Industriebauten",  in  welchem  zunächst  die  für 
alle  Industriebauten  gemeinsamen  Bestimmungen  über  Isolirräume,  Be- 
triebsgebäude, Arbeitsräume,  maschinelle  Einnchtungen ,  Verkehrsanlagen, 
Oeffnungsumwährungen ,  Brandmauern  und  sonstige  Sicherungen,  dann  die 
besonderen  Bestimmungen  für  gewisse  Industriebauten  und  für  Wohnungen 
bei  denselben  erörtert  werden.  Verhältnissmässig  kurz  aber  sachgemäss  sind 
die  Darlegungen  im  zwölften  Abschnitt  über  Theater,  grosse  Versammlungs- 
räume, Gast-  und  Schankwirthschaften,  sowie  öffentliche  Bedürfnissanstalten. 
Auf  Kirchen,  Schulen,  Spitäler,  Casernen,  Gefängnisse,  Bäder,  Bahnhöfe, 
Markthallen  und  Schlachthäuser  ist  der  Verfasser  nicht  näher  eingegangen, 
da  diese  Anlagen,  wie  er  sagt,  einerseits  der  privaten  Bauthätigkeit  mehr 
oder  weniger  entzogen  sind,  andererseits  aber  deren  Einrichtung  durch 
besondere  Vorschriften  zu  regeln  ist,  welche  über  den  Rahmen  einer  ört- 
lichen Bauordnung  hinausgehen.  Der  dreizehnte  Abschnitt  handelt  von  den 
Bestimmungen,  welche  die  Bewilligung  und  Durchführung  eines  Baues,  so- 
wie die  Benutzungsbewilligung  betreffen.  Es  sind  zum  Theil  formale  Be- 
stimmungen, zum  Theil  Sicherheits Vorkehrungen  zu  Gunsten  der  Strasse, 
der  Nachbaren,  der  zukünftigen  Bewohner  und  des  Baues  selbst,  femer 
Bestimmungen  über  die  polizeiliche  Ueberwachung  und  die  Verantwortlich- 
keit. Die  letzten  drei  Abschnitte  betreffen  die  Unterhaltung,  Benutzung 
und  Niederlegung  von  Altbauten,  die  Anwendung  neuer  Bestimmungen  auf 
bestehende  Gebäude  und   die  Organisation  der  Baupolizeibehörden  in  sani- 
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tärer  Hinsicht.     Dem  Werke  sind  schliesslich  ein  Literaturverzeichniss  und 
acht  Zeichnungstafeln  beigegehen. 

Reich  an  Inhalt  und  vortreft'lich  durchgearbeitet  steht  die  Grube r' sehe 
Schrift  auf  der  Höhe  der  gegenwärtigen  bauhygienischen  Bestrebungen  und 
ist  nicht  bloss  für  Oesterreich- Ungarn,  sondern  auch  für  Deutschland  eine 
Fundgrube  wissenschaftlicher  Wahrheiten  und  praktisch  zutreffender  Rath- 
schläge.  Bei  der  Reformbewegung,  welche  auf  dem  Gebiete  des  Baupolizei- 
wesens allerwärts  bemerkbar  ist,  werden  die  Grub  er' sehen  „Anhaltspunkte 
für  die  Verfassung  neuer  Bauordnungen"   von  segensreichem  Einflüsse  sein. 

J.  Stubben  (Köln). 


K.  J.  Petri:  Der  Oliolerakurs  im  Kaiserliclieii  Gesundlieits- 

amte.  Voi-träge  und  bacteriologisches  Practicum.  Berlin,  Richard 
Schoetz,  1893.  259  S.  mit  zwei  in  den  Text  gedruckten  Abbildungen 
und  vier  Mikrophotogrammen. 

Das  erst  kürzlich  erschienene  Werk,  welches  alles  für  die  Bekämpfung 
der  Cholera  Wissenswerthe  enthält,  zerfallt  in  zwei  grosse  Abschnitte,  in 
den  bacteriologischen  und  den  epidemiologischen  Theil.  Der  bacteriologische 
Theil  ist  in  zwölf  Vorträge  abgetheilt,  welche  in  systematischem  Aufbau 
<üeziim  bacteriologischen  Nachweis  des  Gholeravibrio  erforderlichen  Methoden 
und  nothwendige  Technik  enthalten.  So  wird  das  bekannte  morphologische 
und  biologische  Verhalten  der  Choleravibrionen,  wie  das  mikroskopische 
Bild  der  einzelnen  Vibrionen  aus  Dejectionen  und  aus  Reinculturen ,  das 
charakteristische  Aussehen  der  Colonieen,  das  Wachsthum  auf  Gelatine-  und 
Agarplatten  und  in  Gelatinestichculturen ,  die  Cholerarothreaction ,  die  Er- 
scheinungen bei  Thierversuchen  mit  Choleravibrionen  und  endlich  das 
Ansetzen  von  Vorculturen  in  Peptonlösung  ausführlich  beschrieben.  Bei 
letzterem  ziemlich  wichtigen,  ursprünglich  von  Grub  er  und  Schottelius 
angegebenen  Verfahren  der  Anzüchtung  in  1  Proc.  Peptonlösung  bei  37° 
fehlt  jedoch  die  Angabe,  dass  die  Reaction  der  Lösung  unbedingt  alkalisch 
sein  muss,  und  dass  man  mit  der  Auswahl  des  Peptons  ziemlich  vorsichtig 
sein  soll. 

Mit  Sorgfalt  und  Genauigkeit  sind  dagegen  die  diiferentialdiagnostischen 
Jiomente  und  Merkmale  der  choleraähnlichen  Vibrionen,  des  Vibrio  Metsch- 
*^*ovi,  des  Kommabacillus  von  Finkler-Prior,  des  Vibrio  von  Miller, 
der  Räsespirillen  Denecke*s  und  des  Wasserbacillus  aus  Blankenese  an- 
geführt. Die  letzten  Abschnitte  des  bacteriologischen  Theiles  enthalten 
^och  einige  Worte  über  Desinfection ,  deren  Wirkung  an  eigens  hierzu  an- 
gelegten Gelatineplatten  veranschaulicht  und  demonstrirt  wird.  Zum  Schlüsse 
^rd  noch  ein  reichlich  ausgestatteter,  von  der  Firma  Dr.  Robert  Müncke, 
Berlin,  Louisenstrasse  58,  für  den  Preis  von  200  IVIk.  zu  beziehender  Cholera- 
**8ten  empfohlen,  mit  dessen  Inventar  man  bequem  alle  einschlägigen  Unter- 
suchungen vornehmen  kann. 
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Der  epidemiologische  Theil  giebt  einen  umfassenden  Ueberblick  über 
die  Aetiologie  der  Cholera,  über  Naturgeschichte  und  Biologie  des  Cholera- 
vibrio.  Besonders  interessant  sind  die  historischen  Angaben  über  die  Wan- 
derungen der  Cholera  und  Ausbreitung  der  Cholerapandemieen  selbst.  Auch 
die  Verbreitungsweise  und  die  Bedeutung  der  verschiedenen  Verkehrsarten 
für  die  Verbreitung  der  Cholera  und  den  Verlauf  der  Epidemieen  in  den 
einzelnen  Ortschaften,  ferner  die  wichtigsten  Momente,  welche  letzteren 
beeinflussen ,  werden  eingehend  berücksichtigt.  Die  hierbei  gesammelten 
reichen  Erfahrungen  werden  zur  Bekämpfung  der  Seuche  sowohl  für  den 
Einzelnen  als  auch  für  die  Gemeinwesen  verwerthet,  und  es  werden  ein- 
gehend die  allgemeinen  hygienischen  und  sanitätspolizeilichen  sowie  inter- 
nationalen Maassregeln  gegen  die  Cholera  besprochen. 

Ein  Anhang  des  Werkes  enthält  noch  eine  Zusammenstellung  der  jedem 
Arzte  wissenswerthen,  über  die  Cholera  in  Geltung  befindlichen  gesetzliehen 
und  polizeilichen  Vorschriften,  Belehrungen,  Anweisungen  u.  s.  w. 

Dr.  Glas  (München). 


Dr.  Ernst  Barth:  Die  Gliolera  mit  Berüoksiolitigung  der 
speciellen  Pathologie  und  Therapie;  nebst  einem  Anhange, 

enthaltend  die  auf  die  Cholera  bezügliche  Gesetzgebung  und  sanitäts- 
polizeilichen Vorschriften  für  Aerzte  und  Beamte.  Breslau,  Preuss 
&  Jünger,  1893.     253  S. 

Durch  seine  Commandirung  zur  ärztlichen  Hülfeleistung  in  einem  Ham- 
burger Krankenhause  während  des  Herbstes  1892  genoss  Stabsarzt  Dr. 
E.  Barth  den  Vorzug,  eine  grosse,  schwere  Choleraepidemie  aus  eigener 
Anschauung  kennen  zu  lernen.  Er  sah  sich  dadurch  in  den  Stand  gesetzt, 
nach  dem  Maassstabe  eigener  Erfahrung  fremdes  Material,  das  im  Anschlnss 
an  die  Hamburger  Vorfalle  in  überreichem  Maasse  zur  Veröffentlichung 
gelangte,  auf  Hauptsächliches  und  Nebensächliches  zu  sichten.  So  geht  er 
in  seiner  Schrift  auf  die  Geschichte  der  Cholera,  auf  ihre  MoHalität  und 
Morbidität  ein  und  beschäftigt  sich  in  drei  umfangreicheren  Abschnitten 
mit  der  Epidemiologie,  der  Aetiologie  und  der  Uebertragung  der  Krankheit. 
Seine  eigene  Stellung  erörtert  er  in  dem  Capitel  „Kritik  der  verschiedenen 
Choleratheorieen",  in  welchem  er  einer  Versöhnung  der  contagionistischen 
und  localistischen  Anschauungen  das  Wort  zu  reden  geneigt  ist,  der  An- 
steckungs-  (Uebertragungs-)  Theorie  jedoch  den  Vorzug  zuerkennt,  eine  be- 
friedigendere Lösung  der  Cholerafrage  zu  erhalten.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  wird  denn  auch  im  Wesentlichen  die  Prophylaxe  erörtert. 

Im  Anhange  wird  der  Leser  die  amtlichen  Rathschläge  und  Dienst- 
anweisungen (acht  Anlagen)  vereinigt  finden,  welche  die  deutsche  Reichs- 
regierung zwecks  der  Abwehr  zu  den  ihrigen  machte  und  dem  Reichstage 
im  December  1892  vorlegte.  Wem  ich  (Berlin). 
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Dr.  J.  Born  träger,  Kreisphysicus ,  Marine -Stabsarzt  a.  D.:  Desinfec- 

tion  oder  Verhütung  und  Vertreibung  ansteckender 

Krankheiten.  Für  Aerzte,  Verwaltungsbeamte  und  Gebildete 
jeden  Berufs.  Leipzig,  H.  Härtung  &  Sohn  (G.  M.  Hertzog),  1893. 
164  S. 

Auch  die  anregend  und  im  vornehmeren  Sinne  populär  gehaltene 
Schrift  Bornträger's  ist  in  ihren  Hauptwurzeln  entsprossen  jenen  An- 
regungen, welche  das  yerflossene  Cholerajahr  dem  praktisch  thätigen  Medi- 
cinalbeamten  reichlich  darzubieten  hatte.  Wenngleich  der  Verfasser  das 
bleibende  und  allgemeinere  Bedürfniss  überall  im  Vordergrunde  zu  halten 
weiss,  spricht  er  über  die  Desiufection  und  das  Desinfectionsbedürfniss  über 
die  Häupter  der  Fachgenossen  hinaus  zu  einem  Leserkreise,  dem  er  einen 
klaren  Blick,  eine  Befreiung  von  der  Seuchenpanik  sichern  möchte,  den  er 
über  die  Verwirrung  und  die  Wortspiel erei ,  wie  sie  gewöhnlich  da  auftritt, 
wo  der  Begriff  „Desiufection^  im  Publicum  und  in  der  Presse  erörtert  wird, 
erheben  möchte. 

Zu  diesem  Behufe  schickt  er  dem  Kemabschnitt  IV,  „Desiufection", 
drei  andere  Capitel  vorauf,  welche  sich  beschäftigen  mit  der  „Verhütung 
der  Einschleppung  pathogener  Bacterien",  der  „Verhütung  der  Verbreitung 
pathogener  Bacterien"  und  der  „Verhütung  ihrer  Ansiedlung^.  Eine  be- 
sonders kräftige  Ausdrucksweise  findet  Verfasser  in  den  Theilen  des  IV.  Ab- 
schnittes „Ausartungen  der  Desiufection",  und  „Die  unsicheren  Desinfections- 
mittel''  am  Platze  (und  Referent  mit  ihm).  Diese  Theile  sind  demnach  im 
Wesenthchen  kritisch  ausgefallen.  Für  die  praktischen  Fragen  der  Ver- 
waltung und  Sanitätspolizei  ist  ein  Abschnitt  „Kosten"  (S.  156  bis  159), 
für  Aerzte  ein  darauf  unmittelbar  folgendes  Capitel  von  Interesse. 

Wernich  (Berlin). 


Stabsarzt  Prof.  Dr.  Behring:  Die  Qesoliiclite  der  Diplitlierie. 

Mit    besonderer    Berücksichtigung    der   Immunitätslehre.      Leipzig, 
Thieme,  1893.    208  S. 

Für  die  im  dritten  bis  fünften  Lebensjahre  stehenden  Kinder  —  ihre 
Sterblichkeit  beläuft  sich  auf  circa  240  pro  Mille  —  kommt  der  tödtliche 
-^ösgang  zu  einem  Drittel  aller  Fälle,  jedenfalls  zu  über  70  vom  Tausend 
^OQ  Biphtherieerkrankungen  her;  auch  vom  fünften  bis  zehnten  Lebenjahre 
herrscht  noch  die  Diphtherie  als  Todesursache  vor.  Behring  unternimmt 
*^vch  seine  Monographie  den  Beweis  zu  liefern,  dass  „wir  nicht  rathlos  und 
^ttellos  der  Diphtherie  gegenüberstehen,  sowohl  was  ihre  Heilung  betrifft 
^le  ihre  Verhütung".  „Die  Diphtherie  ist  eine  vermeidbare  Krank- 
»^eit"  Nachdem  wir  in  dem  Blutserum  diphtherie-immunisirter  Thiere  ein 
^ttel  besitzen,  mit  Hülfe  dessen  wir  im  Stande  sind,  noch  viel  einfacher, 
8wherer  und  in  weniger  bedenkenerregender  Weise  einen  individuellen 
l^rankheitsBchatz  gegenüber  der  Diphtherie  den  Kindern  zu  gewähren,  als 
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dies  für  die  Pocken  der  Fall  ist,  haben  wir  viel  mehr  Recht  zu  dem  obigen 
Ausspruch,  als  seiner  Zeit  Bretouneuu.  Von  diesem  Kliniker  nehmen 
die  historisch  -  kritischen  Untersuchungen,  welche  Verfasser  auf  der  Grund- 
lage eines  ungemein  reichhaltigen  literarischen  Materials  Teranstaltet,  ihren 
Ausgangspunkt.  Begreiflicher  Weise  bilden  die  wissenschaftlichen  Voraus- 
setzungen der  Blutserumtherapie  einen  Mittel-  und  Wendepunkt  der  Beh- 
ring'sehen  Ausführungen,  die  Methoden  der  Diphtherie  -  Immunisirung, 
die  Bedingungen,  unter  denen  der  Immunisirungsvorgang  sich  vollzieht,  das 
Diphtherieheilserum  und  seine  Eigenschafben  den  Original-  und  Haupttheil 
der  Arbeit,  deren  Studium  jedem  Ilygieniker  und  Prophylaktiker  aufs  Drin- 
gendste empfohlen  werden  muss.  Wernich  (Berlin). 


Diphtlierie.  Zur  Aufklärung  und  Beruhigung  für  Laien,  von  einem 
älteren  praktischen  Arzte.  Volks  wohl -Schriften,  herausgegeben  von 
Dr.  Victor  Böhmert  in  Dresden,  Heft  13.  Leipzig,  Duncker  und 
Humblot,  1893.     35  S. 

„Leider  finden",  so  jammert  der  anonyme  Verfasser  des  auf  dem  Titel 
als  unentbehrlich  für  Mütter  und  Krankenpfleger  bezeichneten  Schrifbchens, 
„die  Erfahrungen  eines  einfachen  und  praktischen  Arztes,  zumal  wenn  er 
der  älteren  Schule  angehört,  nur  selten  in  ärztlichen  Kreisen  Beachtung, 
während  man  den  medicinischen  Autoritäten  gern  jedes  Wort  ablauscht  und 
namentlich  Medicamente,  welche  von  solchen  entdeckt  und  empfohlen  wer- 
den, ohne  Weiteres  zu  versuchen  pflegt."  Es  mag  Sache  klinischer  und 
therapeutischer  Fachkreise  bleiben,  die  sehr  complicirte  Behandlungsweise 
des  Verfassers  gegen  die  „Medicamente  der  Autoritäten"  abzuwägen.  Von 
seinen  Vorbeugungsmaassregeln  gilt  leider,  daas  das  Brauchbare  nicht  neu 
und  das  Neue  nicht  brauchbar  ist ;  so  wenn  er  einerseits  Abhärtung,  Uebung 
der  Kinder  in  der  Rachenbesichtigung  und  im  Gurgeln,  auch  fleissige  Ilals- 
inspection  und  frühes  Zuziehen  des  Arztes,  andererseits  aber  anräth:  „^ritt 
Diphtherie  epidemisch  an  einem  Orte  oder  in  einer  Gegend  auf,  so  ist  und 
bleibt  das  einzig  richtige  Schutzmittel,  so  rasch,  so  weit  und  so  lange  als 
irgend  möglich  weg  zu  ziehen I"  Wernich  (Berlin). 


Dr.  med.  H.  Löhlein,  ordentl.  Professor  der  Geburtshülfe  und  Gynä- 
kologie an  der  Universität  Giessen:  Die  VerllÜtung  deS  Elnd- 
bettflebers.  Zweiter  Abdruck  aus  den  gynäkologischen  Tages- 
fragen.   Wiesbaden,  J.  F.  Bergmann,  1893.     35  S. 

Ausgehend  von  der  bedeutsamen  Thatsache,  dass  für  die  Entbindungs- 
anstalten das  Kindbettfieber  seine  unheimliche  Maclit  ein-  für  allemal  ver- 
loren hat,  möchte  Verfasser  die  Gi*undsätze,  an  deren  Hand  dieses  Ergebni^s 
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für  die  dem  klinischen  Unterricht  dienenden  Institute  erreicht  wurde,  auch 
für  die  Wochenstuben  im  Schloss  wie  in  der  Hütte  gemeingültig  machen 
und  durch  seine  Ausführungen  dazu  beitragen ,  dass  hier  die  Wochensterb- 
lichkeit entsprechend  geändert  werde. 

So  erörtert  er  hinter  einem  ausgezeichnet  übersichtlich  disponirten  Ab- 
schnitt A.  „Anstalten",  unter  B.  „die  Hauspraxis",  und  geht  auf  die  Zeit 
zurück,  in  welcher  er  mit  Bohr  1877  der  Berliner  Puerperalfieber -Com- 
mission  angehörte.  „Die  Erhebungen  über  den  Puerperal fiebertod 
▼erden  aus  naheliegenden  und  oft  wiederholten  Gründen  eine  vollkom- 
mene Zuverlässigkeit  in  absehbarer  Zeit  nicht  erlangen.  Es  ergeht  nun 
zunächst  eine  Warnung  an  die  Aerzte:  niemals  aus  irgend  einer 
äusseren  Ursache  von  den  bewährten  Grundsätzen  der  Schule  abzu- 
weichen und  ohne  klare  und  Jedem  gegenüber  zu  vertretende  Indicatiou 
operativ  einzugreifen,  und  demnächst  eine  zusammenfassende  Mahnung  an 
diejenigen  Stellen,  welche  auf  die  Förderung  der  Hebammenreform  ein- 
zuwirken berufen  sind.  Da  gerade  dieser  letztere  Theil  der  Erörterung  viel 
Frisches  und  Ursprüngliches  enthält,  könnte  er  durch  ein  rein  sachliches 
Referat  nur  abgeschwächt  werden,  so  dass  ein  empfehlender  Hinweis  an 
dieser  Stelle  dem  Zweck  der  Schrift  besser  die  Wege  ebenen  dürfte. 

Wer n ich  (Berlin). 


Dr.  Alexander  Lustig,  ordentl.  Professor  der  allgem.  Pathologie  an 
der  königl.  Universität  zu  Florenz :  Diagnostik  der  Baoterien 
des  Wassers.  Zweite  sehr  vermehrte  Auflage.  Ins  Deutsche 
übersetzt  von  Dr.  med.  11.  Teuscher  in  Jena,  mit  einem  Vorwort 
von  Dr.  P.  Baumgarten,  Professor  der  pathol.  Anatomie  an  der 
Universität  Tübingen.  Jena  und  Turin,  G.  Fischer,  Rosenberg 
&  Sellier,  1893.     128  S. 

Seiner  ursprünglichen  Aufgabe,  die  im  Wasser  vorfindlichen  Bacterien 
in  einer  diagnostischen  Sammlung  zu  vereinigen,  hat  Lustig  bereits  vor 
2wei  Jahren  genügt.  Ganz  nach  dem  Verfahren  von  Eisenberg  stellte  er 
die  Beschreibungen  der  bekannteren  Wasserbacterien  tabellarisch  zusam- 
men, so  dass  Name,  Form  und  Anordnung,  Entwickeluugscigenthümlich- 
keiten  (Nährmedien),  Färbung  und  Temperaturoptimum,  auch  noch  sonstige 
Besonderheiten  und  Charakteristiken  der  beschriebenen  Mikroben  auf  diesen 
^&feln  gleich  mit  einem  Blick  zu  übersehen  waren. 

Aas  der  damaligen  italienischen  Ausgabe  ist  die  Anleitung  zu  bacterio- 
logischen  und  mikroskopischen  Untersuchungen  in  der  gegenwärtigen  deut- 
schen Uebersetzung  fortgelassen,  dafür  eine  Bereicherung  derselben  in  der 
"eise  bewirkt  worden,  dass  Verfasser  einige  wichtige,  noch  nicht  bekannte 
Bacterien  und  einige,  die  er  —  wenngleich  sonst  bekannt  —  im  Wasser  neu 
^«ffand,  hinzugefügt  hat. 

Bei  der  Eintheilung  des  Stoffes  erwies  es  sich  als  förderlich,  zu  unter- 
scheiden: die  für  den  Menschen  pathogenen  Bacterien  unter  Hinzunahme 
^*r  nicht  pathogenen  typhoiden  Bacillen ,  dann  die  für  Thiere  pathogenen 
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Bacillen,  welche  im  Wasser  gefunden  sind.  Es  folgen:  nichtpathogeue  Bac- 
terien;  Mikrococcen,  welche  die  Gelatine  verflüssigen;  Bacillen,  welche  die 
Gelatine  nicht  verflüssigen;  Bacillen,  welche  die  Gelatine  verflüssigen; 
Spirillen;  Schizomyceten  von  verschiedener  Entwickelungsform.  (Unter  den 
Spirillen  fehlen  begreiflicher  Weise  noch  die  neu  eutdeckten,  sehr  wichtigen 
Formen  Sp.  Günther,  Dunbar,  Rubener  u.  A.)  Wernich  (Berlin). 


Dr.  E.  Kram  er,  Assistent  am  hygienischen  Institut  zu  Heidelberg:    DiS 

Zusammensetzung  der  Baoterien  in  ihrer  Abhängrig- 

keit  von  dem  Nälirmaterial.     Habilitationsschrift.    Müncheu, 
R.  Oldenbourg,  1892.    47  S. 

Mit  deiner  Arbeit  will  Kramer  den  Beweis  liefern,  dass  von  einer 
typischen  Zusammensetzung  der  Bacterien  in  dem  Sinne,  wie  sie  für  höher 
organisirte  Wesen  bekannt  ist,  nicht  wohl  zu  reden  sei.  Bei  einem  und 
demselben  Bacillus  schwankt  die  Zusammensetzung;  sie  hängt  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  von  der  Zusammensetzung  des  Nährmaterials  ab. 

Auf  die  Methoden  des  Nachweises  für  diese  Auschauung  kann  das 
Referat  nur  insoweit  eingehen,  als  hervorgehoben  zu  werden  verdient,  dass 
die  Verwendung  tadelloser  Reinculturen  und  genügend  reich- 
lichen Materials  als  unbedingte  Vorbedingungen  galten,  dass  als  typische 
Nährlösungen  1  Proc.  Peptonfleischinfusagar ,  5  Proc.  Peptonfleischinfus- 
agar  und  5  Proc.  Traubenzuckerfleischinfuspeptonagar  verwendet,  und  dass 
als  beste  Untersuchungszeiten  die  Höhepunkte  des  Wachsthums  der 
Bacterien  gewählt  wurden. 

Als  Ergebniss  stellte  sich  das  hervorragende  Vermögen  der  Bacterien 
heraus,  sich  dem  Nährmaterial,  auf  welchem  sie  wachsen,  zu  adaptiren, 
namentlich  was  ihren  Eiweissgehalt  betrifft.  Doch  wird  man,  wie  Kramer 
besonders  hervorhebt,  vergleichbare  Schlüsse  aus  Bacterienanalyseu  nur 
ziehen  dürfen,  wenn  als  Cautelen  beobachtet  worden  sind:  gleichmässige 
Aussaat,  Nährboden  von  gleicher  Zusammensetzung,  gleiche  Wachsthums- 
dauer,  gleiche  Wachsthumsformen.  Wernich  (Berlin). 


Dr.  med.  Gustav  Custer,   prakt.  Arzt  in  Zürich:    OrundSätZO    fÖT 

die  Gesundheitspflege  des  Kindes  im  ersten  Lebens- 
jahre (Säuglingsalter).  Zur  Verbreitung  in  Familien,  auch 
durch  Civilstandsamter,  Gesundheitsbehörden,  Frauen  vereinen  etc. 
zusammengestellt.  Vierte,  umgearbeitete  und  vermehrte  Auflage. 
Zürich,  Th.  Schröter,  1893.    24  S. 

Mit  grossem  Vergnügen  habe  ich  diese  kleine  Schrift  gelesen,  die  klar 
und  knapp,  auf  nur  24  Seiten,  schildert,  was  zur  Säuglingspflege  in  Betreff 
der  Ernährung,  der  Wohnung  und  Kinderstube,  der  Kleidung,  Hautpflege, 
Lufkgenuss  und  Körperbewegung,  Zahnung,  Säuglingskrankheiten,  Schut 
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pcickeniiDpfung,  geistige  Entwickelang  und  Erziehung,  Pflege  der  Sinnes- 
organe und  des  Schlafes  den  Müttern  und  Pflegerinnen  zu  wissen  l^oth 
thut,  wobei  auch  die  häufigsten  Fehler  gebührend  hervorgehoben  werden. 
Mit  Inhalt  und  Form  dieser  Belehrungen  kann  ich  mich  nur  vollständig 
einverstanden  erklären  und  auch  für  Deutschland  dem  Wunsche  des  rühm- 
Uchst  bekannten  Verfassers  beitreten,  dass  dies  Büchlein  durch  Vereine 
und  Civilstandsämter  die  weiteste  Verbreitung  finde.  Der  niedrige  Preis 
von  30  Pfennig,  bei  100  Exemplaren  nur  je  20  Pfennig,  begünstigt  solche 
Verbreitung.  Dr.  Fr.  Dornblüth  (Rostock). 


Zweiter  Bericlit  der  vom  ärztliolien  Pezirksverein  Mün- 
oheii  zur  Prüf  img  des  Einflusses  der  Steil-  und  Schräg- 
sohrift  (Sohiefsclirift)  gewählten  Gonmiission.  München, 

Lehmann,  1893.    26  S. 

Der  Bericht  enthält  die  Ergebnisse  der  Untersuchungen  ßruuner^s 
öl>er  die  Stellung  der  Wirbelsäule,  sowie  die  Berichte  von  Seggel  über 
Aogenuntersuchungen  und  Messungsergebnisse  von  Körper-  und  Kopfhal- 
tung, sowie  Entfernung  der  Augen  von  der  Federspitze  bei  Steilschrift 
einer-  und  bei  Schrägschrift  nach  Berlin-Rembold  andererseits. 

Im  Allgemeinen  konnte  die  Commission  die  wesentlichen  Unter- 
suchangsergebnisse  des  Vorjahres  bestätigen,  die  dahin  zusammenzufassen 
sind,  dass 

1.  bei  Schrägschrift  sich  häufiger  und  in  höherem  Grade  schiefe  Körper- 
und  Kopfhaltung  findet,  dass, 

2.  da  besonders  letztere  mit  zunehmendem  Neigungswinkel  eine  An- 
näherung der  Augen  an  die  Schrift,  also  zugleich  Vorwärtsneigung 
des  Kopfes  bedingt,  die  durchschnittliche  Arbeitsdistanz  bei  der 
Schrägschrift  geringer  ist  als  bei  der  Steilschrift,  ein  Moment,  das 
wesentlich  zu  Gunsten  dieser  spricht,  und  dass 

3.  die  durch  ihr  gegenseitiges  Verhalten  besonders  ungünstigen  Körper- 
und  Kopfstellungen  vorwiegend  bei  der  Schrägschrift  angetroffen 
werden. 

Durch  die  diesjährigen  Untersuchungen  wurde  ausserdem  als  Folge 
<ier  längeren  Uebung  und  des  gesteigerten  Interesses  der  Lehrer  eine 
Besserung  der  Schreibhaltung  gegen  das  Vorjahr  sowohl  bei  der  Schräg- 
te bei  der  Steilschrift  festgestellt,  und  zwar  sowohl  in  Bezug  auf  Körper- 
vnd  Kopfhaltung  wie  Entfernung  der  Augen  von  der  Federspitze,  doch 
erreichte  die  Besserung  bei  der  Schrägschrift  noch  nicht  die  bei  der  Steil- 
'«^brifib  im  vorigen  Jahre  erhaltenen  Werthe. 

Die  ursprünglich  durch  das  Anliegen  der  Ellbogen  an  der  Brust  he- 
^Dgte  besBere  Körperhaltung  bei  der  Steilschrift  hält  in  Folge  der  bald 
eintretenden  Ermüdung  nur  kurze  Zeit  vor.  Es  ergiebt  sich  hieraus  die 
^^ende  Forderung  einer  Einschränkung  des  Schreibunterrichts, 
e'Re  Forderung,   die  noch  dringender  erscheint,   wie  eine  Aenderung  der 
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Schreibmethode,  und  zwar  wird  sich  diese  Einschränkung  wesentlich  auf  eine 
Abkürzung  der  Schreibübungen  in  den  unteren  Glassen  zu  erstrecken  haben. 

Wenn  auf  Grund  der  diesjährigen  Versuche  die  Vermuthung  nicht  ganz 
Ton  der  Hand  zu  weisen  ist,  dass  bei  correct  ausgeübter  Schrägschrift  in 
den  höheren  Glassen  die  Unterschiede  gegenüber  der  Steilschrift  noch 
geringer  werden,  so  bleibt  andererseits  der  Steilschrift  der  Vorrang  gewahrt, 
dass  sie  den  Anfängern  der  untersten  Glassen  der  Volksschule,  sowie  kleineren 
und  schwächlicheren  Kindern  überhaupt  eine  bessere  Schreibhaltung 
gewährt,  sofern  sie  nur  kurze  Zeit  schreiben  müssen.  Auch 
konnte  bestätigt  werden,  dass  bei  der  Steilschrift  die  richtige  Lage  des 
Heftes  besser  gewahrt  wird  als  bei  der  Schrägschrift,  besonders  auch  bei 
den  nicht  controlirten  häuslichen  Arbeiten. 

Die  Gommission  beschloss  eine  weitere  Fortsetzung  dieser  Versuche  im 
Jahre  1893.  Roth  (Köslin). 


Untersuchungen   über   den   Einfluss   der   Heftlage   und 
Sohriftriclitung  auf  die  Körperhaltung  der  Schüler. 

Bericht,  erstattet  Ton  einer  Specialcommission  an  die  Stadtschul- 
pilege  in  Zürich.  Mit  drei  Tabellen  und  vier  Tafeln.  Redigirt  von 
Dr.  E.  Ritzmann,  Augenarzt,  Dr.  W.  Schulthess,  Privatdocent, 
H.  Wipf,  Lehrer.  Zürich,  Schulthess,  1893.  Fol.  58  S.  mit  drei 
Tabellen  und  vier  Tafeln. 

Nachdem  die  Stadtschulpilege  in  Zürich  beschlossen,  vergleichende 
Untersuchungen  über  den  EinfluBs  der  Hefblage  und  Schriftrichtuug  auf  die 
Körperhaltung  der  Schüler  in  ihren  Schulen  anzustellen,  wurde  im  Jahre 
1891  in  sieben  Glassen,  die  gleichmässig  auf  die  verschiedenen  Schulstufeii 
und  Schulhäuser  vertheilt  waren,  die  versuchsweise  Einführung  der  auf- 
rechten Schrift  in  die  Wege  geleitet.  Die  zur  Prüfung  der  Frage  ein- 
gesetzte Gommission,  der  eine  grössere  Zahl  von  Aerzten  angehörte,  einigte 
^ich  über  ein  besonderes  Schema,  das  ausser  Notizen  über  Körpergrösse, 
Schulbanknummer,  Zustand  der  Augen,  Difformitäten  und  Gebrechlichkeit 
Angaben  über  Körperhaltung,  und  zwar  unterschieden  in  Bezug  auf  Haltung 
des  Rumpfes,  des  Kopfes,  der  Arme  und  der  Oberschenkel  enthielt,  um  so 
die  Haltung  jedes  einzelnen  Schülers  während  des  Schreibacts  zu  ßxiren. 
Die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Haltungen,  dem  bekleideten  Körper 
entnommen,  mussten  in  Folge  des  fast  gänzlichen  Mangels  an  Maassen  für 
viele  Gesichtspunkte  unvollständig  bleiben.  Nur  die  Distanz  der  Augen 
vom  Hefte  wurde  jedesmal  in  Gentimetern  festgestellt.  Im  Ganzen  wurden 
628  Schüler  untersucht,  und  zwar  250  Steil-  und  378  Schrägschreiber. 

Unter  Uebergehung  der  Einzelheiten  der  Resultate  der  Untersuchur 
lassen  sich  die  wichtigsten  Ergebnisse  und  Schlussfolgerungen  in  folger 
Punkte  zusammenfassen: 

1*    Die  Steilschrift  veranlasst  bei  dem  jetzigen  Schulbankmateria) 
Schüler    in   bedeutend   geringerem   Grade    zu   Seitwär^ 
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und  Drehungen  des  Kopfes  und  Rumpfes  als  die  Schrägschrift^ 
welche  sowohl  hei  Rechtslage  als  hei  schiefer  Mittellage  des  Heftes 
zu  asymmetrischer  Haltung  des  Köi*pers  führt. 

2.  Die  Steilschrift  vermindert  die  Tendenz  der  Schüler  zum  Vomüher- 
heugen  des  Kopfes  gar  nicht,  zum  Vornüberbeugen  des  Rumpfes  in 
kaum  bemerkbarem  Grade,  so  dass  in  Bezug  auf  die  Distanz  der 
Augen  vom  Hefte  bei  der  Steilschrift  sich  kein  günstigeres  Resultat 
zeigt  als  bei  der  Schrägschrift  im  Allgemeinen,  sogar  ein  ungün- 
stigeres als  bei  Schrägschrift  in  gerader  Rechtslage.  Bei  Schräg- 
schrift in  schräger  Mittellage  ist  die  Distanz  etwas  geringer  als  bei 
Steilschrift. 

3.  In  Bezug  auf  aufrechte  Körperhaltung  und  gehörige  Entfernung  der 
Augen  vom  Hefte  übt  die  Disciplin  einen  wesentlichen  Einfluss  aus. 

4.  Unser  Bankmaterial  erschwert  wegen  zu  geringer  Höhe  des  Pultes 
in  hohem  Grade  die  Innehaltung  einer  genügenden  Distanz  der 
Augen  vom  Hefte.  Jede  Schrift  in  Mittellage  des  Heftes,  ganz  be- 
sonders aber  die  Steilschrift,  erfordert  eine  Schulbank  mit  verhält- 
nissmässig  hoch  gestelltem  Pulte. 

5.  Die  Steilschrift  kann  nur  bei  gerader  Medianlage  des  Heftes  ge- 
schrieben werden;  bei  Schrägschrift  dagegen  kann  die  Ileftlage  eine 
sehr  verschiedene  sein. 

6.  Ein  einheitliches  System  der  Schreibdisciplin  in  Bezug  auf  Heftlage,. 
Schrift richtung,  Schriftgrösse  und  Liniatur  ist  dringend  wünschens- 
werth. 

7.  Angesichts  der  hygienischen  Vorzüge  der  Steilschrift 
spricht  sich  die  Commission  für  diese  Schriftmethode  aus.  Jedoch 
hält  sie  für  eine  unerlässliche  Bedingung  die  Umgestaltung  unserer 
Subsellien  im  Sinne  der  Vermehrung  der  verticalen  Entfernung 
zwischen  Pult  und  Bank. 

8.  Die  Schulpflege  wird  ersucht,  bei  den  zuständigen  Instanzen 
den  Wunsch  auszusprechen,  es  möchte  in  allen  cantonalen  Lehrer- 
bildungsanstalten der  Unterricht  in  Schulhygiene  obligatorisch  ein- 
geführt werden.  Roth  (Köslin). 


iVrlia:  Leltüetdeii  der  Hygiene  des  Auges.  Mit  32  Abbildungen. 

Hamburg  und  Leipzig,  Leopold  Voss,  1893.    138  S. 

Der  Verfasser  giebt  in  der  vorliegenden  Arbeit  einen  kurzen  Abriss 
der  Hygiene  des  Auges  und  erörtert  in  vierzehn  Capiteln  die  einzelnen  hier 
m  Frage  kommenden  Gesichtspunkte ,  wobei  zunächst  die  ursächlichen  Mo- 
mente und  im  Anschluss  daran  die  prophylaktischen  Maassnahmen  abge- 
öÄndelti  werden.  Der  bei  Besprechung  der  eiterigen  Augenentzündung  der 
l'^cugeborenen  gestellten  Forderung,  eine  vorbeugende  Behandlung  der  Augen 
*][^Keugeboreneu  den  Hebammen  zur  Pflicht  zu  machen,  hat  das  im  vorigen 
uenene  neue  Hebammen -Lehrbuch    bereits  Rechnung   getragen. 
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Schreibmethode,  und  zwar  wird  sich  diese  Einschränkung  wesentlich  auf  eine 
Abkürzung  der  Schreibübungen  in  den  unteren  Classen  zu  erstrecken  haben. 

Wenn  auf  Grund  der  diesjährigen  Versuche  die  Vermuthung  nicht  ganz 
17 on  der  Hand  zu  weisen  ist,  dass  bei  correct  ausgeübter  Schrägschrift  in 
den  höheren  Classen  die  Unterschiede  gegenüber  der  Steilschrift  noch 
geringer  werden,  so  bleibt  andererseits  der  Steilschrift  der  Vorrang  gewahrt, 
dass  sie  den  Anfängern  der  untersten  Classen  der  Volksschule,  sowie  kleineren 
und  schwächlicheren  Kindern  überhaupt  eine  bessere  Schreibhaltung 
gewährt,  sofern  sie  nur  kurze  Zeit  schreiben  müssen.  Auch 
konnte  bestätigt  werden,  dass  bei  der  Steilschrift  die  richtige  Lage  des 
Heftes  besser  gewahrt  wird  als  bei  der  Schrägschrift,  besonders  auch  bei 
den  nicht  controlirten  häuslichen  Arbeiten. 

Die  Commission  beschloss  eine  weitere  Fortsetzung  dieser  Versuche  im 
Jahre  1893.  Roth  (Köslin). 


Untersuchungen   über   den   Einfluss   der   Heftlage   und 
SohriftriohtuDg  auf  die  Körperhaltung  der  Schüler. 

Hericht,  erstattet  von  einer  Specialcommission  an  die  Stadtschul- 
pflege in  Zürich.  Mit  drei  Tabellen  und  i^ier  Tafeln.  Redigirt  von 
Dr.  E.  Ritzmann,  Augenarzt,  Dr.  W.  Schulthess,  Privatdocent, 
H.  Wipf,  Lehrer.  Zürich,  Schulthess,  1893.  Fol.  58  S.  mit  drei 
Tabellen  und  vier  Tafeln. 

Nachdem  die  Stadtschulpflege  in  Zürich  beschlossen,  vergleichende 
Untersuchungen  über  den  Einfluss  der  Heftlage  und  Schriftrichtuug  auf  die 
Körperhaltung  der  Schüler  in  ihren  Schulen  anzustellen,  wurde  im  Jahre 
1891  in  sieben  Classen,  die  gleichmässig  auf  die  verschiedenen  Schulstufen 
und  Schulhäuser  vertheilt  waren,  die  versuchsweise  Einführung  der  auf- 
rechten Schrift  in  die  Wege  geleitet.  Die  zur  Prüfung  der  Frage  ein- 
gesetzte Commission,  der  eine  grössere  Zahl  von  Aerzten  angehörte,  einigte 
sich  über  ein  besonderes  Schema,  das  ausser  Notizen  über  Körpergrösse, 
Schulbanknummer,  Zustand  der  Augen,  Difl'ormitäten  und  Gebrechlichkeit 
Angaben  über  Körperhaltung,  und  zwar  unterschieden  in  Bezug  auf  Haltung 
des  Rumpfes,  des  Kopfes,  der  Arme  und  der  Oberschenkel  enthielt,  um  so 
die  Haltung  jedes  einzelnen  Schülers  während  des  Schreibacts  zu  fixiren. 
Die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Haltungen,  dem  bekleideten  Körper 
entnommen,  mussten  in  Folge  des  fast  gänzlichen  Mangels  an  Maassen  für 
viele  Gesichtspunkte  unvollständig  bleiben.  Nur  die  Distanz  der  Augen 
vom  Hefte  wurde  jedesmal  in  Centimetern  festgestellt.  Im  Ganzen  wurden 
628  Schüler  untersucht,  und  zwar  250  Steil-  und  378  Schrägschreiber. 

Unter  üebergehung  der  P^inzelheiten  der  Resultate  der  Untersuchung 
lassen  sich  die  wichtigsten  Ergebnisse  und  Schlussfolgerungen  in  folgende 
Punkte  zusammenfassen : 

1.    Die  Steilschrift  veranlasst  bei   dem  jetzigen  Schulbankmaterial  die 
Schüler    in   bedeutend   geringerem   Gm  de    zu   Seitwai-tsbewegungen 
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uud  Drehungen  den  Kopfes  und  Rumpfes  als  die  Schrägschrift^ 
welche  sowohl  bei  Rechtslage  als  bei  schiefer  Mittellage  des  Heftes^ 
zu  asymmetrischer  Haltung  des  Körpers  führt. 

2.  Die  Steilschrift  vermindert  die  Tendenz  der  Schüler  zum  Vornüber- 
beugen  des  Kopfes  gar  nicht,  zum  Vornüberbeugen  des  Rumpfes  in 
kaum  bemerkbarem  Grade,  so  dass  in  Bezug  auf  die  Distanz  der 
Augen  vom  Hefte  bei  der  Steilschrift  sich  kein  günstigeres  Resultat 
zeigt  als  bei  der  Schrägschrift  im  Allgemeinen,  sogar  ein  ungün- 
stigeres als  bei  Schrägschrift  in  gerader  Rechtslage.  Bei  Schräg- 
schrift in  schräger  Mittellage  ist  die  Distanz  etwas  geringer  als  bei 
Steilschrift. 

3.  In  Bezug  auf  aufrechte  Körperhaltung  und  gehörige  Entfernung  der 
Augen  vom  Hefte  übt  die  Disciplin  einen  wesentlichen  Einfluss  aus. 

4.  Unser  Bankmaterial  erschwert  wegen  zu  geringer  Höhe  des  Pultes 
in  hohem  Grade  die  Innehaltung  einer  genügenden  Distanz  der 
Augen  vom  Hefte.  Jede  Schrift  in  Mittellage  des  Heftes,  ganz  be- 
sonders aber  die  Steilschrift,  erfordert  eine  Schulbank  mit  verhält- 
nissmässig  hoch  gestelltem  Pulte. 

5.  Die  Steilschrifb  kann  nur  bei  gerader  Medianlage  des  Heftes  ge- 
schrieben werden;  bei  Schrägschrift  dagegen  kann  die  Heftlage  eine 
sehr  verschiedene  sein. 

6.  p]in  einheitliches  System  der  Schreibdisciplin  in  Bezug  auf  Heftlage,. 
Schrifbrichtung,  Schriftgrösse  und  Liniatur  ist  dringend  wünschens- 
werth. 

7.  Angesichts  der  hygienischen  Vorzüge  der  Steilschrift 
spricht  sich  die  Commission  für  diese  Schriftmethode  aus.  Jedoch 
hält  sie  für  eine  unerlässliche  Bedingung  die  Umgestaltung  unserer 
Subsellien  im  Sinne  der  Vermehrung  der  verticalen  Entfernung 
zwischen  Pult  und  Bank. 

8.  Die  Schulpflege  wird  ersucht,  bei  den  zuständigen  Instanzen 
den  Wunsch  auszusprechen,  es  möchte  in  allen  cantonalen  Lehrer- 
bildungsanstalten der  Unterricht  in  Schulhygiene  obligatorisch  ein- 
geführt werden.  Roth  (Köslin). 


I'eriia:  Leitfaden  der  Hygiene  des  Auges.  Mit  32  Abbildungen. 

Hamburg  und  Leipzig,  Leopold  Voss,  1893.    138  S. 

Der  Verfasser  giebt  in  der  vorliegenden  Arbeit  einen  kurzen  Abriss 
«er  Hygiene  des  Auges  und  erörtert  in  vierzehn  Capiteln  die  einzelnen  hier 
IQ  Frage  kommenden  Gesichtspunkte ,  wobei  zunächst  die  ursächlichen  Mo- 
mente und  im  Anschluss  daran  die  prophylaktischen  Maassnahmen  abge- 
fl&ndelti  werden.  Der  bei  Besprechung  der  eiterigen  Augenentzündung  der 
Neugeborenen  gestellten  Forderung,  eine  vorbeugende  Behandlung  der  Augen 
der  Keageborenen  den  Hebammen  zur  Pßicht  zu  machen,  hat  das  im  vorigen 
«^^bre  erschienene  neue  Hebammen -Lehrbuch    bereits  Rechnung   getryH|^ 
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8chreibmethodef  und  zwar  wird  sich  diese  Einschränkung  wesentlich  auf  eine 
Abkürzung  der  Schreib  Übungen  in  den  unteren  Classen  zu  erstrecken  haben. 

Wenn  auf  Grund  der  diesjährigen  Versuche  die  Vermuthung  nicht  ganz 
Ton  der  Hand  zu  weisen  ist,  dass  bei  correct  ausgeübter  Schrägschrift  in 
den  höheren  Classen  die  Unterschiede  gegenüber  der  Steilschrift  noch 
geringer  werden,  so  bleibt  andererseits  der  Steilschrift  der  Vorrang  gewahi-t, 
dass  sie  den  Anfängern  der  untersten  Classen  der  Volksschule,  sowie  kleineren 
und  schwächlicheren  Kindern  überhaupt  eine  bessere  Schreibhaltung 
gewährt,  sofern  sie  nur  kurze  Zeit  schreiben  müssen.  Auch 
konnte  bestätigt  werden,  dass  bei  der  Steilschrift  die  richtige  Lage  des 
Heftes  besser  gewahrt  wird  als  bei  der  Schrägschrift,  besonders  auch  bei 
den  nicht  controlirten  häuslichen  Arbeiten. 

Die  Commission  beschloss  eine  weitere  Fortsetzung  dieser  Versuche  im 
Jahre  1893.  Roth  (Koslin). 


Untersuchungen   über   den   Einfluss   der   Heftlage   und 
Sohriftriohtung  auf  die  Körperhaltung  der  Schüler. 

Bericht,  erstattet  von  einer  Specialcommission  an  die  Stadtscbul- 
pflege  in  Zürich.  Mit  drei  Tabellen  und  vier  Tafeln.  Redigirt  von 
Dr.  K,  Ritzmanu,  Augenarzt,  Dr.  W.  Schulthess,  Privatdocent, 
H.  Wipf,  Lehrer.  Zürich,  Schulthess,  1893.  Fol.  58  S.  mit  drei 
Tabellen  und  vier  Taieln. 

Nachdem  die  Stadtschulpflege  in  Zürich  beschlossen,  vergleichende 
Untersuchungen  über  den  Einfluss  der  Heftlage  und  Schriftrichtung  auf  die 
Körperlialtuug  der  Schüler  in  ihren  Schulen  anzustellen,  wurde  im  Jahre 
1891  in  sieben  Classen,  die  gleichmässig  auf  die  verschiedenen  Schulstufen 
und  Schulhäuser  vertheilt  waren,  die  versuchsweise  Einführung  der  auf- 
rechten Schrift  in  die  Wege  geleitet.  Die  zur  Prüfung  der  Frage  ein- 
gesetzte Commission,  der  eine  grössere  Zahl  von  Aerzten  angehörte,  einigte 
sich  über  ein  besonderes  Schema,  das  ausser  Notizen  über  Körpergrösse, 
Schulbanknummer,  Zustand  der  Augen,  DifTormitäten  und  Gebrechlichkeit 
Angaben  über  Körperhaltung,  und  zwar  unterschieden  in  Bezug  auf  Haltung 
des  Rumpfes,  des  Kopfes,  der  Arme  und  der  Oberschenkel  enthielt,  um  so 
die  Haltung  jedes  einzelnen  Schülers  während  des  Schreibacts  zu  Rxireu. 
Die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Haltungen,  dem  bekleideten  Körper 
«entnommen,  mussten  in  Folge  des  fast  gänzlichen  Mangels  an  Maassen  für 
viele  Gesichtspunkte  unvollständig  bleiben.  Nur  die  Distanz  der  Augen 
vom  Hefte  wurde  jedesmal  in  Centimetern  festgestellt.  Im  Ganzen  wurden 
&2S  Schüler  untersucht,  und  zwar  250  Steil-  und  378  Schrägschreiber. 

Unter  üebergehung  der  Einzelheiten  der  Resultate  der  Untersuchung 
lassen  sich  die  wichtigsten  Ergebnisse  und  Schlussfolgerungen  in  folgende 
Punkte  zusammenfassen : 

1.    Die  Steilschrift  veranlasst  bei   dem  jetzigen  Schulbankmaterial   die 
Schüler    in   bedeutend   geringerem   Grade    zu    Seitwäiiabewegungen 
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und  Dreliungen  des  Kopfes  und  Rumpfes  als  die  Schrägschrift, 
welche  sowohl  bei  Rechtslage  als  bei  schiefer  Mittellage  des  Heftes 
zu  asymmetrischer  Haltung  des  Körpers  führt. 

2.  Die  Steilschrift  vermindert  die  Tendenz  der  Schüler  zum  Vornüber- 
beugen des  Kopfes  gar  nicht,  zum  Vornüberbeugen  des  Rumpfes  in 
kaum  bemerkbarem  Grade,  so  dass  in  Bezug  auf  die  Distanz  der 
Augen  vom  Hefte  bei  der  Steilschrift  sich  kein  günstigeres  Resultat 
zeigt  als  bei  der  Schrägschrift  im  Allgemeinen,  sogar  ein  ungün- 
stigeres als  bei  Schrägschrift  in  gerader  Rechtslage.  Bei  Schräg- 
schrift in  schräger  Mittellage  ist  die  Distanz  etwas  geringer  als  bei 
Steilschrift. 

3.  In  Bezug  auf  aufrechte  Körperhaltung  und  gehörige  Entfernung  der 
Augen  vom  Hefte  übt  die  Disciplin  einen  wesentlichen  Einfluss  aus. 

4.  Unser  Bankmaterial  erschwert  wegen  zu  geringer  Höhe  des  Pultes 
in  hohem  Grade  die  Innehaltung  einer  genügenden  Distanz  der 
Augen  vom  Hefte.  Jede  Schrift  in  Mittellage  des  Heftes,  ganz  be- 
sonders aber  die  Steilschrift,  erfordert  eine  Schulbank  mit  verhält- 
nissmässig  hoch  gestelltem  Pulte. 

5.  Die  Steilschrifb  kann  nur  bei  gerader  Medianlage  des  Heftes  ge- 
schrieben werden;  bei  Schrägschrift  dagegen  kann  die  Heftlage  eine 
sehr  verschiedene  sein. 

6.  Ein  einheitliches  System  der  Schreibdisciplin  in  Bezug  auf  Heftlage,. 
Schriftrichtung,  Schriftgrösse  und  Liuiatur  ist  dringend  wünschens- 
werth. 

7.  Angesichts  der  hygienischen  Vorzüge  der  Steilschrift 
spricht  sich  die  Commission  für  diese  Schriftmethode  aus.  Jedoch 
hält  sie  für  eine  unerlässliche  Bedingung  die  Umgestaltung  unserer 
Subsellien  im  Sinne  der  Vermehrung  der  verticalen  Pmtfemung 
zwischen  Pult  und  Bank. 

8.  Die  Schulpflege  wird  ersucht,  bei  den  zuständigen  Instanzen 
den  Wunsch  auszusprechen,  es  möchte  in  allen  cantonalen  Lehrer- 
bildungsanstalten der  Unterricht  in  Schulhygiene  obligatorisch  ein- 
geführt werden.  Roth  (Köslin). 


I'eriia:  Leitfaden  der  Hygiene  des  Auges.  Mit  32  Abbildungen. 

Hamburg  und  Leipzig,  Leopold  Voss,  1893.    138  S. 

Der  Verfasser  giebt  in  der  vorliegenden  Arbeit  einen  kurzen  Abriss 
^^f  Hygiene  des  Auges  und  erörtert  in  vierzehn  Capiteln  die  einzelnen  hier 
m  Frage  kommenden  Gesichtspunkte ,  wobei  zunächst  die  ursächlichen  Mo- 
mente und  im  Anschluss  daran'  die  prophylaktischen  Maassnahmen  abge- 
nandelti  werden.  Der  bei  Besprechung  der  eiterigen  Augenentzündung  der 
Neugeborenen  gestellten  Forderung,  eine  vorbeugende  Behandlung  der  Augen 
»er  Neugeborenen  den  Hebammen  zur  Pflicht  zu  machen,  hat  das  im  vorigen 
Mre  erschienene  neue  Hebammen -Lehrbuch    bereits  Rechnung   getragen. 
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Scbreibmethodef  und  zwar  wird  sich  diese  EinschränkuDg  weseuthch  auf  eine 
Abkürzung  der  Schreibübungen  in  den  unteren  Classen  zu  erstrecken  haben. 

Wenn  auf  Grund  der  diesjährigen  Versucbe  die  Vermuthung  nicht  ganz 
von  der  Hand  zu  weisen  ist,  dass  bei  correct  ausgeübter  Schrägschrift  in 
den  höheren  Classen  die  Unterschiede  gegenüber  der  Steilschrift  noch 
geringer  werden,  so  bleibt  andererseits  der  Steilschrift  der  Vorrang  gewahrt, 
dass  sie  den  AnfÄngern  der  untersten  Classen  der  Volksschule,  sowie  kleineren 
und  schwächlicheren  Kindern  überhaupt  eine  bessere  Schreibhaltung 
gewährt,  sofern  sie  nur  kurze  Zeit  schreiben  müssen.  Auch 
konnte  bestätigt  werden,  dass  bei  der  Steilschrift  die  richtige  Lage  des 
Heftes  besser  gewahrt  wird  als  bei  der  Schrägschrift,  besonders  auch  bei 
den  nicht  controlirten  häuslichen  Arbeiten. 

Die  Commission  beschloss  eine  weitere  Fortsetzung  dieser  Versuche  im 
Jahre  1893.  Roth  (Köslin). 


XJntersuohungen   über   den   Einfluss   der   Heftlage   und 
Sohriftrlohtung  auf  die  Körperhaltung  der  Schüler. 

Bericht,  erstattet  von  einer  Specialcommission  an  die  Stadtschul- 
pflege in  Zürich.  Mit  drei  Tabellen  und  vier  Tafeln.  Redigirt  von 
Dr.  E.  Ritz  mann,  Augenarzt,  Dr,  W.  Schulthess,  Privatdocent, 
H.  Wipf,  Lehrer.  Zürich,  Schulthess,  1893.  Fol.  58  S.  mit  drei 
Tabellen  und  vier  Taieln. 

Nachdem  die  Stadtschulpflege  in  Zürich  beschlossen,  vergleichende 
Untersuchungen  über  den  Einfluss  der  Heftlage  und  Schriftrichtung  auf  die 
Körperhaltung  der  Schüler  in  ihren  Schulen  anzustellen,  wurde  im  Jahre 
1891  in  sieben  Classen,  die  gleichmässig  auf  die  verschiedenen  Schulstufen 
und  Schulhäuser  vertheilt  waren,  die  versuchsweise  Einführung  der  auf- 
rechten Schrift  in  die  Wege  geleitet.  Die  zur  Prüfung  der  Frage  ein- 
gesetzte Commission,  der  eine  grössere  Zahl  von  Aerzten  angehörte,  einigte 
sich  über  ein  besonderes  Schema,  das  ausser  Notizen  über  Körpergrösse, 
Schulbanknummer,  Zustand  der  Augen,  DifTormitäten  und  Gebrechlichkeit 
Angaben  über  Körperhaltung,  und  zwar  unterschieden  in  Bezug  auf  Haltung 
des  Rumpfes,  des  Kopfes,  der  Arme  und  der  Oberschenkel  enthielt,  um  so 
<lie  Haltung  jedes  einzelnen  Schülers  während  des  Schreibacts  zu  fixireu. 
Die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Haltungen,  dem  bekleideten  Körper 
entnommen,  mussten  in  Folge  des  fast  gänzlichen  Mangels  an  Maassen  für 
viele  Gesichtspunkte  unvollständig  bleiben.  Nur  die  Distanz  der  Augen 
vom  Hefte  wurde  jedesmal  in  Centimetern  festgestellt.  Im  Ganzen  wurden 
4)28  Schüler  untersucht,  und  zwar  250  Steil-  und  378  Schrägschreiber. 

Unter  Uebergehung  der  Einzelheiten  der  Resultate  der  Untersuchung 
lassen  sich  die  wichtigsten  Ergebnisse  und  Schlussfolgerungen  in  folgende 
Punkte  zusammenfassen: 

1.    Die  Steilschrifb  veranlasst  bei   dem  jetzigen  Schulbankmaterial  die 
Schüler    in   bedeutend   geringerem   Grade    zu    Seitwärtsbewegungeii 
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und  Dreliungeii  des  Kopfes  und  Rumpfes  als  die  Schrägschrift, 
welche  sowohl  bei  Rechtslage  als  bei  schiefer  Mittellage  des  Heftes 
zu  asymmetrischer  Haltung  des  Körpers  führt. 

2.  Die  Steilschrift  vermindert  die  Tendenz  der  Schüler  zum  Vomüber- 
beugeu  des  Kopfes  gar  nicht,  zum  Vornüberbeugen  des  Rumpfes  in 
kaum  bemerkbarem  Grade,  so  dass  in  Bezug  auf  die  Distanz  der 
Augen  vom  Hefte  bei  der  Steilschrift  sich  kein  günstigeres  Resultat 
zeigt  als  bei  der  Schrägschiift  im  Allgemeinen,  sogar  ein  ungün- 
stigeres als  bei  Schrägschrift  in  gerader  Rechtslage.  Bei  Schräg- 
schrift in  schräger  Mittellage  ist  die  Distanz  etwas  geringer  als  bei 
Steilschrift. 

3.  In  Bezug  auf  aufrechte  Körperhaltung  und  gehörige  Entfernung  der 
Augen  vom  Hefte  übt  die  Disciplin  einen  wesentlichen  Einfluss  aus. 

4.  Unser  Bankmaterial  erschwert  wegen  zu  geringer  Höhe  des  Pultes 
in  hohem  Grade  die  Innehaltung  einer  genügenden  Distanz  der 
Augen  vom  Hefte.  Jede  Schrift  in  Mittellage  des  Heftes,  ganz  be- 
sonders aber  die  Steilschrift,  erfordert  eine  Schulbank  mit  verhält- 
nissmässig  hoch  gestelltem  Pulte. 

5.  Die  Steilschrifb  kann  nur  bei  gerader  Medianlage  des  Heftes  ge- 
schrieben werden;  bei  Schrägschrift  dagegen  kann  die  Heftlage  eine 
sehr  verschiedene  sein. 

6.  Ein  einheitliches  System  der  Schreibdisciplin  in  Bezug  auf  Heftlage,. 
Schriftrichtung,  Schriftgrösse  und  Liniatur  ist  dringend  wünschens- 
werth. 

7.  Angesichts  der  hygienischen  Vorzüge  der  Steilschrift 
spricht  sich  die  Commission  für  diese  Schriftmethode  aus.  Jedoch 
hält  sie  für  eine  unerlässliche  Bedingung  die  Umgestaltung  unserer 
Subsellien  im  Sinne  der  Vermehrung  der  verticaleu  Entfernung 
zwischen  Pult  und  Bank. 

8.  Die  Schulpflege  wird  ersucht,  bei  den  zuständigen  Instanzen 
den  Wunsch  auszusprechen,  es  möchte  in  allen  cantonalen  Lehrer- 
bildungsanstalten der  Unterricht  in  Schulhygiene  obligatorisch  ein- 
geführt werden.  Roth  (Köslin). 


Perlia:  Leitfaden  der  Hygiene  des  Auges.  Mit  32  Abbildungen. 

Hamburg  und  Leipzig,  Leopold  Voss,  1893.    138  S. 

Der  Verfasser  giebt  in  der  vorliegenden  Arbeit  einen  kurzen  Abriss 
der  Hygiene  des  Auges  und  erörtert  in  vierzehn  Capiteln  die  einzelnen  hier 
IQ  Frage  kommenden  Gesichtspunkte ,  wobei  zunächst  die  ursächlichen  Mo* 
mente  und  im  Anschluss  daran  die  prophylaktischen  Maassnahmen  abge- 
handelt- werden.  Der  bei  Besprechung  der  eiterigen  Augen entzün düng  der 
Neugeborenen  gestellten  Forderung,  eine  vorbeugende  Behandlung  der  Augen 
der  Neugeborenen  den  Hebammen  zur  Pflicht  zu  machen,  hat  das  im  vorigen 
••^^re  erschienene  neue  Hebammen -Lehrbuch    bereits  Rechnung   getragen. 
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Schreibinethodef  und  zwar  wird  sich  diese  Einschränkung  wesentlich  auf  eine 
Abkürzung  der  Schreibübungen  in  den  unteren  Classen  zu  erstrecken  haben. 

Wenn  auf  Grund  der  diesjährigen  Versuche  die  Vermuthung  nicht  ganz 
Ton  der  Hand  zu  weisen  ist,  dass  bei  correct  ausgeübter  Schrägschrift  in 
den  höheren  Classen  die  Unterschiede  gegenüber  der  Steilschrift  noch 
geringer  werden,  so  bleibt  andererseits  der  Steilschrifb  der  Vorrang  gewahrt, 
dass  sie  den  Anfängern  der  untersten  Classen  der  Volksschule,  sowie  kleineren 
und  schwächlicheren  Kindern  überhaupt  eine  bessere  Schreibhaltung 
gewährt,  sofern  sie  nur  kurze  Zeit  schreiben  müssen.  Auch 
konnte  bestätigt  werden,  dass  bei  der  Steilschrift  die  richtige  Lage  des 
Heftes  besser  gewahrt  wird  als  bei  der  Schrägschrift,  besonders  auch  bei 
den  nicht  controlirten  häuslichen  Arbeiten. 

Die  Commission  beschloss  eine  weitere  Fortsetzung  dieser  Versuche  im 
Jahre  1893.  Roth  (Köslin). 


Untersuchungen   über   den   Einfluss   der   Heftlage   und 
Sohriftriohtung  auf  die  Körperhaltung  der  Schüler. 

Bericht,  erstattet  von  einer  Specialcommission  an  die  Stadtscbul- 
pflege  in  Zürich.  Mit  drei  Tabellen  und  vier  Tafeln.  Redigirt  von 
Dr.  E.  Ritzmanu,  Augenarzt,  Dr.  W.  Schulthess,  Privatdocent, 
H.  Wipf,  Lehrer.  Zürich,  Schulthess,  1893.  Fol.  58  S.  mit  drei 
Tabellen  und  vier  Taieln. 

Nachdem  die  Stadtschulpflege  in  Zürich  beschlossen,  vergleichende 
Untersuchungen  über  den  Einflubs  der  Heftlage  und  Schriftrichtung  auf  die 
Körperhaltung  der  Schüler  in  ihren  Schulen  anzustellen,  wurde  im  Jahre 
1891  in  sieben  Classen,  die  gleichmässig  auf  die  verschiedenen  Schulstufen 
und  Schulhäuser  vertheilt  waren,  die  versuchsweise  Einführung  der  auf- 
rechten Schrift  in  die  Wege  geleitet.  Die  zur  Prüfung  der  Frage  ein- 
gesetzte Commission,  der  eine  grössere  Zahl  von  Aerzten  angehörte,  einigte 
sich  über  ein  besonderes  Schema,  das  ausser  Notizen  über  Körpergrösse, 
Schulbanknummer,  Zustand  der  Augen,  Difformitäten  und  Gebrechlichkeit 
Angaben  über  Körperhaltung,  und  zwar  unterschieden  in  Bezug  auf  Haltung 
des  Rumpfes,  des  Kopfes,  der  Arme  und  der  Oberschenkel  enthielt,  um  so 
die  Haltung  jedes  einzelnen  Schülers  während  des  Schreibacts  zu  fixiren. 
Die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Haltungen,  dem  bekleideten  Körper 
entnommen,  mussten  in  Folge  des  fast  gänzlichen  Mangels  an  Maassen  für 
viele  Gesichtspunkte  unvollständig  bleiben.  Nur  die  Distanz  der  Augen 
vom  Hefte  wurde  jedesmal  in  Centimetern  festgestellt.  Im  Ganzen  wurden 
628  Schüler  untersucht,  und  zwar  250  Steil-  und  378  Schrägscbreiber. 

Unter  Uebergehung  der  Einzelheiten  der  Resultate  der  Untersuchung 
lassen  sich  die  wichtigsten  Ergebnisse  und  Schlussfolgerungen  in  folgende 
Punkte  zusammenfassen: 

1.    Die  Steilschrift  veranlasst  bei  dem  jetzigen  Schul bankmaterial  die 
Schüler    in   bedeutend   geringerem   Grade    zu    Seitwäi-tsbewegungen 
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uud  Drehungen  des  Kopfes  und  Rumpfes  als  die  Schrägschrift^ 
welche  sowohl  bei  Rechtslage  als  bei  schiefer  Mittellage  des  Heftes 
zu  asymmetrischer  Haltung  des  Körpers  führt. 

2.  Die  Steilschrift  vermindert  die  Tendenz  der  Schüler  zum  Vornüber- 
beugen des  Kopfes  gar  nicht,  zum  Vornüberbeugen  des  Rumpfes  in 
kaum  bemerkbarem  Grade,  so  dass  in  Bezug  auf  die  Distanz  der 
Augen  vom  Hefte  bei  der  Steilschrift  sich  kein  günstigeres  Resultat 
zeigt  als  bei  der  Schrägschrift  im  Allgemeinen,  sogar  ein  ungün- 
stigeres als  bei  Schrägschrift  in  gerader  Rechtslage.  Bei  Schräg- 
schrift in  schräger  Mittellage  ist  die  Distanz  etwas  geringer  als  bei 
Steilschrift. 

3.  In  Bezug  auf  aufrechte  Körperhaltung  und  gehörige  P]ntfemung  der 
Augen  vom  Hefte  übt  die  Disciplin  einen  wesentlichen  Einfluss  aus. 

4.  Unser  Bankmaterial  erschwert  wegen  zu  geringer  Höhe  des  Pultes 
in  hohem  Grade  die  Innehaltung  einer  genügenden  Distanz  der 
Augen  vom  Hefte.  Jede  Schrift  in  Mittellage  des  Heftes,  ganz  be- 
sonders aber  die  Steilschrift,  erfordert  eine  Schulbank  mit  verhält- 
nissmässig  hoch  gestelltem  Pulte. 

5.  Die  Steilschrift  kann  nur  bei  gerader  Medianlage  des  Heftes  ge- 
schrieben werden;  bei  Schrägschrift  dagegen  kann  die  Heftlage  eine 
sehr  verschiedene  sein. 

6.  Ein  einheitliches  System  der  Schreibdisciplin  in  Bezug  auf  Heftlage,. 
Schriftrichtung.  Schriftgrösse  und  Liniatur  ist  dringend  wünschens- 
werth. 

7.  Angesichts  der  hygienischen  Vorzüge  der  Steilschrift 
spricht  sich  die  Commission  für  diese  Schriftmethode  aus.  Jedoch 
hält  sie  für  eine  unerlässliche  Bedingung  die  Umgestaltung  unserer 
Subsellien  im  Sinne  der  Vermehrung  der  verticalen  Entfernung 
zwischen  Pult  und  Bank. 

8.  Die  Schulpflege  wird  ersucht,  bei  den  zuständigen  Instanzen 
den  Wunsch  auszusprechen,  es  möchte  in  allen  cantonalen  Lehrer- 
bildungsanstalten der  Unterricht  in  Schulhygiene  obligatorisch  ein- 
geführt werden.  Roth  (Köslin). 


I'eriia:  Leitfaden  der  Hygiene  des  Auges.  Mit  32  Abbildungen. 

Hamburg  und  Leipzig,  Leopold  Voss,  1893.    138  S. 

Der  Verfasser  giebt  in  der  vorliegenden  Arbeit  einen  kurzen  Abriss 
^^1*  Hygiene  des  Auges  und  erörtert  in  vierzehn  Capiteln  die  einzelnen  hier 
iD  Frage  kommenden  Gesichtspunkte ,  wobei  zunächst  die  ursächlichen  Mo- 
mente and  im  Anschluss  daran  die  prophylaktischen  Maassnahmen  abge- 
uandelti  werden.  Der  bei  Besprechung  der  eiterigen  Augenentzündung  der 
Neugeborenen  gestellten  Forderung,  eine  vorbeugende  Behandlung  der  Augen 
^er  Neugeborenen  den  Hebammen  zur  Pflicht  zu  machen,  hat  das  im  vorigen 
Mre  erschienene  neue  Hebammen -Lehrbuch    bereits  Rechnung   getragen. 
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Schreibmethode,  und  zwar  wird  sich  diese  Einschränkung  wesentlich  auf  eine 
Abkürzung  der  Schreibübungen  in  den  unteren  Classen  zu  erstrecken  haben. 

Wenn  auf  Grund  der  diesjährigen  Versuche  die  Vermuthung  nicht  ganz 
Ton  der  Hand  zu  weisen  ist,  dass  bei  correct  ausgeübter  Schrägschrift  in 
den  höheren  Classen  die  Unterschiede  gegenüber  der  Steilschrift  noch 
geringer  werden,  so  bleibt  andererseits  der  Steilschrift  der  Vorrang  gewahrt, 
dass  sie  den  Anf&ngern  der  untersten  Classen  der  Volksschule,  sowie  kleineren 
und  schwächlicheren  Kindern  überhaupt  eine  bessere  Schreibhaltung 
gewährt,  sofern  sie  nur  kurze  Zeit  schreiben  müssen.  Auch 
konnte  bestätigt  werden,  dass  bei  der  Steilschrift  die  richtige  Lage  des 
Heftes  besser  gewahi-t  wird  als  bei  der  Schrägschrift,  besonders  auch  bei 
den  nicht  controlirten  häuslichen  Arbeiten. 

Die  Commission  beschloss  eine  weitere  Fortsetzung  dieser  Versuche  im 
Jahre  1893.  Roth  (Köslin). 


Untersuchungen   über   den   Einfluss   der   Heftlage   und 
Sohriftriolitung  auf  die  Körperhaltung  der  Schüler. 

I^ericht,  erstattet  von  einer  Specialcommission  an  die  Stadtschul- 
pflege in  Zürich.  Mit  drei  Tabellen  und  vier  Tafeln.  Redigirt  von 
Dr.  E.  Kitzmann,  Augenarzt,  Dr.  W.  Schult hess,  Privatdocent, 
H.  Wipf,  Lehrer.  Zürich,  Schulthess,  1893.  Fol.  58  S.  mit  drei 
Tabellen  und  vier  Tafeln. 

Nachdem  die  Stadtschulpflege  in  Zürich  beschlossen,  vergleichende 
Untersuchungen  über  den  Kinfluss  der  Heftlage  und  Schrifbrichtung  auf  die 
Körperhaltung  der  Schüler  in  ihren  Schulen  anzustellen,  wurde  im  Jahre 
1891  in  sieben  Classen,  die  gleichmässig  auf  die  verschiedenen  Schulstufen 
und  Schulhäuser  vertheilt  waren,  die  versuchsweise  Einführung  der  auf- 
rechten Schrift  in  die  Wege  geleitet.  Die  zur  Prüfung  der  Frage  ein- 
gesetzte Commission,  der  eine  grössere  Zahl  von  Aerzten  angehörte,  einigte 
sich  über  ein  besonderes  Schema,  das  ausser  Notizen  über  Körpergrösse, 
8chulbanknummer,  Zustand  der  Augen,  Diflbrmitäten  und  Gebrechlichkeit 
Angaben  über  Körperhaltung,  und  zwar  unterschieden  in  Bezug  auf  Haltung 
des  Rumpfes,  des  Kopfes,  der  Arme  und  der  Oberschenkel  enthielt,  um  so 
flie  Haltung  jedes  einzelnen  Schülers  während  des  Schreibacts  zu  flxireu. 
Die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Haltungen,  dem  bekleideten  Körper 
entnommen,  mussten  in  Folge  des  fast  gänzlichen  Mangels  an  Maassen  für 
viele  Gesichtspunkte  unvollständig  bleiben.  Nur  die  Distanz  der  Augen 
vom  Hefte  wurde  jedesmal  in  Centimetern  festgestellt.  Im  Ganzen  wurden 
628  Schüler  untersucht,  und  zwar  250  Steil-  und  378  Schrägschreiber. 

Unter  Uebergehung  der  Einzelheiten  der  Resultate  der  Untersuchung 
lassen  sich  die  wichtigsten  Ergebnisse  und  Schlussfolgerungen  in  folgende 
Punkte  zusammenfassen : 

1.    Die  Steilschrift  veranlasst  bei   dem  jetzigen  Schulbankmaterial  die 
Schüler    in   bedeutend   gerinfferem   Grade    zu   Seitwäiisbewegungen 
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und  Drehungen  des  Kopfes  und  Rumpfes  als  die  Schrägschrift^ 
welche  sowohl  bei  Rechtslage  als  bei  schiefer  Mittellage  des  Heftes 
zu  asymmetrischer  Haltung  des  Köi-pers  führt. 

2.  Die  Steilschrift  vermindert  die  Tendenz  der  Schüler  zum  Vomüber- 
beugen  des  Kopfes  gar  nicht,  zum  Vornüberbeugen  des  Rumpfes  in 
kaum  bemerkbarem  Grade,  so  dass  in  Bezug  auf  die  Distanz  der 
Augen  vom  Heft^  bei  der  Steilschrift  sich  kein  günstigeres  Resultat 
zeigt  als  bei  der  Schrägschrift  im  Allgemeinen,  sogar  ein  ungün- 
stigeres als  bei  Schrägschrift  in  gerader  Rechtslage.  Bei  Schräg- 
schrift in  schräger  Mittellage  ist  die  Distanz  etwas  geringer  als  bei 
Steilschrift. 

3.  In  Bezug  auf  aufrechte  Körperhaltung  und  gehörige  Entfernung  der 
Augen  vom  Hefte  übt  die  Disciplin  einen  wesentlichen  Einfluss  aus. 

4.  Unser  Bankmaterial  erschwert  wegen  zu  geringer  Höhe  des  Pultes 
in  hohem  Grade  die  Innehaltung  einer  genügenden  Distanz  der 
Augen  vom  Hefte.  Jede  Schrift  in  Mittellage  des  Heftes,  ganz  be- 
sonders aber  die  Steilschrift,  erfordert  eine  Schulbank  mit  verhält- 
nissmässig  hoch  gestelltem  Pulte. 

5.  Die  Steilschrifb  kann  nur  bei  gerader  Medianlage  des  Heftes  ge- 
schrieben werden;  bei  Schrägschrift  dagegen  kann  die  Heftlage  eine^ 
sehr  verschiedene  sein. 

6.  P^in  einheitliches  System  der  Schreibdisciplin  in  Bezug  auf  Heftlage,. 
Schriftrichtung,  Schriftgrösse  und  Liniatur  ist  dringend  wünschens- 
werth. 

7.  Angesichts  der  hygienischen  Vorzüge  der  Steilschrift 
spricht  sich  die  Commission  für  diese  Schriftmethode  aus.  Jedoch 
hält  sie  für  eine  unerlässliche  Bedingung  die  Umgestaltung  unserer 
Subsellien  im  Sinne  der  Vermehrung  der  verticalen  Pmtfemung 
zwischen  Pult  und  Bank. 

8.  Die  Schulpflege  wird  ersucht,  bei  den  zuständigen  Instanzen 
den  Wunsch  auszusprechen,  es  möchte  in  allen  cantonalen  Lehrer- 
bildungsanstalten der  Unterricht  in  Schulhygiene  obligatorisch  ein- 
geführt werden.  Roth  (Köslin). 


I'erlia:  Leitfädeii  der  Hygiene  des  Auges.  Mit  32  Abbildungen. 

Hamburg  und  Leipzig,  Leopold  Voss,  1893.    138  S. 

Der  Verfasser  giebt  in  der  vorliegenden  Arbeit  einen  kurzen  Abriss 
Her  Uygiene  des  Auges  und  erörtert  in  vierzehn  Capiteln  die  einzelnen  hier 
IQ  Frage  kommenden  Gesichtspunkte,  wobei  zunächst  die  ursächlichen  Mo- 
iQente  und  im  Anschluss  daran'  die  prophylaktischen  Maassnahmen  abge- 
handelt» werden.  Der  bei  Besprechung  der  eiterigen  Augenentzündung  der 
^^ogeborenen  gestellten  Forderung,  eine  vorbeugende  Behandlung  der  Augen 
^cr  Keageborenen  den  Hebammen  zur  Pflicht  zu  machen,  hat  das  im  vorigen 
''*hre  erschienene  neue  Hebammen  -  Lehrbuch    bereits  Rechnung   getragen. 
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Lei  Erörterung  der  Kurzsichtigkeit  und  der  hier  in  Frage  kommenden  vor- 
beugenden Maassnahmen  gelangt  der  Verfasser  bezüglich  der  Schreib- 
methode zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Steilschrift  die  physiologisch  einzig 
richtige  ist. 

Eine  ausführlichere  Behandlung  haben  ihrer  Bedeutung  entsprechend 
in  einem  der  folgenden  Capitel  die  Augen  Verletzungen  und  deren  Vor- 
beugung erfahren,  wobei  die  schwierige  Frage  der  besten  Schutzbrille  in 
den  verschiedenen  Gewerbebetrieben  kurz  gestreift  wird. 

Alles  in  Allem  kann  der  vorliegende  Leitfaden,  der  eine  schnelle 
Orientirung  auf  einem  prophylaktisch  ausserordentlich  wichtigen  Gebiete  der 
Hygiene  gestattet,  als  zweckentsprechend  empfohlen  werden. 

Roth  (Köslin). 


Dr.  Leo  Burgerstein:  Hygienisohe  Fortscliritte  der  öster- 
reioliisGhen  Mittelschulen  seit  September  1890.   Wien, 

Pichler,  1893.    46  S. 

Der  Verfasser,  bekannt  als  eifriger  Vorkämpfer  und  Förderer  schul- 
hygienischer Bestrebungen  in  Oesterreich,  giebt  in  vorstehender  Arbeit  eine 
Zusammenstellung  derjenigen  Maassnahmen,  die  seit  dem  Erlass  des  Unter- 
richtsministers im  Jahre  1890,  betr.  die  Förderung  der  körperlichen  Aus- 
bildung der  Jugend,  in  dieser  Beziehung  an  den  Gymnasien  und  Keal- 
jichulen  Oesterreichs  —  von  dem  Turnen  abgesehen  —  getroflfen  worden 
fiind.  In  besonderen  Abschnitten  werden  das  Baden  und  Schwimmen,  der 
Eislauf,  die  Spiele,  andere  Sporte,  Ausflüge  etc.  und  die  diesen  Uebungen 
an  den  höheren  Schulen  Oesterreichs  gewidmete  Fürsorge  und  Förderung 
besprochen  und  am  Schlüsse  diejenigen  Arbeiten  zusammengestellt,  die  seit 
dem  erwähnten  Ministerialerlass  von  Lehrern  der  ]VIittelschule  auf  dem  (Je- 
biete  der  Schulhygiene  veröffentlicht  worden  sind. 

Roth  (Köslin). 


Otto  Janke:  Die  Hygiene  der  Knaben -Handarbeit.    Beiträge 

zur  gesundheitsgemässen  Ausgestaltung  des  Handarbeits-Unterrichts 
für  Knaben.    Hamburg  und  Leipzig,  Leopold  Voss,  1893.     105  S. 

Die  vorliegende  Arbeit  giebt  eine  Zusammenstellung  der  hygienischen 
Oesichtspunkte  der  Knaben-Handarbeit,  ein  Unternehmen,  das  bei  dem  zu- 
nehmenden Interesse,  das  der  Einführung  des  Handarbeits  -  Unterrichts  so- 
wohl von  Seiten  der  Pädagogen  wie  der  Socialpolitiker  und  Aerzte  ent- 
gegengebracht wird,  besonders  dankenswerth  ist. 

Nachdem  der  Verfasser  die  hygienische  und  physiologische  Nothwen- 
digkeit  der  Knaben -Handarbeit  damit  begründet  hat,  dass  der  bisherige 
Schulunterricht  —   mit  Einschluss  des  Turnens  —  wichtige  Partieen  der 
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Musculatur  ganz  ungeübt  lässt  und  auch  eine  ungleichmässige  Ausbildung 
des  Nervensystems  herbeiführt,  während  die  Handarbeit  die  Blutcirculation 
regelt,  gewisse  Muskelpartieen ,  die  bei  dem  bisherigen  Schul untemcht  un- 
bethätigt  bleiben,  übt  und  eine  gleichmässige  Ausbildung  des  gesammten 
Nervensystems  bewirkt,   erörtert   er   die  Forderungen   der  Hygiene  an   die 
Knaben -Handarbeit,    deren  wesentlichste  darin  gipfeln,   dass   die  Arbeits- 
räume  in  Bezug  auf  Grösse,  Beleuchtung,  Reinlichkeit  etc.  den  Forderungen 
der  Hygiene  entsprechen,  dass  die  Arbeiten  so  ausgewählt  werden,  dass  sie 
im  Stehen  sich  ausführen  lassen  und  möglichst  mannigfache  Stellungen  des 
Körpei-s  und  ein  öfteres  Verändern  des  Ortes  gestatten,  dass  durch  dieselben 
«ine  allseitige  Muskelbildung  erzielt  und  endlich  Alles  vermieden  wird,  wa» 
eine  Beeinträchtigung  der  Blutcirculation  und  der  Athmung  zur  Folge  haben 
könnte.     Gleichmässige  Uebung  der  Muskelgruppen  der  rechten  und  linken 
Körperhälfke,  Vermeidung  jeder  Ueberanstrengung  eines  Organs,  Abwechse- 
lung zwischen  grösserem  und  geringerem  Kraftverbrauch  und    möglichste 
Entlastung  von   Gehirn   und   Auge   sind   diejenigen  Momente,    die  hierbei 
besonders  in  Frage  kommen. 

Indem   der  Verfasser  im  Anschluss  hieran  die  einzelnen  Arbeitsgebiete 
—  Arbeiten  an   der  Hobelbank,    Drehbank,    leichtere   Holzarbeiten,   Holz- 
schnitzerei, Laubsägen-,   Einlagearbeit,    Papparbeit,   Papierarbeit,    Metall- 
arbeiten, Arbeiten  in  Thon,  Wachs  etc.  —  vom  Standpunkte  der  Gesund-» 
Witslehre  beleuchtet,  kommt  er  zu  dem  Schlüsse,  dass  diesen  Anforderungen 
am  vollständigsten   die  Arbeit  an  der  Hobelbank  (gröbere  Holzarbeit),  am 
wenigsten  die  Laubsägearbeit  (in  sitzender  Stellung)  entspricht. 

Den  Schluss  der  lesenswerthen  Arbeit  bildet  eine  kurze  Anleitung  zur 
«rsten  Hülfe  bei  Verletzungen  in  der  Schülerwerkstatt. 

Roth  (Köslin). 


K.  V.  Schenkendorff  und  Dr.  F.  A.  Schmidt:  Ueber  Jugend-  und 
Volksspiele.  Jahrbuch  des  Gentralausschusses  zur  Förderung  der 
Jugend-  und  Volksspiele  in  Deutschland.  Zweiter  Jahrgang,  1898. 
Hannover-Linden,  Manz  &  Lange,  1893.     193  S. 

Das  vorliegende  zweite  Jahrbuch  des  Gentralausschusses  zur  Förderung 
<ler  Jugend-  und  Volksspiele  gliedert  sich  in  drei  Theile,  von  denen  der 
«rste  die  Jugend  -  und  Volksspiele  in  der  Praxis  behandelt  und  eingehende 
wrichte  über  den  Stand  der  Frage  aus  den  verschiedeneu  deutschen  Städten 
und  Ländern  bringt. 

In  einem  zweiten  Theile  giebt  v.  Woikowsky  (Biedan)  eine  Zusam- 
inenstelliing  der  Ergebnisse  der  Umfrage  über  das  Jugend-  und  Volksspiel 
1^  den  deutschen  Städten  im  Jahre  1892  und  erörtert  nach  einem  allge- 
meinen Ueberblick  die  verschiedenen  in  Frage  kommenden  Gesichtspunkte, 
^*  Spielplätze,  durchschnittliche  Betheiligung,  Leitung  der  Spiele,  Zahl  der 
darauf  verwandten  Stunden,  Wanderfahrten,  Eisbahnen,  Handfertigkeits- 
^•^terricht,  Mädchenspiele  etc.,  an  der  Hand  des  eingegangenen  Materials. 
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Ein  dritter  Abschnitt  bringt  die  Verhandlungen  und  Vorträge  der 
Sitzungen  des  Centralausschusses  am  21.  und  22.  Januar  1893  zu  Berlin 
und  enthält  unter  Anderem  die  Berichte  des  Vorsitzenden  von  Schenken - 
dorff:  „Ueber  die  Stellung  des  Centralausschusses  zur  deutschen  Turner- 
sdiaft",  sowie  „lieber  die  p]ntwickelung  der  Bestrebungen  des  Central- 
ausschusses im  Jahre  1892'*  und  „Ueber  die  Spielcurse  für  hehrer  und 
Lehrerinnen  im  Jahre  1893",  das  Referat  von  Goetz  „Ueber  die  Stellung 
der  deutschen  Turnerschaft  zum  Centralausschuss"  und  die  Referate  von 
Graf  und  Schmidt  über  das  Thema:  „Inwiefern  nützen  die  Jugend-  und 
Volksspiele  der  Armee?"  mit  der  sich  daran  anschliessenden  Discussion. 

Wenn  der  reiche  Inhalt  des  Jahrbuchs  dem  Referenten  eine  auszugs- 
weise Wiedergabe  unmöglich  macht,  so  kann  doch  die  Besprechung  nicht 
geschlossen  werden,  ohne  dem  Wunsche  Ausdruck  zu  geben,  dass  im  Sinne 
der  Bestrebungen  des  Centralausschusses  Private  und  Gemeinden  es  sich 
angelegen  sein  lassen  möchten,  durch  Schafifung  von  Spielplätzen,  durch 
Veranstaltung  von  Spielen  bei  Gelegenheit  von  Volksfesten,  durch  Ein- 
fülu'ung  regelmässiger  Spiele  und  Uebungen  in  die  Fortbildungsschulen  und 
Aehnliches  die  Spiellust  namentlich  in  der  heranwachsenden  Jugend  zu 
wecken,  ein  Vorgehen,  das,  von  anderen  Momenten  abgesehen,  heutzutage 
noch  besondere  Beachtung  verdient  im  Hinblick  auf  die  dadurch  ermöglichte 
gesunde  und  segensreiche  Gestaltung  der  Sonntagsruhe  für  die  heran- 
wachsende Jugend.  Roth  (Köslin). 


E.  V.  Schenken  dorff:  Die  sociale  Frage  und  die  Erziehung 

zur  Arbeit  in  Jugend  und  Volk.  Vortrag,  gehalten  auf  dem 
elften  deutschen  Congress  für  erziehliche  Knaben -Handarbeit  zu 
Frankfurt  a.  M. 

Denksohrift  über  den  erziehlichen  Knaben -Handarbeits- 
unterricht. Den  deutschen  Landes-Unteriichtsverwaltungen  über- 
reicht vom  Vorstande  des  deutschen  Vereins  für  Knaben-Handarbeit. 

Der  Vortrag  v.  Schenke ndorff 's  betont  einleitend  die  Nothwendig- 
keit  der  Arbeitserziehung  des  deutschen  Volkes  als  einer  socialen  Aufgabe 
von  grösster  Bedeutung  und  erörtert  sodann  als  Mittel  hierzu  die  Knaben- 
Handarbeit,  die  Fortbildungsschulen,  die  Lehrwerkstätten  und  Fachschulen. 

Die  Denkschrift  über  den  erziehlichen  Knaben -Handarbeits- Unterricht 
bringt  eine  ausführliche  Darstellung  der  P^ntwickelung  des  Arbeitsunter- 
richtes und  erörtert  dessen  Bedeutung  nach  der  pädagogischen,  volkswirth- 
Hchaftlichen  und  socialen  Seite  ebenso  erschöpfend  wie  überzeugend.  Es 
schliessen  sich  hieran  Mittheilungen  über  die  Ausbreitung  des  Arbeitsunter- 
richtes an  geschlossenen  Erziehungsanstalten,  über  die  Verbreitung  desselben 
im  Auslande,  wie  über  den  gegenwärtigen  Stand  und  den  weiteren  Ent- 
wickelungsgang  desselben  in  Deutschland.  Both  (Köslin). 
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Dr.  Fritz  Elener:  Die  Praxis  des  Chemikers  bei  Unter- 
suchung von  Nahrungsmitteln  und  Gebrauchsgegen- 
ständen, Handelsproducten,  Luft,  Boden,  Wasser,  bei 
bacteriologischen  Untersuchungen,  sowiö  in  der  ge- 
richtlichen und  Harnanalyse.  Fünfte,  umgearbeitete  und 
vermehrte  Auflage.  Hamburg  und  Leipzig,  Leopold  Voss,  1893. 
Mit  148  Abbildungen  im  Text. 

Das  in  Fachkreisen  in  kurzer  Zeit  rasch  beliebte  Werk  Elsner's  liegt 
in  fünfter  Auflage  fertig  vor. 

Die  sympathische  Aufnahme,  welche  die  vorhergehenden  Auflagen  ge- 
funden haben,  wird  auch  dieser,  die  eine  Anzahl  neuer  Materien  (Peptone, 
Kefir,  Malzextract,  Schmieröle,  Kunstseide,  Verdauungs versuche  etc.)  auf- 
genommen hat,  sicherlich  zu  Theil  werden.   Die  Gründlichkeit  der  Beschrei- 
bung der  besten,  meist  selbst  geprüften  Methoden,  die  klare  Beurtheilung 
der  mit  Hülfe  dieser  Methoden  gewonnenen  Resultate,  die  Aufführung  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Bestimmungen,  die  in  den  Text  eingefügten  Tabellen 
und  das  in   der  Einleitung  über  Qualiflcation ,  Stellung  und  persönliche 
Sicherheit  des  Nahrungsmittelchemikers  Gesagte  machen  das  Buch  nicht  nur 
für  Xahrungsmittelchemiker  von  Fach  werthvoU,  sondern  auch  für  solche, 
die  es  werden  wollen. 

Für  diese  wüsste  Referent  kein   ähnliches  Werk  zu  nennen,  welches 
neben  der  Fülle   des  rein  Wissenschaftlichen  so  viel  des  Anregenden  böte. 

Dr.  Hasterlik   (München). 


R. Emmerich  und  H.  Trillich:    Anleitung  ZU  liygienisolien 

ünterSUOllungen.  (Nach  den  im  hygienischen  Institut  der  königl. 
Ludwig-Maximilians-Universität  zu  München  üblichen  Methoden  zu- 
sammengestellt.) Zweite  vermehrte  Auflage.  München,  M.  Rieger^sche 
Üniversitäts-Buchhandlung,  1892.    Mit  97  Abbildungen. 

Der  ausserordentlich  rasche  Absatz  der  ersten  Auflage,  welche  inner- 
lialb  Jahresfrist  bereits  vergriff'en  war,  spricht  für  die  Gediegenheit  des  vor- 
liegenden Werkes. 

Es  hat  sich  auch  über  Deutschlands  Grenzen  hinaus  Anerkennung  zu 
erwerben  gewusst,  —  die  theilweise  schon  ergänzte  erste  Auflage,  von 
"rof.  Dr.  Manfredi  ins  Italienische  übersetzt,  erfreut  sich  dort  seitens  der 
^  achgenossen  der  allgemeinen  Benutzung. 

Die  erste  Auflage  hat  in  wissenschaftlichen  Fachzeitschriften  eine  über- 
emstimmend  günstige  Beurtheilung  gefunden,  dem  Referenten  erübrigt  da- 
»^r  bloss  die  Aufgabe,  auf  jene  Capitel  hinzuweisen,  welche  in  der  zweiten 
^ttflage  neu  aufgenommen  wurden  oder  eine  Neubearbeitung  erfahren 
*^W  Hier  sind  zu  nennen  die  Abschnitte  über:  Das  Wichtigste  der 
^töchiometrie,    Abwässer    und    Canalisation,    die    Ermittelung 

▼hittlJaluMOhTifl  ftlr  Oonindheitapflege,  1894.  1 1 
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der  Oberflächengestaltung  bei  Untersuchung  des  Hodens,  im 
Capitel  Ventilation  die  RecknageTsche  Methode  zur  Bestimmung 
der  VentilationsgrÖsse  aus  zwei  Kohlensäurebestimmungen, 
und  das  Capitel  Heizung. 

Neben  der  „Indigomethode'^  zur  P>mitte]ung  des  Salpetersäure- 
gehaltes im  Wasser  findet  sich  erfreulicher  Weise  auch  die  exacte  Methode 
von  Schulze-Thiemann,  bei  der  UntersuchuDg  des  Petroleums  ist  der 
^fractionirten  Destillation''  Erwähnung  gethan,  im  Capitel  Milch  ist 
die  Untersuchung  geronnener  Milch,  die  Bestimmung  des  Schmutz- 
gehaltes der  Milch,  ferner  ist  die  Analyse  der  „thierischen  Fette'' 
mit  Hülfe  der  Methode  von  von  Hübl  und  Bechi  neu  aufgenommen. 
Die  sauberen,  schematischen  Abbildungen  erhöhen  den  Werth  des  sehr 
empfehlenswerthen  Werkes. 

Dr.  Hasterlik  (München). 
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Rindfichrelben  des  Reichskanzlers  (Relchsaiut  des  Innern)  Toni  t7.  Juni 
I8989  betr.  Maassnahmen  gegen  die  Cholera. 

Bei  der  zunehmenden   Ausbreitung  der  Cholera  in  Frankreich   und  deren 

Fortdauer  in  Russland  ist  die  Gefahr  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Seuche  im 

laufenden   Jahre   wieder    nach   Deutschland    eingeschleppt  wird.     Es  erscheint 

desshalb  geboten,  bereits  jetzt  alle  Vorbereitungen  zu  treffen,  um  erforderlichen 

Falls  ohne  Verzug  und  mit  Nachdruck  den  Kampf  gegen  die  Krankheit  wieder 

aufnehmen  zu  können. 

Wenngleich  die  Maassnahmen,  welche  ich  im  Vorjahre  mit  meinem  Schreiben 
Tom  29.  August  den  Bundesregierungen  empfohlen  habe,  sich  im  Allgemeinen 
bewährt  haben,  so  erschien  es  mir  doch  noth wendig,  dieselben  auf  Grund  der 
seitdem  gemachten  Erfahrungen  und  im  Hinblick  auf  die  Bestimmungen  der 
Dresdener  Sanitätsconvention  einer  Revision  durch  die  Choleracommission  unter- 
ziehen zu  lassen. 

Indem  ich  die  „Maassregelu**  in  der  abgeänderten,  durch  lateinische  (Cursiv-) 
Schriftzeichen  kenntlich  gemachten  Fassung  zur  gefalligen  Kenntnissnahme 
ergebenst  übersende,  gestatte  ich  mir,  der  in  meinem  Schreiben  vom  29.  August 
V.  J.  ausgesprochenen,  durch  die  Erfolge  des  letzten  Sommers  bestätigten  Ueber- 
zeugung,  dass  die  wirksame  Bekämpfung  der  Seuche  durch  ein  überall  gleich- 
massiges  Vorgehen  bedingt  ist,  wiederholt  Ausdruck  zu  geben,  unterlasse  aber 
nicht,  auch  diesmal  hervorzuheben,  dass  nicht  auf  formelle,  sondern  nur  auf 
materielle  Uebereinstimmung  der  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  getroffenen 
Maassnahmen  mit  den  in  der  Anlage  aufgestellten  Grundsätzen  Werth  zu  legen 
ist.  Wenn  ich  hierbei  wie  im  Vorjahre  davon  Abstand  nehme,  im  Bundesrath 
eine  Verständigung  über  die  zu  treffenden  Maassnahmen  herbeizuführen,  so  ist 
hierfür  ausser  der  Dringlichkeit  der  Angelegenheit  die  Erwägung  bestimmend 
gewesen,  dass  eine  einheitliche  Regelung  der  JSeuchenpolizei  für  das  Reich  durch 
das  im  Entwurf  vorliegende,  vom  Bundesrath  bereitn  angenommene  Gesetz,  be- 
treffend die  Bekämpfung  gemeingefährlicher  Krankheiten,  in  Aussicht  steht. 
Da  die  Ausführungsbestimmungen  zu  diesem  Gesetze  vom  Bundesrathe  zu  be- 
achlie^sen  sein  werden,  erschien  es  nicht  zweckmässig,  denselben  vorher  mit 
Verhandlungen  in  der  gleichen  Richtung  zu  befassen.  Uebrigeus  stimmen  die 
beifolgenden  Maassnahmen  mit  den  Grundsätzen  jenes  Entwurfes  vollständig 
übercin;  nur  ist,  entsprechend  dem  Beschluss  des  Bundesrathes  vom  22.  d.  M. 
<Band(*8rath8-Protokolle  §.  4(>3),  betreffend  die  Dresdener  Sanitätsconvention,  dem 
Inhalt  der  letzteren  bei  Umarbeitung  der  Maassnahmen  Rechnung  getragen, 
damit  die  Bestimmungen  der  Uebereinkunft  schon  vor  der  formellen  Ratification, 
«oweit  thunlich,  in  Anwendung  gebracht  werden. 

Im  Einzelnen  gestatte  ich  mir,  auf  die  Ausführungen  meines  Schreibens 
vom  29.  August  v.  J.  ergebenst  Bezug  zu  nehmen  und  nur  hinsichtlich  einiger 
Abänderungen  Folgendes  zu  bemerken: 

1.  Nach  Titel  I  der  Anlage  I  zur  Dresdener  Sanitätscouvention  ist  die 
Reichflverwaltung  verpflichtet,  den  der  Uebereinkunft  beigetretenen  Staaten  die- 
jenigen Orte  des  Reiches,  an  denen  sich  ein  Choleraherd  gebildet  hat,  mit- 
xatheilen.    Diese  Verpflichtung  wird  sie  nur  dann  erfüllen  können,   wenn  eine 

11* 
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g^emcinsame  Meldestelle  besteht,  welche  vou  alleu  in  Deutschland  vorkommenden 
Cholerafällen  unverzüglich  Kenntnis»  und  dadurch  die  Möglichkeit  erlangt,  nach 
einheitlichen  Grundsätzen  zu  beurtheileu,  an  welchen  Orten  Choleraherde  als 
vorhanden  anzunehmen  sind.  Zu  einer  solchen  Stelle  eignet  sich  das  kaiserliche 
Gesundheitsamt.  Es  ist  desshalb  in  Ziffer  1  der  Maassnahmen  statt  der  bis- 
herigen telcgraphischen  Benachrichtigung  des  Keichsamtes  des  Innern  von 
jedem  Cholerafall  in  einer  Stadt  die  telegraphische  Verständigung  des  Gesund- 
heitsamtes von  jedem  ersten  festgestelten  Cholerafall  in  einer  Ortschaft  vor- 
gesehen. Die  tägliche  telegraphische  Uebermittelung  gedrängter  Uebersichten 
über  weitere  Cholera -Erkrankungs-  und  -Todesfälle  hat  sich  aus  den  bereits  in 
meinem  Schreiben  vom  7.  September  v.  J.  erörterten  Gründen  als  dringend 
wünschenswerth  erwiesen  und  ist  jetzt  um  so  weniger  entbehrlich,  wenn  das 
Gesundheitsamt  in  der  Lage  sein  soll,  über  Bildung  von  Choleraherden  sich  ein 
zutreffendes  Urtheil  zu  bilden.  Jedoch  hat  das  im  vergangenen  Jahre  auf- 
gestellte Formular  für  die  dem  Gesundheitsamt  einzusendenden  Wochennach- 
weisungen  eine  wesentliche  Vereinfachung  erfahren. 

Auf  Grund  der  mir  zugehenden  Berichte  des  Gesundheitsamtes  werde  ich 
die  Mittheilung  etwaiger  Choleraherde  an  die  Vertreter  der  der  Dresdener  Sani- 
tätsconvention beigetretenen  ausländischen  Staaten  von  hier  aus  bewirken  und 
zugleich  die  Bundesregierungen  von  dem  Veranlassten  in  Kenntniss  setzen.  Auch 
werde  ich  Sorge  tragen,  dass  sämmtlichen  Bundesregierungen  täglich  eine  Zu- 
sammenstellung der  bei  dem  Gesundheitsamt  eingehenden  Cholcrameldungen  aus 
dem  Reiche  kurzer  Hand  zugeht. 

2.  Um  voreiligen  Beschränkungen  des  Verkehres  durch  die  nach  Nr.  5  der 
Maassnahmen  zulässige  Einführung  der  Meldepflicht  für  zureisende  Personen 
vorzubeugen,  wird  es  sich  empfehlen,  ausschliesslich  die  höheren  Verwaltungs- 
behörden zum  Erlass  bezüglicher  Anordnungen  zu  ermächtigen:  Auch  wird  die 
Meldepflicht,  um  unnöthige  Belästigungen  zu  vermeiden,  nur  den  Ankömmlingen 
aus  solchen  von  der  Cholera  ergriffenen  Orten  oder  Bezirken  aufzuerlegen  sein, 
wo  sich  ein  Seuchenherd  gebildet  hat. 

8.  Als  besonders  gefahrliche  Wege  für  die  Weiterverbreitung  der  Cholera 
haben  sich  wie  bei  früheren  Epidemieen  so  auch  im  Vorjahre  die  Wasserstrassen 
gezeigt.  Es  wird  desshalb  geboten  sein,  dem  Verkehr  auf  den  Binnenwässcm 
besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden.  Anlage  IV  zu  Nr.  6  der  Maassnahmen 
enthält  eine  Zusammenstellung  derjenigen  Grundsätze,  welche  für  die  Einrich- 
tung einer  gesundheitspolizeilichen  Ueberwachung  des  Binuen8chifffahi*t8  -  und 
Flössereiverkehrs  auf  Grund  der  vorjährigen  Erfahrungen  und  vorbehaltlich  der 
mich  Maassgabe  örtlicher  Verhältnisse  etwa  gebotenen  Aenderungen  anempfohlen 
werden  können. 

4.  Die  in  Nr.  7  der  Maassnahmen  ausgesprochene  Verpflichtung  der  Polizei- 
behörden, die  Ausfuhr  bestimmter  Waaren  aus  solchen  Orten,  an  denen  sich  ein 
Choleraherd  gebildet  hat,  zu  verbieten,  beruht  auf  den  Bestimmungen  des 
Titels  III  der  Anlage  I  der  Dresdener  Sanitätsconvention,  wonach  die  Beschran- 
kung der  Schutzmstassregelu  auschliesslich  auf  verseuchte  Bezirke  an  die  Voraui«- 
Hctzung  geknüpft  ist,  dass  die  Regierung  des  verseuchten  Landes  die  erforder- 
lichen Anordnungen  trifft,  um  die  Ausfuhr  solcher  Gegenstände,  welche  Trager 
des  Ansteckungsstoffes  sein  können,  aus  dem  verseuchten  Bezirk  zu  verhüten. 
Auch  ist  es  nur  dann  unbedenklich,  von  jedem  Einfuhrverbot  gegen  inläudische 
Choleraorte  Abstand  zu  nehmen  (Abs.  2  der  Nr.  7  der  Maassnahmen),  wenn 
durch  entsprechende  Vorschriften  die  Ausfuhr  ansteckungsverdächtiger  Waaren 
aus  einem  verseuchten  Ort  oder  Bezirk,  soweit  mtiglich,  verhindert  wird. 

Sollten  Einfuhrverbote  gegenüber  dem  Auslände  sich  als  nothwendig  erweisen, 
HO  werden  dieselben  auf  die  in  Titel  IV,  Abtheilung  I  der  Anlage  I  der  Dresdener 
Sanitätsconveution  aufgeführten  Gegenstände  beschränkt  bleiben  müssen.  Ich 
gehe  davon  aus,  dass  solche  Einfuhrverbote  wie  im  vergangenen  Jahre,  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  durch   landespolizeiliche   Verordnung  erlassen   werden. 
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Zur  Herbeiführung  thunlichster  Einheitlichkeit  gegcuüher  deu  ausläudischen 
Regierungen  darf  ich  jedoch  ergebenst  ersuchen,  vor  dem  Erlass  von  Einfuhr- 
▼erboten,  sofern  es  sich  nicht  lediglich  um  eine  Beschränkung  des  Waaren- 
rerkehrs  in  den  Grenzbezirken  handelt,  sich  mit  mir  gefälligst  ins  Benehmen 
fetzen  zu  wollen. 

5.  Mit  Kücksicht  auf  die  Wichtigkeit,  welche  einer  schleunigen  Feststellung 
des  Charakters  der  Krankheit  bei  zweifelhaften  ErkrankungsfaUen  für  die  wirk- 
same Einleitung  der  Unterdrückungsmaassnahmen  zukommt,  ist  in  Abtheilung  II, 
Litt.  B.  der  Maassnahmen  ein  besonderer  Hinweis  auf  die  Einsendung  geeigneter 
L'ütersuchungsobject«  an  die  mit  der  bacteriologischen  Untersuchung  betrauten 
J>tellen  aufgenommen.  Die  der  Anlage  VIII  beigegebene  „Anweisung  zur  Ent- 
nahme und  Versendung  choleraverdächtiger  Untersuch ungsobjecte"  enthält  nur 
an  zwei  Stellen  Abänderungen  von  der  mit  meinem  Schreiben  vom  4.  September 
V.  J.  übersandten  gleichartigen  Anweisung. 

6.  Die  Bestimmungen  über  die  Absonderung  cholerakranker  Personen,  sowie 
über  deren  Unterbringung  in  ein  Krankenhaus  haben  eine  von  dem  vorjährigen 
Wortlaut  abweichende,  dem  Text  des  §.  13  des  Seucheugesetz- Entwurfes  ange- 
paßte Fassung  erhalten.  Ihre  Durchführung  wird  selbstverständlich  nur  in  den- 
jenigen Bundesstaaten  in  Betracht  kommen  können,  wo  ein  Krankenhauszwang 
zalässig  ist. 

IHe  Anlage  III  der  Maassnahmen,  enthaltend  die  Grundsätze  für  die  Ein- 
richtung des  Eisenbahnverkehrs  in  Cholerazeiten,  werde  ich  mir  mittelst  be- 
sonderen Schreibens  binnen  Kurzem  nachzusenden  gestatten  i). 

Inwieweit  es  sich  empfiehlt,  die  Maassnahmen  in  der  neuen  Fassung  ihrem 
ganzen  Umfange  nach  zur  Kenntniss  der  betheiligten  Kreise  zu  bringen  oder 
lediglich  die  Abänderungen  und  Ergänzungen  im  Anschluss  an  die  vorjährigen 
Bekanntmachungen  zu  veröffentlichen,  darf  ich  der  gefalligen  dortseitigen  Er- 
wägung ergebenst  anheimstellen.    Mit  l)e8onderem  Dank  würde  ich  es  erkennen, 

wenn  d geneigt  wäre ,  im  Hinblick  auf  die  vielfach   übertriebeneu, 

Handel  und  Verkehr  unnöthiger  Weise  schädigenden  Maassnahmen,  wie  sie  von 
finzehen  Localbehörden  im  vorigen  Jahre  getroffen  sind,  die  Behörden  mit 
Weisung  dahin  zu  versehen,  dass  über  die  in  den  Anlagen  aufgeführten  Be- 
schränkungen des  Personen-  und  Waaren verkehr»  bei  der  Abwehr  und  Be- 
kämpfung der  Cholera  in  keinem  Falle  hinausgegangen  werden  darf. 

Von  den  dortseits  ergehenden  Anordnungen  zur  Bekämpfung  der  Cholera 
ersache  ich,  wie  im  Vorjahre,  dem  kaiserlichen  Gesundheitsamte  nach  Maassgabe 
meines  Schreibens  vom  13.  Mai  1885  gefälligst  regelmässig  Mittheilung  machen 
ztt  wollen. 


Maassregeln  gegen  die  Cholera. 
A.    Allgemeine  Maassnahmen  seitens  der  Behörden. 

1.  Die  Polizeibehörden  müssen  von  jedem  Erkrankungs-  oder  Todes- 
f «lle  an  Cholera  oder  choleraverdächtigen  Krankheiten  sofort  in  Kenntniss 
gesetzt  werden.  Wo  bereits  eine  Verpflichtung  zur  Anzeige  derartiger  Erkran- 
knng«.  xiad  Todesfalle  besteht,  solle  dieselbe  neu  eingeschärft  werden,  wo  sie  noch 
Äicht  oder  nur  betreffs  der  Erkrankungsfälle  besteht,  ist  sie  einzuführen  bezw. 
»if  die  Todesfälle  auszudehnen.  Namentlich  sind  auch  die  Führer  der  Fluss- 
falirzenge  zur  Anzeige  der  auf  diesen  vorkommenden  Fälle  zu  verpflichten.  Auf 
Grund  der  eingegangenen  Anmeldungen  haben  die  Ortspolizeibehörden  Listen 
nach  anliegendem  Muster  (Anlage  I)  fortlaufend  zu  führen. 

')  Ist  inzwischen  durch  Rundsrhrei  be  n  vom  13.  Juli  d.  J.  geselielien  und  die 
^a^  ni  nachstehend  mit  abgedruckt. 
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Die  Polizeibehörde  hat^  sobald  der  Ausbruch  oder  der  Verdacht  des  Auf- 
tretens con  Cholera  (jemeldet  ist,  unverzüglich  Ermittelungen  durch  drn  6tf- 
amteten  Arzt  über  Art,  Stand  und  Ursache  der  Kranlheit  vornehmen  zu  lassen. 

Jeder  erste  festgestellte  Cholerafall  in  ein^'  Ortschaft  ist  alsbald  ttle- 
graphisch  dem  kaiserlichen  Gesundheitsamte  mitzutheilen ;  demselben  sind  ferner 
täglich  gedrängte  Vebersichten^  über  die  weiteren  Krlranlungs-  uwl  TodeJifälJe 
unter  Benennung  der  Ortschaften  und  Bezirke  auf  gleichem  Wege  zu  übermitteln. 

Ausserdem  ist  über  den  Verlauf  der  Seuche  in  den  einzelnen  Ortschaften 
iröch entlich  dem  kaiserlichen  Gesundheitsamte  nach  Maassgabe  des  anliegenden 
Formulars  (Anlage  II)  Kenntniss  zu  geben.  Die  Wochenberichte  sind  so  zeitig" 
abzuscDdcu,  dass  bis  Moutag  Mittag  die  Mittheil ungcn  über  die  in  der  vorau- 
gegangencn  Woche  bis  SonuaV)eud  einschliesslich  gemehleten  Erkrankungen  und 
Todesfälle  im  Gesundheitsamt  eingehen. 

Hat  sich  an  einem  Orte  ein  Choleraherd  entwickelt,  so  ist  es  noth wendig, 
dass  fortlaufende  Nachrichten  über  den  Gang  und  Stand  der  Seuche,  womöglich 
t-äglich,  in  geeigneter  Weise  zur  öftenllichen  Kenntniss  gebracht  werden. 

2.  Die  zuständigen  Behörden  haben  ihr  besonderes  Augenmerk  darauf  zu 
richten,  ob  etwa  Messen,  Märkte  und  andere  Veranstaltungen,  welche  ein 
ähnliches  gefährliches  Zusammenströmen  von  Menschen  zur  Folge  haben ,  an 
oder  in  der  Nähe  solcher  Orte  zu  verhindern  sind,  in  welchen  die  Cholera  aus- 
gebrochen ist. 

3.  Schulkinder,  welche  ausserhalb  des  Schulortes  wohnen,  dürfen,  so  lauge 
in  dem  letzteren  die  Cholera  herrscht,  die  Schule  nicht  besuchen,  desgleichen 
müssen  Schulkinder,  in  deren  Wohnort  die  Cholera  herrscht,  vom  Besuch  der 
Schule  in  einem  noch  cholerafreien  Orte  ausgeschlossen  werden.  An  Orten,  wo 
die  Cholera  heftig  auftritt,  sind  die  Schulen  zu  schliessen. 

Gleichartige  Bestimmungen  müssen  auch  hinsichtlich  des  Besuches  jedes 
anderweitigen  Unterrichtt^s  erlassen  werden. 

4.  Für  den  Eisenbahnverkehr  gelten  die  in  der  Anlage  III  enthaltenen 
Bestimmungen. 

5.  Die  PolizciViehördc  eines  Ortes  wird  je  nach  den  Umständen  auf  solche 
Personen  ein  besonderes  Augenmerk  zu  richten  haben,  welche  dort  sich  auf- 
halten, nachdem  sie  kurz  zuvor  in  von  der  Cholera  heimgesuchten 
Orten  gewesen  waren.  Es  empfiehlt  sich,  die  Zugereisten  einer,  ««(7*  ärzt- 
lichem Dafürhalten  zu  hemessenden,  aber  nicht  über  fünf  Tage  rom  Tage  der 
Abreise  aus  dem  Choleraorte  hinausgehen'! en  Beobachtung  zu  unterstellen;  jedoch 
in  schonender  Form  und  so,  dass  Belästigungen  der  Personen  thunlichst  ver- 
mieden werden. 

Die  von  der  Landescentralstelle  für  zuständig  erkläiien  Verwaltungsbehörden 
können  für  den  Umfang  ihres  Bezirkes  oder  für  Theile  desselben  anordnen  ^  dass 
zureisende  Personen,  sofern  sie  sich  innerhalb  einer  Frist  von  fünf  Tagen  vor 
ihrer  Ankunft  in  von  Cholera  betroff e^ten  Orten  oder  Bezirken  aufgehalten 
haben,  ihre  Ankunft  der  Ortspolizeibehörde  schriftlich  oder  mündlich  zu  melden 
haben. 

G.  Besondere  Maässregeln ,  insbesondere  Beschränkungen  des  AufetUhaltes 
oder  der  Arbeitsstätte,  können  bei  Krankheits-  oder  Ansteckungs verdacht  erforder- 
lich werden  gegen  Obdachlose  oder  einen  festen  Wohnsitz  nicht  be- 
sitzende oder  beruf s-  oder  gewohnheitsmässig  umherziehende  Personen 
[Zigeuner,  Landstreicher,  fremdländische  Auswanderer,  die  Bevölkerung  der  Fluss- 
fahr zeuge,  und  der  die  öffentlichen  Gewässer  befahrenden  Holzflösse). 

7.  Die  Polizeibehörde  des  von  Cholera  ergriffenen  Ortes  hat  dafür  zu  sorgen, 
tiass  inficirte  oder  in fect ionsverdächtige  Gegenstände  vor  tvirksamer  Desinfection 
nicht  in  den  Verkehr  gelangen.  Insbesondere  ist  doii ,  wo  sich  ein  Choleraherd 
entwickelt  hat,  die  Ausfuhr  von  Milch,  von  gebrattchter  Leibwäsche,  gebrauchtem 
Bettzeug,  alten  und  getragenrn  Kleidungsstücken,  sowie  von  Hadern  und  Lumpen 
zu    verbieten.     Ausgenommen    sind  die   auf   hgdraulisclteni    Wege    zummmen- 
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gepressten^  in  mit  Eisenband  verschnürten  BaUen  im  Gronshandel  versandten 
Lumpen^  ferner  neiie  Abfälle,  die  direct  aus  Spinnereien,  Webereien,  Confectians- 
und  Bleiclianstalten  kommen,  Kunstucolle,  neue  Papierschnitzel,  sowie  endlich 
unuerdächtiges  Reisegepäck.  Für  den  Post  packet  cerkehr  am  ChdUraortscIiaften 
kann  vorgeschrieben  werden,  dass  der  Inhalt  der  Packete  auf  der  Verpnckuiuj 
oder  der  Begleitadresse  bezeichnet  sein  muss, 

Einfuhrverbote  gegen  inländische  Choleraort^f  sind  nicht  zulässig, 
Ititcieweit  die  Einfuhr  bestimmter  Waarengegetuttände  aus  dem  Auslange  zu 
untersagen  ist,  unterliegt  der  Bestimmung  der  Landescentralbehörde. 

Es  kann  angebracht  sein,  gebrauchte  Betten,  Leib-  und  Bettwäsche  und 
Kleid nngsstäcke ,  welche  aus  Choleraorten  mitgebracht  sind,  zu  desiuficircn. 
Ausserdem  dürfen  nur  solche  GegenMände ,  welche  nach  ärztlichem  Dafürhalten 
ah  mit  Choleraentleemngen  beschmutzt  anzusehen  sind,  zwangsweise  einer  Des- 
infection  unterworfen  werden. 

R  Im  Uebrigen  ist  eine  Beschränkung  des  Gepäck-  und  Güterverkehrs  sowie 
des  Verkehrs  mit  Post-  (Brief-  und  Packet-)  Sendungen  nicht  zulässig. 

9.  Für  den  Transport  der  Kranken  sind  dem  öffentlichen  Verkehr 
dieuende  Fuhrwerke  (Droschken  u.  dergl.)  nicht  zu  benutzen.  Hat  eine  solche 
Benutzung  trotzdem  stattgefunden,  so  ist  das  Gefährt  zu  desinficiren. 

10.  Die  Leichen  der  an  Cholera  Gestorbenen  sind  in  mit  einer  des- 
injücirenden  Flüssigkeit  getränkten  Tüchern  gehüllt  einzusargen.  Der  Sarg  muss 
dicht  unfl  am  Boden  mit  einer  reichlichen  Schicht  Sägemehl,  Torfmull  oder  eines 
anderen  aufsaugenden.  Stoffes  bedeckt  sein.  Die  Leichen  sind  thunlichst  bald 
ans  der  Behausung  zu  entfernen,  namentlich  dann,  wenn  ein  gesonderter  Raum 
für  die  Aufstellung  nicht  vorhanden  ist.  Das  Waschen  der  Leicheti  ist  :h  ver- 
meiden. Ihre  Ausstellung  im  Sterbehause  oder  im  offenen  Sarge  ist  zu  unter- 
teil, das  Leichengefolge  möglichst  zu  beschranken  und  dessen  Eintritt  in  die 
Sterhewohnung  zu  verbieten. 

Die  Beerdigung  der  Choleraleichen  ist  unter  Abkürzung  der  für  gewöhnliche 
Zeiten  vorgeschriebenen  Fristen  thunlichst  zu  beschleunigen. 

Die  Beförderung  von  Leichen  solcher  Personen,  welche  an  der  Cholera  ge- 
storben sind,  nach  einem  anderen,  als  dem  ordnungsmässigeu  Beerdigungsorte, 
i«t  zu  untersagen. 

11.  In  den  von  Cholera  ergriffenen  oder  bedrohten  Ortschaften  ist  die  ge- 
*'*ndheitspolizeiliche  Beaufsichtigung  des  Verkehrs  mit  Nahrungs-  und  Ge- 
DTigBinitteln  besonders  sorgfältig  zu  handhaben.  In  Ausnahmefällen  kann  es 
lulthig  werden,  Verkaufsräume  zu  schliessen  oder  Vorräthe  zu  vernichten. 

12.  Für  reines  Trink-  und  Gebrauchswasser  ist  bei  Zeiten  Sorge  zu 
tragen;  als  solches  ist  an  Choleraorten  das  Wasser  atis  Kesselbrunnen  von  ge- 
^''hnlicher  Bauart,  welche  gegen  Verunreinigung  von  oben  her  nicht  genügend 
9'''ichüUt  sind,  nicht  anzusehen  und  nicht  zu  benutzen,  wenn  vorwurfsfreies 
l^itungswasser  zur  Verfügung  steht.  Zu  empfehlen  sind  eiserne  ll<>hrenbrunnen. 
'^Iche  direct  in  den  Erdboden  und  in  nicht  zu  geringe  Tiefe  getrieben  sind 
(^^^essinische  Brunnen).  Wasserwerke  müssen  einer  beständigen  Aufsicht  unter- 
^wfen  sein  (vergl.  Anlage  V).  Brunnen,  welc/ie  nach  Lage  oder  Bauart  einer 
^esnndheitsgeiahrlichen  Verunreinigung  ausgesetzt  siml,  sind  zu  schliessen. 

Jede  Verunreinigung  der  Entnahmestelleu  von  Wasser  zum  Trink-  oder 
^aosgebrauch  und  ihrer  nächsten  Umgebung,  insbesondere  durch  Ilaushaltsabfalle, 
^^^  ^ü  cerbieten ,  insbesondere  ist  das  Spülen  von  Gefussen  und  Wäsche,  welche 
'"^it  Cholerakranken  in  Berührung  gekommen  sind,  an  den  Wasserentnahme- 
Stellen  oder  in  deren  Nähe  strengstens  zu  untersagen. 

13.  Für  rasche  Abführung  der  Schmutz wässer  aus  der  Nähe  der  Häuser 
»t  Sorge  zu  tragen.  In  öffentliche  Wasserläufe  oder  sonstige  Gewässer  sollten 
ochmntzwässer  atis  Choleraorten  nur  eingeleitet  werden,  nachdem  Desinfections- 
mittel  (Anlage  VI)  in  genügender  Menpfe  zugesetzt  worden  sind  und  ausreichend 
J*Äge  eingewirkt  haben. 
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14.  Vorhandene  Abtrittsgruben  sind,  so  lange  die  Epidemie  noch  nicht 
am  Orte  ausgebrochen  ist,  zu  entleeren;  während  der  Herrschai't  der  Epidemie 
dagegen  ist  die  Räumung,  wenn  thunlich,  zu  unterlassen. 

Eine  Desinfection  von  Abtritten  und  Pissoirs  ist  in  der  Regel  nach  nur  an 
den  dem  öffentlichen  Verkehr  zugänglichen,  nach  Lage  oder  Art  des  Verkehr» 
bcRonders  gefahrlichen  Anlagen  dieser  Art  (Eisenbahnstationen,  Gasthäusern  und 
dergleichen)  erforderlich.  Auf  peinliche  Sauberkeit  ist  in  allen  derartigen  öffent- 
lichen Anlagen  zu  halten. 

15.  Die  Desinfectionen  sind  nach  Maassgabe  der  anliegenden  Anweisung 
zu  bewirken.  In  grösseren  Städten  ist  auf  Einrichtung  öffentlicher  Desinfections- 
anstalten,  in  welchen  die  Anwendung  heisseu  Wasserdampfes  als  Desiufections- 
mittel  erfolgen  kann,  hinzuwirken.  Die  auf  polizeiliche  Anordnung  erfolgenden 
Deninfectionen  sollten  unentgeltlich  geschehen. 

16.  Eine,  etwa  nach  dem  Muster  der  Anlage  VII  auszuarbeitende  Be- 
lehrung über  das  Wesen  der  Cholera  und  über  das  während  der 
Cholerazoit  zu  beobachtende  Verhalten  ist  in  eindringlicher  Weise  zur 
Kenntniss  des  Publicum s  zu  bringen. 

B.    Besondere   Maassregeln.,    welche   an   den   einzelnen   von   Cholera 
bedrohten  oder  ergriffenen  Orten  zu.  treffen  sind. 

Wo  nicht  bereits  dauernd  Gesundheitscommissionen  bestehen  oder  für  den 
Fall  drohender  Choleragefahr  vorgesehen  sind,  sind  solche  einzurichten. 

8chon  vor  Ausbruch  der  Epidemie  sind  die  Zustände  des  Ortes  in  Bezug 
auf  di6  in  Abschnitt  A,  Nr.  11  bis  14  erwähnten  Punkte  einer  genauen  Unter- 
suchung zu  unterziehen  und  ist  auf  Beseitigung  der  vorgefundenen  Missstände 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  früher  vorzugsweise  von  Cholera  be- 
troffenen Oertlichkeiten,  hinzuwirken,  sowie  das  sonst  Erforderliche  in  die  Wege 
zu  leiten. 

Sobald  verdächtige  Krankheits-  oder  Todesfälle  vorgekommen ,  sind  geeignete 
flntersuchungsobjecte  in  vorgeschriebener  Verpackung  mit  jeder  nur  thunlichen 
Beschleunigung  an  die  von  den  Landesbehörden  im  Voraus  zu  bezeichnenden 
Stellen  behufs  bacteriologischer  Feststellung  zu  senden.  Es  ist  erwünscht,  dass 
in  dieser  Weise  bereits  vor  Eintreffen  des  beamteten  Arztes  vom  behandelnde^^ 
Arzt  vorgegangen  wird. 

Ist  die  QhoXevK  festgestellt j  so  sind: 

1.  die  Cholerakranken  von  anderen,  ah  den  zu  ihrer  Behandlung  und  Pflege 
bestimmten  Personen  abzusondern.  Kranke,  deren  ungunstige  häusliche  Ver- 
hältnisse eine  sachgemässe  Pflege  und  Absonderung  nicht  gestatten,  sind  —  falls 
der  beamtete  Arzt  es  für  unerlässlich  un/l  ohne  ihre  Schädigung  für  Zidästtig 
erklärt  —  in  ein  Krankenhaus  oder  in  einen  anderen  geeigneten  Unterkunfts- 
räum  zu  überführen. 

Verdächtig  Erkrankte  sind  bis  zur  Beseitigung  des  Verdachtes  wie  Cholera- 
kranke  zu  behandeln. 

Unter  Umständen  kann  es  sich  empfehlen,  die  Kranken  in  der  Wohnung 
zu  belassen  und  die  Gesunden  aus  derselben  fortzuschaffen.  Eine  derartige 
Evacuation  kann  noth wendig  werden  betreffs  derjenigen  Häuser,  welche  früher 
von  der  Cholera  gelitten  haben  und  ungünstige  sanitäre  Zustände  (UeberfüUung, 
Unreinlichkcit  und  dergleichen)  aufweisen.  Zur  Unterbringung  der  Evacuirten 
eignen  sich  am  besten  Gebäude  auf  frei  und  höher  gelegenen  Orten  und  nament- 
lich au  solchen  Stellen,  welche  in  früheren  Epidemieen  von  der  Seuche  verschont 
geblieben  sind. 

2.  Besonders  wichtig  ist  es,  bei  den  ersten  Fällen  in  einem  Orte  ein- 
gehende und  umsichtige  Nachforschungen  anzustellen,  wo  und  wie  sich  die 
Kranken  inficirt  haben,  um  gegen  diesen  Punkt  die  Maassregeln  in  erster 
Linie  zu  richten. 
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3.  Die  GesundheitsGommisRionen  haben  sich  beständig  durch  fortgesetzte 
Besuche  in  den  einzelnen  HäuBem  der  Ortschaft  über  den  Gesundheits- 
zustand der  Bewohner  inKenntniss  zu  erhalten,  den  sanitären  Zuständen 
derselben  (Reinlichkeit  des  Hauses  im  Allgemeinen,  Beseitigung  der  Haushalts- 
abfalle  und  Schmutzwässer ,  Abtritte  u.  s.  w.)  ihre  besondere  Aufmerksamkeit 
zuzuwenden  und  auf  die  Abstellung  von  Missständen  hinzuwirken,  namentlich 
auch  dif  Schliessitnfß  gefährlich  erscheinender  Brunnen  zu  veranlassen, 

4.  In  Häusern,  wo  Cholerafälle  vorkommen,  hat  die  Commission  die 
erforderlichen  Maassnahfnen  wegen  Desinfection  der  Abgänge,  sowie  der  Um- 
gebung des  Kranken  oder  Gestorbenen  in  die  Wege  zu  leiten  und  die  Aus- 
fuhrung zu  überwachen.  Ganz  besondere  Aufmerksamkeit  ist  der  Desinfection 
der  Betten  und  der  Leibwäsche  des  Kranken  oder  Gestorbenen  zu  widmen.  Um 
der  Verheimlichung  inficirter  Gegenstände  vorzubeugen,  ist  es  nöthig,  dass  ein»« 
Entschädigung 'für  vernichtete  Gegenstände  gewährt  werde. 

5.  Alle  Personen,  welche  vermöge  ihrer  Beschäftigung  mit  Cholera- 
kranken, deren  Effecten  oder  Entleerungen  in  Berührung  kommen  (Kranken- 
wärter, Desinfectoren ,  Wäscherinnen  u.  s.  w.),  sind  auf  die  Befolgung  der  Dea- 
infectionsvorschriften  (Anlage  VI)  besonders  hinzuweisen. 

6.  Der  Bedarf  an  U nterk u nft sräum e n ^  Pflegepersonal^  ärztliche 
Hilfe,  Arznei-,  Desinfectious-  und  Transportmitteln  ist  bei  Zeiten 
fifhtr  zu  stellen.  Desgleichen  ist  ein  Unum  zur  Unterbringung  von  Leichen  be- 
reit zu  halten. 


Anlage   1. 
Liste  der  Cholerafälle. 


/ 


Ort 


3. 


Wohnung  I      Fa- 


hler Er- 


(StraRee, 
Haus- . 
kran-  inuramer, 
kang   !    Stock- 
i    werk) 


milien- 
name 


4. 


üe- 


;>. 


6. 


7. 


8. 


schlecht 


Aher 


Stand       Stelle 
oder     '  der  Be- i     Tag 


Ge-       schäfli-  j 
werbe  !    gung 


I 


des  ICrkrankteii 

m.      I      w.       I 


der  Er- 
kran- 
kung 


Tag 

des 

Todes 


10. 

Bemer- 
kungen 
(insbeson- 
dere auch 
ob,  wann 
u.  woher 
zugereist) 


Zu  Anlage  I. 


Zählkarte. 

Ort  der  Erkrankung 

Wohnung   (Strasse,   Hausnummer,   Stockwerk) 

Des   Erkrankten 

Familienname 

Geschlecht:  männlich,  weiblich.    (Zutreffendes  ist  /u  unterstreichen) 

Alter 

Stand  oder  Gewerbe 

Stelle  der  Beschäftigung 

Tag  der  Erkrankung ,     .     .     .     . 

Tag  des  Tode» 

Bemerkungen 

(insbesondere  auch  ob,  wann  und  woher  zugereist) 
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Anlage  II. 

Wöohentlioh  dem  kaiserlichen  Gesundheitsamte   eimnisendende  Nach- 
weisung 

über  die  iti  der  Zeit  com  . . .  hin  . . .  ten  . . .  ISO  . .   corgekommetien  CftolernfitUf. 
Chol  erat' erdacht  ige  Fälle  t^ind  nicht  aufzunehmen. 


Nanioii  der 
Ortschaft 
(mit  Angabe 
«ies  Verwal- 
tungsbezirks) 

1. 


Einwoh- 
nerzahl 
(letzte 

Volkszäh- 
lunu) 

•2. 


Neu 
er- 
krankt 
»ind 

3. 


Davon  innerhidb 
der  Mzttn  5  Tage 
vor  der  Erkrankun;; 
oder  bereits  krank 

von  auswärts  zu-    ' 
gegangen 

4. 


(;e- 
stor- 
ben 
sind 

ö. 


Bemcrhmgtn,  in$- 

besondere  Tag  dta  Äu*- 

hruches  im  BerichUgahre : 

Angabe  des  Ortes,  trohtr 

die  ««  Spalte  4  an- 
geführten Personal   zu- 
gesogen  u,  s,  tr. 

6. 


Anlage  III. 

Grundsätze  für  die  Einrichtung  des  Eisenbahnverkehrs  in  Cholera- 
zeiten. 

1.  Von  den  Gesnndheitsbehörden  wird  den  Eisenbahndirectionen  mitgetheilt, 
welche  Stationen  mit  den  erforderlichen  Kranken transportmitteln  versehen  sind 
und  eine  geeignete  Krankenunterkunft  bieten.  Auf  allen  diesen  Stationen,  welche 
im  Folgenden  als  Krankenübergabestationen  bezeichnet  sind,  ist  von  der 
Kisenbahnverwaltung  vorsorglich  auf  die  Bereitstellung  der  erforderlichen  Räum- 
lichkeiten zur  vorläufigen  Unterbringung  von  auf  der  Eisenbahn  Erkrankten  bis 
zu  ihrer  Aufnahme  in  eine  Krankenanstalt  Bedacht  zu  nehmen.  Wenn  ein  be- 
sonderes Gelass  nicht  verfügbar  gemacht  werden  kann,  so  genügt  es,  einen  Kaum 
auszuwählen,  welcher  im  Bedürfnissfalle  sofort  behufs  Aufnahme  von  Kranken 
geräumt  werden  kann.  Im  Nothfalle  ist  der  Kranke  bis  zur  Abholung  in  dem 
auszurangirendeu ,  auf  ein  Ncbcngeleise  zu  stellenden  Wagen,  in  welchem  er  be- 
fördert worden  ist,  zu  ])elaascn. 

2.  Bei  Annäherung  der  Cholera  an  die  Grenze  werden  auf  den  von  den 
Landescentralbehörden  zu  bezeichnenden  Zollrevisionsstationen  des  Grenz- 
gebietes, wo  ein  erheblicher  Zutritt  von  ^eisenden  aus  dem  von  der  Cholera 
ergriffenen  Lande  stattfindet ,  Aerzte  bei  der  Ankunft  der  Züge  ständig  an- 
wesend sein,  um  an  der  Cholera  Erkrankten  oder  der  Erkrankung  Verdächtigen 
ihre  Hülfe  angedeihen  zu  lassen.  Eine  Untersuchung  aller  Reisenden  ist  nicht 
die  Aufgabe  der  Aerzte;  diese  werden  jedoch  bei  der  Zollabfertigung  anwesend 
sein  und  eintretenden  Falles  über  die  Noth wendigkeit  der  Desinfection  von 
schmutziger  Wäsche,  getragenen  Kleidungsstücken  und  sonstigen  etwa  mit 
Choleraentleerungen  beschmutzten  Gegenständen  f^ntscheidung  treft'cn  (vergleiche 
Nr.  13). 

3.  Im  Inneren  des  Landes  findet  beim  Auftreten  der  Cholera  eine  regel- 
mässige Untersuchung  der  Reisenden  nicht  statt;  es  werden  jedoch  dem  Personal 
die  Stationen  bekannt  gegeben ,  auf  welchen  Aer/.te  sofort  erreichbar  und  zur 
Verfügung  sind.  Die  Bezeichnung  dieser  Stationen  erfolgt  durch  die  Landes- 
centralbehörde  unter  Berücksichtigung  der  Verbreitung  der  Epidemie  und 
der  Verkehrsverhältnisse. 

4.  Auf  den  zu  2  und  3  bezeichneten  Stationen  sind  zur  V^omahme  der  Unter- 
suchung Erkrankter  die  erforderlichen  Räume,  welche  thunlichst  mit  einem 
C'loset  versehen  sein  oder  unmittelbar  zusammenhängen  müssen,  von  der  Eisen- 
bahnver waltung,  soweit  sie  ihr  zur  Verfügung  stehen,  herzugeben. 
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5.  Ein  VerzcichniBs  Rämmtlicher  unter  1  bis  8  bezeichneten  Stationen,  aus 
Welchen  auch  ersichtlich  ist,  wo  Aerzte  sofort  erreichV>ar  und  zur  Verfügung 
f>iiid,  ist,  nach  der  geographischen  Reihenfolge  der  Stationen  geordnet,  jedem 
Führer  eines  Zuges,  welcher  zur  Personalbeförderung  dient,  zu  übergeben. 

6.  Die  Schaffner  haben  dem  Zugführer  von  jeder  während  der  Fahrt  vor- 
kommenden auffälligen  Erkrankung,  insbesondere  von  schwerem  Brechdurchfall, 
sofort  Meldung  zu  machen. 

Die  Sorge  um  den  Erkrankten  hat  sich  zunächst  auf  eine  möglichst  be- 
queme Lagerung  desselben  zu  erstrecken  und  ist  Sache  desjenigen  Schaffners, 
«lessen  Aufsicht  der  betreffende  Wagen  untersteht. 

Der  Erkrankte  ist  der  nächsten  im  Verzeichniss  aufgeführten  Uebergabe- 
)<tation  zu  übergeben,  wenn  er  dies  wünscht  oder  wenn  sein  Zustand  eine 
Weiterbeforderung  unthunlich  macht.  Berührt  der  Zug  vor  der  Ankunft  auf 
der  nächsten  Uebergabestation  eine  Zwischenstation,  so  hat  der  Zugführer  sofort 
beim  Eintreffen  dem  diensthabenden  Stationsbeamten  Anzeige  zu  machen;  dieser 
hat  alsdann  der  Krankenübergabestation  ungesäumt  telegraphisch  Meldung 
za  erstatten,  damit  möglichst  die  unmittelbare  Abnahme  des  Erkrankten  aus 
dem  Zuge  selbst  durch  die  Krankenhausverwaltung,  die  Polizei-  oder  die  Ge- 
eaudheitsbehörde  veranlasst  werden  kann. 

Verlangt  der  Erkrankte  seine  Reise  fortzusetzen,  so  ist  die  ärztliche  Ent- 
Hcheidung  darüber,  ob  der  Reisende  weiter  befördert  werden  darf,  auf  der 
nächsten  Station,  auf  welcher  ein  Arzt  anwesend  ist,  einzuholen. 

Will  der  Erkrankte  den  Zug  auf  einer  Unterwegsstation  vor  der  nächsten 
lebergabestation  (Nr.  1)  verlassen,  so  ist  er  hieran  nicht  zu  hindern.  Der  Zug- 
führer hat  aber  dem  dienstha}>enden  Beamten  der  Station,  auf  welcher  der  Er- 
krankte deu  Zujr  verlässt,  Meldung  zu  macheu,  damit  der  Beamte,  falls  der  Er- 
krankte nicht  bis  zum  Eintreffen  ärztlicher  Hülfe  auf  dem  Bahnhofe,  vfo  er 
möglichst  zu  isoliren  sein  würde,  bleiben  will,  seinen  Namen,  Wohnort  und  sein 
Absteigequartier  feststellen  und  unverzüglich  der  nächsten  Polizeibehörde  unter 
Angabe  der  näheren  Umstände  mittheilen  kann. 

7.  Sobald  eine  Choleraerkrankunqr  eintritt,  sind  sämmtliche  Mitreisende, 
ausgenommen  Angehörige  des  Erkrankten,  welche  zu  seiner  Unterstützung  bei 
ihm  bleiben  wollen,  aus  dem  Wagenabt  heil,  in  welchem  sich  der  Erkrankte  be- 
findet, und  wenn  mehrere  Wagcnabtheile  einen  gemeinschaftlichen  Abort  haben, 
^08  diesen  sämmtlichen  Abtheileu  zu  eutferneu  und  in  einem  anderen  Abtheil 
und  zwar  abgesondert  von  den  übrigen  Reisenden  unterzubringen.  Bei  der  An- 
kunft auf  der  Krankenübergabestation  sind  diejenigen  Personen,  welche  sich  mit 
dem  Kranken  in  demselben  Wagenabtheil  befunden  haben,  sofort  dem  etwa  an- 
legenden Arzte  zu  bezeichnen,  damit  dieser  denselben  die  nöthigen  Weisungen 
^rt heilen  kann. 

Im  Uebrigeu  niuss  das  Eisenbahnpersonal  beim  Vorkommen  verdächtiger 
'Erkrankungen  mit  der  grössten  Vorsicht  und  Ruhe  vorgehen,,  damit  Alles  ver- 
™*eden  wird,  was  zu  unnöthigen  Besorgnissen  unter  den  Reisenden  f)der  Vjeim 
Rostigen  Publicum  Anlass  geben  könnte. 

ä.  Der  Wagen,  in  welchem  sich  ein  Cholerakranker  befunden  hat.  ist  sofort 
*"88er  Dienst  zu  stellen  und  der  nächsten  geeigneten  Station  zur  Desinfectiou 
^^  übergeben.  Die  näheren  Vorschriften  über  diese  Desiofection,  sowie  über 
d*^  sonstige  Behandlung  der  Eisenbahn-Personen-  und  Schlafwagen  bei  Cholera- 
gefahr enthält  die  als  Anlage  I  beigefügte  Anweisung. 

9.  Mit  dem  Inhalte  der  in  Anlage  II  beigefügten  Anweisung  zur  Ausführung 
^^f  Desinfection  bei  Cholera  sind  sämmtliche  Eisenbahnbeamte  genau  bekannt 
'«  machen. 

Die  Zngbeamten  haben,  wenn  sie  mit  Ausleerungen  Erkrankter  in  Berührung 
Rckommentind,  «ich  sorgfältig  zu  reinigen  und  etwa  beschmutzte  Kleidungsstücke 
desinficii-^Q  evl  lassen  (vergl.  Anlage  VI);  die  in  gleiche  Lage  gekommenen  Reisen- 
den sind  auf  die  Noth wendigkeit  derselben  Maassnahmen  aufmerksam  zu  machen. 
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Alle  Personen,  welche  mit  Gholerakranken  in  Berührung  kommen,  müssen 
nach  stattgehabter  gründlicher  Reinigung  ihrer  Hände  unbedingt  vermeiden,  die 
let4steren  mit  ihrem  Gesicht  in  Berührung  zu  bringen,  da  durch  directe  Zu- 
führung des  Krankheitsstoffes  durch  den  Mund  in  den  Körper  eine  Ansteckung 
«rfolgen  kann.  Es  ist  desshalb  auch  streng  zu  vermeiden,  während  oder  nach 
<iem  Umgänge  mit  Kranken  vor  erfolgter  sorgfaltiger  Reinigung  der  Hände  zu 
rauchen  oder  Speisen  und  Getränke  zu  sich  zu  nehmen. 

10.  Eine  besondere  Sorgfalt  ist  der  Erhaltung  peinlicher  Sauberkeit  in 
allen  Bedürfnissanstalteu,  Abtritten  und  Pissoirs  auf  den  Stationen  zuzuwenden; 
die  Sitzbretter  der  Aborte  sind  durch  Abwaschung  mit  einer  Lösung  von  Kali- 
seife  (siehe  Anlage  VI  unter  I,  3)  mindestens  einmal  täglich  zu  reinigen.  Eine 
Desiufection  der  Aborte,  welche  alsdann  mit  Kalkmilch  (siehe  Anlage  VI  unter 
II,  8)  und  unter  wiederholtem  Uebergiessen  der  Fussböden  mit  Kalkmilch,  soweit 
sie  diese  Behandlung  vertragen,  zu  bewirken  ist,  erfolgt  lediglich  auf  den 
Stationen  der  Orte,  an  welchen  die  Cholera  ausgebrochen  ist,  und  auf  solchen 
Stationen,  wo  dies  ausdrücklich  angeordnet  werden  sollte.  Die  zur  Beseitigung 
üblen  Geruchs  für  die  warme  Jahreszeit  allgemein  getroffeneu  Bestimmungen 
werden  jedoch  hierdurch  nicht  berührt. 

11.  Der  Boden  zwischen  den  Gleisen  ist,  sofern  er  auf  den  Stationen  in 
Folge  Benutzung  der  in  den  Zügen  befindlichen  Bedürfnissanstalten  verunreinigt 
ist,  durch  wiederholtes  Uebergiessen  mit  Kalkmilch  gehörig  zu  desinficiren. 

12.  Eine  Beschränkung  des  Eisenbahngepäck-  und  Güterverkehrs 
findet,  abgesehen  von  dem  bezüglich  einzelner  Gegenstände  ergangenen  Ausfuhr- 
und  Einfuhrverbote,  nicht  statt. 

13.  Eine  Desiufection  von  Reisegepäck  und  Gütern  findet  küuftig 
nur  in  folgenden  Füllen  statt: 

a)  Auf  den  zu  2.  bezeichneten  Zollrevisionsst^tionen  erfolgt  auf  Anordnung 
der  ständig  anwesenden  Aerzte  die  Desiufection  von  schmutziger  Wäsche,  alten 
und  getragenen  Kleidungsstücken  und  sonstigen  Gegenstanden,  welche  zum  Ge- 
päck eines  Reisenden  gehören,  sofern  dieselben  nach  ärztlichem  Ermessen  als 
mit  Choleraentleernngen  beschmutzt  zu  erachten  sind. 

b)  Die  Desiufection  von  Express-,  Eil-  und  Frachtgütern  erfolgt  nur 
bei  solchen  Gegenständen,  welche  nach  Ansicht  der  Ortsgesundheitsbehördc  als 
mit  Choleraentleerungen  beschmutzt  zu  erachten  sind. 

Briefe  und  Correspondenzen ,  Drucksachen,  Bücher,  Zeitungen,  Geschäfts- 
papiere n.  8.  w.  unterliegen  keiner  Desiufection. 

Die  Einrichtung  und  Ausführung  der  Desiufection  wird  von  den 
iiesundheitsbehörden  veranlasst,  welchen  von  dem  Eisenbahn- 
personal  thunlichst  Hülfe  zu  leisten  ist. 

14.  Sämmtliche  Beamte  der  Eisenbahnverw^altung  haben  den  Anforderungen 
der  Polizeibehörden  und  der  beaufsichtigenden  Aerzte,  soweit  es  in  ihren  Kräften 
ffteht  und  nach  den  dienstlichen  Verhältnissen  ausführbar  ist,  unbedingt  Folge 
zu  leisten  und  auch  ohne  besondere  Aufforderung  denselben  alle  erforderlichen 
Mittheil II ngen  zu  machen.  Von  allen  Dienstanweisungen  und  Maassnahmen 
gegen  die  Choleragefahr  und  von  allen  getroffenen  Anordnungen  und  Einrich- 
tungen ist  stets  sofort  den  dabei  in  Frage  kommenden  Gesundheitsbehörden 
Mittheilung  zu  machen. 

15.  Ein  Auszug  dieser  Anweisung,  welcher  die  Verhaltungsmaassregeln  für 
das  Eisenbahnpersonal  bei  choleraverdächtigen  Erkrankungen  auf  der  Eisen- 
bahnfahrt enthält,  ist  in  Anlage  2  beigefügt.  Von  diesen  Verhaltungsmaass- 
regeln ist  jedem  Fahrbeamten  eines  jeden  zur  Personenbeförderung  dienenden 
Zuges  ein  Abdruck  zuzustellen. 

16.  Von  jedem  durch  den  Arzt  als  Cholera  erkannten  Erkrankungsfall  ist 
seitens  des  betreffenden  Stationsvorstehers  sofort  dem  vorgesetzten  Betriebsamt 
lind  der  Ortspolizeibehörde  schriftliche  Anzeige  zu  erstatten,  welche,  soweit  sie 
zu  erlangen  sind,  folgende  Angaben  enthalten  soll: 
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a)  Ort  und  Tag  der  Erkrankung. 

b)  Name,  Geschlecht,  Alter,  Stan^  oder  Gewerbe  des  Erkrankten. 

c)  Woher  der  Kranke  zugereist  ist. 

d)  Wo  der  Kranke  untergebracht  ist. 

Unteranlage  l  zu  Anlafi^e  III. 

Anweisung:  über  die  Behandlung  der  Eisenbahn -Personen-  und  Schlaf- 
wagen bei  Choleragefahr. 

I.   Behandlung  der  gewöhnlichen  Personenwagen. 

1.  Während  der  Dauer  einer  Choleraepidemie  im  Inlande  oder  in  einem 
benachbarten  Gebiete  ist  für  eine  besonders  sorgfaltige  Reinigung  und  Lüftung 
der  Personenwagen  Sorge  zu  tragen. 

Die  in  den  Zügen  befindlichen  Bedürfnissaustalten  sind  regelmässig  zu  des- 
inficiren  und  zu  dem  Zweck  die  Trichter  und  Abfallrohre  nach  Reinigung  mit 
Kalkmilch  zu  bestreichen,  die  Sit*bretter  mit  Kaliseife  zu  reinigen  (vergl.  Nr.  4, 
Anlage  VI  unter  II,  b). 

2.  Ein  Personenwagen,  in  welchem  ein  Cholerakranker  sich  befunden  hat^ 
ist  sofort  ausser  Dienst  zu  stellen  und  der  nächsten  geeigneten  Station  zur  Des- 
infection  zu  überweisen,  welche  in  nachstehend  angegebener  Weise  zu  be- 
wirken ist. 

Bei  Personenwagen  1.  und  2.  Classe  sind  die  etwa  durch  Entleerung  des 
Kranken  beschmutzten  Stellen,  auch  der  Polsterungen,  mit  Lappen,  die  mit 
KahseifenlÖBung  (vergl.  Nr.  4)  befeuchtet  sind,  sorgfältig  und  wiederholt  abzu- 
reiben: demnächst  ist  der  inficirte  Wagen  durchweg  einer  gründlichen  Reinigung 
zu  unterwerfen,  und  sodann  in  einem  warmen,  luftigen  und  trockenen  Räume 
mindestens  sechs  Tage  lang  aufzustellen. 

Bei  Personenwagen  H.  und  4.  Classe  sind  die  inneren  und  äusseren  Seiteu- 
wände des  Wagens ,  Fussböden ,  Sitze ,  Trittbretter  mit  Kaliseif enlösuug  abzu- 
waschen, insbesondere  die  etwa  durch  Ausleerung  der  Kranken  beschmutzten 
Stellen  sorgföltig  und  wiederholt  abzureiben;  demnächst  ist  der  inficirte  Wagen 
mindestens  24  Stunden  lang  unbenutzt  an  einem  w^armen,  luftigen  und  trockenen 
Kaum  aufzustellen. 

Die  bei  der  Reinigung  beschmutzter  Stellen  verwendeten  Lappen  sind  zu 
verbrennen. 

3.  Bei  Massentrausporten  von  Personen  der  8.  und  4.  Wagenclasse,  welche 
au8  einer  von  der  Cholera  ergriffenen  Gegend  herkommen,  muss,  auch  wenn 
während  der  Fahrt  ein  Erkrankungsfall  sich  nicht  ereignet  hat,  besondere  Sorg- 
falt auf  die  Reinhaltung  der  Wagen  verwendet  werden.  Wenn  irgend  thunlich, 
sind  dieselben  nach  jedesmaliger  Beendigung  eines  solchen  Transportes  eben8o> 
zu  behandeln,  wie  bezüglich  der  Personenwagen  3.  und  4.  Classe  in  Nr.  2  be- 
stimmt ist.  Doch  können  die  Wagen,  nachdem  sie  trocken  geworden  sind,  sofort 
nieder  benutzt  werden. 

4.  Zur  Herstellung  von  Kalkmilch  wird  1  Liter  zerkleinerter  reiner  ge- 
brannter Kalk,  sogenannter  Fettkalk,  mit  4  Liter  Wasser  gemischt  und  zwar  in 
folgender  Weise: 

Es  wird  von  dem  Wasser  etwa  V4  Liter  in  das  zum  Mischen  bestimmte 
^efass  gegossen  und  dann  der  Kalk  hineingelegt.  Nachdem  der  Kalk  da^ 
^'a«8er  aufgesogen  hat  und  dabei  zu  Pulver  zerfallen  ist,  wird  er  mit  dem 
übrigen  Wasser  zu  Kalkmilch  verrührt. 

Dieselbe  ist,  wenn  sie  nicht  bald  Verwendung  findet,  in  einem  gut  ge- 
Bchlossenen  Gefasse  aufzubewahren,  und  kurz  vor  dem  Gebrauch  umzuschüttein. 

Zur  Herstellung  von  Kaliseifenlösung  werden  3  Thcile  Seife  (sogenannte 
^hmierseife  oder  grüne  oder  schwarze  Seife)  in  1(X)  Theilen  heissem  Wasser 
l?elÖ8t  (z.  B.  V2  kg  Seife  in  17  Liter  Wasser). 
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II.    Behaudlung  der  Schlafwagen,  und  der  in  denselben  befind- 
lichen  AusrüBtungsgc^enstände. 

1.  Werden  von  dem  Laufe  der  Schlafwagen  Gegenden  berührt,  in  welchen 
Oholerafälle  vorgekommen  sind,  so  muss  nach  Beendigtin<;i:  der  Fahrt  die  ge- 
brauchte WäRche  desinßcirt  werden.  Zu  diesem  Zweck  ist  dieselbe  mindestens 
24  Stunden  lang  in  einer  Lösung  von  Kaliseife  (vergl.  I,  Nr.  4)  zu  belassen, 
demnächst  mit  Wasser  zu  spülen  und  zu  reinigen.  Zur  Wäsche  sind  zu  rechuitn: 
die  Laken,  die  Bezüge  der  Bettkissen  uud  der  Decken,  sowie  die  Handtücher. 

2.  Die  Closets  sind,  wie  unter  I,  Nr.  1  bestimmt,  zu  behandeln. 

3.  Ist  ein  Schlafwagen  von  einem  Cholerakranken  oder  der  Cholera  ver- 
dächtigen Reisenden  benutzt  worden,  so  ist  ausserdem  die  Desinfection  des 
Wagens  selbst  erforderlich.  Letztere  hat  in  der  unter  I,  Nr.  2  vorgeschriebenen 
W^eise  zu  erfolgen,  jedoch  sind  die  von  dem  Kranken  benutzten  Bettkissen, 
Decken  und  beweglichen  Matratzen«  nachdem  sie  zunächst  mit  Kaliseifeulösung 
stark  angefeuchtet  sind ,  in  I)arapfapparat«n  zu  desinficiren.  Am  besten  sind 
«olche  Apparate,  in  welchen  der  Dampf  unter  Ueberdruck  (nicht  unter  Vjq  Atmo- 
sphäre) zur  Verwendung  kommt. 

4.  Für  den  Fall,  dass  es  sich  als  noth wendig  erweisen  sollte,  einen  Schlaf- 
wagenlauf gänzlich  einzustellen,  bleibt  Bestimmung  vorbehalten. 

IIL   Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  sinngemässe  Anwendung  bei  Er- 
krankungen von  Zug-  uud  Postbeamten  in  den  von  ihnen  benutzten  Ge].Hck- 
uud  Postwagen. 

2.  Die  mit  der  Desinfection  beauftragten  Arbeiter  haben  jedesmal,  wenn  sie 
mit  inßcirten  Dingen  in  Berührung  gekommen  sind,  sich  gründlich  zu  reinigen 
und  etwa  l)cschmutzte  Kleidungsstücke  desinficiren  zu  lassen  (vergl.  Anlage  VI). 

l'uteranlage  2  zu  Anlage  IIL 

Verhaltunersmaassregeln  für  das  Eisenbahnpersonal  bei  oholera* 
verdächtigen  Erkrankungen  auf  der  Eisenbalinfahrt. 

1.  Von  jeder  auffälligen  Krkraukung,  welche  während  der  Eisenbahnfahrt 
vorkommt,  insbesondere  von  schwerem  Brechdurchfall,  hat  der  SchaflTncr  dem 
Zugführer  sofort  Meldung  zu  machen. 

2.  Die  Sorge  um  den  Erkrankten  hat  sich  zunächst  auf  eine  möglichat  be- 
queme Lagerung  desFclben  zu  erstrecken,  und  ist  Sache  desjenigen  Schaffners, 
dessen  Aufsicht  der  betreffende  Wagen  untersteht. 

3.  Ein  Vcrzeichniss  sämmtlicher  Stationen,  welche  mit  den  erforderlichen 
Kraukentransportmitteln  ausgerüstet  sind  und  eine  geeignete  Krankenunterkunft 
bieten  (Krankenübergabestatiouen),  wird,  nach  der  geographischen  Reihenfolge 
der  Stationen  geordnet,  jedem  Führer  eines  Zuges,  welcher  zur  Personen- 
beförderung dient,  übergeben.  Aus  dem  Vcrzeichniss  ist  auch  ersichtlich,  auf 
welchen  Stationen  ständig  Aerzte  sofort  erreichbar  und  zur  Verfügung  sind. 

Der  Erkrankte  ist  der  nächsten  im  Vcrzeichniss  aufgeführten  Uebergubo- 
station  zu  übergeben,  wenn  er  dies  wünscht  oder  wenn  sein  Zustand  eine 
Weiterbeförderung  unthunlich  macht.  Berührt  der  Zug  vor  der  Ankunft  auf 
der  nächsten  Uebergabestation  eine  Zwischenstation,  so  hat  der  Zugführer  sofort 
beim  Eintreffen  dem  diensthabenden  Stationsbeamten  Anzeige  zu  machen ;  dieser 
hat  alsdann  der  Krankenübergabestation  ungesäumt  tclegraphisch  Meldung 
zu  erstatten,  damit  möglichst  die  unmittelbare  Abnahme  des  Erkrankten  aus 
dem  Zuge  selbst  durch  die  Krankenhausverwnltung.  die  Polizei-  oder  Gesund- 
heitsbehörde veranlasst  werden  kann. 
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Verlangt  der  Kranke  seine  Reise  fortzusetzen,  so  ist  die  ärztliche  Ent- 
scheidung darüber,  ob  der  Reisende  weiter  befördert  werden  darf,  auf  der 
nächsten  Station,  auf  welcher  ein  Arzt  anwesend  ist,  einzuholen.  Will  der  Er- 
krankte den  Zug  auf  einer  Uuterwegsstation  vor  der  nächsten  Uebergabcstatiou 
verlasBen,  so  ist  er  hieran  nicht  zu  hindern,  der  Zugführer  hat  aber  dem  dienst- 
habenden Beamten  der  Station,  auf  welcher  der  Erkrankte  den  Zug  verlässt, 
Meldunfr  zu  machen,  damit  der  Beamte,  falls  der  Erkrankte  nicht  bis  zum  Ein- 
treffen ärztlicher  Hülfe  auf  dem  Bahnhofe,  wo  er  möglichst  zu  isoliren  sein 
würde,  bleiben  will,  seinen  Namen,  Wohnort  und  sein  Absteigequartier  fest- 
stellen und  unverzüglich  der  nächsten  Polizeibehörde  unter  Angabe  der  näheren 
Umstände  mittheilen  kann. 

4.  Sobald  eine  Choleraerkrankung  eintritt ,  sind  sämmtliche  Mitreisende, 
ausgenommen  Angehörige  des  Erkrankten,  welche  j^i  seiner  Unterstützung  bei 
ihm  bleiben  wollen,  aus  dem  Wagenabtheil,  in  welchem  sich  der  Erkrankte  be- 
findet und,  wenn  mehrere  Wagenabtheile  einen  gemeinschaftlichen  Abort  haben, 
aas  diesen  sämmtlichen  Abtheilen  zu  entfernen  und  in  einem  anderen  Abtheil 
und  zwar  abgesondert  von  den  übrigen  Reisenden  unterzubringen. 

5.  Die  Zugbeamten  haben,  wenn  sie  mit  Ausleerungen  Erkrankter  in  Be- 
rührung gekommen  sind,  sich  sorgfältig  zu  reinigen  und  etwa  beschmutzte 
Kleidungsstücke  desinficiren  zu  lassen;  die  in  gleiche  Lage  gekommenen  Reisen- 
den sind  auf  die  Nothwondigkeit  derselben  Maassnahmen  aufmerksam  zu 
machen. 


Anlage    IV. 

Orunds&tee   für   die  geBundheitliche  Ueberwachung   des  Binnensohiff- 

fahrts-  und  Flösser  ei  Verkehrs. 

1.  Zur    Verhütung   der   Gholeraverbreitung    durch   den    BinnenschiÜ'fahrts- 

oder    Flössereiverkehr    werden    (falls    nicht    für    einzelne    Stromstrecken    Ein- 

^kränkungen  sich  empfehlen)  alle  stromauf-  und  stromabwärts  fahrenden  oder 

auf  dem  Strome  liegenden  Fahrzeuge  (Schüfe  jeder  Art  und  Grösse  und  Flösse) 

vromöglich    täglich    nach    Maassgabe    der    nachstehenden    Vorschriften   ärztlich 

untersacht.    Die  ärztliche  Untersuchung  erfolgt  in  Uebcrwachungsbezirken  eiit- 

vrederauf  dem  Strome  während  der  Fahrt  —  oder  an  bestimmten  Ü eberwach ungs- 

«tellen.    Um  dem  Ueberwachnngsdienste  innerhalb  eines  in  Betracht  kommenden 

Stromgebietes  die  erforderliche  Einheitlichkeit  zu  sichern,  ist  es  zweckmässig, 

die  Leitung  des  gesammten  Dienstes  einem   hierfür   besonders  zu   ernennenden 

^.ommissar  zu  übertragen. 

Inwieweit  Dienstfahrzeuge  der  Ueberwachung  unterliegciL  sollen,  richtet 
i'wh  nach  den  besonderen  Vereinbarungen  zwischen  dem  Commissar  und  den 
l»etheiligten  Verwaltungen. 

2.  Es  empfiehlt  sich,  jedem  Ueberwachungsbezirke  mindestens  zwei  Aerzte 
zuzuiheilen.  Dem  einen  Arzt  wird  die  Leitung  des  gesammten  Ucberwachungs- 
dienstes  innerhalb  des  Bezirkes,  einem  anderen  die  Stellvertretung  des  Leitern, 
*n»  Falle  derselbe  amtlich  in  Anspruch  genommen  oder  sonst  behindert  ist, 
übertragen. 

I)em  leitenden  Arzte  wird  seitens  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  das 
nöthige  Personal  an  Executivbeamten ,  Bootsleuten,  Krankenwärtern  und  Mann- 
|H!baften  zum  Kranken-  und  Leichentransport  und  zur  Durchführung  der  Des- 
^öfection  überwiesen,  soweit  es  nicht  für  zweckmässig  erachtet  wird,  die  Annahme 
<i^elben  den  leitenden  Aerzten  selbst  zu  übertragen. 

Innerhalb  eines  Bezirkes  können  nach  Bedarf  Nebenübcrwachungsstelleu 
«injerichtet  werden,  welche  in  der  Regel  nur  mit  einem  Arzte  zu  besetzen  sind. 
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3.  Für  den  Dienst  auf  dem  Strome  wird  für  jeden  Ueberwachuugsbezirk 
mindestenB  ein  Dampfer  bereit  gestellt. 

Die  Dampfer  sind  mit  den  nöthi^en  Arznei-  und  Desinfectionsmitteln ,  einer 
Trage  und  einem  so  ausreichenden  Vorrath  au  unverdächtigem  Trinkwasser 
dauernd  ausgerüstet  zu  halten,  dass  von  letzterem  erforderlichen  Falls  ein  Theil 
an  die  passirenden  Fahrzeuge  abgepreben  werden  kann. 

Neben  den  Dainpfern  sind  für  jeden  Ueberwachungsbezirk  die  nöthigen 
Boote  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Sämmtliche  Dieustfahrzeuge  der  üeberwachungsbezirke  führen  eine  weisse 
Flagge. 

Es  empfiehlt  sich,  die  ctwaip^en  Telephonanlagen  der  Strombau-  und  anderer 
Specialverwaltungen  für  den  Ueberwachangsdienst  zur  Verfügung  zu  stellen. 

4.  Jede  lieber  wach  ungsstelle  ist  durch  eine  weithin  sichtbare  Tafel  mit  der 
Aufschrift  „Ueberwachungsstelle  —  Halt!"  und  durch  eine  grosse  weisse  Flagge 
kenntlich  zu  machen. 

In  jedem  Ueberwachungsbezirk  und  zwar  in  möglichster  Nähe  der  Ueber- 
wachungsstellen  sind,  falls  nicht  bereits  vorhanden,  Einrichtungen  zu  treffen^ 
weh*,he  gesondert 

a)  die  Unterbringung  und  Behandlung  von  Kranken, 

b)  die  Unterbringung  und  Beobachtung  von  Verdächtigen 
ermöglichen. 

Auch  sind  die  erforderlichen  Desinfectionsmittcl  in  genügender  Menge  zu 
beschaffen  und  bereit  zu  halten. 

An  den  Ueberwachuugsstellen  und  anderen  geeigneten  Orten  der  Uebcr- 
wachuDgsbezirke,  insbesondere  den  regelmässigen  Anlegestellen,  i^t  dafür  Sorge 
zu  tragen,  dass  die  Fahrzeuge  unverdächtiges  Trinkwasser  einnehmen  können. 
Die  Stellen ,  an  denen  das  Wasser  zu  entnehmen  ist ,  sind  durch  Tafeln  etc. 
kenntlich  zu  macheu,  auf  denen  in  weithin  lesbarer  Schrift  der  Vermerk  „Wasser 
für  Schifler"  anzubringen  sein  wird.  Die  mit  dem  Untersuchungsdienst  be- 
trauten Beamten  haben  darauf  zu  achten ,  dass  jedes  Fahrzeug  brauchbares 
Trinkwasser  an  Bord  hat.  Bei  jeder  Schiffsrevision  ist  die  Bemannung  eindring- 
lichst vor  der  Gefahr  des  Trinkens  und  sonstiger  Benutzung  des  Fluss-  und 
('analwassers  zu  warnen.  Auch  ist  dahin  zu  wirken,  dass  jeder  Schiffsfuhrer 
sich  im  Besitze  der  Druckschrift:  „Wie  schützt  sich  der  Schiffer  vor  der 
('holcraV  zusammengestellt  im  Kaiserlichen  Gesundheitsamte'',  befindet. 

Es  ist  Vorsorge  zu  treffen,  dass  im  Bedarfsfalle  die  Benutzung  von  Begräb- 
nissplätzen  für  Beerdigung  von  Cholcraleichen  nicht  auf  Schwierigkeiten  stösst. 

Die  Vorstände  der  Ueberwachungsbezirke  haben  bei  jeder  Gelegenheit 
darauf  zu  achten  und  dahin  zu  wirken,  dass  nichts,  was  zur  Verbreitung  der 
('holera  geeignet  ist,  insbesondere  nicht  undesinficirte  Stuhlentleerungen  in  das 
Wasser  gelangen.  Es  ist  darauf  hinzuwirken,  dass  besondere  Gefasse  zur  Auf- 
nahme von  Stuhlentleerungen  auf  jedem  Fahrzeug  vorhanden  sind. 

5.  Die  in  dem  Stromgebiet  verkehrenden  Fahrzeuge  sind,  unbeschadet  der 
für  die  regelmässig  verkehrenden  Persoueudampfer  etwa  anzuordnenden  Aus- 
nahmen, zu  veri)flichten ,  an  jeder  Ueberwachungsstello  ohne  Aufforderung  an- 
zuhalten und  das  Untersuchungspersonal  au  Bord  zu  nehmen. 

Dieselbe  Verpflichtung  ist  den  auf  dem  Strome  befindlichen  Fahrzeugen  in 
dem  Falle  aufzuerlegen,  wenn  sie  von  dem  durch  die  weisse  Flagge  kenntlichen 
Untersuchungsfahrzeuge  durch  ein  Zeichen  (Anrufen,  Dampfpfeife,  Glockenaignal 
oder  Heben  und  Senken  der  Flagge)  dazu  aufgefordert  werden. 

Jedes  auf  dem  Strome  verkehrende  Fahrzeug  hat  eine  gelbe  und  eine 
Hchwarze  Flagge  bei  sich  zu  führen.  Die  gelbe  Flagge  ist  l)ei  dem  Vorhauden- 
sein  einer  unter  den  Erscheinungen  der  Cholera  erkrankten  Person,  die  schwarze 
Flagge  bei  dem  Vorhandensein  einer  Leiche  aufzuziehen.  Fahrzeuge,  auf  denen 
sich  eine  solche  Person  oder  eine  Leiche  befindet,  haben  bei  Annäherung  einen 
(Jntersuchungsfahrzcugcs  ohne  Aufforderung  zu  halten. 
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In  welchem  Umfange  der  Schifffahrtsverkehr  während  der  Nachtstunden  zu 
beschranken  ist,  wird  mit  Rücksicht  auf  die  dabei  in  Betracht  kommenden  Um- 
stände (örtliche  Verhältnisse,  Jahreszeit)  festzusetzen  sein. 

6.  Die  in  Nr.  1  vorgesehene  Untersuchung  ist  so  zu  handhaben,  dass  den 
Fahrzeugen  ein  möglichst  geringer  Aufenthalt  bereitet  und  der  Verkehr  so 
wenig  als  möglich  gehemmt  wird.    Sie  wird  folgendermaassen  ausgeführt: 

Der  Arzt  begiebt  sich  in  Begleitung  eines  Polizeibeamten  auf  das  Fahrzeug 
und  unterzieht  alle  auf  demselben  befindlichen  Personen  einer  Untersuchung  auf 
Choleraerkrankung,  der  begleitende  Polizeibeamte  durchsucht  dasselbe  nach  etwa 
versteckten  Personen.  Werden  Personen,  welche  unter  den  Erscheinungen  der 
Cholera  erkrankt  sind,  vorgefunden,  so  sind  dieselben  sofort  vom  Fahrzeuge  zu 
entfernen,  ebenso  grundsätzlich  die  übrigen  Insassen.  Dieselben  sind  in  den  in 
Nr.  4  bezeichneten  Räumen  unterzubringen.  Sofern  zur  Absonderung  der  an- 
scheinend Gesunden  ausreichende  Unterkunftsräume  nicht  vorhanden  sind, 
können  solche  Personen  vorläufig  auf  dem  Fahrzeuge  belassen  werden. 

Die  Beobachtung  der  anscheinend  Gesunden  hat  fünf  Tage  zu  dauern.  Er- 
eignete sich  die  Erkrankung  auf  einem  dem  regelmässigen  Personenverkehr 
dienenden  Dampfer,  so  werden  nach  Lage  des  Falles  weniger  störende  Anord- 
nangen  zu  trefien  sein. 

Zum  Transport  der  Kranken  sind  die  Untersuchungsfahrzeuge  thunlichst 
nicht  zu  benutzen.  In  der  Regel  wird  dazu  der  Handkahn  des  untersuchten 
Fahrzeuges  verwendet  werden  können.  Derselbe  ist  vor  der  Zurückgabe  zu 
dennficiren. 

Von  den  Abgängen  der  Kranken  ist  sofort  (nach  Anlage  VIII)  eine  Prü1>e 
ui  die  dazu  bestimmte  Untersuchungsstelle  abzusenden.  Zum  Transport  ge- 
eignete Gelasse  und  Verpackungsmaterial  sind  vorräthig  zu  halten. 

Die  Kleidungs-  und  Wäschestücke  der  Kranken  sind  sofort  zu  desinficiren. 
I>u  Bettstroh  ist  zu  verbrennen  oder,  mit  Kalkmilch  Übergossen,  zu  vergraben. 
Die  Wohn  -  und  Schlafräume ,  die  Küche ,  der  Abort ,  bezw.  das  zu  Stuhlent- 
leerungen bestimmte  Gcfass,  sowie  das  Kiel-  (Bilge-)  Wasser  des  Fahrzeuges, 
^f  welchem  Kranke  vorgefunden  wurden,  sind  zu  desinficiren;  ausserdem  sind 
aUe  Räume  des  Fahrzeuges  auf  etwa  vorhandene  Abgänge  zu  durchsuchen. 
Für  die  Bewachung  des  geräumten  Fahrzeuges  ist  Sorge  zu  tragen. 
Die  erforderlichen  Desinfectionen  werden  nach  Maassgabe  der  Anlage  VI 
»«geführt. 

7.  Die  vorgeschriebenen  Desinfectionsmaassregeln  sind  unter  der  persön- 
lichen Verantwortung  des  leitenden  Arztes  auszuführen  und  zwar,  bis  ein  völlig 
sicheres  Hülfspersonal  herangebildet  ist,  unter  der  persönlichen  Aufsicht  eiDcs 
Arztes. 

8.  Diejenigen  Fahrzeuge,  auf  denen  Choleraleichen  oder  verdächtig  Er- 
krankte vorgefunden  wurden,  sind  nach  erfolgter  Desinfection  fünf  Tage  zu  beob- 
achten. 

Eine  Beobachtung  von  gleicher  Dauer  kann  über  solche  Fahrzeuge  verhängt 
werden,  deren  Führer  oder  Mannschaften  ihre  Person  oder  ihre  Fahrzeuge  der 
Untersochung  zu  entziehen  suchen,  dem  Untersuchungspersonal  Widerstand 
leisten  oder  sonst  die  Annahme  begründen,  dass  eine  Verheimlichung  von 
cholerakranken  und  choleraverdächtigen  Personen  oder  verseuchten  Gegenständen 
'wd  eine  Vereitelung  der  zur  Verhütung  der  Cholera -Einschleppung  oder  Ver- 
klang vorgeschriebenen  Maassregeln  beabsichtigt  wird. 

9.  Werden  auf  dem  untersuchten  Fahrzeuge  Kranke  nicht  gefunden,  so  wird 
denselben  nach  Erfüllung  der  Vorschriften  der  Nr.  10  die  Weiterfahrt  gestattet. 
Es  sind  jedoch  regelmässig  die  auf  demselben  etwa  vorhandenen  Aborte  bezw. 
^  zu  Stuhlentleemngen  bestimmten  Gefässe  und,  sofern  anzunehmen  ist,  das» 
in  FlasswasBer  selbst  Cholerakeime  vorhanden  sind,  thunlichst  auch  das  Kiel- 
(Bilge-)  Wasser  zu  desinficiren.  Die  Desinfection  des  Kiel-  (Bilge-)  Wassers  kann 
QDterbleiben ,    wenn  nachgewiesen  wird,   dass  eine  solche   im  Laufe  desselben 
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Kalendertages  bereits  stattgefundeu  hat,  oder  eine  Uutersuchung  desselben  mit 
Lackniuspapier  durchweg  eine  starke  alkalische  Reaction  ergiebt. 

Bei  den  regelmässig  verkehrenden  Personendampfern  kann  eine  Desinfectiou 
des  Kiel-  (Bilge-)  Wassers  bei  Gelegenheit  der  täglichen  Untersuchungen  unter- 
bleiben, wenn  eine  Desinfection  desselben  in  angemessenen  Zwischenräumen 
anderweitig  sichergestellt  ist. 

10.  Jedem  Führer  eines  Schift'es  oder  Flosses  ist  über  die  stattgehabte 
Untersuchung  und  den  Umfang  der  etwa  vorgenommenen  Desinfection  eine  Be- 
Hcheinigung  nach  dem  beigegebenen  Formular  auszustellen,  in  welcher  die  auf 
dem  Schiffe  vorgefundenen  Personen  unter  gesonderter  Angabe  der  Familien- 
angehörigen des  Führers,  der  Mannschaften  und  der  sonst  au  Bord  befindlichen 
Personen,  wenigstens  der  Zahl  nach  aufgeführt  sind.  Bei  der  Revision  ist  noch 
besonders  darauf  zu  achten,  dass  die  Zahl  der  auf  dem  Schiffe  oder  Flosse  an- 
wesenden Personen  genau  übereinstimmt  mit  der  auf  der  letzten  Revisions- 
bescheinigung angegebenen  Zahl  der  Insassen.  Werden  weniger  Personen  auf 
dem  Fahrzeuge  vorgefunden,  als  zuletzt  angegeben,  so  sind  unverzüglich  sorg- 
lUltige  Ermittelungen  über  den  Verbleib  der  Fehlenden  anzustellen  und  erforder- 
lichenfalls dieserhalb  den  zuständigen  Polizeibehörden  Mittheilungen  behufs 
weiterer  Veranlassung  zu  machen.  Dieser  Personenuachw^eis  ist  jedoch  für  die 
dem  regelmässigen  Personenverkehr  dienenden  Dampfer  nicht  erforderlich. 

Für  einzelne  Stromstrecken  kann  es  sich  empfohlen,  auf  den  Namen  lautende 
Bescheinigungen  für  jede  auf  einem  Floss  befindliche  Person  auszustellen,  auf 
welchen  die  Krgebnisse  der  stattgehabten  Untersuchungen  vermerkt  werden. 

Ueber  die  Zahl  und  Art  der  untersuchten  Fahrzeuge,  ausgeführten  Des- 
infectionen  und  angeordneten  Beobachtungen,  sowie  über  die  Zahl  der  unter- 
suchten an  Cholera  oder  choleraverdächtigen  Erscheinungen  erkrankten  und  der 
Beobachtung  überw^ieseuen  Personen  sind  genaue  Xachweisungen  zu  führen. 

11.  Die  leitenden  Aerzte  haben  über  alle  Fälle  von  Cholera  und  cholera- 
verdächtigen Erkrankungen,  sowie  über  alle  Tr»desfalle  thunlichst  genaue  Auf- 
klärung namentlich  bezüglich  des  P^ntstehungsherdes  und  einer  etwa  bereits 
erfolgten  Krankheitsverschleppuug  zu  suchen,  sowie  Material  zur  wissenschaft- 
lichen Bearbeitung  zu  sammeln.  Periodische,  bacteriologische  Untersuchungen 
des  Flusswassers  sind,  soweit  ausführbar,  zu  veranlassen. 

Wahrnehmungen  von  gesuiidheitspolizeilicher  Wichtigkeit,  namentlich  ver- 
dächtige Erkrankungen  unter  den  Bewohnern  des  Ufergebietes,  sind  von  dem 
leitenden  Arzte  unverzüglich  und  auf  kürzestem  Wege  dem  Commissar  oder, 
wo  ein  solcher  nicht  ernannt  ist,  der  zuständigen  Polizeibehörde  zu  melden; 
femer  ist  von  demselben  über  jeden  Erkrankungs-  und  Todesfall,  bei  welchem 
Cholera  festgestellt  ist  oder  Choleraverdacht  vorliegt,  telegraphische  oder  schriil- 
liche  Anzeige  an  den  Commissar,  die  obere  Verwaltungsbehörde  des  Bezirkes, 
sowie  an  den  zuständigen  beamteten  Arzt  zu  erstatten. 

Dem  kaiserlichen  Gesundheitsamte  sind  über  die  gelegentlich  der  Schiff- 
fahrtsüberwachung vorgefundenen  Choleraerkrankungen  und  Todesfalle  regel- 
mässig MittlieiluDgen  auf  thunlichst  kürzestem  Wege  zu  machen;  ebenso  ist 
demselben  das  aufgesammelte  wissenschaftliche  Material  zugäugig  zu  machen. 

Die  leitenden  Aerzte  haben  täglich  nach  Schluss  des  Dienstes  eine  Anzeige 
über  den  Umfang  und  das  Ergebniss  der  im  Laufe  des  Tages  bewirkten  Unter- 
suchungen an  den  Commissar  zu  erstatten.  Zu  diesem  Zwecke  empfiehlt  es  sich, 
den  leitenden  Aerzten  der  Ucberwachuugsbezirke  bezw.  Ueberwachungsstelleu 
Postkarten  mit  vorgedrucktem  Formular  zu  liefern.  Diese  Karten  sind  noch 
am  Tage  der  Ausfertigung  zur  Post  zu  befördern. 

12.  Die  zur  wirksamen  Durchführung  der  vorstehenden  Maassregeln  erfor- 
derlichen Polizeiverordnungen  und  sonstigen  Verfügungen  sind  seitens  der 
Landesbehörden  zu  erlassen.  Bei  denselben  hat  der  Commissar  die  nöthigen 
Anträge  direct  zu  stellen. 
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(Vorderseite.)  Formular. 

Bescheinigung  über  ärztliche  Untersuchung  und  Desinfection  des  . . .  von  . . . 
nach  ....  geführt  durch mit  (Zahl)  Personen  an  Bord 


der  Untersuchung 


Ort 


Tag      !    Stunde 


Befund 


der  Desinfection 


Umfang: 


Tajr 


Stunde 


des  unter- 
suchenden 

Ar2te» 

Namens- 

Unterschrift 


(Kückseite.) 

Verzeichniss  der  an  Bord  des  vorseitig  genannten  Fahrzeuges  befindlichen 


Personen. 


Anzahl 


I.    Familienangehörige  des  Führers:     .    .    . 

II.    Mannschatlken : 

III.    jtonst  an  Bord  befindliche  Personen:  .    . 
Bemerkungen: 


Anlage  V. 


Anforderungen,  welche   in  Cholerazeiten  an  öffentliche  Wasserwerke 

mit  SandfLltern  zu  stellen  sind. 

1.  Das  Filtrat  jedes  einzelnen  Filters  muss,  so  lange  es  in  Thätigkeit  ist, 
täglich  einmal  bacteriologisch  untersucht  worden.  Jedes  Filter  muss  daher  eine 
Vorrichtung  haben,  welche  gestattet,  daes  Wasserproben  unmittelbar  nach  dem 
Austritt  aus  dem  Filter  entnommen  werden  können. 

2.  Filtrirtes  Wasser,  welches  mehr  als  etwa  100  entwickelungsfahige  Keime 
in  I  ccm  enthält,  darf  nicht  in  den  Reinwasserbehälter  geleitet  werden.  Das 
Filter  muss  daher  so  eingerichtet  werden,  dass  ungenügend  gereinigtes  Wasser 
entfernt  werden  kann,  ohne  sich  mit  deui  durch  die  anderen  Filter  gut  gereinigten 
Wapsej*  zu  vermischen. 

Sämmtliche  grössere  Wasser -Filterwerke  sind  auf  die  Ausführung  der  vor- 
stehenden Forderungen  hin  einer  staatlichen  Controle  zu  unterwerfen. 


Anlage  VI. 
Anweisung  zur  AusfGLhrung  der  Desinfection  bei  Cholera. 

I.    Als  Desinfectionsmittel  werden  empfohlen: 

1.  Kalkmilch. 

Zur  Herstellung  derselben  wird  1  Liter  zerkleinerter  reiner  gebrannter  Kalk, 
sogenannter  Fettkalk,  mit  4  Liter  Wasser  gemischt,  und  zwar  in  folgender  Weise: 

Es  wird  von  dem  Wasser  etwa  y^  Liter  in  das  zum  Mischen  bestimmte  Ge- 
fäss  aufgegossen  und  dann  der  Kalk  hineingelegt.  Nachdem  der  Kalk  das 
Wai^ser  aufgesogen  hat  und  dabei  zu  Pulver  zerfallen  ist,  wird  er  mit  dem 
übrigen  Wasser  zu  Kalkmilch  verrührt. 

Dieselbe  ist,  wenn  sie  nicht  bald  Verwendung  findet,  in  einem  gut  ge- 
scliloBsenen  Geiasse  aufzubewahren  und  vor  dem  Gebrauch  umzuschüttein. 

2.  Chlorkalk. 

Der  Chlorkalk  hat  nur  dann  eine  ausreichende  desinficirende  Wirkung, 
wenn  er  frisch  bereitet  und  in  wohlverschlossenen  GefUssen  aufl)cwahrt  ist.  Die 
)^ate  Beschaffenheit  des  Chlorkalks  ist  au  dem  starken,  dem  Chlorkalk  eigen- 
thümlichen  Geruch  zu  erkennen. 

12* 
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Er  wird  entweder  unvermischt  in  Pulverform  gebraucht,  oder  in  Lösung. 
Letztere  wird  dadurch  erhalten,  dass  2  Theile  Chlorkalk  mit  100  Theilen  kaltem 
Wasser  gemischt  und  nach  dem  Absetzen  der  ungelösten  Theile  die  klare 
Lösung  abgegossen  wird. 

3.  Lösung  von  Kaliseife  (sogenannte  Schmierseife  oder  grüne  oder 
schwarze  Seife).  3  Theile  Seife  werden  in  100  Theilen  heissem  Wasser  gelöst 
(z.  B.  Va^g  Seife  in  17  Liter  Wasser). 

4.  Lösung  von  Carbolsäure. 

a)  Carbolseifenlösung. 

Zur  Verwendung  kommt  die  sogenannte  „lOOproc.  Carbolsäure''  des  Handels, 
welche  sich  in  Seifenwasser  vollständig  löst. 

Man  bereitet  sich  die  unter  Nr.  3  beschriebene  Lösung  von  Kaliseife.  In 
10  Theile  dieser  noch  heissen  Lösung  wird  1  Theil  Carbolsäure  unter  fort- 
währendem Umrühren  gegossen. 

Diese  Lösung  ist  lange  Zeit  haltbar  und  wirkt  schneller  desinficirend  als 
einfache  Lösung  von  Kaliseife. 

b)  Carbolsäurelösung. 

Soll  reine  Carbolsäure  (einmal  oder  wiederholt  destillirte)  verwendet  werdeu, 
welche  erheblich  theurer,  aber  nicht  wirksamer  ist,  als  die  sogenannte  y,100proc. 
Carbolsäure '^ ,  so  ist  zur  Lösung  das  Seifenwasser  nicht  nöthig,  es  genügt  dann 
einfaches  Wasser. 

5.  Dampfapparate. 

Am  besteil  sind  solche  Ai)parate,  in  welchen  der  Dampf  unter  Ueberdruck 
(nicht  unter  Vi©  Atmosphäre)  zur  Verwendung  kommt.  Die  Bedienung  der 
Apparate  ist^  wenn  irgend  angängig,  austgebildeten  Desinfectoren  zu  übertragen. 

6.  Siedehitze. 

Mehrstündiges  Auskochen  in  Wassert  Salzwasser  oder  in  Lauge  wirkt  des- 
inficirend. Die  Flüssigkeit  muss  während  dieser  Zeit  beständig  im  Sieden  ge- 
halten werden  und  die  Gegenstände  vollkommen  bedecken. 

Unter  den  angeführten  Desiufectionsraitteln  ist  die  Wahl  nach  der  Lage  der 
Umstände  zu  treffen.  Insbesondere  wird,  wenn  es  an  der  unter  Nr.  4  vor- 
gesehenen lOOproc.  Carbolsäure  mangeln  sollte,  auf  die  unter  1.  bis  3.  angegebenen 
Mittel  zurückzugreifen  sein.  Sollten  auch  diese  Mittel  nicht  zu  beschaffen  sein, 
80  w^ird  im  Nothfall  (.'arbolsäure  mit  geringerem  Gehalt  an  wirksamen  Stoffen, 
welche  dcmgemäss  in  grösserer  Menge  zu  verwenden  ist,  oder  ein  anderes  wissen- 
schaftlich als  gleichw^erthig  anerkanntes  Mittel  zu  verwenden  sein. 

IL   Anwendung  der  Dcsinfectionsmittel. 

1.  Die  Ausleerungen  der  Cholerakranken  (Erbrochenes,  Stuhlgang) 
werden  möglichst  in  Gelassen  aufgefangen  und  mit  ungefähr  gleichen  Theilen 
Kalkmilch  (I,  Nr.  1)  gründlich  gemischt.  Diese  Mischung  muss  mindestens 
eine  Stunde  stehen  bleiben,  ehe  sie  als  unschädlich  beseitigt  werden  darf. 

Zur  Desinfection  der  flüssigen  Abgänge  kann  auch  Chlorkalk  (I,  Nr.  2)  be- 
nutzt werden.  Von  demselben  sind  mindestens  zwei  gehäufte  Rsslöffel  voll  in 
Pulverform  auf  72  Liter  der  Abgänge  hinzuzusetzen  und  gut  damit  zu  mischen. 
Die  so  behandelte  Flüssigkeit  kann  bereits  nach  20  Minuten  beseitigt  werden. 

Vnter  Umständen  können  die  Entleerungen  durch  einstündiges  Kochen  (mit 
Wasser)  unschädlich  gemacht  tcerden;  alsdann  sind  die  Gefässe,  welche  mit  den 
Entleerungen  in  Berührung  waren^  ebenfalls  eine  Stunde  auszukochen. 

Die  desinficirten  Ausleerungen  können  in  den  Abort  oder  in  die  für  die 
sonstigen  Abgänge  bestimmten  Ausgussstellen  geschüttet  oder  vergraben  werden. 

Schmutzwässer  sind  in  ähnlicher  Weise  zu  dcsinficiren,  ufid  zwar  ist  von 
der  Kalkmilch  so  viel  zuzusetzen,  dass  das  (remisch  rothes  LackmusjHnpier  stark 
und  dauernd  blau  färbt.  Erst  eine  Stu9i<le  nach  Eintritt  dieser  Eeaction  darf 
das  Schmutz wasser  abgelassen  werden. 
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2.  Hände  und  sonstige  Körpertheilo  müssen  jedesmal,  wenn  sie  mit 
inficirten  Dingen  (Ausleerungen  der  Krauken,  beschmutzter  Wäsche  u.  s.  w.)  in 
Berührung  gekommen  sind,  durch  jipründliches  Waschen  mit  einer  desinficirenden 
l'lüssifflieit  j  z.  B.  Chlorkalklösung  (I,  Nr.  2)  oder  Carbolsäurelösung  (I,  Nr.  4), 
<Iei*inficirt  werden. 

3.  Bett-  und  Leibwäsche,  sowie  andere  Kleidungsstücke,  Teppiche 
und  dergleichen  werden  in  ein  Geiass  mit  Kaliscifenlösung  oder  Carbolsäure- 
h»8uug  gesteckt.  Die  Menge  der  Flüssigkeit  ist  so  reichlich  xu  bemessen,  dass 
dieselbe  nach  dem  Durchfeuchten  der  Gegenstände  noch  ühendl  über  deti 
letzteren  steht. 

In  dieser  Flüssigkeit  bleiben  die  Gegenstände,  und  zwar  in  Kaliseifenlösung 
mindestens  24  Stunden,  in  Carbolseifen -  oder  Carbolsäurelösung  mindestens 
12  .Stunden,  ehe  sie  mit  Wasser  gespült  und  weiter  gereinigt  werden.  Das  dabei 
ohlaiifende  Wasser  kann  als  unverdäclUig  behandelt  werden. 

Wäsche  u.  s.  w.  kann  auch  in  Dampfapparaten,  sovrie  durch  Auskochen 
desinficirt  werden.  Aber  auch  in  diesem  Falle  muss  sie  zunächst  mit  einer  der 
genannten  Desinfectionstiüssigkeiten  (1,  Nr.  3  und  4)  stark  angefeuchtet  und  in 
gut  schliessenden  Gefassen  oder  Beuteln  verwahrt,  oder  in  Tücher,  welche  eben- 
falls mit  J)eBinfectionsflüssigkeit  angefeuchtet  sind,  eingeschlagen  werden,  damit 
«iie  mit  dem  Hantiren  der  Gegenstände  vor  der  eigentlichen  Desinfection  ver- 
bundene Gefahr  veiTingert  wird.  Auf  jeden  Fall  muss  derjenige,  welcher  solche 
^Mche  u.  8.  w.  berührt  hat,  seine  Hände  in  der  unter  II,  Nr.  2  angegebenen 
Weise  desinficiren. 

4.  Kleidungsstücke,    welche    nicht    gewaschen    werden    können, 
*ind  in  Dampfapparaten  (I,  Nr.  6)  zu  desinficiren. 

Gegenstände  aus  Leder  sind  entweder  nuch  JNV.  S^  Abs.  1  u.  2  zu  behandeln 
^der  mit  Carbolsäure-,  Carbolseifen-  (I,  Nr.  4)  oder  Chlorkalklösung  (I,  Nr.  2)  ab- 
^«reiben. 

Pelzwerk  wird  auf  der  Haarseite  bis  auf  die  Haarwurzel  mit  einer  der  unter 
^'  -Yf.  3  und  4   bezeichnetet!   Lösungen   durchweicht     Xach  12stündiger  Ein- 
^^^kung  derselben  darf  es  ausgewaschen  und  weiter  gereinigt  werden.   Pelzbesätze 
""  ycieidungsfdücken  von  Tuch  werden  zuvor  abgetrennt. 

o.  Holz-  und  Metalltheile  der  Möbel,  sowie  ähnliche  Gegenstände 
^*<?i"di»n  mit  Lappen  sorgfältig  und  wiederholt  abgerieben,  die  mit  Carbolsäure-, 
^-'<fföi)lseifen-  oder  Kaliseifenlösung  (I,  Nr.  4  oder  3)  befeuchtet  sind.  Ebenso 
^^'^^  mit  dem  Fussboden  von  Krankenräumen  verfahren.  Die  gebrauchten 
^^Ppen  sind  zu  verbrennen. 

l)er  Fussboden  kann  auch  durch  Bestreichen  mit  Kalkmilch  (I,  Nr,  1) 
desijjgßij.^  werden,  welche  erst  nach  Ablauf  von  zwei  Stunden  durch  Abwaschen 
^'^**^cr  entfernt  werden  darf. 

6.  Die  Wände  der  Krankenräume,  sowie  Holztheile  werden  mit  Kalk- 
milch (I,  Nr.  1)  getüncht  oder  mit  einer  desinficirenden  Flüssigkeit  (/,  Nr.  5,  4) 
^^^(fc^oaschen. 

Tapeten   werden  mit  Brot  abgerieben :  die  verwendeten  Brotkrumen  sind  zu 
^^^If  rennen. 

^ach  geschehener  Desinfection  sind  die  Krankenräume,  wenn  irgend  mög- 
"Cn  j  24  Stunden  lang  unbenutzt  zu  lassen  und  reichlich  zu  lüften,  im  Winter 
^«»  heizen. 

7.  Durch  Choleraausleerungen  beschmutzter  Erdboden,  Pflaster,  sowie 
Hiniigteine,  in  welche  verdächtige  Abgänge  gelangen,  werden  am  einfachsten 
d^Tth  reichliches  Uebergiessen  mit  Kalkmilch  (I,  Nr.  2)  desinficirt. 

8.  Soweit  Abtritte  im  Hinblick  auf  den  öffentlichen  Verkehr  (A,  Nr.  14  der 
«MiassDahmen^)  zu  desinficiren  sind,  empfiehlt  es  sich,  täglich  in  jede  Sitz- 
öffnung  mehrmals  Kalkmilch  oder  ein  anderes  gleichwerthigcs  Mittel  in  einer 
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der  Häufigkeit  der  Beuutzuug  entsprechenden  Menge  zu  giessen.  Tonnen, 
Kübel  u.  dergl. ,  welche  zum  Auffangen  des  Kothes  in  den  Abtritten  dienen, 
sind  nach  dem  Entleeren  reichlich  mit  Kalkmilch  oder  einem  anderen  gleich- 
werthigen  Mittel  innen  und  aussen  zu  bestreichen. 

Die  Sitze  selbst  sind  mit  Kalkmilch  oder  einer  der  drei  Lösungen  von  Kali- 
seife, Carbolseife  oder  Carbolsäure  zu  reinigen. 

9.  Wo  eine  genügende  Desinfection  in  der  bisher  angegebenen  Weise  nicht 
ausführbar  ist,  z.  B.  bei  Matratzen  und  P'ederbetten  in  Eimangclung  eines 
Dampfapparates,  oder  wenn  ein  Mangel  an  Desinfectionsmitteln  eintreten  sollte, 
sind  die  zu  desinficirenden  Gegenstände  mindestens  soclis  Tage  lang  ausser  Ge- 
brauch zu  setzen  und  an  einem  warmen,  trockenen,  vor  Regen  geschützten,  aber 
womöglich  dem  Sonnenlicht  ausgesetzten  Orte  gründlich  zu  lüften. 

Strohsäcke  können  mit  ihrem  Inhalt  im  Dampfapparat  desinficirt  werden; 
zweckmässiger  ist  es,  mit  dem  Stroh  nach  Nr.  10  zu  verfahren  und  die  Hülle 
wie  die  Witsche  (Nr.  3)  zu  desinficiren, 

Polstermöbel^  deren  Holztcerk  keinen  Fournierbelafj  hat  und  flicht  durch 
Leim  zusammengehalten  wird,  hönnen  im  Dampfapparat  desinficirt  werden.  Ist 
letzteres  nicht  angängig,  so  werden  die  Holztheile  mit  KaUseifen-  oder  CarhoU 
Säurelösung  abgewaschen,  sonst^  wie  in  Abs,  1  angegeben,  behandelt. 

Gegenstände  von  geringem  Werthe  sind  zu  verbrennen  odei'  in  Gruben  zu 
schütten,  daselbst  mit  Kalkmilch  zu  übergiessen  uml  mit  Erde  zu  bedecken. 

Die  Desinfection  ist  dort,  wo  sie  geboten  erscheint,  insbesondere  wenn  Ort«, 
die  dem  öffentlichen  Verkehr  zugänglich  sind,  gefährdet  erscheinen,  oder  wo 
sonst  eine  Infection  zu  besorgen  ist  oder  stattgefunden  hat,  mit  der  grössten 
Strenge  durchzuführen.  Im  Uebrigen  ist  aber  vor  einer  Vergeudung  von  Des- 
infectionsmitteln eindringlich  zu  warnen;  unnöthige  und  unwirksame  Des- 
infectionen  bedingen  unnöthigen  Kostenaufwand  und  vertheuern  die  Preise  der 
Desinfectionsmittel ,  verleiten  aber  auch  das  Publicum  zur  Sorglosigkeit  in  dem 
Gefühle  einer  trügerischen  Sicherheit. 

Reinlichkeit  ist  besser  als  eine  schlechte   Desinfection. 

10.  Der  Kiel-  (Bilge-)  Raum  der  im  Fluss-  und  Binnenschifffahrts verkehr 
benutzten  Fahrzeuge  wird  durch  Eingicssen  von  Kalkmilch,  welche,  sofern  Raum 
und  Ladung  es  zulassen,  zuvor  mit  der  zehnfachen  Wassermenge  zu  verdünnen 
ist,  desinficirt. 

Die  frisch  zubereitete  Desinfectionsflüssigkeit  (s.  o.  I,  1)  wird  au  ver- 
schiedenen Stellen  des  Kielraumes  dem  Kiel-  (Bilge-)  Wasser  —  erforderlichen- 
falls unter  Anwendung  eines  Trichters  —  zugesetzt  und  durch  Umrühren  mittelst 
Stangen  oder  dergleichen  mit  demselben  gemischt.  Von  der  Flüssigkeit  rauss 
soviel  eingegossen  werden,  dass  das  im  Bilgeraum  entstehende  Gemisch  einen 
Streifen  rothes  Lackmuspapier  stark  und  dauernd  blau  färbt;  diese  Prüfung  ist 
nicht  dort,  wo  die  Kalkmilch  zugesetzt  worden  ist,  vielmehr  an  einer  anderen 
geeigneten  Stelle  auszuführen  und  zwar  in  der  Weise,  dass  das  Lackmuspapier 
vor  etwaiger  Berührung  mit  der  Wandung,  z.  B.  durch  ein  Blechrohr  ge- 
schüt-zt  ist. 

Wo  die  Raum  Verhältnisse  es  zulassen,  wird  die  Desinfection  in  der  Regel 
am  einfachsten  durch  Zusatz  von  soviel  Desinfectionsflüssigkeit  erreicht,  dass 
die  ursprüngliche  Menge  des  Bilgewassers  etwa  verdoppelt  ist. 

Vor  Ablauf  von  mindestens  einer  Stunde  darf  das  mit  der  Desinfections- 
flüssigkeit versetzte  Bilgewasser  nicht  ausgepum])t  werden. 

Ein  Hineinschütten  von  gebranntem  Kalk  in  den  Kielraum  hat  keine  ge- 
nügend desinficirende  Wirkung. 

Eiserne  Fahrzeuge,  welche  Bilgewasser  nicht  haben,  bedürfen  in  der  Regel 
keiner  Desinfection  des  Kielraumes. 
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Anlage  VII. 


Belehrung  über  das  Wesen  der  Cholera  und  das  während  der  Cholera- 
zeit zu  beobachtende  Verhalten. 

1.  Der  Ansteckungsstoff  der  Cholera  befindet  sich  in  den  Aus- 
leerungen der  Kranken,  kann  mit  diesen  auf  und  in  andere  Personen  und  die 
mannigfachsten  Gegenstande  gerathen  und  mit  denselben  verschleppt  werden. 

Solche  Gegenstände  sind  beisi)ielswei8e  Wäsche,  Kleider,  Speisen,  Wasser, 
Milch  und  andere  Getränke;  mit  ihnen  allen  kann  auch,  wenn  an  oder  in  ihnen 
nur  die  geringsten,  für  die  natürlichen  Sinne  nicht  wahrnehmbaren  Spuren  der 
Ausleerungen  vorhanden  sind,  die  Seuche  weiter  verbreitet  werden. 

2.  Die  Ausbreitung  nach  anderen  Orten  geschieht  daher  leicht  zu- 
nächst dadurch,  dass  Cholerakranke  oder  kürzlich  von  der  Cholera  genesene 
rersonou  den  bisherigen  Aufenthaltsort  verlassen,  um  vermeintlich  der  an  ihm 
herrschenden  Gefahr  zu  entgehen.  Hiervor  ist  um  so  mehr  zu  warnen,  als  man 
bei  dem  Verlassen  bereits  angesteckt  sein  kann  und  man  andererseits  durch 
eine  geeignete  Lebensweise  und  Befolgung  der  nachstehenden  Vorsichtsmaass- 
regeln  besser  in  der  gewohnten  Häuslichkeit,  als  in  der  Fremde  und  zumal  auf 
der  Heise,  sich  zu  schützen  vermag. 

3.  Jeder,  der. sich  nicht  der  Gefahr  aussetzen  will,  dass  die  Krankheit  in 
sein  Haus  eingeschleppt  wird,  hüte  sich,  Mensclieu,  die  aus  Choleraorten 
kommen,  bei  sich  aufzunehmen.  Schon  nach  dem  Auftreten  der  ersten 
f'holerafalle  in  einem  Orte  sind  die  von  daher  kommenden  Personen  als  solche 
anzusehen,  welche  möglicherweise  den  Kraukheitskeim  mit  sich  führen. 

4.  In  Cholerazeiten  soll  man  eine  möglichst  geregelte  Lebensweise 
führen.  Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dass  alle  Störungen  der  Verdauung  die  Er- 
krankung an  Cholera  vorzugsweise  begünstigen.  Man  hüt«  sich  dess wegen  vor 
Allem,  was  Verdauungsstörungen  hervorrufen  kann,  wie  Uebermaass  von  Essen 
und  Trinken,  Genuss  von  schwer  verdaulichen  Speisen. 

Ganz  besonders  ist  alles  zu  vermeiden,  was  Durchfall  verursacht,  oder  den 
Magen  verdirbt.  Tritt  dennoch  Durchfall  ein ,  dann  ist  so  früh  wie  möglich 
ärzlicher  Kath  einzuholen. 

5.  Man  geniesse  keine  Nahrungsmittel,  welche  aus  einem  Hause 
stammen,  in  welchem  Cholera  herrscht. 

Solche  Mahrungsmittel,  durch  welche  die  Kraukkeit  übertragen  werden 
kann,  z.  B.  frisches  Obst,  frischen  Gemüse,  Milch,  sind  an  Choleraorten  nur  in 
gekochtem  Zustande  zu  geniesson,  sofern  man  über  die  unverdächtige  Herkunft 
nicht  zuverlässig  unierrichtet  ist.  Nach  gleichen  Qrundsäteen  ist  mit  derartigen 
Nahrungsmitteln  zu  verfahren,  welche  aus  Choleraorten  herrühren.  Insbesondere 
^rd  vor  dem  Gebrauch  ungekochter  Milch  gewarnt. 

6.  Alles  Wasser,  welches  durch  Koth,  Urin,  Kücheuabgänge  oder  sonstige 
^chmutzstoffe  verunreinigt  sein  könnte,  ist  strengstens  zu  vermeiden. 

Verdächtig  ist  Wasser  aus  Kesselhrunnen  gewöhnlicher  Bauart,  welche  gegen 
^ ^unreinigitngen  von  oben  her  nicht  genügend  geschützt  sind,  ferner  aus 
Sumpfen,  Teichen,  Wasserläufen,  Flüssen,  sofern  das  Wasser  nicht  einer  wirk- 
**nien  Filtration  unterworfen  ist.  Als  besonders  gefährlich  gilt  Wasser,  das 
<*irch  Auswurfstoffe  von  Cholerakranken  in  irgend  einer  Weise  verunreinigt 
i^t*  In  Bezug  hierauf  ist  die  Aufmerksamkeit  vorzugsweise  dahin  zu  richten, 
dass  die  vom  Reinigen  der  Gefasse  und  beschmutzter  Wäsche  herrührenden 
Spülwässer  nicht  in  die  Brunnen  und  Gewässer,  auch  nicht  einmal  in  deren 
^ahe  gelangen.  Den  besten  Schutz  gegen  Verunreinigung  des  Brunnenwassers 
^^ähren  eiserne  Röhrenbrunnen,  welche  direct  in  den  Erdboden  und  in  nicht 
20  geringe  Tiefe  desselben  getrieben  sind  (abessinische  Brunnen). 

7.  Ist  es  nicht  möglich,  sich  ein  unverdächtiges  Wasser  im  Sinne  der 
^r.  6  zu  beschaffen ,  dann  ist  es  erforderlich ,  das  Wasser  zu  kochen  und  nur 
gekochtes  Wasser  zu  gemessen. 
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8.  Was  hier  vom  Wasser  gesagt  ist,  gilt  aber  nicht  allein  vom  Trinkwasser, 
sondern  auch  von  allen  zum  Hausgebrauch  dienenden  Wasser,  weil  im 
Wasser  befindliche  Krankheitsstoife  auch  durch  das  zum  Spülen  der  Küchen- 
geräthe,  zum  Reinigen  und  Kochen  der  Speisen,  zum  Waschen,  Baden  u.  s.  w. 
dienende  W^asser  dem  menschlichen  Körper  zugeführt  werden  können. 

Ueberhaupt  ist  dringend  vor  dem  Glauben  zu  warnen,  dass  das  Trinkwasser 
allein  als  der  Träger  des  Krankheitsstoffes  anzusehen  sei,  und  dass  man  schon 
vollkommen  geschützt  sei,  wenn  man  nur  untadelhaftes  oder  nur  gekochte^i 
Wasser  trinkt. 

9.  Jeder  Cholerakranke  kann  der  Ausgangspunkt  für  weitere  Aus- 
breitung der  Krankheit  werden,  und  es  ist  desswcgen  rathsam,  die  Kranken, 
soweit  es  irgend  angängig  ist,  nicht  im  Hause  zu  pflegen,  sondern  einem 
Kraukenhause  zu  übergeben.  Ist  dies  nicht  ausführbar,  dann  halte  mau 
wenigstens  jeden  unnöthigen  Verkehr  von  dem  Kranken  fern. 

10.  Es  besuche  Niemand,  den  nicht  seine  Pflicht  dahin  führt,  ein 
Cholerahaus. 

Ebenso  besuche  man  zur  Cholerazeit  keine  Orte,  wo  grössere  Anhäu- 
fungen von  Menschen  stattfinden  (Jahrmärkte,  grössere  Lustbarkeiten  etc.). 

11.  In  Räumlichkeiten,  in  welchen  sich  Cholerakranke  befinden,  soll 
man  keine  Speisen  oder  Getränke  zu  sich  nehmen,  auch  im  eigenen 
Interesse  nicht  rauchen. 

12.  Da  die  Ausleerungen  der  Cholerakranken  besonders  gefährlich  sind,  so 
sind  die  damit  beschmutzten  Kleider  und  die  Wäsche  entweder  sofort  zu 
verbrennen,  oder  in  der  Weise,  wie  es  in  der  gleichfalls  veröffentlichten  Des- 
infectionsan Weisung  (II,  Nr.  3)  angegeben  ist,  zu  desinficiren. 

l:-].  Man  wache  auf  das  Sorgfaltigste  darüber,  dass  Choleraausleerungen 
nicht  in  die  Nähe  der  Brunnen  und  der  zur  Wasserentnahme  dienenden 
^lassläufe  u.  s.  w.  gelangen. 

14.  Alle  mit  dem  Kranken  in  Berührung  gekommenen  Gegenstände,  welche 
nicht  vernichtet  oder  desinficirt  werden  können,  müssen  in  besonderen  Des- 
infectionsanstalt^n  vermittelst  heisser  Dämpfe  unschädlich  gemacht  oder  min- 
destens sechs  Tage  lang  ausser  Gebr&iich  gesetzt  und  an  einem  trockenen,  mög- 
lichst sonnigen,  luftigen  Ort  aufbewahrt  werden. 

15.  Diejenigen,  welche  mit  dem  Cholerakranken  oder  dessen  Bett  und  hv- 
kleidung  in  Berührung  gekommen  sind,  sollen  die  Hände  und  die  etwa  he- 
schmutzten  Kleidungsstücke  alsbald  desinficiren.  (II,  Nr.  3  der  Desinfections- 
anw^eisung.)  Ganz  besonders  ist  dies  erforderlich,  wenn  eine  Verunreinigung 
mit  den  Ausleerungen  der  Kranken  stattgefunden  hat.  Ausdrücklich  wird  noch 
gewarnt,  mit  ungereinigten  Händen  Speisen  berühren  oder  Gegen- 
stände in  den  Mund  zu  bringen,  welche  im  Krankenraume  verunreinigt  sein 
können,  z.  B.  Ess-  und  Trinkgeschirr,  Cigarren. 

16.  W^enn  ein  Todesfall  eintritt,  ist  die  Leiche  sobald  als  irgend  möglich 
aus  der  Behausung  zu  entfernen  und  in  ein  Leichenhaus  zu  bringen.  Kann 
das  Waschen  der  Leiche  nicht  im  Leichenhause  vorgenommen  werden,  dann  soll 
es  überhaupt  unterbleiben.  —  Das  Leiche nbegängniss  ist  so  einfach  als  möglich 
einzurichten.  Das  Gefolge  betrete  das  Sterbehaus  nicht,  und  man  betheiligi» 
sich  nicht  an  Lcichcnfestlichkcitcn. 

17.  Kleidungsstücke,  Wäsche  und  sonstige  Gebrauchsgegenstände  von  Cholera- 
kranken  oder  -Leichen  dürfen  unter  keinen  Umständen  in  Benutzung  genommen 
oder  an  Andere  abgegeben  werden,  ehe  sie  desinficirt  sind.  Namentlich  dürfen 
sie  nicht  undesinficirt  nach  anderen  Orten  verschickt  werden. 

Den   Empföngem   von    Sendungen,    welche    derartige   Gegenstände   aus 
Choleraorten  erhalten,   wird  dringend  gerathen,  dieselben  sofort  womöglich 
einer  Desinfectionsanstult    zu    übergeben    oder    unter    den   nöthigen   Vorsichts^ 
maassregcln  selbst  zu  desinficiren.  —  Cholerawäsche  soll  nur  dann  zur  Heinigun 
angenoninien  werden,  wenn  dieselbe  zuvor  desinficirt  ist. 
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Effecten  u.  s.  w.)  und  über  weitere  verdächtige  Vorkommnisse  am  ^Orte  der 
Erkrankung  sind  Nachforschungen  anzustellen. 

9.  Bei  den  ersten  verdächtigen  Fällen  an  einem  Orte,  bei  welchen  die 
Sicherung  der  Diagnose  von  grösstem  Werthe  ist,  wird  von  den  Dejectionen 
des  Kranken  eine  nicht  zu  geringe  Menge  in  nicJU  desinficirtem  Zustande  behufs 
bacteriologi scher  Untersuchung  in  ein  reines  trockenes  Glas  zu  füllen  sein.  Im 
Nothfalle  genügen  für  diesen  Zweck  wenige  Tropfen.  Auch  ein  Stück  der  be- 
schmutzten Wäsche  kann  Verwendung  finden. 

Die  wohl  verpackten  Gegenstände  sind  sofort  unter  Beachtung  der  nach- 
stehenden „Anweisung  (Zu  Anlage  VIII)  zur  Entnahme  und  Versendung  cholera- 
verdächtiger  Untersuchungsohjecte^  an  die  für  den  Bezirk  bezeich fiete  Unter- 
suchungssteUe  zu  senden. 

Zu  Anlage  VIII. 

Anweisung  zur  Entnahme  und  Versendung  oholeraverdächtiger  Unter- 

suohungsobj  ecte. 

1.  Die  zur  Untersuchung  bestimmten  Proben  sind  womögUch  in  ganz 
frischem  Zustande  abzusenden.  Je  länger  sie  bei  der  Zimmertemperatur  stehen, 
um  so  ungeeigpieter  werden  sie  für  die  Untersuchung;  ebenso  wirken  nachtheilig 
irgend  welche  Zusätze  (auch  AVasser). 

2.  Von  Leichen theileu  kommen  nur  Abschnitte  des  mit  verdächtigem  Inhalt 
angefüllten  Dünndarmes  in  Betracht.  Vorkommenden  Falles  ist  die  betreffende 
Sectiou  sobald  als  möglich  vorzunehmen.  Vom  Dünndarm  sind  womöglich  drei 
doppelt  unterbundene,  15  cm  lange  Stücke  herauszunehmen,  und  zwar 

a)  aus  dem  mittleren  Theile  des  Ileum,  b)  etwa  2  m  und  c)  dicht  oberhalb 
der  Ileocoecalklappe.  —  Besonders  werthvoll  ist  das  letztbezeichnete  Stück,  es 
sollte  niemals  bei  der  Sendung  fehlen. 

3.  Die  unter  1.  und  2.  erwähnten  Gegenstände  werden,  und  zwar  Entleerungen 
und  auch  Lejchentheile  von  jedem  Erkrankten  bezw.  Gestorbenen  getrennt,  ohne 
vorausgegangene  JJeshifection  in  passende  trockene  Glasgcfasse  gebracht.  Die- 
selben müssen  genügend  stark  in  den  Wandungen  und  sicher  verschliessbar  sein. 
Dünne,  bauchige  Einmachegläser,  deren  Rand  einen  festen  Verschluss  nicht  zu- 
lässt,  sind  zu  verwerfen.  Am  besten  sind  die  sogcuaunten  Pulvergläser  der 
Apotheken  mit  weitem  Halse  und  eingeschliffenem  Glasstöpsel.  Andere  Gläser 
müssen  einen  glatten  cylindrischen  Hals  haben,  der  durch  einen  reinen,  gut 
passenden  Korkstöpsel  fest  verschlossen  wird.  Für  dünnflüssige  Entleerungen 
können  auch  Arzneiflaschen  benutzt  werden.  Alle  Verschlüsse  sind  durch  ül>er- 
gebundene  feuchte  Blase  oder  Pergamentpapier  zu  sichern.  Siegellacküberzüge 
sind  nur  im  Nothfalle  zu  verwenden.  Nach  Fällung  und  Verschluss  sind  die 
Gefasse  mit  einem  fest  aufzuklebenden  oder  sicher  anzubindenden  Zettel  zu  ver- 
sehen, der  genaue  Angaben  über  den  Inhalt  unter  Bezeichnung  der  Person,  von 
welcher  er  stammt,  und  der  Zeit  der  Entnahme  (Tag  und  Stunde)  enthält 

Sofern  die  Gefässe  nicht  mit  einer  dicht  schliessenden,  festen  Hülse  umgeben 
sind,  müssen  sie  unter  Benutzung  von  Papier,  Heu,  Stroh,  Häcksel  oder  anderen^ 
elastischen  Material  in  einem  kleinen  Kistchen  derart  verpackt  werden,  dass  si^^ 
darin  beim  Transport  sicher  und  fest  liegen  und,  falls  mehrere  Gefasse  zy^ 
sammengepackt  werden,  nicht  aneinander  stossen. 

Am  besten  bleiben  die  Proben  erhalten,  wenn  sie  in  Eis  verpackt  (in  was^ 
dichten  Behältern)  zur  Versendung  kommen.    Zerbrechliche  Cigarrenkisten   ^,^^ 
ungeeignet.  ^'^ 

Das  Kistchen  w^rd  mit  deutlicher  Adresse  und  mit  der  Bezeichnung    a 
Eilboten  zu  bestellen"  versehen.  ^ 


geben 


5.   Die  Sendung  ist,   wenn  thunlich,  zur  Beförderung   in   der  ^a(iWA 
(n,  damit  die  Tageswärme  auf  den  Inhalt  nicht  einwirkt. 
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In  Band  XXV  ist  im   Nekrolog  v.  Winter's   auf  Seite  XII,  Zeile   12   v.   u. 
als  dessen  Geburtsjahr  ftilschlich  das  Jahr  IblS  angegeben;  es  muss  1823  heisMn. 
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Erste   Sitzung. 

Mittwoch,  deo  19.  September,  Vormittags  0  Uhr. 

Der  Vorsitzende,  Oberbflrgermeister  Adickes  (Frankfart  a.  M.),  er- 
öffnet die  Yersammlung  mit  folgenden  Worten: 

„Meine  Herren!  Den  Gepflogenheiten  dieses  Vereines  gemäss,  welcher, 

wie  Sie  wissen,  Ingenieure,  Aerzte  mit  Verwaltungsbeamten  zu  gemein^ 

samer  Thätigkeit  verbindet  und  desshalb  auch  immer  darauf  gehalten  hat, 

dass  im  Ausschuss  Vertreter  dieser  sämmtlichen  drei  Kategorien  sitzen,  und 

dass  abwechselnd  aus  diesen  dreien  ein  Vertreter  zum  Präsidium  berufen 

wird,  ist  diesmal  der  Verwaltungsbeamte  für  das  Pr^äsidium  an  der  Reihe, 

und  so  ist  mir  die  Ehre  zu  Theil  geworden,  Sie  hier  in  dieser  gastlichen 

Stadt  willkommen  zu  heissen. 

„Meine  Herren!    Der  Kampf  mit  den  den  Menschen  bedrohenden  und 

gefährdenden  Krankheiten  und  Krankheitserregern  ist  ein  endloser,   und 

gerade  wenn  zeitweilig  der  Mensch  zu  unterliegen  scheint,  wächst  oft  die 

^Vkenntniss  am  schnellsten  und  mit  ihr  die  Energie.     So  verdanken  wir 

^uch  der  Cholera,  welche  ja  leider  eine  Unterbrechung  unserer  Thätigkeit 

nnd  —  was  weniger   zu  beklagen  war  —  auch  eine  Verlegung  unserer 

^iUen  Versammlung  vom  Herbst  nach  dem  Frühjahr  hin  verursacht  hat, 

'^  der  That  Grosses  insofern,  als  die  Thätigkeit  für  die  öffentliche  Gesund- 

^^itspflege  neu  wieder  angeregt  ist.      Sie  sehen  aus   der  heutigen  Tages - 

^^dnnng,  dass  sie  den  einen  Gedanken  auf  die  Fahne  schreibt,  der  durch 

^'e  Bekämpfung  der  Cholera  wieder  an  die  Spitze  aller  unserer  Bestrebungen 

^^^tellt  worden  ist,  und  den  Sie  auch  in  den  Thesen  ausgedrückt  finden: 

^%8  den  sichersten  Schutz  gegen  Choleraepidemieen  die  schon  in  cholera- 

^^ien  Zeiten  auszuführende  Assanirung  der  Städte  und  Ortschaften,  ins- 

^^ondere  deren  rekddiche  Versorgung  mit  reinem  Wasser,  sowie  entsprechende 

^^^^eitigosg  der  Abfallstoffe  bildet.    Meine  Herren,  alle  Vorträge,  die  diesmal 

^^  die  Tagesordnung  gesetzt  sind,  gruppiren  sich  um  diesen  einen  Ge- 
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danken  präventiver  Thätigkeit  auf  allen  Gebieten  der  öffentlichen  Gesundheit. 
Das  ist  das,  was  wir  hier  in  Magdeburg  wieder  von  Neuem  zu  fördern 
suchen.  Leider  hat  die  Cholera  auch  diesmal  insofern  eingegriffen,  als 
eins  der  Themata  ausfallen  muss.  Herr  Prof.  Flügge  ist  leider  durch 
amtliche  Pflichten  direct  an  der  Bekämpfung  der  Cholera  betheiligt  und  ist 
desshalb  nicht  in  der  Lage,  hier  vor  uns  zu  erscheinen. 

„Erfreulicherweise  sind  wir  diesmal  in  der  Lage,  neben  rein  theore- 
tischen Ausführungen  an  der  Hand  eines  grossen  Anschauungsmaterials 
von  unterrichtetster  Seite  auch  Aufklärungen  in  Form  des  Anschauungs- 
unterrichtes zu  bekommen.  Meine  Herren,  es  drängt  mich,  hier  gleich  es 
auszusprechen,  wie  erfreut  der  Ausschuss  darüber  ist,  dass  es  ihm,  Dank  dem 
liebenswürdigen  und  selbstlosen  Entgegenkommen  von  Herrn  Röchling 
gelungen  ist,  diese  Ausstellung  hier  vor  Ihren  Augen  aufzustellen,  und  ich 
füge  gleich  den  Dank  für  die  Herren  Fabrikanten  hinzu,  welche  sich  diesem 
Unternehmen  unter  grossen  Opfern  dienstwillig  erwiesen  haben,  und  den 
Dank  für  die  Vertreter  der  Stadt  Magdeburg,  welche  es  ermöglicht  haben, 
für  die  Ausstellung  neben  dem  Dom  so  passende  Räumlichkeiten  zu  be- 
schaffen. 

„So,  meine  Herren,  glaube  ich,  treten  wir  unter  günstigen  Auspicien 
in  unsere  Arbeit  ein,  und  ich  hoffe,  dass  sie  auch  diesmal  wieder  von  ge- 
segneten Erfolgen  begleitet  sein  werde. 

„Ehe  wir  aber  in  unsere  Tagesordnung  eintreten,  bitte  ich  diejenigen 
Herren,  welche  die  Güte  haben  wollen,  die  Versammlung  zu  begrüssen,  das 
Wort  zu  nehmen,  und  ersuche  zunächst  Herrn  Oberpräsidialrathv.  Nicki  seh - 
Rosenegk  das  Wort  zu  nehmen." 

Oberpräsidialrath  y.  Nickisch-Bosenegk  (Magdeburg):  „Der Herr 

Oberpräsident  der  Provinz,  Se.  Excellenz  v.  Pommer-Esche,  ist  leider 
auf  Urlaub  abwesend,  der  Hen*  Präsident  der  königL  Regierung  durch  einen 
schweren  Trauerfall  in  seiner  Familie  zu  Hause  zurückgehalten.  Desshalb 
liegt  es  mir  ob,  als  dem  dem  Range  nach  ältesten  Beamten  der  allgemeinen 
Verwaltung  unter  den  hiesigen  königl.  Staatsbehörden,  diese  hochansehnliche 
Versammlung  hier  heute  zu  begrüssen.  Ich  thue  das  mit  um  so  grösserer 
Freude,  als  ich  in  den  35  Jahren,  während  deren  ich  die  Laufbahn  des 
praktischen  Verwaltungsbeamten  gewandelt  bin,  je  länger  je  mehr  einsehen 
gelernt  habe,  dass  die  Hygieniker  unsere  besten  Freunde,  unsere  grössten 
Wohlthäter  sind,  und  dass  jeder  Beamte  gar  nichts  Gescheidteres  thun 
kann,  als  aus  allen  Kräften  danach  zu  trachten,  selbst  zu  einem  guten 
Theil  Hygieniker  zu  werden.  Schon  in  unserer  Jugend,  als  wir  in  die 
Tiefen  der  Klassiker  eingeführt  wurden,  haben  wir,  ja  gelernt,  dass  die  alten 
Griechen  mit  grösstem  Eifer  der  Aufstellung  von  Gesundheitsregeln  oblagen. 
^Aqlözov  fiiv  vdoQ**  finden  Sie  hier  an  einem  hygienischen  Institut« 
Magdeburgs  in  dem  Frontispiz  zur  eifrigsten  Nachachtung  verewigt.  Die 
alten  Griechen  schon  sahen  ein ,  dass  nur  in  einem  gesunden  Körper  ein 
gesunder  Geist  wohnen  kann,  und  dass  für  die  Wohlfahrt  des  Einzelnen 
sowohl  wie  der  ganzen  menschlichen  Gesellschaft  die  Gesundheit  die  un- 
erlässlichste  Grundbedingung  ist.  Und  darum  freue  ich  mich,  hier  schöpfen 
zu  können  aus  dem  Born,  der  nach  Ihrem  Programm  in  den  nächsten  drei 
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Tagen  ans  hiec  erschlossen  werden  wird.  Wir  werden  hören  und  lernen, 
wie  für  Luft  und  Licht,  f&r  Wohnung  und  Wasser,  für  Häuser  und  Strassen, 
für  Plätse  und  Stadtviertel  immer  bessere  Grundlagen  der  Gesundheitspflege 
geschaffen  werden  können.  Wir  werden  auch  von  der  Cholera  hören,  die 
ja  Gott  sei  Dank  vermöge  der  hervorragenden  Fortschritte  der  Wissen- 
schaft jetzt  ihren  früheren  Charakter  als  Schreckgespenst  vollständig  ver- 
loren hat 

„In  diesem  Sinne  heisse  ich  Namens  der  königl.  Staatsregierung  Sie 
willkommen  und  wünsche  den  besten  Erfolg  für  Ihre  Verhandlungen.*^ 

Oberbflrgermeister  Böttlcher  (Magdeburg):  „Meine  hochverehrten 
Herren!  Namens  der  städtischen  Behörden  Magdeburgs  rufe  ich  Ihnen,  die 
Sie  zu  frischer  Arbeit  sich  hier  zusammengefunden  haben,  ein  herzliches 
Willkommen  zu  und  gebe  der  hohen  Befriedigung  Ausdruck,  die  ich  darüber 
empfinde,  dass  es  mir  vergönnt  ist,  Sie  in  den  Mauern  unserer,  alten  Stadt 
begrüssen  zu  können.     Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege ist  überall,  wohin  er  auch  gekommen  ist,  ein  gern  gesehener  Gast 
gewesen ;  an  allen  Orten  hat  er  eine  sympathische  Aufnahme  gefunden,  und 
das   mit  vollem  Rechte.     Sind  doch   seine  Ziele  dem   allgemeinen  Wohle 
gewidmet,  sind  doch  die  Erfolge,  die  er  von  seinen  Bestrebungen  in  den 
21  Jahren  seines  Wirkens  gehabt  hat,  in  hohem  Grade  erfreulich  gewesen. 
In  keinem  von  den  vielen  Vereinen,  die  in  unserem  Vaterlande  existiren, 
herrscht  ein  so  kerngesundes,  frisches,  fröhliches  Leben,  als  in  ihm.    Desshalb 
meine  verehrten  Herren,  haben  wir  uns  herzlich  gefreut,  dass  Sie,  unserer 
Einladung  folgend,  in  diesem  Jahre  zu  uns  gekommen  sind,  und  haben  uns 
bemüht,  Ihnen  Ihre  Arbeltsstätte  hier  so  wohnlich  als  möglich  zu  gestalten. 
Es  ist   das   erste  Mal,  dass  wir  das  Glück  und   die  Freude   haben,   den 
Deutschen  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  hier  tagen  zu  sehen,  und 
ich  hoffe,  dass  die  Kritik,  die  Sie  in  gewohnter  Weise  an  die  Anstalten, 
die  dem  öffentlichen  Wohle  gewidmet  sind,  auch  hier  anlegen  werden,  für 
uns   keine    ungünstige    sein,   und  dass    Sie   die   Ueberzeugung    gewinnen 
werden,  dass  der  Verein  an  uns  gelehrige  Schüler  gehabt  hat. 

„Unserer  alten  Stadt  sind  in  den  letzten  zwei  Decennien  auf  dem  Ge- 
biete der  öffentlichen  Gesundheitspflege  grosse  Aufgaben  gestellt  gewesen, 
und  die  Erfüllung  derselben  hat  gewaltige  Opfer,  auch  in  finanzieller  Be- 
ziehung, erfordert  So  lange  wir  von  dem  beengenden  Festungsgürtel  ein- 
geschlossen waren,  war  es  uns  unmöglich,  die  Pflichten,  di^  die  Hygiene 
vorschreibt,  so  zu  erfüllen,  wie  wir  selbst  es  gewünscht  hätten.  Erst  als 
die  langangestrebte  Stadterweiterung  im  Jahre  1871  zur  Wahrheit  geworden 
^v,  konnten  wir  ernstlich  Hand  ans  Werk  legen,  durch  Strassenverbreiterung 
Loft  und  Licht  der  inneren  Stadt  zuzuführen,  neue  Strassen  zu  schaffen, 
^Qser.Canalisationssystem  weiter  auszubilden,  Schulen  nach  den  von  der 
Jetztzeit  aufgestellten  Anforderungen  zu  bauen,  eine  zweite  grosse  Kranken- 
anstalt zu  errichten,  ein  Schlachthaus  nebst  Viehhof  herzustellen  und  Riesel- 
felder, die  in  der  Ausführung  begriffen  sind  und  ihrer  Vollendung  entgegen- 
gehen, anzulegen«  Sie  werden  durch  die  Festschrift,  die  wir  die  Ehre  gehabt 
Üben  Ihnen  mitzutheilen ,  etwas  Näheres  über  alle  diese  Anlagen  erfahren, 
^d  können  sich  durch  den  Augenschein  überzeugen ,  ob  und  in  welcher 
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Weise  wir  den  Anforderungen,  die  wir  in  hygienischer  Beziehung  zu  er- 
füllen hahen,  gerecht  geworden  sind.  Erst  nachdem  —  was  för  die  Ent- 
wickelung  unserer  Stadt  von  höchster  Bedeutung  war  —  die  innere 
Enceinte  yoUständig  gefallen  ist  und  die  Rayonbeschränkungen  aufgehoben 
sind,  haben  wir  daran  denken  können,  auch  die  Bestimmungen  unserer 
ßaupolizeiverordnung  nach  sanitärer  Richtung  hin  wesentlich  zu  bessern. 
Wir  werden  in  dieser  Beziehung  noch  weiter  fortschreiten  und  gehen  damit 
um,  nach  dem  Recepte  unseres  verehrten  Herrn  Präsidenten  auch  eine 
offene  Bebauung  in  einzelnen  Stadtvierteln  einzuführen. 

„Eine  grosse  Sorge,  die  uns  drückt,  bezieht  sich  auf  das  nothwendigste 
Lebensbedürfniss ,  das  Wasser.  Wir  haben  hier  ein  Wasserwerk  nach  dem 
neuesten  System,  dui'ch  welches  wir  in  der  Lage  sind,  in  24  Stunden 
24  000cbm  Wasser  nach  der  Stadt  zu  befördern,  und  haben,  Dank  der 
Vervollkommnung  unserer  Filtration,  die  erst  in  den  letzten  Jahren  auch 
mit  grossen  Opfern  zur  Durchführung  gekommen  ist,  unser  Wasser  von 
ßacterien  befreit.  Aber  die  Zuflüsse,  die  uns  zugeführt  werden  durch  die 
Abwässer  aus  den  Mansfelder  Gruben  und  durch  die  in  der  Nähe  der  Saale 
belegenen  Soda-  und  Kalifabriken,  haben  unser  Eibwasser  so  versalzen, 
dass  dasselbe,  namentlich  in  trockenen  Jahren,  wie  das  vorige  eines  war, 
zu  Trink-  und  Wirthschaftszwecken  völlig  unbrauchbar  geworden  ist.  Ich 
habe  Veranlassung  gehabt,  schon  auf  dem  Congresse  in  Leipzig,  diesen 
meinen  Schmerz  zum  Ausdruck  zu  bringen,  ohne  dass  sich  mir  eine  rettende 
Hand  entgegengestreckt  hat.  Wir  versuchen  jetzt,  wenn  auch  mit  grossen 
Opfern,  durch  Quell-  und  Grundwasser  Abhülfe  zu  beschaffen  —  bis  jetzt 
aber  leider  ohne  Erfolg.  Ich  würde  eine  herzliche  und  innige  Freude  haben, 
wenn  dieser  hochachtbare  Verein  uns  nach  dieser  Richtung  hin  mit  Rath 
und  That  zur  Hand  gehen  könnte.  Das  würde  für  mich  der  schönste  Aus- 
klang der  Verhandlungen  sein. 

„Nun,  meine  verehrten  Herrschaften,  Sie  sehen,  dass  es  uns  an  gutem 
Willen  hier  nicht  gefehlt  hat.  Wir  hoffen,  dass  wir  durch  Ihre  Verhand- 
lungen wieder  reiche  Belehrung  erhalten  werden,  und  dass  wir  durch  sie 
neu  angefeuert  werden,  auf  der  betretenen  Bahn  weiter  fortzufahren. 

„Sie  haben  sich  auch  hier  ein  grosses  Arbeitsfeld  abgesteckt  und  haben 
für  Ihre  Verhandlungen  Gegenstände  von  hoher  socialpolitischer  Bedeutung 
für  die  Wohlfahrt  unseres  Volkes  gewählt.  Ich  wünsche,  dasä  die  Be- 
rathungen  hier  den  erhofften  Erfolg  haben  und  dass  die  Tage,  die  Sie  hier 
bei  uns  verleben,  für  Sie  angenehme  sein  mögen,  damit  Sie  mit  Befriedigung 
und  Vergnügen  an  dieselben  zurückdenken  mögen. 

„Mit  diesem  aufrichtigen  und  herzlichen  Wunsche  rufe  ich  Ihnen  noch- 
mals ein  Willkommen  zu."^ 

Geh.  Medicinalrath  Dr.  Hirsch  (Magdeburg):  „Hochansehnliche 
Versammlung!  Meine  Damen  und  Herren!  Ich  habe  die  Ehre,  Sie  zu 
begrüssen  im  Namen  des  Magdeburger  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege. Unser  Verein  war  bereits  so  frei,  Ihnen  seine  Visitenkarte  zu  über- 
reichen in  Gestalt  einer  kleinen  Festschrift,  die  Sie  vielleicht  einer  Durch- 
sicht gewürdigt  haben.  Er  hat  die  Form  eines  curriculum  vitae  gewählt, 
und  er  ist  anmaassend  genug,  sich  als  den  Bruder,  als  den  älteren  Bruder 


für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Magdeburg.  5 

sogar,  Ihres  Vereins  zu  betrachten,  wenn  er  sich  auch,  wie  Sie  aus  seiner 
Lebensgeschichte  schon  ersehen  haben  werden,  nicht  verhehlt,  dass  er  zwar 
der  altere,  aber  ein  zurückgebliebener  Bruder  ist,  zurückgeblieben  körperlich 
und  ffeistig.  Er  hat  nicht  das  Maass  von  Einsicht  und  Intelligenz,  was 
dem  Dentschen  Verein  zu  Gebote  steht.  Er  ist  sich  bewusst,  wohl  oft  in 
der  Energie  seines  Willens  und  in  der  Kraft  des  Vollbringens  nicht  das 
Nöthige  geleistet  zu  haben.  Aber,  meine  Herren,  in  einem  Punkte  nimmt 
er  es  mit  dem  Deutschen  Verein  ganz  unbedingt  auf:  Das  ist  die  Warme, 
mit  der  er  für  die  Ziele  der  Hygiene  empfindet,  und  die  starke  Begeisterung, 
mit  der  er  diese  Ziele  verfolgt.  Unser  Magdeburger  Verein  hat  sich  natur- 
gemäss  mehr  auf  seine  Heimathsstadt  beschränkt;  er  ist  den  Kämpfen  der 
Wissenschaft,  er  ist  auch  den  Stätten  der  Wissenschaft,  wo'  das  Gold  ge- 
funden wird,  ferngeblieben.  Aber  er  hat  sich  angelegen  sein  lassen,  — 
und  dies  nicht  ohne  Erfolg  —  das  Gold,  was  Andere  fanden,  umzusetzen 
in  die  Scheidemünze  des  täglichen  Verkehrs  und  der  praktischen  Durch- 
führung. Und,  meine  Herren,  noch  eins,  worin  er  sich  gleich  fühlt  mit 
dem  Dentschen  Verein,  er  ist  nicht  wenig  unterstützt  worden  in  dem  prakti- 
schen Vollbringen  durch  das  gute  Verhältniss,  das  zwischen  ihm  und  den 
städtischen  Behörden  seiner  Heimathsstadt  immer  bestanden  hat.  Indem 
der  kleine  Bruder  seinen  grossen  Bruder  herzlich  willkommen  heisst,  hofft 
er,  dass  ein  gutes  Verhältniss  zwischen  den  Beiden  bestehen  möge  und  dass 
die  Tage  bei  uns  Ihnen  gefallen  mögen. 

„Ich  habe  aber  noch  einen  zweiten   Gruss,  den  Gruss    des  hiesigen 
Aerztevereins,  unserer  Magdeburger  Medicinischen  Gesellschaft,  deren  zeitiger 
Vorsitzender  zu  sein  ich  die  Ehre  habe.   Die  deutschen  Aerzte.  meine  Herreu, 
haben  von  jeher  ein  warmes  Interesse  für  die  Bestrebungen  der  Gesund- 
licitspflege  gehabt.     Ich  habe  Anfangs  der  siebziger  Jahre  einmal  die  Ge- 
schichte erzählen  hören,  dass  ein  Amerikaner  gemeint  hätte,  er  wundere 
sich  doch   über  das  Interesse    der  Aerzte   für    die  Gesundheitspflege,    da 
dieselben  ja  doch  dadurch  ihr  Arbeitsfeld,   ihren   Verdienst,  ihre   Lebens- 
hediDgungen  herabsetzten.    Meine  Herren,  so  amerikanisch  hat  wohl  niemals 
ein  deutscher  Arzt  gedacht,  auch  unsere  mediciuische  Gesellschaft  hat  zu 
den  hiesigen  Leistungen    der   Gesundheitspflege  tüchtig   beigetragen,    mit 
Rath  und  That,  in  Vorträgen  und  in  allgemeiner  Belehrung  und  nicht  zum 
Wenigsten   in  der  stillen  Arbeit  der   communalen  Körperschaften,   in   den 
Commissionen  der  Stadtverordnetenversammlung  und  in  der  Schuldeputation. 
'Vir  Aerzte ,  meine  Herren ,  heissen  Sie  herzlich  willkommen.      Sie  haben 
nianches  Thema  auf  Ihrer  Tagesordnung,  welches  gerade  in  Magdeburg  auf 
das  Allerlebhafteste  interessirt,  und  wir  haben  keinen  dringenderen  Wunsch, 
*l8  den,  dass  es  Ihrer  Arbeit  gelingen  möge,  unsere  ärztliche  Arbeit  ein- 
schränken und  das  Wohl  unserer  Mitbürger  zu  fördern  und  zu  heben." 

■    r 

Vorsitzender  Oberbfirgermeister  Adickes:  „Namens  des  Vereins 
spreche  ich  herzlichen  Dank  aus  für  die  freundlichen  Begrüssungsworte,  die 
^08  eben  von  drei  Seiten :  Namens  der  Staatsbehörde,  Namens  der  städtischen 
^hörde  und  Seitens  des  ärztlichen  Vereins  und  des  hiesigen  Vereins  für 
öffentliche  Gesundheitspflege  entgegengebracht  worden  sind.  Wenn  herzlich 
ompfondene  Wünsche  die  Gewähr  ihrer  Erfüllung   in   sich   tragen,   dann 
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können  wir  heute  der  Erfüllung  der  uns  dargebrachten  WQnsche  gewiss 
sein  und  desshalb  mit  sicherem  Bewusstsein  an  unsere  Arbeit  herantreten. 
„Der  Herr  Oberbürgermeister  hat  in  einem  kurzen  Ueberblick  die  Ge- 
schichte Magdeburgs  in  hygienischer  Beziehung  vor  uns  aufgerollt,  und  die 
Berichte,  die  uns  überreicht  sind,  haben  das  weiter  ausgeführt.  Wenn  er 
aber  zugleich  in  einer  mit  attischem  Salz  gewürzten  Geschicklichkeit  uns 
auf  den  Salzgehalt  der  Elbe  hingewiesen  und  unsere  Hülfe  dazu,  dass  das 
aufhöre,  angerufen  hat,  so  hat  er  das  Gefühl  unserer  Unzulänglichkeit  leider 
in  uns  wachgerufen.  Wir  wissen,  dass  wir  nichts  sind,  wenn  nicht  die 
Staats-  und  städtischen  Behörden  sich  unserer  Bestrebungen  annehmen, 
und  die  Worte,  die  der  Herr  Vertreter  der  königl.  St'iatsregierung  hier 
ausgesprochen  hat,  geben  ja  die  Hoffnung,  dass  das  der  Fall  ist,  und  so 
wird  auch  vielleicht  die  Stadt  Magdeburg  das  Ziel  erreichen,  das  sie  und 
wir  mit  ihr  von  Herzen  ihr  erwünschen. 

„Wir  treten  in  die  Tagesordnung  ein,  und  ich  bitte  Herrn  Oberbürger- 
meister Bötticher  und  Herrn  Geheimrath  Dr.  Hirsch,  das  Amt  eines 
zweiten  und  dritten  Vorsitzenden  zu  übernehmen,  und  bitte  zugleich  Herrn 
Prof.  Dr.  Prausnitz,  neben  unserem  ständigen  Secretär  der  Protokoll- 
führung sich  zu  unterziehen. 

„Zunächst  bitte  ich  nun  unseren  ständigen  Secretär,  Herrn  Sanitäts- 
rath  Dr.  Spiess,  den  Jahresbericht  zu  verlesen. 

Der  ständige  Secretär,  Sanitätsrath  Dr.  Spiess  (Frankfurt a.  M.)« 
verliest  hierauf  den 

Bechenschaftsbericht 

des 

Ausschusses  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege für  die  Zeit  von  Mai  1893  bis  September  1894. 

„Durch  Beschluss  der  Vereinsversammlung  in  Würzburg  wurde  der 
Ausschuss  für  das  Geschäftsjahr  1893/94  wie  folgt  zusammengesetzt: 

Oberbürgermeister  Ad  ick  es  (Frankfurt  a.  M.), 
Oberbaurath  Prof.  Baumeister  (Karlsruhe), 
Professor  Dr.  Gaffky  (Giessen), 
Geheimrath  Dr.  v.  Kerschensteiner  (München), 
Ober-Ingenieur  F.  Andreas  Meyer  (Hamburg), 
Geheimer  Medicinalrath  Dr.  Pistor  (Berlin)  und 
Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.),  ständiger  Secretär. 

„Nach  Schluss  der  Versammlung  trat  der  Ausschuss  zusammen  und 
wählte  gemäss  §.  7  der  Satzungen  Herrn  Oberbürgermeister  A dickes  zum 
Vorsitzenden  für  das  Geschäftsjahr  1893/94. 

„Ferner  beschloss  der  Ausschuss,  einer  Anregung  aus  der  Versammlung 
folgend,  die  Referate  der  Herren  Adickes  und  Baumeister  nebst 
den   anschliessenden  Verhandlungen    als   Separat- Abdruck  an   zahl- 
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reiche  Gemeinden,  die  dem  Verein  nicht  angehören,  zu  senden,  die  Verlags- 
handlang des  Berichtes  auch  zu  veranlassen,  dieselben  als  Separat-Abdruck 
in  den  Buchhandel  zu  bringen,  was  auch  geschehen  ist. 

^Nachdem  die  Versammlung  zu  Würzburg  beschlossen  hatte,  Herrn 
Geheimrath  y.  Pettenkofer  anlässlich  seines  50jährigen  Doctorjubiläums 
zum  Ehrenmitglied  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege zu  ernennen,  haben  die  Ausschussmitglieder,  Geheimrath  Dr.  y.  Ker- 
schensteiner  und  der  ständige  Secretär,  dem  Jubilar  an  seinem  Ehren- 
tage, dem  30.  Juni  Yorigen  Jahres,  die  Glückwünsche  des  Vereins  überbracht 
und  ein  künstlerisch  ausgestattetes  Diplom  der  Ernennung  zum  Ehrenmit- 
glied überreicht. 

„Der  Ausschuss  trat  alsdann  satzungsgemäss  am  20.  und  21.  Januar  1894 
zu  einer  Sitzung  in  Frankfurt  a.  M.  zusammen  und  bestimmte  als  Ort 
<ler  nächsten  Versammlung,  einer  dringenden  und  überaus  liebenswürdigen 
Einladung  des  dortigen  Oberbürgermeisters  folgend,  die  Stadt  Magdeburg. 
P'iinladungen  zur  Abhaltung  einer  der  nächsten  Versammlungen  lagen  ausser- 
dem vor  von  Karlsruhe,  Wiesbaden  und  Cassel. 

„Als  Zeit  wurden  die  Tage  vom  19.  bis  22.  September,  in  hergebrachter 
^Veise  die  Tage  vbr  Beginn  der  Naturforschervernammlung,  bestimmt,  als 
^erhandlungsgegenstände  und  Referenten  die  den  Mitgliedern  seiner 
Zeit  mitgetheilten  und  auf  dem  heutigen  Programme  stehenden.  Eine  Aende- 
rang  musste  das  Programm  in  den  letzten  Tagen  leider  erfahren,  indem 
Herr  Professor  F 1  ü  g  g  e  durch  die  in  Oberschlesien  auftretenden  Cholera - 
«*rkrankungen  am  Erscheinen  verhindert  ist'  und  desshalb  das  Thema  der 
Trinkwasserbeurtheilung  für  dieses  Jahr  ausfallen  muss. 

nEs  lautet  demg^mäss  die 

Tagesordnung: 

Dienstag  9  den  18.  September. 

>^  Uhr  Abends:  Gesellige  Vereinigung  zur  Begrüssung  in  den  Iläumen  der 
Loge  „Ferdinand  zur  Glückseligkeit",  Neuerweg  Xr.  6. 

Mittwoeli,  den  19.  September. 

ö  Ubr  Vormittags:    Erste   Sitzung   im    grossen   Saale    der   Gesellschaft 
zur  PVeundschaft,  Prälaten  Strasse  Xr.  32. 

Eröffnung   der  Versammlung.   —  Geschäftliche  Mittheilungeii. 

I.    Beseitigrung  des  Kehrichts  und   anderer  städtischer  Abfälle, 
besonders  durch  Verbrennung* 

Referenten:  Medicinalrath  Dr.  J.  J.  Reincke  (Hamburg). 

Ober- Ingenieur  F.  Andreas  Meyer  (Hamburg). 

II.    Technische  Einrichtungen  filr  Wasserversorgung  und  Canali- 
sation  in  Wohnhäusern* 

Referent:  Ingenieur  II.  Alfred  Roechling  (Leicester). 
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Eröffnung  der  Ausstellung  technischer  Einrichtungen  aus  dem 
Gebiete  der  Wohnungshygiene  im  Hause  Domstrasse  Nr.  3. 

Nachmittags:  Besichtigungen  nach  Wahl. 

1.  Städtische  Hafen-  und  Speicheranlagen  und  Dükerverlegung. 

2.  Altstädter  Krankenhaus  mit  Volksbad  und  Desinfectionsanstalt. 
Schulen  auf  dem  Pflugeisengrundstuck. 

3.  Kahlenberg- Stiftung.    Arbeiter -Colonie.    Kinderspielgarteu. 

4.  Städtisches  Wasserwerk  in  Buckau. 

5.  Domkirche.     Städtisches  Museum,  Domplatz  Nr.  5.     Kloster 
,, Unsere  lieben  Frauen". 

7  lihr  Abends:  Festessen  mit  Damen  im  „Cafe  Hohenzollern",  Breite- 
weg Nr.  140. 

Donnerstag  9  den  20.  September. 

9  Uhr  Vormittags:  Zweite  Sitzung  im  grossen  Saale  der  Gesellschaft 
zur  Freundschaft. 

III.  Die  Nothwendigkelt  weiträumiger  Bebammg  bei  Stadtenveitr- 
mngen  und  die  rechtlichen  und  technischen  Mittel  zu  ihrer 
Ansftthmng. 

Referenten:  Oberbürgermeister  Adickes  (Frankfurt  a.  M.). 
Geheimer  Baurath  Hinckeldeyn  (Berlin). 
Baupolizei -Inspector  Glassen  (Hamburg). 

Mittagessen  nach  Wahl. 

4  Uhr  Nachmittags  (veranstaltet  von  der  Stadt):  Fahrt  nach  dem  Ilcrrou- 
krug  mittelst  Dampfers.  Abfahrt  von  der  Wartehalle  der  Dampf- 
schifffahrtsgesellschaft „Kette^  am  Holzhof.  Kaffee  und  Vesper  im 
Herrenkrug. 

7  Uhr  Abends:  Gemeinsame  Rückfahrt  mit  dem  Dampfschiffe. 

Von  8  Uhr  Abends  an:  Gesellige  Zusammenkunft  in  der  „Wilhehna'* 
(Neue  Neustadt).    Beleuchtung  der  Steinbruch sanlagcn. 

Freitag  9  den  21.  September. 

1)  Uhr  Vormittags:  Dritte  Sitzung  im  grossen  Saale  der  Geselhohalt 
zur  Freundschaft, 

IV.  Die  Maassregeln  zar  Bekämpfang  der  Cholera* 

Referenten:  Gebeimrath  Dr.  v.  Kerschensteiner  (München). 
Professor  Dr.  Gaffky  (Giessen). 

Mittagessen  nach  Wahl. 

.'»  Uhr  Nachmittags:  Gemeinschaftliche  Wagenfahrt  (Abfahrt  vom 
Stadttheatcr,  Kaiserstrasse)  durch  die  Stadt  nach  der  Neuen 
Krankenanstalt  an  der  Leipzigerstrasse,  und  dem  Schlacht - 
und  Viehhof.  Hier  von  der  Stadt  Magdeburg  dargebotener 
Imbiss. 

Abends:  Zwanglose  Zusammenkunft  im  „Münchener  Hof  brau" 
(Hasselbachstrasse  Nr.  1). 

Sonnabend,  den  22.  September. 
Ausflug  nach  dem  Grusonwerk  und  Dach  Stassfurt  oder  nach  Thale. 
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„Ausserdem  wurde  auf  Anregung  des  Herrn  Ober -Ingenieur  Meyer 
beschlossen,  wenn  es  sicfi  erreichen  liesse,  in  Magdeburg  im  Anschluss  an 
den  Vortrag  des  Herrn  Ingenieur  Roechling  über  „Technische  Einrich- 
tungen für  Wasserversorgung  und  Canalisation  in  Wohnhäusern  "  eine  Special- 
ausstellung darauf  bezüglicher  Gegenstände  zu  yeranlassen.  Den  Bemühungen 
der  Herren  Meyer  und  Roechling,  sowie  dem  freundlichen  Entgegen- 
kommen der  städtischen  Behörden  Magdeburgs  und  dem  thatkräftigen  Ein- 
greifen einiger  dortiger  Herren  ist  es  zu  danken,  dass  mit  der  diesjährigen 
Versammlung  eine 

Ansstellnng  technischer  Einrichtungen  aus  dem  Gebiete  der 

Wohnungshygiene 

Terbunden  sein  wird,  die  den  Zweck  haben  soll,  die  besten  technischen  Ein- 
richtungen der  bezeichneten  Art  als  Muster  in  hygienischer  Beziehung  vor- 
zuführen, und  welche  von  einer  Anzahl  hierzu  aufgeforderter  hervorragender 
deutscher  und  englischer  Firmen  beschickt  ist. 

„Die  Rechnungsablage  für  das  Jahr  1893  wurde  vom  Ausschuss 
geprüft  und  richtig  befunden.    Es  betrug  danach 

Cassensaldo  am  1.  Januar  1893      .    .    .    1204'48  Mk. 
Einnahmen  durch  Mitgliederbeiträge  etc.    6267*37     „ 


Zusammen     7471"85  Mk. 

Dagegen  an  Ausgaben  1893 6873*68  Mk. 

Bleibt  ein  Cassensaldo  für  1894  von       5981 7  Mk. 


„Die  Mitgliederzahl  des  Vereins  betrug  zu  Ende  des  Jahres  1893 
1362.  Von  diesen  sind  im  Laufe  des  Jahres  ausgetreten  180,  davon  26 
4urch  den  Tod. 

nEs  sind  dies  die  Herren: 

Medicinalrath  Dr.  Alten  (Lüneburg). 
Regierungsbaumeister  Becker  (Berlin). 
Generalarzt  Dr.  Brückner  (Dresden). 
Nationalrath  Dr.  Bürkli-Ziegler  (Zürich). 
Regierungsrath  Frief  (Breslau). 
Wasserwerkdirector  Heinrich  Gill  (Berlin). 
Kaufmann  Griebel  (Brebach-Saarbrücken). 
Apotheker  Haiss  (München). 

Geh.  Medicinalratli  Prof.  Dr.  August  Hirsch  (Berlin). 
Sanitätsrath  Dr.  Adolf  Kalischer  (Berlin). 
Stadtbaurath  Kau  mann  (Breslau). 
Apotheker  Karl  Körte  (Essen). 
Dr.  Kr  am  er  (Beuthen). 
Kreismedicinalrath  Dr.  Kuby  (München). 
Wasserwerkdirector  Kümmel  (Altona). 
Bezirksarzt  Dr.  Kunz  (Illertissen). 
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Dr.  Karl  Reinhard  (Leipzig). 

Commerzienrath  Rischbieter  (Dessau). 

Geheimer  Sanitätsrath  Dr.  Saxer  (Goslar). 

Dr.  Schindler  (München). 

Medicinalrath  Dr.  Strobel  (Passan). 

Professor  Dr.  Strohl  (Strassburg). 

Professor  Dr.  Uf feimann  (Rostock). 

Chemiker  Dr.  Weidenbusch  (Wiesbaden). 

Erster  rechtskundiger  Bürgerm.  Dr.  v.  Widenmayer  (München). 

Geh.  Reglern ngsrath  Oberbürgermeister  v.  Winter  (Danzig). 

„Neu  eingetreten  sind  204  Mitglieder,  so  dass  der  Verein  zur  Zeit 
1386  Mitglieder  zählt,  von  denen  356  als  in  Magdeburg  anwesend  ge- 
meldet sind  ^). 

Vorsitzender  Oberbflrgermeister  Adickes:  „Meine  Herren,  wie  Sie 
gehöil  haben,  hat  auch  im  yerflossenen  Jahre  der  Tod  wieder  eine  reiche 
Ernte  unter  unseren  Mitgliedern  gehalten.  Sie  waren  mehr  oder  weniger 
alte  treue  Freunde  unseres  Vereins  und  haben  unsere  Interessen,  so  weit 
es  in  ihren  Kräften  lag,  gefördert.  Aber  ich  glaube  doch  in  Ihrem  Sinne 
zu  handeln,  wenn  ich  aus  der  Zahl  Derjenigen,  die  von  uns  geschieden  sind, 
fünf  Mitglieder  besonders  hervorhebe.  Ich  möchte  Sie  zunächst  bitten,  noch 
einmal  zu  gedenken  des  Oberbürgermeisters  v.  Winter,  der  in  Danzig 
selbst  eine  hervorragende  Thätigkeit  für  die  öffentliche  Gesundheitspflege 
entfaltet  hat,  und  der  zu  den  verdienstvollsten  Begründern  und  Beschützern 
unseres  Vereins  gehört  hat. 

„Dann  möchte  ich  Sie  bitten,  der  hervorragenden  Capacität  zu  ge- 
denken, die  auf  dem  Gebiete  der  Medicin  Hochbedeutendes  geleistet  hat 
und  in  Stuttgart  in  einem  Vortrage  ihre  reiche  Erfahrung  dem  Vereine  zur 
Verfügung  gestellt  hat:  ich  meine  den  Geheimen  Medicinalrath  Professor 
Dr.  A.  Hirsch. 

„Dem  schliessen  sich  an  zwei  auf  dem  Gebiete  der  Wasserversorgung 
hochverdiente  Männer:  Herr  Director  Gill  und  Herr  Nationalrath  Bürkli- 
Ziegler  in  Zürich.  Sie  haben  beide  der  Kunst  der  Wasserversorgung  der 
Städte  und  Letzterer  auch  der  Frage  der  Stadterweiterung  in  hervorragender 
Weise  Dienste  geleistet,  und  Herr  Bürklin-Ziegler  hat  speciell  in  diesem 
Vereine  auch  mehrfach  durch  Vorträge  an  dieser  Frage  mitgearbeitet. 

„Und  endlich,  meine  Herren,  lassen  Sie  mich  des  Herrn  Directors 
Kümmel  gedenken,  dessen  Vortrag  Sie  noch  im  letzten  Jahre  in  Würz- 
burg gehört  haben,  und  der  dann  so  bald  und  plötzlich  in  Amerika,  als  er 
die  Interessen  der  deutschen  Ingenieure  vertrat,  aus  diesem  Leben  ab- 
berufen ist. 

„Meine  Herren,  gedenken  wir  Aller  der  von  uns  geschiedenen  Mit- 
glieder und  ehren  wir  ihr  Andenken,  indem  wir  uns  von  unseren  Sitzen 
erheben.    (Geschieht.) 

„Wir  treten  nunmehr  in  unsere  Verhandlungen  ein." 


^)  Diese  Zahlen  sind  die  nach  Schlass  der  Versammlung  festgestellten.  Siehe  Mitgliedcr- 
vcrzciohniss  am  Schlüsse  des  Berichtes. 
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Beseitigung  des  Keliriclits  und  anderer  stadtischer 
Abfalle,  besonders  durch  Verbrennung. 

Leitsätze 

der  Referenten:  Medicinalrath  Dr.  Reincke  (Hamburg)  und 

Ober-Ingenieur  Andreas  Meyer  (Hamburg). 

1.  Gegen  die  landwirthschafbliche  Verwerthung  des  Kehrichts  bestehen  keine 
hygienischen  Bedenken,  wenn  derselbe  gleich  untergepflügt  oder  bei  seiner 
provisorischen  Lagerung  so  verarbeitet  oder  mit  Erde  bedeckt  wird,  dass 
ein  Verwehen  und  Verstäuben  seiner  ßestandtheile  ausgeschloBsen.  ist. 

Eine  längere  Lagerung  des  Kehrichts  ohne  landwirthschaftliche  Ver- 
wendung und  insbesondere  eine  Anhäufung  desselben  auf  Plätzen ,  welche 
früher  oder  später  zur  städtischen  Bebauung  herangezogen  werden  könnten, 
ist  unstatthaft. 

Auch  muss  sicher  verhindert  werden,  dass  Lumpensammler  nicht  Theile 
desselben  in  die  Stadt  und  in  den  Verkehr  zurückbringen. 

2.  Wo  diese  Bedingungen  nicht  ei*füllt  werden  können,  wo  die  Landwirtli- 
Bchaft  nicht  im  Stande  ist,  die  Mengen  des  städtischen  Kehrichts  zu  be- 
wältigen, wo  die  landwirthschaftliche  Verwerthung  für  die  Städte  zu  kost- 
spielig wird,  oder  wo  Gefahr  besteht,  dass  zu  Epidemiezeiten  die  Abnahme 
des  Kehrichts  auf  Schwierigkeiten  stösst,  da  empfiehlt  sich  die  Verbrennung 
desselben  nach  englischem  Muster. 

Referent  Medieinalrath  Dr.  Beincke  (Hamburg): 

„Meine  Herren!  Unter  Kehricht  verstehen  wir  alle  nichtflüssigen  Ab- 
falle der  menschlichen  Lebensführung,  welche  keine  Fäcalien  sind.  Dazu 
gehören  vornehmlich  die  Küchenabfälle  aller  Art:  Knochen,  Kartofl'el-  und 
Obstschalen,  Hülsen  und  Bl&tter  von  Gemüsen,  nicht  mehr  zu  verwerthende 
verdorbene  Speisereste,  Korke  und  Conservenbüchsen ,  ferner  der  Stuben- 
kehricht im  engeren  Sinne,  dann  Asche  und  halbverbraunte  Kohlen  aus 
Herd  und  Ofen,  Lumpen  und  Scherben  der  verschiedensten  Herkunft,  enorme 
Mengen  Papier  und  schliesslich  alle  möglichen  werthlos  gewordenen  Sachen, 
Trümmer  von  Kinderspielzeug,  von  allem  erdenklichen  Hausrath  aus  Metall 
und  Holz,  von  Kleidungsstücken  und  Schuhzeug.  Im  weiteren  Sinne  rechnen 
wir  noch  dazu  alle  Marktabfälle,  die  nicht  zu  verwerthenden  Abfälle  von 
zahlreichen  Wirthschaften  und  gewerblichen  Betrieben  und  den  Strassen- 
kehricht.  Alles  Dinge,  die  der  Mensch  gern  möglichst  bald  aus  seiner  Nähe 
fortschafil,  nicht  nur  weil  sie  das  ästhetische  Gefühl  und  den  Sinn  für 
Reinlichkeit  verletzen,  sondern  auch  weil  sie  ihm  als  gesundheitsgefährlich 
erscheinen.  Und  mit  vollem  Recht.  Ich  brauche  nur  daran  zu  erinnern, 
wie  viel  fäulnissfahige  Substanz  darunter  ist,  welche  mit  ihren  Gerüchen 
die  Luft  verdirbt,  vielleicht  auch  manchen  Menschen  für  ernstere  Krank- 
heiten empfanglich  macht,  und  wie  viel  Krankheitskeime  im  Kehricht  ent- 
halten sind.  Man  denke  nur  an  den  Stubenkehricht  aus  Krankenzimmern, 
aus  den  Zimmern  so  vieler  Tuberkulöser,  welche  auf  den  Fussboden  zu 
spucken  pflegen,  an  den  Sand  und  die  Sägespäne  aus  Spucknäpfen,  an  die 
zahllosen  Eiterläppchen  von  wunden  Fingern  und  Füssen,  von  Beingeschwüren 
nnd  anderen  Schäden. 
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„Wie  steht  es  nun  mit  der  Beseitigung  dieser  Mengen,  namentlich  in 
den  grossen  Städten? 

„Wenn  Sie  im  ersten  Frühling  eine  Reise  machen,  erkennen  Sie  das 
Nahen  einer  grösseren  Stadt  zuerst  an  den  Aeckern,  welche  mit  städtischem 
Kehiicht  gedüngt  sind;  überall  blinken  Ihnen  Scherben  entgegen,  dazwischen 
sehen  Sie  Conservenbüchsen,  Stücke  von  Reifröcken,  von  Corsets,  von  Sprung- 
federn, zerbrochene  Kämme  u.  dergl. ;  die  Hecken  und  Raine  hängen  voll 
Papier-  und  Lumpenfetzen.  An  anderen  Stellen  erblicken  Sie  ganze  Scherben- 
berge; Unebenheiten  im  Terrain,  verlassene  Kiesgruben  u.  dergl.  sind  mit 
Kehricht  ausgefüllt;  manchmal  erkennen  Sie  schon  die  Linien  der  aus- 
gelegten Strassen,  die  gerade  über  eine  solche  Aufhöhung  als  Bauunter- 
grund hinführen  sollen.  Der  Städter,  welcher  seinen  Osterspaziergang 
machen  will,  kommt  vor  den  Thoren  in  diesen  Graus.  Einige  Wochen 
später  deckt  allerdings  das  spriessende  Grün  mitleidig  das  Schlimmste  zu, 
aber  in  trockener  Zeit  verstäubt  auch  jetzt  noch  viel  davon  über  das  Land 
hin  in  benachbarte  Wohnungen  oder  in  die  ländlichen  Milchkeller,  aus 
denen  die  Stadt  mit  Milch  versorgt  wird. 

„In  anderen  Fällen  liegen  die  Ablagerungsstätten  so,  dass  bei  jedem 
Regengusse,  bei  der  Schneeschmelze,  bei  jedem  Austreten  eines  Flusses  der 
Kehricht  ausgelaugt  wird  und  eine  grobe  Verunreinigung  des  Wassers  ein- 
tritt. Oft  sogar  kann  man  sehen,  dass  ohne  Besinnen  Alles  in  den  nächsten 
Wasserlauf  geschüttet  wird. 

„Begeben  Sie  sich  auf  eine  der  Abladestellen,  so  finden  Sie  oft  Dutzende 
von  armen  Leuten,  die  in  dem  Unrath  umhersuchen,  um  noch  irgend  ver- 
werthbare  Dinge  aufzufinden.  Manchmal  bringen  diese  Leute  sogar  Pferd 
und  Wagen  mit,  weil  sie  in  Säcken  ihre  Funde  nicht  bergen  können.  Für 
das  Recht  dieses  Suchens  wurden  in  Hamburg  vor  einigen  Jahren  an  einen 
Abfuhrunternehmer  per  Fuhre  30  Pf.  bezahlt.  Man  kann  daraus  auf  die 
Mengen  von  Abfall  schliessen,  die  eben  glücklich  zur  Stadt  hinausgeschafil 
sind  und  nun  auf  diesem  Wege  dorthin  wieder  zurückkommen.  Im  Jahre 
1887  entdeckte  man  in  Hamburg  sogar,  dass  auch  das  benutzte  alte  Ver- 
bandmaterial aus  den  Krankenhäusern  von  den  Kehrichtabladeplätzen  wieder 
in  die  Stadt  zurückwanderte.  Dann  ward  den  Anstalten  auferlegt,  alle  ge- 
brauchteu  Verbandstofi'e  innerhalb  ihrer  Mauern  zu  verbrennen  oder  ander- 
weitig zu  vernichten. 

„Vor  diesem  Durchsuchen  des  Kehrichts  auf  freiem  Felde  haben  mei- 
stens schon  andere  Sichtungen  des  Materials  stattgefunden.  Zunächst  durch 
Händler,  die  von  Haus  zu  Haus  gehen  und  dort  bei  Hausfrauen  und  Köchinnen 
aufkaufen,  vor  Allem  Knochen  und  werthvoUere  Lumpen,  auch  wohl  zer- 
brochene Geräthe  aus  Kupfer,  Messing  und  Zinn.  Nach  ihnen  kommen  die 
sogenannten  „Naturforscher",  die,  allen  Verboten  der  Polizei  zum  Trotz, 
Nachts  die  vor  den  Häusern  stehenden  Kehrichtbehälter  durchsuchen,  oA 
sogar  umstürzen,  unterstützt  von  Hunden,  die  noch  einen  Knochen  zu  finden 
hoffen,  bis  der  Kummerwagen  erscheint.  An  manchen  Tagen  sollen  diese 
Leute  2  bis  3  Mk.  verdienen. 

„Wo  der  Kehricht  ins  Wasser  geht,  wird  auch  dieses  in  ähnlicher 
Weise  durchsucht.  In  früheren  Zeiten,  als  es  in  Hamburg  noch  gestattet 
war,   die   die  Stadt  durchziehenden  Elbearme,   die  sogen.  Flethe,  als   all- 
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gemeine  Cloake  zu  benutzen,  gab  es  ein  eigenes  Gewerbe  der  „Flethen- 
kieker^,  die  bei  Ebbe  ihrem  ziemlich  einträglichen  Geschäfte  nachgingen. 

„Allen  diesen  Missständen  muss  vorgebeugt  werden.  Bei  Besprechung 
derselben  will  ich  nicht  beim  Lumpenhandel  verweilen,  und  auch  nicht  bei 
<len  verschiedenen  Vorschlägen  für  Form  und  Verschluss  der  Kehricht- 
behälter und  -iransportwagen.  Es  genügt,  darauf  hinzuweisen,  dass  sie 
Feuersgefahr ,  ^  sowie  jedes  Verstäuben  und  Auslecken  des  Inhaltes  aus- 
schliessen  müssen.  Ebenso  ist  es  selbstverständlich,  dass  alles  Durchsuchen 
der  Abfalle  fortfallen  muss,  dass  die  Abfuhr  möglichst  regelmässig  und 
häufig  stattfinden  und  in  der  Regel  beendet  sein  soll,  wenn  die  Stadt  er- 
wacht und  das  Leben  auf  den  Strassen  beginnt. 

„Was 'uns  heute  vor  Allem  zu  beschäftigen  hat,  ist  der  schliessliche 
Verbleib  des  Kehrichts. 

„In  kleineren  Städten  sammelt  der  Hauseigenthümer  alle  organischen 
Abfalle  im  eigenen  Garten  in  einer  Grube  an  versteckter  Stelle,  um  im 
nächsten  Jahre  damit  seinen  Garten,  vor  Allem  seine  Gemüsebeete  zu 
dangen;  die  Asche  und  sonstigen  anorganischen  Bestaudtheile  werden  ab- 
gefahren und  mit  Bauschutt  zu  Auf  höhungen  im  Gelände  u.  s.  w.  verwendet. 
An  anderen  Orten  werden  organische  und  unorganische  Theile  ungetrennt 
abgefahren  und  mit  Fäcalien  zu  Compost  verarbeitet,  oder  direct  wie  sie 
sind,  von  der  Landwirthschafb  aufgenommen  und  als  Dünger  verwerthet, 
Methoden,  gegen  die  vom  hygienischen  Standpunkte  nichts  einzuwenden 
ist,  wenn  der  Kehricht  nur  gleich  untergepflügt  oder  in  Composthaufen,  die 
sofort  mit  Erde  bedeckt  werden,  gesammelt  wird,  so  dass  jedes  Umherwehen 
der  Theile  und  jedes  Verstäuben  ausgeschlossen  ist,  und  wenn  die  Thätig- 
keit  der  oben  erwähnten  Lumpensammler  unmöglich  gemacht  wird.  Mit 
solchem  Vorgehen  kann  die  grosse  Zahl  der  kleinen  und  mittleren  Städte 
vollkommen  auskommen. 

„Auch  die  Grossstädte  haben  es  theoretisch  bis  dahin  nicht  anders 
gemacht ;  in  der  Praxis  aber  haben  sich  von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Nöthe 
herausgestellt. 

„Vor  Allem   dadurch,   dass   der  Absatz   an   die   Landwirthschafb  auf 
immer  grössere  Schwierigkeiten  stösst.     Früher  waren  dem  Kehricht  fast 
überall  mehr  oder  minder  bedeutende  Mengen  von  Fäcalien  beigemischt. 
Selbst  in  gut  canalisirten  Städten  gab  und  giebt  es  eine  nicht  unerhebliche 
Zahl  von  Grundstücken,  die  aus  irgend  welchen  Gründen  nicht  an  das  Siel- 
netz angeschlossen  werden  können.    Die  Fäcalien  aus  diesen  Häusern  wan- 
dern zu  einem  guten  Theile  in  den  Kummerwagen.  Je  mehr  die  Städte  sich 
assaniren,  desto  mehr  schwinden  diese  meist  alten,  nicht  an  die  Canäle  an- 
geschlossenen Gebäude.    Dadurch  werden  die  Fäcalien  im  Kehricht  immer 
spärlicher,  während  gleichzeitig  die  Menge  der  Conservenbüchsen  in  dem- 
selben immer  mehr  wächst.     So  sinkt  der  Werth  des   Kehrichts   für  die 
Undwirthschafb  an  sich.    Dazu  kommen  als  wichtigerer  Umstand  die  mit 
dem  Wachaen  der  Städte  immer  höher  werdenden  Transportkosten.    Zwar 
verlangt  die  Landwirthschafb  und  namentlich  der  Gemüsebau  noch  immer 
nach  dem  städtischen  Kehricht,  aber  —  die  Transportkosten  soll  die  Stadt 
^en.    Und  die  werden  in  manchen  Fällen  so  hoch,  dass  man  sich  sehn- 
suchtig nach  anderen  Auswegen  umsieht. 
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„Ein  anderer  Missstand  ist  der,  dass  die  Landwirthschaft  an  manchen 
Orten  die  Mengen  des  städtischen  Kehrichts  nicht  zu  bewältigen  yermag.  Sie 
kann  ihn  nur  zu  bestimmten  Jahreszeiten  benutzen,  während  die  Stadt  ihn 
das  ganze  Jahr  hindurch  producirt.  Dann  werden  Composthaufen  gebildet, 
aber  diese  „Composthaufen"  werden  selten  kleiner,  sondern  in  der  Regel 
immer  grösser  und  grösser;  es  entstehen  ganze  Ilügel,  selbst  acht  und  mehr 
Meter  hohe  Terrainaufhöhungen.  Schliesslich  bleibt  den  Städten  nichts 
anderes  übrig,  als  zur  Errichtung  bleibender  Abladeplätze  für  den  Keh- 
richt zu  schreiten,  mit  all  den  oben  geschilderten  Missständen. 

„An  einzelnen  Orten  hat  man  freilich  versucht,  mittelst  des  billigen 
Wassertransportes  den  Kehricht  weit  von  der  Stadt  wegzuschaffen  auf  werth- 
lose  Ländereien.  Aber  im  Winter,  zu  fliszeiten,  stockt  der  Verkehr,  und  es 
ist  ein  mehrmaliges  Umladen  nöthig,  das  namentlich  in  der  Stadt  gerechte» 
Missvergnügen  verursacht. 

„Noch  viel  gewichtiger  spricht  gegen  den  Ferntransport  der  Umstand, 
dass  die  Gemeinden  immer  mehr  anfangen  sich  dagegen  zu  wehren,  bei  sich 
den  Unrath  aufzunehmen,  den  Andere  los  sein  wollen.  Auf  einer  Instructions - 
reise,  welche  mein  Herr  Correferent  und  ich  im  vorigen  Jahre  gemacht  haben, 
haben  wir  gehört,  dass  diese  Verhältnisse  in  England  eine  sehr  grosse  Rolle 
spielen  und  dass  die  höchsten  Gesundheitsbehörden  es  unter  Umständen 
direct  verbieten,  den  Kehricht  aus  einer  Gemeinde  in  die  andere  zu  bringen. 
Dasselbe  ist  uns  in  Brüssel  berichtet  worden.  Und  in  Hamburg  haben  wir 
es  während  der  Cholera  1892  erfahren,  dass  die  eigenen  Hamburgischen 
Landgemeinden  sich  weigerten,  den  Kehricht  aus  der  Stadt  aufzunehmen. 
Diese  letzte  Erfahrung  ist  es  vor  allen  gewesen,  die  bei  uns  sehr  rasch  den 
Entschluss  gezeitigt  hat,  uns  in  der  Beseitigung  des  Kehrichts  ganz  unab- 
hängig von  der  Landwirthschaft  zu  stellen  und  denselben  in  einer  allen 
Anforderungen  der  Hygiene  entsprechenden  Weise  nach  englischem  Vor- 
bilde durch  Verbrennen  zu  vernichten. 

„Ehe  ich  auf  die  Verbrennung  übergehe,  will  ich  nur  noch  kurz  er- 
wähnen, dass  man  in  einigen  Seestädten  sich  auch  dadurch  zu  helfen  ge- 
sucht hat,  dass  man  Alles  ins  Meer  versenkte.  Aber  an  verschiedenen  Orten 
ist  man  davon  zurückgekommen,  z.  B.  in  Liverpool,  weil  manche  Bestand- 
theile  des  Kehrichts  schwimmen  und  wieder  ans  Ufer  treiben,  und  wohl 
noch  mehr,  weil  Beschwerden  von  Seiten  der  Fischerei  kamen. 

„In  einzelnen  Orten  ist  auch  die  Verbrennung  im  Kleinen,  d.  h.  in  den 
Wohnungen  ziemlich  verbreitet.  Zum  Beispiel  giebt  es  in  Hamburg  viele 
Häuser,  in  denen  Kartoffelschalen  und  ähnliche  Dinge  sofort  in  das  Herd- 
feuer wandern,  den  Hebammen  ist  es  geläufig,  die  Nachgeburt  auf  der  Stelle 
zu  verbrennen,  und  an  Umzugstagen  kann  man  in  den  älteren  Stadttheilen 
allen  erdenklichen  sogen.  „Bodenrummel*',  Seegras  und  Bettstroh,  zur  grossen 
Freude  der  Jugend  auf  offener  Strasse  verbrennen  sehen. 

„Natürlich  ist  das  Alles  aber  verschwindend  gegen  die  Leistungen  der 
eigentlichen  Verbreunungsanstalten. 

„Ueber  das  Historische  und  Technische  dieser  Anstalten  wird  mein 
Herr  Correferent  berichten.  Ich  möchte  nur  auf  einige  hygienische  Gesichts- 
punkte aufmerksam  macheu,  die  dabei  in  Betracht  kommen. 
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„Wie  Sie  hören  werden,  brennen  die  Oefen  ununterbrochen  wie  Hoch- 
öfen. Sie  bedürfen  daher  einer  fortgesetzten  Speisung.  Das  geht  sehr  leicht, 
•  wenn  die  Karren  mit  Kehricht  den  ganzen  Tag  über  regelmässig  anfahren 
und  sofort  ihren  Inhalt  über  den  Verbrennungszellen  entleeren.  So  ist  es 
an  vielen  Stellen  in  England.  Fordert  man  aber,  dass  bis  zu  einer  be- 
stimmten Morgenstunde  die  Kehrichtabfuhr  im  Wesentlichen  beendigt  ist, 
dann  strömen  die  Wagen  in  grosser  Zahl  gleichzeitig  in  der  Yerbrenniings- 
anstalt  zusammen  und  ihr  Inhalt  kann  nicht  sofort  in  die  Oefen  gelangen. 
Dadurch  kann  ein  zeitweiliges  Lagern  in  der  Anstalt  nöthig  werden  und 
femer  ein  zweimaliges  Bewegen  des  Kehrichts:  aus  dem  Wagen  an  die 
Lagerstelle  und  Ton  der  Lagerstelle  in  den  Ofen.  Das  aber  ist  möglichst 
zu  meiden,  nicht  nur  um  Zeit  und  Arbeit  zu  sparen,  sondern  auch  im  Inter- 
esse der  Nachbarschaft  und  der  Arbeiter. 

„In  England  hat  man  denn  auch  verschiedene  Versuche  zur  Abhülfe 
gemacht,  über  die  Herr  Ober -Ingenieur  Meyer  Ihnen  berichten  wird,  und 
auch  in  Hamburg  wird  versucht  werden,  diese  Aufgabe  möglichst  vollkommen 
zu  lösen. 

„Eine  weitere  Forderung  ist  die,  dass  das  oben  kritisirte  Geschäft  der 
„Naturforscher"  nicht  auch  in  der  Yerbrennungsanstalt  getrieben  wird.  In 
der  ältesten  englischen  Anstalt  für  die  City  of  London  in  Lett^s  Wharf  ge- 
schieht das.  Mehrere  Dutzend  Frauen  suchen  Papier,  Lumpen  und  ähn- 
liche Dinge  heraus,  die  dann  sortirt  und  wieder  verwerthet  werden.  Nach 
meinen  früheren  Ausführungen  bedarf  es  wohl  keines  Wortes,  dass  das  ein 
ganz  unzulässiges  Verfahren  ist;  es  existirt  auch  in  keiner  anderen  Anstalt 
Englands.  Natürlich  kommen  einmal  Stücke  vor,  die  man  nicht  in  den 
Ofen  bringen  kann:  grosse  durchgerostete  eiserne  Kehrichteimer,  Kessel 
und  ähnliche  Dinge.  Die  muss  man  aus  technischen  Gründen  herausnehmen. 
Es  ist  auch  nicht  schwierig,  dafür  Sorge  zu  treffen,  dass  diese  Dinge  nicht 
ungereinigt  aus  der  Anstalt  herauskommen.  Sonst  muss  Alles  verbrannt 
werden. 

„Drittens  ist  zu  verlangen,  dass  die  Verbrennung  eine  vollkommene 
ist,  dass  weder  in  den  Schlacken  halb  verbrannte  organische  Substanzen 
zurückbleiben,  noch  dass  übelriechende  brenzliche  Stoffe  aus  dem  Schorn- 
stein entweichen,  welche  die  näheren  und  ferneren  Nachbarn  belästigen. 

„Dass  das  Alles  zur  vollen  Befriedigung  geleistet  werden  kann,  haben 
wir  in  England  vielfach  gesehen.  Die  Anstalten  liegen  dort  oft  mitten  inner- 
lialb  dichter  Bebauung,  ohne  dass  Klagen  laut  werden ;  in  Leicester  hat  man 
eine  Schule  neben  der  Verbrennungsanstalt  erbaut. 

„Ehe  ich  schliesse,  lassen  Sie  mich   nun  noch  auf  einen  Punkt  hin- 
weisen. 

„In  England  finden  Sie  mehrfach  neben  den  Verbrennungsanstalten 
I)e8iiifectionsanstalten.  Diese  Verbindung  hatte  ursprünglich  vielleicht  tech- 
nische Gründe,  damit  die  Verbrennungsanstalten  den  Desinfectionsanstalten 
den  nöthigen  Dampf  lieferten.  Beide  Anstalten  haben  aber  auch  sehr  nahe 
Bftchliche  Beziehungen,  was  sich  schon  darin  zeigt,  dass  man  dort  in  jeder 
Yerbrennungsanstalt  eine  oder  einige  Zellen  mit  einer  Oeffnung  vorfindet, 
durch  welche  eine  ganze  Matratze  in  die  heisse  Gluth  geworfen  werden  kann. 
"  wden  doch  bei  jeder  ordentlichen  Hausdesinfection  Dinge  gefunden,  dienicht 


16    XIX.  Versammlung  d.  D.  Vereins  f.  öfifentl.  Gesandhpflge.  sa  Magdeburg. 

zu  desinficiren ,  sondern  nur  zu  vernicbten  sind.  In  jeder  unserer  24  Des- 
infectionsanstalten  während  der  Cholerazeit  hatten  wir  einen  Sammelplatz 
für  solche  Dinge,  die  zu  verbrennen  waren.  Von  Zeit  zu  Zeit  ward  das 
Alles  nach  der  Abdeckerei  gesckafiit  und  dort  auf  freiem  Felde  Terbrannt. 
Solches  Verbrennen  wird  in  Zukunft  in  der  Verbrennungsanstalt  geschehen, 
die  auch  wir  neben  der  Desinfectionsanstalt  erbauen. 

„Ausser  bei  den  Desinfectionen  kommt  bei  Ausübung  einer  geregelten 
Wohnungspflege  und  Gesundheitsaufsicht,  nach  Feuersbrünsten,  beim  Ab- 
reissen  Ton  Häusern,  bei  Umzügen  u.  s.  w.  unendlich  viel  Plunder  und  Ge- 
rumpel zu  Tage,  das  schwer  zu  beseitigen  ist.  In  Hamburg  kommen  dazu 
die  reichlichen  Abfälle  von  den  Schiffen,  deren  Beseitigung  jetzt  viel  Nöthe 
und  Kosten  macht,  und  gar  viele  Abfälle  unseres  Handelsverkehrs.  Ich  er- 
innere nur  an  so  manche  verdorbene  Waaren,  z.  B.  Apfelsinen,  und  die 
grossen  Mengen  werthlos  gewordener  Packmaterialien.  Das  Alles  wird  in 
Zukunft  der  Verbrennungsanstalt  überwiesen  werden,  die  dadurch  in  ganx 
wesentlicher  W^eise  die  Thätigkeit  der  Desinfectionsanstalt  unterstützen  und 
ergänzen  wird,  als  eine  Anstalt  für  öffentliche  Reinlichkeit  und  öffentliche 
Gesundheitspflege. 

„Ich  schliesse  mit  dem  Wunsche,  dass  das  Beispiel,  das  England  uns 
gegeben  hat  und  das  jetzt  in  Berlin  und  Hamburg  nachgeahmt  werden  soll, 
auch  in  anderen  Städten  Deutschlands  immer  mehr  Aufmerksamkeit  erregen 
uud  Nachfolge  finden  möge.''  [ 

Correferent  Ober  -  Ingenieur  F.  Andreas  Meyer  (Hamburg): 

„Es  kann  nicht  die  Aufgabe  sein,  in  einem  kurzen  Vortrage  die  ziemlich 
umständliche  Frage  der  Verbrennung  der  städtischen  Abfälle  einer  er- 
schöpfenden und  ins  Einzelne  gehenden  technischen  Behandlung  zu  unter- 
ziehen, um  so  weniger,  als  für  das  Studium  eine  von  Jahr  zu  Jahr  an 
Umfang  und  Inhalt  gewinnende  englische  und  deutsche  Literatur  zur  Ver- 
fügung steht.  Aber  es  würde  vor  einer  für  wichtige  hygienische  Tages- 
fragen zusammentretenden  Versammlung  von  Hygienikern  kaum  zu  recht- 
fertigen sein,  dieses  Capitel  der  Hygiene,  nachdem  es  in  England  ohne  allen 
Zweifel  durch  die  Technik  dauernd  in  die  Praxis  eingeführt  ist,  und  daselbst 
den  grössten  Nutzen  für  die  Sanirung  der  Städte  und  deren  ländliche 
Umgebung  zu  bieten  begonnen  hat,  von  der  Besprechung  auszuschliessen. 
Man  braucht  kein  Verfechter  k  outrance  dieses  Verbrennungsverfahrens  zu 
sein;  aber  wem  die  Sorge  für  die  öffentliche  Gesundheitspflege  in  Städten 
obliegt,  dem  kann  es,  angesichts  der  guten  Functionirung  der  Rtfuse- 
Destrudors  in  England,  nicht  mehr  erspart  werden,  diese  Art  der  Beseiti- 
gung des  Unraths,  sei  es  für  den  gesammten  Stadtkehricht,  sei  es  für 
einzelne  Arten  desselben,  sehr  ernsthaft  in  den  Kreis  seiner  Projecte  zu 
ziehen.  Er  darf  nicht  mehr  die  Verbrennungsprojecte  in  das  Reich  von 
Experimenten  verweisen,  mit  denen  die  praktische  Stadtverwaltung  nichts 
zu  thun  hat. 

„Seitens  meines  Herrn  Gorreferenten  ist  die  Beseitigung  der  städtischen 
Abfallstoffe  vom  hygienischen  Gesichtspunkte  betont,  desshalb  möchte  ich 
hier  vorwiegend  die  Ökonomische  und  constructive  Seite  dieses  Verfahrens 
einer  Betrachtung  unterziehen.     Hierbei    werde    ich    die    kleinen    Städte, 
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welche  bei  geringer  räumlicher  Aasdehnnng  ihre  Abfallstoffe  noch  nutz- 
bringend landwirthschafUich  yerwerthen  gönnen,  ausser  Acht  lassen,  auch 
den  Verbleib  der  menschlichen  Excremente,  als  nicht  zu  meiner  Aufgabe 
gehörig,  hier  übergehen  und  meine  Betrachtungen  auf  die  Beseitigung  des 
Kehrichts,  d.  h.  des  Hausunraths  und  des  S^rassenkehrichts,  beschränken. 

„Der  Begriff  des  Kehrichts  ist  durch  meinen  Herrn  Correferenten  fest- 
gestellt worden.    Die  (Grundsätze  für  die  technische  Behandlung  der  Samm- 
lung und  Abfuhr  desselben,  wie  sie  sich  bis  «jetzt  durch  die  Erfahrung  in 
den  grosseren  Städten  ziemlich  gleichmässig  «herausgebildet  haben,  sollen 
zunächst  kurz  zur  Sprache  gebracht  werden.    Dabei  möchte  ich  als  Einheit 
eine  Stadt  Ton  100000  Einwohnern  annehmen,  was   aber  nur  den  Sinn 
einer  Hülfsoonstruction  haben  soll,  um  die  Berechnungen  für  vorliegende 
Verhältnisse  zu  erleichtem.    Grös&ere  Städte  kann  man  sich  in  Bezug  auf 
die  zu  erörternden  Fragen  in  mehrere  TheLle  von  100000  Einwohnern  zer- 
legt denken,  wobei  darauf  auffnerksam  zu  machen  ist,  dass  sich  die  ökono- 
mische Seite  der  Abfuhr  auf  das  Land  um  so  ungünstiger  stellt,  je  grösser 
die  Stadt  wird,  aus  welcher  der  Kehricht  abgefahren  werden  soll. 

„Abholung  des  Hausunraths.  —  Es  dürfte  sich  für  grössere  Städte 
empfehlen,  den  Hausunrath  jedes  Haushaltes  in  metallenen,  mit  Deckel  ver- 
sehenen Behältern   gesammelt,  mindestens    dreimal  wöchentlich    aus   den 
Häusern  abzuholen.    Diese  Abfahr  sollte  zur  Nachtzeit  erfolgen,  um  weder 
das  Publicum  noch  den  Verkehr  zu  belästigen.    Zu  dem  Ende  empfiehlt  es 
sich,  norddeutsche  Verhältnisse  vorausgesetzt,  wo  nicht  etwa  eine  nacht- 
schwärmende Bevölkerung  ihren  Muthwillen  treibt,  oder  beutegierige  Hunde 
auf  den  Strassen  herumlaufen,  welche  die  Gefässe  umstossen,  diese  Gefasse 
Abends,  etwa  um  zehn  Uhr,  an  die  Strasse  zu  stellen.    Die  Abfuhr  beginnt 
dann  eine  Stunde  später,  also  etwa  um  elf  Uhr,  und  muss  mit  so  vielen 
Gespannen  in  Angpriff  genommen  werden,  dass  sie  Morgens  vor  Beginn  der 
Geschäftszeit,  also  etwa  um  sieben  Uhr,  beendigt  ist.    Zur  Abfuhr  sind  am 
besten  dichte  eiserne,  mit  Klappen  abgedeckte  Wagen  zu  benutzen,  deren 
Kutscher,  unter  eventueller  Beihülfe  eines  Aufladers,  das  Aufladen  besorgen 
kann. 

„Reinigung  und  Besprengung  der  Strassen.  —  Die  gründliche 
Reinigung  der  Strassen  mittels  Kehrmaschinen  erfolgt  ebenfalls  zweck- 
mässig zur  Nachtzeit.  Eine  gute  Kehrmaschine  reinigt  pro  Stunde  circa 
5000  qm,  woraus  sich  der  Bedarf  an  Kehrmaschinen  berechnen  lässt.  Man 
lässt  gern  zwei  Maschinen  zusammen  gehen ;  zu  diesen  sind  an  Mannschaften 
circa  20  Arbeiter  erforderlich.  Die  Maschinen  bringen  den  auf  dem  Fahr- 
damme liegenden  Kehricht  zu  einem  Striche  neben  dem  Rinnsteine  zu- 
sammen, durch  die  Arbeiter  wird  der  Strich  gehäufelt  und  mit  Handkarren 
zu  grösseren  Haufen  zusammengekarrt,  welche  in  die  der  Reinigungscolonne 
unmittelbar  folgenden  eisernen  Kehrichtwagen  geladen  und  zur  Ablade- 
stelle  transportirt  werden.  Die  von  der  nächtlichen  Reinigung  unabhängige 
Tagesreinigung,  welche,  oberflächlicher  gehandhabt,  besonders  die  Beseiti- 
gung des  auf  der  Strasse  liegenden  Papiers  und  Pferdedungs,  sowie  die 
Reinigung  der  Rinnsteine  ins  Auge  fasst,  wird  von  weniger  zahlreichen 
Colonnen  beschafft,  und  der  gewonnene  Kehricht  kann  in  solchen  Städten, 
welche  Canalisation  haben,  in  dicht  gemauerte  Kehrichtgruben  (etwa  von 
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2  cbm  Inhalt)  gebracht  werden ,  doren  Sohle  in  das  Ganalnetz  entwässert. 
Die  Eotleerung,  Reinigung  und  ^esinfection  dieser  Eehriohtgruben  muss 
allnächtlich  erfolgen.  / 

.  „Es  empfiehlt  sich,  alle  ygrgenannten  Arbeiten  und  Leistungen  mit 
eigenen  Arbeitern ,  Pferden  un^  Wagen  auszuführen ,  da  der  Eegiebetrieb 
allein  eine  gewisse  Garantie  für  gründliche  Reinigung,  Beseitigung  und  für 
den  richtigen  Verbleib  der  Abf&llstofife  bietet  und  das  Ineinandergreifen  der 
Arbeiten  erleichtert. 

„Zu  erwähnen  ist  noch  di^  ebenfalls  in  Regie  auszuführende  Besprengung 
der  öffentlichen  Strassen,  welche  zur  Niederhaltung  des  Staubes  dient,  und 
bei  trockenem  Wetter  mindestens  zweimal  täglich,  allerdings  nur  in  massiger 
Weise,  erfolgen  sollte.  Brauserohrwagen,  direct  vom  Hydranten  gefüllt,  sind 
für  diesen  Zweck  sehr  geeignet. 

„Umfang  der  Arbeiten.  —  Es  wird  sich  nun  darum  handeln,  den 
Umfang  der  Arbeiten  kennen  zu  lernen,  also  die  Menge  und  das  Gewicht 
des  Kehrichts  und  die  Entfernungen  für  den  Transport  desselben  fest- 
zustellen, um  daraus  Mittelsätze  zu  bilden,  aus  denen  man  die  Grosse  der 
Jahreskosten  im  Yerhältniss  zur  Bevölkerung  ableiten  kann. 

„Da  die  Städte  verschieden  weiträumig  angelegt  sind,  so  werden  bei 
einer  solchen  Berechnung  allgemein  gültige  Endsätze  nicht  herauskommen. 
Beträgt  doch  z.  B.  die  Strassenfläche,  also  ein  Factor,  wacher  stets  zu  der 
Menge  des  Strassenkehrichts  in  einem  bestimmten  Yerhältniss  stehen 
wird,  in  Berlin  pro  Kopf  der  Bevölkerung  5  qm  gegen  9  qm  in  Hamburg. 
Ist  doch  ferner  die  Art  der  Strassenbefestigung  von  grossem  Einfiuss  auf 
die  Menge  des  Strassenabraums,  und  bei  dem  Hauskehricht  spielen  die 
Gewohnheiten  der  Bevölkerung,  z.  B.  in  der  Behandlung  des  Küchenabfalles, 
des  Feuerungsmaterials,  eine  Rolle;  auch  die  localen  Witterungsverhältnisse 
einer  Stadt  sprechen  für  die  Menge  der  Yerbrennungsrückstände  in  den 
häuslichen  Feuerstellen  bedeutend  mit.  Trotzdem  aber  dürfte  es  nicht' 
überflüssig  sein,  Durchschnittswerthe  festzustellen,  an  die  man  sich  bei  Vor- 
arbeiten zunächst  ein  wenig  halten  kann  und  die  sich  bei  genauerer  Durch- 
arbeitung für  bestimmte  locale  Verhältnisse  alsdann  leicht  umformen  lassen 
werden. 

Menge  des  Hausunraths. 

An  Hausunrath  wird  beispielsweise  producirt: 

In  Paddington  (London)       .     .     .     .     183  kg  pro  Kopf  und  Jahr 
„    Hampstead  (London)       ....     230  „      „        „        „        „ 
„    Hamburg 122   „      „        „         „        „ 

Nimmt  man  aus  vielen  bekannten  Zahlen  das  Mittel,  so  kommt  man  etwa 
auf  180  kg  pro  Jahr  oder  0*5  kg  pro  Tag  und  Kopf  der  Bevölkerung. 

Menge  des  Strassenkehrichts. 

An  Strassenflächeu  kommen  auf  den  Kopf  der  Bölkeruug 

in  Berlin       ....     5  qm  (2  qm  Trottoir  und  3  qm  Fahrbahn) 
„  Hamburg       ...9„(4„  „  n^n  »        ) 
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l^immt  man  im  lüttel  7  qjH  Strassenfläche  (3  qm  Trottoir  und  4  qm  Fahr- 
bahn), 0O  wird  man  ftür  den  vorliegenden  Zweck  genügenden  Anhalt  haben. 
Anf  I  qm  Strassenfläche  kommt  an  Kehricht  pro  Jahr : 

In  Berlin 0*025  cbm 

„   Hamburg 0*022    „ 

und  es  kann  im  Mittel 0*024  » 

l^erechnet  werden. 

Auf  den  Kopf  der  Beyölkerung  kommt  anStrassenkehricht  pro  Jahr: 

In  Berlin 0*14  cbm 

n  Pamburg 0*20    „ 

Diea  ergäbe  ein  Jahresmittel  Ton  0*17  cbm  oder,  da  der  Strassenkehricht 
«in  specif.  Gewicht  Ton  1*1  hat,  0*6  kg^  pro  Tag  und  Kopf  der  Beyölke- 
rung.   (Das  specif.  Gewicht  des  Hauskehrichts  beträgt  nur  etwa  0*63.) 

„Man  kann  seinem  Gedächtnisse  also  ganz  einfache  Zahlen  einprägen, 
nämlich :  Die  Gesammtproduction  an  Hausunrath  und  Kehricht  pro  Tag  und 
Kopf  der  Bevölkerung  beträgt  im  Mittel  Vs  ^g  +  Vs  kg  =  1  kg, 

KostenderAbfuhr. 
a)    Hausunrath. 

„Die  Kosten  der  Hausunrathabfuhr  sind  natürlich  auch  von  der 
Häufigkeit  der  Abholung  abhängig.  In  Berlin,  wo  die  Abfuhr'  des  Haus- 
unraths  aufiallender  Weise  noch  den  Grundeigenthümern  obliegt,  sind  die 
Kosten  hierfür  nicht  festzustellen.  In  Hamburg  betragen  sie  zur  Zeit  bei 
dreimal  wöchentlicher  Abholung  in  der  Stadt  und  zweimaliger  Abholung  in 
den  Vororten  pro  Kopf  der  Bevölkerung  jährlich  Mk.  0*455. 

b)    Strassenkehricht. 
„Die  Strassenkehr^chtabfuhr  kostet  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
jahrlich : 

In  BerUn 0*233  Mk. 

„  Hamburg 0*233     „ 

Kosten  der  Strassenreinigung  und  Besprengung. 

„Die  Kosten  der  Strassenreinigung  und  Besprengung  betragen  pro  Eopf 
der  Bevölkerung  jahrlich: 

In  Berlin 1*007  Mk. 

„   Hamburg 0*931     „ 

im  Mittel  also 0*96     „ 

Auf  eine  Einheit  von  100000  Einwohnern  übertragen,  würden  an  Gesammt- 

jshreskosten  demnach  erwachsen: 

Für  Hausunrathabfuhr 45500  Mk. 

„    Strassenkehrichtabfuhr 23  300    „ 

„    Strassenreinigung  und  Besprengung     .     .     .       96000    „ 

lugesammt     .     .     165000  Mk. 

„Verbrennung  anstatt  Landabfuhr.  —  Durch  meinen  Herrn  Cor- 
reforenten  ist  bereits  auf  die  hygienischen  Gefahren,  welche  bei  grossen 


20    XIX.  Versammlung  d.  D.  Vereins  f.  öfifentl.  Gesandhpflge.  £a  Mag^debnrg. 

Städten  aus  der  Abfuhr  der  Abfallstoffe  aufs  Land  entstehen  können,  hin- 
gewiesen und  demgegenüber  auf  die  Vortbeile  der  Verbrennung  aufmerkflam 
gemacht  worden.  Zuerst  wird  der  Gedanke,  so  heterogene  und  vielfach 
mineralische  Stoffe  zur  Verbrennung  zu  bringen,  für  jeden  etwas  Befremd- 
liches haben.  Man  wird  fragen,  ob  sich  denn  der  Kehricht  überhaupt  yer- 
brennen  lässt,  ob  nicht,  wenn  man  dies  durchaus  durchsetzen  will,  der 
Zusatz  von  Brennmaterial  zu  kostspielig,  die  Belästigung  durch  brenzliche 
Gerüche  unerträglich  für  die  Umwohner  sein  wird. 

„Beschränkung  der  Aufgabe  auf  den  Hausunrath.  —  Berück- 
sichtigen wir  erst  einmal  den  Hausunrath,  welcher  am  meisten  organische 
Substanz  und  viele  bedenkliche  Fäulnissstoffe  enthält,  und  desshalb  in 
hygienischer  Beziehung  grössere  Sorge  macht  als  der  Strassenkehricht. 
Letzterer  —  ich  nehme  Marktabfälle  u.  dergl.  aus,  welche  man  zum  Haus- 
unrath schlagen  kann,  —  hat  ohne  Zweifel  einen  weniger  bedenklichen 
Charakter,  er  wird  bei  grösserem  Dunggehalte  von  Landwirthen  gern  be- 
nutzt, kann  bei  grösserem  Sandgehalte  ohne  Gefahr  unter  Beobachtung 
gewisser  Vorsichtsmaassregeln  zu  Aufhöhungszwecken  Verwendung  finden» 
und  bietet  auch  den  von  meinem  Herrn  Correferenten  erwähnten  Lumpen- 
sammlern kein  Arbeitsfeld. 

„Aber  der  Hausunrath  in  seiner  unberechenbaren  Zusammensetzung, 
mit  seinen  ungefügen  Scherben,  seinen  widrigen  organischen  Resten,  seinen 
zum  antiquarischen  Handel  einladenden  verbrauchten  Schmutzgegenständen 
des  Hausraths,  der  spielt  in  vielen  Stadttheilen  eine  ebenso  unheimliche 
Rolle,  wie  das  Abgusswasser  und  die  Fäcalien. 

„Man  hat  bis  jetzt  zu  wenig  Studien  über  die  eigentlichen  Elemente  der 
Zusammensetzung  des  Hausunraths  gemacht,  um  theoretisch  die  Frage  lösen 
zu  können,  ob  und  wieso  er  eigentlich  brennt.  Die  praktischen  Engländer 
haben  nach  ihrem  Sprichwort  gehandelt :  „the  best  proof  of  the  pudding  is 
to  eat  it^.  Sie  haben  ihren  Hausunrath  zwar  nicht  aufgegessen,  aber  den 
Plumpudding  so  lange  angefacht,  bis  er  zu  einem  Schlackenpudding,  den  sie 
Clinker  nennen,  geworden  ist,  steril  wie  Lava,  hart  wie  Glas,  brauchbar 
wie  Bausteine.  Der  Vorgang  bei  der  Verbrennung  scheint  der  zu  sein,  daas 
eine  Art  Glasfluss  entsteht,  bei  dem  die  halbverbrannten  Kohlenrückstände 
aus  den  häuslichen  Feuerstellen,  sowie  die  organischen  Reste  des  Refuse 
das  Feuerungsmaterial  bilden,  welche  die  sandigen  und  thonigen  Stoffe 
nebst  den  Zuthaten  an  Aschen,  Scherben  und  Metallen  zum  Fluss  und  zum 
Durchsintern  bringen,  bis  aus  dem  Ganzen  eine  homogene  Schlacke  wird. 
Man  hat  in  London -Paddington  29  Proc.  halb  verbrannter  Kohle,  52  Proc. 
Asche,  14*2  Proc.  thierische  und  pflanzliche  Stoffe,  2*9  Proc.  Porcellan  etc. 
als  Hauptbestandtheile  des  Hausunraths  festgestellt,  in  Brüssel  76  Proc. 
anorganischer  Stoffe,  worunter  66*8  Proc.  Sand  und  24  Proc.  organische 
Stoffe.  Dieser  Befund  kann  in  jeder  Stadt,  ja  in  jedem  Stadttheile  einer 
Stadt  ein  durchaus  verschiedener  sein.  Bei  guten  Ofenconstructionen  aber 
kommt  in  all  den  zahlreichen  englischen  Städten,  deren  Hausunrath  Tag^ 
und  Nacht,  Winter  und  Sommer  seit  Jahren  brennt,  immer  dasselbe  Pro- 
duct  zum  Vorschein,  welches  ich  Ihnen  hiermit  aus  dem  Verbrennungsofen 
von  Horsfall  in  Oldham  vorführe.  Sie  sehen  eine  völlig  durehgesinterte^ 
verglaste,  starre,  mineralische  Masse,  so  steril  wie  die  Schlacken  des  Vesuvs,. 
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denen  sie  im  Aensseren  sehr  ähnlich  ist,  wie  Sie  dies  an  einem  zum  Ver- 
gleich mitgebrachten  Stück  Vesuvschlacke  erkennen  können. 

„Wir  in  Hamburg  konnten  nicht  ohne  Weiteres  zu  dem  Glauben  durch- 
dringen, daas  unser  Hausunrath  durch  ein  Autodafe  auch  so.  verklärt  werden 
würde.  Aber  Versuche  im  Gebläseofen  unseres  Strassendepots,  welche  Herr 
Watson  Yon  der  Firma  Horsfall  &  Co.  mit  beliebigem  Hamburger  Haus- 
unrath anstellte,  zeigten  dasselbe  Resultat,  wie  Sie  aus  der  mitgebrachten 
Probe  ersehen  wollen. 

„Diese  Erfahrasg  möge  auch  andere  Städte  ermuthigen.  Es  kommt  ja 
nicht  auf  die  Töllige  Verflüchtigung,  sondern  auf  die  Umbildung  des  Stoffes 
an  und  diese  wird  auch  dort  schon  eintreten,  wo  weniger  eigentliches  Brenn- 
material im  Hausunrath  vorliegt,  wenn  nur  durch  geeignete  Ofenconstruc- 
tionen  und  künstliche  Entfachung  der  Gluth  eine  grosse  Hitze  —  von  etwa 
600^0.  —  erzeugt  werden  kann.  Eine  so  hohe  Temperatur  ist  auch  schon 
desshalb  nothwendig,  damit  die  aus  dem  Unrath  während  des  Brennprocesses 
bei  geringeren  Hitzegraden  abgehenden  giftigen  Eohlenoxydgase  nicht  als 
solche  aus  dem  Schornstein  gehen,  sondern  zu  Kohlensäure  umgeformt 
-werden,  was  nach  den  Mittheilungen  des  Maschineningenieurs  Grohn  (Berlin) 
bei  590^  G.  erreicht  wird.  Auch  erheischen  die  brenzlichen  Theile  der  ab- 
liebenden Trockengase  eine  hohe  Ofentemperatur  zu  ihrer  völligen  Ver- 
brennung, um  keine  Geruchsbelästigung  in  der  Umgebung  einer  städtischen 
Yerbrennungsanstalt  entstehen  zu  lassen. 

„Wie  geht  denn  nun  eine  solche  Unrathverbrenuung  eigentlich  vor  sich? 
Schon  lange  verbrannte  man  Theile  des  Küchenabfalles  auf  den  Küchen- 
herden. Aber  wenn  in  den  Herden  auch  vielleicht  manches,  was  für  ge- 
wöhnlich in  den  Unrathbehälter  wandert,  vernichtet  werden  könnte,  so 
ist  diese  Art  von  Verbrennung  doch  absolut  unzulänglich.  Hierhin  gehört 
auch  das  Verbrennen  von  Hausabfällen,  Stroh,  alten  Mobilien  etc.  auf  den 
Strassen  oder  Feldern  an  Umzugsterminen  und  Reinigungsfesten,  und  das 
Verbrennen  verdorbener  Waaren-  und  Schiffsabfölle  in  Fabrikfeuerungen; 
dies  alles  ist  völlig  ungenügend,  die  Verbrennung  erfolgt  nur  mangelhaft 
und  verbreitet  abscheulichen  Gestank. 

„Eiine  rationelle  Verbrennung  muss  in  besonderen,  eigens  hierfür  con- 
stmirten,  geschlossenen  Oefen  erfolgen.  England  gebührt  das  Verdienst, 
dies  schon  frühzeitig  erkannt,  seit  den  60er  Jahren  Erfahrungen  gesammelt 
und  die  Gonstructionen  der  Verbrennungsöfen  in  unablässiger  technischer 
Arbeit  auf  die  jetzige  Höhe  gebracht  zu  haben.  Es  ist  desshalb  auch  un- 
erlftaalioh,  einen  Ausblick  auf  die  englischen  Ofenanlagen  (Refuse-Destrudors) 
zu  thun,  um  in  das  Wesen  der  Sache  eingeführt  zu  werden. 

„Nach  mehrfachen  Versuchen,  die  städtischen  Abfallstoffe  in  geschlossenen 
Feuerungen  mit  continuirlichem  Betriebe  zu  verbrennen,  unter  denen  der 
im  Jahre  1870  hergestellte  Ofen  der  Abfuhrübernehmer  Meade&Co.  in 
London-Paddington,  weil  dabei  zuerst  Roste  eingeführt  wurden,  zu  erwähnen 
sein  dürfte,  gelang  es  im  Jahre  1877  dem  Ingenieur  Fryer,  Firma  Man- 
love,  Alliott,  Fryer  &  Co.  in  Nottingham,  eine  Ofenconstruction  zu  er- 
finden, welche  den  beabsichtigten  Zweck  einigermaassen  erfüUte.  Die 
Fryer ^Bchen  Oefen  sind  meistens,  wie  aus  Fig.  1  (a.  f.  S.)  ersichtlich,  in 
Doppelreihen,  Bücken  an  Bücken,  angelegt,  und  umschliessen  den  gemein- 
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Bchaftlichen  Rauchcanal.  Die  mittels  einspfinniger,  sweirädrignr  Kuren 
auf  die  obere  Ofenfl&che  ge8chaSt«n  AbfSlle  werden  naoli  AoBB^Ndang^ 
gröHBerer  unverbrennbarer  Gegenstände,  welche  die  Fnnotion  dei  Ofen» 
stören  könnten,  in  die  obere  Ein wurfBöffbung  der  Zelle  geworfen;  lie  trodsien 
allmählich  im  hinteren  Theile  des  Ofens  und  Werden  durch  die  vordere 
Tbür  mittelst  langer  Haken  nach  Bedarf  auf  die  Rostflfiche  Torgeholt.  Die 
Abfälle  brennen  ohne  Zusatz  Ton  FeuernngSmaterial.  Die  Asche 
föllt  durch  den  Rost  in  den  Aschenkasten,  auf  dem  Rost  sammeln  sich  die 
Sclilacken  (Cinders),  welche  von  Zeit  zu  Zeit  durch  die  vordere  Tbür  her- 
ausgeholt werden.  Die  Rauchgase  gelangen  durch  einen-  neben  der  BinWnrfa- 
Sffnnng  belegenen  Abing  in  den  gemeinschaftlichen  RanchcanaL  Aber  diese 
Gonstmction  zeigte  noch  venchiedene  Mängel,  Tor  allem  den,  dsss  die  Übel- 
riechenden Trockengase  durch  die  Anordnung  des  RanchabinigeB  unmittelbar 
Vig.  1. 


neben  der  EinwurfaofTnnng  nnverbrannt  in  den  Schornstein  gelangen  konnten 
und  dann  Gemchsbelästigung  dpr  Umgebung  nach  sich  zogen.  Auch  konnte 
wegen  ungenflgenden  LuftabschlnsBes  nur  sehr  schwer  Hitze  gehalten  werden, 
so  dass  die  Yeracblackung-  und  DurchsinteniDg  des  Ofenbrandes,  die  Ver- 
glasnng  des  ganzen  Kehrichtconglomerats,  welche,  wie  oben  erwähnt,  eine 
hohe  Temperatur  —  von  600"  C.  —  erfordert,  nicht  immer  perfect  wurde. 

„Hieran  wäre  bald  der  ganze  Procesa  gescheitert,  wenn  es  nicht  dam 
Stadt -Ingenieur  Ton  London -Kaling,  Jones,  gelungen  wtlre,  durch  seinen 
„Cremator"  das  Verbren nunga verfahren  wieder  zu  Ehren  en  bringen. 
Zwischen  den  Ofenzellen  und  dem  Schornstein  schaltete  Jones,  wie  aus 
Fig.  2  ersichtlich,  in  den  Raochcannl  ein  besonderes,  durch  CoaksabflUe 
unterhaltenes  Feuer  ein.  Die  übelriechenden  Gaac  mnsaten  nun  dieses  leb- 
hafte Feuer  paaairen  und  wurden  dort  verbrannt,  so  daSB  die  Elagen  Aber 
Genichsbelästigung  bald  Teretommten.  Gleichzeitig  erzielte  er  durah  doa 
Kohlenfeuer  einen  lebhafteren  Zug  und  dadurch  eine  intensivere  Verbrennung. 

„Eine  der  bedeutendsten  Verbesserungen  der  englischen  Ofenanlagen 
hat  dann  im  Jahre  1889  Horsfall  in  Leeds    eingefahrt     Wie  aas  der 
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Fig.  3  zu  ersehen,  legt  er  den  Raacbabzag  nicht  mehr  neben  die  Einvurfs- 

üffouDg,  flondem  anmittelbar  über  die  heisBeBte  Stelle   des  Feuere.     Die 

■chädliehen  Trockengase  mSsBen  nnn  alle  ent  dns  Ofenfener  seibat  pnssiren, 

Fig.  2. 


bevor  sie  in  den  Raachcsn&l  gelangen,  nnd  was  im  Feuer  nicht  Terbrnnnt 
.«ciii  sollt«,  entsflnd«t  sich  beim  Fassiren  des  rotbgifihenden,  durchbrochenen 
Chamottegevölbes  oder  an  den -Wandungen  des  über  dem  Gewölbe  belegenen 


Raames,  der  RanohTerbrennungakammer.  Was  dann  in  den  Rauchcanal  bezw. 
Schornstein  gelangt,  ist  sicher  unachädlicb.  Burcli  diese  Anordnung  ist  der 
im  Betriebe  recht  kostspielige  Cremator  wieder  überflüssig  geworden.  Die 
sir«it«  bedeutende  Verbesserung  des  Horafali-Ofena  iat  die  VeratÄrkung  des 
Zuges  durch  EinfQhrang  eines  Damp fgeblaaes.   Die  dadurch  erreichte  höhere 
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Temperatur  im  Ofen  erzielt  grössere  Sinterung  der  Schlacken  und  Ver- 
minderung der  Rückstände  und  steigert  die  Leistungsfähigkeit  der  Zelle 
erheblich.  Femer  verwendet  Horsfall  bei  seiner  Zelle  mittels  Hebel  be- 
wegliche Schüttelroste,  wodurch  er  einerseits  den  in  der  Verbrennung  be- 
^dlichen  Kehricht  auflockert  und  gleichmässiger  zur  Oxydation  bringt, 
auch  ein  Absieben  der  die  Verbrennung  störenden  tauben  Asche  erreicht, 
andererseits  das  lästige  Festsetzen  der  Schlacken  an  den  Roststäben  ver- 
mindert und  das  Ausräumen  der  Schlacken  erleichtert.  Bei  festen  Rosten 
ist  dies  eine  zeitraubende,  schwierige  Arbeit,  bei  welcher  viel  kalte,  der 
Verbrennung  schädliche  Luft  in  den  Ofen  tritt. 

„Unter  anderen  englischen  Ofenconstructionen  möchte  ich  noch  erwähnen 
diejenige  von  Whiley,  dem  verstorbenen  Director  der  Strassenreinigung 
und  Tonnenabfuhr  zu  Manchester,  welcher  mit  mechanisch  beweglichen 
Rosten  ein  langsames  Fortbewegen  des  Unraths  zur  heissesten  Stelle  des 
Ofens  und  damit  eine  Ersparung  an  Arbeitskräften  erzielt,  und  diejenige 
von  Warner,  Firma  Goddard,  Massey  &  W^arner  in  Nottingham,  bei 
welcher,  um  das  Eindringen  der  kalten  Luft  in  den  Rauchcanal  zu  ver- 
meiden, die  Rauchcanäle  der  einzelnen  Zellen  während  der  Ausräumung 
der  Schlacken  abgeschlossen  werden,  ausserdem  seinen  aus  gleichen  Gründen 
construirten  Klappverschluss  der  Füllöffnung.  Ein  Füllapparat  der  Ingenieure 
Boulnois  und  Brodie  in  Liverpool  ist  ebenfalls  bemerkenswerth ;  derselbe 
besteht  aus  einem  eisernen,  auf  Schienen  über  die  Füllöffnungen  laufenden 
Kasten,  welcher  durch  Zwischenwände  in  Abtheilungen  getheilt  ist,  deren 
Inhalt  der  zur  einmaligen  Füllung  einer  Zelle  erforderlichen  Menge  Abfall 
entspricht.  Dieser  Apparat  wird  direct  vom  Abfuhrwagen  gefüllt;  man  ver- 
meidet dadurch  ein  freies  Lagern  der  Abfälle  auf  der  Plattform,  auch  ver- 
hindert der  Apparat  den  Zutritt  der  kalten  Luft  während  der  Ofenbeschickung. 

„Als  erste  und  wohl  einzige  Versuchsanlage  auf  dem  Continent  ist  die- 
jenige des  Directors  der  Strassenreinigung  Smeyers  in  Brüssel  zu  er- 
wähnen, welche  seit  1892  in  Betrieb  ist. 

„Die  Temperaturen  in  den  englischen  Ofenanlagen  sind  nun,  wie  schon 
angedeutet,  durch  die  Verbesserungen  der  Constructionen  immer  höhere 
geworden.  In  Ealing  schwankte  die  Temperatur  in  den  alten  Fry  er 'sehen 
Zellen  von  271  bis  357^0.  Durch  Einschaltung  des  Cremators  wurde  sie 
von  357®  auf  471^0.  gesteigert.  In  Leeds  ergab  sich  bei  den  Fryer'schen 
Zellen 

als  niedrigste  Temperatur    .     .     ITI^^C. 
„    mittlere  Temperatur  ...     454®  „ 
„    höchste  Temperatur  .     .     .     621®  „ 

und  ebendaselbst  bei  den  HorsfalT sehen  Zellen 

als  niedrigste  Temperatur  .  .  205®  C. 
„  mittlere  Temperatur  .  .  .  655®  „ 
„    höchste  Temperatur  .     .     .     815®  „ 

„Hier  ist  man  also  bei  den  ausreichenden  Hitzegraden  sowohl  für  die 
Schlackenbildung  als  für  die  Verbrennung  der  Trockengase  angelangt. 

„Dieser  grossen  Hitze  entsprechend  müssen  die  Ofen-  und  Schomstein- 
constructionen  sehr  feuerbeständig  hergestellt  werden. 
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„Die  Fig.  4  zeigt  den  für  die  Hamburger  Verbreannngsanstalt  in  äub- 
tkbmng  begriffenen  Schornstein. 
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^Als  Hauptgesichtspunkte  för  eine  wirklioli  zweckmässige  L(toung  der 
Aufgabe,  den  Kehricht  einer  Stadt  durch  Verbrennung  zu  beseitigen,  dürften 
ins  Auge  zu  fassen  sein: 

1.  Transport  der  Abfalle  in  dicht  geschlossenen  Wägen  nach  der  Ver- 
brenn ungsan^alt 

2.  Abgeschlossene  Lagerung  der  der  Verbrennung  harrenden  Stoffe.  Da 
es  YortheilhaJEt  ist,  den  Ofenbetrieb  continuirlich  zu  machen,  während 
die  Anfuhr  aus'  Rücksicht  auf  den  städtischen  Verkehr  meist  nur 
während  weniger  Stunden  erfolgen  kann,  lässt  sidi  eine  Lagerung^ 
der  Stoffe  nicht  wohl  umgehen. 

3.  Möglichste  Ersparung  von  Arbeitskräften,  sowohl: beim  Einwerfen 
(Füllapparate),  als  auch  im  Betriebe  des  Ofens  (bewegliche  Roste). 

4.  Vermeidung  deff  Eindringens  der  kalten  Luft,  sowohl  bei  Füllung 
wie  bei  Ausräumung  der  Schlacken. 

5.  Erzielung  möglichst  hoher  Temperatur  im  Ofen  dnrch  Vermehrung^ 
des  Zuges  mittelst  künstlicher  Gebläse. 

6.  Intensivste  Vernichtung  der  schädlichen  Trockengase  durch  Bildung 
von  Räumen  für  secundäre  Verbrennung.        »^ 

7.  Dementsprechend  sehr  feuerbeständige  Ofen*  und  Schomsteincon- 
structionen. 

8.  Beschränkung  des  Sortirens  des  Kehrichts  vor  der  Verbrennung  auf 
solche  Gegenstände,  die  den  Betrieb  des  Ofeng  stören  würden;  doch 
dürfen  auqh  diese  nur  desinficirt  die  Anstalt  Verlassen. 

9.  Besondere  Einsohüttöffnungen  für  grosse  Gegenstände  (Matratzen,. 
Thiercadayer,  inficirte  Mobilien  etc.). 

„Der  Effect  der  Verbrennung  in  gut  construirten  Oefen  ist  thatsächlich 
ein  derartiger,  daäs  an;  Schlacken  und  Asche  zusammen  nur  etwa  33  Proc. 
des  Gewichtes  und  etwa  25  Proc.  der  Masse  der  Abfälle  zurückbleiben« 

„Die  Schlacken,  von  welchen  ich  Ihnen  die  Proben  vorgezeigt  habe,  werden 
entweder  direct  als  gutes  Unterbettungsmaterial  für  Fusswege  und  Pflaster- 
bahnen oder,  in  Steinbrechern  zu  verschiedener  Komgrösse  gebrochen,  zu 
Beton  und  Cementplätten  verwandt,  oder  ganz  fein  mit  Kalkzusatz  im 
Kollergange  zu  Mörtel  gemahlen,  welcher  gute  hydraulische  Eigenschaften 
besitzt.  Die  Asche  findet  als  Deckenfüllungsmaterial  oder  in  Gärtnereien 
zur  Abhaltung  von  Ungeziefer  Verwendung.  Eins  der  werthvoUsten  Neben- 
producte  der  Verbrennung  aber  ist  die  in  den  Oefen  erzeugte  Hitze,  welche 
zum  Heizen  von  Dampfkesseln,  die  zwischen  den  Ofenzellen  und  dem  Schorn- 
stein eingebaut  werden,  benutzt  wird.  Die  Arbeit,  welche  aus  der  Wärme 
einer  Zelle,  von  der  in  England  üblichen  Grösse,  gewonnen  wird,  ist  je 
nach  Construction  und  Anlage  verschieden,  sie  soll  zwischen  fünf  und  sechs 
Pferdestärken  betragen.  Soweit  der  Dampf  nicht  für  Gebläse  und  zum 
Antrieb  beweglicher  Roste  verwendet  wird,  dient  er  bei  den  englischen 
Anlagen  zum  Betrieb  von  Maschinen  zur  Verarbeitung  der  Rückstände,  zu 
Hebevorrichtungen  und  sogar  zur  Lichterzeugung. 

„Die  Angaben  über  die  Kosten  der  Herstellung  einer  Verbrennungs- 
anstalt gehen  ebenso  aus  einander  wie  die  Angaben  über  die  Kosten  des 
Betriebes  und  die  Leistung  einer  Zelle,  man  wird  aber  kaum  fehlgehen. 
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wenn  man  die-HeratellungskoBteii,  emsehliessl.  Schornstein,  Maschinen  etc., 
anf  1-4000  Mk.  pro  Zelle,  die  Betriebskosten,  einschliessL  Verzinsung  und 
Amortisation  des  Anlagecapital« ,  auf  l'OO  Mk.  pro  Tonne  der.sur  Yer- 
brexmang  gelangenden  Abfalle,  und  die  Tagesleistung  einer  Zelle  guter 
Constmction  auf  sechs  Tonnen  annimmt. 

^Zar  Verbreniiung  des  Hausunraths  unserer  Normalstadt  Ton.  100000 
Einwohnern  würden,  da  pro  Tag  und. Kopf  der  Bevölkerung  V)  kg  oder 
insgetammt  18000  Tonnen  im  Jahre  produoirt  werden,  die  Jahresleistung 
einer  Zelle  aber  auf  1800  Tonnen  angenommen  werden  kann,  zehn  Zellen, 
und  einschliesslich  einer  Reserve,  circa  zwölf  Zellen  erforderlich  werden. 
Die  Herstellungskosten  solcher  Yerbrennungsanstalt  würden  demnach 
12   X  14  000  =  r.  170000  Mk.  betragen. 

„Schon  bei  einer  Stadt  von  100000  £inwohnem  stellen  sich  die  Kosten 
der  Abfuhr  des  Hausunraths  nach  entfernten,  ausserhalb  des  städtischen 
Gebietes  belegenen  Abladeplätzen  annähernd  gleich  den  Transportkosten 
nach  einer  innerhalb  der  Stadt  belegenen  Verbrennungsanstalt,  einschliess- 
lich der  Kosten  des  Betriebe  dieser  Anstalt.  Während  für  den  Transport 
aufs  Land  pro  Kopf  0'45ö  Mk.,  d.  i.  für  100000  Einwohner  45500  Mk.,  zu 
zahlen  sein  wurden,  würden .  sich  demgegenüber  die  Transportkosten  nach 
der  Verbrennungsanstalt,  bei  der  Annahme,  dass  die  Verbrennungsanstalt 
innerhalb  des  zu  reinigenden  Stadtgebietes  liegt,  und  dass  ein  Wagen  dess- 
halb  an  Fuhren  50  Proc.  mehr  leisten  kann,  etwa  wie  2 : 3  stellen. 

„Diese  Kosten  berechnen  sich  also  auf  30400  Mk.  Dazu  die  mit  1  Mk.  pro 
Tonne  anzusetzenden  Kosten  für  Betrieb  und  Amortisation  für  18000  Tonnen 
=  18000  Mk.,  ergiebt  zusammen  48400  Mk.  (Verbrennung)  gegenüber 
46600  Mk.  (Landabfuhr).  Der  geringe  Unterschied  zu  Ungunsten  der  Ver- 
brennung im  Betrage  von  2900  Mk.  wird  sich  je  nach  Lage  der  Ablade- 
plätze und  der  V^rbrennungsanstalt ,  besonders  aber  beim  Anwachsen  der 
Stadt- über  100000  Einwohner,  sbhr  bald  zu  Gunsten  der  Verbrennung 
ausgleichen.  Ein  etwaiger  Ertrag  aus  Rückständen  der  Verbrennung  ist 
dabei  nicht  in  Rechnung  gezogen. 

„Aus  einer  von.  Herrn  Ingenieur  Roechling  in  Leicester  zusammen- 
gestellten, aus  Fig..- 5  (a.f.  S.)  ersichtlichen  Tabelle  sehen  Sie  das  Anwachsen 
und  den  augenblicklichen  Bestand  der  Verbrennungsanlagen  in  England ; 
die  untere  Curve  zeigt  die  Anzahl  der  in  den  Jahren  1876  bis  1893  in 
Betrieb  genommenen  Zellen,  während  die  obere  Curve  die  Anzahl  der  Städte 
nachweist,  für  welche  in  demselben  Zeiträume  die  Verbrennungsanstalten 
eingeführt  sind.  • 

„Die  grösste  Zunahme  zeigt  sich  in  den  letzten  drei  Jahren,  in  welchen 
sich  die  Zellen  von  283  auf  572  und  die  mit  denselben  versehenen  Städte 
von  36  auf  55  vermehrt  haben.  . 

„Bei  -einer  Rundreise  durch  England,  welche  ich  zu  einem  anderen 
Zwecke  noch  in  diesem  Februar  1894  auszuführen  genöthigt  war,  habe  ich 
erkannt ,  dass  augenblicklich .  überall  die  Erweiterungen  und  Neuanlagen 
der  Brfuse'Destructors  ihren  rüstigen  Fortgang  nehmen. 

„Es  sind  desshalb  verkehrte  Berichte,  welche  behaupten,  dass  sich  diese 
Methode  in  England  überlebt  habe,  und  es  wird  darauf  ankommen,  dar- 
über ins  Klare  zu  kommen,  ob  der  Abraum  der  Städte  des  Continents  wirk- 
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lioh  so  uberauB  Tersohieden  ist  von  dem  engliBchen,  dMB  er  sich  weniger 
wie  letzterer  mm  Verbrennen  eignet.  In  Hamburg  und  Brüssel  sind  die 
Versuche,  wie  vorhin  mitgetheilt,  nicht  ungünstig  anigefaUen,  und  es  iässt 
sich  auch  die  Behauptung  nicht  aufrecht  erhalten,  das«  das  gute  Besnltat 
der  Verbrennung  in  England  eine  Folge  der  aus  offenen  Kaminfenenitigen 
in  den  „Se/use"  gelangenden  unrerbrannten  Kohle  aei.  Denn,  meine  Herren, 
der  Sommer  ist  in  England  ao  warm,  daaa  die  offenen  Kamine  in  der  Sommer- 
zeit wohl  recht  selten  in  Äotiou  kommen  und  trotsdem  arbeiten  die  Refnse- 
Destruotors  daaelbst  im  Sommer  sehr  gut,  wie  mein  Herr  Correferent  und 
ich  uns  im  vorigen  Jahre  persönlich  bei  einer  Rnndreise  gerade  durch  daa 
sAdliche  England  im  heissen  Junimonat  seihst  überseugt  haben. 
S,M„  Fi(t-  5. 
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„Vorläufig  ist  ansser  der  achon  genannten  iweiselligen  Versnohsanlage 
von  Smeyera  in  Brüssel,  nnch  welcher  weitere  lehn  Zellen  fltr  dort  in 
Vorbereitung  sein  sollen,  meines  Wissens  auf  dem  Continent  noch  keine 
Verbrenn u II gaanstalt  in  Betrieb.  Für  Hamburg  wird  cur  Zeit  mit  einem 
Kostensufwande  von  480000  Hk.  eine  gr&ssere  Verbrennungeanstalt  für 
den  Hausunrath  des  Stadtkernes,  d.  h.  der  inneren  alten  Stadt,  einsoUiew- 
licb  der  alten  Vorstädte  St.  Georg  und  St.  Pauli,  gebaut,  und  es  steht  m 
erwarten,  dass  die  ersten  sechs  Versuchszellen  (vier  nach  Horafall  und 
Bwei  als  Combination  verschiedener  Systeme  construirte  Zellen)  Anfang 
November  in  Betrieb  gesetzt  werden  können. 

„Für  Bertin  sind  100000  Mk.  zu  Versnchsswecken  bewilligt  und  man 
beabsichtigt  dort,  zwei  Zellen  nach  Horafall  und  drei  Zellen  nach  Warner 
zu  bauen.  Dem  Vernehmen  nach  werden  diese  Anlagen  im  Laufe  des 
Herbates  fertiggeatellt  aein. 
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„Wir  werden  dann  ja  in  der  Lage  sein,  vergleichende  Yersuclie  mit  der 
Brennfähigkeit  des  Berliner,  Hamburger  und  Brüsseler  Kehrichts  anstellen 
zu  können. 

„  Yielleicht  treten  inzwischen  noch  andere  Städte  mit  in  diese  interessante 
Bewegung  ein.  Denn,  meine  Herren,  bedenken  wir  wohl:  Ausser  den  ge- 
nannten Vortheilen  bildet  die  Yerbrennungsanstalt  f&r  ihre  Stadt  eine  ganz 
ausserordentlich  grosse  Hülfe  in  Zeiten  von  Epidemieen,  wenn  der  benach- 
barte Landwirth  jeden  Dungwagen,  der  ihm  aus  der  Stadt  zugeführt  wird, 
auch  wenn  er  ihn  selbst  bestellt  hat,  mit  Knütteln  oder  Sensen  zurück- 
treibt, wie  dies  Hamburg  in  der  Choleranoth  des  Jahres  1892  mit  350  cbm 
Hausunrath  täglich  erfahren  hat.  In  solcher  Nothlage  bringt  der  Yolkswirth, 
welcher  die  Städte  der  Inhumanität  beschuldigt,  wenn  sie  nicht  dem  armen 
Landmanne  seinen  Acker  düngen  wollen,  den  bedrängten  Stadtbewohnern 
keine  Hülfe.  Diese  bleiben  auf  ihrem  Unrath  mit  allen  zur  Yemichtung  be- 
stimmten inficirten  Gegenständen  und  Krankenhausabfällen  wie  auf  einem 
Misthaufen  sitzen  und  wer  ein  solches  Elend  einmal  mitgemacht  hat,  der 
wird  alles  daran  setzen,  um  seine  Stadt  aus  der  Abhängigkeit  Ton  solchen 
Ackerbauern,  welche  doch  ihr  Land  früher  oder  später  für  städtische  Bau- 
zwecke yei'werthen,  dauernd  zu  befreien. 

„Für  eine  Hafenstadt  kommt  zu  Gunsten  der  Yerbrennungsanlagen  noch 
der  lastige  Import  des  Schiffsunraths  und  der  verdorbenen  Waaren  hinzu, 
welche  eine  unaufhörliche  Quelle  der  grössten  Widerwärtigkeiten  bilden 
und  nur  durch  Yerbrennung  beseitigt  werden  können. 

„Ich  möchte  diesen  Yortrag,  wie  mein  Herr  Correferent,  mit  dem  drin- 
genden Rath  schliessen,  der  Sache  der  Yerbrennung  der  städtischen  Abfall- 
stoffe allerseits  volle  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  da  an  jedes  grössere 
städtische  Gemeinwesen  früher  oder  später  die  Aufgabe  herantreten  muss, 
die  AbfWe  loszuwerden,  ohne  die  Ablagerung  auf  Terrainflächen  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Der  Standpunkt,  welchen  mein  Herr  Correferent  und  ich  zur 
Sache  einnehmen,  geht  aus  den  kurzen  Sätzen  hervor,  welche  wir  Ihnen  in 
der  Tagesordnung  unterbreitet  haben.  Wir  sind  keineswegs  Gegner  der 
landwirthschafUichen  Yer Wendung  si&dtischer  Abfallstoffe,  aber  wir  setzen, 
getreu  den  von  unserem  Yerein  stets  hochgehaltenen  Grundsätzen,  die  Ge- 
sundheit des  städtischen  Organismus  in  die  erste  Linie.  Die  Pflicht  der 
Städte,  auch  gegen  die  Landbevölkeioing,  ist,  sich  gesund  zu  erhalten  und 
wir  möchten  auch  die  Beseitigung  des  städtischen  Kehrichts  nur  aus  diesem 
obersten  Gesichtspunkte  behandelt  wissen.^ 

Der  Yorsitzende  eröffnet  hierauf  die  Discussion. 

Jngenieiir  BoechUng  (Leicester)  bemerkt,  dass  seine  Tabelle,  die 
Ton  dem  Herrn  Gorreferenten  angeführt  worden  sei,  nur  bis  zum  August 
Torigen  Jahres  reiche,  dass  seit  dieser  Zeit  aber  die  Ausdehnung  des  Systems 
^  Verbrennung  des  Hausmülls  und  sonstiger  städtischer  Abfälle  in  Eng-. 
land  keineswegs  zum  Stillstand  gekommen  sei.  Im  Gegentheil  freue  es  ihn, 
constatiren  zu  können,  dass  in  den  letzten  zwölf  Monaten  weitere  87  Yer- 
breonongszellen  zur  Ausführung  angeordnet  wären,  von  denen  einige 
^>^t8  dem  Betriebe  übergeben  seien ,  andere  sich  noch  im  Bau  befanden. 
Bdchnet  man  diese  zu  den  in  der  Tabelle  aufgeführten  hinzu,  so  gäbe  es 
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jetzt  in  England  659  YerbrennungszeUen  in  66  St&dtenniit  einer  Bevölke- 
rang  von  8746759  Personen^).  Dies  beweise  aber,  dass  in  England  die 
Verbrennung  dieser  Stofife  feste  Thatsache  geworden  sei,  und  frage  man 
sich  warum,  so  bleibe  nur  die  eine  Antwort,  das»  die  Landwirthschaft,  ob- 
schon  sie  arg  damiederUege ,  diese  Stofife  nicht  mehr  hätte  haben  wollen, 
und  dass  den  Städten  kein  anderes  Mittel  übrig  geblieben  sei,  als  dieselben 
durch  Verbrennung  zu  beseitigen.  Dass  dieser  Zustand  ein  ganz  allgemeiner 
sei,  und  dass  er  sich  nicht  allein  auf  die  Müllmassen- d<}r-6ios8städte  be^ 
schränke,  dafür  spreche  der  Umstand,  dass  bereits  drei  Städte  mit  einer 
Bevölkerung,  die  zwischen  10000  und  20000  liege,  Verbrennungsöfen 
erbaut  hätten. 

Was  noch  die  Schwierigkeiten  beträfe,  welche  die  Grossstädie  in  der 
Unterbringung  des  Mülls  und  anderer  städtischer  Abfölle  erfahren  hätten, 
80  wolle  er  nur  ein  Beispiel ' —  die  Stadt  Manchester  —  anführen,  welche 
durch  die  Unmöglichkeit,  diese  Stofife  los  zu  werden,  in  sehr- bedeutende 
Verlegenheit  gekommen  sei.  Manchester  habe  jetzt  eine  Bevölkemng  Ton 
505348  Einwohner.  Früher  sei  in  dieser  Stadt  das  Tonnensystem  für  die 
Fäcalien  allgemein  in  Anwendung  gewesen  und  wären  dieselben  theils  zur 
Fabrikation  eines  Düngers  in  Pulverform,  theils  zur  Compostbereitung  be- 
nutzt worden,  wo  ihnen  dann  noch  Hausmüll  und  Strassenkehricht  bei- 
gemengt worden  seien,  um  sie  transportabler  zu  machen.  Im  Anfang 
sei  auch  wirklich  Bedarf  für  diesen  Compost  vorhanden  gewesen,  doch  sei 
derselbe  allmählich  so  zurückgegangen,  dass  sich  die  Stadt,  nachdem  sie  alles 
Mögliche  versucht  habe,  gezwungen  gesehen  habe,  das  Tonnensystem  auf- 
zugeben und  allmählich  zum  Spülsystem  überzugehen,  wodurch  natürlich 
bedeutende  Kosten  erwachsen  seien.  Da  jedoch  voraussichtlich  noch  eine 
Reihe  von  Jahren  vergehen  würde,  ehe  das  letztere  völlig  durchgeführt 
sei,  so  habe  Manchester  vor  ungefähr  zwölf  Monaten  die  Absicht  gehabt, 
ein  grosses  Areal  guten  Landes,  etwa  20  deutsche  Meilen  entfernt  in  Nott- 
inghamshire,  anzukaufen,  um  hier  seine  Compostmassen  landwirthschaftlich 
los  zu  werden.  Dieses  Project  habe  aber  einmal  in  der  Umgebung  des 
neuen  Landstriches  sehr  lebhaften  Widerspruch  hervorgerufen  und  femer 
sei  von  ärztlicher  Seite  ein  so  langer  Transport  aus  Rücksichten  auf  den 
öffentlichen  Gesundheitszustand  beanstandet  worden,  was  dann  auch  wohl 
mit  dazu  beigetragen  habe,  dass  die  Regierung  ihre  Zustimmung  zu  dem- 
selben nicht  ertheilt  habe. 

Im  ZusammenhaDge  hiermit  dürfe  er  vielleicht  eines  kürzlich  erschie- 
nenen Regierungsberichtes  Erwähnung  thun,  der  sich  mit  dem  Transport 
städtischen  Düngers  aufs  Land  und  mit  den  hieraus  für  die  öffentliche 
Gesundheit  erwachsenden  üblen  Folgen  beschäftige.  Das  LocaX  Gouernment 
Board  in,  London  habe  nämlich  so  häufige  und  so  dringende  Beschwerden 
über  diesen  Transport  erhalten,  dass  es  Dr.  Parsons  beauftragt  habe,  die 
Sache  gründlich  zu  untersuchen.  Derselbe  sei  nach  reifer  Erwägnng  zu 
folgendem  Schlusssatz  gelangt:  y^Der  Transport  städtischen  Düngers,  ob- 
ächon.er  gesetzlich  berechtigt  und  für  die  Stadt  sowohl  wie  .auch  für  das 


'    ^)  Seitdem  diese  Bemerkungen  gemacht  \s'ordcn,  haben  sich  drei  weitere  Städte  ent* 
schlössen,  Yerbrennungsüfeu  mit  rund  20  Zellen  auzuU'gen. 
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Land  nothwendig  ist,  verursacht  häufig  ernste  Belästigung  und  bi&weilen 
Schädigung  der  Gesundheit.*'  —  Hieraus  aber  habe  man  folgern  müssen, 
dass  ein  derartiger  Transport  unter  Umständen  nicht  ohne  Gefahr  für  die 
öffentliche  Gesundheit  sei. 

Der  Herr  Referent  habe  das  Auslesen  des  Hausmülls  auf  der  der  City 
von  London  gehörigen  Lett^s  Wharf  erwähnt.  Es  sei  ja  richtig,  dass  dies 
auch  jetzt  noch  dort  geschähe,  doch  sei  man  berechtigt,  zu  hofiPen,  dass 
dasselbe  über  kurz  oder  lang  ganz  abgeschafft  werde,  da  eine  Commission 
sich  jetzt  mit  dieser  Frage  beschäftige. 

In  den  Anfangsstadien  der  Verbrennung  des  Kehrichts  seien  häufig, 
und  zwar  ganz  berechtigte  Beschwerden  über  die  damit  yerbundenen  Ge- 
rüche und  feinen  Staub  gemacht  wordien,  doch  hätten  diese  jetzt  fast  ganz 
aufgehört  und  heute  dürfe  man  sagen,  dass  die  Verbrennung  ohne  Be- 
lästigung der  Umgebung  stattfinden  könne.  Hierzu  hätten  neuere  Con- 
structionen  und  Verbesserungen  in  den  Oefen,  yerbunden  mit  längerer 
Erfahrung  in  der  Verbrennung  selbst,  beigetragen.  In  den  Horsf all' sehen 
Oefen  z.  B.  seien  jetzt  Temperaturen  im  Mittel  über  IIÖO^C.  beobachtet 
worden,  welche  alle  Gerüche  zerstörten. 

Der  Herr  Referent  habe  femer  auch  eine  Verbrennungsanstalt  in  Lei- 
cester  erwähnt,  die  auf  einem  kleinen  Grundstück  errichtet  sei,  welches 
unmittelbar  an  eine  Volksschule  grenze,  und  dass  hier  die  Verbrennung 
jetzt,  ohne  Beschwerden  hervorzurufen,  vor  sich  gehe.  Dies  sei  völlig  richtig, 
und  es  freue  ihn ,  auch  noch  aus  allerneuester  Zeit  diesen  Zustand  con- 
statiren  zu  können.  Die  Klagen,  die  kurz  nach  der  Elröfibung  der  Anstalt 
im  Jahre  1890  einliefen,  seien  gar  bald  verstummt  und  nicht  wieder  er- 
neuert worden. 

Was  noch  die  Vertheilung  der  Anstalten  über  das  ganze  bebaute  Gebiet 
einer  Stadt  betreffe,  so  wolle  er  erwähnen,  dass  Leicester  jetzt  mit  einer 
Bevölkerung  von  185000  Einwohnern  deren  drei  mit  je  sechs  Zellen  be- 
sitze, 80  dass  auf  ungefähr  je  62000  Einwohner  eine  Anstalt  komme.  Nähme 
man  dagegen  die  Durchschnittszahl  für  alle  Städte,  die  verschiedene  An- 
stalten errichtet  hätten,  so  ergebe  sich  eine  Anstalt  für  je  75000  Einwohner. 
Die  Anzahl  der  Anstalten  hänge  natürlich  auch  von  der  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung  ab,  doch  dürfe  es  sich  im  Allgemeinen  empfehlen,  lieber  mehrere 
kleine  als  eine  sehr  grosse  anzulegen,  wodurch  erstlich  einmal  der  Trans- 
port des  Mülls  billiger  werde,  was  ja  für  die  jährlichen  Betriebskosten  von 
ausserordentlicher  Wichtigkeit  sei,    und  ferner    auch  die  Umgebung  der 

Oefen  nicht  durch  das  beständige  Gerassel  der  in  grosser  Zahl  ankommenden 

Wagen  belästigt  werde. 

Der  Herr  Correferent  habe  den  HorsfalT sehen  Ofen  angeführt  und 
dabei  auf  eine  Constructionsform  Bezug  genommen,  in  der  das  Dampf- 
gebläse auf  der  Vorderseite  des  Ofens  und  der  Hauptzug  unter  demselben 
liege,  er  dürfe  vielleicht  noch  auf  eine  andere  Form  aufmerksam  machen, 
welche  er  in  Fig.  6  (a.  f.  S.)  dargestellt  habe.  In  derselben  liege  nämlich 
^s  Dampfgebläse  auf  der  Rückseite,  wodurch  das  mit  demselben  verbundene 
zischende  Geräusch  so  abgeschwächt  werde,  dass  er  es  an  einem  neuen 
Ofen  in  Salford  nur  ganz  schwach  gehört  habe,  und  der  Ilauptzug  liege 
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Oberbflrgermeister  Rflmelin  (Stuttgart)  erweitert  den  von  dem 
Herrn  Vorredner  ausgesprochenen  Wunsch  noch  dahin,  dass  in  die  Leit- 
'  Sätze  ausdrücklich  aufgenommen  werde,  die  Beseitigung  und  die  Abfuhr  des 
Kehrichts  habe  in  eigener  Regie  der  städtischen  Verwaltung  stattzufinden. 
Nur  dann  können  die  in  Ziffer  1  aufgestellten  Voraussetzungen  und  Be- 
dingungen erfüllt  werden,  —  nur  dann  könne  man  erreichen,  dass  bei  einer 
landwirthschaftlichen  Verwerthung  des  Kehrichts  derselbe  gleich  unter- 
gepflügt oder  bei  seiner  provisorischen  Lagerung  so  verarbeitet  oder  mit 
Erde  bedeckt  werde,  dass  ein  Verwesen  und  Verstäuben  seiner  Bestandtheile 
ausgeschlossen  sei,  —  nur  so  könne  eine  längere  Lagerung  des  Kehrichts 
ohne  landwirthschafbliche  Verwendung  und  die  Anhäufung  desselben  auf 
Plätzen,  welche  früher  oder  später  zur  städtischen  Bebauung  herangezogen 
werden  könnten,  verhütet  werden.  Aus  allen  diesen  Gründen  beantrage  er, 
dass  in  die  Leitsätze  noch  der  Passus  aufgenommen  werde,  die  Beseitigung 
und  Lagerung  des  Kehrichts  habe  in  eigener  Regie  der  städtischen  Ver- 
waltungen stattzufinden.  Ob  dann  später  eine  Verbrennung  des  Kehrichts 
vorgenommen  werde,  oder  ob  derselbe  untergepflügt  oder  provisorisch  oder 
längere  Zeit  definitiv  gelagert  werde,  bleibe  für  diese  Frage  ganz  irrelevant. 

Correferent  Ober-Iügeiliear  Andreas  Meyer  erwidert,  dass  die 
Referenten    in   den  Leitsätzen   den  Stadtverwaltungen   nicht  gerne  haben 
Vorschriften   für  die  Form  der  Ausführung  machen  wollen  und  e§  ihnen 
überlassen  wollen,   welchen  Nutzen  sie   daraus  ziehen  mögen.      In  welcher 
Weise    dies    bei    den   verschiedenen   Verwaltungen    am   besten  ins  Werk 
gesetzt  werde  könne,  das  könne  man  vom  Vereinsstandpunkte   aus  nicht 
immer  übersehen.    In  den  Referaten  sei  es  mehrfach  gestreift,  dass  die  Or- 
ganisation und  Ausführung  der  Städtereinigung  nicht  dem  Publicum  oder 
Unternehmern  überlassen  werden  sollte,  sondern  dass  es  selbstverständlich 
sei,  hier  die  Regie  der  Stadtverwaltungen  eintreten  zu  lassen.     Aber  die 
Pflicht  der  Stadtverwaltungen  durch  Thesen  festlegen  zu  wollen ,   das  heisse 
über  das  Ziel  hinausgehen  und  sei  ohne  praktische  Bedeutung.    Man  soUe 
nur  die  richtige  fachmännische  Grundlage  angeben ,  auf  welcher  es  möglich 
sei,  dass  eine  Gemeinde  praktisch  arbeiten  könne,  um  sich  gesund  zu  er- 
halten.   Wenn  man  den  Städten,  ohne  ihre  Besonderheiten  zu  kennen,  allzu 
detaillirte  Verwaltungsmaassregeln  aufgeben  wolle,  welche  sie  vielleicht  gar 
nicht  durchführen  können,  so  schwäche  man  die  eigentliche  Wirkung  ab.  Wie 
nachher  die  Städte  die  gebotenen  Grundlagen  benutzen  sollen,  könne  man 
ihnen  nur  andeuten  und  sei   im  vorliegenden  Falle  geschehen,     üebrigens 
habe  weder  sein  Correferent  noch  er  etwas  gegen  einen  Hinweis,  dass  der 
Regiebetrieb  wünschenswerth  sei. 

ObertMUirath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe)  glaubt  den  Aus- 

fiährongen  des  Herrn  Gorreferenten  Meyer  entnehmen  zu  sollen,  dass  die 
^"«rbrennung  sich  nur  auf  den  Hauskehricht  erstrecken  solle,  wenigstens  seien 
^-^<e  Kostenangaben  und  auch  die  Berechnungen  über  die  Rückstände  auf 
ci-^n  Hauskehricht  basirt.  Was  aber  geschehe  mit  dem  Strassenkchricht, 
d^^ssen  Menge  etWSUBO  gross  sei,  wie  diejenige  des  Ilauskehrichts  ?  Die  Ver- 
^^fienheit  sei  ja  der  Menge  nach  genau  die  gleiche ,  wie  diejenige  mit  dem 
^Qskehricht. 
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Correferent  Ober -Ingenieur  Andreas  Meyer  erwidert,  bei  der 
erwähnten  Berechnung  sei  er  davon  ausgegangen,  dass  der  Hauskehricht 
der  schädlichste  sei,  dass  man  also  für  seine  Unschädlichmachung  in  erster 
Linie  sorgen  müsse  und  dass  mau  sich  in  der  Methode  seiner  Beseitigung 
unabhängig  von  den  Landleuten  zu  machen  habe.  Jedoch  soll  seiner  An- 
sicht nach  der  Strassenkehricht  nicht  principieU  von  der  Verbrennung  aus- 
geschlossen sein.  Er  komme  auch  in  England  vielfach  in  die  Verbrennungs- 
öfen hinein.  Aber  es  gebe  auch  Fälle,  wo  man  wirklich  sagen  müsse,  z.  B. 
bei  Macadamstrassen ,  Reitwegen  etc.,  dass  der  Strassenabraum  an  sich 
schon  unschädlich  sei.  Berechnungen  für  den  Strassenabraum  seien  nicht  in 
so  einfacher  Weise  aufzustellen.  Seines  Erachtens  sei  die  Hauptsache,  erst 
einmal  das  wichtigste  Capitel  der  auf  dem  Continent  noch  so  unbekannten 
Frage  zu  studiren,  um  einen  festen  Boden  für  die  Frage  der  Einführung  zu 
gewinnen.  Desshalb  habe  er  seine  Berechnungen  auf  die  Hausunrathfrage 
beschränkt. 

Banrath  Stflbben  (Köln)  empfiehlt  zu  den  Leitsätzen,  auch  wenn 
ihnen  vorgedruckt  sei,  dass  sie  nicht  zur  Abstimmung  bestimmt  seien,  doch 
in  irgend  welcher  Weise  SteUung  zu  nehmen.  Dass  der  Regel  nach  nur 
die  Gemeinde  in  eigener  Regie  im  Stande  sei,  die  Beseitigung  der  trockenen 
Abfallstoffe  richtig  zu  besorgen,  dem  stimme  auch  er  bei.  Aber  es  empfehle 
sich  dQch  nicht,  den  Gemeinden  ganz  bestimmte  Vorschriften  zu  machen, 
in  den  einzelnen  Gemeinden  lägen  die  Verhältnisse  ganz  ausserordentlich 
verschieden.  Andererseits  aber  scheine  es  ihm  etwas  schwächlich  zu  sein, 
sich  nur  auf  das  Anhören  der  Leitsätze  zu  beschränken.  Es  scheine  ihm 
zweckmässig  und  förderlich,  wenigstens  an  die  Stadtgemeindeu  die  dringende 
Bitte  zu  richten,  in  der  Weise,  in  welcher  in  Hamburg  und  Berlin  bereits 
vorgegangen  sei,  nunmehr  auch  ihrerseits  der  Sache  sich  anzunehmen. 
Darum  beantrage  er,  dass  die  Versammlung  den  beiden  Leitsätzen  beitrete 
mit  der  Hinzufügung: 

„An  die  Stadtgemeinden  richtet  der  Deutsche  Verein  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege  die  dringende  Bitte,  dieser  Angelegenheit 
nach  dem  Vorgang  von  Berlin  und  Hamburg  durch  Ausführungen 
in  eigener  Regie  die  grösste  Aufmerksamkeit  zuzuwenden." 

Professor  Dr.  Gaffky  (Giessen)  glaubt,  dass  mehr  Nutzen  als  durch 
die  vorgeschlagene  Resolution  dadurch  erzielt  werde,  wenn  vom  Verein,  wie 
dies  früher  auch  schon  geschehen  sei,  die  Referate  mit  den  Leitsätzen  und 
den  Verhandlungen  den  Gemeinden  zugesandt  würden. 

Nach  einer  kurzen  Geschäftsordnungsdebatte,  an  welcher  sich  die 
Herren  Stadtrath  Hendel  (Dresden),  Oberbürgermeister  Bötticher  (Magde- 
burg), Professor  Wolffhügel  (Göttingen)  und  Baurath  Stubben  (Köln) 
betheiligten,  wurde  die  Discussion  geschlossen  und  zur  Abstimmung 
geschritten.  Bei  dieser  werden  die  Leitsätze  und  die  vereinigten  Anträge 
Stübben-Gaffky  in  folgender  Fassung  einstimmig  angenommen. 

Resolution: 

„Indem  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege  sich   den   von  den  Herren  Referenten  aufge- 
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stellten  Leitsätzen  anschliesst,  richtet  er  an  die  Stadt- 
gemeinden die  Bitte,  dieser  Angelegenheit  nach  den 
Vorgängen  von  Berlin  und  Hamburg  die  grösste  Auf- 
merksamkeit zuzuwenden. 

„Zugleich  beschliesst  er  die  gesonderte  Drucklegung 
der  Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand  und  deren 
Uebersendung  an  die  Gemeinden." 


Pause  IIV4  bis  127*  Uhr. 


Nach  Wiedereröffnung  der  Sitzung  wird  zum  zweiten  Thema  der  Tages- 
ordnung übergegangen: 


Teclmisclie  Einriclitungen  für  Wasserversorgung 
und  Canalisation  in  WolmhaTisemO. 

Referent  Ingenieur  H.  Alfred  Roechling  (Leicester). 

Einleitende  Bemerkungen. 

„Wenn  es  heute  meine  Aufgabe  ist,  Sie  auf  einem  Streifzuge  durch  das 
Oebiet  gesundheits-technischer  Einrichtungen  in  Wohnhäusern  zu  begleiten, 
soweit  dieselben  mit  Wasserleitung  und  Canalisation  im  Zusammenhange 
stehen,  so  ist  mir  dieser  ehrenvolle  Auftrag  gewiss  nur  darum  zu  Theil  ge- 
worden, weil  ich  in  dem  Lande  —  England  —  wohne,  welches  anerkannter- 
maassen  auf  vielen  Gebieten  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  bahnbrechend 
vorgegangen  ist,  und  weil  in  ihm  diese  Pflege  schon  vielleicht  weiter  fort- 
geschritten ist  als  in  anderen  Ländern. 

Die   Stellung  Englands    zur  Frage   der  öffentlichen  Gesund- 
heitspflege.      ' 

„Sie  werden  es  mir  gewiss  ersparen,  auf  diesen  Punkt  hier  näher  ein- 
zugehen, ich  habe  das  an  anderen  Stellen  für  nöthig  befunden,  und  darf 
ich  wohl  hier  auf  den  Aufsatz  von  Professor  Finkeinburg  über  die  „ge- 
schichtliche Entwickelung  und  Organisation  der  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege" in  dem  Weyl' sehen  Handbuch  der  Hygiene  verweisen. 

„Im  Zusammenhange  hiermit  kann  ich  es  aber  doch  nicht  unterlassen, 
Sie  auf  eine  Seite  dieser  Frage  hinzuweisen,  die  häufig  meiner  Ansicht  nach 
nicht  genügend  betont  worden  ist,  und  das  sind  die  Summen,  welche  England 
sich  liicfat  gescheut  hat,  für  das  öffentliche  Wohl  des  Landes  auszugeben. 

„Ich  will  hier  die  Zahlen  gegenüberstellen,  welche  sich  auf  die  National- 
schuld  und  auf  die  Localschuld  —  oder  die  Schulden  der  Localbehörden  — 
beziehen,  und  darf  man  im  grossen  Ganzen  die  erste  —  Nationalschuld  — 


^)  DieMt  Regent  wurde  nur  im  Auszug  vorgelesen. 

3* 
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in  der  Hauptsache  als  das  Opfer  für  Kriege  und  die  zweite  —  Localschuld  — 
als  denjenigen  Tribut  ansehen,  welchen  das  Land  den  fortschreitend  ge- 
steigerten Anforderungen  der  Civilisation  gebracht  hat,  zu  denen  ja  auch  in 
erster  Linie  die  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  zu  rechnen  sind: 

Im  Jahre  1874/75  betrug  die  Localschuld     .       1  856  402  000  Mk.^) 
„       „              n            T»        Nationalschuld    .  15  112  390  740     „ 
„        „       1880/81    war  die  Localschuld  ge- 
stiegen auf 2  884  065  980     „ 

während  die  Nationalschuld  herabgegangen 

war  auf 14  693  400  320     „ 

„Im  Jahre  1890/91  endlich  standen  die  Zahlen  wie  folgt: 

Localschuld 4  024  309  160  Mk. 

Nationalschuld      ....     13613631620     „ 

„Während  die  Nationalschuld  in  15  Jahren  um  beinahe  zehn  Procent  — 
Dank  der  Convertirung  in  grossem  Maasse  —  gesunken  ist,  ist  die  Local- 
schuld um  rund  117  Proc,  d.  h.  beinahe  sprungweise  gestiegen  und  betrug- 
im  Jahre  1890/91  nahezu  ein  Drittel  der  gesammten  Nationalschuld  oder 
soviel  als  die  gesammten  Nationalschulden  von  Dänemark,  Schweden,  Nor- 
wegen, der  Schweiz,  Holland  und  Belgien  zusammengenommen. 

„Welchen  Antheil  an  der  Localschuld  die  öffentliche  Gesundheitspflege 
hat,  ist  nahezu  unmöglich  in  ganz  genauen  Zahlen  zusammenzustellen,  doch 
will  ich  Ihnen  hier  die  folgenden  Summen  vorführen,  die  in  mehr  oder 
weniger  directem  Zusammenhange  mit  derselben  stehen,  und  welche  sich  auf 
Ende  März  1891  beziehen.  Ich  habe  dieses  Datum  nur  darum  gewählt, 
weil  für  spätere  Jahre  die  Summen,  soviel  ich  in  Erfahrung  bringen  konnte,, 
noch  nicht  vollständig  bearbeitet  worden  sind. 

„Es  waren  ausgegeben: 

Für  Wasserwerke 766  518  240  Mk. 

„    Märkte  (Markthallen) 107  619  640  „ 

„     Friedhöfe  (Begräbnissplätze) 49  843  700  „ 

„     Oeffentliche  Bäder  (Waschhäuser)      ....  19006160  „ 

„    Hospitäler 13  384  680  „ 

„     Schlachthäuser 2  432  620  „ 

„     Strassenerweiterungen  (Durchbrüche  etc.)        .  565  517  800  „ 

„     Canalisation,  Reinigung  der  Spüljauche  etc.    .  399  381  540  „ 

„     Parkanlagen,  Erholungsplätze  etc 79  842  740  „ 

„     Verbesserungen  der  Wohnungen  der  arbeiten- 
den Klassen 76  280  700  „ 

Zusammen     2  079  827  820  Mk 

„Hiernach  betrügen  die  für  öffentliche  Gesundheitspflege  ausgegebenen 
Summen  rund  50  Proc.  der  gerammten  Localschuld,  welche  sich  im  Weiteren 
zusammensetzt  aus  den  für  Gasanstalten,  Pferdebahnen,  Häfen,  Schulen^ 
Armenpflege,  Polizei,  Gefängnisse,  Feuerwehr,  Bibliotheken,  Museen  u.  s.  w. 
ausgegebenen  Beträgen. 

^)  Für  lue  Umrochnurii::  dieser  Zahlen  sind  der  Bequemlichkeit  halber  20  Shilling  = 
20  Mk.  gesetzt   worden.     Es   wäre   genauer   gewesen   20  Shilling  =  20*40  Mk.   za   setzen. 
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„Ich  darf  nun  leider  hier  nicht  weiter  auf  das  äusserst  interessante 
Gebiet  der  nationalen  und  localen  Finanzen  eingehen,  und  wie  die  Mittel 
für  die  berechtigten  Anforderungen  der  Hygiene  zu  finden  sind,  da  mich 
das  zu  weit  abführen  würde,  doch  möchte  ich  hier  gern  noch  darauf  auf- 
merksam machen,  dass  diese  bedeutenden  Summen  dem  Lande  auch  wirk- 
lich zu  Gute  gekommen  sind,  und  dass  der  allgemeine  Gesundheitszustand 
heutzutage  ein  weitaus  besserer  ist  als  früher.  Dies  lässt  sich  natürlich 
nur  schwer  in  Zahlen  nachweisen,  doch  kann  ich  hier  nicht  unterlassen, 
auf  das  ganz  eigenthümliche  Benehmen  der  Cholera  in  England  hinzuweisen, 
welches  doch  ohne  Frage  dafür  spricht,  dass  die  Lebensbedingungen  jetzt 
bessere  sind  als  früher,  und  dass  heutzutage  England  kein  so  günstiger 
Boden  für  Cholera  ist  als  in  den  dreissiger  Jahren  unseres  Jahrhunderts. 

„England  hat  in  diesem  Jahrhundert  vier  Choleraepidemieen  gehabt, 
worüber  die  folgende  Tabelle  I  weiteren  Aufschluss  giebt: 

Tabelle  L 


London 

England  und  Wales 

Jahr  des 
Ausbruches 

Bevölke- 
rung 

Todesfälle 

Todesfälle 

pro 

Million 

1 

Bevölke-     «,   ,    ^.., 
rung       Todesfälle 

1 

Todesfälle 

pro 

Million 

1832 

Kein( 

i  zuverlässigen  Zahlen 

1849 

2  286  800 

14  137 

6  182 

17  564  656 

52  293 

3  034 

1854 

2  504  200 

10  738 

4  288 

18  616  310 

20  097 

1080 

1866 

3  038  000 

5  596 

1842 

21  409  684 

14  378 

671 

^Aus  diesen  Zahlen  folgt  ohne  Weiteres,  dass  mit  jedem  neuen  Aus- 
bruche die  Vehemenz  der  Seuche  nachgelassen  hat,  obschon  die  Bevölke- 
rungszahl gestiegen  ist,  und  da  wir  bis  jetzt  noch  keinen  Grund  haben 
anzunehmen,  dass  die  Virulenz  des  Giftes  sich  allmählich  abgeschwächt  hat, 
auch  noch  kein  Universalheilmittel  gegen  diese  Pest  gefunden  haben,  so  ist 
der  Schluss  gewiss  berechtigt,  dass  der  Cholerakeim  in  England  fortschrei- 
tend ungünstigere  Bedingungen  gefunden  hat. 

„Wäre  die  Sterblichkeit  im  Jahre  1866  die  gleiche  als  im  Jahre  1849 
gewesen,  so  wären  im  erstgenannten  Jahre  über  51  000  Personen  mehr  ge- 
storben, als  wirklich  der  Fall  gewesen  ist. 

„Als  im  Jahre  1892  die  Cholera  in  Europa  erschien  und  namentlich  in 
Ibrer  ersten  Handelsstadt  arge  Verheerungen  anrichtete ,  da  sind  wir  so  zu 
BÄgen  von  der  Seuche  ganz  verschont  geblieben,  und  doch  standen  wir  im 
80  directen  Verkehre  mit  Hamburg,  dass  die  Behauptung  aufgestellt  worden 
i«t,  Hamburg  sei  mehr  von  Deutschland  als  von  England  isolirt  gewesen. 


Kurzer  Ueberblick  über  die  geschichtliche  Entwickelung 

hygienischer  Maassregeln. 

gDoch  ich  will  Sie  nicht  mit  Zahlen  ermüden,  wie  dies  leicht  mit  der 
^kenen  Statistik  der  Fall  ist,  und  will  statt  dessen  lieber  einen  Seiten- 
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blick  auf  die  geschichtliche  Entwickelung  hygienischer  Bestrebungen  nament- 
lich in  Bezug  auf  Wasserversorgung  und  Canalisation  werfen. 

„Es  ist  gewiss  bekannt,  dass  bereits  Jerusalem,  wie  man  annimmt  seit 
König  Salomo^s  Zeiten,  ein  ziemlich  ausführliches  System  von  Aquäducten,. 
Reservoiren  und  Canälen  besass,  welches  jetzt  zum  Theil  wieder  von  der 
türkischen  Regierung  in  Stand  gesetzt  werden  wird,  wenigstens  so  weit  die 
Wasserversorgung  in  Frage  kommt  Der  „Standard*^  berichtete  hierüber 
am  22.  August  dieses  Jahres,  dass  man  hofife,  durch  die  alten  Aquäducta* 
2500  cbm  pro  Tag  zu  passiren,  von  denen  1000  unentgeltlich  an  die  armen 
Einwohner  und  Pilgrime  an  der  Moschee  Omar  und  am  „heiligen  Grabe*' 
abgegeben  werden  sollen.  Die  alten  Aquäducte  von  Arob  sollen  mit  neuen 
verbunden  werden,  welche  auf  eine  Strecke  von  3570  m  als  Tunnel  projectirt 
sind.  Die  Gesammtkosten  dieses  Unternehmens  sind  auf  rund  1 600  000  Mk. 
veranschlagt. 

„Die  Aquäducte  und  Cloaken  der  „ewigen  Stadt"  und  namentlich  di& 
„Cloaca  Maxima"  sind  ja  weltberühmt  und  bedürfen  hier  kaum  weiterer 
Erwähnung.  Bemerken  möchte  ich  nur  noch,  dass  Macrobins  und  Lucilius 
bereits  die  Beobachtung  machten,  dass  die  fettesten  und  delicatesten  Fische 
an  den  Ausmündungsstellen  der  Cloaken  in  die  Tiber  gefangen  werden. 
Dass  auch  schon  zu  diesen  Zeiten  Klagen  über  Flussverunreinigungen  laut 
geworden  sind,  beweisen  die  Briefe  des  Plinius,  in  denen  er  unter  Anderem 
die  Aufmerksamkeit  des  Kaisers  Trajan  auf  die  öfifentliche  Gesundheit  der 
Stadt  Amastria  lenkt  und  ihm  vorschlägt,  den  Bach,  der  neben  einer  schönen 
langen  Strasse  iliesse,  vermuthlich  wegen  seiner  Ausdünstungen,  einzu- 
wölben.  Es  ist  ferner  gewiss  auch  bekannt,  dass  die  Römer  im  Drainiren 
von  Ländereien  erfahren  waren  und  dazu  nicht  selten  Thonröhren  benutzten,, 
wie  dies  unter  Anderem  die  Aufgrabungen  zu  Chester  beweisen,  wo  ver- 
schiedene Stücke  rother  unglasirter  Röhren  gefunden  wurden,  welche,  wi» 
man  nach  den  Inschriften  vermuthet,  von  der  zwölften  römischen  Legion 
gelegt  worden  sind.  Auch  in  üalifax  wurden  während  der  Formirung  der 
Commercial  Street  zwei  Stück  römische  Drainageröhren  gefunden,  welch» 
einschliesslich  ihrer  Verbindungen  in  gutem  Zustande  erhalten  sind. 

„  Wer  kennte  nicht  die  prachtvoll  ausgestatteten  Privat-  und  öfiPentlichen 
Bäder  der  Römer  —  die  Piscinae  und  die  Thermen  mit  all  ihren  luxuriösen 
Einrichtungen  — ,  deren  Erbauung  als  ein  kaiserwürdiges  Unternehmen 
galt.  Da  sind  die  Thermen  des  Agrippa  im  Jahre  21  vor  Christi  Geburt,, 
die  Thermen  des  Nero,  Titus,  Domitian,  Commodus,  Caracalla,  Diocletian 
und  Constantin  zu  nennen,  deren  Erbauung  in  die  Jahre  65  bis  302 
unserer  Zeitrechnung  fällt.  Aus  all  diesen  Bauten  geht  zur  Genüge  hervor,, 
dass  die  Römer  einen  hohen  Grad  der  Vollendung  auf  diesem  Gebiete  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  erlangt  hatten. 

„Doch  das  Kaiserreich  wurde  älter  und  älter  und  zerfiel  endlich  gans 
in  Trümmer,  und  als  an  seine  Stelle  jugendlichere  und  jugendfrischere 
Stämme  traten,  da  verschwand  die  hochgepriesene  Cultur  der  Römer,  die 
sicli  zum  Theil  auf  der  der  Egypter,  Juden  und  Griechen  aufgebaut  hatte» 
Es  folgten  nun  lange  Jahre  schwärzester  Nacht,  in  denen  von  hygienischen 
Bestrebungen  beinahe  absolut  nichts  zu  linden  ist.  Die  Menschen  lebten 
in  ihrem  Schmutz,  tranken   schmutziges  Wasser  und  starben  im  Schmnta^ 
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und  man  hat  gewiss  mit  Recht  behauptet,  dass  Schmutz  und  Unrath  überall 
üppig  wucherten.  Es  kann  daher  nicht  Wunder  nehmen,  dass  Seuchen 
auebrachen,  die  Tod  und  Verderben  bringend  alle  Länder  durchzogen  und 
beinahe  ein  Viertel  der  Bevölkerung  Europas  dahin  ra£Pten.  Die  Sonne  der 
Civilisation  schien  für  immer  untergegangen  zu  sein. 

„Erst  im  17.  Jahrhundert  fängt  es  wieder  an  sich  auf  sanitärem  Ge- 
biete zu  regen,  und  obschon  langsame  Fortschritte  im  18.  Jahrhundert  ge- 
macht wurden,  so  ist  es  doch  erst  unserem  Zeitalter  überlassen  gewesen, 
hier  bahnbrechend  yorzngehen. 

Erwähnung  der  Canalgastheorie. 

„Doch  ich  muss  yon  der  Geschichte  und  ihren  höchst  interessanten 
Lehren  zur  Gegenwart  zurückkehren;  ehe  ich  Sie  aber  bitte,  mir  in  das 
Reich  der  technischen  Hauseinrichtungen  zu  folgen,  muss  ich  einen  Augen- 
blick bei  den  Präliminarien  verweilen.  Hier  möchte  ich  zuerst  kurz  der 
Canalgastheorie  Erwähnung  thun. 

„Es  ist  gewiss  bekannt,  dass  diese  Gase  in  England  auf  Grund  viel- 
facher trauriger  Erfahrungen  als  giftig  und  in  Zusammenhang  mit  einigen 
zymotischen  Krankheiten,  wie  z.  B.  Typhus  abdominalis,  stehend  angesehen 
werden.  Allerdings  ist  es  bis  jetzt  noch  nicht  gelungen,  hierfür  den  dirccten 
Beweis  zu  erbringen,  doch  sollte  man  ein  solches  negatives  Resultat  gewiss 
nicht  als  Beweis  gegen  die  Giftigkeit  der  Gase  ansehen  gegenüber  den  ent- 
gegengesetzten Erfahrungen  in  England.  Es  wäre  ja  möglich,  dass  mit 
verbesserten  Beobachtungsmethoden,  und  dies  ist  ja  beinahe  die  Tages- 
ordnung, wirklich  giftige  Keime  in  der  Canallufb  gefunden  würden,  oder 
dass  es  sich  herausstellte,  dass  das  Gift  ein  chemisches  ist,  welches  zu  den 
Ptomai'nen  gehört,  und  darum  ist  es  doch  gewiss  das  einzig  richtige,  diese 
Gase  als  sehr  verdächtig  anzusehen,  und  sie  von  dem  Innern  der  Häuser 
absolut  fem  zu  halten. 

„Ich  möchte  hier  erwähnen,  dass  der  London  County  Council  diese 
Frage  jetzt  eingehend  durch  Laws  und  Andrewes  untersuchen  lässt. 
La  WS  hat  bereits  zwei  Berichte  abgefasst,  auf  Grund  deren  noch  weitere 
Sachverständige  hinzugezogen  worden  sind.  Am  Ende  seines  zweiten  Be- 
richtes führt  er  an,  dass  er  die  folgenden  Mikroorganismen  in  der  Canalluft 
gefunden  habe,  denen  er  die  in  frischer  Luft  gefundenen  gegenüberstellt: 

Tabelle  II. 

A.     Keime  in  frischer  Luft. 

1.   Micrococci.  Micrococcus  flavus  desidens, 

Sarcina  lutea,  Diplococcus  flavus  liquefaciens 

Micrococcus  aurantiacus,  tardus. 
^crococcos  candicans, 

Kplococaw,  citreus  coDglomeratus,  2.    Schimmelpilze. 

^'iplococca«  roseus,  Penicillium  glaucum, 

Sarcina  rosea,  Aspergillus  glaucus, 

'^^iocoocas  acidi  lactici,  Aspergillus  albus, 

MicrococciiB  acidi  lactici,  Aspergillus  repens. 
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grössere  Städte  —  Schwemmcanalisation  oder  Abfuhr  —  am  besten 
empfiehlt.  Ich  will  nur  im  Vorübergehen  die  Thatsache  anführen,  dass 
Städte  wie  Glasgow,  Manchester  und  Birmingham  früher  beinahe  ganz  auf 
dem  Standpunkte  der  Abfuhr  standen  und  grosse  Summen  für  die  £in- 
richtangen  derselben  ausgegeben  haben,  dass  sie  aber  heutzutage  diese  An- 
schauung nicht  mehr  theilen.  Durch  die  gemachten  Erfahrungen  sind  sie 
dazu  gedrängt  worden,  neue  bedeutende  Summen  für  die  allgemeine  Ein- 
richtung der  Schwemmcanalisation  auszugeben.  Die  genannten  Städte  be- 
sitzen zusammen  rund  IY2  Millionen  Einwohner,  und  in  Manchester  allein 
hat  diese  Neugestaltung  einen  Kostenaufwand  von  über  12  Millionen  Mark 
bedingt. 

„Eis  dürfte  vielleicht  nicht  uninteressant  sein,  hier  die  Beobachtung  an- 
zuführen, die  der  Mediciualbeamte  von  Leicester  im  vorigen  Jahre  während 
•einer  kleinen  Epidemie  von  Typhus  abdominalis  in  dieser  Stadt  gemacht 
hat.  Er  berichtet  hierüber ,  dass ,  soweit  seine  Ermittelungen  reichen ,  von 
406  Krankheitsfällen  im  Ganzen  221  Fälle  in  Häusern  mit  Tonnen  oder 
-Gruben  und  nur  185  Fälle  in  Häusern  mit  Wasserciosets  vorkamen,  und 
<ioch  beträgt  die  Zahl  der  ersteren  ungefähr  nur  ein  Viertel  der  Zahl  der 
Wasserciosets ^).  Er  berichtet  weiter  hierüber,  dass  es  ihm  nicht  gelungen 
sei,  eine  Verbindung  zwischen  dem  Leitungswasser  und  der  Epidemie  her- 
zustellen, wohl  aber  habe  seiner  Ansicht  nach  die  Herauspahme  des  Inhaltes 
eines  alten  Spülcanals  local  zur  Vermehrung  der  Krankheit  beigetragen. 

,,Interessant  dürfte  es  weiter  vielleicht  sein,  dass  mir  unsere  oberste 
Behörde  für  derartige  Angelegenheiten  —  das  Locol  Government  Board  — 
Tor  einiger  Zeit  die  Mittheilung  zugehen  liess,  es  würden  jetzt  in  England  für 
Jede  1000  Mark  für  das  Tonnensystem  1000000  Mark  für  das  Schwemm- 
system ausgegeben;  das  heisst  aber  nichts  anderes,  als  dass  das  Tonnen- 
system zum  Stillstande  gekommen  ist,  während  das  Schwemmsystem  schnelle 
und  bedeutende  Fortschritte  macht. 

Annahmen  für  die  weiteren  Betrachtungen. 

„Im  Folgenden  soll  nun  angenommen  werden,  dass  das  Schwemm- 
system für  eine  Stadt  durchgeführt  ist,  und  dass  es  sich  darum  handelt, 
wie  ist  die  Wasserversorgung  und  Canalisation  der  Wohnhäuser  am  besten 
aaszuführen.  Ich  werde  natürlich  nur  allgemeine  Betrachtungen  machen 
können,  da  es  ganz  unmöglich  ist,  in  einem  allgemeinen  Vortrag  auf  specielle 
Fälle  einzugehen,  letztere  müssen  dann  vielmehr  an  der  Uand  der  allgemeinen 
Anforderungen  und  Grundsätze  in  jedem  einzelnen  Falle  aufs  sorgfältigste 
Sepruft  werden,  und  ist  es  gewiss  sehr  richtig,  dass  jeder  einzelne  Fall 
seine  ganz  speciellen  Verhältnisse  hat. 

„Hier  werde  ich  nun  in  erster  Linie  auf  die  bei  uns  ausgeführten  und 
for  gut  befundenen  Einrichtungen  zurückkommen,  von  denen  ich  Ihnen  zum 
Tleil  Zeichnungen  und  Modelle  vorführen  werde.  Dieselben  lassen  sich 
S'^wiss  auch  in  anderen  Ländern  mit  nur  geringen  Abänderungen,  der 
^-^bensweise  und  klimatischen  Unterschiede  wegen,  durchführen,  und  sei 


^)  Anubl  der  Wasserciosets  26  230,  Anzahl  der  Tonnen  7000. 
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hier  noch  bemerkt,  dass  dieselben  im  Grossen  und  Ganzen  von  unserm 
Locol  Government  Board  für  gut  befunden  worden  sind. 

„Ich  werde  femer  grösseren  Nachdruck  auf  solche  Einrichtungen  legen,, 
denen  eine  grössere  Bedeutung  in  hygienischem  Sinne  zukommt,  und  will 
die  übrigen,  die  durch  mechanische  oder  sonstige  Gründe  bedingt  sind,  nur 
so  weit  erwähnen,  als  es  die  mir  zur  Verfügung  stehende  Zeit  zulässt 

„Schliesslich  wird  es  mir  leider  nicht  möglich  sein,  Ihnen  lange  theo- 
retische  Deductionen  als  Begründung  für  die  einzelnen  Einrichtungen  vor-* 
zuführen ,  das  würde  einmal  zu  weit  führen ,  und  dann  darf  ich  wohl  auch 
voraussetzen,  dass  es  Ihnen  heute  mehr  darauf  ankommt,  sich  mit  dem  zu 
beschäftigen,  was  sich  in  der  Praxis  bewährt  hat,  als  mit  den  zu  diesen 
Resultaten  führenden  Theorieen. 

Die  techniselieii  Einrichtungen  far  Wasserversorgang  in 

Wohnhäusern. 

„Ich  will  mich  nun  zuerst  mit  der  Wasserversorgung  der  Häuser  he^ 
schäftigen  und  nachher  diejenigen  Einrichtungen  betrachten,  durch  welche 
das  Wasser  wieder  aus  den  Häusern  entfernt  wird,  um  nach  seiner  Reinigung^ 
auf  Rieselfeldern  u.  s.  w.  oder  nach  Beschluss  des  künstlichen  Kreislaufes 
wieder  zum  natürlichen  Kreislauf  zurückzukehren. 

„Der  Zweck  einer  Wasserleitung  ist  der,  das  Wohnhaus  an  verschiedenen 
Stellen  mit  Trinkwasser  zu  versorgen,  und  muss  man  an  eine  gute  Haus- 
leitung die  Anforderung  stellen,  dass  sie  das  Wasser  der  Strassenleitungen 
auf  keine  Weise  verschlechtert.  Thut  sie  das  Letztere,  so  hat  sie  ihre  Auf- 
gabe verfehlt  und  muss  im  Interesse  der  Gesundheit  der  Bewohner  beseitigt 
werden. 

„Ich  werde  in  den  weiteren  Betrachtungen  natürlich  nicht  auf  die^ 
Qualität  des  Wassers  eingehen,  da  dieselbe  nicht  in  den  Rahmen  derselben 
gehört  und  ja  auch  ein  viel  zu  grosses  Gebiet  für  sich  selbst  bildet,  und 
werde  auch  nur  im  Vorübergehen  Apparate  zur  Sterilisirung  und  Reinigung 
erwähnen ,  da  ich  annehme ,  das  städtische  Leitungswasser  bedarf  im  Allge- 
meinen —  Seuchezeiten  ausgenommen  —  keiner  weiteren  Verbesserung. 

„Weiter  werde  ich  voraussetzen,  dass  die  Stadt  nur  mit  einer  Qualität 
Wasser  versorgt  ist,  welches  zu  allen  Zwecken  benutzt  wird,  da  eine  doppelte 
Versorgung  mit  Wasser  von  verschiedener  Güte  bis  jetzt  wenigstens  noch 
zu  den  Seltenheiten  gehört,  und  will  ich  hier  nur  bemerken,  dass  in  einem 
solchen  Falle  alle  Hähne  und  Einrichtungen  der  einen  äusserlich  vollständige 
verschieden  von  denen  der  andern  sein  müssen,  damit  eine  Verwechselung 
durch  Nachlässigkeit  oder  Trägheit  der  Dienstboten  beinahe  zur  Unmöglich-^ 
keit  gemacht  ist. 

„Was  nun  die  constante  Wasserversorgung  anbelangt,  worunter  ich  eine 
Versorgung  verstehe,  welche  es  zu  jeder  Tages-  oder  Nachtzeit  ermöglicht, 
das  Wasser  direct  dem  Strassenrohre  zu  entnehmen,  so  ist  dieselbe  un- 
bedingt der  intermittirenden  Versorgung  vorzuziehen,  bei  welcher  es  nothig 
ist,  ein  Hausreservoir  —  vielfach  eine  Verschlechterungsquelle  —  zwischen 
der  Strassenleitung  und  Zapfstelle  einzuschalten.  Allerdings  bedingt  die 
erstere  bessere  Hausleitungen,  Einrichtungen  und  Installateurarbeiten  al» 
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die  letztere  wegen  des  permanenten  und  höheren  Druckes,  dem  sie  vom 
Strassenrohr  aus  direct  ausgesetzt  ist,  doch  ist  das  gewiss  nur  ein  Vorzug, 
und  sind  auch  die  anderweitigen  mit  der  constanten  Versorgung  verbun- 
denen Vortheile  so  gross,  dass  die  intermittirende  Versorgung  heutzutage 
nur  noch  in  ganz  yereinzelten  Fällen  angewandt  wird.  Früher,  wo  schlechte 
Hausleitungen  und  Einrichtungen  die  Regel  waren,  wurde  vielfach  behauptet, 
der  Wasserconsum  würde  unter  der  constanten  Versorgung  bedeutend  in 
die  Höhe  gehen,  doch  haben  wir  in  England,  Dank  der  besseren  Installateur- 
arbeiten etc.  und  Dank  fortwährender  Ueberwachung  derselben,  gerade  das 
Gegentheil  in  Erfahrung  gebracht. 

„Da  die  Versorgung  der  Häuser  mit  heissem  Wasser  ein  besonderes 
Rohrsystem  bedingt,  will  ich  hier  fürs  erste  nicht  weiter  darauf  zurück- 
kommen, und  beziehen  sich  alle  weiteren  Bemerkungen  nur  auf  die  Leitungen 
für  kaltes  Wasser,  wie  es  aus  den  Strassenröhren  ins  Haus  gelangt. 

Die  Hausleitungen.      Das  Material  für   die  Röhren  und  ihre 

Dichtung. 

„Als  Material  für  die  Hausleitungen  werden  jetzt  Röhren  aus  Guss* 
eisen,  Schmiedeeisen,  Blei  und  Blei  mit  Zinukern  verwandt,  doch  dürfte  es 
sich  immer  empfehlen,  ehe  ein  definitiver  Entschluss  über  das  Material 
gefasst  wird,  Untersuchungen  darüber  anzustellen,  welchen  Einfluss  das  in 
Frage  kommende  Wasser  auf  die  verschiedenen  Metalle  hat,  da,  wie  be- 
kannt, sehr  weiche  Wasser  Blei  angreifen,  und  andere  das  Zink  der  gal- 
vanisirten  schmiedeeisernen  Röhren  auflösen  sollen. 

„Gusseiserne  Röhren  werden  nur  für  sehr  grosse  Grundstücke  in  Frage 
kommen ,  und  wo  sie  benutzt  werden ,  muss  darauf  gesehen  werden ,  dass 
sie  innen  und  aussen  gut  asphaltirt  sind,  und  dass  die  Dichtungen  für  die 
Muffenröhren  mit  Werg  und  Blei  hergestellt  sind.     Wo  Flanschenrohre  zur 
Anwendung  kommen,  muss  die  Verbindung  zweier  Rohre  mit  einander  eben- 
falls wasserdicht  sein,  was  durch  Abdrehung  der  Dichtungsflächen  genau 
rechtwinkelig  gegen   die  Rohraxe  und  durch  Benutzung   von  Asbest  oder 
Gummi  zu  bewirken  ist.    Früher  war  der  kleinste  Durchmesser  gusseisemer 
Röhren  50mm,  jetzt  giebt  es  aber  einige  Fabriken,  die  sogar  Röhren  von 
25mm  liefern,  es  ist  jedoch  fraglich,  ob  sich  dieselben  für  den  Zweck  der 
Wasserleitungen    sehr    eignen.       Das    Gusseisen    ist    ein    ausserordentlich 
schwerfälliges  Material,  da  es  sich  nicht  biegen  oder  richten  lässt,  und  er- 
schwert dieser  Umstand  das  Legen  gusseisemer  Röhren  im  Hause. 

„Schmiedeeiserne  Röhren  hat  man  ebenfalls  zu  Wasserleitungszwecken 
verwendet,  und  da  der  Gebrauch  derselben  im  schwarzen  Zustande  ohne 
Ueberzug  der  Rostbildung  wegen  nicht  statthaft  ist,  hat  man  denselben  in- 
wendig und  auswendig  einen  Mantel  aus  Zink  gegeben.  Zu  diesem  Zweck 
Werden  die  Röhren  in  ein  heisses  Bad  von  Chlorid  und  metallischem  Zink 
Klange  getaucht,  bis  sie  einen  vollständigen  Zink-Ueberzug  angenommen 
^ben.  Bei  uns  haben  sich  diese  Röhren  nicht  sehr  eingebürgert,  doch 
Werden  sie  namentlich  in  Amerika  viel  benutzt.  Auch  in  Süd-Deutschland, 
^  B.  in  Württemberg,  haben  sie  Anwendung  gefunden,  während  sie  von 
^^^rreich  beinahe  ausgeschlossen  sind.     Sanitäre  Bedenken  —  wie  Auf- 


44    XIX.  Versammlung  d.  D.  Vereins  f.  ö£fentl.  Gesundhpflge.  zu  Magdeburg. 

lösung  des  Zinkes  in  Wasser  —  sind  wohl  gegen  die  Verwendung  dieser  Bohren 
geltend  gemacht  worden ,  haben  sich  aber  in^  praktischen  Gebrauche  nicht 
bestätigt.  Die  Verbindung  der  geraden  Röhren  und  Fa^onstücke  geschieht 
durch  Muffen  mit  Schraubengewinde,  welche  auf  die  Röhren  aufgeschraubt 
werden  und  letztere  zusammenziehen.  Um  die  Dichtung  vollkommen  zu 
machen,  werden  noch  getalgte  Hanfstränge  um  das  Gewinde  der  Rohrenden 
herum  gelegt.  Obschon  das  Legen  schmiedeeiserner  Röhren  bequemer  ist 
als  das  der  gusseisernen,  so  ist  es  doch  immerhin  noch  ziemlich  schwerfallig 
und  bedingt  eine  grosse  Anzahl  specieller  Fa^onstücke.  Wird  es  trotz 
derselben  nothwendig,  ein  Rohr  zu  biegen,  so  ist  die  Gefahr  des  Platzens 
an  den  Nähten  nicht  ausgeschlossen.  Nahtlose  Röhren  nach  dem  Mannes- 
mannischen Verfahren  von  so  kleinen  Durchmessern,  wie  sie  für  Hausleitungen 
in  Frage  kommen,  sind  meines  Wissens  noch  nicht  in  den  Handel  ge- 
bracht. Anstatt  des  Zinküberzuges  hat  man  die  schmiedeeisernen  Rohren 
auch  asphaltirt. 

„Die  grösste  Verbreitung  für  Hauswasserleitungen  hat  ohne  alle  Frage 
das  £lei  gefunden,  da  es  sich  sehr  bequem  schneiden  und  biegen  lässt  und 
auch  anderweitig  sich  gut  den  hierbei  in  Frage  kommenden  Bedingungen 
anpasst. 

„Allerdings  hat  man  gegen  dasselbe  sanitäre  Bedenken  geltend  gemacht, 
da  einige  namentlich  sehr  weiche  Wasser  das  Blei  angreifen  und  zu  Blei- 
vergiftungen Anlass  gegeben  haben;  doch  sind  immerhin  solche  Wasser  nur 
eine  Ausnahme,  und  wo  sie  vorkommen,  da  kann  man  ihre  schädlichen  Ein- 
wirkungen auf  Blei  dadurch  beinahe  ganz  aufheben ,  dass  man  die  Röhren 
beständig  mit  Wasser  gefüllt  erhält,  und  sie  nicht  abwechselnd  bald  den 
Einflüssen  der  Luft,  bald  denen  des  Wassers  aussetzt.  Thatsächlich  gehören 
derartige  Vergiftungen  zu  den  Seltenheiten,  und  wo  sie,  wie  z.  B.  in  Dessau 
im  Jahre  1886,  in  grösserem  Maassstabe  auftreten  sollten,  da  wird  sich  in  den 
meisten  Fällen  dafür  eine  Abhülfe  schaffen  lassen,  ohne  dass  man  das  Blei 
zu  verwerfen  brauchte.  In  Dessau  hat  das  soeben  angegebene  Mittel  zu- 
sammen mit  einer  Beimengung  von  Kalkspatpulver  (fein  gepulverter  kohlen- 
saurer Kalk)  die  gewünschten  Erfolge  gehabt.  Frankland  empfiehlt  die 
Beimengung  von  kohlensaurem  Natron.  Wo  eine  solche  Einwirkung  vermuthet 
wird,  kann  man  sich  auch  provisorisch  dadurch  helfen,  dass  man  jedesmal 
an  der  Zapfstelle  erst  soviel  Wasser  weglaufen  lässt,  als  nöthig  ist,  um  die 
ganze  Länge  der  betreffenden  bleiernen  Röhren  zu  entleeren. 

„Man  hat  auch  die  nimmersatten  Ratten  gegen  dieses  Metall  angeführt, 
und  weiterhin  geltend  gemacht,  dass  es,  wenn  im  Boden  verlegt,  auch  Ein- 
flüssen von  aussen  ausgesetzt  ist,  so  z.  B.  werden  Röhren  gezeigt,  welche 
durch  kohlensäurehaltiges  Untergrundwasser  zerfressen  sind,  doch  hat  trotz 
alledem  das  Blei  immer  noch  seine  allgemeine  Beliebtheit  für  Hauswasser- 
leitungen  behalten,  da  es  ohne  Frage  das  bieg-  und  schmiegsamste  aller 
hierzu  benutzten  Metalle  ist. 

„Was  nun  das  Legen  der  Bleiröhren,  ihre  Befestigung  an  den  Mauern, 
das  Biegen  derselben  und  die  Löthungen  der  Verbindungsstellen  betriflt 
(hier  kommen  die  englische  Methode,  die  Kolben-  und  Lampenmeihode  in 
Betracht),  so  sind  dies  ohne  alle  Frage  Hauptgesichtspunkte  in  der  Wasser- 
versorgung der  Wohnhäuser,   doch  umfassen  sie  ein  so  weites  und  vielfach 
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verzweigtes  Gebiet,  dass  ich  sie  hier  leider  nur  erwähnen  kann.  Das  Biegen 
der  Rohren  und  das  Löthen  der  Verbindungsstellen  ist  an  sich  nicht 
schwierig ,  moss  aber  mit  der  grössten  Sorgfalt  ausgeführt  werden ,  welche 
leider  nur  allzuhäofig  und  gänzlich  fehlt,  und  ist  es  unbedingt  nothwendig, 
dass  hier  in  Zukunft  Abhülfe  geschaffen  wird. 

,, Wegen  der  gegen  Blei  erhobenen  sanitären  Bedenken  hat  man  Blei- 
röhren mit  innerem  Mantel  aus  Zinn  in  den  Handel  gebracht,  doch  haben 
sich  dieselben  bis  jetzt  noch  nicht  sehr  verbreitet,  zum  Theil  wegen  der 
Schwierigkeit  der  Löthungen,  da  das  Löthungsmaterial  für  das  Blei  sowohl 
wie  für  das  Zinn  passen  muss,  welche  verschiedene  Schmelzpunkte  be- 
sitzen, und  femer  tritt,  sobald  das  Zinn  beschädigt  wird,  ein  galvanischer 
Vorgang  ein,  in  Folge  dessen  das  Blei  schnell  zerstört  wird. 

„Femer  sind  auch  eiserne  Röhren  mit  innerem  Zinnmantel  und  eiserne 
Röhren  mit  innerem  Mantel  aus  Glas  hergestellt  worden,  doch  haben  sie  bis 
jetzt  noch  wenig  Verbreitung  gefunden,  und  ist  keins  der  aufgeführten 
Metalle  im  Stande  gewesen,  das  Blei  aus  seiner  Stellung  zu  verdrängen, 
welches  bei  uns  fast  ausschliesslich  zu  Hausleitungen  verwendet  wird.  Es 
lässt  sich  ja  nicht  läugnen,  dass  bleierne  Röhren  theurer  sind  als  z.  B.  guss- 
eiserne und  schmiedeeiserne,  doch  ist  es  auf  der  andern  Seite  ein  so  äusserst 
bequemes  und  schmiegsames  Material,  dass  es,  wie  schon  gesagt,  seine  prä- 
dominirende  Stellung  noch  immer  behauptet  hat. 

„Da  wo  verschiedene  Metalle  zur  Hausleitung  benutzt  werden,  müssen 
die  Verbindungsstellen  derselben,  z.  B.  Gusseisen  mit  Blei  und  Schmiedeeisen 
mit  Blei,  mit  der  grössten  Sorgfalt  hergestellt  werden,  sonst  können  sie  nur 
allzu  leicht  immer  schwache  Punkte  einer  Leitung  bleiben.  Zu  diesen  Ver- 
bindungen bedient  man  sich  vielfach  specieller  Verbindungsstücke.  (Siehe 
unten.) 

Das  Legen  der  Leitungen  und  die  Aufstellung  der  Apparate. 

„Es  könnte  beinahe  überflüssig  erscheinen,  hier  die  allgemeine  Regel 
aufzustellen,  dass  alle  Hausleitungen  und  Einrichtungen  so  beschaffen  sein 
müssen,  was  ihr  Herstellungsmaterial,  Ort  der  Aufstellung  und  Gebrauchs- 
weise anbelangt,  dass  das  Wasser  in  denselben  keinem  Verschlechterungs- 
process  ausgesetzt  ist,  und  doch  wird  gegen  dieselbe  so  vielfach  noch  gefehlt, 
dass  nicht  genug  Nachdruck  auf  sie  gelegt  werden  kann,  worauf  ich  im 
Nachfolgenden  noch  specieller  eingehen  werde. 

„Weiterhin  muss  auch  hier  der  Grundsatz  beobachtet  werden,  dass  alle 
Leitungen  und  Einrichtungen  so  zu'*«0rlegen  und  anzubringen  sind,  dass  sie 
zu  jeder  Zeit  gründlich  und  ohne  grossen  Kostenaufwand  in  allen  ihren 
Tbeilen  inspicirt  werden  können.  Früher  galt  es  immer,  dergleichen  An- 
isen so  gut  wie  möglich  zu  verbergen,  doch  hat  das  „Aus  den  Augen,  aus 
<ieöi  Sinn"  auch  hier  wie  bei  den  Entwässerungsleitungen  sehr  verderbliche 
Folgen  gehabt.  Die  Leitungen  müssen  so  gelegt  werden,  dass  sich  alle 
ßrüche  und  sonstige  Fehler  sofort  womöglich  von  selbst  anzeigen,  wodurch 
^*De  sofortige  Reparatur  möglich  wird. 

^Ferner  müssen  alle  Leitungen  und  Apparate  so  gelegt  und  aufg 
^^fden,  dass  sie  womöglich  frostfrei  sind,  und  dass  sie  sich  mit  Beq^ 
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verzweigtes  Gebiet,  dass  ich  sie  hier  leider  nur  erwähnen  kann.  Das  Biegen 
der  Röhren  und  das  Löthen  der  Verbindungsstellen  ist  an  sich  nicht 
schwierig,  moss  aber  mit  der  grössten  Sorgfalt  ausgeführt  werden,  welche 
leider  nur  allzuhäufig  und  gänzlich  fehlt,  und  ist  es  unbedingt  nothwendig, 
dass  hier  in  Zukunft  Abhülfe  geschaffen  wird. 

„Wegen  der  gegen  Blei  erhobenen  sanitären  Bedenken  hat  man  Blei- 
röhren mit  innerem  Mantel  aus  Zinn  in  den  Handel  gebracht,  doch  haben 
sich  dieselben  bis  jetzt  noch  nicht  sehr  verbreitet,  zum  Theil  wegen  der 
Schwierigkeit  der  Löthungen,  da  das  Löthungsmaterial  für  das  Blei  sowohl 
wie  für  das  Zinn  passen  muss,  welche  verschiedene  Schmelzpunkte  be- 
sitzen ,  und  ferner  tritt ,  sobald  das  Zinn  beschädigt  wird ,  ein  galvanischer 
Vorgang  ein,  in  Folge  dessen  das  Blei  schnell  zerstört  wird. 

„Ferner  sind  auch  eiserne  Röhren  mit  innerem  Zinnmantel  und  eiserne 
Röhren  mit  innerem  Mantel  aus  Glas  hergestellt  worden,  doch  haben  sie  bis 
jetzt  noch  wenig  Verbreitung  gefunden,  und  ist  keins  der  aufgeführten 
Metalle  im  Stande  gewesen,  das  Blei  aus  seiner  Stellung  zu  verdrängen, 
welches  bei  uns  fast  ausschliesslich  zu  Hausleitungen  verwendet  wird.  Es 
lässt  sich  ja  nicht  läugnen,  dass  bleierne  Röhren  theurer  sind  als  z.  B.  guss- 
eiserne und  schmiedeeiserne,  doch  ist  es  auf  der  andern  Seite  ein  so  äusserst 
bequemes  und  schmiegsames  Material,  dass  es,  wie  schon  gesagt,  seine  prä- 
dominirende  Stellung  noch  immer  behauptet  hat. 

„Da  wo  verschiedene  Metalle  zur  Hausleitung  benutzt  werden,  müssen 
die  Verbindungsstellen  derselben,  z.  B.  Gusseisen  mit  Blei  und  Schmiedeeisen 
mit  Blei,  mit  der  grössten  Sorgfalt  hergestellt  werden,  sonst  können  sie  nur 
allzu  leicht  immer  schwache  Punkte  einer  Leitung  bleiben.  Zu  diesen  Ver- 
bindungen bedient  man  sich  vielfach  specieller  Verbindungsstücke.  (Siehe 
unten.) 

Bas  Legen  der  Leitungen  und  die  Aufstellung  der  Apparate. 

„Es  könnte  beinahe  überflüssig  erscheinen,  hier  die  allgemeine  Regel 
aafzustellen ,  dass  alle  Hausleitungen  und  Einrichtungen  so  beschaffen  sein 
müssen,  was  ihr  Herstellungsmaterial,  Ort  der  Aufstellung  und  Gebrauchs- 
weise anbelangt,  dass  das  Wasser  in  denselben  keinem  Verschlechterungs- 
process  ausgesetzt  ist,  und  doch  wird  gegen  dieselbe  so  vielfach  noch  gefehlt, 
dass  nicht  genug  Nachdruck  auf  sie  gelegt  werden  kann,  worauf  ich  im 
-Nachfolgenden  noch  specieller  eingehen  werde. 

„Weiterhin  muss  auch  hier  der  Grundsatz  beobachtet  werden,  dass  alle 

Leitungen  und  Einrichtungen  so  zu'*«0rlegen  und  anzubringen  sind,  dass  sie 

^^  jeder  Zeit  gründlich  und   ohne  grossen  Kostenaufwand  in   allen  ihren 

''^^leilen  inspicirt  werden  können.     Früher  galt  es  immer,   dergleichen  An- 

^^en  so  gut  wie  möglich  zu  verbergen,  doch  hat  das  „Aus  den  Augen,  aus 

^^  Sinn"  auch  hier  wie  bei  den  Entwässerungsleitungen  sehr  verderbliche 

folgen  gehabt.     Die  Leitungen  müssen  so   gelegt  werden,  dass  sich  alle 

^^che  und  sonstige  Fehler  sofort  womöglich  von  selbst  anzeigen,  wodurch 

^e  sofortige  Reparatur  möglich  wird. 

„Ferner  müssen  alle  Leitungen  und  Apparate  so  gelegt  und  aufgestellt 
^^den,  dass  sie  womöglich  frostfrei  sind,  und  dass  sie  sich  mit  Bequemlich- 
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keit  entleeren  lassen,  am  ein  Einfrieren  zu  verhindern  oder  während  nöthig 
gewordener  Reparaturen. 

„In  unmittelbarer  Nähe  der  Verbindungsstelle  Yon  Anschlussleitung  mit 
Hausleitung  empfiehlt  es  sich,  den  PriYat-Haupthahn  oder  Abschlusshahn  an 
bequemer  Stelle  anzuordnen.  Bisweilen  liegt  derselbe  ausserhalb  des  Ge- 
bäudes in  einem  Schachte,  doch  hat  eine  solche  Lage  namentlich  im  Winter 
zur  Zeit  von  Schnee  und  Frost  seine  Nachtheile,  und  dürfte  es  weit  besser 
sein,  diesen  Absperrhahn  im  Keller  des  Hauses  anzuordnen.  Hiernach  ist 
die  Lage  des  Hauptentleerungshahnes  so  zu  bestimmen,  dass  auch  wirklich 
durch  denselben  alle  Rohrstränge  entleert  werden  können.  Es  wird  sich  im 
Allgemeinen  nicht  empfehlen,  denselben  mit  dem  Privat-Hauptventil  zu  einem 
Hahn  zu  verbinden. 

„Ich  will  hier  gleich  bemerken,  dass  mit  allen  Zapf-  und  Entleeruugs- 
stellen  passende  Ausgüsse  oder  sonstige  Abflusseinrichtungen  verbunden 
sein  müssen,  damit  ein  momentanes  Offenlassen  solcher  Einrichtungen  oder 
undichte  Hähne  keine  Ueberschwemmungen  im  Hause  anrichten  können. 

„Da  wo  keine  Hauscistemen  im  Gebrauche  sind,  erfolgt  die  Vertheilung 
der  Leitungen  am  besten  im  Keller  und  wird  es '  lediglich  von  der  Grösse 
des  Gebäudes  und  der  Lage  der  mit  Wasser  zu  versorgenden  Zimmer  ab- 
hängen, ob  eine  oder  mehrere  Steigleitungen  in  Anwendung  kommen.  Lange 
horizontale  Strecken  in  den  Leitungen  sind  womöglich  zu  vermeiden  und 
müssen  immer  mit  schwachem  Gefälle  verlegt  werden.  Auch  wird  es  sich  im 
Allgemeinen  empfehlen,  die  Hausleitungen  so  einzurichten,  dass  eine  völlige 
Oirculation  des  Wassers  im  Hauptstrange  oder  Strängen  stattfinden  kann: 

„Lange  Nebenleitungen  nach  dem  Garten  u.  s.  w.,  sowie  alle  vom  Haupt- 
rohre  sich  abzweigenden  Steigleitungen,  sind  mit  besonderen  Absperrhähnen 
und  Entleerungshähnen  zu  versehen,  welche  es  ermöglichen,  diese  Leitungen 
zur  Zeit  von  Frost  u.  s.  w.  ganz  ausser  Betrieb  zu  setzen,  ohne  dadurch 
die  Versorgung  des  Gebäudes  mit  Wasser  in  seinen  anderen  Theilen  in  irgend 
welcher  Weise  zu  beeinflussen. 

„Leitungen,  die  im  Erdboden  verlegt  werden,  müssen  in  frostfreier  Tiefe 
liegen  d.  h.  für  Deutschland  von  1*0  bis  1*6  m  unter  Terrainoberfläche. 

„Die  Hausleitungen  sind  womöglich  an  einer  Innen-  und  nicht  an  einer 
Aussen-Mauer  entlang  zu  führen  und  werden  am  besten  in  Holzkä^ten  ver- 
legt, welche  entweder  in  die  Mauer  eingelassen  sind  oder  vorstehen  und  als 
Glieder  der  Decoration  der  Räume  benutzt  werden  können.  Diese  Kästen 
müssen  sich  mit  Bequemlichkeit  auf  ihre  ganze  Länge  ö&en  lassen,  um  alle 
Theile  der  Leitungen  inspiciren  zu  können  und  sollten  am  untern  Ende  mit 
einer  Entwässerungsvorrichtung  in  Verbindung  stehen,  welche  das  durch 
schadhafte  Stellen  entlaufende  Wasser  aufnimmt.  Es  ist  durchaus  unstatthaft, 
derartiges  Wasser  in  den  Erdboden  unter  dem  Hause  versickern  zu  lassen. 

„Wo  die  horizontalen  Stücke  in  der  Diele  verlegt  werden,  da  ist  darauf 
zu  achten,  dass  dieselben  leicht  zugänglich  sind. 

„Closetanlagen  dürfen  unter  keinen  Umständen  direct  an  die  Wasser- 
leitung angeschlossen  werden,  sondern  es  ist  unbedingt  nothwendig,  be- 
sondere Cisteruen  zwischen  ihnen  und  der  Leitung  einzuschalten. 

„Was  nun  noch  den  Durchmesser  der  Leitungen  und  die  Stärke  der 
W^andungen  anbelangt,  so  hängen  dieselben  von  der  Anzahl  der  Zapfstellen 
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und  dem  Druck  im  Strassenrohre  ab ,  welcher  je  nach  der  betrefifenden  An- 
lage zwischen  3Vs  und  10  Atmosphären  schwanken  kann. 

Die  Hausreservoire. 

„Principiell  betrachtet  wäre  wohl  nichts  gegen  Hausreservoire  einzu- 
wenden, doch  hat  die  Erfahrung  uns  gelehrt,  dass  sie  nur  allzuhäufig  gänz- 
lich vernachlässigt  sind,  wodurch  sie  dann  schnell  Yerschlechterungsquellen 
des  Wassers  werden,  und  darum  sind  sie  vom  sanitären  Standpunkte  aus 
durchaus  nicht  zu  empfehlen. 

„Damals  als  die  intermittirende  Versorgung  noch  die  Regel  war,  konnte 
man  ohne  Hausoisternen  gar  nicht  auskommen,  doch  heute  bei  constanter 
Tersorgung  sind  dieselben  in  der  Regel  nicht  mehr  nöthig.  Auch  sind  wir 
in  der  Reparatur  von  Brüchen  in  den  Hauptleitungen  so  weit  fortgeschritten, 
dass  sie  meistens  innerhalb  einiger  Stunden  ausgeführt  werden  können,  und 
wo  solche  nöthig  werden,  können  sich  die  Hausbewohner  Wasser  auf  einige 
Standen  in  anderen  Gefässen  sammeln.  Es  ist  jedenfalls  viel  besser,  auf 
kurze  Zeit  einer  gewissen  Unbequemlichkeit  ausgesetzt  zu  sein,  als  die  be. 
ständige  Gefahr  der  Wasserverschlechterung  im  eigenen  Hause  zu  haben. 

„Wo  Hauscisternen  bei  constanter  Versorgung  aus  localen  Ursachen 
trotzdem  noch  in  Anwendung  sind,  da  müsste  wenigstens  eine  genügende 
Anzahl  von  Zapfstellen  so  eingerichtet  werden,  dass  sie  das  Wasser  direct 
aus  dem  Strassenrohre  und  ohne  vorherige  Aufspeicherung  im  Hause  liefern. 
„Wo  aus  besonderen  Gründen  die  Versorgung  immer  noch  inter- 
mittirender  Art  ist,  da  wird  es  sich  empfehlen,  die  grösste  Aufmerksamkeit 
auf  die  Hauscisternen  zu  verwenden,  damit  die  mit  denselben  verbundeneu 
Gefahren  auf  ein  Minimum  reducirt  werden.  In  solchen  Fällen  sollte  immer 
eine  derartige  Einrichtung  getroffen  werden,  dass  während  des  Druckes  in 
den  Strassenröhren  zu  gewissen  Zeiten  die  Zapfstellen  direct  von  letzteren 
aus  versorgt  werden  können.  Dies  lässt  sich  entweder  mit  Hand  oder 
automatisch  bewirken. 

„Hauscisternen    sollten    immer  in  einem   eigenen  Räume  unter  Dach 
aufgestellt  sein,  der  gut  erleuchtet  und  ventilirt  ist,  und  zu  denen  Staub, 
Vögel,  Katzen  und  Gewürm  keinen  Zutritt  haben.     Ihre  Form  sollte  im 
Obertheile  cylindrisch  sein  und   im   Untertheile  die   Gestalt    eines  Kegels 
haben,  dessen  Spitze  am  tiefsten  Punkte  zu  liegen  kommt  und  in  das  Ent- 
leerungsrohr ausmündet.     Das  Hauptrohr  für  die  Versorgung  des  Hauses 
muss  von  dem  cylindrischen  Obertheile,  und  zwar  40  bis  50  mm  über  seiner 
Vereinigung  mit  dem  kegelförmigen  Untertheile  ausgehen,  und  kann  das 
Ueberlaufrohr  entweder  eine  Verlängerung  des  Entleerungsrohres  sein,  mit 
dem  es  dann  durch  eine  wasserdichte,   leicht  lösbare  Verbindung  zu  ver- 
jüngen ist,  oder  es  kann  von  dem  oberen  Ende  des  cylindrischen  Theiles 
selbstständig  abgehen.    Ein  dicht  schliessender  Deckel   muss  das  Ganze  ab- 
scUiessen. 

„Ein  solches  Reservoir  reinigt  sich  beinahe  selbstthätig  nach  Auf- 
drehen des  Entleerungshahnes,  wozu  am  besten  ein  Kegelhahn  zu  ver- 
wenden ist,  und  kann  ohne  Schwierigkeit  ganz  rein  gehalten  werden.  Die 
^ntleeningsleitung  darf  unter  keinen  Umständen  mit  dem  Closet  oder  den 
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Closetfallrobren  verbünden  werden,  sondern  muss  sich  über  einem  besonderen 
AuBgusa  frei  entleeren.  Das  Ueberlaafrobr  darf  ebenfalls  nicbt  mit  dem  Closet 
oder  den  Closetfallrobren  in  Verbindung  stehen ,  sondern  wird  am  besten 
direct  durch  die  Äussenmauer  ins  Freie  gefahrt,  wo  seine  Entleerung  dann 
sofort  sichtbar  wird  and  die  Aufmerksamkeit  der  Bewohner  auf  sich  tieht. 
Ist  dies  wegen  des  rauhen  Klimas  im  Winter  nicht  möghch,  so  moss  ea 
eich  ebenfalls  über  einem  Ausguss  frei  entleeren.  Unter  dem  Reservoir  kann 
man  einen  bleiernen  Sicherheit suntersstz  mit  Ablaufrobr  und  Bückstauklappe 
durch  die  Mauer  aufstellen,  der  in  Nothfällen  das  überlaufende  Wasser  ab- 
fängt. Das  Steigrohr  des  Hanses  entleert  sich  in  das  Reservoir  durch  einen 
Schwimmkugethahn ,  der  sich  mit  dem  Fallen  des  Wassers  in  der  Cisteme 
ö^et,  und  wenn  dasselbe  die  Fülllinie  erreicht,  wieder  schliesst  Um  ein 
schnelles  Füllen  der  Reservoire  zu  ermöglichen,  hat  der  vor  Kurzem  und 
leider  nur  allsu  früh  verstorbene  Faija  eine  sinnreiche  Erfindung  gemacht, 
in  welcher  der  Scbwimmkugelhahn  bis.  kurz  vor  Scbluss  der  Operation  ganz 
offen  bleibt  und  aicb  dann  sehr  schnell  schliesst. 

„Als  Material  für  Hauscistemen  hat  man  Schiefer,  Stein,  Glas,  Ziegel- 
mauerwerk, Eisen  und  Blei  benatzt,  doch  bat  verzinktes  odsr  galvanisirtes 
Schmiedeeisen  manche  Vortheile  vor  den  übrigen  voraus. 

„Bei  Anwendung  von  Hausreservoiren  findet  die  Vertbsilang  des 
Wassers  im  Bodenräume  statt,  doch  gelten  im  Uebrigen  im  Allgemeinen 
dieselben  Regeln  für  die  Leitungen  u.  s.  w.  wie  für  die  vom  Keller  sns- 
gehenden  Steigrohre. 

Die  Zapfstellen-Hähne. 


„Was  nun  die  Zapfstellen  im 
verschiedene  Sorten  von  Hähnen  i 
Fig.  7. 


Hause  anbelangt,  so  kommen  hier  vier 
1  Betracht,  nämlich  die  Kegelhähne,  die 
Niederschraubhähne ,    die    sich    selbst 
Bcblieasenden  Hähne  und  die  Schwimm- 
kugelhähne. 

„Die  Kegelhähne  dürfen  nicbt  ffkr 
Leitungen  unter  Druck  in  Anwendung 
kommen,  da  ihr  schnelles  Schliesaen 
leicht  bedeutende  Stöase  in  den  Rohr- 
leitungen veranlasst,  doch  kfinnen  sie 
für  Röhren,  die  keinem  Druck  aus- 
gesetzt sind,  wie  z.  B.  beim  Entleerunga- 
robre  für  Hauacieternen,  Verwendung 
finden. 

„Die  Niederschraubbähne  zerfallen 
wieder  in  zwei  Klassen,  nämlich  die 
Niederacbraubhäbne  mit  Gummi-  oder 
Lederacbeibe  und  die  Niederscbraub- 
biihne  mit  Ventil.  Doch  Bind  dieselben,  wie  die  sich  selbst  schliessenden 
Hahne  und  die  Schwimmkugelhäbnc ,  mehr  in  mechanischer  Beziehung 
interessant  und  können  daher  hier  übergangen  werden.  Ich  will  nur  noch 
bemerken,  dass  die  Dichtungen  aller  dieser  Hähne  vielfach  nach  einiger 
Zeit  undicht  werden  und  Wasser  durchlaufen  lasseu ,  und  daher  bat  Lord 


^7nsse^hahn  des  Lord  Kelvin, 
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KelTin,  der  Ihnen  gewiss  als  Sir  William  Thompson  besser  bekannt 
ist,  in  seinen  Massestunden  einen  Hahn  erfunden,  in  welchem  die  Dichtung 
ohne  besondere  Dichtungskörper  stattfindet  und  nur  durch  das  Auf  ein  ander- 
schrauben und  Uebereinanderweggleiten  metallener  Flächen  bewirkt  wird. 
Dieser  Hahn,  der  in  Fig.  7  dargestellt  ist,  soll  sich  vorzüglich  bewährt  haben. 

Sonstige  Apparate  in  einer  Hausleitung. 

^Die  übrigen  in  eine  Hausleitung  eingeschalteten  Apparate  wie  Durch- 
gangSYentile  (Absperrvorrichtungen) ,  Entleerungshähne ,  Sicherheitsventile, 
Luftventile,  Rückschlagventile,  Druckreductionsventile,  Windkessel,  Wasser- 
messer u.  8.  w.  können  hier  ebenfalls  übergangen  werden ,  da  auch  sie  in 
erster  Linie  nur  vom  mechanischen  Gesichtspunkte  aus  Interesse  erwecken. 

Filter-  und   Sterilisirungsapparat e. 

„Früher  waren  Hausfilter  sehr  viel  im  Gebrauch,  doch  sind  sie  im  All- 
gemeinen nicht  zu  empfehlen ,  da  sie  in  der  Regel  nur  auf  kurze  Zeit  Ver- 
besserungsquellen  sind  und  dann  häufig  durch  Vernachlässigung  in  directe 
Verschlechterungsquellen  übergehen. 

,;Was  die  Sterilisirungsapparate  anbelangt,  so  war  der  letzte  Gholera- 
ausbruch  die  Veranlassung  für  das  Entstehen   verschiedener  Formen,  doch 
brauche  ich  hier  nicht  näher  auf  dieselben  einzugehen,  da  ihr  Gebrauch 
hauptsächlich  in  ausserordentliche  Zeiten  gehört,  während  in  gewöhnlichen- 
ein  einfacher  Kessel  ihren  Platz  einnimmt. 

Wasserverbrauch  der  Bevölkerung. 

„Ich  will  hier  nur  eine  kurze  Bemerkung  über  den  Wasserverbrauch 
der  Bevölkerung  pro  Kopf  und  Tag  einschalten. 

„Im  Allgemeinen  kann  man  annehmen,  dass  da,  wo  die  Wassei^vergeu- 
<iuDg  in  Schranken  gehalten  ist,  der  Gesammtverbrauch  für  englische  Städte 
im  Durchschnitt  zwischen  90  und  140  Liter  pro  Kopf  und  Tag  liegt. 

„Als  ein  Beispiel  dafür,  wie  man  die  Wasservergeudung  auch  ohne 
Wagsermesser  herabbringen  kann,  möchte  ich  die  Stadt  Leicester  erwähnen, 
^0  durch  periodische  Inspicirung,  gute  Apparate  und  Installateurarbeiten 
der  Gesammtverbrauch  von  115  Litern  pro  Kopf  und  Tag  im  Jahre  1879 
ittit  einer  Bevölkerung  Yon  110  000  Einwohnern  auf  ungefähr  84  Liter  im 
Jahre  1892  mit  einer  Bevölkerung  von  ungefähr  190000  Einwohnern  zurück- 
gegangen ist;  hiervon  kommen  57  Liter  auf  den  Haus  verbrauch  und 
27  Liter  auf  den  Fabrikverbrauch  und  für  öffentliche  Zwecke.  Ich  ent- 
iichine  diese  Zahlen  der  Zusammenstellung  des  Leiters  der  Werke  und  füge 
die  graphische  Tafel  (Fig.  8  auf  S.  50)  bei,  die  in  den  Berichten  der  In^i- 
<irfio»  of  Civil  Engineers  veröffentlicht  worden  ist. 

Versorgung  der  Häuser  mit  warmem  Wasser. 

ffWo  irgend  möglich,  wird  es  sich  empfehlen,  neben  den  Kaltwasser- 
leituogen  auch  noch  Leitungen  für  heisses  Wasser  in  den  Häusern  anzu- 
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legen,  damit  letsteree  olrne  Mohe  ftn  TerachiedeDen  Stellen  abgezapft  werden 
kann. 

Tig.  8. 


I  galluoi  —  MD-SU  Liu 
WaBBerverbrauch 


„Die  Keaael,  die  mau  Liemu  benutzt,  siud  IIciBswaBaerkeBael,  aogen&ncv- 
Heizflascheu,  welche  im  Bimptzuge  des  Küclienherdea  liegen  und  dnrcb  ^f 
Temperatur  der  abziehenden  Gase  erhitzt  werden;  ihre  Feuerung  erfard^ 
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daher  keine  Extra -Ausgaben.  Mit  denselben  sind  die  Steig-  und  Fall- 
leitungen  Yerbunden,  welche  eine  yöllige  Girculation  des  Wassers  ermöglichen. 
Es  ist  besonders  darauf  zu  achten,  dass  diese  Kessel  mit  einem  Sicherheits- 
ventil versehen  sind,  welches  in  dem  Augenblicke  abbläst,  wo  sie  durch 
Zufall,  Nachlässigkeit,  Frost  u.  s.  w.  von  Heisswasserkesseln  in  Dampfkessel 
verwandelt  werden. 

„Als  Material  für  die  Kessel  und  Leitungen  wird  meistens  Schmiede- 
eisen benutzt;  bisweilen  findet  auch  Kupfer  Anwendung,  doch  sind  die 
damit  verbundenen  Yortheile  nicht  gleichwerthig  mit  den  bedeutend  höheren 
Kosten. 

„Es  wird  sich  im  Allgemeinen  empfehlen,  die  Heisswasserkessel  nicht 
direct  an  die  Hochdruckleitung  anzuschliessen ,  sondern  sie  von  einem  be- 
sonderen Reservoir  aus  zu  speisen. 

„Für  derartige  Anlagen  sind  schliesslich  auch  noch  sogenannte  Heiss- 
wassercistemen  oder  Cy linder  nothwendig. 

„Anstatt  der  Kessel  oder  Heizflaschen  benutzt  man  auch  Heizschlangen, 
welche  aus  Röhren  hergestellt  sind. 

Die  teohni  ohen  Einrichtiuigen  für  die  Canalisation  in 

Wohnhäusern. 

„Ich  will  nun  das  Gebiet  der  Wasserversorgung  verlassen  und  auf  das 
der  Canalisation  übergehen,  um  hiermit  den  völligen  Kreislauf  des  Wassers 
in  unseren  Häusern  zu  erledigen. 

„Es  ist  häufig  behauptet  worden,  dass  die  Fa^aden  der  Wohnhäuser 
durch  alle  die  modernen  Ventilations  -   und  Abfallröhren  entstellt   würden, 
doch  braucht  das  durchaus  nicht  der  Fall  zu  sein.     Erstlich  kann  in  dem 
Entwurf  auf  diese   Glieder   Rücksicht    genommen   werden,   ferner    ist    es 
durchaus  nicht  nothwendig,  sie  an  der  Hauptfagade  der  Häuser  anzubringen, 
sondern  man  kann    dazu    eine    Hinter-   oder    Seitenwand    benutzen,   und 
schliesslich  muss  man  nur  bedenken,  dass  die  Häuser  des  Bewohnens  wegen 
^nd  nicht  der  Fagaden  wegen  da  sind,  dass  daher  das   gesunde  Wohnen 
immer  die  Hauptbedingung  ist  und  das  äussere  Aussehen  erst  in  zweiter 
^e  in  Frage  kommt.     Wie  häufig    aber  findet    das   gerade    Gegentheil 
*^ervon  statt!     Es  werden   grosse  Summen  für    die  Fayaden  ausgegeben, 
Während  für  die  sanitären  Einrichtungen  des  Innern  vielfach  nur  jammer- 
volle Beträge  übrig  bleiben;  als  ob  die  ersteren  dem  Menschen  sein  höchstes 
Gut  —  die  Gesundheit  —  retten  könnten,  wenn  es  durch  Vernachlässigung 
hygienischer  Grundsätze  unterminirt  ist!     Man  bedenke  doch  auch  ferner, 
d^88  nur  der  gesunde  Mensch  sich  schöner  Formen  wirklich  erfreuen  kann! 
^^erst    muss    man    den    hygienischen  Anforderungen  im  vollsten    Maasse 
^^^echt  werden,  und  dann  kann  man  gern  so  viel  man  will  für  die  Fa^aden 
^'^sgeben.     In  einem  Worte,  die  Form,  das  Aussehen  u.  s.  w.  der  Häuser 
^Uss  sich  den  hygienischen  Anforderungen  anpassen  und  nicht  die  hygie- 
^Schen  Anforderungen  den  Häusern! 

„In  dieser  Beziehung  bleibt  in  den  alten  Schlössern  unserer  Fürsten 
^^%iss  viel  zu  wünschen  übrig  und  verdient  die  Bemerkung  von  Sir  Robert 
'^^wlinson  sicherlich  Beachtung,  dass  er  im  Jahre  1844  bei  einer  Inspici- 

4* 
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rang  53  volle  und  gänzlich  yemachl&ssigte  Abtrittsgruben  unter  dem 
Schlosse  von  Windsor  fand,  die  ihren  erquicklichen  Inhalt  der  Mutter  Erde 
übergaben! 

Zweck  einer  Entwässerungsanlage. 

„Der  Zweck  einer  guten  Entwässerungsanlage  ist  der,  alle  flüssigen 
Abfälle  der  Häuser,  einschliesslich  der  Excremente,  und  das  verbrauchte 
Wasser  so  schnell  und  so  vollkommen  als  möglich  aus  denselben  zu  ent- 
fernen und  den  Strassencanälen  zu  übergeben.  Es  versteht  sich  ganz  von 
selbst,  dass  dies  ohne  Belästigung  und  Kachtheile  für  die  Gesundheit  der 
Bewohner  geschehen  muss. 

„Wie  diese  Aufgabe  zu  erreichen  ist,  will  ich  im  Nachfolgenden  dar- 
thun,  doch  bemerke  ich  gleich  hier,  dass  eine  Entwässerungsanlage,  die 
ihren  Zweck  nicht  erfüllt,  schlechter  ist  als  gar  keine,  da  sie  zuerst  ein 
Gefühl  falscher  Sicherheit  giebt,  welches  in  sanitären  Maassregeln  so  sehr  zu 
verhüten  ist  —  ein  ungeahnter  Feind  überfallt  uns  von  hinten  unvorbereitet, 
während  wir  dem  Feinde,  den  wir  vor  uns  wissen,  den  richtigen  Empfang 
bereiten  können  —  und  schliesslich  den  Bewohnern  zur  Belästigung,  wenn 
nicht  gar  zur  Schädigung  der  Gesundheit  gereichen  wird. 

Das  Material  der  Oanalisationsröhren  und  die  Dichtung 

der  Verbindungsstellen. 

„Was  das  zu  Ganalisationsleitungen  verwendete  Material  betrifft,  so 
spielen  auch  hier  das  Gusseisen  und  das  Blei  eine  Hauptrolle,  doch  tritt  zu 
ihnen  noch  hinzu  der  Thon,  weil  derartige  Röhren  unter  keinem  Drucke 
stehen. 

Das  Gusseisen.  „Wo  das  Gusseisen  verwendet  wird,  muss  darauf 
gesehen  werden,  dass  die  Röhren  inwendig  wie  auswendig  gut  asphaltirt 
sind,  und  dass  die  Muffen  mit  Blei  gedichtet  sind.  Bei  Flanschenverbin- 
dungen, welche  nur  ausnahmsweise  vorkommen,  muss  ebenfalls  die  Dich- 
tung eine  vollständige  sein. 

„Obschon  die  Stärke  der  Wandungen  hier  theoretisch  keine  so  grosse 
wie  bei  den  unter  Druck  stehenden  Wasserleitungen  zu  sein  braucht,  so 
wird  es  sich  im  Allgemeinen  doch  empfehlen,  die  Wandstärke  so  stark  an« 
zunehmen,  dass  die  Dichtung  der  Muffen  mit  Blei  ohne  Nachtheile  für  die 
Röhren  selbst  stattfinden  kann. 

Das  Blei.  „Betreffend  die  Anwendung  des  Bleies  darf  ich  auf  die 
bei  Gelegenheit  der  Wasserleitungen  gemachten  Bemerkungen  verweisen, 
nur  will  ich  noch  hinzufügen,  dass  hier  auch  Röhren  bis  zu  100  mm  innerem 
Durchmesser  Verwendung  finden.  Wie  die  Leitungen  für  Wasser,  so  müssen 
auch  die  für  Entwässerungen  überall  gleichmüssig  dick  sein,  und  dürfen 
die  Röhren  nicht  ungleichmässige  Wandungen  haben. 

Der  Thon.  „Der  Thon  findet  in  Form  von  gebrannten,  inwendig 
wie  auswendig  glasirten  Steingut-  oder  Tbonröhren  für  im  Boden  liegende 
Canalisationsstränge  sehr  ausgedehnte  Verwendung,  dagegen  werden  verticala 
Abfallrohre  aus  Thon  in  England  nur  ganz  ausnahmsweise  verwendet. 


Teoho.  Einrichtungen  f.  Wasserversorgung  u.  CanaHsation  in  Wohnhäusern.    63 

„Der  Thon  mass  gut  durchgebrannt  sein,  was  sich  beim  Schlage  mit 
einem  Hammer  sofort  durch  einen  scharfen,  hellen  Klang  kundgiebt,  und 
müssen  die  Röhren^erade  und  yöllig  kreisrund  im  Querschnitt  sein.  Die 
Glasur,  welche  in  jeder  Beziehung  gut  sein  muss,  macht  auf  der  einen  Seite 
die  Röhren  widerstandsfähiger,  auf  der  anderen  Seite  erleichtert  sie  durch 
glatte  Flächen  die  Fortbewegung  der  Spüljauche  und  der  in  ihr  enthaltenen 
suspendirten  Stoffe. 

„Die  Länge  der  Rohren,  die  nur  als  MufPenröhren  hergestellt  werden, 
schwankt  in  England  zwischen  60  und  75  cm  und  ihr  Durchmesser  zwischen 
75  und  500  mm.  In  Deutschland  werden  dieselben  meist  einen  Meter  lang 
gemacht. 

„Die  Muffen  dürfen  nicht  nachträglich  erst  angesetzt  werden,  sondern 
das  ganze  Rohr  muss  aus  einem  Stück  gemacht  und  zu  gleicher  Zeit  ge- 
brannt sein. 

„Was  noch  die  Länge  der  Röhren  anbelangt,  so  haben  kürzere  den 
Yortheil,  dass  der  Arbeiter  die  Verbindungsstelle  zweier  Röhren  besser  er- 
reichen kann  als  bei  längeren,  doch  bedingen  erstere  eine  grössere  Anzahl 
von  Verbindungsstellen  als  letztere,  und  daher  wird  man  gut  thun,  über  die 
angegebenen  Dimensionen  nicht  hinauszugehen. 

„Zur  Dichtung  der  Verbindungsstellen  bedient  man  sich  verschiedener 
Materialien,  nämlich  des  Thons  mit  und  ohne  Theerstrick,  des  Cementes  und 
des  Bitumen. 

„Die  Dichtung  mittelst  Thons  geschieht  an  Ort  und  Stelle.    Das  glatte 

Rohrende  wird  in  die  Muffe  des  bereits  liegenden  Rohres  soweit  als  möglich 

hineingeschoben,  dann  wird  der  Theerstrick  überall  gleichmässig    in    die 

Muffe  gestemmt  und  letztere  mit  Thon  ausgestrichen  und  mit  einer  Thon- 

wolst  umgeben.     Wenn  auf  diese  Weise  die  Dichtung  hergestellt  ist,  kratzt 

der  Arbeiter  mit  einer  halbkreisrunden  Scheibe,  welche  etwas  kleiner  als 

der  Halbkreis  des  Rohres  ist  und  auf  einem  Stile  sitzt,   das  Rohr  aus,  um 

hierdurch   den  durch  die  Stossfuge  in  das  Rohr  eingedrungenen   Thon  zu 

entfernen.     Dies  ist  sehr  wichtig  und   darf  auf  keinen  Fall  vernachlässigt 

werden.  Bisweilen  lässt  man  auch  den  Theerstrick  weg,  doch  ist  das  meiner 

Ansicht  nach  kein  Vortheil. 

„Eine  derartige  Dichtung  wird  überall  da  genügen,  wo  die  Röhren  in 
ziemlicher  Entfernung  vop  den  Wohnhäusern  gelegt  werden,  und  wo  der 
^ndwasserstand  keine  Schwierigkeiten  bereitet,  doch  ist  sie  nur  in  den 
seltensten  Fällen  wirklich  wasserdicht  und  kann  natürlich  auch  keinen  Druck 
aushalten. 

„Man  hat  sich  daher  zu  helfen  gesucht,  indem  man  die  Muffe  mit 
Cement  ausgefüllt  und  verstrichen  hat  (siehe  Fig.  9  auf  S.  54),  doch  be- 
^rf  derselbe  natürlich  Zeit  zum  Setzen ,  und  wo  die  Grube  zu  früh  einge- 
löUt  wird,  bewirkt  die  Erdlast  häufig  ein  Abtrennen  des  Cements  vom 
Tbonrohr,  wodurch  die  Verbindung  undicht  wird.  Cementverbindungen 
8ind  starre  Verbindungen  und  können  nachträglich  nicht  wieder  gelöst 
Verden,  weshalb  sich  Vereinigungen  mit  bereits  gelegten  Strängen  nur 
schwer  herstellen  lassen. 

„Als  Abhülfe  hierfür  schlug  der  verstorbene  Stanford  zu  Anfang  der 
* 0er  Jahre  eine  bituminöse  Verbindung  vor  (sieh^  Fig.  12  auf  Seite  54), 
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welche  um  das  glatte  Röhrende,  sowie  um  das  Innere  der  MufPe  hemm  ge- 
gossen wird,  damit  beim  Hineinschieben  des  ersteren  in  die  letztere  eine 
völlig  wasserdichte  Verbindung  hergestellt  werde.  Die  Stanford' sehe 
Dichtung  ist  vielfach  benutzt  worden  und  hat  sich  durchaus  gut  bewährt. 
Sie  kann  entweder  in  der  Böhrenfabrik  oder  auf  dem  Bauplatze  selbst  ge- 
gossen werden,  wodurch  Verletzungen  im  Transport  ausgeschlossen  sind. 
Die  Gussflächen  sind  so  gestaltet,  dass  auch  noch  eine  etwas  seitliche  Ver- 
schiebung des  einen  Rohres  gegen  das  andere  die  Verbindung  nicht  undicht 

Fig.  9.  Fig.  10.  Fig.  11. 


Fig.  12. 


Fig.  14. 


Vi^.  9.  Verbindung  ron  Thonröhren  mit  Cement  —  Fig.  10  und  10  a.  Verbindung  ron  Thonröhrea 
nach  dem  System  Ooulton.   —   Fig.  11.    Desgleichen  nach  Hassal.   —   Fig.  12.    Desgleichen  nach 

Stanford.  —  Fig.- 18.   Desgleichen  nach  Archer.  —  Fig.  14.   Desgleichen  nach  TyndalL 

Krklftrung:  A  ThonrOhren;   B  gewöhnlicher  Cement;    C  bituminöse  Patentmasse;  D.  flOssiger  Cement, 

in  die  Oeffnnng  hineingegossen;  E  baumwollenes  Band,  Patent;  F  Thon. 

macht.  Das  Dichtungsmaterial  besteht  häufig  aus  26  Theilen  Schwefel, 
12,Theilen  Sand  und  6  Theilen  Theer.  Grossen  Druck  kann  auch  diese  Dich- 
tung nicht  aushalten,  doch  hat  sie  viele  Vorzüge  vor  den  bereits  erwähnten 
voraus,  zu  denen  ausser  der  Wasserdichtigkeit  die  bequeme  Legung  nament- 
lich im  wasserhaltigen  Boden  und  die  Möglichkeit  einer  nachträglichen  Ver- 
bindung zu  rechnen  sind. 

„Aehnliche  Verbindungen  sind  die  der  bekannten  Firma  Doulton  u.  Co. 
patentirten  (Fig.  10  u.  10a),  für  welche  Wasserdichtigkeit  beansprucht  wird, 
auch  wenn  die  Rohre  unter  einem  stumpfen  Winkel  an  einander  stossen. 

„Eine  weitere  patentirte  Verbindung  ist  die  Hass ansehe  (Fig.  11). 
bei  welcher  Cement  und  Bitumen  zusammen  benutzt  werden.  Hier  ist  so- 
wohl die  einfache  wie  die  doppelte  Verbindung  fähig,  Druck  auszuhalten, 
und  ist  vor  kurzem  ein  Versuch  angestellt  worden,  wo  die  Thonröhren  bei 
einem  inneren  Druck  von  6'46  Atmosphären  sprangen,  während  die  doppelte 
Dichtung  unversehrt  geblieben  war.  Eine  solche  Beanspruchung  geht  weit 
über  das  hinaus,  was  in  Wirklichkeit  vorkommen  wird. 

„Die  Archer'sche  Verbindung  (Fig.  13)  besteht  aus  einer  doppelten 
Muffe,  welche  mit  dem  Rohre  aus  einem  Thcil  besteht  und  mit  Cement  aus- 
gegossen wird.  —  Ich  könnte  auch  noch  andere  Dichtungen  anführen  (zum 
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Beispiel  Fig.  14),  doch  mögen  diese  genügen,  um  Ihnen  zu  zeigen,  dass  es 
möglich  ist,  auch  mit  Thonröhren  wirklich  wasserdichte  Verbindungen  her- 
zustellen, deren  man  sich  überall  da  bedienen  muss,  wo  es  von  der  grössten 
Wichtigkeit  ist,  jegliche  Communication  zwischen  dem  Innern  der  Röhren  und 
dem  Untergrund  auszuschliessen,  oder  wo  der  Grundwasserstand  Schwierig- 
keit beim  Legen  macht  Wo  es  jedoch  auf  die  Kosten  nicht  ankommt,  wird 
man,  namentlich  bei  Leitungen  unter  den  Häusern,  am  besten  gusseiserne 
Rohren  anwenden. 

„Ein  Nachtheil  der  Thonröhren  ist  häufig  der,  dass  sie  beim  Brennen 
von  der  kreisrunden  Form  ein  wenig  abweichen,  wodurch  es  unmöglich 
wird,  das  Schwanzende  der  einen  so  in  die  Muffe  der  anderen  zu  legen, 
dass  keine  offene  Stossfuge  bleibt.  Dieser  Nachtheil  wird  durch  einige 
Patentrerbindungen  noch  vergrössert,  und  muss  da,  wo  dies  angeht,  eine 
solche  offene  Fuge  mit  Cement  ausgestrichen  werden,  damit  sie  nicht  Anlass 
zu  Anhäufungen  im  Betriebe  wird. 

• 
Die  Hauptentwässerungsleitung. 

„Wenn  es  sich  nun  darum  handelt,  für  ein  neu  zu  errichtendes  Ge- 
bäude das  Hauptrohr  der  Canalisationsleitung  zu  projectiren,  so  werden 
verschiedene  Gesichtspunkte  zu  berücksichtigen  sein,  die  sich  generell  wie 
folgt  zusammenfassen: 

1.  Die  Abfallstoffe  müssen  schnell  aus  den  Häusern  entfernt  werden, 
und  die  Canäle  müssen  selbstreinigende  Gefälle  haben,  damit  sie 
nicht  zu  Stoffanhäufungen  Anlass  geben. 

2.  Die  Canäle  sollten,  wo  irgend  möglich,  nicht  unter  dem  Hause 
hin  durchgeführt  werden,  und  wo  sich  dies  nicht  vermeiden  lässt, 
müssen  besondere  Schutzvorrichtungen  getroffen  werden. 

3.  Die  Canäle  sollten  wasser-  und  luftdicht  sein,  um  Verunreinigungen 
des  Untergrundes,  wie  der  Grundluft,  zu  vermeiden. 

4.  Die  Canäle  müssen  so  gelegt  werden,  dass  sie  ohne  Mühe  inspicirt 
und  gereinigt  werden  können. 

5.  £s  muss  besonders  darauf  geachtet  werden,  dass  die  Canalluft 
nicht  in  die  Häuser  gelangen  kann,  und  dass  dieselbe  in  den 
Leitungen  nicht  stagnirt. 

«Ueberall  da,  wo  der  Untergrund  eines  Hauses  sehr  feucht  ist,  wird  es 
sich  empfehlen  denselben  zu  drainiren ,  doch  ist  es  unbedingt  nothwendig, 
cl^  solche  Leitungen  mit  Wasserverschluss  gegen  den  Strassencanal  ver- 
rohen sind.  Letzterer  muss  gehörig  ventilirt  und  so  eingerichtet  sein, 
^8  er  zur  Zeit  grosser  Trockenheit  von  aussen  künstlich  gef^Ut  erhalten 
▼erden  kann.  Die  Möglichkeit  einer  solchen  Drainage  hängt  natürlich  von 
^er  Tiefenlage  des  Strassencanals  oder  den  sonstigen  Entwässerungsvor- 
nchtnngen  ab,  und  darf  unter  keinen  Umständen  da  ausgeführt  werden, 
▼0  ein  Rückstau  vom  Strassencanal  zu  gewissen  Zeiten  zu  befürchten  ist. 

»Wo  irgend  möglich,  sollte  der  Fussboden  des  Kellers  oder  untersten 
^ftomes  eines  Hauses  so  gewählt  werden,  dass  er  noch  über  dem  Strassen- 
canal zu  liegen  kommt,  damit  eine  Entwässerung  nach  demselben  immer 
mögHch  bleibt. 
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„In  dicht  bebauten  Strassen  wird  es  sich  sehr  häufig  nicht  yermeiden 
lassen,  den  Hauptstrang  unter  das  Haus  selbst  zu  verlegen,  doch  kann  man 
•ich  hier  häufig  dadurch  helfen,  dass  man  ihn  unter  die  Durchfahrt  legt; 
wo  irgend  angängig,  ist  natürlich  derselbe  ganz  ausserhalb  der  Hausmauern 
anzuordnen. 

„Wenn  die  Hauptleitung  unter  dem  Hause  selbst  oder  dicht  bei  dem- 
selben gelegt  werden  muss,  wird  es  sich  empfehlen,  dazu  entweder  Thon- 
röhren  mit  einer  wasserdichten  Verbindung  und  völliger  Betonumhüllung 
oder  besser  noch  gusseiserne,  gut  asphaltirte  Röhren  mit  Bleidichtung  auf 
einer  Betonunterlage  zu  benutzen.  Wo  gusseiserne  Röhren  in  Kellern  ver- 
legt werden  müssen,  wird  es  sich  in  der  Regel  nicht  empfehlen,  sie  an  den 
W^änden  aufzuhängen,  da  sie  dann  leicht  Beschädigungen  durch  schwere 
Lasten  ausgesetzt  sind,  sondern  man  verlegt  sie  in  solchem  Falle  am  besten 
unter  dem  Fussboden,  und  zwar  in  gemauerten  oder  Betoncanälen,  die  der 
periodischen  Inspicirung  wegen  mit  eisernen  oder  steinernen  Platten  ab- 
zudecken sind. 

„Es  ist  äusserst  wichtig,  dem  Hauptcanal  sowie  aUen  Seitencanälen 
eine  solche  Neigung  zu  geben,  dass  sie  sich  sozusagen  selbst  reinigen,  damit 
alle  Abfallstoffe  auch  wirklich  sofort  aus  dem  Hause  entfernt  werden.  Wo 
ein  selbstreinigendes  Gefälle  nicht  möglich  ist,  muss  man  sich  durch  Auf- 
stellung von  Spülschächten  zu  helfen  suchen,  die  auf  einmal  ihren  ganzen 
Inhalt  in  den  Hauptcanal  entleeren,  wodurch  letzterer  gründlich  aus- 
gespült wird. 

„Gefalle  von  I  zu  20  bis  1  zu  40  kann  man  als  günstige  bezeichnen, 
während  bei  stärkeren  Gefällen  z.  B.  I  zu  10  der  benetzte  Querschnitt  zu 
gering  und  in  schwächeren  Gefällen  wie  1  zu  50  und  1  zu  60  die  lebendige 
Kraft  des  Wassers  nicht  gross  genug  ist. 

„Was  den  Querschnitt  der  Leitungen  anbelangt,  so  wird  für  kleinere 
Häuser  im  Allgemeinen  ein  Durchmesser  von  10  cm  und  für  grössere  ein 
Bolcher  von  15  cm  genügen,  doch  müssen  in  jedem  einzelneu  Falle  specielle 
Erwägungen  vorgenommen  werden. 

„Vor  Kurzem  hat  das  Saniiary  InstiMe  zu  London  interessant«  Ver- 
suche auf  Antrag  des  London  County  Council  darüber  augestellt,  wie  gross 
die  Menge  des  Spülwassers  nach  einmaliger  Benutzung  des  Wasserciosets 
sein  müsse,  um  die  Abfallstoffe  auch  wirklich  aus  dem  Hause  in  den 
Strassencanal  zu  transportiren,  und  da  dieselben  auch  über  das  Gef^le  und 
den  Querschnitt  der  Leitungen  Aufschluss  geben,  will  ich  sie  hier  ein  wenig 
eingehender  erwähnen.  Zu  diesem  Zwecke  habe  ich  die  im  Berichte  ent- 
haltenen Tabellen  auf  S.  57  und  58  wiedergegeben  und  noch  eine  weitere, 
VII,  hinzugefügt,  in  welcher  ich  die  Resultate  in  Bezug  auf  10  cm-  und  15  cm- 
Köhren  zusammengestellt  habe. 

„Zu  den  Versuchen  wurden  insgesammt  sieben  Rohrstrange  von  ver- 
schiedener Lauge  und  verschiedenem  Durchmesser  und  Gefälle  wie  folgt 
benutzt  (siehe  Seite  59). 
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Tabelle  III. 


Besnltftte  tod  360  Tersaciien  mit  10  cm  offenen  und  geschlosse- 
nen Thon  röhren.    Länge  des  Stranges  15-24  m. 


QeRUe  des  Rohres 

Gefalle  des  Eohres 

GeTäJle  des  Eohreg 

1  io  30 

1  in  *0 

1  in  75 

Frocente  de«  Ganzen 

Prooente  des  Ganzen 

Procente  des  Ganzen 

Henge 

Zurückgehalten 

1 
s 

1 

Zurückgehalten 

1 
s 

1 

B 
O 

Zurückgehalten 

o 

5-3 

1 

B 

ll 

«i 
-1 

1 

£ 

1 

a 

1 

mg 

a 

^ 

a  1 

»08  LiUr 

5 

u 

«3 

4, 

5 

27 

37 

31 

h 

28 

&2 

17 

11-36       . 

2 

2 

87 

S9 

2 

9 

38 

51 

2 

S 

6* 

28 

13-83      . 

1 

0 

23 

78 

' 

1 

sa 

73 

' 

3 

48 

50 

Tabelle  IV. 

RaiDltate  von  240  Versuchen  mit  15  cm  offenen  und  geechloese- 
nen  Thonrdhreu.    Länge  des  Stranges  15-24  m. 


GeftUe  de»  Bohre»  i  in  30 

Gefalle  des  Bohres  1  in  40 

Procente  des  Ottnzen 

Procenie  des  Ganzen 

Menge 

Zurückgehalten 

. 

Im 
CIoRetr 

ver- 
scbluss 

Im 
Bohre 

Im 
Haupt- 
waiwir- 

RChluss 

lieh 

femt 

Im 

Closet- 

Bcbluea 

Im 
Bohre 

Im 
Haupt- 
waneer- 

scbluxs 

lieh 
ent- 
fernt 

»«Uter   .   .   . 
'ist     .      ... 

"■"   .    ... 

5 

> 

1 

0 

20 

53 
77 
79 

5 

14 

4 
4 

35 
25 
27 

4B 
89 

es 
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Tabelle  V. 

Resultate  von  120  Versuchen  mit  10  cm  offenen  und  geschlosse 

nen  Thonröbren.    Länge  des  Stranges  7'92  m. 


— 

Gefälle  des  Bohres  1  in  40 

Menge 

Procente  des  Ganzen 

des 

Zurückgehalten 

Spülwassers 

Im  Gloset- 
verschluss 

Im  Bohre 

Im  Haupt- 

wasser- 
verschluBS 

Gänzlich 
entfernt 

9-08  Liter 

11-36       „       

13-63       ,       

5 
2 
1 

1 
0 

0 

24 
24 
16 

70 
74 
88 

Tabelle  VI. 

Resultate  von  120  Versuchen  mit  15  cm  offenen  und  geschlosse 

nen  Thonröbren.    Länge  des  Stranges  7'92  m. 


Gefälle  des  Bohres  1  in  40 

Menge 

Procente  des  Ganzen 

des 

Zurückgehalten 

Spülwassers 

Im  Closet- 
verschluss 

Im  Bohre 

Im  Haupt- 

wasser- 
verschluss 

GänzUch 
entfernt 

9-08  Liter 

11-36       ,       ....... 

13-63       

5 
2 
1 

4 
1 

1 

28 
27 
21 

63 

70 
77 

Tabelle  VIL 
Vergleich  zwischen  10  cm  und  15  cm-Thonröhren. 


Menge 

des 

Spülwassers 

00 

1 

00 

:o8 

Länge  des 
Stranges 

• 

Unterschied 
zwischen  10  cm-  und  15  cm- 
Thonröhren 

Länge  des 
Stranges 

Unterschied 
zwischen  10  cm-  und  15  cm- 
Thonröhren 

m 

m 

9-08  Liter 

o 

7-92 

7%  zu  Gunsten  des  10  cm- 
Bohres 

15-24 

15%  zu  Gunsten  des  15  cm- 
Bohres 

11-36       „ 

0 

7-92 

4%  zu  Gunsten  des  10  cm- 
Bolires 

15*24    18%  zu  Gunsten  des  15  cm- 
Bohres 

13-63       , 

f>H 

7-92 

6%  zu  Gunsten  des  10  cm- 
Bohres 

1 

i 

15-24 

5%  zu  Gunsten  des  10  cm- 
Bohres 

1 
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1.    Länge  des  Stranges  15'24  m. 

10  cm  Durchmesser 1  in  30 

10    „  „  1    „  40 

10    „  „  1    „  75 

15     „  .  1    „  30 

15    „  „  1    „  40 

2.  Länge  des  Stranges  7*92  m. 

10  cm  Durchmesser 1  in  40 

15    „  „  1    „  40 


r>- 


,Die  Stränge  bestanden  zum  Theil  aus  vollen,  zum  Theil  aus  halben 
Röhren  und  waren  am  oberen  Ende  mit  einem  gewöhnlichen  Wassercloset 
der  tiefen  Beckenform  mittelst  Krümmer  und  Wasserverschluss  von  50  mm 
Tiefe  verbunden,  während  sie  am  unteren  Ende  durch  einen  Hauptwasser- 
verschluss  von  gewöhnlicher  Art  in  einen  geaichten  Eimer  ausmündeten. 
Der  obere  Theil  des  Beckens  befand  sich  69  cm  über  dem  Rohrstrange  und 
war  mit  einem  guten  Heberspülkasten  verbunden,  welcher  ihm  9'08  Liter  in 
5  Secunden  und  13*63  Liter  in  7  Secunden  durch  ein  Fallrohr  von  32  mm 
Durchmesser  zuführte ;  besondere  Sorgfalt  war  darauf  gelegt  worden ,  dass 
das  Fallrohr  an  keiner  Stelle  einen  kleineren  Durchmesser  hatte.  Die  Höhe 
des  Falles  zwischen- Spülkasten  und  Becken  betrug  l'30m. 

„Die  Experimente  wurden  wie   folgt  ausgeführt:   Drei  Ballen  künst- 
licher Abfalle  aus  einer  Mischung  von  grüner  Seife,  Cacaofaser  und  Thon 
bestehend,  mit  5  Stück  gewöhnlichem  Zeitungspapier,  wurden  in  das  Becken 
gelegt,  dann  wurde    die  Kette  des  Spülkastens   gezogen   und  ausgespült, 
worauf  genau  untersucht  wurde,  welche  Procente  der  Abfallstoffe  im  Wasser- 
verschlusse   des  Closets,  im  Rohrstrange   und  im    Hauptwasserverschlusse 
zurückgeblieben  und  wie  viele  Procente  derselben  in  den  geaichten  Eimer 
gelangt  waren.    Nach  jedem  Versuche  wurden  alle  Theile  der  Leitung  voll- 
kommen gereinigt  und  beim  nächsten  gerade  wieder   so  verfahren.      Die 
Menge  des  Spülwassers,  dÜTTSu  einer  einmaligen  Spülung  des  Closets  benutzt 
wurde,  betrug  je  nachdem  entweder  908  oder  11'36  oder  13*63  Liter. 

„Ehe  ich  zu  den  Resultaten  der  Experimente  übergehe,  möchte  ich 
noch  bemerken,  dass  die  künstlichen  Kothballen  —  ihrer  Zusammensetzung 
nach  —  ohne  Frage  schneller  aus  dem  Wasserverschlusse  des  Wasser- 
closets  u.  s.  w.  entfernt  werden,  als  die  Ausscheidungen  eines  gesunden 
-Menachen.  Am  schwierigsten  sind  aber  die  leicht  schwimmbaren  Schleim- 
theilchen  abzuführen,  welche  charakteristisch  sind  für  die  Stühle  der  an 
Typhus  abdominalis  und  einigen  anderen  Infectionskrankheiten  Erkrankten. 
„An  den  15*24  m  langen  Strängen  wurden  im  Ganzen  600  Versuche 
wid  an  den  7*92  m  langen  240  Versuche  gemacht , .  und  fasse  ich  die  hier 
erlangten  Resultate  wie  folgt  zusammen: 

1.  Der  Wasserverschluss  des  Closets.  Wenn  die  Spülwassermenge 
9*08  Liter  betrug,  so  verblieben  im  Durchschnitt  5  Procent  der  Ab- 
fallstoffe in  diesem  Verschlusse,  stieg  dagegen  die  Spülwassermenge 
auf  13*63  Liter,  so  blieb  nur  1  Procent  dieser  Stoffe  zurück. 


L 
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2.  Der  Rohrstrang  und  der  Hauptwasserverschluss.  Da  die 
beobachteten  Unterschiede  zwischen  Bohrstrang  und  Hauptwasser- 
verschluss nur  geringe  sind,  so  mögen  sie  hier  zusammen  betrachtet 
werden. 

„Bei  einer  Rohrlänge  von  15'24m  und  einem  Gefalle  von  lzu40  wurde 
im  Durchschnitt  das  Folgende  beobachtet: 

a)  Im  Rohrstrange  verblieben  dann  bei  einer  Spülwassermenge  von 
9*08  Liter  21  Proc.  und  bei  einer  solchen  von  13'63  Liter  nur 
3  Proc.  der  Abfallstoffe. 

b)  Im  Hauptwasser  verschlusse  blieben  zurück  bei  einer  Spülwasser- 
menge von  9'08  Liter  36  Proc.  und  bei  einer  solchen  von  13'63  Liter 
26  Proc.  der  Abfallstoffe. 

„Wurde  der  Rohrstrang  bis  auf  7*92  m  verkürzt,  so  waren  unter  sonst 
gleich  bleibenden  Verhältnissen  die  Resultate  im  Durchschnitt  wie  folgt: 

c)  Im  Rohrstrange  verblieben  bei  einer  Spülung  mit  9'08  Liter  3  Proc. 
und  bei  einer  solchen  von   13*63  Liter  nur  1  Proc.  der  Abfallstoffe. 

d)  Im  Hauptwasserverschlusse  blieben  zurück  bei  einer  Spülwasser- 
menge von  9*08  Liter  26  Proc.  und  bei  einer  solchen  von  13*63  Liter 
19  Proc.  der  Abfallstoffe. 

„In  diesen  Versuchen  ist  natürlich  keine  Rücksicht  auf  die  spülende 
Kraft  der  übrigen  Abgangswässer  genommen,  und  da  wo  Bäder  benutzt 
werden,  dürfte  dieselbe  ziemlich  gross  sein,  so  dass  auch  die  Reste  der  Ab- 
gangsstoffe aus  den  Canälen  und  Hauptwasserverschluss  gar  bald  ver- 
schwinden werden. 

„Der  Bericht  schliesst  mit  dem  Schlusssatze,  dass  in  Zukunft  eine 
Minimalspülwassermenge  von  13*63  oder  ungefähr  14  Liter  für  einmalige 
Closetspülung  vorzuschreiben  sei. 

„Was  nun  noch  den  Unterschied  im  Durchmesser  der  Röhren  anbetrifit, 
so  kann  man  aus  diesen  Versuchen,  siehe  Tabelle  VII,  S.  58,  ersehen,  dass 
bei  einem  Gefälle  von  1  zu  40  und  einer  Länge  von  7*92  m  die  lOcm-Röhren 
bei  gleicher  Spülwassermenge  sehr  wenig  bessere  Resultate,  was  die  Procente 
der  gänzlich  entfernten  Stoffe  oder  ihre  Selbstreinigung  anbelangt,  als  die 
15  cm-Röhren  geben.  Werden  nun  aber  unter  sonst  gleichbleibenden  Be- 
dingungen die  Röhren  bis  15*24 m  verlängert,  so  bleiben  diese  nur  unbe- 
deutenden Vorzüge  der  10  cm-Röhren  nur  bei  einer  Spülwassermenge  von 
13*63  Liter,  verschwinden  aber  gänzlich  bei  einer  Spülwassermenge  von 
9'Od  und  11*36  Liter,  wo  dann  den  15  cm -Röhren  eine  grössere  Selbst- 
reinigungskraft beiwohnt. 

„Ich  habe  gleich,  nachdem  diese  Resultate  zusammengestellt  waren, 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  sie  mit  den  bisherigen  Anschauungen 
über  10-  und  15  cm-Röhren  nicht  übereinstimmen  und  habe  darauf  hin- 
gewiesen, dass  weitere  und  ausgedehntere  Versuche  nöthig  wären,  um  über 
diese  Punkte  völlige  Klarheit  zu  gewinnen,  namentlich  auch  über  den  £in- 
fluss  der  Höhe  der  Spülkästen  über  den  Becken  und  des  Durchmessers  der 
Fallröhren;  es  freut  mich  daher,  constatiren  zu  können,  dass  solche  Versuche 
in  Aussicht  genommen  sind. 
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„Was  nun  das  Verlegen  des  Hauptstranges  und  der  Nebenstränge  im 
Erdboden  betrifiEl,  so  kann  darauf  nicht  genug  Sorgfalt  verwandt  werden, 
als  hiervon  das  Funetioniren  der  ganzen  Entwässerungsanlage  abhängt. 
Wie  häufig  aber  wird  dasselbe  ungeschickten  Arbeitern  überlassen,  denen 
es  gar  nicht  darauf  ankommt,  zerbrochene  oder  sonstwie  schadhaft  gewor- 
dene Röhren  zu  benutzen,  die  von  geraden  Linien  mit  regelrechten  Gefällen 
und  richtiger  Dichtung  absolut  keine  Ahnung  haben,  so  dass  man  sich  nur 
wundem  kann ,  dass  die  Leitung  überhaupt  auf  eine  Zeit  lang  ihre  Arbeit 
verrichtet  hat.  Wessen  Aufgabe  es  jemals  gewesen  ist,  eine  nicht  functio- 
nirende  Entwässerungsleitung  zu  untersuchen,  wird  gewiss  darüber  am 
meisten  erstaunt  gewesen  sein,  dass  man  überhaupt  irgend  welche  Hoff- 
nungen auf  sie  setzte.  Dass  ein  solches  Vorgehen  grundfalsch  ist,  wird 
IB^ewiss  ohne  Weiteres  zugegeben  werden,  und  wird  man  in  Zukunft  streng 
darauf  sehen  müssen,  dass  dieses  Pfuschersystem  für  immer  unmöglich 
gemacht  wird. 

„Alle  Hauptleitungen  im  Boden  müssen  mit  völlig  gleichmässigem  Ge- 
falle und  in  geraden  Linien  verlegt  werden.  Wo  ein  neues  Gefälle  oder 
eine  Abweichung  von  der  geraden  Linie  nöthig  wird,  dürfte  es  sich  sehr 
empfehlen,  einen  kleinen  Schacht  anzulegen,  der  mit  luftdichtem  Deckel  zu 
verschliessen  ist.  Ein  solcher  Schacht  wird  auch  zwischen  der  Mauer  des 
Hauses  und  dem  Strassencanal  anzubringen  sein  und  ferner  da,  wo  mehrere 
seitliche  Leitungen  in  den  Hauptcanal  einmünden.  Durch  die  Schächte 
hindurch  werden  die  Leitungen  am  besten  in  Halbröhren  geführt,  damit 
man  von  diesen  Stellen  aus  die  Leitungen  periodisch  inspiciren  und  reinigen 
kann,  was  namentlich  für  die  Strecken  unter  dem  Hause  von  grösster  Wich- 
tigkeit ist. 

„Wo  man  der  Ausgaben  oder  sonstiger  Gründe  wegen  keinen  Schacht 
anbringen  kann,  dürfte  es  sich  empfehlen,  Reinigungsstutzen  in  der  Leitung 
anzubringen,  welche  bis  dicht  unter  die  Terrainoberfläche  fortzusetzen, 
hier  mit  einem  luftdichten  Stöpsel  zu  verschliessen  und  mit  einem  guss- 
eisemen  Kasten  abzudecken  sind.  Eine  solche  Einrichtung  ermöglicht 
ohne  grosse  Mühe  die  Rohrbürste  in  die  Leitung  behufs  Reinigung  ein- 
zusetzen. 

„Was  noch  die  Gräben  anbelangt,  in  denen  die  Leitungen  im  Boden 
verlegt  werden ,  so  muss  besonders  darauf  geachtet  werden ,  dass  sie  auch 
wirklich  weit  genug  sind,  um  dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  zu  geben,  die 
Höhren  gut  verlegen  und  dichten  zu  können;  wo  diQ  Gräben  zu  eng  sind, 
kann  er  das  nicht  thun. 

„Gänzlich  unstatthaft  ist  es,  die  Entwässerungsleitungen  in  denselben 
^ähen  u.  s.  w.  wie  die  Wasserleitungen  zu  verlegen. 

„Entwässerungsleitungen  sind  womöglich  immer  unter  Frosttiefe 
ztt  legen. 

„Da  wo  die  Abdeckung  der  Schächte  nicht  zur  Ventilation  benutzt 
^^d,  müssen  dieselben  mit  einem  luftdichten  Verschluss  versehen  werden, 
der  sich  ja  auch  ohne  Schwierigkeit  auf  verschiedene  Weise  herstellen  lässt. 
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Die  Entlüftung  der  Hausoanäle  und  der  Hauptwasseryerschluss. 

„Ich  komme  jetzt  zu  der  viel  umstrittenen  Frage  der  Ventilation  der 
HauBcanäle,  mit  der  die  der  Strassencanäle  in  engem  Zusammenhang  steht, 
und  welche  bei  uns  Anlass  zu  den  allerverschiedensten  Meinungsäusserungen 
gegeben  hat.     Hier  handelt  es  sich  in  erster  Linie  darum: 

Sollen  die  Hauscan äle  zur  Ventilation  der  Strassencanäle  benutzt 

werden?  oder 
Sollen    die    Hauscanäle   mittelst   Hauptwasserverschluss    von    den 
Strassencanälen   abgesperrt  werden  und  erstere   sowie  letztere 
ganz  unabhängig  von  einander  entlüftet  werden  ? 
Beide  Ansichten  haben  ihre  Vertreter,  doch  würde   es  mich  viel  zu  weit 
führen,   hier  auf  die  verschiedenen  Für  und  Wider  näher  einzugehen.     Ich 
muss  mich  vielmehr  darauf  beschränken,  Ihnen  die  bei  uns  erzielten  Resul- 
tate nach  eigener  Anschauung  vorzuführen. 

„Der  weitaus  grösste  Thöil  der  Ansichten  und  namentlich  auch  in 
maassgebenden  Kreisen  spricht  sich  sehr  entschieden  für  die  Absperrung 
der  Hauscanäle  von  den  Strassencanälen  mittelst  Hauptwasserverschluss 
aus  und  für  die  selbstständige  Entlüftung  beider. 

„Ich  will  hier  einen  Fall ,  der  sich  erst  vor  ganz  kurzer  Zeit  ereignet 
hat,  erwähnen.  Eine  Localbehörde  in  der  Nähe  von  London  petitionirte  bei 
unserer  Centralbehörde  für  diese  Angelegenheiten  —  dem  Loc(il  Government 
Board  — ,  diesen  Hauptwasserverschluss  unter  Umständen  weglassen  zu 
dürfen,  doch  ertheilte  die  Letztere  ihre  Bewilligung  hierzu  nicht.  Nach 
ihrer  Anschauung  ist  ohne  Frage  dieser  Verschluss  von  äusserster  Wich- 
tigkeit. 

„Es  dürfke  vielleicht  am  Platze  sein,  hier  die  Bemerkung  einzuschieben, 
dass  unsere  Localbehörden  ihre  eigenen  Bau-  und  sonstigen  sanitären  Be- 
stimmungen aufstellen,  doch  müssen  dieselben,  ehe  sie  in  Krafb  treten 
können,  die  Sanction  des  Local  Government  Board  erhalten,  und  wenn 
solche  einmal  gegeben  worden  ist,  dürfen  keine  Abänderungen  in  den  Be- 
stimmungen ohne  weitere  Genehmigung  der  Centralbehörde  stattfinden.  In 
dem  genannten  Falle  hatte  die  Localbehörde  ursprünglich  auf  dem  Haupt- 
wasserverschluss bestanden,  wollte  jetzt  aber  nach  Meinungsänderung  und 
gegen  den  Rath  des  städtischen  Ingenieurs  und  des  Medicinalbeamten  die 
Bewilligung  des  Locol  Government  Board  zur  Weglassung  desselben  unter 
gewissen  Umständen  erhalten. 

„Was  die  Gegner  des  Hauptwasserverschlusses  hauptsächlich  geltend 
machen  ist,  dass  derselbe  häufig  zu  einer  Verstopfung  des  Hauscanais 
Veranlassung  .giebt.  Das  triifb  gewiss  auch  vielfach  da  zu,  wo  derselbe 
mit  geringem  Gefälle,  ohne  besondere  Spülung  und  in  pfuscherhafter  Weise 
verlegt  worden  ist;  doch  kann  ich  aus  eigener  Erfahrung  versichern,  dass 
solche  Zustände  da  nicht  eintreten,  wo  die  Canäle  gut  gelegt  sind  und  nicht 
unverständig  gebraucht  werden.  Ich  habe  in  meinem  eigenen  Hause  einen 
solchen  Hauptwasserverschluss,  der  in  einem  Uaiiptcanal  mit  nur  schwachem 
Gefälle  sitzt  und  durch  das  Abfiusswasser  des  Bades  gespült  wird,  und 
doch  hat  mir  derselbe  seit  seiner  Einrichtung  vor  sechs  Jahren  auch  noch 
nicht  fünf  Minuten  Schwierigkeiten  bereitet. 
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„Ich  habe  bereits  erwähnt,  dass  in  den  vorher  beschriebenen  Versuchen, 
wo  allerdings  auch  noch  unter  den  gunstigsten  Verhältnissen  ungefähr  ein 
Fünftel  der  AbfallsstofPe  im  Hauptwasserverschluss  zurückblieben ,  keine 
Rücksicht  auf  die  spülende  Kraft  anderer  Hausabgänge,  z.  B.  des  Bade- 
wassers, genommen  ist,  und  dass  da,  wo  der  Hauptcanal  nur  mit  sehr 
schwachem  Gefalle  verlegt  werden  kann,  besondere  Spülkästen  anzubringen 
sind,  die  entweder  mit  gebrauchtem  Wasser  oder  frischem  Leitungswasser 
gefüllt  werden  können. 

„Es  wird  aus  den  gemachten  Beobachtungen  zur  Genüge  erhellen,  dass 
ein  Hauptwasserverschluss  durchaus  nicht  zu  Verstopfungen  im  Hauptcanal 
Veranlassung  zu  geben  braucht,  und  thut  er  dies  trotzdem,  wodurch  er  die 
Schäden  schlechter  Leitungen  demonstrirt,  so  ist  das  überall  da  nur  als 
Vortheil  anzusehen,  wo  demgemässe  Aenderungen  getroffen  werden. 

„Als  hauptsächlicher  Vortheil  des  Hauptwasserverschlusses  wird  ge- 
rühmt, dass  durch  ihn  jedes  Haus  von  der  Luft  in  den  Strassencanälen  und 
in  den  Canälen  der  anliegenden  Häuser  isolirt  wird,  was  namentlich  zur 
Zeit  von  Epidemieen  von  der  grössten  Wichtigkeit  sein  kann.  Um  dies  noch 
sicherer  bewirken  zu  können,  hat  man  weiterhin  vorgeschlagen,  für  jedes 
Haus  zwei  WasserverschlOsse  hintereinander  mit  Entlüftungsrohr  dazwischen 
anzulegen,  doch  wird  sich  eine  solche  Einrichtung  im  AUgemeinen  aus  Be- 
triebsrücksichten nicht  empfehlen.  Fürchtet  man  ein  Durchbrechen  der 
gespannten  Canalgase  durch  den  Hauptwasserverschluss,  so  kann  man  dies 
dadurch  verhindern,  dass  man  letzteren  auf  der  Strassenseite  durch  ein 
besonderes  Rohr  über  Dach  entlüftet. 

„Dass  in  England  dieser  Wasserverschluss  sehr  vielseitig  Anwendung 
findet,  wird  aus  den  gemachten  Bemerkungen  ohne  Weiteres  klar  sein,  und 
will  ich  im  Weiteren  das  Vorhandensein  desselben  voraussetzen.  Wie  unter 
solchen  Umständen  das  Strassenrohmetz  zu  entlüften  ist,  ob  durch  venti- 
lirte  Deckel  im  Strassenniveau  oder  durch  besondere  Röhren  oder  endlich 
durch  beide,  gehört,  obschon  äusserst  wichtig,  leider  nicht  in  den  Rahmen 
dieser  Betrachtungen. 

„Der  Hauptwasserverschluss  ist  so  weit  als  möglich  vom  Hause  entfernt 
und  so  nahe  als  möglich  beim  Strassencanal  anzubringen  und  sollte  wenig- 
stens  eine  Verschlusstiefe  von  75  mm  haben.  Es  wird  sich  durchaus  nicht 
empfehlen,  denselben  im  Keller  des  Hauses  selbst  anzubringen,  und  da  wo 
Vorgärten  nicht  üblich  sind,  kann  man  sich  bisweilen  dadurch  helfen,  dass 
man  ihn  mit  Genehmigung  der  Behörden  unter  den  Fussweg  legt  und  ent- 
weder mit  Ventilation  nach  dem  Bordstein  oder  einem  eigenen  Entlüftungs- 
rohr  versieht. 

„Es  ist  nicht  absolut  noth wendig,  mit  dem  Verschlusse  einen  Schacht 
za  verbinden,  doch  wird  sich  das  in  der  Regel  empfehlen,  und  dann  sollte 
ersterer  am  Strassenende  des  Schachtes  angebracht  und  mit  einem  Reini- 
gangsarm  mit  luftdichtem  Stöpsel  versehen  sein  (siebe  Figur  15  auf  S.  64). 
Wenn  dann  weiter  die  Hauptleitung  in  halben  Röhren  durch  den  Schacht 
geführt  ist,  kann  man  denselben  zur  Inspection  derselben  benutzen  und 
nach  Herausnahme  des  Stöpsels  eine  Verstopfung  in  der  Anschlussleitung 
beseitigen.  Der  Schacht  ist  dann  entweder  mit  ventilirtem  Deckel  oder 
mit  einem  Entlüftungsrohr  zu  versehen. 
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„Eine  Form  des  Hauptwasser  verschlusses,  welche  früher  ziemlich  üblich 
war,  ist  in  Fig.  16  u.  17,  dargestellt.  Sie  hat  sich  jedoch  nicht  bewährt,  da 
sie  zu  Anhäufungen  von  Stoffen,  wie  angedeutet,  Veranlassung  gegeben  hat. 

„Die  Entlüftung  der  Hausleitung  geschieht  im  Principe  dadurch,  dass 
man  frische  Luft  am  tiefst  gelegenen  Punkte  der  Leitung  einlässt  und  für 
die  Ganalluft  einen  Auslass  am  höchsten  Punkte  anordnet,  wodurch  ein  Zug 
in  den  Leitungen  bewirkt  wird.  Wenn  adgängig,  benutzt  man  den  Schacht 
für  den  Hauptwasserverschluss  als  Einlass  für  die  frische  Luft,  entweder 
durch  den  Deckel  oder  durch  einen  kleinen  Kasten  mit  Rückschlagsklappe, 


Fig.  15. 


'TTv^ 


HauptwasserverschlusB. 

Erklüning:  A,  B  u.  C  seitliche  Einmündung  von  G«nlLlen  mit  venchiedenen  Winkeln;  JD  hAlbe«  Bohr, 
offen  Eur  Inspicirong;  JS7  UauptwasMrversctiluBB ;  F  Ansatz  oder  Arm  lur  Inspection  und  Reinigung; 
O  Thonrohr  nach  dem  Strassencanal;  H  Thonrohr  vom  Hause  her;  I  Thonrohr  vom  sditlichan  Ein- 
lass ftir  die  irische  Luft;  K  seitlicher  Einlass  ftlr  die  frische  Luft  mit  GlimmerrückschlagsplAttohen ; 
X  luftdichte  Deckel;  M  Condensations-Dom  (Patent);  N  steinerne  Deckplatte;  o  Ziegämauerwerk 
des  Schachtes;  P  Betonunterlage;  Q  Banket  aus  Cement;  R  luftdichter  Deckel  des  Beinigungs- 
armes;  S  luftdichter  Verschluss  durch  Talg  oder  grüne  Seife;  T  luftdichter  YersdiluM  durch  Co«iden- 

sationswasser. 

der  in  der  Haus-  oder  Yorgartenmauer  sitzt  und  mittelst  kurzer  Rohrleitung 
mit  dem  Schachte  verbunden  ist,  und  legt  den  Auslass  für  die  Ganalluft  so 
weit  weg  als  möglich  ans  entgegengesetzte  Ende  der  Leitung.  Hier  bringt 
man  dann  ein  Entlüfbungsrohr  an,  welches  so  hoch  über  Dach  zu  führen  ist, 
Pig.  16.  Fig.  17.  <^ASB    die    entweichende 

Luft  nicht  ins  Innere  der 
Häuser  gelangen  kann. 
In  diesem  Falle  wird 
Strassenluft  nach  dem 
Hofe  zu  durch  die  Lei- 
Fig.  16.  Sclilechter  Wasgerverscbluss  im  laufenden  tungen  circuliren.  Bis- 
RobrBtrange.  —  Fig.  17.    Desgleichen,  ventiürt.        ^^ji^^    ^j^^    ^Y}er  eine 

solche  Circiilation  nicht  möglich  sein  und  dann  wird  man  die  Einrichtung 
so  treffen  müssen,   dass  die  Hofluft  durch  den  Canal  nach  der  Strasse  zu 
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circulirt,  was  man  durch  einen  tief  gelegenen  Einläse  am  entferntesten 
Punkte  im  Hofe  und  durch  ein  Tom  Schachte  des  Hauptwasseryerschlusses 
hochgeführtes  Rohr  erreichen  kann. 

„Kann  man  die  Zuführungs-  und  Ahführungsöffnungen  nicht  mit  mög- 
lichst grossem  Höhenunterschied  anbringen,  so  hat  man  sich  dadurch  ge- 
holfen, dass  man  sowohl  die  Zuführungs-  als  auch  die  Abführungsleitung 
über  Dach  geführt  hat  und  erstere  mit  Windfang,  letztere  mit  Sauger  ver- 
sehen hat,  doch  kann  man  sich  auf  eine  derartige  Anordnung  nicht  mit 
Sicherheit  verlassen,  da  zur  Zeit  der  Windstille  die  treibende  Kraft  fehlt. 
„Was  den  Durchmesser  der  Entlüftungsrohre  betrifft,  so  sollte  derselbe 
in  keinem  Falle  kleiner  als  10  cm  sein  und  sind  dieselben  womöglich  ganz 
gerade  und  mit  überall  gleichem  Durchmesser  bis  übers  Dach  fortzuführen, 
da  jede  Biegung  der  Bewegung  der  Luft  Widerstand  entgegensetzt.  Wo 
gusseiseme  Röhren  benutzt  werden,  muss  man  besondere  Vorkehrungen 
treffen,  um  Rostbildung  im  Innern  zu  vermeiden  Die  Höhe  über  Dach,  bis 
zu  welcher  die  Röhren  zu  führen  sind,  muss  so  gewählt  werden,  dass  die 
aus  ihnen  entweichende  Luft  nicht  durch  offene  Fenster  u.  s.  w.  ins  Haus 
gelangen  kann. 

„Nur  die  Ventilationsöffnungen  dürfen  in  unmittelbarer  Verbindung  mit 
den  Canälen  stehen,  alle  sonstigen  Einlasse  in  dieselben  müssen  unbedingt 
mit  Wasserverschluss  versehen  sein. 

„Luftzuführungs -  und  Luftableitungsröhren  sollten,  wenn  irgend  an- 
gängig ,  nicht  in  das  Innere  der  Häuser  verlegt  werden ,   wegen  der  Gefahr 
undichter    Verbindungsstellen,   aus    denen   Canalgas    in   die   Wohn-   oder 
Schlafzimmer  austreten  kann,  sondern  sollten  immer  an  einer  Aussenseite 
der  Hausmauer  hoch  geführt  werden. 

„Alle  Lufteinlässe  und  -auslasse  müssen  so  abgedeckt  sein,  dass  die 
Luft  frei  ein  und  aus  passiren  kann,  ohne  dass  fremde  Körper,  wie  Steine, 
Vogel  u.  s.  w.  hineingelangen  können. 

„Häufig  wird  man  das  Ciosetfallrohr  als  Entlüftungsrohr  benutzen  können. 
„Was  die  Entlüftung  der  verschiedenen  Geruchverschlüsse  anbelangt, 
so  werde  ich  hierauf  später  noch  zurückkommen. 

Rückstauklappen. 

„Da,  wo  die  Gefahr  vorhanden  ist,  dass  zu  Zeiten  die  Spüljauche  vom 
Strassencanal  in  den  Hanscanal  zurücktritt  und  durch  die  im  Keller  befind- 
ucben  Einmündungsstellen  Ueberfluthungen  anrichten  kann,  wird  es  nöthig 
^in,  Rückstauklappen  anzuordnen;  doch  wird  man  gut  thun,  wo  immer 
möglich,  solche  Kellerausgüsse  u.  s.  w.  ganz  zu  vermeiden  und  im  Allge- 
meinen an  der  Regel  festzuhalten,  dass  alle  innerhalb  der  Häuser  befind- 
Hchen  Apparate,  Ausgüsse  u.  s.  w.,  die  Wasserciosets  jedoch  ausgenommen, 
^ich  frei  über  Sinkkästen  ausserhalb  derselben  entleeren  müssen. 

Die  Nebenleitungen. 

„AUe  im  Boden  liegenden  Nebeuleitungen  sollen,  wie  bereits  oben  he- 
^^fkt,  mit  Ausnahme  der  Closetfallröhren  von  Sinkkästen  ausgehen  und 
messen  unter  spitzem  Winkel  mit  und  in  Richtung  des  Stromes  in  den 
Hanptcaoal  ausserhalb  des  Hauses  einmünden.     Sie  müssen  mit  ganz  der- 
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selben  Sorgfalt  wie  die  Hauptleitungen  verlegt  werden  und  sollten  nicht 
über  Frosttiefe  zu  liegen  kommen.  Ihr  Durchmesser  hängt  von  den  Um- 
ständen ab,  doch  sollte  er  nur  in  den  seltensten  Fällen  unter  10 cm  ange- 
nommen werden,  und  dürfte  es  sich  empfehlen,  ihnen  ein  etwas  stärkeres 
Gefälle  als  der  Hauptleitung  zu  geben.  Lange  Nebenleitungen  müssen 
selbstständig  entlüftet  und  mit  Inspections-  und  Reinigungsvorrichtuugen 
versehen  werden. 

Die  Abfallröhren. 

„Alle  Abfallröhren  sollten  ausserhalb  des  Hauses  liegen  und  über  Hof- 
gullys ausmünden,  welche  im  Abstände  von  50cm  von  der  Hausmauer  an- 
zulegen sind ;  diese  Anordnung  wird  ja  auch  jetzt  schon  immer  bei  den  Regen- 
röhren beobachtet.  Die  einzige  Ausnahme  von  dem  zweiten  Theile  dieses 
fundamentalen  Grundsatzes  bilden  die  Closetfallröhren ,  welche  in  directer 
Verbindung  mit  den  Canälen  stehen.  Durch  das  Niederführen  der  Röhren 
ausserhalb  und  die  Entleerung  über  Sinkkästen  wird  das  Eindringen  der 
Canalluft  in  die  Wohn-  und  Schlafzimmer  nahezu  unmöglich  gemacht. 

„Da,  wo  es  im  Winter  starken  und  lauge  andauernden  Frost  giebt, 
kann  man  die  aussenliegenden  Abfallröhren  durch  ein  hölzernes  Gehäuse, 
in  welchem  man  sie  auf  allen  Seiten  gut  mit  Stroh,  Schlackenwolle  oder  son- 
stigem die  Wärme  schlecht  leitenden  Material  verpackt,  vor  den  Einwir- 
kungen der  Kälte  schützen. 

„Ist  es  jedoch  absolut  unmöglich  wegen  des  zu  kalten  Klimas  die 
Röhren  ausserhalb  der  Häuser  niederzuführen,  so  wifd  mau  sich  damit  be- 
helfen  müssen,  dieselben  an  der  Innenseite  einer  Ausseiimauer  anzuordnen, 
sie  unter  Frosttiefe  durch  letztere  hindurchzuführen  und  über  einem  Sink- 
kasten, dessen  Wasserverschluss  tief  genug  liegt,  ausmünden  zu  lassen.  In 
einem  solchen  Falle  muss  ganz  besondere  Sorgfalt  auf  das  Material  der 
Röhren  und  die  Dichtung  der  Verbindungsstellen  verwendet  werden ,  und 
man  sollte  dann  nur  dicke  Bleileitungen  oder  starke  gusseiserne  Röhren 
mit  Bleidichtung  verwenden,  um  ein  Austreten  der  Canalluft  in  das  Innere 
der  Häuser  ganz  unmöglich  zu  machen. 

„Weitere  Bemerkungen  über  diese  Röhren  werden  später  noch  bei  den 
einzelnen  Apparaten,  mit  denen  sie  verbunden  sind,  gemacht  werden. 

Die  Ableitung  des  Regenwassers. 

„Ob  es  zweckmässig  ist,  in  einer  Stadt  das  Regenwasser  in  besonderen 
Canälen  abzuführen,  oder  es  mit  der  Spüljauche  zusammen  abgehen  zu 
lassen,  darauf  kann  ich  hier  leider  nicht  näher  eingehen.  Es  muss  ge- 
nügen, zu  bemerken,  dass  da,  wo  separate  Strassenleitungen  vorhanden  sind^ 
solche  auch  für  die  Häuser  nothwendig  werden,  sonst  muss  eine  Hauslei- 
tung sowohl  für  das  Gebrauchs-  wie  auch  für  das  Regenwasser  ausreichen* 

„Wie  viel  Regen  auf  die  Vorderdächer,  Vorgärten  und  Strassen  selbst» 
zu  rechnen  ist  und  wie  viel  auf  die  Ilinterdücher  und  Höfe,  wird  natür-- 
lieh  ganz  von  der  Bebauungsweise  abhängen  und  für  jedes  Stadtviertel 
verschieden  sein. 

„Die  Einleitung  des  Regenwassers  in  den  gemeinsamen  Hauptcanal 
wird   in   der  Regel   keine   Erweiterung   des  Querschnittes   desselben  nöthi 
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machen  und  auch  sonst  keine  Schwierigkeiten  veranlassen.  —  Die  Fallröhren 
Ton  den  Hinterdächern  münden  über  die  an  ihrem  Fusse  und  50  cm  von  der 
Hausmauer  aufgestellten  Hofsinkkästen  und  die  von  den  Frontdächern  eben- 
falls über  ähnliche  Sinkkästen,  deren  Abfiuss  man  im  Schachte  des  Haupt- 
wasserverschlusses und  auf  der  Hausseite  derselben  in  den  Hauptcanal  ein- 
münden lassen  kann. 

„Die  Regenfallrohre  sollten  nie  direct  mit  den  Canälen  verbunden  sein, 
können  daher  auch  nicht  als  Yentilationsröhren  benutzt  werden.  In  Eng- 
land werden  sie  jetzt  meist  nur  aus  Gusseisen  hergestellt,  da  sich  dieses 
Material  hierzu  gut  bewährt  hat,  doch  findet  man  bisweilen  auch  bleierne 
Regenröhren  mit  omamentaler  Bearbeitung. 

Die  in  die  Leitungen  eingeschalteten  Apparate.      ^ 

„Ich  habe  bereits  bei  Besprechung  der  Rückstauklappen  auf  S.  65  er- 
wähnt, dass  alle  innerhalb  der  Häuser  befindlichen  Apparate,  Ausgüsse  u.  s.  w. 
—  die  Wasserciosets  jedoch  ausgenommen  —  sich  frei  über  Sinkkästen 
ausserhalb  entleeren  sollen.  Es  ist  ferner  streng  darauf  zu  sehen,  dass 
dieselben  —  sowohl  innerhalb  wie  ausserhalb  der  Häuser  —  immer  mit  ge- 
nügendem Wass erverschluss  versehen  sind,  welcher  in  der  Regel  unmittelbar 
am  Apparate  oder  Ausguss  selbst  anzubringen  ist. 

„Weitere  Bemerkungen  werden  bei  Besprechung  der  einzelnen  Appa- 
rate gemacht  werden. 

Die  Geruchverschlüsse. 

„Dieselben  bestehen  in  der  Regel  aus  S-förmig  gebogenen  Röhren,  in 
denen  ein  geringer  Theil  der  ausgegossenen  Flüssigkeiten  so  stehen  bleibt, 
dass  er  eine  Barriere  zwischen  der  Luft  auf  seinen  beiden  Seiten  bildet  und 
ein  Eindringen  derselben  von  aussen  nach  dem  Innern  unmöglich  macht, 
Ausgenommen  die  Leitungen  stehen  temporär  unter  innerem  Druck. 

„Die  Tiefe  des  Wasserverschlusses  wird  von  der  Localität  und  An- 
"wendangsweise  abhängen ,  sollte  aber  auf  keinen  Fall  geringer  als  50  mm 
angenommen  werden.  In  den  sogen.  Anti -D-Verschlüssen  (siehe  Fig.  23 
•uf  Seite  71)  sind  die  Ausmündungen  viereckig  und  nicht  rund  im  Quer- 
^luiitt  und  werden  dieselben  seltener  als  andere  zerstört. 

„Am  tiefsten  Punkte  der  Verschlüsse,  mit  Ausnahme  solcher  für 
Vasserclosets,  wird  es  sich  empfehlen,  eine  verschraubbare  Oeffnung  anzu- 
bringen, die  man  zu  ihrer  Reinigung  benutzen  kann. 

„Wo  mehrere  Geruch  verschlusse  mit  einem  Abfallrohr  verbunden 
•Jöd,  sollten  dieselben  immer  durch  ein  besonderes  Rohr  entlüftet  werden, 
Welches  über  Dach  zu  verlängern  ist,  damit  dieselben  nicht  jedesmal  durch 
^ock  oder  Saug^irkung  zerstört  werden,  wenn  das  Abfallrohr  benutzt 
^ird.  Dieses  Rohr  ist  nicht  an  der  höchsten  Stelle  des  Verschlusses  an* 
«ubringen,  sondern  etwas  unterhalb  derselben  und  ist  mit  einer  kleinen 
Krümmung  nach  aussen  abzuleiten  (siehe  Fig.  23  auf  Seite  71  und  Fig.  27 
*ttf  Seite  74). 

„Die  Durchmesser  dieser  Entlüftungsröhren  werden  später  bei  Erwäh- 
mmg  der  betreffenden  Apparate  angegeben  werden. 
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den  Wasaercloseta  über,  welche  ohne  Frftge  einen 
wichtigen  Theil  aller  Entwäsaerangganlsgen  bilden. 

Fig.  18.  „Man  unterscheidet  Waa - 

aerclosets  ohne  nnd  mit  Ventil, 
doch  erfreuen  sich  die  ersteren 
heutzutage  unbedingt  grösee- 
rerBeliebtheitaladieletzteren. 
„Das  erste  Wassercloset, 
in  England  patentirt 
at,  war  das  Ventil- 
aAlflxanderCum- 
Jahre  1775  (Patent- 
1105  A.  D.  1775), 
dann  folgte  das  Cloaet  von 
Lemael  Prosser  im  Jahre 
1 777  (Patentnummer  1 160 
A.  D.  1777)  und  im  Jahre 
177S  patentirte  Joseph  Bra- 
mah  aein  bekanntes  Ventil- 
closet  (Patentuummer  1177 
A.  D.  1778),  welches  jedoch 
erat  um  das  Jahr  1810  hemm 
an  die  OefTeDtlichkeit  trat. 
Von  1810  bis  1830  nahm 
sein  Gebrauch  nnr  wenig  za, 
doch  kann  man  sagen,  daaa 
seit  dem  letit  genannten 
Jahre  seine  Anwendung  sehr 
BchneUe  Fortschritte  gemacht 
hat.  Mit  seiner  EinfOhrung 
nahm  auch  die  Länge  der 
Strassencanäle  zu,  und  be- 
kannt ist  es  gewiss,  dass  dies 
im  Anfang  grosse  Missstände 
in  den  Flüssen  hervorrief, 
wofür  Abhülfe  erst  durch 
eine  rationelle  Städtecanalisa- 
tion  geschaffen  wurde.  H«nt- 
:utage  ist  der  Gebrauch  der  Wasaercloscts  so  allgemein  in  unseren  GroBS- 
itädten ,  dass  die  Anzahl  der  verschiedenen  Formen  ins  Unzählbare  .geht, 
m  Folgenden  können  daher  nur  die  Hauptformen  Erwähnung  finden. 


s  WasBercloset-Zm 


Das  Wassercloset-Zimmer. 
„EinWasaercloset  aollte  immer  an  einer  Ausseumauer  angelegt  werden 
und  reichlich  mit  Luft  und  Licht  veraehen   aein.     Häufig  findet  man  die* 
selben  Tersteckt    in  dunklen,  schmutzigen  Ecken  unter  der  Treppe,  in  der 
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Mitte  des  Haases  u.  s.  w.,  doch  ist  das  unbedingt  zu  verwerfen,  als  da  von 
Reinlichkeit  nur  wenig  die  Rede  sein  kann.  Bei  einer  Wasserclosetanlage 
ist  die  Möglichkeit,  dieselbe  in  jeder  Beziehung  rein  zu  erhalten,  Haupt- 
bedingong,  und  es  kann  nicht  genug  Nachdruck  darauf  gelegt  werden,  dass 
das  für  dieselbe  benutzte  Zimmer  geräumig,  gut  ventilirt  und  reichlich  mit 
directem  Licht  versehen  sein  muss.  Dasselbe  darf  auch  nicht  zu  anderen 
flinrichtungen  —  eine  Waschtoilette  und  hier  und  da  eine  Urinaleinrichtung 
ausgenommen  —  benutzt  werden. 

„Es  ist  ferner  sehr  wichtig,  dass  die  Innenmauern  des  Wassercioset- 
Zimmers  solide  aus  Ziegelmauerwerk  aufgeführt  sind,  und  dass  der  Fuss- 
boden  und  wo  möglich  auch  ein  Theil  der  Wände  mit  einem  wasserundurch- 
lässigen Material  abgedeckt  ist,  dem  Fussboden  ist  dann  ein  kleines  Gefälle 
nach  der  Aussenmauer  zu  geben  und  ist  hier  mit  einem  durch  letztere  hin- 
durchgefilhrten  kleinen  Rohr  mit  Rückstauklappe  in  Verbindung  zu  setzen. 
„Man  wird  weiter  auch  darauf  zu  achten  haben,  dass  eine  Wasser- 
closetanlage nicht  neben  Küchen  oder  Yorrathskammern  gelegt  wird  und 
80  weit  als  möglich  von  Wohn-  und  Schlafzimmern  entfernt  ist,  von  denen 
sie  vielleicht  durch  das  Badezimmer  zu  trennen  ist. 

„Es  versteht  sich  endlich  ganz  von  selbst,  dass  eine  derartige  Anlage 
immer  ihren  eigenen  Eingang  haben  und  in  directer  Verbindung  mit  dem 
Corridor  stehen  muss. 

„Ich  gehe  nun  zur  Betrachtung  des  Wasserciosets  selbst  über,  welches 
in  der  Hauptsache  aus  dem  Spülkasten  mit  Fallrohr,  dem  Becken  mit  Wasser- 
verachluss  und  Sitz,  dem  Entlüftungsrohr,  dem  Yerbindungsrohr  und  dem 
Abfallrohr  besteht,  und  will  hier  zuerst  solche  ohne  Ventil  erwähnen. 

Die   Wasserciosets  ohne  Ventil. 

„Ich  habe  nicht  feststellen  können,  wann  die  ventillosen  Wasserciosets 
zum  ersten  Male  in  Anwendung  gekommen  sind,  doch  ist  das  Thatsache, 
dass  die  Schwierigkeit  der  Reinigung  der  Ventilciosets  und  ihre  Kosten 
Herzu  Veranlassung  gewesen  sind,  und  dass  die  ventillosen  Closets  heut- 
zutage sich  grösserer  Beliebtheit  erfreuen  als  solche  mit  Ventil. 

„Allgemein  möchte  ich  noch  bemerken,  dass  bei  ersteren  nur  der  Wasser- 
Terschlnss  benutzt  wird,  während  bei  letzteren  ausserdem  noch  ein  beson- 
deres Ventil  zum  Abschluss  der  Luft  Anwendung  findet. 

Die  Spülkästen  und   das  Fallrohr  (siehe  Fig.  18). 

„Früher  war  es  sehr  üblich,  die  Wasserciosets  von  einem  Hahn  aus 
*o  spülen,  der  mit  der  Wasserleitung  direct  verbunden  war,  doch  ist  eine 
solche  Anordnung  durchaus  zu  verwerfen,  da  die  Gefahr  nahe  liegt,  dass 
Oase  aus  dem  Closet  oder  vielleicht  auch  aus  dem  Closetfallrohr  unter 
Umständen  in  das  Wasserleitungsrohr  eintreten  und  somit  das  Trinkwasser 
Tenmreinigen  können.  Daher  ist  es  jetzt  in  England  überall  Vorschrift, 
^  jedes  Wassercloset  von  einem  besonderen  Spülkasten  aus  gespült  werden 
m^iss.  Dieser  Spülkasten  kann  entweder  direct  von  der  Wasserleitung  oder 
▼on  dem  Hausreservoir  gefüllt  werden.  Die  Spülung  muss  natürlich  eine  solche 
^iiL,  dass  such  wirklich  alle  Abfallstoffe  sofort  aus  dem  Becken  entfernt 
Verden  und  durch  den  yTasserverschluss ,  das  Verbindungsrohr,  Abfallrohr 
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und  Hauptcanal  und  durch  den  Ilauptwasserverschluss    hindurch    in    den 
Strassencanal  gelangen. 

„Früher  nahm  man  an,  dass  hierzu  eine  Spülwassermenge  von  rund 
9  Litern  ausreichend  sei,  doch  stellte  es  sich  mit  der  Zeit  heraus  und  ist 
auch  durch  die  bereits  angeführten  Versuche  bestätigt  worden,  dass  die- 
selbe nicht  genügt,  und  werden  daher  jetzt,  wo  irgend  möglich,  rund 
14  Liter  zu  einer  einmaligen  Closetspülung  benutzt. 

„Es  versteht  sich  weiter  von  selbst,  dass  die  Spülung,  um  sie  auch 
wirklich  wirksam  zu  machen,  schnell  Ton  statten  gehen  muss,  als  Durch- 
schnitt kann  man  hier  die  Kegel  aufstellen,  dass  dieselbe  nur  fünf  bis 
sieben  Secunden  andauern  darf,  und  daher  ist  die  Höhe  des  Spülkastens 
über  dem  Gloset  und  der  innere  Durchmesser  des  Fallrohres  von  grosser 
Wichtigkeit.  WTas  erstere  anbelangt,  so  sollte  man  damit  nicht  unter 
2  m  heruntergehen,  und  für  den  inneren  Durchmesser  des  Fallrohres 
wählt  man  entweder  32  oder  besser  noch  40  mm,  ja  einige  Fabrikanten 
machen  denselben  sogar  45  mm.  Man  muss  weiter  sehr  darauf  achten, 
was  nur  allzu  häu^  vernachlässigt  wird,  dass  alle  Theile,  durch  welche 
das  Wasser  hindurchgeht  von  seinem  Eintritt  in  den  Spülkasten  bis  zu 
seinem  Eintritt  in  das  Becken  wenigstens  denselben  inneren  lichten  Durch- 
messer haben  wie  das  Fallrohr.  Letzteres  darf  ferner  keine  horizontalen 
Strecken  haben  und  keine  scharfen  Krümmungen,  und  muss  seine  Verbin- 
dung mit  dem  Becken  eine  wasserdichte  sein. 

„Was  nun  die  Construction  der  Spülkästen  anbelangt,  so  erfreuen  sich 
heute  die  mit  Heberwirkung  der  grössten  Beliebtheit  und  sind  den  alten 
Kästen  und  Einrichtungen  weit  vorzuziehen,  wo  der  das  Gloset  Benutzende 
es  in  seiner  Gewalt  hatte ,  die  Spülung  gut  oder  schlecht  zu  machen ,  je 
nachdem  er  kurz  oder  lange  zog.  Bei  den  nach  dem  Principe  des  Hebers' 
wirkenden  Spülkästen  genügt  ein  kurzer  Zug  au  der  Kette,  welcher  den 
Heber  in  Gang  setzt,  und  nun  muss  sich  der  ganze  Inhalt  des  Kastens  auf 
einmal  entleeren.  Die  Spülung  ist  also  jedesmal  die  gleiche  und  hängt 
nicht  von  Zufälligkeiten  ab. 

„Dies  ist  aber  ungeheuer  wichtig,  da  bei  ungenügender  Spülung  die 
Abfallsstoffe  nur  theilweise  aus  dem  Hause  entfernt  werden  und  schnell  zu 
Verstopfungen  Anlass  geben  können. 

„Die  Kästen  sind  mit  dicht  schliessendem  Deckel,  der  in  Fig.  18  der 
Anschaulichkeit  halber  weggelassen  worden  ist,  und  Ueberlaufrohr  zu  ver- 
versehen,  welches  durch  die  Aussenmauer  des  Hauses  hindurchgelegt  wird 
und  ungefähr  10  cm  aus  derselben  hervorsteht.  Ein  solches  kurzes  Ueberlauf- 
rohr verräth  sehr  bald,  ob  der  Schwimmkugelhahn,  welcher  zur  Füllung 
des  Kastens  von  der  Wasserleitung  aus  benutzt  wird,  in  Ordnung  ist  oder 
nicht.  Auf  keinen  Fall  darf  man  die  üeberlaufrohre  mit  den  Closetfallröhren 
und  Canälen  direct  verbinden,  und  da,  wo  man  des  Frostes  wegen  die  be- 
schriebene Anordnung  nicht  ausführen  kann,  muss  man  das  Ueberlaufrohr 
frei  über  einem  Ausguss  ausmünden  lassen.  Die  Füllung  des  Spülkastens 
sollte  nicht  länger  als  eine  Minute  dauern. 

„Mit  der  Spülung  ist  bisweilen  eine  Desinfection  der  Abfallsstoffe  ver- 
bunden, doch  gehören  derartige  Einrichtungen  zu  den  Seltenheiten,  und 
wird  man  in  kritischen  Fällen  sich  kaum  darauf  verlassen  dürfen. 
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„An  Stelle  einer  Kette  hat  man  bisweilen  auch  den  Sitz  des  Closets 
oder  die  Thor  des  Ciosetzimmers  so  mit  dem  Spülkasten  verbunden ,  dass 
ein  Aufstehen  vom  Sitze  oder  das  Oeffnen  der  Thüre  den  Heber  in  Bewegung 
setzt,  doch  werden  sich  derartige  Einrichtungen  nur  in  Ausnahmefallen 
empfehlen. 

„Leider  kann  ich  hier  nicht  weiter  auf  die  einzelnen  Formen  von  Spül- 
kästen eingehen,  da  ihre  Zahl  eine  sehr  bedeutende  ist  und  mich  das  zu 
weit  abführen  würde. 

Die   Becken. 
(Siehe  Figuren  19  bis  23  und  Fig.  24  auf  Seite  72.) 

„Bei  den  ventillosen  Closets  verdienen  zwei  Formen  der  Becken  haupt- 
sächlich Erwähnung,  nämlich  die  flache  Beckenform  mit  seitlichem  Auslass 
und  die  tiefe  Beckenform  mit  Bodenauslass. 

„Die  flache  Beckenform  mit  Seiteuauslass  (Fig.  19  u.  20)  war  vor  etwa 
fünf  Jahren  sehr  beliebt,  doch  haben  die  ihr  anhaftenden  Mängel  zur  Ein- 
führung der  tiefen  Beckenform  (Fig.  21,  22,  23  u.  24)  Anlass  gegeben  und 
wird  letztere  jetzt  bedeutend  öfter  als  erstere  aufgestellt. 

Fig.  19.  Fig.  20.  Fig.. 21. 
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%.  19.   YentiUoBes  Wassercloset,  flache  Beckenforni;  Becken  und  Wasserverschi uss 
aus  einem  Stück.  —  Fig.  20.    Desgleichen,  Becken  und  Wasserverschluss  aus  zwei 
Stücken.  —  Fig.  21.   Yentilloses  Wassercloset,  tiefe  Beckenform;  Becken  und  Wasser- 
verschluss aus  einem  Stück. 

„Die  flache  Form  lässt  sich  namentlich  in  ihrem  Auslass  schwer  rein 
erhalten  und  bietet  auch  den  Abfallstofi'en  eine  zu  grosse  VerunreinigungsÜäche 
dar.     Femer  wird   das  von  oben    durch  den   Spülring  in] sie  eintretende 
Fig.  22.  Fig.  23. 


'     ( 
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^%'  22.  Ventilloses  Wassercloset,  tiefe  Beckentbrm ;  Becken  und  Wasserverschluss 
aus  zwei  Stücken.  —  Fig.  23.    Desgleichen,  Anti  -  D -Verschluss. 
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Wasser  gezwungen,  verschiedene  Male  seine  Richtung  zu  ändern,  was  erst- 
lich verzögernd  auf  seine  spülende  Kraft  wirkt  und  dann  namentlich  in  den 
Yig,  24.  Closets,  wo  die  horizontale  Bodenspülung  eine 

starke  ist,  am  Uebergang  in  den  verticalen 
Auslass  zum  Emporspritzen  des  Wassers  über 
den  Sitz  hin  aus  Anlass  giebt  £in  solches 
Spritzen  kann  aber  namentlich  in  Zeiten  von 
Epidemieen  verhängnissvoll  werden,  weil  die 
Möglichkeit  vorhanden  ist,  dass  das  Wasser 
die  in  den  Abfallstoffen  enthaltenen  Keime 
mit    sich   reisst.     Diese    rechtwinkelige  Ab- 

Veotilloses  Wassercloget.  tiefe  Senkung  des  Spülwassers  hat  auch  zur  Folge, 
Beckenform  mit  Doulton's  dass  sich  im  Auslass  Koththeilchen  festsetzen, 
metallisch-keramischer Verbin-  Aus  diesen  Gründen  ist  heutzutage  die 

düng  zwischen  Porcellan  U.Blei.     ..  i.    t>     i      i»  i.  i«  1.1.         r»  •    •!_     i  1. 

tiefe  Beckenform  beliebter.    Bei  ihr  braucht 

das  Wasser,  nachdem  es  den  Spülring  verlassen  hat,  nicht  mehr  seine  Rich- 
tung zu  ändern,  sondern  spült  nach  unten  in  den  Wasserverschluss  direct 
hinein,  wodurch  das  Spritzen  vermieden  wird.  Ferner  sind  die  exponirten 
Schmutzfiächen  keine  grossen,  und  lässt  sich  daher  ein  solches  Closet  bequem 
rein  erhalten.  Man  hat  gegen  dasselbe  geltend  gemacht,  dass  man  den  Wasser- 
verschluss und  die  in  demselben  herumschwimmenden  Stoffe  sehen  kann, 
doch  habe  ich  bereits  erwähnt,  dass  bei  guter  Spülung  nur  ein  ganz  un- 
bedeutender Bruchtheil,  ein  Hundertstel,  der  Abfallstoffe  im  Verschlusse 
zurückbleibt. 

„Zu  den  vom  Sanitary  InsiittUe  angestellten  Versuchen  wurde  diese 
Beckenform  mit  einem  Wasserverschluss  von  50  mm  Tiefe  angewendet. 

„Die  Becken  für  beide  Formen  werden  meist  aus  Steingut  oder 
Porcellan  hergestellt,  gusseiseme  Becken  benutzen  wir  in  England  nur 
ausnahmsweise;  als  Farbe  für  die  Innenseite  empfiehlt  sich  Weiss. 

„Was  den  Ciosetsitz  anbelangt,  so  wird  es  sich  empfehlen,  denselben 
so  einzurichten,  dass  man  ihn  ganz  zurückklappen  kann  (s.  Fig.  18,  S.  68), 
wodurch  es  möglich  ist,  das  Closet  als  Urinal  oder  zu  Ausgusszwecken  zu 
benutzen,  und  um  im  letzteren  Falle  ein  Ueberwerfen  zu  vermeiden,  hat 
man  noch  einen  besonderen  Aufsatz  über  dem  Spülring  angebracht. 

„Weiter  wird  es  sich  empfehlen,  das  Closet  nicht  mit  einer  Holzver- 
kleidung zu  umgeben,  welche  nur  allzu  häufig  Anlass  zu  Anhäufungen  von 
Schmutz  giebt,  sondern  eine  der  freistehenden  Piedestal-Formen  zu  be- 
nutzen, da  sich  solche  weit  bequemer  reinigen  lassen  (siehe  Fig.  18,  S.  68). 

Der    Wasserverschluss    mit    Verbindungs-    und 

Entlüftungsrohr. 

„Die  Becken  und  die  Wasserverschlüsse  werden  entweder  aus  einem 
Stück  zusammen  (Fig.  19,  21  u.  24)  oder  aus  zwei  Stücken  getrennt  her- 
gestellt (Fig.  20,  22  u.  23).  Wo  letzterer  aus  Steingut  hergestellt  ist,  ist 
die  Verbindung  zwischen  ihm  und  dem  bleiernen  oder  eisernen  Verbindungs- 
stück zum  Abfallrohr  eine  schwierige  und  muss,  weil  sie  zwischen  Ver- 
schluss und  Canal  liegt,  mit  der  grössten  Sorgfalt  hergestellt  werden,  sonst 
treten  Canalgase  durch  sie  ins  Haus.    Um  dies  zu  vermeiden,  hat  man  den 
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Yerschluaa  aus  Blei  oder  Gusseisen  gemacht,  welches  sich  natürlich  leicht 
mit  einem  bleiernen  oder  gnsseisemen  Yerbindungsrohr  vereinigen  lässt, 
und  liegt  dann  die  schwer  haltbare  Verbindung  zwischen  Blei  und  Steingut 
auf  der  Hausseite  des  Verschlusses,  wodurch  die  Gefahr  des  Austretens 
der  Canalgase  gänzlich  vermieden  wird.  Um  diesem  Uebelstand  der  Ver- 
bindung zwischen  Steingut  und  Metall  abzuhelfen,   hat  sich  kürzlich  die 


Fig.  25. 


bekannte  Firma  Doulton  u.  Co.  ein  Verfahren, 
das  sogen,  „metallo-keramische  Verfahren*'  pa- 
tentiren  lassen  (Fig.  24),  wodurch  es  möglich 
gemacht  ist,  eine  derartige  Verbindung  leicht 
herzustellen.  Diese  Firma  stellt  jetzt  Glosets 
gleich  mit  Bleistutzen  her. 

„Ich  habe  bereits  früher  erwähnt,  dass  es 
nöthig  ist,  den  Wasserverschluss  zu  entlüften, 
Schlechter  Wasserverschluss,  ^j^  ^ji-j  jj^^n  hierzu  am  besten  ein  Rohr  von 

■    '   ®"^    ^^  '  wenigstens    50  mm    innerem  Durchmesser    be- 

natzen, weicheis  hoch  genug  über  Dach  zu  führen  ist,  oder  oberhalb  des 
höchsten  Wasserciosets  mit  dem  Closetfallrohr  verbunden  werden  kann.  In 
Gebäuden  mit  mehreren  fitagen  über  einander,  in  denen  sich  Wasserciosets 
befinden,  sollte  der  Durchmesser  des  Hauptentlüfbungsrohres  nicht  kleiner 
als  75  mm  und  der  der  Zweigentlüfkungsröhren  von  jedem  Closet  nicht  unter 
50  mm  angenommen  werden. 

„Die  Tiefe  des  Wasserverschlusses  muss  wenigstens  50  mm  und  sein 
innerer  lichter  Durchmesser  ungefähr  90  mm  betragen. 

„Eine  sehr  schlechte  Form  eines  Closetwasserverschlusses  ist  der  sogen. 
nD-Verschluss  (Fig.  25),  der  früher  sehr  üblich  war.  £r  ladet  erstlich  zur 
Anhäufung  der  Abfallstoffe  wie  Angedeutet  ein  und  ferner  ist  die  Art  und 
,  Weise,  wie  der  Verschluss  bewirkt  werden  soll,  eine  schlechte. 

Das  Abfallrohr. 

„Das  Abfallrohr  schliesst  sich  unmittelbar  an  das  Verbindungsrohr  an 
^d  kann  entweder  aus  Blei  oder  Gusseisen  bestehen.  £s  sollte  immer 
ftosserhalb  des  Hauses  liegen  (siehe  auch  die  auf  Seite  66  gemachten  Be- 
i&erkangen)  und  völlig  gerade  mit  überall  gleichem  Durchmesser  vom  unter- 
sten bis  zum  höchsten  Punkte  hergestellt  werden.  Für  kleinere  Wohnhäuser 
^d  sich  ein  innerer  lichter  Durchmesser  von  90  bis  100  mm  empfehlen, 
v&hrend  für  grössere  Häuser  Röhren  bis  zu  150  mm  Durchmesser  Ver- 
wendung finden.  —  Was  die  Stärke  der  Wandungen  anbelangt,  so  will  ich 
hier  die  in  England  häufig  benutzten  Gewichte  angeben : 


Tabelle  VIII. 

Innerer  Durchmesser 
der  Rohre 

Blei 

Gewicht  in  Kilogramm 

pro  Meter  nicht  weniger  als 

Eisen 

Gewicht  in  Kilogramm 

pro  Meter  nicht  weniger  als 

90  mm 
100    , 
125    . 
150    , 

10 
11 
14 
16 

12 
13 
17 
21 
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„Wo  ein  bleiernes  Kohr  mit  einem  eisernen  zu  verbinden  ist,  wird  es 
sich  empfehlen  einen  messingenen  Ueberschieber  zwischen  Blei  und  Eisen 

Fig.  28. 


Fig.  26. 


Fig.  26.   Verbindung  eines  Bleirohres  mit  einem  gusseisomcn  Abfallrohre.    A  Theile  des  gnsseisemen 

Abfallrohres ;  B  verBchraabbare  Inspectionsöflhung ;  C  bleiernes  Rohr ;  D  messingener  Ueberschieber ; 

E  Bleifttllung ;  F  Bleilöthung ;  Q  getheerter  Hanfstriok ;  H  Muffen  des  gnsseisemen  AbfalLrohres. 

Fig.  S8.    Verbindung  eines   bleiernen  Closetfallrobres  mit  der  Muffe  eines   Thonrobres.    A  bleierne« 

Closetfjtllrohr ;    B  messingener    Ueberschieber;    C    Thonrohr  -  Krümmer ;    D  LOthnng  aus   Blei;   R 

OementausfDillung  der  Muffe ;  F  Muffe  des  Thonrohres ;  O  getheerter  Hanfstrick. 

einzuschalten,  der  mit  dem  Blei   durch  eine  gute  Löthung  und  mit  dem 
£isen  mittelst  Bleidichtung  zu  verbinden  ist  (Fig.  26). 

Fig.  27. 


Verbindung  eines  Thonrohres  mit  einem  Bleirohr. 

A  bleionics  Bntlttftungsrohr  den  Wasserverschlunses  aus  Thon  und  Porcellan;  B  messingener  Uelier- 
Bchieber  mit  Muffe ;  C  Dichtung  mit  Goment ;  D  BleilAthnng ;  E  thönemer  WasserrerschluHs  eine« 
Closet<« ;  F  Bleirohr,  Verbindungsstück  swischen  WosHerverschluss  mit  Closetabfallrofar ;  O  getheerter 

Hanfstrick. 

„Wo  ein   bleiernes  Rohr  mit  einem  Thonrohr  zu  vereinigen  ist,  wird 
man  gut  thun,  ebenfalls  ein  messingenes  Verbindungsstück  mit  Muffe  in  der 
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Weise  zn  benutzen,  duB  man  die  Muffe  über  das  Thonrohr  schiebt  und  sie 
dann  mit  Cement  ausfüllt,  währeod  man  das  andere  Ende  durch  Löthung 
mit  dem  Bleirohr  verbindet  (siehe  Fig.  27). 

„Auf  die  Vereinigung  des  Abfallrohres  mit  der  Leitung  im  Boden  ist 
die  gröBste  Sorgfalt  zu  verwenden.    Man  bringt  am  besten  das  gerade  Rohr 


Fig.  S9. 


'WanercloKt  n&ch  Je 

Wirkung. 


soweit  in  den  Boden,  dass  die 
Terbiudungsstelle  unter  Frost- 
tiefe liegt.  Da,  wo  das  Fall- 
rohr ein  bleiernes  ist,  Icaun 
man  die  in  Fig.  28  darge- 
stellte Tereiniguuga weise  an- 
wenden, und  da,  wo  dasselbe 
ein  eisernes  ist,  lässt  mau  es 
am  besten  durch  die  Muffe  hin- 
durch ein  wenig  in  den  Thon- 
rohr -  KrUmmer  hineinragen 
und  füllt  nachher  dieselbe  gut 
mit  Cemeut  aus.  Der  Krümmer 
sitzt  am  besten  auf  einer  soli- 
deD  Betonanterlage ,  und  da, 
wo  das  Fallrohr  ein  gnss- 
eisernes  ist,  kann  man  die 
Verbindungsstelle  ebenfalls 
noch  mit  Beton  umhüllen. 
Man  hat  für  diese  Vereinigung 
auch  Patent  verbin  düngen,  die 
sich  gut  bewährt  haben  sollen. 

„Das  obere  Ende  des  Fall- 
rohres ist  so  hoch  über  Dach 
zu  fähren,  dass  die  austre- 
tende Canalluft  nicht  ins  In- 
nere  der  Häuser  gelangen 
kann  und  muss  mit  einem 
tweckmäsaigen  Aufsatz  ver- 
sehen sein. 

„Wo  bleierne  Abfallröhreu 
benutzt  werden,  mi'iasen  diese 
Blei 


1.     gezogenem 

jnd  dürfen  nicht  aus 

"''ftlzblei  mit  Längsnäbten  hergesteDt  werden,  da  letztere  häufig  nachgeben 
*'4er  zerstört  werden  und  dann  Canalluft  durchlassen. 


Neuei 


ventillose  Closetfoi 


„Jennicgs  hat  vor  kurzem  ein  Tentiltoses  Closet  mit  zwei  Wasser- 
*«m;hlüs»eii  erfanden  (Fig.  29),  dem  er  den  Namen  „Closet  des  Jahrhun- 
^*rts'  gegeben  hat  Dasselbe  wirkt  nach  dem  Heberprincip,  doch  fehlt  mir 
'tider  die  Zeit,  nKfaer  darauf  einzugehen ;    es  vereinigt   die  Tiefe  des  bei 
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Ventilciosets  üblichen  WasserverachlaseeB   mit  der  Einfachheit  der  ventil- 
losen  OIoBets,  bildet  daher  einen  Uebergang  zwischen  beiden  Formen. 


Die  VentilcloaetB. 

„Wie  bereits  erwähnt,  ist  diese  Form  die  ältere,  ist  aber  nenerdliigs 
durch  die  ventillosen  Cloeets  mehr  und  mehr  verdrängt  worden,  da  sich 
letztere  für  allgemeinen  Gebrauch  viel  basaer  eignen. 

„Die  Ventüclosets  sind  wegen  ihres  compUcirten  Mechanismus  be- 
deutend theurer,  sind  aus  diesem  Grunde  häufigeren  Functtonsstörungen 
Fig.  30.  Fig.  31. 


Fig.  30  und  31.    Ventilnauercloaet*- 

ansgesetzt,  gestatten  den  Eintritt  schlechter  im  Veutilkaeten  befindlicher 
Luft,  sobald  das  Ventil  geüfi'net  wird,  und  lassen  sich  schlieaslicb  bedeutend 
schlechter  rein  erhalten  als  die  ventillosen  Closets. 

„Das  Ventil  bewegt  sieb  in  einem  besonderen  Kasten  unter  dem  Becken 
und  wird  mittels  Zug  an  einem  Handgriff  bewegt,  wodurch  au  gleioher  Zeit 
auch  der  Hahn  für  das  Spülwasser  geöffnet  wird  und  Wasser  in  das  Becken 
tritt.  Um  nun  zu  verhindern ,  dass  beim  Gehenlassen  des  Handgriffes  der 
Spülhahn  sich  sofort  schliesst,  ist  ein  besonderer  Regnlirapparat  nothwendig, 
der  die  sogen.  Nachspülung  gestattet,  wodurch  ein  Wasserrerschluss  über 
dem  Closetventil  hergestellt  wird.  Ich  brauche  kaum  zu  erwähnen ,  dass 
der  genannte  Spülhahn  nicht  mit  der  Wasserleitung  verbunden  ist,  sondern 
im  Fallrohre  des  eigenen  Spülkastens  sitzt. 

„Man  hat  auch  Spülcisternen  mit  Hebewirkuog  mit  den  Ventilclosets 
verbunden,  doch  eignen  sich  diese  hierfür  nicht  besonders  gut. 

„Es  ist  daher  klar,  dass  in  diesen  Closets  die  Spülung  eine  jedes  Mal 
verschiedene  —  bald  gut,  bald  schlecht  —  sein  wird,  was  natürlich  für  die 
Leitungen,  wie  bereits  erwähnt,  leicht  schädlich  sein  kann. 

„Die  Form  der  Becken  ist  meist  eine  tiefe  halbkreisfSrmige  und  wird 
dasselbe  gewöhnlich  mit  Ueberlaufrohr  in  den  Ventükasten  versehen,  damit 
das  im  Falle  von  Betriebsstörungen  ins  Becken  nach  Schiusa  des  Cloaetventils 
eintretende  Wasser  ablaufen  kann,  ohne  Ueberschwemmungen  ananiicbten. 
Dieser  Uebertauf  muss  mit  Geruch  verschluss  versehen  sein,  welcher  jedoch 
nur  allzu  häufig  völlig  nutzlos  ist,  wenn  nicht  weitere  besondere  Maass* 
regeln  getroffen  sind. 
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^Beim  Yentilcloset  wird  es  sich  empfehlen,  unter  dem  Becken  einen 
sogen.  Sicherheitsuntersatz  aus  Blei  anzubringen,  der  mit  Auslauf  durch  die 
Aussenmauer  zu  versehen  ist  und  mit  Rückstauklappe  angeordnet  werden 
kann,  damit  das  bei  Störungen  aus  dem  Becken  austretende  Wasser  nicht 
in  die  Diele  eindringt. 

„Das  Ciosetventil  bewegt  sich,  wie  bereits  bemerkt,  in  dem  Ventil- 
kasten, an  dessen  Wänden  sich  mit  der  Zeit  Abfallsstoffe  festsetzen,  welche, 
wenn  sie  nicht  sehr  regelmässig  entfernt  werden,  zu  unangenehmen  Ge- 
rüchen Veranlassung  geben.  Um  dies  zu  vermeiden,  hat  man  denselben 
ins  Freie  ventilirt  durch  ein  besonderes  Entlüftungsrohr,  doch  kommt  es 
trotzdem  nur  allzu  häufig  vor,  dass  man  nach  dem  Ziehen  des  Griffes  diese 
Gase  stark  wahrnimmt. 

„Der  Geruch  verschluss,  das  Verbindnngs-  und  Abfallrohr  werden  ähn- 
lich wie  bei  den.  ventillosen  Closets  hergestellt. 

„Früher  war  in  England  das  sogenannte  Pan-Closet  mit  7) -Verschluss 
(s.  Fig.  25,  S.  73)  ziemlich  stark  verbreitet,  doch  wird  es  heutzutage  nicht 
mehr  aufgestellt,  da  seine  Anwendung,  namentlich  mit  D -Verschluss ,  zu 
vielen  Uebelständen  Anlass  gegeben  hat. 

„Aus  dem  Vorhergehenden  wird  zur  Genüge  erhellen,  dass  die  ein- 
gangs erwähnten  Nachtheile  des  Ventilciosets  in  der  That  existiren,  und 
daher  empfehlen  sich  dieselben  für  allgemeinen  Gebrauch  nicht  so  gut  wie 
die  yentillosen  Closets. 

^Endlich  bemerke  ich  hier  noch,  dass  die  Spülung  der  Ventilciosets 
nachtheiliger  auf  andere  mit  dem  Fallrohr  verbundene  Wasserverschlüsse 
ihrer  Verschlussart  wegen  wirkt  als  die  der  ventillosen  Closets. 

Die  Ürinal-Einrichtungen. 

„Es  wird  sich  kaum  empfehlen,  in  Privathäusem  Urinaleinrichtungen 
anzuhnngen,  da  sie  nur  allzu  häufig  zu  starken  Gerüchen  Anlass  geben,  und 
^rd  man  sich  vielfach  dadurch  behelfen  können,  dass  man  ein  freistehendes 
^entilloses  Closet  mit  bewegbarem  Deckel  benutzt.  Wo  sie  trotzdem  in 
Anwendung  sind,  müssen  sie  mit  reichlicher  Spülung  versehen  sein  und 
Wenigstens  täglich  einmal  gereinigt  werden. 

„Man  sollte  dann  Porcellanbecken  mit  vorspringendem  Zungenstück 
nnd  Ueberlauf  benutzen,  welche  mit  Spülrand  rings  herum  anzuordnen  und 
m  der  Wand  des  Ciosetzimmers  zu  befestigen  sind.  Nach  jedesmaliger 
Benutzung  sind  sie  dann  von  einem  Spülkasten  mit  Heberwirkung  aus  zu 
spülen,  noch  besser  ist  jedoch  die  automatisch  periodische  Spülung.  Die 
•^bzQgsleitung  muss  von  dem  Closetfallrohr  durch  Wasserverschluss  ge- 
^nnt  sein. 

^Es  wird  sieh  weiter  empfehlen,  die  Wand,  an  der  sie  angebracht  sind, 
^nd  den  Fussboden  mit  wasserundurchlässigem  Material,  wie  glasirte  Platten, 
abzudecken. 

„Man  hat  auch  vorgeschlagen,  diese  Becken  beweglich  einzurichten, 
damit  man  sie  nach  Benutzung  umklappen  kann,  um  sie  dem  Auge  zu  ent- 
ziehen, doch  sind  solche  Formen  meist  noch  viel  unreinlicher  als  die  festen, 
^^d  wird  man,  wie  bereits  erwähnt,  gut  thun,  derartige  Einrichtungen  in 
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Piivathäuseru  ganz  zu  vermeiden  oder  ihre  Aufstellung  nur  auf  den  Hof 
zu  beschränken,  wo  sie  dann  nach  Art  der  öffentlichen  Urinais  eingerichtet 
werden  können. 

Die  Badeeinrichtungen. 

„Wo  es  irgend  möglich  ist,  wird  es  sich  empfehlen,  Badezimmer  mit 
Badeeinrichtungen  in  den  Wohnhäusern  einzurichten,  da  sie  in  gesundheit- 
licher Beziehung,  namentlich  in  unseren  Grossstädten,  eine  sehr  wichtige 
Rolle  spielen. 

„In  England  sind  sie  so  Lebensbedingung  geworden,  dass  man  sie 
jetzt  fast  überall  auch  in  den  kleineren  Wohnhäusern  findet,  und  dass  ein 
solches  ohne  Badezimmer  sich  oft  nur  schwer  vermiethen  lässt. 

„Man  braucht  ja  auch  gar  nicht  grosse  Summen  hierfür  auszugeben, 
sondern  kann  sich  ohne  Ober-,  Seiten-  und  Unterdouche  mit  einer  einfachen, 
hinreichend  grossen  Wanne  begnügen,  die  mit  kaltem  und  heissem  Wasser 
versehen  ist.  Eine  solche  Einrichtung  besteht  dann  aus  folgenden  Theilen, 
nämlich  den  Heiss-  und  Kaltwasserröhren  mit  Hähnen,  der  Wanne  mit  Ab- 
lauf- und  Ueberlaufrohr  und  dem  Fallrohr. 

„Das  Zimmer,  in  dem  das  Bad  aufgestellt  ist,  sollte  geräumig  sein,  sein 
eigenes  gutes  Licht  haben  und  gut  ventilirt  sein.  Die  Wanne  kann  au  einer 
Innenwand,  aber  nicht  in  allzu  grosser  Entfernung  von  der  Aussenwand 
Aufgestellt  sein,  damit  die  Yerbindungsleitung  vom  Ablauf  zum  Fallrohr 
keine  zu  lange  wird.  Es  wird  sich  auch  empfehlen,  den  Fussboden  mit 
«inem  wasserundurchlässigen  Material,  z.B.  glasirte  Platten,  abzudecken,  dem 
man  dann  am  besten  eine  geringe  Neigung  nach  der  Aussenwand  giebt  und 
ihn  hier  mit  einer  durch  dieselbe  hindurchgelegten  Röhre  mit  Rückstauklappe 
verbindet.  Wo  eine  solche  Abdeckung  nicht  in  Anwendung  kommt,  sollte  man 
«inen  bleierneu  Sicherheitsuntersatz  unter  dem  Bade  anbringen,  welcher  dann 
alles  überlaufende  Wasser  aufnimmt  und  durch  ein  durch  die  Aussenwand 
hindurchgelegtes  kurzes  Rohr  mit  messingener  Rückstauklappe  abführt. 

„Wo  im  Hause  keine  allgemeine  Warmwasserleitung  gelegt  ist,  wird 
mau  einen  besonderen  Ofen  im  Badezimmer  aufstellen  müssen,  deren  es  ja 
sehr  viele  von  verschiedener  Form  giebt,  welche  zum  Theil  ihre  Aufgabe 
gut  erfüllen. 

„Für  die  Hähne  kann  man  die  verschiedensten  Formen  benutzen  und 
hat  man,  was  die  Badegarnitur  anbelangt,  vorzügliche  Einrichtungen,  doch 
brauche  ich  hier  auf  dieselben  nicht  weiter  einzugehen. 

„Die  Wannen  werden  meist  aus  Gusseisen  oder  Steingut  hergestellt, 
Wannen  aus  Zink-  oder  Kupferblech  kommen  in  England  nur  selten  vor. 
Sie  werden  entweder  mit  einem  Holzrahmen  verkleidet  oder  völlig  frei- 
stehend ausgeführt.  Das  Innere  der  gusseisernen  Wannen  kann  man  ent- 
weder mit  einem  dauerhaften  Anstrich  von  hellem  Ton  versehen  oder  besser 
noch  emailliren  und  ihr  Acusseres,  da  wo  sie  freistehen,  lässt  sich  ebenfalls 
schön  in  Farben  herstellen. 

„Man  sollte  immer  darauf  achten,  dass  jede  Wanne  mit  Ueberlauf  ver- 
sehen ist,  um  hierdurch  die  Möglichkeit  einer  Ueberschwemmung  zu  verhin- 
dern,  wenn   z.  B.  bei  geschlossenem  Auslass  die  Hähne  offen  gelassen  sind. 
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„Der  Ablauf  der  Wanne,  über  dem  ein  Sieb  anzubringen  ist,  befindet 
sich  an  der  tiefsten  Stelle  im  Boden  derselben  und  wird  am  besten  durch 
ein  kegelförmiges  Ventil  geschlossen,  das  in  der  Ableitung  sitzt  und  vom 
Rande  der  Wanne  aus  bewegt  werden  kann.  Weniger  gut  ist  die  Ein- 
richtung, wo  das  Ventil  in  die  AbflussöfFnung  selbst  eingesetzt  ist  und  mittels 
Kette  bewegt  wird. 

„Es  wird  sich  empfehlen,  den  inneren  lichten  Durchmesser  des  Ablaufs- 
oder Verbindungsrohres  zwischen  Wanne  und  Fallrohr  nicht  unter  50  mm 
anzunehmen,  da  dies  ein  schnelles  Entleeren  ermöglicht,  welches  natürlich 
die  spülende  Kraft  des  Wassers  in  den  Canälen  erhöht. 

„Im  Ablaufe  muss  sich  ein  Wasserverschluss  befinden ,  der  durch  ein 
Rohr  von  wenigstens  40  mm  innerem  Durchmesser  zu  entlüften  ist  und  da, 
wo  mehrere  Bäder  in  Stockwerken  über  einander  mit  einem  Fallrohr  ver- 
bunden sind,  entweder  selbständig  (mit  innerem  Durchmesser  von  ungefähr 
65  mm)  über  Dach  zu  führen  ist,  oder  oberhalb  des  höchsten  Bades  mit  dem 
Fallrohre  verbunden  werden  kann.  Wenn  angängig,  kann  man  zur  Ent- 
lüftung des  W^asserverschlusses  der  Bäder  das  Entlüftungsrohr  des  Closet- 
Svphons  benutzen. 

„Das  Fallrohr  des  Bades  kann  wie  das  des  Closets  entweder  aus  Blei 

oder  Eisen  hergestellt  werden,  darf  aber  nicht  in  directer  Verbindung  mit 

den  Canälen  stehen.     In  einer  seitlichen  Entfernung  von  50  cm  von  seinem 

Posse  kann  entweder  ein  Hofgully  oder  Spülkasten   aufgestellt  werden,  in 

die  es  sich  entweder  über  oder  unter  Terrainniveau  entleert.     Man  giebt 

dem  Fallrohr  am  besten   den  gleichen  Durchmesser  wie  dem  Ablauf-  oder 

Verbindungsrohr,  welcher  nicht  unter  50  mm  anzunehmen  ist,  auch  da,  wo 

mehrere  Bäder  an   das  Fallrohr  angeschlossen  sind,   da  es  sich  nur  selten 

ereignen  wird,  dass  dieselben  zu  gleicher  Zeit  entleert  werden.    (Siehe  auch 

die  auf  Seite  66  gemachten  Bemerkungen.) 

„Ein  für  mehrere  Bäder  gemeinsames  Fallrohr  wird  am  besten  mit 
ToUem  Durchmesser  gerade  über  Dach  geführt  und  hier  mit  Ventilatious- 
aufsatz  versehen.  ' 

Die   Waschtoiletten. 

r)Sie  bestehen  in  der  Hauptsache  aus  einem  Becken,  das  entweder  be- 
weglich oder  fest  ist  und  mit  heissem  und  kaltem  Wasser  versehen  ist. 
Bei  dem  festen  Becken  ist  der  Ablauf  am  Boden  und  der  üeberlauf  an  der 
Seite.  Der  Ablauf  darf  nie  mit  dem  Ciosetfallrohr  in  Verbindung  stehen, 
sondern  soll  entweder  sein  eigenes  Fallrohr  besitzen,  von  dem  es  durch  einen 
entlüfteten  Wasserverschluss  zu  ttennen  ist,  oder  kann  mit  dem  Fallrohr 
der  Badewanne ,  aber  ebenfalls  nur  mittels  Wasserverschlusses ,  verbunden 
Werden. 

„Für  das  Fallrohr  der  Waschtische  selbst  gelten  im  Allgemeinen  die- 
selben Regeln  wie  für  das  der  Badewannen,   mit  dem  Unterschiede  jedocl 
^88  hier  der  Durchmesser  kleiner  gehalten  werden  kann. 
ÄUch  die  Anwendung  einer  verschraubbaren  Oefinung  vm.\ 
^asBerverschlusses ,  welche  zur  Reinigung  benutzt  w^ 
wägt  der  innere  Durchmesser  im  Lichten  40  mm. 
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Privathäusern  ganz  zu  vermeiden  oder  ihre  Aufstellung  nur  auf  den  Hof 
zu  beschränken,  wo  sie  dann  nach  Art  der  öffentlichen  Urinais  eingerichtet 
werden  können. 

Die  Badeeinrichtungen. 

,,Wo  es  irgend  möglich  ist,  wird  es  sich  empfehlen,  Badezimmer  mit 
Badeeinrichtungen  in  den  Wohnhäusern  einzurichten,  da  sie  in  gesundheit- 
licher Beziehung,  namentlich  in  unseren  Grossstädteu ,  eine  sehr  wichtige 
Rolle  spielen. 

7, In  P^ngland  sind  sie  so  Lebensbedingung  geworden,  dass  man  sie 
Jetzt  fast  überall  auch  in  den  kleineren  Wohnhäusern  findet,  und  dass  ein 
solches  ohne  Badezimmer  sich  oft  nur  schwer  vermiethen  lässt. 

„Man  braucht  ja  auch  gar  nicht  grosse  Summen  hierfür  auszugeben, 
sondern  kann  sich  ohne  Ober-,  Seiten-  und  Unterdouche  mit  einer  einfachen, 
hinreichend  grossen  Wanne  begnügen,  die  mit  kaltem  und  heissem  Wasser 
versehen  ist.  Eine  solche  Einrichtung  besteht  dann  aus  folgenden  Theilen, 
nämlich  den  Heiss-  und  Kaltwasserröhren  mit  Hähnen,  der  Wanne  mit  Ab- 
lauf- und  Ueberlaufrohr  und  dem  Fallrohr. 

„Das  Zimmer,  in  dem  das  Bad  aufgestellt  ist,  sollte  geräumig  sein,  sein 
eigenes  gutes  Licht  haben  und  gut  ventilirt  sein.  Die  Wanne  kann  an  einer 
Innenwand,  aber  nicht  in  allzu  grosser  Entfernung  von  der  Aussenwand 
aufgestellt  sein,  damit  die  Yerbindungsleitung  vom  Ablauf  zum  Fallrohr 
keine  zu  lange  wird.  Es  wird  sich  auch  empfehlen,  den  Fussboden  mit 
einem  wasserundurchlässigen  Material,  z.  B.  glasirte  Platten,  abzudecken,  dem 
man  dann  am  besten  eine  geringe  Neigung  nach  der  Aussenwand  giebt  und 
ihn  hier  mit  einer  durch  dieselbe  hindurchgelegten  Röhre  mit  Rückstauklappe 
verbindet.  Wo  eine  solche  Abdeckung  nicht  in  Anwendung  kommt,  sollte  man 
einen  bleiernen  Sicherheitsuntersatz  unter  dem  Bade  anbringen,  welcher  dann 
alles  überlaufende  Wasser  aufnimmt  und  durch  ein  durch  die  Aussenwand 
hindurchgelegtes  kurzes  Rohr  mit  messingener  Rückstauklappe  abführt. 

„Wo  im  Hause  keine  allgemeine  Warmwasserleitung  gelegt  ist,  wird 
man  einen  besonderen  Ofen  im  Badezimmer  aufstellen  müssen,  deren  es  ja 
sehr  viele  von  verschiedener  Form  giebt,  welche  zum  Theil  ihre  Aufgabe 
gut  erfüllen. 

„Für  die  Hähne  kann  man  die  verschiedensten  Formen  benutzen  und 
hat  man,  was  die  Badegarnitur  anbelangt,  vorzügliche  Einrichtungen,  doch 
brauche  ich  hier  auf  dieselben  nicht  weiter  einzugehen. 

„Die  Wannen  werden  meist  aus  Gusseisen  oder  Steingut  hergestellt, 
Wannen  aus  Zink-  oder  Kupferblech  kommen  in  England  nur  selten  vor. 
Sie  werden  entweder  mit  einem  Holzrahmen  verkleidet  oder  völlig  frei- 
stehend ausgeführt.  Das  Innere  der  gusseisernen  Wannen  kann  man  ent- 
weder mit  einem  dauerhaften  Anstrich  von  hellem  Ton  versehen  oder  besser 
noch  emaillircn  und  ihr  Acusseres,  da  wo  sie  freistehen,  lässt  sich  ebenfalls 
schön  in  Farben  herstellen. 

„Man  sollte  immer  darauf  achten,  dass  jede  Wanne  mit  Ueberlauf  ver- 
sehen ist,  um  hierdurch  die  Möglichkeit  einer  Ueberschwemmung  zu  verhin- 
dern, wenn   z.  B.  bei  geschlossenem  Auslass  die  Hähne  offen  gelassen  sind. 
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„Der  Ablauf  der  Wanne,  über  dem  ein  Sieb  anzubringen  ist,  befindet 
sieb  an  der  tiefsten  Stelle  im  Boden  derselben  und  wird  am  besten  durch 
ein  kegelförmiges  Ventil  geschlossen,  das  in  der  Ableitung  sitzt  und  vom 
Rande  der  Wanne  aus  bewegt  werden  kann.  Weniger  gut  ist  die  Ein- 
richtung, wo  das  Ventil  in  die  Abflussöifnung  selbst  eingesetzt  ist  und  mittels 
Kette  bewegt  wird. 

^Es  wird  sich  empfehlen,  den  inneren  lichten  Durchmesser  des  Ablaufs- 
oder Verbindungsrohres  zwischen  Wanne  und  Fallrohr  nicht  unter  50  mm 
anzunehmen,  da  dies  ein  schnelles  Entleeren  ermöglicht,  welches  natürlich 
die  spülende  Kraft  des  Wassers  in  den  Canälen  erhöht. 

„Im  Ablaufe  muss  sich  ein  Wasserverschluss  befinden ,  der  durch  ein 
Rohr  von  wenigstens  40  mm  innerem  Durchmesser  zu  entlüften  ist  und  da, 
wo  mehrere  Bäder  in  Stockwerken  über  einander  mit  einem  Fallrohr  ver- 
bunden sind,  entweder  selbständig  (mit  innerem  Durchmesser  von  ungefähr 
65  mm)  über  Dach  zu  führen  ist,  oder  oberhalb  des  höchsten  Bades  mit  dem 
Fallrohre  verbunden  werden  kann.  Wenn  angängig,  kann  man  zur  Ent- 
lüftung des  Wasserverschlusses  der  Bäder  das  Entlüftungsrohr  des  Closet- 
Syphons  benutzen. 

„Das  Fallrohr  des  Bades  kann  wie  das  des  Closets  entweder  aus  Blei 

oder  Eisen  hergestellt  werden,  darf  aber  nicht  in  directer  Verbindung  mit 

den  Canälen  stehen.     In  einer  seitlichen  Entfernung  von  50  cm  von  seinem 

Pusse  kann  entweder  ein  Hofgully  oder  Spülkasten   aufgestellt  werden,  in 

die  es  sich  entweder  über  oder  unter  Terrainniveau  entleert.     Man  giebt 

dem  Fallrohr  am  besten   den  gleichen  Durchmesser  wie  dem  Ablauf-  oder 

^erbindungsrohr,  welcher  nicht  unter  50mm  anzunehmen  ist,  auch  da,  wo 

mehrere  Bäder  an  das  Fallrohr  angeschlossen   sind,   da  es  sich  nur  selten 

ereignen  wird,  dass  dieselben  zu  gleicher  Zeit  entleert  werden.    (Siehe  auch 

die  auf  Seite  66  gemachten  Bemerkungen.) 

„Ein  für  mehrere  Bäder  gemeinsames  Fallrohr  wird  am  besten  mit 
ToUem  Durchmesser  gerade  über  Dach  geführt  und  hier  mit  Ventilations- 
aufsatz  versehen.  ' 

Die   Waschtoiletten. 

nSie  bestehen  in  der  Hauptsache  aus  einem  Becken,  das  entweder  be- 
weglich oder  fest  ist  und  mit  heissem  und  kaltem  Wasser  versehen  ist. 
ßei  dem  festen  Becken  ist  der  Ablauf  am  Boden  und  der  üeberlauf  an  der 
Seite.  Der  Ablauf  darf  nie  mit  dem  Closetfallrohr  in  Verbindung  stehen, 
sondern  soll  entweder  sein  eigenes  Fallrohr  besitzen,  von  dem  es  durch  einen 
entlüfteten  Wasserverschluss  zu  tirennen  ist,  oder  kann  mit  dem  Fallrohr 
der  Badewanne ,  aber  ebenfalls  nur  mittels  Wasserverschlusses,  verbunden 
werden. 

»Für  das  Fallrohr  der  Waschtische  selbst  gelten  im  Allgemeinen  die- 
*€lbeii  Regeln  wie  für  das  der  Badewannen,  mit  dem  Unterschiede  jedoch, 
dÄ88  hier  der  Durchmesser  kleiner  gehalten  werden  kann.  Dies  ermöglicht 
*üch  die  Anwendung  einer  verschraubbareu  Oeffnung  im  tiefsten  Theile  des 
^ftsserverschlusses ,  welche  zur  Reinigung  benutzt  werden  kann.  Häufig 
»eträgt  der  innere  Durchmesser  im  Lichten  40  mm. 
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Die  Spülsteine  und   sonstigen  Ausgüsse. 

^Für  die  Spülsteine  und  sonstigen  Ausgüsse  im  Hause,  die  Sinkkasten 
jedoch  ausgenommen,  gelten  im  Allgemeinen  dieselben  Regeln,  was  die  Ent- 
fernung des  verbrauchten  Wassers  betriflfl,  wie  für  Waschtoiletten.  Sie 
dürfen  unter  keinen  Umständen  mit  den  Ganälen  direct  yerbunden  sein, 
sondern  müssen  entlüfteten  Wasserverschluss  und  Fallrohr  haben,  welches 
sich  entweder  über  oder  unter  Niveau  in  ein  Hofgully  entleert.  Der  Durchmesser 
der  hierzu  benutzten  Röhren  hängt  ganz  von  den  Umständen  ab,  doch  wird 
sich  ein  kleinerer  Durchmesser  als  40  mm  kaum  empfehlen.  Da,  wo  kein 
Fallrohr  der  Badewannen  oder  Waschtoiletten  benutzt  werden  kann,  müssen 
die  Ausgüsse  ihr  eigenes  Fallrohr  erhalten,  das  im  Allgemeinen  gerade  so 
zu  behandeln  ist  als  das  der  Badewannen.  Ein  Gleiches  gilt  auch  von  dem 
Entlüftungsrohr. 

„Alle  derartigen  Einrichtungen  bringt  man  am  besten  an  der  Aussen- 
wand  oder  in  deren  Nähe  an,  um  hierdurch  die  Länge  des  horizontalen  Ver- 
bindungsstückes zwischen  Ausguss  und  Fallrohr  zu  reduciren. 


Die  Hofsinkkästen. 

„Es  wird  sich  im  Allgemeinen  nicht  empfehlen,  Sinkkästen  im  Inneren 
der  Häuser  anzubringen. 

„Was  die  Hofsinkkästen  oder  Hofgullys  anbelangt,  so  hängt  ihre  Form, 
da  sie  im  Freien  liegen,  zum  Theil  vom  Klima  ab.  Verhältnissmässig  flache 
Formen  sind  an  sich  den  sehr  tiefen  vorzuziehen,  doch  muss  man  letztere 
da  anwenden,  wo  starker  und  anhaltender  Frost  zu  befürchten  ist,  um  das 
Gefrieren  des  Wasserverschlusses  zu  verhindern. 

„Man  stellt  sie  entweder  aus  Gusseisen  oder  gebranntem  Thon  her, 
entweder  viereckig  oder  besser  noch  rund  im  Querschnitt,  und  versieht  sie 
mit  einem  Schmutzeimer,  der  die  suspendirten  Stoffe  zurückhält.  An  der 
Oberfläche  sind  sie  mit  einem  eisernen  Gitter  oder  Rost  abzudecken.  Ziegel- 
mauerwerk eignet  sich  in  der  Regel  nicht  für  Hofsinkkästen. 

„Ein  jedes  Gully  muss  mit  Wasserverschluss  gegen  den  Seitencanal 
versehen  sein,  damit  die  Canalgase  nicht  austreten  können  und  muss  die 


Kg.  32. 


Verbindung  zwischen  GuUy-Auslass  und  Ganal  sorg- 
fältig und  gut  hergestellt  werden.  Man  hat  auch 
zwei,  ja  sogar  drei  Wasserverschlüsse  vorgeschlagen, 
doch  wird  in  der  Regel  ein  tiefer  vorzusiehen  sein, 
da  zwei  oder  drei  Verschlüsse  die  Form  der  K&sten 
leicht  complicirter  machen,  was  im  Allgemeinen  als 
Nachtheil  anzusehen  ist.  Der  Verschluss  wird  häufig 
durch  den  nach  unten  gebogenen  Auslass  gebildet. 

„Der  sogen.  „Glockenverschluss*'  (Fig.  32)  ist 
gänzlich  zu  verwerfen,  da  mit  Herausnahme  des 
Deckels  der  Wasserverschluss  beseitigt  ist  und  die 
Canalgase  frei  ausströmen  können.  Jeder  Kasten,  in  dem  eine  solche  Ein- 
richtung besteht,  ist  durchaus  unstatthaft,  da  die  Deckel  nur  alliu  häufig 


Schlechter  Wasserver- 
schluss,   „Glockenver- 
schluss". 
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verloren  gehen;  «ach  giebt  Beine  Form,  wie  angedeutet,  za  Seh mntzauh an- 
fangen VeranloBBung,  die  sich  nur  mit  Mühe  beseitigen  laBBen. 

„Eine    weitere    schlechte   Constmctionaform  ist    der  sogen.    „Mnurer- 
verschloss",  den  ich  in  Fig.  33  dargestellt  habe. 
Fig   33 


Schlechter  Wauerverecblun    UaDrerverBcblnra. 

„Ich  habe  bereits  erwähnt  dasB  es  sich  empfiehlt,  olle  Hofsinkkisten  in 
einer  Entfernung  von  nngef^hr  50  cm  von  der  Aussenmauer  anfzastellen, 
damit  letztere  nicht  dnrch  Feuchtigkeit  zu  leiden  hat. 

„Zur  Ableitung  des  Regenwassers  von  den  Frontdächem  kann  man 
sieb  derselben  oder  ähnlicher  Spdlkäaten  bedienen  wie  für  Höfe  und  gelten 
für  ihre  Aufstellung  dieselben  Regeln 

„Im  Sommer  müssen  die  Kästen  penodisch  gereinigt  —  einmal  in  der 
Woche  —  und  wahrend  grosser  Trockenheit  mit  Wasser  gefüllt  werden, 
damit  der  Verschluss  nicht  durch  Verdunstung  zerstört  wird. 


Die  Fettfänge. 

„Bei  Ausgüssen  von  grossen  Küchen  wird  es  sich  empfehlen,  die  Siuk- 
käsUn  in  Form  von  Fett^ngen  herzustellen,  welche  das  Fett  aus  dem  Canal 
znrficUialten.  Es  giebt  eine  stattliche  Reihe  derselben,  die  sich  zum  Theil 
gilt  bewährt  haben,  doch  müssen  alle  häufig  gereinigt  werden,  sonst  geben 
Eie  zu  unangenehmen  Ausdünstungen  Veranlassung. 


Die  Spülschächte. 

,Ich  habe  bereits  früher  erwähnt,  dasa  man  überall  da,  wo  die  Haupt- 
leitiing  ein  flaches  Gefälle  hat,  Spülsckächte  benutzen  muss,  die  sich  langsam 
füllen  und  dann,  sobald  die  Heberwirkung  angefangen  hat,  ihren  ganzen 
Inhalt  in  kurzer  Zeit  in  den  Canal  entleeren,  wodurch  derselbe  gründlich 
"»geipült  wird.  Zur  Füllung  dieser  Schächte  kann  man  das  LeitungS' 
*»Mr  oder  die  Abflüsse  von  den  Badewannen  und  sonstigen  Ausgüssen  be- 
notKu,  oder  man  kann  auch  in  dem  Springbrunnenbecken  geeignete  Vor- 
(«hroDgen  hierin  anbringen. 

»Hau  hat  auch  andere  Einrichtungen  an  Stelle  der  Heber  benutzt,  wie 
^  B.  Gefisae ,  die  sich  allmälig  füllen  und  dann  auf  einmal  umkippen  und 
™f  AaslassiSfinung  freilegen,  durch  welche  dann  das  im  Kasten  zurück- 
gehaltene Wasser  sich  mit  Schnelligkeit  in  den  Canul  stürzt.    Ich  kann  hier 
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aber  leider  nicht  auf  diese  verschiedenen  Formen  eingehen  und  müssen  die 
gemachten  Bemerkungen  genügen. 

Die    an    eine    Entwässerungsaulage    zu    stellenden 

Anforderungen. 

„Ich  habe  nun  alle  wichtigen  Theile  einer  Entwässerungsanlage  Ihnen 
vorgeführt  und  will  jetzt  noch  kurz  die  an  eine  solche  Anlage  zu  stellenden 
Anforderungen  zusammenstellen. 

„Ihre  Aufgabe  ist,  wie  bereits  erwähnt,  alle  flüssigen  Abfälle  der  Wohn- 
häuser, wozu  auch  die  Fäcalien  und  das  verbrauchte  Wasser  gehören,  so 
schnell  und  so  vollkommen  als  möglich  aus  den  Häusern  zu  entfernen  und 
dem  Strassencanal  zu  übergeben.  Dies  muss  jedoch  so  geschehen,  dass  da- 
durch keine  Belästigungen  für  die  Bewohner  oder  gar  Nachtheile  für  ihre 
Gesundheit  erwachsen. 

„Um  diesen  Zweck  vollkommen  zu  erreichen,  empfiehlt  es  sich  im  All- 
gemeinen wie  folgt  zu  verfahren. 

„Vor  Allem  ist  darauf  zu  achten,  dass  überall  nur  gute  und  passende 
Materialien  und  Installateure  Verwendung  finden. 

„Der  Ilauptcanal  ist,  wenn  irgend  möglich,  nicht  unter  dem  Hause 
hindurchzuführen,  er  ist  mittels  Hauptwasserverschlusses  von  dem  Strassen- 
canal zu  trennen ,  seine  Verbindungen  mit  den  Seitenleitungen  sind  unter 
dem  Hofterrain  vorzunehmen,  alle  unter  der  Erde  liegenden  Canäle  sind 
Wasser-  und  luftdicht  herzustellen  und  mit  selbstreinigendem  Gefälle  zu  ver- 
legen, und  die  ganze  Entwässerungsanlage  muss  gut  durchlüftet  und  leicht 
inspicirbar  sein. 

„Alle  Entlüftungs-  und  Fallrohren  sind,  wenn  irgend  angängig,  ausser- 
halb der  Häuser  anzuordnen,  gerade  so,  wie  auch  jetzt  schon  die  Regen- 
röhren,  die  Fallröhren  —  mit  Ausnahme  der  Ciosetfallröhren  —  müssen 
über  Sinkkästen  auf  dem  Hofterrain  frei  ausmünden,  und  sind  die  Durch- 
messer der  verschiedenen  liöhren  hinreichend  für  ihre  Zwecke  zu  wählen. 
Die  Entlüftungsröhren  sind  hoch  genug  über  die  Häuser  zu  führen,  um  ein 
Eindringen  der  austretenden  Gase  in  die  Häuser  zu  vermeiden. 

„Die  Wasserciosets  sind  an  einer  Aussenmauer  aufzustellen,  und  die 
Zimmer,  in  denen  sich  derartige  Anlagen  befinden,  müssen  reichlich  mit 
directcm  Licht  und  Luft  versehen  sein  und  womöglich  wasserundurchlässige 
Fussböden  und  Wände  haben.  Die  Ciosetbecken  sind  immer  von  einem 
besonderen  Spülkasten  aus  zu  spülen  und  dürfen  unter  keinen  Umstanden 
direct  an  die  Hauswasserleitung  angeschlossen  sein.  Von  den  Closetfallröhreu 
sind  die  Becken  durch   einen  gut  entlüfteten  Wasserverschluss  zu  trennen. 

„Alle  übrigen  in  die  Leitungen  eingeschalteten  Apparate  sind  in  der 
Nähe  einer  Aussenwand  aufzustellen  und  mit  entlüftetem  Wasserverschluss 
zu  versehen.  Sie  können  durch  ein  gemeinsames  Fallrohr  entwässert 
werden,  welches  jedoch  nie  mit  dem  Ciosetfallrohr  zu  verbinden  ist. 

„Die  Ueberläufe  und  Entleerungsleitungen  von  Cisternen  oder  Wasser- 
kästen dürfen  nie  mit  dem  Closet-  oder  Closetabfallrohr  verbunden  werden, 
.sondern  müssen  sich  entweder  frei  in  der  Luft  oder  über  Ausgüssen 
entleeren. 
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„Nachdem  diese  Bedingungen  erfüllt  sind,  muss  man  darauf  achten, 
dass  die  Anlagen  rationell  benutzt  und  periodisch  inspicirt  werden,  da  sie 
aonst  sehr  bald  die  an  sie  gestellten  Anforderungen  nicht  mehr  erfüllen 
werden  und  den  Bewohnern  zum  Schaden  gereichen  können. 

„Hier  möchte  ich  mir  auch  noch  eine  allgemeine  Bemerkung  über  die 
Form  der  Apparate  erlauben.  Man  sieht  häufig  äusserst  complicirte  Formen, 
und  scheint  es  beinahe,  als  ob  einige  Fabriken  darauf  ausgingen,  einfache 
Formen  in  complicirte  Formen  zu  verwandeln.  Das  ist  aber  meiner  Ansicht 
nach  durchaus  kein  Yortheil.  Je  einfacher  die  Form  des  Apparates  ist, 
desto  besser,  und  sollte  man  beim  Aufstelldin  von  neuen  Formen  immer  im 
Auge  behalten,  dass  es  nicht  darauf  ankommt,  wie  dieselben  auf  Papier  aus- 
sehen, sondern  wie  sie  sich  im  täglichen  Leben  bewähren.  Complicirte 
Formen  müssen  sehr  subtil  bedient  werden,  sonst  versagen  sie  leicht  den 
Dienst,  und  dann  können  sie  schnell  das  Gegentheil  von  dem  herbeiführen, 
wozu  sie  ursprünglich  aufgestellt  waren.  Formen,  die  weniger  complicirt 
sind,  aber  doch  ihren  Zweck  erfüllen,  sind  für  den  täglichen  Gebrauch  weit 
besser  geeignet. 

„Ich  wende  mich  nun  der  Frage  zu,  wie  sind  die  an  eine  Wasser- 
leitung und  Entwässerungsanlage  zu  stellenden  Anforderungen  in  unseren 
Orossstädten  zu  erreichen  und  werde  mir  erlauben,  Ihnen  in  kurzen  Zügen 
das  vorzuführen,  was  wir  zu  diesem  Zweck  in  England  thun. 


Die  öfTentliohen  Bestimmungen   und  Maassregeln   für  Wasserver- 
Borg^ing  und  Canalisation  von  Wohnhäusern  in  England. 

„Dass  gute  öffentliche  Bestimmungen  und  Maassregeln  für  Wasser- 
versorgung und  Canalisation  in  Wohnhäusern  eine  unbedingte  Nothwendig- 
keit  sind,  wird  heutzutage  Niemand  mehr  in  Frage  stellen,  dass  sie  aber 
allein  noch  nicht  ausreichen,  die  segensreichen  Wirkungen  dieser  Anlagen 
auch  wirklich  dem  Publicum  zu  Theil  werden  zu  lassen ,  hat  uns  die  Er- 
fahrung gelehrt.  Derartige  Bestimmungen  dürfen  sich  nicht  allein  auf 
Büreauarbeit  erstrecken,  sonst  bleiben  sie  nur  allzu  leicht  ohne  Erfolg,  sie 
i&üssen  praktisch  durchgebildet  sein  und  praktisch  gehandhabt  werden, 
^- h.  die  Behörden  müssen  sich  an  Ort  und  Stelle  davon  überzeugen,  und 
2war  durch  gründliche  Prüfung,  ob  die  Leitungen  oder  Apparate  gute  oder 
^blechte  sind,  und  wo  das  letztere  der  Fall  ist,  da  müssen  sie  darauf  be- 
stehen, dass  neue  an  ihrer  Stelle  angeschafft  werden,  welche  ebenfalls  wieder 
2ti  prüfen  sind.  Eine  derartige  Prüfung  sollte  sich  in  'der  Regel  nicht  allein 
«uf  den  blossen  Augenschein  beschränken,  da  der  sehr  häufig  trügt,  —  man 
Dehme  nur  z.  B.  eine  Canalisationsleitung  aus  Thonröhren,  wo  man  gar 
'Ucht  im  Stande  ist,  Brüche  oder  gar  Löcher,  die  sorgfältig  nach  unten  ge- 
^ht  sind,  zu  sehen,  die  den  ganzen  Erfolg  der  Anlage  aber  in  Frage 
^Uen  können,    —   sondern    man    sollte   mit  der  Inspection   des   äusseren 

•  

^^luner  eine  Prüfung  der  Leitung  und  der  Apparate  durch  Wasserdruck, 
fi&uch  u.  8.  w.  verbinden;  man  muss  schadhafte  Stellen  um  jeden  Preis 
herausfinden  und  darf  für  schlechte  Arbeiten  an  keiner  Stelle  ein  Schlupf- 
loch lassen. 

G* 
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„Nachdem  eine  Behörde  sich  auf  diese  Weise  überzeugt  hat,  dass  die  Leitung 
in  jeder  Beziehung  eine  gute  ist,  sollte  sie  hierüber  ein  Attestat  ausstellen, 
ohne  welches  ein  Hausbesitzer  sein  Haus  nicht  vermiethen  dürfte.  Dasselbe 
sollte  periodisch  erneuert  werden. 

„Diese  Aufgabe  kann  sich  eine  Behörde  bedeutend  erleichtem,  indem 
sie  erstlich  dem  Publicum  die  Möglichkeit  giebt,  gute  Waaren  und  Apparate 
zu  kaufen  und  zweitens  gute  Installateure  zu  verwenden. 

„Schliesslich  sollte  sie  auch  durch  Installateurschulen  den  Arbeitern 
die  Möglichkeit  geben,  ihr  Handwerk  vollkommen  zu  erlernen  und  durch 
Vorträge  und  Museen  das  Interesse  des  Publicums  für  diese  Fragen  zu 
gewinnen  suchen,  weil  da,  wo  das  hygienische  Gewissen  des  Volkes  bedeu- 
tend ausgeprägt  ist,  schlechte  Anlagen  bald  zu  den  Seltenheiten  gehören 
werden. 

„Dies  sind  im  Allgemeinen  die  leitenden  Ideen,  nach  denen  wir  in 
England  verfahren,  und  welche  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  und  mehr  durch- 
gebildet werden  und  weitere  Anhänger  finden. 

„Ich  will  nun  die  für  Wasserleitungen  geltenden  Maassregeln  be- 
sprechen. 

Bestimmungen    und  Maassregeln    für   Hauswasserleitungen. 

„Diese  erstrecken  sich  erstlich  auf  die  Leitungen  und  Apparate  selbst, 
zweitens  auf  das  Verlegen  derselben  und  drittens  auf  die  dazu  verwendeten 
Installateure. 

„Was  die  Leitungen  anbelangt,  so  schreiben  die  Behörden  das  Material, 
Durchmesser  und  Wandstärke  oder  Gewicht  vor. 

„Die  Apparate  betreuend,  so  begnügen  sich  jetzt  verschiedene  Behörden 
nicht  mehr  damit,  besondere  allgemeine  Arten  vorzuschreiben,  sondern  sie 
stellen  einfach  die  Bedingung,  dass  nur  mit  dem  Stempel  der  Behörde  ver- 
sehene Apparate  aufgestellt  werden  dürfen.  Um  dies  möglich  zu  machen, 
haben  sie  ihre  eigene  Werkstatt  eingerichtet,  wo  sie  die  zu  ihnen  gebrachten 
Apparate  aufs  Sorgfältigste  mittels  Druck  u.  s.  w.  prüfen  und  je  nachdem 
mit  ihrem  Stempel  verschen  oder  verwerfen.  Um  ferner  den  Fabrikanten  die 
Möglichkeit  zu  geben,  Apparate  in  Uebereinstimmung  mit  ihren  Bedingungen 
zu  liefern,  haben  diese  Behörden  sehr  detaillirte  Schemata  für  die  Dimen- 
sionen, Gewichte,  Anzahl  der  Schraubengänge  u.  s.  w.  aufgestellt.  Hierdurch 
wird  natürlich  auch  die  Prüfung  sehr  erleichtert.  Endlich  haben  sie  auf 
der  Prüfungsstation  ein  Zimmer  eingerichtet,  wo  Jeder  die  empfohlenen 
Apparate  u.  s.  w.  sehen  und  genau  inspicircu  kann. 

„Die  Preise,  die  für  die  Prüfung  der  Apparate  gezahlt  werden,  sind  so 
gering  bemessen,  dass  letztere  dadurch  nicht  wesentlich  vertheuert  werden. 
In  Manchester  wird  z.  B.  gezahlt: 

Für  die  Prüfung  von  Zapfliähnen 0*16  Mark  das  Stück,. 

r       n  Tf  n      Scbwimmkugclhähnen    . 

Wasöorclosets  .... 
Closet  -  Spülkästen 
Ilauptventilkästen 


n  rt  ^ 

T?  rj  1 

n  Tj  n 


0-25 
0-50 
0-25 
016 


Teclm.  Eumchtoogen  f.  Wasserversorgung  u.  Canalisation  in  Wohnhäusern.     85 

„Was  das  Verlegen  der  Leitungen  und  die  Aufstellung  der  Apparate 
anbelangt,  so  sind  hierfür  detaillirte  Bestimmungen  aufgestellt,  welche 
jedoch  noch  in  jedem  einzelnen  Falle  ergänzt  werden. 

„EIhe  das  Verlegen  der  Leitungen  und  die  Aufstellung  der  Apparate 
beginnt,  muss  der  Unternehmer  die  Behörde  hiervon  benachrichtigen,  welche 
dann  dieselbe  von  Zeit  zu  Zeit  durch  ihre  Inspectoren  untersuchen  lässt. 
Schliesslich  wird  noch  eine  endgültige  Inspicirung  unternommen,  ehe  die 
Haasleitung  ans  Strassenrohr  angeschlossen  werden  darf.  Bei  dieser  letzten 
Prüfung  kann  natürlich  auch  die  ganze  Leitung  unter  Druck  gesetzt  werden, 
wozu  man  eine  besondere  kleine  Pumpe  benutzen  kann,  doch  wird  das  da 
im  Allgemeinen  nicht  nöthig  sein,  wo  die  normalen  Leitungen  und  abge- 
stempelten Apparate  von  concessionirten  Installateuren  verlegt  und  aufge- 
steDt  worden  sind. 

„Was  nun  schliesslich  noch  die  Arbeiten  selbst  anbelangt,  so  ver- 
öffentlichen jetzt  viele  Behörden  Verzeichnisse  solcher  Installateure ,  denen 
sie  nach  Prüfung  für  ihre  Stadt  eine  besondere  Goncession  ertheilt  haben, 
und  sehen  auch  weiter  darauf,  dass  nur  solche  zu  diesen  Arbeiten  von  den 
Banuntemehmem  herangezogen  werden.  Lassen  sich  diese  trotzdem  etwas 
in  ihren  Arbeiten  zu  Schulden  kommen ,  so  wird  ihr  Name  vom  Verzeich- 
nisse entfernt,  was  natürlich  sehr  nachtheilig  auf  ihr  Geschäft  wirkt. 

„Nach  Eröffnung  des  Betriebes  werden  Leitungen  sowohl  wie  Apparate 
einer  periodischen,  in  regelmässigen  Zeitabständen  wiederkehrenden  Prüfung 

unterzogen. 

I 

„Ich  will  nun  zu  den  Bestimmungen  und  Maassregeln  für  Entwässe- 
rungsanlagen übergehen. 

Bestimmungen  und  Maassregeln  für  Entwässerungsanlagen 

für  Wohnhäuser. 

„Wie  bei  den  Wasserleitungen,  so  beziehen  sich  die  Bestimmungen 
auch  hier  erstlich  auf  die  Leitungen  und  Apparate  selbst  und  zweitens  auf 
das  Verlegen  und  die  Aufstellung  derselben. 

„Was  die  Leitungen  anbelangt,  so  ist  das  Material  derselben,  ihr 
Durchmesser,  Gefälle  und  Wandstärke  oder  Gewicht  vorgeschrieben. 

„Für  die  Apparate  und  Einrichtungen  sind  bestimmte  Vorschriften 
erlassen  in  Betreff  ihrer  Gonstruction,  Bauart,  Grösse,  Y^andstärke,  Entwässe- 
rungsmethode u.  s.  w.,  und  kommen  hierzu  noch  die  für  einige  dieser 
Apparate  erlassenen  Wasserwerksbestimmungen  hinzu. 

„Für  das  Verlegen  und  die  Aufstellung   der  Apparate  sind  detaillirte 
Bestimmungen  aufgestellt,  welche  sich  auf  alle  hier   in  Frage  kommenden 
Punkte  beziehen,   auf  die  Leitungen  unter  der  Erde,  die  Entlüftung  der 
Anlage,  die  Abfallröhren,  die  Geruchsverschlüsse  u.  s.  w. 

„Der  Bau  eines  Hauses  darf  nicht  begonnen  werden,  ehe  die  Behörden 
denselben  auf  Grund  detaillirter  Zeichnungen  u.  s.  w.  genehmigt  haben  und 
muss  der  Bauunternehmer  die  Behörden  vor  Anfang  des  Baues  hiervon  be- 
nacbrichtigen.  Während  des  Baues  darf  derselbe  keine  Theile  des  Gebäudes 
^^  der  Leitung  mit  Erde  bedecken,  ehe  er  den  Behörden  von  diesem  Vor- 
Dftben  Nachricht  gegeben  hat,  worauf  der  Bauinspector  dann  eine  gründ- 
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liehe  Prüfung  dieser  Theile  yornimmt.  Nach  Vollendung  des  ganzen  Baues 
wird  derselbe  nochmals  einer  eingehenden  Inspection  unterzogen,  und  be- 
stehen jetzt  eine  ziemliche  Anzahl  von  Behörden  bereits  darauf,  dass  ein 
neues  Haus  nicht  eher  bezogen  werden  darf,  bis  die  Behörde  ein  Attestat 
darüber  ausgestellt  hat,  dass  es  sich  auch  wirklich  für  eine  menschliche 
Wohnstätte  eignet.  Die  Behörden  haben  natürlich  auch  die  nöthige  Gewalt 
darauf  zu  sehen,  dass  schlechte  Theile  der  Leitungen  und  schlechte  Apparate 
durch  neue  ersetzt  werden. 

„Was  nun  die  Prüfung  der  Leitungen  und  Apparate  anbelangt,  so 
geschieht  dieselbe  jetzt  meist  mit  Wasser  und  Rauch,  je  nach  der  Localität. 

„Die  Bodenleitungen  werden  mit  Wasser  geprüft,  ehe  sie  zugedeckt 
werden  und  dann  nochmals,  nachdem  sie  vollständig  fertig  hergestellt  sind. 
Die  erste  Prüfung  ist  nothwendig,  um  alle  Dichtungsstellen  während  des 
inneren  Druckes  inspiciren  zu  können,  und  die  zweite  um  festzustellen,  dass 
während  des  Ausfüllens  der  Gräben  die  Rohre  nicht  beschädigt  worden  sind. 

„Die  Prüfung  geschieht  wie  folgt.  Man  verschliesst  den  tiefsten  Punkt 
der  Leitung  mit  einer  eigens  hierfür  construirten  Vorrichtung,  an  der  man 
ein  Manometer  anbringen  kann,  und  füllt  sie  dann  mit  Wasser  bis  zum 
Hofniveau.  Versinkt  das  Wasser  allmälig  oder  gar  schnell  in  den  Röhren^ 
so  sind  dieselben  undicht  und  die  betreffenden  Stellen  müssen  aufgefunden 
und  verbessert  werden,  bis  schliesslich  das  Wasser  sein  Niveau  während 
einer  halben  Stunde  nicht  mehr  ändert  und  das  Manometer  constanten 
Druck  anzeigt;  dann  sind  auch  die  Röhren  und  die  Verbindungen  wasser- 
dicht. Nur  in  einzelnen  Fällen  wird  es  nöthig  sein,  über  diesen  Druck  hin- 
auszugehen, dann  aber  müssen  alle  Oeffnungen  im  Hofniveau  mit  Schrauben- 
verschluss  versehen  werden. 

„Für  die  über  dem  Niveau  des  Hofes  liegenden  Verbindungen  und 
Wasserverschlüsse  wird  es  sich  empfehlen,  die  Prüfung  mit  Rauch  vor- 
zunehmen. Dies  geschieht  am  besten  vom  Schachte  für  den  Hauptwasser- 
verschluss  aus,  wo  man  die  Rauchmaschine  aufstellt,  die  mittelst  Gebläse 
den  Rauch  —  vielfach  Schwefelrauch  —  in  die  Röhren  treibt.  Entweicht 
derselbe  aus  dem  Entlüftungsrohr  ohne  bei  überall  geschlossenen  Fenstern 
und  Thüren  ins  Innere  des  Hauses  zu  gelangen,  und  kann  man  auch  sonst 
keine  undichten  Stelleu  wahrnehmen,  so  ist  den  Anforderungen  Genüge 
geleistet. 

„Will  man  endlich  noch  die  Wasservei  Schlüsse  der  Closets  speciell 
prüfen,  so  giebt  es  auch  hierfür  gute  Vorrichtungen. 

„Bis  jetzt  ist  es  noch  nicht  Regel  geworden,  die  Leitungen  und  Apparate 
während  des  Betriebes  periodisch  zu  prüfen,  doch  bricht  sich  eine  derartige 
Maassregel  mehr  und  mehr  Bahn  und  dürfte  sich  auch  sehr  empfehlen ;  da- 
gegen inspiciren  sehr  viele  Behörden  dieselben  jetzt  schon,  sobald  Beschwer- 
den darüber  einlaufen. 

„Auf  den  ersten  Blick  könnte  es  scheinen,  als  ob  diese  Bestimmungen 
und  Prüfungen  umständlich  wären  und  ein  grosses  Personal  erforderten^ 
doch  ist  das  thatsächlich  nicht  der  Fall. 

„Die  Stadt  kann  in  Bezirke  eingctheilt  werden,  deren  jeder  seinen 
eigenen  Inspector  hat,  und  wenn  einmal  die  Sache  im  Schwange  ist,  dann 
functionirt  sie  auch  gut;  denn  schliesslich  ist  doch  die  Zahl  der  Neabanten 
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in  den  meisten  Städten  gar  keine  so  bedeutende,  zumal  da,  wo  das  Etagen- 
system Sitte  ist.  In  Berlin  kommen  z.  B.  im  Durchschnitt  65  Personen  auf  ein 
Haus,  während  bei  uns  nur  fünf,  d.  h.  der  I3te  Theil  daraufkommen.  Die  Zahl 
der  Berliner  Wohnhausbauten  beträgt  nach  den  hierüber  erschienenen  Be- 
richten jährlich  jetzt  ungefähr  600,  so  dass,  wenn  für  das  ganze  Weichbild 
nur  zwei  Inspectoren  angestellt  wären,  jeder  derselben  durchschnittlich  eine 
Hausleitung  am  Tage  zu  prüfen  hätte,  was  immer  noch  angängig  wäre. 

„In  einigen  Städten  hat  man  jetzt  schliesslich  noch  Museen  eingerichtet, 
mit  denen  Schulen  für  Installateure  und  populäre  Vorträge  für  das  Publicum 
verbunden  sind.  In  denselben  sind  sowohl  die  guten  wie  die  schlechten 
Einrichtungen  aufgestellt,  damit  der  Besuchende  das  Gute  vom  Schlechten 
zu  unterscheiden  lernt.  Die  schlechten  Einrichtungen  sind  auch  vielfach 
noch  durch  aus  schadhaft  gewordenen  Leitungen  herausgenommene  Stücke 
ergänzt.  Wer  jemals  ein  solches  Museum  besucht  hat,  der  wird  gewiss 
nicht  leugnen,  dass  denselben  eine  hohe  erzieherische  Bedeutung  bei- 
zumessen ist. 

„Ich  habe  Ihnen  nun  die  technischen  Einrichtungen  für  die  Wasser- 
versorgung und  Canalisation  von  Wohnhäusern  vorgeführt  und  Ihnen  be- 
schrieben, wie  wir  uns  in  England  bemühen,  den  segensreichen  Nutzen  der- 
selben den  Bewohnern  auch  wirklich  zu  Theil  werden  zu  lassen.  Wenn  ich 
an  einigen  Stellen  über  gute  Einrichtungen  für  besondere  Verhältnisse  hin- 
weggegangen bin,  so  bitte  ich  Sie,  das  damit  bestens  entschuldigen  zu  wollen, 
dass  es  in  einem  allgemeinen  Vortrage  beinahe  unmöglich  ist,  specielle 
Fälle  zu  erwähnen.  Ich  habe  mich  bemüht,  Ihnen  die  für  derartige  Ein- 
richtungen geltenden  allgemeinen  Grundsätze  vorzuführen,  die  dann  bei 
Erwägung  specieller  Fälle  als  Grundlage  dienen  werden. 

„Ich  bin  mir  auch  voll  bewusst,  dass  die  beschriebenen  Einrichtungen 
und  Maassregeln  nicht  vollkommen  sind,  doch  erheben  dieselben  Ansprüche 
darauf,  diese  Fragen  auf  eine  rationelle  Basis  zu  stellen.  Das  Rad  der  Zeit 
dreht  sich  ewig  weiter,  neue  Generationen  kommen,  die  auf  den  Schultern 
der  alten  stehen  und  an  ihren  Problemen  weiter  arbeiten,  und  wer  hätte  da 
die  Thorheit,  zu  behaupten,  Endgültigkeit  erreicht  zu  haben!  Mit  weiter 
ausgedehnten  Untersuchungen  werden  auch  neue  Forderungen  auf  dem  Ge- 
biete der  Canalisatiofi  und  Wasserleitung  gestellt  werden,  die  dann  den  so- 
eben beschriebenen  anzureihen  sind,  grosses  Gewicht  ist  nur  darauf  zu 
legen,  dass  solche  Forderungen  erst  dann  gestellt  werden,  wenn  die  Grund- 
lagen, von  denen  sie  ausgehen,  auch  wirklich  voll  bewiesen  worden  sind. 

„Ich  erlaube  mir  nun  den  folgenden  Schlusssatz  aufzustellen,  dem  ich 
dann  die  nachfolgenden  Vorschläge  anreihe,  die  nicht  zur  Abstimmung  be- 
stimmt sind. 

Schlusssatz. 

„Da  Wasserversorgung  und  Canalisation  für  die  öffentliche  Gesundheit 
von  grösster  Wichtigkeit  sind,  so  ist  es  dringend  nothwendig,  dass  dieselben 
von  den  Behörden  mit  grösster  Sorgfalt  überwacht  werden.  Dies  geschieht 
ja  wohl  auch  schon  in  den  meisten  Fällen,  soweit  alle  öffentlichen  Leitungen 
und  Einrichtungen  in  Frage  kommen,  doch  werden  häußg  die  Privat - 
leitungen  und  Einrichtungen  in  den  Wohnhäusern  nicht  mit  derselben  Sorg- 
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falt  überwacht;  und  da  die  Gontrolirung  beider  Hand  in  Hand  gehen  muss, 
ist  es  im  Interesse  der  öffentlichen  Gesundheit  den  Behörden  dringend  an- 
zurathen,  in  Zukunft  auch  alle  Einrichtungen  für  Wasserleitung  und  Canali- 
sation  in  Wohnhäusern  einer  strengeren  und  fortdauernden  Ueberwachung 
zu  unterziehen.    Dies  ist  auf  folgende  Weise  zu  erreichen. 

Vorschläge. 

1.  «Wo  eine  solche  noch  nicht  vorhanden  ist,  dürfte  es  sich  empfehlen, 
in  Zukunft  eine  specielle  Deputation  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
einzusetzen,  deren  Gebiet,  wie  ihr  Name  besagt,  das  ganze  Feld  der 
Hygiene  umfasst.  Dieselbe  wäre  dann  weiter  vielleicht  in  zwei  grosse 
Unterabtheilungen  oder  Commissionen  zu  zerlegen,  deren'  eine,  unter 
der  Oberleitung  eines  Arztes  stehend,  alle  medicinisch-hygienischen 
Anlagen,  Einrichtungen  etc.  unter  sich  hätte,  während  der  anderen 
unter  der  Oberleitung  eines  Ingenieurs  alle  technisch-hygienischen 
Einrichtungen,  Anlagen  u.  s.  w.  zu  unterstellen  wären. 

2.  „Diese  technisch-hygienische  Unterabtheilung  oder  Commission  hätte 
unter  anderen  in  erster  Linie  darauf  zu  sehen,  dass  strenge  Be- 
stimmungen für  die  Einrichtung  aller  gesundheits-technischen  An- 
lagen in  Wohnhäusern  und  speciell  für  das  Legen  aller  Röhren  und 
die  Aufstellung  aller  Apparate  für  Wasserversorgung  und  Canalisation 
sowie  für  deren  permanente  Ueberwachung  aufgestellt  werden.  Sie 
hätte  weiter  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Handhabung  dieser 
Regeln  auch  wirklich  praktisch  durchgeführt  wird,  wozu  ein  hierfür 
speciell  geschultes  Personal  nothwendig  ist. 

3.  „Es  wäre  dieser  Behörde  auch  anzuempfehlen,  eine  besondere  Werk- 
statt oder  Institut  für  die  Prüfung  aller  solcher  Röhren  und  Elin- 
richtungen  und  sonstiger  gesundheits -technischer  Apparate  ein- 
zurichten, wo  alle  für  gut  befundenen  Gegenstände  mit  dem  Stempel 
der  Behörden  versehen  würden.  Hierdurch  würde  einmal  die  Ueber- 
wachung der  Hausleitungen  und  Einrichtungen  eine  viel  einfachere, 
und  zweitens  würde  dem  Publicum  Gelegenheit  gegeben,  wirklich 
gute  Apparate  u.  s.  w.  zu  kaufen. 

4.  „Dieser  Behörde  sollte  es  weiterhin  auch  freisteHen,  allen  solchen  In- 
stallateuren ,  die  entweder  bereits  Diplome  auf  Fachschulen  erlangt 
haben  oder  von  deren  Tüchtigkeit  sie  sich  anderweitig  überzeugt 
hat,  hierüber  eine  specielle  Bescheinigung  auszustellen,  wodurch  das 
Publicum  in  den  Stand  gesetzt  würde,  wirklich  gute  —  sozusagen 
speciell  concessionirte  —  Installateure  zu  verwenden. 

5.  „Diese  technisch -hygienische  Commisson  sollte  auch  in  den  Stand 
gesetzt  werden,  den  Hausbesitzern  nach  gründlicher  Prüfung  ihrer 
Häuser  hierüber  Attestate  ausstellen  zu  können,  welche  periodisch 
zu  erneuern  und  den  Miethern  vorzulegen  wären. 

6.  „Weiterhin  wäre  es  allen  betreffenden  Behörden  anzuempfehlen,  für 
die  durchgreifende  Ausbildung  aller  Ingenieure  Sorge  zu  tragen, 
welche  die  Projectirung  und  Ueberwachung  hygienisch  -  technischer 
Anlagen  u.  s.  w.  sich  zur  Lebensaufgabe  machen.  Dies  geschähe 
wohl  am  besten  auf  den  technischen  Hochschulen. 
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7.  „Was  nun  die  richtige  Ausbildung  der  Installateure  anbelangt,  so 
würde  es  sich  empfehlen,  besondere  Gurse  für  dieselben  entweder 
auf  schon  bestehenden  und  hierzu  sich  eignenden  Schulen  oder  auf 
neu  zu  gründenden  Schulen  einzurichten.  Hier  sollte  denselben  Ge- 
legenheit gegeben  werden,  sowohl  theoretisch  wie  praktisch  ihr 
Fach  gründlich  zu  erlernen,  wofür  der  Beweis  durch  Examina  bei- 
zubringen wäre.  Als  Bescheinigung  für  die  erfolgreiche  Absolvirung 
der  Schule  könnten  dann  Diplome  ausgestellt  werden. 

d.  „In  Verbindung  mit  dergleichen  Schulen  wäre  es  auch  sehr  zu 
empfehlen,  ^Museen  für  alle  hygienisch-technischen  Apparate  u.  s.  w. 
anzulegen,  wo  sowohl  die  guten  wie  die  schlechten  Einrichtungen 
u.  8.  w.  zur  Ausstellung  kommen  sollten.  Solche  Museen  wären  auch 
dem  allgemeinen  Publicum  zugänglich  zu  machen,  und  dürfte  es 
sich  weiter  empfehlen,  in  Verbindung  mit  denselben  Gurse  von  popu- 
lären Vorträgen  einzurichten,  welche  dem  Publicum  die  so  nöthige 
Belehrung  in  diesen  Fragen  verschaffen  und  das  so  äusserst  wichtige 
Interesse  an  denselben  wach  erhalten  würden. 


„Wir  sind  jetzt  am  Ziele  unseres  Streifzuges  angelangt.  Ehe  ich  aber 
schliesse,  gestatten  Sie  mir,  Sie  noch  auf  ein  oder  zwei  weitere  Punkte  auf- 
merksam zu  machen,  welche  mit  den  oben  gemachten  Bemerkungen  im 
•engen  Zusammenhange  stehen. 

Wiohtigkeit  gesundheitlicher  Einrichtungen  in  Wohnhäusern. 

„Dass  Wasserleitung  und  Ganalisation  eine  grosse  Rolle  auf  dem  Ge- 
biete der  öffentlichen  Gesundheitspflege  spielen,  wird  heute  von  Niemandem 
mehr  bezweifelt,  doch  kann  da  nur  von  wirklich  segensreichen  Wirkungen 
-dieser  Anlagen  die  Rede  sein,  wo  sie  gute  sind  in  allen  Diren  TheileD, 
d.  h.  da,  wo  neben  den  öffentlichen  Leitungen  auch  die  Privatleitungen  der 
Häuser  gute  sind.  Da  wo  erstere  gut  und  letztere  schlecht  sind,  haben  die 
Anlagen  vielfach  nur  den  halben  oder  auch  gar  keinen  Werth. 

„In  seiner  Wohnung,  wo  der  Mensch  lebt  und  stirbt,  und  wo  er  zum 
wenigsten  ein  Drittel  seines  Lebens  verschläft,  müssen  die  Lebensbedin- 
gungen auch  wirklich  gute  sein,  sonst  werden  die  öffentlichen  Anlagen  ihm 
wenig  nützen.  Und  ich  muss  hier  ganz  besonderen  Nachdruck  auf  die 
Lebensbedingungen  während  des  Schlafens  legen,  da  der  Mensch  dann 
ruhig  auf  circa  sechs  bis  acht  Stunden  auf  einer  Stelle  liegt,  während  er  am 
Tage  sich  von  einer  Stelle  zur  anderen  bewegt,  und  durch  geschlossene 
Thüren  und  vielleicht  auch  geschlossene  Fenster  die  Luft  weniger  mit 
Aussen-  oder  frischer  Luft  verdünnt  wird  und  die  Richtung  des  liuftstromes 
eine  constantere  bleibt.  Athmet  er  während  dieser  Zeit  schlechte  Luft  ein, 
so  kann  das  die  allerschlimmsten  Folgen  haben. 

„Ich  bin  der  Ansicht,  dass  die  gesundheitlichen  Einrichtungen  unserer 
Wohnhftaser  den  Kern  und  Schwerpunkt  aller  sonstigen  gesundheitlichen 
Maassregeln  bilden. 

„Was  nützt  es,  gutes  Wasser  in  den  Strassenröhren  zu  haben,  wenn 
die  Bewohner  es  in  diesem  Zustande  nicht  zu  trinken  bekommen,  sondern 
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es  durch  schlechte  Hauseinrichtungen  vorher  verunreinigt  wird!  Was  nützt 
es,  vorzügliche  Strassencanäle  zu  haben,  wenn  die  Hauscanäle  schlecht  und 
verstopft  sind  und  eine  systematische  Verunreinigung  des  Untergrundes 
und  der  Luft  gestatten!  Was  nützt  es,  mit  grossem  Aufwand  und  grosser 
Gewissenhaftigkeit  den  Leuten  gute  Nahrungsmittel  zu  verschaffen,  wenn 
dieselben  in  den  Häusern  durch  schlechte  Einrichtungen  wieder  verdorben 
werden!  Und  wie  kann  man  schliesslich  erwarten,  dass  Leute,  welche  im 
eigenen  Hause  oder  der  eigenen  Wohnung  beständig  schiechte  Luft  ein- 
athmen,  auf  lange  Zeit  diesem  Einfluss  widerstehen  können!  Die  Privat- 
einrichtungen müssen  in  jeder  Beziehung  so  gut  sein  wie  die  öffentlichen 
und  umgekehrt,  denn  beide  müssen  Haüd  in  Hand  gehen. 

„Ist  es  denn  denkbar,  dass  eine  Stadt,  nachdem  sie  Millionen  für  die 
öffentlichen  Anlagen  ausgegeben  hat,  es  zugeben  kann,  dass  der  Erfolg  der- 
selben dem  Zufall  überlassen  bleibt !  Das  wäre  denn  doch  nur  einer  Specula- 
tion  mit  sehr  bedeutenden  Summen  zu  vergleichen!  Nein,  meine  Herren, 
das  ist  nicht  anzunehmen.  Die  Behörden  haben  das  äusserste  Interesse  au 
den  Privateinrichtungen  und  müssen  mit  der  grössten  Sorgfalt  darauf  sehen, 
dass  ilieselben  gut  hergestellt  sind  und  auch  gut  im  Stande  erhalten 
werden. 

„Und  es  handelt  sich  bei  den  Anlagen  für  Wasserleitung  und  Ent- 
wässerung von  Wohnhäusern  um  sehr  bedeutende  Summen.  Berlin  hatte 
laut  Bericht  am  31.  März  1892  22180  Grundstücke  an  die  Wasserleitung 
und  21341  an  die  Canalisation  angeschlossen.  Nehmen  wir  diese  Zahl  der 
Bequemlichkeit  halber  als  rund  22000  und  erlauben  2000  Mark  als  Durch- 
schnittskosten für  die  Installation  von  Wasserleitung  und  Entwässerung 
eines  Grundstückes,  und  diese  Zahl  ist  gewiss  eher  zu  klein  als  zu  gross» 
so  ergiebt  dies  eine  Gesammtsumme  von  44  Millionen  Mark.  Nehmen  wir 
ferner  an,  dass  jährlich  600  neue  Grundstücke  gebaut  und  an  die  öffent- 
lichen Leitungen  angeschlossen  werden,  so  betragen  die  Installationskosten 
für  dieselben  1200000  Mark.  Im  Jahre  1891/92  wurdem  in  Berlin  582  neue 
Grundstücke  an  die  Wasserleitung  und  1450  an  die  Canalisation  angeschlossen. 

„Dass  das  ganz  bedeutende  Summen  sind,  werden  Sie  mir  gewiss  zu- 
geben, Summen,  die  noch  gar  nicht  die  jährlichen  und  ziemlich  bedeutenden 
Reparaturkosten  einschliessen ,  und  die  sich  noch  viele  Mal  vergrössern 
liessen,  wenn  man  alle  Städte  des  Deutschen  Reiches  hinzunähme.  Ist  es 
denn  denkbar,  dass  Private  die  richtige  Anlage  dieser  enormen  Ausgaben 
überwachen  können!  Dazu  gehören  Behörden,  die  sowohl  die  Gewalt  wie 
die  Organisation  hierfür  haben.  Nur  da,  wo  diese  den  Privaten  durch 
strenge  Ueberwachung  der  Arbeiten  zu  Hülfe  kommen,  wird  man  auf  segens- 
reiche Folgen  dieser  Anlagen  hoffen  dürfen. 

„Doch  die  Frage  gesundheitlicher  Einrichtungen  in  den  Wohnhäasem 
hat  auch  noch  einen  socialpolitischen  Hintergrund. 

„Man  hat  gewiss  mit  Recht  behauptet,  dass  die  Wohnstätten  unserer 
arbeitenden  Klassen  einen  mächtigen  Einfluss  auf  ihre  politischen  und 
sonstigen  Anschauungen  ausüben,  dass  sie  nicht  selten  die  Brutstätten  der- 
selben sind.  Der  Einfluss  ist  ein  guter,  wo  das  Heim  ein  gutes  ist,  er  ist 
ein  schlechter,  wo  das  Heim  in  eine  Hölle  verwandelt  ist,  und  wer  würde 
bestreiten,  dass  auf  die  Beschaffenheit  des  Heims  gute  sanitäre  Maassregeln 
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nicht  einen  mächtigen  Einfluss  ausübten!  Darum  gebührt  es  uns,  auch  von 
diesem  Standpunkte  aus,  diese  Eünrichtungeu  so  gut  wie  möglich  zu  machen. 
„Wir  leben  in  einer  sehr  ernsten  Zeit,  in  der  sich  Tendenzen  geltend 
zu  machen  suchen,  welche  die  Existenz  nicht  nur  eines  Staates,  sondern 
aller  Staaten,  nicht  nur  einer  Klasse,  sondern  aller  Klassen  zu  unterminiren 
suchen,  welche  sich  nicht  scheuen,  ihre  Theorien  mit  Revolver,  Dolch  und 
Dynamit  zu  predigen,  und  da  gebührt  es  uns  Allen,  wo  wir  auch  immer  sein 
mögen,  das  Unsere  nach  besten  Kräften  zu  thun  und  kein  Mittel  zu  ver- 
nachlässigen, welches  die  Lebensadern  dieser  gefährlichen  Tendenzen  unter- 
binden und  zu  einer  wirklichen  Besserung  dieser  Zustände  beitragen  kann.^ 


(Da  nach  Beendigung  des  Referates  die  Zeit  bereits  zu  weit  vor- 
geschritten war,  um  noch  die  Demonstration  der  Zeichnungen  und  Modelle^ 
von  denen  Ingenieur  Roechling  über  hundert  im  Saale  aufgestellt  hatte, 
sowie  die  Discussion  gleich  folgen  zu  lassen ,  wird  dies  auf  die  Sitzung  des 
nächsten  Tages  verschoben.  Der  Uebersichtlichkeit  wegen  aber  schliessen 
wir  dieselben  hier  gleich  an.) 


Ingenieur  R06Cllllllg  erläutert  zunächst  seine  Zeichnungen  und  schreitet 
dann  zur  Erklärung  der  Modelle;  doch  braucht  hierauf  an  dieser  Stelle 
nicht  näher  eingegangen  zu  werden,  da  diese  erläuternden  Bemerkungen 
und  ein  Theil  der  Zeichnungen  jetzt  mit  in  das  Referat  aufgenommen  sind, 
welches  der  Zeit  wegen  nur  im  Auszuge  verlesen  wurde. 

Schliesslich  bespricht  der  Referent  noch  einen  Apparat  aus  Glas  und 
zeigt  an  demselben,  wie  in  einer  schlecht  ventilirten  Hausentwässerungs- 
anlage die  Wasserverschlüsse  der  an  ein  gemeinsames  Fallrohr  angeschlosse- 
nen, in  verschiedenen  Etagen  über  einander  aufgestellten  Wasserciosets 
regelmässig  nach  Spülung  eines  derselben  entweder  durch  Saug-  oder 
Druckwirkung  zerstört  werden,  wie  dieser  störende  Einfluss  aber  sofort 
durch  richtige  Ventilation  beseitigt  werde,  woraus  folge,  dass  eine  solche 
Anlage  in  allen  ihren  Theilen  gut  durchzulüften  und  auch  die  Wasser- 
verschlüsse zu  entlüften  seien.  Der  vorgeschrittenen  Zeit  wegen  konnte 
die  Demonstration  an  einem  Apparate  nicht  mehr  vorgenommen  werden, 
der  in  der  Absicht  construirt  war,  die  Leichtigkeit  zu  zeigen,  mit  der  ge- 
spannte Gase  durch  einen  unentlüfteten  Wasserverschluss  hindurchgehen. 

Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet. 

Baurath  Herzberg  (Berlin)  bestätigt,  dass  die  Anforderungen  des 
Herrn  Roechling  im  Wesentlichen  mit  dem  übereinstimmen,  was  man  in 
Deutschland  verlange.  Trotzdem  sei  er  in  einzelnen  Punkten  anderer  An- 
sicht, z.  B.  erachte  er  die  Holzkästen  um  Rohrleitungen  für  Brutstätten  für 
Ungeziefer  aller  Art;  auch  sehe  er  den  directen  Anschluss  eines  Closet- 
beckens  an  ein  Wasserleitungsrohr  zur  Spülung  nicht  so  schlimm  an,  indem 
dadurch  kein  Schmutz  in  das  Rohr  zurücktreten  könne,  weil  es  in  der 
Regel  entweder , unter  Druck  stehe,  oder  der  Ciosethahn  geschlossen  sei; 
auch  die  empfohlene  Anbringung  von   Entlüftungs-  und  Ueberlaufröhren 
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ausserhalb  des  Hauses  verbiete  sich  in  Deutschland  durch  die  klimatischen 
Verhältnisse.  Doch  erachte  er  diese  Punkte  als  nebensächlich.  Dagegen 
seien  unter  den  aufgestellten  „ Vorschlägen **  einige,  auf  die  er  etwas  näher 
eingehen  müsse. 

Zunächst  sei  er  nicht  der  Ansicht,  dass,  wie  es  nach  dem  den  Vor- 
schlägen Yorgedruckten  Schlusssatze  erscheinen  könne,  in  Deutschland  in 
den  mit  Schwemmcanalisation  versehenen  Städten  —  denn  nur  um  diese 
handle  es  sich  hier  —  die  Wasser-  und  Ganalisationsanlagen  in  Wohn- 
häusern so  schlecht  ausgeführt  werden,  dass  es  nothwendig  erscheine,  das 
hier  herrschende  System  der  Ueberwachung,  der  Organisation  der  Behörden 
von  Grund  aus  zu  ändern.  In  Deutschland  sei  man  von  jeher  in  der  Lage 
gewesen,  durch  gute  Syphons  den  Eintritt  der  Ganalgase  in  die  Wohnungen 
zu  verhindern.  Dass  man  hier  keine  Wasserverschlüsse  in  das  Haus- 
anschluBsrohr  lege,  wie  Referent  dies  verlange,  habe  seine  guten  Gründe: 
man  wolle  Verstopfungen  und  Gasspannungen  verhüten  und  die  Luft- 
bewegung nach  oben  innerhalb  des  Rohrsystems  im  Hause  aufrecht  erhalten. 
Das  sichere  Fernhalten  der  Ganalgase  von  den  Wohnungen  gelinge  in 
Deutschland  in  ausreichendem  Maasse  auch  ohne  den  Syphon  im  Haus- 
anschlussrohre. 

Von  der  in  den  Vorschlägen  geforderten  Einsetzung  von  kopfreichen 
Deputationen  könne  er  sich  einen  Vortheil  nicht  versprechen,  die  in  Deutsch- 
land bestehende  Ueberwachung  der  Ganalisationsarbeiten  functionire,  wie 
der  Erfolg  lehre,  sehr  gut.  Dagegen  fehle  es  an  manchen  Orten  an  einer 
ausreichenden  Zahl  von  geschulten  Hülfstechnikern,  welche  die  Installations- 
ausführungen  während  der  Arbeit  daraufhin  zu  überwachen  haben,  dass  die 
allgemeinen  Vorschriften  erfüllt  werden;  das  lasse  sich  durch  Einreichung 
von  Zeichnungen  und  Abnahme  nach  Fertigstellung  allein  nicht  feststellen. 

Den  Vorschlag  3  halte  er  in  dem  Umfange,  wie  Herr  Roechling  die 
Prüfungsstation  wolle,  für  überflüssig  und  sogar  schädlich.  Die  Behörde 
solle  weiter  nichts  thun,  als  darauf  achten,  dass  jeder  zur  Verwendung 
kommende  Apparat  den  bestehenden  allgemeinen  Vorschriften  entspreche, 
die  Prüfung  ihrer  Güte  solle  man  dann  ruhig  der  Bewährung  im  praktischen 
Gebrauche  überlassen,  da  es  meist  unmöglich  sei,  deren  Werth  vorher  sicher 
zu  bestimmen.  Die,  wesentlich  der  Initiative  des  Herrn  Roechling  zu  ver- 
dankende Ausstellung  enthalte  eine  grössere  Zahl  wirklich  geistreich  con- 
struirter  Apparate,  ob  sie  sich  aber  in  der  Praxis  bewähren,  könne  eben  nur 
diese  lehren.  Für  Wasserleitungsmaterial,  welches  zur  Hausinstallation  ver- 
wendet werden  solle ,  sei  übrigens ,  abgesehen  davon ,  dass  etwa  ein  ■  be- 
stimmtes Wasser  die  Anwendung  von  Blei-  oder  Kupferröhren  ausschliesse, 
eine  amtliche  Prüfung  überhaupt  nicht  nöthig.  Auffallend  nur  sei  es,  dass 
Herr  Roechling  mit  keinem  Worte  die  Hauptursachen  der  Schäden  an 
Wasserleitungen  in  Deutschland  erwähnt  habe,  nämlich  die  Frostschäden, 
die  ermangelnde  frostsichere  Lage  der  Leitungen,  auf  welche  wohl  90  Proc. 
aller  Defecte  an  den  Hausleitungen  zurückzuführen  seien,  ein  Punkt,  der 
bei  den  günstigeren  klimatischen  Verhältnissen  Englands  dort  keine  so  be- 
deutende Rolle  spiele. 

Der  von  dem  Referenten  vorgeschlagenen  Prüfung  der  Installateure 
könne  er  nicht  beistimmen,  da  dadurch  keinerlei  Gewähr  für  bessere  Arbeit 
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geliefert  werde  und  die  tägliche  Erfahrung  lehre,  dass  an  den  Orten,  an 
denen  Prüfung  und  Concessionszwang  für  Installateure  bestehe,  durchaus 
nicht  besser  instaUirt  werde,  als  da,  wo  dieser  Gewerbszweig  vollständig 
frei  sei,  wenn  nur  streng  darauf  geachtet  werde,  dass  bei  jeder  Anlage  die 
geltenden  technischen  Bestimmungen  erfüllt  seien.  Dazu  geselle  sich  die 
Frage,  wer  die  Installateure  prüfen  solle  und  wie  man  das  machen  wolle. 
Es  genüge  doch  nicht,  einen  solchen  Mann  auszufragen,  wie  er  Dies  oder 
Jenes  machen  wolle,  ihn  eine  Probelöthung  machen  zu  lassen  und  dergl. 
Nur  wenn  man  ihn  Monate  lang  arbeiten  sehe,  könne  man  beurtheilen,  ob 
er  ein  tüchtiger  Installateur  sei  oder  nicht,  denn  die  Tüchtigkeit  eines  In- 
stallateurs hänge  weit  weniger  von  seinen  Kenntnissen  ab,  als  von  seiner 
Gewissenhaftigkeit,  seiner  Pflichttreue,  seiner  Zuverlässigkeit  und  Wahrheits- 
liebe, mithin  von  Charaktereigenschafben,  die  sich  aber  durch  eine  Prüfung 
nicht  feststellen  lassen. 

Damit  wolle  er  nun  aber  nicht  gesagt  haben,  dass  er  Alles,  was  man  in 
Deutschland  in  der  in  Rede  stehenden  Technik  ausführe,  für  gut  halte.  Das 
sei  nicht  der  Fall,  wenn  auch  in  manchen  Punkten  besser  als  in  England 
gearbeitet  werde,  so  z.  B.  in  Bezug  auf  die  des  strengen  Frostes  in  Deutsch  - 
land  wegen  frostfreie  Verlegung  der  Rohre ,  die  Vermeidung  von  Thon- 
röhren  für  Innenleitnngen,  die  Nichtverwendung  der  spröden,  dünnwandigen, 
sogen,  schottischen  Abflussröhren  mit  ihren  engen  Muffen  und  Anderem.  Trotz- 
dem sei  er  der  Ansicht,  dass  man  in  Deutschland,  lediglich  wegen  des  Preis - 
druckes,  hinsichtlich  der  Solidität  der  Abflussanlagen  von  Jahr  zu  Jahr 
zurückgehe,  was  zu  der  sonstigen  Solidität  der  heutigen  Bauwerke  in  keinem 
Verhältnisse  stehe.  Hier  könnten  die  Verwaltungen  der  Städte  bessernd 
eintreten,  wenn  sie  die  in  den  städtischen  Gebäuden  auszuführenden  In- 
stallationen, ohne  zu  ängstlich  immer  die  Kostenfrage  als  das  allein  Aus- 
schlaggebende zu  betrachten,  in  der  vollkommensten  Weise  ausführen  Hessen. 
Wenn  dann  der  Einwohner,  der  Architect,  der  bauen  wolle-,  den  Unter- 
nehmer, der  die  Installation  ausführen  solle,  verpflichten  könnte,  dass  er  die 
Anlage  in  solcher  Qualität  liefern  müsse,  wie  die  Stadtgemeinde  sie  in  ihren 
eigenen  Gebäuden  herstellen  lasse,  so  werde  sich  sehr  bald,  ohne  Concession 
and  ohne  Prüfung,  ganz  von  selbst  eine  Besserung  in  der  angedeuteten 
Richtung  ergeben. 

Oberbanraih  Professor  Baumeister  (Karlsruhe)  betont,  dass  der 

Herr  Referent  wesentlich  englische  Ei*fahrungen  und  Ansichten  mitgetheilt 
habe,  dass  diese  aber  für  deutsche  Verhältnisse  noch  einiger  Ergänzungen 
bedürften.    Herr  Roechling  meine,   man  solle  die  Fallröhren  so  viel  wie 
möglich  ausserhalb  des  Hauses  legen,  wozu  er  allerdings   die  Bemerkung 
hinzugefügt  habe,  dass  in  einem  rauhen  Klima  dies  nicht  möglich   sei.     In 
Deutschland  sei  dies  bei  der  oft  grossen  Kälte  im  Winter  jedenfalls  nirgends 
möglich.     Wenn  es  desshalb  nöthig  sei,  die  Rohre  innerhalb  des  Hauses  zu 
legen,  so  sei  jedenfalls  darauf  zu  achten,  dass  der  von  Herrn  Roechling  be- 
tonte Grundsatz  der  Sichtbarkeit  inne  gehalten  werde.    Ein  weiterer  Punkt, 
den  Herr  Roechling  hervorhebe,  sei   die  möglichste  Trennung  der 
röhren,  Abortröhren,  Küchenröhren,  Regenwasserröhren  u.  s.  w. 
Ansicht  nach  sei  der  entgegengesetzte  Grundsatz  der  richtige,  zu 
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der  Reinhaltung  der  Röhren,  zu  Gunsten  des  möglichst  häufigen  Durch- 
schwemmens  grosser  Wassermengen.  Dann  müsse  er  auch  noch  den  Haupt- 
wasserverschluss  erwähnen,  den  trennenden  Wasserverschluss  zwischen  den 
Hausröhren  und  den  Strassencanälen.  In  England  und  Amerika  sei  es  ja 
bekanntlich  Grundsatz,  durch  einen  solchen  Hauptwasserverschluss  das  Ein- 
dringen der  Ganalgase  aus  dem  Strassencanale  in  die  Häuser  zu  verhinderu. 
Aber  diese  Ganalgase  entstehen  nicht  nur  in  den  Strassencanälen, 
sie  entstehen  auch  in  den  Hausröhren  und  seien  vielleicht  hier  noch  viel 
verderblicher,  weil  die  so  gefürchteten  Infectionskeime  ans  den  Häusern  ge- 
liefert werden.  Nicht,  wie  Herr  Roechling  betont  habe,  dass  er  sich  ver- 
stopfen möge,  spreche  in  erster  Linie  gegen  den  Hauptwasserverschluss, 
sondern  der  Haupteinwand  gegen  denselben  bestehe  darin,  dass,  wenn  Haus- 
röhren und  öfiPeutliche  Röhren  zusammenhängen,  die  Ventilation  beider 
Rohrsysteme  viel  leichter  und  energischer  vor  sich  gehe,  und  desshalb  sei 
der  Hauptverschluss  principiell  verwerflich  und  in  Deutschland  auch  fast 
nirgends  eingeführt.  Dazu  komme,  dass  man  beim  Hauptverschlusse  ge- 
nöthigt  sei,  hinter  und  vor  demselben  eigene  Röhi'en  zur  Lüftung  des 
Strassencanales  wie  der  Hausröhren  einzusetzen,  was  die  Anlage  wesentlich 
vertheuere.  Auch  verzichte  man  dabei  auf  den  Temperaturunterschied 
iswischen  dem  Innern  des  Hauses  und  der  Strassenatmosphäre,  ein  Moment, 
welches  die  Luftbewegung  zu  vielen  Zeiten  sehr  unterstütze.  Desshalb 
^olle  man  bei  der  deutschen  Anschauung  über  den  Hauptverschluss  bleiben 
und  sich  vor  den  Gasen  der  Stassencanäle  nicht  so  sehr  fürchten. 

Professor  Dr.  Wolffhfigl  (Göttingen)  bestätigt,  dass  die  experi- 
mentelle  Hygiene  auf  Grund  unumstösslicher  Erfahrungsthatsachen  und 
experimenteller  Ermittelungen  zu  der  Ueberzeugung  gelangt  sei,  dass  man 
kein  Recht  habe,  eine  Uebertragung  von  Infectionserregem  durch  die  Ganal- 
gase ernstlich  zu  befürchten.  Freilich  sei  die  Frage  aufgeworfen  worden, 
ob  nicht  vielleicht  durch  die  Ganalgase  die  individuelle  Disposition  für  In- 
fectionsk rankheiten  erzeugt  werden  könne  und  sei  vor  einiger  Zeit  auch 
•einmal  von  einem  italienischen  Forscher  mitgetheilt  worden,  dass  es  ihm 
gelungen  sei,  Versuchsthiere,  die  sonst  immun  seien,  typhuskrank  zu  machen, 
nachdem  er  die  Thiere  vor  der  Infection  derartiger  Luft  ausgesetzt  habe; 
aber  dieser  Versuch  habe  noch  keinerlei  Beweiskraft. 

Wenn  er  es  desshalb  auch  nicht  für  erwiesen  halte,  dass  die  Infections- 
krankheiten  mit  den  Ganalgasen  in  ursächlicher  Beziehung  stehen,  so  theile 
er  nichtsdestoweniger  mit  Herrn  Roechling  die  Ueberzeugung,  dass  es  eine 
wichtige  Aufgabe  der  Gesundheitstechnik  sei,  das  Eindringen  der  Ganalgase 
in  die  Wohnungen  zu  verhüten.  Schon  1881,  bei  der  Versammlung  in  Wien, 
habe  Prof.  Renk  bei  der  Ganalgasfrage  Versuche  vorgeführt  über  das  Leer- 
ziehen der  Syphons  in  Folge  von  mangelhafter  Heri^tellung  der  Haus- 
entwässerungsanlagen und  habe  damals  einen  kleinen  Apparat  demonstrirt, 
der  dazu  dienen  sollte,  in  fehlerhaften  Hausanlagen,  wo  man  nicht  mehr 
gut  nachträglich  die  Lüftung  der  Syphons  mittelst  Verbindungsröhren  nach 
dem  Freien  einrichten  könne,  doch  eine  Abhülfe  gegen  das  Leerziehen  zu 
schaffen.  Die  Zeichnung  (Fig.  34)  veranschauliche  den  Apparat,  den  er 
seitdem  wiederholt  und  immer  mit  gutem  Erfolge  angewandt  habe;  man 
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mflBse  ihn  natürlich  in  seinen  Dimensionen  den  Teraokiedenen  ÖrtliclieD  Ver- 
hältniasen  anpassen.  In  dem  Berichte  über  die  Wiener  Teraammlung  finde 
man  genauere  Beschreibung '). 

Fig.  34. 


Mechaniker  Behr  (Hamburg)  erwähnt  die  Forderung  des  Herru 
Koechling,  der  in  seinem  Referate  gesagt  habe,  die  beste  Canalisation 
1^1»  nichts,  Wenn  in  den  Wohnliäaaern  die  Rohrleitungen  schlecht  ans- 
gefShrt  seien,  und  der  desshalb  verlange,  dass  diese  Arbeiten  nur  von  ge- 
schalten Leuten  ausgeführt  werden  und  die  Leiter  der  Geschäfte  vorher 
cm«  Prüfung  abzulegen  haben.  Das  könne  er  nur  befürworten.  Nament- 
lich für  alle  im  Erdreiche  verdeckten  Rohrleitungen  seien  ganz  bestimmte 
'Dnehriften  und  genaue  behördliche  Controle  zu  verlangen ,  denn  gerade 
tuer  finde  man  die  meisten  Fehler  in  der  Anlage,  die  vielfach  aus  Unkennt- 
i>iu  entstanden  seien  und  durch  welche  ein  Ausströmen  der  Sielgase  er- 
""öglicht  werde.  Um  diesen  Uebelstand  zu  beseitigen,  habe  er  einen  Siel- 
'crKhluSB  mit  constanter  Luftcirculation  construirt.  Derselbe  schliesse  die 
°i«lgsse  der  Strasse  vollständig  ab  und  lasse  die  frische  Luft  in  das  Haus- 
röhrennetz  eintreten ,  so  daas  sich  in  den  Aböuseleitungen  eine  beständige 
LnfteircnlatiDn  befinde  und  daher  schSdIi  che  Siel  gase  nicht  mehr  ausströmen 
*(innen.  Der  Apparat  habe  sich,  wo  er  eingeführt  worden  sei,  gut  bewährt 
""d  Bei  eine  Zeichnung  von  demselben  in  der  Ausstellung  für  Wohnungs- 
l^Tgiene  ausgestellt 


')  Sitbe  Viert eljahruchritl  Tür  üfleDllithe  GesuDdhciUpflegc,  E 
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Da  sich  Niemand  weiter  zum  Wort  gemeldet  hat,  wird  die  Discussiott 
geschlossen  und  es  erhält  das  Schlusswort 

Referent  Ingenlear  BoecUing.  Derselbe  bemerkt,  dass  die  von 
ihm  vorgeschlagene  Prüfung  der  Installateure  sich  sowohl  auf  ihre  theo- 
retischen  wie  praktischen  Kenntnisse  erstrecken  solle,  wenngleich  den 
letzteren  wohl  die  Hauptbedeutung  beizumessen  sei.  Die  Installateurarbeiten 
nähmen  eine  so  äusserst  wichtige  Stellung  in  der  Wohnungshygiene  ein, 
dass  man  mit  Recht  verlangen  könne,  dass  Diejenigen,  welche  sie  aus- 
führten, auch  gründliche  Kenntnisse  darin  hätten,  damit  das  allgemeine 
Publicum  nicht  durch  schlechte  Arbeiter  zu  leiden  habe.  Diese  Gründe 
allein  seien  es  gewesen,  welche  in  England  zur  Prüfung  der  Installateure 
geführt  hätten,  und  obschon  dieselben  bis  jetzt  noch  nicht  allgemein  obli- 
gatorisch seien,  so  nähme  doch  die  Zahl  der  Geprüfben  mit  jedem  Jahre  zu. 

Was  die  Canalgase  anbelange,  so  könne  eigentlich  die  Frage,  ob  die- 
selben schädlich  oder  harmlos  seien,  in  einem  Vortrage  über  technische  Ein- 
richtungen für  Wasserversorgung  und  Canalisation  iu  Wohnhäusern  kaum 
volle  Berücksichtigung  finden.  Es  sei  ja  auf  der  einen  Seite  ganz  richtig, 
dass  es  bis  jetzt  noch  nicht  gelungen  sei,  den  directen  Beweis  für  ihre 
Schädlichkeit  zu  erbringen ,  auf  der  anderen  Seite  aber  seien  namentlich 
die  in  England  allgemein  mit  diesen  Gasen  gemachten  Erfahrungen  der- 
artige, dass  die  Wahrscheinlichkeit  eines  schädlichen  Einflusses  auf  die  Ge- 
sundheit sehr  nahe  liege.  Er  habe  dies  auch  im  Referate  hervorgehoben 
und  wolle  nur  noch  einmal  daraufhinweisen,  dass,  wie  die  Sachen  jetzt 
liegen,  es  im  Interesse  der  Gesundheit  gewiss  das  einzig  Richtige  sei,  4ie 
Canalgase  als  verdächtig  anzusehen  und  anstatt  sie  ins  Haus  einzuladen, 
ihren  Eintritt  in  dasselbe  unmöglich  zu  machen. 


Der  dritte  Gegenstand  der  Tagesordnung  betrifft  die 

Eröfftiuiig  der  Ausstellung  teolinisolier  Einriolituiigen  aus 

dem  Gebiete  der  Wolmungshygiene, 

wozu  die  Herren  Oberbürgermeister  Bötticher  und  Stadtbaurath  Peters 
folgende  Erläuterungen  geben: 

Oberbürgermeister  Bötticher  (Magdeburg):  „Meine  Herren,  im 
Februar  d.  J.  erhielt  ich  ein  Schreiben  von  dem  Herrn  San.-Rath  Dr.  Spiesz 
aus  Frankfurt,  in  dem  er  mir  die  Mittheilung  machte,  dass  auf  Wunsch  des 
Vorstandes  der  Herr  Ingenieur  Roechling  aus  Leicester  hier  über  Wasser- 
versorgung und  Canalisation  der  Wohnhäuser  einen  Vortrag  halten  würde, 
und  dass  Herr  Roechling  es  seinerseits  für  wünschenswerth  bezeichnet 
hätte,  mit  dem  Vortrage  eine  Ausstellung  über  Haus-Be-  und  -Entwässemiig 
zu  verbinden  und  daran  die  Frage  knüpfte,  ob  wir  nicht  ein  Chrundstück 
hätten,  was  sich  zu  dem  Zwecke  eignete.  Der  Zufall  wollte  es,  dass  die 
Stadt  Magdeburg  noch  glückliche  Besitzerin  eines  Grundstückes  in  der  Dom- 
strasse Nr.  3  war,  welches  zum  Abbruch  bestimmt  war.  Die  städtische  Behörde 
hatte  bereits  den  Beschluss  gefasst,  es  von  der  Bildfläche  verschwinden  zu 
lassen,  und  wenn  die  Anfrage  des  Herrn  San.-Raths  Spiess  einige  Wochen 
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später  an  mich  gelangt  wäre ,  dann  wäre  das  Grundstück  heute  nicht  mehr 
da.  Wir  traten  der  Sache  näher  und  waren  unsererseits  auch  der  Ansicht, 
dass  es  sich  empfehlen  würde,  einmal  —  eine  ganz  neue  Idee  für  die  Yer- 
Rammlungen  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  —  mit 
diesen  Verhandlungen  eine  Ausstellung  zu  verbinden,  und  hielten  bei  näherer 
Erwägung  das  gedachte  Grundstück  für  besonders  geeignet  dazu,  einmal 
weil  an  demselben  nichts  mehr  zu  verderben  war,  indem  ganz  nach  Be- 
lieben Wände  herausgerissen  und  neue  Wände  gezogen  werden  konnten, 
und  dann,  weil  es  in  der.  Nähe  dieses  Versammlungssaales  belegen  ist.  Wir 
sagten  desshalb  zu.  Herr  Roechling  hatte  nun,  wofür  wir  ihm  zu  gröss- 
tem  Danke  verpflichtet  sind,  die  Liebenswürdigkeit,  von  Leicester  hierher 
zu  kommen.  Mit  ihm,  Herrn  Ober-Ingenieur  Andreas  Meyer,  sowie  Herrn 
San.-Rath  Spiess  sind  die  näheren  Verabredungen  über  die  Einrichtung 
dieses  schönen  Grundstückes  —  Sie  werden  sich  selbst  davon  überzeugen 
—  über  die  Einrichtungen  der  Ausstellung  und  über  die  Einzelheiten  der 
Ausfuhrung  getroffen.  Ein  besonders  zusammen  getretener  Ausschuss  hat 
es  sich  zur  Aufgabe  gemacht,  die  Ausstellung  nach  Möglichkeit  gut  her- 
zustellen, und  erweiterte  die  ursprüngliche  Idee,  hier  bloss  eine  Ausstellung 
für  Wasserversorgung  und  Canalisation  von  Wohnhäusern  zu  veranstalten. 
Es  sollte  eine  Ausstellung  für  technische  Einrichtungen  aus  dem  Gebiete 
der  Wohnungshygiene  werden.  Wir  haben  uns  nun  bemüht,  die  Sache  so  gut, 
wie  wir  eben  konnten,  herzustellen,  wollen  aber  nicht  behaupten,  etwas  ab- 
solut Vollkommenes  geschaffen  zu  haben.  Herr  Roechling  hat  uns  ja  eben 
ausgeführt,  dass  es  etwas  absolut  Vollkommenes  auf  der  Welt  überhaupt 
nicht  giebt,  sondern  dass  wir  immer  weiter  bauen  müssen  und  sich  nur 
etappenmässig  die  Vollkommenheit  entwickelt,  dass  aber  keine  Zeit  sagen 
kann,  dass  das,  was  sie  hat,  etwas  wirklich  Vollkommenes  ist.  Ich  will  aber 
wünschen,  dass  die  Ausstellung  einigermaassen  Ihren  Erwartungen  entspricht. 
Sie  wird  demnächst  noch  der  Oeffentlichkeit  übergeben  werden  und  noch 
einige  Zeit  lang  geöffnet  bleiben. 

„Bemerken  will  ich  noch,  dass  wir  durch  die  Liberalität  des  Ausschusses 
des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  zunächst  1000  Mk. 
bekommen  haben,  um  die  Sache  einzurichten,  und  dass  die  hiesigen  städti- 
schen Behörden  beschlossen  haben,  den  Rest  zu  decken. 

„Ich  erkläre  nun  hiermit  die  Ausstellung  für  eröffnet  und  ersuche  Sie 
demnächst,  die  Güte  zu  haben,  sich  von  hier  aus  nach  dem  Local  hin  zu 
begeben,  bitte  aber  zunächst  Herrn  Stadtbaurath  Peters,  der  die  Ein- 
richtung geleitet  hat,  Ihnen  in  kurzen  Umrissen  noch  mitzutheilen ,  wie 
die  Sache  gedacht  ist  Ich  glaube,  das  wird  demnächst  die  Besichtigung  der 
Ausstellung  erleichtern.**    . 

Stadtbaurath  Peters  (Magdeburg):  „Ich  will  mir  nur  gestatten, 
einige  Bemerkungen  allgemeiner  Art  über  die  jetzt  zu  eröffnende  Aus- 
stellang  zu  machen. 

„Dieselbe  macht  nicht  den  Anspruch  darauf,  eine  Hygiene-Ausstellung 
zu  sein^  wobei  man  an  bekannte  Muster,  so  vor  Allem  die  letzte  Berliner 
Hygiene-Ausstellung  zu  denken  hätte.    Damit  wollen  wir  nicht  concurriren. 

,iln  erster  Linie  handelt  es  sich  darum,  Erläuterungen  zu  dem  Yor- 
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trage  des  Herrn  Ingenieur  Roecbling  zu  liefern,  den  wir  heute  gehört 
haben,  Erläuterungen  an  praktischen  Beispielen. 

„Wenn  aber  Installationsarbeiten  vorgeführt  werden  sollen,  so  müssen 
auch  diejenigen  Einrichtungen,  um  deren  Wasserzuführung  bezw.  Entwässe- 
rung es  .sich  handelt,  wie  Bäder,  Toiletten,  Ausgüsse,  Aborte  u.  dergL  be- 
rücksichtigt werden.  Damit  gelangte  man  zu  dem  Gedanken  einer  Woh- 
nnngs -Ausstellung  und  lag  es  nun  nahe,  alle  diejenigen  Einrichtungen  mit 
aufzunehmen,  die  erforderlich  sind,  eine  Wohnung  so  gesund  als  mög- 
lich zu  machen,  vor  Allem  also  Lüfbungs- Einrichtungen,  femer  die  Be- 
heizung. 

„Aus  dem  engeren  Rahmen  einer  Vorführung  für  die  Zwecke  des  Deut- 
schen Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  ist  so  die  gegenwärtige  Aus- 
stellung von  technischen  Einrichtungen  der  Wohnungshygiene  heraus  ge- 
wachsen, welche  zur  Belehining  nicht  nur  von  Fachleuten,  sondern  auch  des 
Pnblicums,  in  erster  Linie  natürlich  der  Magdeburger,  verwerthet  werden 
sollte. 

„Bei  der  Beschränkung  des  Raumes  musste  von  einer  allgemeinen  Be- 
theiligung abgesehen  werden.  Es  konnte  nur  eine  Auswahl  von  solchen 
Firmen  stattfinden,  von  welchen  man  von  vornherein  erwarten  durfte,  dass 
sie  etwas  Neues,  Mustergültiges  ihrer  Special-Branche  liefern  würden.  Diese 
Auswahl  ist  mit  besonderen  Schwierigkeiten  verknüpft  gewesen.  Man  ist 
im  Ausstellungs  -  Ausschuss  bestrebt  gewesen,  das  Beachtenswertheste  aus 
den  in  Betracht  kommenden  Gebieten  herauszulesen  und  hat  renommirte 
Firmen  von  Süd-  wie  Norddeutschland  gleichmässig  berücksichtigt,  wie  ja 
dieser  Verein  sich  „Deutscher  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege** 
nennt. 

„Leider  sind  uns  gerade  aus  Süd-  und  Mitteldeutschland  verschiedent- 
lich Absagen  eingegangen,  wofür  mehrfach  Ersatz  aus  Norddeutschland  ein- 
trat. Von  englischen  Firmen,  auf  deren  Betheiligung  besonders  gerechnet 
war,  ist  eine  directe  Beschickung  trotz  der  rastlosen  Bemühung  des  Herrn 
Ingenieur  Roechling  nicht  erzielt;  dafür  haben  aber  ihre  deutschen  Ver- 
treter, David  Grove  für  Jennings  und  Hambruch  für  Boyle,  reichlich 
mit  den  neuesten  Mustern  ausgestellt.  So  sind  denn  dreissig  deutsche 
Firmen  in  unserer  Ausstellung  vertreten,  welche  sich  in  uneigennütziger 
Weise  in  den  Dienst  der  guten  Sache  gestellt  haben,  so  dass  eine  erfreu- 
liche Reichhaltigkeit  der  Ausstellungs-Gegenstände  constatirt  werden  kann. 

„Was  nun  die  Letzteren  selbst  anbelangt,  so  lassen  sich  dieselben  in 
mehrere  Gruppen  vertheilen,  nämlich: 

I.  Installationsarbeiten.  „Hierzu  gehören  diejenigen  Apparate, 
welche  sich  auf  die  Reinhaltung,  Spülung  und  Entlüftung  der  Hausleitungen 
bis  zu  ihrem  Anschlüsse  an  das  städtische  Canalnetz  beziehen.  Auf  die 
umfassende  Gollection  der  hier  in  Betracht  kommenden  Rohrmaterialien, 
insbesondere  von  Tangerhütte  und  Münsterberg,  darf  besonders  aufmerksam 
gemacht  werden. 

II.  Sanitäre  Wohnungs-Einrichtungen.  „Dahin  gehören  die 
Lüftungsvorrichtungen  für  Zu-  und  Abführung  frischer  und  verdorbener 
Luft,   die  Luftsauger,  Luftreiniger  oder  Kühler.     Auch  in  bauteohnischer 
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Beziehung  sind  hier  Wandbekleidungen,  Fussbodenherstellungen ,  Fenster- 
Terschlüsse  u.  dergl.  zu  nennen,  während  natürlich  auf  die  eigentliche  Bau- 
construction ,  z.  B.  das  umfangreiche  Gebiet  der  Herstellung  gesunder 
Zwischendecken  und  Wände,  nicht  weiter  eingegangen  werden  konnte. 

III.  Heizungs-  und  Beleuchtungs-Anlagen.  ?|Auf  diesem 
ersteren  Gebiete  ist  hauptsächlich  die  Gasheizung  vertreten,  welche  in 
letzter  Zeit  einen  ungeahnten  Anlauf  genommen  hat,  sogar  in  die  Schul- 
und  Wohnungs- Sphäre  einzudringen  und  der  jedenfalls  noch  eine  bedeut- 
same Zukunft  vorbehalten  bleibt.  Dass  Gasheizungs  -  Einrichtungen  in 
hygienischer  Beziehung,  falls  sie  nur  richtig  angelegt  werden,  zu  Bedenken 
nicht  Veranlassung  geben,  wird  kaum  noch  bestritten  werden  dürfen.  Hin- 
sichtlich Bequemlichkeit  und  Reinlichkeit  steht  die  Gasheizung  jedenfalls 
obenan. 

„Von  Centralheizungen  ist  nur  der  Niederdruck-Dampfheizung  Raum 
gegönnt,  weniger  um  das  System  zu  bevorzugen,  als  diese  für  Wohnzwecke 
recht  angenehme  und  einfache,  hierorts  verhältnissmässig  noch  weniger  be- 
kannte Sammelheizung  dem  Publicum  vorzuführen  mit  den  in  letzter  Zeit 
hergestellten  sauberen  und  zierlichen  Heizregistern,  die  ohne  Weiteres  frei 
in  die  Zimmer  hineingestellt  werden  können,  überaus  leicht  von  Staub- 
ansammlungen  zu  reinigen  und  so  hygienisch  besonders  anzuerkennen  sind. 
Sonst  ist  von  Localheizungen  eine  Serie  von  irischen  Oefen  hervorzuheben, 
die  ein  weiteres  Interesse  verdienen. 

„Hinsichtlich  der  Beleuchtungsanlagen  ist  elektrische  und  Aue r- Gas- 
beleuchtung in  mannigfachen  hübschen  Mustern  vertreten.  Zwecks  Betriebs 
der  elektrischen  Anlage  arbeitet  eine  Gasdynamomaschine  von  Gebr.  Kör- 
ting in  Hannover. 

»In  eine  vierte  Gruppe  der  Ausstellungsgegenstände  sind  hygienisch 
wichtige  Apparate  einzureihen,  deren  Bedeutung  gerade  in  unserer  cholera- 
g^prüften  Zeit  von  Jahr  zu  Jahr  sich  gesteigert  hat,  namentlich  Haus- 
filler  und  Wassersterilisatoren,  von  denen  die  wichtigsten,  jetzt  ge- 
briachlichsten  Arten  auf  der  Ausstellung  vertreten  sind;  ausserdem  wissen- 
flcWUiche  Apparate  u.  s.  w. 

„Dass  schliesslich  der  ursprünglich  ganz  eng  gezogene  Rahmen  nicht 
^  allen  Punkten  hat  eingehalten  werden  können,  ist  selbstverständlich,  wie 
^  bei  jeder  Ausstellung  erfahrungsmässig  der  Fall  zu  sein  pflegt.  So 
finden  wir  denn  auch  Eisschränke,  Spülbüffets  u.  dergl.  vertreten,  die  nicht 
gcfade  als  zur  Wohnungshygiene  unmittelbar  gehörig  bezeichnet  werden 
können.  Trotz  des  klar  ausgesprochenen  Zwecks  der  Ausstellung  ist  es 
D*t&rlich  erforderlich  geworden,  Artikel  wie  Pepton-Biskuits,  spanische 
Weine  für  medicinische  Zwecke,  sogar  Telephonapparate  u.  s.  w.  zurück- 
zuweisen, was  für  eine  allgemeine  hygienische  Ausstellung  hätte  acceptirt 
werden  können.  Dass  bei  einer  namentlichen  Aufforderung  der  Firmen 
^ter  besonderer  Auswahl  derselben  Solche,  die  übergangen  sind,  namentlich 
nier  am  Orte,  sicK  empfindlich  zeigen  würden ,  war  vorauszusehen ;  es  wird 
du  aber  bei  der  Art  unserer  Sonderausstellung  nie  zu  vermeiden  sein. 
Handelt  es  sich  doch  eben  darum,  auch  unter  den  Ausstellungsgegenständen 
AV  daajenige  herauszugreifen,  was  streng  in  den  Rahmen  des  festgesetzten 
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Programmes  hineinpasst,  noch  dazu,  wenn  man  mit  beschränktem  Ausstel- 
lungsräume zu  rechnen  hat. 

„Ein  Catalog  hat  bisher  nicht  angefertigt  werden  können,  da  einerseits 
erst  zum  letzten  Augenblicke  die  nur  allgemein  angemeldeten  Ausstellungs- 
artikel eintrafen,  andererseits  die  Liste  der  ausstellenden  Firmen  sich  zu 
Folge  von  Absagen  oder  Neuanmeldungen  stetig  änderte.  Es  wird  von  dem 
Anklang  abhängen,  den  unsere  Yersuchsausstellung  —  man  darf  sie  wohl 
nur  als  solche  bezeichnen  —  bei  Ihnen,  meine  verehrten  Herren  vom  Deut- 
schen Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege,  weiterhin  im  Publicum  finden 
wird,  ob  die  Aufstellung  eines  Catalogs  als  Bedürfniss  anerkannt  wird,  der, 
sofern  er  von  fachmännischer  Seite,  womöglich  mit  Zeichnungen  begleitet, 
bearbeitet  würde,  allerdings  ein  allgemeineres  Interesse  verdienen  dürfte. 

„Die  Fülle  der  ausgestellten  Gegenstände  ist  eine  ganz  stattliche  ge- 
worden. Wenn  auch  die  Ausstellung  auf  Vollständigkeit  nicht  entfernt  wird 
Anspruch  erheben  dürfen,  so  werden  Sie  doch,  meine  verehrten  Herren, 
manches  Beachtenswei'the ,  sogar  Neues  finden,  und  manche  Anregung  mit 
von  dannen  nehmen.  Ich  darf  wohl  versichern ,  dass  bei  der  Mehrzahl  der 
ausgestellten  Gegenstände  oder  Einrichtungen  eine  Besonderheit  vorliegt,  die 
aber  bei  flüchtigem  Vorbeiwandem  vielleicht  verloren  geht,  und  also  ein- 
gehender wird  studirt  werden  müssen.  Schwerlich  werden  Sie  an  dem  heu- 
tigen Tage  Müsse  und  Gelegenheit  dazu  finden,  um  so  weniger,  als  es  sich 
um  enge  Wohnräume  handelt,  die  mit  den  Ausstellungsobjecten  zum  Theil 
gedrängt  angefüllt  sind.  Ich  hoffe  jedoch ,  dass  Sie  aus  dem  heutigen  Be- 
suche Veranlassung  nehmen  möchten,  morgen  oder  an  den  folgenden  Tagen, 
in  den  allerdings  knapp  bemessenen  Mussestunden  unserer  Tagesordnungen, 
der  Ausstellung  noch  einmal  ihre  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 

„Ich  will  schliesslich  nicht  unterlassen,  den  Ausstellern,  die  zum  Theil 
recht  erhebliche  Mühe  und  Kosten  an  einen  Zweck  gewandt  haben,  bei  dem 
schwerlich  viel  von  pecuniären  Erfolgen  unmittelbarer  Art  wird  die  Rede 
sein  können,  herzlichsten  Dank  auszusprechen.  Es  haben  von  Berlin  aus- 
gestellt 7,  von  Hamburg  4,  von  Magdeburg  11  Firmen,  ausserdem  je 
eine^von  Königsberg  i.  Pr.,  Hannover,  Mainz,  Göttingen,  Weimar, 
Zwickau,  Tangerhütte  b.  Magdeburg  und  Münsterberg  i.  Schlesien, 
zusammen  also  30  Firmen,  grösstentheils  von  hervorragendem  Rufe.** 


Hierauf  begab  sich  die  Versammlung  zu  dem  Hause  Domstrasse  Nr.  3, 
wo  die  Eröffnung  der  Ausstellung  erfolgte. 

Eine  kurze  Beschreibung  derselben  bringen  wir  am  Schlüsse  dieses 
Berichtes,  S.  167. 


Schluss  der  Sitzung  2  Uhr. 
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Zweite   Sitzung. 

Donnerstag,  den  20.  September  1894,  Vormittags  9  Uhr. 

Stellvertretender  Vorsitzender  Oberbfirgermeister  Bötticher 
eröffnet  die  Versammlung;  dieselbe  tritt  sogleich  in  die  Verhandlung  des 
dritten  Gegenstandes  der  Tagesordnung  ein: 

Die  Nothwendigkeit  weiträumiger  Bebauung  bei 

Stadterweiterungen  und  die  reclitliclien  und  tech- 

nisclien  Mittel  zu  ihrer  Ausfülirung. 

Es  lauten  die  von  den  Referenten,  Oberbürgermeister  A dickes,  Geh. 
Baurath  Hinckeldeyn  und  Baupolizei -Inspector  Glassen  aufgestellten 

Leitsätze: 

1.  Die  in  vielen  Grossstadten  Deutschlands  im  Gegensatz  zu  anderen  Län- 
dern, namentlich  zu  England,  übliche  dichte  Zusammendrängung  der 
Bevölkerung  in  Miethscasemen  gefährdet  die  Gesundheit,  schädigt  das 
Familienleben  und  macht  den  Erwerb  von  Grundeigenthum  für  den 
grössten  Theil  der  Einwohner  unmöglich. 

2.  Die  Herbeiführang  einer  weiträumigeren  Bebauung  und  die  Beseitigung 
der  ihr  entgegenstehenden  Hindernisse  ist  daher  als  ein  dringendes  Be- 
dürfniss  anzuerkennen. 

3.  Solche  Hindernisse  sind  vorzugsweise: 

a)  Die  durch  die  Bebauungspläne  festgelegte  Eintheilung  des  Baulandes 
in  zu  tiefe,  die  Anlage  von  llof-  und  Hinterwohnungen  herbeiführende 
Baublöcke. 

b)  Die  Annahme  zu  grosser  Breiten  für  die  lediglich  zur  inneren  Auf- 
theilung  des  Baulandes  bestimmten  Strassen  und  die  daraus  erwachsende 
Belastung  der  anliegenden  Grundstücke. 

c)  Die  unverhältnissmässig  hohen,  vielfach  ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl 
der  Geschosse  und  Wohnungen  nur  nach  der  Strassenfrontlängc  be- 
rechneten Kosten  für  Strassen-  und  Entwässerungsanlagen. 

d)  Die  Uebertragung  der  für  grosse,  vielgeschossige  Gebäude  nothwendigen 
und  zweckmässigen  baupolizeilichen  Anforderungen  auf  Häuser  von 
geringem  Umfang  mit  wenigen  Geschossen. 

6)  Der  durch  die  baupolizeilichen  Bestimmungen,  welche  bislang  meistens 
für  das  in  neu  entstehenden  Stadttheilen  belegene  Gelände  eine  ebenso 
starke  bauliche  Ausnutzung  wie  für  die  innere  Stadt  zugelassen  haben, 
übermässig  gesteigerte  Bodenpreis  in  den  btadterweiterungsgebieten. 

0  Der  Mangel  an  baupolizeiliithen  Bestimmungen   zum  Schutze   kleiner 
Wohnhäuser  und  Gärten  gegen  die  Benachtheiligung  durch  Errichtung 
hoher  und  tiefer  Nachbar  bauten. 
^  Zar  Beseitigung  dieser  Hindernisse   werden   folgende   Maassregeln 

^pfohlen : 

&)  Um  der  übermässigen  Ausnutzung  der  Grundstücke  durch  Errichtung 
von  Hof-  und  Hintergebäuden  entgegenzuwirken,   ist  —  soweit  nicht 
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durch  beschränkende  baupolizeiliche  Bestimmungen  (vergl.  4.  e)  hin- 
reichende Fürsorge  gegen  eine  derartige  Ausnutzung  getrofifen  ist  — , 
das  zur  Anlage  von  Wohnhäusern  bestimmte  Bauland  in  Blöcke  von 
solcher  Tiefe  einzutb eilen ,  dass  ohne  unverhältnissmässige  Opfer  an 
Baufläche  eine  genügende  Ausnutzung  vorzugsweise  dureh  den  Bau 
von  Vorderhäusern  möglich  ist. 

b)  Die  Strassen,  welche  lediglich  zur  inneren  Auftheilung  des  Baulandes 
dienen,  ohne  einen  grösseren  Verkehr  aufzunehmen,  sind  in  thunlichst 
geringer  Breite  anzulegen. 

Vielfach  ist  es  hierbei  wünschenswerth ,  die  Bauflucht  hinter  die 
Strassenflucht  zurückzulegen,  um  die  Herstellung  von  Vorgärten,  Rasen- 
flächen und  Baumpflanzungen  zu  ermöglichen. 

c)  Bei  den  unter  b)  bezeichneten  Strassen  sind  die  Pflasterung  der  Dämme, 
die  Befestigung  der  Fussgängerwege  und  die  Entwässerungsanlagen 
möglichst  einfach  und  billig  herzusteUen. 

Bei  der  Vertheilung  der  Kosten  für  den  Grunderwerb  zu  Strassen* 
anlagen,  sowie  für  die  Pflasterung  und  Entwässerung  der  Strassen  auf 
die  anliegenden  Grundstücke  ist,  so  weit  thunlich,  die  bauliche  Aus- 
nutzung der  Grundstücke  zu  berücksichtigen. 

d)  Die  baupolizeilichen  Anforderungen  an  Gebäude  von  geringem  Umfang 
mit  wenigen  Geschossen  sind  in  Bezug  auf  Construction,  Anlage  von 
Treppen  u.  der  gl.  im  Gegensatze  zu  den  Vorschriften  für  grosse  Ge- 
bäude thunlichst  zu  ermässigen. 

e)  Ueberall  da,  wo  es  die  Bodenpreise  oder  die  vorhandene  Bebauung 
noch  ausführbar  erscheinen  lassen,  sind  baldmöglichst  durch  bau- 
polizeiliche Vorschriften  Beschränkungen  in  Bezug  auf  die  Ausnutzung 
der  Bauflächen  und  in  Bezug  auf  die  Bauhöhen  zu  treffen,  damit  diese 
Gelände  nicht  von  der  Speculation  auf  den  Bau  von  Miethscasemen 
ergriffen  werden  können,  vielmehr  der  Bau  von  Häusern  mit  wenigen 
Wohnungen  möglichst  befördert  wird,  und  diese  in  ihrem  Bestände 
dauernd  geschützt  sind. 

Referent:  Oberbflrgermeister  Adickes  (Frankfurt  a.  M.): 

„Das  heutige  Thema  steht  in  engem  Zusammenhange  mit  der  Erörte- 
rung, welche  auf  der  letzten  Versammlung  dieses  Vereins  am  25.  Mai  1893 
in  Würzburg  stattfand  und  das  Thema  betraf:  „Die  unterschiedliche  Behand- 
lung der  Bauordnungen  für  das  Innere,  die  Aussenbezirke  und  die  Umgebung 
Yon  Städten'^. 

„Wie  man  hört,  sind  unsere  Verhandlungen  insofern  nicht  ohne  £rfolg' 
gewesen,  als  in  vielen  Städten  erneute  Erörterungen  über  Revision  der  Bau^ 
Ordnungen  eingeleitet  sind.  Indessen  stehen  günstige  Ergebnisse  meist  nocH 
aus,  und  es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  öffentliche  Meinung  sieb 
dieser  Dinge  längst  noch  nicht  so  angenommen  hat,  wie  dies  zur  allgemeinerem 
Förderung  der  Sache  nothwendig  ist.     Der  Ausschuss  unseres  Vereins  h&t 
es  daher  für  geboten  erachtet,  aus  der  Gesammtheit  der  im  vorigen  Jahre 
behandelten  Frage  in  Betreff  der  zweckentsprechendsten  baulichen  Anlegung 
der  neuen  Stadttheile  eine  der  wichtigsten  Fragen,  das  heutige  Thema,  be- 
sonders herauszugreifen  und  nochmals  zu  gesonderter  Verhandlung  stelien 
zu  sollen.     Um   dabei   den   Vereins-Verhandlungen   einen   möglichst    weit- 
gehenden Zusammenhang  zu  sichern,  hat  der  Ausschuss  es  zugleich  für 
zweckmässig  gehalten,   dass  ich  auch  in  diesem  Jahre  wieder  einen   ein- 
leitenden Bericht  erstatte.     Diese  nochmalige  Berichterstattung  ist  für  mich 
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freilich  nicht  ohne  Bedenken.  Zwar  werde  ich,  ebenso  wie  im  Vorjahre, 
wo  Herr  Oberbaurath  Baumeister  die  Fülle  seines  Wissens  Ihnen  zur 
Verfügung  stellte,  mich  darauf  beschränken  können  und  müssen,  die  all- 
gemeinen Gesichtspunkte  und  dieses  Mal  zugleich  auch  den  Zusammenhang 
mit  der  vorigen  Berathung  hervorzuheben,  während  meine  Herren  Correferenten 
die  Güte  haben  werden,  alle  technischen  Gesichtspunkte  und  die,  gerade  in 
diesen  Fragen  so  wichtigen  Einzelheiten,  von  zwei  verschiedenen  Seiten  aus 
der  Erörterung  zu  unterziehen.  Allein  eben  diese  allgemeinen,  rechtlichen 
und  socialpolitischen  Gesichtspunkte  sind  von  mir  bereits  im  Vorjahre  so  ein- 
gehender Erörterung  unterzogen  worden,  dass  ich  Ihre  Geduld  hierfür  um 
80  weniger  wieder  in  Anspruch  nehmen  kann,  als  die  vorjährigen  Vorträge 
in  ausgedehntem  Maasse  den  Vereinsmitgliedem  im  Drucke  zugänglich  ge- 
macht sind.  Ich  glaube  daher  Ihres  Beifalls  sicher  zu  sein,  wenn  ich  dieses 
Mal  mich  sehr  kur^  fasse. 

„Wie  Sie  aus  der  ersten  These  ersehen,  beginnen  wir  mit  einem  Hin- 
weis auf  England,  und  ich  bitte,  zur  Erläuterung  dieses  Hinweises  an  zwei 
Aufsätze  anknüpfen  zu  dürfen,  welche  in  der  ersten  Blüthezeit  der  Frei- 
handelsbewegung, der  wir  so  viele  Anregung  verdanken,  Julius  Faucher 
im  Jahre   1866  in  der  Vierteljahrsschrift  für  Volks wirth seh aft  und  Cultur- 
geschichte  unter  dem  Titel:  „Die  Bewegung  für  Wohnungsreform"  heraus- 
gegeben hat,  und  in  denen  er  in  seiner  geistreichen  Weise  den  Gegensatz 
zwischen  der  englisch- amerikanischen  und  der  in  dem  grössten  Theile  des 
europäischen  Gontinents  herrschenden  Wohnweise  behandelt. 

»Während  in  England  und  Amerika  das  Einfamilienhaus  durchweg  das 
normale  Wohnhaus  darstellt,  finden  wir  insbesondere  auch  in  den  meisten 
Theilen  Deutschlands,  in  den  grösseren  wie  auch  in  vielen  kleineren  Städten, 
das  System  der  Miethscasernen  ausgebildet.  Indem  Fauch  er  nun  darauf 
anweist,  dass  dieses  System  nicht  immer  in  Deutschland  geherrscht,  sondern 
erst  in  Folge  ungünstiger  wirthschaftlicher  Entwicklung,  namentlich  seit 
dem  dreissigjährigen  Kriege,  zum  Theil  auch  unter  Mitwirkung  von  Stadt- 
oefestigungen ,  sich  ausgebildet  habe,  führt  er  aus,  dass  dieses  System  der 
^ethscaserne  das  social  tiefer  stehende  und  eine  wirthschaftliche  Krankheit 
f^i;  dass  es  aber  von  grösster  Bedeutung  für  die  gesunde  Entwickelung 
unseres  Volkes  sei,  unter  Ueberwindung  der  Krankheit  auch  in  dieser  Be- 
ziehung unseren  Standard  of  Ufe,  die  herabgedrückte  Norm  des  häuslichen 
^bens  zu  erhöhen.  Mit  giösstem  Nachdruck  weist  er  darauf  hin,  wie  der 
^^gensatz  zwischen  Hauseigenthümer  und  Miether  und  die  Gestaltung  der 
'''igenthumsverhältnisse  beim  System  der  Miethscasernen  nothwendig  zu 
schädigenden,  ja  zu  socialgefährlichen  Verhältnissen  führen  müsse;  er  zeigt 
1^  Einzelnen,  wie  die  gemeinschaftliche  Benutzung  von  Höfen,  Treppen, 
y^fridoren,  Waschküchen  u.  s.  w.  der  Entwickelung  des  Familienlebens, 
i&tbesondere  auch  der  Erziehung  der  Kinder,  ebenso  wie  einer  gesunden 
Entfaltung  der  nachbarlichen  Beziehungen  hindernd  und  erschwerend  in 
^«ö  Weg  treten.  Mit  energischem  Appell  an  die  Bessergestellten  verlangt 
^  daher,  dass  sie  den  Anfang  machen,  um  die  Anschauung  vom  Einfamilien- 
'^•'He,  als  einer  höher  stehenden  Wohn  weise,  zu  verbreiten. 

ffSeit  diesem  Appell  sind  jetzt  nahezu  30  Jahre  vergangen;  die  Erfolge 
*her  sind,  wie  wir  wissen,  trotz  vielfacher  Bemühungen,  trotz   mancher 
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schöner  Anfange  dennoch,  namentlich  für  die  unbemittelten  Klassen,  ganz 
ausserordentlich  gering.  Heute  noch  sehen  wir,  wie  Faucheres  schildert, 
mitten  auf  unbebauten  Feldern,  nicht  wie  in  England  kleine  ein-  oder  zwei- 
stöckige, behaglich  dreinschauende  Familienhäuser,  sondern  gefängnissartige 
Miethscasernen  sich  erheben.  Und  es  ist  daher  unerlässlich ,  wieder  und 
immer  wieder  auf  unsere  Wohnungsverhältnisse  hinzuweisen. 

„Ein  ziffernmässiger  Vergleich  über  die  Wohndichtigkeit  in  den  grösseren 
Städten  Deutschlands  und  Englands  ist  unter  diesen  Umständen  nicht  ohne 
Interesse.  Ich  erlaube  mir  daher,  diesem  Vortrage  eine  entsprechende, 
liebenswürdiger  Weise  von  Herrn  Dr.  Bleicher,  dem  Director  des  statisti- 
schen Bureaus  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.,  bearbeitete  Tabelle  beizulegen 
(siehe  die  vorstehenden  beiden  Seiten).  Aus  dieser  Tabelle  will  ich  einige 
Ziffern  hervorheben. 

„Von  ausserordentlich  grossem  Interesse  ist  zunächst,  dass  in  England 
trotz  der  ungeheuren  Anhäufung  der  Bevölkerung  in  den  Städten  die  Ziffern 
nahezu  noch  dieselben  sind,  wie  sie  Faucher  angegeben  hat.  Während 
nämlich  Faucher  für  das  Jahr  1866  für  London  anführt,  dass  7*7  Be- 
wohner auf  ein  bewohntes  Haus  treffen ,  zeigt  die  mir  vorliegende  Statistik 
für  das  Jahr  1831  die  Zahl  7'9  und  für  1891  7'6.  Es  hat  also  eher  eine 
Verringerung  der  Bevölkerungsdichtigkeit  sich  vollzogen.  Gleiches  zeigen 
die  übrigen  englischen  Städte,  und  zwar  sowohl  diejenigen  über  100000 
als  auch  die  von  50000  bis  100000  Einwohnern.  Es  kamen  nämlich  auf 
den  Durchschnitt  sämmtlicher  Städte  über  100000  Einwohner  im  Jahre  1881 
6'3  und  im  Jahre  1891  6*1,  nach  Abzug  von  London  nur  5*4  bezw.  5*2  Be- 
wohner auf  ein  bewohntes  Haus.  Die  Ziffern  der  Städte  von  50000  bis 
100000  Einwohnern  stellen  sich  nahezu  gleich,  nämlich  auf  5*6  und  5'5. 
In  ganz  England  finden  sich  nur  zwei  Städte,  die  über  acht  Einwohner  in 
einem  Hause  haben;  dagegen  giebt  es  eine  ganze  Reihe,  auch  grosserer 
Städte,  die  nur  fünf  Bewohner  im  einzelnen  Hause  enthalten.  Die  gesammten 
englischen  Städte  über  100000  Einwohner  beherbergen  —  bei  Ausschluss 
von  London  —  im  Durchschnitt  nur  1*08  Haushaltungen  pro  Haus,  und  in 
den  Städten  von  50000  bis  100000  gar  nur  1*02,  während  London  aller- 
dings etwas  mehr  (1*7)  zeigt.  Man  sieht,  es  ist  eine  ganz  gefestete  Sitte 
und  Wohnweise,  die  uns  in  England  entgegentritt,  der  gegenüber  unsere 
deutschen  Ziffern  zum  Theil  wahrhaft  erschreckende  Verhältnisse  beleuchten. 

„Unter  den  deutschen  Städten  über  50000  Einwohner  finden  sich  nur 
zwei,  welche  einigermaassen  den  englischen  gleichgestellt  werden  könnten. 
Bremen  weist  fiir  das  Jahr  1880  71,  für  1890  7*6  und  Lübeck  für  1890 
8'7  Bewohner  für  ein  Haus  auf.  Ihnen  schliessen  sich  einige  rheinische 
Städte:  Duisburg,  Crefeld,  Essen  und  Köln  an,  indem  sie  zwischen  10  und 
15  Bewohner  für  ein  Haus  haben.  Die  grosse  Mehrzahl  erhebt  .sich  aber 
zu  höheren  Sätzen,  so  dass  der  Durchschnitt  aller  Städte  über  50000  Ein- 
wohner sich  auf  etwa  22,  ohne  Berlin  auf  19*5  stellt.  An  der  Spitze  steht 
Berlin  mit  44'9  im  Jahre  1880  und  52*6  im  Jahre  1890;  ihm  folgen  eine 
Anzahl  östlicher  Städte:  Breslau,  Königsberg,  Stettin,  Leipzig,  Dresden, 
Chemnitz;  auch  Magdeburg  finden  wir  hier  mit  26*7  bis  27*4,  und  fast  will 
es  scheinen,  als  ob  im  Allgemeinen  die  Bewohnungsdichtigkeit  in  diesen 
zehn  Jahren  ziemlich  allgemein  in  der  Zunahme  begriffen  ist. 
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„Um  aber  die  Bedeutang  dieser  Ziffern  richtig  zu  würdigen,  muss  man 
sich  nni:  gegenwärtig  halten,  dass  dieselben  lediglich  Durchschnittsziffem 
sind,  f&r  deren  Bildung  die  überall  recht  erhebliche  Zahl  von  alten  kleineren 
Hausem  mit  geringer  Bewohnerzahl  vor  Allem  bestimmend  ist,  dass  aber 
andererseits  eine  ausserordentlich  grosse  Zahl  von  Häusern,  und  zwar  gerade 
neuesten  Häusern,  vorhanden  ist,  welche  weit  zahlreichere  Bewohner  auf- 
weisen, so  dass  eine  lediglich  die  Miethscasernen  der  letzten  Jahrzehnte  um- 
fassende Durchschnittsberechnung  weit  höhere  Ziffern  aufweisen  würde. 

„Doch  genug  der  Ziffern,    die  hier  nur  desshalb  mitgetheilt  worden 
sind,  weil  sie  am  leichtesten  geeignet  sind,  den  grossen  Gegensatz  zu  ver- 
anschaulichen, in  welchem  die  £ntwickelung  uns  zu  unseren  germanischen 
Vettern  jenseits  des  Canals  und  des  Oceans  leider  gebracht  hat.    Die  Be- 
rechtigung dieses  „leider"  brauche  ich,  zumal  nach  den  Ausführungen  des 
vorigen  Jahres,   in  dieser  Versammlung  wohl  nicht  in  allen  Einzelheiten 
weiter  zu  begründen;  wohl  aber  schien  es  uns  nöthig,  auch  in  den  dies- 
jährigen Thesen  noch  einmal  wieder  zu  kräftigem  Ausdruck   zu.  bringen, 
dass  das  System  der  Miethscaserne  in  allen  Beziehungen  die  grössten  Ge- 
fahren mit  sich  bringt.    Wie  die  Zusammendrängung  der  Bevölkerung  und 
die  ins  Unendliche  gesteigerte  Nothwendigkeit  gegenseitiger  Berührung  auf 
den  gemeinsamen  Höfen,  Treppen,  Waschküchen  und  Gängen,    oft  auch 
Closets,  in  körperlicher  Hinsicht  die  Ansteckungsgefahr  erhöht,  die  üblen 
Wirkungen  schlechter  Entwässerungseinrichtungen  gleich  ins  Grosse  steigert 
und  so  die  Gesundheit  gefährdet,    und  wie  sie  auf  der  anderen  Seite  in 
sittlicher  Beziehung  die  Entwickelung  eines  natürlichen,  gesunden  Familien- 
lebens auf  das  Aeusserste  erschwert:  das  ist  so  oft  ausgeführt,  dass  ich  hier 
auf  eine  weitere  Ausmalung  verzichte.     Aber  die  socialpolitische  Seite  ist 
mcht  minder  bedeutsam:    Das   Casemensystem    macht  den  Erwerb    eines 
eigenen  Herdes  —  der  immer  noch  Goldes  werth  ist  —  dem  grössten  Theile 
<ler  Bewohner  unmöglich,  und  es  ist  ein  wahres  Wort,  dass  der  Insasse 
einer  Miethscaserne,    der    durch    dieselbe  einen   erheblichen   Theil    seiner 
persönlichen  Freiheit  eingebüsst  hat,  für  die  Begriffe  von  Eigenthum  und 
Freiheit  in  ihrer  wahren  sittlichen  Bedeutung  nur  geringes  Verständniss  zu 
^igen  geneigt  sein  wird.     Es  kann  aber,  wie  schon  Fauch  er  treffend  und 
lebendig  ausgeführt  hat,  im  System  der  Miethscasernen  nicht  ausbleiben  ^), 
"»88  der  Eigenthümer  oder  sein  Vertreter,  der  Vicewirth,  welcher  sich  der 
beständigen  Ueberwachung  der  einzelnen,  oft  rohen   und  unverträglichen 
^ether  im  Verhalten  gegen  einander  gar  nicht  entziehen  kann,  den  Polizei- 
heamten,  den  Tyrannen  spielen  muss,  und  dass  dagegen  der  Familienvater, 
wer  nicht  Hauswirth  ist,  vom  Erzieher  zum  Zögling,  vom  Wächter  zum  Ueber- 
^ftchten  degradirt  und  so  seine  hausherrliche  Würde  tödtlich  getroffen  wird. 
»Dazu  kommt,  dass  untrennbar  mit  dem  System  der  Miethscaserne  der 
g*r  nicht  hoch  genug  anzuschlagende  Uebelstand  verbunden  ist,  dass  viertel- 
j&arlich  oder  gar  monatlich  die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  der  Möglich- 
keit eines  erzwungenen  Umzuges  gegenübersteht,  einer  Möglichkeit,  die 
bekanntlich  so  oft  zur  Wirklichkeit  wird,  dass  das  Gefühl  einer  gefesteten 
fliuilichkeit  gar  nicht  mehr  aufkommen  kann. 


^)  Vergl.  die  oben  angeführte  Abhandlung,  Bd.  XV,  S.  107. 
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„Und  die  Hauseigenthümer  selbst?  Nun,  für  sie  ist  —  soweit  die 
Miethscasemen  in  Frage  kommen  —  das  Haus  selbst  nur  noch  ein  Handels- 
object,  wie  vor  der  Erbauung  des  Hauses  auch  die  Baustelle  lediglich  ein 
Speculationsobject  war.  Nach  einer  auf  Grund  des  Berliner  statistischen 
Jahrbuches  für  1893  aufgestellten  Berechnung  von  Rudolf  Eberstadt  ^), 
auf  dessen  Darlegungen  wohl  mein  Herr  Correferent  noch  näher  eingehen 
wird,  standen  1890  von  393706  Wohnungen  nicht  weniger  als  204709, 
d.  h.  52  Proc.  erst  seit  1886  im  Besitz  des  gegenwärtigen  Eigenthümers. 
Und  dabei  treibt  dies  System  zu  immer  neuen  Miethssteigerungen,  weil 
der  Eigenthümer  auf  Grund  des  erhöhten  Erträgnisses,  nach  welchem  sich 
ja  der  Kaufpreis  bemisst,  einen  erhöhten  Preis  und  denjenigen  Gewinn 
realisiren  kann,  um  dessen  Willen  er  vor  Allem  Hausbesitzer  geworden  ist. 
Unausgesetzter  Besitzwechsel,  Kündigungen  und  Miethssteigerungen  —  das 
sind  die  charakteristischen  Begleiterscheinungen  der  Miethscaserne,  welche 
jede  Stetigkeit  im  Eigenthum  und  in  der  Wohnung  zunichte  machen. 

„In  der  That,  je  länger  man  dies  System  der  Miethscaserne  studirt, 
um  so  mehr  erkennt  man  die  ungeheuren  socialpolitischen  Gefahren,  welche 
dasselbe  mit  sich  bringt  und  von  Jahr  zu  Jahr  stärker  entwickelt,  je  grösser 
die  Menschenmassen  werden,  welche  in  Casernen  eingepfercht  werden.  Und 
um  so  treffender  erscheint  uns  das  schon  angeführte  Wort  Faucher's,  dass 
die  Miethscaserne  einen  niederen  Standard  of  life  bedeutet,  dessen  Erhöhung 
eine  der  wichtigsten  Gulturaufgaben  ist. 

„Auch  das  grosse  Hinderniss,  das  einer  solchen  Erhöhung  der  Lebens- 
haltung in  Bezug  auf  die  Wohnung  in  Deutschland  vor  Allem  entgegen 
steht,  hat  Faucher  bereits  richtig  erkannt  und  betont:  es  ist  die  Höhe 
der  Bodenpreise,  welche  behufs  Erzielung  einer  Rente  zur  Anlage  zahl- 
reicher Wohnungen  über  einander,  d.  h.  zur  thunlichsten  baulichen  Aus- 
nutzung des  Ginind  und  Bodens,  zwingt. 

„Und  auch  dieses  Moment  kann  gar  nicht  oft  genug  hervorgehoben 
werden.  Freilich  bin  ich  persönlich  nicht  wohl  in  der  Lage,  die  Tragweite 
und  Bedeutung  dieses  Umstandes  ausführlich  darzulegen,  da  ich  in  unserem 
Vereine  auf  der  voijährigen  Versammlung,  also  voraussichtlich  zum  Theil 
vor  derselben  Zuhörerschaft,  die  grossen  Bedenken,  welche  die  hohen  Boden- 
preise als  Hauptursache  der  Miethscaserne  erwecken  müssen,  bereits  einmal 
eingehend  erörtert  und  insbesondere  daraufhingewiesen  habe,  welche  grossen 
Gefahren  für  das  ganze  Princip  des  Privateigenthums  am  städtischen  Grund 
und  Boden  darin  liegen,  dass  in  Folge  der  Entwickelung  die  Interessen 
der  Eigenthümer  der  im  Gebiete  der  Stadterweiterung  belegenen  Län- 
dereien und  das  Interesse  der  gesammten  gegenwärtigen  und 
künftigen  Bevölkerung  der  neuen  Stadttheile  in  einen  scharfen,  die  Gesammt- 
bevölkerung  auf  das  Ungünstigste  beeinfiusBenden  Widerstreit  gerathen  sind. 

„Für  heute  muss  es  daher  genügen,  durch  diesen  Hinweis  den  Zu- 
sammenhang mit  den  vorjährigen  Erörterungen  hergestellt  zu  haben. 

„Wir  stehen  somit  wieder  vor  der  Frage,  ob  denn  diese  hohen  Boden- 
preise ein  mit  der  Entwickelung  des  Städtebaues  untrennbar  verbundener 


')  Verjjl.  die  oben  angeführte  Schrift,  S.  6:{; 
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Uebelstand  sind,  oder  ob  es  Mittel  giebtj  diesen  Uebelstand  zu  beseitigen 
oder  doch  zu  lindem? 

„Nun,  in  Bezug  auf  den  ersten  Theil  der  Frage  hat  bereits  F aacher 
darauf  hingewiesen,  dass  in  England  die  Preise  des  Grund  und  Bodens 
nicht  eine  solche  Höhe  aufweisen.  Allerdings  hat  mir  nicht  das  Material 
zu  Gebote  gestanden,  um  im  Einzelnen  erkennen  zu  können,  worauf  diese 
billigeren  Bodenpreise  beruhen,  ob  insbesondere  die  Gestaltung  des  eng- 
lischen Eigeuthums  und  das  Ueberwiegen  langer  Miethverträge ,  in  Folge 
welcher  der  Anreiz  zu  fortgesetzter  Realisirung  und  Capitalisirung  der 
Werthsteigerung  im  Kaufpreise  wegfällt,  in  erheblichem  Maasse  hierauf 
einwirken,  oder  ob  schon  das  festgegründete  System  des  Einfamilienhauses 
allein  der  Bodensteigerung  einen  Riegel  vorschiebt.  Jedenfalls  wird  man 
nicht  bezweifeln  können,  dass  dieser  letztere  Umstand  von  ausserordentlich 
grosser  Bedeutung  ist. 

„Und  hiermit  fällt  ein  helles  Licht  auf  die  fundamentale  Verschieden- 
heit englischer  und  deutscher  Stadterweiterung. 

„Faucher  preist  die  englische  Art,  welche  der  Freiheit  des  Einzelnen 
den  weitesten  Spielraum  lässt,  und  welche  bekanntlich  nicht  einmal  Bau- 
concessionen  in  unserem  Sinne  kennt.  Und  er  glaubt  noch,  dass  thunlichste 
Freigebung  des  Baugewerbes  ^und  die  verständige  Entfaltung  freier  Unter- 
nehmungslust, welche  entlegenere,  noch  niedrig  bewerthete  Gelände  auf- 
sucht, verbunden  mit  dem  Beispiel  des  besser  Gestellten,  auch  bei  uns  einer 
besseren  Bauweiser  zum  Durchbruch  verhelfen  werden. 

„Leider,  meine  Herren,  haben  die  verflossenen  fast  30  Jahre  diesen 

Optimismus  als  einen  unbegründeten  erkennen  lassen,  und  die  Erfahrungen, 

bittere  Erfahrungen  haben  uns  gelehrt,  dass  das  laisser  faire  lediglich  dem 

wildesten  Speculantenthum ,  der  zügellosesten  Ausnutzung  des  Grund  und 

Bodens  das  Feld  eröffnet  und  jedem  Versuch  besserer  Bebauung  überhaupt 

die  Existenzmöglichkeit  nimmt.    Wie  oft  haben  wir  es  nicht  gesehen,  dass 

'Neuartige  Anlagen,  ländliche  Familienhäuser  und  weiträumige  Bebauung 

dadurch  geradezu  erdrückt  und  todt  gemacht  sind,  dass  die  Bauspeculation 

neben  ihnen  ihren  Einzug  hielt  und  der  Miethscaserne  auch  dieses  Gelände 

unterwarf! 

„Mir  scheint  dieser  unbefriedigende  Ersatz  der  freien  Thätigkeit  des 
Individuums  aber  auch  nicht  wunderbar,  so  weit  unsere  deutschen  Verhält- 
niBse  in  Frage  kommen. 

„Dass  man  bei  der  englischen  Stadterweiterung  mit  wenigen  gesetz- 
lichen Beschränkungen  und  geringeren  polizeilichen  Einmischungen  aus- 
^  koQUQt,  erklärt  sich  in  der  That  leicht,  da  es  sich  eben  hier  nur  um  die 
^fbaaong  einfacher  Einfamilienhäuser  handelt  und  eine  gefestete  Sitte 
störende  Eingriffe  und  die  Uebelthaten  sogen.  Baulöwen  wirksamer  abhält 
***  alle  Gesetze  und  Verordnungen. 

»Bei  uns  aber  liegt  die  Sache  so,  dass  die  Gewöhnung  und  die  An- 
Bpitehe  der  Bevölkerung  an  die  Beschaffenheit  ihres  Heims  der  Bauspecula- 
^on  keinerlei  Damm  entgegensetzen ,  dass  dagegen  das  jetzige  System  der 
Miethscaserne  zahlreichen  Individuen  die  Gelegenheit  und  den  Anreiz  zu 
lichtem  Gewinn  und  anhaltender  geschäftlicher  Bewegung  giebt,  und  dass 
^*W  jeder  Mangel  polizeilicher  oder    sonstiger  rechtlicher  Schranken  in 
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Bezug  auf  Höhe  der  Haiiser,  Bebauung  des  Hofraumes,  Beleuchtung  und 
Lüftung  des  Zimmers  u.  s.  w.  von  den  Vertretern  der  schlechten  Bau- 
speculation,  an  denen  es  in  grossen  Städten  natürlich  nie  fehlt,  alsbald  als 
ein  Freibrief  zu  wüstestem,  in  jeder  Beziehung  ungesundestem  Bauen  auf- 
gefasst  wird. 

„V^Tenn  aber  so  überall  bis  an  die  äussersten  Grenzen  des  Yon  der 
Behörde  Zugelassenen  herangegangen  wird,  so  erwächst  daraus  mit  zwin- 
gender Noth wendigkeit  für  die  Verwalter  der  Baupolizei  und  der  sonstigen 
Zweige  des  öffentlichen  Bauwesens  die  unbedingte  Pflicht,  die  Grenze  des 
Zulässigen  so  eng  zu  ziehen,  dass  aus  ihrer  Ausnutzung  kein  Schaden  für 
die  Gesammtheit  entsteht.  Man  mag  diese  Nothwendigkeit  behördlichen 
Eingreifens  noch  so  sehr  beklagen  und  sich  nach  der  englischen  Freiheit 
sehnen,  so  ist  es  eben  doch  unvermeidlich,  dass  da,  wo  die  Sitte  nicht  stark 
genug  ist,  Schutz  zu  gewähren,  rechtlicher  Zwang  ersetzen  muss,  was  sie 
nicht  leistet. 

„Dass  aber  der  Zwang  rechtlicher  Ordnung  auf  diesem  Gebiete  Grosses 
leisten  kann,  darf  wohl  auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen  mehr  und 
mehr  als  allgemein  gewordene  Ueberzeugung  bezeichnet  werden,  und  zwar 
nicht  nur,  was  ja  ohne  Weiteres  klar  ist  —  in  Bezug  auf  Bauart  und  Ein- 
richtung der  Häuser  — ,  sondern  auch  in  Bezug  auf  die  Entwickelung  der 
Bodenwerthe. 

„Die  lebendig  und  anregend  geschriebenen  Ausführungen  Eber- 
stadt^s,  auf  welche  ich  bereits  vorher  Bezug  genommen  habe,  sind  von 
besonderen  Ausgangspunkten  aus  zu  demselben  Ergebniss  gekommen,  welches 
bereits  früher,  besonders  von  Ad.  Wagner  zur  Geltung  gebracht  ist,  und 
welches  ich  auch  auf  unserer  letzten  Versammlung  dahin  präcisirt  habe, 
„dass  die  öffentlich-rechtlichen  Maassnahmen  auf  die  Preisbildung  in  ent- 
schiedenster Weise  einwirken,  und  dass  daher  die  Behörden  ein  ungeheures 
Maass  von  Verantwortlichkeit  zu  tragen  haben,  wenn  sie  ohne  ein  dringendes 
Studium  der  Wirkungen  ihrer  Verordnungen  lediglich  im  hergebrachten 
Schlendrian  verharren". 

„Auch  die  Art  des  Eingreifens  ist  wenigstens  nach  einer  Seite  hin  in 
Bezug  auf  baupolizeiliche  Maassnahmen  bereits  im  vorigen  Jahre  in 
Würzburg  eingehend  erörtert  worden,  insbesondere  ist  die  Nothwendigkeit 
betont,  in  denjenigen  Theilen  des  Stadterweiterungsgebietes,  welche  weit 
vom  Centrum  gelegen,  noch  mehr  oder  weniger  landwirthschaftlich  be- 
rechnete Grundpreise  aufweisen,  so  schnell  als  möglich  durch  das  völlige 
Verbot  von  Miethscasemen  einzugreifen,  um  auf  diese  Weise  der  Specula- 
tion  die  Zahlung  hoher  Preise  unmöglich  zu  machen  und  die  Erbauung 
kleiner  Häuser  rentabel  zu  lassen  —  eine  Maassregel,  welche  keinerlei  Härte 
in  sich  schliesst,  weil  sie  an  dem  vorhandenen  Werthe  des  Bodens  nichts 
ändert,  sondern  höchstens  die  Möglichkeit  vielleicht  erhoffter,  aber  durch 
nichts  gerechtfertigter  Gewinne  abschneidet. 

„Allerdings  stellen  sich  einem  baupolizeilichen  Eingreifen  auf  den  dem 
Centrum  näher  gelegenen  Geländen  vielfach  erhebliche  Schwierigkeiten  ent^ 
gegen,  allein  auch  hier  gilt  —  wie  im  Vorjahre  weiter  ausgeführt  —  das 
siegesbewusste  unseren  energischeren  englischen  Vettern  entlehnte  Wort: 
Wo  ein  Wille,  da  ein  Weg;  und  ich  widerstehe  nur  ungern  der  Versuchungv 
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hierauf  näher  einzugehen ;  indessen  liegt  mir  zunächst  nur  der  Hinweis  auf. 
dessen  Zusammenhang  mit  dem  Vorjahre  ob,  da  die  eigentliche  Ausführung 
hierüber   sich   erst  an  die  Nr.  IVc  der  Thesen,  in  welcher  der  Gedanke 
wiederum  zum  Antdruck  gebracht  ist,  anschliessen  wird. 

„Eine  andere  Art  öffentlich-rechtlichen  Eingreifens  ist  in  den 
Bebaanngsplänen  gegeben,  und  hierauf  wird  gerade  dieses  Mal  in  den 
folgenden  Referaten  besonderes  Gewicht  gelegt  werden.  Und  offenbar  kann 
dieses  Mittel  unter  Umständen  eine  sehr  grosse  Bedeutung  gewinnen,  indem 
es  nämlich  nicht  nur  für  die  Verhinderung  übermässiger  Steigerung  des 
Grundwerthes  —  welche  ich  bisher  allein  behandelt  habe  —  nutzbar  zu 
machen  ist,  sondern  auch  unabhängig  davon  überall  dort  angewandt  werden 
kann,  wo  die  bereits  seit  längerer  Zeit  bestehenden  hohen  Bodenpreise  ein 
baupolizeiliches  Eingreifen  nur  in  geringem  Umfange  thunlich  erscheinen 
lassen,  dagegen  aber  eine  Umgestaltung  des  Bebauungsplanes,  insbesondere 
durch  Theilung  von  tiefen  Baublöcken  und  Verkleinerung  und  Vermehrung 
der  Baugrundstücke  angängig  ist.  Es  ist  klar,  dass  auf  diesem  Wege  ins- 
besondere der  Entstehung  der  übelberufenen  Höhe  wirksam  entgegen  ge- 
arbeitet werden  kann. 

„Es  gehört  indessen  nicht  zu  meiner  Aufgabe,    hierauf  noch  weiter 
einzugehen.    Ebenso  wenig  kann  ich  die  übrigen,  der  Verwaltung  zustehen- 
den Maassnahmen  öffentlichen  Rechtes,   welche  auf  die  Preisbildung  von 
Grund  und  Boden  einwirken,  näherer  Erörterung  unterziehen.     Denn   sie 
liegen  auf  dem  Gebiete  der  communalen  Steuerpolitik,  und  die  von 
dieser  gestellten,  durch  das  neue  Communalsteuergesetz  erfreulicher  Weise 
in  lebhaften  Fluss  gebrachten  Fragen  sind  so  weitgreifend  und  so  schwierig, 
dass  ich  sie  hier  auch  nicht  einmal  in  allgemeineren  Umrissen  darlegen, 
sondern  lediglich  darauf  hinweisen  kann,  wie  eine  richtige  Besteuerung  des 
Grand  und  Bodens,  insbesondere  des  unbebauten  und  der  Bauplätze,  sowie 
eine  angemessene  Heranziehung  der  bei  Besitzveränderungen  erzielten  Ge- 
^ne  allerdings  wohl  im  Stande  ist,  die  Preisbildung  zu  beeinflussen. 

„Endlich  muss  ich,  behufs  Vermeidung  von  Missverständnissen,  noch 
a^  einen  anderen  Punkt  aufmerksam  machen:  Die  in  unseren  Thesen  er- 
örterten Mittel  zur  Erzielung  weiträumigerer  Bebauung,  sind  lediglich 
^^Bsnahmen,  welche  das  Gebiet  des  Bauwesens  betreffen.  Eine  völlig 
^bstTerständliche  Voraussetzung  ist  dabei  aber,  dass  auch  auf  den  anderen 
Gebieten,  insbesondere  in  Bezug  auf  die  Entwickelung  entsprechend  leistungs- 
ftbiger  Verkehrsmittel  die  erforderlichen  Unterlagen  geschaffen  werden, 
o^e  welche  eine  weiträumigere  Bebauung  überhaupt  nicht  gedacht  werden 
kann. 

nEs  ist  mithin  eine  Fülle  von  Aufgaben  und  Arbeiten,  die  unserer 
"&frt,  wenn  wir,  altgermanische  Sitte  neu  belebend,  für  das  Familienhaus 
^  Stadterweiterungsgebiet  eintreten,  und  wir  müssen  auf  heftigen  Wider- 
stand gefasst  sein :  aber  es  gilt  die  Ueberwindung  Verderblicher  Gewöhnungen 
^d  die  Einbürgerung  einer  höher  stehenden  Wohn  weise,  die  nicht  mühelos 
ui  denSohooBB  fftUt,- sondern  erkämpft  sein  will.  Darum,  auf,  in  den  Kampf 
g^en  die  Miethscaseme !  Jeder  zu  seinem  Theile,  und  wenn  irgendwo, 
^^.auehhier  das  Wort  sich  bewähren:  Kühn  ist  das  Mühen,  herrlich  der 
Lohn!« 
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Corr^ferent:  Geh.  BaHrath  Hinckeldejm  (Berlin):  „Die  vielfachen 
Schäden ,  welche  das  in  den  Grossstädten  unseres  Vaterlandes  immer  mehr 
zunehmende  Zusammendrängen  der  Bevölkerung  in  Miethscasernen  mit 
rings  umbauten  Höfen  verursacht,  sind  schon  seit  langen  Jahren  erkannt. 
Es  ist  eine  alte  Klage  aller  derer,  die  es  mit  der  Gesammtheit  der  Bewohner 
einer  Grossstadt  wohl  meinen.  Erst  in  neuerer  Zeit  aber  ist  mit  voller  Klar- 
heit und  entschiedenem  Nachdruck  auf  die  eigentliche  Wurzel  dieses  Uebels, 
welches  bisher  vorzugsweise  durch  baupolizeiliche  Beschränkungen  zu  be- 
kämpfen gesucht  wurde,  hingewiesen  und  die  wesentlichste  Ursache  der 
maasslosen  Ausnutzung  der  Baugelände  und  der  ins  Uebertriebene  gesteiger- 
ten Bodenpreise  schon  in  dem  ersten  Schritt  gefunden,  mit  dem  sich  die 
Umwandlung  von  geringwerthigem  Ackerland  in  theure  Bauplätze  vollzieht: 
in  der  Festlegung  eines  verfehlten  Bebauungsplanes. 

„Durch  die  gründlichen  Arbeiten  des  Herrn  Rudolph  Eberstadt, 
welche  im  Anfang  dieses  Jahres  unter  dem  Titel  „Städtische  Bodenfragen *^  ^) 
veröffentlicht  sind,  ist  an  der  Hand  der  Erfahrungen,  welche  in  Berlin  ge- 
macht worden  sind,  der  verhängnissvolle  Zusammenhang  zwischen  Wohnungs- 
frage und  Bebauungsplan  überzeugend  klargestellt  und  aus  sorgfältig  ge- 
sammeltem statistischen  Material  durch  Vergleich  derMiethen  nachgewiesen, 
dass  durch  die  auf  ringsum  freiem,  unbebautem  Lande  entstandenen,  für  Massen- 
einpferchung  bestimmten  fünfgeschossigen  Riesenhäuser  nicht  etwa  die 
Miethen  für  kleine  und  mittlere  Wohnungen  billiger  geworden  sind,  sondern 
gerade  das  G^gentheil  eingetreten  ist :  dass  die  Miethscaseme  theuere  Miethen 
fordert,  dass  nur  da,  wo  sie  nicht  steht,  noch  verhältnissmässig  billige 
Hiethen  anzutreffen  sind,  dass  nirgend  und  zu  keiner  Zeit  etwa  Mangel  an 
Platz  die  Miethscaseme  hervorgerufen  hat,  dass  sie  vielmehr  entsteht,  weil 
sie  entstehen  darf  als  die  Folge  eines  verfehlten  Bebauungsplanes  mit  zu 
breiten  Strassen,  gerade  so  breiten  Strassen,  dass  nach  der  Bauordnung 
fünfgeschossige  Häuser  aufgeführt  werden  dürfen. 

„Mit  Gründen,  die  schwerlich  widerlegt  werden  können,  hat  Eber- 
stadt die  Meinung,  dass  die  hohen  Bodenpreise  die  Errichtung  von  Mieths- 
casernen bedingen,  als  eine  irrthümliche  nachgewiesen  und  klar  gezeigt, 
dass  lediglich  die  Voraussetzung,  jVIiethscasernen  zu  bauen,  die  Bodenpreise 
in  Berlin  zu  der  jetzigen  Höhe  hinaufgetrieben  hat ,  dass  nicht  Lage,  nicht 
Bedürfniss,  nicht  sonstige  natürliche  Factoren  den  Preis  eines  im  Berliner 
Stadterweiterungsgebiete  belegenen  Grundstückes  bestimmen,  sondern  ledig- 
lich das  zum  Missbrauch  ausgeartete  Recht,  es  fünffach  zu  überbauen,  seinen 
Werthmesser  bildet. 

„Was  für  Berlin  gilt,  wird  mehr  oder  weniger  auch  auf  andere  Gross- 
städte Deutschlands  zutreffen. 

„Noch  schlimmere  Folgen  als  die  Anlage  übermässig  breiter  Strassen 
hat  die  Wahl  zu  grosser  Tiefen  für  die  einzelnen  Baublöcke,  wie  solche 
beispielsweise  der  Berliner  Bebauungsplan  leider  in  grossem  Umfange  zeigt. 
Mag  auch  durch  Vorschriften  der  Bauordnung  festgesetzt  werden,  dass  ein 
Grundstück  nur  bis  zu  einem  bestimmten  Flächentheil  bebaut  werden  darf  — 


^)  Städtische  Bodenfragen.     Vier  Abhandlungen  von   Rudolph  Eberitadt.      Berlin, 
Carl  Hevmann,  1894. 
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in  Berlin  wurde  bekanntlich  bis  zum  Jahre  1887  gefordert,  dass  ein  Viertel 
der  Grandstüeksfläche  unbebaut  bleiben  müsse,  seit  jenem  Jahre  ist  das 
Maass  des  Freiranmes  auf  ein  Drittel  erhöht  worden  — ,  mag  auch  den  For- 
derungen der  Licht-  und  Luftzufuhr  einigermaassen  dadurch  genügt  werden, 
dass  für  Seitenflügel  und  Quergebäude  ein  bestimmtes  Yerhältniss  zwischen 
ihrer  Höhe  und  der  Breite  des  vorliegenden  Freiraumes  innegehalten  werden 
mnss,  immer  bleibt  der  üebelstand  bestehen,  dass  für  die  überwiegende 
Mehrzahl  der  kleinen  Miether  nur  Hof-  und  Hinterwohnungen  gescha£fen 
werden. 

„Wo  im  Centrum  der  Städte  tiefe  Grundstücke  vorhanden  sind,  wird 
man  sich  damit  begnügen  müssen,  durch  Vorschriften  der  Bauordnung  einiger- 
maassen befriedigende  Zustände  zu  schaffen.  Die  Baubeschränkungen  werden 
aber  den  Forderungen  reichlicher  Licht-  und  Luftzufuhr  zu  Wohnungen  in 
geschlossenen  Höfen  nicht  vollständig  gerecht  werden  können,  weil  hierbei 
meistens  durch  natürliche  Entwickelung  in  ihrem  Werthe  gesteigerte  Grund- 
stücke in  Betracht  kommen,  deren  bauliche  Ausnutzung  nicht  mit  einem 
Schlage  erheblich  eingeschränkt  oder  gar  ganz  in  Frage  gestellt  werden 
darf.    Die  Rücksicht  auf  berechtigte  Privatinteressen  tritt  hier  den  im  all- 
gemeinen gesundheitlichen  Interesse  zu  stellenden  Forderungen  hemmend 
entgegen. 

«Anders  aber  in  den  bei  Stadterweiterungen  der  Bebauung  neu  zu  er- 
erschliessenden  Gebieten.  Hier  wird  man  es  von  vornherein  verhüten  können, 
dass  die  Grundpreise  übermässig  steigen,  und  weil  der  Bebauungsplan  mittels 
des  Strassennetzes  das  Ausnutzungsrecht  an  den  Bauflächen  und  damit 
deren  Werth  festlegt,  wird  man  bei  dem  Entwurf  dieses  Strassennetzes  mit 
besonderer  Vorsicht  und  üeberlegung  zu  Werke  gehen,  vor  allem  eine 
schablonenhafte  Eintheilung  vermeiden  müssen.  Bei  dem  nach  gesundheit- 
iichen  Rücksichten  an  sich  richtigen  Abhängigkeitsverhältnisse  zwischen 
Strassenbreite  und  Bauhöhe  wird  eine  bedenkliche  Ausnutzung  des  Bau- 
endes befördert,  wenn  nur  breite  Strassen  angelegt  werden  —  im  Ber- 
Uner  Bebauungsplane  sind  die  schmälsten  Strassen  19  m  breit  angenommen, 
erlauben  also  überall  19  m  Bauhöhe,  d.  h.die  Errichtung  von  fünf  Geschossen 
über  einander.  —  Um  desshalb  das  Bauland  nicht  gleichmässig  zu  ver- 
tbeuem,  sollte  man  breite  Strassen  nur  da  vorsehen,  wo  es  das  Bedürfniss 
iinbedingt  erfordert;  man  sollte  in  den  Breitenabmessungen  Abstufungen 
eintreten  lassen  je  nach  dem  Hauptverkehr,  dem  Nebenverkehr  und  dem 
^einverkehr,  das  heisst  mit  anderen  Worten :  von  vornherein  einenwesent- 
^ichen  Unterschied  machen  zwischen  Verkehrsstrassen  und  Wohn- 
B^fassen.  Diesen  Gedanken  finden  Sie  vortrefflich  in  allen  Einzelheiten 
''^hgeffthrt  von  dem  Landesbauinspector  Theodor  Göcke  in  einer  „Ver- 
Kehrsstrasse  und  Wohnstrasse **  betitelten  Abhandlung,  welche  in  den  „Preuss. 
Jahrbüchern^,  herausgegeben  von  Hans  Delbrück,  Band  73,  Heft  1,  im 
''rtre  1893  veröflPentlicht  ist.  Demselben  Verfasser  verdanken  wir  eine  An- 
'^  sehr  bemerkenswerther,  das  gleiche  Gebiet  behandelnder  Aufsätze  unter 
der  Bezeichnung  ^Wohnungsfrage  und  Bebauungsplan'',  abgedruckt  in  den 
»BlittOTD  fftr  sociale  Praxis"  vom  Februar  und  März  dieses  Jahres.  Die 
dort  ausgesprochenen  Grundsätze  erscheinen  mir  so  einleuchtend,  dass  man 
^en  kaum  einen  Einwurf  entgegen  setzen  kann.  Die  hier  mitgetheilte,  aus 
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der  erstgenannten  Schrift  entnommene  Skizze  (Fig.  35)  giebt  ein  Bild  davon, 
wie  als  ein  ideales  Beispiel  nach  den  Vorschlägen  des  Herrn  Gdcke  ein 
Strasaennetz  zveokmKasig  anzulegen  wSre,  nm  den  Forderungen  des  Ver- 
kehrs nnd  des  Wohnens  gleichmäsaig  gerecht  zu  werden. 

„Rund  um  den  Block  sind  breite  YerkehrBstraasen  gedacht;  die  Auf- 
theilung 'erfolgt  dann  zuo&ohst  durch  15  m  breite  Wohnstraasen  und  an 


Fig.  36. 
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dieae  schliessen  sich  zur  weiteren  Zerlegung,  um  kleine  mit  ntedrigea 
Häusern  zu  besetzende  Grundstücke  zu  gewinnen,  Wohnstrassen  Ton  lim 
und  endlich  Ton  9  m  Breite  Das  Maasa  von  9  m  zwischen  den  Bauflucht- 
linien reicht  aUH  zur  Anlage  eines  Fahrdammes,  auf  dem  sich  zwei  Wagen 
begegneil  konnou  und  zur  Herstellung  eines  Blirgersteiges  von  1  4  m  Breite 
auf  jeder  Seite  ßei  dem  Abstand  von  Um  zwischen  den  Baufluchtlinien 
würde  noch  ein  Garten  streifen  vor  den  Häusern  hinzutreten.  Auf  diese 
Weise  würden  am  Rande  dea  Blockes,  an  den  VerkehrsatroBsen  grofae  Gmnd- 
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-fltücke  and  hohe  Gebäade  mit  Kaufläden,  Werkstätten  und  dergleichen  ent- 
stehen, während  nach  der  Mitte  zu  in  stufenweisem  Uebergang  die  Strassen 
schmaler,  die  Grandstücke  kleiner  und  die  Gebäude  niedriger  werden,  so 
dass  der  Luftraum  sich  trichterförmig  in  die  Baumassen  einsenkt  und  das 
Sonnenlicht  ungehindert  bis  in  die  Tiefe  des  Blockes  eintreten  kann.  Zu 
empfehlen  wäre  es  gfewiss,  in  den  Wohnstrassen «  wenn  thunlich  überall, 
neben  den  Bürgersteigen  noch  einen  Streifen  für  Rasen  anlagen  und  Vor- 
gärten frei  zu  lassen,  dabei  aber  von  der  ängstlichen  Umwehrung  jedes  ein^ 
zelnen  Grundstückes  seitlich  und  nach  der  Strasse  zu  Abstand  zu  nehmen. 
Man  kann  es  aus  den  Yorstadtanlagen  in  Nordamerika  lernen ,  wie  freund- 
lich ein  solcher  ununterbrochener  Streifen  von  Vorgärten  wirkt,  wenn  die 
Grenzlinien  nur  durch  schmale  Bordsteine  in  den  Rasenflächen  bezeichnet 
sind,  alles  Gitter-  und  Einfriedigungswerk  aber  weggelassen  wird. 

„Bei  einem  Strassennetz,  wie  die  Skizze  zeigt,  würden  auf  die  einfachste 
Weise  die  Tiefen  der  Baublöcke  auf  das  richtige  Maass  gebracht,  ohne  die 
Anlage  yon  Seitenflügeln  in  einer  Ausdehnung,  wie  sie  die  Entwickelung 
grösserer  Wohnungen  oder  Greschäftsräume ,  die  Beschaffung  von  Werk- 
Btatten,  Lagerräumen  und  dergleichen  bedingt,  auszuschliessen.  Vollzieht 
sich  Dach  solchen  Grundsätzen  die  Bebauung  eines  städtischen  Quartieres, 
Bo  wäre  zugleich  auch  die  gewiss  berechtigte  Forderung  erfüllt,  dass  auf 
ein  Zusammenwohnen  der  Wohlhabenden  und  der  Aermeren  besonderer 
Werth  gelegt  werden  müsse. 

„Herr  Göcke  berührt  auch  die  Frage,  ob  es  nicht  richtiger  sei,  bei 
Feataetzung  eines  Bebauungsplanes  nur  die  Hauptiinien  festzulegen,  die 
Anlage  der  Nebenlinien,  also  der  Wohnstrassen,  aber  lediglich  der  Privat- 
nnternehmung  zu  überlassen.  Ein  solches  Vorgehen  würde  allerdings  durch 
<Üe  üngewissheit,  wohin  künftig  eine  Strasse  kommen  solle,  einer  Hochtrei- 
bang  der  Bodenpreise  entgegen  zu  wirken  yermögen,  dagegen  aber  den 
Nachtheil  haben,  dass  ein  Einziger  durch  Verbauung  des  Blockes  an  einer 
Stelle,  wo  eine  Wohnstrasse  am  besten  anzulegen  wäre ,  die  ganze  darauf 
gerichtete  Absicht  Tereiteln  könnte  und  dem  zu  Folge  eine  Prämie  auf  die 
Mooopolisirung  der  Bebauung  durch  grosse  Baugesellschaften  gesetzt  würde. 
^n  wird  dieser  Begründung  zustimmen  müssen  und  demgemäss  zu  der 
Forderung  gelangen,  dass  alle,  auch  die  schmälsten  Wohnstrassen  von  yom- 
Win  in  den  Bebauungsplan  aufgenommen  werden. 

„In  den  meisten  Fällen  werden  sich  bei  sorgfältiger  Erwägung  aller 
^  die  Entwickelung  eines  Stadttheiles  in  Frage  kommenden  Verhältnisse 
^e  Zuge  der  für  den  Verkehr  erforderlichen  Haupt-  und  Nebenstrassen,  an 
welche  sich  die  Wohnstrassen  anschliessen ,  mit  einiger  Sicherheit  auch  für 
^e  Zukunft  richtig  bestimmen  lassen.  Sollte  aber  wirklich  im  Laufe  der 
^it  ein  unvorherzusehendes,  neues  Bedürfniss  auftreten  und  Strassendurch- 
legnngen  durch  schon  bebaute  Wohnquartiere  nothwendig  machen,  so  wird 
^e  Gemeinde  die  entstehenden  Kosten  wohl  tragen  können.  Jedenfalls  er- 
^heint  die  Fürsorge  für  die  Beschaffung  angemessener ,  preiswerther  Woh- 
DQQgen  auf  absehbare  Zeit  richtiger  und  wichtiger,  als  das  Verfahren,  in 
derunbestinunten  Sorge,  dass  später  vielleicht  einmal  der  Verkehr  ungeahnte 
^^  fordern  sollte,  von  vornherein  die  meisten  Strassen  breiter  anzulegen, 
^  sie  zur  ErfQllnng  ihres  nächsten  Zweckes  sein  müssen. 

8* 
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„Im  AnBchluss  an  die  Leitsätze  3  und  4  unter  a  und  b  würde  desshalb 
ein  wirksames  Mittel  zur  Herbeiführung  gesunder  Wohnverhältnisse  in 
erster  Linie  darin  zu  finden  sein,  dass  es  den  Gemeinden,  welchen  bisher 
nur  das  Recht  zugesprochen  war,  Bebauungspläne  aufzustellen,  zur  Pflicht 
gemacht  wird,  selbst  und  nicht  durch  Unternehmer  vollständige  Bebauungs- 
pläne ihrer  Gemarkung  ausarbeiten  zu  lassen  und  zur  staatlichen  Prüfung 
und  Genehmigung  vorzulegen.  Bei  dieser  Prüfung  würde  die  Genehmigung, 
abgesehen  von  anderen  Erwägungen,  vor  allem  davon  abhängig  zu  machen 
sein,  dass  die  öffentlichen  Interessen  in  Bezug  auf  den  Verkehr  und  das 
Wohnen  gleichmäsbig  gewahrt  werden,  dass  insbesondere  die  Strassenbreiten 
und  die  Blocktiefen  so  bestimmt  werden,  dass  die  Gefahr  einer  capitalisti- 
schen  Ausbeutung  des  Baugeländes  durch  gewerbsmässige  Herstellung  von 
Miethscasernen  ausgeschlossen,  die  Bildung  von  kleinen  Grundstücken  und 
die  Anlage  von  Wohnhäusern  massigen  Umfanges  dagegen  thunlichst  be- 
fördert wird. 

„Da  in  den  schmalen  Wohnstrassen  der  Fuhrwerks  verkehr  nur  gering 
sein  wird,  können  die  Fahrdämme  entsprechend  der  geringeren  Belastung 
und  Abnutzung  in  einfacherer  und  billigerer  Weise  hergestellt  werden  als 
bei  Strassen,  welche  starken  Lastverkehr  aufzunehmen  haben.  Man  wird 
desshalb  an  den  Kosten  der  Strassenherstellung  an  sich  beträchtlich  sparen 
und  die  anliegenden  Grundstücke  dadurch  mehr  entlasten  können.  Es  ist 
anzunehmen,  dass  für  die  Befestigung  der  Fahrdämme  eine  Steinschlagdecke, 
wie  bei  Landstrassen  oder  eine  Asphaltirung  auf  massig  starker  Unter- 
bettung ausreichend  sein  wird,  während  für  die  Bürgersteige  Bordsteine 
und  eine  einfache  Bekiesung  oder  Abpflasterung  mit  flach  gelegten  Klinkern 
genügen  dürften. 

„Eine  fernere  wesentliche  Beförderung  von  Kleinbauten  an  solchen 
Wohnstrassen  würde  durch  eine  Ermässigung  des  Beitrages  zu  den  Ent- 
wässerungskosten herbeigeführt  werden.  Während  vielfach  diese  Kosten 
jetzt  nach  dem  Längenmaass  der  Fronten  berechnet  werden,  gleichgültig, 
ob  an  dieser  Front  ein  einstöckiges  oder  ein  fünfstöckiges  Haus  gebaut  wird, 
ob  das  Grundstück  nur  die  Errichtung  eines  Vorderhauses  zulässt  oder 
seiner  Tiefe  nach  noch  mit  Quer-  und  Hintergebäuden  besetzt  weixien  kann, 
müsste  die  Berechnung  des  Entwässerungskostenbeitrages  die  bauliche  Aus- 
nutzung eines  Grundstückes  berücksichtigen  und  entweder  nach  der  Anzahl 
der  heizbaren  Räume  oder  nach  dem  cubischen  Inhalt  der  Ueberbauung 
erfolgen.  Gewiss  würde  das  manche  Schwierigkeiten  bieten,  aber  unüber- 
windlich erscheinen  sie  doch  kaum. 

„Die  stete  Zunahme  hoher,  von  Unternehmern  erwerbsmässig  als  Han- 
dels- und  Speculationsobject  errichteten  Miethshäuser  in  den  Grossstädten  — 
die  Zahl  der  Gebäude,  welche  von  akademisch  gebildeten  Architekten  aus- 
geführt werden,  ist  dagegen  verschwindend  klein  —  hat  naturgemäss  zu 
einer  grossen  Verschärfung  der  baupolizeilichen  Vorschriften  in  Bezug  auf 
Standfestigkeit  und  Feuersicherheit  geführt  und  bei  der  unterschiedslosen 
Handhabung  der  einzelnen  Bestimmungen  erschwerend  und  vertheuemd  auf 
den  Bau  kleiner,  vom  Besitzer  des  Grundstückes  selbst  zu  bewohnender 
Häuser  eingewirkt.  Es  ist  eine  eigenthümliche  Erscheinung,  dass,  obwohl 
die  grossstädtischen  Feuerwehren  mit  allen  ihren  Einrichtungen  in  de;n  letzten 
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Jahrzehnten  im  hohen  Maasse  veryoUkommnet  sind,  die  Forderungen  in  Bezug 
auf  feuersicheres  Bauen  mehr  und  mehr  erhöht  werden,  während  doch  eine 
entsprechende  Ermässigung  natürlicher  zu  sein  scheint.  Auf  diesem  Gebiete 
können  gewiss  unbeschadet  der  öffentlichen  Sicherheit  manche  Erleichte- 
rungen für  die  Errichtung  solcher  Gebäude  gewährt  werden,  welche  ledig- 
lich zu  Wohnzwecken  bestimmt  sind  und  ihrer  ganzen  Anlage  nach  auch 
später  niemals  zu  anderen  Zwecken  benutzt  werden  können.  Zu  erwähnen 
wären  da  beispielsweise  die  Forderungen  in  Bezug  auf  die  Zahl,  Breite  und 
Bauart  der  Treppen ,  auf  Brandmauern  und  dergleichen.  Das  Gleiche  gilt 
hinsichtlich  der  Standfestigkeit  und  Tragfähigkeit  von  den  Stärken  der 
Mauern,  der  Balkenlagen  und  insbesondere  der  Eisenconstructionen. 

„In  einfachen  Wohnhäusern  mit  wenigen  Stockwerken  über  einander, 
in   denen  die  Abmessungen  der  einzelnen  Räume  naturgemäss    auch  nur 
gering  sind,  in  denen  es  sich  um  verhältnissmässig  niedrige,  stets  gleich- 
bleibende Nutzbelastung  handelt,  können  recht  gut  im  Gegensatz  zu  den 
Gonstructionen  eines  Massenmiethshauses,  dessen  Räume  bald  diesem,  bald 
jenem  Zwecke  dienen,  sowohl  die  Stärken   der  tragenden  Wände  als  der 
Balken  verringert,  die  einzelnen  Materialien  aber  höher  beansprucht  werden. 
Letzteres  gilt   namentlich  von   den  Eisenconstructionen.      Die  Baupolizei- 
behörden verlangen  meistens  eine  für  ruhende  Belastung  übermässig  grosse 
Sicherheit  und  rechnen  mit  so  geringen  Festigkeitswerthen ,  dass  die  Ver- 
wendung des  Eisens  im  Wohuhausbau  unnöthiger  Weise  vertheuert  wird. 

,Man  wird  doch  annehmen  dürfen ,  dass  ein  Grundstückseigenthümer, 
welcher  für  sich  selber  baut,  schon  im  eigenen  Interesse  auf  die  Auswahl 
der  besten  Materialien  und  der  sorgfältigsten  Arbeitsausführung  halten  wird, 
während  der  Unternehmer,  welcher  ein  Haus  nur  als  Yerkaufsobject  her- 
stellt, sich  in  erster  Linie  von  dem  Grundsatze,  möglichst  billig  zu  bauen, 
leiten  lassen  wird. 

„In  dem  Maasse,  wie  durch  einen  das  Wohnbedürfniss  richtig  berück- 
sichtigenden Bebauungsplan  die  Speculation  mit  Bauplätzen  zurückgehalten 
und  der  Preis  für  Grund  und  Boden  in  angemessenen  Grenzen  bleibt,  wie 
die  Belastung  der  Grundstücke  durch  die  Kosten  für  Strassenherstellung 
lind  Entwässerungsanlagen  herabgemindert  und  durch  erleichternde  bau- 
polizeiliche Vorschriften  für  Einzelwohnhäuser  das  Bauen  an  sich  billiger 
^d,  wird  auch  in  den  Grossstädten  die  Zahl  derer,  welche  ein  Grundstück 
erwerben,  um  sich  darauf  ein  Haus  zu  erbauen,  welches  sie  selbst  zu  be- 
wohnen, höchstens  mit  einigen  wenigen  Miethern  zu  theilen,  vor  Allem  aber 
dauernd  im  Eigenbesitz  zu  behalten  und  auf  die  Nachkommen  zu  vererben 
^öoBchen,  wieder  wachsen. 

nLeiden  doch  unter  den  traurigen  Miethsverhältnissen  nicht  nur  die 
-Annen,  die  Arbeiterfamilien,  welche  von  der  Hand  in  den  Mund  leben, 
•ondem  fast  der  ganze  Mittelstand,  ja  die  überwiegende  Mehrheit  der  wohl- 
hahenden  Bevölkerung  überhaupt.  Ausgeschlossen  vom  Erwerb  eines  städti- 
schen Grundstückes,  sind  sie  angewiesen  auf  die  Ermiethung  von  Räumen, 
die  ein  fremder  Wille  so ,  wie  es  dem  Speculanten  am  vortheilhaftesten 
schien,  geschafien  hat:  in  Häusern  aussen  mit  prunkenden  Scheinformen 
ui  irodichen  Surrogaten  überladen,  innen  mit  protzenhaftem  Luxus  von 
''wtnor,  Stuck  und  Vergoldung  in  den  Eintrittsfluren  und  Treppenhäusern, 
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mit  sinnlos  reichen  Stuckdecken,  prahlerischen  Flügelthüren  und  übertrieben 
verzierten  Oefen  in  den  Vorderzimmern  —  Dinge,  die  der  Miether  meistens 
gar  nicht  will,  ja  die  ihm  oft  geradezu  widerwärtig  sind  — ,  andererseits 
aber  mit  Corridoren  ohne  Licht  und  Luft,  mit  stiefmütterlich  behandelten 
Schlafzimmern  und  Wirthschaftsräumen.  Und  warum  dies  Alles?  Weil  der 
Unternehmer  seiner  Miethscaserne  einen  „hochheirschaftlichen**  Anstrich 
geben  will,  weil  er  durch  den  Schein  von  Luxus  und  Pracht  eine  höhere 
EinSchätzungssumme  zur  Feuercasse  als  Grundlage  für  die  Beleihung  er- 
zielen will.  Gegen  diesen  uns  aufgedrungenen  Unfug  sollten  alle  Gebildeten 
und  Urtheilsfähigen  mit  allen  Kräften  ankämpfen. 

„Bei  Reformen  des  grossstädtischen  Wohnhausbaues  in  dem  hier  be- 
handelten Sinne  darf  freilich  ein  wesentliches  Sinken  der  Miethspreise  wohl 
kaum  erwartet  werden,  ebenso  wie  es  im  Ernst  wohl  Niemand  mehr  für 
möglich  hält,  den  Gedanken,  jeder  Familie  ein  eigenes  Heim  zu  scha£fen,  in 
einer  Grossstadt  zu  verwirklichen.  Was  aber  erreicht  werden  kann,  nnd 
zwar  für  die  Mehrheit  aller  Stände  vom  Arbeiter  bis  zum  wohlhabenden 
Bürger,  das  ist  die  Beschaffung  menschenwürdiger,  dem  gezahlten  Preise 
angemessener  Miethsräume,  nicht  in  der  dumpfen  Abgeschlossenheit  hoch 
umbauter  Höfe,  sondern  an  Strassen,  die  überall  hin  reichlich  Licht  und 
Luft  spenden,  für  die  Aermeren  nicht  allein  an  der  äussersten  Peripherie, 
sondern  auch  in  den  dem  Stadtcentrum  näher  gelegenen  Quartieren. 

„In  solchen  Wohnungen  kann  dann  auch  das  in  den  Grossstädten  bei 
Hunderttausenden  leider  gänzlich  verloren  gegangene  Heimathsgefühl  wieder 
wach  werden  und  daraus  die  Heimathsliebe,  der  Grund  und  die  Wurzel  der 
Vaterlandsliebe,  erwachsen.  Zur  Gesundung  unseres  Volkslebens  auf  diesem 
Gebiete  im  wörtlichen  und  in  dem  höheren  idealen  Sinne  beizutragen,  ist 
gewiss  eine  dankbare  Aufgabe  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesnnd- 
heitspffege.  Wenn  er  seine  gewichtige  Stimme  mit  Nachdruck  für  eine  Ver- 
besserung der  Wohnverhältnisse  im  Sinne  der  hier  behandelten  Leitsätze 
erhebt,  wird  sie  gewiss  nicht  ungehört  verhallen.*^ 

Correferent:  Baupolizei -Inspector  Glassen  (Hamburg): 
„Meine  Herren !  Als  dritter  Referent  über  das  zur  Berathung  stehende 
Thema  werde  ich  mich  vor  Allem  der  Kürze  befleissigen ;  dabei  wollen  Sie 
dem  in  der  praktischen  Handhabung  des  Baupolizeidienstes  stehenden  Bau- 
beamten gestatten,  seine  Ausführungen  unmittelbar  an  die  Erfahrungen  und 
Beobachtungen  bei  der  täglichen  Beschäftigung  mit  den  städtischen  Anbau- 
fragen anzuknüpfen. 

„Mit  der  Forderung  einer  weiträumigeren  Bebauung  in  den  Städten 
bringen  wir  keine  neue  Idee,  kein  von  der  bisherigen  Gestaltung  der  Dinge 
abweichendes  neues  Princip  in  den  Gang  der  Entwicklung;  wir  wollen 
vielmehr  den  auf  der  P^rkenntniss  der  vorhandenen  Mängel  beruhenden 
Verwaltungsmaassregcln ,  wie  sie  vielerorts  bereits  eingeleitet  sind,  eine 
energischere,  zielbewusstere  Richtung  geben ;  es  hiesse  sehr  unbillig  urtheilen 
und  die  Thatsuclieu  verkennen,  wenn  man  nicht  zugeben  wollte,  dass  auf 
dem  Gebiete  der  Verbesserung  der  Vorschriften  für  den  städtischen  Anbau 
in  den  letzten  Decennien  recht  viel  geschehen  und  auch  Vieles  erreicht 
worden  ist;  wir  befinden  uns  in   einer  zwar  langsamen,    aber   doch  fort- 


Die  Nothwendigkeit  weiträumiger  Bebaaang  bei  Stadterweiterungen  etc.     119 

achreitenden  Bewegung.     Ich  will  nnr  Berlin  und  Hamburg  herausgreifen: 
dem  viel  berufenen  Berliner  Miethshause  nach  der  seit  1887  geltenden  Bau- 
polizei-Ordnung für  den  Stadtkreis  Berlin  kann  man  Eines  nicht  absprechen, 
dass   die  Gebäudemassen  um  grosse,  gut   zugängliche  Hofplätze  gruppirt 
sind,  dass  im  Allgemeinen  dunkle  Wohnräume  nicht  vorkommen  und  dass 
die  Licht-  und  Luftzuführung  für  die  einzelnen  Räume   im  Grossen   und 
Ganzen  den  hygienischen  Mindestanforderungen  genügt.     Die  Bauordnung 
für  die  Vororte  Berlins  vom  5.  December  1892  geht  in  den  Anforderungen 
noch  weiter  und  kommt  bis  zu  18  m  Hofgrösse.     Diese  Bauordnung  ist  als 
ein   bedeutsames   Werk    in    der   Entwickelung   der    Vorschriften    für    den 
städtischen  Anbau  zu  bezeichnen ;  ihre  klare  schematische  Anordnung  macht 
es  möglich,    mit   wenigen  Worten   die   wesentlichsten   der   hier  in   Frage 
kommenden  Vorschriften   wiederzugeben:    es   werden    zunächst   allgemein 
unterschieden,   Grundstücke   der  Klasse  I,  welche  an   regulirten  Strassen 
belegen,  mit  geregelter  Wasserzuführung  und  mit  geregelter  unterirdischer 
Ableitung  der  Abwässer  versehen  sind,  und  Grundstücke  der  Klasse  11,  bei 
denen  dies  nicht  zutrifil.     Der  Unterschied  dieser  beiden  Klassen  ist  kein 
dauernder,  er  wird  mit  fortschreitender  Ausdehnung  der  Can^lisations-  und 
Wasserversorgungs-Anlagen  naturgemäss  verschwinden.    Durch  feststehende 
örtliche  Begrenzung  sind   dagegen  die  einer  landhausmässigen  Bebauung 
Torbehaltenen    Bezirke    bestimmt.     Endlich   sind  für  eine  Bebauung  mit 
«Kleinbauten '^ ,  d.  h.  mit  Gebäuden,  welche,   abgesehen  vom  Keller-  und 
B&cbgeschoss ,  nur  zwei  Geschosse  enthalten  und  bis  zur  Trauf kante  nicht 
höher  als'Öm  sind,  besondere  erleichternde  Bestimmungen  in  der'Flächen- 
ansnutzung  gegeben.    Das  Bebauungsschema  für  diese  vier  Bebauungsarten 
ist  nun  folgendes :  Grundstücke  der  Klasse  I  dürfen  bis  zu  Vio,  der  Klasse  II 
^^  Vio*  der  Landhausbezirke  bis  zu  Y^o  ui^d  Grundstücke  der  Klasse  I  und 
n,  welche  mit  Kleinbauten  besetzt  werden,  bis  Vio  ihrer  Gesammtfläche 
bebaut  werden;   für   Eckgrundstücke  wird   allemal   Y^o   mehr  zugelassen. 
Die  Bauhöhe  ist  für  Grundstücke  I.  Klasse  auf  18  m  und  vier  zum  dauernden 
Aufenthalt  von  Menschen  bestimmte  Geschosse,  für  Grundstücke  IL  Klasse 
Auf  15  m  und  drei  Geschosse  beschränkt.    Die  Grösse  der  Hofflächen  ergiebt 
sich  nach  der  Vorschrift,  dass  bei  Anlage  von  Seiten-  oder  Mittelflügeln, 
(%.  36)  sich  zwischen  dem  Vordergebäude,  den  Seiten-  oder  Mittelflügeln 
und  der  Kachbargrenze  überall  ein  Kreis   eintragen  lassen  muss,   dessen 
Durchmesser  mindestens    gleich   V4   der   grössten   Höhe    der    umgebenden 
Gebäude  sein  muss,  jedoch   nicht   weniger   als   12  m  betragen    darf.     Bei 
Zulage  eines  Quergebäudes  (Fig.  37)  muss  der  Durchmesser  dieses  Kreises 
der  grössten  Höhe  der  Gebäude  mindestens  gleich ,  jedoch  nicht  kleiner,  als 
15  m  sein  und  bei  Verbindung  des  Quergebäudes  mit  dem  Vordergebäude 
durch  Flügel  (Fig.  38)  wird  der  Durchmesser  des  einzutragenden  Kreises  auf 
l^Qi  festgesetzt.     Die  Figuren  veranschaulichen  das  Weitere  und  zeigen, 
^ie  für  Kleinbauten  (Fig.  39,  40  u.  41)  auch  die  Hofmaasse  auf  6  bis  9  m 
uerabgemindert  sind. 

«Diese  Vorschriften  haben  die  baulichen  Bedingungen  für  das  Wachsthum 
der  Stadt  zweifellos  sehr  verbessert,  sie  sind  aber  —  abgesehen  von  den  Land- 
'^usbezirken  —  ganz  und  gar  nicht  geeignet,  den  Zuwachs  der  Stadt  von 
^  System  der  Miethscasemen  abzubringen,   die  Zusammenschachtelung 
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der  Wohnnngen,  nunentlich  der  kleinen,  auf  groHaen,  cMernenartig  nm- 

baaten  QmndBtQcken  in  hindern;  sie    drängen   im  Gegentheil    dasn,  die 

Fig.  38.  Kg.  37.  Fig.  SB. 


N 


einzelnen  Grundstücke  immer  gröBSer  eu  machen,  weil  sich  dann  die  Aus- 
nutzung Tortheilhafter  gestaltet 

„In  Hamburg  liegen  die  Yerhältniese  in  dieser  Hinsicht  nicht  viel  anders. 
Die  Form  der  Ausnutzung  der  GmndstQcke  zu  kleinen  Wohnungen  ist  eeit 

Fig.  «1. 
Fig.  40. 
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Alters  her  der  Wohnhof.   Bl 
fUr  solche  Anlagen  und  au»  i 


i  1665  fehlte  es  an  jeder  Vorschrift 
c  1865  stammen  jene  engen  Bdfe 
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der  inneten  SUdt,  deren  einer  in  Fig.  42  dargestellt  iat  nnd  welche  eich  in 
den  TSTachiedeaBtea  Äaageit*1tnngeD  noch  hente  in  mehreren  Stadttheilen 
finden.  Der  erste,  noch  sehflohteme  Veraach  tat  VerbeBsernng  wurde  dnrch 
du  Banpolisei-Oeaets  von  1865  gemacht,  welchea  nur  ffir  die  innere  Stadt 
erlaasen,  1872  aneh  auf  die  Tororte  ausgedehnt  wurde.  Die  unter  dieeem 
Geeetx  erbanten  Hdfe  hatten  die  in  Fig.  43  dargestellte  Form,  wie  man  sieht. 


Fig.  42. 


Fig.  43. 
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inmer  noch  viel  lu  eng.  1882  folgte  dann  ein  neues  Gesetz,  welches  für 
Hinterwohngeb&ade  die  Gescbosszahl  auf  drei  Dber  einander,  einacliheaslich 
deg  Erdgeacbosaes  beschränkte,  Keilerwohnungen  in  denselben  autereagte 
und  die  Hofbreit«  in  den  Vororten   mindeatene  der  Geb&adehöhe,  in  der 


"'^dt  */,  derselben  gleich  machte.  Die  hiernach  entstandenen  Wohnliöfe, 
*^cke  man  gern  mit  dem  Namen  TerraHsen,  Passagen,  auch  Park-  oder 
"Mtenhiuser  bezeichnet,  bieten,  wie  die  Fig.  44  zeigt,  in  den  Vororten 
EU>  günstige  Licht-  und  Luft v erb ältaiBse  an  den  Hoifronten  und  hatten  nur 
''Ucb  schmale,  nnr  I  m  breite  sogen.  Lichthöfe  an  den  Rückfronten  der  Hof- 
S^binde,  an  denen  Fenster  von  Küchen  und  Kebeuräumen  liegen  durften, 
'^'belit&nde,  welche  dann  im  vorigen  Jahre  mittels  einer  provisorischen 
'^^HtusnoTelle  durch  Vergrösserung  der  Mindestlichthofbreite  auf 
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4  m  (in  Stadt  und  Vorstadt  2'50  m)  und  durch  Gleichatallong  der  Küchen- 
feaat«r  mit  den  Wohnraumfenstern  hinsichtlich  der  Anforderungen  an  lacht 
und  Luft  beseitigt  wurden.  Nach  dem  neuesten  Entwurf,  welcher  sich  noch 
in  Berathung  befindet,  wird  sich  denn  d&s  in  Fig.  45  dargestellt«  Schema 
far  solche  Hintergebäude  ergeben,  in  dem  der  Abstand  derselben  vom  Vorder- 
hause und  Ton  den  Seitengreneen  charakteristigch  ist.  —  Auch  hier  sehen 
Sie,  meine  Herren,  dass  die  Licht-  und  LoftTerhöltnisBe  stetig  verbessert 
worden  sind,  dasa  sie  den  Mindestanforderungen  genQgen  werden,  dasB  aber 
die  Grundstücke  wachsen  müssen,  dasa  die  erlasseneu  Vorschriften  einer 
Zusammendrängung  der  Wohnungen  in  solchen  Hofgebäuden  nicht  ent- 
gegenzuwirken vermögen.  Nur  das  polizeilich  festgestellte  Minimam 
an  Luft  und  Licht  wird  jedem  Einzelnen  gewährleistet,  mehr 
nicht.  —  Mit  den  Vorderge bänden  liegt  die  Sache  ähnlich;  auch  hier  ist 
der  für  die  Belichtung  der  Rückfronten  Torgeechriebene  frei  zu  lassende 
Raum,  dessen  Breite  sich  bei  uns  nach  der  Bauhöhe  richtet,  grösser  geworden; 
aber  das  hindert  nicht,  daas  die  Häuser  thunlichat  mit  der  zugelassenen 
grössten  Gescboaszahl  gebaut  werden,  wie   sich  denn  überhaupt  die  Bau- 


Fig-  45 


speculatiou  olleu  beschränkenden  Anforderungen  leicht  und  rasch  anbe- 
quemt und  auch  die  energischsten  Eingriffe  schnell  zu  fiberwinden  pflegt. 

„Das,  was  wir  anstreben,  meine  Herren,  eine  Rückkehr  des  städ- 
tischen Anbaues,  namentlich  im  Gebiete  der  Stadterweiterung, 
zu  natürlichen,  einfachen  Formen,  zu  Häusern,  die  einer  oder 
mehreren  Familien  Wohnung  bieten,  eine  Verhinderung  der  Auf* 
saugung  des  ganzen  Stadtgebietes  durch  Micthscasernen,  deren  Besitz  und 
Verwaltung  nur  gewerbamössig  betrieben  werden  kann,  in  denen  der 
Bewohner  nur  ein  Steuerobject  des  Besitzers  ist,  das  werden  wir  durch  die 
bisher  gebräuchlichen  Baupolizei-Vorscliriften  nicht  erreichen:  auch  wenn 
die  Höfe  noch  viel  grosser  vorgeschrieben  werden;  die  Bauspeculation  wird 
sich  auch  dem  anpassen  und  wird  es  doch  fertig  bringen,  ihre  grossen 
Casernen  um  dieselben  zu  gruppiren. 

„Will  man  dem  entgegen  wirken,  so  genügen  nicht  Maassbestimmungen, 
welche  den  Mindestluftraum  sichern ,  sondern  es  müssen  priocipiell  die- 
jenigen Bautypen  ausgeschlossea  werden,  welche  man  in  den  schon  ans- 
gebauteren  Gegenden  wohl  oder  übel  in  den  Kauf  nehmen  muss  und  als 
unvermeidliches  Uebel  nur  verbessern,  aber  nicht  verhindern  k&nn,  deren 
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Hinaustragung  und  ewige  Wiederholung  auf  dem   erst  werdenden  jung- 
fräulichen Gebiet   der  Umgebung   aber   ganz   und  gar  nicht   nöthig,  nur 
schädlich  ist,  weil  jeder  freiere  Anbau  dadurch  unterdrückt  wird.     Solche 
auszuschliessende  Bäutypen  sind  Massenwohnungen  in  Hintergebäuden,  Hof- 
wohnungen aller  Art,  Gebäude  mit  Kellerwohnungen,  mit  mehr   als  drei 
Wohngeschossen  über  einander,  mit  mehr  als  einer  gewissen  Anzahl  von 
Wohnungen  an  einem  Treppenhause.    Bei  so  weitgehenden  Beschränkungen 
muss  selbstredend  sehr  sorgfältig  abgewogen  werden,  auf  welche  Gelände 
und  an  welchen  Strassen  sie  billiger  Weis^  auferlegt  werden  können;  wo 
durch  neue  Strassen  das  Land  dem  Anbau  erst  erschlossen  wird,  da  scheint 
es  mir    nicht   hart    zu    sein,  die   weitgehendsten  Beschränkungen    in  der 
bezeichneten  Richtung  vorzuschreiben ;  ebenso  ist  es  nicht  hart,  aber  ausser- 
ordentlich wichtig,  dort,  wo  bisher  eine  freiere  landhausmässige  Bebauung 
Yorgeherrscht  hat,  diese  durch  Polizeivorschriften  sicher  zu  stellen,  wie  das 
ja  in  den  Landhausbezirken  der  Berliner  Vororte  und  in  Alton a  geschehen 
ist.     Der  Mangel  solcher  Vorschriften  neben   der  vielfachen  Unsicherheit 
über  die  Rechtsbeständigkeit  privater  früherer  Vereinbarungen  der  Anlieger 
über  die  Erhaltung  einer  freieren  Bauweise,  hat  in  manchen  Theüen  der 
gartenartig   angebauten    freundlichen    Vororte   Hamburgs   die   traurigsten 
Verwüstungen  angerichtet.    Zu  den  schmerzlichsten,  aber  leider  recht  häu£g 
Torkommenden  Erfahrungen  in  der  baupolizeilichen  Thätigkeit  gehört  es, 
dass  man  den  an   sich  gewiss  berechtigten  Klagen  und  Beschwerden  des 
Besitzers  eines  Gartengrundstückes  über  den  nachbarlichen  Bau  eines  bis 
zur  Hintergrenze  reichenden  Hofgebäudes,  welches  den  angrenzenden  Gärten 
Sonne  und  Luft  abschneidet,  und  den   ganzen   bisherigen  Charakter   der 
^end  verändert,  hülflos  mit  einem   non  possumus  gegenübersteht:   das 
Gesetz  lässt  solche  Bauweise  zu.     Die  Baufreiheit  geht  so  weit,  dass 
der  Einzelne  zum  Schaden  der  Gesammtheit  der  ganzen  Umgebung  einen 
veränderten  Charakter  geben  darf;  was  wird  den  Nachbarn  übrig  bleiben, 
ftls  ebenfalls  ihre  Gärten  und  Wohnungen  bei  erster  Gelegenheit  zu  opfern, 
^nd  so  sehen  wir  nach  und  nach  Stück  für  Stück  abbröckeln  von  den  freund- 
lichen Quartieren,  welche  die  Väter  zum  gesunden  Wohnen  und  Ausruhen 
vom  Getriebe  der  Geschäfte  bestimmt  hatten ;  wir  sehen  sie  einer  Bauweise 
^eichen,  welche  nur  noch  das  polizeilich  vorgeschriebene  Minimum  an  Licht 
'^d  Luft,   keine  andere  Schranke  der  Ausnutzung  kennt.      Schreitet  die 
^ntwickelung  so  fort,  so  werden  unsere  Enkel  uur  Mauermassen  sehen,  wo 
«eute  der  BUck  sich  noch  an  grünen  Rasenflächen  weidet.     Die  Erhal- 
tung und  der  Schutz  der  freier,  gartenartig  angebauten  Stadt- 
taeile  ist  aber  eine  Forderung   des  Gemeinwohles,    weil    solche 
"kartiere  zu   den  Lungen,   den  Luftquellen  der  Grossstadt   ge- 
hören. « 

«Ist  es  nun  wirklich  nur  in  der  üblichen  Bauweise  hoher  Miethscasernen 
otit  dahinter  liegenden  Hofgebänden  möglich,  die  Wohnungen  für  die  grosse 
*Ä88e  der  Bevölkerung  herzustellen?  Soweit  es  sich  darum  handelt,  in- 
"^Uen  der  schon  stärker  angebauten  Stadttheile  mit  wirklich  hohen,  festen 
^denpreisen  und  mit  grossen  Grundstückstiefen  Unterkommen  für  die 
unbemittelten  zu  schaffen,  wird  man  diese  Frage  bejahen  müssen.  Auch 
^S^ngland,  der  eigentlichen  Heimath  des  Einfamilienhauses,  vermag  man 
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sich  dieser  Nothwendigkeit  nicht  zu  entziehen.  Wir  hatten  auf  dem  jüngsten 
internationalen  Gongress  in  Budapest  Gelegenheit,  die  Neubebauungs- 
projecte  zu  sehen,  durch  welche  Terbaute,  ungesunde  Theile  der  Londoner 
Vororte  umgestaltet  werden ;  hier  waren  fünfgeschossige  Miethshäuser*  mit 
kleinen  Wohnungen  gewählt;  die  Fronthöhe  der  Gebäude  entsprach  der 
Strassenbreite  und  die  Blocktiefen  wurden  so  bemessen,  dass  zwischen  den 
Rückfronten  der  Häuser  ein  freier  Raum  blieb,  dessen  Breite  ebenfalls  der 
Bauhöhe  gleich  war.  Dabei  war  besonderer  Werth  darauf  gelegt,  dass  auch 
die  kleinsten  Wohnungen  Fenster  nach  der  Vorder-,  wie  nach  der  Rückfront 
der  Gebäude  erhielten,  um  eine  gehörige  Durchlüftung  zu  ermöglichen. 
Hofwohnungen  kamen  nicht  vor.  —  Ganz  anders  liegen  aber  die  Verhält- 
nisse  dort,  wo  durch  neue  Strassen  das  Bauland  erst  erschlossen  wird,  wo 
die  Bodenpreise  erst  in  der  Bildung  begriffen,  und  ihre  Steigerung  nur  her- 
vorgerufen wird  durch  die  Möglichkeit  höchster  baulicher  Ausnutzung.  In 
Bezug  auf  die  Baukosten  ist  es  ganz  gleichgültig,  ob  ein  solches  Wohnhof- 
gebäude von  drei  Geschossen,  wie  es  seit  1882  in  Hamburg  für  kleine 
Wohnungen  üblich  geworden,  an  einem  Hofe  hinter  dem  Vorderhause  oder 
an  der  Strassenfront  errichtet  wird;  mit  Letzterem  würde  aber  schon  ein 
wesentlicher  Schritt  im  Sinne  unserer  Leitsätze  gewonnen  sein.  Durch 
zweckmässige  bauliche  Anordnung  lassen  sich  auch  die  Kosten  für  kleine 
Einzelwohnhäuser,  oder  für  Häuser  mit  nur  zwei  Wohnungen  über  einander 
sehr  herabmindern;  wir  haben  zahlreiche  Beispiele  dafür,  sobald  wir  nur 
aus  dem  Bereich  der  Grossstädte  hinausgehen  oder  den  Blick  auf  englische 
Städte  wenden,  wo  nicht  unter  dem  Druck  der  Gesetze,  sondern  unter  der 
Macht  der  Gewohnheit,  im  Hause  für  sich  zu  wohnen,  das  Wachsthum  der 
Städte  sich  mit  kleinen  Häusern  vollzieht.  Eine  bauliche  Nothwendig- 
keit liegt  also  nicht  vor,  die  Menschen  in  Casernenhöfen  zusammenzu- 
drängen; der  Grund  hierzu  liegt  nur  in  den  Bodenpreisen  und  in  den 
Grundstückformen. 

„Was  sind  aber  die  Bodenpreise  in  der  Umgebung  der  Stadt,  im 
Bereiche  der  eigentlichen  Bauspeculation ?  Meine  Herren!  Gestatten  Sie 
mir,  Ihnen  hierzu  einige  Beispiele  aus  der  Praxis  zu  erzählen :  Ganz  küi*zlich, 
als  ich  mit  dem  Zusammenstellen  des  Materials  für  das  gegenwärtige 
Referat  beschäftigt  war,  kam  ein  Mann  zu  mir,  um  mir  —  unbewusst  — 
einen  trefflichen  Beitrag  zu  dieser  Frage  zu  liefern:  „Kann  ich  auf  dem 
Platze  da  draussen  an  der  Landstrasse  diese  Gebäude  wohl  bauen"  ?  war 
die  Frage,  und  weiter  ergab  die  Besprechung,  der  Besitzer  hat  vor  Kurzem 
den  Platz  für  75  Pf.  pro  Quadratfuss  gekauft,  und  wenn  nach  diesen  Plänen 
gebaut  werden  darf,  so  hat  er  Gelegenheit,  den  Platz  in  mehreren  Theilen 
für  1*50  Mk.,  also  den  doppelten  Preis  wieder  zu  verkaufen;  desshalb  liegt 
uns  daran  zu  wissen,  ob  dem  Bau  etwas  entgegensteht?  Weldies,  frage  ich 
nun,  ist  der  wirkliche  Preis  des  Bodens?  Er  ist  einfach  eine  Function 
dessen,  was  darauf  gebaut  werden  darf.  Weiter:  Ein  grösserer  Baublock 
in  den  Vororten  war  zur  Bebauung  mit  Vorder-  und  Hinterhäusern  nach 
der  polizeilich  zugelassenen  grössten  Ausnutzung  bestimmt;  die  Bauten 
waren  angemeldet,  wie  in  Fig.  46  dargestellt,  aber  nur  ein  Theil  davon  in 
Angriff  genommen,  da  kam  der  Krach,  das  Unternehmen  brach  zusammen 
und  Alles    kam    zum   Zwangsverkauf.      Inzwischen   eingetretene   Gesetzes- 
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indenmgen  rerhinderten  die  Ansführnng  der  noch  nicbt  begonnenen 
Geb&nde  nach  den  alten  Plänen,  hätten  aber  doob  einer  recht  intensiven 
veränderten  Bebanuiig  nicht  im  Wege  gestanden.  Da  kommen  die  neuen 
Beeitser  mit  neuen  Bauprojecten ,  welche  eine  Bebanung  nur  mit  Vorder- 
häusern in  AuiBioht  nehmen,  wie  in  Fig.  47  dargestellt,  so  dass  hier  eine 


l*"!  erfreuliche  Anlage  mit  grossem  freien  Innenplatz  entstanden  ist,  auf 
''m  Wohl  noch  Werkstätten  und  dergL,  aber  keine  grösseren  Wobngebäude 
""^  enteilt  werden  kOnneu.  Auf  meine  Frage,  woher  denn  nun  diese 
^*^derte  geringe  Gründen snutzung  auf  einmal  mögUch  geworden,  erhielt 
wb  dieErklärung,  ja,  die  Plätze  sind  ja  nun  so  viel  billiger,  dass  wir  unsere 
'*™uuiiig  gans  gut  ohne  Hintergebäude  finden. 
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„Dieser  Vorgaog  Teranlaaate  mich,  mir  die  Zahlen  Ober  die  in  diaBeni 
Baublook  zwangsweise  verkanften,  unbebauten  Plfttse  zn  veraobaffen;  es 
ergab  eich  Folgendes: 

„Die  sieben  Plätae,  welche  beim  Zwangsverkauf  noch  nnbebant  waren, 
wwen  bei  2606,6  qm  Gesammtflächeninhalt  mit  117800  Mk.  Hypotheken. 


d.  h.  mit  durchscbnittlich  44*14  Mk.  pro  Quadratmeter  beschwert;  im  ga- 
richtlichen  Verkaufstermin  wurden  sie  einzeln  für  zusammen  76700  Hk. 
verkauft,  d.  i.  für  durchschnittlich  28*74  Mk.  qro  Quadratmeter;  es  wurden 
also  41  100  Mk.  oder  16'40  Mk.  pro  Quadratmeter  oder  rund  >/,  der  Boden- 
kosten heruntergescfa  rieben. 

„Fünf  andere  Plätze  in  der  Nähe  kamen  auf  gleiche  Weiee  von  durch- 
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schnittlich  40'9  Mk.  pro  Quadratmeter  Beschwerung  auf  20*33  Mk.,  also 
unter  die  Hälfte  ihrer  Beschwerung  herunter.  Die  hier  ausgefallenen  Gelder, 
meine  Herren,  sind  nicht  Forderungen  von  Handwerkern  und  Lieferanten, 
denn  es  handelt  sich  um  unbebauten  Grund,  nein,  diesen  Belastungen  der 
Grundstüpke  steht  keinerlei  Leistung  für  dieselben  gegenüber,  es  sind  rein 
unbegründete  Belastungen  ohne  jede  Gegenleistung,  welche  aber  der  Bau- 
grund, wenn  nicht  der  Krach  gekommen  wäre,  ausser  den  Baukosten  hätte 
tragen  müssen. 

„Was  also,  ich  wiederhole  diese  Frage,  was  sind  die  wirkliche^  Boden« 
preise  im  Gebiete  der  Bauspeculation?!  Sie  werden  ganz  beliebig,  ohne 
jegliche  Leistung  für  das  Grundstück  willkürlich  in  die  Höhe  geschraubt; 
die  Grenze  bildet  nur  der  Ertrag,  welcher  sich  voraussichtlich  bei  einer 
thanlifhst  starken  Bebauung  herauswirthschaffcen  lässt;  wird  dieser  gesetz- 
lich zurückgeschraubt,  80  wird  auch  das  unberechtigte  Steigen  derBodeu- 
preise  aufhören. 

„Die  angeführten  Beispiele,  meine  Herren,  sind  rein  zufallige,  wie  sie 
niir  gerade  in  den  Wurf  gekommen  sind ;  sie  Hessen  sich  ohne  Mühe  ins 
Unendliche  vermehren;  es  handelt  sich  hier  auch  nicht  um  eigenthümlich 
Hambargische  Verhältnisse;  man  wird  Aehnliches  überall  finden,  wo  die 
Bauspeculation  üppig  wuchert.  —  Solchen  Thatsachen  gegenüber  sollte  man 
sich  aber  durch  die  hohen  Bodenpreise  nicht  abschrecken  lassen,  eine 
sehr  weitgehende  Beschränkung  der  baulichen  Ausnutzung  der  Grund- 
stücke in  den  Aussengebieten  der  Städte  durchzuführen,  eine  Beschränkung, 
welche  die  Zusammendrängung  der  Wohnungen  um  Höfe  unmöglich  macht, 
welche  uns  dahin  bringt,  dass  auch  die  Wohnquartiere  der  ärmeren  Be- 
Tölkemng  wieder  ein  freundliches  Bild  und  nicht  den  öden  Anblick  von 
Caaernen  und  Massenquartieren  gewähren. 

„Der  andere  Factor  zur  Erreichung  dieses  Zieles  ist  die  Grundstücks- 
form,  die  Grundstücksgrösse.  Will  man  die  Hofwohnungen  los  werden,  so 
miiss  man  die  Baublöcke  nicht  zu  tief  machen.  Ich  kann  freilich  der  An- 
sicht Rudolf  Eberstadt's,  dessen  Schriften  ich  im  Uebrigen  sehr  viel 
^regang  verdanke,  nicht  beipflichten,  dass  bei  kleinen  Häusern  die  Grund- 
stöcke nahezu  voll  bebaut  werden  können.  Eine  solche  Bauweise  würde 
'u  den  „Bacic-to-back-Häusern^  führen,  welche  sich  in  London  als  so 
^belstandig  erwiesen  haben,  dass  von  Seiten  der  englischen  Vertreter  auf 
^^m  internationalen  Congress  in  Budapest  eine  besondere  Resolution  gegen 
solche  Anlagen  beantragt  wurde,  und  dass  man  an  Stelle  solcher  Häuser 
^e  oben  beschriebenen  Miethshäuser  errichtet.  Hof-  und  Gartenflächen 
müssen  frei  bleiben  zwischen  dem  Häusermeer;  die  Pflanzenvegetation 
dürfen  wir  nicht  unmöglich  machen.  Es  gilt  da,  sehr  sorgfältig  abzuwägen 
zwischen  dem  WünscheuBwerthen  und  dem  Erreichbaren.  So  viel  ist  aber 
sicher,  wenn  man  nur  Grundstücke  von  50  und  mehr  Meter  Tiefe  schafll, 
^^  man  den  Ausschluss  von  Hinterhäusern  nicht,  oder  doch  nur  für  ganz 
"^^OTEugte  Quartiere  der  Wohlhabenden  erreichen. 

«Ich  habe  hier  den  Plan  eines  grösseren  Geländes  ausgehängt,  welches 
^<)Q  einer  BangeseHschaft  aufgeschlossen  ^)  und  freiwillig  mit  der  Beschran- 


^)  Die  Stnuwen  Eilenau,  BlumeDau  und  Hageoau. 
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knng  belegt  ist,  dass  es  nicht  mit  Etagenhäusern  bebaut  werden  darf;  es 
liegt  inmitten  eines  schon  mit  allen  möglichen  Speculationsbauten  besetzten 
Hamburger  Vorortes  und  ist  in  den  letzten  Jahren  sehr  rasch  angebaut 
worden ;  durch  die  Sicherheit  gegen  den  nachbarlichen  Bau  störender  Mieths- 
casemen  ist  hier  das  eigene  Wohnhaus  wieder  beliebt  geworden;  die 
Gärten  sind  nicht  gross,  aber  da  sie  von  den  angrenzenden  Grundstücken 
zusammenstossen ,  gedeiht  die  Vegetation  und  bieten  sie  einen  freundlichen 
Aufenthalt.  Was  hier  für  eine  wohlhabende  Einwohnerschaft  erreicht  ist, 
würde  sich  —  mutatis  mutandis  —  auch  für  viel  bescheidenere  Verhält- 
nisse auf  kleineren  Grundstücken  an  anderer  Stelle  erreichen  lassen,  sobald 
nur  erst  einmal  die  hohen  und  tiefen  Massenquartiere  irgendwo  gesetzlich 
verboten  sind«  Denn  neben  und  zwischen  solchen  kann  eine  andere  Bau- 
weise nicht  gedeihen. 

„Um  nun  in  diesem  Sinne  zu  praktischen  Maassnahmen  zu  gelangen, 
hat  der  Architecten-  und  Ingenieurverein  in  Hamburg  nach  eingehender 
Berathung  Vorschläge  ausgearbeitet,  welche,  wenn  auch  für  Hamburgische 
Verhältnisse  bearbeitet,  doch  ein  allgemeineres  Interesse,  wie  ich  glaube, 
beanspruchen  dürfen,  und  aus  denen  ich  desshalb  das  Wesentliche  hier  mit- 
theilen möchte.  Den  bei  uns  schon  bestehenden  beiden  Zonen  —  Stadt 
und  Vorstadt  einerseits  und  Vororte  andererseits  —  soll  nach  diesen  Vor- 
schlägen eine  dritte  Zone  hinzugefügt  werden,  welche  die  vorzugsweise 
Wohnzwecken  gewidmeten  Quartiere  umfasst  und  in  welcher  der  Bau  von 
Wohnhöfen  —  d.  i.  unsere  typische  Form  der  Massenquartiere  —  die 
Anlegung  von  Lagerhöfen,  die  Errichtung  von  Anlagen,  welche  durch  Rauch, 
Dunst,  Lärm,  Staub,  übliche  Gerüche  die  Nachbarn  belästigen,  zu  unter- 
sagen ist.  Die  Tiefenentwickelung  der  Gebäude  soll  durch  Auflegung 
einer  hinteren  Baulinie,  also  durch  eine  bestimmte  Tiefengrenze,  be- 
schränkt werden.  Die  Höhe  der  Gebäude  wird  auf  drei  Geschosse,  ausser 
Keller,  begrenzt;  gesonderte  Kellerwohnungen  sind  im  Allgemeinen  unter- 
sagt; die  Tiefe  der  unbebaut  zu  lassenden  Flächen  vor  den  der  Strasse  ab- 
gekehrten Fensterwänden,  an  denen  Wohnräume  liegen,  soll  in  der  Regel 
mindestens  der  ganzen  Höhe  der  betreffenden  Fensterwand  gleich  kommen? 
während  bisher  nur  Vs  dieser  Höhe  verlangt  wird. 

„Ausser  dieser  dritten  Zone  hat  man  sich  dann  noch  eine  vierte  Zone 
gedacht,  welche  die  Quartiere  mit  eigentlich  landhausmässiger  Bebauung 
umfasst;  hier  tritt  zu  den  vorstehenden  Bestimmungen  noch  die  Vorschrift 
der  offenen  Bauweise,  des  Bauwichcs,  hinzu. 

„Diese  Zonen  sind  aber  nicht  etwa  als  concentrische  Ringe  um  den 
Stadtkern  gedacht,  sondern  im  Anschluss  an  die  vorhandenen  Bebauungs- 
formen neben  und  durch  einander  liegend,  unter  Umständen  an  den  Haupt- 
verkehrsstrassen  eine  grössere  Ausnutzung  gestattend,  als  an  den  Neben- 
strassen. 

„Die  sogen,  offene  Bauweise  glauben  wir  nur  für  eine  wirklich  villen- 
artige  Bebauung,  also  für  bevorzugte  Quartiere  der  wohlhabendsten  Be- 
völkerung in  Aussicht  nehmen  zu  können,  weil  sie  ausser  dem  grösseren 
Aufwand  an  Grundfläche  auch  höhere  Baukosten  durch  Vermehrung  der 
AuBscnwändc  erfordert.  Dagegen  glauben  wir  mit  den  für  die  dritte  Zone 
vorgeschlagenen   Bestimmungen    den   Bedürfnissen    der  verschiedenen  Ge- 
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sellschaftsklassen  gerecht  zu  werden.     Wenn  auch  das  Einzelwohnhaus  für 
jede  Familie  als  das  Ideal  uns  vorschweben  mag,  so  wurde  eine  darauf 
abaielende  gesetzliche  Vorschrift  doch  zu  tief  in  die  wirthschaftlichen  Yer- 
hältnisse  einschneiden,  um  sie  in  Aussicht  nehmen  zu  können.     £s  genügt, 
die  Vorschriften  so  zu  fassen,  dass  kleinere  Einzelhäuser  bestehen  können, 
ohne  durch  nachbarliche  hohe  Seitengiebel  gänzlich  beschattet  zu  werden; 
bei    der  vorgeschlagenen  Zulassung   von    drei  Geschossen    über    einander 
werden  die  Zustände  in  dieser  Hinsicht  erträgliche  bleiben;  es  kommt  hier- 
bei  ferner   in   Betracht,   dass    auch  in    unseren  reihenweise   an   einander 
gebauten  Einfamilienhäusern  mit  ganz  schmalen  Fronten,  vielfach  das  Be- 
dürfniss  auftritt,  das  zweite  Obergeschoss ,  also  ein  drittes  Geschoss  auf- 
zubauen, und  dass  nicht  einzusehen  ist,  wesshalb  man  durch  eine  weiter 
gehende  Beschränkung  der  Geschosszahl  das  verhindern  oder  erschweren 
sollte.     Andererseits  sind  drei  Geschosse  über  einander  auch  die  seit  1882 
bei  uns  eingeführte  Grenze  der  Höhenausnutzung  für  Hinterwohngebäude ; 
diese  Beschränkung  enthält  also  auch  für  kleine  Wohnungen  nichts  Neues; 
es  sind  seit   12  Jahren  zahllose  Wohnungen  für  kleine  Leute  in  solchen 
dreigeschossigen  Gebäuden  an  Höfen  hergestellt  worden,  und  man  kann  uns 
den  Vorwarf  nicht  machen,  die  Baukosten  der  kleinen  Wohnungen  zu  er- 
höhen.   So  glauben  wir,  dass  bei  drei  Geschossen  Miethshäuser  und  Einzel- 
wohnhäuser  neben  einander  bestehen  können. 

„Auch  Professor  v.  Grub  er  nimmt  für  die  äusserste  Zone  Wiens  drei 
Geschosse  in  Aussicht. 

„Sehr  wesentlich  ist  die  vorgeschlagene  Beschränkung  der  Bautiefe 
darch  eine  hintere  Baulinie,  weil  gerade  die  unvcrhältnissmässige  Aus- 
nutzung der  Bautiefe  auf  einzelnen  Plätzen  für  die  Nachbarn  schädigend, 
licht-  und  luftraubend  wirkt  und  Hintergärten  unmöglich  macht.  Um  mit 
dieser  Bestimmung  nicht  unter  Umständen  unnöthige  Härten  zu  schaffen, 
^t  man  sich  gedacht,  eine  Ueberschreitung  der  hinteren  Baulinie  dann  zu- 
zulassen, wenn  der  überschreitende  Bautheil  um  das  gleiche  Maass  von  den 
Nachbargrenzen  entfernt  bleibt,  um  welches  er  die  Baulinie  überschreitet; 
auf  diese  Weise  wird  einer  Schädigung  der  Angrenzer  thunlichst  vorgebeugt. 
„Dies  sind  im  Wesentlichen  die  Vorschläge  des  Architecten-  und  In- 
genieorvereins  in  Hamburg.  An  anderen  Orten  wird  man  vielleicht  das 
"önschenswerthe  durch  andere  Vorschriften  zu  erreichen  suchen,  denn  jede 
locale  Bauordnung  wird  sich  vorzugsweise  gegen  die  aus  der  ortsüblichen 
Bauweise  erwachsenen  Uebelstände  richten.  Sollte  es  gelingen,  unseren 
vorschlagen  Eingang  zu  verschaffen,  so  würde  in  den  Aussenbezirken  eine 
Wesentlich  bessere  Bebauung  Platz  greifen,  als  sie  leider  heute  vielfach 
üblich  ist ;  es  würden  auch  vorhandene  Haus-  und  Gartenbesitzer  nicht  mehr 
*^  gleich  rücksichtsloser  Weise,  wie  bisher,  in  ihrem  Besitzthum  gestört 
^d  geschädigt  werden  und  einem  grossen  Theil  der  unsoliden,  schwindel- 
*^*ften  Bauspeculation  würde  der  Boden  unter  den  Füssen  entzogen;  denn 
der  Baoschwindel  befasst  sich  vorzugsweise  mit  grossen  Objecten,  während 
^*^^^e  Vorschläge  zu  kleineren  Gebäuden  führen. 

]iVon  der  grösseren  Theilbarkeit  des  städtischen  Grundbesitzes  und  der 
luBtanbaltung  der  grossen  Massenwohnungen  ist  eine  weit  grössere 
^^iligung  der  sesshaften  Einwohnerschaft  am  Grundstücksbesitz  zu  er- 
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warten,  als  sie  bisher  möglich  ist,  und  daraus  wiederum  ein  Gegengewicht 
gegen  die  Bildung  von  Monopolpreisen  für  die  Miethen. 

„In  Hamburg  hat  man  für  grössere  Miethgrundstücke  die  nicht  eben 
geschmackvolle,  aber  bezeichnende  Benennung:  Revenü-Erbe  —  Erbe 
der  Ausdruck  für  ein  Grundstück  aus  der  guten  alten  Zeit,  wo  es  sich  noch 
in  den  Familien  durch  Generationen  vererbte  — ;  die  Zusammensetzung 
Revenü-Erbe  erklärt  sich  von  selbst.  Diese  Revenü-Erben,  meine  Herren, 
wollen  wir  soweit,  wie  irgend  möglich,  in  den  Aussenbezirken  nicht  mehr 
aufkommen  lassen. 

„Dass  bei  einer  in  Höhe  und  Tiefe  beschränkteren  Bebauung  auf  manche 
baupolizeiliche  Vorschriften  verzichtet  werden  kann,  welche  bei  grossen  und 
vielgeschossigen  Gebäuden  am  Platze  sind,  ist  bereits  vom  Herrn  Votredner 
ausgeführt  worden. 

„Zum  Schluss  möchte  ich  noch  eines  aussprechen:  Die  von  diesem 
Verein  ausgegangene  Anregung  zur  weiträumigeren  Gestaltung  des  städtischen 
Anbaues  durch  gesonderte  Vorschriften  für  die  Aussenbezirke,  sie  ist  nicht 
nutzlos  verhallt ;  haben  wir  auch  praktische  Resultate  noch  nicht  in  grösserer 
Zahl  aufzuweisen,  so  ist  doch  überall  das  Interesse  für  diese  Bestrebungen 
wach  gerufen  und  weiterorts  wird  mit  Eifer  auf  diesem  Gebiete  gearbeitet. 
Auch  der  Verband  deutscher  Architecten-  und  Ingenieurvereine  hat  diese 
Frage  auf  seine  Tagesordnung  gesetzt  und  sie  in  die  Einzelvereine  im 
ganzen  Reiche  hinausgetragen.  So  hat  auch  der  Hamburger  Verein  die 
Frage  mit  Wärme  aufgenommen  und  seine  Vorschläge  den  Behörden  unter- 
breitet. In  den  Behörden  selbst  besteht  ein  lebhaftes  Bestreben,  auf  Grund 
gesetzlicher  Bestimmungen  die  Dinge  zu  bessern;  es  bleibt  nur  ein  Factor 
zu  gewinnen,  das  sind  die  Grundeigenthümer.  Und  auch  in  deren 
Kreisen  haben  die  traurigen  Erfahrungen  mit  der  übertriebenen,  schwindel- 
haften Bauspeculation  in  jüngster  Zeit  die  Ueberzeugung  gezeitigt,  dass 
etwas  dagegen  geschehen  müsse ;  es  sind  die  verschiedenartigsten  Vorschläge 
gemacht  worden,  welche  sich  freilich  mit  den  unsrigen  nicht  decken.  Unter 
Anderem  wurde  im  Hamburger  Grundeigenthümerverein ,  der  im  Ganzen 
baupolizeilichen  Eingriffen  nicht  gerade  zugeneigt  ist,  der  ernstliche  Vor- 
schlag gemacht,  die  Zahlungsfähigkeit  der  Bauunternehmer  der  baupolizei- 
lichen Prüfung  zu  unterstellen  und  von  deren  Ausfall  die  Bauerlaubniss 
abhängig  zu  machen. 

„Meine  Herren,  sollte  nicht,  wenn  man  sich  von  der  Ungangbarkeit 
dieses  Weges  überzeugt  haben  wird,  auch  unter  den  Grundeigenthümern 
die  Erkenntniss  siegen,  dass  das  wirksamste  Mittel  gegen  die  schwindel- 
hafte Bauspeculation  in  einer  weitgehenden  gesetzlichen  Beschränkung  der 
Speculationsbauten  selbst,  in  der  Rückkehr  zu  einer  Bauweise  zu  suchen  ist, 
welche  es  dem  soliden  Bauhandwerker  wieder  gestattet,  die  Grösse  und  den 
Umfang  seiner  Bauten  mit  den  verfügbaren  Mitteln  in  Einklang  zu  bringen?" 

Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet. 

Stadt.  Bezirksingenienr  Weber  (München)  hebt  hervor,  dass  die 
Leute,  welche  die  modernen  Stadterweiterungen  vollziehen  und  die  meisten 
Häuser  bauen,  nicht  Architekten  und  Baumeister  seien,  die  für  eigenen  Be- 
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darf  oder  auf  Rechnung  ansässiger  Bfirger  etc.  neae  Häuser  bauen,  sondern 
dass  dies  in  den  meisten  Fällen  sogen.  „Baospecolanten*'  seien  und  dass, 
je  grösser  die  Stadt  sei,  um  so  mehr  auch  das  Bauspecolantenthum  in  aUen 
seinen  schädlichen  Eigenschaften  hervortrete.    Gegen  diese  Bauspeculanten, 
deren  wesentliches  Bestreben  auf  eine  enge  Bebauung  hingehe,  müssen  sieh 
die  vorher  geschilderten  Maassnahmen  richten.    Darum  könne  er  auch  dem 
Schlüsse  der  aufgestellten  Leitsätze  zustimmen.    Den  nachtheiligen  Einfluss 
der  Bauspeculation  solle  man  aber  auch  dadurch  zu  beschränken  suchen, 
dass  man  sie  in  Bahnen  lenke,  welche  den  Bestrebungen  zur  aUgemeinen 
Yerbeasemng  der  Wohnungsverhältnisse  gleichgerichtet  seien.  Einen  solchen 
Versuch  könne  man  vieUeicht  dadurch  machen,  dass  man  bei  der  Neu- 
bearbeitung der  Bauordnungen,  wie  sie  zur  Zeit  in  vielen  Städten  im  Gange 
sei,  mehr  als  bisher  geschehen,  die  Bestimmungen,  welche  die  Ausnutzbar- 
keit des  Baugrundes  im  Auge  haben,  klar  und  bestimmt  ausdrücke.    Denn 
an  dieser  Seite  setze  das  Streben  der  Speculation  nach  Ueberschreitung  der 
ihr  nur  undeutlich  vorschwebenden  gesetzlichen  Grenzen  gewöhnlich  ein. 
Wenn  es  nun  möglich  sein  werde,  die  Bauordnungen  nach  dieser  Richtung 
zu  verbessern,  dann  werde  in  die  Bestrebungen  der  Speculation  mehr  Ruhe 
und  Stetigkeit  kommen,  und  es  werde  dann  die  unermüdliche  Goncurrenz 
unter  den  einzelnen  Bauunternehmern,  die  ja  zweckmässig  und  nützlich  sei, 
nch  auf  andere  Ziele  erstrecken,  welche  den  Zwecken  einer  allgemeinen 
Verbesserung  der  Wohnungs Verhältnisse    entsprechen.     Wenn  jeder  Bau- 
unternehmer von  vornherein  beim  Ankauf  seines  Platzes   durch   einfache 
Hechnung  ermitteln  könnte,  welche  Rente  er  mit  der  Yerbauung  erzielen 
verde,  dann  werde  er  mit  seinem  Nachbar  nicht  mehr  in  möglichst  weit 
gehender  Ausnutzung  wetteifern  können,  sondern  er  werde  versuchen,  durch 
Schaffung  besserer,  behaglicherer  Wohnungen,    die   dann   auch    gesunder 
seien,  den  Vorrang  zu  erhalten. 

In  dieser  Richtung  sei  man  in  München  vorgegangen,  wo  der  Leiter 
des  städtischen  Bauwesens,  Oberbaurath  Rettig,  im  Mai  dieses  Jahres 
einen  Antrag  eingebracht  habe,  dessen  Grundgedanke  dahin  gehe,  den  ge- 
rammten Rauminhalt,  mit  welchem  ein  Bauwerk  überhaupt  auf  einem  Bau- 
plati  solle  aufgeführt  werden  dürfen,  in  ein  einfaches  und  zahlenmässig 
festgestelltes  Verhältniss  zur  Grösse  des  Bauplatzes  und  zur  Breite  der 
iuigrenzenden  Strassen^)  zu  bringen,  —  ein  Gedanke,  den  die  „Vereinigung 
Beniner  Architekten"  im  Frühjahre  1891  ^)  in  einer  Eingabe  an  den  königl. 
pfenss.  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  als  wünschenswerthe  Grundlage 
^  die  Abänderung  der  Baupolizeiordnung  für  den  Stadtkreis  Berlin  vom 
15.  Januar  1887  bezeichnet  und  in  einem  fünf  Viertel  Jahre  später  ge- 
druckten Entwürfe  zur  Umgestaltung  eben  dieser  Bauordnung  verarbeitet 
habe*).  Rettig's  Vorschlag,  dem  die  Berliner  Vorgänge  unbekannt  ge- 
beten seien,  weiche  von  diesen  darin  ab,  dass  er  die  dem  Bauplatze  an- 
hegenden  Strassenflächen  bei  der  Berechnung  des  zulässigen  Baukörpers  in 
^tracht  ziehe. 


^)  Dentfche  Baozeitung  1894,  Nr.  54,  S.  329. 

*)  Deutiche  Bauleitung  1891,  Nr.  60,  S.  363;  1892,  Nr.  87,  S.  534. 
^  Entwarf  einer  Umgestaltung   der  Baupolizei -Ordnung    vom   Jahre    1887    fUr   den 
^^^^tbeli  Berlin,   aufgestellt   ron  der  Vereinigung   Berliner  Architekten   im  August  1892. 
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Der  Ret tig^ sehe  Vorschlag  habe  viele  Vorzüge,  auf  die  einzeln  ein- 
zugehen hier  zu  weit  führen  dürfe,  nur  Weniges  solle  kurz  erwähnt  werden. 
Wenn  man  den  grössten  zulässigen  Baukörper  als  Grundlage  für  die  Yer- 
theilung  der  Kosten  von  Strassengrunderwerb,  Pflasterung,  Entwässerung  etc. 
nehme,  dann  werde  man  jedenfalls  einen  viel  gerechteren  Vertheilungsmodus 
im  Sinne  der  unter  4.  enthaltenen  Maassregel  der  Leitsätze  erhalten.  Ein 
fernerer  Vorzug  sei,  dass  zweckmässig  abgestufte  Bauordnungen  nach  dem 
Rettig' sehen  Vorschlage  leichter  und  doch  in  ganz  gleichartiger  Weise 
für  jede  Zone  aufgestellt  werden  können,  einfach  dadurch,  dass  man  für 
die  verschiedenen  Zonen  verschiedene  Verhältnisszahlen  festsetzte,  nach 
denen  die  berechneten  Baukörper  je  nach  der  gewünschten  Bebauungsdichte 
reducirt  werden  können.  Femer,  wenn  der  Bauunternehmer  schon  von 
vornherein  beim  Ankauf  eines  Bauplatzes  aus  der  Fläche  sofort  das  höchste 
Maass  der  Ausnutzbarkeit  unzweifelhaft  berechnen  könne,  werde  er  sich 
vollständig  darauf  verlegen,  den  ihm  gestatteten  Baucubus  möglichst  zweck- 
mässig zu  vertheilen  und  hiervon  werde  die  AUgemeinheit  mehr  Nutzen 
haben,  als  von  der  bisher  unbegrenzten  Sucht  nach  möglichst  dichter  Be- 
bauung. 

Wenn  auch  in  den  Vorschlägen  des  österreichischen  Ingenieur-  und 
Architekten -Vereins  für  die  Verfassung  einer  neuen  Wiener  Bauordnung 
die  Bebauung  nach  Cubikmetern  —  die  cubische  Bauordnung  —  gar 
nicht  zum  Ausdruck  gebracht  sei,  angeblich  weil  man  fürchte,  dass  ein  ent- 
sprechendes Gesetz,  welches  diesen  Gedanken  praktisch  zum  Ausdruck 
bringe,  nicht  so  leicht  und  übersichtlich  zu  formuliren  sein  dürfte,  so  habe 
Rettig  eine  solche  Formulirung  versucht  und  viele  Münchener  Collegen 
seien  mit  ihm  der  Ueberzeugung ,  dass  der  cubischen  Bauordnung  die  Zu- 
kunft gehöre. 

Baurath  und  Beigeordneter  Stubben  (Köln)  glaubt,  dass,  wenn 

auch  durch  die  Verhandlungen  über  das  vorliegende  Thema  auf  der  Würz- 
burger Versammlung,  durch  eine  Reihe  literarischer  Arbeiten,  durch  die 
neue  Bauordnung  für  die  Berliner  Vororte,  für  die  Stadterweiterung  von 
Wien,  für  andere  Städte,  wie  Frankfurt,  Altona,  Hannover  etc.,  der  Gegen- 
stand eine  grosse  Oeffentlichkeit  erlangt  habe  in  den  Kreisen  derjenigen, 
die  sich  von  Fach  für  die  Sache  interessiren,  so  sei  doch  die  Bekanntschaft 
mit  diesen  Dingen  im  grossen  Publicum  noch  keineswegs  eine  so  aus- 
reichende, wie  man  es  wünschen  müsse,  wenn  diese  Verhandlungen  den 
ihnen  zustehenden  Erfolg  haben  sollen.  Ein  solcher  Erfolg  werde  nament- 
lich auch  der  sein,  dass  auch  die  widerstrebenden  Grundeigenthümer  sich 
aUmählich  davon  überzeugen  werden,  dass  die  Vorschläge  keineswegs  auf 
ihre  Vernichtung  ausgehen,  sondern  dass  sie,  consequent  durchgeführt,  eine 
Gesundung  des  Grundbesitzes,  eine  Verbesserung,  eine  VervoUkommnung 
desselben  hervorrufen  werden.  Sehr  bedauerlich  sei  es,  dass  gerade  von 
juristischer  Seite  gegen  die  vom  Verein  aufgestellten  Verbessemngsvor- 
schläge  in  lebhaftester  Weise  agitirt  werde,  wie  der  beklagenswerthe  Ver- 
lauf der  Bestrebungen  des  Herrn  Oberbürgermeisters  Adickes  im  preussi- 
schen  Abgeordnetenhause  beweise,  dass  gerade  von  juristischer  Seite,  welche 
die  Unantastbarkeit  des  Privateigenthums  besonders  stark  glaube  betonen 
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SU  müssen,  nnd  welche  die  vom  Verein  aufgestellten  Forderungen  gewisser- 
maassen  als  eine  Liebhaberei  einzelner  thatenlustiger  Bürgermeister  und 
achönheitsdürstiger  Architekten  auffasse,  gegen  die  Vorschrift  der  offenen 
Bebauung  schriftstellerisch  vorgegangen  werde;  zu  bedauern  sei  es,  dass 
die  Gegner  in  der  That  vorläufig  die  öffentliche  Meinung  mehr  für  sich 
gewonnen  haben,  dass  beispielsweise  die  neue  Berliner  Bauordnung  für  die 
Vororte  in  der  Presse  eine  weit  mehr  ablehnende  als  befürwortende  Kritik 
erfahren  habe. 

Aber  auch  unter  den  Behörden,  Gemeinde-  wie  Staatsbehörden,  sei  die 
Ejrkenntniss  dieser  Dinge  keineswegs  eine  so  grosse,  wie  es  wünschens- 
werth  sei,  und  es  stehe  zu  hoffen,  dass  die  heutige  Verhandlung  auch  nach 
dieser  Richtung  von  günstigem  Einfluss  sein  werde^ 

Den  Leitsätzen  stimme  er  gern  zu,  müsse   aber  darauf  aufmerksam 
machen,  dass  einzelne  derselben  sich  anscheinend  in  Widerspruch  setzen 
mit  den  bisherigen  allgemeinen  Bestrebungen  der  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege.   So  sei  namentlich  unter  4b  der  Satz,  dass  die  Strassen  in  thun- 
lichst  geringer  Breite  ausgeführt  werden,  geeignet,  missverstanden  zu  werden 
und  doch  auch  nur  unter  Reserve  anzunehmen,  ebenso  der  Satz,  dass  die 
Häuserblöcke  möglichst  klein  werden  sollen.    Trotzdem  sei  es  wohl  zweck- 
mässig, die  Sätze  in  dem  Zusammenhange,  in  welchem  sie  hier  stehen,  anr 
zanehmen.    Denn  wesentlich  seien  sie  gerichtet  gegen  die  heutzutage  über- 
liand  nehmende  Speculation,  sie  seien  als  Kampfmittel  gegen  diese  Specu- 
lation  und  gegen  die  ungesunde  Entwickelung  des  städtischen  Bauwesens 
zu  betrachten  und  als  solche  zu  billigen.  Die  Forderung  der  nicht  zu  breiten 
Strassen  sei  nicht  um  dieser  selbstwiUen  gestellt,  sondern  nur  dadurch  zu 
erzielen,  dass  niedrigere  Häuser  an  ihnen  gebaut  werden,  und  in  diesem 
Sinne,  der  aber  ausgesprochen  werden  müsse,  sei  die  Forderung  zu  billigen, 
nicht  aber  allgemein.     Ebenso  verhalte    es  sich  mit  den  kleinen  Häuser- 
blöcken, die  auch  wesentlich  den  Bau  kleiner  Häuser  begünstigen  sollen, 
während  es  doch  eigentlich  hygienisch  noch  erwünschter  sei,  wenn  kleinere 
Hiuser  einen  grösseren  ^eien  Raum  mit  Garten  um  sich  hätten,  wie  solche 
Uer  für  Hamburg  vorgeführt  worden  seien  und  wie  auch  Bremen  sie  in 
grosser  Zahl  besitze.     Desshalb    erscheinen  die  Aussprüche   der  Leitsätze 
Aber  Strassenbreite  und  Blocktheilung  nicht  geeignet,  eine  allgemeine  Grund- 
1^  für  Stadterweiterungen  zu  bilden. 

Femer  müsse  er  einen  Einwurf  erheben  gegen  Ziffer  4  c  der  Leitsätze, 
^  welcher  empfohlen  werde ,  man  solle  die  Entwässerungsanlagen  in  den 
Ueinen  Strassen  möglichst  einfach  und  billig  herstellen.  Diesen  Ausspruch 
Könne  man  doch  nicht  billigen,  da  es  aussehe,  als  wolle  man  die  Canäle  in 
^en  von  kleinen  Leuten  bewohnten  Bezirken  weniger  gut  ausgeführt  sehen, 
^^^  geringerem  Querschnitt,  in  geringerer  Tieflage  etc. ,  was  doch  sicherlich 
^chl  beabsichtigt  werde. 

Auch  der  Herstellung  der  Strassen  nur  mit  Macadamfahrbahn,  ge- 
pflasterten Rinnen  und  bekiesten  Fusswegen  hinter  erhöhten  Randsteinen 
*^uame  er  nur  in  dem  vorliegenden  Gedankengange  bei;  denn  an  und  für 
*ich  seien  Macadamstrassen  und  Kieswege  innerhalb  der  Stadt  keineswegs 
^it  Tom  hygienischen  Standpunkte  iinzu strebendes  Ziel. 

Koch  einen  anderen  Wunsch  betreffend  der  Leitsätze  habe  er,  näm- 
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lieh,  dasB  in  denselben  darauf  hingewiesen  werde,  dass  die  Bauspeculation 
—  nicht  die  gesunde,  welche  unter  Umständen  durchaus  ndthig  und  nütz- 
lich sei  — ,  aber  die  überhandnehmende  ungesunde,  schwindelhafbe  Bau- 
speculation es  wesentlich  sei,  welche  die  Aufstellung  der  Leitsätze  ver- 
anlasst habe,  dass  es  ausgesprochen  werde,  dass  die  hier  bekämpften 
Uebelstände  weniger  dadurch  hervorgebracht  werden,  dass  die  Bauordnungen 
diese  Paragraphen  nicht  enthalten,  als  dadurch,  dass  die  Speculation  die 
städtischen  Bauverhältnisse  so  sehr  verschlechtert  habe.  Desshalb  empfehle 
er  hinter  Ziffer  1  als  Ib  Ziffer  2  zu  sagen: 

„Diese  mit  Steigerung  der  Wohnungsmiethen  verbundene  Zu- 
sammendrängung der  Bevölkerung  ist  vorzugsweise  die  Folge  der 
überhandnehmenden  Boden-  und  Bauspeculation,  welche  die  Er- 
richtung von  Einzelhäusern  und  die  weiträumige  Bebauung  er- 
schwert und  vielfach  unmöglich  macht." 
Und  dann  empfehle  er  Ziffer  2  so  zu  fassen: 

„Die  Einschränkung  dieser  Speculation  und  die  Herbeiführung 
einer  weiträumigen  Bebauung,  sowie  die  Beseitigung  der  diesem 
Ziel  entgegenstehenden  Hindernisse  ist  daher  als  ein  dringendes 
Bedürfniss  anzuerkennen/ 
Und  zu  Anfang  von  Ziffer  3  zu  sagen : 

„Diese  Hindemisse  liegen  theils  auf  legislatorischem,  theils  auf 
baulichem  Gebiete.  Letztere  sind  neben  den  Fragen  des  Verkehrs 
vorzugsweise : 
Spreche  man  dies  nicht  aus,  lasse  man  die  Leitsätze  in  der  vorgeschlagenen 
Form  in  die  Welt  gehen,  so  fordere  man  gewissermaassen  dazu  auf,  gegen 
die  städtischen  Verwaltungen,  gegen  die  köuigl.  Polizeipäsidien  die  Vor- 
würfe zu  erheben,  welche  RudolfEberstadt  mit  Unrecht  gegen  die  Ver- 
waltung des  Bauwesens  in  Berlin  ausgesprochen  habe:  „Sie  trage  selbst  die 
Schuld,  sie  habe  das  Uebel  hervorgerufen,  sie  selbst  habe  die  heutigen 
beklagenswerthen  Zustände  geschaffen."  Eberstadt  habe  sogar  in  seiner 
sonst  vortrefflichen  Schrift:  „Städtische  Bodenfragen"  den  Berliner  Behörden 
vorgeworfen,  sie  hätten  dies  mit  Absicht  gethan.  Dass  es  nicht  die  bau- 
polizeilichen Bestimmungen  an  sich  seien,  welche  den  Berliner  Bau-  und 
Grundstücksschwindel  hervorrufen,  gehe  schon  daraus  hervor,  dass  in 
manchen  anderen  Städten,  in  welchen  dieselben  oder  ähnliche  baupolizei- 
liche Bestimmungen  herrschen,  keineswegs  dieselben  Uebelstände  hervor- 
getreten seien,  dass  man  dort  noch  gesundere  Verhältnisse  antreffe,  insofern 
als  z.  B.  in  der  Kheinprovinz  in  den  mittleren  Schichten  das  Einzelhaus 
noch  vorherrsche,  trotz  den  baupolizeilichen  Bestimmungen,  welche  die 
Miethscaseme  auch  dort  begünstigen.  Aber  die  Quelle  des  Uebels  sei  auch 
dort  die  überhand  nehmende  Bauspeculation,  der  durch  die  Leitsätze  ent- 
gegengetreten werden  solle. 

Desshalb  spreche  er  sich  auch  dafür  aus,  dass  der  Verein  zu  diesen 
Leitsätzen  durch  förmlichen  Beschluss  Stellung  nehme,  weil  es  sich  hier 
um  eine  vorwiegend  praktische  Frage  handle  und  weil  es  wichtig  sei,  dass 
die  Versammlung  nicht  nur  von  der  Sache  Kenntniss  nehme,  wohl  auch 
Beifall  rufe,  sondern  nach  aussen  sich  mit  diesen  Leitsätzen  einverstanden 
erkläre.    Bei  der  Klarheit,  mit  welcher  die  Sache  vorbereitet  sei,  halte  er 
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es  für  leicht  und  filr  durchführbar  und  beantrage  desshalb,  dass  die  Leit- 
sätze Yon  der  Versammlung  gebilligt  und  so  abgeändert  werden,  wie  er 
Yorgeschlagen  habe. 

Oberbanrath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe)  theilt  mit,  dass 

seit  der  Würzburger  Verhandlung  über  diesen  Gegenstand  die  Sache  in 
Fluss  gerathen  sei,  dass  eine  Anzahl  von  Städten  sich  in  der  Thi^t  des 
Princips  der  Zonenbauordnung  bemächtigt  und  es  weiter  zu  führen  gesucht 
habe.  Sehr  interessant  würde  es  sein,  wenn  der  Ausschuss  des  Vereins 
gewissermaassen  eine  Statistik  führen  würde  über  die  Fortschritte  der 
Grundsätze,  welche  der  Verein  aufgestellt  habe  und  dies  alljährlich  der 
Versammlung  mittheilen  würde;  dadurch  würden  Vorbilder,  Muster  ge* 
schafifen,  welche  direct  weiter  wirken  können. 

In  Betreff  der  Einwendungen  des  Vorredners  wolle  er  nur  auf  zwei 
Punkte  eingehen.  Herr  Stubben  habe  gemeint,  dass  die  Forderungen 
in  4b,  Strassen  Ton  thunlichst  geringer  Breite  herzustellen,  hygienisch 
unrichtig  sei.  Dem  könne  er  nicht  beistimmen.  Die  Strasse  an  sich  sei 
hygienisch  nicht  gut,  sie  liefere  nur  Staub  und  Schmutz  und  desshalb  solle 
man  sie  so  schmal  machen,  wie  der  Verkehr  es  erlaube.  Dabei  aber  könne 
man  den  Abstand  zwischen  den  beiden  Baufluchten  recht  gut  über  das 
Maass  der  Strassenbreite  erhöhen,  indem  man,  wie  vorher  schon  erwähnt, 
Vorgärten  annehme;  also  thunlichst  geringe  Breite  für  die  Strassen  und 
thunlichst  grosse  Breite  für  Baufluchten! 

Der  zweite  £inwand  des  Vorredners,  der  sich  gegen  die  möglichst  ein- 
fache und  billige  Entwässerungsanlage  richte,  sei  dadurch  zu  widerlegen, 
dass  in  der  That   die  Entwässerungsanlagen   für  Nebenstrassen  viel  ein- 
facher gestaltet  werden  können,  als  für  Hauptstrassen,  und  zwar  nicht  in 
Bezug  auf  ihre  Solidität,  sondern  darin,  dass  grosse  Gefälle  gewählt  werden 
können,  wenn  man  auf  die  Entwässerung  der  Keller  verzichte,  was   an- 
gängig sei,  wenn  man  KeUerwohnungen  verbiete.  Das  grosse  Gefälle  liefere 
dann  geringeren  Querschnitt,  mithin  geringere  Baukosten.    Des  Weiteren 
aber  könne  man  die  Entwässerung  einfacher  und  billiger  machen,  wenn  man 
für  diese  Nebenstrassen  das  Trenn ungssystem  einführe,  indem  man  alles 
Begenwasser  bis    zur  nächsten  Hauptstrasse  in  den  Strassenrinnen  führe 
und  erst  dort  auf  den  unterii'dischen  Weg  verweise,  während  die  kleinen 
Canäle  der  Nebenstrassen  nur  die  Wirthschaftswässer  ans  den  Häusern  auf- 
zunehmen haben,  in  Folge  hiervon  also  viel  billiger  hergestellt  werden  können. 
Auf  die  von  Herrn  Bezirksingenieur  Weher  mitgeth eilten  Vorschläge 
fettig' s,  betr.  das  Princip  der  sogen,  cubischen  Bauordnung,  könne   er 
nicht  eingehen ,  d^  sie  ihm  zu  wenig  bekannt  sei ;  die  Behauptung ,  dass 
^6868  Princip  für  die  Grenze  der  Ausnutzung  der  Grundstücke  ein  ein- 
f&cheres  sei,  scheine  ihm  immerhin  gewagt.  Doch  halte  er  zur  Entscheidung 
dieser  Frage  die  Literatur  für  geeigneter,  als  die  heutige  Versammlung. 

Besonders  gefreut  habe  es  ihn,  dass  der  Correferent,  Herr  Classen, 
4^af  hingewiesen  habe,  dass  es  nötbig  sei,  gewisse  Bautypeu  für  einzelne 
Zonen  oder  Bezirke  einer  Stadt  zu  wählen  und  andere  Bautypen  auszu- 
Bchliessen.  Das  Princip  der  Zouenbauordnung  bestehe  nicht  bloss  darin,  dass 
"le. Vorschriften,  wie  viel  Fläche  bebaut  werden  dürfe,  wie  Abstand  und 
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Höhe  correspondiren  müsse  etc.,  modificirt  werden,  sondern  dass  geradezu 
die  Typen  des  Bauwesens:  Einfamilienhaus,  Landhaus,  Miethsoaseme  Ton 
zwei  Stockwerken,  Ton  drei,  vier  oder  fünf  etc.  auf  bestimmte  Bezirke  an- 
gewiesen, von  anderen  Bezirken  ausgeschlossen  werden;  es  komme  darauf 
an,  in  einzelnen  Bezirken  gewisse  Bauformen  zu  fördern,  in  anderen  mög- 
lichst zu  verhindern. 

Der  Besorgniss  des  Herrn  Correferenten  Hinckeldeyn,  dass  ein  Herab- 
gehen des  Miethpreises  unwahrscheinlich  sei,  könne  er  nicht  beistimmen. 
Da  die  Miethe  auf  dem  aufgewendeten  Capital  beruhe  und  dies  Capital  aus 
zwei  Posten  zusammengesetzt  sei,  dem  Preise  für  Ankauf  des  Bauplatzes 
und  für  Eierstellung  des  Hauses,  so  müsse,  wenn  der  Preis  der  Baustelle 
heruntergehe,  weil  die  Baupolizei  für  geringere  Ausnutzung  Sorge  getragen 
habe,  doah  das  aufgewandte  Capital  auch  heruntergehen  und  der  Vermiether 
könne  bei  dem  gleichen  Nutzen  für  ihn  die  Wohnung  billiger  vermietben. 
Und  da  der  Preis  der  Baustelle  in  dem  gesammten  Herstellungspreis  manch- 
mal 30,  40,  ja  50  Proc.  ausmache,  so  könne  der  Vermiether  den  Preis  der 
Wohnung  heruntersetzen;  und  dass  er  dies  auch  wirklich  thue,  dafür  müsse 
die  Concurrenz  sorgen,  event.  auch  die  Gemeinde  dadurch,  dass  sie  die  Con- 
currenz  möglichst  steigere. 

Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  (Berlin)  spricht  auch  von  ärzt- 
licher Seite  die  volle  Uebereinstimmung  mit  den  von  den  Vorrednern  vor- 
getragenen Grundsätzen  aus.  Man  könne  es  nur  dankbar  begrüssen,  wenn 
von  allen  Seiten,  namentlich  auch  in  der  Wohnungshygiene,  dafiär  gesorgt 
werde,  dass  nicht  allein  der  allgemeinen  Gesundheit  möglichst  Vorschub 
geleistet,  sondern  auch  die  private  Gesundheit  gefördert  werde.  Das  werde 
aber  gewiss  der  Fall  sein,  wenn  die  von  den  Herren  Referenten  in  ihren  Leit- 
sätzen aufgestellten  Grundsätze  mehr  und  mehr  zur  Geltung  kommen. 

Baarath  Stubben  (Köln)  erklärt  sich  mit  den  Aeusserungen  des 
Herrn  Oberbaurath  Baumeister  in  Betreff  der  Strassenb reite  darin  ganz 
einverstanden,  dass  es  richtig  sei,  die  Strassendämme  für  den  Verkehr  aus- 
reichend zu  machen  und  nicht  breiter.  Aber  wenn  man  zu  der  Strassen- 
breite  auch  die  Baumreihen  und  Vorgärten  rechne,  so  werde  man  zugeben 
müssen,  dass  das  kleine  Haus  an  breiter  Strasse  schöner  und  noch  hygieni- 
scher sei,  als  wenn  es  unmittelbar  an  möglichst  schmaler  Strasse  liege. 

In  der  Entwässerungsfrage  bestehe  allerdings  eine  Meinungsverschieden- 
heit. Er  sei  nicht  der  Ansicht,  dass  man  die  Entwässerungsanlagen  zu 
Gunsten  solcher  Untertheilungsstrassen  einfacher  herstellen  solle,  als  für 
andere  Strassen.  Die  Forderung  beruhe  auf  der  Voraussetzung,  dass  die 
Kosten  dieser  Entwässerungsanlagen  von  den  Hauserbauern  getragen  wer- 
den. Nun  wäre  es  aber  doch  ein  Unrecht,  wenn  man  Diejenigen,  welche 
Häuser  an  einer  Strasse  erbauen,  in  der  z.  B.  nur  ein  Röhrencanal  liege, 
etwa  schwächer  zu  den  Entwässerungskosten  heranziehen  wollte,  als  Die- 
jenigen, deren  Haus  an  einer  Strasse  mit  einem  Hauptcanal  liege,  die  dann 
consequenter  Weise  die  Kosten  des  grossen  Sammelcanals  würden  auf- 
bringen müssen.  Fast  allgemein  sei  es  so,  dass  für  die  Canalisation  ein 
Durchschnittsbcitrag  erhoben  werde.  Man  werde  also  durch  die  empfohlene 
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einfachere  Anlage  der  Entwässerung  in  einzelnen  Strassen  nur  den  Durch- 
schnittspreis um  ein  Geringes  yermindern,  wovon  der  einzelne  Hausbesitzer 
ausserordentlich  wenig  habe.  Desshalb  beantrage  er  in  Ziffer  4  c  die  Worte  : 
«und  die  Entwässemngsanlagen"  zu  streichen. 

Hiermit  ist  die  Discussion  geschlossen  und  es  erhält  das  Schluss- 
wori 

Re f  e  r  e  n  t  Oberbfirgermelster  Adickes.  Derselbe  erklärt  Namens  der 
drei  Referenten,  dass  sie  ihrerseits  mit  den  von  Herrn  Baurath  Stubben 
beantragten  Aenderungen  und  Zusätzen  zu  den  Leitsätzen  einverstanden 
seien  nnd  ebenso  damit,  dass  über  die  Leitsätze  abgestimmt  werde.  Auch 
mit  dem  beantragten  Streichen  der  Worte  betreffs  der  billigeren  Entwässe- 
rungsanlagen in  kleineren  Strassen  seien  die  Referenten  einverstanden,  da 
dieser  Punkt  immerhin  zweifelhaft  sei  und  die  Erörterung  in  der  Versamm- 
lung nicht  ausreichend  erscheine,  um  darauf  hin  eine  Entscheidung  über 
diesen  Punkt  abzugeben.  Im  Uebrigen  müsse  er  der  Freude  Ausdruck 
geben,  dass  auch  heute  wieder  sämmtliche  Herren  den  Thesen  im  Wesent- 
lichen zugestimmt  haben.  Mit  Herrn  Baurath  Stubben  sei  er  ganz  der 
gleichen  Meinung,  dass  nicht  jede  Grundstücksspeculation  ausgeschlossen 
werden  soUe,  da  man  die  Städte  nicht  ohne  eine  gesunde  Grundstücks- 
speculation bauen  könne,  dass  man  aber  ankämpfen  müsse  gegen  die 
ungesunde  Grundstücksspeculation,  die  jede  Grenzbestimmung  bis  zum 
Aeussersten  ausnutze. 

Bei  der  nun  folgenden  Abstimmung  wurden  die  Leitsätze  mit  den 
von  Herrn  Baurath  Stubben  beantragten  Aenderungen  einstimmig 
angenommen  und  ebenso  ein  Antrag  des  stellvertretenden  Herrn  Vor- 
sitzenden, Oberbürgermeister  Bötticher,  die  Referate  mit  der  Discussion 
in  Separatabdruck  des  officiellen  Berichtes  an  sämmtliche  Stadtverwaltungen 
zu  versenden. 

Es  lauten  somit  die  vom  Verein  beschlossenen 

^  Thesen: 

!•  Die  in  vielen  Grossstädten  Deutschlands  im  Gegensatz  zu  anderen  Län- 
dern, namentlich  zu  England,  übliche  dichte  Zusammendrängung  der 
Bevölkerung  in  Miethscasemen  gefährdet  die  Gesundheit,  schädigt  das 
Familienleben  und  macht  den  Erwerb  von  Grundeigenthum  für  den 
grössten  Theil  der  Einwohner  unmöglich. 

2.  Diese  mit  Steigerung  der  Wohnungsmiethen  verbundene  Zusammendrän- 
gung  der  Bevölkerung  ist  vorzugsweise  die  Folge  der  überhandnehmen- 
den Boden-  und  Bauspeculation,  welche  die  Errichtung  von  Einzelhäusern 
und  die  weiträumige  Bebauung  erschwert  und  vielfach  unmöglich  macht. 

'•  Die  Einschränkung  dieser  Speculation  und  die  Herbeiführung  einer  weit- 
räumigeren Bebauung,  sowie  die  Beseitigung  der  diesem  Ziel  entgegen- 
stehenden Hindemisse  ist  daher  als  ein  dringendes  Bedürfniss  anzu- 
erkennen. 

^  Diese  Hindernisse  liegen  theils  auf  legislatorischem,  theils  auf  bau- 
lichem Gebiete.  Letztere  sind  neben  den  Fragen  des  Verkehrs  vorzugs- 
weise : 

a)  Die  durch  die  Bebauungspläne  festgelegte  Eintheilung  des  Baulandes 
in  zu  tiefe,  die  Anlage  von  Hof-  und  Hinterwohnungen  herbeiführende 
Baublöcke. 
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b)  Die  Annahme  zu  grosser  Breiten  für  die  lediglich  zur  inneren  Auf- 
theilung  des  Baulandes  bestimmten  Strassen  und  die  daraus  erwachsende 
Belastung  der  anliegenden  Grundstücke. 

c)  Die  unverhältnissmässig  hohen,  vielfach  ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl 
der  Geschosse  und  Wohnungen  nur  nach  der  Strassenfrontlange  be- 
rechneten Kosten  für  Strassen-  und  Entwässerungsanlagen. 

d)  Die  Uebertragung  der  für  grosse ,  vielgeschossige  Gebäude  noth- 
wendigen  und  zweckmässigen  baupolizeilichen  Anforderungen  auf 
Häuser  von  geringem  Umfang  mit  wenigen  Geschossen. 

e)  Der  durch  die  baupolizeilichen  Bestimmungen,  welche  bislang  meistens 
für  das  in  neu  entstehenden  Stadttheilen  belegene  Gelände  eine  ebenso 
starke  bauliche  Ausnutzung  wie  für  die  innere  Stadt  zugelassen  haben, 

.  übermässig  gesteigerte  Bodenpreis  in  den  Stadterweiterungsg^bieten. 

f)  Der  Mangel  an  baupolizeilichen  Bestimmungen  zum  Schutz«  kleiner 
Wohnhäuser  und  Gärten  gegen  die  Benachtheiligung  durch  EIrrich- 
tung  hoher  und  tiefer  Nachbarbauten. 

5.    Zur   Beseitigung    dieser   Hindernisse    werden   folgende  Maass- 
regeln empfohlen: 

a)  Um  der  übermässigen  Ausnutzung  der  Grundstücke  durch  Errichtung 
von  Hof-  und  Hintergebäuden  entgegenzuwirken,  ist  —  soweit  nicht 
durch  beschränkende  baupolizeiliche  Bestimmungen  (vergl.  4e)  hin- 
reichende Fürsorge  gegen  eine  derartige  Ausnutzung  getroffen  ist  — 
das  zur  Anlage  von  Wohnhäusern  bestimmte  Bauland  in  Blöcke  von 
solcher  Tiefe  einzutheilen ,  dass  ohne  unverhältnissmässige  Opfer  an 
Bauiiäche  eine  genügende  Ausnutzung  vorzugsweise  durch  den  Bau 
von  Vorderhäusern  möglich  ist. 

b)  Die  Strassen,  welche  lediglich  zur  inneren  Auftheilung  des  Baulandes 
dienen,  ohne  einen  grösseren  Verkehr  aufzunehmen,  sind  in  thunlichst 
geringer  Breite  anzulegen. 

Vielfach  ist  es  hierbei  wünschenswerth,  die  Bauflucht  hinter  die 
Strassenflucht  zurückzulegen,  um  die  Herstellung  von  Vorgärten, 
Rasenflächen  und  Baumpflanzungen  zu  ermöglichen, 
o)  Bei  den  unter  b)  bezeichneten  Strassen  sind  die  Pflasterung  der  Dämme 
und  die  Befestigung  der  Fussgängerwege  möglichst  einfach  und  billig 
herzustellen. 

Bei  der  Vertheilung  der  Kosten  für  den  Grunderwerb  zu  Strassen- 
anlagen,  sowie  für  die  Pflasterung  und  Entwässerung  der  Strassen  auf 
die  anliegenden  Grundstücke  ist,  soweit  thunlich,  die  bauliche  Aus- 
nutzung der  Grundstücke  zu  berücksichtigen. 

d)  Die  baupolizeilichen  Anforderungen  an  Gebäude  von  geringem  Umfang 
mit  wenigen  Geschossen  sind  in  Bezug  auf  Construction,  Anlage  von 
Treppen  u.  dergl.  im  Gegensatze  zu  den  Vorschriften  für  grosse  Ge- 

■  bände  thunlichst  zu  ermässigen. 

e)  Ueberall  da,  wo  es  die  Bodenpreise  oder  die  vorhandene  Bebauung 
noch  ausführbar  erscheinen  lassen,  sind  baldmöglichst  durch  bau- 
polizeiliche Vorschriften  Beschränkungen  in  Bezug  auf  die  Ausnutzung 
der  Bauflächeu  und  in  Bezug  auf  die  Bauhöhen  zu  treffen,  damit  diese 
Gelände  nicht  von  der  Speculation  auf  den  Bau  von  Miethscasemen 
ergriffen  werden  können,  vielmehr  der  Bau  von  Häusern  mit  wenigen 
Wohnungen  möglichst  befördert  wird  und  diese  in  ihrem  Bestände 
dauernd  geschützt  sind. 

Es  folgte  hierauf  die  Discussion  über  den  am  Tage  zuvor  gehaltenen 
Vortrag  des  Herrn  Ingenieur  Roechling:  „Technische  Einrichtungen 
für  Wasserversorgung  und  Canalisation  in  Wohnhäusern",  über 
welche  schon  oben  8.  91  u.  ff.  berichtet  ist. 


Schluss  der  Sitzung  1\'4  Uhr. 
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Dritte   Sitzung. 

Freitag,  den  21.  September,  Vormittags  9  ühr. 

Vorsitzender  Oberbfirgermeister  AdlekeS   eröffnet  die  Sitzung 
und  schlägt  vor,  Tor  Eintritt  in  die  Tagesordnung  die 

Neuwabl  des  Aussoliusses 

Torsunehmen.  Auf  Antrag  und  Vorschlag  des  Herrn  Geh.  Sanitätsrath 
Dr.  Lent  (Köln)  erfolgt  die  Wahl,  da  von  keiner  Seite  Widerspruch  da- 
gegen erhoben  wird,  mittels  Acclamation  und  werden  gewählt  die  Herren 

Oberbürgermeister  A  dick  es  (Frankfurt  a.  M.), 
Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe), 
Oberbürgermeister  Bötticher  (Magdeburg), 
Baupolizeiinspector  Classen  (Hamburg), 
Professor  Dr.  Gaffky  (Giessen), 
Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  (Berlin), 

Welche  in  Gemeinschaft  mit  dem  ständigen  Secretair, 
Sanitätsrath  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.), 

den  Ausschuss  für  das  Geschäftsjahr  1894/95  bilden. 

(Nach  Schluss  der  Versammlung  wählte  der  Ausschuss  nach  §.  7,  Absatz  3 
der  Satzungen  Herrn  Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  zum  Vorsitzenden  für 
das  nächste  Jahr.)  

Es  kommt  nunmehr  der  letzte  Gegenstand  der  Tagesordnung  zur  Ver- 
oandlang : 

Die  Maassregeln  zur  Bekämpfung  der  Cholera. 

Gemeinsame  Schlusssätze 

der  Referenten  Herren  Geheimerath  Dr.  v.   Kerschensteiner  (München) 
^d  Professor  Dr.  G&ffky  (Giessen). 

!•  Die  Erfahrungsthatsachcn  über  zeitliche,  örtliche  und  persönliche  Dis- 
position, sowie  über  die  Immuni taten,  zeitliche,  örtliche  und  persönliche, 
verdienen  unbeschadet  der  Bedeutung  des  Choleravibrio  als  unmittelbaren 
Krankheitserregers  auch  heute  noch  volle  Beachtung. 

2.  Den  sichersten  Schutz  gegen  Cholera  -  Epidemieen  gewährt  die  schon  in 
cholerafreien  Zeiten  auszuführende  Assanirung  der  Städte  und  Ortschaften, 
insbesondere  deren  reichliche  Versorgung  mit  reinem  Wasser,  sowie  ent- 
sprechende Beseitigung  der  Abfällst offe. 

^-  Bei  drohender  Invasion  der  Cholera  ist  Vorsorge  zu  treffen  für  frühzeitige 
Erkenntniss  der  Cholera -Erkrankungen,  zuverlässiges  Meldewesen,  unauf- 
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fallige  Ueberwachung  Zugereister;  bei  Verdächtigen  bacteriologieche  Unter- 
suchung; UeberwachuDg  des  See-  und  Flussschifffahrtsverkehrs;  Bereitung 
von  Räumlichkeiten  und  Transportmitteln  für  Kranke  und   Verstorbene. 

4.  Beim  Auftreten  der  Cholera:  Isolirung  der  Kranken  oder  Verdächtigen, 
soweit  wie  möglich  ohne  Anwendung  von  Krankenhauszwang;  Desinfection 
der  Ausscheidungen  und  der  mit  letzteren  verunreinigten  Gegenstände; 
Evacuation  von  inficirten  schlechten  Wohnungen  und  Flussfahrzeugen; 
Schliessung  von  nachweislich  inficirten  oder  infectionsverdächtigen  Wasser- 
entnahmestellen;  Heranziehung  eines  erfahrenen  Sachverständigen  bei 
weiterer  Verbreitung  der  Cholera. 

5.  Verkehrsbeschränkungen  hinsichtlich  der  Ein-  und  Durchfuhr  sind  auf 
das  Mindestmaass  zurückzuführen;  der  Waarenverkehr  bleibe  unbehelligt, 
beim  Personenverkehr  beschränke  man  sich  auf  eine  einfache  ärztliche 
Controle.  Nahrungs-  und  Genussmittel  sind  hilisichtlich  ihrer  Provenienz 
wie  andere  Waaren  zu  behandeln,  hinsichtlich  ihrer  Qualität  aber  einer 
strengen  gesundheitspolizeilichen  Beaufsichtigung  zu  unterstellen.  Qua- 
rantänen sind  durch  vernünftig  eingerichtete  Revisionen  zu  ersetzen. 

6.  Der  Ausdruck  „Stromverseuchung"  bedarf  bei  seiner  enormen  Verkehrs- 
wirthschaftlichen  Bedeutung  einer  Einschränkung  dahin,  dass  vereinzelte 
Vorkommnisse  ferner  nicht  mehr  als  Gründe  zur  Anwendung  dieses  Wortes 
angesehen  werden. 

7.  Behufs  Ermöglichung  menschenwürdiger  und  menschenfreundlicher  Pflege 
der  Kranken  innerhalb  wie  ausserhalb  der  Krankenhäuser  und  der  Für- 
sorge für  Arme  und  Hülflose  in  geordneter  Nothstandspflege  ist  aus- 
zusprechen, dass  bei  sachgemässem  reinlichen  Verhalten  der  Verkehr  mit 
cholerakranken  Personen  ungefährlich  ist. 

8.  Die  internationalen  Bestrebungen,  die  Cholera  auf  ihre  Heimath  zu  be- 
schränken und  ihre  Verschleppung  zu  verhüten,  wie  sie  in  den  Pariser 
und  Dresdener  Beschlüssen  Ausdruck  finden,  sind  dankbar  anzuerkennen 
und  ihr  wirksamer  Vollzug  kräftigst  zu  fordern. 

Referent  Geheimrath  Dr.  y.  Kerschensteiner  (München). 

„Unser  Ausschuss  hatte  schon  am  Beginne  des  Jahres  1893  die  Frage 
in  Erwägung  genommen,  ob  es  nicht  veranlasst  wäre,  für  die  Versammlung 
im  Sommer  1893  auf  Grund  der  bei  der  grossen  Hamburger  Epidemie  ge- 
machten wissenschaftlichen  und  praktischen  Erfahrungen  den  heute  zur 
Verhandlung  vorliegenden  Gegenstand  auf  die  Tagesordnung  zn  setzen. 

„Doch  in  Berücksichtigung  der  Thatsache,  dass  diese  Erfahrungen  noch 
keineswegs  abgeschlossen  seien,  dass  man  daran  zu  gehen  beabsichtige, 
internationale  Vereinbarungen  zur  Abwehr  der  jeweils  zu  uns  eindringenden 
Cholera  zu  trefien:  sowie  auch  in  der  ferneren  Würdigung,  dass  angesichts 
der  sich  widerstreitenden  Ansichten  über  die  Ursachen  dieser  Seuche  ein 
abschliessendes,  wenn  auch  nur  vorläufig  zu  formulirendes  Urtheil,  kaum 
möglich  werde,  wurde  beschlossen,  diesen  Gegenstand  erst  bei  der  dies- 
jährigen Versammlung  zur  Behandlung  zu  nehmen.  Diese  Ueberlegung  hat 
sich  auch  als  gerechtfertigt  erwiesen:  zunächst  ist  die  Menge  der  wissen- 
schaftlichen und  praktischen  Erfahrungen  im  In-  wie  im  Aaslande  nicht 
nur  erheblich  gewachsen,  sondern  auch  die  Verwerthbarkeit  für  die  Zwecke 
der  Gesundheitsverwaltung  um  Vieles  gefördert  worden.  Zeugen  hiervon 
sind  die  Dresdener  und  die  Pariser  Convention.  Des  Weiteren  aber  haben 
sich  auch  die  für  die  Praxis  ausschlaggebenden  theoretischen  Ansichten  der 
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Choleraforscher  abgeklärt,  Extreme  haben  sich  an  ihren  scharfen  Ecken  ab- 
geglichen, Irrthümer  und  Eigenthümlichkeiten  sonderbarer  Art  sind  ver- 
schwnnden.  —  Alles  in  Allem,  es  lässt  sich  wieder  leichter  über  die  Cholera- 
Prophylaxis  reden  als  in   den  noch  kurz  hinter  uns  liegenden  Zeiten  der 
Panik,  der  Aufregung  und  der  Befangenheit.     Und  so  glaubte  unser  Aus- 
schuss  den  jetzigen  Zeitpunkt  als  geeignet  zu  einer  ruhigen,  objectiyen  Be- 
handlung  dieses   gesundheitswirthschaftlich   so    ausserordentlich  wichtigen 
Gegenstandes  wählen  zu  können.     Den  beiden  Referenten,  welche  der  Aus- 
schuss  bestellt  hat,  ist  es  bei  vorurtheilsfreier  Anschauung  der  reichhaltig 
vorliegenden  Erfahrungsthatsachen  auf  dem   rein  praktischen  Gebiete  bei 
beiderseitigem  guten  Willen,  wie  wir  glauben,  ohne  ein  Opfer  der  eigenen, 
persönlichen  Ueberzeugung  zu  bringen,  gelungen,  der  heutigen  Versammlung 
einige  Sätze  vorzulegen,  welche  vielleicht  Yerständuiss-  und  demzufolge 
auch  Vereinigungspunkte  der  zur  Zeit  noch  bestehenden  verschiedenen  Auf- 
fassungen   über  die  Art    und  Weise   der   Choleraverbreitung  ermöglichen. 
Wenn  in  nächster  Zeit  die  unermüdlich  thätige  bacterielle  Forschung  die 
noch  mannigfach  bestehenden  Lücken  ausgefüllt  haben  wird,    dann   wird 
auch   der  Tag  gekommen  sein,    an  welchem    die  jetzt  noch  bestehenden 
Schranken  fallen  werden.     Die  praktischen  Aerzte,  denen  ja  doch  die  Ver- 
antwortung für  die  richtige  Diagnose  der  Krankheit  und  für  die  im  Augen- 
blick zu   ergreifenden  nothwendigsten  Maassnahmen,  wenn  auch  nur  pro- 
visorischen obliegt,  sind  von  jeher  wie  heute  noch  auf  die  richtige  Schätzung 
des  Krankheitsbildes  angewiesen  und  von  ihrem  ersten  Zugreifen  hängt  das 
nächste  Schicksal  der  Umgebung  der  Erkrankten  ab.     Grundsatz  bleibt  für 
jeden  Arzt:  jeden  Fall  von  Choleraverdacht  so  zu  behandeln,  als  ob  es 
wirkliche  Cholera  wäre.     Man  muss  als  ausübender  Arzt  in  dieser  Verant- 
wortung gestanden  sein ,   um  ihre  Last  würdigen  zu  können :  sie  ist  un- 
endlich  grösser    als    die    des    wissenschaftlichen    Forschers,    welchem    die 
Vornahme  der  bacteriologischen   oder  der  örtlichen  Untersuchung  zufällt. 
Diesem  steht  die  ruhige  Ueberlegung  innerhalb  zwei  bis  drei  Tagen  zur 
Verfügung,  ein  Vortheil,  der  dem  ersteren  fehlt. 

„So  gross  der  Fortschritt  ist,  den  die  Cholerawissenschaft  in  den  letzten 
zwölf  Jahren  gemacht  hat  und  so  dankbar  die  ganze  gebildete  Welt  den- 
selben aufgenommen  hat,  so  wäre  es  doch  ein  grosser  Irrthum,  anzunehmen, 
^^8  die  voraufgegangenen  Arbeiten  und  Studien  als  verlorene  Mühe  bei 
Seite  zu  legen  wären ,  es  ist  vielmehr  veranlasst ,  hervorzuheben ,  dass  die 
epidemiologischen  Erfahrungen  der  vorbacteriellen  Periode  sehr  häufig  in 
der  Lage  sind,  die  zerstörende  Wirkung  der  Ckolerabacterien  in  dem  einen 
'alle,  das  Ausbleiben  derselben  im  anderen  Falle  zu  erklären. 

„Die  von  den  Referenten  aufgestellten  Schlusssätze  sind  in  gemein- 
^ersti^dlicher  Fassung  gehalten,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  unsere 
^Hörerschaft  sowie  die  Mitgliederschaft  unseres  Vereines  selbst  nicht  nur 
^^  Lehrern  der  Medicin,  der  Hygiene  und  aus  ausübenden  Aerzten  besteht, 
'^dem  aufih  Ingenieure,  Verwaltungsbeamte  zu  den  Ihrigen  zählt,  nebst 
^^  Reihe  von  Laienelementen,  welche  in  nicht  genug  dankenswerther 
^^Ue  den  Gegenständen  der  öfifentlichen  Gesundheitspflege  ihr  Interesse 
^%egenbringen  und  in  den  mannigfachen  Kreisen  ihrer  Lebensstellung 
^^  in  unseren  Jahresversammlungen   Aufgenommene  in  die  Praxis   ein- 
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Kuföhren  bestrebt  sind.  Mit  diesen  Worten  darf  icb  wobl  die  Einleitung 
Bchliessen  und  zu  den  gemeinsamen  Schlusssätzen  mich  mit  dem  Be- 
merken wenden,  dass  es  sich  als  praktisch  für  die  Behandlung  des  Gegen- 
standes erwiesen  hat,  dass  wir  beide  uns  in  die  Begründung  der  Schluss- 
sätze  in  der  Weise  theilten,  dass  ich  die  Behandlung  des  ersten  und  der 
drei  letzten  Sätze  und  Professor  Gaffky  die  Sätze  2,  8,  4  und  5  übernahm. 

„Im  ersten  Satze  soll  zunächst  festgestellt  sein,  dass  der  CholeraYibrio 
der  unmittelbare  Krankheitserreger  ist.  Hierüber  darf  aUgemeine  Ueber- 
einstimmung  angenommen  werden.  Ob  er  es  für  sich  allein  yermag,  die 
Krankheit  zu  erzeugen,  ob,  wie  noch  vor  ganz  kurzer  Zeit  in  Budapest  be- 
hauptet wurde,  gewisse  Hefepilze  die  Festsetzung  und  Entwickelung  des 
Komma-Bacillus  begünstigen,  oder  auf  welche  andere  Weise  die  Krankheit 
nach  Aufnahme  ihres  Erregers  in  dem  menschlichen  Körper  hervorgerufen 
werden  mag  —  bleibt  bei  der  heutigen  Berathung,  die  es  in  der  Hauptsache 
mit  der  Besprechung  der  Maassnahmen  zu  thun  hat,  unerörtert.  So  viel 
aber  ist  sicher,  dass  es  begünstigende  Umstände  für  das  Wirksam- 
werden  des  in  den  menschlichen  Körper  eingedrungenen  Cholerayibrio  giebt. 
Biese  Auffassung  des  Erkrankungsvorganges  lehnt  sich  an  viele  ähnliche 
Vorgänge  an.  Ohne  die  Annahme  einer  zeitlichen,  örtlichen  und  persön- 
lichen Disposition  bleibt  aber  eine  Reihe  von  epidemiologischen  Thatsachen 
unaufgeklärt.  Um  nur  ein  Beispiel  für  viele  zu  erwähnen:  Während  der 
grossen  Hamburger  Epidemie  des  Jahres  1892  wurde  der  Krankheitserreger 
in  viele  umgebende  Orte,  besonders  den  Flussläufen  entlang,  getragen  und 
gleichwohl  entstanden  sehr  wenige  epidemische  Ausbrüche.  Es  schmeichelt 
freilich  dem  Selbstgefühle  der  Aufsichts-  und  Verwaltungsorgane  ausser- 
ordentlich, darzuthun,  wie  es  dem  prompten,  schneidigen  Eingreifen  der 
Gesundheitspolizei  gelungen  sei,  die  „Krankheit  im  Entstehen  zu  unter- 
drücken**; jeder  erfahrene  Sachverständige  aber  weiss  recht  wohl,  was  von 
einer  solchen  Erklärung  zu  halten  ist.  Wer  vermöchte  es  zu  verhüten, 
dass  der  Krankheitserreger,  der  heute  im  Westen  einer  grossen  Stadt  ein 
Leben  zerstört  hat,  morgen  im  Osten  derselben  Stadt  drei,  vier  oder  noch 
mehr  Menschen  tödtet,  ohne  dass  die  leiseste  Spur  eines  persönlichen  Ver- 
kehrs oder  Verbreitung  durch  Land-  oder  Wasserweg  nachgewiesen  werden 
kann?  —  Hier  heisst  es,  hübsch  bescheiden  sein  und  menschliche  Leistung 
nicht  überschätzen.  —  Es  ist  an  diesem  Platze  nicht  nöthig,  über  zeit- 
liche, örtliche,  und  persönliche  Disposition  des  Ausführlichen  zu  sprechen, 
es  darf  vorausgesetzt  werden,  dass  diese  Lehre  den  Anwesenden  bekannt, 
ja  sogar  geläufig  ist.  Sie  ist  auch  keineswegs  neu,  aber  sie  ist  zu  sehr  in 
den  Hintergrund  gedrängt  worden,  und  desshalb  möchte  es  an  der  Zeit  sein, 
sie  wieder  in  Erinnerung  zu  bringen. 

„Die  Aufmerksamkeit  der  Forscher  hat  sich  seit  Jahren  vom  Boden  und 
von  der  Luft  weg  dem  Wasser  zugewendet  und  dessen  Genuss  oder  die 
Beschäftigung  mit  ihm,  insofern  es  den  pathogenen  Keim  in  sich  trägt,  als 
den  nächsten,  kürzesten  Weg  der  Invasion  bezeichnet.  Eine  hervorragende 
Rolle  spielt  hierbei  das  Ereigniss,  welches  „Strom Verseuchung**  benannt  zu 
werden  pflegt. 

„Dieser  Ausdruck  ist  meiner  Meinung  nach  einer  Aufklärung,  beziehungs- 
weise einer  Einschränkung  bedürftig. 
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^Keinem,  der  die  officiellen  Choleranachrichten  im  Reichsanzeiger  oder 
in  den  wöchentlichen  Veröffentlichungen  des  Kaiserlichen  Gesundheitsamtes 
verfolgt,  kann  entgehen,  dass  an  den  grossen  Flössen  Deutschlands  nach 
einigen  Erkranknngsfiällen  Maassnahmen  erfolgen,  deren  Wirksamkeit  in 
einem  Missverhältniss  steht  zu  dem  grossen  Apparate,  der  hehufs  der  Ver- 
hütung der  Weiterrerbreitung  der  Cholera  an  mehreren  Uferorten  gleich- 
zeitig in  Scene  gesetzt  wird.  Zuvörderst  ist  nicht  nöthig,  dass  jeder  ein- 
zelne Fall  in  den  Amtsblättern  bekannt  gegeben  wird,  insbesondere  ehe 
noch  die  Diagnose  festgestellt  ist;  es  werden  hierdurch  viele  factische  Un- 
richtigkeiten in  die  Welt  getragen,  viel  unnütze  Angst  und  Furcht,  Ver- 
kehrsstockungen verursacht  u.  s.  w.  Was  aber  noch  schlimmer  ist  als  dieses, 
ist  der  Umstand,  dass  schon  jetzt  ein  gewisser  Grad  von  Gleichgültigkeit, 
von  Theilnahmslosigkeit  an  derartigen  Nachrichten  sich  einstellt,  der  sich 
bis  zu  völliger  Toleranz  steigert. 

„Was  nun  die  Stromverseuchung  anlangt,  so  ist  wohl  Niemand  im  Stande, 
sich  ein  auch  nur  annähernd  richtiges  Bild  von  Verseuchung  eines  grossen 
Stromes,  wie  Weichsel,  Elbe  oder  Rhein,  durch  Cholerabacterien  zu  con- 
stmiren.     Aber  auch,  um  nur  einen  Hafen,  nicht  den  offenen  Strom«,  der 
eholerabacteriellen  Verseuchung  anzuklagen,  düi*fte  das  in  der  Regel  bei- 
zubringende Material  nicht  ausreichen.     Die  bacteriologische  Untersuchung 
schliesst  häufig  mit  einem  unbedeutenden,  oft  auch  zweifelhaften  Ergebnisse 
ab:    gleichwohl    aber  werden    die  umfassendsten   Maassnahmen    getroffen. 
—  Dagegen  kann   nicht  in  Abrede  gestellt  werden,   dass   die   durch  die 
Commission  veranstalteten  Visitationen  der  verschiedensten  Fahrwerkzeuge 
zu  einer  Verbesserung  der  hygienischen  Verhältnisse  der  Schififahrt,  ins- 
besondere der  gewöhnlichen  Lastkähne,  geführt  haben.     Das  kann  aber  ge- 
schehen   auch  ohne  das   Schreckbild  der  Stromverseuchung,  von  der  erst 
dann  Gebrauch  gemacht  werden  soll,  wenn  die  Nachweisungen  derselben  in 
genügender  Weise  erbracht  sind.    Eine  Einzelerkrankung  nach  dem  Ge- 
nuss  eines  kaum  verdächtigen  Flusswassers  allein  ist  kein  ausreichender 
Grund,  den  betreffenden  Fluss  für  verseucht  zu   erklären,   denn  die  Er- 
krankungen bilden  hierbei  die  Ausnahme,  die  Mehrzahl  derer,  die  solches 
Wasser  getrunken  haben,  bleiben  gesund.      Die   Controle  ist  häufig  eine 
^Tollkommene  und  kann  unter  Umständen  nicht  genügend  sein. 

„Ich  bescheide  mich  jedoch  gerne,  da  mir,  als  einer  richtigen  Landratte, 
keine  ausreichende  persönliche  Erfahrung  zur  Seite  steht;  mir  ist  es  ledig- 
licli  um  Verhütung  einer  etwa  missbräuchlichen  Anwendung  des  Wortes 
«StroTQverseuchung"  zu  thun. 

„Von  grosser  praktischer  Bedeutung  ist  es,  zu  wissen,  ob  die  Cholera 
^om  Menschen  zum  Menschen  übertragbar,  mit  anderen  W^orten,  ob  sie  an- 
^kend  ist  oder  nicht?  Nach  Jahrzehnte  langen  Erfahrungen  darf  gesagt 
Verden,  dass  nur  ausnahmsweise  und  selten  diese  unmittelbare  Art  der 
^oleraübertragung  stattfindet.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  zur  Zeit  einer 
^olera- Epidemie  Aerzte,  Pflegepersonal,  Leichen  Wärter ,  Leichenfrauen, 
^odtengräber  nicht  zu  einem  höheren  Procentsatz  erkranken  und  sterben, 
^  die  anderen  am  Choleraorte  wohnenden  Menschen  auch.  Da  nun  die 
furcht  vor  Ansteckung  unter  dem  Volke  zur  Zeit  sehr  verbreitet  ist,  wo- 
^ureh  die  Pflegte  der  Kfanken  sowohl  als  auch  die  Fürsorge  für  Arme  und 
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Hülflose  erheblich  erschwert  wird  und  die  Angst,  unter  der  die  Bevölkerung 
in  solchen  Zeiten  ohnehin  schwer  leidet,  die  individuelle  Disposition  zu  Er- 
krankungen überhaupt  und  sur  Choleraerkrankung  insbesondere  zu  steigern 
im  Stande  ist:  so  liegt  es  im  Interesse  der  Gesammtbevölkerung,  zuvörderst 
aber  der  hülfsbedürftigen  Kranken,  auszusprechen,  dass  die  Cholera  eine 
ansteckende  Krankheit,  wie  Scharlach  oder  Pocken  nicht  ist,  und  dass  das 
Liebeswerk  der  Krankenpflege  auch  bei  Cholerakranken  ohne  Furcht  geübt 
werden  kann;  ebenso,  dass  die  Cholera  durch  dritte,  gesund  bleibende 
Personen  nicht  vertragen  wird.  Dass  aber  Reinlichkeit  und  Massigkeit 
hierbei  in  ganz  besonders  hohem  Grade  zu  beobachten  sind,  darf  als  selbst- 
verständlich vorausgesetzt  werden. 

„In  der  Reihe  der  Maassnahmen  zur  Bekämpfung  der  Cholera  nehmen 
die  innerhalb  der  letzten  zwei  Jahre  getroffenen  Vereinbarungen  von 
Staaten,  welche  sich  zu  gemeinsamem,  gleich  massigem  Vorgehen  behufs  Ver- 
hütung eines  Choleraeinbruches  verbunden  haben,  eine  hochbedeutungsvolle 
Stelle  ein.  Was  die  verbündeten  Regierungen  des  Deutschen  Reiches  unter 
sich  in  gegenseitiger  Wachsamkeit  und  Fürsorge  mit  vereinten  Kräften  nun- 
mehr zum  Schutze  ihres  grösseren  oder  kleineren  Territoriums  thun,  das 
soll  auch  geschehen  durch  gemeinsames  Vorgehen  der  grossen  Staaten. 
Die  Grundlage  hierzu  ist  geschaffen  durch  die  Dresdener  Convention,  welcher 
jetzt  auch  England  beigetreten  ist.  Die  Dresdener  Convention  enthält  einen 
Gedanken,  der  bis  dahin  noch  nicht  zum  Ausdrucke  gekommen  war,  näm- 
lich die  gegenseitige  Würdigung  des  sogen.  „  Choleraherdes '^  oder  wie 
der  Ausdruck  im  Texte  der  Convention  lautet  ^Foyer^.  Gegen  den  ge- 
meingefährlichen „Herd^  soll  sich  die  Aufmerksamkeit  der  benachbarten 
Conventionsstaaten  hauptsächlich  richten.  —  Vor  kurzer  Zeit  sind  nun  auch 
die  Protokolle  der  Pariser  internationalen  Conferenz  im  Drucke  zur  Ver- 
öffentlichung gelangt.  Die  Pariser  Conferenz  ist  der  Verwirklichung  eines 
Gedankens  nahe  getreten,  welcher  die  Aerzte  schon  seit  Decennien  beschäftigt 
und  als  Wunsch  derselben  öfters  ausgesprochen  wurde,  nämlich  die  Ver- 
hütung des  Auswanderns  der  Cholera  aus  ihren  Heimathländern.  Wenn  wir 
in  Europa  bisher  immer  mit  grosser  Angst  und  Sorge  auf  einen  heftigen 
Ausbruch  der  Cholera  im  Orient  blickten,  wenn  wir  insbesondere  den  Pilger- 
zügen, welche  vom  Grabe  des  Propheten  heimkehrten,  mit  Misstrauen 
folgten :  so  haben  wir  von  nun  ab  gute  Hoffnung  auf  allmälige  Abminderung 
der  Ursachen,  welche  bis  jetzt  der  Choleraverbreitung  von  dieser  Seite  her 
so  ausserordentlich  günstig  waren.  Nach  verschiedenen  Zeitungsnachrichten 
geht  man  wirklich  daran,  am  Rothen  Meere,  sowohl  in  den  betreffenden 
Küstenorten  als  auch  landeinwäils ,  Verbesserung  der  gesundheitlichen  Zu- 
stände, die  sich  bisher  in  kaum  glaublicher  Vernachlässigung  befanden,  an- 
zubahnen und  das  Pilgerwesen  einer  energischeren  Beaufsichtigung  und 
Behandlung  zu  unterstellen. 

„So  dürfen  wir  im  Vertrauen  auf  eine  kräftige  Durchführung  der  inter- 
nationalen Vereinbarungen  uns  der  Hoffnung  hingeben,  dass  die  Cholera  in 
Europa  eine  Krankheit  des  neunzehnten  Jahrhunderts  war." 

Correferent:   ProfeSSOr   Dr.  Oaffky  (Giessen).     „Meine  Herren! 

In  den  zwei  Jahren,  welche  seit  dem  verheerenden  Ausbruche  der  Cholera 


Die  Maassregeln  zur  Bekämpfung  der  Cholera.  145 

in  Hamburg  Terflossen  aind,  hat  ohne  Zweifel  Mancher  von  Ihnen  Gelegen- 
heit gehabt,  in  dieser  oder  jener  Eigenschaft  mit  den  Maassregeln  zur  Ab- 
wehr und  Bekämpfung  der  Seuche  werkthätig  sich  zu  beschäftigen.  Sie 
Alle  aber  werden  mit  Aufmerksamkeit  dem  Verlaufe  jener  Epidemie  und 
dem  weiteren  Verhalten  des  unheimlichen  Gastes  gefolgt  sein,  der  nunmehr 
iD  Deutschland  überall  nach  einheitlichem  Plane  bekämpft  wird. 

„Wenn  die  im  Herbste  1892  der  Choleragefahr  gegenüber  in  weiten 
Kreisen  der  Bevölkerung  herrschende  Erregung  inzwischen  mehr  und  mehr 
einer  ruhigeren  Auffassung  Platz  gemacht  hat,  so  erklärt  sich  das  offenbar 
zu  einem  nicht  geringen  Theile  d^urch,  dass  sowohl  für  die  Hamburger 
Epidemie,  als  auch  für  den  Aufsehen  erregenden  Seuchenausbruch  in  der 
Irrenanstalt  zu  Nietleben  die  Umstände,  welche  den  bösartigen  Charakter 
der  Seuche  bedingt  haben,  in  überzeugender  Weise  durch  die  ätiologischen 
Crmittelungen  klargelegt  und  als  abstellbare  erkannt  worden  sind. 

,In  der  Hauptsache  aber  dürfte  das  grössere  Vertrauen,  mit  dem  man 
der  Zukunft  entgegensieht,  wohl  der  Ueberzeugung   entspringen,  welche 
auch  in  dem  an  die  Bundes  -  Regierungen  gerichteten  Rundschreiben   des 
Reichskanzlers  vom  30.  Mai  d.  J.  ihren  Ausdruck  findet,  dass  nämlich  die 
2ur  Abwehr  und  Bekämpfung  der  Seuche  in  Deutschland  getroffenen  Maass- 
regeln sich  bewährt  haben.    Dass  diese  Ueberzeugung  eine  begründete  ist, 
dürfen  wir  heute  bei  einem  Rückblicke  auf  die  Sommer-  und  Herbstmonate 
der  letzten  drei  Jahre  noch  zuversichtlicher  aussprechen.     Schon  die  Er- 
fahrungen des  Jahres  1892,  wo  in  kurzer  Zeit  von  Hamburg  aus  eine  massen- 
hafte Verbreitung  des  Krankheitskeimes  über  ganz  Deutschland  stattfand, 
waren  über  Erwarten  günstige.     Obwohl  in  der  Zeit  von  Mitte  August  bis 
Mitte  November  nicht  weniger  als  267  Orte  in  Deutschland  von  der  Cholera 
heimgesucht  worden  sind,  hat  die  Zahl  der  von  ihr  dahingerafften  Personen 
ausserhalb  Hamburgs  in  jenen  drei  Monaten  wenig  mehr  als  800  betragen. 
„Dem  Sommer  1893  konnte  man  trotzdem  nicht  ohne  Besorgniss  ent- 
gegensehen.   Denn  abgesehen  davon,  dass  in  Hamburg  noch  bis  zum  Anfang 
Miirz  vereinzelte  Erkrankungen  vorgekommen   waren,   bedrohte  die  Seuche 
YOQ  Osten  und  Westen  her  die  Grenzen  des  Reiches.   In  der  That  hat  es  denn 
auch  an  Einschleppungen  der  Krankheit  nicht  gefehlt,  wie  daraus  erhellt, 
^a88  an  114  verschiedenen  Orten  Cholerafälle  zu  verzeichnen  gewesen  sind. 
I^noch  aber  hat  die  Zahl  der  von  Mitte  Mai  bis  Ende  December  in  Deutsch- 
land vorgekommenen  Cholera-Todesfälle  nach  den  amtlichen  Meldungen  noch 
Glicht  300    erreicht.     Ungünstiger  noch    als  in  den  Vorjahren   standen  in 
'^betracht  der  bei  früheren  Cholera-Invasionen  gemachten  Erfahrungen  die 
Aussichten   für  den  Sommer  1894.     Zwar  war  es   im  Gegensatze   zu  den 
Nachbarländern  Deutschland  gelungen,    das  Ueberwintern  der  Seuche  bei 
«ich  zu  verhüten  —  eine  Thatsache,  welche  besonders  überzeugend  für  die 
Wirksamkeit  der  angewandten  Maassregeln  spricht  — ,  um  so  bedrohlicher 
^f  gestaltete  sich  die  Sachlage  dadurch,  dass  schon  verhältnissmässig  früh 
^^  östlichen  preussischen  Provinzen  von  den  stark  verseuchten  russischen 
^irenz-Gouvernements  und  von  Galizieu  aus  erheblich  gefiihrdet  erschienen, 
^fotzdem  .haben  auch  dieses  Mal  die  Maassregeln,  soweit  wir  heute  urtheilen 
Tonnen,  die  Probe  bestanden,  zum  grossen  Theile  sogar,  wie  z.  B.  im  unteren 
^«iehselgebiete,  unter  überaus  schwierigen  Verhältnissen. 

10 
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„Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  dem,  was  wir  heute  gegenüber 
der  Cholera  thun,  und  den  sanitätspolizeilichen  Maassnahmen  früherer  Zeiten 
beruht  darauf,  dass  an  Stelle  der  wechselnden  hypothetischen  Vorstellungen 
über  die  Aetiologie  der  Krankheit  nunmehr  die  Kenntniss  des  Krankheits- 
erregers und  seiner  Eigenschaften  getreten  ist. 

„Die  Grundlage  für  unsere  Maassnahmen  —  die  übrigens  mit  den  £r- 
fahrungsthatsachen  früherer  Epidemieen,  wenn  auch  nicht  mit  den  an  sie 
geknüpften  Hypothesen,  in  vollem  Einklänge  sich  befindet  —  l&sst  sich  etwa 
folgendermaassen  zusammenfassen:  Der  Cholerakeim  ist  im  infections- 
fähigen  Zustande  in  den  Darmentleeruqgen  an  Cholera  oder  Choleradiarrhoe 
leidender  Personen  yorhanden;  auch  nach  dem  Ueberstehen  des  Anfalls 
kann  er  noch  eine  Anzahl  yon  Tagen,  selbst  in  anscheinend  wieder  nor- 
malen Dejectionen  sich  finden;  endlich  kann  er  auch  von  Personen,  welche 
der  Jnfection  ausgesetzt  gewesen  sind,  welche  aber  Krankheitserscheinungen 
überhaupt  nicht  zeigen,  ausgeschieden  werden.  —  Um  neue  Infectionen  zu 
bewirken,  muss  der  Cholerakeim,  ohne  vorher  der  Eintrocknung  unterlegen 
SU  haben,  in  die  Verdauungswege  anderer,  für  die  Krankheit  empfänglicher 
Individuen  gelangen.  Durch  die  Luft  verbreitet  er  sich  nicht.  —  Directe 
Uebertragungen  sind,  wie  aus  dem  Gesagten  von  selbst  sich  ergiebt,  um  so 
häufiger,  je  unreinlicher  die  Umgebung  des  Kranken  ist;  bei  durchaus  rein- 
lichem und  zweckentsprechendem  Verhalten  lassen  sie  sich  vermeiden. 

„Für  die  Verschleppung  des  Keimes  kommt,  abgesehen  vom  inficirten 
Menschen,  namentlich  die  durch  denselben  beschmutzte,  feucht  gebliebene 
Wäsche  in  Betracht.  Im  Uebrigen  dient  als  Transportmittel  bei  weitem 
am  häufigsten  das  Wasser,  nicht  nur,  weil  es  den  Keim  verhältnissmässig 
gut  conservirt,  sondern  auch,  weil  es  der  Verunreinigung  mit  Choleradejec- 
tionen  mehr  als  irgend  ein  anderes  Nahrungsmittel  zugänglich  ist.  Ueber- 
dies  ist  inficirtes  Wasser  offenbar  desswegen  besonders  gefährlich,  weil  es 
den  Cholerakeim  am  leichtesten  ungeschädigt  durch  den  Magen  hindurch- 
führt. 

„Es  könnte  scheinen,  als  ob  unter  Denjenigen,  welche  die  Richtigkeit 
dieser  Sätze  anerkennen,  über  die  gegen  die  Cholera  zu  ergreifenden  Maass- 
regeln  erhebliche  Meinungsverschiedenheiten  kaum  bestehen  könnten.  Das 
würde  ja  ohne  Zweifel  auch  zutreffen,  wenn  nicht  mit  vielen  an  sich  durch- 
aus rationellen  Maassregeln  schwere  Schädigungen  namentlich  in  wirth- 
schaftlicher  Beziehung,  sowohl  für  den  Einzelnen,  als  auch  für  grössere 
Gemeinschaften,  ja  für  ganze  Staaten  verknüpft  wären.  Es  braucht  in  dieser 
Beziehung  nur  an  die  auch  heute  noch  von  einigen  Staaten  angeordneten 
rigorosen  Grenzsperren  gegen  jeden  Verkehr  erinnert  zu  werden,  Maass- 
regeln, gegen  die  an  sich  nichts  einzuwenden  wäre,  die  aber  den  Staat, 
welchen  sie  schützen  sollen,  oft  weit  mehr  schädigen  als  eine  mit  Sicher- 
heit durch  sie  doch  nicht  zu  verhütende  Cholera-Epidemie. 

„Man  wird  sich  also  bei  jeder  Maassregel  nicht  nur  zu  fragen  haben, 
ob  sie  nützt,  sondern  auch,  ob  der  zu  erwartende  Nutzen  in  angemessenem 
Verhältnisse  zu  den  mit  der  Maassregel  untrennbar  verknüpften  Schädi- 
gungen steht.  Begreiflicherweise  kann  im  einzelnen  Falle  die  Beantwortung 
dieser  Frage  äusserst  schwierig  sein ;  und  es  ist  daher  durchaus  2weck- 
mässig,  die  Befugniss  zur  Anordnung  der  über  einen  gewissen  Rahmen  hin- 
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aoBgehenden  Maassregeln  lediglich  den  höheren  Verwaltungsbehörden  yor- 
zabebalien. 

„Dass  alle  offenbar  nutzlosen  Maassnahmen  zu  vermeiden  sind,  sollte 
sich  von  selbst  verstehen ,  muss  aber,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  immer  von 
Neuem  betont  werden.  Es  genügt  hier,  an  die  immer  wiederkehrende 
Neigung,  namentlich  der  Laien,  zur  Vergeudung  von  Desinfectionsmitteln 
an  Stellen,  wohin  offenbar  Infectionsstoff  gar  nicht  gelangt  ist,  zu  erinnern. 
Den  erörterten  Gesichtspunkten  ist  bei  Aufstellung  der  Schlusssätze,  welche 
mein  verehrter  Herr  Vorredner  und  ich  Ihnen  unterbreitet  haben,  Rechnung 
g'etragen.  Ihr  Inhalt  schliesst  sich  übrigens  im  wesentlichen  der  bekannten, 
im  vorigen  Jahre  revidirten  Zusammenstellung  von  Maassregeln  an,  welche 
vom  Reichskanzler  den  Bundesregierungen  empfohlen  und  seitens  der  letz- 
teren in  Kraft  gesetzt  worden  sind.  Um  so  mehr  kann  ich  mich  nach  den 
Ausführungen,  welche  Sie  soeben  gehört  haben,  hier  wohl  auf  diejenigen 
Punkte  beschränken,  welche  meines  Erachtens  besonders  hervorgehoben  zu 
werden  verdienen. 

„Von  keiner  Seite  werden  wir  wohl  Widerspruch  erfahren,  wenn  wir 
den  sichersten  Schutz  gegen  Cholera -Epidemieen  in  der  reichlichen  Ver- 
sorgung der  Städte  und  Ortschaften  mit  reinem,  einer  Infection  unzugäng- 
lichen Wasser,  sowie  in  der  sachgemässen  Beseitigung  der  Fäcalien  und 
überhaupt  der  Abfallstoffe  des  menschlichen  Haushaltes  sehen.  Ein  Gemein- 
iresen,  dessen  Wasserversorgung  tadellos  ist,  kann  —  dafür  sprechen  alle 
unsere  Erfahrungen  —  selbst  wiederholten  Einschleppungen  des  Gholera- 
keimes  ohne  allzu  grosse  Besorgniss  entgegensehen.  Wo  dagegen  das  Wasser 
einer  Infection  zugänglich  bleibt,  da  schützt,  wie  uns  das  Beispiel  von 
Hamburg  klar  vor  Augen  geführt  hat,  auch  die  beste  Canalisation  und 
sorgfältigste  Reinhaltung  des  Bodens  nicht  vor  schweren  Epidemieen.  So- 
weit die  Cholera  in  Frage  kommt,  ist  also  das  Hauptgewicht  bei  der  sogen. 
Assanimng  der  Städte  auf  eine  gute  Wasserversorgung  zu  legen.  Wie 
mangelhaft  es  gerade  nach  dieser  Richtung  hin  noch  vielfach  bestellt  ist, 
wie  primitiv  namentlich  und  jeder  Verunreinigung  zugänglich  die  Brunnen 
häufig  noch  sind,  das  brauche  ich  kaum  anzudeuten. 

„Ganz  besonders  bedenklich  liegen  die  Verhältnisse  da,  wo  das  Wasser 
f&r  häusliche  Zwecke  zum  Theil  aus  offenen  Wasserläufen  entnommen  und 
ohne  vorgängige  Reinigung  benutzt  wird,  wie  das  namentlich  in  kleineren, 
Ton  Bächen  durchflossenen  Ortschaften,  aber  auch  in  Städten  noch  vielfach 
der  Fall  ist.     Die  Inspection  eines  derartigen  Wasserlaufes ,  an   dem  Ein- 
mündungen schmutziger  Rinnsale,  Waschstege  und  Wasserentnahmestellen 
^t  einander  abzuwechseln  pflegen,  ist  für  das  Verständniss   der  Cholera- 
verbreitung sehr  instructiv. 

„Auch  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  lässt  sich  vorbeugend 
Tiel  gegen  die  Cholera  thun.  Wo  die  Menschen  dicht  zusammengedrängt 
^  engen  und  dunklen  Wohnungen  unreinlich  hausen,  da  findet  die  Seuche 
^uTen  günstigsten  Boden,  da  bildet  sie  ihre  sogen.  Herde  und  breitet  sich 
durch  zahlreiche  uncontrolirbare  üebertragungen  aus.  Hat  man  sie  doch 
8®radezu  eine  Krankheit  des  Proletariats  genannt.  Die  Schaffung  heller, 
'^^Dschenwürdiger  Wohnungen  und  die  nur  in   ihnen  mögliche  Erziehung 
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aach  der  ärmeren  Bevölkerung  zur  Reinlichkeit  wird  ihre  günstige  Wirkung 
der  Cholera  gegenüber  niemals  verfehlen. 

„Unter  den  Abwehrmaassregeln  gegen  die  Cholera  haben  bekanntlich 
bis  in  die  neueste  Zeit  fast  überall  die  Yerkehrsbeschränkungen  eine  mehr 
oder  weniger  erhebliche  Rolle  gespielt. 

„Nur  England  hat  in  dieser  Beziehung  seit  langen  Jahren  eine  auf- 
fallende Ausnahmestellung  eingenommen,  und  die  oberste  Gesundheits- 
behörde hat  sich  auch  im  Jahre  1892  hierin  nicht  beirren  lassen,  als  an- 
gesichts des  Ausbruches  der  Cholera  in  Hamburg  und  in  anderen  nahe 
gelegenen  Hafenstädten  auch  dort  von  vielen  Seiten  strenge  Quarantäne- 
Maassregeln  verlangt  wurden.  —  Dass  man  in  Deutschland  damals  noch 
vielfach  bestrebt  gewesen  ist,  jeden  Personen-  und  Waarenverkehr  mit 
Hamburg  abzubrechen,  ist  ebenso  bekannt  wie  die  Thatsache,  dass  die 
bezüglichen  Maassregeln  dem  Uebereifer  localer  Verwaltungsbehörden  zur 
Last  zu  legen  sind.  Wenn  wir  als  Ihre  Referenten  heute  in  unseren  Schluss- 
sätzen  u.  a.  auch  die  Forderung  vertreten,  dass  Verkehrsbeschränkungen 
hinsichtlich  der  Ein-  und  Durchfuhr  auf  das  Mindestmaass  zurückzuführen 
sind,  dass  der  Waarenverkehr  unbehelligt  bleiben,  der  Personenverkehr  aber 
lediglich  einer  ärztlichen  Controle  unterworfen  werden  soll,  so  könnte  das 
fast  überflüssig  erscheinen,  nachdem  dieser  Forderung  in  der  Hauptsache 
in  der  Uebereinkunft  der  internationalen  Sauitätsconferenz  zu  Dresden  vom 
15.  April  1893  und  in  den  vom  Reichskanzler  den  Bundesregierungen 
empfohlenen  Maassregeln  genügt  ist.  Wir  möchten  aber  an  dieser  Stelle 
dem  Wunsche  Ausdruck  geben,  dass  man  auch  innerhalb  des  Rahmens  jener 
Maassregeln  nicht  zu  weit  gehen  sollte. 

„Je  mehr  wir  unser  Vorgehen  vereinfachen  und  alle  diejenigen  Maass- 
nahmen  fallen  lassen,  von  denen  ein  erheblicher  Erfolg  doch  nicht  zu  er- 
warten ist,  um  so  ungehinderter  werden  die  verfügbaren  Kräfte  und  Mittel 
da  eingesetzt  werden  können,  wo  eine  falsche  Sparsamkeit  von  sehr  bedenk- 
lichen Folgen  begleitet  sein  kann.  —  Was  den  Personenverkehr  betriflt,  so 
wird  auch  die  strengste  Revision  niemals  verhüten  können,  dass  Diejenigen 
der  Eenntniss  sich  entziehen,  welche  den  Cholerakeim  in  ihrem  Innern 
beherbergen  und  demnach  auch  verschleppen  können,  ohne  Krankheits- 
erscheinungen zu  zeigen.  Bei  derartigen  Personen  können  Tage,  allem 
Anscheine  nach  ausnahmsweise  sogar  Wochen  vergehen,  bis  unter  dem  Ein- 
flüsse einer  Verdauungsstörung  oder  aus  noch  unbekannten  Ursachen  ein 
Cholera-Anfall  sich  entwickelt,  der  die  Aufmerksamkeit  auf  sie  lenkt.  Mit 
Rücksicht  auf  diese  Verhältnisse  ist  bekanntlich  vorgesehen,  dass  da,  wo 
die  Gefahr  der  Einschleppung  aus  einem  verseuchten  Bezirke  besonders 
nahe  liegt,  die  aus  demselben  zugereisten  Personen  ohne  Beschränkung 
ihrer  Freiheit  und  in  möglichst  unauffälliger  Weise  wahrend  einiger  Tage 
bezüglich  ihres  Gesundheitszustandes  überwacht  werden  können.  Die  An- 
ordnung der  für  eine  solche  Ueberwachung  erforderlichen  Meldepflicht  soll 
aber  nach  dem  Vorschlage  des  Reichskanzlers  den  höheren  Verwaltungs- 
behörden vorbehalten  bleiben ,  damit  unnöthige  Belästigungen  vermieden 
werden. 

„Mit  der  so  eingeschränkten  Maassregel  wird  man  sich  nur  eiiiTer- 
standen  erklären  können.  —  Obdachlose  Personen,  Landstreicher  u.  dergl. 
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haben  sich  stets  als  der  Cholerainfection  besonders  zugänglich  und  sehr 
geeignet  für  die  Verbreitung  der  Seuche  erwiesen.  Dass  derartigen  Per» 
sonen  gegenüber  bei  Krankheits-  oder  Ansteckungsverdacht  weitergehende 
Maassregeln,  insbesondere  Beschränkungen  des  Aufenthaltes  oder  der 
Arbeitsstätte  angeordnet  werden  können,  scheint  daher  durchaus  gerecht- 
fertigt. Das  Gleiche  gilt  yon  fremdländischen  Auswanderern  und  trupp- 
weise, die  Landesgrenze  überschreitenden  Personen,  bezüglich  derer  be- 
kanntlich die  Regierungen,  welche  der  Dresdener  Uebereinkunfb  beigetreten 
sind,  das  Recht  sich  yorbehalten  haben,  besondere  Maassnahmen  zu  treffen, 
sowie  endlich  —  aus  noch  zu  erörternden  Gründen  —  yon  der  Beyölke- 
rung  der  Flussfahrzeuge  und  Flösse. 

„In  wie  weit  Messen,  Märkte  und  ähnliche  mit  grösseren  Menschen- 
ansammlungen yerbundene  Veranstaltungen  in  oder  bei  Choleraorten  za 
yerhindern  sind,  darüber  lassen  sich  allgemeine  Regeln  nicht  wohl  auf- 
stellen; diese  Frage  ist  yielmehr  in  jedem  einzelnen  Falle  unter  sorgfältiger 
Abwägung  aller  Verhältnisse  zu  entscheiden. 

„Von  leblosen  Gegenständen  kommt  erfahrungsgemäss  für  die  Cholera* 
Terschleppung  wesentlich  nur  feuchte,  mit  Choleradejectionen  beschmutzte 
Wäsche  in  Betracht. 

„Aber  auch  diese  Gefahr  erscheint  gering  im  Vergleich  zu  derjenigen, 
welche  mit  dem  menschlichen  Verkehr  als  solchem  untrennbar  yerbunden 
ist  Da  man  den  letzteren  mit  y ollem  Rechte  möglichst  unbehelligt  lassen^ 
will,  so  gehören  die  Durchsuchung  des  Reisegepäcks  nach  solcher  Wäsche, 
wie  auch  eine  bezügliche  Controle  der  Postpackete  zu  denjenigen  Maass- 
regeln, yon  denen  man  einen  der  aufgewandten  Mühe  und  der  Belästigung 
entsprechenden  Erfolg  nicht  erwarten  kann,  und  die  man  daher  am  besten, 
sofern  nicht  ein  besonderer  Grund  für  sie  yorliegt,  unterlässt. 

„Nach  dem  heutigen  Stande  unserer  Kenntnisse  ist  femer  nicht  zu 
bezweifeln,  dass  gelegentlich  einmal  durch  Versendung  yon  Milch  oder 
anderen  feucht  bleibenden  Nahrungsmitteln,  welche  auf  diese  oder  jene 
Weise  mit  dem  Infectionsstoffe  in  Berührung  gekommen  sind,  die  Krank- 
heit von  einem  Orte  zum  anderen  yerschleppt  werden  kann.  Auf  Grund 
dieser  Möglichkeit  aber  dem  Verkehre  mit  Nahrungs-  und  Genussmitteln 
sUgemeine  Beschränkungen  aufzuerlegen,  das  würde  eine  Maassregel  sein, 
deren  eyentueller  Nutzen  ebenfalls  zu  den  mit  ihr  yerknüpfben  nachtheiligen 
Wirkungen  in  keinem  richtigen  Verhältnisse  stände. 

„Unserer  Meinung  nach  sollte  daher  yon  Einfuhryerboten ,  wie  für 
Waaren  überhaupt,  so  auch  für  Nahrungs-  und  Genussmittel  thunlichst 
>^S68ehen  werden. 

„Um  80  sorgfältiger  soll  man  in  Cholerazeiten  die  an  Ort  und  Stelle 
^  den  Verkehr  gebrachten  Nahrungs-  und  Genussmittel  fortlaufend  auf  ihre 
^^•chaffenheit  controliren,  um  so  weit  wie  möglich  auch  auf  diesem  Wege 
^  die  Cholera  prädisponirenden  Verdauungsstörungen  yorzubeugen,  und 
*^^  toll  femer  das  Publicum,  wie  es  thatsächlich  ja  auch  geschieht,  dar- 
^  belehren,  dass  bei  drohender  Choleragefahr  Milch,  frisches  Obst, 
^Hsohes  Gemüse  u.  dergl. ,  sofern  man  über  die  unyerdächtige  Herkunft 
'^^  suTerlftssig  unterrichtet  ist,  am  besten  nur  in  gekochtem  Zustande 
Crossen  werden. 
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„Was  die  Behandlung  der  aus  verseackten  oder  verdächtigen  Häfen 
anlangenden  Seeschiffe  betrifft,  so  dürften  die  in  der  Dresdener  lieber- 
einkunft  festgelegten  Grundsätze  wohl  allgemein  als  zweckentsprechend 
und  maassYoll  angesehen  werden.  An  die  Stelle  der  Quarantäne  ist  im 
wesentlichen  die  ärztliche  Revision,  verbunden  mit  rationellen  Desinfections- 
maassregeln,  getreten,  und  die  zur  See  ankommenden  Waaren  werden  in 
Zukunft  in  gesundheitspolizeilicher  Beziehung  keiner  anderen  Behandlung 
unterliegen,  als  die  zu  Lande  beförderten.  —  Ausführlich  auf  die  bezüg- 
Uchen  Bestimmungen  der  Dresdener  Uebereinkunfb,  welcher  nachträglich 
auch  Grossbritannien  beigetreten  ist,  hier  einzugehen,  darf  ich  mir  wohl 
versagen.  Es  genüge,  darauf  hinzuweisen,  dass  etwa  vorgefundene  Cholera- 
kranke sofort  ausgeschifft  und  am  Lande  isolirt  werden  sollen,  und  dass 
die  Beobachtungszeit  für  die  der  Infection  nur  verdächtigen  Personen  die 
Dauer  von  fünf  Tagen  nicht  überschreiten,  nach  dem  Gutachten  der  Hafen- 
gesundheitsbehörde aber  auch  kürzer  bemessen  werden  darf. 

„Auch  damit  wird  man  sich  nur  einverstanden  erklären  können,  dass 
die  Berechtigung  vorgesehen  ist,  für  mit  Personen  besonders  stark  besetzte 
Schiffe,  namentlich  für  Auswandererschiffe  oder  solche,  welche  ungünstige 
gesundheitliche  Verhältnisse  aufweisen,  besondere  Maassregeln  zu  treffen. 

„In  England,  das  übrigens,  was  die  Grösse  der  Choleragefahr  betrifft, 
mit  Deutschland  nicht  zu  vergleichen  ist,  verfährt  man  bekanntlich  schon 
seit  langen  Jahren  so,  dass  von  inficirten  oder  infectionsverdächtigen  Schiffen 
die  Kranken  ins  Hospital  gebracht,  die  mit  verdächtigen  Erscheinungen 
behafteten  Personen  bis  zur  Feststellung  der  Natur  ihrer  Krankheit  zurück- 
gehalten, die  Gesunden  aber  nach  Beendigung  der  Desinfectionsmaassregeln 
und,  nachdem  sie  ihr  Reiseziel  angegeben  haben,  an  der  Abreise  nicht 
weiter  gehindert  werden.  Man  verlässt  sich  darauf,  dass  die  localen  Gesund- 
heitsbehörden ,  welche  von  der  bevorstehenden  Ankunft  der  Reisenden 
benachrichtigt  werden,  die  durch  eventuelle  nachträgliche  Erkrankungen 
bedingte  Gefahr  zu  beherrschen  vermögen.  Bisher  hat  man  sich  in  dieser 
Erwartung  nicht  getäuscht  gesehen. 

„Sobald  die  Möglichkeit  einer  Cholerainvasion  so  nahe  gerückt  ist, 
dass  jeden  Tag  das  Vorkommen  der  ersten  Krankheits-  oder  Todesfälle  zu 
gewäi*tigen  steht,  dann  gilt  es  vor  Allem,  diese  ersten  Fälle  alsbald  als 
solche  zu  erkennen.  Dass  wir  heute  über  die  Mittel  zu  einer  frühzeitigen 
Diagnose  verfügen,  ist  ein  nicht  hoch  genug  anzuschlagender  Fortschritt. 
Wenn  irgendwo,  so  gilt  bei  der  Cholera  der  Satz,  dass  das  Uebel  um  so 
leichter  zu  beseitigen  idt,  je  früher  es  erkannt  wird. 

„Wer  möchte  es  von  dem  Augenblicke  an,  wo  durch  die  bacteriologische 
Untersuchung  das  Vorhandensein  von  Cholerakeimen  in  den  Dejectionen 
eines  Erkrankten  oder  im  Darminhalt  eines  Verstorbenen  nachgewiesen  ist, 
heute  noch  wagen,  der  drohenden  Gefahr  gegenüber  die  Augen  zu  schliessen? 

^Was  früher  auch  bei  uns  die  Regel  war,  dass  nämlich  die  Thätigkeit 
der  zuständigen  Behörden  erst  begann,  wenn  die  bedrohlich  sich  häufenden 
Erkrankungs-  und  Todesfälle  die  Hoffnung,  dass  es  sich  lediglich  um  die 
sogen.  Cholera  nostras  handle,  zunichte  gemacht  hatten,  das  bildet  heute 
die  Ausnahme,  und  mit  dem  gefährlichen  Systeme  der  Vertuschung  ist  end- 
gültig gebrochen. 
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„Selir  viel  kommt  darauf  an,  das  Melde wesen  in  Cholera;seiten  mög- 
lichst zuverlässig  zu  gestalten.  Die  berufenen  Organe  sind  hier  ohne  Zweifel 
die  behandelnden  Aerzte,  denen  allerdings  leider  durch  das  unbegründete 
Yorurtheil  des  Publicums  die  Erfüllung  ihrer  Pflicht  vielfach  erheblich  er- 
schwert wird.  Macht  doch  der  Arzt,  welcher  einen  Cholerakranken  in  Be- 
handlung nimmt,  nur  gar  zu  häufig  die  Erfahrung,  dass  seine  Sprechstunde 
plötzlich  wie  ausgestorben  ist.  Nicht  nachdrücklich  genug  kann  dieses  Yor- 
urtheil der  Laien  bekämpft  werden.  Wie  der  Arzt  erfahrungsgemäss  un- 
schwer sich  selbst  vor  der  Cholerainfection  zu  schützen  vermag,  so  ist  es 
geradezu  ausgeschlossen,  dass  er  seinen  anderweitigen  Patienten  den  Cholera- 
keim zutragen  sollte.  —  Uebrigens  wird  kaum  etwas  dagegen  einzuwenden 
sein,  wenn  in  Cholerazeiten  auch  den  Haushaltungsvorständen  die  Pflicht 
zur  Anmeldung  verdächtiger  Fälle  auferlegt  wird. 

„Was  die  bacteriologische  Untersuchung  des  verdächtigen  Materials 
betrifiPt,  so  herrscht  bei  der  grossen  Tragweite  derselben  heute  wohl  kein 
Zweifel  darüber,  dass  sie  am  besten  in  geeigneten  staatlichen  Anstalten, 
insbesondere  den  hygienischen  Instituten  vorgenommen  wird.  Der  beamtete 
Arzt  wird,  selbst  wenn  er  die  erforderlichen  Kenntnisse  und  Hülfsmittel 
besitzt,  beim  Auftreten  choleraverdächtiger  Fälle  in  seinem  Bezirke  oft  nicht 
hiDreichend  frei  über  seine  Zeit  verfügen,  um  die  bacteriologi sehen  Unter- 
suchungen ausführen  zu  können. 

^Die  rechtzeitige  Ermittelung    der  ersten  Cholerafälle    hat,    wie   die 
letzten  Jahre  gezeigt  haben,  wohl  unter  keinen,  anderen  Verhältnissen  ^ine 
Bo  weittragende  Bedeutung,  wie  da,  wo  es  sich  um  die  Bevölkerung  der 
•Flassschiffe  und  Flösse  handelt.  —  Dass  die  Cholera  den  Flussläufen  folgt, 
und  zwar  nicht  nur  stromabwärts,  sondern  auch   stromaufwärts  längs  der- 
selben vorzugsweise  sich  verbreitet,  ist  eine  altbekannte,  auch  in  Deutsch- 
land ausnahmslos  in  jeder  Epidemie  bestätigte  Erfahrung.     Es  ist   auch 
schon  zur  Zeit  früherer  Epidemieen  hinreichend  bekannt  gewesen,    dass 
Flussschiffer  und  Flösser  ihre  Dejectionen   im  gesunden  wie  im   kranken 
Zustande  ohne  Weiteres  in  das  Wasser  der  Flüsse  entleeren,  und  dass  sie 
andererseits  aus  diesem  selben  Wasser  ihr  gesammtes  Trink-  und  Brauch- 
wasser entnehmen.  Erst  der  neuesten  Zeit  aber  ist  es  vorbehalten  geblieben, 
den  einfachen  Zusammenhang  dieser  Thatsachen  klarzulegen  und  die  rich- 
ten Folgerungen   für  die  Bekämpfung  der  Seuche  aus  ihnen  zu  ziehen, 
^och  aus  den  letzten  Monaten  wird  es  in  Ihrer  Aller  Erinnerung  sein ,  wie 
sehr  in  den  derzeit  am  meisten  gefährdeten  östlichen  Theilen  des  Reiches 
uie  Schiffer,  Flösser,  Fischer,  Buhnenarbeiter  und  andere  Personen,  welche 
durch  ihren  Beruf  mit  dem  Flusswasser  in  Berührung  kommen,  unter  den 
^'bankten  überwogen  haben. 

^Nur  der  zielbewusst  und  gewissenhaft  durchgeführten  ärztlichen 
Ueberwaehung  des  Binnenschiflfahrts-  und  Flössereiverkehres,  wie  sie  unter 
der  Aegide  des  Reiches  in  den  letzten  Jahren  sich  herausgebildet  und 
äderen  Staaten, bereits  zum  Muster  gedient  hat,  ist  es  zweifellos  zu  danken, 
d*88  jene  Erkrankungen  rechtzeitig  zur  Kenntuiss  der  Behörden  gelangt 
'^djund  dass  in  Folge  dessen  eine  Fülle  von  Gelegenheiten  zu  weiteren 
l^ifectionen ,  sowohl  unter  den  Schiffern,  als  auch  unter  der  mit  dem  Fluss«- 
^*88er  in  Berührung  kommenden  Landbevölkerung  hat  abgeschnitten  wer- 
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den  können.  —  Dass  der  Ueberwachungsdienst  mit  erbeblichen  Kosten  und 
für  das  ärztliche  Personal  mit  anss ergewöhnlich  grossen  und  ungewohnten 
Anstrengungen  verknüpft  ist,  liegt  auf  der  Hand;  es  ist  aber  dringend  zu 
wünschen,  dass  auch  in  Zukunft  beim  Herannahen  der  Choleragefahr  in  den 
bedrohten  Stromgebieten  die  Ueberwachung  ebenso  frühzeitig  eingerichtet 
und  ebenso  nachdrücklich  und  umsichtig  durchgeführt  werden  möge,  wie 
es  in  den  letzten  Jahren  geschehen  ist. 

„Gestatten  Sie  mir,  meine  Herren,  an  dieser  Stelle  auch  meinerseits  zu 
der  von  meinem  Herrn  Correferenten  erörterten  Frage  der  sogen.  Strom* 
Verseuchung  einige  Worte  zu  sagen.  Offenbar  ist  unter  diesem  Ausdrucke 
namentlich  von  Laien  eine  massenhafte  Durchwucherung  des  gesammten 
Wassers  eines  Flusses  öder  Stromes  mit  Cholerakeimen  verstanden.  Einer 
solchen  Vorstellung  widersprechen  aber  alle  unsere  Beobachtungen;  wir 
haben  im  Gegentheil  zahlreiche  Gründe  zu  der  Annahme,  dass  eine  erheb- 
liche Vermehrung  der  Cholerakeime  im  Flusswasser,  wenigstens  der  Regel 
nach,  überhaupt  nicht  stattfindet. 

„Wo  eine  Choleradejection  ins  Flusswasser  gelangt,  da  wird  sich  das 
infectiöse  Material  zwar  bis  zu  einem  gewissen  Grade  vertheilen,  es  wird 
aber  doch  immer,  auch  bei  der  Fortführung  durch  die  Strömung,  mehr 
oder  weniger  localisirt  bleiben;  und  nur,  wenn  jemand  mit  einer  solchen 
inficirten  Wasserpartie  zufällig  in  geeignete  Berührung  kommt,  wird  eine 
Infection  stattfinden. 

„Hieraus  ergiebt  sich,  dass  man  nur  dann  vom  Verseuchtsein  einer 
bestimmten  Flussstrecke  sprechen  sollte  —  wie  das  übrigens  von  den  Sach- 
verständigen meines  Wissens  bisher  geschehen  ist  — ,  wenn  thats&chlich« 
örund  zu  der  Annahme  vorliegt,  dass  man  beim  Schöpfen  von  Wasser 
gelegentlich  auf  solche  inficirte  Partieen  treffen  kann.  —  Wo  diese  Mög- 
lichkeit nach  Lage  der  Verhältnisse  nur  eine  sehr  entfernte  ist,  da  wird 
man  das  Wasser  zwar  als  verdächtig  betrachten  müssen,  von  der  Anwen- 
dung des  Ausdruckes  „Verseuchung^  aber  besser  absehen. 

„Auch  bei  aller  Aufmerksamkeit  werden  wir  es  nicht  verhüten  können^ 
dass  gelegentlich  hier  oder  dort  unter  dem  begünstigenden  Einflüsse  sani- 
tärer Missstände  und  insbesondere  da,  wo  das  Wasser  einer  Infection  su- 
gänglich  ist,  örtlich  begrenzte  kleine  Epidemieen  zur  Entwickelung  kommen. 

„Es  empfiehlt  sich  daher,  bei  drohender  Invasion  der  Cholera  der 
eventuellen  Beschaffung  von  Räumlichkeiten  und  Transportmitteln  für  Kranke 
und  Verstorbene,  sowie  von  Räumlichkeiten  zur  Aufnahme  Verdächtiger  die 
Aufmerksamkeit  rechtzeitig  zuzuwenden.  Zu  weit  gehende  AnforderuDgen 
wird  man  indess  nach  dieser  Richtung  nicht  zu  stellen  brauchen;  es  wird 
sich  im  Allgemeinen  mehr  um  eine  Art  von  Mobilmachungsplan  als  nm  die 
Errichtung  von  Baulichkeiten  u.  dergl.  handeln. 

„Sehr  schwierig  liegen  in  der  Regel  die  Verhältnisse  in  den  ländlichen 
Gemeinden,  in  denen  es  beim  Auftreten  der  Seuche  an  allem  Erforder- 
lichen zu  mangeln  pflegt.  Was  mit  Rücksicht  auf  diese  Verhältnisse  vor- 
sorglich geschieht,  wird  um  so  werthvoller  sein,  als  es,  abgesehen  von  der 
Cholera,  auch  beim  epidemischen  Auftreten  anderer  Infectionskrankheiten 
von  Nutzen  sein  wird.  Ich  denke  hier  in  erster  Linie  an  die  für  einzelne 
Kreise  gemeinsam    zu   bewirkende  Beschaffung  eines    transportablen  Des^ 
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infectionsapparates  und  einer  transportablen  Baracke.  Wie  werthyoll  es 
ist,  im  Noihfalle  über  diese  Hülfsmittel  zu  verfügen ,  das  hat  sich  noch  yor 
Knrsem  wieder  bei  dem  ganz  überraschend  erfolgten  Choleraausbruch  in 
dem  Dorfe  Bürgein  bei  Marburg  gezeigt,  wo  binnen  wenigen  Tagen  nicht 
nur  eine  Döcker^sche  Baracke,  sondern  auch  ein  Dampfdesinfectionsapparat 
aufgestellt  war. 

„Unter  den  beregten  Umständen  wird  es  übrigens  stets  zu  den  wich- 
tigsten Maassregeln  gehören,  alsbald  einen  Arzt,  sowie  einige  geschulte 
Krankenschwestern  an  Ort  und  Stelle  zu  stationiren.  —  Ich  möchte  bei 
dieser  Gelegenheit  noch  darauf  hinweisen,  dass  in  vielen  Fällen  die  Schulen 
sehr  wohl  zur  Umwandlung  in  provisorische  Cholerahospitäler  sich  eignen, 
zumal  sie  beim  Umsichgreifen  der  Seuche  an  einem  Orte  ohnedies  ge- 
Bchlossen  werden  sollen.  Wenn  die  Epidemie  erloschen  ist,  können  sie  nach 
erfolgter  gründlicher  Desinfection  unbedenklich  alsbald  ihrem  eigentlichen 
Zwecke  zurückgegeben  werden. 

„Was  nun  die  dem  einzelnen  Cholerafalle  gegenüber  zu  ergreifenden 
Maassregeln  betrifft,  so  wird  man  als  den  leitenden  Gesichtspunkt  immer 
die  unschädliche  Beseitigung  der  den  Infectionsstofif  bergenden  Dejectionen 
festhalten  müssen.     Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,    dass    dieselbe  nur 
bei  hinreichender  Isolirung  der  Kranken,  nicht  aber  in  engen,  zugleich  den 
gesunden  Familienmitgliedern  als  Wohnung  dienenden  Räumen  erfolgreich 
durchführbar   ist.     Im  Uebrigen   wird  stets  ausserordentlich  viel  von  der 
Reinlichkeit  und  Zuverlässigkeit  des  Pflegepersonals  abhängen.    Eine  ge- 
schulte und  gewissenhafte  Pflegerin  wird  beim  Verbleiben  des  Kranken  in 
seiner  Wohnung,  sofern  die  Verhältnisse  derselben  keine  ungünstigen  sind, 
weitere  Infectionen  zu  verhüten  wissen,  während  andererseits  die  vortreff- 
lichste Isolirbaracke  bei  ungeschultem  oder  gleichgültigem  Personal  keine 
Gewähr  für  die  Erreichung  des  Zweckes  bieten  kann.    Freilich  wird  nicht 
nur  die  sachgemässe  Pflege  des  Kranken,  sondern  auch  die  Verhütung  von 
Infectionen  am  sichersten  in  geordneten  Krankenhausverhältnissen  zu  erzielen 
Bein,  und  der  Arzt  wird  daher  sehr  häufig  in  der  Lage  sich  befinden,  zu- 
gleich im  allgemeinen  Interesse,  wie  zum  Besten  des  Kranken  und  seiner 
Angehörigen,  die  Ueberführung   ins  Krankenhaus   dringend  zu  empfehlen; 
gleichwohl  soll  ein  Zwang  in  dieser  Hinsicht  —  theils  aus  humanen  Rück- 
uehten,  theils  um  nicht  Anlass  zur  Verheimlichung  von  Krankheitsfällen 
Vi  geben  —  wie  es  ja  thatsächlich  auch  geschieht,  nur  da  Platz  greifen,  wo 
er  durch  die  Verhältnisse,  unter  denen  der  Kranke  sich  befindet,  gerecht- 
fertigt ist 

«Mit  der  Isolirung  der  Ejranken  muss  eine  wirksame  Desinfection  Hand 
ü^Hand  gehen;  dieselbe  sollte  sich  aber  auf  die  Ausleerungen  des  Kranken 
und  die  mit  denselben  beschmutzten  Gegenstände  beschränken. 

«Vor  Allem  den  ersten  Erkrankungen  gegenüber  werden  Isolirung  und 
^infeetion  aufs  sorgfaltigste  durchzuführen  sein.  Was  hier  versäumt  wird, 
^  später  nicht  wieder  nachzuholen.  Wie  die  an  ausgesprochener  Cholera 
^btnkten  Personen  sind  selbstverständlich  auch  diejenigen  leichtkranken 
oder  mit  Krankheitserscheinungen  überhaupt  nicht  behafteten  Personen  zu 
"^ndeln,  in  deren  Ausleerungen  Cholerakeime  nachgewiesen  worden  sind. 
^  ta  welchem  Umfange  die  der  Infection  nur  Verdächtigen  zu  isoliren  sind. 
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darüber  muss  die  Entscheidung  von  Fall  zu  Fall  getroffen  werden.  Glück- 
licher Weise  giebt  uns  die  bacteriologische  Untersuchung  das  Mittel  an  ^e 
Hand,  den  Cholerayerdacht  verhältnissmässig  schnell  auf  seine  Berechtigung 
zu  prüfen. 

„Eine  Maassregel,  über  deren  vortreffliche  Wirkung  man  sich  seit 
langer  Zeit  klar  ist,  deren  Durchführung  aber  leider  nicht  selten  auf  grosse 
Schwierigkeiten  stösst,  besteht  in  der  Räumung  von  inficirten,  überfüllten 
und  schlechten  Wohnungen,  niederen  Herbergen  u.  dergL,  die  man  mit 
Recht  als  Choleranester  zu  bezeichnen  pflegt.  Selbst  wenn  die  gesetzliche 
Handhabe  zur  Anwendung  jener  Maassnahmen  vorhanden  ist,  oder  die 
betreffenden  Personen  auch  ohne  Zwang  sich  zum  Verlassen  ihrer  Behau- 
sung bereit  finden ,  fehlt  es  häufig  an  geeigneten  Räumlichkeiten  zu  ihrer 
Aufnahme.  —  Auch  hier  werden  übrigens  die  Schulen  vielfach  Verwendung 
finden  können. 

„Geradezu  musterhaft  waren  die  bezüglichen  Einrichtungen  gegen  Ende 
der  grossen  Epidemie  in  Hamburg  getroffen,  wo  ein  grosses  Logirhaus  mit 
allem  erforderlichen  Zubehör,  u.  a.  mit  Bädern  und  Desinfectionsapparat 
ausgestattet,  für  Evacuationszwecke  bereit  gestellt  war. 

„Gelegentlich  der  hier  durchgeführten  bacteriologischen  Gontrole  der 
neu  aufgenommenen  Personen  ist  übrigens  zum  ersten  Male  jene  überaus 
wichtige  Thatsache  festgestellt  worden,  dass  Cholera  - Inficirte  auch  ohne 
Krankheitserscheinungen  mit  ihren  Ausleerungen  den  Krankheitskeim  aus* 
scheiden  können. 

„Wenn  die  Maassregel  der  Evacuation  bei  ungünstigen  Wohnungs- 
verhältnissen dringend  zu  empfehlen  ist,  so  muss  sie  geradezu  als  noth- 
wendig  bezeichnet  werden  gegenüber  inficirten  Flussfahrzeugen,  da  nur 
durch  Entfernung  aller  an  Bord  befindlichen  Personen  mit  hinreichender 
Sicherheit  einer  weiteren,  unter  Umständen  sehr  folgenschweren  Infection 
des  Flusswassers  vorgebeugt  werden  kann. 

„Glücklicher  Weise  handelt  es  sich  bei  den  Flussschiffen  nur  um  eine 
beschränkte  Zahl  von  Personen,  so  dass  der  Durchführung  der  Evaouittion 
erhebliche  Schwierigkeiten  nicht  entgegenstehen.  — 

„Nachdem  die  Cholera  an  einem  Orte  zum  Ausbruche  gekommen  ist, 
wird  man  mit  der  grössten  Sorgfalt  darüber  wacheu  müssen,  dass  das 
Trink-  und  Brauchwasser  vor  jeder  Verunreinigung  mit  Infectionsstoff  be- 
wahrt bleibt. 

„So  einfach  und  selbstverständlich  diese  Forderung  klingt,  so  schwer 
ist  ihr  unter  manchen  Verhältnissen  zu  genügen. 

„Wo  der  Nachweis  oder  auch  nur  der  Verdacht  vorliegt,  dass  das  xa 
häuslichen  Zwecken  dienende  Wasser  inficirt  ist,  da  wird  es  sofort  der  Be- 
nutzung thunlichst  unzugänglich  zu  machen  sein. 

„Sofern  anderes  unverdächtiges  Wasser  unter,  solchen  Verhältnissen 
nicht  zur  Verfugung  steht,  sollte  die  Bevölkerung  immer  von  Neueni  in 
öffentlichen  Bekanntmachungen  auf  die  vorhandene  Gefahr  hingewiesen  und 
zum  vorgängigen  Kochen  des  Wassers  aufgefordert,  für  die  Aermeren  aber 
gekochtes  Wasser  in  genügender  Menge  unentgeltlich  bescharfit  werden. 

„Die  Benutzung  offener  Wasserläufe  zu  Wasch-  und  Badezwecken  .  ist 
in  verseuchten  Ortschaften  nachdrücklich  zu  verbieten. 
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^In  welcher  Ausdehnung  diese  Maassregel  auch  in  den  bis  dahin  ver- 
schont gebliebenen,  an  demselben  Wasserlaufe  gelegenen  Ortschaften  Plata 
zu  greifen  hat,  wird  von  Fall  zu  Fall  zu  entscheiden  sein.  Unter  Um- 
standen wird  man  sich  hier  zunächst  damit  begnügen  können,  vor  jeder 
Benutzung  des  Flusswassers,  bei  welcher  Theile  desselben  in  den  Mund 
gelangen  können,  zu  warnen.  — 

„Beim  Ausbruche  der  Seuche  wird  der  beamtete  Arzt,  zumal  wenn 
räumliche  Entfernungen  mit  ins  Spiel  kommen,  sehr  bald  mit  Arbeiten 
überhäuft  sein,  und  er  wird  daher,  gelbst  wenn  er  persönlich  den  in  CholerA- 
Zeiten  an  ihn  herantretenden  Aufgaben  gewachsen  ist,  der  Unterstützung 
bedürfen. 

„Dementsprechend  sind  neuerdings  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  Seuche 
«inen  erheblicheren  Umfang  angenommen  hatte  oder  anzunehmen  drohte, 
von  der  Centralstelle  aus  alsbald  sachverständige,  insbesondere  auch  mit 
den  bacteriologischen  Untersuchungsmethoden  vertraute  Aerzte  an  die  ge- 
fahrdeten  Punkte  entsandt,  die,  durch  keinerlei  Nebengeschäfte  in  Anspruch 
genommen,  ausschliesslich  der  Cholerabekämpfung  ihre  Kräfte  zu  widmen 
hatten. 

„Diese  Maassnahme,  welche  ausserdem  die  Yerwerthung  der  gemachten 
Erfahrungen  in  wissenschaftlicher  und  praktischer  Hinsicht  wesentlich  for- 
dert, hat  sich  offenbar  aufs  beste  bewährt,  und  es  ist  daher  sehr  zu  wün- 
schen, dass  auch  in  Zukunft  von  ihr  Gebrauch  gemacht  wird. 

„Ich  bin,  meine  Herren,  am  Schlüsse  meiner  Ausführungen,  die  selbst- 
verständlich nach  keiner  Richtung  erschöpfende  haben  sein  können.  Wie 
auch  heute  noch,  obwohl  der  Krankheitserreger  uns  bekannt  ist,  und  obwohl 
seine  Eigenschafben  der  experimentellen  Erforschung  zugänglich  sind,  in 
ätiologischer  Hinsicht  immer  neue  Nebenfragen  auftauchen,  die  zu  beant- 
worten zahlreiche  Forscher  unablässig  bemüht  sind,  so  werden  auch  die 
Maassregeln  zur  Abwehr  und  Bekämpfung  der  Seuche  der  Vervollkommnung 
stets  zugänglich  bleiben. 

„Welcher  Ausblick  eröffnet  sich  zum  Beispiel,  wenn  wir  uns  vorstellen, 
dass  wider  Erwarten  ein  einfaches  und  unschädliches  Mittel  gefunden  würde, 
den  menschlichen  Körper  wenigstens,  für  Monate  der  Cholera-Infection  über- 
^upt  unzugänglich  zu  machen! 

„Doch  das  sind  Möglichkeiten,  die  wir  uns  näher  oder  ferner  liegend 
denken,  mit  denen  wir  aber  zur  Zeit  nicht  rechnen  können. 

„Glücklicher  Weise  besitzen  wir  auch  ohne  sie  heute  die  Mittel,  des 
Feindes  Herr  zu  werden.  Wem  wir  das  verdanken,  wer  uns  die  neuen 
^ksamen  Waffen  geschmiedet  hat,  und  im  Kampfe  seit  Jahren  unser 
^ennüdlicher  Führer  ist,  das,  meine  Herren,  brauche  ich  Ihnen  nicht  zu 


Vorsitzender  Oberbürgermeister  Adickes  eröffnet  hierauf  die 
Olsens sion  und  bemerkt,  dem  Wunsche  der  Herren  Referenten  ent- 
Bpfecbend,  dass  die  gemeinsamen  Schlusssätze  zur  Abstimmung  nicht 
*^inmt  seien.     . 

Professor  Dr.  €arl  Fraenkel  (Marburg)  giebt  dem  Bedenken  Aus- 
^ck,  zu  wcflohem  einige  der  vorgelegten  Schlusssätze  ihn  veranlasst  haben, 
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wobei  er  sich  der  knappen  Zeit  halber  auf  zwei  der  eigentlich  praktischen 
Punkte  beschränken  wolle.  Zunächst  sei  dies  in  Nr.  4  der  Zwischensatz  zu 
IsoliruDg  der  Kranken  oder  Verdächtigen,  „soweit  wie  möglich  ohne 
Anwendung  von  Krankenhauszwang".  Dieser  Krankenhauszwang,  die 
Befugniss  des  Staates,  bezw.  seiner  ausführenden  Organe,  Gholerakranke  in 
Hospitäler  bringen  zu  dürfen,  habe  bereits  bei  den  vorbereitenden  Be- 
rathuDgen  des  sog.  Reichsseuchengesetzes  eine  sehr  erhebliche  Rolle  gespielt 
und  habe  damals  in  der  Oeffentlichkeit  vielfach  einen  sehr  starken  Wider- 
spruch gefunden,  wesentlich  aus  zwei  Motiven,  einmal  weil  der  Kranken- 
hauszwang  einen  unerlaubten  Eingriff  in  die  persönliche  Freiheit  des  In- 
dividuums darstelle,  und  zweitens  weil  er  aus  humanitären  Gründen  nicht  zu 
rechtfertigen  sei,  indem  man  dadurch  den  Erkrankten  der  liebevollen  Obhut, 
der  sorgsamen  Pflege  seiner  Angehörigen  entziehe.  So  einleuchtend  diese 
Gründe  auch  seien,  so  dürfen  sie  doch  die  praktischen  Maassregeln  nicht  in 
entscheidendem  Maasse  beeinflussen. 

Was  zunächst  den  ersten  Punkt  angehe,  so  müsse  die  Freiheit  des 
Individuums  dort  ihre  Grenze  finden,  wo  sie  zu  einer  Gefahr  für  die  Allge- 
meinheit werde.  Wenn  man  dieses  Princip  nicht  anerkenne,  müsse  man  dem 
Staate  überhaupt  die  Befugniss  zu  einem  activen  Eingreifen  auf  dem  Ge- 
biete der  öffentlichen  Gesundheitspflege  absprechen.  Alle  die  Vorschriften 
über  Desinfection,  über  Pockenschutzimpfung,  über  die  Maassnahmen  gegen 
die  Schäden  der  Prostitution,  ja  auch  die  gestern  erwähnten  neuen  Bau- 
ordnungen stellen  einen  mehr  oder  minder  erheblichen  Eingriff  in  die  in- 
dividuelle Freiheit  dar,  und  doch  habe  man  sich  im  Laufe  der  Zeit  über- 
zeugt, dass  man  in  einem  geordneten  Staatswesen  nicht  ohne  sie  auskommen 
könne,  weil  sie  eben  nöthig  seien.  Und  nöthig  sei  die  zwangsweise  Ver- 
bringung der  an  Cholera  Erkrankten  in  die  Hospitäler  in  den  allermeisten 
Fällen.  Namentlich  auf  dem  Lande  sei  eine  einigermaassen  wirksame  Isoli- 
rung  der  Erkrankten  unter  den  Wohnungsverhältnissen  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  ganz  unmöglich,  und  diese  Thatsache  bedeute  eine  eminente 
Gefahr  für  die  ganze  Umgebung.  Denn  wer  hier  Gelegenheit  gehabt  habe 
zu  beobachten,  wie  in  einem  Hause  oft  ein  Familienglied  nach  dem  anderen 
erkranke,  der  könne  darüber  nicht  im  Zweifel  sein,  dass  die  Cholera  in  der 
That  eine  in  hohem  Maasse  ansteckende  Krankheit  sei.  Allerdings  sei 
sie  nicht  ansteckend  wie  Scharlach  und  Pocken,  da  der  Infectionsstoff  nicht 
wie  bei  diesen  durch  die  Luft  übertragen  werde  und  desshalb  seien  die 
Aerzte  und  ein  geschultes  Wartepersonal  gegen  die  Ansteckung  der  Cholera 
weit  mehr  geschützt,  als  gegen  Scharlach  und  Pocken.  Aber  dieser  persön- 
liche Schutz,  diese  individuelle  Prophylaxe  versage  bei  der  Menge  der  un- 
gebildeten Bevölkerung,  für  die  der  Cholerakranke  eine  grosse  Gefahr  sei 
und  bei  der  der  Verkehr  mit  demselben  fähig  sei,  die  Krankheit  weiter  za 
verbreiten.    Desshalb  komme  man  ohne  Krankenhauszwang  wohl  kaum  aas. 

Dass  zuweilen  eine  gewisse  Härte  darin  liege,  den  Kranken  von  den 
Seinen  gewaltsam  zu  entfernen,  sei  ja  nicht  zu  leugnen  und  anfangs  finde 
man  wohl  ein  gewisses  Sträuben,  wenn  man  die  Angehörigen  entfiMnoen 
wolle.  Aber  die  Cholera  sei  ja  bekanntlich  wesentlich  eine  Krankheit  der 
ärmeren  Bevölkerung  und  man  mache  gewöhnlich  die  Erfahrung,  dass  es 
in  diesen  Kreisen  sehr  bald  als  eine  Erleichterung  empfunden  werde,  wenn 
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maD  ihnen  die  Pflege  der  kranken  Familienmitglieder  abnehme.  So  sei  es 
anch  bei  dem  jüngsten  Choleraausbrach  in  Bürgein  gewesen,  auch  hier  habe 
man  sich  anfangs  gegen  die  Yerbringung  in  die  Cholerabaracke  gesträubt. 
Aber  schon  nach  wenigen  Tagen  habe  sich  die  Situation  vollständig  ins 
Gegentheil  verkehrt,  die  Isolirten  haben  gefunden,  da  sie  sich  da  unter 
besserer  Pflege  befänden,  als  in  ihren  Häusern,  und  wenn  je  wieder  die 
Cholera  nach  Bürgein  komme,  werde  man  keiner  besonderen  Ueberredungs- 
kunst  bei  den  betreffenden  Kranken  bezw.  ihren  Angehörigen  bedürfen,  um 
die  Ueberführung  ins  Krankenhaus  durchzusetzen. 

Diese  Auslassung  veranlasse  ihn,  auch  noch  mit  einigen  Worten  auf 
den  siebenten  der  aufgestellten  Schlusssätze  einzugehen,  in  welchem  es 
beisse:  der  Verkehr  mit  cholerakranken  Personen  sei  bei  sachgemässem 
reinlichen  Verhalten  ungefährlich.  An  sich  sei  der  Satz  ganz  richtig,  aber 
diese  Voraussetzung  treffe  in  Wirklichkeit  in  der  Regel  nicht  zu,  in  den 
meisten  Gegenden  Deutschlands  werde  es  nicht  möglich  sein,  den  Bauern 
klar  zu  machen,  was  unter  sachgemässem  und  reinlichem  Verhalten  zu  ver- 
stehen sei. 

Ausser  der  Aufnahme  ins  Krankenhaus  bestehe  eine  zweite  we§entliche 
Schutzvorkehrung  gegen  die  Cholera  darin,  dass  man  dafür  sorge,  dass  ein 
sachverständiges  Pflegepersonal  die  Krankenpflege  besorge,'  dass 
Pflegeschwestem,  Diaconissen  an  Ort  und  Stelle  gesandt  werden,  und  dort 
die  Pflege  der  Cholerakranken  übernehmen. 

Sei  nun  auch  der  Krankenhauszwang  eine  Beschränkung  der  persön- 
lichen Freiheit,  so  müsse  man  doch  bedenken,  dass  die  Cholera  keine 
endemische,  keine  in  Deutschland  heimische  Krankheit  sei,  sondern  eine 
solche,  die  nur  in  mehr  oder  minder  grossen  Zwischenräumen  auftrete,  und 
da  solle  man  den  Standpunkt  vertreten,  dass,  so  lange  die  Cholera  im  Lande 
seif  ein  Kriegszustand  bestehe  und  dass  man  während  dieser  Zeit  sich  ge- 
wisse Unbequemlichkeiten  gefallen  lassen,  sie  mit  in  den  Kauf  nehmen 
müsse,  zum  persönlichen  und  zum  allgemeinen  Wohle. 

Professor  Dr*  Wolffhfigel  (Göttingen)  wendet  sich  gegen  den  von 
dem  Vorredner  geforderten  allgemeinen  Krankenhauszwang  bei  Cholera, 
namentlich  desshalb,  weil  doch  auch  Verhältnisse  vorkommen,  dass  der 
Kra&ke  zu  Hause  eine  bessere  Pflege  haben  könne  und  die  Handhabung  der 
Heinlichkeit ,  die  Verhütung  der  Uebertragung  eine  ebenso  sichere  sei,  wie 
u&  Krankenhause.  Desshalb  handle  es  sich  darum,  zu  individualisiren.  Im 
Uebrigen  aber  stimme  er  dem  Vorredner  bei,  dass  bei  ärmeren  Leuten  in 
der  Mehrzahl  der  Fälle  die  Verhältnisse  so  liegen ,  dass  es  unbedingt  wün- 
wHenswerth,  ja  im  Interesse  der  Verhütung  der  Verschleppung  und  der 
Uebertragung  unbedingt  nöthig  sei,  sie  zu  evacuiren;  und  in  der  Regel  er- 
^eiBe  man  in  diesen  Fällen  den  Leuten  auch  eine  Wohlthat  damit. 

Sehr  einverstanden  sei  er  mit  dem  Herrn  Correferenten ,  der  scharf 
«^errorgehoben  habe,  dass  man  bei  den  Maassnahmen  gegen  die  Cholera 
''^'aerwohl  erwäge,  ob  dar  daraus  zu  erwartende  Vortheil  auch  thatsächlich 
die  Unannehmlichkeiten  und  Nachtheile  überwiege. 

Was  im  üebrigen  seine  Stellung  zu  den  Darlegungen  und  den  Schluss- 
^tien  der  Referenten  betreffe,  so  halte  auch  er  den  Choleravibrio  für  den 
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Erreger  der  Cholera,  er  habe  sich  aber  noch  nicht  davon  lossagen  können, 
dass  neben  dem  Choleraerreger  und  neben  der  persönlichen  Disposition  auch 
noch  eine  örtliche  und  zeitliche  Disposition,  wenigstens  für  die  Erklärung 
des  seuchenhaften  Auftretend  dabei  mit  in  Frage  zu  kommen  habe.  Zu  der 
Annahme  gelange  er  dadurch,  dass  er  im  Hinblick  darauf,  dass  es  nach- 
weisbar choleraimmune  Orte  gebe,  bei  denen  stattgefundene  Einschleppungen 
wohl  einen  vereinzelten  Fall,  aber  nie  Massenerkrankungen  zur  Folge  haben, 
au  das  Fehlen  einer  örtlichen  Disposition,  an  eine  Immunität  denken  könne, 
und  dass  er  in  Bezug  auf  das  eigenartige  Verhalten  der  Cholera,  welche 
sich  auf  gewisse  Jahreszeiten  beschränke,  auch  an  eine  zeitliche  Disposition 
denken  könne  und  müsse.  Der  Behauptung,  dass  diese  zeitliche  Disposition 
darin  beruhe,  dass  die  Leute  in  den  Monaten  August,  September  und 
October  mehr  Wasser  trinken ,  könne  er  nicht  beistimmen ,  wenn  er  auch 
zugebe,  dass  eine  Uebertragung  des  Cholerakeims  durch  Vermittelung  des 
Wassers  stattfinde  und  er  desswegen  auch  die  Maassnahmen  in  Bezug  auf  die 
Verhütung  der  Uebertragung  durch  das  Wasser  acceptire.  Aber  der  Wasser- 
verbrauch sei  im  heissesten  Monat  des  Jahres,  im  Juli,  gewiss  nicht  geringer 
als  in  jenen  Monaten  und  da  müsste  man  in  ihm  noch  eher  durch  den 
Wassergenuss   und  Wasserverbrauch  die  Uebertragung  zu  erwarten  haben. 

Auf  einen  Punkt  wolle  er  in  Bezug  auf  diese  örtlichen  und  zeitlichen 
Bedingungen  aber  doch  noch  aufmerksam  machen.  Es  sei  eine  feststehende 
Thatsache,  dass  die  Choleravibrionen  sich  in  den  Dejectionen  anscheinend 
gesunder  Personen  finden  und  dass  dies  sogar  häufig  vorkomme,  und  da 
müssten  Choleraerkrankungen  eigentlich  viel  häufiger  auftreten,  wenn  nicht 
eben  noch  örtliche  und  zeitliche  Bedingungen  zum  Zustandekommen  eines 
epidemischen  Auftretens  zu  Hülfe  kommen  müssten.  Auch  müsse  mau  die 
Frage  aufwerfen,  ob  es  nicht  doch  für  die  im  Wasser  vorzufindenden, 
choleraähnlichen  Bacterien,  von  denen  man  noch  nicht  mit  voller  Bestimmt- 
heit heute  sagen  könne,  dass  sie  wirklich  Choleravibrionen  seien,  vielleicht 
zeitliche  oder  örtliche  Bedingungen  in  der  weiteren  Entwickelung  gebe,  wo- 
durch sie  erst  infectionsfähig  werden. 

In  Bezug  auf  die  Ansteckungsfähigkeit  scheine  ihm  immer  noch  der 
.Fehler  gemacht  zu  werden,  dass  man  es  an  einer  rechten  Begrenzung  habe 
fehlen  lassen,  indem  der  Eine  etwas  für  Ansteckung  erkläre,  was  der  Andere 
nicht  als  solche  ansehe.  Früher  habe  man  unter  Ansteckung  gewöhnlich 
nur  die  durch  directe  Uebertragung  von  Kranken  auf  Gesunde  veranlasste  Er- 
krankung angesehen,  mit  der  Zeit  aber  habe  man  sich  überzeugen  müssen, 
dass  bei  den  Infectionskrankheiten  noch  eine  Reihe  von  vermittelnden 
äusseren  Bedingungen  existire,  dass  es  auch  eine  indirecte  Uebertragung 
gebe.  Nun  habe  man  sich  von  der  Annahme  einer  Ansteckung  bei  der 
Cholera  auch  weiterhin  noch  dadurch  lossagen  wollen,  dass  man  diese  nach 
Maassgabe  der  Erkrankungsfähigkeit  der  Aerzte  und  des  Pflegepersonals 
mit  gewissen  acuten  Exanthemen  vergleiche.  Das  sei  aber  ganz  etwas 
Anderes.  Bei  den  acuten  Exanthemen  lasse  sich  die  Uebertragung^fahig- 
keit  durch  die  Luft  nicht  von  der  Hand  weisen,  und  schon  daraus  habe 
man  für  diese  auch  eine  grössere  Frequenz  in  der  Ansteckung  zu  erwarten. 
Man  könne  den  Begriff  der  directen,  bezw.  indirecten  Uebertragung  der 
Cholera,  bezw.  des  Cholerakeims  ganz  gut  gelten  lassen,  wenn  man  gleich' 
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zeitig  neben  der  individuellen  Disposition  auch  die  anderen  erwähnten  Be- 
dingungen, -  die  sog.  örtliche  und  zeitliche  Disposition,  gelten  lassen  wolle. 

Was  die  Maassnahmen  zur  Verhütung  der  Ausbreitung  der  Cholera  be- 
treffe, so  erachte  er  diese  unter  den  beschränkenden  Voraussetzungen,  wie 
sie  der  Herr  Correferent  aufgestellt  habe,  für  durchaus  angezeigt  und  be- 
rechtigt. 

Professor  Dr.  Carl  Fränkel  (Marburg)  bemerkt,  dass  auch  er  den 
Krankenhauszwang  nur  in  dem  Sinne  auffasse,  dass,  da  die  Cholera  wesent- 
lich eine  Krankheit  der  armen  Leute  sei,  in  der  weitaus  überwiegenden 
Mehrzahl  aller  Fälle  die  Verbringung  der  Kranken  in  ein  Krankenhaus 
nothwendig  seL  Dass  man  unter  günstigen  häuslichen  Verhältnissen  dem 
Kranken  auch  hier  die  gehörige  Pflege  verschaffen  könne,  sei  gewiss  richtig, 
doch  seien  dies  jedenfalls  die  Ausnahmen,  und  das  von  dem  Vorredner  auf- 
gestellte Princip  des  Individualisirens  habe  auch  sein  Bedenkliches.  Es 
gebe  leicht  eu  Missdeutungen  Veranlassung,  wenn  man  sagen  wolle,  alle 
armen  Leute  gehören  ins  Krankenhaus  und  alle  Wohlhabenden  dürfen  sic^i 
zu  Hause  behandeln  lassen ,  ganz  abgesehen  davon ,  dass  es  für  den  Arzt 
oft  schwer  sei,  schon  vorher  sich  ein  Urtheil  darüber  zu  bilden,  ob  die 
häusliche  Pflege  den  Erfordernissen  genügen  werde  oder  nicht. 

Geheimer  Hedlcinälrath  Professor  Dr.  Robert  Koch  (Berlin) : 

„Meine   Herren!    Wenn  man   sich  über   die  Maassnahmen,  welche   gegen 

eine  Infectionskrankheit  zu  treffen  sind,  verständigen  will,  dann  muss  man 

von    gewissen  Grundanschauungen    ausgehen.      Diese   Grundanschauungen 

sind  in  erster  Linie  bestimmt  durch  unsere  Auffassung  der  ätiologischen 

Verhältnisse,    lieber  letztere  sind  wir  indessen  bis  vor  wenigen  Jahren  noch 

sehr  Terschiedener  Meinung  gewesen,  und  ich  glaube,  wenn  der  Ausschuss 

unseres  Vereins   vor  einigen  Jahren  Referenten  aus  Norddeutschland  und 

Süddeutschland  berufen  hätte,  um  hier  Vorschläge  über  die  Maassregeln 

zur  Bekämpfung  der  Cholera  zu  machen,  dann  wären  die  Meinungen  so 

weit   auseinander  gegangen,    dass  man  wohl  schwerlich  zu  irgend  einem 

Hesultate  gekommen  wäre.     Wir  haben  aber  heute  gehört,  dass  die  Herren 

Referenten,  sowohl  derjenige  aus  Süddeutschland  als  derjenige  aus  Nord- 

dentschland,  über  diesen  wesentlichsten  Punkt,  der  uns  als  Grundlage  dienen 

muss,  eines  Sinnes  sind,   und  ich  möchte  diese  Thatsache  mit  Freuden  be- 

grüssen;  dieselbe  erhält  dadurch  um  so  höhere  Bedeutung,  dass  auch  Herr 

▼on  Pettenkofer  vor  einiger  Zeit  sich  dabin  ausgesprochen  hat,  dass  er 

nnnmehr  den  Cholerabacillus  als  das  X  ansieht  in  seiner  bekannten  Formu- 

^ng  der  Aetiologie   der  Cholera.      Ich  halte   das  für  eioe  ganz   ausser- 

w^entlich   erfreuliche  Thatsache  und   ich   darf  wohl   behaupten,   dass   die 

Wtige  Versammlung  gewissermaassen  einen  Zeitabschnitt  in  der  Cholera- 

geschichte  ausmacht.     Der  zehnjährige  Streit  über  das  Wesen   der  Cholera 

^  glaube  ich ,  damit  sein  Ende  gefunden.     Wir  sind  also  Alle  nun- 

laehr  darüber  eiivig,  dass  ein  ganz  bestimmt  charakterisirter 

'^Ärasit  die  Ursache  der  Cholera  ist. 

„Wenn  ich  das  so  kurzweg  sage,  dann   meine  ich  damit  keineswegs, 
^  Jeder,  welcher  diesen  Parasiten  in  seinen  Mund  bringt,  oder  in  seinen 
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Magen,  oder  selbst  in  seinen. Darm,  unter  allen  Umstanden  nun  sofort 
einen  ganz  gleichmässig  beschaffenen  schweren  Choleraanfäll  bekommen 
muss.  Ich  habe  das  auch  niemals  behauptet.  Von  Anfang  an  habe  ich 
immer  die  Anschauung  vertreten,  dass  wir,  wenn  wir  auch  die  eigentliche 
Ursache  kennen,  immer  noch  eine  ganze  Anzahl  von  Hülfsarsachen 
berücksichtigen  müssen,  die  man  in  der  bekannten  Weise  als  örtliche,  zeit- 
liche und  individuelle  Bedingungen  zu  bestimmen  versucht  hat.  Diese 
müssen  dem  Parasiten  zu  Hülfe  kommen,  damit  der  Choleraanfäll  entstehen 
kann.  Auch  über  diesen  Punkt  sind  wir  in  Norddeutschland  mit  den  For- 
schern aus  Süddeutschland  noch  ganz  einig.  Die  Meinungen  gehen  aber 
darüber  auseinander,  wie  wir  uns  diese  Hülfsursachen  vorzustellen  haben, 
und  in  dieser  Beziehung  —  ich  muss  es  zu  meinem  Bedauern  gestehen  — 
wissen  wir  noch  verhältnissmässig  wenig.  Manches  ist  uns  allerdings  bereits 
bekannt,  z.  B.,  dass  eine  dieser  Hülfsursachen  die  Beziehungen  des  Men- 
schen zum  Wasser  sind,  ferner  dass  die  Jahreszeiten  eine  ganz  bedeutende 
Rolle  spielen,  dass  die  Verkehrsverhältnisse,  die  Immunität,  die  Beschaffen- 
heit der  Verdauungsorgane  eine  Rolle  spielen.  Aber  aUes  das  genügt  doch 
noch  nicht.  Ich  habe  immer  das  Gefühl,  dass  wir  noch  vor  manchen  un- 
gelösten Fragen  stehen,  hoffe  aber  auch,  dass,  nachdem  wir  nun  den  Streit 
über  die  eigentliche  Cardinalfrage  beendet  haben,  wir  gemeinschaftlich  daran 
gehen,  auch  diese  dunklen  Punkte  aufzuhellen. 

„Mag  man  sich  aber  die  Choleraätiologie  so  einfach  oder  so  complicirt 
vorstellen,  wie  man  will,  so  wird  mir  doch  Jeder  zugeben,  dass  es  sich  da 
immer  um  eine  Kette  von  Bedingungen  handelt,  um  eine  Kette,  die  das  eine 
Mal  sehr  kurz  ist,  das  andere  Mal  sehr  lang  sein  kann.  Wenn  es  mir  nun 
aber  gelingt,  aus  dieser  Kette  ein  einziges  Glied  zu  lösen,  dann  muss  die 
Kette,  oh  sie  lang  oder  kurz  ist,  jedes  Mal  zerreissen.  Hierzu  sind  wir  aber 
jetzt  im  Staude.  Das  Glied  der  Kette,  welches  wir  genau  als  solches 
kennen,  und  gegen  welches  wir  auch  erfolgreich  vorgehen  können,  ist  eben 
der  Cholerabacillus.  Von  den  anderen  Hülfsursachen  wissen  wir  noch  zu 
wenig,  um  sie  im  Kampfe  gegen  die  Cholera  praktisch  verwerthen  za 
können.  Wenn  wir  sie  erst  einmal  kennen  werden,  werden  wir  sie  selbst- 
verständlich ebenfalls  zu  Hülfe  nehmen.  Vorläufig  aber  ist  es  nur  dieses 
eine  Glied,  welches  wir  zerbrechen  können.  Und  von  dieser  Anschauung 
sind  wir  ausgegangen ,  um  für  die  jetzige  Choleraepidemie ,  welche  sich  ja 
schon  im  dritten  Jahrgange  bewegt,  geeignete  Maassregeln  zu  constmiren. 

„Ich  will  durchaus  nicht  behaupten,  dass  diese  Maass regeln  bereit« 
ideale  sind;  sie  sind  sicher  verbesserungsfähig,  sie  sind  auch  schon  in  dem 
einen  oder  anderen  Punkte  modificirt,  entsprechend  den  Erfahrungen,  welche 
im  Laufe  der  Zeit  gemacht  wurden,  und  dies  wird  in  gleicher  Weise  auch 
femer  der  Fall  sein.  Wir  müssen  allerdings  immer  erst  wieder  festen  Boden 
unter  den  Füssen  haben,  ehe  weitere  Modificationen  eintreten  können.  Wir 
dürfen  doch  nicht  diejenigen  Maassregeln,  welche  uns  bisher  wirksam  zu 
sein  scheinen ,  oder  die  wir  als  solche  bestimmt  erkannt  haben ,  auf  Grund 
von  ganz  unsicheren  Annahmen  wieder  fallen  lassen.  Also,  wie  gesagt, 
diese  Maassnahmen ,  wie  sie  jetzt  gehandhabt  werden ,  sind  durchaus  nicht 
etwa  unantastbar,  sie  werden,  sobald  es  aus  Erfahrungsgründen  zweckmässig 
erscheint,   auch  noch  weiter  modificirt  werden  können.     Aber  das  glaube 
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ich  mit  aller  Bestimmtheit  behaupten  zu  können,   dass  die  bisher  zur  Aus- 
föhmng  gelangten  Maassnahmen  entschieden  erfolgreich  gewesen  sind,  und 
dass  sie  die  Choleraepidemie  bei  uns,  so  weit  als  es  eben  möglich  ist,  zurück- 
gehalten haben.     Ich  würde  yor  zwei  Jahren,  obwohl  ich  persönlich  schon 
diese  Meinung  hatte,  mich  doch  gehütet  haben,  das  öffentlich  auszusprechen ; 
aber  wir  sind  jetzt,  wie  gesagt,  schon  im  dritten  Jahre  der  Choleraepidemie, 
und  es  ist  uns  bislang  ausnahmslos  gelungen,  die  Cholera,  wenn  wir  sie  nur 
frühzeitig  fassen  konnten,  zum  Erlöschen  zu  bringen.     Es  ist  allerdings  in 
einzelnen  Fällen  zum  richtigen  Choleraausbruch  gekommen;  dann  sind  wir 
aber  stets  mit  unseren  Maassregeln  zu  spät  gekommen,  die  Choleraepidemie 
hatte  schon  Fuss  gefasst,  und  wir  konnten  nicht  mehr  die  ersten  Fälle   un- 
schädlich machen.      So  lange  wir  es  aber  mit  ersten  Fällen  zu  thun  haben, 
oder  auch  selbst  noch  mit  der  zweiten  oder  dritten  Generation  der  Cholera- 
infection,  glaube  ich  behaupten  zu  können,  dass  unsere  Maassregeln  absolut 
sicher  wirken.    Es  stützt  sich  diese  Behauptung  nicht  etwa  auf  eine  einzelne 
oder  auf  ein  paar  Beobachtungen,  sondern  auf  hundertfältige  und  nament- 
lich auf  die  in  diesem  Jahre  gemachten,  welche  die  früheren  Erfahrungen 
Yollkomm(n  bestätigt  haben.    Deutschland  war  im  vorigen  Jahre  vollständig 
frei  von  Cholera  geworden;  wir  gingen  auch  noch  in  diesen  Sommer  hinein, 
gänzlich  ohne  einheimische  Cholera.      Dann  aber  Hess  es  sich  Schritt  für 
Schritt  verfolgen,  wie  sie  aus  dem  Auslande  wieder  zu  uns  kam,  und  zwar 
hauptsächlich  von  Russland  her  auf  den  Wasserwegen,  die  nicht  abgesperrt 
sind.     Auf  dem  Wasserwege  ist  sie  von  der  Weichsel  ins  Odergebiet  ge- 
kommen, von  da  ist  sie  schon  in  einzelnen  Fällen  wieder  bis  zur  Elbe  vor- 
gedrungen; doch  sind  die  bisher  vorgekommenen  Fälle  ausnahmslos  solche, 
welche  nicht  auf  vorjährige  zu  beziehen,  sondern  vom  Auslande  eingeschleppt 
sind.     In  allen  diesen  Fällen  ist  es  gelungen,   die  Krankheit  auszutilgen. 
„Ich  glaube  desswegen,  dass  diejenigen  im  Unrecht  sind,  welche  behaup- 
ten —  eine  Behauptung,  die  im  ersten  Cholerajahre,  vielleicht  auch  noch  im 
zweiten  eine  gewisse  Berechtigung  hatte  — ,  dass  auch  ohne  unsere  Maass- 
regeln die  Cholera  ganz  ebenso  harmlos  verlaufen  sein  würde,  wie  das  jetzt 
der  Fall  gewesen  ist.     Wie  gesagt,  für  ein  Jahr  oder  auch  selbst  für  ein 
zweites  Jahr,  war  man  zu  der  Behauptung  berechtigt,  dass  es   nur  an  den 
günstigen    Bedingungen    für    das    Zustandekommen    einer   Choleraepidemie 
gefehlt  habe.    Nun  befinden  wir  uns  aber  schon  im  dritten  Cholerajahr  und 
wir  sehen,  dass  unsere  Nachbarländer,  die   mehr  oder  weniger  unter  den- 
selben klimatischen   und  sonstigen  Bedingungen  stehen,   wie   wir,   schwer 
unter  der  Cholera  zu  leiden  haben,  während  wir  verhältnissmässig  frei  aus- 
gehen.    Da   kann   doch   schliesslich  jene  Erklärung   nicht   mehr  zutreffen; 
ebenso  wenig  eine  andere,  die  ich  in  letzter  Zeit  verschiedentlich  gehört 
habe  and  die  mir  ebenso  unberechtigt  zu   sein  scheint:  dass   nämlich  die 
Cholera  überhaupt  an  Intensität  verloren  habe,  es  sei  gar  nicht  mehr  die 
eigentliche  Cholera,  die  frühere,  echte,  asiatische  Cholera,  die  so  furchtbar 
auftreten  kann.    Ja,  wer  das  behauptet,  dem  würde  ich  rathen,  sich  die  vor 
wenigen  Wochen   in  dem  Dorfe  Niedzwedzen,  an   der  russischen   Grenze, 
vorgekommene  Epidemie  etwas  genauer  anzusehen.     Wir  haben  da  einen 
solchen  Fall  erlebt,  in  dem  die  Cholera  nicht  sofort  erkannt  wurde,  sondern 
unter  der  irrigen  Annahme  einer  Fischvergiftung  erst  um  sich  greifen  konnte. 
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Da  hat  uns  die  Cholera  gezeigt,  dass  sie  in  der  That  noch  die  alte,  echt«, 
asiatische  Cholera  ist.  In  diesem  Dorfe  sind  über  13  Proc.  der  Bevölkerung 
gestorben.  Vergleicht  man  damit  die  grosse  Hamburger  Epidemie,  dann  ist 
dieselbe  nur  Vio  ^^  stark  gewesen,  wie  die  in  jenem  Dorfe.  Man  sieht  also, 
dass,  wenn  wir  der  Cholera  nur  einmal  freien  Lauf  lassen  —  in  diesem 
Falle  unbeabsichtigt  — ,  sie  noch  ganz  die  alten  Gewohnheiten  hat.  Man 
kann  femer  auf  die  Zustande  jenseits  unserer  russischen  Grenze  hinweisen, 
über  welche  in  der  letzten  Zeit  verschiedentlich  Nachrichten  zu  uns  gelangt 
sind  durch  Aerzte,  welche  die  von  der  Cholera  ergriffenen  russischen  Grenz- 
städte besucht  haben.  Aus  den  Berichten  derselben  ist  zu  ersehen,  dass 
auf  russischem  Gebiet  die  Cholera  genau  in  derselben  furchtbaren  Weise 
haust,  wie  früher.  Es  sollen  dort  in  einzelnen  Gegenden  ganz  entsetzliche 
Zustände  herrschen. 

„Nachdem  wir  nun  drei  Jahre  lang  unsere  Maassregeln  durchgeführt 
und  die  Erfolge  davon  gesehen  haben,  können  wir  keine  andere  Erklärung 
mehr  zulassen,  als  dass  diese  Maassregeln  in  der  That  wirksam  sein  müssen, 
und  ich  glaube  um  so  mehr  auf  diese  Ueberzeugung  hinweisen  zu  müssen, 
als  wir  doch  sicher  noch  auf  einige  Cholerajahre  zu  rechnen  habSn.  Nach 
früheren  Erfahrungen  hat  die  Cholera  immer  bis  zu  10  Jahren  gebraucht, 
ehe  sie  aus  Europa  wieder  verschwunden  ist.  Ich  glaube  kaum,  dass,  so 
wie  die  Choleraverhältnisse  jetzt  in  Russland  liegen ,  die  Epidemie  in  den 
nächsten  Jahren  schon  dort  beendigt  sein  wird.  Sic  wird  sich  möglicher- 
weise dort  noch  ein  paar  Jah^e  halten,  wird  vielleicht  auch  noch  auf  andere 
Nachbarländer  übergreifen  und  sich  dort  auf  Jahre  einnisten.  Deutschland 
ist  wegen  seiner  centralen  Lage,  wenn  auch  nur  irgend  ein  Land  in  Europa 
Cholera  hat,  immer  mehr  oder  weniger  der  Invasion  ausgesetzt.  Wir 
werden  also  wahrscheinlich  noch  Jahre  lang  mit  der  Choleragefahr  zu 
rechnen  haben  und  werden  uns  ebenso  wahrscheinlich  noch  Jahre  lang  der 
Maassnahmen,  die  von  Herrn  Prof.  Gaffky  so  anschaulich  und  sachgemäss 
geschildert  sind,  dass  ich  seinen  Auseinandersetzungen  nur  beistimmen  kann, 
zu  bedienen  haben. 

„Wenn  wir  nun  im  Stande  sind,  uns  iminlande  in  solcher  Weise  gegen 
die  Cholera  zu  schützen,  dann  kann  es  uns,  wenigstens  von  unserem  ganz 
rein  inländischen  Standpunkte  aus,  wirklich  gleichgültig  sein,  wie  das  Aus- 
land sich  der  Cholera  gegenüber  verhält,  und  insbesondere,  ob  internationale 
Maassregeln  verabredet  werden,  um  die  Cholera  in  ihrem  Laufe  zurückzu" 
halten.  Es  kann  uns  dies  nicht  mehr  so  berühren,  wie  es  früher  der  Fall 
war,  als  man  es  noch  nicht  verstand,  sich  im  Inlande  gegen  die  Cholera  zu 
schützen,  sondern  den  Hauptwerth  darauflegen  musste,  dass  sie  uns  über- 
haupt nicht  ins  Land  geschleppt  wurde.  Wir  haben  in  dieser  Beziehung 
jetzt  aber  eine  vollständig  veränderte  Auffassung.  Wir  wissen,  dass  wir  uns 
gegen  die  Einschleppung  der  Cholera  doch  nicht  schützen  können,  und  wir 
müssen  desswegcn  den  ganzen  Schwerpunkt  unserer  Abwehr  darauf  legen, 
dass  die  ins  Inland  eingeschleppten  Fälle  sofort  unschädlich  gemacht  werden. 
Also  auf  die  internationalen  Bestrebungen  zur  Abwehr  der  Cholera  möchte 
ich  keinen  so  sehr  grossen  Werth  legen,  und  darum  möchte  ich  mich  der 
These  Nr.  8,  in  welcher  dieselben  als  empfehlen swei*th  bezeichnet  sind,  nicht 
anschliessen. 
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„Die  in  der  These  8  erwähnte  Dresdener  Convention  hat  sich  übrigens 
mit  der  Choleraprophylaxe  gar  nicht  beschäftigt;  sie  hatte  es  nur  zu  thun 
mit  der  Beseitigung  der  unnöthigen  Yerkehrsbeschränkungen.  Ich  glaube, 
dass  sie  in  dieser  Beziehung  ihre  Aufgabe  vollständig  erfüllt  und  etwas 
Segensreiches  zu  Stande  gebracht  hat.  Allein  in  prophylaktischer  Be- 
ziehung nützt  uns  die  Dresdener  Convention  gar  nichts  und,  meiner  Meinung 
nach,  ebenso  wenig  die  ebenfalls  in  These  8  erwähnte  Pariser  Conferenz. 
Die  Pariser  Conferenz  ging  darauf  hinaus,  gewisse  Einfallsthore  der  Cholera 
zu  schliessen.  Man  sagte,  das  hauptsächlichste  Einfallsthor  sei  das  Hothe 
Meer;  dasselbe  müsse  durch  Quarantäne  und  sonstige  Ueberwachungs- 
maassregeln  für  die  Cholera  gesperrt  werden.  Man  hat  ferner  angenommen, 
der  Persische  Meerbusen  sei  ebenso  gefährlich,  er  müsse  gerade  so  behandelt 
werden,  und  es  sind  dem  entsprechende  Beschlüsse  gefasst.  Ich  glaube 
nicht,  dass  wir  auf  diese  Weise  vor  ferneren  Cholerainvasionen  geschützt 
werden.  Denn  Jeder,  der  sich  mit  der  Cholerageschichte  befasst  hat,  weiss, 
dass  die  allermeisten  Choleraepidemieen ,  (^  h.  bis  jetzt  alle,  mit  Ausnahme 
einer  einzigen,  weder  durch  den  Persischen  Meerbusen,  noch  durch  das 
Rothe  Meer,  sondern  auf  dem  Wege  durch  Centralasien ,  gekommen  sind, 
und  auch  die  Epidemie,  mit  der  wir  es  jetzt  zu  thun  haben,  hat  diesen  Weg 
genommen.  Wenn  man  also  nur  das  Rothe  Meer  und  den  Persischen  Meer- 
busen für  die  Cholera  schliesst,  so  werden  wir  so  gut  wir  gar  keinen  Nutzen 
davon  haben. 

„Sie  sehen  also,  wie  wenig  wir  uns  auf  die  bisherigen  internationalen 
Bestrebungen  verlassen  können.  Ich  halte  sie  aber  auch  für  ganz  über- 
tiüssig,  denn  wenn  jeder  Staat  es  so  machen  wollte,  wie  es  das  Deutsche 
Reich  während  der  jetzigen  Epidemie  gethan  hat ,  dass  er  sich  nämlich  die 
Cholera  im  Inlande  vom  Halse  hält,  und  dass  er  lernt,  sie  im  Inlande  aus- 
zurotten, so  würde  das  auch  der  allerbeste  internationale  Schutz  sein.^ 

Regierungs-  und  Medicinalrath  Dr.  Wernich  (Berlin)  giebt  Mit- 
theilung, wie  sich  der  Krankenhauszwang  in  einer  grossen  Stadt,  in  Berlin, 
gestaltet  habe.  Hier  habe  sich  die  Sache  zu  einem  Zwang  gar  nicht  ent- 
wickelt. Keiner  von  den  16  Hamburgern,  die  im  Jahre  1892  auf  dem 
Lehrter  Bahnhofe  cholerakrank  angekommen  seien,  habe  sich  gegen  das 
Krankenhaus  gesträubt,  kein  Flösser,  kein  Schiffer  habe  irgend  einen  Ein- 
wand gemacht,  und  wenn  man  in  Berlin  im  ersten  Cholerajahre  320  Ver- 
dächtige in  die  Berliner  zuständigen  Krankenhäuser  unterzubringen  gehabt 
habe,  so  sei  doch  von  keiner  Seite  irgend  ein  ernstes  Widerstreben  laut  ge- 
worden. Ebenso  habe  sich  die  Sache  im  zweiten  Jahre  bei  25  Kranken  und 
gegen  200  Verdächtigen  gestellt,  während  in  diesem  Jahre  es  sich  nur  um 
einen  einzelnen  wirklichen  Cholerafall  und  12  bis  1 5  Verdächtige  gehandelt 
habe.  Dieser  eine  diesjährige  Fall  betreffe  eine  aus  Russland  krank  zu- 
gereiste Frau,  die  auch  leicht  dazu  zu  überreden  gewesen  sei,  ins  Kranken- 
haus zu  gehen.  Nachdem  sie  aber  geheilt  aus  dem  Krankenhause  entlassen 
worden  sei  und  der  Ehemann  als  vermögender  Mann  die  Verpflegungskosten 
habe  zahlen  sollen,  habe  er  dies  verweigert  und  sich  zum  Beweis  erboten, 
dass  seine  Frau  gar  nicht  cholerakrank  gewesen  sei;  die  Sache  sei  zur  Zeit 
noch  unerledigt. 
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Dieser  Fall  müsse  die  Frage  der  Entschädigung  anregen.  In 
Bezug  auf  diesen  Punkt  bestehen  noch  merkwürdige  Lücken  und  diese 
Lücken  seien  auch  in  dem  „Entwurf  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  gemein- 
gefährlicher Krankeiten^  noch  vorhanden.  Wer  z.  B.  einen  Schiffer,  den 
doch  meistens  unbemittelten  Mann,  wegen  seiner  Ladung,  deren  Zurück- 
haltung, und  wegen  sonstiger  Schäden  und  Unbequemlichkeiten  schadlos 
halte,  sei  noch  eine  offene  Frage,  wie  so  manche  ähnliche,  die  sich  im  Hin- 
blick auf  andere  Berufsarten  stellen  Hesse.  Nach  Richtung  der  staatlichen 
und  behördlichen  Entschädigungspflicht  das  neue  Seuchengesetz  zu  ver- 
tiefen und  in  liberalster  Weise  zu  verbessern,  dies  scheine  ihm  eine  noch 
nicht  in  allen  Hauptpunkten  geklärte  und  erledigte  Aufgabe  zu*  sein,  eine 
Aufgabe,  deren  Erfüllung  dem  Gesetze  viel  mehr  Freunde  schaffen  werde, 
als  die  Abbröckelung  einzelner  beschränkender  Bestimmungen.  Denn  in 
diese  Beschränkungen  gerade  im  sogenannten  Ausnahme-  und  Kriegs- 
zustände sich  zu  fügen,  darauf  weise  selbst  den  freiheitsliebenden  und 
sswangsscheuen  Staatsbürger,  wenn  nicht  die  Seuchenfurcht,  so  schon  ein 
guter  Bruchtheil  seiner  Lebenserfahrung  hin.  Aber  die  sichere  Aussicht, 
nichts  oder  sehr  wenig  für  das,  was  man  einbüsse,  entschädigt  zu  erhalten, 
erzeuge  und  hinterlasse  eine  Verbitterung,  die  Empfindung  des  Vergewaltigt- 
seins und  des  Zwanges,  ja  nicht  selten  ein  Gefühl  unverschuldet  erlittenen 
Unrechts.  Diesem  Gefühle  seine  Bitterkeit  zu  nehmen,  werde  vielleicht  die 
dankenswertheste ,  aber  auch  unumgängliche  Arbeit  der  gesetzgebenden 
Factoren  sein. 

Hiermit  ist  die  Discussion  geschlossen  und  es  erhält  das 
Schlusswort 

Referent  Geheimrath  Dr.  y.  Kerschensteiner:  „Verehrte  Versamm- 
lung! Ich  glaube,  die  Besprechung  der  Schlusssätze,  die  Sie  vor  sich  sehen, 
sollte  nicht  beendet  werden,  ohne  dass  wir  —  und  dabei  bin  ich  persönlich 
betheiligt  —  Herrn  Geheimrath  Koch  zunächst  unsern  Dank  aussprechen 
erstens  dafür,  dass  er  unsere  Versammlung  besucht  hat,  und  zweitens  dafür, 
dass  er  in  erläuternder  Weise  gewisse  Punkte  noch  behandelt  hat.  Er  hat 
erwähnt,  dass  nunmehr  ein  langer  Streit  über  die  eigentliche  Ursache  der 
Cholera  beendet  sei  und  er  begrüsst  das  mit  Freude.  Ich  kann  sagen,  das 
begrüssen  auch  wir  mit  Freude,  und  ich  glaube,  dass  wir  nunmehr  mit 
einer  gewissen  Erleichterung  fortarbeiten  können.  Wir  sind  getrennt  mar- 
schirt,  aber  wir  haben  doch  immer  vereint  gekämpft,  und  das  wollen  wir, 
frei  von  Doctrinarismus ,  auch  in  Zukunft  so  halten,  nachdem  unsere  Stel- 
lung nunmehr  eine  klarere  und,  wie  ich  auch  glaube,  natürlichere  geworden 
ist.  Zugleich  spreche  ich  der  Versammlung  den  Dank  aus  für  die  ganz  be- 
sondere Aufmerksamkeit,  die  sie  diesem  Gegenstande  zugewendet  hat.  Es 
ist  ja  richtig ,  dass  im  gegenwärtigen  Augenblicke  kaum  irgend  ein  Gegen- 
stand das  öffentliche  Interesse  so  in  Anspruch  zu  nehmen  weiss,  wie  die 
Fürsorge  gegen  gemeingefährliche  Krankheiten,  die  dem  Staate,  die  aber 
auch  dem  Einzelnen  obliegt. 

„Wenn  Herr  Geheimrath  Koch  nervorgehoben  hat,  dass  die  inter- 
nationalen Bestrebungen  von  untergeordneter  Bedeutung  seien,  so  bin    ich 
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doch  nicht  in  der  Lage,  diesem  Punkte  ganz  zuzustimmen,  und  implicite 
hat  es  doch  auch  Herr Geheimrath  Koch  selber  zugegeben.  £r  hat  gesagt: 
wenn  jeder  Staat  innerhalb  seiner  Grenzen  das  Erforderliche  thut,  dann  ist 
der  internationale  Schutz  geschaffen.  Nun  aber  ist  Ihnen  allen  bekannt, 
dass  es  sich  hier  um  Länder  handelt,  die  sehr  schwer  dazu  zu  bringen  sind, 
innerhalb  ihrer  eigenen  Grenzen  das  zu  thun,  was  sie  nach  der  Richtung 
hin  thun  sollen,  und  dass  hier  ein  äusserer  Zwang,  wenn  ich  sagen  darf, 
eine  äussere  Nöthigung  gescbaffen  werden  musste,  was  doch  nur  dadurch 
möglich  war,  dass  man  die  betreffenden  Regierungen  eben  an  ihre  Pflicht 
erinnert  hat,  innerhalb  ihrer  eigenen  Grenzen  sich  den  Schutz  zu  ver- 
schaffen,  und  ich  bin  der  Meinung,  es  läge  im  Interesse  der  Sache  sowohl, 
als  im  Interesse  des  Eindruckes,  den  unsere  Verhandlungen  nach  aussen 
machen  sollen,  wenn  Sie  die  Thesen,  wie  sie  Ihnen  hier  vorgelegt  wurden, 
annehmen  würden.  Der  Fall  liegt  ja  nicht  so,  dass  abgestimmt  wird,  aber 
es  könnte  so  gemacht  werden,  wie  das  gestern  und  vorgestern  mit  den 
Thesen  auch  geschehen  ist,  dass  sie  einfach  Ihren  Beifall  zu  den  Thesen 
ausdrücken.^ 

Vorsitzender  Oberbürgermeister  Adickes:  „Meine  Herren! 
Wie  ich  zur  Einleitung  sagte  und  wie  die  Herren  Referenten  ursprünglich 
wünschten,  ist  ja  eine  Abstimmung  heute  ausgeschlossen;  im  Laufe  der 
Debatte  aber  sind  wir  ja  Alle  Zeugen  einer  wirklich  erhebenden  Verhand- 
lung gewesen.  Wir  haben  erlebt,  dass  jetzt  gemeinsame  Schlusssätze  beider 
Herren  Referenten  aufgestellt  sind,  von  denen  alle  Redner  gesagt  haben, 
dass  sie  vor  einigen  Jahren  noch  nicht  möglich  gewesen  wären.  Ich  sage 
desshalb,  dass  wir  Zeugen  einer  erhebenden  Verhandlnng  gewesen  sind,  in- 
sofern nunmehr  von  allen  Seiten  constatirt  worden  ist,  dass  jetzt  eine 
gemeinsame  Basis  gewonnen  ist,  von  der  aus  die  Bekämpfung  der  Cholera 
erfolgreicher  als  je  vorher  möglich  sein  wird.  Es  entspringt  daraus  das 
Gefühl  einer  grossen  Beruhigung,  das  wir  Alle,  jeder  in  seine  Heimath  von 
hier  mit  hinausnehmen  werden,  und  welches  nach  allen  Richtungen  hin 
durchaus  wohlthätig  wirken  wird.  Und  wenn  ich  nun  den  Herren  Refe- 
renten recht  herzlich  danke  für  diese  Arbeit,  die  sie  uns,  aber  nicht  nur 
uns,  geleistet  haben,  so  weiss  ich  mich  ferner  auch  des  Beifalls  der  ganzen 
Versammlung,  welche  Herrn  Geheimrath  Koch  erst  schon  mit  lebhaftem 
Beifall  begrüsst  hat,  sicher,  wenn  ich  ihm  besonders  danke,  dass  er  zu  uns 
gekommen  ist  *und  theilgenommen  hat  an  unseren  Verhandlungen.  Wir 
begrüssen  diesen  Meister  auf  dem  Gebiete  der  kleinsten  Lebewesen,  den 
Columbus ,  der  den  Vibrio  gefunden  hat,  und  der ,  ich  möchte  sagen ,  in  ge- 
wissem Sinne  verdienstvoller  als  Columbus  war.  Denn  Columbus  zog  aus, 
um  Indien  zu  suchen  und  fand  Amerika;  Herr  Geheimrath  Dr.  Koch  zog* 
ans,  den  Vibrio,  den  Cholerabacillus ,  zu  suchen  und  —  er  fand  ihn.  Als 
Deutscher  Verein  begrüssen  wir  herzlich  in  unserer  Mitte  ihn,  den  Deut- 
schen, der  in  Indien  diesen  todtbringenden  Feind  fand  und  der  die  Mittel 
gab,  ihn  zu  bekämpfen. ** 


„Meine  Herren!  Die  Tagesordnung,  die  zu  erledigen  wir  uns  in  diesen 
Tagen  gesetzt  hatten,  ist  nunmehr  erledigt,  und  es  bleibt  mir  nur  noch 
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übrig,  den  Herren  Referenten  zunächst  unseren  Dank  zu  sagen  für  die  vor- 
trefflichen, eingehenden  und  anregenden  Referate,  die  sie  uns  erstattet 
Laben,  und  den  Herreu  Vereinsmitgliedern,  die  sich  an  den  Discussionen 
erfolgreich  betheiligt  haben.  Es  bleibt  mir  übrig,  noch  einmal  auch  von 
dieser  Stätte  den  Dank  des  Vereins  auszusprechen  der  Stadt  Magdeburg 
und  ihren  Vertretern,  ihren  Behörden,  die  uns  eine  so  gastliche  Aufnahme 
gewährt  haben,  und  die  uns  gezeigt  haben,  dass  Magdeburg  yiel,  viel  mehr 
bietet,  als  diejenigen  geneigt  sind  anzunehmen,  die  Magdeburg  nicht  kennen. 
XJnsern  herzlichsten  Dank! 

„Und,  meine  Herren,  wenn  ich  nun  zurückblicke  auf  unsere  Verhand- 
lungen vom  Standpunkte  des  Vereins,  dann,  glaube  ich,  darf  ich  wohl  sagen, 
dass  wir  eine  erfolgreiche  Tagung  gehabt  haben.  Wir  sind  angewiesen  auf 
die  Theilnahme  der  Behörden  und  auf  die  Unterstützung  der  öffentlichen 
Meinung.  Nun ,  meine  Herren ,  die  Behörden  haben  in  reger  Weise  an 
unseren  Verhandlungen  theilgenommen ,  wir  haben  die  Freude,  hervor- 
ragende Vertreter  von  "Staat  und  Stadt  mit  Bezeugung  lebhaften  Interesses 
unter  uns  zu  sehen,  uud  die  öffentliche  Meinung  —  meine  Herren,  wir  sind 
lieute  mehr  als  je  in  der  Lage ,  unser  Verhältniss  zu  ihr  als  ein  sehr  be- 
friedigendes zu  bezeichnen.  Es  ist  keine  Versammlung  bisher  von  so  vielen 
auswärtigen  Mitgliedern  besucht  gewesen.  Die  Zahl  derselben  ist  auf  231  in 
diesem  Jahre  gewachsen.  Rechnen  Sie  dazu  noch  die  stattliche  Zahl  von  125 
Magdeburgern,  welche  theilgenommen  haben,  zum  Theil  als  neu  eingetretene 
Mitglieder,  und  die  wir  in  unserer  Mitte  zu  begrüssen  die  Freude  haben,  so  er- 
hebt sich  heute  die  Gesammtzahl  der  anwesenden  Mitglieder  auf  356.  Meine 
Herren,  ich  begrüsse  das  mit  Freuden,  denn  in  der  That  haben  wir  in  unseren 
Verhandlungen  aufs  Neue  wieder  constatiren  können:  Der  Deutsche  Verein 
für  öffentliche  Gesundheitspflege  hat  seine  Rolle  noch  längst  nicht  aus- 
gespielt; es  sind  noch  viele  schwere  Uebelstände  zu  bekämpfen,  und  es  sind 
noch  viele  ideale  Ziele  nach  allen  Richtungen  hin  vorhanden,  welche  zu 
erreichen  wir  Alle  immer  weiter  bestrebt  sein  wollen,  und  ich  glaube  daher, 
dass  wir  alle  gern  unsere  Hoffnungen  und  Wünsche  in  dem  Rufe:  Es  lebe 
und  blühe  und  wachse  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege! zusammenfassen  und  so  bitte  ich  Sie,  mit  mir  einzustimmen  in 
diesen  Ruf: 

Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege,  er 
wachse,   blühe   und   gedeihe,    er   lebe   hoch,   hoch,   und   noch- 
mals hoch! 

{Die  Anwesenden  erheben  sich  und  stimmen  dreimal  freudig  in  den  Ruf  ein.) 
„Hiermit  schliesse  ich  diese  Versammlung." 


(SchlusK  IIV'.^  Uhr.) 
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Anhang: 


Bericht  über  die 


Ausstellung  technisclier  Einriclitungeii  aus  dem 

Gebiete  der  Wolmungsliygiene. 

Von  Stadtbaurath  Feters  (Magdeburg). 


Die  AusstelluDg  war  in  dem  Yom  Magistrat  und  von   der  Stadtver- 
ordnetenYersammlung  bereitwilligst  zur  Verfügung  gestellten  Hause  Dom- 
strasse Nr.  3,  in  nächster  Nähe  des  Domes  und  zugleich  des  Saales  der 
^Freundschaft^  untergebracht  und  hatte  hier  hinreichenden  Platz  in  einem 
Grundstücke  gefunden,   das  mit  sehr  geräumigem  Hofraume  versehen,  Ge- 
legenheit zur  Anordnung  von  Ausstellungsgegenständen  sowohl  im  Innern 
wie  auch  im  Freien  gewährte.    Im  Gebäude  selbst  war  durch  Uerausnahme 
einiger  Zwischenwände  ein  grösserer  Ausstellungsraum  geschaffen,  in  welchem 
eine  stattliche  Zahl  yon  Apparaten  gezeigt  wurde,  die  unbeschadet  der  im 
oberen  Geschoss  eingerichteten  Ausstellung  von  Zimmern  und  Räumen  für 
Wohnzwecke,  für  sich  vorgeführt  werden  konnten.    Auf  dem  mit  freund- 
lichem Grün  versehenen  Hofe  lagerten  Rohre  und  Canalisationsartikel  der 
rühmlichst  bekannten  Deutschen  Thonröhrenfabrik  Münsterberg  in  Schlesien, 
wie  sich  das  gleich  hervorragende  P^isenhüttenwerk  Tangerhütte  bei  Magde- 
burg nicht  hatte  nehmen  lassen,  seine  vorzüglichen  Gusseisenartikel  in  einem 
originellen,  aus  Muffenrohren  hergestellten,  kioskartigen  Aufbau  zur  Schau 
zu  bringen.    Sogar  in  einer  Restauration  war  hier  Gelegenheit  geboten,  der 
leiblichen  Erquickung  zu  gedenken,  die  nach  Beendigung  der  Verhandlungen 
^es  ersten  Versammlungstages  sämmtlichen  Theilnehmern  recht  erwünscht  kam. 
Die  Ausstellung  sollte  auch  der  Belehrung  des  weiteren  Publicums  dienen 
und  ist  zu  dem  Zwecke  ein  Eintrittsgeld  von  0,50  Mk.  festgesetzt  worden, 
^as  nach  Verlauf  von  zwei  Wochen   auf  0,30  Mk.   herabgesetzt  ist.    Die 
Dauer  der  Ausstellung  war  auf  vier  bis  fünf  Wochen  berechnet ,  innerhalb 
deren  öffentliche  Vorträge  in  gemeinverständlicher  Art  seitens   des  Magde- 
burger Vereins   für  öffentliche  Gesundheitspflege   gehalten  werden  sollten, 
"le  vorauszusehen,  konnte  von   reichlichem  Besuche   des  Publicums  trotz 
*iler  Bemühungen  nicht  wohl  die  Rede  sein ,  abgesehen  von   den  Vortrags- 
abenden, die  sich  eines  recht  erfreulichen,  regen  Zuspruchs   erfreuten.    Da- 
^^^  konnte  erst  thatsächlicher  Nutzen  gestiftet  werden ;   das  besonders  in 
Wracht  kommende  bauende   Publicum   ist   so   sehr   daran   gewöhnt,    sich 
anderweitig  leiten  zu  lassen,  ohne  sich  selbst  die  Mühe  um  Aufklärung 
^^^  technische   Angelegenheiten   im   eigenen   Heim   zu  geben,   dass   man 
^'JWnerhin  wohl  zufrieden  sein  kann,  wenn  wenigstens  die  berufenen  Tech- 
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niker,  Handwerker,  auch  Aerzte  die  Gelegenheit  wahrnahmen,  sich  über 
sonst  vernachlässigte  Dinge,  die  zu  ihrem  Wirkungskreise  gehören,  in  so 
bequemer  Weise  zu  orientiren!  Man  darf  sonst  mit  dem  Erfolge  dieser 
Ausstellung  in  Magdeburg  ganz  zufrieden  sein,  da  man  an  einen  pecuniären 
Ertrag  selbstverständlich  nicht  gedacht  hatte.  Zu  bedauern  bleibt  nur,  dass 
die  Theilnehmer  der  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche 
Gesundheitspflege,  für  welche  die  Ausstellung  in  erster  Linie  bestimmt  war, 
kaum  genügend  Gelegenheit  gehabt  haben  dürften,  sich  eingehender  mit 
den  interessanten  Gegenständen  zu  beschäftigen,  aus  denen  eine  Fülle  von 
Anregungen  sicherlich  zu  schöpfen  war!  Bei  so  reichhaltigem  Programm, 
wie  die  Congress Versammlungen  darzubieten  pflegen,  bleibt  für  die  hierzu 
erforderliche  Müsse  nur  wenig  Zeit  übrig! 

Hinsichtlich    der   in    der    Ausstellung   vertretenen    Gegenstände    sind 
bereits  in  dem  Einleitungsvortrage  bezügliche  allgemeine  Mittheilungen  ge- 
macht worden.     Durch   Reichhaltigkeit    und  Gediegenheit  der  Vorführung 
zeichneten  sich  die  Berliner  Firmen  David  Grove,  Vertreter  von  Jenn in gs 
in  London,  Hambruch,  Vertreter  vonBoyle  in  London  aus,  ferner  Treut  1er 
&  Schwarz,  Börner  und  Herzberg,  deren  vorzügliche,  für  das  Laien- 
publicum  vor  Allem  verständliche  Zeichnungen  von  technischen  Wohnungs- 
einrichtungen  alles  Lob  verdienten.      Auch  Hamburg  hatte   in    den  Aus- 
stellern Mü]lenbach& Zillessen,  Bahn  und  Schmidt  anerkennenswerthe 
Vertretung  gefunden.     Im  Uebrigen  soll  nicht  weiter  auf  Einzelheiten   der 
Ausstellungsgegenstände  eingegangen  werden;  es  genüge  anzuführen,  dass 
die  Einrichtungen  der  Räume  mit  Toiletten,  Ausgüssen,  Badewannen,  Closetsetc. 
sehr   viel  Interessantes    in    technischer  Beziehung  boten,   wie   denn  auch 
eine  reichliche  Zahl  neuer  Muster  der  in  Betracht  kommenden  Sondergebiete 
vorhanden  war.     Jedenfalls  war  die  Ausstellung  für  die  hauptsächlich  be- 
tonten Zwecke  der  Wasserzuführung  und  Entwässerung  von  Wohnhäusern 
gut  und  fast  erschöpfend  beschickt;    ebenso    erschienen    die  ausgestellten 
Vorrichtungen  zur  Ventilation  der  Wohnräume  durchaus  genügend,  ein  über- 
sichtliches Bild  der  in   letzter  Zeit  hierfür  von  deutschen  und  englischen 
Gesundheitstechnikem  vorgeschlagenen  Apparate  zu  bieten.     Diese  Theile 
der  Ausstellung  fanden  denn  auch  vorzugsweise  gebührende  Beachtung  bei 
den    sachverständigen   Besuchern,    während    die  Beleuchtungs -  und   Gas- 
heizungscinrichtungen,    —   letztere    in  Oefen   und  Herden   neuester  Con- 
struction  sehr  gediegen  durch  Magdeburger  Firmen  vertreten,  —  die  Auf- 
merksamkeit des  Laienpublicums ,   auch  der  Damen,  besonders  zu  fesseln 
geeignet  waren. 

Alles  in  Allem  darf  man  dem  Deutschen  Verein  für  öffentliche  Ge- 
sundheitspflege, zumal  in  Magdeburg,  nur  dankbar  sein,  Anregung  zu  einer 
Ausstellung  gegeben  zu  haben,  welche  für  Fachleute  sowohl,  wie  für  das 
weitere  Publicum  Belehrung  und  Interesse  gewährte  und  zur  Förderung 
der  gemeinnützigen  Bestrebungen  auf  dem  wichtigen  Gebiete  der  Wohnungs- 
hygiene entschieden  beigetragen  hat. 
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B.    Namensverzeichniss. 

Die  mit  *  versehenen  Namen  bezeichnen  die  beim  Cong^esse  1894  in  Magdeburg 

anwesenden  356  Mitglieder. 


M 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


München 


Ehrenmitglied: 

V.  Pettenkofer,  Max,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Ober- 
Med.-Ilath. 


1 

Preussisch  Holland 

2 

• 

Königsberg  i.  Pr. 

3 

n 
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n 
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Rastenburg 
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Tilsit 
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Königreich  Preussen. 

Provinz   Ostpreussen. 

Beeck,  Dr.^  Sanitätarath,  Kreisphysicus. 

♦  Stadtgemeinde,  Vertreter :  Bürgermeister  Brink- 
mann. 

♦  V,  Esmarch,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Meschede,    Dr.  med.,   Professor,    Director  des 

städtischen  Kraukenhauses. 
Seydel,  Karl,  Dr.  med.,  Professor. 
Papendieck,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Wolffberg,  Siegfried,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Provinz   Westpreussen. 

Steiuberg,  Bürgermeister. 

Stadtgemeinde. 

Ab  egg,  Heinrich,  Dr.,  Geh.  Sanitäts-  und  Medi- 

cinalrath. 
Althaus,  Dr.  med. 
Berenz,  Emil,  Kaufmann. 

♦  Berg  er,  J.  J.,  Fabrikant. 
Damme,  R.,  Commcrzienrath. 
Farne,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Freitag,  Dr.  med. 
Freymuth,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Glaser,  Dr.,  Sauitätsrath,  Kreisphysicus. 
Gronau,  Hermann,  Kaufmann,  Stadtrath. 
Hinze,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  I). 
Kunath,  Ernst,  Director  der  Gas-  und  Wasser- 
werke. 

Piwko,  Theophil,  Dr.  med. 

Rickert,  IL,  Stadtrath. 

Scheele,  Leo,  Dr.  med. 

Semon,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreiswundarzt. 

Wen  dt,  Rudolf,  Stadtrath. 

Wiebe,  Dr.,  Geh.-Medicinalrath. 
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Zeuschner,  Dr.,  Reg.-  und  Gell.  Medicinalrath. 

29 

Elbing 

Stadtgemeinde. 

30 
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Bleyer,  Dr.  med. 

31 

Goldap 

Liedtke,  E.,  Dr.,  Krcisphysicus. 

32 

Langfuhr 

Otto,  Ernst,  Stadtbaumeister. 

33 

Marienwerder 

Bar  nick,  Dr.,  Reg.-  u.  Medicinalrath. 

34 

Schwetz  a.  W. 

Grünau,  Dr.,  Director  der  Irrenanstalt 

35 

Thom 

Stadtgemeinde. 
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Provinz  Brandenburg. 

Assmann,  Ernst,  Dr.  med. 

Baginsky,  A.,  Dr.  med.,  Professor,  Director  deß 
Kaiser-  und  Kaiserin  Friedrich-Krankenhauses. 

Becker,  Karl,  Ingenieur. 

V.  Bergmann,  Ernst,  Dr.,  Professor,  Geh.  Me- 
dicinalrath. 

Blankenstcin,  Hermann,  Stadtbaurath. 

Boerner,  G.,  Fabrikbesitzer,  königl.  Handels- 
richter. 

Boerner,  Oscar,  Installateur. 

Böhm,  Julius,  Stadtrath. 

Büsing,  Professor  a.  d.  technischen  Hochschule. 

Burchardt,  Dr.,  Professor,  Oberstabsarzt. 

Calliess,  F.,  Dr.,  Apothekenbesitzer. 

Cuntz,  Friedrich,  Ingenieur. 

Ehren  haus,  S.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Fränkel,  Bernhard,  Dr.,  Sanitätsrath,  Professor. 

Fürstenheim,  Ernst,  Dr.  med. 

Grohn,  Repierungsbaumeister. 

Grove,  David,  Ingenieur  u.  Fabrikbesitzer. 

Grove.  Henry,  Ingenieur. 

Grub,  F.,  Oekonomierath. 

Gut  er  bock,  Paul,  Dr.,  Med.-Rath,  Privatdocent. 

Guttstadt,  Albert,  Dr.  med.,  Professor. 

Haber  mann,  Rudolf,  Ingenieur. 

Hempel,  M.,  Civil-Ingenieur. 

Ilenneberg,  R.,  Commerzienrath,  Ingenieur. 

Herzberg,  A.,  Ingenieur,  königl.  Baurath. 

Heubncr,  O,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Med.-Rath. 

Hinckeldeyn,  Karl,  königl.  Geheimer  Baurath, 
Vortragender  Rath  im  Ministerium. 

Hirsch,  August,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Medicinalrath, 
t  1894. 

II  obre  cht,  Wirkl.  Geh.  Rath,  Excellenz. 

Hobrecht,  James,  Dr.  med.,  Baurath. 

Hoff  mann,  Paul,  Ingenieur. 

Kali  scher,  Gustav,  Dr.  med. 

Kampffmeycr,  Wilhelm,  Lederfa'brikant. 

Käst  an,  Isidor,  Dr.  med. 
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M 

Wohnort 

Namen  und  Stand 

71 

Berlin 

♦  Koch,  Robert,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Med.-Rath. 

72 

« 

*  Koehler,  Dr.,  Dircctor  d.  k.  Gesundheitsamtes. 

73 

u 

Königs,  Dr.,  Geh.  Ober-Reg.-Rath. 

74 

• 

*  Kori,  H.,  Fabrikant. 

75 

• 

Lassar,  Oscar,  Dr.  med.,  Professor. 

76 

» 

Lewinstein,  G.,  Dr.,  Chemiker  und  Redacteur. 

77 

n 

Liebreich,  Oscar,  Dr.,  Professor. 

78 

i> 

Lissauer,  A.,  Dr.,  Sanitatsrath. 

79 

n 

Marggraff,  Stadtrath. 

80 

» 

Mehlhausen,  Gust.,  Dr.,  Geh.  Gber-Med.-Rath. 

81 

• 

Mendel,  Emanuel,  Dr.  med.,  Professor. 

82 

» 

Men nicke,  C,  Ingenieur. 

83 

n 

*  Merke,  Heinrich,  Verwaltungsdirector  des  städt. 

• 

- 

Krankenhauses  Moabit. 

84 

n 

Oldendorff,  A.,  Dr.,  Sanitatsrath. 

85 

n 

Opitz,  Dr.,  Generalarzt  und  Corpsarzt  des  III. 
Armeecorps. 

86 

n 

Orth,  A.,  Dr.  phil.,  Professor. 

87 

n 

Pasch,  Max,  Yerlagsbuchhändler. 

88 

* 

Petri,  Dr.  med.,  Reg.-Rath,  Mitglied  des  kaiser- 
lichen Gesundheitsamtes. 

89 

n 

*  Pfuhl,  Eduard,  Dr.,  Professor,  Stabsarzt. 

90 

J» 

♦  Pistor,  Dr.,  Geheim.  Med.-Rath,  Vortragender 
Rath  im  Cultusministerium. 

91 

• 

*  Purschiau,  Ernst,  Ingenieur. 

92 

n 

Riess,  Leopold,  Dr.,  Director  des  städtischen 
Krankenhauses. 

93 

9 

Riet  sehe  1,  Hermann,  Geheim.  Reg.-Rath,  Pro- 
fessor an  der  technischen  Hochschule. 

94 

rr 

Roestel,  H.,  Stadtrath  a.  D. 

95 

n 

*  Rohrbeck,  Hermann,  Dr.,  Fabrikant. 

96 

• 

*  Rohrbeck,  Julius,  Kaufmanu. 

97 

n 

Rose,  Hermann,  Director  der  New -Yorker  Ger- 
mania. 

98 

n 

Rothe  Kreuz,  Centralorgan  für  die  deutschen 
Wohlfahrts-  u.  Wohlthätigkeitsbestrebungen. 

99 

n 

Salkowski,  Ernst,  Dr.  med.,  Professor. 

100 

« 

Schacht,  Karl,  Dr.,  Med.- Assessor,  Apotheken- 
besitzer. 

101 

9 

Sc  ha  per,  Dr.,  Generalarzt,  Aerztl.  Director  der 
Charitc. 

102 

79 

Schmieden,  Otto,  kunigl.  Baurath. 

103 

y> 

Schulz,  Matthias,  Dr.,  Sanitatsrath,  Stadtphysicus. 

104 

» 

Seil,  Eugen,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Regierungsrath, 
Mitglied  des  kaiserl.  Gesundheitsamtes. 

105 

n 

Spiecker,  P.,  Ober-Baudirector. 

106 

n 

Spinola,  Bernhard,  Geh.  Ober-Reg.-Rath. 

107 

r» 

Struck,  Dr.,  Geh.  Ober-Reg.-Rath,  Generalarzt. 

108 

rt 

Thierfelder,  Haus,  Dr.,  Privatdocent. 

109 

n 

Tiemann,  Ferdinand,  Dr.,  Professor. 

110 

rt 

Uhles,  E.,  Kammergerichtsrath. 

für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Magdeburg. 
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M 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


111 
112 
113 

114 
115 
116 
117 

118 

119 

120 

121 


Berlin 


* 

s 
s 

* 


Brandenburg 
Charlottenburg 


122 

n 

123 

n 

124 

> 

t 

125 

» 

126 

Frankfurt  a.  0. 

127 

* 

128 

II 

129 

11 

130 

• 

131 

1 
Fürstenberg 

132 

Fürstenwalde 

133 

Gross -Jauer 

134 

Gross  -  Lichterfelde 

135 

Kustrin 

136 

Landsberg  a.  d.  W. 

137 

Potsdam 

X38 

n 

139 

n 

X40 

Prenzlau 

X-ti 

• 

X-t2 

• 

i43 

Rathenow 

l-i4 

R 

1^5 

Schweizerhof 

146 

Schwiebus 

147 

Senftenberg 

148 

Spandau 

Veitmeyer,  Civilingenieur. 

Virchow,  R.,  Dr.,  Professor,  Geh,  Med.-Rath. 

*  Wasser  fuhr,  Dr.,  Generalarzt,  kaiserl.  Ministe- 

rialrath  a.  D. 

♦  Wernich,  A.,  Dr.,  Reg.-  u.  Med.-Rath. 
Wiehert,  königl.  Geh.  Baurath. 
Wiener,  Gustav,  Dr.  med. 

Würzburg,  Arthur,  Dr.,  Bibliothekar  im  kaiserl. 
Gesundheitsamte. 

*  Stadtgemeinde y  Vertreter:  Stadtbaurath  Krzy- 

zagörski. 

Stadtgemeinde^  Vertreter:  Stadtbaurath  Brat- 
ring. 

Stadtgemeinde^  Vertreter:  Stadtbaurath  Bredt- 
schneider. 

Hartmann,  Konrad,  Professor,  Reg.-Rath  und 
standiges  Mitglied  des  Reichs -Versicherungs- 
amtes zu  Berliu. 

Hirsch,  L.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

Kühne,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

Schomer,  Wirkl.  Geh.  Ober-Finanzrath  u.  Gene- 
ralsteuerdirector. 

Waldschmidt,  J.,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde. 

Goepel,  H.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Nicolai,  H.  F.,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

Tietze,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Wieb  ecke,  Bruno,  Dr.,  Regierungs-  und  Geh. 
Mediciaalrath. 

*  Voit,  W.,  Ingenieur. 

Roth,  L. ,  königl.  Eisenbahnbau-  und  Betriebs- 

inspector. 
Millies,  C,  Dr.,  Rittergutsbesitzer,  f  1894. 
Albrecht,  Heiorich,  Dr.  phil. 
Stadtgemeinde. 

Friedrich,  Hugo,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Stadtgemeinde. 
Jacckel,  Ernst,  Dr.,  Stabs-  und  Bataillonsarzt. 

♦  La  Pierre,  Paul,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 

Grosser,  Julius,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege. 

Heise,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

Hobrecht,  Max,  Kaufmann. 

La  ehr,  Dr.,  Geh,  Sanitätsrath,  Director  des  Asyls 

Schweizerhof. 
Michaeli,  Wilhelm,  Dr.  med. 

♦  Baring,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 
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Jif 


Wohnort 


•Namen  und  Stand 


149 

Alt -Damm 

150 

Bergquell-Frauendorf 

151 

Colberg 

152 

Grabow  a.  d.  0. 

158 

Greifswald 

154 

n 

155 

Labes 

156 

Stargard 

157 

Stettin 

158 

n 

159 

Stolp 

160 

Stralsund 

161 
162 

n 
n 

163 

Tribsees 

164 

Ueckermünde 

Provinz  Pommern. 

Koester,  Paul,  Apotheker. 

Zenker,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Hänisch,  Paul,  Dr.  med. 

Binder,  Arthur,  Dr.  med. 
♦  Loeffler,  F.,  Dr.,  Professor  der  Hygriene. 

M Osler,  Karl  Fr.,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Med.-Rath. 

Meyen,  Georg,  Dr.  med. 

Pehlemann,  Oberbürgermeister. 

Brand,  Ernst,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

V.  Lancizolle,  Adolf,  Regierungs-  u.  Baurat h. 

Schwarz,  Dr.,  Director  d.  städtischen  Schlacht- 
hofes. 

Stadtgemeinde. 

Burau,  Otto,  königl.  Reg. -Bauführer. 

y.  Ilaselberg,  Dr., Sanitätsrath,  Regierungs-  und 
Medicinalrath. 

Wiesenthal,  W.,  Apotheker. 

Knecht,   A.,    Dr.,    Director  der  Pommerschen 
Provinzial-Irrenanstalt. 


165 
166 
167 
168 
169 

170 


Bromberg 

n 

Inowrazlaw 
Posen 


Provinz  Posen. 

Stadtgemeinde. 

Jacoby,  Moritz,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Forncr,  Robert,  Dr.  med. 
Gerönne,  Th.,  Dr.,  Reg.-  u.  Medicinalrath. 
Manki&wicz,  Dr.,  Medicinalassessor,  Apotheken- 
besitzer. 
Wiche rkiewicz,  Boleslav,  Dr.,  Sanitätsrath. 


171 

172 
173 
174 

175 
176 
177 
178 
179 
180 
181 
182 
183 
184 


Beuthen 


Breslau 


n 

n 
n 
» 

n 

n 
n 

n 

•» 


Provinz   Schlesien. 

Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtverordnetenvoi 

Steher  Dr.  Mannheimer. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 

*  Stadtgemeinde j   Vertreter:    Oberbürgermei» 
Bender. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtrath  Bock- 

*  Stadtgemeinde,  Vertr. :  Stadtbaurath  v.  S  c  h  o 
Alexander,  Konrad,  Dr.  med. 
Asch  sen.,  Dr.  med. 
Bluhm,  W.,  Apotheker. 
Buchwald,  Dr.  med.,  Privatdocent. 
Flügge,  C,  Dr.,  Geh.  Med.-lUth, Prof.  d.  Hyg--^ 
Förster,  Dr.,  Professor,  Geh.  Medicinalrath^ 
Friedländer,  H.,  Dr.  med. 
lloldefleiss,  Dr.,  Director  d.  landwirthscl 

Instituts  der  Universität. 
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J6 


Namen  und  Stand 


185 
186 

187 
188 
189 
190 
191 
192 
193 
194 
195 
196 
197 
198 
199 
200 
201 
202 
203 

204 

205 

206 
207 
20d 
209 
210 
211 
212 
213 

2\i 


Breslau 

n 


» 

9 
9 
9 
B 
» 

n 

9 
9 
9 
» 
» 


Bunzlau 

9 

Freiberg 
Gleiwitz 
Glogau 


Görbersdorf 
Görlitz 

9 

GroB0  •  Strelitz 

Leobschütz 

Liegnitz 

Mittelneuland 

Neisse 

Oels 

Oppeln 

Ratibor 

Rybnick 

Salzbrunn 


Hulwa,  F.,  Dr.  phil.,  Chemiker. 

Jacobi,   J. )   Dr.,  Sanitätsrath ,  Polizei- Stadtphy- 

sicus,  Privatdocent. 
Kaerger,  C.  H.  L.,  Kaufmann. 
Käst,  Alfred,  Dr.  med.,  Professor. 
Körner,  Theodor,  l)r.  med. 
Mein  ecke  jun.,  H.,  Fabrikbesitzer. 
Müller,  Julius,  Apotheker. 
Nesemann,  Dr.,  Bezirksphysicus. 
Polek,  Theodor,  Dr.,  Geh.  Rath,  Prof.  d.  Chemie. 
Ponfick,  Dr.,  Med.-Rath,  Professor. 
Schmeidler,  Y.,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Schmiedel,  Arthur,  Dr.,  Bezirksphysicus. 
Simon,  Hermann,  Dr.  med. 
Skutsch,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Toeplitz,  Th.,  Dr.  med. 
Wiener,  Dr.  med.,  Professor. 
Adelt,  G.,  Dr.,  Kreiswundarzt. 
Dörich,  Stadtbaurath. 
Dornblüth,  Otto,  Dr.,  Dircctor  der  Provinzial- 

Pilegeanstalt. 
Hauptmann,  Salomo,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreis- 

physicus. 
Stadtgemeinde^   Vertreter:    Oberbürgermeister 

Martins. 
Stadtgemeinde y  Yertr.:  Stadtbaurath  Win  gen. 
Neu  mann,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicus. 
Rom p  1er,  Dr.,  Dircctor  einer  Heilanstalt. 
Stadtgemeinde. 
Kahlbaum,  Karl,  Dr.  med. 
Thienel,  Dr.,  Kreiswundarzt. 
Als  eher,  Dr.,  Geh.  San.-Rath,  Kreisphysicus. 

*  Stadtgemeinde y   Vertreter:    Oberbürgermeister 

0  e  r  t  e  1. 

Zimmermann,    W. ,     Ingenieur    und    Fabrik- 
besitzer. 

Felsmann,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Stadtgemeinde. 

Roth,  E.,  Dr.,  Reg.-  u.  Med.-Rath. 

Arnstein,  Dr.  med. 

♦  Ostmann,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicus, 
Nitsche,  J.,  Dr.,  Sanitatsrath. 


Aschersleben 

Bleiche 

Elilenburg 

Erfurt 


Provinz   Sachsen. 

*  Stadtgemeinde ^    Vertreter:    Stadtverordneten- 

vorsteher  Krüger. 

*  Rumpff,  Richard,  Fabrikbesitzer. 
Bernhardi,  W.,  Dr.  med. 

*  Stadtgemeinde  ^  Vertr.:  Stadtbaurath  Kor  tum. 
Goliner,  Dr.  med. 
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Jf 

.      Wolmort 

Namen  und  Stand 

226 

Erfart 

Kickton,  HermauD,  SUdtbanrath. 

827 

, 

•  Kortüm,  Sladtbmirath. 

226 

Lange,  Bürgermeister. 

*  Loth,  Richard,  Dr.  med. 

230 

Lucios,  Ferd.,  Geh.  Commerzienrath,  Stadtrath. 

231 

232 

Halbe'rsUdt 

•  ätadtsemeiade,  Vertreter:  Oberbürgermeiiter 
Boedcher. 

233 

^ 

Nagel,  Carl,  Dr.  med. 

234 

Halle  a.  d.  S. 

Sl-Iiih   dt. 

235 

Dr.  0.  Höllmann. 

23G 

237 

Fehling,  Dr.,  ProfesBor  der  Geburtshfilfe. 

238 

•  Genimer,  Ewald,  Stailcbaurath. 

239 

♦  V.  HoUy,  Stadtrath. 

240 

MekuB,  Dr.  med. 

241 

•  Riiel,  Dr.,  Sanitätaratii,  KreiBphy«icu«. 

242 

•  Steinhauf    Eiliiard,  Mnurei-meiBter. 

243 

Hetlij^nstadt 

•  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Bürgenneieter  Petri. 

244 

■ 

♦  Stadtgemeinde,  Vertreter:  StudtverordnotenTor- 
Bteher  Dr.  med.  Weinrieb. 

245 

, 

246 

Horaburg 

Barner,  Fr.,  Dr.  med. 

247 

Kaienberge 

•  Uünecke    Kriodricli,  Pastor. 

248 

LangeuBBlza 

•  Stadtgemeinde,  \ertr.:BürgermeisterWieb6ct. 

249 

Magdeburg 

•  ßtadtgemeinde,  Vertreter;    OberbürgermeiBter 

Bött  über. 

250 

•  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Peter». 

251 

•  Ackermauii    lir  med. 

252 

•  ArdDold,  Sladtratb,  FabrikbeBit7.er. 

253 

254 

♦  Bartels,  liarl  P     I''abrikbesitier 

255 

*  Beer,  R.,  ÄladUiauInspeclor. 

256 

'  Bethe,  Alexander,  (ieneraldireotor. 

257 

•  Bette,  Franz,  Dr.,  Geh.  SanitStarath. 

25Ö 

•  Blell,  OiH   Apotlieker 

259 

•  Boeok,  Oakar,  Dr.,  SanitätBrath. 

2tiO 

BoeUm,  L,,  Dr    JleiJ.-Ratb,  KreUpbysicus. 

261 

•  Born,  W.,  hiKenieur. 

262 

*  Braune,  Karl,  Dr.  med. 

263 

l 

•  BriÜ,  Carl,  Dr.  med. 

264 

•  Biill,  Ferdinand,  Dr.  med. 

265 

•  Bnsae,  Paul,  Dr.  med. 

266 

•  Colberg,  Director  des  Btädtiscben  SchlacL. ^ 

Viehhofes. 

267 

•  Dahlmann,  Frani,  Dr.  med. 

268 

•  Danckworth,  W.,  Dr.  phil.,  Apotheker. 

269 

'. 

•  Dieckmann,  Adolf,    Director  der  stadt. 

und  WasBer werke. 
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Wohnort 


Namen  und  Stand 


270 
271 
272 
273 
274 

275 

I 

276 

277 

278  I 

279 

260 

281  ' 

282 

283  I 

284  , 

285  , 
286 
287 
288 
269  ' 
290 
291   • 
292 
293  I 
294 
295 
296 
297 
298 
299  ' 
300 
301   ! 
302 

303 

^04 

305 


Magdeburg 


71 

n 
n 

n 

n 
n 

n 
n 
n 
ft 
n 
n 
n 

n 
n 
rt 
n 
n 
n 
» 
n 
n 
ff 

» 

n 
n 
n 

n 


n 
n 

n 
n 
n 
» 
n 
* 


*  Dietmeyer,  Baurath. 

*  Dittrich,  Gustav,  Stadtbaurath  a.  D. 

*  Dorendorf,  Max,  Architekt. 

*  I) sehen fz ig,  Theodor,  Kaufmann. 

*  Du  Ion,  Max,  Stadtrath,  Fabrikbesitzer. 

*  Duvigneau,  Joh.  A.,  Director,  Regierungsbau- 

meister. 

*  Duvigneau,  Otto,  Stadtrath. 

*  Knke,  Carl,  Dr.  med. 

*  Eschenhagen,  Emil,  Dr.  med. 

*  Fischer,  Eduard,  Dr.  med. 

*  Fischer,  Walther,  Dr.  med. 

*  Fleck,  Julius,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

*  Focke,  Hermann,  Dr.,  Apotheker. 

*  Fö Ische,  Dr.  jur.,  Stadtrath. 

*  Foerster,  Hermann,  Rentuer. 

*  Frey  tag,  cand.  med. 

*  Friedeberg,  Walther,  Dr.  med. 

*  Fritzsche,  Karl,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

*  Grape,  Otto,  Apotheker. 

*  Gremse,  Rudolf,  Dr.  med. 

*  Gruenhut,  Leo,  Dr.  phil.,  Chemiker. 

*  Grünwald,  Emil,  Stadtrath,  Fabrikbesitzer. 

*  Grunewald,  Julius,  Dr.  med. 

*  Habs,  Rudolf,  Dr.  med. 

*  Haertel,  Karl,  Baumeister. 

*  Hager,  Otto,  Dr.  med. 

*  Hahne,  Haus,  stud.  med. 

*  Hartmann,  Gustav,  Dr. phil., Medicin.-Assessor. 

*  Hauswaldt,  W..  Stadtrath,  Fabrikbesitzer. 

*  Heinecke,  Paul,  Dr.  med. 

*  Herbst,  Christian,  Dr.  med. 

*  Hilger,  Wilhelm,  Dr.  med. 

*  Hirsch,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

*  Holtzhauer,  Kreis-Thierarzt. 

*  Hnbbe,  Commerzienrath,  Stadtrath. 

*  Jacoby,  Ernst,  Kaufmann. 

*  Jan  seh,  Max,  Kaufmann,  stellvertretender  Stadt- 

verordnetenvorsteher. 

*  Jansen,  Stadt-Bauinspector. 

*  Kaempf,  Albrecht,  Dr.  med. 

*  Keil,  Franz,  Apotheker. 

*  Keim,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

*  Kessler,  Georg,  königl.  Polizei-Präsident. 

*  Koch,  Ernst,  Dr.  med. 

*  Koch,  Max,  cand.  med. 

*  Koester,  Fr.,  Apotheker. 

*  Kretschmann,  C,  Justizrath. 

*  Leistikow,  Veterinär- Assessor,  Departements- 

Thierarzt. 

*  Levy,  James,  cand.  med. 
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ea   and   Stand 


•  Mauecke,  J.,  Apotheker. 

•  MeiiEel,  Paul,  Ksafmano. 

•  Moeller,  Kichsrd,   Dr.,   Uberant  des  Erankea- 

hauses  Altstadt. 

•  Mohr,  Dr.  med. 

•  Müller,  Adolf  Ri-n(ner    ' 

•  Müller,  Paul,  Apulheker. 

•  Oehler,  A.,  Dr.,  Stniiiratb. 

■  Oehmicben    Richard   Chemiker. 

•  l'aul,  Wiihtlm,  Fftbrikarl. 

•  Pensky,  E.,  Apotheker. 
'  Peters.  Otto,  Ilr.  med. 

•  Pilet,  Otto,  Kaafmann, 

•  Poelchau,  Dr.  med. 

•  Pohl,  Rr,!.irt,  Dr    Sanitatsrath. 

•  Porcel,  f    Fabrikant. 

•  Quensel,  Friedrich,  cand.  med. 

•  RaagmuB,  Adolf,  Stiidtrath. 

•  Kausche,  Albert,  T'r,  Smitätarath. 


,   Hein: 


ed. 


Keichardt,  Hermann,  Stadtrath. 
Itobitisch,  Hans,  Dr.  med. 
lloeber,  Rudolf,  Dr.,  Oberatabwrzt  a.  D. 
Kosenthai,  H.,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 
Uoaenthal,  Ernst,  Dr.  med. 
Rudolph,  Otto,  Dr.  med. 
Sehneider,  Carl,  Dr.  med. 
Schneider,  Eduard,  K«ntaer. 
Schneider,  G.,  t-'rtmmerziannrth. 
Schraub,  Carl,  Dr.  med. 
Schreiber,  Andrea«,  Dr.  phü.,  Profeiaor. 
Schreiber,  Paul,  Dr.  med. 
Schulz,  Leo,  Dr.,  Sanitiitsrath. 
Schumann,  Th.,  Dr.  med. 
Schwarz,  H.,  Stadtrath. 

Sendler,  Paul,  Dr.  med. 

Sendler,  Theodor,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

Sepp,  Hermann,  Dr.  med. 

Serno,  Adolf,  Kaufmann. 

Siedentopf.  Emil.  Dr.  med. 

Silbergleit,  Direclor  dee  statigtisohen  Ain 

Skalweit,  A.,  Geheimer  Bauratb. 

Sombart,  C.  M.,  Rentner. 

ijpringerum,  Dr.  med. 

Steinbrecht,  'Max   Kiirifmann. 

Stettin,  Adolf,  K'r.iulienbaus   Inspector. 

Storbeck,  Andreas,  Dr.  med. 

Süsscnßuth,  Dr.  phil.,  Chemiker. 

Therig-,  Eduard,  Dr.  med. 

Thom»,  Richard,  Professor. 
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Magdeburg 


9 

n 

n 


Merseburg 

n 

Mühlhausen 


Naumburg  a.  d.  S. 


Nordhausen 

Osterburg 

Quedlinburg 


Sangerhausen 
Schönbeck 

Torgau 

Uchtspringe 

Weissenfeis  a.  S. 


Wolmirstedt 
Zeitz 


♦  Thür,  Georg,  Regierungs-  und  Baurath. 

♦  Toegei,  Max,  Dr.  med. 

♦  Unverricht,  Heinrich,  Dr.,  Professor. 

*  Wenzel,  Georg,  Dr.  med. 

*  Wiesenthal,  Paul,  Dr.  med. 

♦  Winkler,  E.,  Kaufmann. 

*  Zwicker,  Gerichts-Assessor. 

*  Hörn,  Alexander,  Landesbau-lnspector. 
Penkert,  Karl  Ludolf,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreis- 

physicus. 

♦  V.  Werder,  Landrath. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtrath  Walther. 

*  Städtischer    Verein,   Vertreter:    Stadtverord- 

neter Wiesenthal. 

*  Kampfhenkel,  Stadtbaurath. 
Koethe,  Gustav,  Fabrikbesitzer. 
Zimmermann,  Hermann,  Dr.,  Sanitätsrath. 

♦  Stadtgemeindei   Vertreter:    Oberbürgermeister 

Kraatz. 
Breslau,     Geh.    Regierungsrath ,    Oberbürger- 
meister a.  D. 

♦  Kost  er,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Hasse,  Oscar,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 

♦  Stadtgemeinde^  Vertreter:  Stadtverordnetenvor- 

steher W.  Träger. 
Gaul,  W.,  Stadtbaurath. 

*  Knoblodt,  Bürgermeister. 

♦  Schulze,  Dr.  med. 

•  Gettwart,  Dr.  Kreisphysicus. 
♦Alt,  Konrad,  Dr.  med. 

*  Stadtgemeinde^  Vertreter:  Bürgerm.  Falkson. 
Hachtmann,  Gustav,  Dr.,  Sanitätsrath. 

♦  V.  Richter,  Landrath. 

Röthe,  Stadtrath  und  Fabrikbesitzer. 

♦  Holt  hoff,  Dr.,  Kreiswundarzt. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Bürgermeister  Arnold. 

*  Stadtgemeinde^  Vertr.:  Stadtbaumeister  Bran- 

naschk. 


toi 


Altena 


n 

9 


Blankenese 
Bredstedt 
Flensburg 


Provinz   Schleswig-Holstein. 


*  Stadtgemeinde^  Vertr.:  Senator  Dr.  Harmsen. 
Stadtgemeinde. 

Ca  mm  er  er,  Dr.,  Generalarzt  des  IX.  Armeecorps. 

*  Nehring,  Max,  Stadtbau- Inspector. 
Petersen,  A.,  Architekt. 

Wallichs,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Kreisphysicus, 
Wolf  f,  C.  H.,  Apotheker,  Medicinal- Assessor. 
Nauck,  G.,  Dr.,  Kreisphysicus. 

*  Deneke,  Karl,  Dr.,  Kreisphysicus. 
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Xamen   und  Stand 


Stadtgemeindey  Vertr. :  Oberbürgermeister  Fuss. 

A  hl  manu,  Wilhelm,  Dr.,  Banquier. 

Bockcndahl,  Dr.,  Prof.,  Reg.- u. Geh. Med.-Rath. 

V.  fismarch,  Dr.,  Professor,  Geh.  Med.-Rath. 

Fischer,  Bernhard,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

Fuss,  Paul,  Oberbürgermeister. 

Heller,  Arnold,  Dr.,  Professor  der  Medicin. 

Joens,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

Kraus,  Regierungsrath  a.  D. 

Neuber,  G.,  Dr.  med. 

Pippig,  R.,  Ingenieur,  Director  der  städtischen 

Gas-  und  Wasserwerke. 
Schw^eitzer,  W.,  Königl.  Baurath. 
Wichmann,  U.,  Stadtrath. 
Hirsch,  G.  A.,  Baumeister. 
Beissner,  Reg.-  u.  Baurath. 
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449 

1 

450 
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451 

* 

Provinz   Hannover. 


Stadtgemeinde. 
Hoffmeister,  Dr.  med. 

*  StadtgemeindOy  Vertr.:  Stadtbaurath  Gerber. 
Breymann,   Hans,    Kreisbauinspector,    Univer- 
sitätsarchitekt. 

Ebstein,  W.,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Medicinalrath. 
Fischer,  Ferdinand,  Dr.  phil. 
Reichenbach,  Haus,  Dr.  med. 
Schmidt-Rimpler,  IL,  Dr.  med.,  Professor. 
Wen  gier,  Richard,  Dr.,  Kreisphysicus. 

*  Wolffhügel,    Gustav,   Dr.,    Professor    der  Hy- 

giene. 
Schumacher,  Adolf,  Apotheker. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Bökel- 

b  c  r  g. 

Adickes,  Richard,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreis- 
physicus. 

Becker,  H.,  Dr.,  Regierungs-  u.« Medicinalrath« 

Dam  mann,   Dr.,  Geh.  Reg.-  und  Medicinalrath 
Director   der  königl.  Thierarzneischulc. 

Drake,  August,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Fischer,  Hermann,  Professor  am  Polytechnicu^^ 

Fricke,  Gustav,  Dr.  med. 

*  Gähde,  Dr.,  Generalarzt. 
Gürtler,  Dr.,  Kreisphysicus. 
IIa  gen,  Baurath. 

Herold,  Bernhard,  Civilingenieur. 
Hupe  den.  Fr.,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Knoeveuajrel,  Albert,  Senator. 
K  öl  In  er,  Dr.,  Medicinalrath. 
Kraut,  K.,  Dr.,  Professor. 
Lessiug,  Sigmund,  Dr.  med. 
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Hildesheim 


Uten  bei  Lehrte 

Körtingsdorf 

Leer 

Linden 
Lüneburg 

» 
Osnabrück 


Rehburg 

Sorsum 

Stade 

Sulingen 


Loh  mann,  W.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Lüttich,  Bernhard,  Dr.  med. 

Lustig,  Dr.,  Professor  an  der  königl.  Thierarznei- 
schule,  Departements-Thierarzt. 

Meyenberg,  S.  Alexander,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Müller,  C,  Dr.,  Med.-  u.  Geh.  Sanitätsrath. 

Nnssbaum,  Hans  Christian,  Docent  an  der  tech- 
nischen Hochschule. 

Oberdieck,  Wilhelm,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Rieken,  August,  Stadtbaumeister. 

Riggert,  J.  IL,  Director  der  hannoverschen  Bau- 
gesellschaft. 

Schuster,  E.,  Geh.  Baurath. 

Simon,  Dr.,  Landgerichtsrath. 

Wülbern,  Otto,  Senator. 

Stadtg^emeinde^  Vertreter:  Senator  und  Polizei- 
director  Dr.  Gerland. 

Amme,  Ernst,  Apothekenbesitzer. 

Schmidt,  Wilhelm,  Apotheker. 

Wahrender  ff,  Ferd.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

Körting,  Joh.,  Ober-Ingenieur. 

Stadtgemeinde. 

K  i  r  c  h  h  o  f  f ,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

Stadtgemeinde. 

Hillefeld,  A.,  Dr.  med. 

Keferstein,  Georg,  Senator,  Stadtsyndicus. 

Stadtgemeinde y  Vertreter:  Oberbürgermeister 
Dr.  Möllmann. 

Kirchner,  Alfred,  Dr.,  Stabsarzt. 

Kaatzer,  Peter,  Dr.,  Badearzt. 

Müller,  Wilhelm,  Oberamtmann. 

Stadtgemeinde. 

Bornträger,  J.,  Dr.,  Kreisphysicus. 
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^H^ 


5#1 


Altena 
Bielefeld 

« 
Bochum 


Dortmund 


Hagen 


n 

* 


Provinz  Westphalen. 

Ries.  Heinrich,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 
Kranefuss,  L.,  Dr.  med. 

*  Stadtgemeinde ;    Vertreter:    Oberbürgermeister 
Hahn. 

Bluth,  Hermann,  Stadtbaurath. 

Verein  für  Bergbau  u.  Gussstahlfabrikation. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtrath  Juchow. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Marx. 
Reese,  Friedrich,  Director  des  städt.  Wasserwerks. 
V.  Rynsch,  Landrath. 

*  Stadtgemeinde,   Vertreter:   Oberbürgermeister 
Prentzel. 

Bcchem,  Adolf,  Ingenieur. 
Einbeck,  J.,  Ingenieur. 
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Minden 


Münster 


Senden 
Siegen 


Schal) erg,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Stadtgemeinde. 

*  Spring,  Heinrich,  Landrath. 
Stadtgemeinde. 

Dieckmann,  M.,  Stadtbaum eister. 
Schulte,  Th.,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Kauert,  Dr.  med. 

T  e  r  f  1  o  t  h ,   Gerhard ,   Dr. ,   Sanitatsrath ,    Kreis- 
physicus. 
Stadtgemeinde. 

Rapmund,  0.,  Dr.,  Regieruugs- u. Medicinalrath. 
Btadtgemeinde. 

*  H  ö  1  c  k  e  r ,  Bernhard,  Dr.,  Regierungs-  u.  Med.-Rath. 
König,  J,,  Dr.,   Prof.,   Director  der  agricultur- 

chemischen  Versuchsstation. 
Naendorf,   B. ,  Rector. 

*  Stadtgemeinde,    Vertreter:    Bürgerm.   Delius. 
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Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Daube,  C,  Dr.  med. 

*  Stadtgemeinde y    Vertreter:   Oberbürgermeister 

Westerburg. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtrath  J.  W.  Mo  Hat. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter :  Stadtbaurath  v.  N  o  e  I. 

*  Bezirksverbaud     des     Regierungsbezirks 

Cassel,  Vertreter:  Dr.  med.  Rosenblath. 
'*'  Bezirksverband     des     Regierungsbezirks 

Cassel,  Vertreter:    Landesbanrath  Stiehl. 
Krause,  Gottfried,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Lindner,  Dr.,  Generalarzt  a.  ß. 
M  ü  r  k  1  i  u ,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath. 

*  Stadtgemeinde,    Vertreter:    Oberbürgermeis^ 

A  d  i  c  k  e  s. 

*  Stadtgemeinde,  Vcrtret.:  Stadtbaurath  Beu' 
Andreae,  Jean,  Bankdirector. 
Arnold,  Albert,  Ingenieur. 
Askenasy,  Alexander,  Ingenieur, 
de  Bary,  J.,  Dr.  med. 
Behiike,  Stadtbaurath. 
Bockenheimer,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Bö  tt  fr  er,  Bruno,  Kaufmann. 
Braun fels,  Otto,  Banquier. 
Ih'oppren,  Max,  Dr.  med. 

*  Brückner,  N.,  Dr.  der  Staatswissenschaft^ 
Cnvrim,  V.,  Dr.  med. 
Edinfjor,  Ludwig,  Dr.  med. 
Engelhard,  Carl,  Apotheker. 
Fester,  Otto,  Dr.  med. 
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Fresenius,  Dr.  med. 

Fromm,  J.,  Beerweinproducent. 

Oottschalk,  J.,  Dr.  med. 

Grandhomme,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

Grimm,  Ü.,  Stadt rath, 

Grünewald,  August,  Dr.  med. 

Guttenplan,  Julius,  Dr.  med. 

Ilarbordt,  Dr.  med. 

V.  Hergenhahn,  A.,  Polizeipräsident  a.  D. 

llerter,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

Ilerxheimer,  S.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Ilerz,  Otto,  Fabrikant. 

II e US 8 en stamm,  C,  Dr.,  Bürgermeister. 

Hirschberg,  Dr.  med. 

Ilobrecht,  Heinrich,  Kaufmann. 

Ilolzmann,  Philipp,  Bauunternehmer. 

Horkhcimer,  Anton,  Stadtrath. 

H  um  Her,  Dr.,  Justizrath,  Rechtsanwalt,  Stadt- 

verorduetenvorsteher. 
Kirberger,  Emil,  Dr.  med. 
Klingelhöffer,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Knoblauch,  August,  Dr.  med. 
Körner,  Otto,  Dr.  med. 
Kühner,  August,  Dr.,  Physicus  a.  D. 
Laquer,  Leopold,  Dr.  med. 
Libbertz,  A.,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Lindley,  W.  II.,  Stadtbaurath. 
Lönholdt,  Hch.,  Bauunternehmer. 
Lucius,  Eugen.  Dr.  ]»hil. 
Mack,  Gustav,  Ingenieur. 
Marcus,  E.,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Marx,  August,  Dr.  med. 
Melchior,  Christian,  Dr.  med. 
Met  zier,  Albert,  Stadtrath. 
Modera,  Friedrich,  Rentier. 
Mulot,     Bernhard,    Verwalter    des    städtischen 

Krankenhauses. 
Neher,  Ludwig,  Architekt. 
Oppenheim  er,   Dr.  med. 
V.  Oven,  Dr.,  Senator,  Stadtrath. 
Pinner,  Dr.  med. 
Quarck,  Max,  Dr.  jur.,  Bedacteur. 
Uehn,  Louis,  Dr.  med. 
Ritter,  Hermann,  Architekt. 
Uödiger,  Ernst.  Dr.  med. 
Rosen mey«.'r,  L.,  Dr.  med. 
Schmick,  P.,  In<ronieur. 

Schmidt,  Moritz,  Dr.,  Professor,  Sanitätsrath. 
Schmidt -Di  eh  1er,  AVilh.,  Architekt, 
Schrader,  Rudolf,  Stadtrath. 
Scriba,  Eugen.  Dr.  med. 
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684 

Frankfurt  a.  M. 

äeeger,  Georg,  Architekt 

585 

•  HpicBB,  Alexander,  Dr.,  SanitäUrath.  Stadtaril. 

566 

Steril,  l'hüodor.   lianquicr. 

587 

Varrentrapp,  Adolf,  Dr.,  Stadtrath. 

588 

Weigert,  Dr.  med..  Professor. 

589 

T.  Wild,  Rudolf,  Dr.  med. 

&9ü 

Wirsing,  l'aul,  Dr.  med. 

591 

Wohlfartb,  E.,  Dr.  med. 

592 

Ziegler,  Julius,  Dr.,  Chemiker. 

593 

l 

Zitclmaun,  Werner,  Dr.,  Sladtrath. 

694 

Fulda 

Kind,  Fr.,  Dr.  med. 

595 

- 

•  Schueider,  H.  J.  J.,  Dr.,  Saiu-Batli,  IHrector 
des  LandkraDkeDbauHfiB. 

596 

Wolff,  Kall,  Uude»baaiuspector. 

697 

Grieiheim 

Lepsius,  Dr,  Clieiuikcr.  Fabrikdirector. 

598 

Haoan 

•  Stadtgemeinde     Vertreter;  Oborbürgermeiater 

I>r  Gelie    cIjus. 

599 

Stadtgemeinde. 

eoo 

Thyriot,  J.  P.,  Stadtbaumeister. 

601 

602 

Hoeber,  Kranz,  Dr.,  Sanitälwath. 

603 

Jaeobi,  L.,  ArcLitekt. 

604 

Lomrael,  Dr.  med. 

605 

Wegele.  Kegierungabaumeister. 

1506 

Marburg 

Stadtgemeinde. 

607 

»  Fraenkel,  Carl,  Dr.,  Profewor  der  Hygiene. 

608 

V.  Ileueinger.Ottu,  Dr.,  Samtätoratli,  Professor, 
KreisphysicuB. 

60» 

, 

610 

Soden  i.  T. 

Tbileniue,  Dr.,  SanitiitBrath. 

611 

Wiesbadeu 

Stadtgemoinde. 

612 

Itargum,  Haupob/ei-lnapcctor  a,  D. 

613 

Diesterweg,  !).■    Geli.  Sanitätaratli. 

614 

' 

Frank,  Dr..  AbtheiJungDvorstaud  am  chemischen 

Lab.jriiluriuni. 

615 

Ger  acb  V  Dr.,  Abtheiluug« Vorsteher  am 
Schmitt'sehen  Lttboralorium, 

616 

V.  Ibcll.  Karl,  Dr    Oberbürgermeister. 

617 

Kalle.  Fritz.  Stadlrath. 

618 

Pfeiffer,  Aujn>»t.  Dr.,  Reg.-  a.  Med.-Rath. 

619 

Pfeiffer,  Emil,  Dr..  Sauitätsrath. 

620 

" 

SehmitI,  C.  Dr.,  Hofrath,  Dir.  von  Schmitt's 
I^AboralOrium. 

621 

Winter,  E.,  Baurath. 

Aachen  I  *  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtbftnrath  Heuae 
.  *  Heuaer,  C,  Regicrunga-  und  StadtbaumeUter. 

,  I      V.  Weise,  Geh.  Regie ruDgarath. 

Altendorf  i      Stadtgemeiad«. 
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Andernach 
Barmen 
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Schloss  Bassenheim 
Bonn 


Brebach-Saarbrücken 
Crefeld 
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Düsseldorf 

Duisburg 
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Emmerich 
Essen  a.  d.  Ruhr 
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Noetel,   Dr.,  Director  der  Rhein.  Provinzial- 

Irrenanstalt. 
Stadtgemeinde I  Vertreter:    Oberbürgermeister 

Geh.  Reg.-Rath  Wegner. 
Heusner,  L.,  Dr.,  Oberarzt  des  Krankenhauses. 
Hinsberg,  Matthias,  Bankdirector. 
Winchenbach,  Carl,  Stadtbaurath. 
Zehme,  Walter,  Dr.,  Director  der  Gewerbe8(ftiule. 
y.  Kusserow,  königl.  Preuss.  Gesandter  a.  D. 
Stadtgemeinde. 
Bock,  Job.,  Dr.,  Chemiker. 
Fritsch,  H.,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Med.-Rath. 
Meyer,  Jürgen  Bona,  Dr.,  Geheimerath,  Professor. 
Pelman,   Dr.,   Geh.   Med.-Rath,   Professor  der 

Psychiatrie. 
Böcking,  Rudolf,  Fabrikant. 
Btadtgemeinde 9   Vertreter:   Oberbürgermeister 

K  ü  p  e  r. 
Busch,  J.,  Dr.  med. 
de  Greiff,  Emil,  Commerzienrath. 
von  der  Linde,  Carl,  Chemiker. 
Roff  hack,  W.,  Dr.,  Apotheker. 
Schneider,  Gustav,  Dr.  med. 
Seyffardt,  L.  F.,  Fabrikant. 
Stadtgemeinde,  Vertreter :  Bürgermeist  We  r  n  e  r. 
Scholl  er,  Philipp,  Fabrikant. 
Stadtgemeinde,  Vertreter:  Erster  Beigeordneter 

Feistel. 
Frings,  Gerhard,  Stadtbaurath. 
Stadtgemeinde,  Vertreter :  Beigeordneter  L  e  li  - 

wald. 
Stadtgemeinde,  Vertreter:    Oberbürgermeister 

Jaeger. 
Blank,  Willy,  Stadtverordneter. 
Friderichs,  Adolf,  Stadtverordneter. 
Graf,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath. 
Höpfuer,  P.,  Stadtbauinspector. 
Jacobi,  Richard,  Apotheker. 
Maurer,  W.,  Stadtbaurath. 
Simons,  Louis,  Fabrikbesitzer. 
Simons,    Walter,    Commerzienrath,     Fabrik- 
besitzer. 
Bock,  Bürgermeister. 

Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Wieb e. 
Stadtgemeinde. 
V.  Hövel,  Freiherr,  Landrath. 
Knoch,  Heinrich,  Dr.  med. 
Wahl,  Moritz,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Finkeinburg,  Dr.,  Professor,  Geh.  Reg.-Rath. 
Schmidt,  Julius,  Dr.  med. 
Dieterichs,  Peter,  Dr.  med. 
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Stadtgemeinde 9  Vertreter:    Oberbürgermeister 

Schüller. 
Kirchgässer,  Dr.,  Medicinalratk. 
Mä ekler,  Wilh.,  Stadtbaurath. 
Stadtgemeinde. 
Bayer,  Rudolf,  Dr.  med. 
Heuser,  Robert,  Kaufmann. 
Lent,  Eduard,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Limbourg,  Philipp,  Dr.,  Augenarzt. 
Schott,  Carl,  Ingenieur. 

Schwartz,  Oscar,  Dr.,  Geh.  Med.-  u.  Reg.-Bath. 
Stick  er,  A.,  Dr.  med.,  Thierarzt. 
Stubben,  Joseph,    Beigeordneter    und    königl. 

Baurath. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 

C  Uppers,  Franz,  Dr.  med.,  Zahnarzt 
Roller,  C,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Schulze,  Otto,  Stadtbaumeister. 


Hohenzollerusche  Lande. 


Schmidt,  Arthur,  Dr.,  Reg.-  u.  Med.-Rath. 

Königreich  Bayern. 

Burkhardt,  Dr.  med. 

Rudel,  Otto,  Dr.,  Bezirksarzt.  < 

11 0  f  m  a  n  n ,  Eduard,  Dr.  med. 

Reber,  Joseph,  Dr.,  Director  der  höheren  weib- 
lichen Bildungsanstalt. 

Stadtgemeinde,  Vertreter:  Baurath  Friedrich 
Steinhäuser. 

Hey  der,  W.,  Director  der  Podewils'schen  Fäcal- 
extractfabriken. 

M  i  e  h  r ,  Dr.  med.,  Vertreter  des  ärztlichen  Vereins. 

Riediuger,  August,  Fabrikant. 

*  Stadtgemeinde,   Vertreter:    Medicinalrath    Dr. 

Roth. 

*  Roth,  Friedrich,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt 

und  Krankenbausdirector. 
Zinn,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 

Fl ci  soll  mann,  G.,  Dr.,  Kreis-Med.-Rath. 
Hilpftird,  Carl,  Dr.  med. 
Dorf fme ister,  Adolf,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Wohpanjr,  Richard,  Dr.,  Knranstaltsdirector. 
Röhrin  p,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
Stadtgemeinde. 


für  öifeutliche  Gesundheitspflege  zu  Magdeburg. 


187 


JW 


Wohnort 


Namen  nnd  Stand 


707 
706 
709 
710 
711 

712 

713  i 

714  I 

715  I 

716 
717 
718 
719 

720 
721 
722 

723 


Günzberg 

Hof 

Karlstadt 

Eirchheimbolanden 

Eissingen 

Kitzingen 
Landau  i.  d.  Pfalz 

fi 
Landshut 


■ 
Lauf 
Lohr 

Miltenberg 
Mühldorf 
München 


724 

II 

725 

n 

726 

0 

727 

« 

728 

n 

729 

II 

730 

» 

731 

• 

732 

» 

733 

R 

734 

« 

735 

II 

736 

» 

737 

II 

738 

« 

"739 

n 

■740 

n 

■?41 

» 

V42  i 

p 

V43 

V 

■744 

jt 

"745 

» 

■746 

» 

Waibel,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde. 

Eugelhardt,  Georg,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Seh  mahl,  Ludwig,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde  ^    Vertreter :    Bürgermeister 
Pouchs. 

Lorenz,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Hartz,  A.,  Dr.  med. 

Pauli,  Eduard,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde^  Vertreter:  Bürgermeister  Mar- 
schall. 

Botz,  Joh.  Aug.,  Dr.  phil.,  Rector  der  Realschule. 

^RROi')  ^i*M  Regier ungs-  und  Kreismedicinalrath. 

Reich old,  Karl,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde^    Vertreter:    Bürgermeister 
Kes  sler. 

V.  Reyher,  G.,  Dr.  med.,  kais.  russ.  Staatsrath. 

Rott,  Dr.,  ßezirksarzt. 

Stadtgemeinde^  Vertreter:  Magistratsrath 
Wolfram. 

Herzog  Carl  Theodor  in  Bayern,  königliche 
Hoheit,  Dr.  med. 

Aub,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 

Bollinger,  0.,  Dr.,  Professor,  Obermedicinalrath. 

Braun,  Max,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

Büchner,  Hans,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

Die  hl,  Julius,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Eisenlohr,  Ludwig,  Dr.  med. 

Emmerich,  Rudolf,  Dr.  med.,  Professor. 

Falk,  A.,  Apotheken besitzer. 

Friedrich,  Emil,  Dr.,  Generalarzt  I.  Classe  a.  1). 

Guggenheim  er,  Moritz,  Bankier,  Commerzien- 
rath. 

Hilger,  Albert,  Dr.  med.,  Professor,  Hofrath. 

Hirth,  G.,  Dr.,  Buchdruckereibesitzer. 

V.  Kahr,  Gustav,  Director  des  Verwaltungs- Ge- 
richtshofes. 

V.  K  er  sehen  stein  er,  J.,  Dr.,  Geheimerath. 

Lippl,  Oscar,  Dr.,  Oberregierungsrath  und  Ab- 
theilungsvorstand bei  der  Gencraldirection  der 
Staatseisenbahneu. 

Moritz,  F.,  Dr.  med.,  Professor. 

Näher,  Georjr,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Probst,  Director  des  städtischen  statistischen 
Bureaus. 

Raub  er,  Adolf,  Kaufmann  und  Brotfabrik- 
besitzer. 

V.  Ilothmuud,  Au^rust,  Dr.  med.,  Professor. 

Rüdinper,   N.,   Dr.  med.,  Professor. 

Schanzenbach,  Ph.,  Major  a.  D. 

Schnizleiii,  Dr.,  Hofrath,  städt.  Waiseuhausarzt. 


188 


XIX.  YerBammlung  des  Deutschen  Vereins 


JS 

1 

Wohnort          \ 

1 

i4n 

München 

748 

■ 

749 

» 

750 

» 

751 

n 

752 

n 

753 

» 

754 

! 

755 

n 

756 

n                                1 

757 

» 

758 

Neustadt  a.  d.  Aisch  ' 

759 

Nürnberg 

760 

« 

761 

n 

762 

» 

763 

n 

764 

T> 

765 

n 

1 

766 

1 

n 

767 

■» 

768 

>» 

769 

» 

770 

Passau 

771 

j» 

772 

Regensbur^ 

773 

»                    1 

774 

Reichenhall 

775 

Rosenheim 

776 

Schweinfurt 

777 

Sommershausen       i 

778 

Speyer 

779 

Stafifelstein           | 

780 

Tölz               ; 

781 

Volkach  a.  M. 

782 

Würzburg 

783 

n 

784 

n 

785 

1 

'    1 

786 

] 
n 

787 

» 

788 

» 

789 

» 

790 

» 

791 

n 

792 

1 

?»                        i 

793 

j» 

Namen  und  Stand 


Schöner,  Alois,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Schuster,  Adolf,  Dr.,  Stabsarzt. 

Schweitzer,  Dr.  med. 

Seidl,  Anton,  Hof  -  Bäckermeister. 

Sickenberger,  Franz,  rechtskundiger  Magi- 
stratsrath. 

Soxhlet,  F.,  Dr.  Professor. 

Spatz,  Bernhard,  Dr.  med. 

Vogel,  IT.,  Dr.,  Reg.-  und  Ereiemedicinalrath. 

V.  Voit,  C,  Dr.,  Professor,  Obermedicinalrath. 

Wolfsteiner,  Dr.,  Medicinalrath ,  Privatdocent. 

V.  Ziemssen,  Hugo,  Dr.,  Professor,  Geheimerath. 

Po  esc  hei,  Gustav,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde. 

Beckh,  Wilhelm,  Dr.  med. 

Cnopf,  Julius,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Dietz,  Theodor,  Dr.  med. 

Döderlein,  Eduard,  Dr.,  Medicinalrath. 

Epstein,  Ernst,  Dr.  med. 

Merkel,  Gottlieb,  Dr.,  Medicinalrath,  Kranken- 
hausdirector. 

Stepp,  Carl,  Dr.  med. 

Stich,  Eduard,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Weber,  Karl,  Stadtbaurath. 

Wolpert,  A.,  Dr.,  Professor. 

Stadtgemeinde. 

Recknagel,  Georg,  Dr.,  Professor. 

Stadtgemeinde,  Vertreter:  rechtsk.  Magistrats- 
rath  A  u  e  r. 

Braus  er,  August,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Cornet,  Georg,  Dr.  med. 

Schelle,  Benedikt,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde^  Vertreter:  Bürgermeister  Hof- 
rath ('.  V.  Schulte 8. 

May  ring,  prakt.  Arzt. 

Kar  seh,  Dr.,  Regieruugs-  u.  Kreismedicinalrath, 

Barth olomae,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Edelmann,  B.,  Dr.,  Hofrath,  Bezirksarzt. 

Briusteiner,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde^  Vertr.:  Stadtbaurath  Bern  atz 

Stadtgemeinde. 

Bauer,  Fritz,  gepr.  Lehramts-Gandidat. 

Berten,  J.,  Dr.  med. 

Bock,  Hein  rieb,  Brauereidircctor. 

Bootz,  Albert,  Dr.  med. 

Brand,  Bernhard,  Rechtsrath. 

Diem,  Wilhelm,  Dr.  med. 

Ebmeier,  August,  Referendar. 

Forstmaier,  Hermann,  cand.  med. 

Francke,  H.,  Regierungsbaumeister. 

Frisch,  Franz,  Dr.  med. 


für  öffentliche  GeBandheitspflege  zu  Magdeburg. 


189 


J^ 


Wohnort 


Namen  und   Stand 


794  ! 
795 
796 
797 

798 

799 

800 

801 

802 

803 

804 

805 

806 

^07 

«06 

«09 

^10  1 

«11  I 

«12 

3Ö13 

«14 

-aeiö 


16 


17 
18 
^19 


Würzburg 


1 


0 
fi 

n 

n 

» 
n 

* 
n 

fi 


n 

» 
n 
n 
n 


Zweibrücken 


Goecke,  Paul,  cand.  med. 

Güthlein,  Hans,  stud.  med. 

HausbeBitzer-Verein,  Vertreter:  Gg.  Brehm, 
Hoflieferant. 

Heim,  Ludwig,  Dr.,  Stabsarzt,  Privatdocent. 

d'Hengeliere,  Gustav,  Commerzienrath. 

He  um  an  n,  Gustav,  stud.  med. 

Hof  mann,  Julius,  cand.  med. 

V.  Koch,  Gustav  L.,  Bauinspector  a.  D. 

Kömpe],  Franz,  Dr.  med. 

Lehmann,  Carl,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

V.  Leube,  Dr.  med.,  Professor. 

Lindner,  August,  Dr.  med. 

Matterstock,  Dr.,  königl. Universitats-Professor. 

Michel,  Philipp,  rechtskund.  Magistratsrath. 

Michel  er,  Georg,  königl.  Regierungsrath. 

Pollack,  Wilhelm,  stud.  med. 

Port,  Dr.,  Generalarzt  des  H.  bayer.  Armeecorps. 

Quaglia,  Ferdinand,  Bürgerspital- Rentbeamter. 

Riese,  Heinrich,  Dr.,  Universitats- Assistent. 

Röder,  Julius,  Dr.,  königl.  Bezirksarzt. 

Röttger,  Hermann,  Dr.,  Chemiker,  Inspector 
der  Uutersuchungsanstalt. 

Rosen  berger,  J.  A.,  Dr.  med.,  Hofrath,  Docent, 
der  Chirurgie. 

Schmitt,  Gregor,  Dr.,  Reg.-  und  Kreis* Med.-Rath. 

Schönborn,  Dr.,  königl.  Universitats-Professor. 

Schwartzkopff,  Erich,  Dr.  med. 

Seifert,  Otto,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

V.  Stein,  Hans  Karl ,  Freiherr ,  Regierungs- 
practikant. 

Troll,  Hans,  Theaterrestaurateur. 

Vollert,  Richard,  cand.  med. 

Vollert,  Theodor,  Privatier. 

Wander,  Ferdinand,  Dr.  med. 

Weber,  J.  E.,  Baumeister. 

Weber,  Wilhelm,  Dr.,  L  Assistent  am  patholo- 
gischen Institut. 

Weischer,  Theodor,  Dr.  med. 

Wencker,  F.,  Architekt. 

Wucherer,  Karl^  Chemiker. 

Ullmann,  Friedrich,  Dr.,  Landgerichtsarzt. 


Bautzen 


Borna 
Chemnitz 


Königreich  Sacliseu. 

I      Schöne,    Volkmar,    Brandversicherungs - Ober- 
Inspector. 
Wächter,  L.,  Dr.  med. 
Haase,  Dr.  Oberstabsarzt. 
*  Stadtgemeinde ,    Vertreter:   Medicinalrath   Dr. 
F 1  i  n  z  e  r. 
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Crimmitsuhaa 
Döbeln 
Dresden 


■  Stadteemeind«,  Vertreter;  Stodtban-Inepector 

Krantxe. 

Andre,  Oticrbürgerncister. 
'  Flinzer,  Dr.,  Medicinatratli. 
'  Kayser,  Euf^en,  Architekt. 
'Hau,  Direotor  d.  atädt.  WatBcrwerksverwaituiif;. 

Stadtgezaeinde. 

BeohtT    l>r     liL-zirksarzL 

Stadt gomeiadej  Vertr.;  Stadtrath  HentBchel- 

■  Bober,  Wilhelm,  Stadtverordneter. 
Brückner,  H.,  Dr.  med. 
Buch,  (Itorg,  I>r.  mti.i. 
Chalybäus    Theodor,  Dr.  med. 
Faust,  Dr.  mp.l.,  Hol'nith. 
Fiedler    Dr.,  Geh.  Mediuiualralh. 
Frans,  Faul,  Apotheker. 
Frühliu)^,  A.,  StadtbauraU)  a.  D. 

'  Grnner,  O.,  OboibaucommiBBar,  Regierungabaa- 

meiste  r. 
Günther,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath,  Priaidentdes 

Lan  desmed  icinalcollegiums. 
'  Hartwig,  Gustav,  Baumeister. 

■  Bendel,  SUdtrath. 

Hesse,  Walter,  Dr.,  Bezirksaret 
y.  Heyden,  Friedrich,  Dr. 
Uübler,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Kloti,  Carl  L.,  Dr.  med. 
Lehmann,  Dr.,  Geh.  Medicinaliath. 
Lotte,  Dr.  med.,  btadtrath. 
Martini,  J.  0.,  Dr.  med.,  Uolrath. 
Müller,  Itodolf,  Dr.  med. 

■  Niedner,  Dr.,  Medicinolrath,  StadtbezirkHarit 
Paak,  Dr.,  Stabsarit. 

Petermann,  Theodor,  Miüiaterialaecretar, 

Pfütincr   Hennann,  löfri'üieur,  Direotor. 

Pfund,  Paul,  Molkereibesitzcr. 

PortiuB    Generalmajor. 

Renk,  Friedrich,  Dr.,  Professor  an  der  tcchu. 
Hochschule. 

Röber,  B.,  Civilingenieur. 

Kühlcmann,  G.,  Dr.,  Olieretabsarit  a.  D. 
'  (Sächsischer  Ingenieur-  n.  Arohitekten- 
Vereio,  Vertr.:  WusBerliau-Iöeppctor  Grosch. 

Salbach,  B.,  Baurath. 

Ijchmidt,  S.  W  w,    ustiiutsdirector. 
'  Secliog,  ^'>t:til(ver<jrdiieter   Handacbuhfabrikanl. 

Siemens,  i'Vi(j<lrltli,  i'abrikbesitKer. 

StreneniHUD,  Itichurd.  Dr.,  Apotheker. 

Stübel.  Alfred.  Dr.,  Oberbürgermeiater. 

Teuoher,  0.  H.  S.,  Stadtrath. 

Teusoher,  Heinrich,  Dr.  med. 
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W  i  n  t  e  r ,  C,  Buchhändler,  Vorsitzender  d.  allgem . 
Mi^thwohnervereins. 

*  Wollmar,  Moritz,  Apotheker. 
Wuttig,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 
Stadtgemeinde. 

Liebe,  Georg,  Dr.  med. 
Reinhard,  Dr.,  Bezirksarzt. 

*  Brink,  F.,  Bürgermeister. 
Kindt,  0.,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Batsch,  John,  Dr.  med. 
Leo,  J.,  Dr.,  Apotheker. 
Siebold,  U.,  Stadtrath. 

*  Stadtgemeinde^  Vertreter:  Stadtrath  Dr. 

Wangemann. 
Assmuss,  K.,  Dr.  med. 
Bach,  H.,  Dr.  med. 
Bahr  dt,  Robert,  Dr.  med. 
Basüner,  Dr.,  Stabsarzt. 

*  Berkholtz,  Dr.,  Stabsarzt. 
Beyer,  A.,  Geometer. 

B  i  r  c  h  -H  i  r  s  c  h  f  e  1  d ,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath,  Prof. 
Blass,  C,  Dr.  med.,  Stadtwundarzt  und  stadtischer 

Impfarzt. 
Böttcher,  E.,  Dr.  phil.,  Professor. 
V.  Branca,  Freiherr,  stud.  med.,  f  1894. 
Brückner,  G.  A.,  Dr.  med. 
Buchheim,  G.  P.,  Dr.  med. 
Clarus,  A.,  Dr.  med. 
Creuzinger,  Dr.,  Stabsarzt. 
Cnrschmann,  Dr.  Geh.  Med.-Rath,  Professor. 
Dolega,  M,,  Dr.  med. 
Donat,  J.  F.  A.,  Dr.  med. 
Duems,  Dr.,  Stabsarzt. 
Eckstein,  A.,  Dr.,  Polizeiarzt. 

*  Eckstein,  Friedrich,  Oekonomie-Inspector. 
Friedrich  &  Glass. 

Fritzsche,  H.,  Dr.  med. 

Georgi,  0.,  Dr.,  Oberbürgermeister. 

G essler,  G.,  Dr.  med. 

Goetz,  G.,  Kidengiesscreibesitzer. 

*  Goetz,  Max,  Dr.  med. 
Graete,  R.,  Dr.  med. 
Grosse,  P.,  Dr.  med. 
Guthzeit,  M.,  Dr.  phil,  Chemiker. 
Uageu,  K.,  Dr.  Profcpsor. 

Hasse,  Ernst,  Dr.,  Prof.,  Diroctor   des  Statist. 
Amtes  der  Stadt  Leipzig. 

*  Haubold,  Friedrich,  Baucommissar. 

*  Hausbesitzerverein,  Allgemeiner  — ,  Ver- 

treter: Ingenieur  E.  Prasse. 
Hausbesitzer  -  Ve  reine  Leipzigs,  Verband  der — . 


k 


XIX.  VcrBumiulutig  lies  ])t'utBcfa(;ii  VereinB 


Jf 

Wohnort            1                              NnmcQ   and  Stand 

937 

Leipzig                     llauBLeBitzerverein  Leipzig-Süd. 

928 

Hauabeait^e^VBruin.SnrdvorBUdtUcLer  -- 

929 

,                         Uciifüt,  Director  des  ScbUuhthofeB. 

930 

HeniR.  0.,  Dr.  mtd. 

931 

1      Herr,  F.,  Justizrath,  ßeobtaanwalt  beim  Keich«. 

gericht. 

932 

,                           Heyne,  Otto,  lugenieor. 

933 

1       Hinze,  II.,  Dr.  med. 

934 

1       HoffmaTin,   Emil,   Chemiker. 

935 

!          der  Hygiene  a.  d.  Universität. 

936 

Hofmaun,  J.  U.,  äteJDBetzmeiBter. 

937 

,                           JoBeph,  G.,  Dr.,  ülieralabBarzt  der  Reserve. 

938 

Klien,  Dr.  med. 

9S9 

KohlmanD,  Benno,  Apotheker. 

940 

Kollmann,  Arlhur,Dr..  Pol izeiarit, Privat docent. 

941 

942 

Kutzlel).  ItegierungBratb. 

943 

Lambofer,  A.,  Dr.  med. 

944 

Lange,  Jerome,  Dr,  med. 

946 

^ 

Lauge,  Max.  Dr  med. 

946 

Lion,   Director  dea   städtiBthen  Schulturnens   n. 
kgj.  Bädb».  SeminBr-Turninspcttor. 

947 

Lochutr    .Fulius,  Hr..  AnBlalLadirector. 

948 

Ludwig  A  Höliflner    Arcliitokten. 

949 

*  Meis.ner,  Friedrieb  Apollo,  Dr.  med. 

960 

Müller,  C.  Dr.  med. 

951 

Paulckc.  R.  JE..  Apotlielter 

952 

Plaut,  H.  C,  Dr.  phil.  et  med. 

953 

,  •  Poetler,  A.,  Dr.  med. 

954 

* 

Sänger,  M.,  Dr.,  Ueb.  Med.-Rath,  ProfeMOr. 

»65 

" 

Sauer,  Bruno  Max.  I'irector  dar  Gewerbebank. 

966 

' 

•  Schmid,  Jobann,  Dr.,  SWdtratb. 

957 

* 

Schmidt,  Benno,  üi:  Prof..  Geh.  Medicinalratb. 

95S 

Schmiedt,  A.,  Ingenieur,  Dergdirector. 

959 

Schöne,  Hugo,  Dr.  phiL,  Fabrikbesitzer. 

960 

Schrey,  Justizrath,  Rccbtsnnwait  und  Notar. 

961 

Siebold,  0.,  Cliemikt-r. 

962 

963 

Hpallebolz,  W.,  Dr.  med.,  ProfesBor. 

964 

Taube,  Dr.  med. 

965 

966 

„ 

•  Thieni,  Ä.,  Civilingeoieur. 

967 

' 

Thicrecb,  J..  Dr.  med. 

968 

TillmaunB,  Dr.  med.,  Professor. 

969 

• 

kraolceiikaBBt^. 

970 

Unger,  Carl.VorsiUcnderd.HwMbwiteer-Verein» 

Le  i  pzi  g- A  n  gpr-Crottondorf. 

971 

Wagner,  Paul,  Dr.  med,  Privatdocent 

für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Magdeburg. 
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J^ 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


973 
974 

975  I 

I 


iOOß 


1007 

1008 
^009 

^011 

1012 
1013 


Leipzig 


» 

a 


976 

. 

977 

a 

978 

1                              " 

979 

1 

1                            s 

980 

i             Leutsch 

981 

Lindhardt 

982 

1          Marienberg 

983 

Meissen 

984 

1 

1                   » 

985 

Meeranc 

986 

Oschatz 

987 

Pirna 

988 

ff 

989 

Plauen  i.  V. 

990 

» 

991 

Radebeul 

992 

Reiboldsgrün 

993 

KoBsweiu 

994 

Schandau 

995 

Schwarzenberg 

996 

Sebnitz 

997 

Sonnenetein 

998 

Strehlen 

999 

Zittau 

1000 

0 

IfJOl  1 

a 

1002 

» 

iü03 

Zwickau 

i004 

a 

"X)5 

a 

Cannstadt 


Donzdorf 
Esslingen 
Heilbronu 

Herronberg 
Kirchheim-Teck 


Wenzel,  £.,  Dr.  med.,  Professor. 
Winkler,  E.,  Dr.  med. 

Wolf,  Wilhelm,  Dr.  phiL,  Oberlehrer  am  Real- 
gymnasium. 
Wunder,  G.,  Dir.  der  städtischen  Gasanstalten. 
Wurl,  Anton,  Schuhmacherobermeister. 
V.  Zimmermann,  Dr.  med. 
Zinkeisen,  A.,  Rechtsanwalt. 
Grab  au,  H.,  Dr.,  Oberlehrer  am  Realgymnasium. 
Barth,  0.,  Dr.  med. 
V.  Stieglitz,  Adolf,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Stadtgemeinde. 
Er  1er,  Dr.,  Bezirksarzt. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Bürgermeister 

Dr.  Ebeling. 
Streit,  R.,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Eras,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Körner,  Paul,  Dr.,  Assistenzarzt  I.  Gl. 

*  Stadtgemeinde,   Vertreter:   Stadtrath 

Th.  Schurig. 
Buschbeck,  Dr.,  Mediciualrath,  Bezirksarzt. 
Kolbe,  Karl,  Dr.  phiL,  Chemiker. 
Wolff,  Felix,  Dr.  med. 
Grundmann,  Emil,  Dr.,  Gerichtswundarzt. 
Müller,  Max,  Dr.  med. 
Kalk  off,  H.,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Stadtgemeinde. 
Weber,  Guido,  Dr.  med. 
Mendel,  Alfred,  Gutsbesitzer. 
Stadtgemeinde, Vertreter:  Stadtrath  Mietzsch. 
Aerztlicher  Bezirksverein. 
Kiessling,  Dr.,  Generalarzt  a.  I). 

*  V.  Mücke,  Dr.,  Bezirksarzt. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath 

K  r  e  1 8  c  h  m  a  r. 
Butter,  Dr.,  Obermedicinalrath. 
Rieck,    M,,    Dircctor   des  städtischen  Schlacht- 

und  Viehhofes. 
Saxe,  Dr.,  Mediciualrath. 


Königreich  Württemberg. 

Blezinger,  Julius,   Dr.,  Medicinalrath ,  Ober- 
amtsarzt. 
Veiel,  Theodor,  Dr.  med. 

*  Wenz,  Rudolf,  Dr.  med. 
Mühlberger,  Max,  Dr.,  Stadtschul thciss. 
Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtschultheiss- Ver- 
weser Ries  8. 

Hartmann,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

*  Krauss,  Julius,  Dr.,  Oberamtsarzt. 
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XIX.  Yereammlung  des  Deutschen  Vereins 


J€ 

Wohnort 

Namen  und  Stand 

1014 

Ludwigsburg 

Stadtgemeinde. 

1015 

» 

Schmidt,  Herm.,  Dr., Oberstabs-  u.  Garnisonsarzt. 

1016 

Metzingen 

*  Höchstetter,  Christian,  Dr.  med. 

1017 

Neckarsulm 

Bürger,  Dr.,  Oberamt^wundarzt. 

1018 

NürtiDgcn 

Romberg,  August,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

1019 

Seeburg- Urach 

Schmid,  Carl,  Dr.  med. 

1020 

Stuttgart 

*  Stadtgemeinde y  Vertreter:  Oberbürgermeister 
Rümelin. 

1021 

» 

*  Stadtgemeinde^  Vertreter:  Stadtbaurath  Kölle. 

1022 

T» 

*  Stadtgemeinde^  Vertreter:  Stadtbaurath  Zobel. 

1023 

» 

*  Stadtgemeinde^   Vertr.:  Stadtarzt  Dr.  Knauss. 

1024 

n 

Burckhardt,  11.,  Dr.,  Medicinalrath. 

1025 

fi 

Dobel,  Eugen,  städtischer  Bauinspector. 

1026 

u 

Eichhoff,  W.,  Schriftsteller. 

1027 

i> 

Eiben,  Rudolf,  Dr.,  Oberamtswundarzt. 

1028 

» 

Fetzer,  Hermann,  Dr.  med. 

1029 

n 

V.  Fichte,  E.,  Dr.,  Generalarzt  1.  Classe. 

1030 

» 

Gussmann,  Ernst,  Dr.,  Medicinalrath. 

1031 

« 

Jaeger,  H.,  Dr.,  Stabsarzt  u.  Docent  d.  Hygiene. 

1032 

■ 

Klinger,  August,  Dr.,  Vorsteher  des  städtischen 
Aichamtes. 

1033 

r» 

V.Koch,  Carl,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

1034 

» 

Königs  höfer,  Oscar,  Dr.  med. 

1035 

n 

Kurtz,  Dr.,  Stabsarzt  a.  D. 

1036 

» 

Pf  eil  sticker,  A.,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

1037 

n 

V.  Reu  SS,  Dr.,  Obermedicinalrath  a.  D. 

1038 

n 

Romingcr  jun.,  N.,  Kaufmann. 

1039 

» 

Säur,  August,  Stadtdirections-  u.  Stadtthierarzt. 

1040 

» 

Sigel,  Albert,  Dr.  med.,  Professor. 

1041 

» 

S  t  e  u  d  e  1 ,  W.,  Dr.,  San.-R.,  Stadtdirections  Wundarzt. 

1042 

n 

St  oll,  Karl,  Dr.,  Oberstabs-  und  Regimeutsarzt 

1043 

n 

Sussdorf,  Max,  Dr.  med.,  Professor  an  derthier- 
ärztlichen  Hochschule. 

1044 

» 

Weil,  pjmanuel,  Dr.  med. 

1045 

Tübingen 

V,  Liebernieistcr,  Dr.  med.,  Professor. 

1046 

» 

Oesterlen,  Otto,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

1047 

Ulm 

Stadtgemeinde. 

1048 

n 

Kau  ff  mann,  Friedrich,  Dr.  med. 

1049 

» 

Leube,  Gustav,  Dr.,  Apothekenbesitzer. 

1050 

IT 

Wacker,  Carl,  Dr.,  Ilofrath,  Apotheker. 

1051 

Urach 

C  am  er  er,  W.,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

1052 

Weinsberg 

Ilöriiig,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

1053 
1054 
1055 

1050 


Baden  -  Baden 


Con  stanz 


Freilurg  i.  Br. 


Grossherzogtlmm  Baden. 


Brandis,  Adolf,  Dr.  med. 

Oeffinger,  Herm.,  Dr.,  Med.-Rath,  Bezirksarzf. 

Fischer,  Georg,  Dr.,  Aerztlicher  Vorstand  der 
Heilanstalt  pConstauzer  Hof. 

Stadtgemeinde,  Vertreter:  Ingenieur  und  Vor- 
stand des  Tiefbnuamtes  Buhle. 


für  öffentliche  Gesimdbeitfipflege  zu  Magdeburg. 
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.V 


Wo  h  n  o  r  t 


Namen  und  Stand 


1057 
1058 


Freiburg  i.  B. 


low 

10*^^ 


10 


C5 


1<^1>V^ 
10!->«^ 


» 


Kelil 


Lahr 
Mannheim 

■ 

n 

» 

n 
n 
n 

« 
n 


1059 

n 

106O 

n 

lOGl 

n 

J062 

» 

J063 

0 

i064 

» 

i065 

» 

loe« 

Gengenbach 

10€57 

Heidelberg 

loe© 

9 

lOOQ 

n 

lo-ro 

n 

i(>:ri 

Karlsruhe 

i(>-r2 

Tl 

lo-rs 

» 

Bäumler,  Dr.,  Geh.  Hofrath,  Professor. 

V.  Beck,  Dr.,  Generalarzt,  Geheimer  Rath,  Exe, 

t  1894. 
Burghard,  Landwirthschaftsinspector. 
Eschbacher,  Dr.,  Medicinalrath. 
Martin,  Emil,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 
Reich,  Hubert,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 
Schottelius,  Max,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Thomas,  Dr.  med.,  Professor. 
Wibel,  F.,  Dr.,  Professor. 
Stark,  Wilhelm,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Stadtgemeinde. 

Knauff,  F.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Mittermaier,  Karl,  Dr.  med. 
Trommsdorf,  Hugo,  Dr.  phil. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr. :  Stadtrath  W.  Schussele. 
Ortsgesundheitsrath. 

♦Arnsperger,    L.,  Dr.,  Obcrmedicinalrath ,  Be- 
zirksarzt, Referent  im  Ministerium  d.  Innern. 
Battl ebner,  Dr.,  Geheimrath,  Medicinalreferent 
im  Ministerium  des  Innern. 

*  Baumeister,    R. ,    Oberbaurath,    Professor  an 

der  technischen  Hochschule. 

*  Bunte,  Hans,  Dr.,  Hofrath,  Professor  an  der 

technischen  Hochschule. 
Cathiau,  Thomas,  Dr.,  Architekt,  Gewerbeschul- 

director. 
Hoff  mann,  Adolf,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 
Lydtin,  Dr.,  Oberregierungsrath. 
Ri  f  f  e  1 ,  Dr.,  Docent  der  Hygiene  amPolytechnicum. 
Strubc,  Dr.,  Generalarzt  I.  Gl. 
Wiener,  A.,  Regierungsrath. 
Brauch,  Max,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 
Pannwitz,  Gotthold,  Dr.,  Stabsarzt. 
Schramm,  Eduard,  Dr.  med. 
Kroell,  Karl,  Dr.,  Medicinalrath  und  Bezirksarzt. 
Stadtgemeinde  y    V'ertreter :    Oberbürgermeister 

Otto  Beck. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Bopp  &  Reut  her,  Fabrikanten. 
Greiff,  Franz,  Dr.  med. 
Moll,  Oberbür^'-ermeister  a.  D. 
Smreker,  0.,  Ingenieur. 


XTX.  TcrBainmliing  dcw  Doufuchen  Vereins 


. 

Wohnort 

Namen  und  Stand 

1101 
1102 

1103 
UOi 

Moibach 
Pforzheim 

Philipptburg 

Wolf.  Huffo,  Dr.,  Medicinftlratb. 

Ilabermeht. 
'    Thamm,  Dr.,  Medicinalrath. 

Blume,  Joliu8,  Dr.,  BezirksaBBiatenzarit. 

1106 

BenBhcim 

1106 

Darmstadt 

1107 

1108 

tiog 

1110 

1111 

1112 

Friedbtrg 

111» 

GienBeu 

1114 
1115 
1116 
1117 
1118 
1119 
1120 
1121 
1122 
1123 
1124 
1125 
1126 
1127 


1129 
1130 
1131 


1134 
1135  ! 
1136 
1137 

1138 
11S9 
1140 


Orossherzogthnm  Hessen. 

Schenk,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt  a.  D. 

Btadtgemeinde. 

BradcD,  Ug.  Stephan,  Bauratb,  StadtbanmeiBter. 

Rigeobrodt,  Dr.,  Geh,  Mt^dioitmlrath. 

Neidhart,  Dr.,  Obermeditinalratb   Krcis.iriit. 

Pfeiffer,  Hermann,  Dr.,  Geh.ObermcdiciDalralh. 

V.  Weltzien,  Victor,  Obetbaurath, 

Lorenz,  Martin,  Dr.,  Mpdicioalrath,  Kreisarzt. 

atadtgemeinde,  Vertreter;  Oberburg-ermeisttr 
Gnauth. 

BoBtroem,  Dr.  med.,  Profenaor. 

Folleniua,  Otto,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt. 
'  Gaffky,  Georg,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

Haberkorn,  J.,  Dr.,  Kreisarzt. 

Btadtg«meinde. 

Stadtbauamt. 

Kpger,  E.p  Dr.,  Chemiker. 

V.  Hease,  A.,  Dr.,  Med.-Rath,  Kreisarzt,  +  1891 
'  Künffer,  Paul,  Ing;eiiieur. 

Kreyasig,  Bauratb,  Sladtbanmcistor. 

Mayer,  Ludwig,  Dr.  med. 

Müller,  Heinrich  L-,  Dr.  med. 

LangebartelB,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde,   Vertreter:     OberbürgeriueiBler 


Bri 


ik. 


'  Kachfeld,  Budolf,  Dr.  med. 
Brettel,  Carl,  Dr.,  Kreiaarzt. 
Köhler,  W.,  Dr.,  Ol.erarzt. 
Btadtgemeinde ,  Vertreter:    Überbürgen 

Küehler. 
Fertig,  S.,  Dr.,  Kroisarzl. 
Fiseher,  Gas-  u.  Wasserwerk-Director. 


Kleiiiert!  iiorthleutsche  Staaten. 

ir«  ■  -^  FroinmoU,  Dr.,  Medicinalrath. 

Weicbiirdt,  Dr.,  Bezirksarzt. 
ii  I       Stecbow,  Krater  Bürgermeister. 

dt  ÜBswftld,  Herrn.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsratb,  Bezirks- 

I  ,>hysic«s. 

wcig        '      Btadtgemeinde. 

j      Aronheim,  Felix,  Dr,  med. 

.  •  Blaeius,  Rudolf,  Dr.,  Professor  der  Hygiene  in 

I  der  technischen  Itocbschule. 


für  öffentliche  GesundheitPiifloge  zu  Magdeburg. 
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M 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


IUI 
1142 
1U3 
1144 

il45 

1146 

1147 

n48 

1149 

IISO 

1  ISI 

1  1S2 

1  1S3 

IX  ^56 

1XS7 

lXc58 
IX -59 

ixeo 
ix«i 

IX  «2 

II  «3 

1X^4 

1X€^^7 

ix«^ 

IX  «9 
1»^1 

11^4 

IL 

II 


•9 

11  V 
11  "^ 


^ 
^ 


11 


IV 


Braunsühweig 


n 
» 

» 

» 
n 

» 

» 

n 

» 

* 
s 

n 

n 
n 
» 
» 
n 
n 


Coburg 
Dessau 

n 

n 
» 

n 


Detmold 


Kisenach 


I 


Friedrichsroda 
Gandersheim 


*  Claus»,  Wilhelm,  Bahndirector. 

*  Degener,  Paul,  Dr.,  Privatdocent. 
Deicke,  Otto,  Dr.  jned. 

Engelbrecht,   Theodor,    Dr.,   Ilofarzt,    Stadt- 

physicus. 
Frtesebeck,  Ferdinand,  Prosector,  Hofchirurgus 
Flaack,  Carl,  Molkerei-Director. 
Fürbringer,  Bruno,  Dr.  med. 
Hartmann,  Otto,  Dr.  med. 

*  Henk  in  g,  Franz,  Dr.  med. 
Hermann,  August,  Turuinspector. 
Hünicken,  Robert,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Kleinknecht,  Walther,  Dr.  med. 
Koch,  Hugo,  Dr.  med. 

Koch,  Max,  Conservenfabrikant. 
Krähe,  Wilhelm,  Kreisbau-Inspector. 
Kühne,  Waldemar,  Dr.,  Badearzt  des  Nordsee- 
bades Spiekeroog. 
Landauer,  John,  Dr.  phil.,  Kaufmann. 
Lange,  Otto,  Dr.  med. 
Leo,  JustuB,  Kaufmann. 
Meyer,  G.  Fr.,  Dr.  phil.,  Chemiker. 
Meyer,  Richard,  Dr.,  Professor. 
Meyersfeld,  Bernhard,  Banquier. 
Mitgau,  Ijouis,  Ober- Ingenieur. 
Müller,  Robert,  Dr.  med. 
Prael,  Franz,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Seh  aper,  Carl,  Hofrath. 
Scholz,  Franz,  Dr.,  Generalarzt. 
Seidel,  Hermann,  Dr.  med. 
Selwig,  Johann,  Fabrikant. 
Vieweg,  Friedrich,  &  Sohn. 
Wachsmann,  Alfred,  Apotheker. 
Weidlich,  Emil,  Regier ungabaumeister. 
Berg  er,  Friedrich,  Dr.,  Medicinalrath. 

*  Böttger,  Paul,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Lehm  er,  Regierungs-  und  Oberbergrath. 
Mann,  Dr.,  Regierungs-  und  Geh.  Medicinalrath. 
Reichardt,  H.,  Dr.,  Commerzienrath. 
Richter,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisphysicus. 
Wels  V.    Liszewski,   R.,    Ingenieur,   Fabrik- 

director. 
Stadtgemeinde. 
Grahn,  E.,  Civilingenieur. 

*  Btadtgemeinde 9    Vertreter:    Oberbürgermeister 

Müller. 

*  Stadtgemeinde^  Vertreter:  Gemeinderaths-Vor- 

sitzender  Oekonomierath  Ditteuberger. 
Btadtgemeinde. 
V.  Im  hoff,  Freiherr,  Major  z.  D. 

*  de  Bra,  Dr.,  Physicus. 


nilutif;  iIrb  Ilculischei)  Vei 


M 

WohDOlt 

Namen   and  Staod 

1187 

Gora 

♦  etadtgemelade,  Vertreter;  Oberbürge rm ei »1  er 
AlbiD  Ruick. 

1188 

Gnoien 

Hörn,  Adolf,  Dr.,  Sunitätirstli. 

1189 

Ua'th« 

'    8aD)tätBComm>BBioD. 

1190 

LobenBversicliernngabaak   für  Deiitscbland. 

1191 

V.  Ketelhodt,  Freiherr,  Geh.  StwUrath. 

1192 

Güäleii 

'  KoDther,  Franz,  Chemiker. 

1193 

•  Kothe,  Wilh.-!m,  lugenieur. 

1191 

Heimat  eilt 

*  Hamiie,  (.'.,  Dr.,  PhjwouB. 

1195 

Schradcr,  F.,  KreiBthierarzt. 

1196 

Jsim 

Stadtgemeinde. 

1197 

Gärtner,  August,  Dr.,  PhyaicuB,  Hofralh,  Prot 
Aer  Hygiene. 

1198 

KöiiigBlultrr 

Beckhaus,  Dr.,  Pbyeicus. 

1199 

, 

Rühland,  K.,  Gutsbesilzer. 

1200 

OldtüburR 

Mutzenbeohor,  Geh.  Oberrcgierungsrath. 

1201 

Rostofk 

Btodtgomeinde. 

1202 

Stadtgemeiude. 

1203 

•  Dorubiüth,  Fr,  Dr.  med. 

1204 

PasFow,  W.  P.  A.,  Dr.  med. 

1205 

Pfeiffer,  Lndwifr,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

120Ü 

Reder,  Frani,  Dr.,  Medicinalrath. 

1207 

Sc-heel,  Ludwig,  Dr.  med. 

1208 
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Erste   Sitzung. 

Mittwoch,  den  11.  September  1895,  Vormittags  9  Uhr. 

Der  Vorsitzende,  Geh.  Medicinalrath  Dr.  Fistor  (Berlin),   er- 
öffnet die  Versammlung  mit  folgenden  Worten : 

„Meine  hochverehrten  Herren!  Durch  die  Wahl  des  von  Ihnen  im 
vorigen  Jahre  eingesetzten  Ausschusses  ist  mir  die  ehrenvolle  Pflicht  zu- 
gefallen, heute  Ihre  Verhandlungen  zu  leiten.  Ich  bin  nicht  gewohnt,  in 
faseren  Versammlungen  den  Vorsitz  zu  fähren,  und  habe  darum  mehr 
ftls  irgend  ein  Anderer  Grund,  um  Ihre  Nachsicht  und  gleichzeitig  um 
^bre  Unterstützung  zu  bitten. 

„Wir  haben  im  vorigen  Jahre  in  Magdeburg  das  Thema  über  Trink- 
^^ser  von  der  Tagesordnung  absetzen  müssen,  weil  der  Referent  nicht 
^^heinen  konnte.  In  diesem  Jahre  müssen  wir  dasselbe  Thema  an  das 
^de  der  Verhandlungen  rücken,  weil  der  Referent,  wie  er  uns  telegraphisch 
^^ezeigt  hat,  verhindert  ist,  so  zeitig  einzutreffen,  um  heute  sein  Referat 
^^tatten  zu  können. 

„Der  Ausschuss  ist  in  seiner  Sitzung  im  December  vorigen  Jahres  be- 
müht gewesen,  diejenigen  Themata  festzusetzen,  die  zur  Zeit  von  besonderer 
Dichtigkeit  erschienen.    Sie  werden  aus  dem  Ihnen  vorliegenden  Abdruck 
^^f  Tagesordnung  ersehen,  dass  den  verschiedensten  Richtungen  dabei  Rech- 
5^^i^g  getragen  worden  ist.     Treu  seinen  Grundsätzen,  hat  der  Deutsche 
^^Tein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  immer  die  am  meisten  brennenden 
'^  ^agen  zur  Erörterung  in  seinen  Jahressitzungen  gewählt;  desshalb  hat  der 
^Usschuss  wiederum,  und  zum  vierten  Male,  wenn  ich  mich  recht  entsinne, 
^^X&e  Frage,  die  für  uns,  glaube  ich,  von  der  grössten  Wichtigkeit  ist:  die 
^^assnahmen  zur  Herbeiführung  eines  gesundheitlich  zweckmässigen  Aus- 
^^nes  der  St&dte,  auf  die  Tagesordnung  gesetzt.     Unter  allen  Forderungen 
^«r  Hygiene  nimmt  zur  Zeit  diejenige  des  besseren  Wohnens,  namentlich 
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für  die  weniger  Bemittelten,  die  Aufmerksamkeit  aller  Kreise  besonders  in 
Anspruch. 

„Die  übrigen  zur  Verhandlung  stehenden  Themata  werden,  wie  ich 
hoffe,  Ihnen  den  Beweis  liefern,  dass  auch  anderen  Richtungen  Rechnung 
getragen  worden  ist.  Die  Wahl  der  Referenten  bürgt  dafür,  dass  Ihre  Auf- 
merksamkeit während  der  dreitägigen  Sitzungen  vollkommen  in  Anspruch 
genommen  werden  wird. 

„Es  ist  eine  grosse  Freude  für  uns,  dass  unsere  Bestrebungen  so  viel 
Boden  im  Laufe  der  22  Jahre,  die  nun  der  Verein  besteht,  gefunden  haben. 
Noch  grösser  ist  aber  die  Freude  darüber,  dass  Verhandlungen,  die  erst  yor 
einem  Jahre  stattgefunden  haben,  schon  Früchte  gezeitigt  haben.  Im  Yorigen 
Jahre  wurden  —  die  Herren,  welche  in  Magdeburg  waren,  werden  sich  dessen 
entsinnen  —  von  zwei  Referenten  längere  Vorträge  über  Müllverbrennung 
gehalten.  Heute  schon  steht,  dank  den  Opfern,  die  der  Staat  Hamburg  zu 
bringen  sich  nicht  gescheut  hat,  ein  vollständiger  Ofen  zur  Verbrennung 
von  Müll  und  Unrath,  welcher  mit  gutem  £rfolg  wirkt.  Möge  denn  weiter 
unser  Wirken  Gutes  schaffen! 

„Bevor  wir  in  die  Verhandlungen  eintreten,  erlaube  ich  mir,  die  Herren 
Vertreter  von  Staat  und  Stadt  zu  bitten,  ihre  uns  zugedachten  Begrüssungs- 
reden  zu  halten. 

„Zunächst  bitte  ich  Herrn  Ministerialdirector  v.  Fleischhauer,  das 
Wort  zu  nehmen.^ 

Ministerialdirector  t.  Fleischhauer  (Stuttgart):  „Hochansehnlicbe 

Versammlung!  Im  Namen  des  in  Urlaub  abwesenden  Herrn  Staatsministers 
des  Innern  erlaube  ich  mir,  Sie  zu  Beginn  Ihrer  Tagung  aufs  Freundlichste 
zu  begrüssen. 

„Das  Ministerium  des  Innern  begleitet  Ihre  Verhandlungen  mit  dem 
lebhaftesten  Interesse.  Liegen  ja  doch  die  Ziele  Ihrer  Thätigkeit  in  gleicher 
Kichtung  mit  den  Aufgaben,  welche  der  Staatsbehörde  auf  dem  Gebiete  der 
öffentlichen  Gesundheit spßege  gestellt  sind.  Die  Zeiten  sind  längst  vorüber, 
in  denen  man  glaubte,  vom  grünen  Tische  aus  die  Verwaltung  führen  m 
können.  Man  hat  längst  erkannt,  dass  die  öffentliche  Verwaltung  Elrfolge 
nur  erzielen  kann,  wenn  sie  der  fortgesetzten  thätigen  Mitarbeit  aus  den 
betheiligten  Kreisen  heraus  sicher  ist  und  in  diesen  ihre  Unterstützung 
findet.  Die  bisherigen  Verhandlungen  des  Deutschen  Vereins  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege  haben  gezeigt,  dass  derselbe  dieser  seiner  Aufgabe  in 
vollstem  Maasse  gewachsen  ist.  Wohl  auf  keinem  Gebiete  der  öffentlichen 
Verwaltung  sind  gerade  in  den  letzten  Jahrzehnten  so  grosse  Fortschritte 
gemacht  worden,  wie  auf  demjenigen  der  Gesundheitspflege.  Dass  dies  ge- 
schehen ist,  das  ist  in  erster  Linie  den  Anregungen  zu  verdanken,  welche 
von  Ihrem  Verein  ausgegangen  sind.  Durch  Ihre  Verhandlungen  tragen 
Sie  dazu  bei,  die  Fragen,  um  deren  Lösung  es  sich  handelt,  klar  8U  stellen, 
und  suchen  damit  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  vorbereitender 
Weise  an  die  Hand  zu  gehen  bei  der  Lösung  der  ihnen  gestellten  Aufgaben.' 
Auch  die  diesjährigen  Verhandlungen  werden  —  daran  zweifle  ich  nicht  — 
von  reichem,  segenbringendem  Erfolge  begleitet  sein,  und  in  dieser  Hoffnung 
heisse  ich  Sie  in  Württembergs  Hauptstadt  herzlich  wiUkommen.^ 


für  öffentliche  Gesondheitspflege  zu  Stuttgart.  8 

Oberbfirgenneister  Bümelin  (Stuttgart): 

„Hochgeehrte  VersammluDg ! 

„Sechzehn  Jahre  sind  entschwunden,  seit  der  Congress  für  öffentliche 
Oesundheitspflege  das  erste  Mal  hier  getagt  hat.  Sowohl  der  Verein,  als 
die  Stadt  Stuttgart  sind  seit  dieser  Zeit  im  Laufe  ihrer  Entwickelung  ganz 
Ton  selbst  andere  geworden.  Aber  das  Gefühl  treuester  Anhänglichkeit,  das 
die  Stadt  Stuttgart  stets  mit  dem  Deutschen  Verein  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege yerbunden  hat,  ist  durch  alle  die  Jahre  dasselbe  geblieben,  und 
es  drängt  mich,  diesem  Gefühl  auch  hier  Ausdruck  zu  verleihen,  indem  ich 
Sie  im  Namen  unserer  Stadt  und  ihrer  bürgerlichen  Gollegien  von  ganzem 
Herzen  willkommen  heisse  und  Ihnen  danke  für  die  Ehre,  die  Sie  uns  mit 
Ihrem  wiederholten  Besuche  gezeigt  haben. 

„Dieser  Ehre,  welche  bis  jetzt  erst  eine  einzige  deutsche  Stadt  mit  uns 
theilt,  uns  würdig  zu  zeigen,  haben  wir  das,  was  in  den  letzten  16  Jahren 
Ton  Staat  und  Gemeinde  und  von  gemeinnützigen  Gesellschaften  im  Inter- 
esse der  öffentlichen  Gesundheitspflege  hier  geschaffen  wurde,  Ihnen  in  Bild, 
Plan,  Relief  und  Modell  zur  Darstellung  zu  bringen  gesucht  und  hoffen, 
Tieles  dayon  Ihnen  auch  noch  in  Wirklichkeit  in  den  nächsten  Tagen  vor- 
führen zu  können. 

„All  dieses  aber,  meine  hochgeehrten  Herren,  kann  Ihnen  nur  die 
Ueberzeugung  aufdrängen,  dass  wir  bestrebt  waren,  Ihren  Fussstapfen  zu 
folgen  und  die  theoretischen  Leitsätze  Ihrer  Gongresse,  so  weit  irgend  mög- 
lich, in  die  That  zu  übersetzen.  Es  wurde  uns  dies  um  so  leichter  gemacht, 
als  diese  Leitsätze  ja  keineswegs  graue  Theorie,  sondern  dem  gesammten 
öffentlichen  Leben  abgewonnene  Erfahrungssätze  waren.  Dass  dies  auch 
für  die  Zukunft  so  bleiben  wird,  dafür  bürgt  uns  schon  die  Zusammen- 
setzung des  Vereins  aus  den  vier  grossen  Berufskategorieen  der  Aerzte, 
Architekten,  Ingenieure  und  Verwaltungsbeamten  von  Staat  und  Gemeinde. 
Durch  das  harmonische  Zusammenwirken  dieser  Factoren  ist  der  Deutsche 
Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  das  geworden,  was  er  jetzt  that- 
s&chlich  ist,  und  durch  dieses  Zusammenwirken  ist  auch  die  Thätigkeit 
des  Vereins  gerade  für  unsere  Gemeindeverwaltungen  stets  eine  hervor- 
ragend fruchttragende  gewesen. 

„Mögen  auch  Ihre  diesmaligen  Berathungen  in  Stuttgart  von  schönstem 
Erfolge  gekrönt  sein.^ 

Vorsitzender  Geh.  Hedicinalrath  Dr.  Pistor:  „Ich  darf  wohl 

annehmen,  meine  Herren,  dass  ich  in  Ihrem  Namen  sowohl  dem  Herrn 
Vertreter  der  Königlichen  Staatsregierung,  als  auch  dem  Herrn  Vertreter 
dieser  schönen  Stadt,  in  der  wir  nun  zum  zweiten  Male  tagen,  den  wärmsten 
Dank  auszusprechen  habe.  Es  waren  warme  Worte  der  Begrüssuug,  die 
uns  gestern  schon  im  Stadtgarten  entgegen  tönten,  als  wir  in  zwangloser 
Weise  dort  vereinigt  waren.  Heute  ist  uns  in  ernst  mahnenden  Worten 
das  wieder  vorgehalten,  was  wir  zu  thun  haben,  um  weiter  zu  kommen. 
Wir  werden  bemüht  sein,  auch  diesen  Wünschen  nach  unseren  Kräften 
nachzukommen. 

„Von  Seiner  Majestät  dem  König  ist  uns  durch  Cabinetsschreiben  vom 
S-  September  der  Ausdruck  des  Bedauerns    ausgesprochen    worden,    dass 
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Allerhöchstdieselben  zu  Ihrem  Bedauern  nie  ht  in  der  Lage  sind,  den  Ver- 
handlungen beizuwohnen. 

„Die  betreffende  Stelle  des  Schreibens  lautet : 

Zu  Allerhöchst  Ihrem  Bedauern  sind  jedoch  Seine  Majestät  nicht 
in  der  Lage,  der  Einladung  Folge  zu  leisten,  weil  Allerhöchstdieselben 
um  diese  Zeit  noch  nicht  von  der  Reise  zurück  sein  werden,  lassen 
aber  den  Verhandlungen  einen  guten  Erfolg  und  den  festlichen  Ver- 
anstaltungen einen  schönen  Verlauf  wünschen. 

„Wir  sehen  daraus,  meine  Herren,  dass  Se.  Majestät  der  König  regen 
Antheil  an  unseren  Verhandlungen  nimmt,  und  wollen  nicht  verfehlen.  Aller- 
höchstdemselben  dafür  unseren  aufrichtigsten  und  unterthänigsten  Dank  aus- 
zusprechen. 

„In  der  Ausstellung,  welche,  wie  uns  von  dem  Herrn  Oberbürgermeister 
soeben  mitgetheilt  worden  ist,  fertig  gestellt  ist,  und  unseres  Besuches 
harret,  werden  wir  Gelegenheit  finden,  durch  Anschauung  unsere  Kenntnisse 
zu  erweitern. 

„Zum  Schlüsse  gebe  ich  der  Hoffnung  Ausdruck,  dass  unsere  Ver- 
handlungen den  Wünschen  entsprechen  werden,  die  die  beiden  Herren 
Vertreter  der  Staatsregierung  und  der  Stadt  uns  ausgesprochen  haben. 

„Bevor  wir  in  die  Verhandlungen  eintreten,  erübrigt  es  noch,  dasBureaa 
satzungsgemäsB  zu  vervollständigen.  Ich  ersuche  Herrn  Oberbürgermeister 
Kümelin  als  erster  Vertreter  des  Vorsitzenden  hier  Platz  zu  nehmen,  und 
demnächst  Herrn  Medicinaldirector  Dr.  v.  Koch  als  zweiter  Stellvertreter 
des  Vorsitzenden  zu  fungiren.  Herrn  Hofrath  Dr.  Stich  aus  Nürnberg 
bitte  ich,  als  stellvertretender  Schriftführer  mitzuwirken. 

„Nunmehr  ersuche  ich  den  ständigen  Herrn  Schriftführer,    uns    den 
Bechenschaftsbericht  für  das  Jahr  1894/95  zu  verlesen.** 

Der  ständige  Secretär,  Geh.   Sanitätsrath  Dr.  SpieSS  (Frank- 
furt a.  M.),  verliest  hierauf  den 


Reohensoliafts-Beriolit 

des 

Ausschusses  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege für  das  Rechnungsjahr  1894  bis  1895. 

„Durch  Beschluss  der  Vereinsversammlung  zu  Magdeburg  wurde  der 
Ausschuss  für  1894/95,  wie  folgt,  zusammengesetzt: 

Oberbürgermeister  A dickes  (Frankfurt  a.  M.), 

Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe), 

Oberbürgermeister  Bötticher  (Magdeburg). 

Baupolizciinspector  Classen  (Hamburg), 

Professor  Dr.  Gaffky  (Giessen), 

Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  (Berlin)  und 

Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.),  ständiger  Secretär. 


für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart.  '  5 

„Nach  Schlu88  der  Versammlung  trat  der  Ausschuss  in  Magdeburg  zu 
einer  Tollzähligen  Sitzung  zusammen  und  wählte  gemäss  §.  7  der  Satzungen 
Herrn  Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  zum  Vorsitzenden  für  das  Geschäfts- 
.  jähr  1894/95. 

„Femer  beschloBS  der  Ausschuss ,  dem  Wunsche  der  Versammlung 
folgend,  an  sämmtliche  deutschen  Städte  mit  mehr  als  15000  Einwohnern 
je  ein  Exemplar  der  Magdeburger  Verhandlungen  über 

Beseitigung  des  Kehrichts  und  anderer  städtischer  Ab- 
fälle, besonders  durch  Vefbrennung  und 

Die  Nothwendigkeit  weiträumiger  Bebauung  bei  Stadt- 
erweiterungen und  die  rechtlichen  und  technischen  Mittel 
zu  ihrer  Ausführung 

zu  versenden,  was  nach  Fertigstellung  des  Druckes,  und  zwar  an  237  Städte, 
geschah. 

„Im  Anschluss  hieran  beschloss  der  Ausschuss  in  seiner  im  December 
▼.  J.  in  Frankfurt  abgehaltenen  Sitzung,  an  sämmtliche  grösseren  deutschen 
Städte  ein  Circular  zu  versenden  mit  dem  Ersuchen,  dem  Verein  ihre  z.  Z. 
bestehenden  Bauordnungen  mitzutheilen,  namentlich  aber  denselben  auf 
dem  Laufenden  zu  erhalten,  ob  und  wann  sie  Aenderungen  ihrer  Bau- 
ordnungen vornehmen.  Ein  solches  Circular  wurde  an  237  Städte  ver- 
sandt und  sind  bis  heute  von  86  Städten  Antworten  und  Einsendungen 
erfolgt,  über  welche  Ihnen  Herr  Oberbaurath  Professor  Baumeister  kurz 
berichten  wird. 

„Der  Anfang  des  Jahres  1895  brachte  dem  Verein  und  dem  Ausschuss 
einen  schweren  Verlust:  das  Mitglied  des  letzteren,  Herr  Geheimrath  Ober- 
bürgermeister Bötticher,  der  im  vorigen  Jahre  noch  mit  ungetrübter 
Frische  und  der  ihm  eigenen  Liebenswürdigkeit  den  Verein  in  den  Mauern 
seiner  Stadt  aufgenommen  hatte  und  während  der  Versammlungstage  stets 
den  Mittelpunkt  des  Ganzen  bildete,  ist  am  19.  Januar  durch  einen  jähen 
Tod  uns  entrissen  worden.  Ihr  Vorsitzender  und  der  ständige  Secretär 
▼ertraten  den  Verein  bei  den  Leichenfeierlichkeiten  und  legten  Namens  des 
Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  einen  Kranz  am  Sarge 
des  Verstorbenen  nieder.  Von  einer  Ersatzwahl  durch  den  Ausschuss  gemäss 
§.  7  der  Satzungen  glaubte  der  Ausschuss  absehen  zu  sollen. 

„Der  Ausschuss,  der  satzungsgemäss  im  Winter  zu  einer  Sitzung  zu- 
sammentrat, bestimmte,  einer  sehr  dringenden  Einladung  der  Stadt  Stuttgart 
fifern  folgend,  diese  Stadt  als  Ort  der  nächsten  Versammlung,  als  Zeit  die  Tage 
^om  11.  bis  14.  September  und  als  Verhandlungsgegenstände  und 
'teferenten  die  den  Mitgliedern  seiner  Zeit  mitgetheilten  und  auf  dem 
heutigen  Programme  stehenden.     Eine  kleine  Abänderung  machte  sich  in 
ietater  Stunde  noth wendig.    Herr  Professor  Carl  Fraenkel,  der  mit  Herrn 
]p^adtbauraih  Lindley  das  Referat  über  das  letzte  Thema  übernommen  hatte, 
^Bt  durch  Krankheit  verhindert,  dies  zu  thun,  und  hatte  Herr  Docent  Stabs- 
**^  Dr.  Kirchner  die  Freundlichkeit,  trotz  der  Kürze  der  Zeit  das  Cor- 
^ferat  zuzusagen. 

„Es  lautet  d^mgemäss  nunmehr  die 
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Tagesordnung: 

Bienstagy  den  10.  Beptember. 

8  Uhr  Abends:  Begrüssungsabend  im  Stadtgarten. 

Die  Stadt  Stuttgart  bietet  den  Gasten  einen  Imbiss  dar. 

Mittwoohy  den  11.  Beptember« 

9  Uhr  Vormittags:   Erste   Sitzung    im    grossen   Saale    der   Museums* 

gesellschaft  (Oberes  Museum). 

Eröffnung  der  Versammlung. 

Rechenschaftsbericht  und  geschäftliche  Mittheilungen. 

Bericht  des  Herrn  Oberbaurath  Prof.  Baumeister  über  die  aus  den 

deutschen  Städten  eingegangenen  Mittheilungen  betr.  Neuerungen 

auf  dem  Gebiete  der  Baupolizei. 

I.    Maassnalimen  zur  HerbelfQhmng  eines  gesundheitlich  zweck* 
m&ssigen  Ansbanes  der  Städte. 

Referenten:  Beigeordneter  und  Baurath  Stubben  (Köln), 
Oberbürgermeister  Küchler  (Worms). 

n.    Hygienische  Benrtheilnng  Ton  Trink-  nnd  Nntcwasser. 

Referent:  Geh.  Med.-Rath  Prof.  Dr.  Flügge  (Breslau). 

Im  Anschluss  hieran: 

Eröffnung  der  Plan-    und   Modell-Ausstellung   in 
den  angrenzenden  Sälen  des  oberen  Museums  i). 

Ay^  Uhr  Nachmittags:  Besichtigung  des  Stuttgarter  Schwimmbades» 
Büchsenstrasse  53V2. 

7  Uhr  Abends:  Festessen  mit  Damen  im  grossen  Saale  des  „Königs- 
baues**,  Fürstenstrasse. 

Donnerstag  9  den  12.  September. 

9  Uhr  Vormittags:  Zweite  Sitzung  im  grossen  Saale  der  Museums- 
gesellschaft. 

HI.  Die  Erbaaang  Ton  Heilst&tten  fUr  Lungenkranke  dnrck  Inra» 
lidit&ts-  n.  AltersTersichernngsanstalten,  Krankenkassen  ud 
Commnnalverb&nde. 

Referenten:  Director  der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  für 

Invaliditäts -    und    Altersversicherung   Gebhard 
(Lübeck), 
Physious  San.-Rath  Dr.  Hampe  (Helmstedt). 

IV.    Gashelznng  im  Vergleich  zn  anderen  Einzelheissystemen. 

Referent:  Hofrath  Professor  Dr.  Meidinger  (Karlsruhe). 

3  Uhr  Nachmittags:  Gemeinschaftliche  Wagenfahrt  vom  Charlotten- 
platz aus  nach  den  Wasserreservoirs  am  Ameisenberg,  der 
Colonie  Ostheim,  den  Neckarwasserwerken  in  Berg, 
der  König-Karls-Brücke,  den  neu  errichteten  Armenbauten 
und  zum  Jägerhaus  auf  dem  Hasenberg. 

Abends:  Gesellige  Vereinigung  daselbst 


^)  Siehe  Näheres  betr.  die  Ausstellung  am  Schlüsse  dieses  Berichtes. 


für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart.  7 

Freitag  I  den  13.  Beptember. 

9  Uhr  Vormittags:    Dritte   Sitzung  im   grossen   Saale   der   Museums- 
gesellschaft. 

y.    Schädlichkeit  der  Ganalgase  und  Sicherung  unserer  Wohn- 
räume gegen  dieselben. 

Referenten:  Privatdocent  Stabsarzt  Dr.  Kirchner  (HannoTer), 
Stadtbaurath  W.  H.  Lindley  (Frankfurt  a.  M.). 

4  Uhr  Nachmittags:  Besuch  des  königl.  Schlosses  .^Wilhelma*'   auf  Ein- 
ladung Sr.  Majestät  des  Königs  Wilhelm  II.  von  Württemberg. 
Nachher  zwanglose  Vereinigung  am  „Cursaal''  in  Cannstatt. 

Bonnabendy  den  14.  September. 
Ausflug  nach  Tübingen  und  Bebenhausen. 


„Die  Rechnungsablage  für  das  Jahr  1894  wurde  vom  Ausscbuss 
geprüft  und  für  richtig  befunden.     Es  betrug  danach: 

Cassensaldo  am  1.  Januar  1894  .     .     .       598*17  M. 
Einnahme  durch  Mitgliederbeiträge  etc.     8112' —  „ 


Mithin  zusammen  Einnahmen    8710*17  M. 

Dagegen  an  Ausgaben 8139*06  M. 

Bleibt  ein  Cassensaldo  für  1895  von     57111  M. 


„Die  Mitgliederzahl  des  Vereins  betrug  zu  Ende  des  Jahres  1894 
1386.  Von  diesen  sind  ausgetreten  175,  davon  23  durch  Tod.  Es  sind 
dies  ausser  dem  bereits  erwähnten  Herrn 

Geh.  Regierungsrath  Oberbürgermeister  Bötticher  (Magdeburg) 

die  Herren: 

Geheimrath  v.  Beck,  Excellenz,  (Freiburg  i.  Br.), 
Freiherr  v.  Branca  (Leipzig), 
Kreisarzt  Dr.  Brettel  (Offenbach), 
Oberamtswundarzt  Dr.  Bürger  (Neckarsulm), 
Ereismedicinalrath  Dr.  Fleischmann  (Bayreuth), 
Medicinalrath  Dr.  FoUenius  (Giessen), 
Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Graf  (Elberfeld), 
Dr.  Paul  Hänisch  (Colberg), 
Sanitätsrath  Dr.  Hauptmann  (Gleiwitz), 
Regimentsarzt  Dr.  H ausser  (Krakau), 
Medicinalrath  Dr.  v.  Hesse  (Mainz), 
Professor  Dr.  Hoppe-Seyler  (Strassburg), 
Dr.  August  Kling  er  (Stuttgart), 
Professor  Dr.  Lücke  (Strassburg), 
Rittergutsbesitzer  Dr.  Millies  (Gross- Jauer), 
Bezirksarzt  Dr.  Mükisch  (Graz), 
Stabsarzt  Dr.  Paak  (Dresden), 
Dr.  Bernhard  Pauli  (Bremen), 
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Stadtrath  Röstel  (Berlin), 
Baurath  Salbach  (Dresden), 
Oberbürgermeister  Dr.  St  übel  (Dresden)  und 
Stadtrath  Dr.  Zitelmann  (Frankfurt  a.  M.). 

,,Neu  eingetreten^)  sind  bis  heute  190  Mitglieder,  so  dass  der 
Verein  zur  Zeit  1401  Mitglieder  zählt,  von  denen  366  als  in  Stuttgart 
anwesend  gemeldet  sind. 


Vorsitzender  Geh.  Medicinalrath  Dr.  Plstor:  „Meine  Herren! 
Auch  in  diesem  Jahre  hat  der  Tod  wiederum  eine  Anzahl  unserer  Mitglieder 
hinweggerafil.  Alle  Geschiedenen  haben  sich  mehr  oder  weniger  an  unseren 
Bestrebungen  betheiligt;  doch  befinden  sich  einige  unter  den  Genannten, 
denen  wir  eine  besondere  Erwähnung  schulden,  ohne  den  Uebrigen  zu  nahe 
zu  treten. 

„Das  bisherige  Mitglied  des  Ausschusses,  welches  uns  im  Torigen  Jahre 
in  Magdeburg  noch  in  seiner  vollen  Lebensfrische  entgegentrat  und  dafür 
gesorgt  hat,  dass  wir  so  herrliche  Tage  in  Magdeburg  verleben  konnten, 
ist  bereits  erwähnt.  Wer  diesen  Mann,  der  über  die  Mitte  der  Sechzig  hin- 
aus war,  in  seinem  Wirken  gesehen  hat,  der  konnte  nur  tief  betrübt  sein, 
als  sein  plötzlicher  Tod  durch  die  Zeitungen  gemeldet  wurde. 

„Es  ist  uns  aber  noch  ein  anderes  Mitglied  entrissen,  welches  zu  den 
Begründern  dieses  Vereins  im  Jahre  1873  gehörte:  der  Geh.  Sanitätarath 
Dr.  Eduard  Graf  ist  am  19.  August  in  Constanz  längeren  Leiden  erlegen 
Wenn  Graf  auch  in  den  letzten  Jahren  sich  nicht  mehr  direct  an  den  Ver- 
einsversammlungen  betheiligt  hat,  weil  seine  Zeit  anderweitig  durch  par- 
lamentarische Thätigkeit  und  durch  Thätigkeit  für  seine  eigenen  Berufs- 
genossen in  Anspruch  genommen  war,  und  seine  immer  mehr  wankende 
Gesundheit  ihm  eine  gewisse  Beschränkung  auferlegte,  so  hat  er  doch  unsere 
Bestrebungen  alle  Zeit  in  ernstester  Weise  gefördert.  Stets  hat  er  die  Aerzte 
daraufhingewiesen,  dass  es  ihre  vornehmste  Pflicht  sei,  die  Staatsgesund- 
heitspflege zu  unterstützen,  um  ihren  eigenen  Forderungen  den  Boden  zu 
bereiten. 

„Endlich  dürfen  wir  eines  Mannes  nicht  vergessen,  dessen  Werke  auch 
nach  seinem  Tode  fortleben  werden:  Baurath  Salbach  in  Dresden,  bekannt 
durch  seine  Thätigkeit  für  die  Wasserversorgung  durch  filtrirtes  Flusswasser, 
ist  immer  ein  eifriges  Mitglied  unseres  Vereins  gewesen. 

„In  Ihrer  aller  Namen  glaube  ich  zu  handeln,  wenn  ich  Sie  bitte,  das 
Andenken  unserer  Todten  dadurch  zu  ehren,  dass  Sie  sich  von  Ihren  Sitzen 
erheben.    (Geschieht.) 


„Wir  treten  nunmehr  in  die  Verhandlungen  der  zwanzigsten  Tagung 
des  Deutschen  Vereins  für  öfifentliche  Gesundheitspflege  ein,  und  ich  ersache 
zunächst  Herrn  Professor  Baumeister,  den  in  Aussicht  gestellten  üeber- 
blick  über  die  aus  den  Städten  eingegangenen  Berichte  zu  geben.*' 


^)  Diese  Zahlen  sind  die  nach  Schluss  der  Versammlung  festgestellten.   Siehe 
Mitgliederverzeichniss  am  Schlüsse  des  Berichtes. 
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Bericlit  über  die  aus  den  deutsdien  Städten  ein- 
gegangenen Mittheilungen,  betr.  Neuerangen  auf 

dem  Gebiete  der  Baupolizei 

Referent:  Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe): 

„Hochgeehrte  Herren!  In  der  vorjährigen  Versammlung  unseres  Vereins 
habe  ich  mir  den  Vorschlag  erlaubt,  ein  fortlaufendes  Register  zu  führen 
über  die  Anwendung  der  von  dem  Vereine  aufgestellten  Grundsätze  behufs 
weiträumiger  städtischer  Bebauung,  insbesondere  des  Princips  der  Ab- 
stufung baupolizeilicher  Vorschriften.  Es  sollte  dadurch  der  praktische 
Fortschritt  auf  diesem  Gebiete  vorbildlich  klar  gestellt  und  zur  Nacheiferung 
angeregt  werden.  Der  Ausschuss  hat  diesen  Gedanken  ausgeführt  durch 
ein  Rundschreiben  an  sämmtliche  deutsche  Städte  mit  einer  Einwohnerzahl 
über  15  000,  und  es  ist  mir  die  Aufgabe  gestellt,  erstmals  eine  diesbezüg- 
liche Uebersicht  vorzutragen. 

„Von  237  Städten,  an  welche  das  Rundschreiben  verschickt  worden, 
haben  86  geantwortet,  theils  positiv,  theils  negativ,  mehrfach  auch  unter 
Beifügung  sonstigen  schätzbaren  Materials  über  Ganalisation,  Wohnungs- 
statistik u.  8.  w.  Ausserdem  standen  mir  durch  private  Beziehungen  Mit- 
theilungen aus  15  weiteren  Städten  zu  Gebote.  Aus  der  Durchforschung 
alles  dessen  hat  sich  nun  ergeben,  dass  gegenwärtig  in  50  deutschen  Städten 
ein  mehr  oder  weniger  ausgedehnter  Gebrauch  von  abgestuften  Vorschriften 
gemacht  wird,  während  solche  in  den  übrigen  187  Städten  entweder  be- 
stimmt oder  wahrscheinlich  noch  fehlen.  Aus  9  der  letzteren  ist  allerdings 
ausdrücklich  berichtet,  dass  neue  verbesserte  Bauordnungen  in  Vorbereitung 
ständen.  Wie  es  in  den  kleineren  Städten,  unter  15000  Einwohnern,  aus- 
sieht, ist  dermalen  unbekannt. 

„Um  nun  im  Zusammenhang  zu  bleiben,  erlaube  ich  mir  an  die  Dar- 
legungen zu  erinnern,  welche  ich  bereits  vor  zwei  Jahren  in  der  Würzburger 
Versammlung  über  die  Bauordnungen  von  fünf  deutschen  Grossstädten  vor- 
getragen habe.  Vor  Allem  konnte  ich  Frankfurt  und  Altena  rühmen,  als 
planmässig  mit  mannigfaltigen  baupolizeilichen  Unterschieden  versehen,  um 
bestimmte  Formen  des  Bauwesens  an  bestimmte  Bezirke  zu  binden,  und  da- 
durch das  städtische  Geschäftshaus,  die  ländliche  Wohnung,  den  Fabrikbetrieb 
sich  möglichst  ohne  gegenseitige  Störung  entwickeln  zu  lassen.  In  Breslau 
erschien  dagegen  die  Abstufung  etwas  dürftig  durchgeführt.  Femer  ist  in 
Hamburg,  ausser  schon  früher  bestandenen  Unterschieden  zwischen  Stadt 
und  Vororten,  1892  ein  Gesetz  erlassen  und  1895  ergänzt,  welches  ge- 
stattet, in  den  Vororten  eine  Reihe  von  Beschränkungen  zum  Zwecke  ge- 
sunden und  angenehmen  Wohnens  aufzulegen,  nämlich  vordere  und  hintere 
Baolinien,  obligatorische  Abstände,  geringere  Haushöhen,  Ausschluss  von 
Etagenhäusern,  Wohnhöfen,  Fabriken,  Wirthschaften  u.  s.  w.  Leider 
kommen  diese  Beschränkungen  nicht  für  vornherein  fest  begrenzte  Bezirke, 
sondern  nur  von  Fall  zu  Fall,  also  ungeordnet,  zur  Anwendung.  Endlich 
wurde  Berlin  mit  seiner  Vororte-Bauordnung  erwähnt,  deren  Absicht  dahin 
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geht,  vier  yerschiedene  Bauformen,  nämlich  zwei  Typen  städtischer  Mieth- 
häuser,  sogen.  Kleinbanten  und  Landhäuser,  passend  zu  vertheilen.  Aber 
nur  den  Landhäusern  sind  bestimmt  begrenzte  und  fabrikfreie  Bezirke  ge- 
widmet, die  drei  anderen  Wohnformen  dürfen  sich  ungeregelt  gmppiren, 
daher  bei  lebhafter  Speculation  so  lange  Aenderungen  und  Störungen  zu 
befürchten  sind,  bis  alles  Gelände  auf  den  höchsten  Grad  der  Ausnutzung 
und  Baudichtigkeit  gebracht  sein  wird. 

„Den  genannten  fünf  Städten  haben  sich  in  jüngster  Zeit  drei  weitere 
mit  systematisch  abgestuften  Bauordnungen  angereiht,  nämlich  Barmen^ 
Hannover,  Hildesheim.  In  allen  dreien  ist  ein  Innenbezirk  und  eine  Aussen- 
Zone  angenommen.  Die  baupolizeilichen  Vorschriften  der  zwei  Theile 
unterscheiden  sich  in  Bezug  auf  Haushöhe,  Hofraumfläche  und  Abstand  von 
Hintergebäuden,  ergeben  also  zweierlei  Grade  der  Baudichtigkeit.  Noch 
weiträumiger  als  die  Aussenzone  und  mit  obligatorischen  Zwischenräumen 
sollen  Landhausbezirke  bebaut  werden,  welche  man  in  Barmen  und  Hannover 
bereits  an  mehreren  Stellen  genau  umgrenzt  hat,  während  die  Anwendung 
der  ofifenen  Bauweise  in  Hildesheim  für  gewisse  Flächen  vorbehalten  ge- 
blieben ist.  Nicht  zu  vergessen  ist  auch  der  Ausschluss  lästiger  Gewerbe, 
in  Barmen  allerdings  nur  von  den  Landhausbezirken,  aber  in  Hannover 
ausserdem  von  einer  Reihe  bestimmter  Strassen  sowohl  in  der  äusseren  Zone 
als  im  Inneren,  und  in  Hildesheim  von  zwei  grösseren  Gebieten.  Was  die 
Grenze  zwischen  Innenbezirk  und  Aussenzone  betrifil,  so  ist  dieselbe  in 
Hildesheim  eine  natürliche,  nämlich  der  Gürtel  der  ehemaligen  Wälle,  in 
Hannover  aber  eine  künstliche,  grösstentheils  weit  ausserhalb  der  früheren 
Walllinie.  Es  ist  zu  bedauern,  dass  man  nicht  die  Altstadt  innerhalb  der 
Wälle  für  sich  abgesondert,  somit  das  Gesammtgebiet  in  drei  Theile: 
Kern,  Mittelzone  und  Aussenzone,  zerlegt  hat,  wie  es  in  Frankfurt  gemacht 
worden.  Dann  wäre  es  möglich  gewesen,  gleich  ausserhalb  der  Walllinie 
mehr  Licht  und  Luft  zu  fordern  als  im  Kern,  und  die  Aussenzone  ebenfalls 
noch  besser  zu  behandeln,  als  jetzt  mit  einer  gewissen  Behutsamkeit  ge- 
schehen ist.  Ich  verkenne  indessen  nicht  die  Schwierigkeit,  in  Stadttheilen, 
welche  grossentheils  schon  bebaut  sind,  durchgreifend  zu  verfahren:  es 
rächt  sich  eben  der  Aufschub  baupolizeilicher  Maassregeln,  welche  schon 
vor  20  Jahren  gepredigt  wurden  und  damals  weniger  wehe  gethan  hätten. 

„ Bemerkens werth  ist  ferner  das  Verfahren  in  Köln.  Die  betreffende 
neue  Bauordnung  soll  zwar  erst  gegen  Ende  dieses  Jahres  eingeführt,  möge 
aber  doch  schon  jetzt  mit  erwähnt  werden.  Es  sind  vier  Bauklassen  mit 
verschiedenen  Graden  der  Baudichtigkeit  und  Häuserhöhe  vorgesehen.  In 
die  erste  Klasse  fallen  die  Stadttheile  innerhalb  der  Umwallung,  mit  Aus- 
nahme dreier  Landhausbezirke,  sowie  fünf  Hauptradialstrassen  der  Vororte; 
in  die  zweite  Klasse  die  bereits  städtischen  Theile  der  Vororte  mit  Aus- 
nahme der  genannten  fünf  Radialen  und  einiger  Landhausbezirke.  Der 
dritten  Klasse  gehören  die  noch  ländlichen  Theile  der  Vororte  an,  welche 
indessen  nach  planmässiger  Herstellung  der  Strassen  in  die  zweite  Klasse 
aufrücken.  Die  vierte  Klasse  endlieh  besteht  aus  einer  Reihe  bestimmter 
Landhausbezirke,  theils  innerhalb  der  Umwallung,  theils  in  den  Vororten, 
für  welche  zudem  offene  Abstände  vorgeschrieben  und  Fabriken  ausge- 
schlossen sind.     So  zweckmässig  diese  Eintheilung  mit  Bezug  auf  die  Vor- 
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orte  und  Landhäuser  erscheint,  so  mass  ich  doch  — -  wie  bei  Hannover  — 
bedauern,  dass  nicht  auch  die  alte  Umwallung  als  Zonengrenze  ange- 
nommen ist.  In  Folge  dessen  entstehen  in  der  Stadterweiterung  zwischen 
der  früheren  und  der  jetzigen  Umwallung  zwar  vortrefifliche  schöne  Strassen 
und  Plätze,  aber  im  Inneren  der  Blöcke,  mit  Ausnahme  von  drei  Landhaus- 
bezirken, recht  beengte  Wohnzustände,  nicht  besser  als  wie  sie  in  der  Alt- 
stadt gestattet  sind.  Für  die  Gemeinde  kam  allerdings  das  finanzielle 
Motiv  ins  Spiel,  aus  dem  Erlös  der  Bauplätze  der  Stadterweiterung  minde-* 
stens  deren  Kaufpreis  zu  decken  und  desshalb  starke  Baudichtigkeit 
zuzulassen,  allein  in  hygienischer  Beziehung  ist  es  zu  beklagen. 

„Während  die  genannten  neun  Städte  sich  bemüht  haben,  das  Princip 
der  Abstufung  auf  ihr  ganzes  Baugebiet,  sowie  für  die  meisten  und  wich- 
tigsten Merkmale  der  Baudichtigkeit  anzuwenden,  haben  sich  36  andere 
auf  die  Einführung  der  offenen  Bauweise  beschränkt.  Wir  finden  die- 
selbe auf  vierfache  Art  angeordnet.  Erstens  für  das  gesammte  Gebiet 
einer  äusseren  Zone,  welche  den  älteren  Stadtkern  umgiebt,  so  in  Stuttgart, 
Heilbronn,  Ulm,  Regensburg,  Bauzen,  Zittau,  Sebnitz,  Rastatt.  Zweitens 
für  diese  Aussenzone  mit  Ausnahme  etlicher  Strassen  oder  Flächen,  welche 
geschlossen  bebaut  werden  sollen :  Nürnberg,  Augsburg,  Heidelberg,  Rostock« 
Drittens  bildet  umgekehrt  die  geschlossene  Bauweise  die  Regel,  während  der 
offenen  bestimmte  Bezirke  oder  bestimmte  Strassen  gewidmet  sind,  so  in 
Dresden,  Leipzig,  Chemnitz,  Erfurt,  Coburg,  Oppeln,  Posen,  Eberswalde, 
Wandsbeck,  Bielefeld,  München,  Würzburg,  Hof,  Karlsruhe,  Freiburg,  Kon- 
stanz, Wiesbaden.  Endlich  hat  man  nach  einer  vierten  Methode  nicht  von 
vornherein  räumliche  Absonderungen  für  die  offene  Bauweise  vorgenommen, 
sondern  ihre  Anwendung  dem  Zufall  überlassen,  oder  von  Fall  zu  Fall  vor- 
behalten :  Mannheim,  Pforzheim,  Baden,  Düren,  Braunschweig,  Lübeck,  Kiel. 

„Sehr  verschieden  ist  ferner  das  Maass  der  obligatorischen  Abstände 
gewählt.  Während  man  sich  in  Württemberg  meistens  mit  dürftigen  3  m 
von  Haus  zu  Haus  begnügt,  gehen  einige  Bezirke  bis  auf  12,  selbst  20  m. 
In  den  meisten  Fällen  sind  es  5  bis  8  m.  Zuweilen  ist  auch  der  Abstand 
von  der  Haushöhe  abhängig  gemacht,  namentlich  wenn  sich  an  der  Seiten- 
wand bewohnte  Räume  befinden,  welche  lediglich  von  daher  Licht  empfangen. 
Abgesehen  von  diesem  Falle  sind  aber  nur  selten  in  einer  und  derselben 
Stadt  verschiedenartige  Abstände  verlangt.  Wir  finden  eine  solche 
Mannigfaltigkeit  von  Zahlen  nur  in  Dresden,  Leipzig,  Augsburg,  Freiburg. 
Und  doch  wäre  es  in  ästhetischer  wie  in  hygienischer  Hinsicht,  besonders 
in  grossen  Stadttheilen,  erfreulich,  wenn  die  Abstände  bald  kleiner  bald 
grösser  vorgeschrieben  werden.  Im  Allgemeinen  sollten  sie  nach  der 
Peripherie  der  Stadt  hin  zunehmen,  um  auch  mit  Hülfe  dieses  Elementes 
die  Weiträumigkeit  von  innen  nach  aussen  zu  steigern,  wie  dies  z.  B.  in 
Stuttgart  angeordnet  ist. 

„Fast  überall  giebt  es  im  Bereiche  der  offenen  Bauweise  noch  sonstige 
Bestimmungen,  durch  welche  ihr  Zweck  gefördert  werden  soll,  nämlich  Be- 
schränkung der  Haushöhe,  Zulassung  von  Zwillingshäusern,  reichlicher 
Luftraum  für  Hintergebäude.  Auf  diese  Weise  sind  daher  in  vielen  Städten 
durch  die  offene  Bauweise  angenehme  Wohnstätten  geschaffen,  und  kann 
man  damit  füglich  im  Wesentlichen  zufrieden  sein,  wenn  die  offene  Bau- 
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Eintheilung  und  Benutzung  als  städtische  Bauplätze  brauchbar  sind. 
Es  ist  vorher  die  Grenzregelung  oder  Umlegung  der  Grundstücke  er- 
forderlich. Diese  wird  zwar  in  manchen  Fällen  nach  vieler  Mühe  und 
grossem  Zeitverluste  durch  Uebereiokommen  aller  Betheiligten  erreicht; 
bei  dem  oft  vorkommenden  Widerstreben  Einzelner  bedarf  es  dagegen 
eines  Umlegungsgesetzes ,  d.  h.  der  Verleihung  des  Rechtes  auf  zweck- 
entsprechende Umlegung  ihrer  Grundstücke  an  die  Betheiligten,  auch 
ohne  die  Zustimmung  jedes  einzelnen  Eigen thümers.  Dieses  Umlegungs- 
recht  ist  nothwendig, 

a)  um  eine  gesundheitlich  und  wiVthschaftlich  unzweckmässige  Be- 
bauung zu  verhindern,  eine  zweckmässige  Bebauung  aber  zu  er- 
möglichen; 

ß)  um  die  Gesammtheit  der  Besitzer  einer  Grundstücksgruppe  gegen 
die  Böswilligkeit  eines  Einzelnen,  sowie  um  die  kleineren  Besitzet 
gegen  die  grösseren  zu  schützen; 

y)  um  die  am  Markte  befindlichen  Baugrundstücke  zu  vermehren  und 
dadurch  der  übertriebenen  Preissteigerung  entgegenzuwirken; 

&)  um  den  geordneten,  zusammenhängenden  Ausbau  der  Stadt  auf 
einem  Gelände,  dessen  Grundstücke  im  Gemenge  liegen,  durch- 
führen zu  können,  sowohl  zu  Gunsten  der  Besitzer  selbst  und  der 
zukünftigen  Bewohner,  als  im  Interesse  der  Naehbarschaft  und 
der  Gemeinde. 

b)  Die  Grundlage  der  Umlegung  bildet  der  vorher  festzustellende  Be- 
bauungsplan. 

o)  Zur  Erleichterung  der  Umlegung  empfiehlt  es  sich  in  vielen  Fällen, 
die  umzulegende  Grundstücksgruppe  auf  einen  Block  des  Bebauungs- 
planes zu  beschränken. 

d)  Das  Recht  auf  Umlegung  steht  der  Mehrzahl  der  betheiligten  Eigen- 
thümer,  insofern  sie  zugleich  die  grössere  Hälfte  der  Grundflächen  be- 
sitzt, unbedingt  zu;  der  Minderzahl  und  der  nicht  über  die  Hälfte  det 
Besitzes  verfügenden  Mehrzahl  nur  dann,  wenn  durch  einen  zustimmen- 
den Gemeindebeschluss  die  Dringlichkeit  anerkannt  wird. 

e)  Der  Umlegungsplan  ist  vom  Gemeindevorstande  zu  entwerfen  oder  gut- 
zuheissen;  dabei  ist,  damit  kein  Besitzer  benachtheiligt  werde,  nicht 
bloss  die  Flächengrösse ,  sondern  auch  Lage  und  Werth  der  Grund- 
stücke zu  berücksichtigen.  Den  Betheiligten  steht  das  Recht  des  Ein- 
spruchs zu,  dessen  Erledigung  im  Wege  des  Verwaltungsstreitverfahreni 
erfolgt. 

f)  Die  Errichtung  von  Bauten  auf  ungeregeltem  Gelände,  welche  die  Um- 
legung erschweren,  ist  zu  untersagen. 

m.  Zusammenlegung. 

a)  Anstatt  der  Umlegung  unbebauter  Grundstücke,  die  in  der  Regel  sich 
auf  einen  Block  zu  beschränken  hat  und  mit  der  Zutheilung  der 
Ersatzgrundstücke  abschliesst,  empfiehlt  sich  an  manchen  Orten  die 
Zusammenlegung  grösserer  Stadterweiterungsgebiete  unter 
Erhaltung  des  ungetheilten  Besitzes  bis  zur  Verwerthung  als  Bau- 
gelände, und  zwar: 

a)  um,  unabhängig  von  der  Böswilligkeit  oder  dem  Unverstände 
Einzelner,  das  zur  Bebauung  bereit  gestellte  Stadtgelände  zu  ver- 
mehren und  der  künstlichen  Preistreibung  zu  begegnen; 

ß)  um  den  Schwachen  vor  dem  Auskauf  durch  den  Starken  zu  unter- 
werthigen  Preisen  zu  schützen  und  ihm  die  Möglichkeit  zu  geben, 
an  der  allmählichen  und  naturgemässen  Werthsteigerung  Antheil 
zu  nehmen; 
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y)  um  den  einzelnen  Grundbesitzer  yor  der  Zersplitterung  seines 
Besitzes  in  verschiedenen  Blöcken  und  vor  der  Enteignung  der 
bebauungsunfahigen  Theile  zu  bewahren  (vergl.  IV,  b); 

(f)  um  in  grösseren  Stadterweiterungsgebieten  ein  den  verschieden- 
artigen Baubedürfnissen  (vergl.  I,  b)  dienendes,  der  Entwässerung 
wegen  alsbald  im  Ganzen  bereit  zu  stellendes  Strassennetz  ohne 
Enteignungsverfahren  durchfahren  zu  können. 

b)  Die  Zusammenlegung  geschieht  auf  Antrag  der  Eigenthümer  von  mehr 
als  der  Hälfte  der  betheiligten  Fläche  mit  Zustimmung  der  Gemeinde- 
vertretung ,  oder  auf  Beschluss  der  letzteren ,  wenn  nicht  die  Eigen- 
thümer von  mehr  als  der  Hälfte  der  betheiligten  Fläche  widersprechen. 

c)  Der  Antheil  der  bei  der  Zusammenlegung  Betheiligten  ist  durch  Ab- 
schätzung in  Geld  zu  ermitteln,  wobei  Flächengrösse ,  Lage  und  Werth 
der  eingebrachten  Grundstücke  zu  berücksichtigen  sind.  Beschwerden 
werden  im  Verwaltungsstreitverfahren  erledigt. 

d)  Die  Verwaltung  erfolgt  durch  einen  gewählten  Vorstand,  der  die 
Genossenschaft  nach  Maassgabe  eines  zu  errichtenden  Genossenschafts- 
statuts vertritt. 

e)  Etwaige  in  dem  Zusammenlegungsgebiet  befindliche  Gebäude  unter- 
liegen, insoweit  sie  die  Aufstellung  des  Bebauungsplans  hindern,  der 
Enteignung  durch  die  Genossenschaft. 

f)  Jedem  Genossenschafter  steht  der  Austritt  frei.  Die  Genossenschaft 
hat  ihm  den  Schätzungswerth  seines  Antheiles  zu  ersetzen.  Lehnt  dies 
die  Genossenschaft  ab,  so  erfolgt  die  Liquidation  derselben. 

IV.  Bnteignung. 

Das  Enteignungsrecht  der  Gemeinde  soll  sich  erstrecken 

a)  auf  die  Erwerbung  des  Landes  für  die  Anlage  neuer,  im  gesetzlich 
geordneten  Verfahren  der  Fluchtlinienfeststellung  als  nöthig  anerkannter 
Strassen,  freier  Plätze  und  öffentlicher  Pflanzungen; 

b)  auf  die  Erwerbung  solcher  neben  den  neuen  Strassen  und  Plätzen 
liegenbleibenden  Grundstückstheile ,  welche  gemäss  der  im  gesetzlich 
geordneten  Umlegungsverfahren  getroffenen  P'estsetzung  wegen  ihrer 
Kleinheit  zur  selbständigen  Bebauung  ungeeignet  sind; 

o)  auf  die  Erwerbung  solcher  in  älteren  Stadttheilen  liegenden  Grund- 
stücke, welche  gemäss  einem  gesetzlich  geordneten  Verfahren  (Gesetz 
über  Zonenenteignung)  nöthig  sind,  um  eine  den  Zwecken  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  und  des  Verkehrs  entsprechende  Bebauung 
herbeizuführen. 

V.  Bauordnung. 

a)  Die  Einheitlichkeit  der  baupolizeilichen  Vorschriften  für  die  Innenstadt 
und  alle  Theile  der  Aussenstadt  hat  in  vielen  Stadtcrweiterungeu  Bau- 
und  Wohnzustände  entstehen  lassen,  welche  vom  gesundheitlichen 
Standpunkte  aufs  lebhafteste  zu  beklagen  sind.  Insbesondere  hat  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  die  Wohndichtigkeit  gesteigert,  die  Wohnräumlichkeit 
vermindert. 

b)  Die  üebertragung  der  den  altstädtischen  Verhältnissen  angepassten  Bau- 
ordnung auf  das  ganze  Stadterweiter uugsgelände  hat  dort  an  zahlreichen 
Orten  eine  ausgedehnte,  auf  die  äusserste  polizeilich  erlaubte  Aus- 
nutzung sich  stützende  und  diese  nothwcndig  veranlassende  Boden-  und 
Bauspeculation  zwar  nicht  hervorgerufen,  aber  ermöglicht,  welche  das 
Wohnen  zugleich  verschlechtert  und  vertheuert  und  nicht  bloss  auf 
gesundheitlichem,  sondern  auch  auf  allgemein  socialem  Gebiete  zu  den 
beklagenswerthesten  Erscheinungen  unserer  Zeit  gehört. 
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c)  Zu  den  Maassregeliif  welche  geeignet  sind,  diesen  Missständen  in  Zu- 
kunft entgegenzutreten,  gehört  die  baupolizeiliche  Anordnung,  dass  in 
den  äusseren  Theilen  der  Stadt  weniger  hoch  und  weniger  dicht  gebaut 
werde,  als  in  der  Innenstadt.  £&  empfiehlt  sich,  zu  diesem  Zwecke  das 
Stadtgebiet  (nach  Bedarf  unter  Einbeziehung  von  Vororten)  in  Bezirke 
einzu theilen,  für  welche  die  Bauordnungsvorschriften  sich  unter  Berück- 
sichtigung der  bereits  vorhandenen  Bodenwerthe  im  Sinne  der  zu- 
nehmenden Weiträumigkeit  und  der  Bevorzugung  des  Einfamilienhauses 
bezw.  Bekämpfung  des  Massenmiethhauses  abstufen. 

Die  in  dieser  Richtung  in  Budapest,  Wien,  Berlin,  Altena,  Frank- 
furt a.  M.,  Köln  und  anderen  Städten  hervorgetretenen  Bestrebungen 
verdienen  Anerkennung  und  Nachahmung. 

d)  Bei  der  Abstufung  der  Bauordnung  sind  nach  Maassgabe  des  voraus- 
sichtlichen Bedarfs  und  der  örtlichen  Verhältnisse  auch  solche  Bezirke 
abzusondern,  in  welchen 

tc)  nur  die  offene  Bauweise  gestattet  wird, 

ß)  der  Bau  und  Betrieb  von  Fabriken  und  anderen  lästigen  gewerb- 
lichen Anstalten  untersagt  ist, 
y)  der  Bau  und  Betrieb  von  Fabriken  begünstigt  wird. 

Referent:  Baorath  8tfibb6Il  (Köln):  „Meine  geehrten  Herren! 
William  Cowper  sagt  in  seinem  schönen  Gedichte  „The  Task^ : 

God  made  the  country  and  man  made  the  town. 
Gott  machte  das  Land,  der  Mensch  die  Stadt. 

Alles  Menschenwerk  ist  unvollkommen.  Vollkommenes  zu  schaffen,  war,, 
wie  auf  anderen  Gebieten,  so  auch  im  Städtebauwesen,  das  Streben  aller 
Culturvölker,  insoweit  sie  die  Schäden  erkannten. 

„Den  Griechen  gelang  es  in  der  perikleischen  Zeit,  als  der  vsdxBQog^ 
TQonog  im  Städtebau  Eingang  fand,  städtische  Ansiedelungen  zu  schaffen, 
welche  monumental  und  verkehrstüchtig  angelegt  waren  und  zugleich  ge- 
sundheitlich befriedigten  ^).  Auch  die  Römer  sorgten  für  verkehrsgemässe 
und  sanitäre  Anlage  ihrer  Städte.  Im  Mittelalter  aber  war  das  Schntz- 
bedürfniss  der  leitende  Gesichtspunkt  des  Städtebaues,  während  die  gesund- 
heitliche Seite  ganz  und  gar  vernachlässigt  wurde.  Die  Männer  der 
Renaissance  besannen  sich  neben  den  monumentalen  Bestrebungen  auch  auT 
die  Forderungen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege;  aber  im  vorigen  Jahr- 
hundert und  im  Anfang  des  unserigen  sank  das  Städtebauwesen  in  öden 
Schematismus.  Uns  war  es  in  der  zweiten  Hälile  unseres  Jahrhunderts  unter 
Führung  von  Männern,  wie  v.  Pettenkofer,  Varrentrapp  und  Bau- 
meister, beschieden,  eine  unter  den  Zeichen  des  Verkehrs  und  der  Hygiene 
stehende  neue  Zeit  des  Städtebaues  emporwachsen  zu  sehen,  die  an  Umfang 
alle  Schöpfungen  früherer  Zeiten  weit  hinter  sich  lässt.  Haben  doch  die 
Städte  des  heutigen  Deutschen  Reiches  von  1850  bis  jetzt  ihre  Einwohner- 
zahl von  9  Millionen  auf  24  Millionen  gesteigert;  wir  haben  also  in  Deutsch- 
land im  genannten  Zeiträume  dem  Umfange  nach  mehr  an  Städtebau 
geleistet,  als  vorher  überhaupt  vorhanden  war! 

„Dem  Umfange  nach;  ob  der  Güte  nach,  das  ist  eine  andere  Frage. 
Es  war  eine  Massenleistung,  die  als  solche  erst  recht  mit  Unvollkommen - 


1)  J.  Stubben,  Der  Bau  der  Städte  in  Geschichte  und  Gegenwart.     Berb'n» 
Wilh.  Ernst  und  Sohn,  1895. 


Herbeifahnmg  eines  gesundheitl.  zweckmässigen  Ausbaues  d.  Städte.        17 

Leiten  behaftet  ist.  Für  den  Verkehr  haben  wir  unstreitig  besser  gesorgt, 
als  irgend  eine  Zeit  vor  uns,  wennschon  unsere  Stadtbaupläne  keineswegs 
tadelfrei  in  dieser  Hinsicht  sind.  Für  die  Schönheit  ist  stellenweise  gut, 
stellenweise  massig,  stellenweise  gar  nicht  gesorgt  worden.  Oeffentliche 
sanitäre  Anlagen  haben  wir  geschaffen,  welche  den  Leistungen  der  antiken 
l^elt  an  die  Seite  gestellt  werden  können,  ja  diese  zum  Theil  übertreffen. 
Auch  zeigen  unsere  Bauordnungen  eine  schrittweise  Verbesserung  im  gesund- 
heitlichen Sinne.  Und  doch  entspricht  die  Art  der  Ausdehnung  unserer 
Städte,  wie  A dickes  mit  Recht  in  Würzburg  hervorhob  ^),  nicht  den  social- 
politischen  Anforderungen  unserer  Zeit.  Denn  wir  sind  gleichzeitig  in 
vielen  Grossstädten,  und  gerade  in  deren  Aussenbezirken,  zu  einer  baulichen 
Ausnutzung  des  Bodens,  zu  einer  Zusammenpferchung  der  Menschen  vor- 
gedrungen, welche  selbst  die  engsten  Wohnverhältnisse  mittelalterlicher 
Städte  zu  übersteigen  droht.  Diese  Massenzusammendrängung  in  neuen 
Stadtvierteln,  verbunden  mit  Aufrechterhaltung  gesundheitswidriger  Wohn- 
und  Bauzustände  in  alten  Theilen  der  Stadt  —  auch  in  sonst  sanitär  vor- 
züglich gepflegten  Städten,  wie  z.  B.  Berlin  oder  Hamburg  —  bilden  den 
Hauptgrund  des  Tadels  derer,  die  die  Unvollkommenheit  des  Menschen- 
werkes in  schwarzen  Farben  und  heftigen  Angriffen  schildern,  leider  aber 
oft  genug  unterlassen,  den  Weg  zur  Besserung  anzugeben,  oder  das  Heil  in 
extremen  Vorschlägen  suchen. 

„Unser  Verein,  der  —  wir  dürfen  das  wohl  ohne  Ueberhebung  sagen  — 
seit  seinem  Bestehen  die  praktischen  Bestrebungen  Deutschlands  auf  dem 
Oebiete  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  treu  wiederspiegelt,  hat  sich  in 
nicht  weniger  als  acht  Versammlungen  bereits  mit  den  Schäden  der  Menschen- 
anhäufung  in  den  Städten  beschäftigt.  Ja,  seit  dem  Jahre  1888  ist  diese 
Frage  auf  jeder  Versammlung  behandelt  worden,  wenn  auch  immer  aus 
anderen  Gesichtspunkten.  Denn  aus  Mangel  an  geeigneten  vorbildlichen 
Vorgängen  für  eine  so  gewaltige  Städtebauthätigkeit  müssen  wir  die  zum 
Ziele  führenden  Wege  selber  allmählich  zu  finden  uns  bestreben. 

„Für  heute  hat  der  Ausschuss  abermals  die  Maassregeln  zur  Er- 
reichung eines  gesundheitsgemässen  Ausbaues  der  Städte  auf  die  Tages- 
ordnung gesetzt.  Er  hat  so  gewissermaassen  eine  neue  Betrachtung  des 
Oesammtbildes  in  Aussicht  genommen  und  meinem  Herrn  Correferenten  und 
mir  die  Aufgabe  gestellt,  diese  Gesammtbetrachtung  einzuleiten. 

„Wir  haben  zu  diesem  Zwecke  versucht,  zunächst  in  den  Ihnen  gedruckt 
vorliegenden  Leitsätzen  eine  Uebersicht  über  das  ganze  in  Betracht  kommende 
Gebiet  zu  geben,  indem  wir  die  hygienischen  Hauptpunkte  für  die  Auf- 
stellung des  Stadtbauplanes,  die  Regelung  der  Baugrundstücke,  das  commu- 
nale  Enteignungsrecht  und  die  Abstufung  der  Bauordnung  zusammenstellten, 
nicht  in  der  Absicht,  von  dieser  Versammlung  eine  Durchberathung  aller 
Einselheiten  zu  beanspruchen,  wohl  aber  in  dem  Wunsche,  dass  Sie  sich, 
wie  bei  früheren  Gelegenheiten,  so  auch  heute  mit  der  Richtung  und  dem 
allgemeinen  Inhalte  unserer  Sätze  einverstanden  erklären  möchten. 

„Für  den  ersten  Abschnitt,  „Bebauungsplan",  und  den  fünften  „Bau- 
ordnung" ,   ist    das  bereits    in   München  ^) ,  Freiburg  5) ,   Würzburg  *)   und 


^)  D.  Vierfeljahrssclir.  f.  öflfentl.  Gesundhpfl.  1894,  B.  20. 
1.  —  »)  JBbend.  1886,  Heft  1.  —  *)  Ebend.  1894,  Heft  1. 


—   2)  Ebend.  1876^ 
Heft  1.  —  »)  Ebend.  1886,  Heft  1.  —  *)  Ebend.  1894,  Heft  1. 
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Magdeburg  ^)  nach  eingeheoder  Berathung  ausdrücklich  geschehen.  Bezüg- 
lich des  zweiten  Abschnittes,  „Umlegung",  und  des  vierten,  „ Enteignung ''^ 
hat  unser  Verein  sich  zwar  grundsätzlich  schon  auf  der  Freiburger  Ver- 
sammlung im  Sinne  unserer  Thesen  kurz  ausgesprochen;  die  Behandlung 
im  Einzelnen  ist  aber  der  heutigen  Versammlung  vorbehalten.  Ebenso  soll 
der  dritte  Abschnitt,  „ Zusammenlegung '^f  auf  Wunsch  meines  Herrn  Cor- 
referenten  heute  einer  besonderen  Betrachtung  unterzogen  werden. 

„Ich  werde  desshalb  die  Abschnitte  I  und  V  kurz,  die  Abschnitte  II  und 
IV  ausführlicher  zu  besprechen  versuchen,  während  die  Behandlung  des 
Abschnitts  III  und  die  Darlegung  besonderer  süddeutscher  Verhältnisse 
mein  Herr  Gorreferent  übernommen  hat. 

Zu  I.  Bebauungsplan. 

„Der  Stadtbauplan  ist  die  Grundlage  von  allem  städtischen  Bauwesen: 
die  Beobachtung  der  sanitären  Anforderungen  bei  der  Aufstellung  desselben 
ist  daher  von  grundlegender  Bedeutung  für  die  Zukunft  der  Stadt.  Diese 
Anforderungen,  über  welche  man  Bücher  schreiben  kann  ^),  haben  wir  unter 
besonderem  Hinblick  auf  weiträumige  Bebauung  in  den  vier  Sätzen  a)  bis 
d)  kurz  zu  kennzeichnen  versucht. 

„Ueber  den  Inhalt  des  Satzes  a)  hat  unser  Verein  in  München  und 
Freiburg  im  Breisgau  eingehend  verhandelt.  Auch  dürfen  wir  feststellen, 
dass  in  der  Praxis  fast  überall  der  W^ille  hervorgetreten  ist,  diese  Forde- 
rungen zu  befolgen,  wenn  auch  nicht  mit  durchweg  befriedigenden  Ergeb- 
nissen. Verhältnissmässig  am  unvollkommensten  wird  die  Forderung  erfüllt, 
dass  den  V^ohnenden  Schutz  gegen  nachtheilige  Gewerbebetriebe  gewährt 
werden,  und  dass  die  Abmessung  der  Strassenbreiten  und  Baublöcke  in 
zweckentsprechender  Verschiedenartigkeit  erfolgen  soll.  Während  der 
Schutz  gegen  gewerbliche  Anlagen  im  Abschnitt  V,  der  von  der  Bauordnung 
handelt,  zur  Besprechung  kommt,  haben  wir  bezüglich  der  Strassenbreiten 
und  Blockbemessung  hier  gleich  den  Satz  b)  hinzugefügt. 

„Die  Redner  auf  unserer  vorjährigen  Versammlung  haben  die  unter  b) 
zusammengefassten  Punkte  nach  den  verschiedensten  Richtungen  beleuchtet 
und  die  Zustimmung  der  Versammlung  gefunden.  Wer  aber  den  wirth- 
schaftlichen,  gesundheitlichen  und  socialen  Unsegen  der  übertrieben  grossen 
Baublöcke  und  den  durch  übertriebene  Strassenbreiten  mittelbar  ausgeübten 
nachtheiligen  Einfluss,  der  sich  in  der  Steigerung  der  Gebäudehöhe  und  der 
Wohndichtigkeit  äussert,  wer  das  Leid  der  Hinter-  und  Hofwohnungen  in 
Berlin,  Hamburg,  Breslau,  Leipzig,  Köln  und  anderen  Städten  kennen 
gelernt  hat,  der  wird  den  heutigen  erneuten  Hinweis  nicht  für  überflüssig 
haiton.  Denn  den  schönen  Worten,  die  wir  gehört  haben,  entsprechen  die 
Thaten  unserer  polizeilichen  und  communalen  Verwaltungen  noch  keines- 
wegs überall  in  befriedigender  Weise.    So  störend,  wie  die  zu  kleine  Block- 


M  Dontsche  Vierteljabrsschrift  f.  öffentl.  Gesundheitspflege  1895,  Heft  1. 

-)  Vergjl.  R.  BauiTieister,  Stadterweitorunpen ,  Berlin  1876;  J.  Stubben» 
Der  Städtebau,  Darmstadt  18H0.  —  Kncyclopedie  d'hygicne  et  de  m^ecine  publique. 
Directeur  Dr.  J.  Arnould.  Tome  troisieme.  Hygiene  urbaine  par  M.  Arnould 
et  J.  Rochard,  Paris  1891.  —  Ilaudbucb  der  nyp:iene  und  Qewerbekrankheiten 
von  M.  V.  Potte  11  kof er  und  H.  v.  Zlemssen,  II.  Tbl..  1.  Abthl.  Anlage  der 
Ortschaften,  von  Flügge.  —  Handbuch  der  Hygiene  von  Dr.  Tlu  Weyl. 
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theilang  für  Industrielle,  welche  gewerbliche  Anlagen  errichten,  und  für 
wohlhabende  Bürger,  welche  Landhäuser  in  Gärten  besitzen  wollen,  sich 
erweisen  kann,  ebenso  störend,  aber  in  ihren  Folgen  weit  nachtheiliger 
wirken  die  grossen  Blöcke  und  besonders  die  einförmig  grossen  Blöcke  auf 
die  Gestaltung  der  Wohnungen  für  den  Arbeiterstand  wie  für  den  unteren 
und  mittleren  Bürgerstand.  Man  beherzige  bloss,  dass  nach  Eberstadt  ^) 
in  einem  Berliner  Hause  der  östlichen  Luisenstadt  (jenseits  des  Canals) 
durchschnittlich  127  Personen  wohnen,  dass  mindestens  Dreiviertel 
dieser  Leute  ihre  Wohnung  nur  an  den  Höfen  finden,  dass  ferner  in  Berlin 
die  Vorderwohnungen  sich  jährlich  um  etwa  2  Proc. ,  die  Hinterwohnungen 
aber  um  etwa  7  Proc.  vermehrten,  dass  es  anderswo  nicht  viel  besser  steht, 
und  dann  trete  man  mit  uns  in  den  seit  einigen  Jahren  begonnenen  Kampf 
gegen  das  Massenmiethhaus.  Die  beliebte  Anordnung  grosser  Blöcke  im 
Stadterweiterungsgelände  hat  zumeist  nicht,  wie  man  wohl  beabsichtigte, 
geräumige  Gärten,  sondern  unter  dem  Einflüsse  der  Bodenspeculation  eine 
Häufung  der  ELintergebäude  erzeugt.  Einige  warnende  Beispiele  aus  Berlin, 
Hamburg  und  Köln  habe  ich  in  dea  ausgehängten  Lageplänen  Nr.  1  bis  5 
veranschaulicht^).  Mögen  daher  die  Bürgermeister,  Aerzte  und  Baumeister 
zu  Hause  nachsehen  und  ihre  Stadterweiterungspläne  verbessern,  bevor  es 
zu  spät  ist.     Zu  diesem  Zwecke  haben  wir  den  Satz  c)  hingestellt. 

yjDie  einmal  festgestellten  Fluchtlinien  sind  ja  gottlob  nichts  Unwandel- 
bares. Dasselbe  gesetzliche  Verfahren,  das  zu  ihrer  Feststellung  dient,  ist 
im  Allgemeinen  auch  für  ihre  Umgestaltung  anwendbar.  Gerade  dort,  wo 
den  Forderungen  des  Verkehrs  und  der  Gesundheit  entsprechend  der  Stadt- 
erweiterungsplan in  beträchtlichem  Umfange  aufgestellt  und  festgelegt 
worden  ist,  wird  eine  Nachprüfung  sich  lohnen  und  ohne  Schädigung 
berechtigter  Interessen  durchführbar  sein. 

„Wo  aber  der  Stand  der  Gesetzgebung  die  Aufstellung  umfassender 
Stadtbaupläne  und  die  erspriessliche  Durchführung  derselben  behindert  oder 
erschwert,  wie  es  meines  Wissens  z.  B.  in  Elsass-Lothringen ,  Mecklenburg, 
Bayern  und  Oesterreich  der  Fall  ist,  da  ist  von  gesundheitlicher  Seite  die 
Noth wendigkeit  einer  besseren  gesetzlichen  Regelung  wiederholt  zu  betonen. 
Desshalb  haben  wir  geglaubt,  auch  den  Satz  d)  aufnehmen  zu  sollen.  In 
Preussen,  Hessen,  Baden  und  Württemberg  dürften  die  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten erlassenen  Gesetze  die  vorliegende  Materie  im  Grossen  und  Ganzen 
nach  Bedürfniss  und  Billigkeit  regeln. 

Zu  n.  Umlegung. 

„Befindet  sich  eine  Stadt  im  ]3esitze  eines  alle  Ansprüche  des  Verkehrs, 
der  Schönheit,  der  Gesundheit  und  der  socialen  Fürsorge  vollauf  befriedigen- 
den Bebauungsplanes,  so  ist  dies  doch  bloss  ein  Entwurf;  der  Weg  zur 
Ausführung  ist  oft  schwierig  oder  gar  verschlussen. 

„Zwar  kann  in  fast  allen  Gulturstaaten  die  Gemeinde  sich  im  Nothfalle 
auf  dem  Wege  der  Zwangsenteignung  in  Besitz  der  für  zukünftige  Strassen 


1)  R.  Eberstadt,  Städtische  Bodenfragen,  Berlin  1894,  S.  19  und  49. 

^)  Leider  musste  auf  die  "Wiedergabe  der  vom  Vortragenden  benutzten  Pläne 
^T,  1  bis  35  tbeils  des  Maassstabes,  theils  der  Kürze  der  Zeit  wegen  verzichtet 
werden. 
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oder  Strassenverbreiterangen  erforderlichen  Bodenfläclien  setzen;  aber  damit 
sind  die  Grundstücke  noch  nicht  bebauungsfähig,  mindestens  nicht  so 
bebauungsfähig,  wie  es  in  wirthschaftlicher  und  gesundheitlicher  Be- 
ziehung verlangt  werden  muss.  Sucht  auch  ein  guter  Bebauungsplan  durch 
Abweichungen  von  der  geraden  Richtung  und  von  der  Parallelität  der 
Strassenfronten  den  vorhandenen  Wegen  und  Grundstücksgrenzen  nach 
Möglichkeit  sich  anzuschliessen,  so  erlangen  doch  auch  dadurch  die  bis- 
herigen Feldgrundstücke  nur  in  der  Minderzahl  der  Fälle  eine  solche  Lage 
zu  den  Baulinien,  dass  sie  ohne  Weiteres  in  Baustellen  von  geeigneter 
Form  und  Grösse  eingetheilt  oder  ohne  Theilung  bebaut  werden  könnten. 
Dies  ist  erst  recht  nicht  der  Fall,  wenn  die  neuen  Strassen  nach  den  alten 
Wegen  abweichend  haben  festgestellt  werden  müssen,  was  oft  gar  nicht  zu 
vermeiden  ist.  In  der  Mehrzahl  der  Blöcke  ist  vorher  ein  Grenzaustausch, 
eine  Gestalt  Veränderung,  eine  Umlegung  der  Feldgrundstücke  unentbehrlich; 
denn  diese  liegen  oft  völlig  schief  zu  den  Baulinien,  oder  sie  liegen  über- 
haupt nicht  an  den  Strassen,  oder  sie  liegen  im  völlig  unregelmässigen  Ge- 
menge, oder  sie  sind  trotz  günstiger  liftge  in  Folge  ihrer  Gestalt,  beispiels- 
weise in  Streifenform  von  nur  zwei  oder  drei  Meter  Breite,  bebauungsunfahig. 
In  allen  solchen  Fällen  wird  erst  durch  die  Umlegung  die  BebauungsflLhig- 
keit  erzeugt. 

„Als  Beispiele  solcher,  ohne  Umlegung  nicht  zur  Bebauung  geeigneter 
Grundstückslagen  habe  ich  die  mit  Nr.  6,  7  und  8  bezeichneten  Lagepläne 
aus  den  Umgebungen  von  Hamburg  und  Köln  ausgehängt. 

„In  manchen  Fällen,  wo  einsichtige,  verträgliche  und  wohlmeinende 
Eigenthümer  in  einem  Block  mit  ungeregelten  Grenzen  neben  einander 
liegen,  gelingt  es  denselben,  nach  einigen  Verhandlungen,  bei  welchen 
gewöhnlich  der  Gemeindevorstand  als  Vermittler  wirkt,  die  Umlegung,  von 
der  ja  jeder  Einzelne  Nutzen  hat,  in  allseitigem  Einverständniss  vorzunehmen. 
Das  ist  offenbar  das  Ideal,  und  wären  alle  Leute  stets  einsichtig,  verträglich 
und  wohlmeinend,  so  wäre  alles  in  bester  Ordnung. 

„Aber  viele  Menschen  sind  leider  nicht  immer  mit  diesen  drei  vortreff- 
lichen Eigenschaften  gleichzeitig  behaftet.  Frage  sich  ein  Jeder  selbst,  ob 
er  in  allen  Lagen  seines  Lebens  einsichtig,  verträglich  und  neidlos  gehandelt 
hat !  Da  nun  aber  in  den  meisten  Blöcken  bei  der  Umlegung  jedes  Grund- 
stück in  seinem  Bestände  eine  gewisse  Aenderung  erfährt,  so  genügt  der 
Widerspruch  eines  einzigen  Besitzers,  um  alle  anderen  lahm  zu  legen  und 
die  Regelung  auf  Jahre  hinaus  zu  vereiteln.  Es  ist  eine  menschliche 
Eigenthümlichkeit ,  welche  bei  solchen  Umlegungs Verhandlungen  immer 
wieder  zum  Vorschein  kommt,  dass,  obwohl  jedem  einzelnen  Besitzer  aus 
der  Regelung  seines  Grundstückes  Vortheil  erwächst,  er  doch  zugleich  mit 
grosser  Aufmerksamkeit  und  Eifersucht  auch  den  Vortheil  prüft,  der  dem 
anderen  zufällt,  und  dass  die  Meinung,  der  andere  erlange  einen  grösseren 
Nutzen  als  er  selbst,  den  Grund  zur  Ablehnung  liefert.  Vor  etwa  12  Jahren 
betrieb  ich  selbst  als  ehrlicher  Makler  eine  grössere  Umlegung  in  der  Kölner 
Neustadt,  bei  welcher  von  29  Betheiligten  27  zustimmten,  während  2  trotz 
allem  Zureden  ablehnten;  noch  heute  liegen  die  Besitzer,  fest  in  einander 
gebissen,  insoweit  sie  nicht  ausgekauft  sind,  in  hoffnungslosem  Gemenge. 

„So  ist  oft  der  Verlauf,  obwohl  eine  eigentliche  Böswilligkeit  nicht  vor- 
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liegt,  sondern  nur  menschliche  UnyoUkommenheit  es  nicht  zur  nothwendigen 
Einstimmigkeit  kommen  lässt.  Allein  aus  der  Kölner  Neustadt  könnte  ich 
ein  Dutzend  Fälle  aufführen,  wo  die  Einigung  seit  Jahren  vergeblich  er- 
strebt wird ;  und  ich  glaube  nicht,  dass  meine  Mitbürger  schlechtere  Menschen 
sind,  als  die  Bürger  anderer  Städte.  Mancher  kleine  Besitzer,  manche 
bedrängte  Wittwe  hat  mir  trauernd  geklagt,  dass  dieser  oder  jener  die 
Umlegung  verhindere;  Niemand  hat  helfen  können. 

„Wie  aber,  meine  Herren,  wenn  der  planmässige  Eigennutz  die  Rege- 
lung zu  hintertreiben  sucht?  Eine  Baugesellscliaft  oder  ein  grosser  Boden- 
speculant,  der  eine  gewisse  Menge  von  Grundstücken  aufgekauft  und  par- 
cellirt  hat  und  zum  Verkauf  ausstellt,  braucht  nur  bei  guter  Gelegenheit  ein 
einziges  Grundstück  in  den  benachbarten  uuregulirten  Blöcken  zu  erwerben, 
80  hat  er,  indem  er  die  Umlegung  ablehnt,  seine  Concurrenz  so  lauge 
unschädlich  gemacht,  als  er  es  für  sein  Interesse  will.  Was  geschieht  nun, 
wenn  trotz  jahrelanger  Bemühungen  die  Einstimmigkeit  nicht  zu  Stande 
kommt?  Das  Einfachste  ist,  dass  der  oder  die  Widerstrebenden  ausgekauft 
werden,  vielleicht  zu  hohen  Preisen.  Oft  hat  der  Widerstrebende  dann 
gerade  das  erreicht,  was  er  beabsichtigt;  und  diS  Anderen  thun  gut,  diesen 
Weg  zu  beschreiten,  wenn  sie  die  Absicht  merken. 

„Will  aber  der  Ablehnende  nicht  ausgekauft  werden,  so  kommt  es 
darauf  an,  wer  es  am  längsten  aushält!  Und  leider  ist  diese  unsaubere 
Speculation  auf  die  Schwäche  des  Nachbarn  eine  sehr  häufig  vorkommende  Er- 
scheinung. Der  kleine  Besitzer  kann  nicht  12  Jahre  und  länger  sein  Grund- 
stück unverwerthet  liegen  lassen;  er  ist  gezwungen,  loszuschlagen,  sobald 
ihm  ein  halbwegs  entsprechendes  Gebot  gemacht  wird.  Man  nennt  das 
Aushungern,  wie  überhaupt  die  termini  technici  in  dieser  gegenseitigen 
Belagerung  der  Kriegssprache  entlehnt  sind.  Die  Grossen  hungern  die 
Kleinen  aus  und  theilen  die  Beute ;  der  Starke  vergewaltigt  den  Schwachen. 
Aber  auch  der  Eigensinnige  und  Uneinsichtige  schädigt  die  Vorwäits- 
strebenden;  der  Böswillige  schädigt  alle. 

„Wer  solche  Vorgänge,  die  sich  in  fast  allen  Stadterweiterungen  ab- 
spielen, hier  stiller,  dort  offener,  hier  im  geringeren,  dort  im  grösseren  Um- 
fange, am  meisten  natürlich  bei  einem  so  zersplitterten  Grundbesitz,  wie 
ihn  die  Feldmarken  der  rheinischen,  und  überhaupt  der  westdeutschen 
Städte  aufweisen;  ich  sage,  wer  diesen  Krieg  beobachtet  hat  und  von 
theoretisch -juristischen  Anschauungen  nicht  allzu  sehr  angekränkelt  oder 
gar  durch  selbstische  Interessen  im  Urtheil  getrübt  ist,  der  wird  es  ver- 
stehen und  billigen,  dass  wir  immer  wieder  die  Forderung  nach  gesetzlicher 
Regelung  stellen,  welche  im  Abschnitt  II  unserer  Thesen  unter  a)  in  Worte 
gekleidet  ist. 

„üeber  die  Frage  nun,  was  diese  Forderung  mit  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  zu  thun  habe,  geben  die  Sätze  oe)  bis  Ö)  Aufschluss. 

„Darüber  kann  kein  Zweifel  sein,  dass,  wenn  die  Besitzer  der  unge- 
regelten, schiefen  und  missgestalteten  Grundstücke  nach  vergeblichen 
Einigungsversuchen  schliesslich  dazu  übergehen,  ihre  Grundstücke,  so  weit 
es  überhaupt  thunlich  ist  und  so  gut  oder  schlecht  es  eben  geht,  zu  bebauen, 
dass  dann  diese  Art  der  Bebauung  eine  weder  wirthschaftlich  noch  gesund- 
heitlich zweckmässige  ist.      Dann   entstehen  dunkle  Ecken  und  Schmutz- 
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Winkel,  schiefe  Treppenhäuser  und  Wohnräume,  Höfe  ohne  Luft  und  Zimmer 
ohne  Licht.  Es  entsteht  eine  in  einander  geschachtelte  Bebauung,  gegen 
welche  nicht  bloss  schönheitliche,  sondern  auch  hygienische  Forderungen 
sich  machtlos  erweisen.  Und  auch  derjenige,  welcher  die  besten  Absichten 
hat,  sieht  sich  genöthigt,  an  dem  traurigen  Bauwesen  sich  zu  betheiligen,  weil 
es  einem  oder  einigen  stärkeren  Nachbarn  so  gefällt.  Nach  geschehener 
Bebauung  ist  die  Regelung  nicht  mehr  möglich,  und  Jahrhunderte  lang 
leiden  die  Bewohner  darunter,  dass  die  Grenzregelung  unterlassen  wurde, 
als  es  Zeit  dazu  war.  Es  handelt  sich  also  in  der  That  bei  der  Umlegung 
um  die  Herbeiführung  einer  gesundheitlich  zweckmässigen  Bebauung  und 
um  den  Schutz  der  Schwachen  gegen  unzweckmässiges  Bauwesen,  wie  wir 
es  unter  a)  und  ß)  ausgedrückt  haben. 

„Die  Regelung  der  Baugrundstücke  hat  aber  noch  eine  weitere  Be- 
deutung, welche  darin  besteht,  dass  es  gerade  im  allgemeinen  gesundheit- 
lichen Interesse  ungemein  wichtig  ist,  die  Hindernisse  zu  beseitigen,  welche 
einem  sachgemässen  Ausbau  der  Stadt  im  Wege  stehen,  d.  h.  die  Stadt- 
er Weiterung,  wie  es  im  A  dickes^  sehen  Gesetzentwurf  ausgedrückt  wird, 
zu  erleichtern.  Je  mehr %aufähige  Grundstücke  am  Markte  sich  befinden, 
je  grössere  Auswahl  der  Baulustige  hat,  desto  erfolgsicherer  wird  die  Preis- 
treiberei in  Grundstücken  und  die  Bildung  von  Monopolpreisen,  also  die 
eigentliche  Grundlage  der  Massenmiethhäuser ,  bekämpft.  Es  liegt  das  zu- 
nächst im  Interesse  des  einzelnen  reellen ,  an  den  Auswüchsen  der  Specula- 
tion  nicht  betheiligten  Besitzers,  der  durch  die  gesetzliche  Umlegung  in  die 
von  anderen  unabhängige  Lage  kommt,  sein  Grundstück  zu  der  Zeit  zu 
verwerthen,  wo  er  es  will,  es  auf  den  Markt  zu  bringen  oder  es  zurück- 
zuhalten, ganz  wie  es  seinen  Bedürfnissen  entspricht.  Es  liegt  ferner  im  Inter- 
esse der  bewohnten  Nachbarschaft,  die  nur  zu  oft  lange  Jahre  benachtheiligt 
ist  durch  die  Nichtaufschliessung  oder  Nichtordnung  anstossender  Grund- 
stücksgruppen. Es  liegt  endlich  im  Interesse  der  Gemeinde,  die  den  geord- 
neten, zusammenhängenden  Ausbau  der  Stadt  aus  Gründen  der  Sicherheit, 
des  Verkehrs,  der  Gesundheit  und  der  Geldausgabo  wünschen  muss,  schon 
weil  durch  den  zersplitterten  Anbau  veranlasst  wird,  dass  entweder  der 
Gesammtbürgerscliaft  unvcrhältnissmässig  hohe  Kosten  durch  Strassen-  und 
Canalbauten,  Gas-  und  Wasserleitungen  erwachsen,  oder  dass  abgelegene 
Gruppen  von  Neubauten  zur  Vermeidung  der  hohen  Kosten  die  nötbigen 
hygienischen  Einrichtungen  Jahre  lang  entbehren  müssen.  Dies  ist  der 
Sinn  unserer  Sätze  y)  und  Ä). 

„Meine  geehrten  Herren,  es  ist  nun  keineswegs  unsere  Sache,  förmliche 
Gesetzentwürfe  auszuarbeiten.  Um  aber  wenigstens  einige  Grundsätze  und 
die  Richtung  anzugeben,  in  welche  wir  den  Gesetzgeber  lenken  möchten, 
haben  wir  die  Sätze  b)  bis  f)  hinzugefügt,  über  welche  ich  nur  Weniges 
bemerken  möchte. 

„Der  Satz  b)  ist  das  wesentlich  Unterscheidende  von  der  ländlichen 
Umlegung  oder  Verkoppelung.  Der  Satz  c)  empfiehlt  die  Einschränkung 
der  Umlegungsfläche  auf  einen  Block  des  Bebauungsplanes,  um  die  Aufgabe 
zu  vereinfachen  und  die  Befürchtung  zu  beseitigen ,  als  ob  dem  Einseinen 
unter  Umständen  durch  Anweisung  eines  Grundstückes  in  gans  anderer 
Stadtlnge  ein  grosses  Unrecht  zugefügt'  werden  könnte.     Man  kann  sogar 
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oft,  wie   es   im  Mainzer  Gesetz  vorgesehen  ist,   die  Umlegung  auf  einen 
geeigrneten  Blocktheil  beschränken. 

„Durch  den  Satz  d)  soll  die  Umlegung  als  ein  in  erster  Linie  der 
Mehrheit  der  Besitzer  zustehendes  Recht,  nicht  als  ein  Gemeinderecht, 
gekennzeichnet  werden.  Der  Einfluss  der  Gemeinde  soll  mitbestimmend 
und  ergänzend  nur  da  eintreten,  wo  unter  besonderen  Umständen  die 
Regelung  als  dringlich  erscheint,  obschon  sie  nicht  von  einer  Zahl-  und. 
Besitz -Mehrheit  beantragt  wird.  Diese  ergänzende  Befugniss  der  Gemeinde 
ist  nöthig,  damit  nicht  einzelne  Grossbesitzer  zum  Nachtheil  von  Klein- 
besitzern das  Gesetz  unwirksam  zu  machen  im  Stande  sind. 

„Der  Satz  e)  ist  fast  selbstverständlich.  Einspruchsrecht  und  richter- 
liches Verfahren  sind  zum  Schutze  der  Einzelinteresseu  nothwendig.  Da- 
gegen möchten  wir  nicht  empfehlen,  nach  dem  Hamburger  Verfahren  eine 
Geldausgleichung  etwaiger  Ungerechtigkeiten  und  noch  weniger  nach  dem 
Mainzer  Verfahren  die  Enteignung  Unzufriedener  in  Aussicht  zu  nehmen. 
Denn  die  Grenzregelung  kann  an  sich  für  Niemand  nachtheilig  sein;  nur 
zum  Ausgleich  etwaiger  verschieden  grosser  Vortheile  soll  die  richterliche 
Entscheidung  die   anderweitige  Aufstellung   des   Planes   anordnen  können. 

„Das  im  Satze  f)  ausgesprochene  Bau  verbot  muss  heute  an  manchen 
Ort«n  allein  ausreichen,  um  eine  gesundheitswidrige  und  irrationelle  Be- 
bauung hintanzuhalten.  An  anderen  Orten,  wenn  ich  nicht  irre,  in  ganz 
Preussen,  hindert  das  wildeste  Grundstücksgemenge  nicht  die  Errichtung 
Ton  Neubauten.  So  sachgemäss  es  aber  ist,  das  zu  untersagen,  so  nach- 
theilig,  ja  unter  Umständen  verderblich  ist  dieses  Verbot  für  den  Besitzer 
eines  ungeregelten  Grundstückes,  der  selbst  sehr  gern  zur  Umlegung  bereit 
wäre,  von  den  Nachbarn  aber  gehindert  wird.  Das  Correlat  des  Bau- 
Yerbotes  ist  desshalb  die  gesetzliche  Umlegung. 

„Die  bestehende  Gesetzgebung  gewährt  die  Möglichkeit  der 
städtischen  Zwangsumlegung,  so  weit  mir  bekannt,  nur  in  zwei  Republiken, 
nämlich  in  Hamburg  und  Zürich.  In  Hamburg  hat  eine  Anwendung  der 
im  §.  9  des  Gesetzes  vom  1.  Januar  1893  enthaltenen  Gesetzesvorschrift  ^), 
dort  Zusammenlegung  genannt,  noch  nicht  stattgefunden,  weil  der  Bebauungs- 
plan noch  nicht  festgestellt  ist. 

„In  Zürich  wird  der  Gegenstand  geregelt  durch  die  §§.  18  bis  27  des 
Baugesetzes  vom  23.  April  1893.  Ich  werde  einen  Auszug  aus  diesem 
Gesetze  dem  Abdrucke  meines  Vortrages  beifügen  (s.  Anlage  I  am  Schlüsse 
des  Referates,  S.  49).  Der  §.  18  ordnet  die  zwangsweise  Grenz  Vereinigung  für 
schiefwinklige  und  ungenügend  tiefe  Grundstücke  an  vorhandenen  Strassen. 
Die  §§.  19  bis  27  ordnen  die  Anlegung  von  Nebenstrassen ,  hier  Quartier- 
strassen genannt,  und  die  Grenz  Veränderung  event.  Umlegung  der  Grund- 
stücke in  dem  Quartier.  Der  §.  23  lautet:  ,,Um  eine  zweckentsprechende 
Ueberbauung  der  einzelnen  Grundstücke  zu  ermöglichen,  ist  der  Gemeinde- 
rath  berechtigt,  Grenzverändeiiingen  und  nöthigenfalls  die  Zusammenlegung 
und  Neueintheilung  sämmtlicher  Grundstücke  vorzunehmen.  Ebenso  kann 
die  Mehrheit  der  Grundeigenthümer,  insofern  sie  zugleich  über  mindestens 
die  Hälfte  der  Grrundfläche  verfügen,  vom  Gemeinderathe  die  Vornahme  solcher 


^)  Vgl.  Meyn,  Stadterweiterungen  in  rechtlicber  Bezieliung,  S.  82,  Berlin  1893. 
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Aenderungen  yerlaDgen/     Die  regierungsräthliche  Ausfahrungsyerordnung 
datirt  vom  24.  Februar  1894. 

„Nach  einer  Mittheilung  de»  Vorstandes  des  Züricher  Bauwesens^ 
Dr.  Paul  Usterif  hat  dieses  „Quartierplanverfahren^,  wie  es  in  Zürich 
heisst,  sich  als  ^ein  entschiedener  Fortschritt  für  die  Städtebebauung ^ 
bewährt  und  findet  auch  bei  den  Interessenten  günstige  Aufnahme.  Nicht 
weniger  als  77  Quartierpläne  sind  in  der  zweijährigen  Zeit  des  Bestehens  des 
neuen  Baugesetzes  auf  Ansuchen  Privater  oder  von  Amtswegen  in  Angriff 
genommen  und  zum  Theil  erledigt  worden.  Es  ist  selbstverständlich,  dass 
die  Entwürfe  den  Betheiligten  in  gemeinsamer  Besprechung  vorgelegt  und 
unter  möglichster  Berücksichtigung  der  hervortretenden  Wünsche  festgestellt 
werden.  Die  Regelung  der  Grundstücke  und  der  Strassenkostenbeiträge 
erfolgt  in  demselben  Verfahren;  die  letzteren  werden,  abweichend  vom 
preussischen  Gesetz,  nicht  nach  dem  alleinigen  Maassstabe  der  Frontlängen, 
sondern  zugleich  nach  einer  Schätzung  der  Vortheile  vertheilt.  Ausgehängt 
ist  unter  Nr.  9  und  10  ein  Quartierplan  vor  und  nach  der  Regelung;  auf 
dem  Tische  liegen  ferner  mehrere  Schriftstücke,  welche  über  das  Verfahren 
im  Einzelnen  Aufschluss  geben,  sowie  die  gesetzlichen  Bestimmungen. 

In  Szegedin  hat  beim  Wiederaufbau  der  im  Jahre  1879  durch  Ueber- 
schwemmung  zerstörten  Stadt  die  ümlcgung  im  grössten  Mnassstabe  statt- 
gefunden, nicht  auf  Grund  eines  ausführlichen  Gesetzes,  sondern  durch  die 
dem  königlichen  Commissar  verliehene  Machtvollkommenheit  ^).  Der  aus- 
gehängte Plan  Nr.  11  giebt  ein  ungefähres  Bild  der  Veränderungen  in 
einem  Theile  der  Stadt. 

In  Mainz  kann  Niemand  zur  Umlegung  gezwungen  werden;  aber  es 
droht  dem  der  Umlegung  nicht  Zustimmenden  gemäss  §.17  des  Gesetzes 
vom  23.  Juni  1875  auf  Antrag  der  Eigenthümer  von  drei  Vierteln  des  Blockes 
oder  eines  geeigneten  Blocktheiles  die  Enteignung.  Diese  ist  indess  bisher 
nur  in  einem  einzigen  Falle  ausgeführt,  worden,  weil  die  Betheiligten,  welche 
die  Kosten  aufbringen  müssten,  sich  vor  der  unsicheren  Höhe  der  Ausgabe 
fürchten.  Bis  jetzt  hat  die  unverdrossene  Thätigkeit  des  Stadtbauamtes  und 
der  eigene  Vortheil  der  Besitzer  in  Verbindung  mit  dem  Bauverbot  auf 
unregulirten  Flächen  dort,  wo  die  Regelung  dringlich  war,  fast  überall  zum 
Ziele  geführt.  Die  Enteignung  der  Widerstrebenden  wird  als  ungeeignetes 
Zwangsmittel  betrachtet. 

„Allgemein  ermächtigt  Artikel  69  der  Bauordnung  für  das  Gross- 
herzogthum  Hessen  vom  30.  April  1881  die  Gemeinden,  alle  Grundstücke 
eines  Blockes  oder  Blocktheiles  durch  Enteignung  zu  erwerben  und  nach 
geschehener  Neueintheilung  zu  versteigern,  falls  die  Betheiligten  sich  nicht 
gütlich  über  die  Umlegung  ihrer  Grundstücke  einigen.  Inwieweit  diese 
scharfe  Bestimmung  in  den  Städten  des  Landes  sich  bewährt  hat,  wird 
vermuthlich  mein  Herr  Correferent  berichten. 

„Auf  mehr  negativem  Wege  hilft  man  sich  an  anderen  Orten.  So  ist 
in  Wien  gemäss  §.  3  der  Bauordnung  vom  17.  Januar  1883  vor  dem  Nach- 
suchen einer  Bauerlaubniss  die  Abtheilung  des  Grundes  in  Baustellen  der 


^)  Meyn,  a.  a.  O.,  S.  20  u.  ff.    v.  Rczsahegyl,  Hygienische  Grundsätze  liei 
der  Reconstruction  von  Städten  mit  besooderer  Rücksicht  auf  Szegedin,  Berlin  1884. 
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behördlichen  Genehmigung  zu  unterbreiten;  es  können  desshalb  unregulirte 
Grundstücke  nicht  bebaut  werden. 

„Auch  im  Königreich  Sachsen  wird  das  Bebauen  beliebig  schief  er, 
missgestalteter  Grundstücke  nicht  zugelassen. 

„Ebenso  kann  dies  in  Basel  verhütet  werden,  wo  weiterhin  nach 
§.  52  des  neuen  Hochbautengesetzes  vom  27.  Juni  1895  der  Hegierungs- 
rath  einen  rechtwinkeligen  Grenzausgleich  bis  auf  15  m  Abstand  von  der 
Baulinie  gegebenen  Falles  zwangsweise  festsetzen  kann. 

„Härten  und  Nachtheile  sind  indess  vom  blossen  Bauverbote,  ohne 
positiv  zu  helfen,  und  von  der  Zwangsregelung  der  Grenze  im  einzelnen 
Falle  untrennbar.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass,  wenn  man  überhaupt  die 
Sache  als  so  wichtig  erkennt,  um  das  Privateigenthum  beeinträchtigen  zu 
dürfen  (was  durch  ein  Bauverbot  unter  Umständen  in  empfindlichster  Weise 
geschieht),  die  gesetzliche  regelrechte  Umlegung  aller  Grundstücke  des 
Blockes  oder  des  in  sich  abgeschlossenen  Blocktheiles  das  verständigste, 
gerechteste  und  am  besten  zum  Ziele  führende  Mittel  ist. 

„Im  Grossherzogthum  Baden  hat   der  Bürgermeister  von  Heidelberg, 
Herr  Walz,  in  Gemeinschaft  mit  Amtsgenossen  die  Gesetzgebung  in  diesem 
Sinne  angeregt  ^).     In  Preussen  hat  der  Gesetzesvorschlag  von  A  d  i  c  k  e  s 
sehr   viele    Einwendungen   hervorgerufen,   welche    das   Scheitern    des   vom 
Herrenhause  beschlossenen  Entwurfes  in  der  Commission  des  Abgeordneten- 
hauses  zur  Folge   gehabt   haben.      Die   Einwendungen   richten   sich   theils 
gegen   die  von  A dickes  vorgeschlagene  Art  des  Verfahrens,  theils,  und 
zwar   der   Mehrzahl   nach,    gegen   die   Zwangsumlegung  im   Princip.      Sie 
wurden  vorzugsweise  vorgebracht  von  städtischen  Grossgrundbesitzern  und 
von  theoretischen  Juristen,  denen,  unbewusst  im  Dienste  der  Bodenspecula- 
tioD  stehend,  der  starre  Eigenthumsbegrifi' des  römischen  Bechts  den  offenen 
Blick  für  die  Bedurfnisse  der  heutigen  Cultur  eingeschränkt  hatte.     Gegen 
den  A  dick  es 'sehen  Entwurf,   in   der  Form,   wie   er  vorlag,   lassen   sich 
berechtigte  Einwendungen  gewiss  vorbringen ;  gegen  das  Princip  selbst  sind 
sie  unberechtigt.    Der  Verein  der  Haus-  und  Grundbesitzer  Kölns  trat  nach 
langer  Berathung  dem  Erlass  eines  Umlegungsgesetzes  grundsätzlich  bei, 
^enn  in  demselben  18  Punkte,  deren  Aufzählung  ich  dem  Abdrucke  meines 
Vortrages  beifügen  werde  (s.  Anlage  II  am  Schlüsse  dieses  Referates,  S.  50), 
berücksichtigt  würden.     Niemand  kann  es  im  Ernste  vertheidigen ,  dass  es 
der  Willkür  eines  einzelnen  Besitzers  gestattet  sein   müsse,   alle   anderen 
Sigenthümer  einer  Grundstücksgruppe  an  der  Bebauung  ihrer  Grundstücke 
2u  ▼erhindem ,  oder  doch  —  wenn  die  Bebauung  der  ungeregelten  Gelände 
Oberhaupt  zugelassen  ist  —  sie  zu  einer  unsachgemässen ,  wirthschaftlich 
^d  gesundheitlich   unrichtigen  Bebauung   und   dadurch    auf  unabsehbare 
^t  viele  Bürger  zum  Bewohnen   mangelhafter  Behausungen  zu  nöthigen» 
„Nun  vernehmen  wir  in  den  Einsprüchen  gegen   die  lex  A  dick  es  von 
n^nerhörten  Angrififen  in  das  Privateigenthum",  als  ob   die    gesetzlich    in 
^88em  Umfange  sich  vollziehende  ländliche  Zwangszusammenlegung  nicht 
^cit  mehr  ins  landwirth schaftliche  Eigeuthum  einschnitte ,  als   diese  blosse 


*)  Vergl.  Centralblatt  der  Bauverwaltung  1893,   S.  506.     Blätter  für   sociale 
Praxis  1898,  Nr.  50. 
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Umformung  der  zur  Bebauung,  also  zur  weitgehenden  Veränderung,  ohnehin 
bestimmten  Grundstücke. 

„Die  kleinen  Leute,  so  hiess  es,  seien  die  „Bedrohten*'.  Die  Querköpfe 
seien  vielleicht  nur  über  den  Zeitpunkt  der  Begelung  anderer  Meinung  und 
müssten  desshalb  zufrieden  gelassen  werden.  Grundstückswucher  komme 
im  Ernste  gar  nicht  vor.  Die  Bodenpreise  seien  ohnehin  so  niedrig,  dass 
sie  durch  die  mit  der  Umlegung  verbundene  Vermehrung  des  Marktes  nicht 
noch  ermässigt  werden  könnten.  Von  der  Umlegung  hätten  die  Eigenthümer 
nur  Verluste  und  Unannehmlichkeiten.  Die  Regelmässigkeit  der  Baugrund- 
stücke erhöhe  die  Speculationswuth.  Ein  dem  städtischen  Grundbesitz 
nahestehender  rheinischer  Jurist  empfiehlt,  allen  Grundbesitzern  das  Bebauen 
schiefer  Grundstücke  zu  verbieten  ^),  wenn  einzelne  nicht  umlegen  wollen, 
diese  einzelnen  aber  nicht  anzutasten.  Dieselbe  Forderung  stellte  einer  der 
Referenten  auf  dem  Verbandstage  der  städtischen  Grundbesitzer  im  vorigen 
Jahre  zu  Stettin  auf  ^).  Beide  ziehen  also  die  Belastung  Aller  der  zwangs- 
weisen Umlegung  Einzelner  vor. 

„Der  Abgeordnete  v.  Eynatten  (Sitzungsbericht  des  preussischeu 
Hauses  der  Abgeordneten  1894,  S.  184  u.  fif.)  nannte  das  Gesetz  einen  Sieg 
des  Grosscapitals  über  den  Mittelstand  und  wollte  ihm  desshalb  nicht  die 
p]hre  einer  Commissionsberathung  angedeihen  lassen.  Ich  weiss  nicht,  in- 
wieweit Herr  A dick  es  und  die  Mitglieder  unseres  Vereins  sich  zu  den 
Grosscapitalisten  zählen.  Ich  habe  es  leider  so  weit  nicht  gebracht.  Der 
Abgeordnete  Dr.  Irmer  erblickte  in  dem  Gesetzentwurfe  die  Tendenz,  die 
ganze  Stadtumgebung  als  Baugelände  zu  betrachten  und  mit  grossen  Mieth- 
casernen  zu  besetzen.  Auch  in  der  Commission  des  preussischeu  Abgeord- 
netenhauses hiess  es,  die  Vorlage  sei  bestimmt,  das  Gebiet  der  Städte  durch- 
weg mit  Gebäuden  zu  besetzen  und  die  Gärten  verschwinden  zu  lassen.  Ja, 
die  Commission  Hess  sich  aus  Köln  von  unbekannter  Seite  einen  behördlich 
nicht  geprüften  und  nach  der  Beschreibung  ofienbar  falschen  Plan  der  in 
der  Kölner  Stadterweiterung  vorgekommenen  freiwilligen  Umlegungen  vor- 
legen, unterliess  vertrauensvoll  eine  Prüfung  und  schloss  aus  demselben, 
dass  es  im  Interesse  der  Kleinbesitzer  liege,  die  Grossbesitzer,  nämlich  die 
vorhin  genannten  Querköpfe,  in  ihren  Manipulationen  nicht  zu  stören.  Ein 
solcher  Speculant  wisse  im  Hinblick  auf  künftige  Conjuncturen  seinem 
Grundstück  einen  solchen  Werth  einzufiössen  aus  Gründen,  die  er  als 
Geschäftsgeheimniss  bewahren  müsse,  dass  eine  amtliche  Umlegung  ihm 
niemals  gerecht  werden  könne.  Man  ist  versucht,  hinter  die  Goulissen  zu 
schauen,  um  zu  erfahren,  wer  unseren  Volksvertretern  so  feine  Speculations- 
kniffe  beibringt.  Im  Uebrigen  glaubt  man  zwischen  den  Zeilen  des 
Commissionsbericlites  ^)  mitunter  den  Gedanken  zu  lesen,  das  Bauwesen  der 
Städte  dürfe  nicht  zu  gesund  gestaltet  werden,  damit  nicht  der  Zug  vom 
Lande  zur  Stadt  noch  verstärkt  werde. 

,.Meine  Herren!   22  prcussische  Regierungspräsidenten  haben  daBUm- 

^)Merlo,  Per  Gesetzentwurf  betr.  Städteerweiterungen  und  Zonenenteig- 
nungen  (lex  A  dick  es).    Köln  1894,  8.  19. 

^)  Bericht  des  Baumeisters  Hartwig -Dresden  für  den  16.  Verbandstag  de* 
Centralverbaniles  der  Haus-  und  städtischen  (Irundbesitzervereine  Deutacblands  in 
Stettin  1894,  8.  11. 

3)  Drucksachen  des  preuss.  Hauses  der  Abgeordneten  1894,  Nr.  I(y4. 
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legnngsgesetz  als  ein  Bedärfniss  unserer  Städte  anerkannt  ^) ,  einer  sogar, 
obwohl  die  Stadt  selbst,  wo  er  seinen  Sitz  hat,  die  Bedürfnissfrage  ver- 
i^einte.  Die  grosse  Mehrzahl  aller  preussischen  und  alle  Städte  der  west- 
lichen Provinzen  haben  wegen  des  gesplitterten  Grundbesitzes  ihrer  Feld- 
marken dem  Grundgedanken  des  A  di  c  k  e  s  ^  sehen  Gesetzentwurfes  zugestimmt. 
Ich  bin  desshalb  überzeugt,  Sie,  meine  Herren,  werden  heute,  im  Interesse 
des  Entstehens  gesunder  Wohnungen,  ihre  Erklärung  zu  Gunsten  der  ge- 
setzlichen Umlegung  wiederholen.  Eine  Stadt,  die  das  Bedürfniss  nicht 
empfindet,  braucht  ja  das  Gesetz  nicht  anzuwenden.  Aber  an  den  vielen 
Orten,  wo  das  Bedürfniss  besteht,  dasselbe  nicht  befriedigen  zu  wollen, 
weil  andere  es  nicht  empfinden,  das  wäre  doch  eine  sonderbare  Politik. 

„Von  den  hier  ausgehängten  Planbeispielen  beziehen  sich  noch  die 
Blätter  Nr.  12  bis  24  auf  städtische  Umlegungen.  Blatt  12  ist  ein  durch  die 
Oemeindeverwaltung  vorbereiteter,  aber  noch  nicht  ausgeführter  Plan  über 
eine  Umlegung  in  Heidelberg;  die  Blätter  13  bis  17  zeigen  eine  von  Baurath 
Kreyssig  ausgeführte,  Blatt  18  eine  nur  projectirte  Umlegung  aus  Mainz. 
Blatt  19  und  20  zeigen  eine  nach  dem  hannoverschen  ländlichen  Umlege- 
gesetz im  Einverständniss  mit  den  Besitzern  durch  die  Königliche  General- 
commission ausgeführte  Begelung  der  Grundstücke  in  einem  Theile  der  Stadt- 
erweiterung von  Hannover,  eine  von  Stadtbaurath  Bockelberg  mir  über- 
sandte Erläuterung  liegt  auf  dem  Tische  des  Hauses.  Die  Blätter  21  und  22 
endlich  zeigen  eine  durch  freiwillige  Uebereinkunft  gelungene,  Blatt  23  und 
24  eine  trotz  unausgesetzter  Bemühungen  nicht  zu  Stande  gekommene  Um- 
legung in  der  Stadterweiterung  von  Köln  2)." 

Correferent:  Oberbürgermeister  Kfichler  (Worms): 

m.    Zusammenlegung. 

„Bevor  ich  in   die  besondere  Begründung  des  Leitsatzes  III.  eintrete, 
möchte  ich  mir  gestatten,  einige  allgemeine  Bemerkungen  vorauszuschicken. 
„Wenn  unsere  heutigen  Leitsätze  in  erster  Linie  auf  Momente  sieh  zu 
beschränken   scheinen,    welche    die  Bebauung    der  Stadtgebiete  gesund- 
heitlich richtig  zu  gestalten,  oder  gesundheitswidrige  Zustände  zu  besei- 
tigen geeignet  sind,  so  hat  doch  sicher  uns  Beiden,  meinem  Vorredner  und 
mir,  gänzlich  fern  gelegen,  die  sociale  Seite  unseres  Themas  irgendwie  in  den 
Hintergrund  drängen  zu  wollen,  und  gerade  der  socialpolitischen  Seite  unseres 
Yerhandlungsgegenstandes  wollen  Sie  mir  gestatten,  etwas  näher  zu  treten. 
„Ich  möchte  Ihnen,  verehrte  Anwesende,   zu  dem  Ende  zunächst  ein 
Bild  vor  Augen  führen,  das  Sie  alljährlich  sehen  müssen.     Kommen  wir  im 
Winter  an   diejenigen  öffentlichen  Plätze   einer  Stadt,  in   der  der  Verkehr 
sich   zusammendrängt,    so   finden    wir    an    den   Ecken   der    einmündenden 
Strassen,  truppweise   zusammenstehend,   Männer    aus   dem  Arbeiterstande. 
Trotz  Kälte  und  Schnee   stehen   sie   unbeschäftigt  an  den  Ecken    und   der 
Dunst  des  Fusels  weht  uns  gewöhnlich  schon  von  weitem  aus  ihren  Reihen 
entgegen.     Nur  zu  oft  hört  man  von  den  Vorübergehenden  das  Urtheil  vor 
sieb  hinmurmeln:   „Tagediebe,  Schnapssäufer,  die  nichts  arbeiten  wollen." 


*)  Drucksachen   des  preussischen  Hauses   der  Ab^jeordneten,    1894,  Nr.  104, 
8.  •.  tu  ff.  —  *)  Fortsetzung  des  Referates  des  HeiTn  Stubben  siehe  S.  36. 
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Wie  lieblos  und  wie  ungerecht,  wie  yorschnell  ist  dieses  Urtheil  in  seiner 
Allgemeinheit!  Arbeitslos  sind  die  Leute  wohl,  aber  meistens  nicht  durch 
ihre  Schuld,  sondern  um  desswillen,  weil  der  Winter  die  Geschäfte  hemmt. 

„Die  Mehrzahl  der  Männer  steht  auch  gar  nicht  in  der  Hoffnung  an 
der  Ecke,  Arbeit  zu  finden,  sondern  befindet  sich  dort,  weil  die  überenge 
Wohnung  ihnen  den  Aufenthalt  in  der  Familie  unmöglich  macht  —  der 
Schnaps  ist  das  Refugium  bei  dem  Aufenthalte  in  der  Winterkälte,  mit  oft 
leerem  Magen.  Das  Wohnungselend,  es  tritt  uns  in  den  armen 
Menschen  entgegen,  die  meistens  gerne  zu  Hause  sein  möchten,  wenn  sie 
eben  ein  zu  Hause  hätten. 

„Der  Mangel  des  Familienheims  drängt  sie  auf  die  Strasse,  verführt  sie 
zum  Schnapsgenuss ,  entfremdet  sie  dem  Familienleben  und  zerstört  damit 
das  Familienglück.  Ja,  der  Mangel  der  für  ein  Familienleben  nöthigen 
Wohnräume  zerstört  die  Grundlagen,  auf  denen  Staat,  Gemeinde  und 
Familie  gleichermaassen  beruhen,  —  die  Wohnungsfrage  ist  der 
grössere  Theil  der  socialen  Frage. 

„Wenn  es  gelingen  wird,  der  arbeitenden  Bevölkerung  nicht  nur  ge- 
sunde Schlafstellen,  sondern  Wohnräume  zu  beschaffen,  die  ein  Familien- 
leben ermöglichen,  dann  wird  der  schwierigere  Theil  der  noch  zu  lösenden 
socialpolitischen  Aufgaben  seine  Lösung  gefunden  haben. 

„Die  Lösung  der  Wohnungsfrage  der  arbeitenden  Klassen,  sie  ist  nicht 
nur  eine  Frage  der  befriedigenden  Gestaltung  der  gesundheitlichen 
Existenzbedingungen  von  etwa  der  Hafte  aller  Deutschen,  die  in  Städten 
wohnen,  sondern  sie  ist  zugleich  die  Vorbedingung  für  das  friedliche  Neben- 
einanderwohnen aller  unserer  Volksgenossen,  indem  ohne  sie  Glück  und 
Zufriedenheit  in  die  Hütten  der  weniger  Bemittelten  niemalen  zurück- 
kehren kann. 

„Es  ist  aber  ein  tieftrauriges  Empfinden,  das  sich  uns  aufdrängen 
muss,  wenn  wir  sehen,  dass  gegenüber  solcher  Bedeutung  der  Wohnungs- 
verhältnisse  in  den  Städten  es  bislang  möglich  war,  von  dem  privatrecht- 
lichen Interessenstandpunkte  aus  alle  einschneidenden  öffentlich  rechtlichen 
Eingriffe  der  Gesetzgebung  zurückzuhalten,  doppelt  traurig,  wenn  wir  uns 
die  Frage  vorlegen :  wessen  private  Interessen  werden  hochwerthiger  ge- 
schätzt als  das  eminente  öffentliche  Interesse,  das  unser  Verein  seit  vielen 
Jahren  mit  YAfer  und  Sachkunde  vertritt? 

„Denn  es  ist  wesentlich  das  Interesse  Derjenigen,  das  man  dem  öffeut« 
liehen  gegenüber  auch  nur  zu  beschränken  sich  weigert,  denen  durch  die 
Entwicklung  der  Städte  mühelos  Vermögen  in  den  Schooss  fallen,  die  mit 
den  steigenden  Grundwerthen  spielen,  die  die  stärkste  Hand  haben  und  zu- 
warten können,  bis  ihr  Grundstück  unentbehrlich  für  die  bauliche  Aus- 
nutzung grösserer  Flächen,  mit  besonders  hohem  Preise  bezahlt  wird  und 
damit  preisbestimmend  auch  für  andere  Gebiete  wirkt.  Nicht  der  wirth- 
schaftlich  Schwache  —  dieser  wird  regelmässig  vor  dem  grossen 
Preistreibeu  ausgekauft  — ,  sondern  der  wirthschaftlich  Starke 
wir d  geschützt,  so  lange  man  sich  weigert,  das  öffentliche  Inter- 
esse in  der  Gesetzgebung  über  vorliegenden  Stoff  genügend  zur 
Geltung  kommen  zu  lassen. 

„Das  Ziel,  der  minderbemittelten  Bevölkerung  eine  bescheidenen  An- 
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Sprüchen  genügende  Familienwohnung  zu  verschaffen,  ist  nur  dann  erreich- 
l3&r,  wenn  die  Miethpreise  so  gestaltet  werden  können,  dass  dieselben  auch 
^tis  dem  Einkommen  des  Minderbemittelten  gezahlt  werden  können.  Nun 
isetzt  sich  der  Miethwerth  einer  Wohnung  zutiammen  aus 

a)  Zinsen  des  Bauplatzes, 

b)  n         n    Baucapitals, 

c)  Unterhaltung  der  Gebäude, 

d)  öffentlichen  Lasten. 

Nehmen  wir  an  einen  Werth  des  Baugeländes  von  100  M.  für  den  Quadrat- 
meter und  600  qm  Bauplatzgrösse ,  einen  Bauwerth  von  75  000  M.  für  das 
Haus,  für  öffentliche  Lasten  1  Proc.  des  Bauwerthes,  so  ergiebt  sich  folgende 
Kechnung : 

Bauplatz  600  X  100  =  60  000  M.,  4  Proc.  daraus  .     .    2400  M. 

Baucapital  75  000  M.,  4  Proc.  daraus 3000    „ 

Unterhaltung  und  öffentl.  Lasten  1  Proc.  aus  75  000  M.      750    „ 

Zusammen     6150  M. 

Würde  der  Bodenpreis  nur  10  M.  für  den  Quadratmeter  betragen,  so  er- 
fordert die  Verzinsung  des  Bauplatzpreises  nur  4  Proc.  von  6000  M. 
=  240  M.  Der  Gesammtaufwand  ist  nur  3990  M.  oder  rund  35  Proc. 
weniger  wie  vorher.  Dabei  ist  der  Preis  von  100  M.  für  den  Quadratmeter 
^in  massiger  für  grossstädtische  Verhältnisse  und  oft  erreicht  auch  in 
Hittelstädten,  während  der  Preis  von  10  M.  für  den  Quadratmeter 
^=  1 00  000  M.  für  den  Hectar  nicht  nur  alle  für  die  Herstellung  der 
Sirassen  und  Canäle  etc.  aufgewendeten  Lasten  deckt,  sondern  auch  noch 
^uien  namhaften  Gewinnst  für  den  Eigenthümer  abwerfen  muss,  wenn  man 
«le  Capitalrente  vergleicht  mit  der  Bodenrente,  die  die  landwirth- 
schafbliche  Benutzung  abwerfen  könnte.  In  der  Grossstadt  wird  meistens 
*»©r  Grund  werth  ein  noch  grösserer  sein,  wie  liier  angenommen,  und  jeden- 
'^^U  wird  das  eine  Beispiel  genügen,  um  zu  beweisen,  dass  eine  Verhinderung 
*»«r  hohen  Bodenpreise  genügen  würde,  um  eine  um  Va  grössere  Wohnung 
*«ip  die  gleichen  Kosten  zu  gesteilen. 

„Fragen  wir  aber  weiter:  Durch  was  kann  der  Preissteigerung  des  Bau- 
geländes in  den  Städten  wirksam  entgegengetreten  werden,  so  lautet  die 
"^^twort:  in  erster  Linie  durch  die  Beseitigung  der  Miethcaserne  (Eber- 
^^adt),  in  zweiter  Linie  durch  Bereitstellung  genügender  und  geeigneter 
^ugrundstücke  bezw.  durch  Beseitigung  der  Hindernisse,  die  jeder  Eigeu- 
^ifimer  in  zersplittertem  Besitz  der  Bebauung  grosser  Flächen  zu  bereiten 
^^rmag.  Die  erste  und  wichtigste  Aufgabe  —  die  Beseitigung  der  Mieth- 
^^eme,  liegt  ausschliesslich  in  der  Hand  der  Städte,  da  die  Gestaltung 
^^r  Baupläne  absolut  wirkungsvolle  Waffen  in  dieser  Bichtung  giebt.  Es 
^^t  nach  meiner  Ansicht  durch  Eberstadt  bewiesen,  dass  es  die  ausschliess- 
'^^he  Schuld  der  Gemeindeverwaltung  war,  wenn  in  der  „Massenarbeit"  von 
^^n  fünfziger  Jahren  bis  heute,  wie  sie  mein  Vorredner  so  richtig  bezeichnet, 
^e  Miethcasernen  in  den  Grossstädten  nicht  verhindert  wurden,  wenn  auch 
^iti  Vorwurf  an  die  Unterlassungssünden  wenigstens  in  den  ersten  Jahr- 
^Imten  nicht  geknüpft  werden  kann,  wo  man  durch  die  Neuheit  und 
^^Y^sse-der  Bt&dtischen  Entwickelung  überrascht  wurde.     Eine  unlässliche 
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Sünde  wird  es  aber  sein,  wenn  der  Mahnnflg  der  letzten  Jahre  nunmehr 
nicht  mit  grösster  Beschleunigung  gefolgt  wurde,  wenn  die  bestehenden 
Bebauungspläne  nicht  alsbald  derart  abgeändert  würden,  dass  für  die  Zu- 
kunft die  weitere  Erbauung  von  Miethcasernen  nach  Möglichkeit  verhindert 
wird.  Die  Interessen  der  grossstädtischen  Bodenspeculanten  dürften  in 
dieser  Beziehung  nur  wenig  Berücksichtigung  verdienen. 

„Der  Bereitstellung  von  Baustellen  in  genügendem  Umfange  und  von 
geeigneter  Form  sollen  die  in  den  Leitsätzen  II,  III,  IV  und  V  vorgeschla- 
genen Maassnahmeu  dienen.  Die  in  Leitsatz  III.  genannte  Bildung  von 
Zwangsgenossenschaften  liegt  mir  ob,  nunmehr  im  Einzelnen  zu  begründen. 

^Die  Genossenschaft,  wie  ich  sie  vorschlage,  soll  gebildet  werden  aus 
allen  einzelnen  Eigenthümern  eines  bestimmten,  genau  umgrenzten  Ge- 
markungstheiles  und  soll  regelmässig  so  lange  bestehen,  bis  das  gesammte 
Genossenschaftseigenthum  von  Acker-  und  Gartenland  zu  Bauland  überge- 
führt und  bezw.  als  solches  verwerthet  ist. 

„Die  Vortheile  dieser  Einrichtung  würden  ebensowohl  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Grundbesitzer,  wie  der  Gesammtheit  der  Gemeinde- 
angehörigen zu  Gute  kommen  und  weder  das  Enteignungsrecht,  auch  wenn 
man  solches  den  Gemeinden  in  weitestem  Maasse  zugestehen  wollte,  und  wenn 
die  Uebernahme  solcher  riesigen  Vorlagen  durch  die  Gemeinde  möglich 
wäre,  was  ich  bestreite,  noch  die  Umlegung  der  Grundstücke  kann  die 
Bildung  der  Verkaufsgenossenschaft  ersetzen  oder  diese  unnöthig  machen. 

„Meines  unmaassgeblichen  Ermessens  wenigstens  würde  das  weitgehendste 
Hecht  zur  Zonenenteignung,  auch  für  noch  unbebaute  Gebiete  den  Gemeinden 
verliehen,  in  der  Ausübung  nicht  eine  Verbilligung,  sondern  eine  wesentliche 
Vertheuerung  des  Baugeländes  zur  Folge  haben  müssen.  Denn  die  Erfahrung 
lehrt  zur  Genüge,  dass  die  Preise,  die  bei  der  Enteignung  zu  zahlen  sind, 
immer  den  höchsten  sich  anschliessen,  die  in  unmittelbarer  Nähe  bezahlt  wurden. 

„Da  nun  das  Enteignungsgebiet  naturgemäss  an  die  nächsten  in  Be- 
bauung genommenen  Stadtgebiete  sich  anschliessen  muss,  so  werden  die 
höchsten  dort  gezahlten  Preise  schon  vorweg  auf  die  ganze  der  Bebauung 
zu  erschliessende  Zone  übertragen.  Die  Gemeinde  kann  unter  dem  Selbst- 
kostenpreise nicht  weiter  verkaufen,  die  Chance  einer  weichenden  Conjunc- 
tur  kann  also  nach  dem  Erwerbe  durch  die  Gemeinde  niemals  mehr  in 
Erscheinung  treten,  mit  jedem  Jahre  aber  wachsen  die  Zinsen  dem  Gapitale 
an  und  lawinenartig  werden  die  Preise  mit  jeder  Enteignung  einer  neuen 
Zone  anwachsen,  weil  das  letztverkaufte  an  der  äussersten  Grenze  gelegene 
Grundstück  das  theuerste  sein  wird  und  seinen  Preis  auf  die  neu  zu  ent- 
eignende Zone  übertragen  muss.  Die  Summe  aber,  die  bei  so  gestalteten 
Preisen  von  den  Gemeinden  für  die  enteigneten  Zonen  vorzulegen  wären, 
würden  bald  auch  für  die  leistungsfähigsten  Städte  unerschwinglich  werden, 
wenn  man  bedenkt,  wie  gewaltig  der  Flächeninhalt  des  Aussenringes  der 
Städte  mit  dessen  zunehmender  Grösse  anwächst. 

„Ebenso  scheint  mir  der  Nachweis,  dass  die  Umlegung  der  Grundstücke 
nicht  die  Genossenschaftsbildung  ersetzen  kann,  ohne  grosse  Schwierigkeit. 
Denn  die  Umleguug  muss  sich  in  der  Regel  auf  einen  Baublock  be- 
schränken, sie  kann  dcmgemäss  nur  Grundstücke  von  der  Grösse  in  dem 
bestimmten  Blocke  schaifen,  als  sie  vorher  schon  —  wenn  auch  in  un- 
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benutzbarer  Form  —  dagewesen  sind.  Ganz  anders  aber  stellt  sich  das 
Verhältniss  bei  Bildang  der  Genossenschaft.  Das  ganze  genossenschaftliche 
Gebiet  ist  eine  gemeinsame  Fläche,  aus  dem  je  nach  dem  Bedürfniss  des 
Käufers  jedes  beliebige  Stück  herausgeschnitten  werden  kann.  Nur  bei 
Erwerb  der  gesammten  Stadterweiterungsgebiete  durch  die  Städte  könnten 
ähnliche  geradezu  ideale  Zustände  für  den  rationellen  Ausbau  der  Städte 
geschaffen  werden.  Der  Widerstand  Einzelner,  der  durch  Festhalten 
wucherische  Preise  zu  erzielen  hofft  und  nur  zu  oft  erreicht,  verschwindet. 
Es  muss  aber  nachdrücklich  darauf  hingewiesen  werden,  dass  der  wuche- 
rische Preis,  den  der  hartnäckigste  Besitzer  dafür  erzielt,  dass  er  es  schliess- 
lich aufgiebt,  eine  grosse  Fläche  der  Bebauung  zu  verschliessen,  dass  dieser 
Nothstandspreis  meist  den  künftigen  Gesammtpreis  dictirt  und  in  Folge  der 
so  in  die  Höhe  geschraubten  Bodenrente  für  ewige  Zeiten  eine  Ausbeutung 
der  schutzlosen  Miether  zur  Folge  hat. 

„Durch  die  Bildung  der  Genossenschaft  wird  das  Auskaufen  der  wirth- 
schaftlich  Schwachen  durch  die  Starken  verhindert,  das  regelmässig  erfolgt, 
ehe  die  Speculation  sich  erkennbar  den  betr.  Gebieten  zugewendet  hat.  In 
der  Genossenschaft  wird  jeder  Genossenschaftler  nach  Verhältniss  seines 
Antheiles  an  dem  Gesammterlös  Antheil  haben,  au  den  anfänglich  vielleicht 
billigeren  Preisen,  wie  an  den  schliesslich  durch  den  fortgeschrittenen  Aus- 
bau der  Stadt  gestiegenen  Preisen. 

„Die  Genossenschaft  scheint  aber  auch  geradezu  in  einzelnen  Fällen 
nöthig,  z.  B.  da,  wo  in  dem  aufs  Aeusserste  zersplitterten  Besitz  in  der  Um- 
gebung fast  aller  südwestdeutschen  Städte,  einzelne  Grundstücke  in  langen 
und  schmalen  Streifen,  durch  zwei  und  drei  Baublöcke  durchziehen  und  in 
keinem  dieser  Blöcke  Grundstücke  von  bebauungsfähiger  Grösse  bilden. 
Die  Ümlegung  würde  hier  in  jedem  Blocke  die  Enteignung  des  Parcellen- 
theiles  des  betr.  Grundbesitzers  vornehmen  müssen,  der  gerade  diesen  Block 
durchschneidet  und  der  P^igenthümer  würde  in  zwei  und  drei  Portionen 
seines  Geländes  zwangsweise  beraubt  werden  und  der  Wohlthat  der  Um- 
gestaltung seines  ausreichend  grossen  nur  missgestalteten  Besitzes  in  be- 
baunngsfähiges  Gelände  verlustig  gehen  —  ein  Verhältniss:  kostspielig  für 
die  übrigen  Besitzer,  schwerfallig  im  Verfahren  und  meistens  unbillig  für 
den  Expropriaten. 

„Welche  ausserordentlichen  Vortheile  bietet  aber  die  Genossenschafts- 
bildang  für  die  Anlage  eines  rationellen  Strassennetzes  und  den  rechtzeitigen 
Ausbau  der  Entwässerung!  Die  Genossenschaft  ist  darauf  hingewiesen,  die 
für  Strassen  und  Canäle  erforderlichen  Gebiete  unentgeltlich  der  Gemeinde 
sofort  zur  Verfügung  zu  stellen,  wenn  anders  sie  auf  raschen  Verkauf 
ihrer  Gelände  rechnen  will.  Alle  die  kostspieligen  und  zeitraubenden  Ent- 
eignungRverhandlungeu  werden  erspart,  alle  Verhandlungen  mit  den  Einzel- 
besitzem  fallen  fort.  In  dem  in  grossen  Zügen  leicht  ausführbaren 
Bebauungsplan  können  alle  Bedürfnisse  der  verschiedenen  Bevölkerungs- 
klassen Befriedigung  finden,  breitere  Verkehrsstrassen,  schmälere  Wohn- 
Btrassen,  zwischen  Verkehrsstrassen  eingestreute  Wohngebiete  für  Minder- 
bemittelte werden  aus  der  Gesammtfiäche  in  bestimmtem  Procentsatze 
ausgeschnitten,  ohne  dass  Einzelgrundstückc  zerschnitten  und  verunstaltet 
Werden  und  ohne  dass  es  möglich  wird,  dass  die  Verunstaltung  von  Rest- 
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parcellen  vergütet  werden  mu88,  während  dieselben  Restparcellen  durch 
ihre  Verunstaltungen  die  Anlieger  am  Bauen  hindern  und  desshalb  hinterher 
noch  zu  ausserordentlichem  Preise  ausgekauft  werden  müssen. 

„Die  Bildung  der  Genossenschaft  soll  nach  dem  Vorschlage  entweder 
der  Initiative  der  betheiligten  Grundbesitzer  oder  derjenigen  des  Gemeinde- 
vorstandes s^ustehen.  Im  ersteren  Falle  genügt  der  Antrag  der  Eigenthümer 
von  mehr  als  der  Hälfte  der  betheiligten  Grundbesitzer,  im  letzteren  Falle 
wird  die  Genossenschaft  dann  als  beschlossen  erachtet,  wenn  sich  nicht 
mehr  als  die  Hälfte  der  Grundbesitzer  bei  der  zu  veranlassenden  Ab- 
stimmung dagegen  ausspricht. 

„Genehmigung  der  Genossenschaftsbildung  wie  des  zu  errichtenden 
Oenossenschaftsstatuts  durch  den  Minister  des  Innern  bleibt  erforderlich. 

„Durch  Ermittelung  des  Geldwerthes  aller  Grundstücke  wird  der  procen- 
tuale  Geldwerthantheil  jedes  Genossenschaftlers  festgesetzt  Die  Werthermitte- 
lung erfolgt  durch  eine  Commission,  die  zusammengesetzt  sein  soU  aus: 

a)  einem  Stellvertreter  der  Gemeinde, 

b)  aus  einem  unbetheiligten,  von  der  Gemeinde  zu  stellenden  Techniker, 

c)  aus  drei  von  den  Grundbesitzern  zu  wählenden  Schätzern. 
Beschwerden  gegen   die  Schätzungen  der  Commission  werden  im  Verwal- 
tungsstreitverfahren erledigt. 

„Die  Genossenschaft  verwaltet  ihre  Angelegenheiten  selbständig  durch 
«inen  von  den  Genossenschaftlern  gewählten  Vorstand.  Das  Nähere  über 
dessen  Wahl  und  Zuständigkeiten  bestimmen  die  Genosseuschaftssatzungen. 
Die  Einbeziehung  bebauter  Grundstücke  in  die  Genossenschaft  ist  ausge- 
schlossen, dagegen  steht  es  der  Genossenschaft  frei,  überbaute  Grundstücke, 
welche  Aufstellung  und  Ausführung  des  Bebauungsplanes  hindern,  auf  dem 
Wege  der  Enteignung  zu  erwerben. 

„Das  Recht  der  Enteignung  wird  selbstredend  nur  durch  den  Minister 
des  Innern  verliehen  werden  können. 

„Jeder  Genossenschaftler  kann  seinen  Antheil  am  Genossenschaftsver- 
mögen unbehindert  verkaufen.  Ausserdem  aber  ist  er  berechtigt,  die 
Uebernahme  seines  Antheiles  zum  Schätzungswerthe  von  der  Genossenschaft 
jederzeit  zu  verlangen. 

^  Lehnt  dies  die  Genossenschaft  ab,  so  muss  deren  Liquidation  erfolgen, 
in  welcher  der  Grundbesitz  der  Genossenschaft,  nach  Beschluss  der  Ge- 
nossenschaft, ausschliesslich  unter  den  Genossenschaftlern  oder  öfiPenUich  ver- 
steigert werden  kann.  Diese  Bestimmungen  werden  in  doppelter  Richtung 
von  Bedeutung  sein.  Einmal  ist  der  Genossenschaftler  unbehindert,  seinen 
Vermögensantheil  jederzeit  abzustossen,  andererseits  aber  zwingt  die  Ver- 
pflichtung der  Genossenschaft  den  einzelnen  Genossenschaftler  auszuzahlen, 
bei  der  Schätzung  der  Grundstücke  die  wirklichen  und  realisirbaren  Werthe 
nicht  zu  überschreiten.  Schon  dieser  indirecte  Zwang  zum  Einhalten  von 
Werthgrenzen ,  die  sich  von  speculativen  Fictionen  fernhalten,  wird  von 
ausserordentlicher  Wirkung  sein,  in  Bezug  auf  die  WerthgeBtaltung  der 
Baugrundstücke  in  der  Aussenstadt  überhaupt. 

„Es  ist  eine  neue  Rechtsform,  die  hier  vorgeschlagen  wird,  und  es  kann 
nicht  verkannt  werden,  dass  grosser  Widerstand  diesem  Vorschlage  vor  Allem 
von  Solchen  entgegengesetzt  werden  wird,  denen  das  derzeitige  allmächtige 
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Vorwalten  des  Privatrechtes  die  Handhabe  bietet,  Vermögensvortheile  zu 
erzielen,  and  die  sich  den  Kopf  nicht  darüber  zerbrechen,  wenn  diese  Vor- 
theile  die  unselige  Wirkung  haben,  dass  sie  als  dauernde  Grundrente  dem 
Boden  anhaften  und  auf  den  Miether  abgeladen  werden  müssen.  Wenn 
aber  die  socialpolitische  Bedeutung  der  Beschaffung  ausreichender  und  nicht 
zu  theurer  Wohnungen  für  die  Minderbemittelten  erkannt  sein  wird,  und 
wenn  die  Erkenntniss  sich  durchgerungen  haben  wird,  insbesondere  auch 
in  der  Mehrzahl  der  interessirten  Grundbesitzer,  dass  ihr  Mehrheitsinteresse 
in  der  Genossenschaft  weit  besser  gewahrt  erscheint,  als  bei  dem  derzeitigen 
Zustande,  wo  immer  nur  ein  kleiner  Bruchtheil  der  Eigenthümer  den 
Gewinnst  einstreicht,  durch  den  die  künftigen  Generationen  in  der  Miethe 
schwer  belastet  werden,  und  wenn  es  dem  allgemeinen  Rechtsbewusstsein 
klar  geworden  ist,  dass  es  unrecht  ist,  dass  Tausende  von  Familien  in  allen 
grösseren  Städten  in  kleinste  Wohnungen  gepfercht  und  des  Familienglückes 
beraubt  und  den  staatszerstörenden  Elementen  zugetrieben  werden,  um 
wenigen  Dutzenden  Grundbesitzern  oder  Speculanten  einen  persönlich 
gänzlich  unverdienten  grossen  Verdienst  in  die  Tasche  zu  bringen,  und 
wenn  es  schliesslich  nicht  mehr  bestritten  werden  wird,  dass  die  Wohnungs- 
frage den  grössten  Theil  der  socialen  Frage  zur  Lösung  zu  bringen  im 
Stande  ist,  dann  werden  die  civilrechtlichen  Bedenken  die  Kraft  verlieren, 
neue  Rechtsbildtfngen  aufzuhalten,  die  durch  neue  Verhältnisse  uoth wendig 
geworden  sind,  die  eine  frühere  Zeit  nicht  kannte,  weil  sie  sie  nicht  be- 
durfte, die  aber  jetzt  zur  Noth wendigkeit  geworden  sind,  wenn  die  in  die 
rapide  anwachsenden  Städte  anziehenden  Elemente  in  dem  Strudel  staats- 
zerstörender Bewegungen  nicht  zu  Grunde  gehen  und  zu  einer  stets 
steigenden  Gefahr  für  den  Staat  werden  sollen. 

„Die  socialdemokratische  Casemirung,  sie  kann  nicht  wirksamer  vor- 
bereitet werden  als  durch  die  grossstädtische  Miethscaserne,  in  der  der  Sinn 
für  Familienleben  und  Familienfreuden  planmässig  begraben  wird. 

„Und  namentlich  glaube  man  nicht,  dass  durch  Besserung  der  Woh- 
nungsbedingungen  der  Zuzug  zur  Stadt  künstlich  gesteigert  werde.  Die 
letzten  Jahrzehnte  haben  bewiesen,  dass  dieser  Zuzug  auch  durch  die 
schlechtesten  Wohnungs zustände  nicht  aufgehalten  werden  kann. 

„Wer  möchte  dazu  beitragen,  dass  der  Ruf,  der  heute  schon  alljährlich 
im  Winter  in  den  Städten  nach  Arbeit  laut  wird,  sich  verschärfe,  während 
auf  dem  Lande  umgekehrt  überall  der  Mangel  an  Arbeitern  zu  Tage  tritt ! 
Aber  es  wird  keine  Gewalt  stark  genug  sein,  den  durch  wirthschaftliche 
Verhältnisse  bedungenen  Zuzug  in  die  Städte  zu  hindern.  Für  Stadt-  und 
Landbewohner  besteht  aber  dann  das  gleiche  Interesse,  die  Proletarisirung 
der  zuziehenden  Volksmassen  in  den  Städten  zu  hindern  und  die  Menschen 
dort  in  social  und  wirthschaftlich  möglichst  gesunde  Verhältnisse  zu  bringen. 

„Und  jetzt  möchte  ich  noch  auf  einen  Punkt  die  Aufmerksamkeit 
lenken.  Der  Entwurf  von  guten  Bebauungsplänen  stellt  ausserordentlich 
hohe  Anforderungen  an  den  berufenen  Techniker  in  Bezug  auf  vielseitiges 
Wissen  in  technischer  und  volkswirthschaftlicher  Hinsicht  und  in  künst- 
lerischer Befähigung,  und  zwar  nicht  nur,  wenn  es  sich  um  Planeutwürfe  für 
Grossstädte  und  Mittelstädte,  sondern  auch,  wenn  es  sich  um  Pläne  von 
kleineren  Städten  handelt.     In  den  Grossstädteu  werden  die  erforderlichen 
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technischen  Kräfte  immer  zur  Verfügung  stehen,  und  auch  von  der  Einsicht 
der  Verwaltungen  der  Mittelstädte  sollte  man  erwarten,  dass  sie  die  tüch- 
tigen Kräfte  wenigstens  ad  hoc  zu  finden  weiss,  wenn  sie  sich  nicht  in 
deren  Besitz  befindet.  Wie  aber  werden  die  Pläne  in  den  kleinen  Städten 
und  Ortschaften  entworfen? 

„Geometer  und  niedere  Techniker  lenken  in  der  Regel  die  Entwickolung 
dieser  Plätze  in  die  unglücklichsten  Bahnen,  mit  Lineal  und  Zirkel  werden 
yerständnisslos  Strassen  durch  die  Karten  gezogen,  die  weder  den  Forde- 
rungen des  Verkehrs  noch  der  Hygiene,  am  wenigsten  aber  denjenigen  des 
guten  Geschmackes  entsprechen.  Hier  ist  es  an  dem  Staate,  für  eine  Orga- 
nisation und  für  die  Bereitstellung  von  Kräften  Sorge  zu  tragen,  die  den 
Aufgaben  der  Ortser Weiterungen  gewachsen  sind  und  die  Sicherheit  dafür 
bieten,  dass  die  Zukunft  der  Gemeinden  nicht  durch  fehlerhafte  Pläne  aufs 
Empfindlichste  geschädigt  wird.  Ob  die  Organe  in  kleinen  Staaten  staat- 
liche sein  müssen,  ob  sie  in  grösseren  Staaten  den  leistungsfähigen  Selbst- 
verwaltungskörpern  zu  beschaffen  überlassen  bleiben  können,  ist  hier  nicht 
zu  erörtern.  Geschaffen  aber  müssten  sie  werden,  wenn  wir  in  der  Zukunft 
vermeiden  wollen,  dass  das  schlimmere  Elend  sich  in  Fabrikvororten  und 
kleinen  Industriestädtchen  zeigen  soll  und  wenn  uns  der  traurige  Anblick 
erspart  werden  soll,  dass  malerische  Bilder  alter  kleiner  Städte  durch  die 
geschmacklose  Misshandlung  untergeordneter  Techniker  oft '  in  wenig  Jahren 
für  immer  vernichtet  wird. 

„Zum  Schluss  liegt  mir  nun  noch  ob,  in  gedrängtester  Kürze  die  Bau- 
ordnungen unserer  süddeutschen  Staaten  daraufhin  zu  prüfen,  inwieweit  sie 
den  in  unseren  Leitsätzen  aufgestellten  Forderungen  entsprechen.  Am 
wenigsten  thun  dies  von  allen  die  jüngsten,  für  das  rechtsrheinische 
Bayern  und  die  Pfalz  vom  31.  Juli  1890  bez.  30.  August  1890  erlassenen 
Bauordnungen.  Die  Umstände,  unter  denen  diese  Bauordnungen  entstanden 
sind,  erklären  dies  zur  Genüge.  Die  Pfälzer  Brandversicherungskammer 
war  durch  Gesetz  vom  5.  Mai  1890  mit  der  rechtsrheinischen  vereinigt 
worden  und  mit  Rücksicht  auf  den  Satz:  gleiche  Bauweise,  gleiche  Brand- 
gefahr, schien  eine  Bauordnung  für  die  Pfalz  nöthig,  die  bis  dahin  über- 
haupt eine  solche  noch  nicht  besass.  Der  Entwurf,  der  sich  auf  die 
einschläglichen  Feuerpolizeibestimmungen  beschränkte,  veranlasste  aber  die 
beiden  bayerischen  Kammern,  an  Se.  Königl.  Hoheit  den  Prinz-Regenten  die 
Bitte  um  Revision  der  bestehenden  rechtsrheinischen  und  um  Erweiterung 
der  vorgelegten  Pfalzer  Bauordnung  zu  richten. 

„Diesem  Anstoss  verdanken  die  zeitigen  beiden  bayerischen  Bauord- 
nungen ihr  Dasein.  Es  erübrigt  nur  darauf  hinzuweisen,  dass  dieselben  die 
zwangsweise  Durchführung  des  Strassennetzes  nicht  kennen,  da  das  Recht 
zur  Enteignung  des  zu  Strassen  und  Plätzen  erforderlichen  Geländes  in 
denselben  nicht  vorgesehen  ist. 

„Erwähnenswerth  sind  socialpolitisch  die  Vorschriften  über  zulässige 
Höhe  der  Gebäude,  über  die  Erschwerung  der  Herstellung  neuer  Keller- 
wohnungen und  über  die  Höhe  der  Wohnräume  und  Lufb  und  Licht  gebende 
Fensterflächen.  Es  ist  übrigens  zur  Zeit  eine  neue  Bauordnung  für  Bayern 
in  der  Vorbereitung. 
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„Die  gleichen  Handhaben  zur  Durchführung  von  Bebauungsplänen 
gewähren  die  Gesetze  für  Baden  vom  20.  Februar  1868  und  für 
Württemberg  vom  6.  October  1872.  Nach  beiden  ist  die  zwangsweise 
Enteignung  der  nach  dem  festgestellten  Bebauungsplane  für  Strassen  und 
•öffentliche  Plätze  erforderlichen  Gelände  zulässig. 

„Interessanter  von  unserem  Standpunkte  aus  ist  die  Hessische  Bau- 
ordnung vom  30.  April  1881  und  ein  Hessisches  Specialgesetz  vom  23.  Juni 
1875  über  die  Städteerweiterung  von  Mainz. 

„Beide  Gesetze  enthalten  die  Befugniss  der  Gemeinden  zur  Enteignung 
<ler  im  Bebauungsplane  festgelegten  Strassen  und  Plätze.  Daneben  aber 
giebt  das  aus  der  Initiative  der  Mainzer  Stadtverwaltung  hervorgegangene 
Specialgesetz  in  einem  besonderen  Abschnitte  über  Eintheilung  der  Grund-* 
stücke  in  Bauplätze  zwei  Mittel  an  die  Hand,  die  Eintheilung  eines  Bau- 
blockes in,  dem  Baustatut  entsprechende  Bauplätze  zu  erzwingen,  und  zwar 
«inmal:  durch  Yersagung  der  Genehmigung  zur  Bebauung  eines  Grund- 
stückes, wenn  durch  die  Ausführung  des  Baues  eine  zweckmässige  Ein- 
theilung des  Baublockes  in  Bauplätze  verhindert  wird,  und  zum  anderen 
dadurch,  dass  es  den  Eigenthümern  von  ^/^  der  Baufigur  ein  gewisses  Ex- 
propriationsrecht gegenüber  den  renitenten  Eigenthümern  in  der  betr.  Bau- 
figur gewährt. 

„Der  Artikel  69  der  allgemeinen  Bauordnung  vom  30.  April  1881,  der 
lediglich  dem  Mainzer  Specialgesetze  sein  Dasein  verdankt,  giebt  dies  Ex- 
propriationsrecht gegen  sämmtliche  Eigenthümer  eines  Baublockes  an  die 
Gemeinden,  auf  Antrag  eines  betheiligteu  Grundbesitzers,  sobald 
die  Eintheilung  der  Grundstücke  eines  durch  den  Ortsbauplan  festgestellten 
Bauquarticres  oder  eines  Theiles  desselben  in  Bauplätze,  welche  den  im 
Ortsstatut  getroffenen  Bestimmungen  über  die  Minimalmaasse  für  die 
Fagaden,  die  Tiefe  und  Grundfläche  der  Bauplätze  entsprechen,  durch  Ver- 
ständigung der  Betheiligten  nicht  erreicht  werden  kann. 

„Diese  Bestimmung  ist  auch  anwendbar,  wenn  es  sich  um  den  Wieder- 
aufbau von  durch  Brand  zerstörten  Ortstheilen  handelt. 

„Es  leuchtet  ein,  dass  dieser  Artikel  69  der  Bauordnung  principiell 
von  höchster  Wichtigkeit  ist,  da  er  eigentlich  weit  tiefer  in  die  Privatrechte 
eingreift,  als  wir  durch  Umlegung  und  Zusammenlegung  erstreben.  Der 
Artikel  69  gewährt  der  Gemeinde  eine  Zonenenteignung  von  namhafter 
Tragweite.  Zu  bedauern  ist  nur,  dass  die  Anwendung  der  Enteignung  an 
eine  zu  enge  Voraussetzung,  d.  i.  ausschliesslich  an  den  Mangel  der  statu- 
tarisch festgelegten  Minimalgrösse  eines  Grundstückes  gebunden  und  nicht 
auch  gewährt  ist  für  weitere  Fälle,  wie  z.  ß.  für  den  Fall,  dass  die  Grund- 
stücke eines  Baublockes  in  einen  spitzen  W^inkel  auf  die  Strassen  aufstossen, 
während  es  im  höchsten  Maasse  auffällig  ist,  dass  schon  ein  einziges 
unbauwürdiges  Grundstück  die  Enteignung  eines  ganzen  Baublockes 
veranlassen  kann. 

„In  der  Praxis  hat  mir  die  Bestimmung  genügt,  um  eine  Umlegung 
der  Grundstücke  in  Güte  durchzusetzen.  Wo  aber  die  Umlegung  nicht 
durchzusetzen  ist,  führt  die  Anwendung  der  Bestimmung  des  Artikels  69 
der  Hessischen  Bauordnung  unter  Umständen  ein  ausserordentliches  Wagniss 
für  die  enteignende  Gemeinde   im  Gefolge,  da  keinerlei  Garantie  besteht 
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dass  der  vom  Richter  durch  Urtheil  festgesetzte  Preis  demnächst  bei  dem 
Verkauf  der  Grundstücke  durch  die  Gemeinde  auch  erlöst  wird.  £rfah- 
rungsgemäss  übersteigen  die  von  den  Gerichten  angesetzten  Enteignongs* 
preise  fast  immer  weit  diejenigen,  zu  welchen  ein  Object  wirklich  verkauft 
werden  kann. 

^Auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  würde  eine  Umlegung  der 
Grundstücke  des  Bauquartieres  mit  Enteignung  nur  der  bauunwürdigen 
Parcellen  der  Enteignung  des  ganzen  Bauquartieres  zu  Lasten  der  Gemein-^ 
den  vorzuziehen  sein. 

..Wie  dem  aber  auch  sei,  es  ist  jedenfalls  ein  hocherfreuliches  Ding, 
dass  die  Hessische  Bauordnung  den  Artikel  69  aufweist,  und  jedenfalls  ist 
es  leichter,  eine  Verbesserung  und  Erweiterung  dieser  principiell  so  wich- 
tigen Bestimmung  zu  erlangen,  als  dem  darin  niedergelegten  Princip  zuerst 
in  der  Gesetzgebung  Anerkennung  zu  verschaffen. 

„Noch  muss  ich  einer  Bestimmung  der  Hessischen  Bauordnung  Er- 
wähnung thun,  deren  Vorhandensein  ich  nicht  als  einen  Vorzug  betrachte. 
Es  ist  die  Bestimmung  über  zulässige  Minimalbreiten  der  Strassen  in  Stadt- 
und  Landgemeinden  mit  12*5  und  10  m  Breite. 

„Der  Herr  Vorredner  hat  schon  erwähnt,  dass  die  Breite  der  Strassen 
wechselnde  sein  sollen,  je  nach  ihrem  Zwecke  als  Verkehrs-  oder  Wohn- 
strassen. 

^ Unter  Umständen  empfiehlt  es  sich,  Wohnviertel  für  Minderbemittelte 
zwischen  Verkehrsstrassen  einzubetten.  Für  solche  Wohnviertel  gilt  es 
aber  vor  allen  Dingen,  alle  unnützen  Kosten  fernzuhalten,  um  eine  Ver- 
theuerung  der  Wohnungen  zu  verhindern. 

„Ich  kann  mir  denken,  dass  zu  dem  Ende  bei  Anlage  von  Vorgärten 
die  Strassen  in  derartigen  Bauquartieren  auf  4  m  Breite  reducirt,  dass 
Bürgersteige  vermieden  werden  und  die  Einfriedigungen  in  billigster  Weise 
Genehmigung  finden.  Für  derartige  Anlagen  ist  aber  der  Artikel  10  der 
Hessischen  Bauordnung  ein  absolutes  Hemraniss,  dessen  Beseitigung  un- 
zweifelhaft angestrebt  werden  muss. 

„Zum  Schluss  möchte  ich  der  Ueberzeugung  Ausdruck  geben:  die 
Grundsätze,  die  in  unseren  Leitsätzen  niedergelegt  sind  und  zu  denen  sich 
dieser  Verein  schon  so  oft  bekannt  hat,  werden  früher  oder  später  zur  Aner- 
kennung gelangen,  weil  sie  ein  sittliches  Princip  vertreten,  das,  vernach- 
lässigt., sich  rächen  muss  an  der  Volksgesundheit,  an  der  Volksmoral  und 
an  döm  inneren  Frieden  des  Volkes.  ** 

Referent:  Baurath  Stflbbcn  (Köln)i): 

Zu  IV.     Enteignung. 

„Was  die  Fragen  der  Enteignung  betrifilt,  so  verlangen  unsere  Thesen 
das  communale  Enteignungsrecht  für  dreierlei  Zwecke:  a)  für  öffentliche 
Strassen,  Plätze  und  Pflanzungen;  b)  für  bebauungsunfähige  Grundstücksreste, 
welche  neben  der  Strassenfluchtlinie  liegen  bleiben;  c)  für  ganze  Zonen. 

„Indem  ich  mir  erlaube,  auf  meinen  im  Jahre  1893  auf  dem  Verbands- 
tage der  städtischen  Haus-  und  Grundbesitzer  in  München  gehaltenen  Yor- 


^)  Fortsetzung  von  8.  27. 
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trag  zu  verweisen  ^),  unterlasse  ich  es  heute,  auf  den  Punkt  a)  einzugehen 
und  bemerke  nur  zu  b),  dass  diese  Forderung  eine  nothwendige  Ergänzung 
der  Umlegung  ist,  wenn  der  Zweck,  bebaubare  Grundstücke  zu  schaffen, 
erreicht  werden  soll.  Selbst  von  Personen,  welche  gegen  die  Zwangsum- 
legung  durchaus  abwehrend  sich  verhalten,  wird  diese  Erweiterung  des 
kommunalen  Enteignungsrechtes  empfohlen^).  Die  wegen  ihrer  Kleinheit 
bauunfähigen  Zwerggrundstücke,  Prellstreifen,  Absplisse  und  wie  die  Be- 
zeichnung sonst  sein  mag,  werden  nun  freilich  dadurch  noch  nicht  be- 
bauungsfähig, dass  sie  durch  Enteignung  in  den  Besitz  der  Gemeinde 
übergehen.  Es  muss  also,  insofern  nicht  durch  Vereinigung  mehrerer 
solcher  Stückchen  eine  brauchbare  Bauparcelle  entsteht,  gegen  angemessene 
Bezahlung  ihre  Zueignung  oder  „Eineignung^  an  die  im  Block  betheiligten 
Besitzer  erfolgen,  welche  zur  Uebernahme  zu  verpflichten  wären,  insoweit 
keine  freiwillige  Uebernahme  stattfindet  ^).  Im  Umlegungsgesetz  ist  ein 
geregeltes  Verfahren  hierfür  festzusetzen. 

„Nach  unserem  Satze  IV  c.  soll  aber  das  Enteignungsrecht  sich  ausser- 
<iem  erstrecken  auf  die  Erwerbung  solcher  in  älteren  Stadttheilen  liegender 
Grundstücke,  welche  gemäss  dem  gesetzlich  zu  ordnenden  Verfahren  der 
Zonenenteignung  nöthig  sind,  um  eine  den  Zwecken  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  und  des  Verkehrs  entsprechende  Bebauung  herbeizu- 
führen. 

„Meine  Herren!  Unsere  ganze  amtliche  Wohnungshygiene  erfüllt  nicht 
ihren  Zweck,  wenn  sie  —  wie  es  fast  allgemein  der  Fall  ist  —  im  Wesent- 
lichen auf  Neubauten  sich  beschränkt,  an  Altbauten  aber  scheu  vorüber- 
geht. Wir  haben  im  Jahre  1891  auf  unserer  Leipziger  Versammlung  ein- 
gehend diesen  Gegenstand  behandelt  und  unter  Anderem  verlangt,  es  sei 
Sache  der  Wohnungspolizei,  im  Falle  schwerer  Missstände  das  Bewohnen 
einzelner  Bäume  oder  ganzer  Gebäude  bis  auf  W^eiteres  oder  dauernd  zu 
untersagen,  äussersten  Falles  jedoch  die  Niederlegung  von  Gebäudetheilen 
oder  ganzer  Gebäude  und  Gebäudegruppen  durch  Enteignung  derselben 
seitens  der  Gemeinde  herbeizuführen  ^). 

„Der  Grund  zu  dieser  Forderung  liegt  in  dem  Wohnungselend  der  un- 
bemittelten Volksklassen,  das  wir  nicht  selten  in  alten  Theilen  unserer 
Gross-  und  Mittelstädte  antreffen.  Erlassen  Sie  mir  heute,  Beispiele  anzu- 
führen, nachdem  die  statistische  und  sociale  Literatur  uns  leider  zu  viel 
darüber  berichtet.  In  England,  Belgien  und  Italien  ist  viel  auf  diesem 
Gebiete  durch  Verbesserung  und  Niederlegung  schlechter  Stadtviertel  ge- 
schehen. Auch  in  einzelnen  deutschen  Staaten,  so  in  den  Grossherzogthümern 
Hessen  und  Baden,  scheint  die  Wohnungspolizei  in  eine  erfreuliche  Thätig- 
keit  getreten  zu  sein.  Aber  im  Ganzen  und  Grossen  ist  in  den  deutschen 
Städten  alles  beim  Alten,  obschon  ich  die  partielle  Aufräumungsarbeit, 
welche  in  einzelnen  Orten,  z.  B.  in  Magdeburg,  Hannover,  Köln  stattgefunden 


^)  Das  Enteignungsrecht  der  Städte  bei  Stadterweiterungen  und  Stadtver- 
besierungen.    Von  Stubben- Köln.    Leipzig  1894. 

*)  Der  Gesetzentwurf  betr.  Stadterweiterungen  und  Zonenenteignungen.  Von 
€.  Merlo.    Köln  1894,  8.  27. 

^  E.  Heyn,   Stadterwoiterungen  in  rechtlicher  Beziehung  1893,   8.  64  u.  if. 

*)  Deutsche  Vierteljahrsschrift  f.  öffentl.  Gesundheitsptl.  1892,  Heft  I. 
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hat*  und  gegenwärtig  in  Halle  a.  S.  sich  vollzieht,  keineswegs  unterschätzen 
will.  Aus  Halle  habe  ich  den  Plan  Nr.  25  ausgehängt,  nach  welchem  ein 
ganzes  Stadtviei^tel  zwischen  dem  Marktplatz  und  der  Gutjahrstrasse,  lauter 
schlechte  Altbauten  ohne  Höfe  und  Licht  enthaltend,  beseitigt  und  durch 
Neubauten  ersetzt  werden  soll.  Die  roth  angelegten  Gebäude  können  zwar 
nach  dem  bestehenden  Gesetze  enteignet  werden,  aber  die  blauen?  Es  ist 
erstaunlich,  mit  welcher  Schlauheit  und  auf  welchen  Umwegen  nach  einer 
Mittheilung  des  Stadtbauraths  Genzmer  die  Stadt  sich  in  Besitz  zu  setzen 
und  ihren  Plan  durchzuführen  hofft.  Herr  Genzmer  sagt  ausdrücklich, 
dass  nicht  mit  gleichem  Maasse  gemessen  werden  könne,  dass  der  «Gut- 
müthige  leiden  müsse  zu  Gunsten  des  Starrköpfigen,  und  wie  alles  das  ver- 
mieden würde  durch  eine  gesetzliche  Regelung  der  Zonenenteignung. 

„Gehemmt  sind  in  solcher  segensreichen  aber  kostspieligen  Thätigkeit 
die  deutschen  Städte  durch  die  Geldfrage  und  noch  mehr  durch  das  Fehlen 
eines  geeigneten  Enteignungsgesetzes.  Die  Zonenenteignung,  um  welche 
es  sich  handelt,  besteht  in  verschiedenartigen  Formen  in  England,  Belgien, 
Frankreich,  Italien  und  Ungarn;  besonders  ausgebildet  ist  sie  in  Belgien 
und  Italien  ^).  Während  in  diesen  Ländern  die  Sanirung  eines  ganzen 
alten  Stadtviertels  möglich  ist  durch  Aufstellung  eines  Meliorationsplanes^ 
der  im  gesetzlichen  Verfahren  zur  Feststellung  gelangt  und  in  dessen  Be- 
reich alle  Grundstücke,  soweit  sie  zur  Durchführung  des  Planes  erforderlich 
sind  —  selbstredend  gegen  volle  Schadloshaltung  der  Eigenthümer  — ,  der 
Enteignung  unterliegen,  um  von  alten  Baulichkeiten  gesäubert  und  neu  be- 
baut zu  werden,  beschränkt  sich  in  Deutschland  die  Möglichkeit  der  Ent- 
eignung auf  diejenigen  Grundstückstheile,  welche  nach  dem  Fluchtlinienplane 
zur  Strasse  bezw.  zum  Strassendurchbruch  selbst  nöthig  sind,  d.  h.  die  zu- 
künftige Strasseniläche  bilden.  Die  Grundstücksreste  behält  der  Eigenthümer 
und  erhält  für  ihre  Verunstaltung  noch  eine  besondere  Entschädigung.  Die 
neben  den  neuen  Strassenlinien  stehenden  Altbauten,  mögen  sie  in  noch  so 
gesundheitswidrigem  Zustande  sich  befinden  oder  mögen  sie  eine  dem  Plane 
entsprechende  Bebauung  der  Nachbargrundstücke  noch  so  sehr  stören,  sind 
uuberübrbares  Eigenthum  des  Besitzers,  auch  wenn  die  unregelmässige, 
schiefwinklige  Lage  der  Grundstücksreste  oder  deren  zu  kleine  Grösse  eine 
zweck-  und  gesundheitsgemässe  Bebauung  überhaupt  nicht  zulässt.  Erst 
die  Enteignung  der  ganzen  in  Betracht  kommenden  Zone  sichert  die  ver- 
ständige Neubebauung  und  damit  den  Zweck  des  Unternehmens.  Wenn 
ausserdem  die  Gemeinde  durch  das  erweiterte  Enteignungsrecht  in  die 
Lage  kommt,  einen  Theil  der  grossen  Kosten  eines  Strassendurchbruches 
durch  Wiederveräusserung  der  neu  eingetheilten  Bauparcellen  zu  decken,  der 
Vortheil  aber  nicht  unverdientermaassen  einzelneu  Anstössem  zufällt,  so 
ist  dieser  Gerechtigkeitsausglcich  eine  der  Billigkeit  entsprechende  Begleit- 
erscheinung der  Zonenenteignung,  nicht  aber  der  wesentliche  Umstand. 

„Es  ist  denn  auch  mit  Genugthuung  festzustellen,  dass  beide  Referenten 
auf  der  voijährigen  Versammlung  des  Verbandes  deutscher  Haus-  und 
Grundbesitzer  zu  Stettin,  Justizrath  Emil  Schmitz  aus  Köln  und  Bau- 
meister Hartwig   aus  Dresden,   die  Zonenenteignung  in   bebauten  Stadt- 


^)  E.  Meyn,   Stadterweiteningen  in  rechtlicher  Beziehung  1898,  8.  43  u.  ff. 


Herbeifahrung  eines  gesimdheitl.  zweckmässigen  Ausbaues  d.  Städte.       39 

theilen  billigten,  dass  sogar  der  letztgenannte  in  der  Forderung  des 
communalen  Enteignungsrechtes  zu  Gunsten  der  Umgestaltung  schlecht 
gebauter  Altstädte  über  unsere  Thesen  noch  hinausging.  Die  Versammlung 
hat  sich  schliesslich  dahin  ausgesprochen,  ,,dass  den  Gemeinden  überall 
für  denjenigen  Theil  des  Stadtgebietes,  welcher  bereits  fertige,  im  Verkehr 
befindliche  und  mit  Häusern  besetzte  Strassen  und  Plätze  besitzt,  zum 
Zwecke  der  Verbesserung  des  öffentlichen  Verkehrs  und  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege,  sowie  zur  Herstellung  öffentlicher  Bauten  ein  unbedingtes 
Enteignungsrecht  gegen  volle  —  sowohl  den  ordentlichen  wie  den  ausserordent- 
lichen Werth  und  den  entgangenen  Gewinn  umfassende  —  Entschädigung 
des  Eigenthümers  zu  gewähren"  sei  ^).  Abgesehen  von  dem  lucrum  cessans, 
das  wohl  durch  das  damnuin  emergens  zu  ersetzen  wäre,  denkt  der  Haus- 
besitzerverband wie  wir. 

„Der  rheinische  Jurist,  von  dem  ich  bei  der  Umlegung  sprach,  ist 
freilich  anderer  Meinung.  Nach  ihm  fehlt  der  Zonenenteignung  die  innere 
Berechtigung;  ein  Bedürfniss  für  dergleichen  liegt  nicht  vor;  ihr  Zweck  ist 
allein,  dass  die  Gemeinden  einen  Speculationsgewinn  machen;  das  Werth- 
volle  solle  dem  Eigenthümer  fortgenommen,  das  Minderwerthige  ihm  be- 
lassen werden !  Enteignung  bedeute  in  den  meisten  Fällen  Wegnahme  des 
Eigeuthums  gegen  ganz  ungenügende  Entschädigung  ^).  Von  anderer  Seite 
wurde  einfach  behauptet,  der  Zweck  eines  Strassendurchbruches  sei  mit 
Enteignung  der  Strassenfläche  völlig  erschöpft. 

„Ganz  im  Gegensatz  zu  solchen,  auf  ungenügende  Saclikenntuiss  sich 
stützenden  Urtheilen  behauptete  der  bauverständige  Referent  auf  der  Stettiner 
Grundbesitzerversammlung  mit  Recht:  „Der  blosse  Durchhieb  einer  Strasse 
befriedigt  Niemanden." 

„In  der  Commissionsberathung  des  preussischen  Abgeordnetenhauses 
wurde  nicht  bloss  die  Umlegung,  sondern  auch  die  Zonenenteignun^'  grund- 
sätzlich bekämpft  und  abgelehnt.  Die  Gegner  behaupteten,  es  sei  bedenk- 
lich, die  Rechte  der  Gemeinden  gegenüber  den  p]igentliümern  zu  vermehren; 
die  Zonenenteignung  verführe  die  Gemeinden  zu  Speculationen  auf  Kosten 
der  Restbesitzer,  denen  der  Gewinn  zustehe;  in  Bezug  auf  die  Bebauung 
der  Städte  sei  das  öffentliche  Interesse  in  der  Regel  damit  erschöpft,  dass 
Gebiete  für  die  durch  die  örtlichen  Verhältnisse  erforderlich  gemachten 
Strassen  erschlossen  werden.  Die  Commissiousmitglieder  waren  offenbar 
über  Sachlage  und  Zweck  nicht  ausreichend  unterrichtet. 

„Ich  bin  nicht  im  Zweifel,  dass  der  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege das  gesundheitliche  Interesse  in  einem  erheblich  weiteren  Sinne  auf- 
fasst  und,  wie  in  Freiburg  und  Strassburg,  so  auch  heute  die  Forderung 
stellen  wird,  dass  den  Gemeinden  unter  bestimmten  Recht scautelen  das 
R«cht  der  Zonenenteignung  in  alten  Stadttheilen  nach  dem  Vorgange  Bel- 
giens (Gesetze  vom  1.  Juli  1858  und  15.  November  18G7)  und  Italiens 
(Gesetze  vom  25.  Juni  1865  und  18.  December  1879)  verliehen  werde. 
Ob  eine  Stadt  das  Recht  ausübe,  das  wird  sie  sich  im  einzelnen  Falle  aus 
Geldgründen  sehr  überlegen.    Es  wird  gewiss  nur  zur  Anwendung  kommen, 


*)  Das  Grund  eigen  th  um.     Zeitsclnift  für  Hausbesitzer  1894,  S.  267. 
^)  Herlo,    Der   Gesetzentwurf  betr.   Stadterweiterungen    und    Zonenenteig- 
nuDgen  (lex  Ad  ick  es),  Köln  1894. 
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wo  eine  innere  bauliche  Erneuerung  im  Verkehrs-  und  Gesundheitsinteresse 
von  der  Gemeinde  selbst  als  Nothwendigkeit  erkannt  wird. 

„Unter  den  ausgehängten  Plänen  Nr.  26  bis  35  finden  Sie  Beispiele 
ausgeführter  Zonenenteignungen  aus  England,  Belgien,  Italien  und  Ungarn. 
Aus  England  den  Enteignungsplan  für  die  Anlage  des  Holborn -Viaductes 
und  der  benachbarten  Strassendurchbrüche  in  London.  Von  Brüssel  habe 
ich  den  durch  die  Freundlichkeit  des  Bürgermeisters  Buls  mir  zugegangenen 
Stadtverbesserungsplan  des  leider  verstorbenen  Stadtingenieurs  van  Mierlo 
ausgehängt  nebst  einer  Reihe  von  Detailplänen.  Drei  der  letzteren,  nämlich 
die  Umgestaltung  der  Viertel  Vierge  noire  und  Montagne  de  la  cour,  sowie 
der  Strassendurchbruch  von  der  Bue  de  la  Cuiller  zur  Porte  de  Flandre  sind 
inzwischen  mit  Hülfe  der  Zonenenteignung  ausgeführt  worden:  die  frei- 
gelegten Flächen  wurden,  wie  die  Pläne  es  zeigen,  neu  in  Baustellen  ein- 
getheilt  und  mit  gesunden  Neubauten  besetzt. 

„Aus  Italien  konnte  ich  durch  die  Güte  des  leitenden  Architekten  der 
Societa  del  risanamento  di  Napoli,  Cav.  P.  P.  Quaglia,  einen  Uebersicbts- 
plan  von  Neapel  aushängen,  der  in  gelber  Farbe  die  für  zukünftige  Strassen 
zu  enteignenden  Flächen,  in  rother  Farbe  die  zur  Neubebauung  zu  ent- 
eignenden Grundstücke,  in  grüner  Farbe  die  durch  Aufhöhung  der  Strassen 
und  des  Bodens  zu  verbessernden  Liegenschaften  kennzeichnet.  Sie  wissen, 
in  welch  grossem  Umfange  der  Abbruch  der  gesundheitswidrigen  Behau- 
sungen, besonders  der  Bassi  und  Fondacci,  in  den  niederen  Stadttheilen 
Neapels  seit  dem  letzten  Auftreten  der  Cholera  in  Verbindung  mit  sonstigen 
Sanirungsmaassregeln  in  Neapel  durchgeführt  worden  ist.  Allein  der  vom 
italienischen  Parlament  bewilligte  Staatszuschuss  beläuft  sich  nach  dem  Ge- 
setze vom  23.  Januar  1885  auf  100  Millionen  Lire. 

„Den  Text  der  drei  erwähnten  italienischen  Gesetze  nebst  den  Er- 
läuterungen lege  ich  auf  den  Tisch  des  Hauses.  Dass  in  Florenz,  Rom, 
Catania,  Palermo  in  ähnlicher  Weise,  wenn  auch  in  geringerem  Umfange, 
die  Zonenenteignung  zur  Verbesserung  der  städtischen  Wohnungsverhält- 
nisse angewendet  wurde  und  wird,  habe  ich  kürzlich  im  Centralblatt  für 
allgemeine  Gesundheitspflege  darzulegen  versucht  ^). 

„Von  Budapest  endlich  sehen  Sie  drei  von  Stadtbaudirector  Lech n er 
mir  zur  Verfügung  gestellte  Pläne  über  die  Enteignungen  zur  Anlage  der 
grossen  Radialstrasse,  Andrassystrasse  genannt,,  und  zweier  Theile  der 
äusseren  Ringstrasse.  Zur  Andrassystrasse  wurden  sämmtliche  auf  dem 
Plane  roth  umränderten  Grundstücke  enteignet;  zum  Josefs-  und  Franzens- 
ring  im  Allgemeinen  nur  die  Strnssenfläche  und  die  zur  selbständigen  Be- 
bauung ungeeigneten  Restflächeu.  Diese  letzteren  zurückzubehalten,  steht 
dem  Eigenthümer  nicht  wie  bei  uns  frei.  Auch  können  benachbarte  Grand- 
stückstheile  oder  Grundstücke  der  Enteignung  unterworfen  werden,  was  das 
auf  dem  Tische  des  Hauses  liegende  Enteiguungsgesctz  vom  29.  Mai  1881 
in  den  §§.  21  und  22  näher  festsetzt  2). 


*)  J.  Stubben,  Gesundheitliclic  Verbesserungen  baulicher  Art  in  italieni- 
schen Städten.     Centralblatt  für  allgem.  Gesundheitspflege  1895,  8.  175  u.  ff. 

2)  Vergl.  E.  Meyn,  Stadterweiterungen  in  rechtlicher  Beziehung.  1893, 
8.  55  u.  94.  —  Vergl.  femer  F.  v.  Gruber,  Gesetzgebung  über  Zonenenteignung 
znr  AssaniruDg  von  Prag;   Zeitschr.  d.  österr.  Ing.-  u.  Arch.-VereinB  1895,  8.  496. 
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Zu  T.  Bauordnung. 
„Heine  Herren  t  Znm  fünften  Abschnitte  unseres  Gegenstandes,  zur 
Frage  der  abgestuften  Bauordnung,  habe  ich  nach  den  glänzenden  und  ge- 
lialtTollen  Vorträgen,  die  wir  in  Wüizburg  und  Hagdeburg  von  deu  Herren 
Adickes,  Banmeister,  Classen  und  Hinkeldejn  gehört  haben,  kaum 
etwas  Neues  nachzutragen  Auch  brauche  ich  auf  den  Inhalt  unserer  Leit- 
sitze, welche  nur  der  Vollstfindigkeit  wegen  die  Würzburger  Thesen  in 
kürzerer  Fassung  wiedergeben,  nicht  des  Näheren  einzugehen  Ich  kann 
aber  mit  Freuden  bestätigen,  dass  die  Anregungen  des  Deutschen  Vereins 
für  öfTentl.  Gesundheitspflege  nicht  auf  unfruchtbaren  Boden  gefallen  sind 

j^^^;  V____        A  Lebemclitsplan  der  Bauzonen 

^  /  W  Stadi    Budapest 


Im  Deutschen  Reiche  besitzen  jetzt  schon,  soweit  ich  habe  feststellen  können, 
sieben  Städte  eine  nach  Bezirken  klar  unterschiedene,  zumeist  auch  den 
Schutz  der  Wohnungen  gegen  Belästigungen  durch  gewerbliche  Betriebe 
berücksichtigende  Bauordnung,  nämlich  in  geographischer  Ordnung  Altona, 
Berlin,  Hannover,  Hildesheim,  Bochum,  Barmen  und  Frankfurt  a.  M.  Die 
abgestufte  Bauordnung  für  Köln  ist  von  der  Stadtverordnetenversammlung 
gnt  geheissen  und  würde  schon  erlassen  sein,  wenn  nicht  die  kürzlich  be- 
schlossene Anlage  eines  Stadtnaldes  eine  anderweitige  Umgrenzung  eines 
Landhansbezirkes  hervorriefe. 

„Ans  Oesterreich- Ungarn  ist  mir  die  Bauklasseneintheilung  von  Wien 
und  Pest  bekannt  geworden  und  auf  den  Plänen  Nr.  36  u.  37  dargestellt'). 

i   benutzb^n   PIhuo   Nr.  36  bin  44   simi   hier  in   der 
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„Die  ungarische  Hauptstadt,  die  Oberhaupt  anf  baulicliem  Gebiete  sich 
auszeicbnet,  ist  meines  'WiBBens  die  erste  GroBsstadt,  welche  eine  bestimmte 
Zonenbauordnung  erhielt;  sie  stammt  aus  dem  Jahre  1874.  Die  Zone  1 
umfasat  die  Innenstadt  bis  znr  gTossen  Ringstrasse  und  einige  nach  aaeeen 
sich  erstreckende  Radialstrassen ,  Zone  II  die  neueren  Stadttheile,  Zone  III 
mehrere  Villenbezirke  links  und  rechte  der  Donau,  Zone  IV  die  noch  mehr 
ländliche  Ausseastadt;  femer  sind  Bezirke  abgegrenzt  fQr  Fabrikbauten  im 
Allgemeinen  und  für  übelriechende  Industrieen  im  Besonderen.  Die 
Flächeninhalte  der  Zonen  sind  gemäss  dem  ausgehängten  Plane  Kr.  3(> 
I.  C25,  II.  1680,  III.  4135,  IV.  8720,  Fabriken  2725  ha.  Die  Zone  III  um- 
fasst  etwa  27  Proc.  des  Gemeindegebietes. 


Uebersichiäplau  der  Baazonen 


„Wien  empfing  seiue  Bnuzenen  nach  der  Eingemeindung  der  Vororte 
im  Febi'uar  1893.  Die  Begrenzung  der  Zonen  ist  nur  eine  provisorische; 
sie  soll  endgOltig  geregelt  werden,  wenn  der  grosse  Stadtregnlimngsplan, 
welcher  im  vorigen  Jahre  Gegenstand  eines  internationalen  Wettbewerbes 
war  und  gegenwärtig  noch  in  amtlicher  Bearbeitung  ist,  festgestellt  sein 
wird.  Die  vier  Bauzunen  kennzeichnen  sich  im  Wesentlichen  durch  dichte, 
minder  dichte,  offene  und  industrielle  Bebauung.  Die  zulässige  Gebäude- 
höhe sinkt  von  25  auf  15  m.  die  Geschosszahl  von  6  auf  3  >).    Die  FUcben- 


')  Drucksacliou  de»  Gemein dfraths  von  Wien,  Nr.  3*  ex  1893.  Siehe  ferner: 
Wiener  Bauordnung  vom  17.  Januar  18)43,  §§.  71,  S2,  83.  Frans  v.  Gräber, 
AuLaltcpankte  für  clii^  \>rfn!<suiig  iieiicr  Bauordnungen  in  allen  geeundheitUchen 
Beziehungen.  Wien  1893.  Ot^ütt-rr.  Iii^'enieur-  u.  Arcliitcktenverein,  Grund- 
lagen flir  die  Verfassung  einsr  Bauordnung  der  Stadt  Wien,  189*.  Rudolf 
Uayer,  Entwurf  einer  ueueu  Bauordnung  für  die  Stadt  Wien,  IBM. 
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gröBBen  der  auf  dem  ausgehängten  Plane  Nr.  37  angegebenen  vier  Zonen 
sind  I.  2890,  II.  1900,  III.  4630  (etwa  30  Proc),  IV.  4530  h«. 

„In  PreuBsen  ist  die  Vorschrift  von  Bauzonen  oder  BauklasBen  Sache 
einer  einfachen  Ortapolizei Verordnung,  Man  bat  wohl  mit  Recht  eine  ander- 
weitige gesetzliche  Regelung  im  Hinblick  auf  die  einschneidende  Bedeutung 
der  Sache  angeregt,  zum  mindesten  ortsatatutariscbe  Festsetzung  verlangt. 
Wir  haben  aber  auB  gesundheitlichen  Rücksichten  keinen  Grund,  den  Polizei- 
behörden etwa  den  Nichtgebrauch  ihrer  Befugniaa  anzuempfehlen.  Weise 
Beschränkung  iat  allerdings  besser  als  Uebertreibung. 

„Besonders  scharfe  Angriffe  sind  gegen  die  abgestufte  Bauordnung 
für  die  Berliner  Vororte    vom    5.  December   1892    erhoben   worden 


Cebersichtsplnn  der  Banwnen 
Stadt  Berlin. 


(Plan  38).  Ea  handelt  sich  dort  um  drei  von  der  (I.)  Innenstadt  verscbie- 
deae  Bauklassen,  die  mau  im  Allgemeinen  mit  tll.)  viergeschossiger,  (III.) 
dreigeechoBsiger  und  (IV.)  zweigeschossiger  bezeichnen  kann.  Für  letztere 
besteht  ausserdem  die  Vorschrift  des  Baiiwichs  und  das  Verbot  von  Fabriken. 
Die  dreigeBchosBige  Bebauung  ist  von  der  viergeschossigen  nicht  fest  abge- 
grenzt, Bondem  an  den  unfertigen  Zustand  von  Strassen  gebunden,  wird 
«Iso  mit  der  Fertigstellung  der  Strassen  verschwinden.  Die  Flächengrössen 
«ind  nach  dem  ausgehängten  Plane  Nr.  38  I.  10870,  11.  u.  111.  46600,  IV. 
26480 ha  (etwaSl  Proc).  Die  Landbausbezirke  sind  von  der  Kritik  als  viel 
ni  grosB  bekämpft  worden.  Wenn  man  aber  erwSgt,  dass  sie  ausgedehnte 
Wälder  und  Domänen  umfassen,  so  sind  die  Angriffe,  ob  auch  vielleicht 
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im  Einzelnes  nicht  unberecbtigt,  so  docb  im  Allgemeinen  übertrieben.  Die 
Memung,  die  oSene  Banweise  eigne  sich  nor  für  Bewohner,  welche  mehr 
als  6000  Mk  Einkommen  beaitsen,  ist  img,  die  Thatsache,  dass  diese  Ban- 
weise  auf  dem  Lande  und  in  der  Lmgebaag  kleiner  Städte  allgemein  ist, 
beweist  das  Gegentheil 

„Das  Altonaer  Weichbdd,  Plan  Nr  39,  gliedert  sich  in  Innen-  and 
Ausaenbemrk ,  im  letzteren  ist  ein  geräumiger  Landbausbezirk  abge- 
grenzt, ein  Theil  des  Innen-  und  Anssenbezirkes  bildet  zudem  eine  fabrik- 
freie Fläche  Die  Bauklassen  unterscheiden  sich  nach  Geschosszahl,  Ab- 
ständen und  HofgroBsen     Die  Flächeninhalte  sind  I  Innenbetirk  485  ha, 

Uebersichtsplui  der  Banaonen 
Stadt  Altona. 


n  geschlossener  Au ssenbezirk  CIO  ha,  III  offen  zu  bebauender  Anssenbezirk 
920  ha  (circa  45  Proc  ) 

„In  Hannover,  Plan  Nr.  40,  beBtehen  auaaer  der  Innenzone  (770 ha) 
eine  weniger  dichte  Aussenzone  mit  gescblosaeuer  Bebauung  (2970  ha)  und 
mehrere  fahrikfreie  Landhaus  viertel  von  beschränkter  Ausdehnung  (215ha, 
etwa  5'/a  Proc).  Die  Gebäudeböhe  sinkt  von  18  auf  13'5m,  die  Hofgröaae 
wächst  von  25  auf  50  Proc. 

„Durch  die  Polizei  Verordnung  vom  22.  März  1894  ist  das  Gemeinde- 
gebiet von  Barmen  in  einen  die  eigentliche  Stadt  umfassenden  Innen- 
bezirk, einen  geräumigen  Ausseubezirk  und  zwei  kleine  Landhausbeairke 
getheilt.  In  letzteren  ist  offene  Bebauung  und  die  HöhenbeschrAnkung  anf 
ein  Ober-  und  ein  Dachgeschoga  vorgeschrieben .  Innen-  und  Auseenbezirk 
anterscheidcn  sich  im  Wesentlichen  durch  die  Hofgrösse. 

In  Bochum  (Plan  41)  unterscheidet  sich  der  SUdtkem  (10ha)  durch 
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ZalaBBnng  eines  iehr  kleinen  Hofraumes  ('/g  des  Grondstflckes)  von  der 
Qbrigen  Stadt  (mit  '/«  Hof)  und  von  einem  grösBeren,  durch  die  Bauordnung 
vom  Jnni  1893  festgesetzten  fabrikfreien  Land  hausbezirke.  Die  Flächen- 
gröBBen  der  letzteren  beiden  Zonen  sind  505  und  95  ha. 

„In  Prankfurt  a.  M.  (Plan  42)  ist  die  Ansaenstadt  seit  1891  in 
Wohn-,  gemiechtea  nnd  Fabrikviertel  getheilt;  die  ersteren  beiden  zeri'atlea 
wieder  in  äussere  nnd  innere  Zone.  In  den  Wohnvierteln  ist  in  der  Innen* 
Zone  ein  Bauwich  von  3m,  in  der  Aussenzone  von  4  bis  6  m  einzuhalten; 
aasnahmeweiBe  Bind  aber  geschlossen  gebaute  Miethbäuser  bis  auf  50  m  und 
kleinere  Hänser  bis  auf  ISOm  Frontlänge  gestattet.  Fabrikanlagen  sind 
in  den  Wohnvierteln  durch  grosse  Grenzahstfinde  aufs  Aeusserste  erschwert, 
Wohnhäuser  mQssen  in  den  Fabrikvierteln  besonders  grosse  Hofräume  er- 

Ueberaicbtsplan  der  Banzonen 

,-:«,  1  „  Stadt  Hannover. 


Wten.  Die  Flächengrössen  sind  für  dichte  Behauung  (Innenstadt)  200  ha, 
ffir  weniger  dichte  Bebauung  der  beiden  Ausaenstadtzonen  (gemischte  Viertel) 
1180ha,  für  die  offenen  Wohnviertel  2010ha  (51  Proc),  für  die  Fabrik- 
bezirke  410  ha. 

„In  Köln,  Plan  Nr.  43,  haben  wir  vier  Bauklnssen  vorgesehen. 
L  Innenstadt  nnd  fünf  Hauptradiaten  nach  aussen  hin ;  H.  städtische  Vor- 
orte; III.  ländliche  Vororte;  IV.  drei  kleinere  Landhausbezirke  in  der 
lanenstadt  nnd  vier  grössere  im  Aussen  g<;  hin  de.  Dazu  kommen  die  mit 
besonderen  reichsgosetzlicben  Rsubesohränkungen  behafteten  Festunggrayons. 
Die  Flächeninhalte  sind:  I.  SÜü,  IL  1310,  III.  G805,  IV.  889hB,  Rayons 
776  ha.  Die  unfertigen  Strassen  der  Zone  II  werden  his  zur  FertigsteBung 
nach  des  Vorschriften  der  Zone  III  behandelt. 

„Anch    in  Erfurt,  Karlsruhe  und   Wiesbaden    bestehen    poli- 
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zeilich  vorgeachriebeDe  B 
ProfeBBor  Baumeister 
entworfen  (Plan  Nr.  44), 
wachsender  Weiträumigkeit. 


;e  mit  offener  BauweiBS ;  für  Wiesbaden  hat 
inem  Stadterweit«rungBpIane  lier  Banklaaeeii 
in  geschlossener,  swei  in  offener  Bauart  mit 
Bei  böcliBtenB  zwei  GeBchossen  sollen  indess 


Stadt  Bochum 


auch  in  Landhauabezirkon  geschlossene  Reihenbauten  bis  zu  lOOm  zuge- 
lassen werden. 

„Breslaa  besitzt  noch  keine  eigentliche  abgestufte  Bauordnung,  aber 
drei  fabrik freie  Wuhn viertel. 

„Ausser  in  Hamburg,  wo  jetzt  schon  eine  Zweitheilung  der  Bauvor- 
schriften  besteht   und    der  Architekten-    und  Ingenieur  verein   im  vorigen 
Jahre    eine    vierklaasige    Bauordnung    beantragt    und    ausgearbeitet    hat, 
schwebt  der  Erlass  ab- 
Uebersichtsplon  der  Bauzoncn  gestufter  Bauordnungen, 

der  soweit  ich  habe   ermit- 

teln können,  in  Magde- 
burg, Halle  a.  d.  S.  und 
Düsseldorf. 

„Dresden  besitzt 
zwar  keine  eigentliche 
abgestufte  Bauordnung, 
aber  für  verschiedene 
Stadttheile  bestehen  be- 
sondere Bauregulative 
über  Gebändehühen  und 
offene  Bauweise,  femer 
fabrikfreie  und  Fabrik- 
bezirke. Aehnlich  in 
Leipzig  u.  Chemnitz. 
In  Zittau  ist  für  die 
Aussen  Stadt  allgemein 
offene  Bebauung  vorge- 
schrieben, 
i.   B  r.   haben    fabrikfreie 


„Landau,  Heidelberg  und  Freibur 


Bezirke,  Darmstadt  hat  für  einen  besonderen  Fabrikbezirk  die  gün- 
■tigsten  Vorbedingungen  geschaffen. 

„In  Nürnberg  ist  polizeilich  vorgeschrieben,  dass  an  allen  neuen 
Strassen  das  offene  Bausystem  einzuhalten  ist.  In  München  ist  die  offene 
Bauweise  für  verschiedene  äussere  Stadttheile,  z.  B.  die  Theresien wiese, 
Neuhansen  u.  a.,  vorgeschrieben.  Eine  eigentliche  Zonenbauordnung  ist  in 
den  bayerischen  Städten  nicht  durchgeführt,  auch  nicht  in  den  württem- 
bergischen,  hessischen,  badisclien  und  elBQSs-lothringischen  Städten.  Wohl 
aber  gestatten  Sachsen,  Württemberg,  Bayern  und  Hessen  durch  die  Bau- 
gesetze von  1863,  1872,  1870  bezw.  1881  es  den  StadtvorsULnden  aBgt^. 
mein,  das  offene  Bansystem  strassenweise  vorzuschreiben. 

„Besonders  zeichnet  sich,  last  not  leasi,  Stuttgart  dadurch  aus,  dass 
für  die  Strassen  an  der  Peripherie  der  Stadt  die  Gebaudehöhe  auf  17,  16, 
14  m  beschränkt  und  Grenzabstände  von  3,  0,  10,  ja  12  m  vorgeschrieben 
sind.     An  den  Bergabhängen  dürfen  nur  2  7t  stöckige  Landfaftuser  errichtet 
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werden,  deren  Bau  wich   ihrer  Höhe  gleich  ist;  geechloBsene  Reibeobtiuten 
sind  nur  in  der  Innenstadt  zugelasaen. 

„Sie  sehes,  meine  geehrten  Herren,  wie  in  zahlreichen  Städten  die 
Weitr&nmigkeit  der  Bebauung  in  ihrer  eminenten  Bedeutung  für  das  Wohl 
der  Bürger  erkannt  und  mehr  oder  weniger  streng  gepflegt  wird,  daas  wir 
uns  alao  auf  einem  Gebiete  bewegen,  auf  dem  die  Grundsatze  der  öffent- 
lichen Geeundheitspflege  immer  mehr  Eingang  finden,  und  dass  somit  jenes 
Schema,  welches  ich  als  letzten  Plan  ausgehängt  habe,  um  die  zulässige 
Gebäudehöhe  in  24  St&dten  zu  veran schaulieben,  an  vielen  Orten  gottlob 
nur  noch  für  die  inneren  Stadttheile  in  Geltung  ist.    Aber  sehr  viel  ist  noch 


Ueberaichtsplaa  der  Bauzune. 
Stadt  Frankfurt  a.  M. 


zu  thun.  Viele  Stidte  behelfen  sich  noch  mit  den  althergebrachten  einheit- 
lichen BanpolizeiTorschriften  für  die  ältesten  und  neuesten,  die  inneren  und 
ftasseren  Theile  des  Stadtgebietes.  Die  Verwaltungen  dieser  Städte,  sowie 
die  ärztlichen  und  bautechnischen  Kreise  derselben  immer  wieder  zur 
Prflfnng  ihrer  Bauvorschriften  im  Sinne  der  Abstufung  nach  aussen  zu  er- 
uihnen,  auch  das  ist  ein  Zweck  der  heutigen  Verhandlung. 

„Meine  Herren !  Bei  Berathung  des  Ad  ick  es' sehen  Gesetzentwurfes 
Bind  die  Bürgermeister  und  Baubeamten  der  grossen  Städte,  die  auf  Grund 
der  täglichen  tranrigeu  Erfahrung  eine  Gesundung  des  Städte liauwesens 
anstreben,  als  die  „Interessenten"  bezeichnet  worden,  denen  man  nicht  zu  viel 
trauen  dürfe.  Gewiss,  wir  interessiren  uns  sehr  für  diese  Dinge,  und  der 
Deutsche  Verein  för  öffentliche  Gesundheitspflege  in  allen  seinen  Mitgliedern; 
besonders  den  ärztlichen,  nimmt  unseres  Wissens  ebenfalls  ein  lebhaftes 
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Interesse  daran,  daea  den  Grundsätzeu  der  Hygiene  in  den  AnBiedelungen 
dichter  VolkamaBBen  Geltung  veischafFt  verde  Aach  hoffe  ich,  dass  dieses 
Interesse  so  bald  nicht  erkalten  wird,  denn  es  let  die  ealas  publica,  die 
unsere  Gedanken  leitet  ßisher  verstand  man  unter  „Interessenten"  die- 
jenigen, welche  durch  persönliche  Rücksichten  mit  Recht  oder  Unrecht  in 
eine  von  dem  öffentlichen  Interesse  verschiedene  Stellung  gedrängt  Verden. 
In  unserem  falle  sind  das  vorwiegend  diejenigen  Bodenspeculanten,  welche 
siob  in  ihiem  Geschaftsge bahren  bedroht  fühlen,  ausserdem  sonstige  Grund- 
besitzer, welche  einer  unbestimmten  Besorgniss  sich  hingeben      Der  Wider- 


Uebersichtsplan  der  Baazoiieii 


stand  der  letzteren  gegen  Beschränkungen  des  Grund  ei  gen  thums  ist,  wie 
Dr.  Jastrow  in  seinem  Vortrage  auf  der  mehrgenannten  Stettiner  Ver- 
sammlung richtig  sagte'),  oft  ein  doctrinärer,  so  gegen  das  Princip  des 
Umlegungszwanges,  der  doch  Allen  Vortheile  bietet,  indem  er  jedem  die 
bauliche  Verwerthung  seines  Eigenthums  ermöglicht  und  ihn  frei  macht  von 
Prellstreifen  und  sonstigen  Prellereien  Anderer.  Die  Gniudbesitzer  sollten 
es  als  ihre  Pflicht  erkennen,  die  unlauteren  Praktiken  derer,  die  den  ganzen 
Stand  discreditiren  und  den  Glauben  an  das  Recht  des  Grundbesitzes  zu 
erschüttern  drohen,  mit  uns  zu  bekämpfen,  damit  dieses  wichtige  Recht 
Refestigt  werde  gegen  die  Bestrebungen  demokratischer  und  anderer 
SnciHlisten. 

')  Drb  Gruudeigentlium,  ZeitecLrift  für  Hausbesitzer  1894,  Kr.  33,  8.  263. 
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„Gott  maclit  das  Land,  der  Menach  die  Stadt.     Gesundheit  und  Sitte, 
sagt  W.  Cowper,  sind  gefährdet  in  den  St&dten.     Er  Banste  London 
. . .  a  queen  of  citiea,  that  so  fair 
May  yet  be  foul,  so  witty  yet  not  wise. 
Lassen  Sie  uns  unverdrossen  danach  streben ,  dass  die  gesandhettliche  nnd 
sittliche  Gefährdung,  welche  mit  der  Volksanhfiufung  in  den  Städten  Ter- 


t'thet^ii'hlsplao  der  Baiizonen 
Stadt  WIesb&den. 


Vnfipft  ist,  durch  die  Maaasregeln  der  atadtischen  Itauhygiene,  die  uns  heute 
beschäftigen,  nach  Möglichkeit  hintaugeh alten  werden  Ein  guter  Stadtbau- 
f  lan,  Uinlegang,  Zonenenteignung  und  weiträumige  Bebauung  sind  wirk- 
same Mittel  zu  diesem  Zwecke  Wir  aoigen,  indem  wir  diese  Mittel 
'Wiederholt  empfehlen,  nicht  für  uns,  nicht  für  unsere  Privatinteressen, 
sondern  tüT  alle  Stddtebcwobnei  Ira  Deutschen  Reiche  bilden  diese  aber 
Daheza  die  H&lfte  der  Bevölkerung" 

Anlage  I  (verf^l   S   29) 

Aus  dem  Baugetetze  des  Cantons  Zürich  für  Ortschaften  mit  städtischen 

Verbaltaiseen     Vom  23  Apnl  ie<l3 

^    IB 

Wenn  die  Grenze  zweier  Grundstücke  schiefwinkelig  auf  die  StrasBengrenze 

tnfft,  eo  ut  eme  neue  möghchst  senkrecht  zur  btrasficnaxe  stehende  Grenze  an- 

»itreben     Dies  soll  zunächst  auf  dem  ^^  egc  des  Auetausches  versucht  werden. 

Wenn  aber  hierdurch  die  eine  Parzelle  so  vcrschmtikrt  werden  würde,  dass  die 

Herstellung  einer  ordentlichen  Baute  nicht  mehr  möglich  wäre,  so  ist  das  zur 
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besseren  Gestaltung  beider  Baustellen  nöthige  Land  gegen  Ersatz  des  vollen  Ter- 
kehrswertbes  von  dem  Eigentbümer  der  grösseren  Parzolle  abzutreten,  soweit 
dies  ohne  Nachtheil  für  eine  richtige  Ueberbauung  derselben  geschehen  kann. 

Wenn  eine  an  der  Strasse  liegende  Parzelle  zu  wenig  Tiefe  hat,  um  über- 
baut werden  zu  können,  so  kann  der  Eigentbümer  unter  gleichen  Voraussetzungen 
eine  Grenzvereinigung  mit  den  rückwärts  liegenden  Grundstücken  verlangen, 
sofern  nicht  die  Eigentbümer  derselben  vorziehen,   die  an  der  Strasse  liegende 

Parzelle  zu  erwerben. 

§.  19. 

Für  die  Eiutheilung   des    zwischen  Hauptstrassenzügen    liegenden  Landes 

zum  Zwecke  der  Ueberbauung  und  für  die  Anlegung  von  Quartierstrassen,  welche 

das  Innere  des  Geländes  mit  den  Hau])t8trassen  verbinden,  haben  die  betheiligten 

Grundeigenthümer  einen  Quartierplan   aufzustellen.    Der  Gemeinderath  hat  den 

Quartierplan  zu  prüfen ;  im  Uebrigen  kommt  das  in  den  §§.  15  u.  16  beschriebene 

Verfahren  (Ofifenlegung,  Einsprache,  Genehmigung)  zur  Anwendung. 

§.  20. 
Der  Gemeinderath  ist  berechtigt,  die  Bewilligung  für  Herstellung  einer  Baute 
so  lange  zu  verweigern,  bis  ein  genehmigter  Quartierplan  vorliegt. 

§.  21. 
Bei  der  Eintheilung  eines  Quartiers  ist  darauf  zu  achten,  dass  eine  den 
Anforderungen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  entsprechende  Ueberbauung 
möglich  wird,  dass  sich  die  anzulegenden  Qaartierstrassen  den  Hauptverkehrs- 
Strassen  und  den  benachbarten  Quartierstrassen  passend  anschliessen  und  dass 
die  entstehenden  Vortheile  den  verschiedenen  Grundeigenthümem  in   billigem 

Verhältnisse  zukommen. 

§.  22. 

Können   sich   die   Grundeigenthümer    über    die   Quartiereintheilung   nicht 

einigen,   so  ist  jeder  Einzelne  berechtigt,  zu  verlangen,  dass  der  Gemeinderath 

den  Quartierplan  festsetze.    In  diesem  Falle  hat  der  Gemeinderath  die  sämmt- 

liehen  betheiligten  Grundeigenthümer  anzuhören. 

§.  23. 

Um  eine  Quartiereintheilung  im  Sinne  des  §.  21  und  eine  zweckentsprechend 
Ueberbauung  der  einzelnen  tjrundstücke  zu  ermöglichen,  ist  der  Gemeinderat 
berechtigt,    Grenzveränderungen    und    nöthigenfalls    die  Zusammenlegung    ui 
Neueintheilung  sämmtlicher  Grundstücke  vorzunehmen.    Ebenso  kann  die  Meh 
heit  der  Grundeigenthümer,  insofern  Bie  zugleich  über  mindestens  die  Hälfte  d 
Grundfläche   verfügt,  vom   Gemeinderathe   die  Vornahme  solcher  Aenderung 
verlangen. 

§.  24. 

Bei  der  Neueintheilung  eines  ganzen  Quartiers   werden  sämmtlicbe  Gru 
stücke  zusammengelegt.    Die  für  Strassen  abzugebende  Bodenfläche  wird  von 
Gesammtfläche  abgezogen,  und  es  werden  8odann  neue  Parzellen  so  ausgeschie 
dass  jeder  Betheiligte  im  Verhältnisse  des  von  ihm  eingeworfenen  Tbeiles 
Ganzen  einen  dem  bisherigen  gleichwertigen  Antheil  wieder  erhält.     Hierbei 
die  mit  jedem  Grundstücke  bisher  verbunden  gewesenen  Vorzüge  und  Nacht 
möglichst  zu  berücksichtigen. 

Die  Eintheilung  ist  Sache  der  Verwaltungsbehörden.    Ueber  das  Verff 
soweit  dasselbe  nicht  durch  dieses  Gesetz  geordnet  ist,  sowie  über  die  Vorl 
der  allgemeinen  Kosten,  namentlich   derjenigen  der  Planaufnahme  und  de: 
markung,  wird  der  Regierungsrath  eine  Verordnung  erlassen,  welche  dem  C« 
rathe  zur  Genehmigung  vorzulegen  ist. 

Anlage  n  (vergl.  S.  25). 
A.   Der  Kölner  Haus-  und  Grundbesitzer-Verein  hält  die  ges 
Zwangs -Umlegung    unbebauter  städtischer  Grundstücke    in    baugerecht 


Herbeifftkrong  eines  gesundheitl,  zweckmässigen  Ausbaues  d.  Städte.       51 

nar  in  yorwiegend  anbebaatem  Oelände  und  unter  folgenden  Bedingungen  für 
statthaft : 

1.  Die  dem  Grundbesitze  aus  dem  Fluchtliniengesetze  vom  2.  Juli  1875  bezüg- 
lich der  Strassenanlagen  erwachsenden  Lasten  sind  nicht  zu  erhöhen. 

2.  Ein  gesetzlicher  Zwang  zur  Umlegung  soll  nur  stattfinden,  wenn  binnen 
sechs  Monaten  nach  der  Erhebung  eines  rechtsgültigen  Anspruches  (siehe 
§.  9,  10,  11  und  12)  und  nach  Mittheilun<r  dieses  Anspruches  an  die 
Betheiligten  eine  Vereinbarung  unter  den  letzteren  über  freiwillige  Um- 
legung nicht  zu  Stande  gekommen  ist. 

3.  Die  örtliche  Lage  der  Grundstücke  soll  bei  der  Umlegung  möglichst  wenig 
verändert  werden. 

4.  Grundstücke  von  baugerechter  Lage  und  Gestalt  sollen  von  der  Umlegiing 
nur  betroffen  werden,  wenn  die  besonderen  Verhältnisse  des  Baublockes 
dies  nöthig  machen. 

5.  Bei  der  Umlegung  ist  nicht  nur  die  Flächengrösse,  sondern  auch  der  nach 
der  Lage  verschiedene  Werth  der  Grundstücke  zu  berücksichtigen.  Die 
in  den  Umlegungsbereich  fallenden  öffentlichen  oder  Privatwege  sind  wie 
die  übrigen  Grundstücke  zu  behandeln,  jedoch  in  die  neuen  Strassen  zu 
legen,  soweit  deren  Flächengrösse  dazu  ausreicht. 

6.  Als  Umlegungseinheiten  sind  solche  Blocktheile  festzustellen,  deren  Um- 
legung in  sich  abgeschlossen  werden  kann,  ohne  die  Regelung  anderer 
Blocktheile  zu  behindern.    Die  grösste  Umlegungseinheit  ist  ein  ganzer  Block. 

7.  Der  umzulegende  Block  oder  Blocktheil  wird  nach  den  Strassen  hin  um- 
schrieben von  der  Grenze  vorhandener  und  von  der  Mittellinie  projectirter 
Strassen  und  Plätze,  bei  projectirten  Strassen  und  Plätzen  von  mehr  als 
26m  Breite  jedoch  von  einer  Linie,  welche  13m  von  der  Fluchtlinie  ent- 
fernt ist. 

8.  Die  Errichtung  von  Bauten,  durch  welche  die  Umlegung  erheblich  er- 
schwert wird,  ist  zu  untersagen  (vergl.  §.  11). 

9.  Das  Recht,  die  Umleguiig  zu  beanspruchen,  steht  dem  Eigeuthümer  oder 
den  Eigenthümem  von   mindestens  der  Hälfte  der  Umlegungseinheit  zu. 

10.  Wird  die  Umlegung  nur  von  dem  Eigenthümer  oder  den  Eigenthümern 
eines  geringeren  Theiles  der  Umlegungseinheit  beansprucht,  so  wird  dieser 
Anspruch  rechtsgültig  durch  einen  zustimmenden  Gemeindebeschluss. 

11.  "Wird  der  zustimmende  Gemeindebeschluss  versagt,  so  erlischt  das  in  g.  8 
festgesetzte  Bauverbot  nach  Ablauf  eines  Jahres  nach  Zustellung  des 
Versagungsbeschlusses ,  wenn  nicht  mittlerweile  ein  rechtsgültiger  Um- 
legungsanspruch  erhoben  ist. 

12.  Bildet  die  Gemeinde  die  die  Umlegung  beanspruchende  Minderheit,  so  wird 
der  Anspruch  rechtsgültig  durch  die  Zustimmung  des  Bezirksausschusses. 
Falls  dieser  seine  Zustimmung  versagt,  findet  der  §.11  sinngemässe  An- 
wendung. 

13.  Das  neue  Grundstück  tritt  hinsichtlich  der  ll^'potheken  und  Realberechti- 
gungen an  Stelle  des  alten.  Den  Hypothekar-  und  Realberechtigten  steht 
ein  Anspruch  auf  Umlegung  oder  Enteignung  nicht  zu. 

14.  Grundstücke,  deren  Grösse  zur  Bildung  einer  selbständigen  Baustelle 
nicht  ausreicht,  sind  mangels  einer  Verständigung  seitens  der  Gemeinde 
zu  enteignen.  Die  Gemeinde  zahlt  den  Enteignungspreis  vorschussweise 
für  Rechnung  der  bei  der  Umlegung  Betheiligten.  Insoweit  durch  Ent- 
eignung und  Zusammenlegung  mehrerer  derartiger  Grundstücke  eine  oder 
mehrere  brauchbare  Baustellen  gewonnen  werdea ,  sind  diese  öffentlich  zu 
Gunsten  der  bei  der  Umlegung  Betheiligten  zu  versteigern.  Anderenfalls 
ist  der  Flächeninhalt  der  enteigneten  Grundstücke  mangels  einer  Einigung 
unter  den  Betheiligten  ratirlich  gegen  Kosten  er  satz  den  einzelnen  Grund- 
stücken zuzuth  eilen. 

4* 
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Dagegen  habe  er  in  Bezug  auf  seine  anderen  Forderungen,  zwangsweii 
Zusammenlegung  der  Baustellen  im  freien  Gelände  und  weiträumige  Bebauun 
etwas  abweichende  Meinungen,  die  er  kurz  begründen  wolle,  und  zwar 
Vertretung  der  Interessen  derjenigen,  die  doch  bei  diesen  Umgestaltung« 
sehr  stark  betheiligt  seien,  der  Hausbesitzer  der  grossen  Städte  —  nie' 
der  Grundbesitzer;  denn  zwischen  Hausbesitzer  und  Grundbesitzer  in  ein 
Grossstadt  sei  ein  gewaltiger  Unterschied.  Der  Hausbesitz  werde  irritii 
bedrängt,  in  die  Enge  getrieben  durch  den  Grundbesitz,  durch  den  Besi 
von  unbebauten  Grundstücken. 

Im  Ganzen  also  stimme  er  den  Tendenzen,  welche  schon  früher  ui 
auch  diesmal  hier  vertreten  seien,  bei,  allerdings  mit  einigen  Beschränkunge 
Man  suche  jetzt  das  Heil  der  Welt  in  der  weiträumigen  Bebauung, 
der  Bebauung  der  Landfläche  mit  kleinen  Gebäuden.  Dieses  Verlang« 
stehe  im  Widerspruche  mit  den  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  allen  Ba 
Ordnungen  aufgestellten  Principien,  die  das  jetzige  Städtebild  mit  den  hoh< 
Häusern  gezeitigt  haben,  und  desshalb  sei  es  wohl  am  Platze,  darauf  hinz 
weisen,  welche  Vortheile  es  doch  auch  habe,  wenn  man  grosse  Häuser  schafi 
wie  sie  jetzt  in  allen  Städten  sich  finden.  Zunächst  seien  die  Baukost« 
für  die  Herstellung  grosser  vierstöckiger  Häuser,  auf  den  Kopf  der  Bewohn 
vertheilt,  so  niedere,  wie  sie  bei  kleinen  Häusern  nie  möglich  seien,  ui 
desshalb  sei  bis  jetzt  die  offene  Bebauung  auch  nur  den  besser  Bemittelt« 
zu  Gute  gekommen;  gut«,  billige  Arbeiterwohnungen  mit  ihr  herzustelle 
sei  noch  nicht  gelungen. 

Weiter  werde  zu  Gunsten  der  weiträumigen  Bebauung  immer  angefüh: 
dass  man  damit  der  Grund-  und  Bauspeculation  wirksam  entgegentrel 
indem  man  sich  billige  Bauplätze  verschaffe  und  mit  Hülfe  dieser  billig« 
Bauplätze  alsdann  sicher  wäre,  billige  Wohnungen  zu  bekommen.  Das  ab 
sei  ein  Trugschluss.  Ein  Bauherr,  der  auf  einem  Grundstücke  mit  füi 
stöckigen  Häusern  Wohnungen  für  vielleicht  300  Personen,  auf  dem  gleich« 
Grundstücke  in  Einfamilienhäusern  aber  nur  für  etwa  25  Personen  Wo 
nung  schaffen  könne,  könne  im  ersteren  Falle  einen  sehr  viel  höheren  Grün 
und  Bodenpreis  zahlen,  ohne  dass  der  Miether  davon  berührt  werde. 

Ein  weiterer  Nachtheil  der  Einzelbebauung  beruhe  in  der  Trennui 
der  Bevölkerungsklassen  in  Mittellose,  Bemittelt-e  und  Reiche,  was  eine  vo 
ständige  Umformung  der  socialen  Mischung  der  Bevölkerung  der  Gros 
Städte  herbeiführen  würde,  jedenfalls  nicht  zum  Vortheil  der  Unbemittelte 
die  dann  in  Armcnviertel  gedrängt,  den  Augen  der  Wohlhabenden  ui 
wohl  auch  deren  Mildthätigkeit  mehr  entrückt  würden.  In  unseren  det 
sehen  Grossstädten,  in  denen  die  verschiedenen  Klassen  der  Bevölkerui 
gemischt  wohnen,  rücke  das  Elend  nahe  heran  an  die  Augen  der  Wol 
habenden,  und  dieses  Xaheh eranrücken  sei,  oft  wenigstens,  der  Grund,  a 
welchem  die  Mildthätigkeit  sich  erHchliesse. 

Noch  auf  einen  anderen  Punkt  müsse  er  kommen:  man  sage,  wei 
man  recht  viel  Bauland  erschliesse,  mache  man  das  Bauland  billig  ui 
wenn  man  das  Bauland  billig  gemacht  habe,  mache  man  auch  die  Mieth< 
billig.  Das  aber  sei  eine  kühne  Schlussfolgerung;  mit  noch  soviel  billige 
Bauland  schafft  man  noch  lange  nicht  auch  billige  Miethpreise.  Denn  da: 
müsste  man  sich  Garantie  geben  lassen  können,  dass  der  Käufer,  und  nie 
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nur  er,  Bondem  auch  seine  Kinder  und  Kindeskinder  und  alle  anderen 
Nachbeaitzer  sich  verpflichtet  halten,  zu  einem  bestimmten  billigen  Preise 
zu  yermiethen.  Das  aber  sei  unmöglich  und  desswegen  werden  alle  die 
von  den  Referenten  vorgeschlagenen  Mittel  nicht  erreichen,  was  beabsichtigt 
sei:  billige  Miethen  auf  lange  Zeitdauer  hinaus. 

£r  sei  also  mit  der  Erweiterung  der  Enteignungsbefugniss  für  das 
Stadtinnere  vollständig  einverstanden,  wende  sich  aber  gegen  jeden  Zwang 
im  freien  Gelände.  Er  wolle  nicht,  dass  man  ein  Umlegungsverfahren  gesetz- 
lich etablire,  oder  auch  ein  Zusammenlegungsverfahren  oder  etwas  Aehn- 
liches,  weil  dies  nur  die  Wirkung  habe,  die  Baustellen  zu  vermehren  und 
damit  die  übermässige  Bauspeculation ,  den  Bauschwindel,  zu  begünstigen. 
Dieser  Krebsschaden  des  Bauschwindels  werde  gefördert,  wenn  man  sich 
dazu  verstehen  sollte,  Zwangsmaassregeln  einzuführen,  dass  draussen  im 
freiem  Felde  gegen  den  Widerspruch  des  Einzelnen  Alles  zu  Baustellen 
gemacht  werden  könne. 

Im  Anschluss  an  diese  Mittheilung  stellt  Herr  Baumeister  Hartwig 
folgenden 

Antrag: 

Die  Versammlung  erklärt  sich 

1.  mit  den  in  den  Schlusssätzen  enthalteneu  Forderungen  auf  Erweiterung 
des  Enteignungsrechtes  der  Stadtgemeinde  für  die  bebaute  und  unbebaute 
Innenstadt  einverstanden. 

2.  Sie  erachtet  jedoch  die  Frage,  ob  in  der  Bauordnung  der  Städte  überall 
die  Hinterwobngebäude  nach  Möglichkeit  vermieden,  kleinere  Wohnhäuser 
begünstigt  und  mittlere  und  schmale  Wohnstrassen  festgelegt  werden 
sollten,  als  eine  solche,  über  welche  nur  in  Anlehnung  an  die  Bedürfnisse 
der  einzelnen  Städte  entschieden  werden  kann  und  hält  die  Fortführung 
breiter  Strassen  im  Gegensatz  zu  den  Schlusssätzen  nicht  für  falsch,  son- 
dern für  wünschenswerth. 

3.  Sie  hält  gesetzliche  Bestimmungen,  welche  die  Umlegung  in  bisher  unbe- 
bauten Geländen  erzwingen  sollen  zur  Herbeiführung  gesunder  und  billiger 
Wohnungen,  nicht  für  nothwendig,  in  Erwägung 

a)  dass  in  den  meisten  Städten  UeberAuss  an  fertigem,  sofort  bebaubarem 
Baulande  vorhanden  ist; 

b)  eine  Vermehrung  des  Baulandvorrathes  nothwendig  eine  Vermehrung 
der  überflüssigen  Bau  thätigkeit  in  dem  Bau  schwinde!  hervorrufen  würde; 

c)  eine  baldmöglichste  Beseitigung  der  gesundheitswidrigen  Wohnungen 
im  Stadtinnem  nothwendiger  scheint,  als  Vermehrung  des  Vorrathes 
an  fertigen  Baustellen  im  freien  Gelände. 

Antragsteller  begründet  diesen  Antrag  im  Einzelnen.  Zu  1.  bemerkt- 
,  dass  dies  den  von  ihm  vorher  gegebenen  Ausführungen  entspreche,  dass 
Bezug  auf  die  alten,  gesundheitswidrigen  Gebäude  der  Innenstädte,  die 
^«n  Verkehr  stören,  gesundheitsschädliche  Wohnungen  darbieten  und  lästig 
^«ch  jeder  Richtung  hin  seien,  den  Gemeinden  ein  grösseres  Recht  zu  ihrer 
^eseitigang  eingeräumt  werden  müsse. 

Zu  2.  habe  ihn  die  Erwägung  gebracht,  dass  man  durch  die  Festlegung 

>on  schmalen  und  breiten  Strassen  von  vornherein  der  Zukunft  eine 

Zwangsjacke  ansiehen  würde,  da  man  vielfach  doch  gar  nicht  ermessen 

^d  TontoBBehen  könne,  wie    sich  eine  Strasse   entwickeln   werde.     Breite 

Siraasen  seien  ja  keine  Last  und  darum  halte  er  es  für  nöthig,  in  allen 
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Fällen  breite  Strassen  anzulegen,  da  sonst  möglicher  Weise  die  Entwicke-^ 
lung  einer  Stadt  sehr  gehemmt  werden  könne.  —  ^ch  gegen  die  unbe- 
dingt« Verwerfung  der  Hintergebäude  müsse  er  sich  erklären.  In  grossen 
Städten  seien  Hintergebäude  vielfach  nicht  jene  minderwerthigen ,  verächt- 
lichen Gebäude  von  ehedem,  sondern  gut  gebaute  Wohnungen  an  15  bia 
20  m  breiten  Höfen,  geschützt  gegen  Strassenstaub  und  Strassenlärm ;  diese 
zu  verbieten,  habe  der  Verein  doch  eigentlich  keine  Veranlassung.  —  Aucb 
die  Begünstigung  der  kleinen  Wohnhäuser  könne  er  nicht  als  richtig 
anerkennen,  da  sie,  wie  er  vorher  schon  aus  einander  gesetzt  habe,  nicht 
so  billig  sein  könnten  wie  die  grossen,  und  man  in  ihnen  auf  viele  Annehm- 
lichkeiten der  Etagenwohnungen  verzichten  müsse. 

Zu  3.  habe  er  nur  zu  bemerken,  dass  es  seines  Erachtens  keiner  Re- 
gierung einfallen  werde,  in  vollem  Umfange  dem  beizustimmen,  was  hier 
beanträgt  sei,  namentlich  auch  desswegen,  weil  die  Staatsregierungen  viel- 
fach selbst  Grundstückbesitzer  in  den  grossen  Städten  seien,  und  es  ihnen 
gar  nicht  einfallen  werde,  sich  der  Oberhoheit  eines  städtischen  Regiments 
unterzuordnen,  wie  dies  die  Erfahrung  schon  oft  gelehrt  habe.  Desshalb, 
wenn  der  Verein  auch  dem  Antrage  der  Referenten  gemäss  beschliesse,  zu 
diesen  Bestimmungen  werde  es  sicherlich  nicht  kommen. 

OberbOrgermeister  Westerburg  (Cassel)  stimmt  Allem  dem,  was 

Herr  ßaurath  Stubben  in  Bezug  auf  Umlegung  und  Zonenenteignung 
gesagt  habe,  vollständig  bei,  iu  Bezug  auf  letztere,  ebenfalls  mit  Herrn 
Baurath  Stübbeu,  nur  für  alte  bebaute  Stadttheile.  Ebenso  stimme  er 
Herrn  Stubben  vollkommen  in  dem  bei,  was  er  über  die  Nothwendigkeit 
eines  Gesetzes  gesagt  habe,  welches  die  Umlegung,  die  Zusammenlegung 
noch  unbebauten  Terrains  herbeiführe,  die  Consolidation,  die  Verkuppelung 
oder  wie  die  Ausdrücke  in  den  verschiedenen  Landestheilen  heissen.  Diese 
halte  er  im  Gegensatz  zu  seinem  Vorredner  für  absolut  nöthig.  Wenn 
dieser  —  und  darauf  komme  seine  Deduction  doch  eigentlich  hinaus  — 
verlange,  dass  gar  kein  Gelände  mehr  zum  Bauen  erschlossen  werde,  wohin 
sollen  denn  alle  die  Leute  kommen,  die  jährlich  in  die  Städte  hineinziehen 
oder  dort  geboren  werden?  (Zwischenruf  des  HeiTU  Hartwig:  Es  iat  ja 
genug  Platz  da!)  Hier  handle  es  sich  nicht  darum,  agrarische  oder  sonstige 
Interessenpolitik  zu  treiben,  soiidern  vom  Standpunkte  der  Stadt« Verwaltung 
dafür  zu  sorgen,  dass  für  die  durch  Zuzug  und  Gcburtenüberschuss  stets 
wachsende  Bevölkerung  der  Städte  gesunde  und  zweckmässige  Wohnungen 
jeder  Zeit  eröffnet  werden.  Desshalb  sei  es  zweifellos,  dass  fortwährend 
in  allen  Städten  bei  normaler  Entwickelung  neue  Strassen  hergestellt  und 
neue  Gebäude  errichtet  werden  müssen,  und  darum  sei  ein  Gesetz  nöthig, 
welches  ermögliche,  dass  die  Grundstücke,  die  schlecht  an  eine  Strasse  an- 
schneiden u.  dergl.,  zwangsweise  verkoppelt  werden,  um  so  den  Anbau  der 
Strasse  überhaupt  zu  ermöglichen.  Er  möchte  wünschen,  dass  der  Verein 
diesen  Punkt,  der  seines  Erachtens  spruchreif  sei,  gegen  den  keinerlei  irgend 
wie  begründete  Einwendung  erhoben  werden  könne,  besonders  hervorhebe,  als 
Etappe,  um  wenigstens  dieses  eine  Stück  zu  erreichen,  das  auf  die  Dauer 
gar  nicht  entbehrt  werden  könne.  Das  einzige  Bedenken,  welches  sich 
dagegen  vorbringen  lasse,  das  alte  Bedenken  aus  der  ,.lleiligkeit  und  Un- 
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Terletzlichkeit  des  Eigenthums*',  sei  durch  Thatsachen  längst  widerlegt,  da 
dieselbe  Yerkoppelung,  die  hier  erstrebt  werde,  in  den  meisten  Staaten  für 
die  ganze  ländliche  Bevölkerung  als  gesetzlicher  Zustand  bestehe.  Bei  der 
Verkoppelung  werde  ja  das  Eigenthum  nicht  aufgehoben,  es  werden  nur 
die  Grenzen  desselben  etwas  anders  arrondirt,  oder  im  äussersten  Falle 
werde  ein  Grundstück  an  eine  etwas  andere  Stelle  gerückt.  Das  Priyat- 
eigenthum  selbst  aber  bleibe,  von  einer  Einziehung  des  Eigenthums  sei 
keine  Rede. 

Einen  Widerspruch  dagegen  erhebt  Redner  gegen  die  Vorschläge  des 
Herrn  Oberbürgermeisters  Küchler  betreffs  sogen.  Zusammenlegung. 
Einen  Gesetzentwurf,  wie  ihn  Herr  Küchler  wünsche,  durchzubringen, 
halte  er  in  absehbarer  Zeit  für  gänzlich  aussichtslos.  Diese  Zusammenlegung, 
nach  welcher  den  Einzelnen  im  ganzen  Bezirke  das  Eigenthum  genommen 
werde,  sie  in  eine  Genossenschaft  gedrängt  werden  und  nur  noch  ein  ideales 
Miteigenthumsrecht  besitzen,  —  denn  so  stelle  es  sich  in  Wirklichkeit  her- 
aus — ,  sei  etwas  ganz  anderes  als  die  vorher  berührte  Umlegung.  Bei 
letzterem  behalte  der  Einzelne  sein  Privateigenthum ,  könne  damit  schalten 
wie  er  wolle,  könne  es  bebauen  u.  dergl.,  dagegen  bei  der  vorgeschlagenen 
Genossenschaftsbildung  finde  eine  vollständig  socialistische  Expropriation 
statt  zu  Gunsten  der  allgemeinen  Genossenschaft,  das  Eigenthum  werde 
vollständig  aufgehoben,  dem  Eigenthum  er  bleibe  nur  das  Recht  auf  Revenuen; 
aber  er  könne  nicht  mehr  über  das  Grundstück  allein  irgend  wie  verfügen. 
Jede  dahin  gehende  Bestrebung  halte  er  zur  Zeit  wenigstens  für  gänzlich 
aussichtslos. 

Aber  er  bestreite  auch,  dass  nachgewiesen  sei  oder  auch  nur  augen- 
blicklich nachgewiesen  werden  könne,  dass  überhaupt  dadurch  das  gefördert 
werde,  was  gefördert  werden  solle,  nämlich  Verbilligung  des  Grundes  und 
Bodens.  In  einzelnen  Fällen  möge  dies  ja  wohl  der  Fall  sein,  aber  es  gebe 
auch  Fälle,  die  anders  liegen,  z.  B.  wenn  einem  Grundbesitzer  oder  einer 
Familie  die  Hälfte  oder  mehr  des  Grundes  und  Bodens  in  der  Gemarkung 
gehöre.  Da  könne  es  bei  nicht  genügender  Aufsicht  der  Behörde  wohl  vor- 
kommen, dass  diese  die  anderen  einfach  expropriiren ,  den  ganzen  Grund- 
Isesitz  in  die  Genossenschaft  hineinzwiugen  und  diese  Genossenschaft  nachher 
lediglich  nach  ihrem  Belieben,  nach  ihren  egoistischen  Interessen  verwalten 
Tind  verwerthen.  Es  könne  dann  insbesondere  sehr  wohl  vorkommen,  dass 
<8  nicht  in  ihrem  Interesse  liege,  die  Sache  möglichst  rasch  zu  verkaufen, 
condem  vielleicht  in  wucherischer  Absicht  möglichst  lange  diese  Zwangs- 
Genossenschaft  aufrecht  zu  erhalten  und  mit  ihr  das  ganze  Gelände  dem 
"Verkehr  zu  entziehen.  Dann  werde  gerade  das  Gegentheil  von  dem  erreicht, 
^was  erreicht  werden  solle.  Desshalb  erachte  er  diesen  Punkt  im  Gegen- 
sätze zu  dem  erst  erörterten  noch  nicht  für  spruchreif  und  müsse  wünschen, 
^iass  der  Verein  diesen  Punkt  zunächst  fallen  lasse  und  nicht  näher  auf  ihn 
eingehe. 

BfirgermeiBter  Dr.  StrauSS  (Rheydt)  erklärt  sich  mit  dem  Princip 
^er  weiträumigen  Bebauung  einverstanden,  hat  aber  doch  gegen  einzelne 
Ausführungen  der  Referenten  Bedenken,  die  zum  Theil  allerdings  durch  den 
Vorredner  bereits  erörtert  worden   seien.     Die  Umlegung  halte   auch  er, 
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wie  dies  wohl  von  Allen  geschehe,  die  mit  der  Materie  vertraut  seien,  f&r  eine 
absolute  Nothwendigkeit ,  auch  für  zweckmässig  und  in  jeder  Besiehung 
nützlich  und  heilsam.  Nur  sei  es  bedenklich,  durch  die  Umleg^ng  etwas 
erreichen  zu  wollen,  was  ihrem  Wesen  an  sich  fremd  seL  In  vielen  Kreisen 
fürchte  man  nämlich,  dass  der  Zweck  des  Umlegungsverfahrens,  wie  es  bis 
Jetzt  vorgeschlagen  sei,  weniger  der  sei,  baugerechte  Formen  zu  schaffen, 
als  dass  so  lange  um-  und  her-  und  hingelegt  werden  solle,  bis  schliesslich 
irgendwo  etwas  übrig  bleibe,  das  der  Stadtgemeinde  unentgeltlich  zufalle. 
Das  sei  ein  Bedenken,  das  häufig  gegen  die  Umlegung  geltend  gemacht 
werde,  und  es  komme  desshalb  sehr  darauf  an,  in  welcher  Weise  die  Um- 
legung vollzogen  werde.  In  diesem  Punkte  gehe  er  aber  noch  einen  Schritt 
weiter,  wie  Herr  Stubben,  er  sei  der  Ansicht,  dass  als  Umlegungseiuheit 
nicht  ein  bestimmter  Block  zu  gelten  habe,  er  halte  das  Recht  der  Um- 
legung für  eine  Forderung,  welche  jeder  Grundstückseigenthümer  gegen 
seinen  Nachbar -da,  wo  eine  Fluchtlinienfestsetzung  stattgefunden  habe, 
nothwendiger  Weise  habe  und  haben  müsse.  Und  da  sei  es  nicht  zweck- 
mässig, die  Umlegung  auf  einen  bestimmten  Block  zu  beschränken.  £s 
könne  sehr  wohl  die  Möglichkeit  sich  ergeben,  dass  in  einem  Block  alle 
Orundstücke  bis  auf  zwei  regulirt  seien  und  dann  würde  es  eine  Härte  sein, 
den  beiden  Grundstückseigenthümern  desshalb,  weil  im  Uebrigen  der  Block 
die  Umlegung  nicht  nöthig  habe,  das  Recht  der  Umlegung  zu  versagen. 
Darum  genüge  es,  wenn  ein  Rechtssatz  bestände,  der  besage,  dass  in  allen 
Städten,  in  denen  eine  Fluchtlinienfestsetzung  stattgefunden  habe,  jeder 
Nachbar  gegen  seinen  Nachbar  oder  gegen  seine  Nachbaren  das  Recht  auf 
Umlegung  dieser  Grundstücke  in  baugerechte  Formen  habe.  Aach  sei  kein 
Grund  vorhanden,  die  Durchführung  dieses  Rechtssatzes  denjenigen  Behörden 
zu  entziehen,  zu  deren  Cognition  die  nachbarrechtlichen  Verhältnisse  ge- 
hören, nämlich  den  Gerichten,  wenn  auch  vielleicht  in  erster  Linie  die  Ge- 
meinde oder  ein  Landmesseramt  anzugehen  sein  würde.  Er  glaube,  dass 
die  Unterstellung  unter  die  Gerichte  manche  Bedenken  zerstreuen  würden, 
die  gegen  das  Institut  bislang  erhoben  worden  seien. 

In  der  Frage  der  Zusammenlegung  stehe  er  auf  dem  Standpunkte 
des  Herrn  Westerburg,  er  glaube,  dass  der  Grundgedanke  des  Referenten, 
die  Verbilligung  des  Landes  und  die  dauernde  Erhaltung  des  Iiandes  auf 
einem  billigen  Satze,  durch  die  Zusammenlegung  in  der  geschilderten  Weise 
nicht  zu  erreichen  sei.  Immerhin  aber  liege  hierin  ein  sehr  beaohtens- 
werther  Gedanke,  nämlich  der,  dass  die  Gesammtheit  der  Grundbesitzer  in 
der  Feldflur  einer  Stadt  oder  in  einem  bestimmten  Bezirke  gewisse  Auf- 
gaben zu  erfüllen  habe,  die  nicht  der  Einzelne  erfüllen  könne,  sondern  die 
eben  nur  die  Gesammtheit  oder  die  Stadtgemeinde  erfüllen  könne;  und  in 
dieser  Beziehung  das  Verhältniss  zwischen  Rechten  und  Pflichten  der  Stadt- 
gemeinde und  zwischen  den  Besitzern  der  Feldflur  zu  regeln  und  fest- 
zustellen, das  sei  allerdings  eine  wichtige  Aufgabe  der  Gesetzgebung,  die 
noch  zu  lösen  sei.  In  dieser  Beziehung  eine  Anregung  gegeben  zu  haben, 
erachte  er  als  ein  grosses  Verdienst  des  Referenten  und  wünsche  lebhaft, 
dass  seine  Ausführung  in  dieser  Beziehung  die  nöthige  Beachtung  und 
Würdigung  dieser  Versammlung  finde. 

In  Bezug  auf  die  Enteignung  gehe  er  noch  einen  Schritt  weiter  als 
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Herr  Stubben  gegangen  sei.  Er  stehe  auf  dem  Standpunkte,  dass  er 
der  Stadtgemeinde  innerhalb  ihres  Weichbildes  unter  allen  Umständen  für 
alle  Zwecke  des  communalen  Wohles  und  der  communalen  Wohlfahrt  das 
Enteignongsrecht  gewährt  wissen  wolle.  Dies  sei  eine  Forderung,  die  Jeder, 
der  mit  dem  öffentlichen  Bauwesen  und  mit  der  Assanirung  der  Städte  zu 
thun  habe,  als  wohlberechtigt  anerkennen  müsse.  Gegen  die  Forderung,  dass 
hier  ein  Mittel  gegeben  werde,  um  einen  Zwang  gegen  Eigenwillen  Ein- 
telner auszuüben  im  Interesse  des  allgemeinen  Wohles,  könne  sich  seiner 
Ansicht  nach  Niemand  wehren. 

Was  die  Anträge,  die  von  einzelnen  Rednern  eingebracht  worden  seien, 
betreffe,  so  halte  er  es  für  wünschenswerth,  dass  der  Antrag  Kölle  An- 
nahme finde,  da  die  vorgeschlagene  Commission  in  der  Lage  sein  werde, 
mit  Benutzung  mancher  in  der  heutigen  Discussion  neu  hinzugekommener 
Gesichtspunkte  dem  Verein  ein  fertiges  Ganze  zu  liefern,  das  die  öffentliche 
Kritik  nach  jeder  Richtung  hin  bestehen  könne. 

Stadtratb  ÜSteri  (Zürich)  wünscht  die  Yon  Herrn  Stubben  in  seinem 
Referate  gegebenen  Mittheiluugen  über  das  Züricher  Quartierplanyerfahreu 
noch  etwas  zu  ergänzen.  Die  Umlegung,  die  man  in  Zürich  Quartierplan- 
yerfahreu nenne,  bestehe  zwar  erst  seit  einem  Jahre,  habe  sich  aber  bereits 
als  ein  entschiedener  Fortschritt  erwiesen,  namentlich  in  bautechnischer 
Beziehung,  vorausgesetzt,  dass,  wie  in  Zürich,  Hand  in  Hand  mit  dem 
Quartierplanyerfahreu  eine  weitgehende  Einschränkung  der  Baufreiheit  gehe. 
Ob  das  Quartierplanverfahren  auch  in  Hinsicht  auf  die  Yerbilligung  von 
Grund  und  Boden  von  Nutzen  sein  werde,  lasse  sich  mangels  Erfahrungen 
heute  noch  nicht  sagen. 

Das  Quartierplanverfahren  umfasse  in  Zürich  ein  grosses  Areal,  von 
16  bis  ISqkm  fertigen  Baugrundes  des  Stadtbannes  seien  3^/2  qkm  im 
Quartierplanverfahren  begriffen.  Die  einzelnen  Quartierplanverfahren  um- 
fassen 2,  3,  4  bis  8ha,  je  nach  den  einzelnen  Verhältnissen.  Wie  sehr 
-den  Grundeigenthümem  dieses  Verfahren  diene,  gehe  daraus  hervor,  dass 
die  meisten  Quartierpläue  auf  Verlangen  der  Privaten  angeordnet  worden 
seien,  nur  ein  kleiner  Theil  von  Amtswegen. 

Von  ganz  wesentlicher  Bedeutung  für  diese  Umlegung  sei  die  Art  und 
Weise,  wie  man  das  Umlegeverfahren  den  betheiligten  Grundeigenthümem 
zur  Darstellung  bringe.  In  Zürich  berufe  man  die  sogenannte  Grund- 
eigenthümer -Versammlung  ein,  lege  da  iu  möglichst  verständlicher  Sprache 
den  Leuten  das  ganze  Verfahren  dar  und  verlange  dann  von  ihnen,  dass 
sich  Jeder  über  die  gemachten  Vorschläge  ausspreche.  Da  seien  es  gute 
Gedanken,  die  zum  Ausspruch  kämen,  aber  auch  einseitige  Gedanken, 
eigennützige  Begehren,  auch  etwas  confuse  Begehren.  Trotzdem  aber  sei 
die  Baubehörde  in  der  Lage,  dem  Gesammteindruck  dieser  Erklärungen 
der  Grundeigenthümer  manches  Nützliche  zu  entnehmen  uud  dann  schliess- 
lich zu  einem  Plane  zu  gelangen,  der  die  Billigung  einer  Mehrzahl  der 
Grundeigenthümer  finde,  ohne  den  öffentlichen  Interessen  irgendwie  zu 
nahe  zu  treten. 

Die  Areale,  welche  den  Quartierplanverfahren  unterworfen  seien,  finden 
«ich  fjRst  durchweg  im  Gebiete  der  früheren  Vororte,  die   erst  seit  zwei 
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Jahren  zur  Stadt  gezogen  worden  seien.  Dabei  habe  man  die  Erfahmng 
gemacht,  dass  sich  das  Quartierplanverfahren  ausdehnen  lasse  auf  ganz 
alten,  festgelegten  Grundbesitz,  dass  es  auch  hier  möglich  sei,  Umlegungen 
zu  Stande  zu  bringen,  Quartierstrassen  zu  etabliren,  die  Eigenthumsgrenzen 
abzuändern,  ohne  dass  irgend  ein  erheblicher  Widerspruch  sich  seitens  der 
Betheiligten  zeige. 

Auch  die  Zonen-Enteignung  sei  in  Zürich  eingeführt  und  zwar 
schon  seit  33  Jahren,  und  man  habe  in  der  alten  Stadt  wiederholt  davon 
Gebrauch  gemacht.  Die  grossen  Quartiere  oben  an  derLimat  oder  zunächst 
des  Hauptbahnhofs  seien  zum  Theil  ganz,  zum  Theil  in  wesentlichen  Stücken 
auf  Grund  der  Zonenenteignung  durchgeführt  worden.  Weder  durch  dieses 
alte  Gesetz  betr.  Zonenenteignung  noch  durch  das  neue  Quartierplan- 
verfahren sei  das  Rechtsbewusstsein  der  Bevölkerung  nach  irgend  einer 
Richtung  beeinträchtigt  worden. 

Bfirgermeister  Dr.  Walz  (Heidelberg)  stimmt  dem  Antrag  Kölle 
nicht  bei  und  wünscht,  dass  die  Angelegenheit  heute  zu  einem  Abschluss 
gelange.  Er  halte  es  nicht  für  Sache  des  Vereins,  derartige  detaillirte 
Gesetzvorschläge  auszuarbeiten  und  halte  andererseits  die  Schwierigkeiten 
einer  solchen  Arbeit  bei  der  Verschiedenartigkeit  der  Landesgesetzgebuugen 
für  ganz  ausserordentlich  gross;  auch  seien  seines  Erachtens  die  Thesen 
gründlich  genug  erörtert,  dass  sie  eine  Kritik  nicht  zu  scheuen  brauchen. 

Aber  auch  ein  egoistischer  Grund  bestimme  ihn  als  Vertreter  der 
badischen  Städte,  dem  Antrag  entgegenzutreten.  In  Baden  stehe  man 
nämlich  unmittelbar  vor  einem  einschlägigen  Gesetzentwurfe;  von  der 
Regierung  sei  für  den  nächsten  Landtag  die  sichere  Zusage  einer  Gesetz- 
vorlage gegeben,  die  sich  mit  der  einen  der  hier  besprochenen  Fragen 
befassen  werde,  der  Umlegung  nämlich.  Nun  sei  aber  zu  befürchten, 
dass,  wenn  der  Verein  heute  einen  solchen  dilatorischen  Beschluss  fasse, 
die  badische  Regierung,  die  überhaupt  sehr  zögernd  an  die  Sache  heran- 
gegangen sei,  vielleicht  Veranlassung  nehmen  könnte,  zu  warten,  bis  das 
Ergebniss  der  etwaigen  näheren  Ausarbeitung  bekannt  geworden  sei. 
Nirgends  aber  sei  eine  Fortbildung  des  Ortserweiterungsrechtes  so  dringend 
noth wendig  als  gerade  in  Baden,  wo  zersplitterter  Grundbesitz  und  kleine 
schmale  Grundstücksstreifen  die  Umlegung  erheischen.  Aber  gerade  hier 
werde  diese  durch  Rechtsschwierigkeiten  noch  besonders  erschwert  und 
auch  dadurch,  dass  die  Staatsbehörde  auf  derartige  Vertauschungen  im 
Wege  der  Umlegung  eine  Umsatzsteuer  von  2^/2  Proc.  in  Ansatz  bringe 
und  damit  das  Umlegungsverfahren  ganz  wesentlich  vertheuere.  Eine  bereits 
vor  zwei  Jahrzehnten  angestrebte  gesetzgeberische  Abhülfe  gegen  diese, 
einer  rationellen  Entwickelung  entgegenstehenden  Verhältnisse  sei  damals 
mit  der  Motivirung  abgelehnt  worden,  dass  kein  öffentliches  Interesse  vor- 
liege und  es  sich  nur  um  die  Interessen  einzelner  Besitzer  handle.  Ein 
neuer  Versuch  in  Anlehnung  an  den  Antrag  Adickes  im  Herrenhause  habe 
nun  allmählich  das  Resultat  ergeben,  dass  die  Regierung  bereit  sei,  einen 
die  Umlegung  betreffenden  Gesetzesvorschlag  einzubringen,  da  sie  jetzt  zu 
der  Ueberzeugung  gelangt  sei,  dass  die  Gesundheitspflege  sowohl  wie  die 
Rücksicht  auf  eine  rationelle  Bebauung  es  nöthig  mache,  die  Gesetzgebang 
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in  die  Lage  zusetzen,  auch  hinter  die  Baulinie  mit  ordnender  Hand  eingreifen 
zu  können  und  ferner,  dass  die  Durchführung  der  Umlegung  geradezu  einer 
Forderung  der  Gerechtigkeit  entspreche,  da  es  bei  den  im  freien  Felde 
liegenden  Grundstücken  jetzt  ganz  dem  Zufall  überlassen  sei,  ob  das  eine 
Grundstück  den  Vortheil  habe  oder  das  Grundstück  daneben,  je  nachdem 
die  Strasse  falle,  ein  Platz  vorgesehen  werde  oder  dergleichen.  Die  Um- 
leguug  sei  von  all  den  vorgeschlagenen  Maassregeln  die  wichtigste  und 
solle  man  auf  deren  Erstrebung  den  Angriff  coucentriren.  Sei  hier  einmal 
Bresche  geschlagen,  dann  sei  auch  für  weitere  Resultate  Gutes  zu  ho£fen. 

Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe)  spricht  zunächst 

gegen  die  in  These  II  aufgestellte  Beschränkung  der  Umlegung  auf  einen 
Baublock.  Es  könne  ja  unter  Umständen  möglich  sein,  mit  einem  Bau- 
block auszukommen;  wenn  aber  der  Besitz  eines  Gruudeigenthümers  sich 
auf  zwei  oder  drei  Blöcke  erstrecke,  so  werde  er  sich  dafür  bedanken,  mit 
einem  Drittel  oder  der  Hälfte  „umgelegt^  zu  werden,  während  er  die 
anderen  Theile  in  einer  sehr  ungeschickten,  bauunfähigen  Form  behalten 
solle.  Bei  den  neuen  Stadtplänen  mit  ihren  Curvenstrassen  und  ihren 
diagonalen  Strassen  werde  es  fast  immer  nöthig  sein,  einen  sehr  grossen 
Bezirk  dem  Umlegungsverfahren  zu  unterwerfen.  Desshalb  müsse  er  sich 
den  von  einigen  anderen  Rednern  geäusserten  Ansichten  in  dieser  Beziehung 
anschliessen. 

Nach  These  II  d  solle  die  Majorität  der  Eigenthümer,  unter  gewissen 
Umstanden  auch  die  Minderheit,  das  Umlegungsverfahren  veranlassen 
können,  das  Letztere  mit  Hülfe  eines  zustimmenden  Gemeindebeschlusses. 
Hier  halte  er  es  für  richtiger  nicht  der  Minderheit,  vielleicht  einer  einzelnen 
Person  mit  Zustimmung  der  Gemeinde,  sondern  gleich  der  Gemeinde  selbst 
dies  Recht  zu  verleihen,  da  es  gewiss  zuweilen  zum  allgemeinen  Besten 
-diene,  die  Umlegung  selbst  gegen  den  Willen  des  Eigenthümers  eines 
Blocks  oder  mehrerer  Blöcke  zu  Stande  zu  bringen.  Diese  Bestimmung 
«ei  auch  in  dem  erwähnten  badischen  Gesetzentwurf  enthalten. 

Was  die  Zusammenlegung  anbelange,  so  könne  diese  seiner  Zeit 
gar  nicht  ohne  die  Umlegung  geschehen,  sie  mache  jedenfalls  die  Umlegung 
keineswegs  überflüssig.  Die  Umlegung  müsse  unter  allen  Umständen 
hervorgerufen  werden,  und  wenn  das  einmal  geschehen  sei,  sei  die  Zu- 
-«ammeulegung  hinterher  eigentlich  nur  noch  eine  wirthschaftliche  Maass- 
regel, die  aber  für  den  gesundheitlich  zweckmässigen  Ausbau  von  unter- 
geordneter Bedeutung  sei. 

Herrn  Hartwig  gegenüber  wolle  er  betonen,  dass  er  die  Thesen  doch 
wohl  nicht  ganz  richtig  aufgefasst  habe.  Wohl  wolle  man  kleine  Wohn- 
häuser begünstigen,  aber  darunter  seien  nicht  bloss  solche  Landhäuser 
verstanden,  deren  Besitz  nur  von  wohlhabenden  Kreisen  erschwungen 
werden  könne,  sondern  es  solle  ja  gerade  bei  einer  vernünftig  abgestuften 
Bauordnung  zwischen  den  eigentlichen  Landhäusern  reicher  Leute  und  den 
grossen  Miethscasernen  eine  ganze  Reihe  von  Typen  eingeschaltet  werden. 
Nur  durch  eine  solche  Mannigfaltigkeit  könne  allen  Baubedürfnissen  und 
allen  Bevölkerungsklassen  entsprochen  werden. 

Dass  die  Zwangsumlegung  den  Bauschwindel  befördern  solle,  vermöge 
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er  niclit  einzusehen:  Bauschwindel  habe  bisher  stattgefunden  ohne  die- 
Zwangsumlegung.  Herr  Hartwig  meine,  er  werde  durch  die  Zwangs- 
umlegung,  durch  die  Bereitstellung  von  vielem  Bauland  noch  gesteigert 
werden.  Nun  beruhe  aber  doch  der  Bauschwindel  nicht  bloss  auf  der 
Existenz  von  Bauland,  sondern  auch  auf  sittlichen  oder  vielmehr  unsitt- 
lichen Motiven,  und  gegen  diese  anzukämpfen,  das  werde  hauptsächlich 
Aufgabe  der  Gesetzgebung,  die  vom  Keich  erhofft  werde,  sein.  Immerhin 
sei  schon  die  Genehmigung  der  Baupläne  ein  Hülfsmittel,  um  von  Seiten 
der  Gemeinde  auf  ganz  legale  Weise  dem  Baiischwindel  gegenüberzutreteu, 
auch  wenn  Quadratmeilen  von  Bauland  rings  um  die  Stadt  bereit  ge- 
stellt seien. 

Stadtl'ath  Weil  (Wiesbaden)  schildert  die  Verhältnisse  der  Stadt 
Wiesbaden,  die  als  Curstadt  wesentlich  auf  den  Fremdenverkehr,  sowie 
auf  den  Zuzug  von  Fremden  angewiesen  sei  und  in  Folge  dessen  stets  auch 
bestrebt  sei,  alle  Berathungen  des  Vereins  mit  Interesse  zu  verfolgen  und 
die  Ergebnisse  derselben  für  die  Stadt  nutzbringend  zu  verwerthen.  Auch 
den  Antrag  A dickes  habe  man  in  Wiesbaden  mit  Freuden  begrüsst,  denn 
schon  zu  Nassauischen  Zeiten  habe  man  ein  Gesetz  gehabt,  das  vielfach 
dem  entspreche,  was  jetzt  von  den  Anhängern  des  A dickes^ sehen  Ent- 
wurfes hier  geschaffen  werden  solle.  Es  sei  zu  Nassauischen  Zeiten  ein 
Felddistrict  in  einige  Baublöcke  getheilt  und  jedes  einzelne  Grundstück 
als  Bauplatz  so  hingelegt  worden,  wie  es  entsprechend  gelegen  habe.  Dann 
habe  derjenige,  der  das  grösste  Stück  in  einem  solchen  neuen  Bauplatz 
gehabt  habe,  das  erste  Anrecht  auf  dasselbe  gehabt,  es  sei  aber  auch  dann, 
wenn  er  es  nicht  gewollt  habe,  jedem  Dritten  an  die  Hand  gegeben  worden^ 
sich  durch  Expropriation  diesen  Bauplatz  zu  erwerben.  Also  diese  Zu- 
sammenlegung sei  für  Nassau  nichts  Neues. 

Was  nun  den  neuen,  nunmehr  angenommenen  Bauplan  von  Wiesbaden 
anlange,  so  seien  in  diesem  die  für  die  Bebauung  in  Aussicht  genommenen 
Flächen  in  vier  Bezirke  getheilt,  und  zwar  1.  für  geschlossene  Bauweise^ 
engräumig,  2.  für  geschlossene  Bauweise,  weiträumig,  3.  für  offene  Bau- 
weise, engräumig  und  4.  für  offene  Bauweise,  weiträumig,  und  müsse  in 
diesen  von  der  gesammten  Grundstückfläche  unbebaut  bleiben  Vi  bezw. 
Vsy  Vs  u^^  V«*  Daneben  seien  Bestimmungen  über  die  Höhe  der  Gebäude 
vorgeschlagen,  die  abhängig  gemacht  seien  nicht  nur  von  der  Strassenbreite^ 
sondern  auch  namentlich  von  der  Entfernung  von  den  eigenen  Gebäuden 
wie  von  denen  der  Nachbarn.  In  den  Bezirken  mit  weiträumiger  Be- 
bauung —  und  auf  diese  komme  in  Wiesbaden  ein  grösserer  Procenttheil 
als  in  irgend  einer  anderen  Stadt  —  sei  ein  Abstand  von  5  m  von  der 
Grenze  bei  einer  Bebauung  von  10  m  Höhe  vorgeschrieben,  so  dass  also 
die  Häuser  bei  10  m  Höhe  10  m  Abstand  von  einander  haben,  der  bei 
höheren  Häusern  entsprechend  grösser  werde. 

Oberbfirgermelster  Schneider  (Magdeburg)  betont,  dass  der  Verein, 
als  Vertreter  der  hygienischen  Interessen,  allerdings  die  Verpflichtung  habe, 
nicht  über  dasjenige  hinauszugehen,  was  ohne  schwere  Beeinträchtigung 
anderer  berechtigter  Interessen  durchführbar  erscheine,  so  dass  es  geboten 
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sei,  diese  anderen  berechtigten  Interessen  in  den  Kreis  der  Erwägungen 
mit  einznbeziehen.     Aber  durch  die  von  den  Referenten  gemachten  Vor- 
schläge werde  thatsäohlich  der  Grundbesitzer  nicht  oder  kaum  geschädigt. 
In  grossen  Städten  gebe  es  wesentlich  nur  zwei  Arten  von  Leuten,    die 
bauen:  entweder  sei  es  ein  Mann,  der  den  ganzen  Besitz  in  seinen  Händen 
habe  und  mit  Monopolpreisen  wirthschafte ,  oder  es  seien  Leute,  die  nichts 
zu  verlieren  und  nichts  zu  gewinnen  haben,  die  mit  gänzlich  unzureichenden 
pecuniären  Kräften  an   die  Aufgabe  herantreten  und  denken:  apres  nous 
le  deluge.    Dadurch  werde  die  krankhafte  Steigerung  der  Werthe  von  Grund 
und  Boden  wesentlich  mit  herbeigeführt,  und   diese  krankhafte  Steigerung 
werde  in   alleräusserster  Weise  durch  die  Erlaubniss  gefördert,   mit  unzu- 
länglichen Höfen,  grossen  Hinter-  und  Seitengebäuden  u,  dergl.  zu  bauen. 
Nun  liege  aber,  ganz  abgesehen  von  den  Rücksichten  der  Gesundheits- 
pflege, ein  weittragendes  Interesse  der  Städte  darin,  einen  soliden,  anstän- 
digen Bürgerstand   zu   schaffen.      Diesen   könne   man   aber   nur   erreichen, 
wenn  man  das  einzelne  Werthobject,  das  in  dem  Gebäudegrund  und  -Boden 
verkörpert  sei,  nicht  über  die  wahren  Verhältnisse  des  Werthes  steigere. 
Denn  je  höher  der  Preis  eines  solchen  Baugrundstückes  sei,  desto  kleiner 
müsse  der  Kreis  derjenigen  werden,  die  überhaupt  im  Stande  seien,  sich 
ansässig  zu  machen,  und  doch  erheische  das  dringende  Gebot  einer  gesunden 
communalen  Politik,  die  Ansässigmachung  des  einzelnen  Bürgers  thunlichst 
zu  erleichtem.     Das  werde  geschehen,  wenn  der  Grund-  und  Boden werth 
einigermaassen  sinke,  wenn  das  Gebäude,  das  auf  billigen  Grund  gebaut 
werde,  um   eine  Rentabilität   zu  ermöglichen,    wesentlich   kleiner  werden 
könne,  als  dies  bei  den  ungesunden  Bodenpreisen  der  Gegenwart  möglich 
sei,  und  wenn  der  Unterhaltungsaufwand  eine  entsprechende  Verringerung 
erleide. 

Auch  vom  Standpunkt  der  Hausbesitzer  aus  seien  diese  Momente  von 
grosser  Bedeutung.  Unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen,  wo  in  grossen 
Städten  überall  fünf  bis  sechs  Stockwerk  hohe  Gebäude  mit  Hinter-  und 
Seitengebäuden  und  schlechten  kleinen  Höfen  erbaut  würden,  müsse, 
wenn  ein  solches  Object  zur  Zwangsversteigerung  komme,  wenn  ein  Bau- 
krach eintrete,  dieser  Krach  unendlich  viel  nachtheiliger  wirken,  als  wenn 
es  sich  um  verhältnissmässig  kleine  Werthe  handle.  Für  solche  kleinere 
Werthe  sei  ein  grosser  Kreis  von  Bewerbern  und  Käufern  da,  bei  Objecten 
von  dem  Umfange,  wie  sie  jetzt  in  den  grossen  Städten  meistens  auf  den 
Markt  kämen,  beschränke  sich  der  Kreis  auf  das  Aeusserste,  das  Object  gehe 
zu  sehr  billigem  Preise  weg,  und  ungezählte  Capitalien  gehen  unrettbar 
verloren. 

Was  die  Stellung  des  Vereins  zu  der  Frage  betreffe,  so  könne  er  nur 
wünschen,  dass  die  schon  früher  eingenommene  Stellung  auch  jetzt  gewahrt 
werde,  und  der  Verein  den  vorgelegten  Thesen  zustimme,  ohne  dass  die 
Sache  so  aufgefasst  werden  soll,  dass  der  Verein  jedem  einzelnen  Verlangen 
unbedingt  beitrete.  Er  z.  B.  hege  ebenfalls  gegen  die  Zusammenlegung, 
"Wie  sie  Herr  Küchler  wolle,  einige  recht  weitgehende  principielle  Bedenken^ 
Aber  im  Ganzen  könne  sich  der  Verein  mit  den  Thesen  und  den  Principien 
der  Referenten  einverstanden  erklären  und  es  geschehe  dies  am  Besten 
durch  Annahme  des  Antrags  Lent. 
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Oberbürgermeister  Adickes  (Frankfurt  a.  M.)   macht  zuuächst 

darauf  aufmerksam,  dass  die  Frage  der  weiträumigen  Bebauung  bereits 
auf  früheren  Versammlungen,  speciell  im  Yorigen  Jahre  in  Magdeburg,  ein- 
gehend behandelt  und  nach  allen  Richtungen  hin  erörtert  worden  sei,  und 
dass  diese  Frage  nur  hier  mit  aufgenommen  worden  sei,  weil  sie  einen 
Theil  des  ganzen  heutigen  Verhandlungsgegenstandes  bilde,  nicht  aber, 
um  noch  einmal  ex  professo  geprüft  zu  werden.  Uebrigens  habe  ihn  das 
von  Herrn  Hartwig  gegen  die  weiträumige  Bebauung  vorgebrachte  Argu- 
ment in  Staunen  gesetzt,  dass  nämlich  eine  Erschliessung  von  Bauland 
durch  Zusammenlegung  und  eine  weiträumige  Bebauung  die  Bodenspecu- 
lation  befördere.  Dem  gegenüber  solle  man  sich  doch  einmal  klar  machen, 
was  eine  Miethscaserne  bedeute.  Die  Miethscaserne  bedeute,  dass  ein 
Stand  von  Hausbesitzern  vorhanden  sei,  der  bloss  vom  Vermiethen  dieser 
Häuser  lebe,  und  dass  unter  diesen  Hausbesitzern  sehr  viele  seien,  die  nur 
das  eine  Interesse  kennen,  die  Miethen  zu  steigern,  dann  ein  höheres 
Capital  für  das  Haus  zu  bekommen  und  wieder  ein  anderes  Haus  zu  bauen 
oder  zu  kaufen,  und  so  ad  infinitum  weiter,  so  weit  gesteigert  werden 
könne.  Das  sei  der  speculative  Hausbesitzer  und  der  beruhe  eben  auf  der 
Miethscaserne;  er  falle  weg  in  dem  Moment,  dass  weiträumig  gebaut 
werde,  dass,  wie  in  England,  im  Grossen  besehen.  Jeder  sein  eigenes  Häus- 
chen habe.  Gerade  desswegen  sei  die  Miethscaserne  zu  bekämpfen,  weil 
sie  die  Grundlage  der  Bauspeculation  sei.  Aber  nicht  nur  die  Grundlage 
der  Bauspeculation  sei  die  Miethscaserne,  sondern  zugleich  auch  die  niedere 
Form  des  Wohnens;  der  Besitz  eines  eigenen  Hauses,  die  weiträumige  Be- 
bauung, müsse  bei  uns  wie  bei  den  Engländern  als  ein  höherer  Stafidard 
qf  life  angesehen  werden,  wie  dies  im  vorigen  Jahre  in  Magdeburg  auf 
Grund  eingehender  ^Erörterungen  ausgesprochen  worden  sei. 

Vor  Allem  sei  es  nunmehr  wünschenswerth,  dass  den  Verhandlungen 
eine  abschliessende  Form  gegeben  werde,  die  den  verschiedenen  Bedürf- 
nissen Rechnung  trage.  Diese  Form  lasse  sich  finden,  wenn  man  die 
streitigen  Punkte  ausscheide,  abgesc^hen  von  den  Einwendungen  des 
Herrn  Hartwig,  die  sich  gegen  die  ganze  Sache  richten  und  ja  widerlegt 
seien.  Abgesehen  also  hiervon  seien  die  erhobenen  Einwände  eigentlich 
nur  folgende: 

In  II,  Umlegung,  seien  die  Thesen  c,  d  und  e  bestritten,  und  auch  er 
müsse  dem  beistimmen,  dass  er  die  Beschränkung  der  Umlegung  auf  einen 
Baublock  (These  II,  c)  in  den  meisten  Fällen  nicht  für  durchführbar  halte; 
d  und  e  seien  Detailpunkte,  die  je  nach  den  Verhältnissen  verschieden  zu 
regeln  seien.  Desshalb,  wenn  man  diese  drei  Punkte  aus  den  Thesen 
wegnehme,  würde  man  die  ganze  übrige  These  II  annehmen  können,  da 
hiergegen  keine  Bedenken  laut  geworden  seien. 

Was  These  I,  Bebauungsplan,  anbelange,  so  sei  nur  von  Herrn 
Hartwig  gegen  die  Anlage  von  schmälern  Strassen  neben  den  breiten 
Einwand  erhoben  worden.  Es  werde  wohl  seitens  der  Referenten  bei  ihrem 
Schlusswort  noch  darauf  eingegangen  werden,  er  halte  es  für  sehr  verkehrt, 
wenn  man  aus  Angst  vor  einer  später  einmal  nöthig  werdenden  Strassen- 
verbreiteruug  nun  alle  Strassen  zu  breit  anlege;  eine  Strasse  von  20  m  für 
kleine  Häuser  halte  er  für  zu  breit,  das   sei  eine  Vergeudung  von  volks- 


läerbeiführung  eines  gesundheitl.  zweckmässigen  Ausbaues  d.  Städte.       65 

^irthschafllicliem  Capital.  Zu  diesem  Paragraphen  habe  er  im  Einver- 
«tändniss  mit  den  Referenten  nur  vorzuschlagen ,  unter  I  b  statt  Hinter- 
gebäude zu  setzen:  Hinterwohngebäude. 

Gegen  lY,  Enteignung,  und  V,  Bauordnung,  seien  Einwände  über- 
haupt nicht  erhoben  und  er  glaube  desshalb,  dass  der  Verein  unter  Weglassung 
Ton  II  c,  d  und  e  die  Thesen  I,  II,  IV  und  V  einfach  annehmen  könne. 

Etwas  anders  sei  es  mit  III,  Zusammenlegung,  mit  den  Gedanken, 
die  Herr  Efichler  hier  entwickelt  habe.  Es  sei  gewiss  sehr  dankenswerth, 
dass  diese  Entwickelung  des  genossenschaftlichen  Gedankens  in  dieser 
Form  von  ihm  hier  vorgeführt  worden  sei.  Aber  Herr  Küchler  werde 
«elbst  sich  nicht  verhehlen,  dass  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten  nach  dieser 
Richtung  hin  vorhanden  seien,  und  die  Erörterung  hierüber  noch  nicht  zu 
irgendwie  gesicherten  Ergebnissen  gelangt  sei,  wie  dies  doch  auf  dem  weit 
geklärteren  Gebiete  der  Umlegung  der  Fall  sei.  Er  glaube  daher,  es 
werde  richtiger  sein,  wenn  der  Verein  dies  auch  äusserlich  dadurch  docu- 
mentire,  dass  er  diese  III.  These  nicht  annehme,  sondern  sie  nur  als 
Material  den  betreffenden  Regierungen,  denen  die  übrigen  Materialien 
überwiesen  werden,  mit  unterbreite. 

Wenn  sich  die  Referenten  mit  seinen  Vorschlägen  einverstanden 
«rklären  würden,  wäre  der  Verein  in  der  Lage,  eine  wirkliche,  definitive 
Abstimmung  und  damit  zunächst  einmal  einen  Absohluss  dieser  mehr- 
jährigen Verhandlungen  herbeizuführen,  wogegen  es  ihm  in  keiner  Weise 
zweckmässig  erscheine,  dass  der  Verein,  sei  es  mit  oder  ohne  Commissions- 
berathungen,  im  nächsten  Jahre  nochmals  wieder  die  Sache  bearbeite. 

Nachdem  die  Sache  jetzt  mehrmals  verhandelt  sei,  müsse  nun  einmal 
«ine  Ruhe  von  einigen  Jahren  eintreten,  um  abzuwarten,  wie  sich  die 
Sache  weiter  gestalten,  was  die  thatsächliche  Entwickelung  bringen  werde. 
In  Preussen  sei  bei  der  augenblicklichen  Zusammensetzung  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  auf  ein  gesetzliches  Vorgehen  in  dieser  Richtung 
wohl  nicht  zu  rechnen,  und  diese  Ansicht  finde  ihre  Bestätigung  in  einem 
neuerdings  bei  dem  hannoverschen  Städtetage  eingegangenen  Schreiben,  in 
welchem  das  königl.  preussische  Staatsministerium  auf  eine  Vorstellung 
des  Städtetages  betr.  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfes  über  Umlegung  von 
Grundstücken  zum  Zwecke  von  Stadterweiterungen  erwidere,  dass  nach 
der  Aufnahme,  welche  der  den  gleichen  Gegenstand  behandelnde  Adickes '- 
sehe  Gesetzentwurf  im  Landtage  gefunden  habe,  Aussicht  auf  eine  baldige 
erneute  Einbringung  eines  entsprechenden  Gesetzentwurfes  nicht  gemacht 
werden  könne.  Umsomehr  sei  es  zu  begrüssen,  dass  der  Badische  Staat 
nach  dieser  Richtung  vorgegangen  sei,  vielleicht  werde  Hessen  folgen,  und 
dann  werde  es  sich  zeigen,  dass  die  kleinen  Staaten  in  diesen  Fragen  den 
grossen  Staaten  überlegen  seien,  desshalb,  weil  sie  ein  kleineres,  überseh- 
bareres Feld  von  Interessen  haben  und  solche  Sache  eher  fördern  können. 
Am  schnellsten  sei  es  desshalb  ja  auch  in  Hamburg  und  in  Zürich  gegangen, 
wo  man  die  Verhältnisse  am  allerleichtesten  habe  übersehen  können.  Es 
«ei  also  nur  naturgemäss,  dass  die  kleinen  Staaten  folgen,  und  dann  werde 
wohl  auch  der  preussische  Staat  einsehen,  dass  es  sich  nicht  um  Dinge 
handle,  die  schädigen  oder  verwirren,  sondern  nur  um  solche,  die  die  Wohl- 
fahrt fördern. 
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Vorsitzender  Oeh.  Medielnalrath  Dr.  Pistor  macht  darauf  auf- 
merksam, dass  die  beiden  Referenten  erklärt  haben,  die  Thesen  seien  nicht 
zur  Abstimmung  bestimmt;  nun  aber  sei  von  Herrn  Adickes  der  Sache 
eine  Wendung  gegeben  worden,  dass  es,  wenn  diese  bei  der  Versammlung 
Anklang  fände,  doch  wohl  zur  Abstimmung  kommen  würde.  Desshalb 
müsse  er  zunächst  die  Versammlung  fragen,  wie  sie  sich  zu  einer  eyent. 
Abstimmung  stelle. 

In  der  nun  folgenden  Geschäftsdebatte  ziehen  zunächst  die  Herren 
Lent  und  Kölle  ihre  Anträge  eventuell  zu  Gunsten  des  Antrages  des 
Herrn  A  dick  es  zurück;  Stadtrath  Hendel  und  Baumeister  Hartwig 
erklären  sich  gegen  eine  Abstimmung,  weil  eigentlich  nur  eine  allgemeine 
und  keine  Specialdiscussion  der  einzelnen  Thesen  stattgefunden  habe; 
Oberbürgermeister  Adickes  betont,  dass  sein  Antrag  sich  von  dem  Antrag 
Lent  eigentlich  nur  darin  unterscheide,  dass  er  einen  Unterschied  gemacht 
zu  sehen  wünsche  zwischen  I,  IT,  IV,  V  einerseits  und  III  andererseits,  und 
dies  auch  äusserlich  durch  die  Art  der  Abstimmung  zum  Ausdruck  gebracht 
haben  möchte.  Bei  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Abstimmung  solle  ja 
nicht  über  jedes  Wort  abgestimmt  werden,  sondern  es  solle  nur  aus- 
gesprochen werden,  dass  der  Verein  die  und  die  Grundsätze  für  richtig 
halte.  Das  Resultat  dieser  Debatte  ist,  dass,  nachdem  die  Referenten  die  von 
Herrn  Adickes  zu  I  und  II  beantragten  Aenderungen  gebilligt  hatten, 
sich  die  Herren  A dickes  und  Lent  zu  einem  gemeinsamen  Antrag  einigen, 
welcher  lautet: 

Autrag  Lent-Adickes. 

Indem  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege,  wie 
in  frühereu  Versammlungen  so  auch  heute,  den  Leitsätzen  der  Bericht- 
erstatter unter  I,  Bebauungsplan,  II,  Umlepfung,  FV,  Enteignung,  und 
V,  BauordnuQf^,  nach  Richtung  und  allgemeinem  Inhalt  zustimmt  und 
die  Leitsätze  unter  III,  Zusammenlegung,  dem  Ausschuss  zur  weiteren 
Behandlung  überweist,  beauftragt  er  denselben,  die  Vorträge  der  Be- 
richterstatter nebst  der  daran  angeknüpften  Besprechung  drucken  zu 
lassen  und  den  Regierungen  der  deutschen  Einzelstaaten  als  Material 
für  die  dringend  nothwendige  Verbesserung  der  Gesetzgebung  über 
Stadterweiterungs-  und  Wohnungswesen  zu  überreichen. 

Die  Discussion  wird  von  Neuem  eröffnet  und  es  erhält  das  Wort 

Baumeister  Hartwig  (Dresden).  Derselbe  wendet  sich  zunächst 
gegen  die  Behauptung  des  Herrn  Oberbürgermeister  Schneider,  dieWerth- 
steigerung  von  Grund  und  Boden  komme  daher,  dass  vermögenslose  Leute 
bauen,  die  nicht  danach  fragen,  was  sie  für  die  Sache  geben,  da  sie  ja  nicht« 
zu  verlieren  haben.  Das  sei  ganz  falsch.  Die  Leute  fänden  oft  doch  bei 
steigender  Conjunction  ihre  Rechnung  dabei.  Wäre  jedes  Bauen  durch 
vermögenslose  Leute  zweifellos  und  sicher  ein  Schritt  zum  Untergang,  so 
wäre  der  Bauschwindel  längst  verschwunden. 

Wenn  derselbe  Redner  sage,  man  wolle  einen  ansässigen  Bürgerstand 
schaffen,  so  sei  das  sehr  schwer.  Es  gebe  steigende  und  fallende  Coigunc- 
turen  und  der  Hausbesitzer,  der  in  guten  Zeiten  zahlungsfähig  gewesen 
sei,  gehe  in  schlechten  Zeiten,  wenn  die  Läden  keine  Miethe  bringen,  sn 
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Grunde.  Femer  constatire  er,  dass  seine  Behauptung,  mit  allen  hier  kund- 
gegebenen Bestrebungen  sei  eine  dauernde  Niedrighaltung  des  Miethpreises 
nicht  zu  erreichen,  von  keiner  Seite  widerlegt  worden  sei. 

Seine  Behauptung,  dass  die  Zusammenlegung  die  Bodenspeculation 
vermehre,  halte  er  aufrecht.  Durch  die  Zusammenlegung  werde  ein  Mehr 
yon  Baustellenvorrath  geschaffen,  und  dass  jede  Waare,  die  in  Menge 
angeboten  werde,  billiger  werde,  liege  auf  der  Hand.  Wenn  also  das  Land 
billig  sei,  werde  die  Aussicht  auf  Steigerung  des  Preises  um  so  grösser  und 
die  Zahl  der  Käufer,  der  Bodenspeculanten,  mehre  sich. 

Da  sich  Niemand  weiter  zum  Wort  gemeldet  hat,  ertheilt  der  Vor- 
sitzende (^n  Referenten  das  Schlusswort. 

Referent:  Beigeordneter  und  Banrath  Stfibben  (Köln).    „Ich 

glaube,  ich  kann  mich  nach  dem  Gange  der  Debatte  einer  weiteren  Begrün- 
dung des  Lent-Adickes'schen  Antrages,  der  ja  der  allgemeinen  Meinung 
zu  entsprechen  scheint,  enthalten. 

„Ich  halte  es  aber  filr  wichtig,  einige  wenige  Aeusserungen  noch 
gegenüber  den  Sätzen  vorzubringen,  die  Herr  Baumeister  Hartwig  aus 
Dresden  aufgestellt  hat.  Ich  kann  es  verstehen,  wenn  man  als  Haus- 
besitzer nicht  wünscht,  dass  den  Grundbesitzern  die  Bebauung  ihrer 
Grundstücke  erleichtert  werde.  Ich  kann  es  aber  nicht  verstehen,  dass  man 
vom  gesundheitlichen  Standpunkte  eine  solche  einseitige  Forderung  glaubt 
stellen  zu  können.  Der  gesundheitliche  Standpunkt  ist  wohl  der  umge- 
kehrte. Wir  wünschen  das  Bebauen  von  Grundstücken  zu  erleichtern,  um 
dadurch  gesunde  Neubauten  zu  erlangen,  um  gesundheitsverbessemd  ein- 
zuwirken auf  die  vorhandenen  Bauten  und  um  nach  Möglichkeit  die  Miethen 
zu  verbilligen. 

„Dann  kann  ich  auch  nicht  verstehen,  wie  Herr  Baumeister  Hartwig 
einen  so  grossen  Lobgesang  anstimmen  konnte  auf  die  Mischung  der  Be- 
völkerungsklassen,  wie  sie  sich  in  den  grossen  Miethscasernen  darstellt, 
dass  er  gewissermaassen  diese  Miethscasernen  als  das  sociale  Ziel  hinstellen 
konnte,  welches  wir  zu  erreichen  suchen  müssen.  Meine  Herren,  vieUeicht 
ist  Ihnen  das  Schauspiel  von  Sudermann  bekannt,  welches  lautet  „die 
Ehre'',  und  welches  die  Zustände  zwischen  Vorderhaus  und  Hinterhaus  in 
eine  ziemlich  interessante  Beleuchtung  rückt.  Ich  will  keineswegs  für  dieses 
Schauspiel  in  seinem  ganzen  Umfange  hier  eintreten.  Ich  will  es  nur  er- 
iprähnen,  um  darzulegen,  dass  keineswegs  diese  Art  von  Mischung  der  Volks- 
Idassen,  wonach  der  Reiche  die  Vorderwohn ungen  einnimmt,  während  die 
Unbemittelten  ihre  Wohnungen  an  den  Höfen  finden,  in  socialer  Beziehung 
iMfriedigt;  dass  es  keineswegs  ein  sociales  Ideal  ist,  wenn  man  recht  viele  ver- 
schiedenartige Familien  in  demselben  Hause  zusammengepfercht,  möglichst 
in  vielen  Höfen,  in  vielen  Etagen  und  in  vielen  Hinterhäusern.  Wohl  aber 
liegt  eine  sociale  Verbesserung  darin,  dass  man,  ohne  der  Mischung  der 
Bevölkerungsklassen  entgegenzutreten,  die  Hinterwohnungen  beschränkt 
und  dass  man  es  ermöglicht,  recht  viel  Hauseigenthümer  zu  machen,  und 
diejenige  Art  von  Hausbesitzern,  wie  wir  sie  aus  Berlin  iind  anderen  grossen 
Städten  im  Osten  Deutschlands  leider  vielfach  kenneu,  auf  eine  kleinere  Zahl 
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zu  beschränken.  Ich  erlaube  mir,  darauf  hinzuweisen,  dass  beispielsweise 
in  Köln,  wo,  Gottlob,  bisher  noch  das  kleinere  Wohnhaus  die  Mehrheit  hat, 
wir  53  Proc.  Uäuser  im  Besitze  der  Bewohner  finden,  während  in  Berliu 
meines  Wissens  nur  7  oder  gar  nur  6  Proc.  Häuser  sich  im  Eigenthum  von 
Personen  befinden,  die  in  dem  Hause  wohnen.  Ich  stelle  Ihnen  anheiui, 
darüber  zu  urtheilen,  ob  die  erstere  oder  die  letztere  Art  des  Häuserbaues 
die  social  gesundere  ist. 

„Was  Herr  Hartwig  darüber  gesagt  hat,  dass  die  Vermehrung  des 
Angebots  von  Baugrundstücken  die  Preistreiberei  nicht  zu  verhindern  im 
Stande  wäre,  das  hat  er  nachher  wieder  berichtigt.  Er  hat  selbst  anerkannt, 
dass  durch  das  vermehrte  Angebot  der  Waare  ihr  Preis  in  der  That  er- 
niedrigend beeinflusst  wird.  Ich  will  feststellen,  dass  auch  H^  Hartwig 
sich  nachher  in  dieser  Richtung  geäussert  hat,  obwohl  ich  die  Folgerungen, 
die  Herr  Hartwig  nachher  hieran  schloss,  keineswegs  mitmachen  möchte. 

„Die  Aeusserungen  über  den  Bauschwindel,  meine  Herren,  und  die  Mittel 
zu  dessen  Bekämpfung,  liegen  eigentlich  ganz  neben  der  Sache.  Das  ist 
keine  gesundheitliche  Angelegenheit,  sondern  eine  Frage  wirthschaftlicher 
und  rechtlicher  Natur,  die  auf  ganz  anderem  Gebiete  zu  behandeln  ist.  Das 
ist  aber  sicher,  dass  mit  grossen  Häusern  und  Miethscasemen  der  Bau- 
schwindel besonders  gezüchtet  wird,  und  dass  wir  desshalb  auch  dem  Bau- 
schwindel indirect  entgegentreten,  wenn  wir  mehr  für  Errichtung  kleinerer 
Häuser  sorgen,  deren  Baucapital  aufzubringen  innerhalb  der  Kräfte  solider 
Gewerbetreibender  liegt. 

„lieber  die  Anschauung,  dass  nur  breite  Strassen  und  möglichst  breite 
Strassen  das  Heil  der  Städte  seien,  darüber,  glaube  ich,  hat  doch  die  Lite- 
ratur auf  diesem  Gebiete  in  den  letzten  Jahren  ihr  Urtheil  ziemlich  deut- 
lich gesprochen.  Keineswegs  wird  unsererseits  empfohlen,  nur  schmale 
Strassen  zu  machen,  sondern  es  wird  empfohlen,  bei  der  Breitenabmessung 
der  Strassen,  ebenso  wie  bei  der  Abmessung  der  Blöcke,  sich  zu  vergegen- 
wärtigen, wozu  die  Strasse  zu  dienen  hat.  Ausschliesslich  breit«  Verkehrs- 
strassen zu  machen,  auch  wo  der  Verkehr  es  nicht  erfordert,  hat  keinen 
Sinn;  es  vermindert  die  wirthschaftliche  Ausnutzung  der  Grundstücke,  es 
vertheuert  das  Bauen  und  vermehrt  die  Baudichtigkeit;  kurz,  es  schadet, 
anstatt  dass  es  nützt.  Ausschliesslich  schmale  Strassen  zu  machen,  da^ 
wäre  natürlich  derselbe  Fehler;  das  will  auch  Niemand.  Wir  wollen  sach- 
gemäss  unterscheiden;  ich  glaube,  dass  diese  Unterscheidung  sowohl  bezüg- 
lich der  Strassen  als  der  Blöcke  für  die  Zukunft  des  Städtebaues  gesund- 
heitlich und  wirthschaftlich  von  grosser  Bedeutung  ist. 

„Die  vereinten  Anträge  von  Herrn  Oberbürgermeister  Adickes  und 
Herrn  Geh.  Sanitätsrath  Lent  empfehle  icli  Ihrem  Wohlwollen  und  Ihrer 
Annahme." 

Correferent  Oberbärgemieister  Kfichler  (Worms):  „Meine 
Herren,  nur  wenige  Worte.  Als  Consequenz  des  Antrages  des  Herrn  Ober- 
bürgermeisters A dickes  und  des  Herrn  Geh.  Sanitätsraths  Lent  würde 
wohl  in  dem  Absätze  III  der  eingeschaltete  Satz  zu  streichen  sein:  „Die  in 
der  Regel  sich  auf  einen  Block  zu  beschränken  hat**.    Es  ist  das  wohl  eine 
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selbstverständliche  Conseqnenz,  wenn  man  die  Beschränkung  auf  einen 
Block  im  Allgemeinen  hat  fallen  lassen. 

„Im  Uebrigen,  meine  Herren,  finde  ich  es  ja  selbstverständlich,  dass 
ein  vollständig  neuer  Vorschlag,  der  hier  unvorbereitet  und  in  früheren 
Verhandlungen  noch  nicht  berührt,  aufgetreten  ist,  keinen  Anspruch  darauf 
hat,  in  gleicher  Weise  abgethan  und  zustimmend  behandelt  zu  werden,  wie 
ein  Vorschlag«  der  durch  viele  Versammlungen  abgeklärt,  und  man  kann 
wohl  sagen,  zum  Allgemeingut  unseres  Vereins  geworden  ist.  Ich  bin  dess- 
halb  vollständig  damit  einverstanden,  dass  diese  Position  III  anders  in  den 
Beschlussfallen  der  heutigen  Versammlung  behandelt  wird  und  nur  als 
Material  überwiesen  werden  soll,  darf  mir  aber  doch  wenigstens  die  Be- 
merkung gestatten,  dass  die  Einwendungen,  die  heute  gegen  diese  Posi- 
tion III  gemacht  worden  sind,  mir  nicht  sehr  beweiskräftig  gegen  meine 
Anschauungen  zu  sein  scheinen.  Es  ist  darauf  hingewiesen  worden,  wenn 
ich  es  kurz  zusammenfassen  soll,  dass  Missbrauch  damit  getrieben  werden 
könnte,  indem  eine  Minorität  von  Besitzern,  die  mehr  als  die  Hälfte  der 
Fläche  hätten,  eine  derartige  Genossenschaft  in  ihrem  privaten  Interesse 
ausnutzen  könnte.  Nun,  meine  Herren,  die  Genossenschaftsbildung  bedarf 
nach  meinem  Vorschlage  nicht  allein  der  Zustimmung  der  Stadtverwaltung 
—  und  es  ist  wohl  kaum  anzunehmen,  dass  eine  Stadtverwaltung  sich  findet, 
die  einer  derartigen  eigennützigen ,  auf  Missbrauch  abzielenden  Bestrebung 
Vorschub  leisten  sollte  —  sie  bedarf  auch  ausserdem  noch  der  Genehmigung 
des  Ministers;  und  wenn  wir  alle  denkbaren  Möglichkeiten  von  Gesetzes- 
missbräuchen  in  Erwägung  ziehen  wollten,  und  wenn  wir  damit  rechnen 
wollten,  dass  alle  mit  der  Handhabung  des  Gesetzes  betrauten  Factoren 
Unrecht  oder  Thorheiten  begehen,  meine  Herren,  dann  werden  wir  über- 
haupt kein  Gesetz  finden,  von  dem  wir  nicht  in  letzter  Consequenz  be- 
haupten können,  dass  etwas  Schlechtes  damit  gemacht  werden  könnte.  Ich 
habe  die  Empfindung,  dass  dieser  Grund,  der  aus  Scheu  vor  missbräuch- 
licher  Anwendung  der  Bestimmung  sich  vor  der  ganzen  Sache  verschliesst, 
wohl  kaum  eine  grosse  Berechtigung  hat. 

„Anscheinend  sehr  klar  ist  ja  der  Einwand:  es  ist  eine  Aufhebung  des 
Eigenthums.  Ja,  in  jeder  Expropriation  haben  wir  auch  eine  Aufhebung 
des  Eigenthums,  und  ich  möchte  gerade  behaupten,  dass  diese  Genossen- 
schaftsbildung eine  wesentlich  mildere  Form  der  Expropriation  darstellt, 
denn  sie  gewährt  dem  Eigenthümer  die  Wahl,  ob  er  sein  Gelände  gegen 
Ersatz  des  Werthes  aufgeben  will,  oder  ob  er  den  Vortheil,  den  er  event. 
speculativ  in  der  Zukunft  sich  von  diesem  Gelände  noch  verspricht,  wahr- 
nehmen will.  Ich  bin  der  Ansicht,  dass  dies  eine  viel  mildere  Form  ist, 
als  die  Expropriation,  die  ja  als  eine  Eigenthumsentziehung  gegen  vollgül- 
tigen Ersatz  des  Werthes  in  allen  unseren  Gesetzgebungen  besteht;  dass 
demgegenüber  dieser  Vorschlag  sehr  wesentliche  Vortheile  hat,  dass  er  den 
zu  Expropriirenden  nicht  vor  die  Frage  stellt:  willst  du  Geld,  sondern  ihn 
vor  die  Frage  stellt:  willst  du  dich  au  der  weiteren  Ausnutzung  des  Ge- 
ländewerthes  noch  betheiligen  oder  nicht?  Wenn  dann  eine  Garantie  ge- 
geben wird  durch  die  Art  der  Abschätzung  des  Gelände  werthes,  eine 
Garantie,  die  verhindern  soll,  über  den  wirklich  realisirbaren  Werth  des 
Grundstückes  hinaus   die   Werthfestsetzuug  zu    normiren,    meine  Herren, 
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dann  betrachte  ich  das  als  wesentlichen  Vorzug.  Denn  ich  glaube  nicht, 
dass  wir  es  als  wesentlichen  Vorzug  betrachten  können,  dass  die  jetzigen 
Expropriationen  durchschnittlich  über  den  gegenwärtigen  Werth  hinaus- 
gehen. Es  giebt  kein  Expropriationsgesetz,  welches  nicht  ausspricht,  es 
soll  nicht  der  gegenwärtige  Werth  überschritten  werden.  Aber,  wie  ich 
glaube,  wird  nicht  der  gegenwärtige  wirkliche  Werth,  sondern  immer  der 
denkbar  höchste  Werth  festgesetzt,  und  wenn  wir  hier  eine  Form  finden, 
die  eine  Declaration  gegen  diese  Ueberschätzung  des  Werthes  giebt,  so 
würde  das  nach  meiner  Ansicht  zu  begrüssen  sein. 

„Das  Bestreiten  des  Erfolges,  meine  Herren,  würde  ebenso  gut  an- 
zuwenden sein  auf  jede  Umlegung.  Wenn  Sie  bestreiten,  dass  die  Bereit- 
stellung grosser  Baugebiete  überhaupt  einen  Erfolg  auf  Reduction  der  Preises 
üben  könnte,  dann  brauchen  Sie  auch  keine  Umlegung,  überhaupt  nichts  zu 
machen,  dann  brauchen  Sie  auch  kein  Baugebiet  in  anderer  Form  zur  Ver» 
fügung  zu  stellen.  Also  ich  halte  diesen  Einwand  nicht  für  berechtigt.  Ich 
glaube,  dass  gerade  durch  dieses  Verfahren  in  ganz  ausserordentlich  hervor- 
ragendem Maasse  Gelände  zu  Bauzwecken  jeder  Art  zur  Verfügung  gestellt 
werden  kann,  und  dass  es  gerade  auf  diesem  Wege  gelingt,  ein  Gebiet 
gleichzeitig  zur  Verfügung  zu  stellen,  welches  allen  gesundheitlichen  An- 
forderungen sofort  genügen  kann,  ohne  dass  die  Gemeinde  in  Unkosten 
gestürzt  wird,  die  sie  auf  die  Dauer  in  grösserem  Maassstabe  nicht  zu 
leisten  im  Stande  ist.^ 

Der  Vorsitzende,  Geh.  Mediclnalrath  Dr.  Pistor,  bringt,  nach- 
dem Herr  Baurath  Kölle  seinen  Antrag  zurückgezogen  hat,  die  beiden 
Anträge  Lent- Adickes  und  Hartwig  zur  Abstimmung. 

Der  Antrag  Lent-Adickes  wird  mit  allen  gegen  vier  Stimmen  ange- 
nommen, und  ist  der  Antrag  Hartwig  damit  abgelehnt. 

Es  lautet  somit  der 

Besohluss  des  Vereins: 

Indem  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege, wie  in  früheren  Versammlungen,  so  auch  heute, 
den  Leitsätzen  der  Berichterstatter  —  in  der  von  ihnen 
gebilligten  veränderten  Fassung  —  über  „Bebauungs- 
plan'S  „TJmlegiLng'S  „Enteignung"  und  „Bauordnung" 
nach  Richtung  und  allgemeinem  Inhalt  zustimmt,  und 
die  Leitsätze  über  „Zusammenlegung"  dem  Ausschusse 
zur  weiteren  Behandlung  überweist,  beauftragt  er  den- 
selben, die  Vorträge  der  Berichterstatter  nebst  der 
daran  angeknüpften  Besprechung  drucken  zu  lassen  und 
den  Regierungen  der  deutschen  Einzel  Staaten  als  Material 
für  die  dringend  nothwendige  Verbesserung  der  Gesetz- 
gebung über  Stadterweiterungs-  und  Wohnungswesen  zu 
überreichen. 

Die  Sätze  der  Referenten,  welchen  der  Verein  hiemach  nach  Rich- 
tung und  allgemeinem  Inhalte  zugestimmt  hat,  lauten  in  der  im 
Laufe  der  Debatte  (vergl.  S.  64  u.  65)  veränderten  Fassung: 
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SoMusssätze. 

Zu  den  Maassregeln,  welche  dazu  dienen,  im  Stadterweiterungsgelände 
die  Bebauung  gesundheitlich  zweckgemäss  zu  gestalten  und  in  alten  Stadt- 
theilen  gesundheitswidrige  Bauzustände  zu  verbessern,  gehören: 

I.  Die  Aufstellung  eines  den  gesundheitlichen  Anforderungen 
entsprechenden  Bebauungsplanes  (auf  Grund  eines  geeigneten 
Fluchtliniengesetzes); 

II.  Die  gesetzliche  Feststellung  eines  amtlichen  Verfahrens  zur 
TTmlegiing  unbebauter  städtischer  Grundstücke  in  baugerechte 
Formen  (Umlegungsgesetz); 

in.  Die  Ausdehnung  des  communalen  Enteignungsrechtes  (Gesetz 
über  Zonenenteignung); 

ly.  Die  unterschiedliche  Feststellung  der  baupolizeilichen  Vor- 
schriften für  die  inneren  und  äusseren  Stadttheile  (abgestufte 
Bauordnung). 

I.  Bebauungsplan. 

a)  Das  Gesundheitsinteresse  verlangt  Reinheit  und  Trockenheit  des  Unter- 
grundes, rasche  und  gründliche  Beseitigung  der  Schmutzstoffe,  Rein- 
haltung der  Wasserläufe ;  ausreichende  Versorgung  der  Stadt  mit  Wasser, 
Licht,  Luft  und  Pflanzungen;  Schutz  gegen  nachtheilige  Gewerbebetriebe, 
erhebliche  Ausdehnung  des  Bebauungsplanes,  zweckentsprechende  Ab- 
messung der  Strassenbreiten  und  Baublöcke. 

b)  Insbesondere  ist  bei  Abmessung  der  Strassenbreiten  und  Baublöcke  da- 
hin zu  streben,  dass  für  die  verschiedenen  Baubedürfnisse  geeignete 
Strassen  uud  Bauplätze  p^ewonnen,  Hinterwohngebäude  nach  Möglichkeit 
vermieden,  kleinere  Wohnhäuser  begünstigt  werden.  Es  sind  vor- 
zusehen: Breite  Verkehrsstrassen,  mittlere  und  schmale  Wohnstrassen ; 
grosse  Blöcke  für  Fabrikbauten  und  Landhäuser,  mittlere  für  bürger- 
liche Wohn-  und  Geschäftshäuser,  kleine  für  die  Wohnungen  der  minder 
begüterten  Volksklassen. 

c)  Bestehende  Stadtbaupläne  sind  zu  prüfen  und  im  vorstehenden  Sinne, 
soweit  möglich,  zu  verbessern. 

d)  Wo  die  Gesetzgebung  die  Feststellung  ausgedehnter  und  sachgemässer 
Bebauungspläne  noch  behindert  oder  erschwert,  sind  diese  Schwierig- 
keiten durch  Erlass  eines  geeigneten  Fluchtliniengesetzes  zu  beseitigen. 

U.  Umlegung. 

a)  Die  Strassenlinieu  des  Siadtbauplanes  können  an  die  vorhandenen 
Grundstücksgrenzen  der  Feldflur  nur  in  der  Minderzahl  der  Fälle  so 
angepasst  werden,  dass  die  Grundstücke  in  der  bisherigen  Lage  und 
Gestalt  zur  Eintheilung  und  Benutzung  als  städtische  Bauplätze  brauch- 
bar sind.  Es  ist  vorher  die  Grcnzregelung  oder  Umlegung  der  Grund- 
stücke erforderlich.  Diese  wird  zwar  in  manchen  Fällen  nach  vieler 
Mühe  und  grossem  Zeitverlust  durch  Uebereinkommen  aller  Betheiligten 
erreicht;  bei  dem  oft  vorkommenden  Widerstreben  Einzelner  bedarf  es 
dagegen  eines  Umlegungsgesetzes,  d.  h.  der  Verleihung  des  Rechtes 
auf  zweckentsprechende  Umlegung  ihrer  Grundstücke  an  die  Betheiligten, 
auch  ohne  die  Zustimmung  jedes  einzelnen  Eigenthümers.  Dieses  Um- 
legungsrecht  ist  nothwendig, 

a)  um  eine  gesundheitlich  und  wirthschaftlich  unzweckmässige  Be- 
bauung zu  verhindern,  eine  zweckmässige  Bebauung  aber  zu  er* 
möglichen ; 
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ß)  um  die  Gesammtheit  der  Besitzer  einer  Grundstäcksgruppe  gegen 
die  Böswilligkeit  eines  Einzelnen,  sowie  um  die  kleineren  Besitzer 
gegen  die  grösseren  zu  schützen; 

y)  um  die  am  Markt  befindlichen  Baugrundstücke  zu  vermehren  und 
dadurch  der  übertriebenen  Preissteigerung  entgegenzuwirken; 

d)  um  den  geordneten,  zusammenhängenden  Ausbau  der  Stadt  auf 
einem  Gelände,  dessen  Grundstücke  im  Gemenge  liegen,  durch- 
führen zu  können,  sowohl  zu  Gunsten  der  Besitzer  selbst  und  der 
zukünftigen  Bewohner,  als  im  Interesse  der  Nachbarschaft  und 
der  Gemeinde. 

b)  Die  Grundlage  der  Umlegung  bildet  der  vorher  festzustellende  Be- 
bauungsplan. 

c)  Die  Errichtung  von  Bauten  auf  ungeregeltem  Gelände,  welche  die 
Umlegung  erschweren,  ist  zu  untersagen. 

m.  Enteignung. 
Das  Enteignungsrecht  der  Gemeinde  soll  sich  erstrecken 

a)  auf  die  Erwerbung  des  Landes  für  die  Anlage  neuer,  im  gesetzlich 
geordneten  Verfahren  der  Fluchtlinienfeststellung  als  nöthig  anerkannter 
Strassen,  freier  Plätze  und  öffentlicher  Pflanzungen; 

b)  auf  die  Erwerbung  solcher  neben  den  neuen  Strassen  und  Plätzen 
liegenbleibenden  Grundstückstheile ,  welche  gemäss  der  im  gesetzlich 
geordneten  Umlegungsverfahren  getroffenen  Pestsetzung  wegen  ihrer 
Kleinheit  zur  selbständigen  Bebauung  ungeeignet  sind; 

c)  auf  die  Erwerbung  solcher  in  älteren  Stadttheilen  liegenden  Grund- 
stücke, welche  gemäss  einem  gesetzlich  geordneten  Verfahren  (Gesetz 
über  Zonenenteignung)  nöthig  sind,  um  eine  den  Zwecken  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  und  des  Verkehrs  entsprechende  Bebauung 
herbeizuführen. 

IV.  Bauordnung. 

a)  Die  Einheitlichkeit  der  baupolizeilichen  Vorschriften  für  die  Innenstadt 
und  alle  Theile  der  Aussenstadt  hat  in  vielen  Stadterweiterungen  Bau- 
und  Wohnzustände  entstehen  lassen,  welche  vom  gesundheitlichen 
Standpunkte  aufs  lebhafteste  zu  beklagen  sind.  Insbesondere  hat  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  die  Wohndichtigkeit  gesteigert,  die  Wohnraumlich keit 
vermindert. 

b)  Die  Uebertragung  der  den  altstädtischen  Verhältnissen  angepassten  Bau- 
ordnung auf  das  ganze  Stadterweiterungsgelände  hat  dort  an  zahlreichen 
Orten  eine  ausgedehnte,  auf  die  äusserste  polizeilich  erlaubte  Aus- 
nutzung sich  stützende  und  diese  nothwendig  veranlassende  Bodeu- 
und  Bauspeculation  zwar  nicht  hervorgerufen,  aber  ermöglicht,  welche 
das  W^ohnen  zugleich  verschlechtert  und  vertheuert  und  nicht  bloss 
auf  gesundheitlichem,  sondern  auch  auf  allgemein  socialem  Gebiete  zu 
den  beklagenswerthesten  Erscheinungen  unserer  Zeit  gehört. 

c)  Zu  den  Maassregeln,  welche  geeignet  sind,  diesen  Missständen  in  Zu-* 
kunft  entgegenzutreten,  gehört  die  baupolizeiliche  Anordnung,  dass  in. 
den  äusseren  Theilen  der  Stadt  weniger  hoch  und  weniger  dicht  gebaute 
werde,  als  in  der  Innenstadt.  Es  empfiehlt  sich,  zu  diesem  Zwecke  da^ 
Stadtgebiet  (nach  Bedarf  unter  Einbeziehung  von  Vororten)  in  Bezirket 
einzutheilen,  für  welche  die  Bauordnungsvorschriften  sich  unter  Berück^ — 
sichtigung  der  bereits  vorhandenen  Bodcnwerthe  im  Sinne  der  zu — 
nehmenden  Weiträumigkeit  und  der  Bevorzugung  des  Einfamilienhauses 
bezw.  Bekämpfung  des  Massenmiethhauses  abstufen. 

Die  in  dieser  Richtung  in  Budapest,  Wien,  Berlin,  Altena,  Frank 
fürt  a.  M.,  Köln   und  anderen  Städten  hervorgetretenen   Bestrebung! 
verdienen  Anerkennung  und  Nachahmung. 
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d)  Bei  der  Abstufung  der  Bauordnung  sind  nach  MaasBgabe  des  voraus- 
sichtlichen Bedarfs  und  der  örtlichen  Verhältnisse  auch  solche  Bezirke 
abzusondern,  in  welchen 

a)  nur  die  offene  Bauweise  gestattet  wird, 

ß)   der  Bau  und  Betrieb  von  Fabriken  und  anderen  lästigen  gewerb- 
lichen Anstalten  untersagt  ist, 
y)  der  Bau  und  Betrieb  von  Fabriken  begünstigt  wird. 


Die  Leitsätze  der  Referenten,  welche  der  Verein  dem  Ausschuss 
zur  weiteren  Behandlung  überwiesen  hat,  lauten  in  der  von  dem 
Herrn  Correferenten  (vergl.  S.  68)  veränderten  Fassung: 

Zuscunmenlegung. 

a)  Anstatt  der  Umlegung  unbebauter  Grundstücke,  die  mit  der  Zutheilung 
der  Ersatzgrundstücke  abschliesst,  empfiehlt  sich  an  manchen  Orten  die 
Zusammenlegung  grösserer  Stadterweiterungsgebiete  unter  Er- 
haltung des  ungetheilten  Besitzes  bis  zur  Verwerthung  als  Baugelände, 
und  zwar 

r<)  um,  unabhängig  von  der  Böswilligkeit  oder  dem  Unverstände  Einzelner, 
das  zur  Bebauung  bereit  gestellte  Stadtgelände  zu  vermehren  und  der 
künstlichen  Preistreibung  zu  begegnen; 

ß)  um  den  Schwachen  vor  dem  Auskauf  durch  den  Starken  zu  unter- 
werthigen  Preisen  zu  schützen  und  ihm  die  Möglichkeit  zu  geben,  an 
der  allmählichen  und  naturgemässen  Werthsteigerung  Antheil  zu  nehmen; 

y)  um  den  einzelnen  Grundbesitzer  vor  der  Zersplitterung  seines  Besitzes 
in  verschiedenen  Blöcken  und  vor  der  Enteignung  der  bebau ungs- 
unfähigen  Theile  zu  bewahren  (vergl.  III,  b); 

(f)  um  in  grösseren  Stadterweiterungsgebieten  ein  den  verschiedenartigen 
Baubedürfnissen  (vergl.  I,  b)  dienendes,  der  Entwässerung  wegen  als- 
bald im  Ganzen  bereit  zu  stellendes  Strassennetz  ohne  Enteignungs- 
verfahren durchführen  zu  können. 

b)  Die  Zusammenlegung  geschieht  auf  Antrag  der  Eigenthümer  von  mehr 
als  der  Hälfte  der  betheiligten  Fläche  mit  Zustimmung  der  Gemeindever- 
tretung, oder  auf  Beschluss  der  letzteren,  wenn  nicht  die  Eigenthümer 
von  mehr  als  der  Hälfte  der  betheiligten  Fläche  widersprechen. 

c)  Der  Antheil  der  bei  der  Zusammenlegung  Betheiligten  ist  durch  Ab- 
schätzung in  Geld  zu  ermitteln,  wobei  Fläch engrösse,  Lage  und  Werth 
der  eingebrachten  Grundstücke  zu  berücksichtigen  sind.  Beschwerden 
werden  im  Verwaltungsstreit  verfahren  erledigt. 

d)  Die  Verwaltung  erfolgt  durch  einen  gewählten  Vorstand,  der  die  Genossen- 
schaft nach  Maassgabe  eines  zu  errichtenden  Genossenschaftsstatuts  vertritt. 

e)  Etwaige  in  dem  Zusammenlegungsgebiete  befindliche  Gebäude  unterliegen, 
insoweit  sie  die  Aufstellung  des  Bebauungsplanes  hindern,  der  Enteignung 
durch  die  Genossenschaft. 

f)  Jedem  Genossenschafter  steht  der  Austritt  frei.  Die  Genossenschaft  hat 
ihm  den  Schätzungswerth  seines  Antheiles  zu  ersetzen.  Lehnt  dies  die 
Genossenschaft  ab,  so  erfolgt  die  Liquidation  derselben. 


Schluss  der  Sitzung  3\'^2  ^^r- 
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Zweite   Sitzung. 

Donnerstag,  den   12.  September  1895,  Vormittags  9  Uhr. 

Vorsitzender  Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  eröffnet  die  Ver- 
sammlung. Dieselbe  tritt  sogleich  in  die  Verhandlung  des  zweiten  Gegen- 
standes der  Tagesordnung  ein: 


II.  Die  Erbauung  von  Heilstätten  filr  Lungen- 
kranke durch  Invaliditats-  u.  Altersversicherungs- 
anstalten, Krankenkassen  u.  Communalverbande. 

Es  lauten  die  von  dem  Referenten,  Herrn  Director  Gobhard^  aufge- 
stellten 

SoMusssätze: 

1.  Die  Einschränkung  der  Verheerungen,  welche  die  Lungenschwindsucht  in 
allen  Volkskreisen  hervorruft,  ist  von  grossester  Bedeutung  für  die  Wohl- 
fahrt des  ganzen  Volkes.  Zur  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht 
hahen  desshalb  alle  staatlichen  und  communalen  Organisationen,  zu  deren 
Obliegenheiten  die  Minderung  der  aus  Krankheit  und  Siechthum  ent- 
springenden Leiden  gehört,  mitzuwirken. 

2.  Es  ist  insbesondere  auch  Aufgabe  der  Invaliditats-  und  Altersversichenings- 
anstalten,  in  Anwendung  des  §.  12  des  Invaliditats-  und  Altersversicherungs- 
Gesetzes  zur  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht  die  Hand  anzulegen 
und  je  nach  den  Umständen  allein  oder  in  Verbindung  mit  Krankenkassen 
und  zuständigen  communalen  Organen  die  hierzu  geeigneten  Maassregeln 
zu  ergreifen. 

3.  Da  unter  den  verschiedenen  für  die  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht 
bis  jetzt  empfohlenen  Maassregcln  die  hygienisch-diätetische  Behandlung 
in  klimatisch  günstig  gelegenen  Heilstätten  allein  Erfolge  von  grösserem 
Umfange  aufzuweisen  hat,  sind  zur  Zeit  die  Bestrebungen  der  bezeichneten 
staatlichen  und  communalen  Organisationen  auf  dem  in  Rede  stehenden 
Gebiete  in  erster  Linie  dahin  zu  lenken ,  dass  eine  dementsprechende 
Behandlung  in  Heilstätten  den  dafür  geeigneten  Lungenkranken  deijenigen 
Volkskreise,  auf  deren  Wohlfahrt  sich  ihre  amtliche  Thätigkeit  zu  er- 
strecken hat,  zu  Theil  wird. 

4.  Es  fehlt  bislang  an  der  genügenden  Zahl  von  Heilstätten  für  Lungen- 
kranke aus  den  unbemittelten  und  den  wenig  bemittelten  Bevölkerungs- 
kreisen. Die  Bemühungen  der  zuständigen  staatlichen  und  communalen 
Organisationen  sind  desshalb  auf  BeschaÖun^  solcher  Heilstätten  zu  richten. 
Von  der  Beurtheilung  der  besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen  Bezirke 
hängt  es  ab,  von  welcher  der  verschiedenen  zur  Mitarbeit  berufenen 
Stellen  die  Errichtung  der  Heilstätten  unter  angemessener  Mitwirkung 
anderer  dazu  berufener  Organe  vorzunehmen  ist,  insbesondere  auch,  ob 
die  Invaliditats-  und  Altersversicherungsanstalten  selbst  Heilstatten  für 
Lungenkranke  erricliteu  und  Krankenkassen  und  communale  Organisationen 
sich  an  der  Tragung  der  Kosten  für  die  dort  unterzubringenden  Kranken 
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betheiligen,  oder  ob  sich  die  Invaliditats  -  und  Altersversicherungs  -  An- 
stalten beschränken,  zur  Deckung  der  Kosten,  welche  durch  die  Behand- 
lung der  Kranken  entstehen,  die  in  vorhandenen  oder  zu  errichtenden 
Heilstatten  gemeinnütziger  Vereine,  Privatunternehmer,  Krankenkassen 
und  communaler  Organisationen  unterzubringen  sind,  in  dem  nach  Lage 
der  Umstände  zu  bemessenden  Umfange  Theil  zu  nehmen. 

<5.  Sache  der  Aerzte  ist  es,  darauf  hinzuwirken,  dass  die  Lungenkranken  von 
der  Benutzung  des  ihnen  zu  bietenden  Heilverfahrens,  so  lange  Erfolg  von 
diesem  mit  Wahrscheinlichkeit  erwartet  werden  kann,  also  möglichst  bald, 
nachdem  die  Erkrankung  eingetreten  ist,  Gebrauch  machen.  Es  ist  von 
grosser  Bedeutung,  dass  die  Erfahrungen  darüber,  unter  welchen  Voraus- 
setzungen Erfolg  von  dem  Heilverfahren  in  Aussicht  steht,  zu  immer  all- 
gemeinerer Kenntniss  gebracht  werden. 

^.  Die  auf  die  Errichtung  und  den  Betrieb  von  Heilstätten  für  Lungenkranke 
gerichtete  Thätigkeit  gemeinnütziger  Vereine  bleibt,  auch  nachdem  von 
Invaliditäts-  und  Altersversicherungs-Anstalten,  Krankenkassen  und  commu- 
nalen  Organisationen  Maassregeln  der  weitestgehenden  Art  zur  Bekämpfung 
der  Lungenschwindsucht  auf  dem  ihnen  zukommenden  Thätigkeitsgebiete 
ergriffen  sein  werden,  unentbehrlich. 

7.  Allen  zuständigen  staatlichen  Behörden  liegt  die  grösstmögliche  Förderung 
aller  auf  die  Errichtung  von  Heilstätten  für  Lungenkranke  gerichteten 
Bestrebungen  ob. 

Referent:  Director  der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  für  In- 
yaliditäts-  und  Altersversicherung  Gebhard  (Lübeck): 

„Meine  Herren !  Auf  mehreren  Versammlungen  der  letzten  Jahre  hat 
sich  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  bereits  mit  der 
Frage  der  Bekämpfung  der  Lungentuberculose  beschäftigt.  1889  wurde  in 
Strassburg  über  die  Verhütung  der  Tuberculose,  1891  in  Leipzig  über  ihre 
Behandlung  in  Sanatorien  verhandelt.  Die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes 
ist  es,  die  ihn  innerhalb  eines  siebenjährigen  Zeitraumes  zum  dritten  Male 
auf  die  Tagesordnung  der  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege  bringt,  und  die,  wie  ich  glaube,  ihn  auch  noch  öfter 
dahin  zurückführen  wird.  Und  nicht  bloss  in  dem  hier  versammelten  Kreise, 
•dem  Deutschen  Vereine  für  öffentliche  Gesundheitspflege,  wird  diese  Wichtig- 
keit erkannt;  auch  zahlreiche  andere  Vereinigungen  von  Aerzteu  und 
Hygienikem  des  In-  und  Auslandes  haben  ihm  in  den  letzten  Jahrzehnten 
ihre  Aufmerksamkeit  gewidmet.  Es  ist  gleichsam,  als  erlebten  wir  das  Er- 
wachen aus  der  Ohnmacht,  von  der  sich  die  Menschheit  gegenüber  dem 
grimmigsten  Feinde  ihrer  Gesundheit  befangen  fühlte. 

„Freilich  nur  erst  das  Wachwerden;  es  fehlt  leider  noch  viel,  sehr  viel 
an  dem  Wachsein!  Auf  der  grossen  Menge  —  und  von  dieser  scheiden 
aich  auch  diejenigen  nicht  aus,  welche  man  als  die  Gebildeten  zu  bezeichnen 
pflegt  —  lastet  schwer  auch  heute,  trotÄ  der  gege ntheiligen  Ergebnisse  von 
Forschungen  hervorragender  Aerzte,  das  dumpfe  Gefühl,  dass  man  der 
Lungenschwindsucht  als  einem  Verhängnisse  gegenüberstehe,  dem  zu  ent- 
rinnen dem  davon  Betroffenen  unmöglich  sei.  P^s  ist  ein  wenig  erfreuliches 
Bild,  das  die  Gulturmenschheit  unter  dem  Gesichtspunkte  ihres  Verhaltens 
gegen  den  schleichenden  Feind,  den  sie  in  der  Lungenschwindsucht  besitzt, 
bietet.  Während  das  plötzlich  eintretende  Ereigniss,  das  Gesundheit  und 
Leben    von  Menschen   bedroht,    viele   Kräfte  in  Bewegung  setzt,    um    es 
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unschädlich  und  seine  Folgen  vermeidbar  zu  machen,  lässt  das  Ungemach, 
das  täglich  und  stündlich  an  unserem  Marke  frisst,  das  Jahr  für  Jahr 
Hunderttausende  vor  der  Zeit  dem  Grabe  zuführt,  die  Hände  in  Unthätig- 
keit  verharren.  Wiederholt  schon  ist  darauf  hingewiesen ,  wie  verschieden 
unser  Verhalten  gegenüber  der  Cholera  und  gegenüber  der  Lungenschwind- 
sucht ist.  Zieht  der  Schrecken  der  Cholera  durch  das  Land,  so  ist  kein 
Geldopfer  zu  gross,  es  muss  gebracht  werden;  werden  dagegen  Mittel  für 
die  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht  gefordert,  so  gilt  ihre  Verwendung, 
wenn  sie  auch  nur  knapp  bemessen  sind,  bei  Vielen,  und  oft  genug  bei  den- 
selben, die  bei  der  Aufwendung  von  Mitteln  zur  Bekämpfung  der  anderen 
Krankheit  die  Schranken  nicht  weit  genug  ziehen  konnten,  als  kaum  zu 
verantworten,  fast  als  Vergeudung.  Und  doch  wie  unendlich  viel  mehr 
von  unseren  Mitmenschen  bringt  in  einem  Jahre  die  Tuberculose  ins  Grab 
als  in  Jahrzehnten  die  Cholera! 

„Um  das  gedankenlose  Verhalten  der  Menschen  gegenüber  der  Tuber- 
culose ins  rechte  Licht  zu  stellen,  bedarf  es  aber  nicht  einmal  des  Ver- 
gleiches mit  dem  Verhalten  gegenüber  einer  anderen,  immerhin  für  Viele 
den  Tod  bringenden  Krankheit,  wie  der  Cholera;  es  genügt  ein  Blick  in 
unsere  tägliche  Umgebung.  Verursacht  eine  Maschine  die  Beschädigung 
oder  den  Tod  eines  Menschen,  so  setzen  —  und  mit  Recht  —  sich  zahl- 
reiche Kräfte  in  Bewegung,  um  die  Wiederkehr  des  Unglücksfalles  zu  ver- 
meiden und  den  Beschädigten  oder  die  nachgelassene  Familie  zu  unter- 
stützen; dass  in  demselben  Arbeitsraume,  in  dem  die  Maschine  steht,  Jahr 
ein  Jahr  aus  die  Lungen  Vieler  von  der  Schwindsucht  bedroht  und  befallen 
werden,  dass  daraus  Jammer  über  viele  Familien  gebracht  wird,  wie  wenig 
Aufmerksamkeit  wird  dem  gewidmet,  wie  wenig  gethan,  um  es  zu  vermeiden  ! 
So  erfreulich  die  Fürsorge  im  einen  Falle  ist,  so  bedauerlich  ist  ihr  Mangel 
in  dem  anderen,  der  sie  im  Grunde  weit  mehr  hervorrufen  sollte. 

„Um  es  dahin  zu  bringen,  dass  wir  uns  aufraffen  aus  dem  dumpfen 
Fatalismus,  der  den  von  der  Tuberculose  Ergriffenen  als  unrettbar  dem 
baldigen  Tode  verfallen  betrachtet,  dem  der  Nachbar,  um  sein  Schicksal 
nicht  zu  theilen,  gern  so  weit  als  möglich  aus  dem  Wege  geht,  kann  man 
es  als  das  erste  P^rforderniss  bezeichnen,  dass  es  der  ärztlichen  Wissen- 
schaft gelingt,  der  Ueberzeugung  von  der  Heilbarkeit  der  Tuberculose  weit 
zahlreichere  Anhänger  zu  gewinnen,  als  ihrer  jetzt  vorhanden  sind,  und 
ferner,  dass  auch  nur  die  Kenntniss  von  dem  Umfange  des  Leidens, 
von  der  Zahl  seiner  Opfer  eine  allgemeinere  werde.  Ueben*aschend  ist  es, 
wie  gering  trotz  aller  Veröffentlichungen  gerade  diese  Kenntniss  ist,  wie 
ihr  Mangel  einem  selbst  bei  Aerzten  entgegentritt,  geschweige  denn  bei 
Nichtärzten.  Wer  mit  den  Zahlen  in  der  Hand,  die  von  den  besten 
Kennern  der  Verhältnisse  über  die  alljährlich  von  der  Lungentuberculose 
geforderten  Opfer  festgestellt  sind,  jemals  Schritte  unternommen  hat,  um 
Mitarbeiter  für  die  Ergreifung  von  Maassregelu,  die  dem  Uebel  stenem 
sollen,  zu  gewinnen,  dem  ist  es  sicherlich  vielfach  begegnet,  dass  diese 
Zahlen  nur  ein  Kopfschütteln  fanden  und  als  Uebertreibungen  galten.  Und 
das  bei  Leuten,  von  denen  man  mit  Recht  hätte  voraussetzen  müssen,  dass 
ihnen  diese  Ziffern  durchaus  geläufig  wären!  Weist  man  sie  auf  die  über 
Todesursachen  veröffentlichten  amtlichen  Zahlen  hin,  so  reicht  das  Wissen 
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gewöhnlich  gerade  noch  so  weit,  um  entgegnen  zu  können,  dass  die  Angabe 
der  Todesursachen  in  manchen  Fällen  unsicher,  die  Bezeichnung  der  Krank- 
heiten nicht  immer  genau  sei.  Dass  bei  genauerer  Feststellung  sich  die 
Zahl  der  Fälle,  wo  Schwindsucht  als  Todesursache  zu  bezeichnen  wäre  oder 
mit  zu  bezeichnen  wäre,  nach  Lage  der  Umstände  sicher  gerade  als  noch 
weit  höher  erweisen  würde,  als  sie  sich  jetzt  darstellt,  das  entzieht  sich  der 
Kenntniss  derer,  die  zu  der  Zahl  der  Wissenden  geboren  müssten,  und  unter 
denen  auch  wohl  Manche  sind,  die  es  vorziehen.  Nichts  wissen  zu  wollen, 
um  nicht  zum  Handeln  genöthigt  zu  sein. 

„Vor  Ihnen,  meine  Herren,  die  Zahlen  ausführlich  zu  wiederholen,  die 
von  der  weiten  Verbreitung  der  Tuberculose  in  Deutschland  und  in  Europa 
im  Allgemeinen  Zeugniss  ablegen,  unterlasse  ich.  Sie  sind  Ihnen  aus  den 
früheren  Verhandlungen  oder  aus  sonstigem  Anlasse  bekannt.  Ich  beschränke 
mich  darauf,  Ihnen  nur  kurz  in  das  Gedächtniss  zu  rufen,  dass  nach  den 
Ermittelungen  der  berufensten  ärztlichen  Sachverständigen  in  Deutsch- 
land —  und  dieses  interessirt  uns  bei  der  Berathung  des  heutigen  Gegen- 
standes der  Tagesordnung,  bei  dem  es  sich  vor  Allem  um  die  Ergreifung 
wirksamer  Maassregeln  durch  die  Organe  unserer  deutschen  Socialpolitik 
handelt,  allein  —  jährlich  mindestens  160000,  wahrscheinlich  aber 
noch  weit  mehr,  vielleicht  bis  250000  Menschen  an  Lungen- 
tuberculose  sterben. 

„Auch  dabei  will  ich  nicht  verweilen,  Ihnen  die  Summe  zu  berechnen, 
welche  in  Folge  dieser  Todesziffer  als  Verlust  in  der  Haushaltsrecbnung  des 
deutschen  Volkes  jährlich  einzustellen  ist.   Da  bei  der  grossen  Mehrzahl  der 
Todesfälle  Personen  in  Betracht  kommen,  für  die  die  vollen  Aufwendungen, 
die  sie  in  den  Stand  setzen  sollen,  um  für  sich  und  eine  Familie  den  Lebens- 
unterhalt erwerben  zu  können,  bereits  gemacht  sind,  die  aber  dahinsterben, 
schon  ehe  sie  das  in  ihnen  angelegte  Capital  in  vollem  Maasse  zur  Verwen- 
dung gebracht  haben,  so  handelt  es  sich  um  eine  Summe,  die  sich  nach  sehr 
vielen  Millionen  für  jedes  Jahr  berechnet.     Sie  wird  erhöht,  um  den  eben- 
falls noch  nach  zahlreichen  Millionen  sich  beziffernden  Betrag,  welcher  durch 
Aufwendungen  während  des  langen  Siechthums  diesen  dem  Tode  vorzeitig 
Verfallenen   verbraucht  werden.    Und  bei  dem  Allen  ist  nicht  in  Anschlag 
gebracht    und  kann   nicht  in   Geldbeträge   umgerechnet  werden   die    Un- 
summe von  Jammer  und  Kummer,    den  gerade   diese  Krankheit  Jahr 
ein  Jahr  aus  in  hunderttausend  Häuser  trägt,  nicht  bloss  bei  den  Kranken 
selbst  die  Freude   am  Leben  über  Jahre  hinaus  vernichtend,  sondern   sie 
auch  bei   den  betreffenden  Familien  verderbend  für  lange  Zeiträume!     Ver- 
gegenwärtigt man  sich  das  Alles,  so  muss  es  für  alle  Staats-  und  Gemeinde- 
anstalten, in  deren  Bereich  die  Aufgabe  der  Förderung  der  Volkswohlfahrt 
fällt,  als  eine  wichtige  Aufgabe  erscheinen,  wenn  eine  wirksame,  auf  weite 
Volkskreise  anwendbare  Bekämpfung  des  Uebels  überhaupt   möglich  ist, 
dafür  alle  Kräfte  einzusetzen. 

„In  den  Schlusssätzen,  die  ich  der  geehrten  Versammlung  unterbreitet 
babe,  habe  ich  desshalb  unter  Ziffer  1  als  solche  Stellen,  welche  dabei  mit- 
zuwirken haben,  alle  staatlichen  und  communalen  Organisationen, 
zu  deren  Obliegenheiten  die  Minderung  der  aus  Krankheit  und 
Siechthum  enjbspringenden   Leiden   gehört,   bezeichnet.      Es   ist  in 
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Versicherung  überhaupt,  wie  sie  das  Deutsche  Reich  gescha£fen  hat,  darstellt, 
stets  vor  Augen  zu  halten;  nur  von  diesem  Standpunkte  aus  vermag  man 
auch  für  die  Mitarbeit  der  Versicherungsanstalten  bei  der  Bekämpfung  der 
Lungenschwindsucht  die  Grenzlinie  zu  ziehen,  die  das  Gebiet  bezeichnet, 
wo  sie  in  wirksamer  Weise  eingreifen  können  und  eingreifen  müssen. 

„Ich  sage:  Müssen,  obwohl  ich  auch  das  für  nothwendig  erachte,  dass 
den  Versicherungsanstalten  nur  die  Befugniss,  nicht  die  Verpflichtung  zum 
Eingreifen  gegeben  ist;  denn  ich  gehe  davon  aus,  dass  Jeder,  nicht  bloss 
der  Privatmann,  sondern  vor  Allem  auch  jede  Behörde  die  ertheilten  Be- 
fugnisse anwenden  muss,  wenn  und  wo  sich  die  Gelegenheit  bietet,  die 
ihm  zur  Förderung  der  allgemeinen  Wohlfahrt  gestellte  Aufgabe  besser  und 
vollständiger  zu  lösen.  Insbesondere  duldet  es  der  Zweck,  dem  die  ge- 
sammte  socialpolitische  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  dienen  soll, 
nicht,  dass  diejenigen,  denen  ihre  Durchführung  anvertraut  ist,  sich  nur 
auf  die  Wahrnehmung  dessen  beschränken,  was  äusserlich  den  einzelnen 
Organisationen  als  Verpflichtung  übertragen  ist.  Das  Ziel,  dessen  Erreichung 
dem  Deutschen  Volke  durch  die  Kaiserliche  Botschaft  vom  17.  November  1881 
ans  Herz  gelegt  wurde  und  dessen  Erlangung  es  sich  mit  der  socialpoli- 
tischeu  Versicherungsgesetzgebung  zur  Aufgabe  stellte,  das  Ziel  der  Hebung 
der  Lebenslage  der  dieser  Gesetzgebung  unterstellten  weiten  Personenkreise 
durch  die  von  ihr  ins  Leben  gerufenen  Veranstaltungen,  der  Abschwächung 
der  Benachtheiligungen,  welche  die  der  Hülfsmittel  des  Capitalbesitzes  ent- 
behrenden Bevölkerungsschichten  zu  empfinden  haben,  dieses  Ziel  und  die 
davon  als  Folge  zu  erwartende  Anbahnung  eines  besseren  Verhältnisses  der 
verschiedenen  Bevölkerungsklassen  zu  einander  sind  nur  zu  erreichen,  wenn 
jede  gewährte  Möglichkeit  der  Einwirkung  auch  als  eine  gebotene 
Verpflichtung  behandelt  wird. 

„Doch  aber  ist  es  nöthig,  im  Gesetze  es  bei  der  Ertheilung  lediglich 
der  Befugniss  an  die  Versicherungsanstalten,  das  Heilverfahren  einzuleiten, 
zu  belassen,  weil  es  nur  so  möglich  ist,  gerade  diejenigen  Einrichtungen  zu 
trefl'en,  die  geeignet  sind,  dem  auftretenden  Bedürfnisse  zu  ent- 
sprechen, dem  Bedürfnisse  sowohl  in  Betrefl*  der  einzelnen,  zu  berück- 
sichtigenden Personen,  als  auch  dem  Bedürfniss  nach  umfassenderen  Maass- 
regeln. Dieses  Bedürfniss  kann  bei  den  verschiedenen  Versicherungsanstalten 
sehr  wohl  ein  verschiedenes  sein.  Bei  denjenigen  Versicherungsanstalten, 
welche  vorwiegend  städtische  oder  eng  zusammengedrängte  industrielle  Be- 
völkerung umfassen,  können  andere  Veranstaltungen  auch  für  die  Förderung 
des  Heilverfahrens  nöthig  und  zweckdienlich  sein  als  bei  denjenigen,  in  deren 
Bezirken  die  Versicherten  in  überwiegendem  Maasse  der  landwirthschaft- 
treibenden  Bevölkerung  angehören. 

„Ob  die  Versicherungsanstalten  überhaupt,  ob  nur  die  eine  oder  die 
andere,  oder  ob  sie  alle  mit  ihren  Mitteln  sich  an  der  Bekämpfung  der 
Lungentuberculose  betheiligen,  und  in  welchem  Maasse  sie  dies  thun  werden, 
das  ist  also  eine  Frage,  die  zunächst  au  der  Hand  des  Bedürfnisses  von  der 
einzelnen  Versicherungsanstalt  entschieden  werden  muss. 

„Ich  zweifle  nun  nicht,  dass  nach  und  nach  alle  oder  wenigstens  die 
meisten  Versicherungsanstalten  zu  dem  Ergebnisse  kommen  werden,  ihre 
Aufmerksamkeit  der  Förderung  des  Heilverfahrens  in  ausgedehntem  Maasse 


Die  Erbauung  von  Heilstätten  für  Lungenkranke.  81 

3a  widmen.  Schon  die  bisher  gewonnenen  Zahlen  über  die  Ursache  der 
InTalidität,  welche  die  Gewährnng  der  Invalidenrente  zur  Folge  hatte,  thun 
-das  Bedürfniss  —  und  damit,  wie  ich  zu  sagen  mir  gestatte,  auch  die 
^othwendigkeit,  auf  diesem  Gebiete  vorzugehen,  —  zweifellos  dar. 

„Da  der  Bewilligung  einer  Invalidenrente  regelmässig  die  ärztliche 
Untersuchung  des  betreffenden  Rentenanwärters  vorangeht,  so  liegt  über  die 
Ursache  der  festgestellten  Erwerbsunfähigkeit  in  fast  allen  Fällen  eine 
sachverständige  Ermittelung  vor.  Die  statistische  Verarbeitung  dieses 
Materials  liegt  dem  Rechnungsbureau  des  Reichsversicherungsamtes  ob,  und 
wir  haben  von  diesem  desshalb  in  den  nächsten  Jahren  Arbeiten  zu  er- 
warten, die  ohne  Zweifel  nicht  bloss  für  die  Kunde  von  der  Verbreitung 
•der  Krankheit,  die  uns  hier  beschäftigt,  sondern  für  die  Kenntniss  der  Aus- 
dehnung auch  anderer  Volkskrankheiten  und  Gebrechen  wichtige  Auf- 
schlüsse geben  und  damit  Fingerzeige  zur  Förderung  der  allgemeinen 
Oesundheitspflege  bieten  werden.  Diese  umfassenden  Arbeiten  des  Reichs- 
versicherungsamtes  liegen  noch  nicht  vor;  es  haben  aber  viele  von  den 
bestehenden  31  Invaliditäts  -  und  Alters  Versicherungsanstalten  bereits  für 
ihren  Geschäftsbezirk  Zusammenstellungen  über  die  Ursachen  der  Invalidität 
bei  denjenigen,  welchen  sie  Invalidenrente  zu  bewilligen  hatten,  angefertigt 
und  daraus  ergiebt  sich  das  Folgende: 

„Die  Zahl  der  Invaliditätsfäile ,  welche  durch  Erkrankung  der  Lunge 
herbeigeführt  sind,  zeigt  eine  sehr  erhebliche  Verschiedenheit  bei  den  ein- 
zelnen Versicherungsanstalten,  ohne  dass  eine  ausreichende  Erklärung  dafür 
vorläge.  Insbesondere  ergiebt  sich  diese  nicht  etwa  aus  einem  entsprechend 
verschiedenen  Grade  der  Verbreitung  der  Lungenerkrankungen.  Auch 
diese  ist  ja,  wie  den  versammelten  Herren  nicht  unbekannt  ist,  eine  ver- 
schiedene, hat  aber  doch  nicht  denjenigen  Grad  der  Verschiedenheit,  wie 
ihn  die  Lungenschwindsucht  als  Invaliditätsursache  bis  jetzt  zeigt. 

„Wenn  man  die  Lungenerkrankung  im  Allgemeinen  in  Betracht  zieht, 
so  weist  den  niedrigsten  Procentsatz  Nieder-Bayern  auf,  wo  15*8 Proc. 
idler  Fälle,  in  welchen  in  den  Jahren  seit  dem  Inkrafttreten  des  Invaliditäts- 
und  Altersversicherungsgesetzes  Invalidenrenten  zur  Verwilligung  gelangt 
sind,  diese  in  Lungenerkrankung  ihren  Grund  hatten,  die  höchsten  Procent- 
sätze haben  Westfalen  und  das  Grossherzogthum  Hessen  mit  42*99 
und  42*86  Proc.  Bei  Westfalen  ging  der  Procentsatz  in  einzelnen  Jahren 
sogar  darüber  noch  hinaus;  1894  belief  er  sich  sogar  auf  44*28  Proc.  Der 
Durchschnittssatz  für  sämmtliche  19  Versicherungsanstalten,  für  welche  mir 
die  Zahlen  vorliegen,  beläuft  sich  auf  31*25  Proc. 

„Das  Schema  für  die  Aufzeichnung  der  Invaliditätsursachen  trennt  nun 
die  Tuberculose  der  Lungen  von  anderen  Lungenerkrankungen,  als  welche 
Lungenerweiterung  und  Asthma  aufgeführt  werden,  ohne  dass  jedoch 
eine  Scheidung  dieser  letzteren  Krankheiten  von  einander  vorgenommen 
wird.  Die  Tuberculose  der  Lungen,  welche  uns  hier  am  meisten 
interessirt,  weist  wieder  ausserordentliche  Verschiedenheiten  in  den  für  die 
einzelnen  Versicherungsanstalten  geltenden  Zahlen  auf.  Die  niedrigsten 
Zahlen  haben  die  Anstalten  für  die  Provinz  Posen  und  die  Grossherzog- 
tbtüner  Mecklenburg  mit  4*3  Proc,  Schlesien  mit  5*5  Proc,  Nieder- 
Bayern  mit  6*8  Proc.  und  Westpreussen  mit  6*9  Proc;    die  Ziffern 
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steigen  dann  sehr  erheblich,  so  dass  für  die  Versicherungsanstalt  Mittel- 
franken 18*3  Proc,  Königreich  Sachsen  19*1  Proc,  Grossherzog- 
thum  Hessen  22*1  Proc.  und  für  Baden,  als  die  durch  Lnngentuber- 
culose  am  meisten  belastete  Anstalt,  22*2  Proc.  aller  Invaliditätsfalle  durch 
Lungenschwindsucht  hervorgerufen  werden.  Der  Durchschnitt  für  die  20 
Versicherungsanstalten,  für  welche  ich  die  Ziffern  zur  Verfügung  habe, 
stellt  sich  für  die  ganze  Zeitdauer,  seitdem  das  Invaliditäts -  und  Alters- 
versicherungsgesetz in  Wirksamkeit  getreten  ist,  auf  1 2*82  Proc. 

„Eine  auffallende  Erscheinung  zeigt  sich  dem  Auge  bei  der  Beob- 
achtung der  zur  Zeit  vorliegenden  Ziffern,  die  nämlich,  dass  der  Procent- 
satz der  durch  Lungentuberculose  herbeigeführten  Invaliditäts- 
fülle durchgehends  von  Jahr  zu  Jahr  wächst  und  zwar  nicht  blosa 
entsprechend  der  Vermehrung  der  jährlichen  Invalidenrenten 
überhaupt.  Was  diese  letztere  anlangt,  so  kamen  im  Jahre  1892,  ein- 
schliesslich der  letzten  iVs  Monate  von  1891,  in  denen  die  Bewilligung  der 
Invalidenrenten  begann,  insgesammt  17  94G,  im  Jahre  1893  36009,  1894 
47  648  Bewilligungen  von  Invalidenrenten  bei  den  vorhandenen  31  Ver- 
sicherungsanstalten und  den  zugelassenen  Kasseneinrichtungen  vor,  und 
für  das  Jahr  1895  ist  nach  den  bisherigen  Ergebnissen  die  Verwillig^ung 
von  gegen  60000  Invalidenrenten  zu  erwarten.  Auch  damit  wird  der  Ab- 
schluss  noch  nicht  erreicht  sein,  vielmehr  ist  zu  erwarten,  dass  in  wenigen 
Jahren  wohl  die  vor  Erlass  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetze» 
erwartete  Zahl  der  jährlichen  Bewilligungen  von  Invalidenrenten  eintreten 
wird,  diese  sich  also  auf  mehr  als  100  000  jährlich  belaufen  wird. 

^Nicht  nur  aber,  dass  die  Zahl  der  Fälle,  in  welchen  als  Invaliditätsursache 
Tuberculose  der  Lungen  festgestellt  wurde,  in  demselben  Umfange  zunahm,, 
wie  die  Zahl  der  jährlichen  Bewilligungen  von  Invalidenrente  überhaupt  wuchs^ 
sie  stieg  vielmehr  durchweg  in  erheblich  stärkerem  Maasse.  £a 
entfielen  z.  B.  für  die  Versicherungsanstalt  Berlin  1892  9*47 Proc,  dagegen 
im  ersten  Halbjahre  von  1895  12*55  Proc.  der  luvaliditätsfälle  auf  Tuber- 
culose der  Lungen  als  Invaliditätsursache;  für  Westfalen  1892  und  1893 
10-98  Proc,  dagegen  1895  1814  Proc;  für  die  Versicherungsanstalt  Thü- 
ringen 1892  13*7  Proc,  dagegen  1895  206  Proc;  für  Schleswig-Holstein 
1892  4*8  Proc,  dagegen  1895  10*3  Proc;  für  die  Versicherungsanstalt 
Schwaben-Neuburg  1892  6*6  Proc,  dagegen  1895  13*6  Proc  An  dieser 
procentualen  Vermehrung  nehmen  auch  diejenigen  Versicherungsanstalten 
Theil,  für  welche  die  Tuberculose  der  Lungen  eine  verhältnissmässig  niedrige 
Zahl  von  Invalidenrenten  veranlasst  hat.  So  ist  sie  z.  B.  für  Westpreussen 
von  6-6  Proc.  in  den  Jahren  1892  und  1893  auf  8  Proc  im  Jahre  1895 
und  für  Mecklenburg  von  2*28  Proc  im  Jahre  1892  auf  602  Proc  im 
Jahre  1895  gestiegen. 

„Wenn  schon  die  niedrige  Zahl  der  Invalidenrentenbewilligungen  in 
den  ersten  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  zu  einem  grossen 
Theile  ihren  Grund  darin  hatte,  dass  die  ganze  Einrichtung  der  Invaliden- 
rente dem  grössten  Theile  der  Bevölkerung  fremdartig  war  —  sie  war  es 
nn  sich  und  war  es  noch  ganz  besonders  auch  desshalb,  weil  Jahr  und 
Tag  von  schlecht  unterrichteten  oder  böswillig  aufhetzenden  Stellen  ver- 
breitet war,   dass   nur    die  Siebenzigjährigen  Anspruch    auf  Rente   haben 
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wurden,  ein  Irrthum,  dem  man  auffallender  Weise  noch  heute  selbst  bei 
Vielen  begegnet,  die  von  der  Sachlage  genau  unterrichtet  sein  müssten, 
während  doch  die  Bedeutung  der  Invalidenrente  durch  die  Zahl  der  Be. 
willigungsfälle  die  der  Altersrente  ausserordentlich  überragen  wird!  —  ich 
sage,  wenn  schon  die  verhältnissmässig  geringe  Zahl  der  in  den  ersten 
Jahren  zur  Bewilligung  gelangenden  Invalidenrenten  in  dieser  Fremdartig- 
keit der  Einrichtung  ihi*en  Grund  hatte,  da  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
es  ermöglicht  haben  würden,  dass  von  Anfang  an  die  volle  Zahl  zur  Yer- 
willigung  gekommen  wäre,  so  ganz  besonders  die  verhältnissmässig  noch 
niedrigere  Zahl  der  Invalidenrenten,  die  ihren  Grund  in  einer  durch  Lungen- 
tuberculose  herbeigefühHen  Invalidität  hatten.  Zumal  bei  der  Neigung  der 
Schwindsüchtigen,  bis  zum  letzten  Athemzuge  auf  baldige  Besserung  zu 
rechnen,  konnte  ihnen,  die  nicht  wie  die  eine  Unfallrente  beziehenden  Per- 
sonen durch  ein  plötzlich  eintretendes  Ereigniss,  die  auch  nicht  durch  eine 
acute,  die  Kräfte  rasch  verzehrende  und  den  Körper  schnell  in  den  Zustand 
dauernder  Leistungsunfahigkeit  versetzende  Krankheit  zum  Invaliden  ge- 
worden sind,  sondern  die  in  langsamer,  ihnen  in  ihren  Fortschritten  kaum 
merklicher,  weil  durch  Zeiten  grösserer  Leistungsfähigkeit  unterbrochener 
Entwicklung  dem  Siechthume  verfallen  sind,  nur  schwer  in  den  Sinn 
kommen,  das  Institut  der  Invalidenrente  auf  sich  anwendbar  zu  finden  und 
desshalb  den  Antrag  auf  deren  Bewilligung  zu  stellen.  Es  kommt  das  auch 
darin  zum  Ausdrucke,  wie  noch  jetzt  der  Rentenantrag  gerade  von  Schwind- 
suchtigen ausserordentlich  spät  —  dann  aber  meist  auch  für  eine  erhebliche 
Zeit  rückwärts  —  eingebracht  wird.  So  berichtet  z.  B.  die  Versicherungs- 
anstalt Königreich  Sachsen,  dass  im  Jahre  1894  von  476  Rentenan- 
sprechern,  die  ihren  Antrag  auf  das  Vorhandensein  von  Lungenschwindsucht 
stützten,  106  bereits  in  den  nächsten  Wochen  nach  Einbringung  des  An- 
trages, nämlich  noch  vor  Ertheilung  des  Rentenbescheides,  verstorben 
waren.  Der  Rentenantrag  wird  also,  wie  sich  daraus  ergiebt,  von  vielen 
Schwindsüchtigen  erst  unmittelbar  vor  ihrer  Auflösung  gestellt  (alsdann,  wie 
gesagt,  nicht  selten  für  lange,  zuweilen  auf  Jahre  zurückliegende  Zeit  rück- 
wärts gestellt),  und  aus  manchen  Beobachtungen,  insbesondere  aus  ein- 
gehenden Eingaben  der  Hinterbliebenen  von  Schwindsüchtigen,  ihnen  die 
Rente,  deren  Beantragung  von  dem  Verstorbenen  versäumt  worden,  zu 
zahlen,  ergiebt  sich,  dass  auch  heute  noch  zahlreiche,  auf  die  Bewilli- 
gung einer  Invalidenrente  an  sich  Anspruch  habende  Versicherte  die 
Einbringung  des  Antrages  verabsäumen,  weil  sie,  obwohl  Jahr  und  Tag 
erwerbsunfähig,  sich  doch  nicht  unter  Diejenigen  rechnen  y  für  die  die 
Invalidenrente  bestimmt  ist. 

^Der  Procentsatz  der  Lungenschwindsucht  als  Ursache  der  Invalidität, 
der,  wie  vorhin  gesagt,  im  Durchschnitte  der  Jahre  seit  dem  Beginne  der 
Verwillignng  von  Invalidenrenten  für  die  20  Versicherungsanstalten,  für 
die  mir  die  Zahlen  zu  Gebote  stehen,  12'82  Proc.  beträgt  und  der,  wenn 
man  nur  die  Zahlenangaben  über  das  letzte  Jahr  in  Betracht  zieht,  sich 
auf  etwa  14^3  Proc.  erhöht  hat,  wird,  so  darf  man  überzeugt  sein. 
Weitere  Erhöhungen  erfahren.  Es  würde  das  auch  nur  dem  ent- 
sprechen, was  man  nach  den  bislang  sonst  bekannten  Zahlen  über  den 
Antheil   der  Lungenschwindsucht    als   Todesursache    an    der   Gesammtzahl 
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der  Todesfälle  zu  erwarten  berechtigt  ist.  Gerade  von  denjenigen  Alters- 
klassen, die  anter  den  Versicherten  besonders  stark  vertreten  sind,  sterben 
ja  nach  den  vorhandenen  statistischen  Ermittlungen  besonders  viele  an 
Tuberculose  der  Langen,  und  darum  wird  auch  der  Procentsatz  Der- 
jenigen, welche,  durch  Lungentuberculose  erwerbsunfähig  geworden,  den 
Anspruch  auf  Invalidenrente  besitzen,  ein  weit  grösserer  werden,  als  er 
gegenwärtig  schon  ist.  Nimmt  man  jetzt  60  000  jährliche  Rentenbewilli- 
gungen an  und  geht  man  ferner  davon  aus,  dass  14t^/z  Proc.  davon  in 
Lungenschwindsucht  als  Invaliditätsursache  ihren  Grund  haben,  so  ergiebt 
das  jährlich  8500  Fälle.  Voraussichtlich  wird  ihre  Zahl  sich  in  den  nächsten 
Jahren  auf  das  Mehrfache  von  dieser  Zahl  steigern,  indessen  lasse  ich  diese 
Steigerung  hier  bei  Seite  und  gehe  nur  von  der  thatsächlich  schon  vor- 
handenen Zahl  aus.  Jährlich  für  8500  Versicherte  den  Eintritt  der  Inva- 
lidität zu  verhindern  oder  wenigstens  hinauszuschieben, 
das  ist  dann  das  Bedürfniss,  dessen  Vorhandensein  die  Ver- 
sicherungsanstalten veranlassen  könnte,  Einrichtungen  für  die 
Förderung  des  Heilverfahrens  bei  Lungenkranken  zu  treffen. 

„Ich  habe  bislang  nur  von  dem  Bedürfnisse,  dessen  Befnedignng 
sich  die  Versicherungsanstalten  zur  Aufgabe  zu  stellen  haben,  gesprochen, 
nicht  aber  von  dem  Interesse,  das  sie  haben,  die  Heilung  der  Anwärter 
auf  Invalidenrente  zu  bewerkstelligen,  um  dadurch  an  Ausgaben  für  Renten 
zu  sparen. 

„Sicher  kann  man  in  diesem  Sinne  von  einem  Interesse  der  Versiche- 
rungsanstalten an  der  Förderung  des  Heilverfahrens  sprechen,  und  es  ist 
dies  auch  insbesondere  in  den  auf  den  Gegenstand  bezüglichen  Veröffent- 
lichungen der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  für  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  geschehen,  welche  gerade  wegen  der  Hervorhebung  dieses 
Standpunktes  einige  Anerkennung  gefunden  haben.  Ich  sehe  mich  dess- 
halb  veranlasst,  hierzu  einige  Erläuterungen  zu  geben,  und  es  bestimmen 
mich  dazu  gewisse  Beobachtungen,  die  ich  über  diesen  Punkt  zu  machen 
Gelegenheit  gehabt  habe.  So  sehr  in  den  meisten  Fällen  lungenkranke 
Versicherte,  denen  die  Behandlung  in  einem  klimatischen  Kurorte  gewährt 
ist,  dies  als  eine  Wohlthat  empfunden  haben,  so  sind  mir  doch  auch  einige 
von  solchen  Fällen  vorgekommen,  wo  der  Versicherte  von  der  Anschauung 
beseelt  war,  er  thue,  indem  er  sich  heilen  lasse,  eigentlich  der  Versicherungs- 
anstalt einen  Gefallen;  er  fühlte  sich  dieser  gegenüber,  als  hätte  er  eine  ihm 
fremde  Interessentengemeinschaft  vor  sich,  während  es  doch  eine  solche  ist, 
die  auch  seine  eigenen  Beiträge  mit  verwaltet  und  zu  seinem  Besten  mit  ver- 
wendet. Er  verwechselt  mit  der  Stellung  der  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rungsanstalten diejenige  der  Berufsgenossenschaften ,  bei  denen  ja  durch 
diese  das  ausserordentlich  wohlthätige  Wirken  zur  Beseitigung  der  Folgen 
der  Unfälle  oft  genug  grosse  Hemmnisse  erfährt.  Derselben  Auffassung  aber 
begegnete  ich  auch  nicht  selten  in  anderen  Bevölkerungskreisen  und  bei 
Behörden,  und  es  ist  mir  sogar  begegnet,  dass  ein  Dorfgeistlicher  in  der  Ver- 
sammlung seiner  Gemeinde  durch  eine  Rede  diese  gegen  das  Unternehmen, 
in  ihrer  Nachbarschaft  eine  Heilstätte  für  lungenkranke  Versicherte  zu 
errichten,  dadurch  einzunehmen  suchte,  dass  er  dem  Unternehmen  den 
Charakter  eines  Werkes  der  christlichen  Nächstenliebe  absprach,   da  die 
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YeraichenmgsanBtalt  ja  nicht  um  der  Versicherten  willen,  sondern  um  ihrer 
Selbstwillen,  aus  eigenem,  dem  der  Versicherten  entgegengesetzten  Interesse, 
vorgehe.  So  einfältig  und  so  wenig  gerade  zeugend  von  christlicher 
Nächstenliebe  ein  derartiges  Gerede  war,  so  hat  es  mich  doch  gelehrt,  dass 
es  nicht  ohne  Wichtigkeit  ist,  hervorzuheben,  dass  das  Interesse  der 
Versicherungsanstalten  auch  dasjenige  der  Gesammtheit  der 
Versicherten  ist,  dass  die  Versicherungsanstalten  gar  nicht  in  der  Lage  sind, 
ein  eigenes  Interesse  in  dem  Sinne  eines  von  dem  Interesse  aller  Ver- 
sicherten getrennten  Interesses  zu  verfolgen,  und  dass  mithin  jede  Maass- 
nahme,  die  die  wirthschaftliche  Lage  der  Versicherungsanstalt 
verbessert,  auch  eine  solche  ist,  welche  dem  Interesse  der  Ver- 
sichertenzuGutekommt. 

„Dies  gilt  besonders  von  den  Maassnahmen  zur  Förderung 
des  Heilverfahrens.  Man  könnte,  wollte  man  es  absurd  ausdrücken, 
sagen,  die  Versicherungsanstalten  könnten  nicht  besser  das  Interesse  der 
Versicherten  wahrnehmen  und  nicht  besser  ihre  Aufgabe  erfüllen,  als  wenn 
sie  das,  um  desswillen  sie  in  erster  Linie  geschaffen  sind,  nämlich  die  Ge- 
währung von  Renten  an  Erwerbsunfähige,  dadurch  unnöthig  machten,  dass 
sie  Allen  die  Erwerbsfähigkeit  erhielten,  und  gar,  wenn  sie  dies  mit  ge- 
ringeren Aufwendungen  fertig  brächten,  als  sie  sonst  für  Renten  auszugeben 
hätten.  Selbstverständlich  ist  es  unmöglich,  dieses  Ziel  für  alle  mit  Er- 
werbsunfähigkeit bedrohten  Versicherten  zu  erreichen,  es  ist  auch  nicht 
einmal  zu  erreichen  bei  der  Mehrheit  der  Anwärter  auf  Invalidenrente; 
aber  das  hindert  nicht,  dass  man  in  den  Fällen,  wo  es  erreicht  werden 
kann,  diesem  Ziele  gleichwohl  nachzustreben  hat.  Und  unter  allen  Leiden, 
denen  gegenüber  dieser  Standpunkt  geboten  ist,  steht  obenan  die 
Lungentuberculose. 

„Ich  gehe  desshalb  dazu  über,  gerade  in  Betreff  dieser  die  Frage  nach 
dem  wirthschaftlichen  Vortheile,  der  aus  der  Handhabung  des  Heilverfah- 
rens bei  dieser  erwachsen  kann,  kurz  zu  untersuchen. 

„Es  sind  statistische  Ermittelungen  von  dem  Rechnungsbureau  des 
Reichsversicherungsamtes  darüber  angestellt,  wie  lange  durchschnittlich  die 
Empfänger  von  Invalidenrenten  voraussichtlich  in  derem  Bezüge  bleiben 
werden.  Die  gefundenen  Ziffern  sind  natürlich  verschieden,  je  nachdem 
die  betreffenden  Personen  sich  zum  Beginne  des  Rentenbezuges  im  einen 
oder  anderen  Lebensalter  befinden.  Für  die  hier  zur  Erörterung  stehende 
Frage  genügt  es,  den  ungefähren  Durchschnitt  zu  ziehen,  und  es  ist  danach 
zu  gewärtigen,  dass  Invalidenrentenempfänger  durchschnittlich  11  Jahre 
im  Genüsse  der  Invalidenrente  sein  werden.  Die  Probe  auf  die  Richtigkeit 
dieser  Annahme,  die  sich  auf  Zahlenverhältnisse  stützt,  welche  sich  nicht 
auf  so  weite  Bevölkerungskreise  beziehen,  wie  die  Deutsche  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung,  hat  bei  der  kurzen  Dauer  des  Bestehens  des  Invaliditäts- 
nnd  Altersversicherungsgesetzes  noch  nicht  gemacht  werden  können;  mit 
vollster  Sicherheit  aber  wird  man  sagen  können,  dass  sie  keinesfalls  für 
schwindsüchtige  Empfänger  von  Invalidenrente  zutreffen  wird.  Man  wird 
ftir  diese  als  durchschnittliche  Dauer  des  Bezuges  der  Invalidenrente 
wohl  nicht  mehr  als  zwei  bis  drei  Jahre  annehmen  können. 

„Die  Höhe  der  Invalidenrente  ist  nun  verschieden,  je  nach  der  Dauer 
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der  stattgehabten  Versicherung.  Nimmt  man  an,  dass  als  Durchschnitt  des 
Lebensalters  der  in  Heilbehandlung  zu  nehmenden  Personen  sich  auf  30  bis 
35,  also  auf  etwa  33  Jahre  stellte,  so  würde,  wenn  die  Betreffenden  von  der 
Vollendung  des  sechzehnten  Lebensjahres  an  yersichert  gewesen  sind,  die 
jährliche  Invalidenrente  bei  Versicherung  in  der  ersten  Lohnklasse  rund 
125  M.,  in  der  zweiten  rund  160  M.,  in  der  dritten  rund  190  M.  und  in 
der  vierten  Lohnklasse  rund  220  M.  ausmachen.  Der  Betrag  des  zwe^äh- 
rigen  Bezuges  dieser  Rente  —  rechnen  wir  als  Durchschnitt  den  der  Reute 
in  dritter  Lohnklasse,  also  für  zwei  Jahre  rund  380  M.  —  würde  demnach 
die  Belastung  ausdrücken ,  welche  die  Versicherungsanstalt  durch  den 
Rentenbezug  seitens  der  Betreffendeu  haben  würde. 

„Wie  hoch  nun  stellen  sich  dem  gegenüber  die  Kosten  des 
Heilverfahrens? 

„Nach  den  gemachten  Erfahrungen  kann  man  mit  grösster  Sicherheit 
darauf  rechnen,  dass  mit  2*50  M.  die  sämmtlichen  Kosten  der  Verpflegung 
derartiger  Kranker  in  eigenen  Anstalten  gedeckt  sein  werden ;  rechnet  mau, 
weil  auch  die  Transportkosten  in  Anschlag  zu  bringen  sind,  und  um  über- 
haupt eine  möglichst  sichere  Grundlage  zu  gewinnen,  statt  dessen  3  M.  als 
Durchschnitt  der  für  den  einzelnen  Pflegetag  zu  berechnenden  Kosten,  so 
ergiebt  sich  als  Durchschnittsaufwand  für  jede  der  in  Heilbehandlung  genom- 
menen Personen  bei  einer  durchschnittlichen  Kurdauer  von  drei  Monaten 
90  X  3  =  270  M.  Wo  es  sich  um  verheirathete  Personen  handelt,  deren 
Familie  während  der  Kurdauer  der  Unterstützung  bedarf,  erhöhen  sich  die 
Kosten  um  deren  Höhe.  Nimmt  man  au,  dass  sich,  einerlei,  ob  verheirathet 
oder  nicht,  die  täglichen  Unkosten  dadurch  um  1  M.,  also  auf  4  M.,  erhöhen, 
so  belaufen  sich  die  Gesammtunkosten  bei  dreimonatlicher  Kurdauer  auf 
90  X  4  =  360  M.  Geht  man  nun  davon  aus,  dass  von  den  täglichen  Un- 
kosten in  Höhe  von  4  M.  die  Hälfte,  also  der  Betrag  von  2  M.,  von  den 
Krankenkassen  und  anderen  Instituten  übernommen  würde  —  ich  komme 
auf  diesen  Punkt  später  zurück  — ,  so  beliefen  sich  die  für  das  Heilver- 
fahren bei  1000  Kranken  von  der  Versicherungsanstalt  zu  verausgabenden 
Unkosten  auf  180  000  M.  Diese  180  000  M.  Unkosten  der  Krankenfür- 
sorge ständen  also  gegenüber  den  vorhin  ermittelten  380  M.  Rentenbelastuug 
mal  1000,  also  einer  Gesammtlast  von  380000  M.,  und  der  Unterschied 
zwischen  beiden  Summen,  also  200  000  M.,  drückten  das  Interesse  aus  — 
Interesse  in  dem  vorhin  entwickelten  Sinne  — ,  das  die  Versicherungs- 
anstalt an  der  Vornahme  des  Heilverfahrens  anstatt  der  Rentengewährung 
bei  den  betrefleuden  tausend  Personen  hätte. 

„Beliefe  sich  die  Beitragsleistung  der  Krankenkassen  oder  sonstiger 
diese  übernehmenden  Institute  statt  auf  2  M.  für  den  Tag  nur  auf  1*50  M. 
im  Durchschnitte,  so  verblieben  zu  Lasten  der  Versicherungsanstalt  bei  der 
Behandlung  von  1000  Kranken  225  000  statt  180  000  M.  und  die  das 
Interesse  der  Versicherungsanstalt  an  der  Genesung  der  1000  Kranken  aus- 
drückende Zifi'er  verminderte  sich  von  200  000  M.  auf  155000  M.  Hätte 
man  auf  einen  längeren  als  zweijährigen  Renteugenuss  im  Durchschnitte  zu 
rechnen,  so  erhöhte  sich  das  Interesse  der  Versicherungsanstalt  dem  ent- 
sprechend. Bei  einem  durchschnittlich  dreijährigen  Rentenbezuge  würde 
die  Zift'er  von  200000  M.  auf  390000  M.  steigen. 
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„Dies  Alles  unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Heilver- 
fahren auch  in  allen  1000  Krankheitsfällen,  von  denen  wir 
«ben  sprachen,  die  Rückerlangung  der  Erwerbsfähigkeit  zum 
Erfolge  hätte. 

„Auf  diesen  Erfolg  kann  jedoch  nicht  gerechnet  werden.  Indessen 
wäre  die  Versicherungsanstalt  auch  dann  schon  nicht  genöthigt,  Mehrauf- 
wendungen für  das  Heilverfahren  zu  machen,  wie  sie  sonst  für  Renten- 
gewährung auszugeben  hätte,  wenn  bei  der  Annahme,  dass  die  Ver- 
-sicherungsanstalt  für  1000  Kranke  180  000  M.  aufzuwenden  hat,  nur  bei 
48  vom  Hundert,  bei  der  Annahme,  dass  sie  225  000  M.  aufzuwenden  hätte, 
bei  60  vom  Hundert  der  erstrebte  Erfolg  einträte  und  die  Uebrigen  noch 
zwei  Jahre  im  Genüsse  der  Rente  blieben.  Dass  auf  einen  Heilerfolg  bei 
dieser  Zahl  von  Behandelten  gerechnet  werden  kann,  ist  nach  den  hierüber 
veröffentlichten  Zahlen  anzunehmen  und  darf  man  auch  nach  den  bei  dem 
Heilverfahren  an  Versicherten  bereits  gemachten  Erfahrungen  gewärtigen. 
Jedenfalls  aber  darf  das  schon  hier  bestimmt  angenommen  werden,  dnss  die 
Annahme,  die  erfolglos  Behandelten  würden  durchschnittlich  noch  zwei 
Jahre  im  Genüsse  der  Rente  verbleiben,  eine  für  die  Veranschlagung  des 
Interesses  zu  ungünstige  ist,  denn  man  kann  als  sicher  hinstellen,  dass 
solche  Personen,  bei  denen  das  eingeleitete  Heilverfahren  erfolglos  geblieben 
ist,  gerade  diejenigen  sein  würden,  welche  weniger  als  die  Durchschnittszahl 
von  Jahren  nach  Eintritt  der  Erwerbsunfähigkeit  noch  im  Genüsse  der 
Invalidenrente  bleiben  würden. 

„Die  angeführten  Zahlen  treffen  zu,  wenn  erst  die  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  eine  längere  Reihe  von  Jahren  bestanden  hat,  sie 
treffen  aber  selbstverständlich  noch  nicht  im  gegenwärtigen 
Augenblicke  zu,  da  jetzt  der  Betrag  der  Invalidenrente,  weil  er,  wie 
schon  hervorgehoben,  mit  den  Jahren  wächst,  noch  nicht  die  angeführten 
Summen  erreicht.  Er  beläuft  sich  heute  bei  den  in  der  dritten  Lohnklasse 
Versicherten,  deren  Invalidenrente  wir  bei  unserer  Durchschnittsberechnung 
^u  Grunde  gelegt  haben,  statt  190  M.  nur  auf  rund  132  M.  Jene  Berechnung 
des  wirthschaftlichen  Interesses,  wie  ich  sie  vorhin  gegeben  habe,  kann  also 
den  heutigen  Verhältnissen  noch  nicht  entsprechen.  Man  müsste  vielmehr 
davon  ausgehen,  dass,  wenn  die  Versicherungsanstalt  für  1000  von  Lungen- 
tuberculose  Befallene  das  Heilverfahren  einleitet  (auch  wenn  sie  nicht  die 
höheren  Unkosten  zu  berechnen  hat,  die  dadurch  entstehen,  dass  sie  zur 
Zeit  die  Kranken  noch  fast  durchweg  in  Privatpflege  zu  geben  hat),  je 
nachdem  auf  sie  der  Betrag  von  180000  M.  oder  von  225000  M.  auf  ihren 
Eostenantheil  entfiele,  bei  80  oder  gar  90  Proc.  der  Heilerfolg  erzielt  wer- 
den müsste,  damit  sie  zu  dem  Ergebnisse  kommen  könnte,  dass  sie  nicht 
mehr  für  das  Heilverfahren  verausgabte,  als  sie  sonst  für  Rentengewährung 
zu  verausgaben  hätte. 

„Wenn  aber  eine  so  grosse  Zahl  von  Heilungen  nicht  zu  erwarten 
sein  würde,  so  hätten  die  Versicherungsanstalten  bei  der  jetzigen 
Rentenhöhe  zu  gewärtigen,  dass  die  Ersparniss  an  Renten  nicht 
«0  gross  sein  würde,  wie  die  Ausgabe  für  das  Heilverfahren. 
Sollen  die  Versicherungsanstalten  aber  desshalb,  wenn  im  Uebrigen  die  auf- 
Ifeatellten  Voraussetzungen  zutreffen,  etwa  warten,  bis  jener  Zeitpunkt 
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eintritt^  wo  die  Renteubeträge  jene  höheren  Summen  erreichen^ 
also  bis  jenes  wirthschaftliche  Interesse  der  Versicherungsanstalt  voU  zum 
Ausdrucke  kommt? 

„Hieraufist  meines  Erachtens  mit  einem  entschiedenen  Nein 
zu  antworten.  Der  §.12  des  Inyaliditäts-  und  AI tery ersicher nngsgesetzes 
zwingt  dazu  nicht.  Er  setzt  freilich  voraus  und  muss  voraussetzen,  dass 
es  sich  um  eine  Krankheit  handelt,  die  den  davon  Betroffenen  mit  einer 
zum  Bezüge  der  Invalidenrente  berechtigenden  Verminderung  der  Erwerbs- 
fähigkeit bedroht,  und  um  ein  Heilverfahren,  welches  diese  Krankheit  zu 
beseitigen  verspricht;  aber  er  schreibt  nicht  vor,  dass  für  das  Heilver- 
fahren nicht  mehr  aufgewandt  werden  dürfte,  als  sonst  für  die  Renten- 
zahlung aufgewandt  werden  muss.  Wie  er  die  Entscheidung  der  Frage,, 
ob  für  das  Heilverfahren  Aufwendungen  zu  machen  sind,  in  die  Befugniss 
der  Vorstände  der  Versicherungsanstalten  legt,  so  verstellt  er  es  auch  in 
deren  pflichtmässiges  Ermessen,  wie  viel  dafür  aufgewandt  werden  darf.. 
Gerade  hierin  tritt  es  augenfällig  zu  Tage,  dass  es  sich  bei  den  vom 
Deutschen  Reiche  eingerichteten  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalten 
nicht  um  Institute  handelt,  die  eigenes,  selbstisches  Interesse  wahrzunehmen 
haben,  sondern  um  solche,  denen  die  V\rahrnehmung  der  Interessen  von 
Millionen  deutscher  Reichsbürger,  soweit  diese  Interessen  in  einer  gewissen 
Richtung  liegen,  anvertraut  ist.  V\reun  man  berücksichtigt,  wie  ausser- 
ordentlich gross  der  allgemeine  wirthschaftliche  Vortheil  ist,  der  daraus  er- 
wächst, wenn  jährlich  einer  grossen  Anzahl  von  Tausenden  —  wegen  der 
Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Personen  verweise  ich  auf  das  früher  Ge- 
sagte —  der  Erwerbsfähigkeit  wiedergegeben  oder  für  eine  Reihe  von 
Jahren  erhalten  werden  kann,  wenn  man  in  Berücksichtigung  zieht,  dass 
es  sich  um  Personen  handelt,  die  zu  einem  grossen  Theile  Familienglieder 
haben,  für  die  zu  sorgen  ihnen  obliegt,  Kinder,  deren  Ausrüstung  für  ihr 
Leben  im  Falle  des  frühzeitigen  Hinscheidens  des  Vaters  in  fast  allen  Fällen 
sehr  vernachlässigt  wird,  kurz,  wenn  man  die  Summe  von  Menschenglück^ 
von  wirthschaftlichem  und  sittlichem  Gedeihen  in  Betracht  zieht,  die  davon 
abhängt,  dass  für  einen  sehr  erheblichen  Bestandtheil  des  Volkes  der  Ge- 
sundheitszustand eine  so  wesentliche  Verbesserung  erfährt,  wie  sie  hier  in 
Frage  kommt,  so  wird  man  nicht  zögern,  auch  wenn  die  von  mir  aufgestellte 
Berechnung  sich  jetzt  noch  nicht  als  zutreffend  erweist,  und  auch  dann,  wenn 
sie  sich  überhaupt  als  zu  optimistisch  erweisen  und  für  das  Heilverfahren 
auch  ein  höherer  Betrag  als  für  die  Rentenzahlungen  nöthig  sein  sollte,  die 
Maassregel  doch  für  wünschenswerth  zu  erklären. 

„Ich  habe  bisher  lediglich  von  der  Stellung  der  Invalidität«-  und 
Altersversicherungsanstalten  zu  der  uns  beschäftigenden  Angelegenheit  ge» 
sprochen,  nicht  aber  von  der  der  Krankenkassen  und  der  communalen 
Organe,  obwohl  das  zur  Verhandlung  stehende  Thema  auch  sie  mit  um- 
fasst.  Es  ist  das  geschehen,  weil  sich  der  grundsätzlich  einzunehmende 
Standpunkt  am  leichtesten  aus  den  Verhältnissen  der  Invalidit&ta  -  und 
Alters  Versicherungsanstalten  erläutert,  und  weil,  wie  ich  glaube  annehmen 
zu  dürfen,  diese  nach  der  Gesammtheit  der  Verhältnisse  am  ehesten  zu 
einer  Initiative  in  der  Angelegenheit  schreiten  werden. 

^Die  K  r  a  u  k  e  n  k  a  s  r  e  n  stehen  an  sich  der  Frage  der  Förderung  des 
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Heilverfahrens  bei  Lungenkranken  genau  so  gegenüber,  wie  die  Versiche- 
rungsanstalten. Wahrscheinlich  ist  die  Belastung  der  Krankenkassen  durch 
die  an  Tuberculose  der  Lungen  leidenden  Mitglieder  yerhältnissmässig  noch 
erheblich  grösser,  als  die  der  Versicherungsanstalten.  Zahlenmässige  Nach- 
weise darüber  zu  bringen,  ist  kaum  möglich,  zumal  in  vielen  Fällen  die 
Lungentuberculose  in  den  Krankenscheinen  unter  allerhand  yerheimlichenden 
und  beschönigenden  Namen  figurirt,  eine  klare  Feststellung  also  zur  Zeit 
nicht  ausführbar  ist.  Jeder,  der  mit  den  Verhältnissen  der  Krankenkassen 
einigermaassen  bekannt  ist,  weiss  aber,  dass  deren  Belastung  durch  die 
Aufwendungen  für  Schwindsüchtige  eine  ganz  ausserordentlich  grosse  ist. 

„Sind  diese  Aufwendungen  aber  solche  für  die  Beseitigung  des  Uebels, 
für  die  Kranken  heilung,  wenn  ich  diesen  Ausdruck  hier  bei  den  mit 
Tuberculose  Behafteten  zunächst  unter  Vorbehalt  gebrauchen  darf?  Dies 
sind  sie  in  den  weitaus  meisten  Fällen  leider  nicht.  So  gut  es  für  die 
meisten  Kranken  ist,  auf  die  Zuwendungen  der  Krankenkassen  während 
der  Zeit  ihrer  durch  das  Leiden  hervorgerufenen  Arbeitsunfähigkeit  rechnen 
zu  dürfen,  besser  aber  wäre  es  doch,  wenn  durch  rechtzeitig,  d.  h.  zu  der 
Zeit,  wo  Heilung  möglich  ist,  gemachte,  der  vollen  Entwickelung  des  Uebels 
vorbeugende  Aufwendungen  gründliche  Abhülfe  geschaffen  würde.  Und 
daran  fehlt  es  zur  Zeit  noch  fast  überall. 

„Es  bestehen  allerdings  einzelne  Ausnahmen.  So  ist  mir  bekannt  ge- 
worden, dass  z.  B.  die  Ortskrankenkasse  hier  am  Orte  der  Angelegenheit 
eine  über  das  im  Allgemeinen  gebräuchliche  Maass  hinaus  gehende  Fürsorge 
widmet;  es  geschieht  dies  ferner,  wie  ich  zu  erwähnen  nicht  unterlasse,  von 
den  Ortskrankenkassen  in  Leipzig  und  Dresden.  Aber  solche  Krankenkassen 
gehören  doch  eben  zu  den  Ausnahmen.  Im  Allgemeinen  beschränken  sich 
auch  diejenigen  Krankenkassen,  welche  sich  nicht  überhaupt  auf  eine  bloss 
schablonenhafte  Behandlung  auch  der  Lungenkranken  beschränken,  darauf, 
an  Personen,  welche  mit  Lungentuberculose  behaftet  sind,  wohl  Mittel  für 
einen  „Landaufenthalt**  zu  bewilligen;  aber  meist  geschieht  dies  zu  spät 
und  fär  eine  zu  einem  vollen  Erfolge  zu  kurze  Zeit.  Dann  aber  ist  ein 
derartiger  „Landaufenthalt**  auch  noch  lange  nicht  geeignet,  dauernde  Be- 
seitigung des  Uebels  herbeizuführen. 

„Nun  ist  bei  der  gegenwärtigen  Organisation  des  Krankenkassenwesens 
mit  seinen  vielen  kleinen,  völlig  unabhängig  von  einander  stehenden  Kassen 
nur  eine  ganz  kleine  Anzahl  von  solchen  in  der  Lage,  selbständig  Unter- 
nehmungen von  grösserem  Umfange  zur  Bekämpfung  der  Lungenschwind- 
sucht in  die  Hand  zu  nehmen;  Vereinigungen  einer  grösseren  Anzahl  von 
Kassen  für  diesen  Zweck  würden  dringend  zu  wünschen  sein,  sind  aber 
nach  Lage  der  Verhältnisse  höchst  schwierig  zu  Stande  zu  bringen,  und 
desshalb  ist  auf  die  Beschreitung  dieses  Weges  bei  den  Krankenkassen  im 
Allgemeinen  kaum  zu  rechnen.  Wohl  aber  würden  alle  in  der  Lage  sein, 
Aufwendungen  für  die  Heilbehandlung  von  lungenkranken  Kassenraitglie- 
dem  zu  machen,  wenn  Gelegenheit  zu  deren  zweckmässiger  Verwendung  in 
ffir  den  in  Rede  stehenden  Zweck  richtig  eingerichteten  Heilanstalten  wäre. 

„Es  kann  nicht  verwundern,  wenn  auch  das  nur  zögernd  geschieht,  und 
wenn  oft  Eurzsichtigkeit  und  Mangel  an  Verständniss,  nicht  selten  auch  andere 
die  Sjrankenkassenverwaltung  nachtheilig  beeinflussende  Umstände  es  nicht 
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gleich  von  vornherein  zu  vollem  Gedeihen  kommen  lassen.  Auf  derartige 
üble  Erfahrungen  muss  sich  Jeder,  der  hier  eingreifen  wiU,  gefasst  machen. 
Aber  der  gesunde  Grundgedanke,  der  in  der  Sache  liegt,  wird  sich  doch 
durchringen.  Er  wird  zunächst  nicht  an  allen  Stellen  zum  Durchbruche 
gelangen ;  aber  einerseits  ist  der  wirth schaftliche  Vortheil,  der  den  Kranken- 
kassenmitgliedern aus  einer  erfolgreichen  Bekämpfung  der  Lungenschwind- 
sucht durch  Mittel  der  Kassen  erwachsen  würde,  das  Interesse  also  — 
um  diese  Bezeichnung  auch  hier  zu  gebrauchen  — ,  das  die  Krankenkassen 
an  der  Durchführung  der  Angelegenheit  haben,  zu  gross,  als  dass  es  sie 
nicht  nothwendig  zur  Betheiligung  zwingen  müsste,  und  andererseits  stehen 
«o  viele  von  Pflichtgefühl  erfüllte  Personen  an  der  Spitze  von  Kranken- 
kassen, dass  sich  diese  der  Mitarbeit  nicht  auf  die  Dauer  entziehen  werden. 

„Ich  kann  in  dieser  Beziehung  über  durchaus  günstige  Erfahrungen 
im  Bezirke  der  Hanseatischen  Yersicherunganstalt  berichten.  Wenn  auch 
die  Versicherungsanstalt  es  war,  welcher  in  ihrem  Bezirke  die  Initiative  bei 
der  Ergreifung  von  Maassregeln  zur  planmässigen  Bekämpfung  der  Lungen- 
schwindsucht zufiel,  so  hat  sie  doch  —  und  je  länger  desto  mehr  — 
Verständniss  für  die  Angelegenheit  auch  bei  den  Krankenkassen  gefunden, 
und  die  Mehrzahl  von  den  im  Anstaltsbezirke  befindlichen  Krankenkassen 
hat  sich  mit  der  Ilanseatischen  Versicherungsanstalt  zur  Mitarbeit  ver- 
bunden. Im  Zeiträume  seit  Beginn  des  Jahres  1894  bis  heute,  also  in  etwa 
1^3  Jahren,  hat  die  Versicherungsanstalt  rund  450  lungenkranke  Versicherte 
in  klimatischen  Kurorten  untergebracht.  So  bescheiden  diese  Ziffer  an  sich 
gegenüber  der  zu  lösenden  grossen  Aufgabe  noch  ist,  und  so  viel  die  ge- 
troffenen Einrichtungen  noch  zu  wünschen  übrig  lassen  —  sie  werden  erst 
dann  vor  einer  strengeren  Beurtheilung  bestehen  können,  wenn  die  eigenen 
Heilstätten,  die  wir  planen  und  deren  eine  jetzt  im  Baue  begriffen  ist,  fertig 
gestellt  sein  werden  — ,  so  stellen  sie  doch  wohl  einen  guten  Anfang  dar. 
Wenn  sie  aber  als  solcher  eine  wohlwollende  Beurtheilung  erfahren  sollten, 
und  wenn  die  Ergebnisse  des  bisherigen  Vorgehens  trotz  aller  Mängel 
einigermaassen  günstige  sind,  so  ist  das  nicht  zum  geringsten  Theile  der 
verständnissvollen  Auffassung  zuzuschreiben,  der  die  Versicherungsanstalt 
bei  den  Krankenkassenvorständen  begegnet  ist.  Und  ich  hebe  noch  aus- 
drücklich hervor,  dass  sie  diesem  Verständnisse  nicht  bloss  bei  der  einen 
oder  der  anderen  Art  der  Kassen  begegnet  ist,  sondern  dass  sie  es  bei 
Kassen  aller  verschiedenen  Arten,  bei  organisirten  wie  freien  Kassen,  ge- 
funden hat.  (Umgekehrt  ist  sie  auch  mit  einzelnen  solchen  Kassen  aller 
verschiedenen  Arten,  am  wenigsten  bei  Betriebskrankenkassen,  in  Beziehung 
getreten,  bei  denen  sie  vorerst  nur  vollständigem  Mangel  an  Verständniss 
begegnet  ist ;  aber  das  hat  den  Vorstand  nicht  abgeschreckt ,  auf  dem  be- 
tretenen Wege  weiter  zu  gehen.) 

„Also  ich  fasse  meine  Ausführungen  dahin  zusammen:  Neben  den 
Invaliditäts-undAltersversicherungsfinstalten  ist  auch  die 
andere  Gruppe  der  socialpolitischen  Organisationen  des 
Deutschen  Reiches,  die  der  Krankenkassen,  zur  Mitarbeit 
berufen  und  bei  richtiger  Wahrnehmung  ihres  Interesses,  das 
mit   dem  Interesse   ihrer  Mitglieder  zusammentrifft,   genöthigt. 

„Wenn  ich  aussprach,  dass  man  trotz  des  vorhandenen  Interesses  von 
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den  Krankenkassen  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  die  Initiative  zu  umfassen- 
deren Maassregeln  auf  dem  zur  Behandlung  stehenden  Gebiete  erwarten 
darf,  so  kann  dagegen  von  den  communalen  Institutionen,  von 
grösseren  Städten,  von  Provinzial-,  Bezirks-  und  Ereisverbäu- 
den,  dies  nicht  gelten.  Ich  glaube  auch,  dass,  wenn  die  Ueberzeuguug  von 
der  Heilbarkeit  der  Lungentuberculose  eine  allgemeinere  wird,  die  Prüfung 
der  ausserordentlichen  Belastung,  welche  allen  diesen  Organisationen  in 
ihrer  Gestalt  als  Orts-  und  Landarmenverbände  durch  die  Volkskrankheit 
der  Lungentuberculose  zu  Theil  wird,  dahin  führen  muss,  dass  es  an  der 
Initiative,  in  ausreichendem  Maasse  und  in  der  den  Verhältnissen  der  ver- 
schiedenen Bevölkerungsklassen,  insbesondere  denen  der  Minderbemittelten 
entsprechenden  Weise  Einrichtungen  für  die  Heilung  der  Krankheit  zu 
schaffen,  nicht  fehlen  wird.  Schon  mehren  sich  die  Anzeichen  aus  einer 
Reihe  von  Städten,  dass  auf  dieses  Vorgehen  gerechnet  werden  kann,  und 
wenn  irgendwo,  so  gilt  ja  von  dem  Gebiete  der  Krankenfürsorge,  dass  das 
gegebene  gute  Beispiel  die  Nachfolge  anderer,  dazu  berufener  Organisationen 
nach  sich  zieht. 

„Ich  unterlasse  desshalb  und  zumal  in  Rücksicht  auf  die  Kürze  der 
uns  zur  Verfügung  stehenden  Zeit  den  Versuch,  das  Interesse,  das  diese 
communalen  Verbände  an  der  Einschränkung  der  Tuberculose,  die  neben 
dem  übermässigen  Alkoholgenuss  und  vielfach  in  Verbindung  mit  diesem 
die  aus  der  Armenpflege  entspringenden  Lasten  am  meisten  steigern  hilft, 
haben,  des  Näheren  darzulegen.  Dieses  Rechenexempel  werden  sich  diese 
Verbände  schon  selbst  machen,  und  wir  sind  gewohnt,  sie  für  hohe  und 
edle  Aufgaben  auch  grosse  Aufwendungen  zu  machen  und  Opfer  bringen 
zu  sehen,  auch  wenn  dieses  Rechenexempel  nicht  noth wendig  dahin  führte, 
dass  mit  den  zu  treffenden  Einrichtungen  eine  Erspamiss  an  den  eigenen 
Ausgaben,  sondern  allein  die  Förderung  der  allgemeinen  Volkswohlfahrt 
verknüpft  sein  sollte.  — 

„Meine  bisherigen  Erörterungen  haben  lediglich  die  Räthlichkeit  und 
Nothwendigkeit  der  Bekämpfung  der  Lungentuberculose  durch  die  social- 
politischen  Organisationen  der  Versicherungsanstalten  und  Krankenkassen 
and  durch  die  Gommu naiverbände  zum  Gegenstande  gehabt,  haben  aber  die 
Frage,  wie  diese  Bekämpfung  zu  bewerkstelligen  ist,  unberührt  gelassen. 
Selbstverständlich  enthalte  ich  als  Nichtarzt  mich  gänzlich  des  Urtheils  über 
die  verschiedenen  Methoden  der  Bekämpfung,  über  die  sich  voraussichtlich 
mein  Herr  Mitberichterstatter  aussprechen  wird.  Ich  bescheide  mich  viel- 
mehr, die  Summe  aus  dem  allgemeinen  Urtheil  der  medicinischen  Sach- 
verständigen zu  ziehen,  das  dahin  geht,  dass  Erfolge  von  grösserem 
Umfange  unter  den  verschiedenen  Arten  der  Behandlung  der 
Lungentuberculose  bis  jetzt  nur  die  hygienisch-diätetische  Be- 
handlung in  klimatisch  günstig  belegenen  Heilstätten  aufzuweisen 
hat.  Zwar  sind  auch  diese  Erfolge  nicht  der  Art,  dass  jeder  Lungenkranke, 
der  in  eine  der  bis  jetzt  bestehenden  derartigen  Heilanstalten  aufgenommen 
wird,  Aussicht  hätte,  daraus  als  völlig  genesen  entlassen  zu  werden.  Das 
ist  am  wenigsten  zu  erwarten  bei  denjenigen  Kranken,  die  jetzt  Aufnahme 
in  den  bestehenden  Heilanstalten  suchen.  In  vielen  Fällen  befinden  sich 
diese  in  einem  so  weit  vorgeschrittenen  Krankheitszustande,  dass 
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Genesung  von  vornherein  ausgeschlossen  ist,  und  in  den  meisten  Fällen 
jedenfalls  in  einem  solchen,  dass  eine  die  Arbeitsfähigkeit  wenn  auch  nur 
für  einige  Zeit  zurückgebende  Besserung  als  schon  ein  sehr  befriedigendes 
Ergebniss  der  Behandlung  angesehen  werden  muss.  Und  doch  zeigen  die 
Erfolge  der  Behandlung  höchst  erfreuliche  Ziffern,  wie  auch  auf  der  1891er 
Versammlung  dieses  Vereins  der  Herr  Berichterstatter  des  Näheren  dar- 
gelegt hat!  Diese  Behandlungsergebnisse  würden  natürlich  noch  sehr  viel 
günstigere  sein,  wenn  die  hoffnungslosen  Fälle  von  vornherein  ausgeschieden 
würden,  und  wenn  für  die  Aufnahme  in  die  Anstalten  nicht  in  erster  Linie 
der  Besitz  der  zur  Tragung  der  Eurkosten  erforderlichen,  nicht  unerheb* 
liehen  Geldmittel,  sondern  die  Wahrscheinlichkeit  des  Heilerfolges  ausschlag- 
gebend wäre. 

„Bei  solcher  Sachlage  kann  für  die  hier  in  Betracht  kommenden  social- 
politischen  und  communalen  Organe  auch  nur  diese  Behandlungsart  in  Frage 
stehen.  Alle  übrigen  Behandlungsweisen  befinden  sich  noch  im  Zustande 
des  Versuches.  Möglich  —  und  sagen  wir:  hoffentlich!  —  führen  auch  sie 
dereinst  zu  dem  erstrebten  Ziele.  Um  dieser  Möglichkeit  und  dieser  Hoff- 
nung willen  dürfen  aber  die  zur  Hülfeleistung  Berufenen  gegenüber  einer  so 
schweren  Schädigung  der  allgemeinen  Volksgesundheit,  wie  sie  die  Lungen- 
schwindsucht herbeiführt,  nicht  länger  die  Hände  in  den  Schooss  legen.  Ob 
sich  die  Hoffnung  erfüllt,  ist  noch  nicht  sicher,  dass  sie  sich  bald  erfüllt^ 
erscheint  vielen  Sachverständigen  nicht  wahrscheinlich.  Hier  aber  gilt  es 
den  Kampf  gegen  einen  Feind,  der  nicht  erst  in  Zukunft  droht,  sondern 
jetzt  und  seit  Jahrtausenden  am  Marke  unseres  Lebens  fiisst!  Ihm 
gegenüber  heisst  es,  die  Waffen  in  Anwendung  zu  bringen^ 
welche  die  ärztliche  Wissenschaft  und  Erfahrung  bereits  zur 
Hand  hat!  Darum  ist  es  erforderlich,  solche  Heilanstalten  für  Lungen- 
kranke in  erforderlicher  Zahl  ins  Leben  zu  rufen. 

„Soweit  es  sich  um  Kranke  aus  den  begüterten  Bevölkerungsklassen 
handelt,  braucht  die  Sorge  hierfür  seitens  staatlicher  oder  communaler 
Körperschaft  kaum  übernommen  zu  werden,  für  die  Befriedigung  des  Be- 
dürfnisses für  Kranke  dieser  Art  sorgt  hinlänglich  die  Privatuntemehmung 
und  wird,  wenn  sich  das  Bedürfniss  steigert,  auch  diesem  stärkeren  Bedürf- 
nisse zu  genügen  in  der  Lage  sein.  Das,  woran  es  fehlt,  sind  Heil- 
anstalten für  Kranke  aus  unbemittelten  oder  wenig  bemittelten 
Volksklassen,  wie  auch  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege auf  der  1891er  Versammlung  in  Leipzig  hervorgehoben  hat.  £r 
empfahl  desshalb  die  Bildung  von  Vereinen,  welche  sich  die 
Gründung  von  Heilanstalten  für  bedürftige  Lungenkranke  zur 
Aufgabe  machen. 

„Schon  vorher  waren  einige  derartige  Vereine  entstanden ,  einige 
andere  haben  sich  seitdem  gebildet  und  es  dient  den  Städten,  in  denen  sie 
entstanden,  wie  Frankfurt  a.  M.,  Hannover,  Bremen,  München,  Andreas- 
berg, neuerdings  auch  Berlin  und,  wo  sie  sich  für  grössere  Bezirke  bil- 
deten, wie  der  für  das  Königreich  Sachsen  geschaffene,  diesem,  insbe- 
sondere aber  den  Männern,  die  diese  Vereine  ins  Leben  gerufen  und  meist 
schon  zu  einem  gewissen  erfreulichen  Ergebnisse  geführt  haben,  dies  Alles 
zur  höchsten   Ehre.      Aber,  meine   Herren,    so    hoch  wir    die  Leistungen 
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dieser  Männer  zu  schätzen  haben  —  und  ich  bin  der  Letzte,  der  nicht  von 
der  lebhaftesten  Anerkennung  für  diejenigen  beseelt  wäre,  welche  unver- 
drossen, obwohl  oft  zurückgewiesen,  für  die  Durchführung  einer  so  grossen 
und  edlen  Aufgabe  nicht  nur  die  erforderlichen  Geldmittel  zusammen- 
bringen, sondern  sich  einer  dauernden,  sehr  mühseligen,  sehr  verantwortungs- 
vollen und  oft  genug  sehr  mit  Undank  gelohnten  Verwaltung  freiwillig 
unterziehen  —  so  hoch  wir,  sage  ich,  die  Leistungen  dieser  Männer  auch  zu 
schätzen  haben,  so  müssen  wir  doch  sagen,  dass  einem  Bedürfnisse 
von  solchem  Umfange,  wie  es  hier  besteht,  durch  freie  Vereini- 
gungen und  freiwillige  Beiträge  allein  in  ausreichendem  Maasse 
nicht  abgeholfen  werden  kann.  Mögen  wir  dasjenige,  was  in  England 
auf  diesem  Gebiete  dank  dem  Reichthume  des  Landes  und  der  Willigkeit, 
auch  grosse  Mittel  für  derartige  Zwecke  freiwillig  zur  Verfügung  zu  stellen, 
durch  Vereine  und  Stiftungen  geschehen  ist,  auch  bereitwilligst  anerkennen, 
und  uns  das  dort  Geleistete  gern  zum  Muster  nehmen,  ausreichend  für  die 
Ueberwindung  der  Krankheit  ist  auch  das  noch  nicht,  was  in  England 
durchgeführt  ist.  Schöpfungen  in  der  Zahl  und  von  dem  Umfange,  wie  sie 
zur  Bewältigung  eines  so  gewaltigen  Uebels,  wie  desjenigen,  mit  dem  wir 
uns  beschäftigen,  nöthig  sind,  sind  nur  die  Vereinigungen,  in  welchen  alle 
Yolkskräfbe  zusammengefasst  werden,  Staat  und  Gemeinde  ins  Leben 
zu  rufen  befähigt.  Freie  Vereinigungen  —  ich  komme  auf  diesen  Punkt 
zurück  —  sind  auch  dann  nicht  zu  entbehren,  wenn  Staat  und  Gemeinde 
zu  ihrem  Theile  sich  der  Angelegenheit  gewidmet  haben;  aber  um  diese  so 
in  Angriff  zu  nehmen,  wie  der  Umfang  des  Uebels  erheischt,  und  in  der 
Weise  durchzuführen,  dass  auf  einen  grossen  und  nachhaltigen  Erfolg 
gerechnet  werden  darf,  ist  es  meines  Erachteus  unerlässlich,  den 
Euf  auch  an  Staat  und  Cömmunalverband  zu  richten. 

„Unter  den  staatlichen  Organisationen  hatte  ich  zunächst  die  social- 
politischen  Körperschaften,  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rungsanstalten und  Krankenkassen,  als  diejenigen  bezeichnet,  deren 
Aufgabe  es  ist,  ihre  Kräfte  der  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht  bei 
den  bei  ihnen  Versicherten  —  und  das  sind  ja  Unbemittelte  und  Wenig- 
Bemittelte  —  zu  widmen  und  daneben  es  als  eine  Verpflichtung  für  die 
communalen  Verbände,  Stadtgemeinden  und  Verbände  für  grössere  Bezirke, 
in  Anspruch  genommen,  die  erforderlichen  Veranstaltungen  ins  Leben  zu 
rufen. 

„Sollen  diese  Alle  nun  neben  einander  und  unabhängig  von 
einander  vorgehen?     Diese  Frage   muss   sich   nothwendig  aufdrängen. 

„Ich  bin  der  Ansicht,  dass  sich  für  die  Art  des  Vorgehens  keineswegs 
eine  allgemeine  und  unter  allen  Umständen  giltige  Vorschrift  treffen  lässt. 
Die  Verhältnisse  liegen  in  den  verschiedenen  Staaten  und  Bezirken  ganz 
verschieden.     Nur  das  wird  man   als   allgemeines  Erforderniss   aufstellen 
dürfen,  dass  die  für  Durchführung  der  Angelegenheit  in  Betracht  kommen- 
den Organe  sich  dieserhalb   mit  einander  in  Beziehung  zu  setzen  suchen 
und   die   daraus  entstehenden   Lasten   in   billiger  Weise   auf  die  Schultern 
der  einzelnen  Organisationen   zu  vertheilen  bemüht  sind.     Nur  darf  auch 
dies  nach  meinem  Dafürhalten  nicht  so  verstanden  werden,  dass  die  ein- 
seinen Körperschaften  ihr  Vorgehen,  wenn  sie  das  Bedürfniss  dafür  ermittelt 
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und  festgestellt  haben,  von  der  Mitarbeit  der  übrigen  in  allzu  ängstli 
Weise  abhängig  machen.  Für  die  Abwägung  des  verschiedenen  Grades 
Interesses  der  einzelnen  Körperschaften  an  der  Errichtung  einer  Heilsi 
und  ihrer  Benutzung  für  Insassen  eines  gewissen  Bezirkes  wird  sich 
genauer  zahlenmässiger  Maassstab  überhaupt  nicht  feststellen  lassen 
heisst  da  lediglich,  nach  billigem  Ermessen  aus  der  Gesammtheit  der 
hältnisse  den  Vertheilungsmaassstab  zu  entnehmen  und  ihn,  wenn  sich 
mit  der  Zeit  als  berechtigt  herausstellt,  später  in  einer  den  Yerhältni 
besser  entsprechenden  Weise  zu  verändern.  Stellen  sich  aber  Schwi« 
keiten  für  ein  gemeinschaftliches  Vorgehen  heraus,  oder  fehlte  bei  einze 
der  Factoren,  auf  deren  Mitarbeit  gerechnet  werden  müsste,  vorläufig 
dem  einen  oder  anderen  Grunde  der  Wille  dazu,  so  sollten  meines  Erach 
die  übrigen  doch  nicht  zögern,  zunächst  allein  vorzugehen.  Es  ' 
nach  der  Natur  der  Dinge,  nach  dem  Grade  der  inneren  Berechtig 
welche  die  Angelegenheit  hat,  nicht  fehlen,  dass  die  übrigen  Factoren 
zur  Mitarbeit  gedrängt  werden,  wenn  der  Erfolg  das  Vorgehen  der  and* 
rechtfertigt. 

„Als  Erbauer  eigener  Heilstätten  für  Lungenkranke  können,  abges« 
von  einzelnen  wenigen  sehr  grossen  Krankenkassen,  wie  sie  einige  Gi 
fitädte  aufweisen,  nur  die  Versicherungsanstalten  und  Communal verband 
Aussicht  genommen  werden.  Ob  Diese  oder  Jene  damit  vorgehen 
ihrerseits  alsdann  die  Anderen  zur  Uebernahme  eines  Theiles  der  Lai 
die  aus  der  Verpflegung  entspringen,  auflbrdern  und  femer  die  Kran] 
kassen  zur  Leistung  entsprechender  Beiträge  veranlassen,  das  kann  i 
der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  verschieden  behandelt  werden. 

„Die  Hanseatische  Versicherungsanstalt  hat  sich,  als  sie  den  Entgeh 
zu  thatkräftigem  Vorgehen  auf  Grund  des  §.12  des  Invaliditäts - 
Altersversicherungsgesetzes  fasste  und  darauf  zunächst  die  ersten  Schi 
für  sich  allein  gethan  hatte,  alsdann  angelegen  sein  lassen,  mit  den  Kran] 
kassen  des  Anstaltsbezirkes  in  Verbindung  zu  treten  und  hat  damit  ei 
sehr  guten  Erfolg  gehabt.  Von  etwa  260  Krankenkassen  haben  sich  ! 
welche  insgesammt  den  weitaus  grösseren  Theil  der  sämmtlichen 
Krankenversicherungspflicht  unterliegenden  Personen  umfassen,  be 
finden  lassen,  den  gemachten  Vorschlägen  zuzustimmen. 

„Diese  gingen  dahin:  Zu  den  Kosten  der  Verpflegung  eines  lunj 
kranken  Versicherten  in  einem  klimatischen  Kurorte  zahlt  die  Kranl 
kasse  1*50  M.  für  den  Pflegetag  bei  einer  Pflegezeit  bis  zu  13  Wocl 
Den  übrigen  Theil  der  Pflegekosten  trägt  die  Versicherungsanstalt.  Di< 
fallen  auch  die  Kosten  allein  zur  Last  für  die  über  den  Zeitraum 
13  Wochen  etwa  hin  ausreichende  Pflegezeit.  Die  Versicherungsanstalt  ti 
ferner  die  Kosten  der  Reise,  die  Krankenkasse  dagegen  gewährt,  soi 
dies  dem  Kassenstatute  entspricht,  den  Familien  der  Kranken  die  ih 
gebührende  Familienunterstützung. 

„Ausser   dass   eine  Reihe  von  Fällen  vorkam,  wo  es  sich  um  Perso 
handelte,  welche  einer  Krankenkasse  nicht  angehörten,  und  für  die  die  1 
Sicherungsanstalt  die  Kosten  der  Behandlung  dcsshalb  allein  trug,  erfuhr 
getroflene  Abkommen  auch  sonst  noch  manche  Abweichung.     In  einer 
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heblichen  Zahl  yon  Fällen  ermässigte  die  Versicherungsanstalt  den  Beitrag 
der  Krankenkassen,  damit  der  überschiessende  Betrag  zur  Erhöhung  der 
Familienunterstützung  Verwendung  finde.  Die  Gesammtkosten  für  Ver- 
pflegung und  Behandlung  yon  lungenkranken  Versicherten  in  Heilstätten 
und  klimatischen  Kurorten  einschliesslich  der  Reisekosten  während  des 
Jahres  1894  und  der  ersten  sechs  Monate  des  laufenden  Jahres  stellten  sich, 
auf  etwa  96  000  Mark:  von  diesen  trugen  die  Krankenkassen  etwa 
26  000  Mark,  so  dass  etwa  70000  Mark  zu  Lasten  der  Versicherungs- 
anstalt blieben.  Rechnet  man,  dass  etwa  10000  Mark  von  den  Kranken- 
kassen für  Familienunterstützung  an  die  Familien  der  Betreffenden  ver- 
ausgabt sein  mögen,  so  stellt  sich  das  Verhältniss  so,  dass  ungefähr  ein 
Drittel  Ton  den  Krankenkassen  und  zwei  Drittel  der  Gesammtkosten  von  der 
Versicherungsanstalt  getragen  sind.  Die  Versicherungsanstalt  ist  also  mehr 
belastet,  als  bei  der  vorhin  gegebenen  Berechnung  des  Interesses  an- 
genommen wurde.  Es  ist  das  theils  aus  dem  eben  erwähnten  Umstände 
entsprungen,  dass  die  Versicherungsanstalt  den  Beitrag  von  Krankenkassen 
nicht  in  Anspruch  genommen  oder  ermässigt  hat,  theils  aber  auch  darauf 
zurückzuführen ,  dass  die  Verpflegung  sich  jetzt ,  wo  es  der  Versicherungs- 
anstalt noch  an  einer  eigenen  Heilstätte  für  ihre  Versicherten  fehlte,  die 
Pflegekosten  sich  überhaupt  erheblich  —  gewiss  um  25  bis  30  Proc.  vom 
Hundert  —  höher  stellten,  als  sie  sein  werden,  wenn  die  jetzt  im  Baue 
befindliche  Heilstätte  fertig  gestellt  sein  wird,  was  in  etwa  einem  Jahre  der 
Fall  sein  wird.  * 

„Trotz  der  höheren  Belastung,  welche  die  Versicherungsanstalt  zu 
tragen  hatte,  hat  sie  nicht  gezögert,  vorzugehen,  indem  sie  sich  von  der 
Ueberzeugung  leiten  Hess,  dass  das  zu  erstrebende  Ziel  auch  noch  grössere 
Opfer  werth  sei,  als  sie  in  jener  von  mir  gegebenen  Berechnung  des  Inter- 
esses dargelegt  sind,  und  ferner  davon  ausgehend,  dass  thatkräftiges  Vor- 
gehen am  besten  geeignet  sei,  durch  die  zu  erzielenden  Erfolge  dem  weit 
verbreiteten  Misstrauen  gegen  die  Räthlichkeit  der  Maassregel  den  Boden 
zu  entziehen. 

„Ich  gebe  diese  Mittheilungeu  nicht,  weil  ich  dächte,  es  müsste  überall 
ebenso  gemacht  werden  und  es  sollte  das  Vorgehen  der  Hanseatischen  Ver- 
sicherungsanstalt das  Muster  und  Vorbild  abgeben,  nach  dem  sich  andere 
Versicherungsanstalten  zu  richten  hätten;  sondern  jede  wird  das,  was  sich 
nach  ihren  Verhältnissen  als  das  Beste  ergiebt,  zu  thun  haben  und  diese 
Verhältnisse  sind  eben,  wie  ich  schon  hervorgehoben,  verschieden.  Es  kann 
sich  desshalb,  wie  ich  in  den  Ihnen  vorliegenden  Schlusssätzen  gesagt  habe,^ 
für  den  einen  Bezirk  empfehlen,  dass  die  Versicherungsanstalten 
selbst  Heilstätten  für  lungenkranke  Versicherte  errichten  und 
Krankenkassen  und  communalc  Organisationen  sich  an  der  Tra- 
gung der  Kosten  für  die  dort  unterzubringenden  Kranken  be- 
theiligen, es  kann  sich  aber  auch,  wenn  sich  die  Gelegenheit 
bietet,  die  Sache  so  zu  gestalten  empfehlen,  dass  die  Invaliditäts- 
und Altersversicherungsanstalten  sich  beschränken,  zurDeckung 
der  Kosten,  welche  durch  die  Behandlung  der  Kranken  entstehen, 
die  in  vorhandenen  oder  zu  errichtenden  Heilstätten  von  gemein- 
nützigen   Vereinen,    Privatunternehmern,    Krankenkassen    oder 
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Communalyerbänden  unterzubringen  sind,  in  dem  nach  Lage  der 
Umstände  zu  bemessenden  Umfange  Theil  zu  nehmen. 

„Alle  diese  Wege  stehen  offen  und  es  kann  unter  Umständen  dei 
letztere  sehr  wohl  den  Vorzug  Tor  dem  ersteren  verdienen.  Desshalli 
unterbreite  ich  Ihnen  nicht  etwa  eine  Resolution,  die  als  Meinung  der  Ver- 
sammlung zum  Ausdrucke  brächte,  dass  alle  Versicherungsanstalten  mit  dei 
Erbauung  eigener  Heilstätten  für  Lungenkranke  vorzugehen  hätten.  Daf 
aber  ist  allerdings  meine  Meinung,  dass  die  Versicherungsanstaltei 
durch  die  ziffernmässigen  Nachweise  über  die  ihnen  zu  Theil  werdende  Be- 
lastung durch  lungenkranke  Versicherte  am  dringendsten  darauf  hingeführl 
werden,  auf  Mittel  zur  Abhülfe  zu  sinnen,  und  dass  sie,  da  im  Wesentlichei 
nur  die  Unterbringung  in  Heilstätten  in  Frage  kommen  kann,  solcher  Heil- 
stätten aber,  soweit  sie  für  Leute  aus  dem  Kreise  der  Versicherten  geeignel 
sind,  nur  wenige  bestehen,  auf  die  Errichtung  eigener  Heilstättei 
mehr  und  mehr  hingeführt  werden;  dass  femer  den  Gesichtspunkten 
nach  denen  sie  bei  der  Unterbringung  der  Kranken  zu  handeln  haben,  an 
besten  in  eigenen  Anstalten  Rechnung  getragen  wird.  Aus  allen  diesei 
Gründen  wird  man,  wie  ich  glaube,  wenn  man  die  Bekämpfung  der  Tuber 
culose  mittelst  Behandlung  der  Kranken  in  hierfür  besonders  eingerichtete! 
Heilstätten  in  grösserem  Maasse  ausgeführt  sehen  will,  in  besonderi 
hohem  Maasse  darauf  rechnen  müssen,  dass  die  VersicherungS' 
anstalten  auch  mit  der  Errichtung  eigener  Heilstätten  vorgehen 

„Ich  erwähnte  soeben,  dass  denjenigen  Gesichtspunkten  für  die 
Behandlung  der  Angelegenheit,  welche  die  Versicherungs- 
anstalten innezuhalten  haben,  und  welche  sich  für  sie  aus  dem  vorhii 
besprochenen  §.12  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes  ergeben 
am  besten  in  eigenen  Heilstätten  Rechnung  getragen  werde.  Ich  wende 
mich  desshalb,  weil  man  nach  meinem  Dafürhalten  gerade  von  den  Yer 
Sicherungsanstalten  eine  umfassendere  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  zu  er 
warten  haben  wird,  zu  einer  kurzen  Erörterung  dieser  Gesichtspunkte. 

„Der  Grundgedanke  des  §.  12  ist:  An  die  Stelle  der  Invalidenrente 
tritt  das  Heilverfahren.  Von  der  Befugniss,  die  Kosten  für  dieses  zu  über 
nehmen,  kann  also  nur  Gebrauch  gemacht  werden,  wo  „Heilung"  wirk- 
lich in  Aussicht  steht  und  zwar  nicht  als  ein  vielleicht  möglicher,  sondert 
als  ein  nach  Maassgabe  der  ärztlichen  Erfahrungen  wahrscheinliche! 
Erfolg.  Errichtet  eine  Versicherungsanstalt  ein  eigenes  Sanatorium,  s< 
kann  es  sich  darum  nur  um  eine  Heilanstalt,  nicht  um  ein  Siechen 
haus  zur  Unterbringung  unheilbarer  Kranker  handeln. 

„Als  eine  „Heilung"  in  dem  Sinne,  wie  sie  von  der  Versichemngs 
anstalt  erstrebt  wird ,  ist  nun  aber  nicht  bloss  die  völlige  Beseitigung  jede] 
Spur  der  Erkrankung  zu  betrachten,  sondern  auch  ein  solcher  Grad  dei 
Besserung,  dass  die  bereits  vorhandene  Erwerbsunfähigkeit 
dauernd  oder  wenigstens  für  eine  längere  Reihe  von  Jahrei 
beseitigt  oder  die  noch  vorhandene,  aber  bedroht  gewesene  Er 
werbsfähigkeit  dauernd  bewahrt  wird. 

„Andererseits  ist  für  das  Vorgehen  der  Versicherungsanstalt  eine  „Besse 
ruug",  die  nicht  diese  Höhe  erreicht,  ebenso  ohne  Bedeutung  wie  völlige 
Erfolglosigkeit.     Zeigt  sich  desshalb  im  Laufe  der  Behandlung,  dass  eine 
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Töllige  Heilung  oder  so  weit  gohende  Besserung,  wie  ich  sie  eben  bezeichnet 
habe,  nicht  erreichbar  ist,  so  muss  die  Entlassung  des  Betreffenden  aus  der 
Heilstättenbehandlung  erfolgen,  und  es  tritt  der  Bezug  der  Invalidenrente 
oder  der  Anspruch  auf  diese  wieder  an  die  Stelle  der  Heilbehandlung. 

,,Bei  der  Natur  der  Krankheit,  um  die  es  sich  handelt,  die,  so  lange  sie 
<iem  einzuleitenden  Heilverfahren  noch  Aussicht  auf  Erfolg  bietet,  den  von 
ihr  Betroffenen  in  der  Regel  noch  nicht  erwerbsunfähig  macht,  bei  der  aber, 
wenn  der  Zustand  der  Erwerbsunfähigkeit  erst  eingetreten  ist,  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  wenig  Hoffnung  auf  den  vorhin  bezeichneten  Erfolg  bleibt, 
muss  es  der  Versicherungsanstalt  desshalb  darauf  ankommen,  dass  die  Er- 
krankten möglichst  frühzeitig  Aufnahme  finden  und  Schwerkranke 
thunlichst  ausgeschlossen  werden.  Dass  die  Kranken  sich  zur  Auf- 
nahme in  einem  möglichst  frühzeitigen  Stadium  der  Krankheit  melden,  dar- 
auf haben  die  Versicherungsanstalten  desshalb  ihr  besonderes  Bemühen  zu 
richten.  Erfolg  verspricht  dafür,  soviel  ich  zu  beurtheilen  vermag,  nur  die 
Verbindung  mit  den  Krankenkassen,  deren  wohlverstandenes  Inter- 
-esse  sie  auch  darauf  hinweist,  schon  in  diesem  Zustande,  wo  der  an  Lungen- 
tuberculose  Erkrankte  seine  Arbeitsfähigkeit  noch  nicht  verloren  hat,  für 
seine  Wiederherstellung  grössere  Aufwendungen  zu  machen,  als  das  Gesetz 
als  nothwendig  vorschreibt.  Nöthig  ist  zu  diesem  Zwecke  femer  die  Hülfe 
der  Gesammtheit  der  Aerzte,  ein  Punkt,  auf  den  ich  später  noch  kurz 
zurückkomme. 

„Der  Charakter  der  Versicherungsanstalten  erfordert  es  ferner,  dass  die 
von  ihnen  ins  Leben  gerufenen  Heilstätten  unter  ihren  Pfleglingen  keine 
Klassenunterschiede  machen.  Zwar  erfolgt  die  Versicherung  nach  Lohn- 
klassen, aber  diese  Lohnklassen  sind  keine  Standesklassen  und  keine  Ver- 
mögensklassen. Der  Versicherungsanstalt  gegenüber  giebt  es  nur  eine 
Klasse  von  Versicherten.  Es  können  desshalb  in  der  von  der  Versicherungs- 
jinstalt  errichteten  Heilstätte  keine  besseren  und  weniger  guten  Verpflegungs- 
klasaen,  keine  besseren  und  weniger  guten  Zimmereinrichtungen,  kurz 
keinerlei  Abstufung  nach  Rang  und  Vermögen  vorgenommen  werden,  auch 
nicht  in  der  Gestalt,  dass  Einzelnen  gestattet  würde,  sich  durch  Zuzahlungen 
-eine  Bevorzugung  vor  Anderen  zu  erkaufen. 

„Da  die  Mittel  der  Versicherungsanstalten  nur  für  die  im  Gesetze  vor- 
gesehenen Zwecke,  also  insbesondere  nur  zu  Gunsten  der  Versicherten 
verwandt  werden  dürfen,  so  ist  es  ausgeschlossen,  dass  in  die  von  Ver- 
sicherungsanstalten erbauten  Heilstätten  auch  andere  Personen  als  Ver- 
sicherte aufgenommen  werden  könnten. 

„Aus  dem  Wesen  der  deutschen  socialpolitischen  Gesetzgebung  ergiebt 
«ich  femer,  dass  die  Behandlung  von  Kranken  nicht  den  Charakter  der 
Armenpflege  anzunehmen  hat.  Zwar  giebt  das  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsgesetz  dem  Versicherten  keinen  Anspruch  auf  Heilbehandlung, 
aber  diese  tritt  an  die  Stelle  des  unter  gewissen  gesetzlich  festgelegten 
Bedingungen  vorhandenen  rechtlichen  Anspruches  auf  Rente.  Wie  diese 
nicht  vom  Wohlwollen  oder  Uebelwollen  der  verwilligenden  Organe,  nicht 
von  dem  Verhalten  des  Berechtigten,  nicht  von  politischen  oder  religiösen 
Eigenschaften  abhängig  ist,  so  darf  auch  die  Verwilligung  des  Heilverfahrens 
von  all  dem  nicht  abhängig  gemacht  werden. 
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„In  den  Erörterungen  über  die  Frage  der  Volksheilstatten  haben  ku 
und  da  einen  breiten  Raum  auch  die  Verhandlungen  darüber  eingenommen 
wie  sie  einzurichten  und  wo  sie  anzulegen  seien,  ob  Barackensystem  odei 
Stockwerkbau,  ob  Anstalten  fQr  ein  Geschlecht  oder  beide  Geschlechter,  ol 
vorhandene  Gebäulichkeiten  benutzt  werden  können  oder  uothwendig  neu< 
errichtet  werden  müssen,  femer  ob  Oertlichkeiten  für  die  Anlage  brauchbai 
sind,  die  der  Heilanstalt  nur  Waldlufb  und  Waldschutz  bieten,  oder  ob  ein« 
gewisse  Höhenlage  und  welche?  gefordert  werden  muss,  oder  ob  Plätze  ii 
der  Nachbarschaft  des  Meeres  den  Vorzug  verdienen,  sodann  ob  die  Heil 
statten  mit  landwirthschaftlichem  Betriebe  zu  verbinden  sind  oder  nicht 
und  inwieweit  die  Pfleglinge  auch  zu  Arbeiten  in  diesem  Betriebe  angehaltei 
werden  sollen. 

„Das  Alles  sind  Punkte,  die  ohne  Zweifel  von  Wichtigkeit,  einzeln« 
unter  ihnen  von  ausserordentlicher  Wichtigkeit  sind;  doch  aber  gehe  icl 
hier  auf  ihre  Behandlung  nicht  näher  ein,  da  mir  daran  liegt,  vor  Allem  be 
tont  zu  sehen,  wem  die  Errichtung  dieser  Volksheilstätten  obliegt,  in  dei 
Geschäfts-  und  Interessenkreis  welcher  Organisationen  sie  fallt.  Ist  dar 
über  Klarheit  gewonnen,  dann,  so  zweifle  ich  nicht,  werden  auch  die  Fraget 
der  Einrichtung  der  Anstalten  bald  eine  sachgemässe  Lösung  finden. 

„Soweit  es  sich  um  Anstalten  handelt,  welche  von  den  Involiditäts 
und  Altersversicherungsanstalten  erbaut  werden  oder  besonders  für  die  au 
ihre  Kosten  zu  verpflegenden  Personen  bestimmt  sind,  haben  zwei  Punkt« 
besonderes  Interesse  und  diese  will  ich  desshalb  noch  kurz  berühren. 

„Zunächst  was  den  Ort  anlangt,  der  für  derartige  Heilstätten  gewähl' 
wird,  bin  ich  der  Ansicht,  dass  das  Beste  für  den  vorliegenden  Zweck  gerade 
gut  genug  ist.  Unter  dem  Besten  verstehe  ich  natürlich  nicht  Luxusb&dei 
und  viel  besuchte  Sommerfrischen.  Eine  einsame,  dabei  leicht  zug&nglichi 
Lage  verdient  aus  vielen  Rücksichten,  von  deren  Erörterung  ich  aber  hin 
absehe,  weitaus  den  Vorzug;  aber  in  Betreff  der  sanitären  Beschaffenheil 
der  Oertlichkeit  überhaupt  und  des  Vorhandenseins  aller  klimatischen 
meteorologischen  und  Boden gestaltungs Verhältnisse  sollten  so  weit  gehend« 
Anforderungen  gestellt  werden,  wie  sie  nur  für  irgend  welche  andere  An 
stalten  gefordert  werden,  und  kein  Umstand,  der  die  Zahl  der  HeiL 
erfolge  zu  steigern  oder  den  Grad  der  Heilung  zu  erhöhen  ver- 
möchte, dürfte  dabei  Vernachlässigung  erfahren.  Bei  Anstalten 
die  ihre  Pfleglinge  aus  einem  weiten  Bezirke  beziehen,  verschlägt  die  Nach* 
barschaft,  einer  einzelnen  Stadt  nicht  viel,  und  bei  einer  Cur,  die  sich  in  dei 
Regel  über  Monate  erstreckt,  machen  die  Kosten  der  Eisenbahnfahrt  docl 
immer  nur  einen  verhält nissmässig  kleinen  Theil  der  Gesammtkosteu  aus.  Icl 
bin  aber  auch  der  Ansicht,  dass  unsere  Eisenbahnen,  insbesondere  unsen 
Staatscisenbahnen ,  sich  dem  gar  nicht  entziehen  können,  weitgehende 
Ermässigungen  des  Fahrpreises  zu  bewilligen,  um  die  Durchführung  dei 
socialpolitisch  so  bedeutungsvollen  Maassregel  zu  befördern.  Also  mai 
begnüge  sich  nicht  mit  Oertlichkeiten,  die  zur  Noth  noch  ali 
brauchbar  gelten  können,  sondern  wähle  solche,  bei  denen  di< 
besten  Vorbedingunjiren  für  die  grossesten  Erfolge  vorhanden  sind 

„Der  andere  Punkt  betrifft  die  Heranziehung  der  Pfleglinge  sn 
Arbeiten,  die  im  Interesse  der  Bewirthschaftung  der  Heilstätte  vorgenommec 
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werden  müssen,  also  insbesondere  zu  Arbeiten  in  dem  mit  ihr  etwa  ver- 
bundenen landwirthschaftlicben  Betriebe  behufs  Herabsetzung  der  Unkosten, 
welche  die  Verpflegung  verursacht.  Ich  spreche  mich,  soweit  es  sich  um 
Kranke  handelt,  für  welche  Versicherungsanstalten  und  Krankenkassen  die 
Kosten  tragen,  entschieden  dagegen  aus,  dass  die  Kranken  zwangsweise  zu 
irgend  welchen  Arbeiten  angehalten  werden,  soweit  nicht  lediglich  solche 
zur  BefriedigoDg  der  persönlichen  Bedürfnisse  und  solche,  welche  zu  Heil- 
zwecken angeordnet  werden,  in  Betracht  kommen.  Gegen  diese  ist  natürlich 
nicht  der  geringste  fünwand  zu  machen,  alle  übrigen  Arbeiten  aber  wären 
nur  geeignet,  der  ganzen  Angelegenheit  in  den  Augen  der  Leute,  denen 
geholfen  werden  soll,  ein  ganz  falsches  Bild  zu  geben.  Die  ziemlich  werth- 
lose  Arbeit,  die  gefordert  und  natürlich  widerwillig  geleistet  würde,  würde 
den  Werth  des  bewilligten  Heilverfahrens  im  höchsten  Grade  herabmindern; 
jeder  Fall,  wo  ein  dauernder  Erfolg  nicht  erreicht  würde,  würde  von  den 
Behandelten,  ihren  Angehörigen  und  sonstigen  Personen,  die  an  dem  Falle 
Antheil  nehmen,  darauf  zurückgeführt  werden,  dass  der  Kranke  ja  habe 
anstrengende  Arbeiten  leisten  müssen  und  dadurch  in  seinem  Befinden 
beeinträchtigt  sei,  und  —  nicht  zu  vergessen  —  auch  diejenigen,  auf  deren 
Mitwirkung  nothwendig  gerechnet  werden  muss,  wenn  die  Angelegenheit 
dauernd  in  gutem  Gange  erhalten  werden  soll,  die  Krankenkassenvorstände, 
würden  diese  abfallige  Beurtheilung  nur  zu  leicht  theilen. 

„In  Anstalten,  die  durch  freiwillig  aufgebrachte  Mittel  geschaffen 
werden  und  bei  Kranken,  deren  Fürsorge  nicht  Versicherungsanstalten  und 
Krankenkassen  obliegt,  kann  die  Sache  unter  Umständen  anders  liegen. 
Soweit  aber  die  Heilbehandlung  zu  Lasten  dieser  socialpoli- 
tischen  Organisationen  erfolgt,  rathe  ich  von  der  Heranziehung 
der  Kranken  zu  Arbeitsleistungen,  die  die  Herabminderung  der 
Wirthschaftskosten  bezwecken,  entschieden  ab.  — 

„Ich  verlasse  damit  das  Gebiet  der  Erörterung  über  die  Art  der  Ein- 
richtung der  Heilstätten,  das  ich,  um  nicht  die  Verhandlungen  in  ein  zu 
wenig  begrenztes  Gefilde  zu  führen,  nur  zögernd  und  vorsichtig  betreten 
habe.  Die  letzte  Bemerkung  fährt  mich  dagegen  zu  der  vorhin  schon  kurz 
gestreiften  Frage  zurück,  ob  denn,  wenn  wirklich  die  socialpolitischen 
Organisationen  in  dem  ihren  Geschäftsbereiche  entsprechenden  Umfange 
ihre  Fürsorge  der  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht  bei  Versicherten 
widmen  sollten,  es  der  Bildung  freiwilliger  Vereine  für  diese  Zwecke,  wie 
sie  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  1891  dringend 
empfohlen  hatte,  nicht  mehr  bedürfen  sollte.  Ich  hatte  vorhin  schon  her- 
vorgehoben, dass  meine  Ansicht  dahin  gehe,  mit  den  Mitteln,  die  Wohl- 
thätigkeitssinn  und  Hingabe  für  die  Allgemeinheit  als  freiwillige  Gaben 
susammenbringen ,  sei  ein  Uebel  von  solchem  Umfange,  wie  dasjenige,  mit 
dem  wir  uns  beschäftigen,  nicht  ganz  zu  überwinden,  doch  aber  seien 
solche  freiwillig  aufgebrachte  Mittel  und  die  Vereine,  die  sie  zur 
Erbauung  von  Heilstätten  verwenden  und  diese  verwalten,  nicht 
zu  entbehren.     Diese  Meinung  möchte  ich  nachdrücklichst  wiederholen. 

„Die  Zahl  der  Versicherten  rechnet  zwar  im  Deutschen  Reiche  nach 
MiUionen  —  bei  den  Invaliditüts  -  und  Altersversicheruugsanstalten  mögen 
etwa   10  bis   11  Millionen  versichert  sein  —  aber  andere  Millionen  sind 
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unYersichert,  denn  bislang  gehören  dieser  Versicherung  nur  Personen  an, 
die  selbst  Lohnarbeit  verrichten,  und  sie  gehören  der  Versicherung  nur 
für  ihre  Person  an,  nicht  aber  mit  ihren  Familienangehörigen,  in  deren 
Reihen  die  Lungenschwindsucht  oft  schreckliche  Ernte  hält.  Es  mangelt 
femer  die  socialpolitische  Fürsorge,  soweit  sie  in  Gestalt  der  Arbeiter- 
Versicherung  geübt  wird,  für  andere  Millionen,  die  zwar  nicht  zu  den  Ver- 
sicherten gehören,  deren  Mittel  aber  doch  auch  nicht  ausreichen,  um  für 
sich  oder  ihre  Familien  die  Kosten  einer  mehrmonatigen  Behandlung  in 
Heilanstalten  zu  tragen.  Es  bleibt  also  der  freien  Vereinsthätigkeit  noch 
immer  ein  weit  ausgedehntes  Arbeitsfeld,  und  ich  lege  besonderen  Werth 
darauf,  nicht  dahin  verstanden  zu  werden,  als  wollte  ich  von  der  Bildung 
freiwilliger  Vereine  für  die  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht  abratheu. 
„Es  kann  sich  auch  die  Gelegenheit  zu  gemeinschaftlicher  Arbeit 
biet-en,  namentlich  auch  in  der  Gestalt,  dass  Heilstätten  von  gemein- 
nützigen Vereinen  —  etwa  auch  mit  Zuhülfenahme  von  Darlehen  der  Ver- 
sicherungsanstalten,  soweit  die  Darleihung  von  Anstaltsmitteln  innerhalb 
der  durch  das  Gesetz  gezogenen  Grenzen  möglich  ist  —  erbaut  und  ver- 
waltet, in  den  Heilstätten  aber  auch  die  Kranken  mit  verpflegt  werden,  für 
deren  Verpflegung  die  Versicherungsanstalten  und  Krankenkassen  eintreten. 
Ich  habe  früher  schon  hervorgehoben,  dass  unter  Umständen  solche  Lösung 
der  Frage  hie  und  da  möglich  ist,  und  gehe  desshalb  hier  nicht  noch  ein- 
mal darauf  ein.  Nur  daran  liegt  mir,  an  dieser  Stelle  nochmals  ausdrück- 
lich hervorzuheben,  dass  auch  eine  weitgehende  Thätigkeit  von 
Versicherungsanstalten  und  Krankenkassen  auf  unserem  Ge- 
biete nach  dem  jetzigen  Stande  unserer  Socialpolitik  und  vor- 
aussichtlich auch  dauernd  die  freie  Vereinsthätigkeit  nicht  ent- 
behrlich macht. 

„Meine  Herren!  Ich  lenke  noch  schnell  Ihre  Aufmerksamkeit  auf  den 
von  mir  in  den  Schlusssätzeu  unter  Ziffer  Ö  bewährten  Punkt,  die  Unter- 
stützung, welche  die  Aerzte  in  ihrer  Gesammtheit  der  An- 
gelegenheit zu  widmen  haben.  Sie  verlangt  wenig  Mühewaltung  und 
Arbeit,  sondern  nur  einige  Willigkeit  und  Aufmerksamkeit. 

„Allseits  herrscht  bei  ärztlichen  Autoritäten  die  Auflassung,  dass,  wenn 
die  Lungentuberculose  ihr  zerstörendes  Werk  erst  in  ausgedehntem  Um- 
fange an  einem  Menschen  vollbracht  hat,  überhaupt  eine  Genesung  nicht 
erreichbar  ist;  sicher  aber  ist  sie  nicht  bei  denjenigen  Personen,  um  die  es  sich 
hier  handelt,  zu  erreichen,  die  für  ihren  Unterhalt  auf  ihrer  Hände  rauhe 
Arbeit  angewiesen  sind,  deren  Beschäftigung  eine  die  Gesundheit  der  Lungen 
oft  sehr  gefährdende  ist,  deren  Wohnung  vielfach  nicht  den  hygienischen 
Anforderungen  entspricht  und  die  oft  sich  auch  nicht  der  richtigen  Ernährung 
und  Pflege  zu  erfreuen  haben,  die  endlich  oft  in  ihren  Lebensgewohnheiten 
und  in  den  Lebensgenüssen,  die  sie  sich  verschaffen,  unverständiger  und 
leichtsinniger  Weise  auf  ihren  Körperzustaud  nicht  die  gebührende  Rücksicht 
nehmen.  Liegt  die  Sache  aber  so,  dann  ist,  soweit  es  sich  um  Maassnahmen 
von  grösserem  Umfange  handelt  —  und  über  diese  reden  wir  hier,  wo 
Maassnahmen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  erörtert  werden  — , 
Alles  davon  abhängig,  dass   rechtzeitig,  d.  h.  möglichst  frühzeitig 
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und  wenigstens  so  frühzeitig  eingeschritten  wird,  dass  Erfolg 
Yon  dem  HeiWerfahren  erwartet  werden  kann.  Damit  dies  geschieht, 
ist  erstes  Erfordemiss  weiteste  Verbreitung  der  Eenntuiss  über  die  ersten 
Erscheinungen  der  Erkrankung  an  Tuberculose.  Neben  anderen  Maass- 
nahmen,  die  hierzu  ergriffen  werden  können,  insbesondere  der  weiten  Ver- 
breitung gedruckter  Mittheilungen,  die  in  kurzer  und  gemeinverständlicher 
Darstellung  auf  die  Erscheinungen  beginnender  Lungenschwindsucht  hin«- 
weisen,  kommt  hierfür  die  belehrende  Thätigkeit  des  Arztes  in  Be- 
tracht. Der  Erkrankte  hält  seine  Krankheit,  die  ihn  in  seiner  Erwerbs- 
fahigkeit  noch  wenig  oder  gar  nicht  beeinträchtigt,  noch  für  wenig  belangreich, 
wenn  der  Arzt  schon  die  drohende  Gefahr  erkennt.  In  diesem  Augenblicke 
auf  die  Einleitung  eines  erfolgversprechenden  Heilverfahrens  hinzuwirken, 
das  ist  Sache  des  Arztes,  der  seine  Mitarbeit  der  Beförderung  des  Heil- 
verfahrens bei  unbemittelten  Lungenkranken  darbieten  will.  Statt  das 
beginnende  Leiden,  wie  es  nicht  selten  geschieht,  als  ein  wenig  bedeutendes 
zu  behandeln,  um  den  Kranken  und  seine  Angehörigen  nicht  in  Unruhe  zu 
setzen,  gilt  es,  ihn  über  die  Gefahr,  in  der  er  schwebt,  aufzuklären  und 
zur  rechtzeitigen  Ergreifung  der  rechten  Maassnahmen  zu  veranlassen. 
Wo  der  Weg  zur  Hülfe  geboten  ist  oder  demnächst  geboten  sein  wird,  da 
ist  ein  solches  Verfahren  auch  gegen  den  Erkrankten  das  rücksichtsvollere, 
vor  Allem  aber  ist  es  das  allein  zum  Ziele  führende. 

„Immer  wieder  ertönt  auch  von  den  Heilanstalten  für  Bemittelte 
her  die  Klage,  dass  die  Kranken  meist  in  einem  bereits  zu  weit  vor- 
geschrittenen Stadium  der  Krankheit  dort  Hilfe  suchen;  doch  das  lasse  ich 
hier  bei  Seite.  Bei  der  erfolgreichen  Durchführung  der  Maassregel  bei 
Unbemittelten  aber  ist  das  frühzeitige  Einschreiten  unbedingtes  Erforder- 
niss.  Um  ihm  zu  genügen,  würde  die  möglichst  weite  Verbreitung  der 
Kenntniss  von  den  Erfahrungen  darüber,  unter  welchen  Voraus- 
setzungen die  hygienisch-diätetische  Heilbehandlung  in  Heil- 
stätten noch  dauernden  Erfolg  verspricht,  von  der  allergrössten 
Bedeutung  sein.  Da  es  sich  dabei  um  speciell  medicinische  Fragen  handelt, 
so  nehme  ich  selbstverständlich  Abstand,  mich  dazu  weiter  zu  äussern,  als 
dass  ich  hervorhebe ,  wie  wichtig  es  sein  würde ,  dass  diesem  Punkte  jetzt, 
oder  wenn  dies  nach  Lage  der  Umstände  noch  nicht  möglich  sein  sollte, 
später  die  gebührende  Aufmerksamkeit  geschenkt  werden  möchte. 

„Nach  dem,  was  ich  früher  als  das  Ziel  der  Heilbehandlung,  soweit  sie 
auf  Kosten  der  Versicherungsanstalten  geübt  wird,  hingestellt  habe,  Rück- 
erlangung dauernder  Erwerbsfühigkeit  für  Personen,  die  auf  Lohnarbeit 
angewiesen  sind,  ist  aber  das  zweifellos,  dass  der  Arzt,  der  die  Ein- 
leitung des  Heilverfahrens  empfiehlt,  den  Fall  daraufhin  prüfte 
ob  dieser  Erfolg  nach  dem  Maasse  der  Erkrankung  und  unter 
Berücksichtigung  aller  Verhältnisse  noch  erreicht  werden  kann. 
Die  Hanseatische  Versicherungsanstalt  hat  sich  angelegen  sein  lassen,  die 
Aerzte  in  ihrem  Bezirke  wiederholt  und  immer  von  Neuem  auf  diesen  Punkt 
hinzuweisen;  erfreulicher  Weise  hat  sie  bei  vielen  Aerzten  auch  bereitwillige 
Berücksichtigmig  gefunden ;  andere  lassen  es  daran  jedoch  auch  heute  noch 
fehlen.  Es  ist  mir  aber  bekannt,  dass  andere  Versicherungsanstalten 
ftber  die  Nichtberücksichtigung  dieses  Punktes  noch  weit  mehr  zu  klagen 
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haben,  und  dass  ihnen  zur  Uebernahme  der  Kosten  des  Heilyerffthrens 
TOD  den  Aerzten  vorzugsweise  solche  Kranke  zugewiesen  werden,  bei  denen 
jede  Hoi&iung  auf  Rückerlangung  der  Erwerbsfclhigkeit  von  Tomherein  aus- 
geschlossen ist.  Möchte  dies  bei  Kranken,  für  welche  die  Kosten  der  Heil- 
behandlung von  anderen  Stellen  getragen  werden,  sich  auch  vielleicht  nicht 
unter  allen  Umständen  verbieten;  soweit  die  Mitthätigkeit  der  Invaliditäts- 
und Altersversicherungsanstalten  in  Frage  kommt,  ist  dies  aber  durchaus 
der  Fall,  denn  sie  können  und  dürfen  gesetzlich  die  Kosten  des  Heil- 
verfahrens nur  übernehmen,  wenn  dieses  die  Aussicht  auf  Erfolg, 
und  zwar  je  nach  Lage  des  Falles  den  Erfolg  der  dauernden 
Rückerlangung  oder  der  dauernden  Bewahrung  der  Erwerbs- 
fähigkeit bietet. 

„Durch  zahlreiche  Ueberweisungen  zur  Behandlung  ungeeigneter  FäUe 
würde  aber  auch  der  ganzen  Maassnahme  von  vornherein  das  Zutrauen 
weiter  Kreise  entzogen  werden,  und  an  diesem  Zutrauen  ist  für  ihre  Durch- 
führung, wenn  man  dabei  nicht  an  ein  vereinzeltes  hin  und  wieder  ein- 
tretendes Vergehen  denkt,  sondern  an  eine  Maassregel,  die  für  die  Hebung 
der  Volksgesundheit,  für  die  Förderung  der  Volks  Wohlfahrt  von  Bedeutung 
werden  soll,  ausserordentlich  viel  gelegen.  Versicherungsanstalten,  die,  wie 
die  Hanseatische,  fast  nur  grosse  Städte  umfassen,  sind  in  der  günstigen 
Lage,  sich  gegen  die  Ueberweisung  ungeeigneter  Kranker  einigermaassen 
zu  schützen,  da  sie  Niemanden  an  Heilstätten  zu  überweisen  brauchen,  ohne 
vorher  seine  Untersuchung  durch  einen  Vertrauensarzt  veranlasst  zu  haben; 
andere  Versicherungsanstalten  sind  in  dieser  Beziehung  in  weit  ungünstigerer 
Lage  und  darum  noch  mehr  darauf  angewiesen ,  dass  alle  Aerzte  dem  er- 
örterten Gesichtspunkte  Rechnung  tragen. 

„Und  nun,  meine  Herren!  zum  Schlüsse  noch  einige  wenige  Worte  zu 
dem  unter  Ziffer  8  der  Schlusssätze  Gesagten:  Allen  zuständigen  staat- 
lichen Behörden  liegt  die  grösstmögliche  Förderung  aller  auf 
die  Errichtung  von  Heilstätten  für  Lungenkranke  gerichteten 
Bestrebungen  ob.  Es  ist  das  so  selbstverständlich,  dass  es  eigentlich 
gar  keiner  Erwähnung  bedürfte,  und  doch  fehlt  es  nur  zu  oft  an  dieser 
Unterstützung.  Jeder,  der  es  unternommen  hat,  eine  Stätte  einzurichten, 
damit  sie  der  Heilung  unbemittelter  Lungenkranker  diente,  hat  eine  Zeit 
des  Kampfes  und  der  Enttäuschung  hinter  sich.  Mangel  an  Sachkenntnisse 
selbstsüchtige  Ausnutzung  bevorzugter  Oertlichkeiten  stellten  sich  ihm 
entgegen. 

„Seitens  Gemeinden,  die  jeden  Curgast,  mag  er  leiden,  woran  er  will, 
wenn  er  nur  zu  den  Begüterten  gehört,  lebhaft  begrüssen  und  die  alle 
Maassnahmen  zum  hygienischen  Schutze  der  Einwohner  gegen  Gefahren, 
die  von  diesen  Curgästen  her  drohen,  verabsäumen,  strengen  sich  aufs 
Aeusserste  an,  um  den  für  Unbemittelte  bestimmten  Anstaltsbau  von  sich 
fem  zu  halten.  Hat  doch  in  der  Stadtverordnetenversammlung  einer  am 
Fusse  des  Gebirges  belegenen  Stadt,  in  deren  Nachbarschaft,  jedoch  eine 
halbe  Stunde  von  dort  entfernt,  eine  Versicherungsanstalt  —  es  handelt  sich, 
wie  ich  bemerken  will,  nicht  um  ein  Unternehmen  der  Hanseatischen  Ver- 
sicherungsanstalt —  eine  Villa  erwarb,  um  dort  auch  an  Lungentuberculose 
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leicht  erkrankte  Persouen  zeitweilig  unterzubringen,  eine  ernsthafte  Verhand- 
lung darüber  stattfinden  können,  ob  man  nicht  den  in  der  Nachbarschaft 
Jener  Villa  belegenen,  im  Eigenthum  der  Stadt  befindlichen  Wald  niederlegen 
solle,  um  dadurch  die  Benutzbarkeit  der  Villa  zu  dem  angegebenen  Zwecke 
zu  beseitigen. 

^Ich  will  Sie,  meine  Herren!  nicht  behelligen  mit  Mittheilungen  aus 
dem  reichen  Schatze  von  Erfahrungen,  die  ich  selbst  in  dieser  Beziehung 
gemacht  habe.  Verwundem  wird  man  sich  nicht,  bei  einem  Werke,  das 
dem  Gemeinwohle  dienen  soll,  auf  den  Widerstand  der  Selbstsucht  und  der 
Unkenntniss  zu  stossen.  Darüber  aber  wird  man  sich  verwundern,  wenn 
Bethätigungen  solcher  Eigenschaften  auch  oft  genug  die  Billigung  und 
Unterstützung  oder  wenigstens  die  wohlwollende  Duldung  staatlicher  Be- 
hörden finden.  Glücklicher  Weise  nicht  immer!  Und  ich  muss  es,  um 
MissYerst&ndnissen  vorzubeugen,  ausdrücklich  hervorheben,  dass  dies  bei  den 
Königlich  preussischen  Staatsbehörden  des  Bezirkes  nicht  zutrifft,  inner- 
halb dessen  die  Hanseatische  Versicherungsanstalt  jetzt  ihre  Heilstätte  er- 
baut (wie  sie  dort  denn  auch,  nachdem  sie  sich  von  der  Art  des  Unter- 
nehmens Kenntniss  verschafit  haben,  mit  den  dortigen  Gemeindebehörden 
-erfrenlicher  Weise  im  besten  Einvernehmen  befinden).  Aber  es  kennzeichnet 
nichts  besser  die  Stellung,  welche  manche  Staatsbehörden  derartigen  Unter- 
nehmungen gegenüber  einnehmen,  als  dass  in  dem  Bezirke  eines  anderen 
Staates  für  die  Zulassung  der  von  einer  Versicherungsanstalt  geplanten 
Heüst&tte  für  lungenkranke  Versicherte,  weil  es  sich  hier  um  eine  nicht- 
gewerbliche Unternehmung  handelte,  Bedingungen  gestellt  wurden,  deren 
Stellung  gegenüber  einem  gewerbsmässigen  Unternehmen  gleicher  Art 
gesetzlich  unzulässig  war.  Das  gemeinnützige,  von  staatlichen  Or- 
ganen —  wenn  auch  nicht  Organen  desselben  Staates  —  beab- 
sichtigte, zur  weiteren  Ausgestaltung  der  Socialpolitik  des 
Deutschen  Reiches  bestimmte  Unternehmen  wurde  mit  Bedin- 
gungen belastet,  die  dem  auf  Erwerb  gerichteten  Unternehmen 
des  Privatmannes  zu  stellen  das  Gesetz  verbietet!  Solchen  Er- 
scheinungen gegenüber  kann  es  doch  nicht  für  überflüssig  angesehen  werden, 
die  Pflicht  der  Organe  der  Deutschen  Staaten  zu  betonen,  Unternehmungen 
der  Art,  wie  sie  hier  zur  Erörterung  stehen,  mögen  sie  von  Communalver- 
bänden,  von  freien  Vereinigungen  oder  von  socialpolitischen  Organisationen 
«uBgehen,  zu  fördern  und  bestehende  Hemmnisse  zu  beseitigen,  nicht  aber 
iiervorzurufen. 

„Selbstverständlich  ist  es  nöthig,  dass  die  Heilanstalten,  um 
deren  Erbauung  es  sich  handelt,  mit  allen  Vorkehrungen  ver- 
sehen sein  müssen,  um  jede  Gefährdung  Dritter  auszuschliessen. 
Sie  stehen  in  dieser  Beziehung  jeder  anderen  Krankenheilanstalt  gleich  und 
Alles,  was  dort  gefordert  wird,  muss  auch  hier  gefordert  werden,  ins- 
besondere aber  Alles,  was  nöthig  ist,  dass  nicht  die  Verbreitung  der  Tuber- 
kulose auf  andere,  ausserhalb  der  Heilstätte  befindliche  gesunde  Personen 
zu  befürchten  ist.  Mein  Herr  Mitberichterstatter  wird  sich  über  diesen 
Punkt  eingehender  aussprechen;  ich  begnüge  mich  desshalb,  meiner  Meinung 
dahin  Ausdruck  zu  geben,  dass  das  eine  sehr  schlechte  Lösung  der  gestellten 
Aufgabe  wäre,  bei  der  es  zwar  gelänge,  bei  den  in  der  Heilstätte  behandelten 
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Personen  das  Ziel  der  Heilung  Ton  der  Krankheit  zu  erreichen,  bei  der  aber 
den  ausserhalb  der  Anstalt  befindlichen  Personen  eine  Gefährdung  ihrer 
Gesundheit  zugefügt  würde. 

„Also  allen  zum  Schutze  der  benachbarten  Bevölkerung  er- 
forderlichen Ansprüchen  muss  eine  Heilstätte  genügen,  möge  sie 
erbaut  werden,  von  wem  sie  wolle,  und,  alle  daraus  sich  ergebenden  Folge- 
rungen hat  Jeder  zu  ziehen,  der  mit  der  Einrichtung  vorgeht^  Weder  ein 
gemeinnütziger  Verein  noch  ein  Communalyerband  noch  eine  Ver- 
sicherungsanstalt darf  daran  denken,  eine  Minderung  der  zu 
stellenden  Bedingungen  zu  beanspruchen,  sie  müssen  sich  yiel« 
mehr,  wollen  sie  anders  ihr  Unternehmen  als  ein  Glied  in  den 
Maassnahmen  zur  Bekämpfung  der  Volksseuche  der  Lungen- 
schwindsucht betrachtet  sehen  —  und  das  ist  ja  gerade  der  Ge- 
sichtspunkt, unter  dem  wir  hier  die  Angelegenheit  erörtern!  —  angelegen 
sein  lassen,  auch  den  höchsten  hieraus  sich  ergebenden  Anforde- 
rungen zu  genügen. 

„Unter  dieser  Voraussetzung  aber  ist  es  meines  Erachtens  die  Pflicht 
der  staatlichen  Organe,  und  zwar  nicht  bloss  der  Organe,  zu  deren  unmittel- 
barem Verwaltungsbereiche  die  Angelegenheit  gehört,  sondern  auch  derer, 
die  in  mittelbarer  Beziehung  dazu  stehen,  wie  z.  B.  die  Forstverwaltung, 
der  Erbauung  von  Heilstätten  für  Lungenkranke  ihre  wohlwollende  Förde- 
rung zu  gewähren.  Von  grosser  Bedeutung  dafür  ist  es,  dnss  auch 
die  Centralbehörden  der  Staaten  diese  Stellungnahme  in  geeig- 
neter Weise  zum  Ausdrucke  bringen,  um  den  ihnen  unterstellten 
Organen,  soweit  es  erforderlich  sein  sollte,  den  Glauben  zu 
nehmen,  als  entspräche  die  Bereitung  von  Hemmnissen  den  An- 
schauungen der  maassgebenden  Stellen. 

„Die  Einengung  des  Herrschaftsgebietes  der  Lungenschwindsucht  und 
die  schliessliche  Ueberwindung  dieses  gefährlichen  Feindes  des  Volkes  — 
ein  Ziel,  dessen  Erreichung  die  unausgesetzten  Anstrengungen  von  Gene- 
rationen erfordern  wird  —  ist  eine  der  grossesten  Aufgaben  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  und  ein  höchst  bedeutungsvoller  Schritt  auf  dem  Wege 
der  Förderung  der  allgemeinen  Volkswohlfahrt.  Der  heutige  Staat,  der 
seine  Aufgaben  erweitert  und  seinem  Wirken,  soweit  es  sich  auf 
die  breiten  Massen  des  Volkes  bezieht,  einen  neuen,  reicheren 
Inhalt  gegeben  hat,  wird  diese  Aufgabe  zu  lösen  wissen;  aber 
dies  wird  nur  dann  der  Fall  sein,  wenn  alle  seine  Organe  sich 
bewusst  sind,  dass  es  ihnen  obliegt,  jedes  zu  seinem  Theile  und 
an  seiner  Stelle,  dabei  mitzuarbeiten.^ 


Es  lauten  die  von  dem  Correferenten,  Herrn  Physicus  Dr.  Hampe» 
aufgestellten 

SoMusssätze. 

1.  Nachdem  weder  die  Vei*nichtung  der  specifischen  Krankheitserreger,  noch 
die  TuberkulinbehandluDg  der  Kranken  eine  nachweisbare  Verminderung 
der  Luu^enschwindsucht  herbeigeführt  haben,  greift  die  öffentliche  Gesund- 
heitspflege auf  die  schon  seit  Jahrzehnten  mit  zweifellosem  Erfolge  geübte 
„hygienisch -diätetische''  Behandlung  der  Kranken  zurück,  welche  um  so 
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sicherer  ist,  wenn  sie  in  besonderen  Anstalten  —  „Sanatorien",  ,,Heil- 
statten"  —  stattfindet. 

2.  Eine  Einschränkung  der  Lungenschwindsucht  werden  diese  Sanatorien 
jedoch  nur  dann  und  allmählich  bewirken  können,  wenn  sie  in  grösserer 
Zahl  errichtet  und  auch  den  weniger  begüterten  Volksschichten  zugäng- 
lich gemacht  werden. 

8.  Die  Aufgabe,  diese  hochwichtige  humane  und  hygienische  Aufgabe  der 
Lösung  entgegenzuführen,  ist  durch  unsere  Gesetzgebung  vor  allen  den 
Invaliditäts-  und  Alters  -  Yersicherungs  -  Anstalten  zu  Theil  geworden;  sie 
haben  das  Recht,  sich  ihrer  kranken  Mitglieder  schon  vor  Eintritt  der 
Invalidität  anzunehmen,  um  diese  durch  eine  zweckmässige  Behandlung 
möglichst  zu  verhüten.  In  dem  Streben,  von  dieser  Berechtigung  Gebrauch 
zu  machen,  werden  sie  zunächst  darauf  hinwirken  müssen,  die  an  Lungen- 
tuberculose  Leidenden  möglichst  früh  in  Obhut  nehmen  und  den  speci- 
fischen  Heilanstalten  zuführen  zu  könuen,  denn  nur  in  den  ersten  Stadien 
der  Krankheit  gelingt  es,  ohne  allzu  grosse  Opfer  ihren  Stillstand  zu  ver- 
anlassen und  die  Arbeitsfähigkeit  der  Kranken  wiederherzustellen,  bezw. 
zu  erhalten.  Vor  Allem  aber  werden  bei  dem  gegenwärtigen  Mangel  an 
Sanatorien  die  Yersicherungs -Anstalten  dahin  wirken  müssen,  solche  zu 
gründen  oder  gründen  zu  helfen. 

4.  Die  Sanatorien  für  Lungenkranke  müssen  nach  den  hygienischen  Grund- 
sätzen eingerichtet  und  verwaltet  werden,  welche  in  den  für  Angehörige 
der  begüterten  Bevölkerungskreise  in  Deutschland  bestehenden  Muster- 
anstalten  zur  Geltung  gebracht  sind.  Wenn  auch  einfach  ausgestattet, 
müssen  sie  doch  Alles  enthalten,  was  erfahrungsgemäss  zur  Erreichung 
einer  grösseren  Widerstandsfähigkeit  des  menschlichen  Körpers  gegen  die 
deletären  Einwirkungen  der  Tuberkelbacillen  als  nothwendig  oder  zweck- 
mässig erscheint. 

5.  Die  Sanatorien  dürfen  nicht  ohne  Vorkehrungen  und  Einrichtungen  bleiben, 
welche  nothwendig  sind,  die  specifischen  Krankheits-,  insbesondere  die 
Auswurfs -Stoffe  zu  vernichten  und  für  die  Nachbarschaft  unschädlich  zu 
machen. 

6.  Ohne  einen  ständigen,  sachkundigen  Arzt  wird  der  Erfolg  der  Anstalts- 
behandlung stets  ein  zweifelhafter  bleiben.  Ihm  liegt  es  ob,  durcli  stete 
persönliche  Einwirkung  den  Muth  der  Kranken  zu  beleben  und  ihnen  die 
für  ihre  Genesung  erforderliche  Lebensweise  so  fest  und  sicher  einzuüben 
und  anzugewöhnen,  dass  sie  dieselbe  auch  in  ihrem  Familienkreise  nach 
ihrer  Heilung  ohne  Zwang  fortsetzen  werden. 

Correferent:  FhysieuS  San.-Bath  Dr.  Hampe  (Helmstedt): 
„Geehrte  Anwesende!  Ein  kurzer  Rückblick  auf  die  prophylaktischen 
Haassregeln,  welche  im  Laufe  der  Zeiten  gegen  diese  verheerendste  aller 
Krankheiten  vorgeschlagen  und  versucht  worden  sind,  wird  es  klar  machen, 
dass  unsere  Hoffnung  auf  eine  Einschränkung  der  heimtückischen  Krank- 
heit durch  das  beute  empfohlene  Verfahren  eine  durchaus  berechtigte  ist. 
Wer  eine  Krankheit  verhüten  will,  der  muss  ihr  Wesen  und  ihre  Ursachen 
kennen,  er  muss  im  Stande  sein,  diese  Ursachen  zu  beseitigen  und  unwirk- 
sam zu  machen.  Die  Anschauungen  über  das  Wesen  der  Tuberculose  haben 
sich  aber  bekanntlich  in  den  letzten  Jahrzehnten  sehr  geändert.  So  lange 
man  die  parasitäre  Natur  der  Krankheit  noch  nicht  erkannt  hatte,  musste 
nan  wohl  alle  Gewebsveränderungen,  welche  durch  die  Tuberkelbildung 
veranlasst  werden,  lediglich  von  noch  unbekannten  Eigenthümlichkeiten  der 
Gesammtconstitution  ableiten,  welche  theils  durch  Vererbung,  theils  durch 
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die  Einwirkung  ungesunder  und  depotenzirender  Lebensyerkältnisse  und  in 
manchen  Fällen  auch  wohl  durch  Ansteckung  entstanden  waren.  Am  augen- 
scheinlichsten war  für  die  Aerzte  von  jeher  das  familienweise  Auftreten  der 
Tuberculose ;  während  die  eine  Familie  ganz  verschont  blieb,  wurden  in  der 
anderen  sämmtliche  Glieder,  Kinder  und  Kindeskinder,  der  Reihe  nach  hin- 
weggerafil.  Gegen  diese  Vererbung  der  Krankheit  oder  Krankheitsanlage 
kann  aber  die  öffentliche  Gesundheitspflege  nichts  thuu,  denn  sie  kann  den 
tuberculösen  Personen  das  Heirathen  nicht  verbieten;  auch  die  private 
Hygiene  wird  hier  aus  dem  gleichen  Grunde  nur  wenig  und  selten  etwas 
ausrichten  können.  Einen  grösseren  Erfolg  schien  die  Besserung  insaluberer 
Wohnungs-  und  Lebensverhältnisse  in  den  zahlreichen  Fällen  der  erworbenen 
Tuberculose  zu  versprechen.  Feuchte,  dumpfe,  lichtarme  Wohnungen  konnten 
geändert,  überfüllte  Casernen  und  dunkle,  mit  Gefangenen  vollgestopfte 
Gefängnisse  konnten  zum  Theil  entleert,  stauberfüllte  Fabrikräume  ven- 
tilirt  werden.  Und  in  der  That  hat  die  Assanirung  derartiger  Gebäude, 
sowie  die  Canalisirung  und  Trockenlegung  von  Stadttheilen  und  Städten  in 
statistisch  nachweisbarer  Weise  die  Schwindsuchtssterblichkeit  vermindert. 

„In  starkem  Gegensatze  zu  den  Ländern  und  Städten,  in  denen  die 
Tuberculose  eine  häufige  Krankheit  ist,  gab  es  und  giebt  es  noch  andere 
Gegenden,  in  denen  sie  selten  auftritt,  in  denen  sie  fast  unbekannt  ist;  vor 
Allem  ist  hier  das  Höhenklima  als  Schutz  gegen  Lungenschwindsucht  er- 
kannt worden.  Es  ist  das  bleibende  Verdienst  des  Dr.  Brehmer,  diese 
unbestreitbare  Thatsache  zuerst  als  Grundlage  für  ein  Heilverfahren  ange- 
wandt zu  haben ,  welches  künstlich  alle  jene  wesentlichen  Verhältnisse  her- 
zustellen sucht,  die  unter  natürlichem  Vorkommen  in  den  schwindsuchts- 
armen oder  -freien  Gebirgen  das  Auftreten  der  Krankheit  verhindern  und  von 
aussen  zugeführte  Fälle  häufig  zum  Stillstand  und  endlich  zur  Heilung  führen. 
Die  unleugbaren  Erfolge  dieser  hygienisch  -  diätetischen  Heilmethode  haben 
an  vielen  Orten  die  Errichtung  ähnlicher  Heilanstalten,  wie  die  Görbers- 
dorfer,  veranlasst.  Aber  alle  diese  Anstalten,  sowie  jene  Curorte,  in  welchen 
die  Kranken  in  freiem  Verkehr  und  in  privater  Pflege  bleiben  können,  sind 
nur  Einzelnen  zugänglich,  nur  Wohlhabende  können  für  ihre  Gesundheit 
so  schwere  Opfer  bringen.  Gegen  die  Einschränkung  der  Lungenschwind- 
sucht bei  den  weniger  bemittelten  Volksschichten,  in  denen  sie  weit  starker 
haust  und  das  öffentliche  Wohl  viel  tiefer  schädigt,  waren  die  früher  be- 
stehenden Anstalten  völlig  machtlos.  Die  tuberculösen  Kranken  mussten 
in  ihren  Wohnungen  bleiben,  bis  sie  nach  jahrelangem  Siechthum  endlich 
durch  den  Tod  erlöst  wurden. 

„In  dieses  hoffnungslose  Dunkel  flel  die  Entdeckung  des  Tuberkel- 
bacillus,  den  zahllose  Beobachtungen  und  Versuche  als  die  eigentliche 
specifische  Ursache  tuberculöser  Affectionen  bei  Menschen  und  Thieren 
erkennen  liessen.  So  hoch  nun  auch  der  Werth  dieser  Entdeckung  für  die 
Wissenschaft  zu  schätzen  ist,  so  gering  ist  vorläufig  wenigstens  ihre  prak- 
tische Bedeutung.  Es  darf  als  sicher  angenommen  werden,  dass  der  Tuberkel* 
bacillus  von  Mensch  zu  Mensch  fast  ausschliesslich  durch  den  verstäubten 
Auswurf  der  Schwindsüchtigen  übertragen  wird;  gegen  diesen  Modus  der 
Uebertragung  sind  die  übrigen  Quellen  und  Transportwege  desselben, 
namentlich  die  directe  Berührung  von  Mund  zu  Mund,  oder  der  Gebranch 
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des  yon  den  Kranken  benutzten  Ess-  und  Trinkgeschirres  von  sehr  ge- 
ringer Bedeutung.  Der  Auswurf  kann  aber  nur  dann  in  Staub  verwandelt 
werden,  wenn  er  zuvor  vollständig  eintrocknet  und  der  Zimmerluft  bei- 
gemengt wird.  Diese  Eintrocknung  einer  so  ungemein  zähen  und  hygro- 
skopischen Substanz  gelingt  nur  sehr  schwer;  ihre  Verstaubung  ist  nur 
dann  möglich,  wenn  die  Fasern  der  Taschentücher,  Bettdecken,  Tep- 
piche u.  8.  w.,  an  welche  ein  tuberkelbacillushaltiges  Sputum  zufälliger 
Weise  gelangt  ist,  zugleich  zerrieben  und  zerstäubt  werden.  Solcher  Ver- 
unreinigung der  Zimmerluft  kann  der  Theorie  nach  ja  allerdings  unschwer 
vorgebeugt  werden,  man  sammelt  den  Auswurf  der  Kranken  soviel  als  mög- 
lich in  Speigefassen  und  sorgt  dafür,  dass  er  aus  dem  Hause  entfernt  und 
unschädlich  gemacht  wird,  man  wechselt  häufig  die  Bett-  und  Leibwäsche 
der  Kranken  und  lässt  sie  zugleich  mit  den  im  Zimmer  vorhandenen  Tep- 
pichen und  Decken  desinficiren,  man  lässt  täglich  die  Möbeln  und  den  Fuss- 
boden  der  Krankenzimmer  mit  feuchten  Tüchern  gründlich  abreiben  und 
«meuert  die  Zimmerluft  ausgiebig  durch  Oefifnen  der  Fenster  u.  s.  w. 

„Durch  diese  Maassregeln  wird  man  allerdings  die  Luft  der  Zimmer 
staubfrei  erhalten  können  und  dadurch  die  Gefahr  der  Ansteckung  ver- 
meiden« Aber  alle  diese  in  die  innere  Hauswirthschaft  eindringenden  Mani- 
pulationen können  nur  in  wohl  geordneten  Krankenhäusern  durchgeführt 
werden;  es  wird  oft  schwer  halten,  sie  in  den  Wohnungen  der  an  Reinlich- 
keit und  Lüftung  schon  gewöhnten,  sogenannten  besseren  Stände  vollständig 
«inzubürgem,  aber  es  ist  unmöglich,  sie  in  den  breiten  Schichten  unseres 
Volkes  zur  Haussitte  zu  machen.  Und  zu  einem  sanitätspolizeilichen  Zwange 
wird  man  um  so  weniger  rathen  können,  weil  die  regelmässige  Ausführung 
der  geforderten  Maassregeln  nicht  zu  controliren  ist.  Und  nur  diese  könnte 
der  nnerschöpflichen  und  massenhaften  Production  von  Tuberkelbacillen  in 
den  Lungen  der  Phtisiker  gegenüber  von  einigem  Werth  sein,  wenn  es  sich 
um  eine  Einschränkung  der  Tuberculose  durch  Vernichtung  ihres  Krank- 
heitserregers handelt. 

„Inzwischen  ist  es  auch  bekanntlich  versucht  worden,  die  Tuberculose 
durch  specifische  Mittel  zu  behandeln;  man  hoffte,  auf  diesem  Wege  die 
Krankheit  allmählich  ausrotten  zu  können.  Leider  ist  diese  Hoffnung  nicht 
in  Erfüllung  gegangen.  Und  ob  die  jüngst  von  Italien  aus  empfohlene 
Semmbehandlung  nicht  demselben  Schicksal  verfallen  wird,  müssen  wir 
abwarten. 

„Bei  dieser  Sachlage  musste  man  wohl  auf  die  in  ihren  Erfolgen  sicher 
gestellte  hygienisch-diätetische  Heilmethode  der  Schwindsucht  zurück- 
kommen. Für  diese  hat  sich  auch  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege in  seiner  Jahresversammlung  zu  Leipzig  entschieden;  derselbe 
empfahl  es  dringend  seinen  Mitgliedern,  Vereine  zu  bilden,  welche  die  Er- 
richtung von  Sanatorien  für  unbemittelte  Lungenkranke  nach 
Kräften  anregen  und  fordern  sollten.  In  der  langen  und  eingehenden  Dis- 
CQssion  wurde  damals  klargestellt,  dass  es  unthunlich  sei,  die  zahlreich  vor- 
handenen Tuberculosen  den  allgemeinen  Krankenhäiisern  zuzuweisen,  weil  sie 
wegen  der  anderweitig  dringenden  Geschäfte  der  Aerzte  und  .des  Pflege- 
personales Gefahr  laufen  würden,  in  ihrem  langsamen  Genesungsprocesse 
weniger  beachtet  und  gefördert  zu  werden,  als  solches  im  öffentlichen  Inter- 
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esse  nothwendig  sei.  Man  gedachte  damals  anch  der  Laftcurorte,  in  denen 
die  Lungenkranken  die  Privatpflege  aufzusuchen  pflegen,  und  war  der  An- 
sicht, dass  diese  nur  den  Wohlhabenden  erreichbar  sind  und  mit  Nutzen 
nur  Yon  denen  gebraucht  werden  können,  welche  Einsicht  und  Charakter- 
stärke genug  besitzen,  um  nach  ärztlicher  Vorschrift  ohne  ständige  Ueber- 
wachung  zu  leben,  und  glaubte,  dass  gerade  die  Unbemittelten  und  weniger 
Gebildeten  den  yielleicht  hier  und  dort  lästigen  Anstaltszwang  nicht  ent- 
behren könnten,  weil  sie  sonst  leicht  Thorheiten  begehen  würden,  welche 
den  in  Monaten  erreichten  Curerfolg  oft  in  wenigen  Augenblicken  wieder 
zerstören  würden.  Andererseits  konnte  damals  über  eine  segensreiche  Wirk- 
samkeit der  allerdings  wenigen  Sanatorien  berichtet  werden,  welche  durch 
freiwillige  Beiträge  entstanden  waren  und  doch  wegen  unzureichender  Mitt«! 
nur  eine  kümmerliche  Existenz  fristen  konnten.  Die  Einschränkung  der 
Tuberculose  stellt  sich  daher  immer  mehr  als  eine  Geldfrage  heraus. 

„Diese  Schwierigkeit  zu  beseitigen,  oder  doch  nach  Kräften  zu  yermin- 
dern,  hat  sich  heute  der  geehrte  Vorstand  der  Hanseatischen  Invaliditäts- 
und  Altersversicherungsanstalt  bereit  erklärt.  Die  genannten  Anstalten 
haben  nach  §.12  des  betr.  Reichsgesetzes  das  Recht,  die  Fürsorge  für  ihre 
kranken  Mitglieder  schon  zu  einer  Zeit  zu  übernehmen,  in  welcher  zu- 
nächst nur  die  Krankenkassen  verpflichtet  sind,  die  gesetzlich  festgesetzte 
Hülfe  zu  leisten,  wenn  nämlich  eine  Krankheit  vorliegt,  welche  eine  länger 
dauernde  Invalidität  des  Kranken  und  damit  eine  Belastung  der  Versiche- 
rungsanstalt befürchten  lässt,  die  jedoch  durch  eine  zweckmässigere  Be- 
handlung der  Kranken,  als  sie  die  Krankenkassen  gemeiniglich  leisten 
können,  mit  Wahrscheinlichkeit  vermieden  werden  kann.  Von  diesem  Stand- 
punkte aus  können  die  Versicherungsanstalten,  wenn  sie  sich  der  noch  heil- 
baren Lungenkranken  annehmen,  eine  ebenso  humane,  wie  hygienisch  be- 
deutungsvolle Aufgabe  zur  Lösung  bringen.  Die  Zahl  ihrer  Mitglieder  ist 
eine  sehr  grosse,  mehr,  als  besser  situirte  Volksschichten,  werden  diese  von 
der  Tuberculose  heimgesucht,  sie  besitzen  auch  nicht  die  Mittel,  selbst  mit 
dem  Beistaude,  welchen  ihnen  die  Krankenkassen,  denen  sie  vielfach  an- 
gehören, gewähren  können,  die  schleichende  Krankheit  zum  StiUstand  zu 
bringen,  und  ihre  Erwerbsfähigkeit,  auf  welcher  die  ganze  wirthschaitliche 
Existenz  ihrer  Familie  beruht,  zu  retten. 

„Es  ist  ein  schöner  Gedanke,  einem  solchen  Uebel  Einhalt  gebieten  zu 
können !  Hofien  wir,  dass  die  heutige  Versammlung  den  Versicherungsanstalten 
den  richtigen  Weg  zeigen  wird,  auf  welchem  sie  die  ihnen  gesetzlich  zustehende 
Aufgabe  am  besten  ihrer  Lösung  entgegen  führen  können.  Das  wird  um  so 
eher  gelingen,  wenn  die  genannten  Anstalten  ihre  Fürsorge  zunächst  den- 
jenigen versicherten  Personen  zuwenden,  welche  zugleich  Mitglieder  von 
Krankenkassen,  und  als  solche  mehr  und  leichter  der  ärztlichen  Beobach- 
tung und  Behandlung  zugänglich  sind,  als  die  nicht  Versicherten.  Es  sind 
dieses  vorwiegend  die  männlichen  Arbeiter,  von  deren  Gesundheit  and 
Erwerbsfähigkeit  das  Wohl  ihrer  Familien  ungleich  mehr  abhängt,  als  von 
den  Arbeiterinnen,  welche  vielfach  nur  auf  Nebenverdienste  angewiesen  sind. 
Ihre  Zugehörigkeit  zu  den  Krankenkassen  lässt  es  erreichbar  erscheinen, 
dass  mit  der  Zeit  schon  die  beginnende  Tuberculose  erkannt  und  der 
Fürsorge  der  Versicherungsanstalten  überwiesen  wird.    Von  dieser  früh- 
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zeitigen  Behandlung    der  Kranken  hängt    aber  bekanntlich   der  ganze 
Erfolg  ab,  den  wohlmeinende  Absichten  so  sehnlichst  wünschen.    Hat  die 
Tubercolose  in  den  Lungen  schon  grössere  Zerstörungen  gemacht,  so  ist  die 
Wahrscheinlichkeit,  sie   zum   zeitweiligen  Stillstand  zu  bringen,    und   die 
Arbeitsfähigkeit  der  Kranken  wiederherzustellen,  ganz  erheblich  geringer, 
und  erfordert  eine  viel  längere  Zeit  und  unverhältnissmässig  grössere  Geld- 
opfer, als  die  sachgemässe  Behandlung  frischer  Krankheitsfälle.     Die  Natur 
der  Krankheit,  welche  in  den  meisten  Fällen  schleichend  und  wenig  bemerk- 
bar auftritt,  macht  es  ohnehin  schon  schwieng,  dass  sie  frühzeitig  zur  ärzt- 
lichen Behandlung  gebracht  wird.    Acute  Krankheiten ,  welche  unter  auf- 
fallenden Erscheinungen,  einem  Fieberanfalle,   Schmerzen  irgend  welcher 
Art,  Erbrechen  oder  Durchfällen,  Bluthusten  u.  dergl.  beginnen,  treiben  er- 
fahrungsgemäss  den  Kranken  sofort  dazu,  ärztliche  Hülfe  in  Anspruch  zu 
nehmen;  die  Störungen,  welche,  vernachlässigt,  zu  Lungentuberculose  und 
Schwindsucht  führen,  beginnen  aber  meistentheils  so  allmählich,  dass  sie 
von  den  Kranken  nicht  beachtet  werden.    In  ihren  Blüthenjahren  stellt  sich 
gelegentlich  und  ohne  nachweisbare  Veranlassung  ein  Hustenreiz  ein,  der 
zwar  ziemlich  hartnäckig  ist,  aber  keine  Schmerzen  macht  und  keinen  Aus- 
wurf zu  Tage  fördert;   der  Husten   erschwert   auch   anfangs   das  Athmen 
w^enig  oder  gar  nicht  und  behindert  keineswegs  die  Arbeitsfähigkeit.     Ganz 
allmählich  erst  fängt  das  Allgemeinbefinden  zu  leiden  an:  bei  der  Arbeit 
tritt  leicht  Ermüdung  ein,    alle  Körperbewegungen  geschehen   langsamer; 
auch  der  sonst  gute  Appetit  beginnt  nachzulassen.  Selbst  wenn  gegen  Abend 
sich  leichtes  Fieber  zeigt  und  gegen  Morgen  erst  einzeln,  dann  allmählich 
tagliche  Schweisse  auftreten,  haben  die  Kranken  noch  keine  Ahnung  davon, 
dass  sich  bei  ihnen  eine  schleichende  Krankheit  entwickelt;  sie  fühlen  kein 
Bedürfniss,  um  eines  geringfügigen  Hustens  Willen  zum  Arzt  zu  gehen. 
Werden  sie  dennoch  vielleicht  von  den  besorgten  Angehörigen  hierzu  ver- 
anlasst, 80  kommen  sie  in  die  ärztliche  Sprechstunde,  vielleicht  zugleich  mit 
einer  grösseren  Zahl  anderer  Kranker,  sie  begehren,  ohne  sonst  weiter  be- 
sorgt zu  sein,  ein  Lösungsmittel  für  ihren  Husten;  das  wird  ihnen  ver- 
schrieben, ohne  dass  vorher  eine  genaue  Untersuchung  der  Lungen  statt- 
gefunden hätte;  die  Arznei  hilft  auch  etwas,   aber  über  kurz   oder  lang 
erscheint  der  Husten  wieder,  wie  früher,  und  veranlasst  die  Kranken,  noch 
einmal  zum  Arzt  zu  gehen.    Erst  jetzt  werden  vielleicht  die  Lungen  genauer 
untersucht  und  eine  beginnende  Tuberculose  constatirt.     Inzwischen  sind 
bereits  Wochen  ungenützt  verflossen,  jede  Cur  der  Krankheit  dauert  länger 
und  wird  kostspieliger,  ihr  Erfolg  auf  dauernde  Wiederherstellung  der  Arbeits- 
fähigkeit immer  zweifelhafter. 

„Diesen  Uebelständen  müssen  die  Versicherungsanstalten  nach  Kräften 
«ntgegen  zu  wirken  suchen;  den  Vorständen  der  Krankenkassen  muss  es 
xam  Bewusstsein  gebracht  werden,  dass  sie  nicht  allein  die  Aufgabe  haben, 
<lie  finanzielle  Ordnung  ihrer  Kasse  zu  überwachen,  sondern,  dass  sie  auch 
durch  die  Arbeitgeber  und  Aufseher  die  wirthschaftlichen  und  ethischen 
Ziele,  welche  das  Gesetz  erstrebt,  fördern  müssen,  dass  sie  nicht  allein 
auf  die  Arbeitsleistung  und  deren  Nutzen,  sondern  auch  auf  das  persön- 
liche Wohlergehen  der  Arbeiter  zu  achten  haben  und  über  sie  eine  Für- 
sorge üben  sollen,   für   welche    dem   Arbeiter  wegen  seiner  beschrankten 
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Einsicht  nur  zu  oft  das  richtige  Verständniss  fehlt.  Vor  Allem  biüsmd 
sich  die  Kassenärzte  daran  erinnern,  dass  sie  als  Träger  eines  hunumeD 
Berufes  verpflichtet  sind,  auch  den  Kassenmitgliedem  gegenüber  gewissen- 
haft und  selbstverleugnend  zu  sein,  dass  sie  mehr  als  Andere  berufen  sind,, 
eine  heimtückische  und  das  Gemeinwohl  so  tief  schädigende  Krankheit 
frühzeitig  erkennen  und  in  ihrer  Entwickelung  aufhalten  zu  können.  £in& 
frühzeitige  Ueberweisung  der  Lungenkranken  an  die  Versicherungsanstalten 
wird  Vielen  die  verlorene  Erwerbsfähigkeit  wiedergeben,  sie  wird  die  Ent- 
wickelung schwerer  Formen  verhüten  und  dadurch  ebenso  wohl  dem  Kranken, 
wie  seiner  nächsten  Umgebung  zum  Segen  gereichen. 

„Durch  einen  solchen  Erfolg  werden  aber  auch  Corporationen ,  Ge- 
meindebehörden angetrieben,  sich  frühzeitig  derjenigen  unbemittelten  Lungen- 
kranken anzunehmen,  welche  einer  Krankenkasse  nicht  angehören;  auch 
ihnen  wird  es  immer  klarer  werden,  dass  die  Errichtung  von  Sanatorien  für 
Tuberculöse  eine  unabweisbare  Nothwendigkeit  ist,  denn  die  geringe  Zahl 
der  bis  jetzt  vorhandenen  Anstalten  reicht  bei  Weitem  nicht  aus,  die  grosse 
Menge  der  noch  besserungsfähigen  Lungenkranken  aufzunehmen. 

„Man  hat  nun  wohl  gemeint,  dass  nicht  alle  Versicherungsanstalten 
in  der  glücklichen  Lage  wären,  den  Bau  der  Sanatorien  aus  eigenen  Mit- 
teln zu  unternehmen.  Wenn  das  wahr  wäre,  müsste  man  fast  vermuthen,. 
dass  die  nach  dem  Reichsgesetze  zu  zahlenden  Beiträge  nicht  überall  mit 
gleicher  Strenge  eingefordert  würden,  denn  weder  die  Verwaltungskosten,, 
noch  die  ausgezahlten  Invaliditäts-  und  Altersrenten  können  sich  so  hoch 
belaufen,  dass  den  Versicherungsanstalten  die  Mittel  zur  Errichtung  eigener 
Sanatorien  fehlen  sollten.  Wo  solches  aber  trotz  ausgeübter  Controle  dauernd 
der  Fall  ist,  können  immerhin  namhafte  Beihülfen  zu  einem  Unternehmen 
geleistet  werden,  dessen  Erfolge  unzweifelhaft  den  Versicherungsanstalten 
zum  dauernden  Nutzen  gereichen  müssen. 

„Wo  aber  sollen  die  Sanatorien  errichtet  werden?  Für 
alle  Krankenheilung  gilt  noch  immer  das  alte  Motto:  ttäo^  cito  et  jucundt. 
Diese  Forderungen  sind  am  leichtesten  zu  erfüllen,  wo  die  von  menschlicher 
Mitwirkung  unabhängigen  klimatischen  Verhältnisse  die  Heilung  begünstigen. 
Es  ist  das  unstreitig  das  Bergklima.  Die  leichte  und  dünne  Luft  erleichtert 
das  Athmen,  unbewusst  dehnt  sich  dort  der  Brustkasten  ergiebiger  aus,  die 
Luft  dringt  vollständiger  in  die  Athmungswege  ein,  als  in  der  Ebene  und 
erreicht  bald  auch  jene  Lungenpartieen,  welche  von  Haus  aus  in  ihrer  Ent- 
wickelung zurückgeblieben,  oder  durch  den  Krankheitsprocess  wieder  ge- 
schwächt sind.  Diese  Erleichterung  des  Athmens  kommt  selbst  denjenigen 
Kranken  zu  Gute,  welche  andauernd,  oder  doch  zeitweise  ihre  Freiluftcur 
in  liegender  Stellung,  oder  sitzend  durchmachen  müssen,  sie  begünstigt  aber 
zugleich  die  noth wendige  Uebung  und  Stärkung  der  Athmungs-  und  Cir- 
culationsorgane  beim  Gehen  in  einer  so  aufialligen  Weise,  wie  solches  in  der 
Ebene  kaum  möglich  erscheint.  Und  auf  diese  Stärkung  der  physiologischen 
Function  der  genannten  Apparate  hat  es  doch  die  hygienisch -di&tetische 
Heilmethode  in  erster  Reihe  abgesehen.  Selbstverständlich  soll  die  ein- 
geathmete  Luft  rein  und  staubfrei  sein;  auch  diese  Forderung  ist  in  den 
dünn  bevölkerten  Gebirgen  leicht  zu  erfüllen.  Dagegen  ist  die  in  den  Bergen 
stärkere  Wärmeabgabe  und  Wasserverdunstung  des  Organismus»  welche  so 
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wesentlich  zur  Verstärkung  des  Stofifwechsels  beiträgt,  in  der  Ebene  nur 
künstlich  herzustellen.  Der  Wiederersatz  verbrauchter  Stoffe  durch  eine 
zweckmässige  und  reichliche  Ernährung  ist  überall  leicht  zu  beschaffen^ 
dagegen  dürfte  die  Kräftigung  des  Nervensytsems,  namentlich  der  Wärme* 
regulatoren,  schon  durch  die  Abkühlung  der  Morgen-  und  Abendtemperatur 
in  den  Bergen  in  einer  Weise  begünstigt  werden,  wie  sie  in  der  Ebene  kaum 
erreichbar  ist.  Den  Gesammteffect  des  Höhenklimas  sehen  wir  vielleicht  in 
dem  jüngst  von  Ladendorf  in  Andreasberg  nachgewiesenen  schnellen  Ab- 
sterben der  Tuberkelbacillen  in  dem  Auswurfe  der  Kranken  selbst,  einer 
Thatsache,  welche  ebenso  wohl  für  die  Heilung  des  Krankheitsprocesses,  wie 
für  die  Ausbreitung  des  specifischen  Krankheitskeimes  auf  die  nächste  Um- 
gebung von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  sein  muss.  So  wenig 
daher  bestritten  werden  kann,  dass  auch  Sanatorien  in  der  Ebene,  wenn  sie 
sonst  eine  günstige  Lage  und  zweckmässige  Einrichtung  haben,  den  tuber- 
culösen  Krankheitsprocess  zum  Stillstand  bringen  können,  ebenso  sehr 
müssen  wir  es  festhalten,  dass  der  Curerfolg  in  dem  Gebirgsklima  leichter, 
schneller  und  vollständiger  zu  erreichen  ist.  Allerdings  muss  bei  der  Wahl 
des  Bauplatzes  auch  berücksichtigt  werden,  ob  derselbe  auch  durch  vor- 
handene Verkehrswege  einigermaassen  begünstigt  wird,  ob  die  Baumaterialien 
mit  nicht  allzu  grossen  Kosten  herbeigeschaffi;  werden  können,  und  ob  die 
Kranken  ohne  grösseren  Aufwand  ihrer  Körperkräfte  die  Anstalt  erreichen 
können. 

9 Ein  Sanatorium  für  Lungenkranke  muss  unbedingt  eine,  sei  es  durch 
Berge,  sei  es  durch  Wälder  geschützte  Lage  haben;  erfahrungsgemäss 
müssen  vorzugsweise  die  Nordwest-  und  Nordostwinde  abgehalten  werden. 
Einen  trockenen  Baugrund  muss  die  Hygiene  für  alle  Wohnhäuser  fordern, 
nicht  nur  für  Krankenhäuser  und  Heilanstalten.  Besondere  Rücksichten  ver- 
langt die  Beschaffung  des  Wassers;  dasselbe  muss  rein  und  in  reichlicher 
Menge  vorhanden  sein.  Das  Anstaltsterrain  muss  weit  grösser  sein,  als  für 
gewöhnliche  Krankenhäuser.  Die  Kranken  sollen  sich  möglichst  viel  in  freier 
Luft  aufhalten  und  bewegen  können;  die  Spaziergänge  müssen  aber  con- 
trolirbar  sein;  ohne  ärztliche  Ueberwachung  können  von  den  Kranken  leicht 
unvorsichtige  Handlungen  begangen  werden,  welche  eine  im  Laufe  von 
Wochen  erzielte  Besserung  sofort  wieder  vernichten.  Einem  derartigen 
Uebelstande  kann  selbst  durch  die  Anlage  schon  einigermaassen  vorgebeugt 
werden;  eine  ausreichende  Zahl  von  Ruhebänken  an  geschützter  Stelle  müssen 
den  Spaziergängern  die  Möglichkeit  gewähren,  bei  eintretender  Ermüdung 
sich  dort  niederlassen  zu  können. 

„Von  grosser  Bedeutung  erscheint  auch  die  Anlage  von  Spazier- 
wegen auf  einem  ansteigenden  Terrain.  So  werthvoll  diese  für 
die  Uebung  und  Stärkung  der  Athmungsorgane  und  des  Herzens  werden 
können,  so  gefahrlich  sind  sie  auch  namentlich  für  Lungenkranke,  wenn 
ihre  Richtung  von  der  Anstalt  aus  bergab  und  nicht  bergauf  gewühlt  wird. 
Die  Anstrengung  der  Lungen  und  des  Herzens  ist  beim  Aufsteigen  eine 
Tiel  grössere,  als  beim  Absteigen,  sie  sollte  daher  von  den  Kranken  nur 
gefordert  werden,  wenn  diese  noch  bei  frischen  Kräften  sind.  Ermüdete 
Kranke  können  leicht,  wenn  sie,  um  die  Anstalt  zu  erreichen,  eine  mehr 
oder  weniger  grosse  Strecke  bergan  steigen  müssen ,  sich  übermässig  an- 


i 


112     XX.  Versammlung  d.  D.  Yereins  f.  öffentl.  GeBandhpflge.  zu  Stattgart. 

strengen  und  Lungenblutungen  bekommen,  welche  den  Gurerfolg  erfahrongs- 
gemäss  verzögern  und  erschweren  müssen.  Es  ist  auch  höchst  wünscbens* 
werth,  dass  diese  „Terrain euren"  zur  Kräftigung  der  Athmungs-  und  Cir- 
culationsorgane  auf  dem  eigenen  Grund  und  Boden  der  Anstalt  stattfinden; 
sie  können  dann  besser  von  dem  Arzte  überwacht  und  dem  Kräftezuatande 
des  einzelnen  Kranken  angepasst  werden.  Ausserdem  verlangt  es  die  jetzt 
so  verbreitete  Gespensterfurcht  vor  der  Ansteckung,  welche  von  Phtisischen 
ausgehen  soll,  dass  die  Kranken  das  Anstaltsterrain  möglichst  wenig  ver- 
lassen. Desswegen  wird  es  sich  auch  sehr  empfehlen,  mit  dem  Sanatorium 
einen  laudwirthschaftlichen  Betrieb  zu  verbinden,  in  welchem  die  Kranken 
selbst  die  erforderliche  Arbeit  verrichten  und  dabei  eine  ihren  Kräften,  Ge- 
wohnheiten und  Neigungen  zusagende  Beschäftigung  finden.  Dadurch  wird 
zugleich  die  Unterhaltung  der  Heilanstalt  erheblich  billiger;  es  wird  auch 
die  Gelegenheit  gegeben,  die  so  sehr  gefürchteten  Abfalls*  und  Auswurfs- 
stoffe derartiger  Anstalten  resp.  ihrer  Insassen  in  unschädlicher  Weise  zu 
verwenden  und  zu  vernichten. 

„Für  die  Anlage  der  Sanatorien  selbst  besitzen  wir  bereits  Muster- 
anstalten, deren  Einrichtungen  je  nach  Wahl  der  Oertlichkeit  nachgeahmt 
werden  müssen;  allerdings  mit  der  Vorsicht,  dass  alle  Luxuseinrichtungen 
fernbleiben  müssen.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  hygienischen  Anforde- 
rungen, welche  wir  an  ein  Krankenhaus  resp.  an  eine  Heilanstalt  für  un- 
bemittelte Lungenkranke  stellen  müssen,  der  Reihe  nach  bis  ins  Einzelne 
zu  besprechen;  es  wird  genügen,  hier  noch  einmal  an  ihre  Haupterforder- 
nisse zu  erinnern.  Die  Kranken  sollen  fortwährend  in  reiner  Luft  leben; 
dazu  gehören  grosse,  helle,  leicht  ventilirbare  Räume.  Soviel  als  mög- 
lich muss  der  Grundsatz  durchgeführt  werden,  dass  das  Tageszimmer,  in 
welchem  gegessen  etc.  werden  soll,  für  den  gemeinschaftlichen  Gebrauch 
der  Kranken  bestimmt  und  eingerichtet  wird,  wogegen  in  den  Schlafzimmern, 
je  nach  ihrer  Grösse,  höchstens  zwei  bis  vier  Betten  sein  sollen.  Eine  aus- 
reichende Ventilation  wird  durch  Vorkehrungen  an  den  Fenstern  selbst  zu 
erreichen  sein.  Da  die  Kranken  sich  soviel  als  möglich  in  freier  Luft  auf- 
halten müssen,  bedarf  ein  Sanatorium  auch  einer  grösseren  Zahl  von  zweck- 
mässig eingerichteten  Veranden,  auf  denen  die  Kranken  bei  ungünstiger 
Witterung  nach  Vorschrift  des  Arztes  sitzend  oder  liegend  verweilen  können. 
Diese  Veranden  müssen  nach  Süden  oder  Südosten  ofien  sein.  Auch  Wandel- 
gänge, welche  einen  genügenden  Zutritt  reiner  atmosphärischer  Luft  ermög- 
lichen, müssen  an  Regentagen  die  zur  Genesung  erforderliche  Körperbewegung 
gestatten.  Alle  diese  Einrichtungen  sollen  einfach,  wie  das  ganze  Mobiliar 
der  Wohn-  und  Schlafzimmer  sein,  sie  sollen  abwaschbar  und  leicht  zu 
reinigen  sein. 

„Die  wichtige  Rolle,  welche  das  Hautorgan  bei  der  Wärmeabgabe  und 
der  Wasserverdunstung  unseres  Körpers  spielt,  fordert  eine  Reihe  von 
Panrichtuugen,  welche  zu  seiner  Pflege  und  Stärkung  dienen;  für  sach- 
gemässe  Abreibungen,  Wannenbäder  und  Douchen  mit  verschieden 
hoch  oder  niedrig  temperirtem  Wasser  müssen  daher  die  erforderlichen 
Zimmer,  Wannen  und  Apparate,  sowie  ein  zuverlässiges,  geschultes  Dienst- 
personal beschafft  werden. 

„Dem  grösseren  Stoffverbrauche,   welchen    die  hygienisch  -  diätetische 
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Heilmethode  mit  sich  bringt,  muss  eine  geregelte  Zufuhr  von  Nähr* 
Stoffen  entsprechen,  welche  die  Aufgabe  haben,  die  künstlich  und  ab- 
sichtlich herbeigeführten  Verluste  nicht  nur  zu  decken,  sondern  unter  regel- 
mässiger Controle  der  Wage  überreichlich  zu  ersetzen.  Für  die  hier  in 
Frage  kommenden  Kranken,  welche  ja  an  eine  einfache  und  oft  wenig  zweck- 
mässige Nahrung  gewöhnt  sind,  bedarf  es  hierzu  keineswegs  einer  kost- 
spieligen Luxusdiät,  die  Erfahrung  lehrt  vielmehr,  dass  bei  ihnen  eine 
geregelte  Zufuhr  von  einfachen,  billigen,  aber  in  zweckmässiger  Abwechse- 
lung gereichten  Nahrungsmitteln  viel  schnellere  und  grössere  Resultate  giebt, 
als  die  Auffütterung  von  Kranken,  welche  früher  an  eine  mehr  luxuriöse 
Lebensweise  gewöhnt  waren. 

„Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Besserung  respective  Heilung  der 
Lungenkranken  nicht  auf  Kosten  der  gesunden  Umgebung  erstrebt  und 
erzielt  werden  darf;  es  muss  dafür  gesorgt  werden,  dass  alle  von  den 
Kranken  ausgeschiedenen  Krankheitskeime  sorgfältig  vernichtet  und 
unschädlich  gemacht  werden  können.  Wie  schon  früher  erwähnt  wurde, 
handelt  es  sich  hierbei  ausschliesslich  um  die  Zerstörung  des  tuberculösen 
Auswurfes,  sowie  um  die  Vernichtung  derjenigen  Keime,  welche  etwa  an 
gebrauchtes  Ess-  und  Trinkgeschirr,  an  benutzte  Leib-  und  Bettwäsche 
gelangt  sind.  Dazu  bedürfen  die  Sanatorien  eines  Desinfectionsapparates. 
Für  die  ebenso  nothwendige  Beseitigung  der  Abfalls-  und  Auswurfs- 
stoffe, sowie  der  wirthschaftlichen  Ab-  und  Spülwässer  müssen  Anstalten, 
welche  ausschliesslich  ansteckende  Kranke  verpflegen,  noch  gewissenhafter 
sorgen,  als  andere  Institute,  welche  nur  eine  grössere  Zahl  gesunder 
Personen  in  ihren  Räumen  zusammen  halten.  Hier  entscheidet  nicht  nur 
die  wirkliche  Gefahr  für  die  Nachbarschaft,  welche  aus  der  Verunreini- 
gung der  Wasserläufe  entstehen  könnte,  sondern  auch  die  leider  sehr  ver- 
breitete Furcht  vor  Ansteckung  und  der  bei  Vielen  vorhandene  Ekel  vor 
den  Ausscheidungen ,  welche  gerade  kranke  Personen  liefern.  Selbstver- 
ständlich kann  diese  unschädliche  Beseitigung  der  Abfalls-  und  Auswurfs- 
stoffe nicht  überall  auf  demselben  Wege  geschehen.  Wo  ein  landwirthschaft- 
licher  Betrieb  mit  einer  Heilanstalt  verbunden  ist,  wird  es  leichter  sein, 
Verunreinigungen  und  Schädigungen  der  Nachbarschaft  zu  verhüten,  als 
dort,  wo  dieser  fehlt.  Wie  daher  die  Abfallsstoffe  am  besten  beseitigt  werden 
können,  muss  jede  einzelne  Anlage  bestimmen. 

„Bei  weitem  der  wichtigste  Punkt,  von  welchem  der  ganze  Erfolg  der 
Behandlung  abhängt,  ist  die  Verwaltung  des  Sanatoriums  und  in 
derselben  die  Wahl  und  Stellung  des  Arztes.  Es  ist  unbedingt  nothwendig, 
dass  eine  jede  Heilanstalt  für  unbemittelte  Lungenkranke  einen  eigenen 
Arzt  hat,  welcher  in  der  Anstalt  selbst  wohnt,  in  jedem  Augenblicke  zu 
erreichen  ist  und  im  ständigen  persönlichen  Verkehr  mit  seinen  Pfleglingen 
bleibt.  Die  Kranken  sollen  eine  ihren  körperlichen  Verhältnissen  ent- 
sprechende gesunde  Lebensweise  führen,  sie  sollen  ihre  Lunge  und  ihr 
Eerz  allmählich  stärken,  sollen  durch  eine  ihnen  zusagende  und  zweck- 
mässige Kost  ihre  Ernährung  und  Blutbildung  fördern  und  den  ganzen 
Körper  gegen  die  Krankheit  widerstandsfähiger  machen.  Dabei  liegen  sie 
mcht,  wie  schwer  Erkrankte,  in  Betten  und  werden  hier  von  Pflegern  oder 
Hegerinnen  überwacht  und  besorgt:  sie  müssen  sich  vielmehr  möglichst  in 
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freier  Luft  aufhalten  und  je  nach  ihren  Kräften  sich  bewegen ;  sie  gemessen 
damit  eine  viel  grössere  Freiheit,  als  Kranke  in  den  allgemeinen  Kranken- 
häusern. Aber  gerade  diese  für  ihre  Genesung  so  noth wendige  Freiheit  in 
ihren  Bewegungen  und  Handlungen  kann  durch  Unverstand  und  Leichtsinn 
nur  zu  leicht  missbraucht  werden  und  unberechenbare  Nachtheile  und  Ver- 
schlimmerung der  Krankheit  veranlassen.  Gerade  die  weniger  gebildeten 
Lungenkranken  können  der  unablässigen  Führung  durch  einen  ärztlichen 
Berather  keinen  Augenblick  entbehren.  In  dem  täglichen  persönlichen  Ver- 
kehre hat  der  Anstaltsarzt  die  Aufgabe,  jedem  einzelnen  Kranken  es  ver- 
ständlich zu  machen,  wie  er  nicht  nur  während  seines  Aufenthaltes  in  der 
Curanstalt,  sondern  in  den  nächsten  Jahren,  ja  vielleicht  noch  Jahrzehnte 
lang  leben  muss,  wenn  er  sich  seiner  Familie  erhalten  und  diese  vor  An- 
steckung bewahren  will.  Und  je  mehr  der  Arzt  in  seinen  Unterhaltungen 
auf  das  verschiedene  Kräftemaass  der  einzelnen  Kranken  eingeht,  welches 
dem  Einen  dieses,  dem  Anderen  jenes  heilsam  erscheinen  lässt,  je  näher  der 
Arzt  die  hygienische  Lebensweise  den  persönlichen,  wirthschaftlichen  und 
socialen  Verhältnissen  jedes  Einzelnen  anzupassen  versteht,  um  so  mehr 
wird  er  das  Vertrauen  seiner  Pfleglinge  sich  erwerben,  um  so  bereitwilliger 
werden  diese  ihm  folgen,  seinen  Vorschriften  nach  zu  leben  suchen  und  sich 
hier  schon  an  eine  Lebensweise  gewöhnen,  deren  Erfolge  sie  von  Woche  zu 
Woche  in  ihrer  zunehmenden  Besserung  augenscheinlich  wahrnehmen.  Einem 
Arzte,  der  das  volle  Vertrauen  seiner  Kranken  geniesst,  wird  es  auch  nicht 
schwer  fallen,  auch  auf  das  Gemüth  derselben  einzuwirken,  ihre  Hoffnung  auf 
eine  endliche  Besserung  ihres  Leidens  immer  neu  zu  beleben  und  durch  diese 
gehobene  Stimmung  die  Wiederherstellung  ihrer  geschwächten  Gesundheit  zu 
fördern  und  zu  beschleunigen.  Wer  als  Arzt  in  dieser  eingehenden  Weise  die 
Behandlung  der  Lungenkranken  in  einem  Sanatorium  übernehmen  will,  muss 
eine  ganz  besondere  Vorbildung  besitzen,  welche  er  nur  in  einer  der  vor- 
handenen Musteranstalten  und  an  der  Hand  eines  Meisters  sich  erwerben 
kann ;  er  muss  dann  aber  auch  der  Leiter  der  Anstalt  werden,  der  bestimmt, 
in  welcher  Weise  der  einzelne  Kranke  behandelt  und  verpflegt  werden  soU. 
„Wer  neben  und  unter  dem  dirigirenden  Arzte  die  eigentliche  Ver- 
waltung der  Anstalt  fühi-t,  kann  nur  für  die  von  dem  Arzte  vorgeschriebene 
Ordnung  und  für  die  Rechnungsführung  verantwortlich  gemacht  werden. 
Im  Uebrigen  dürfte  es  nicht  erforderlich  sein,  für  die  geplanten  Sana- 
torien ein  zahlreiches  Hülfspersonal  anzustellen.  Eine  Diaconissin  würde 
für  etwa  40  bis  50  Kranke  genügen,  denn  unter  diesen  dürften  solche, 
welche  eine  besondere  Pflege  und  Wai-tung  nöthig  machen,  doch  nur  aus- 
nahmsweise vorkommen.  Es  würde  sich  vielmehr  empfehlen,  eine  Reihe 
von  Arbeiten  durch  die  Pfleglinge  selbst  besorgen  zu  lassen.  Jeder  ein* 
zpIuc  könnte  sein  Bett  selbst  in  Ordnung  bringen,  die  Lüftung  und  feuchte 
Abreibung  der  Zimmer  kann  abwechselnd  von  ihnen  vorgenommen  werden. 
Eine  solche  Beschäftigung  würde  nicht  allein  der  Langeweile  vorbeugen, 
sie  würde  auch  eine  gute  Vorschule  sein  für  die  hygienischen  Maassregeln, 
welche  die  gebesserten  oder  geheilten  Kranken  späterhin  in  ihrer  eigenen 
Wohnung  einführen  müssen.  Um  diese  zu  sichern,  empfiehlt  es  sich,  den 
Genesenen  ein  Exemplar  von  Verhaltungsvorschriften  mitzugeben,  welches 
in  gemi'infasslicher  Weise  ihnen  kund  thut,  was  sie  zu  thun  haben,  um  den 
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Carerfolg  zu  sichern  und  die  Ansteckung  ihrer  Familie  zu  verhüten.  Nur 
wenn  es  allmählich  gelingt,  eine  gesundere  Lebensweise  in  den  unteren 
Volksschichten  einzuführen,  können  die  Maassregeln,  welche  die  öffentliche 
Gesundheitspflege  seit  Jahrzehnten  trifft,  um  die  Städte  und  Wohnungen 
gesund  zu  machen,  erst  von  Erfolg  gekrönt  werden.  Die  praktischen  Curse, 
welche  die  Lungenkranken  in  den  Sanatorien  an  sich  selbst  durchzumachen 
haben,  werden  hierbei  wesentlich  mithelfen  können. 

„So  erscheint  nach  allen  Seiten  hin  die  Anlage  von  Sanatorien  für 
Lungenkranke  von  reichem  Segen  gefolgt  zu  sein.  Und  doch  werden  noch 
Stimmen  laut,  ob  der  Werth  derselben  auch  von  längerer  Dauer  sein,  ob 
nicht  vielleicht  neue  Heilmethoden  entdeckt  würden,  welche  die  kost- 
spielige Einrichtung  von  eigenen  Heilanstalten  überflüssig  machen  würden? 
Mit  gutem  Gewissen  können  wir  diesen  Zweiflern  entgegnen,  dass  die  Ver- 
sicherungsanstalten dabei  niemals  ein  schlechtes  Geschäft  machen  können, 
denn  immerfort  würden  sie,  auch  wenn  es  keine  Tuberculosen  mehr  gäbe, 
ihre  Anstalten  für  Reconvalescenten  aller  Art  verwenden  und  dadurch  viel 
Geld  sparen,  aber  auch  viel  menschliches  Elend  verhüten  können.'' 

Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet. 

Director  d.  Kaiserl.  Gesundheitsamtes  Dr.  Köhler  (Berlin)  will 

den  Darlegungen  der  Referenten  noch  einige  Mittheilungen  zufügen,  welche 
geeignet  seien,  die  grosse  Bedeutung  der  vorliegenden  Frage  zu  betonen. 

Seit  dem  Jahre   1892   finde  fast  in   ganz  Deutschland  eine  Erhebung 
der  Todesursachen  nach  einheitlichem  Muster  statt.     Die  Bearbeitung  der 
Materialien  erfolge  im  Gesundheitsamte,  und  dabei  habe  sich  folgendes  Ueber- 
raschende  herausgestellt:   von  1000  Todesfällen  im  Deutschen  Reiche   seien 
etwa  105  bis  107  auf  Tuberculose  zurückzuführen,  d.  h.  diejenige  Rolle,  die 
im    vorigen  Jahrhundert    vor  Einführung    der    Schutzpockenimpfung     die 
Blattern  gespielt  haben,  von  denen  man  sage,  dass  der  zehnte  Mensch  an 
ihnen  gestorben  sei,  dieselbe  Rolle  spiele  jetzt  die  Lungenschwindsucht,  eher 
in  noch  höherem  Maasse,  denn  nicht  nur  der  zehnte,  sondern  schon  der 
neunte  Mensch  sterbe   an   ihr.     Ganz   anders  aber  gestalte  sich  das   Bild, 
wenn  man  sich  die  einzelnen  Altersklassen  ansehe.     Von  1000  Todesfallen 
in  der  Altersstufe  von  0  bis  1  Jahr  seien  (nach  den  Ergebnissen  des  Jahres 
1893)  10*8  auf  Tuberculose  zurückzuführen,  von  1000  Todesfällen  im  Alt^r 
von  1  bis  15  Jahren  62'2,  von  den  zwischen  15  und  60  Jahren  Stehenden  aber 
322'3  pro  Mille,  von  den  über  60  Jahre  alten  ca.  GO  pro  Mille.   Mit  anderen 
Worten  heisse  dies,  dass  von  der  erwerbsfähigen  Altersklasse  des  deutschen 
Volkes  der  Dritte,  der  in  diesem  Alter  überhaupt  das  Leben  beende,  an 
Tuberculose  sterbe.     Dies  sei  etwas  so  Erschreckendes,  dass  man  doch  sehr 
ernstlich   darüber  nachdenken  müsse,    wie    man   das  einschränken   könne. 
Vom  wirthschaftlichen  Standpunkte  betrachtet,  liege  ja  das  ganze  werbende 
Kapital  in  dieser  Altersklasse  und  wenn  es  hier  auch  nur  gelänge,  die  Zahl 
322  etwa  auf  250  zurückzubringen,  ohne  die  Sterblichkeit  an  Tuberculose  all- 
gemein einzuschränken,  sondern  die  72  pro  Mille  hinauszuschieben  bis  in  die 
Altersstufe  über  60  Jahre,  so  wäre  dies  ein  grosser  effectiver  Nutzen,  indem 
die  dem  Leben  länger  Erhaltenen  länger  schaffen  und  erwerben  könnten. 

8* 
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Die  Heilstätten  nun  böten  seines  Erachtens  einen  doppelten  Nutzen,  indem 
sie  den  Kranken  selbst,  aber  auch  deren  Mitmenschen  nützen.  Dem  Kranken 
selbst  dadurch,  dass  er  gekräftigt  und  wieder  arbeitsfähig  aus  der  Anstalt 
zur&ckkehre,  dass  er  wieder  schaffen  könne;  ausserdem  aber  auch,  dass  er 
gelernt  habe,  wie  er  sich  verhalten  müsse,  bei  der  Arbeit  sowohl  wie  bei 
der  Erholung,  die,  wenn  unzweckmässig,  oft  fast  noch  mehr  als  die  Arbeit 
die  Gesundheit  gefährde.  Dann  aber  auch  werde  der  Kranke,  der  die  Heil- 
stätte verlasse,  weiterhin  in  seiner  Familie  nicht  mehr  die  Gelegenheit  zur 
Verbreitung  der  Krankheit  bieten,  wie  vordem,  denn  er  habe  gelernt,  die 
Träger  des  Krankheitsstoffes  sachgemäss  zu  behandeln.  Die  Verwahrlosung 
des  Auswurfes  werde  aufhören,  wenn  anders  die  Anstalt  ihn  richtig  erzogen 
habe,  und  dadurch  werde  er  in  seiner  nächsten  Umgebung,  die  ja  am  meisten 
durch  ihn  gefährdet  sei,  nicht  mehr  in  gleicher  Weise  wie  früher  den  Au!<- 
gangspunkt  der  Krankheit  bilden.  Je  mehr  solcher  Heilstätten  errichtet 
werden,  und  je  mehr  Entlassene  gekräftigt  in  das  Volk  zurückkehren,  um 
so  mehr  werde  das  Auge  der  Uebrigen  geöffnet  werden  für  die  Schädlich- 
keiten,  die  die  Disposition  zur  Entwickelung  des  Krankheitskeims  befordern. 

üeberall  sei  jetzt  die  Ueberzeugung  verbreitet,  dass  es  nöthig  sei,  für 
die  Kinder  Ferienkolonieen  zu  errichten,  um  sie  zu  kräftigen  und  sie  zu 
befähigen,  weiterhin  Geist  und  Körper  auszubilden.  Aber  viel  wichtiger 
noch  sei  es,  für  den  erwerbsfähigen  Theil  der  Bevölkerung  Lungenheilstätten 
zu  errichten,  um  hier  die  Tuberculose,  den  gewaltigen  Feind,  der  wie  kein 
anderer  an  dem  Marke  der  Bevölkerung  nage,  einzudämmen. 

Professor  Dr.  Gaffky  (Giessen)  tritt  der  in  den  Schlusssätzen  der 
Referenten  zum  Ausdruck  gekommenen  Auffassung  entgegen,  dass  die  auf 
der  Kenntniss  der  Krankheitserreger  der  Tuberculose  beruhenden  hygieni- 
schen Maassregeln  Fiasko  gemacht  hätten,  und  dass  man  desshalb  darauf 
angewiesen  sei,  zu  Maassregeln  zurückzukehren,  die  bereits  vor  Entdeckung 
des  Tuberkelbacillus  angewandt  worden  seien,  nämlich  zu  der  sog.  hygienisch- 
diätetischen Behandlung  der  Kranken.  Der  Herr  Correferent  habe  insbe- 
sondere  behauptet,  dass  durch  die  Vernichtung  der  specifischen  Krankheits- 
erreger und  durch  die  Tuberculinbehandlung  eine  nachweisbare  Verminde- 
rung der  Lungenschwindsucht  bisher  nicht  herbeigeführt  worden  sei.  Nun 
unterliege  ja  allerdings  die  Statistik  bei  der  Tuberculose  mannigfachen 
Fehlerquellen,  aber  es  biete  die  Statistik  der  grösseren  Städte  doch  immer- 
hin ein  Material,  welches  ermögliche,  mit  einiger  Sicherheit  zu  urtheilen,  wie 
die  Verhältnisse  sich  hier  gestaltet  haben.  Und  da  zeige  sich  denn,  dass  in 
der  That  in  neuerer  Zeit  in  Berlin,  in  Wien,  in  München,  in  Leipzig,  in 
Dresden,  in  Stuttgart  und  in  zahlreichen  anderen  Städten  die  Taberculose 
nicht  unerheblich  abgenommen  habe.  Man  könne  ja  sehr  verschiedener 
Meinung  darüber  sein,  durch  welche  Verhältnisse  diese  Abnahme  der  Schwind- 
suchtssterblichkeit verursacht  sei,  und  Herr  v.  Ziemssen  habe  schon  darauf 
hingewiesen,  dass  die  Abnahme  bereits  vor  der  Entdeckung  des  Tuberkel- 
bacillus begonnen  habe.  Gewiss  möge  auch  die  Verbesserung  der  Wobnangen 
und  der  Ernährung  der  ärmeren  Bevölkern ngsklassen  in  den  grösseren  Städten 
mitgewirkt  haben.  Der  immer  mehr  sich  verbreitenden  Kenntniss,  dass  die 
Tuberculose  eine  übertragbare  Krankheit  sei,  niüs>se  aber  nach  seiner  An- 


^auung  von  Heilstätten  für  Lungenkrai 


**:  ■; 


^  ^  -- 


•r    . 


Sicht  der  erheblichste  Antheil  an  der  Verinindening  der 
lichkeit  zugeschrieben  werden.  Man  könne  nicht  erwar 
Vernichtung  des  Krankheitserregers  gegründeten  Maassre^ 
aus  dem  Anfange  der  80 er  Jahre  stammen,  bei  einer  sc 
laufenden  Krankheit  bereits  jetzt  ihre  Erfolge  in  gai 
Weise  nachweisbar  hervortreten  lassen. 

Was  nun  die  Heilanstalten  betreffe,  so  halte  auch  c 
treffliches  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Tuberculose,  wenn 
allzuviel  von  den  Heilbestrebungeu  verspreche,  so  lang 
Mittel  zur  Heilung  gebe  als  die  heutzutage  zu  Gebote 
eine  Schwierigkeit  sei  dabei  nicht  zu  übersehen.  Es  se: 
den  Arbeitern  die  Krankheit  in  ihren  ersten  Stadien,  in  d( 
Wahrscheinlichkeit  doch  die  grösste  sei,  zu  erkennen. 
gelinge,  werde  es  schwer  sein,  die  Leute,  die  in  diesem  S 
arbeitsfähig  seien,  in  die  Sanatorien  hineinzubringen;  ic 
aber,  wenn  bereits  Arbeitsunfähigkeit  eingetreten  sei,  sei 
auf  Erfolg  geringe.  Für  ihn  liege  die  grösste  Bedeutui 
auf  einem  anderen  Gebiet,  nümlicli  darin,  dass  eine  An  zu! 
gefährdender  Kranker  unschädlich  gemacht  werde,  und  da 
den  Anstalten  für  den  Fall  der  Rückkehr  in  die  Bcvölk 
werden,  dass  sie  im  Stande  seien,  die  richtige  Behandln 
schädlichen  Auswurfs  eintreten  zu  lassen. 
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Geheime  Rath  Professor  Dr.  v.  Zienissen  (Mt 

Standpunkt  des  Referenten,  dass  tuberculose  Kranke  wirkl 
können.  Dass  viele  Tuberculose  heilen,  auch  ohne  alle  '. 
man  an  den  Resultaten  von  Sectionen.  Professur  Boll 
gestellt,  dasB  bei  den  Sectionen  armer  Leute,  die  an  anc 
sterben,  fast  in  jeder  dritten  Leiche  geheilte  Tuberculose,  i: 
in  den  Lungenspitzen  gefunden  werden,  welche  mit  Wahn 
anf  einen  ausgeheilten  tuberculösen  Process  beziehen  la 
auch  gewiss  manche  Fälle  von  Tuberculose  von  selbst  hei 
keine  Frage,  dass  die  Unterbringung  in  Heilstätten  ein 
günstiges  Moment  zur  Heilung  der  Kranken  sei. 

In  dieser  Sache  rege  es  sich  jetzt  überall.  Ueber  die 
der  Freiluftbehandlung  bestehe  wohl  kein  Zweifel  mehr,  ch 
nur  dämm,  wie  die  Sache  zu  machen  und  woher  die  Mittel 
In  MQnchen  stehe  man  jetzt  im  Begriff,  eine  solche  Heilst 
Zu  dem  Zwecke  sei  ein  Verein  ins  Leben  getreten,  der 
1200  Mitglieder  und  70  000  M.  erhalten  habe.  Das  genO 
nur,  um  klein  anzufangen,  mit  einer  Anstalt  für  20  bis  : 
das  schade  nichts.  Die  Vereinsthätigkeit  sei  ein  Ferment,  i 
Zeugung  von  der  Noth wendigkeit  des  Vorgehens  ungern 
Bewasstsein  des  Volkes  hineintrage  und  unzweifelhaft  a 
samkeit  der  Behörden  erregen  werde.  So  habe  das  Vor^ 
den  unmittelbar  praktischen  Erfolg  gehabt,  dasK  die  Sl 
entsehloBsen  habe,  auf  ihrem  Territorium  ausserbalb  der  ^ 
barer  Nähe  der  Staatswaldung,  ein  Sanatorium  für  150  b 
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erbauen.  Bei  den  städtischen  Behörden  in  München,  wie  bei  den  bayerischen 
Staatsbehörden  bestehe  ein  sehr  lebhaftes  Interesse  für  diese  Frage  und  es 
lasse  sich  mit  Sicherheit  annehmen,  dass  dieses  Interesse  sich  in  Baar  um- 
setzen werde. 

Eine  gewisse  Schwierigkeit  für  die  praktische  Entwickelung  der  Yolks- 
heilstättenfrage  bilde  die  bureaukratische  Schwerfälligkeit  mancher  Behörden, 
und  es  werde  selten  gelingen,  wie  dies  in  Lübeck  gelungen  sei,  dass  seitens 
der  Behörden  solche  Anstalten  errichtet  würden.  Desshalb  solle  man,  wenn 
ein  selbständiges  Sanatorium  bei  dieser  oder  jener  Versicherungsanstalt 
nicht  durchzubringen  sei,  sich  begnügen,  bei  den  Behörden  anzuregen,  dass 
sie  den  Privatvereinen  die  Mittel  zu  ihrer  Existenz  und  zu  der  allmählichen 
Ausbreitung  ihres  Wirkungskreises  alljährlich  gewähren.  Wenn  die  Invali- 
ditäts-  und  andere  Kassen  sich  auf  diese  Weise  an  den  Unternehmungen 
betheiligen,  werde  es  schon  gelingen,  die  gestellten  Aufgaben  zu  erfüllen, 
vorausgesetzt,  dass  die  Behörden  und  Institutionen  eine  gewisse  Garantie 
ihrer  Beitragsleistung  gewähren.  Wollte  das  Reich  die  Volksheilstättenfrage 
in  die  Hand  nehmen,  dann  würden  die  Invaliditätsversicheruugsanstalten 
und  die  Orts-  und  Hülfskassen  die  Sorge  für  eine  zweckmässige  und  früh- 
zeitige Behandlung  der  Schwindsucht  übernehmen  müssen,  dann  würde  für 
die  Erhaltung  der  Arbeitskraft  und  der  Militärdiensttüchtigkeit  des  Volkes 
richtig  gesorgt  werden.  Wenn  in  dieser  Weise  einmal  die  Volksheilstätten- 
frage im  grossen  Styl  ausgeführt  werde,  dann  sei  yielleicht  die  Privatthätig- 
keit  überflüssig,  vorderhand  aber  sei  es  gewiss  zweckmässig,  in  den  kleinen 
Verhältnissen  weiterzuarbeiten  und  die  Thätigkeit  der  Vereine  allmählich 
zu  erweitem. 

Was  die  Einrichtung  dieser  Heilstätten  betreffe,  so  sei  es  seiner  Zeit 
zweckmässig,  für  die  beiden  Geschlechter  verschiedene  Sanatorien  zu  bauen. 
Die  Geschlechter  zusammenzubringen,  involvire  wenigstens  für  kleine  Privat- 
anstalten bedeutende  Schwierigkeiten,  da  gerade  die  sexuelle  Erregbarkeit 
der  Phthisiker  in  den  Anfangsstadien  ausserordentlich  gross  sei.  In  München 
beginne  man  zunächst  mit  dem  Bau  eines  Sanatoriums  für  weibliche  Kranke. 
weil  die  Weiber  leichter  zu  discipliniren  seien  und  man  desshalb  im  Anfange 
weniger  technische  Schwierigkeiten  zu  haben  hoffe.  Natürlich  müsse  ein 
Bau  für  Männer  sehr  bald  nachfolgen. 

Betreffs  der  Feststellung  der  Anfangsstadien,  deren  Schwierigkeiten 
hier  betont  sei,  liege  die  Sache  doch  nicht  so  schlimm.  Sehr  nützlich 
werde  es  sein,  die  Aerzte,  speciell  die  Kassenärzte  aufzufordern,  Anfangs- 
tuberculosen,  d.  h.  sogen.  Spitzenkatarrh,  der  Vorstandschaft  namhaft  zu 
machen.  Dass,  wie  Herr  Gaffky  betont  habe.  Kranke,  besonders  Männer, 
nicht  gern  in  die  Sanatorien  eintreten  würden,  glaube  auch  er,  und  die 
Schwierigkeit  werde  auch  noch  weiter  darin  bestehen,  dass  sie  nicht  werden 
bleiben  wollen,  bis  sie  geheilt  seien.  Bei  den  Weibern  werde  sich  das  eher 
erreichen  lassen. 

Und  nun  zum  Schlüsse  wolle  er  noch  die  Frage  berühren,  wo  mau 
bauen  solle ,  ob  es  im  Gebirge  sein  müsse ,  ob  es  auch  auf  dem  Flachlande 
gehe.  Er  halte  das  Gebirge  nicht  für  absolut  nöthig,  und  wenn  die  Verhält- 
nisse nicht  günstig  liegen,  solle  mau  lieber  in  der  Ebene  in  einem  Wald- 
reviere eine  trockene,  sonnige,  gegen  den  Wind  geschützte  Lage  wählen. 
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Apotheker  Rösner  (Dresden)  spricht  als  Arbeitgeber  zu  fier  Frage, 
da  gerade  der  Arbeitgeber  in  der  Lage  sei,  sich  genau  über  die  Verhältnisse 
zu  orientiren.  Wenn  ein  Arbeiter  eine  Stellung  annehme,  suche  er  vor 
Allem  den  höchsten  Lohn  zu  erwerben,  um  sich  damit  Annehmlichkeiten  zu 
verschafifen  und  die  Mühen  der  Arbeit  zu  vergessen.  Nun  werde  der  höchste 
Lohn  in  denjenigen  Berufen  gezahlt,  die  für  den  Arb'iiter  am  gefahrlichsten 
seien,  und  desshalb  empfehle  es  sich  vielleicht,  die  gefährlichen  Gewerbe 
genauer  zu  controliren  und  Vorschriften  zu  erlassen,  die  zur  Verbesserung 
des  Gewerbes  führen.  Der  Arbeiter  suche,  wenn  er  krank  sei,  so  lange  wie 
möglich  diese  Krankheit  zu  verbergen  und  werde  nicht  so  leicht  gutwillig 
in  eine  solche  Anstalt  hineingehen.  Er  bleibe  lieber  zu  Hause,  suche  alles 
Mögliche  zu  thun,  um  sich  oberflächlich  herstellen  zu  lassen,  und  gehe  dann 
wieder  an  die  Arbeit,  da  für  ihn  und  seine  Familie  der  halbe  Lohn,  der 
ihm  von  der  Unterstützungskasse  gewährt  wäre,  zu  wenig  sei. 

StadtSChultheiSS  Keller  (Blaubeuren)  hält  es  für  durchaus  noth- 
wendig,  dass  für  die  kranken,  erholungsbedürftigen  Arbeiter  Erholungs- 
anstalten geschaffen  werden.  Die  Mittel  dafür  aufzubringen,  sei  aber  natür- 
lich nicht  leicht,  und  da  sei  es  sehr  zweckmässig,  dass  die  Versicherungs- 
anstalten das  Geld,  das  von  den  Arbeitern  herkomme,  für  derartige  Anstalten, 
die  zum  Nutzen  und  zur  Erholung  der  Arbeiter  seien,  verwenden. 

Oberbürgermeister  Kfichler  (Worms)  stellt  folgenden 

Antrag: 

Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  erklärt  die 
Einführung  einer  nach  gleichen  Grundsätzen  geordneten  Statistik  über 
die  Resultate  der  Heilpflege  iu  den  Anstalten  für  unbemittelte  Lungen- 
kranke für  wünschenswerth ,  die  sich  wo  möglich  auf  die  Dauer  von 
mindestens  fünf  Jahren  nach  Verlassen  der  Heilstätte  zu  erstrecken  hätte. 

Antragsteller  begründet  diesen  Antrag  damit,  dass  er  in  dem  Bestreben, 
derartige  Heilstätten  zu  begründen,  einen  Widerspruch  gerade  aus  ärzt- 
lichen Kreisen  gefunden  habe,  der  wesentlich  darauf  basire,  dass  die  Sache 
ja  doch  nichts  helfe,  dass  die  statistischen  Zahlen,  die  über  die  Heilerfolge 
genannt  werden,  werthlos  seien,  weil  sie  sich  nicht  auf  eine  längere  Beobach- 
tung des  Kranken  nach  dem  Verlassen  der  Anstalt  erstrecken,  und  weil  sie 
auf  gänzlich  incommensurabeln  Voraussetzungen  beruhen.  Diese  Einwände 
seien  nicht  ohne  Berechtigung,  da  die  Mittheilungen  über  die  Heilerfolge 
nicht  von  gleichen  Grundsätzen  ausgehen  und  daher  nicht  vergleichbar 
seien.  Eine  gleichmässige  Statistik  herzustellen,  sei  ja  gewiss  sehr  schwer, 
aber  speciell  für  die  unter  Mitwirkung  der  Invaliditüts-  und  Altersversiche- 
mngsanstalten  arbeitenden  Sanatorien  sei  es  zweifellos  leichter,  weil  sie  in 
Berührung  mit  der  arbeitenden  Bevölkerung  bleiben,  sich  der  einzelnen 
Personen  annehmen  und  deren  ferneren  Lebensgang,  eventuell  durch  Ver- 
mitteluDg  der  Krankenkassen ,  verfolgen  können.  Wenn  sich  die  Statistik 
also  zunächst  nur  auf  die  Arbeiterbevölkerung  erstrecke,  werde  sie  immer- 
hin schon  ein  werth volles  Material  liefern. 

Der  Behauptung,  dass  die  Arbeiter  in  die  Anstalten  nicht  hineingehen 
wollen,  müsse  er  widersprechen.    Man  dürfe  dies  nicht  mit  der  Bereitwillig- 
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keit,  in  ein  KraDkenhaus  zu  gehen,  vergleichen.  Es  Bei  etwas  ganz  Anderes, 
ob  Schwindsachtige  in  ein  Krankenhaus,  oder  ob  sie  in  eine  Lungenheil- 
anstalt geben  sollen,  namentlich,  wenn  erst  einmal  der  Glaube  an  die  Heil- 
wirkung dieser  Anstalten  in  der  Bevölkerung  weitere  Verbreitung  gefunden 
habe.  Denn  die  Umstände,  unter  denen  er  dort  lebe,  seien  sehr  anziehend 
für  ihn:  in  der  frischen  schönen  Natur,  enthoben  den  Sorgen  des  taglichen 
Arbeitslebens,  empfange  er  dort  Eindrücke,  die  ihn  auch  seelisch  heben, 
geistig  anregen  und  ganz  gewiss  auch  anreizen  werden,  sobald  er  Hoffnung 
hegen  könne,  dort  geheilt  zu  werden. 

Reg.-  und  Mediciualrath  Dr.  Wemich  (Berlin)  begrüsst  lebhaft 

den  Antrag  Küchler,  da  nur  auf  diese  Weise  die  Frage  gelöst  werden 
könne,  ob  die  Anstalten  im  Stande  seien,  Tuberculöse  bis  zur  vollen  Arbeits- 
fähigkeit herzustellen.  Zur  Zeit  sei  er  noch  der  Ansicht,  dass  die  von 
Schwindsucht  Befallenen  und  Bedrohten  nicht  im  strengen  Sinne  wieder 
arbeitsfähig  werden,  sei  es  auch  nur,  dass  sie  aus  blosser  Angst  vor  der 
Zunahme  der  Krankheit  und  aus  dem  verzeihlichen  Bestreben,  die  Zerstörung, 
die  sie  in  sich  tragen,  aufzuhalten,  von  der  Ruckkehr  zur  vollen  Arbeits- 
leistung abgehalten  würden. 

Gegenüber  den  Bemerkungen  des  Herrn  Gaffky,  betr.  Tuberculin, 
wolle  er  nur  constatireu,  dass  Tuberculin,  d.  h.  jenes  Mittel,  welches  zu 
Ende  1890  den  Aerzten  und  dem  Publicum  dargeboten  worden  sei  zur 
Heilung  von  Tuberculöse,  in  der  That  so  gut  wie  nicht  mehr  gebraucht 
werde,  denn  unter  den  155  Apotheken  in  Berlin  seien  nur  noch  zwei,  die 
das  Mittel  führen,  und  diese  beiden  nur  desswegen,  weil  sie  einen  lebhafteren 
Verkehr  mit  dem  Veterinärpublicum  unterhalten. 

Professor  Dr.  Gaffky  (Giessen)  erwidert  dem  Vorredner,  dass  er  über 
den  Werth  der  Behandlung  mit  Tuberculin  gar  nicht  gesprochen,  sondern 
lediglich  die  Aeusserung  des  Herrn  Correferenten  über  Tuberculin  erwähnt 
habe  und  nur  dafür  eingetreten  sei,  dass  der  Schwerpunkt  der  Bekämpfung 
der  Tuberculöse  auf  die  Prophylaxe  zu  legen  sei.  Er  habe  femer  betont, 
dass  die  prophylaktischen  Bestrebungen  discreditirt  werden,  wenn  man 
sage,  es  seien  damit  keine  Erfolge  erzielt  worden.  Auch  habe  der  Herr 
Correferont  die  hygienischen  Maassregeln  wohl  etwas  zu  complicirt  dar- 
gestellt. Es  handle  sich  bei  denselben  vor  Allem  um  vorsichtiges  Umgeben 
mit  dem  Auswurfe,  um  das  Verständniss,  dass  der  tuberculöse  Auswurf 
gefährlich  sei,  dass  ein  Napf  aufgestellt  werde,  in  welchen  der  Arbeiter  seinen 
Auswurf  entleere,  und  dass  dieser  Auswurf  in  zweckmässiger  Weise  be- 
seitigt werde.  Werde  dies  durch  Belehrung  der  Bevölkerung  erreicht,  so 
sei  zur  Bekämpfung  der  Tuberculöse  mehr  geschehen,  als  durch  die  Erbauung 
von  Sanatorien.  Trotzdem  sei  er  schon  vom  humanen  Gesichtspunkte  aus 
für  die  Errichtung  möglichst  vieler  Sanatorien,  nur  solle  man  sich  dabei 
nicht  die  Illusion  machen,  als  ob  auf  dem  Wege  der  Heilung  in  Sanatorien 
sehr  viel  zur  Verminderung  der  Tuberculöse  gethan  werde. 

Da  sich  Niemand  weiter  zum  Worte  gemeldet  hat,  wird  die  Discussion 
geschlossen  und  den  Referenten  das  Schlusswort  erthcilt. 
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Referent,  Director  Gebhard  (Lübeck):  „Meine  Herren!  Zunächst 
will  ich  mich  zu  dem  Antrage  des  Herrn  Oberburgermeisters  Küchler 
aussprechen.  Aach  ich  halte  es  für  ausserordentlich  wichtig,  ja  bei  einer 
allgemeineren  Durchführung  der  Maassregel  für  unentbehrlich,  dass  eine 
genaue  Statistik  geführt  und  eine  sorgfältige  und  andauernde  Beobachtung 
der  aus  der  Heilbehandlung  entlasseneu  Personen  vorgenommen  wird.  Ohne 
eine  derartige  nachhaltige  Beobachtung  werden  immer  die  Einwände  ge- 
macht werden  können,  welche  der  Herr  Oberbürgermeister  Küchler 
angeführt  hat.  Aber  ganz  abgesehen  von  diesen  Einwendungen,  meine 
Herren,  wird  jeder,  der  in  der  Sache  arbeitet,  vor  allem  auch  selber  das 
Resultat  von  seiner  Arbeit  sehen  wollen,  einerlei,  ob  ihm  Andere  Ein- 
wendungen machen,  oder  ob  er  bloss  zur  Rechtfertigung  seines  Vorgehens 
von  seinem  eigenen  Gewissen  dieses  Material  für  nöthig  erachtet.  Und 
sobald  nicht  allein  die  Verpflegung  bemittelter  Lungenkranker  durch  Privat- 
unternehmer betrieben  wird,  sondern  wenn  freie  Vereinigungen,  oder  wenn 
Invaliditäts  -  und  Alters  Versicherungsanstalten,  oder  wenn  die  Communen 
die  Sache  für  die  Unbemittelten  in  die  Hand  nehmen,  dann  werden  sie 
Dothwendig  dahin  geführt  werden  müssen,  für  eine  längere  Zeit  die  Personen, 
welche  aus  der  Heilbehandlung  entlassen  sind,  zu  beobachten.  Ich  darf 
sagen,  dass  wir  bei  der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  bereits  auch 
thatsächlich  dazu  übergegangen  sind.  Wir  begnügen  uns  nicht  etwa 
damit,  dass  uns  von  dem  Arzte,  welcher  den  Betreffenden  in  dem  Curorte 
behandelt  hat,  gesagt  wird:  er  ist  jetzt  geheilt,  oder  er  ist  ganz  geheilt, 
oder  er  ist  gebessert.  Zunächst  stellen  wir  vielmehr  sofort  nach  Rückkehr 
des  Verpflegten  in  die  Heimath  durch  einen  unserer  Vertrauensärzte  —  und 
zwar  durch  denselben  Vertrauensarzt,  der  uns  vorher  das  Gutachten  gegeben 
hatte,  dass  es  sich  um  eine  Person  handle,  die  zur  Versendung  in  eine 
Heilanstalt  geeignet  wäre  —  fest,  welche  Erfolge  die  Sache  gehabt  hat.  Auch 
damit  dürfen  wir  uns  indessen  noch  nicht  begnügen,  denn  die  Erfahrung 
zeigt  ja,  dass  häufig  die  erreichten  Erfolge  nachher  auch  wieder  verschwin- 
den, und  desshalb  lassen  wir  nunmehr  zunächst  nach  drei  Monaten  und 
dann  nach  sechs  oder  zwölf  Monaten  von  Neuem  feststellen,  ob  sich  die 
Arbeitsfähigkeit,  in  deren  Besitz  der  Betreffende  sich  bei  seiner  Rückkehr 
aus  der  Heilstätte  befunden  hat,  auf  ferner  noch  vorfindet.  Nun  kann  ja 
die  Statistik,  die  wir  zu  führen  in  der  Lage  sind  und  zu  führen  uns  ge- 
nöthigt  sehen,  natürlich  gegenwärtig  noch  keine  fünf  Jahre,  für  die  sie 
Herr  Oberbürgermeister  Küchlcr  in  Vorschlag  bringt,  umfassen;  sie  um- 
fasst  vielmehr  gegenwärtig  erst  den  Zeitraum  von  etwa  IVa  Jahren  seit 
der  Zeit,  wo  wir  in  grösserem  Umfange  die  Fürsorge  für  lungenkranke  Ver- 
idcherte  betreiben.  Es  ergiebt  sich  aber  aus  dem  Gesagten,  dass  wir  durch 
^8,  was  wir  erstreben,  durch  das  Ziel,  das  wir  erreichen  wollen,  dazu 
^enöthigt  werden,  solche  Beobachtungseinrichtungen  einzuführen,  und  dass 
^wir  dieser  Aufgabe  auch  thatsächlich  entsprechen. 

„Was  nun  die  Art  der  Bezeichnung  der  Erfolge  bei  den  Personen,  die 
^Lus  der  Heilstätte  entlassen  werden,  anlangt,  so  können  wir  bei  der  Han- 
seatischen Versicherungsanstalt  uns  auch  mit  den  Bezeichnungen  nicht 
T)egnügen,  die  gewöhnlich  auf  die  Personen  angewandt  werden,  welche  aus 
X^rivatanstalten    zur  Entlassung  kommen:    „gebessert^   oder   „ziemlich  ge- 
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bessert^,  sondern  wir  sind  hier  genöthigt,  die  thunlichst  bestimmte  Er- 
klärung zu  erhalten,  ob  das  Ziel,  das  wir  erreichen  wollen,  nämlich  den 
Arbeiter  wieder  erwerbsfähig,  wieder  arbeitsfähig  zu  machen,  erreicht  ist. 
Dadurch  sind  wir  dazu  gekommen,  eine  Unterscheidung  der  Entlassenen  nach 
fünf  Klassen  vorzunehmen:  wir  unterscheiden:  1.  ein  sehr  guter  Erfolg, 
d.  h.  ein  solcher,  bei  dem  die  Krankheit  als  ganz  beseitigt  erscheint;  2.  ein 
guter,  d.  h.  ein  solcher,  bei  dem  zwar  noch  -Spuren  der  Krankheit  vor- 
handen, diese  aber  so  gering  sind,  dass  der  Betreffende  sich  wieder  im 
vollen  und  voraussichtlich  dauernden  Besitz  seiner  Erwerbsfahigkeit  be- 
findet; 3.  zwar  ein  nicht  vollkommener,  aber  doch  ein  solcher,  dass  der 
Betreffende  gegenwärtig  wieder  erwerbsfähig  ist,  ohne  dass  aber  die  Zeit 
für  die  Dauer  dieses  Zustandes  schon  abgeschätzt  werden  kann;  4.  ein 
geriuger  Erfolg,  dergestalt,  dass  der  Betreffende  nur  als  zu  leichter  Arbeit 
befähigt  angesehen  werden  könnte;  und  5.  gar  kein  Erfolg.  Also  unsere 
Statistik  hat  genau  den  Punkt  der  Erwerbsfahigkeit  im  Auge,  denjenigen, 
der  bei  dieser  ganzen  Maassregel,  so  weit  sie  sich  auf  grosse  Volkskreise 
erstrecken  soll,  der  wesentliche  ist.  Wir  haben  uns  mit  den  betreffenden 
Herren  Aerzten,  sowohl  mit  den  die  Kranken  in  den  Heilstätten  behandelnden, 
als  mit  den  nachher  die  Entlassenen  untersuchenden,  darüber  verständigt, 
dass  diese  fünf  Abtheilungen  als  das  Entscheidende  anzusehen  seien,  und 
dass  die  Aerzte  danach  die  Betreifenden  bei  ihren  gutachtlichen  Aeusserungen 
nummeriren.  Ob  es  nun  möglich  ist,  eine  derartige  Statistik  wie  diese  auch 
auf  andere  Anstalten,  namentlich  auch  auf  Privatunternehmungen  auszu- 
dehnen, das  erscheint  mir  etwas  zweifelhaft.  Wünschenswerth  ist  es;  jeden- 
falls aber  sind  alle  öfientlichen  Corporationen ,  welche  Mittel  für  diese  An- 
gelegenheit aufwenden,  genöthigt,  in  der  eben  beschriebenen  —  oder  in 
einer  anderen,  möglicherweise  ja  auch  besseren  —  Weise  vorzugehen. 

„\Va8  die  Einwendungen  des  Herrn  Professor  Gaffky  anlangt,  so 
glaube  ich,  dass  nach  den  letzten  Erklärungen,  die  er  abgegeben  hat,  wir 
eigentlich  vollständig  einig  mit  einander  sind.  Herr  Professor  Gaffky 
will  auch  möglichst  viel  Sanatorien,  und  diejenigen,  die  für  die  Sanatorien 
eintreten,  wollen,  insbesondere  also  —  wenn  ich  hier  von  mir  sprechen 
darf  —  will  auch  ich  eine  den  sanitären  Ansprüchen  möglichst  entsprechende 
Lebensweise  aller  Personen,  insbesondere  der  Lungenkranken,  auch  ausser- 
halb der  Heilstätten.  Ich  bin  meinerseits  weit  davon  entfernt  —  das 
würde  ja  auch  eine  Frage  sein,  die  über  meinen  Bereich  als  den  eines 
Nichtarztes  hinausgehen  würde  —  mir  ein  LJrtheil  über  die  verschiedenen 
Methoden  der  Behandlung  von  Lungenkranken  zu  erlauben,  sondern  das, 
was  in  meinen  Schlusssützen  gesagt  ist,  ist  nur  dasjenige,  was  gegenwärtig 
wohl  doch  die  allgemeine  Ansicht  ist,  dass  nämlich  Resultate  von  grösserem 
Umfange,  so  weit  sie  sich  auf  die  specielle  Behandlung  von  Lungenkranken 
beziehen,  nur  durch  die  hygienisch -diätetische  Behandlungsweise  erreicht 
sind.  Aber  gewiss  werden  die  von  Herrn  Professor  Gaffky  betonten 
hygienischen  Maassnahmen,  die  wir  für  unsere  gesammten  Lebenseinrich- 
tungen zu  treffen  haben,  auch  einen  ausserordentlich  guten  Erfolg  gerade 
auch  auf  die  uns  jetzt  beschäftigende  Angelegenheit,  die  Bekämpfung  der 
Lungenschwindsucht,  ausüben.  Gewiss  wird  auch  die  W^irkung  der  Stadt- 
entwäsgerung,  der  Verbesserung   der  Wasserversorgung,  kur«  der  Hebung 
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unserer  ganzen  Lebensweise  in  den  grösseren  Städten  Ton  erheblichem 
Einflasse  darauf  gewesen  sein,  dass  in  ihnen  zur  Zeit  eine  wesentliche  Ab- 
nahme der  Tuberculose  zu  constatiren  ist. 

„Was  die  vorhin  von  einigen  der  Herren  erwähnte  Frage  anlangt, 
'  ob  bei  den  Maassnahmen  zur  Bekämpfung  der  Lungenschwindsucht  beide 
Geschlechter  Berücksichtigung  zu  finden  haben,  oder  ob  sie  nur  einem  Ge- 
schlechte, nur  dem  männlichen,  zu  Theil  werden  soll,  so  muss  ich  bekennen, 
dass  ich  nicht  auf  dem  Standpunkte  meines  Herrn  Mitberichterstatters 
stehe,  der  ausführte,  dass  die  Versicherungsanstalten  sich  zunächst  nur  um 
die  männlichen  Versicherten  zu  bekümmern  hätten.  Die  weiblichen  Per- 
sonen, die  bei  den  In validitäts  -  und  Altersversicherungsanstalten  versichert 
sind,  sind  diesen  gerade  ebenso  nahe  als  die  männlichen.  Die  Versicherungs- 
anstalten vermögen  also  nicht  grundsätzlich  das  eine  Geschlecht  vor  dem 
anderen  zu  bevorzugen.  Aber  denjenigen  Herren  pflichte  ich  bei,  ins- 
besondere Herrn  Geheimrath  von  Ziemssen,  welche  betonten,  dass  es 
möglichst  zu  vermeiden  ist,  in  Anstalten  für  die  Behandlung  Lungenkranker 
beide  Geschlechter  zu  vereinigen.  Ich  spreche  auch  darin  mit  einiger 
Erfahrung  und  kann  nur  sagen,  dass  die  gemachten  Wahrnehmungen  die 
Scrupel,  welche  ich  von  Anfang  an  gehabt  habe,  wenn  zweierlei  Geschlechter 
in  derselben  Anstalt  vereinigt  wurden,  nur  bestätigt  haben,  dass  dies  grosse 
Bedenken  gegen  sich  hat;  und  ich  würde  allen  den  Herren,  welche  auch 
praktisch  die  Sache  in  die  Hand  nehmen  wollen,  dringend  empfehlen,  von 
vornherein  die  Anstalten  nur  auf  ein  Geschlecht  einzurichten.  Meine  Er- 
fahrungen weichen  insofern  aber  allerdings  von  denen  des  Herrn  Geheim- 
rath V.  Ziemssen  ab,  als  sie  dahin  gehen,  dass  nicht  die  weiblichen 
Kranken  besser  zu  discipliniren  sind  als  die  männlichen,  sondern  dass 
der  Mann  in  derartigen  Heilanstalten  viel  folgsamer  ist,  viel  weniger 
Launen  entwickelt,  viel  weniger  kleine  Querköpfigkeiten  hat,  als  die  Frauen- 
zimmer, und  ich  habe  dasselbe  Urtheil  direct  auch  von  Pflegeschwestern 
gehört,  die  Vorgesetzte  derartiger  Anstalten  sind. 

„Meine  Herren!      Darin    möchte  ich  nun   meine  Berichterstattung  ja 
nicht  missverstanden  sehen,   als   ob  ich  wünschen   würde,  dass  die   freien 
Vereine  ihre  Thätigkeit,   die  sie  bislang  für  die  Erbauung  von  Heilstätten 
für  Lungenkranke  entwickelt  haben,  vermindern  sollten;  sondern  im  Gegeu- 
theil,  wir  haben  lange  nicht  genug  freiwillige  Vereine  dieser  Art  in  Deutsch- 
land, und  ich   stimme  darin   mit  Herrn  Geheimrath  v.  Ziemssen  überein, 
dass  das  ein  sehr  wünschenswerthes  Verhältniss  wäre,  wenn  Versicherungs- 
anstalten und  derartige  freiwillige  Vereine   so   mit  einander  Hand  in  Hand 
arbeiten  könnten,  dass  die  einen  die  Mittel  im  Wesentlichen  dazu  hergäben, 
^ie  anderen  die  ausführenden  Organe  dafür  wären.     Aber  nicht  überall  ist 
^ias   möglich,   und   überall   muss    doch   gearbeitet   und   geschafi'en   werden! 
^)es8halb  sage  ich:  es  ist  darin  keine  strenge  Hegel  zu  machen,  sondern  so,  wie 
^8  sich  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  des  einzelnen  Bezirkes  am  zweck- 
'^nässigsten  und  schnellsten  gestalten  lässt,  so  muss  es  angegriffen  werden. 
„Meine  Herren,   von   dem   Herrn  Professor  Gaffky   und  von   Herrn 
^Xlösner  ist  ausgeführt,  dass  die  Kranken  sehr  ungern  in  derartige  Anstalten 
hinein  gingen.    Sicher  kommen  auch  solche  Fälle  vor,  dass  derartige  Kranke 
^ieae  Anstalten  mit  anderen  Krankenhäusern ,  in  die  sie  nicht  gern  hinein- 
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gehen,  verwechseln.  Wenn  aber  sonst  Fälle  eintreten,  wo  Versicherte 
Bedenken  tragen,  sich  in  Heilstätten  zu  begeben,  so  ist  es  dann  wesentlich 
der  Umstand,  dass  ihren  Familien  während  der  Zeit  ihres  Aufenthaltes 
im  Sanatorium  keine  Familienunterstützung  zu  Theil  werden  würde, 
der  diese  Bedenken  hervorruft.  Die  Familien  Unterstützung  fehlt  namentlich  ' 
dann,  wenn  die  Betreffenden  noch  nicht  erwerbsunfähig  sind.  Wenn  &- 
werbsunfahige  in  das  Krankenhaus  aufgenommen  werden,  wird  ja  nach 
dem  Krankenversicherungsgesetze  auch  den  Familien  Unterstützung  gewährt, 
in  anderen  Fällen  aber  nicht;  und  die  Hanseatische  Versicherungsanstalt  — 
wenn  ich  von  meinen  praktischen  Erfahrungen  in  der  Beziehung  sprechen 
darf  —  hat  gerade  aus  diesem  Grunde  sich  wesentlich  veranlasst  sehen 
müssen,  die  Beiträge,  welche  die  Krankenkassen  zu  leisten  haben,  in  vielen 
Fällen  herabzusetzen,  um  den  Familien  der  Versicherten  eine  bessere 
Unterstützung  zuzuwenden.  Die  Vertheilung  der  pecuniären  Belastung 
stellt  sich  für  die  Hanseatische  Versicherungsanstalt,  wie  ich  vorhin  bei 
meiner  Berichterstattung  genauer  ausgeführt  habe,  bis  zum  Ende  des 
vorigen  halben  Jahres  ungefähr  so,  dass  im  Ganzen  für  die  Behandlung 
von  lungenkranken  Versicherten  96000  M.  ausgegeben  sind.  Dazu  mögen 
noch  etwa  10000  M.  für  Familienunterstützungen,  die  die  Krankenkassen 
gewährt  haben,  kommen.  Von  den  96000  M.  sind  etwa  26000  M.  von 
den  Kraukenkassen  übernommen,  70000  M.  von  der  Versicherungsanstalt, 
so  dass  insgesammt  die  106000  M.,  die  die  Sache  bis  jetzt  gekostet  hat, 
etwa  zu  zwei  Drittel  von  der  Versicherungsanstalt  und  zu  ein  Drittel  von 
den  Krankenkassen  getragen  werden. 

„Aber,  meine  Herren,  die  Beobachtung  habe  ich  in  ausgiebigem  Maasse 
gemacht,  und  da  darf  ich  nun  gerade  den  Befürchtungen  des  Herrn  Professors 
Gaffky  und  des  Herrn  Rösner  gegenüber  mich  auf  die  Praxis  berufen: 
wenn  für  die  Unterstützung  der  Familien  während  der  Dauer  der  Heilbehand- 
lung des  Familienernährers  gesorgt  wird,  so  ist  auch  für  die  Unterbrin- 
gung dieser  verheiratheten  Kranken  —  für  andere  Kranke  besteht  eine 
Schwierigkeit  überhaupt  nicht  —  gar  keine  Schwierigkeit,  dass  die  Leute 
sich  dem  Heilverfahren  unterziehen.  Nothwendig  ist  aber  freilich  noch, 
dass  die  Aerzte  sie  rechtzeitig  auf  die  Gefährlichkeit  ihres  Leidens  auf- 
merksam machen.  So  lange  die  Leute  ihr  Leiden  nicht  für  schwer  halten, 
so  lange  sie  sich  der  Gefahr  nicht  bewusst  sind,  so  lange  denken  sie  nicht 
daran,  in  eine  Heilstätte  zu  gehen,  und  so  lange  der  eine  oder  andere 
behandelnde  Arzt,  der  Krankenkassenarzt  oder  welcher  sonst,  dem  Dinge 
einen  falschen  Namen  giebt  und,  um  die  Familie  nicht  zu  beunruhigen,  eine 
andere  Bezeichnung  wählt,  eine  unbestimmte  Bezeichnung,  so  lange  kommt 
auch  der  Kranke  nicht  auf  den  Gedanken,  dass  besondere  Maassnahmen 
für  seine  Heilung  erforderlich  sind.  Sowie  aber  den  Kranken  durch  die 
ärztliche  Mittheilung  zum  Bewusstseiu  gelangt,  dass  sie  sich  wirklich  im 
Anfangsstadium  einer  sehr  schweren  Krankheit  befinden,  meine  Herren, 
dann  kommen  sie  mehr  wie  gern  in  die  Heilstätten,  und  nicht  bloss  die 
Kranken  selber  drängen  dahin,  aufgenommen  zu  werden,  sondern  auch 
die  Familienmitglieder,  die  Frauen,  bemühen  sich  darum. 

„Ich    habe    eine   Zusammenstellung    über    die    bisherigen    Ergebnisse 
des  Vorgehens  der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  gemacht  und  habe 
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einige  Exemplare  davon  zur  Stelle,  die  ich  den  Herren  zur  Verfügung 
stelle.  Da  können  die  Herren  sehen,  dass  sehr  viel  mehr  Anträge  bei  uns 
gestellt  werden,  als  haben  berücksichtigt  werden  können.  Die  Zurückweisung 
ist  übrigens,  wie  ich  bemerken  will,  nicht  desshalb  erfolgt,  weil  zu  viele, 
an  und  für  sich  berücksichtigungswerthe  und  berücksichtignngsfähige  An- 
träge gestellt  waren  —  diese  sind  noch  immer  sämmtlich  berücksichtigt  — , 
sondern  meistens  desshalb,  weil  die  Anträge  zu  spät,  also  in  einem  Krank- 
heitsstadium, wo  Hülfe  ausgeschlossen  ist,  gestellt  sind,  und  ferner,  weil  es  sich 
um  Personen  handelte,  die  bei  der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  nicht 
versichert  waren.  Aber  über  Mangel  an  Anträgen,  meine  Herren,  brauchen 
wir  uns  gar  nicht  zu  beunruhigen,  denn,  ich  wiederhole,  die  Praxis  hat 
gelehrt,  dass,  sofern  für  die  Familien  gesorgt  wird,  dann  der  betreffende 
Kranke  sich  auch  ausserordeutlich  gern  nach  der  Heilanstalt  begiebt. 

„Meine  Herren,  auf  die  Frage  darf  ich  nicht  eingehen,  ob  die  Ver- 
sicherungsanstalten auch  Geld  auf  Hypotheken  ausleihen  wollen ,  wie  der 
Herr  aus  Blaubeuren  empfohlen  hat.  Ich  glaube,  dass  er  da  bei  den 
Versicherungsanstalten  ein  sehr  williges  Gehör  findet.  Sie  geben  ja  zum 
Theil  jetzt  schon  sehr  erhebliche  Beträge  auf  Hypotheken  und  insbesondere 
für  Erbauung  von  Arbeiterwohnungen  aus.  Ich  empfehle  dem  geehrten 
Herrn,  seine  Anträge  bei  der  Versicherungsanstalt,  zu  der  sein  Wohnort 
gehört,  zu  stellen. 

„Ich  glaube,  dass  ich  damit  die  wesentlichen  Punkte  berührt  habe, 
welche  im  Laufe  der  Verhandlung  vorgekommen  sind  und  meine  desshalb, 
schliessen  zu  dürfen. 

„Meine  Herren!  Mehr  noch,  als  es  uns  vorher  schon  hewusst  war, 
ist  uns  durch  die  Mittheilungen,  die  uns  der  Herr  Director  Köhler  vom 
Reichsgesundheitsamte  über  die  Verbreitung  der  Lungentuberculose  gemacht 
hat,  vor  Augen  geführt,  um  welche  Riesenaufgabe  es  sich  handelt,  um 
welche  wichtigen  Maassnahmen  im  Interesse  der  allgemeinen  Wohlfahrt. 
Ich  glaube,  mag  der  Eine  oder  Andere  diese  oder  jene  Scrupel  bei  Einzel- 
heiten haben,  sie  verschwinden  gegenüber  der  grossen  Bedeutung, 
die  die  ganze  Aufgabe  für  uns  gewinnt,  und  ich  hoffe,  wir  Alle 
verlassen  nicht  den  Saal  ohne  den  Entschluss,  zu  unserem  Theile 
dabei  mitzuwirken,  um  das  uns  belastende  Uebel  zu  über- 
winden. 

Da  der  Herr  Correferent  auf  das  Schlusswort  verzichtet,  kommt  nun- 
mehr der  Antrag  Küchler  zur  Abstimmung  und  wird  derselbe  mit  über- 
wiegender Mehrheit  angenommen. 

Es  lautet  sonach  der  vom  Verein  gefasste 

Beschluss: 

Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  erklärt 
die  Einführung  einer  nach  gleichen  Grundsätzen  geordneten  Sta- 
tistik über  die  Resultate  der  Heilpflege  in  den  Anstalten  für  un- 
bemittelte Lungenkranke  für  wünschenswerth,  die  sich  wo  möglich 
auf  die  Dauer  von  mindestens  fünf  Jahren  nach  Verlassen  der  Heil- 
stätte zu  erstrecken  hätte. 
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Es  folgt  uunmehr  der  Dächste  Gegenstand  der  Tagesordnung: 

in.    Gasheizung  im  Yergleicli  zu  anderen  Einzel- 

heizsystemen. 

Es  lauten  die  von  dem  Referenten,  Herrn  Hofrath  Prof.  Meidinger^ 
aufgestellten 

ScMusssätze. 

1.  Das  Steinkohlengas  ist  bei  uns  für  gleiche  Wärmeentwickelung  fünf  bis 
sieben  Mal  so  theuer  wie  Steinkohlen  oder  Coaks  und  doppelt  so  theuer 
wie  Holz.  Guten  eisernen  Oefen  mit  Dauerbrand  gegenüber  kommt  die 
Gasheizung  in  entsprechendem  Verhältniss  theurer. 

2.  Ein  Gasofen  kann  nicht  mehr  Wärme  entwickeln  als  frei  brennende 
Flammen;  bei  nicht  abziehenden  Verbrennungsproducten  kann  der  Ofen 
somit  nur  die  Bedeutung  der  Decoration  oder  Garnitur  zum  Schutz  gegen 
Brand  haben.  Der  Ofen  kann  jedoch  die  Vertheilung  der  Wärme  in  Bezug 
auf  Decke  und  Fussboden  modificiren. 

3.  Bei  vollständiger  Verbrennung  des  Gases  kann  das  Ausströmen  seiner 
Yerbrennungsproducte  aus  dem  Ofen  in  die  Wolmräume  an  sich  als  ebenso 
unbedenklich  angesehen  werden ,  wie  das  offene  Brennen  der  Leucht- 
flammen. Für  deren  Abführung  in  das  Kamin  sollte  gleichwohl  Vorsorge 
getroffen  sein,  namentlich  für  die  Fälle,  wo  längere  Zeit  hindurch  geheizt 
wird  und  grössere  Mengen  Gas  gebrannt  werden. 

4.  Die  schätzenswerthen  Eigenschaften  der  Gasheizung  bestehen  nächst  ihrer 
Keinlichkeit  insbesondere  in  der  Raschheit  ihrer  Wirkung  und  in  ihrer 
vorzüglichen  Regulirbarkcit;  ihre  Mehrkosten  gegenüber  der  Heizung  mit 
den  festen  Brennstoffen  können  sich  dadurch  bedeutend  mindern,  in 
gewissen  Fällen  fast  verschwinden,  namentlich  im  Vergleich  mit  Holz- 
heizung. 

5.  Einem  Gasofen  kann  nur,  ganz  aus  Eisen  hergestellt,  innere  Berechtigung 
zugestanden  werden. 

6.  Glühende  Heizwäude  sind  bei  Oefen  jeder  Art  als  hygienisch  durchaus 
unbedenklich  anzusehen. 

7.  Es  ist  bei  Oefen  irgend  welcher  Art  unstatthaft,  Vorzüge  einer  besonderen 
Art  der  Wärmeabgabe  allgemein  geltend  zu  machen:  grosse  wie  geringe 
Strahlung,  grosse  wie  geringe  Luftheizung  können  je  nach  I'mständen  an- 
genehm, bezw.  vortheilhaft,  wie  das  Gegentheil  sein.  Von  einer  günstigen 
Circulation  der  Luft  in  Wohnräumen  bei  der  Heizung,  kann  man  nicht 
sprechen. 

Referent,  Hofrath  Professor  Dr.  Meidiuger  (Karlsruhe): 
„Meine  Herren!  Als  vor  100  Jahren  zum  ersten  Mal  ein  brennbares 
Gas  durch  sogenannte  trockene  Destillation,  d.  h.  durch  Erhitzung  von 
Brennstoffen  im  geschlossenen  liauui,  hergestellt  wurde,  war  nur  die  Ver- 
wendung desselben  zu  Leuchtzwecken  ins  Auge  gefasst,  und  auf  dieser  Basis 
entwickelten  sich  denn  die  Gasfabriken.  Der  Grand,  warum  man  lange  Zeit, 
fast  bis  in  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts,  nicht  daran  dachte,  das  Leuchtgas 
auch  zu  Heizzwecken  zu  verwcrthen,  wofür  es  sich  in  der  Folge  so  sehr 
geeignet  gezeigt  hat,  liegt  darin,  dass,  wenn  man  einen  zu  erwärmenden 
festen  Körper  in  die  Leuchtgasflamme  hineinstellt,  derselbe  sich  mit  Rass 
besclilägt,  der  als  schlechter  Wärmeleiter  den  Durchgang  der  anter  diesen 
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Umständen  nur  unvollkommen  entwickelten  Wärme  vermindert,  und  dass, 
wenn  man  den  Gegenstand,  sagen  wir  ein  Gefass,  in  dem  wir  Wasser  er- 
hitzen wollen,  hoch  über  die  Flamme  bringt,  wo  eine  Berussung  nicht  statt- 
findet und  die  Verbrennung  vollkommen  ist,  dann  die  Wärmewirkung  in 
Folge  Mengung  der  Verbrennungsproducte  mit  zu  viel  abkühlender  Luft 
in  noch  höherem  Grade  vermindert  ist.  Bei  der  frei  brennenden  Lencht- 
flamme  geht  auch  immer  ein  Theil  der  Wärme  durch  Ausstrahlung  in  die 
Umgebung  der  Einwirkung  auf  den  zu  heizenden  Körper  verloren.  Es 
musste  zuvor  die  Beobachtung  gemacht  werden,  dass,  wenn  Gas  und  Luft 
mit  einander  in  einem  gewissen  Verhältniss  (mindestens  ein  Theil  Stein- 
kohlengas auf  zwei  Theile  Luft)  gemengt  werden ,  die  Verbrennung  ohne 
Ausscheidung  von  Kohlenstoff,  dessen  Erglühen  die  leuchtende  Flamme 
bildet,  erfolgt,  dass  alsdann  eine  lichtlose  —  nicht  absolut  farblose  — , 
bläulich  leuchtende  Flamme  entsteht.  Wer  diese  Thatsache  zuerst  erkannt 
hat,  konnte  ich  aus  der  Literatur  nicht  entnehmen;  vielleicht  Elster 
in  Berlin ,  von  dem  die  ersten  bezüglichen  Brenner  auf  den  Markt  kamen. 
Das  waren  auf  Füssen  stehende  Blechcylinder  von  etwa  10  cm  Höhe  und 
Weite,  unten  offen,  oben  mit  einem  Drahtnetze  bedeckt.  In  der  Mitte 
mündete  der  Brenner  aus,  die  Luft  konnte  also  frei  von  unten  zuströmen, 
sie  mengte  sich  mit  Gas,  das  Gas  strömte  durch  das  Drahtnetz  und  ver- 
brannte alsdann  mit  einer  blauen  Flamme.  Das  Drahtnetz  hinderte  durch 
Abkühlung  das  Zurückschlagen  der  Flamme  nach  unten.  Der  Brenner  er- 
langte eine  gewisse  Verbreitung;  jetzt  kennt  ihn  Niemand  mehr.  Die  Fort- 
schritte knöpften  sich  ganz  an  einen  Brenner  an,  der  von  Prof.  Bunsen 
in  Heidelberg  im  Jahre  1855  —  ich  war  damals  gerade  sein  Schüler  im 
Laboratorium  —  erfunden  wurde  und  der  seinen  Namen  führt.  Bei  diesem 
.strömt  das  Gas  bekanntlich  in  ein  Rohr,  nicht  dicker  als  ein  kleiner  Finger. 
Unten  zieht  Luft  ein,  welche  durch  die  Geschwindigkeit  des  ausströmenden 
Gases  angesaugt  wird.  Oben  bildet  sich  dann  auch  eine  blaue  Flamme,  von 
gleicher  Dicke  wie  das  Rohr.  Der  Bunsenbrenner,  die  Bunsenflamme,  waren 
maassgebend  für  die  ganze  weitere  Entwickelung  der  Gasheiztechnik. 

^Bunsen  dachte  zunächst  wohl  nur  an  die  Verwendung  der  Flamme 
im  Laboratorium.  Wir  hatten  bis  dahin  —  ich  studirte  von  1849  bis  1853 
in  Giessen  und  ging  dann  zwei  Jahre  als  junger  Doctor  zu  Bunsen  ins 
Laboratorium  —  wir  hatten  bis  dahin  uns  mit  Spiritusflammen  beholfen,  mit 
einfachen  und  Berzelius'schen.  Es  ist  bekannt,  dass  man  gegenwärtig 
im  Laboratorium  gar  keinen  anderen  Brenner  kennt,  als,  ich  darf  ja  wohl 
sagen,  die  geniale  Schöpfung  von  Bunsen  aus  dem  Jahre  1855.  Dieser 
Brenner  in  verschiedenen  Modificationen  fand  denn  später  auch  eine  grosse 
Verwendung  im  Gewerbe,  im  Kleingewerbe  sowohl  als  im  Grossgewerbe. 

„Man  vindicirte  in  der  Praxis  der  Bunsen' sehen  Flamme  lange  Zeit 
eine  grössere  Wärme  als  der  einfachen  LeuchtHamme.  Das  ist  ein  Irrthum. 
Wie  das  Leuchtgas  auch  verbrennt,  ob  mit  leuchtender  Flamme  oder  mit 
nicht  leuchtender  Flamme,  ist  in  Beziehung  auf  das  Quantum  von  Wärme 
vollständig  gleichgültig.  Ein  Cubikmeter  Gas  entwickelt  etwa  5000  Wärme- 
einheiten, d.  h.  so  viel  Wärme,  als  nöthig  ist,  um  5000  kg  Wasser  um  l^C. 
zu  erwärmen.  Ob  die  Flamme  leuchtend  ist  oder  nicht,  die  Wärmemenge 
ist  immer  dieselbe.     Aber  die  Wirkung  ist  nicht  die  gleiche.    Wenn   wir 
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eine  flache  Flamme  haben  und  halten  einen  festen  Körper  kleinen  Umfangs 
hinein,  dann  wird  er  eben  bloss  Yon  einem  Theile  der  Wärme  getroffen 
werden  und  auf  der  Seite  geht  Wärme  verloren.  Der  Bunsenbrenner  giebt 
eine  auf  kleinen  Umfang  concentrirte  Flamme,  und  hält  man  in  diese  einen 
Körper  hinein,  so  kommen  eben  alle  heissen  Theile  zur  Wirkung,  und  so 
erklärt  sich  die  höhere  Leistung,  die  der  Bunsenbrenner  der  flachen  Flamme 
gegenüber  besitzt.  Das  Gasgebläse  zeigt  im  höchsten  Grade  diese  Wirkung 
einer  intensiven  Flamme. 

„In  etwas  modiflcirten  Formen  kamen  dann  später  auch  in  unsere 
Küchen  die  Brenner  hinein.  Die  Kugelbrenner  oder  die  Ringbrenuer  be- 
ruhen vollkommen  auf  dem  Bunsen^ sehen  Princip,  nur  dass  die  Concen- 
tration  der  Flamme  hier  wegfällt.  Wir  haben  eine  breite,  flächen-  oder 
ringförmige  Flamme,  die  gerade  für  Kochzwecke  besonders  geeignet  ist. 
In  der  Küche  hat  heute  das  Heizgas  eine  ausserordentliche  Verbreitung 
gefunden,  wenigstens  zum  Frühstück  und  zum  Nachtessen  —  bei  mir  ge- 
schieht das  schon  seit  über  30  Jahren  — ,  wenn  man  vielleicht  auch  zum 
Mittagessen  sich  noch  des  alten  Herdes  bedient,  im  Hinblick  auf  ökono- 
mische Wirkungen,  wovon  ich  gleich  noch  sprechen  werde. 

„Die  Verwendung  des  Leuchtgases  zum  Heizen  von  Wohnräumen  ist 
verhältnissmässig  neu,  wenigstens  in  Deutschland.  Zwar  wurden  schon  seit 
1856  bei  uns  Kirchen  vereinzelt  mit  Gas  geheizt  (anfangs  wurde  dabei 
der  Elster^ sehe  Brenner  verwendet),  in  England  und  Frankreich  auch 
Zimmer  mit  kleineren  Oefeu,  den  Kaminen  entsprechend,  die  namentlich  in 
England  ja  das  fast  allgemein  verbreitete  Hcizmittel  bilden,  seit  Ende  der 
60er  Jahre  in  ausgedehnterem  Grade.  Bei  uns  dauerte  es  jedoch  länger,  bis 
Ende  der  70er  Jahre,  ehe  man  hin  und  wieder  einmal,  und  zwar  von  Frank- 
reich oder  von  England  importirt,  Heizöfen  für  die  Wohnräume  begegnete. 

„Ich  darf  mich  unter  den  Zeitgenossen  wohl  als  Denjenigen  ansehen, 
der  sich  am  längsten  und  intensivsten,  theoretisch  wie  praktisch  und  lite- 
rarisch, mit  der  Ofenfrage  beschäftigt  hat.  Meine  erste  Vorlesung  in  Heidel- 
berg, wo  ich  mich  im  Jahre  1857  als  Docent  für  Technologie  habilitirte, 
betraf  ein  zugehöriges  Thema:  Brennstoffe;  seit  18(>9  trage  ich  an  der 
Technischen  Hochschule  in  Karlsruhe  über  Heizung  und  Ventilation  vor; 
in  meiner  Hauptstellung  als  (seit  Beginn)  Vorstand  der  im  Jahre  1865  ge- 
gründeten Grossherzogl.  Landesgewerbehalle  hatte  ich  Gelegenheit,  Jahre 
hindurch  die  Praxis  des  Heizungswesens  zu  studiren.  Von  1806  bis  1869 
untersuchte  ich  in  meinem  eigenen  Arbeitszimmer  über  30  Oefen  experi- 
mentell. Jeder  war  Wochen  laug  aufgestellt;  ich  führte  die  Heizung  selbst 
durch,  und  bei  dieser  Gelegenheit  gewann  ich  natürlich  eine  ungewöhn- 
liche Summe  von  Erfahrungen,  auch  über  die  Brennstoffe,  die  ich  in  ihren 
verschiedensten  Formen  selbst  von  weither,  auch  aus  Amerika  (pennsylva- 
nischer  Anthracit)  bezog.  Ueber  diese  ersten  Versuche  berichtete  ich  in  der 
von  mir  im  Jahre  1867  gegründeten  und  bis  heute  redigirten  „Badischen 
Gewerbezeitung'*  ausführlich,  auch  noch  später  über  andere  Versuche.  Da- 
bei darf  es  denn  Wunder  nehmen ,  dass  ich  mich  für  die  Frage  der  Gas- 
heizung lange  durchaus  nicht  interessirte.  Der  Grund  lag  in  der  ökonomi- 
schen Würdigung  der  Sache.  Ich  sagte  vorhin:  1  cbm  Gas  erzeugt  5000 
Wärmeeinheiten.   Wie  es  in  Karlsruhe  verkauft  wird,  auch  in  anderen  Städten, 
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kostet  das  Heizgas  12  Pf.,  während  der  Preis  des  Leuchtgases  18  Pf.  beträgt. 
1  kg  Steinkohle  erzengt  etwa  die  Hälfte  mehr  an  Wärme.  Kohlen  sind  ja 
wechselnd  zusammengesetzt,  und  Gas  auch;  aber  das  Yerhältniss  der  Wärme- 
mengen Ton  1kg  Kohle  zu  1  cbm  Gas  (1*5  :  1)  wird  nicht  wesentlich  da- 
durch berührt,  jedenfalls  kann  es  als  mittleres  gelten.  Wenn  nun  100kg 
guter  Kohle  etwa  2'40  M.  kosten,  so  steht  1kg  Kohle  2'4  Pf.,  die  gleiche 
Wärmemenge  steht  bei  Gas  zum  Preise  von  12  Pf.  das  Cubikmeter:  12-4-6 
=  18  Pf.  Diyidirt  man  mit  2'4  in  18,  so  findet  man  in  der  Zahl  7  das 
Yerhältniss,  um  wie  vielmal  die  Gaswärme  theurer  ist  als  die  Kohlenwärme. 
Wir  haben  noch  theurere  Brennstoffe:  Anthracitkohle ;  dafür  stellt  sich  das 
Yerhältniss  wie  1 :  5.  Mit  Holz,  einem  noch  theureren  Brennstoffe,  ist  das 
Yerhältniss  etwa  1  : 2.    Hier  nähern  sich  die  Kosten  schon  ziemlich. 

„Diese  ökonomischen  Gesichtspunkte  hatte  ich  ursprünglich  immer  in 
den  Vordergrund  gestellt,  und  daher  erschien  es  mir  unmöglich,  dass  Gas- 
Öfen  füi*  das  Zimmer  je  von  einem  erheblichen  Erfolge  begleitet  werden 
könnten.  Es  ist  aber  nicht  immer  die  ökonomische  Frage,  welche  im  Leben 
bei  den  Dingen  den  Ausschlag  giebt.  Petroleumlicht  kostet  bei  gleicher 
HeUigkeit  bloss  halb  so  viel  als  Gaslicht;  darum  wird  das  Gaslicht  doch 
sehr  allgemein  angewandt.  Elektrisches  Licht  kostet  wiederum  die  Hälfte 
mehr  als  Gaslicht;  trotzdem  verbreitet  sich  elektrisches  Licht  immer  mehr. 
Aber  etwas  Anderes  wird  sich  hier  nicht  in  entsprechendem  Yerhältniss  ver- 
mehren, nämlich  die  elektrische  Heizung,  von  der  man  ja  hin  und  wieder 
auch  in  den  Zeitungen  liest  —  ich  möchte  sagen:  fabelt;  denn  wenn  die 
elektrische  Wärme  300 mal  so  viel  kostet  wie  Kohle,  und  etwa  50 mal  so 
viel  wie  Gas,  so  begreift  sich  wohl,  dass  in  Wirklichkeit  nie  daran  zu 
denken  sein  wird,  dass  die  elektrische  Wärme  irgendwie  eine  praktische 
Bedeutung  erlangen  wird.  Curiositäten  kann  ja  jeder  einmal  bei  sich  ein- 
führen, und  wem  es  gar  nicht  darauf  ankommt,  ob  er  viel  Geld  oder  wenig 
Geld  im  Leben  für  häusliche  Einrichtungen  ausgiebt,  der  kann  sich  auch 
sein  ganzes  Haus  mit  elektrischer  Heizung  einrichten.  Aber  irgend  eine 
nennenswerthe  Verbreitung  wird  die  elektrische  Heizung  im  Leben  nie 
gewinnen,  es  mag  in  den  Zeitungen  von  neuen  Versuchen  und  neuen  An- 
ordnungen noch  so  viel  Rühmens  gemacht  werden. 

„Die  Anregung,  mich  mit  dem  Thema  zu  beschäftigen,  wurde  mir  durch 
unseren  verstorbenen  Oberbürgermeister  Lauter  im  Jahre  1886.  Wir  hatten 
in  Karlsruhe  damals  eine  handwerkstechnische  Ausstellung,  bei  welcher  auch 
von  der  dortigen  Gasdirection  eine  Sammlung  aller  bekannten  Heizapparate 
von  Gtis  vorgeführt  wurde:  Kochapparate  und,  was  damals  in  geringem 
Grade  bekannt  war,  Heizapparate  für  das  Zimmer.  Diese  waren  meist  eng- 
lischer Abstammung,  doch  fand  sich  auch  einiges  deutsche  darunter.  Herr 
Lauter  regte  die  Frage  bei  mir  an,  ob  man  nicht  das  Gas  zum  Heizen  in 
Schnlräumen  verwenden  könne.  Auf  meine  Entgegnung,  es  würde  dies  viel 
zu  theaer  sein,  sagte  er:  wir  brauchen  nicht  so  zu  rechnen  mit  unserem 
städtischen  Gase,  wie  Derjenige,  der  das  Gas  kauft;  wir  erzeugen  es 
selbst,  und  es  steht  uns  nicht  einmal  halb  so  theuer,  als  wir  es  verkaufen, 
nämlich  auf  6  Pf.,  oder,  wenn  wir  lediglich  die  Productionskosten ,  ohne 
Amortisation,  Verzinsung  u.  s.  w.  berechnen,  so  steht  uns  das  Gas  bloss 
auf  4  Pf.    Nun  lag  die  Frage  natürlich  anders.     Im  Hinblick  femer  darauf, 
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was  bei  Schulen  alles  in  Frage  kommt  —  der  Sobulraum  moss  gebeiit 
werden,  bis  die  Schüler  anlangen;  da  kommen  auf  einmal  zahlreiche  kleine 
Oefen  von  29^ R.  in  den  Raum  hinein;  in  kurzer  Zeit  steigt  die  Temperatur 
ausserordentlich;  jetzt  soll  der  Ofen  wieder  reducirt  werden  in  seiner 
Wärmeentwickelung  —  also  diese  Momente  zusammen  Hessen  mir  doch  die 
Verwendung  des  Leuchtgases  zum  Heizen  yon  Schulen  eben  nicht  aussichts- 
los erscheinen.  Was  damals  an  Oefen  bekannt  war  —  es  war  in  der  Aus- 
steUung  vorhanden  —  fand  meinen  Beifall  nicht,  und  nach  einigen  Ver- 
suchen ,  die  ich  im  Laboratorium  angestellt  hatte ,  kam  ich  auf  ein  neues 
System  von  Oefen,  das  dann  von  unserem  Gasdirector  Reichardt  in  die 
oonstructive  Form  gebracht  wurde.  Es  wurden  einige  Oefen  von  den  War- 
steiner Gruben-  und  Hüttenwerken  gebaut,  sie  fanden  Beifall  in  der  Schule, 
und  bald  wurden  alle  neuen  Karlsruher  Volksschulen  mit  diesen  Oefen 
ausgestattet,  nachdem  sich  auch  gezeigt  hatte,  dass  der  Betrieb,  alles 
eingeschlossen,  nicht  theurer  zu  stehen  kam,  als  die  Füllöfenheizung  mit 
dem  Gascoaks,  welche  zuvor  meist  angewendet  wurde.  Es  befinden  sich 
jetzt  in  16  stadtischen  Schulen  144  Oefen.  Ausserdem  wurden  im  Jahre 
1889  in  der  staatlichen  Kunstgewerbeschule  37  Oefen  eingestellt.  Nächst- 
dem  bekamen  solche  noch  eine  ganze  Reihe  anderer  städtischer  Gebäude: 
das  Rathhaus,  die  Festhallc,  das  Spital,  das  Louisenhaus  etc.;  auch  Private 
nahmen  sie,  so  dass  gegenwärtig  mehrere  Hundert  Oefen  in  Karlsruhe  in 
Gebrauch  sind.  Für  Privatwohnungen  haben  sie  neuerdings  eine  sehr  reiche 
Gestaltung  in  emaillirtem  Eisen  erhalten. 

„Der  Ofen,  um  das  kurz  zu  erwähnen,  besteht  am  Sockel  aus  einem 
auf  Füssen  stehenden,  breiten,  ringförmigen  Raum  (Gusseisen),  der  unten 
ganz  offen  ist  und  oben  in  zwei  ganz  nahe  (höchstens  1  cm)  von  einander 
abstehende  hohe  Blechcylinder  übergeht,  die  oben  wieder  in  einen  erweiter- 
ten Raum  (Grusseisen)  münden,  an  den  sich  ein  mit  dem  Kamin  verbundenes 
Rohrstück  anschliesst.  In  dem  Sockelraume  brennen  nahe  neben  einander 
stehende,  sich  gegenseitig  entzündende  Leuchtflammen  im  Kranze  hemm. 
Ijetztere  stehen  allseitig  weit  von  der  Sockel wandung  ab,  so  dass  keine 
Berührung  und  Russabscheidung  und  unvollkommene  Verbrennung  mfigliek 
ist.  Die  Verbrennungsproducte  steigen  durch  den  engen  Raum  swiaohen  den 
Blechcylindern  in  die  Höhe,  geben  dabei  den  grössten  Theil  ihrer  WArme  ab 
und  ziehen  dann  in  das  Kamin.  Der  innere  Blechcylinder  ist  ziemlieh  weit, 
unten  und  oben  offen,  er  unterstützt  die  Wärmeabgabe  nach  aussen,  indem 
Bodenluft  unten  in  ihn  eintritt  und  erwärmt  oben  ausströmt;  bei  der  Sehnl- 
heizung  wird  die  frische  äussere  Ventilationsluft  eingeführt  und  dUdnrch 
jeder  Zug  vermieden,  die  verdorbene  Zimmerluft  geht  dann  in  das  Kamin. 

,,Die  weitere  Entwickelung  der  Verwendung  des  Leuchtgases  zum 
Heizen  knüpfte  sich  nicht  an  diese  Oefen,  in  der  Hauptsache  wenigstens 
nicht,  sondern  an  eine  Concurrcnz,  die  in  Brüssel  im  Jahre  1886  stattfand. 
Dort  wurde  seitens  der  Stadt  ein  Preis  von  6000  Frcs.  ausgeschrieben  für 
einen  zweckmässigen  Gasstubenofen ;  der  Gewinner  war  der  Director  der 
dortigen  Gasfabrik,  Wybauw.  Sein  Ofen  wurde  rasch  auch  bei  uns  in 
Deutschland  eingeführt,  und  zwar  durch  die  Firma  Ho  üben  in  Aachen, 
welche  mit  einer  grossen  Reclame  für  denselben  Propaganda  machte.  Der 
Ofen  wirkt   in  erster  Linie  durch  einen  Reflector,  dessen  Princip  im  Jahre 
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1864  von  Jacquet  in  Paria  erfanden  wurde;  die  von  einer  Reibe  bori- 
Eontal  neben  einander  befindlichen  Lenobtfiammen  entwickelte  Wärme  wird 
dorcb  ein  gebogenes  Kupferblecb  nacb  dem  Boden  geworfen.  Jacquet  lieBS 
die  beisaen  Verbrenn ongegaee  entweder  direct  ina  Kamin  geben,  was  mit 
grossem  W&rmeverlust  verbanden  ist,  oder  frei  in  die  Zimmerlnfl  einströmen. 


Jaeqaet'ii  Beflector-Kiiimn. 


Wirkung  lies  IteHec 


"Wjbauw  verband  damit  nun  noch  ein  hinter  dem  Ofen  befindliches  System 
You  ab-  and  aufsteigenden  Canälen,  wodurch  der  grossere  Theil  der  in  den 
Verbren nungsproducten  noch  enthaltenen  WUr ine  gewonnen  werdeu  konnte. 
IKe  in  der  Höbe  entwickelten  heissen  Gase  müssen  hierbei  also  zuerst  aacb 
unten  strömeD ;  dies  geht,  wenn  man  ein  stark  ziehendes  Kamin  bat,  ist 
aber  dnrchaos  Terwerflich  bei  schlecht  ziehenden  Kaminen.  Denn  es  ist 
nicht  zu  vermeiden,  dass  die  Yerlirennungsproducte  unter  diesen  Umständen 
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zum  Tfaeil  aas  d«m  Ofen  auaBtrömen  und  in  dem  Zimmer  leicht  anange- 
nehmen Geruch  verbreiten.  Ich  kann  mich  darflher  hier  nicht  weiter  yer- 
breiten,  ich  kann  bloss  die  Thatsacbe  erwähnen.  Der  Ofen  wurde  1889 
ancb  bei  nne  für  die  neugebante  KnnstgewerbeHcbule  empfohlen,  und  ich 
kannte  damals,  rein  auf  Grnnd  einer  Beschreibung  im  Gasjournal,  nur 
warnen  vor  seiner  Verwendung,  Es  wurden  dann  bloss  einige  Stück  in 
den  Lehrerzimmern  gewisBermaassen  yersucheweise  aufgestellt;  nach  einem 
Jahre  worden  sie  wieder  entfernt,  da  thatsächlich  das,  was  ich  befürchtete, 
eingetroffsQ  war:  die  Oefen  Hessen  übelriechende  Gase  ausströmen,  und  der 
Aufenthalt  in  den  R&umen  war  in  Folge  dessen  unmöglich.  Ebenso  ging 
es  an  anderen  Orten,  und  Hunderte  von  Oefen,  die  ins  praktische  Leben 
gekommen  waren,  wurden  wieder  beseitigt. 

„Der  Ofen  gewann  bald  eine  andere  Form:  die  Verbrenn ungsprodncte 
wurden  in  einem  über  dem  Reflector  sich  erhebenden  Canalsyetem  sofort 
nach  oben  und  ins  Kamin  geführt, 
damit  war  dem  Ausströmen  von 
Gasen  vorgebeugt.  Bekannt  sind  in 
solchen  Ausführungen  die  nur  wenig 
von  einander  abweichenden  Oefen 
Ton  Honben  in  Aachen,  Schäffer 
&Walcker  in  Berlin,  Fr.  Siemens 
in  Dresden  geworden,  nur  dass  bei 
letzteren  Oefen  die  Verbrennungs- 
producte  doch  zuerst  nach  unten 
strömen  müssen,  insbesondere  um 
die  in  die  Flamme  ziehende  Ver- 
brennungsluft Torzuwärmen.  Die 
Oefen  werden  aus  diesem  Grunde 
„  Regen erativöfen"  genannt,  welche 
Bezeichnung  ich  jedoch  nicht  an- 
erkennen kann ,  wie  ich  auch  dem 
praktischen  Werthe  der  Anordnung 
gegenüber  mich  skeptisch  rerlialte. 
In  der  Bad.  Gewerbeseitung  und  im 
Gasjournal  1894  habe  ich  mich  hierüber  naher  ausgesprochen  (Artikel:  Gas- 
heizung und  Gasöfen). 

„Diese  Reflectoröfen,  welche  übrigens  auch  noch  andere  Firmen  fertigen, 
besitzen  zum  Theil  höchst  elegante  Formen,  so  dass  sie  wahren  Ztmmer- 
scbmnck  bilden;  sie  sind  die  verbreitetsten  Gasöfen  in  den  wenigen  Jahren 
geworden.  Gegen  sie  und  den  Karlsruher  Schulofen  treten  andere  Formen 
gegenwärtig  fast  ganz  zurück,  wie  die  Gasausstellung  in  Karlsrahe  Juni 
1891  erkennen  liess. 

„Was  die  Bedeutung  des  Gasofens  im  Allgemeinen  anlangt  im  Hin- 
blick auf  die  Wärnieent Wickelung,  so  ist  die  Anschauung  gehegt  worden, 
als  habe  der  Ofen  einen  besonders  fördernden  Einfluss  auf  die  Wärme- 
menge. Dies  ist  ein  vollkommener  Irrthum.  Der  Ofen  kann  nicht  mehr 
Wärme  abgeben,  als  das  Gas  bei  der  Verbrennung  entwickelt;  das  sind  bei 
1  cbm  eben   5000  Wärmeeinheiten  und  vielleicht  ein  paar  Hundert  mehr 


Neuerer  Beflectorofen. 
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bei  beeonderer  Gasart.  Wenn  Gasöfen,  wie  es  zuweilen  geschieht,  nament- 
lich bei  Kirchenheizungen,  ihre  Verbrennungsproducte  frei  ausströmen  lassen, 
dann  kommt  diese  Menge  von  Wärme  dem  Räume  auch  vollkommen  zu 
Gute.  Wenn  aber  die  Verbrennungsproducte  in  das  Kamin  abgeführt  werden, 
dann  nehmen  sie  noch  einen  Theil  der  Wärme  mit,  unter  Umständen  10, 
15,  20  und  noch  mehr  Procent,  je  nach  der  besonderen  Beschaffenheit  des 
Ofens.  Der  Gasofen  im  ersteren  Falle  kann  lediglich  als  eine  Art  Schirm, 
als  ein  Schutz  gegen  Feuersgefahr  angesehen  werden,  dass  man  sich  au  den 
freibrennenden  Flammen  nicht  schädigt,  damit  man  nicht  die  Kleider  daran 
anzündet.  Im  Uebrigen  hat  allerdings  der  Ofen  doch  noch,  was  die  Ver- 
breitung der  Wärme,  die  Art  der  Durchwärmung  des  Raumes  anlangt,  eine 
Bedeutung.  Wenn  die  Flammen  in  der  Höhe  brennen,  im  Kronleuchter, 
80  kommt  die  Wärme  nur  wenig  dem  Boden  zu  Gute.  Die  heissen  Gase, 
die  sich  durch  die  Verbrennung  entwickeln,  strömen  nach  der  Decke;  diese 
wird  dadurch  sehr  warm.  Die  leuchtende  Flamme  wirkt  durch  Strahlung 
jedoch  auf  die  Feme,  nach  der  Decke  wie  nach  dem  Boden  und  den  Wänden, 
ganz  im  Verhältniss  ihres  Abstandes  von  den  Flächen.  Ebenso  bestrahlen 
die  verschiedenen  Flächen  einander.  So  wird  denn  der  Boden  auch  warm 
und  von  ihm  aus  durch  Leitung  die  darüber  befindliche  Luft.  Doch  wird 
bei  hoch  brennenden  Flammen  der  Unterschied  der  Temperaturen  unter  der 
Decke  und  am  Boden  gross  sein.  Gehen  wir  mit  den  Flammen  tiefer,  so 
nehmen  die  Gegensätze  ab,  die  Erwärmung  des  Raumes  wird  gleichmässiger, 
am  meisten,  wenn  sie  am  Boden  brennen.  Wenn  die  Gasflammen  sofort  au 
eine  grosse  Fläche  ihre  Wärme  abgeben,  so  ist  deren  Temperatur  um  Vieles 
niedriger,  als  die  der  Verbrennungsproducte,  und  in  Folge  dessen  wird  auch 
die  die  Flächen  berührende  Luft  nicht  zu  einer  so  hohen  Temperatur  er- 
wärmt. Damit  giebt  es  wiederum  einen  grösseren  Ausgleich  der  Tempe- 
raturen in  den  verschiedenen  Höhen  schichten.  In  diesem  Sinne  ist  die 
Wirkung  des  Gasofens  gegenüber  dem  einfachen  Brennen  von  Flammen 
aufzufassen;  es  handelt  sich  nicht  um  eine  Wärmevermehrung,  sondern 
am  eine  andere  Wärme verth eil ung  in  dem  Räume,  und  da  haben  denn 
auch  die  vorhin  genannten  Ofensysteme,  der  Karlsruher  Schulofen  und  der 
Refiectorofen ,  einen  gewissen  Gegensatz  in  der  Wirkung.  Um  den  Karls- 
ruher Schulofen  ist  noch  ein  Mantel  gelegt ;  man  dachte,  man  will  die  Strah- 
lung möglichst  vermindern,  damit  sie  die  Schüler  nicht  belästige.  Die  Folge 
ist,  dass  nicht  bloss  im  inneren  Cylinder,  sondern  auch  aussen  eine  Menge 
von  warmer  Luft  in  die  Höhe  geht.  Bei  dem  Reflectorofen  wird  ein  Theil 
der  Wärme  nach  dem  Boden  geworfen.  Der  Boden  wird  dadurch  stark 
erwärmt,  so  mitunter,  dass  man  unmittelbar  vor  dem  Ofen,  wenn  der  Boden 
Holz  ist,  Sorge  hat,  der  Boden  könnte  durch  einen  Funken  in  Flammen 
aufgehen.  Dadurch  wird  nun  die  überstehende  Luft  in  Bewegung  gesetzt 
und  die  Folge  ist,  dass  der  Reflectorofen  thatsächlich  eine  etwas  gleich- 
formigere  Erwärmung  der  Zimmerluft  bewirkt,  als  der  Karlsruher  Schul- 
ofen, namentlich  merkbar  bei  stärkerer  Erhitzung.  Man  könnte  hier  den 
Gegensatz  auch  mehr  ausgleichen,  wenn  man  den  Mantel  recht  weit  ab- 
stehend machen  wollte,  der  Ofen  wird  dadurch  jedoch  etwas  schwerfälliger. 
^Ich  sprach  vorhin  davon,  dass  es  Heizungsanlagen  giebt,  bei  denen 
die  Verbrennungsproducte  des  Gases  unmittelbar  in  den  geschlossenen  Raum 
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ausströmen,  während  in  anderen  Fällen  —  bei  uns  die  Mehrzahl  —  die- 
selben in  das  Kamin  entweichen.  Man  hat  geglaubt,  dass  die  Verbren  nongs- 
producte  des  Gases  giftig  seien,  dass  das  Gas  nicht  vollkommen  zu  Kohlen- 
oxyd  und  Wasserdampf  verbrenne,  wesshalb  auch  ein  übler  Geruch  entstände. 
Thatsächlich  kann  solches  bei  bestimmten  Brennern  vorkommen,  nament- 
lich wenn  wir  den  Hahn  zu  weit  öffnen,  so  dass  eine  russige  Flamme  ent- 
steht. Sobald  die  Verbrennung  aber  eine  normale  ist,  sobald  man  ange- 
messene Brenner  verwendet,  haben  neueste  Untersuchungen  (von  Krämer 
in  Marburg  1891,  Geelmuyden  in  Christiania  und  Bunte  in  Karlsruhe 
1895,  siehe  Journ.  f.  Gasbeleuchtung  und  Wasserversorgung)  gezeigt,  dass 
die  Verbrennung  eine  nahezu  vollkommene  ist,  dass  dasjenige,  was  der 
Verbrennung  entgeht,  ganz  unbedeutende,  im  Grossen  und  Ganzen  in  der 
Zusammensetzung  der  Luft  nicht  ins  Gewicht  fallende  Mengen  sind.  W^ir 
dürften  dann  ja  sonst  auch  nicht  einmal  Gasflammen  in  unserem  Zimmer 
brennen,  ohne  der  Besorgniss  anheimgeben  zu  müssen,  als  könnten  gesund- 
heitsnachtheilige  Stoffe  dadurch  in  die  Luft  gelangen. 

„Wir  könnten  also  wohl  schon  Gasöfen  bauen  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
Verbindung  mit  dem  Kamin  und  ihre  Verbrennungsproducte  in  das  Zimmer 
hinein  ausströmen  lassen;  aber  es  ist  doch  nicht  zu  empfehlen.  Gerade  die 
älteren  Gasöfen  erzeugten  thatsächlich  viel  riechende  Verbrennungsproducte 
und  es  wird  dies  bei  Kirchenheizungen  noch  heute  als  Missstand  empfunden 
und  gewissermaassen  als  untrennbar  von  der  Gasheizung  angesehen.  Wo 
solches  vorkommt,  liegt  es  lediglich  an  der  inneren  Construction :  Die 
Flammen  schlagen  an  die  Ofenflächen  an.  Unter  solchen  Umständen 
ist  immer  die  Verbrennung  eine  unvollkommene,  mögen  nun  die  Flammen 
leuchten  oder  entleuchtet  sein  durch  vorheriges  Mischen  des  Gases  mit  LufL 
Dann  kann  der  Aufenthalt  in  einem  geschlossenen  Räume  bald  unerträg- 
lich werden.  Bei  derartigen  Oefen  ist  die  Abführung  der  Verbrennungs- 
producte in  das  Kamin,  namentlich  beim  Heizen  von  Wohnräumen,  unbe- 
dingt erforderlich.  Bei  starker  Heizung  könnte  übrigens  auch  die  in  grosser 
Menge  entwickelte  Kohlensäure  die  Luft  des  Wohnraumes  verschlechtem, 
und  der  reichliche  Wasserdampf,  ein  Liter  pro  1  cbm  verbranntes  Gas,  die 
Luft  zu  feucht  machen.  Dann  kann  es  auch  vorkommen,  dass  einmal  durch 
einen  Zufall  der  Gashahn  bei  nicht  brennenden  Flammen  geöffnet  ist,  so  dass 
das  Gas  in  die  Luft  strömt  und  dieselbe  thatsächlich  giftig  und  explosibel 
macht.  Ich  kann  desshalb  nur  befürworten,  im  Allgemeinen,  vielleicht  ein- 
zelne, ganz  besondere  Fälle  ausgenommen,  die  Gasöfen  so  zu  bauen,  dass  sie 
mit  den  Kaminen  in  Verbindung  kommen.  Wie  das  nun  des  Näheren  zu  ge- 
schehen hat,  darüber  habe  ich  mich  in  meinen  Abhandlungen  ganz  ausführ- 
lich ausgesprochen.    Wir  können  uns  hier  darüber  nicht  weiter  verbreiten. 

„Ich  habe  vorher  das  Preisverhältniss  zwischen  dem  Leuchtgase  und 
den  Kohlen  im  Hinblick  auf  die  Grösse  der  Wärmeentwickelung  ang^eben. 
Trotz  der  hohen  Kosten  hat  sich  die  Gasheizung  verbreitet,  und  warum? 
Die  Gasheizung  hat  eben  viele  Annehmlichkeiten  gegenüber  der  Ofenheizung 
mit  festem  Brennstoff.  Die  liegen  zunächst  darin,  dass  man  in  einem  Augen- 
blicke das  volle  Feuer  hat  und  dadurch  rasch  heizen  kann.  £in  weiterer 
Vortheil  ist  die  ausserordentliche  Reinlichkeit;  es  ist  kein  Kohlentransport 
erforderlich,  es  braucht  keine  Asche  entfernt  zu  werden.    Dann  die  feinste 
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sofortige  Regulirbarkeit.  Man  kann  innerhalb  gewisser  Grenzen  auf  jeden 
Temperatargrad,  ja  auf  Bruchtheile  desselben  reguliren  durch  Stellung  des 
Hahnes.  In  der  Schule  kommt  dies  insbesondere  in  Betracht,  wo  eben, 
sowie  der  Unterricht  beginnt,  in  den  (im  Mittel)  50  Schülern  ebenso  viele 
Oefen  von  29^ R.  die  Heizung  unterstützen,  so  dass  unter  Umständen  gar 
keine  Wärme  mehr  geliefert  zu  werden  braucht.  Diese  schätzenswerthen 
Annehmlichkeiten  werden  in  Karlsruhe  so  gewürdigt,  dass  man  auch  in  der 
staatlichen  Kunstgewerbeschule,  die  12  Pf.  für  das  Gas  zahlen  muss,  unter 
keinen  Umständen  die  Gasheizung  je  wieder  aufgeben  wollte.  Wir  ver- 
gleichen hier  nicht  näher  die  Gasheizung  mit  der  Centralheizung,  das  liegt 
ja  nicht  im  Thema.  Aber  auch  der  Centralheizung  gegenüber  findet  die 
Gasheizung  durch  ihre  stete  Bereitschaft,  auch  an  Feiertagen  und  für  ein- 
zelne Locale,  noch  ihren  Yortheil.  Nach  Vergleichen  in  Karlsruhe  stellt  sie 
sich  im  Betriebe  mit  Einrechnung  aller  Unkosten  kaum  theurer,  als  Dampf- 
heizung, während  sie  in  der  Anlage  ausserordentlich  viel  billiger  kommt; 
auf  die  Hälfte  bis  auf  ein  Drittel. 

„Die  Gasheizöfen  werden  sich,  abgesehen  von  Schulen,  da  von  Yor- 
theil erweisen,  wo  man  periodisch  einmal  etwas  Wärme  braucht,  auch  da, 
wo  man  einen  kleinen  Raum,  der  mit  den  gewöhnlichen  Oefen  sehr  schwer 
in  die  richtige  Temperatur  zu  bringen  ist,  länger  heizen  muss.  Wenn  es 
sich  aber  um  dauernde  Heizung  der  gewöhnlichen  Wohnräume  handelt, 
Tag  für  Tag,  dann  fUllt  die  ökonomische  Frage  ganz  besonders  ins  Gewicht, 
und  da  stellt  sich  eben  heraus,  dass  das  Gas  ein  sehr  theurer  Brennstoff 
ist,  gegenüber  der  Kohle,  für  die  meisten  zu  theuer,  um  in  den  Annehmlich- 
keiten ein  genügendes  Aequivalent  zu  finden.  Vergleichen  wir  die  Heizung 
durch  den  Gasofen  mit  dem  Füllofen  für  feste  Brennstoffe  —  ich  bin  der 
Urheber  eines  solchen ;  er  ist ,  möchte  ich  sagen ,  das  zufällige  Erzeugniss 
einer  mehrjährigen  Untersuchung.  Er  wurde  gebaut  für  die  Koldewey'sche 
Nordpolexpedition  im  Jahre  1869.  Er  erlangte  bei  uns  in  Deutschland 
eine  grosse  Verbreitung,  neuerdings  tritt  er  durch  den  Amerikanerofen  mehr 
in  den  Hintergrund,  in  Oesterreich  kennt  man  jedoch  kaum  einen  anderen. 
Mit  diesen  Oefen,  mit  dem  einen,  wie  mit  dem  anderen,  ist  man  in  der  Lage, 
eine  ganz  gleichförmige  Erwärmung  Tag  und  Nacht  ohne  Umstände  zu 
erzielen.  Ich  habe  in  meinem  eigenen  Hause  seit  seinem  Bau  im  Jahre  1873 
in  vier  Stockwerken  keine  anderen  Oefen,  als  meine  Füllöfen.  Wir  heizen 
Tag  und  Nacht  ununterbrochen  mit  ausserordentlich  geringen  Kosten.  Im 
Laufe  von  vielen  Jahren  stellte  sich  der  mittlere  Aufwand  zum  Heizen  der 
in  einem  oberen  Stock  gelegenen  Wohnung  nicht  höher  als  70  M.  jährlich, 
und  dabei  halte  ich  vier  Zimmer  von  124  qm  Bodenfiäche  bei  3*3  m  Höhe 
in  ganz  gleichmässiger  Temperatur.  Mit  dem  Amerikanerofen  verhält  es 
sich  ebenso.  Der  Nutzeffect  dieser  Oefen  entspricht  ungefähr  demjenigen 
guter  Gasöfen,  wenn  die  Verbrennungsproducte  ins  Kamin  ziehen,  wobei 
etwa  10  Proc.  Wärme  verloren  geht,  die  übrigens  in  vielen  Fällen  für  Er- 
haltung eines  guten  Zuges  im  Kamin  hier  nothwendig  ist.  Sie  haben  also 
nunmehr  geradezu  das  Verhältniss,  das  ich  Ihnen  vorhin  angegeben  habe, 
dass  die  Gasheizung  fünf-  bis  siebenmal  —  also  hier,  wo  man  es  mit  Anthracit- 
kohle  SU  ihun  hat,  fünfmal  —  theurer  ist  als  die  Kohlenheizung. 

„Wie  mag  man  da  nun  den  Gedanken  hegen,  dass  die  Gasheizung  eine 
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gröBsere  Terbreitung  finden  würde?  —  die  Gas6fenfabrikeii  venchweigen 
daa  in  der  Regel;  sie  sprechen  Belbat  von  dem  fikonomieohen  Effect,  ja, 
gelegenUich  wird  er  auch  einmal  eintreten  kSnoen,  in  einzelnen  kleinen 
Fällen,  wo  man  rasch  ein  Fener  haben  will,  sagen  wir  auch  einmal,  ein 
Fremdenzimmer  raach  erw&rmen,  wo  die  Heizung  mit  Kohle  oder  mit  Hols 
amständlich  und  langwierig  ist!  In  der  Küche  liegt  der  Fall  ganz  ähnlich. 
Hier  kann  das  Gas  auch  relativ  billiger  sein.  Sobald  ich  ein  Liter  Wasser 
kochen  will  mit  Hotz  oder  Kohle,  brauche  ich  ein  grosses  Quantum ,  waa  ja 
immer  theurer  steht,  ah  das  bischen  Gas,  etwa  40  Liter  zu  0'5  Pf.  Wenn 
ich  dagegen  ein  Mittagessen  auf  dem  groBsen  Herde  machen  will,  stellt 
sich  die  Sache  anders:  da  habe  ich  viel  zu  kochen,  brauche  auch  viel  heisseB 
Wasser  später  zum  Reinigen.  Da  ist  das  Skonomische  YerhältniBs  umge- 
kehrt, da  wird  also  nicht  mit  Gas  geheizt.  Wem  es  allerdings  nicht  dar- 
auf ankommt,  ob  er  vielleicht   100  M.  im  Jahre  mehr  ausgiebt,  der  yer- 


Aiuerikauer  Füllofen. 


Heidinger'icher  Ffillofen. 


wendet  auch   für  Hittagessen  das  Gas  —  dann  bedarf  er  aber  im  Winter 
noch  einen  besonderen  Ofen  zum  Heizen  der  Küche. 

„Ich  erwähnte  eben  meinen  alten  Füllofen,  der  ebenfalls,  wie  der  Karls- 
ruher Schutgasofeu .  ein  —  wenn  wir  so  sagen  wollen  —  Luftheizofen  ist. 
indem  hier  ein  einfacher  Gusscylinder  mit  zwei  weit  abstehendeu  Mfintelu 
(von  manchen  Fabrikanten  zu  enge  gefertigt)  umgeben  ist;  unten  zieht  die 
Bodenluft  ein,  oben  ntrömt  sie  erwärmt  aus.  Man  spürt  kaum,  dass  in  dem 
Ofen  sich  Wärme  entwickelt.  In  dem  Amerikaner  ist  die  Wirkung  gewiuer- 
mnassen  entgegengesetzt,  der  ist  ein  Strahler.  Die  Glimmerfenster,  welche 
die  Feuerung  umgeben,  lassen  eben  die  Wärme  aus  dem  Innern  direct  her- 
HUB.  Dan  kann  unangenehm,  sehr  unangenehm  werden,  je  nachdem  der 
Ofen  in  einer  höheren  oder  geringeren  Gluth  igt.  Aehnlich  die  Wirkung 
bei  den  gewöhnlichen  eisernen  Oefen,  auch  bei  den  sogen.  RegulirfWöfen. 
Mir  war,  als  ich  seiner  Zeit  bei  uns  in  Karlsruhe  die  Heizversoche  unter- 
nahm, die  Strahlung  der  eisernen  Ofen  so  lästig,  dasa  ich  dieeellwD  bei  dem 
Bau  des  eigenen  Ofens  möglichst  zu  unterdrücken  suchte  und  für  die  SehiffB- 
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heizung,  bei  den  kleinen  Ränmen,  erschien  es  mir  als  ein  Haupterforderniss, 
die  strahlende  Wärme  zu  beseitigen. 

^Der  Thonofen,  der  von  den  Norddeutschen  als  das  Ideal  der  Heizung 
hingesteUt  wird,  kommt  nicht  in  so  hohe  Temperatur,  strahlt  nicht  so  stark, 
er  giebt  eine  milde  Wärme  aus  durch  seine  grosse  Oberfläche.  Auch  wird 
die  Luft  in  dem  Raum  etwas  mehr  gleichmässig  erwärmt  oben  und  unten. 
Das  schätzt  man ;  man  schätzt  es  mit  Recht.  Auf  der  anderen  Seite :  ist 
einmal  so  ein  Ofen  in  Gluth  und  kommt  eine  Gesellschaft  zusammen,  oder 
denken  wir  uns  den  Ofen  in  einem  Schulraum,  so  kommt  er  auch  aus  der 
Wärme  nicht  heraus,  und  es  treten  dann  unangenehme  Temperaturen  auf, 
was  allerdings  von  den  Ofenfabrikanten  verschwiegen  wird.  Es  wird  bloss 
das  Schätzenswerthe  hervorgehoben,  aber  nicht  die  unangenehmen  Seiten  — 
es  gehört  dahin  auch  der  in  der  Regel  geringe  Nutzeffect.  Die  Thonöfen- 
fabrikation  ist  zur  Zeit  in  einer  Umbildung  begriffen,  seit  nicht  mehr  Holz 
{auch  Torf  stellenweise)  das  ausschliessliche  Material  für  die  Heizung  bildet, 
sondern  Kohle  immer  mehr,  vielfach  ausschliesslich,  verwendet  wird.  Es 
muss  sich  jetzt  fast  jede  Heizung  auf  Kohlen  einrichten ,  die  in  der  Ver- 
brennung bloss  Vj  bis  Vj  —  bei  uns  in  Karlsruhe  Vs  —  so  theuer  stehen 
fiir  die  gleiche  Menge  Wärme,  wie  das  Holz.  Nun  zeigt  sich,  dass  die  reinen 
Thonofen  den  Kohlenbrand  nicht  aushalten.  Die  Kohlen  geben  eine  starke 
Crluth  im  Innern,  und  da  gehen  die  Oefen  aus  einander,  sie  bekommen  Risse 
und  Fugen.  Das  Thema  ist  ein  sehr  schwieriges,  und  ich  hatte  es  mir  in 
diesem  Jahre  zur  Aufgabe  gemacht,  in  der  Badischen  Gewerbezeitung  die 
Frage  des  Thonofens  und  des  eisernen  Ofens  kritisch  zu  behandeln  und 
darauf  aufmerksam  zu  machen ,  worauf  es  bei  der  Construction  der  Thon- 
ofen hauptsächlich  ankommt.  Ich  habe  von  der  betreffenden  Abhandlung 
^Thonofen  udd  Eisenofen''  Sonderabdrücke  ziehen  lassen  und  kann  Den- 
jenigen, welche  sich  für  den  Gegenstand  speciell  interessiren ,  Exemplare 
davon  zur  Verfügung  stellen.  Es  giebt  in  Leipzig  ein  Fachblatt,  das  für 
das  Kleingewerbe  geschrieben  ist,  welches  seither  kritiklos  fast  nur  Schund 
hierüber  gebracht  hat  —  ich  kann  es  wirklich  nicht  anders  bezeichnen  — , 
vre  der  Thonofen  gewissermaassen  als  das  Höchste,  was  es  an  Heizapparaten 
in  der  Welt  geben  kann,  hingestellt  und  immer  nur  von  den  schädb'chen 
Eigenschaften  des  Eisens  und  der  Verwerflichkeit  eiserner  Oefen  gesprochen 
wird.  Durch  solche  Lobhudeleien  wird  den  Lesern,  meistens  kleinen  Fabri- 
kanten, bloss  Sand  in  die  Augen  gestreut  und  ein  wirklicher  Fortschritt 
gehindert. 

„Was  den  Gasofen  anlangt,  so  habe  ich  als  These  angegeben  —  die 
ersten  Paragraphen  sind  ja  eigentlich  Thatsachen  — :  der  Gasofen  darf 
bloss  aus  Eisen  hergestellt  werden.  Ja,  warum?  Was  ist  ausser  der  ge- 
ringen Strahlung,  die  sogar  in  noch  höherem  Grade  durch  Mäntel  dem 
Eisenofen  ertheilt  werden  kann,  das  besonders  Charakteristische  des  Thon- 
ofens? Was  kann  ihm  bei  den  gewöhnlichen  Feuerungen  einen  wirklichen 
Vorzug  vor  dem  Eisenofen  geben?  Seine  Eigenschaft  als  Regulator  der 
Wärme!  Dass,  wenn  im  Betriebe  das  Feuer  eine  grosse  Gluth  zeigt  oder 
schwach  wird,  dieses  nicht  nach  aussen  empfunden  wird.  Die  abgegebene 
Wärme  wird  nie  zu  hoch,  nie  zu  niedrig,  sie  hält  sich  ziemlich  gleichförmig. 
Dies  ist  gewiss  von  hohem  Werth  und  in  Verbindung  damit,  wie  bereits 
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bemerkt,  die  lange  Nachwirkung,  wenn  das  Feuer  erloschen.  Nun  fragen 
wir:  was  soll  denn  unter  solchen  Umständen  ein  Thonofen  bei  der  Gas* 
heizung  thun,  bei  der  Gasheizung,  die  man  im  Moment  in  Thätigkeit  setzen 
kann,  die  wir  reguliren  können  nach  jedem  Grade  bis  zum  Schlosse,  wo 
wir  Wärme  brauchen,  ohne  die  geringste  Bemühung?  Wenn  wir  einen 
Thonofen  bauen  für  Gasheizung,  so  geht  die  Wärme  erst  lange  in  das 
Material  hinein,  und  wir  haben  sie  nicht  nach  aussen;  wozu  dann  später 
die  Nachwirkung  ?  Das  Material  nimmt  noch  dazu  die  Wärme  als  schlechter 
Leiter  in  geringerem  Grade  auf  als  Eisen;  die  Gase  ziehen  heisser  ins 
Kamin  ab.  Ich  will  das  nicht  weiter  entwickeln,  Sie  werden  es  selbst  be- 
greifen. Es  ist  der  Versuch  gemacht  worden,  Gasöfen  auch  als  Thon- 
ofen zu  bauen.  Ich  kann  mich  nur  mit  aller  Entschiedenheit  dagegen  aus- 
sprechen. Der  Gasofen  hat  eine  innere  Berechtigung,  die  in  den  Eigen- 
schaften des  Materials  liegt,  nur,  wenn  er  aus  Eisen  hergestellt  wird,  so 
dass  der  Ofen  auch  sofort  seine  Wärme  nach  aussen  abgiebt,  dass  die  Re- 
gulirung  lediglich  durch  den  Gasstrom  erfolgt  und  nicht  durch  das  Material 
des  Ofens. 

„Dann  kommen  wir  zu  der  Frage,  die  seit  ein  paar  Jahren  auch  so 
viel  in  den  Blättern  erörtei*t  wird:  die  Schädlichkeit  des  Eisens,  wenn  es 
über  eine  gewisse  Temperatur  erhitzt  wird,  die  Schädlichkeit  des  glühendeo 
Eisens,  auch  überhitzten  Easens  genannt.  Meine  Herren !  —  Phantasie !  Ich 
kann  nicht  anders  sagen,  als  Phantasie!  Glühendes  Eisen  ist  nicht  schäd- 
lich. Ein  reiner  Doctrinarismus  hat  das  glühende  Eisen  zu  einer  schäd- 
lichen Substanz  für  das  Heizwesen  gemacht.  Ich  beschäftige  mich,  wie 
bereits  mitgetheilt,  seit  30  Jahren  praktisch  mit  der  Heizfrage.  In  meinem 
Hause  sind  keine  anderen,  als  meine  rein  eisernen  Oefen,  23  Stück,  die 
kommen  gelegentlich  ins  (schwache)  Glühen.  Die  zahlreichen  Bewohner 
seit  den  22  Jahren  haben  sich  alle  wohl  und  gesund  befunden,  soweit  man 
dies  behaupten  kann;  auch  bei  mir  hat  mau  Influenza  bekommen,  ich  selbst 
habe  vor  fünf  Jahren  einen  schwachen  Scharlach  durchgemacht,  der  einzige 
je  im  Hause  stattgehabte  Fall;  auch  sind  einige  Personen  von  über  70  Jahren 
an  Altersschwäche  gestorben.  Das  Alles  spricht  nicht  gegen  die  gesund- 
heitlichen Verhältnisse  des  Hauses,  bezw.  der  Heizung. 

„Vor  einem  Viert«ljahrhundert  beiläufig  hörte  man  zum  ersten  Mal 
Schlimmes  über  das  glühende  Eisen:  es  sollte  Eohlenoxyd  aus  dem  Feuer 
in  die  Zimmerluft  durchdiffundiren  lassen ;  schwere  Krankheiten  wollte  man 
damit  erklären.  Die  Spuren,  um  die  es  sich  hier  allein  handeln  kann,  sind 
eine  harmlose  Sache;  der  Rauch  einer  Gigarre  enthält  auch  Kohlenoxyd, 
vielleicht  mehr  als  durch  einen  glühenden  Ofen  im  Laufe  eines  Tages  hin* 
durchgeht.  Seit  den  Untersuchungen  Max  Gruber's  im  Jahre  1881  ist 
man  in  wissenschaftlichen  Kreisen  wohl  allgemein  Ton  der  Harmlosigkeit 
des  glühenden  Eisens  bei  Oefen  überzeugt;  aber  Halbwisser  pflanzen  in 
populären  Schriften  die  irrige  Anschauung  weiter  fort  (s.  auch  Fischer's 
Handbuch  d.  ehem.  Technologie  1889).  Ferner  hat  man  aufgebracht,  dass 
das  glühende  Eisen  den  Wasserdampf  der  Luft  zerstöre,  dass  es  den  Saaer- 
stofF  der  Luft  aufnehme.  Das  glühende  Eisen,  wie  es  unsere  Oefen  zeigen, 
ist  hier  durchaus  passiv.  Würde  es  sich  mit  dem  Sauerstoff  der  Luft  ver- 
binden, auch  nur  in  geringem  Grade,  so  würde  es  in  ein  paar  Standen 
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durch  Eisenoxydhildung  zerstört  sein  und  ebenso,  wenn  es  auf  den  Wasser- 
dampf chemisch  einwirkte  —  über  andere  Art  der  Einwirkung  kann  man 
sich  keine  Vorstellung  machen. 

„Seit  einigen  Jahren  muss  der  Staub  als  hygienisches  Schädigungsmittel 
hei  den  eisernen  Oefen  besonders  herhalten.  Wenn  an  heisses  Eisen  —  noch 
weit  unter  der  Glühtemperatur  —  organischer  Staub  gelangt,  so  wird  er 
zersetzt.  Den  Sengegernch  empfindet  man  jedoch  beim  Ofen  nicht  während 
des  ganzen  Tages,  sondern  nur  anfangs  beim  Anheizen  nach  längerer 
Pause,  wenn  sich  eine  grössere  Menge  Staub  aus  der  Luft  auf  dem  Ofen 
hatte  absetzen  können.  Es  ist  nichts,  meine  Herren,  in  dem  Geruch  ent- 
halten, das  die  Gesundheit  wirklich  schädigen  könnte.  Wenn  Sie  eine 
Cigarre  rauchen,  dann  bringen  Sie  mehr  schädliche  Stoffe  in  die  Luft,  als 
durch  das,  was  den  ganzen  Tag  an  einem  heissen  Ofen  von  versengtem 
Staub  sich  bildet,  und  wenn  Sie  einen  Bratengeruch  in  der  Küche  riechen, 
bekommen  Sie  mehr  an  zersetzten  Stoffen  in  die  Lunge  hinein.  Was  ist 
denn  das,  was  zersetzt  wird?  Kleine  organische  Theile,  die  in  der  Luft 
herumfliegen.  —  Das  Anorganische  bleibt  unverändert.  Der  Staub  besteht 
eben  theils  aus  Stofffäserchen  (des  Fussbodens,  der  Kleider),  aus  Haaren, 
aus  Speiseresten,  aus  Schuppen  der  Haut,  aus  Keimen.  Die  sind  in  der 
Lufb,  sie  werden  durch  die  Bewegung  herumgetrieben  und  setzen  sich  bei 
unbewegter  Luft  nieder.  Was  ist  nun  das,  was  in  der  Küche,  wenn  ein 
Braten  geröstet  wird,  sich  zersetzt?  Das  ist  schliesslich  organischer  Stoff 
von  ganz  ähnlicher  Zusammensetzung.  Und  wenn  Sie  Cigarren  rauchen, 
was  ist  es  wiederum?  etwas  ganz  Aehnliches.  Ich  behaupte  nicht,  dass  ver- 
sengter Staub  gerade  ein  Wohlgeruch  sei.  Aber  harmlos  ist  er,  und  ich 
muss  offen  gestehen,  ich  kann  gamichts  anderes  thun,  als  immer  lächeln, 
wenn  die  Welt  abgeschreckt  wird,  die  eisernen  Oefen  in  Verwendung  zu 
nehmen,  aus  dem  Grunde,  weil  sie  den  Staub  zersetzen.  Könnte  man  sie 
nicht  ebensogut  umgekehrt  empfehlen,  weil  sie  die  in  der  Luft  befindlichen 
ßacterien,  die  Träger  so  vieler  Krankheiten,  zerstören?  Wenn  man  bei  der 
Feuerluftheizung  oft  lästige  Gerüche  wahrgenommen  hat,  so  liegt  die  Ur- 
sache unzweifelhaft  in  der  mangelhaften  Anordnung  der  ganzen  Ofenanlage* 
in  Unreinliohkeit,  aber  gewiss  nicht  in  dem  den  ganzen  Tag  über  ver- 
sengten Staub  der  frischen  Luft. 

„Bedenken  denn  die  Herren,  die  das  so  leichthin  aussprechen,  die 
Oefen  dürfen  in  keine  höhere  Temperatur  als  100®  kommen,  sie  sind  sonst 
schädlich,  bedenken  sie  nicht  die  Consequenzen?  Es  heisst  dies  für  die  mitt- 
leren Stände  die  Verzichtleistung  auf  vielleicht  ^^2  Million  Füllöfen,  mit 
denen  sich  die  behaglichste,  gleichförmigste  Wärme  mit  geringen  Kosten 
erzeugen  lässt;  es  heisst  dies  für  das  Volk  die  Verzichtleistung  auf  die 
hilligsten  Oefen,  in  denen  man  nach  Bedarf  rasch  heizen  kann  mit  billigster 
Kohle  und  auch  Speisen  kochen  kann,  die  Verzichtleistung  auf  wohl  einige 
Millionen  dieser  Oefen.  Ja  auch  die  Thonöfen,  die  vielfach  eiserne  Ein- 
sätze für  Raschheizung  und  Schonung  erhalten,  wären  verwerflich.  Und 
dergleichen  wird  als  durchführbar  augesehen?  Die  Herren,  die  solches 
äussern,  haben  keinen  Blick  in  das  wirkliche  Leben  gethan.  Mit  der 
Dampfheizung,  die  sie  an  die  Stelle  der  eisernen  Oefen  setzen  wollen, 
kommt  man  nicht  weit,  sie  wird  sich  immer  mehr  verbreiten,  mit  Recht, 
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aber  ihr  Bezirk  wird  ein  relativ  beschränkter  sein;   überall  da,   wo  man 
rechnen  muss,  bleibt  sie  ausser  Betracht. 

„Ich  habe  mich  von  Anfang  an  gegen  die  Anschauung,  versengter  Staub 
wirke  gesundheitsnachtheilig,  ausgesprochen,  nicht  aus  dem  Grunde,  weil 
ich  selbst  eiserne  Oefen  gebaut  habe,  sondern  aus  wissenschaftlicher  üeber- 
zeugung.  Ich  wehre  mich  sogar  mit  Händen  und  Füssen  dagegen,  dass 
Eisen  mit  Thon  auf  grössere  Höhen  in  Füllöfen  (namentlich  den  meinigen) 
ausgefüttert  werde,  um  es  vor  dem  Erglühen  zu  schützen.  Was  die  Aus- 
fütterung für  andere  Nachtheile  ausser  dem  verminderten  Wärmedurchlass 
hat,  darüber  habe  ich  mich  wiederholt  ausgesprochen,  schon  bei  der  Be- 
schreibung meines  Füllofens  im  Jahre  1871.  Die  Wärme  wird  nur  un- 
vollkommen entwickelt  durch  reichliche  Bildung  von  Kohlenoxyd,  das  nun 
gerade  die  Ofengase  erhöht  giftig  macht.  Erst  vor  kurzem  hatte  ich  wieder 
Gelegenheit,  über  die  Frage  eine  Veröft'entlichung  zu  machen,  als  in  der 
deutschen  Bauzeitung,  einem  angesehenen,  weit  verbreiteten  wissenschaft- 
lichen Organ,  als  hygienisches  Erforderniss  hingestellt  wurde:  ein  Heiz- 
apparat solle  überhaupt  nicht  in  eine  höhere  Temperatur  als  100^  kommen. 
(Die  Entgegnungen  finden  sich  in  der  deutschen  Bauzeitung  1894,  Nr.  62 
und  1895,  Nr.  1  u.  2;  der  erstere  Artikel  wurde  auch  in  die  Bad.  Gewerbe- 
Zeitung  1894,  Nr.  26  aufgenommen,  Titel:  „Glühende  Wände  bei  eisernen 
Oefen  und  deren  Vermeidung  durch  Thonausfütterung".  Interessenten 
kann  ich  ein  Exemplar  hiervon  zusenden.) 

„Meine  Herren,  ich  kann  nur  mit  Bedauern  constatiren,  dass  auf 
diesem  nicht  leichten  Gebiete  der  Heizung  sehr  viel  gefabelt  wird,  auch 
an  Orten,  wo  man  es  kaum  erwarten  sollte.  Es  sind  das  eben  nicht  nur 
hygienische  Fragen,  sondern  in  erster  Linie  physikalische  Fragen,  beides 
geht  Hand  in  Hand;  wenn  man  aber  bloss  unter  dem  ersteren  Gesichts- 
punkte ,  z.  B.  durch  Untersuchung  der  Luft  auf  Kohlensäuregehalt  und  auf 
Wassergehalt,  die  Dinge  betrachten  will,  so  gelangt  man  zu  ganz  schiefen 
ürtheilen.  Ich  hatte  in  dieser  Hinsicht  auch  Gelegenheit,  mich  im  ver- 
gangenen Jahre  polemisch  gegen  das  hygienische  Institut  in  München  zu 
äussern,  als  mir  ein  vom  Assistenten  desselben  gefertigtes  absprechendes 
Gutachten  über  die  Karlsruher  Gasschulöfen,  die  dort  zur  Schulheizung 
vorgeschlagen  waren,  zu  Händen  kam  (Bad.  Gewerbezeitung  1894,  Nr.  23). 
Um  ein  richtiges  Urtheil  in  Heizungsfragen  zu  gewinnen,  genügt  es  nicht, 
dass  man  in  Büchern  studirt  und  nun  in  einem  besonderen  Falle  rasch 
eine  Beobachtung  macht.  Mau  muss  längere  Zeit  mit  den  Dingen  persön- 
lich verkehrt  haben.  Versuche  nach  allen  Richtungen,  an  verschiedenen 
Zugkaminen,  an  den  verschiedensten  Oefen,  mit  allen  Sorten  Brennstofieu, 
ich  möchte  sagen  in  Jahre  lauger  Arbeit,  angestellt  haben,  ehe  man  das 
Gebiet  wirklich  beherrscht  und  sich  nun  gegebenen  Falls  mit  voller  Objec- 
tivität  aussprechen  kann,  ohne  Berichtigungen  befürchten  zu  müssen.  Ich 
habe  diese  Erfahrungen  an  mir  selbst  gemacht,  die  Wandelungen  meiner 
Anschauungen  über  das  Praktische  und  Hygienische  unserer  Heizapparate 
im  Laufe  von  drei  Jahrzehnten  sind  nicht  gering.  Vielen,  ich  möchte  fast 
sagen,  den  Meisten,  die  über  Ofenheizungsfragen  schreiben,  geht  die  eigene 
Anschauung  ab;  ich  gewinne  oft  den  Eindruck,  als  habe  der  Verfasser 
noch  nie  im  Leben  selbst  Feuer  im  Ofen  angemacht,  und  nun  will  er  ein 
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bestimmendes  Urtheil  abgeben.     Dieser  Mangel  an  eigener  praktischer  Er- 
fahrung erklärt  auch  zwei  schon  vor  langen  Jahren  ergangene  bedeutungs- 
volle Commissionsurtheile,   welche    sich    durch   die    Praxis   bald  widerlegt 
finden  sollten.      Das  eine  betraf  meinen  Füllofen.      Das  Zusammentreffen 
seiner  Ausführung    1869    für  die  deutsche   Nordpolexpedition   mit    einem 
Preisausschreiben  des  Vereins  von  Gasfachmännern  Deutschlands  auf  einen 
zweckmässigen  Stubenofen  für  Coks  benutzte  ich,  um  ihn  zur  Concurrenz 
darzubieten;   er  wurde  nicht  einmal  zu  Versuchen   angenommen  und  ver- 
schiedene Mängel  ihm  lediglich   auf  Grund  der  Beschreibung  vorgehalten, 
die  bloss  in  der  Einbildung  bestanden   (Journal   für  Gasbeleuchtung  und 
Wasserversorgung   1871,  S.  400).      Er  wurde   bald   der  seiner  Zeit  ver- 
breitetste  FüUofen  und  es  sind  von   ihm   weit   über  hunderttausend  Stück 
in    den  Gehrauch    gekommen.  —  Umgekehrt    der  Erfolg   des    prämiirten 
Wybauw'schen  Gasofens.     Als  er  mir  bekannt  wurde,  konnte  ich  vor  seiner 
Anschaffung  officiell  nur  warnen;  nach  drei  Jahren  existirte  er  nicht  mehr. 
Und  doch  waren  die  Versuche  mit  demselben  von  verschiedeneu  angesehenen 
Personen,   darunter  auch  ein  Gelehrter,   mit  Eifer  vorgenommen  worden; 
es  war  aber  bloss  der  in  der  That  günstige  Nutzeffect  in  Berücksichtigung 
gezogen  worden;  dass  seine  Construction  zu  Gasausströmungen  Anlass  geben 
konnte,  blieb  der  Commission  unbekannt,  in  dieser  Hinsicht  gingen  ihr  eben 
alle  Erfahrungen  an  Oefen  ab.  —  Ich  kann  noch  beifügen,  dass  wir  auch 
die  Entscheidungen  des  Patentamtes   den  Beweis  geliefert  haben,  dass  die 
betreffenden  Beamten  das  schwierige  Gebiet  in  theoretischer  Hinsicht  nicht 
beherrschen  und  in  eigener  Sache  Anlass  zu  einer  öffentlichen  Kritik  ihrer 
geradezu  unglaublichen  Begründungen  gaben  (s.  Bad.  Gewerbezeitung  1894, 
S.  204,  auch  Gasjournal  1894,  S.  605). 

„Ich  finde,  nach  dem  Besuch  meiner  Vorlesungen  an  der  technischen 
Hochschule  zu  schliessen,  dass  die  Wärmetechnik  von  den  jungen  Leuten 
nicht  genügend  studirt  wird,  das  Interesse  wendet  sich  zur  Zeit  vorzugs- 
weise der  Elektrotechnik  zu.  So  erkläre  ich  es  mir  auch,  dass  wir  die 
Calamität  des  Rauchens  der  Dampfschomsteine  nicht  los  werden;  wirkliche 
Sachverständige  der  Heizung,  die  berathen  könnten,  finden  sich  in  den 
Fabriken  nicht  oder  nur  ausnahmsweise  vor,  es  bleibt  alles  dem  Heizer 
überlassen.  Wie  ich  schon  an  anderem  Orte  ausgesprochen:  ich  würde  als 
Fabrikleiter  keinen  jungen  Techniker  aufnehmen,  der  mir  nicht  seine  Kennt- 
niss  rauchloser  Kesselfeuerung  durch  längere  Versuche  praktisch  documen- 
tirte  oder  sich  nicht  verpflichtete,  das  Heizen  am  Kessel  selbst  in  mehr- 
wöchentlicher Thätigkeit  zu  erlernen. 

Das  Meiste,  was  man  liest,  erweist  sich  als  das  Product  von  indivi- 
duellem Empfinden,  gegründet  auf  einseitige  Erfahrung,  oder  als  Geschäfts- 
reclame.  Man  kann  so  die  entgegengesetzten  Urtheile  hören.  Bald  wird 
die  Gasheizung  getadelt,  bald  in  den  Himmel  gehoben;  ebenso  verhält  es 
sich  mit  meinem  Füllofen,  sowie  mit  dem  Amerikaner.  Die  einst  so  ge- 
rühmte Luftheizung  wird  jetzt  meist  verdammt,  dagegen  kann  die  Dampf- 
heizung nicht  genug  verherrlicht  werden.  Es  ist  zum  grossen  Theil  Ge- 
fabel, was  da  in  die  Welt  gesetzt  wird.  Ein  Körnchen  Wahrheit  liegt  in 
Allem,  das  andere  ist  Uebertreibung,  zum  Theil  geradezu  falsch.  Es  kann 
in  der  Welt  nichts  vollkommen  gemacht  werden,   neben  Schätzensvrerthem 
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finden  sich  auch  Mängel,  die  yemchiedenster  Art  sein  können.  Nicht  alles 
kann  auch  überall  gleich  gut  angewandt  sein.  Man  kann  nicht  dem 
Einzelnen  besondere  Vorzüge  aUein  vindiciren,  das  Eine  hat  seinen  Vor- 
theil,  das  Andere  hat  seinen  Vortheil.  Die  Strahlung  kann  angenehm  sein, 
sie  kann  unangenehm  sein.  Sie  kann  unangenehm  sein,  wenn  man  ihr  in 
einem  Raum  Ton  normaler  Lufttemperatur  (18  bis  20^  C.)  nicht  entgehen 
kann;  sie  kann  angenehm  sein,  wenn  man  verfroren  an  eine  Feuerung 
kommt  und  sich  rasch  erwärmen  will;  sie  kann  auch  im  Freien,  in  kalter 
Luft,  bei  offenem  Feuer  wohlthuend  wirken,  wo  man  kein  anderes  Mittel 
hat,  um  sich  zu  erwärmen.  So  ist  die  Sonnenanstrahlung  im  Sommer 
peinlich,  im  Winter  sehr  wohlthuend.  —  Was  wird  der  Luftheizung  nicht 
alles  als  nachtheilig  vorgeworfen?  Unter  anderem:  sie  trockne  die  Luft 
aus  —  Phantasie.  Meine  Herren,  die  Luft  wird  durch  keine  Heizung  aus- 
getrocknet. Was  austrocknet  bei  der  Heizung,  sind  die  Wände,  auch  der 
gesammte  Holzinhalt  der  Räume  und  dies  um  so  mehr,  je  anhaltender  die 
Wärme  entwickelt  wird,  also  insbesondere  bei  der  Füllofenheizung  über 
Tag  und  Nacht.  Die  Luft  wird  durch  die  Temperatur  an  sich  nur  relativ 
trockner,  wobei  es  ganz  gleich  ist,  durch  welche  Wärmequelle  die  Erwär- 
mung stattfindet.  Im  geschlossenen  Räume,  ohne  oder  mit  nur  geringer  Ven* 
tilation,  enthält  die  Luft  jedoch  etwas  mehr  Dampf,  der  von  der  Tbätigkeit 
der  Menschen,  vom  Brennen  der  Lampen,  von  der  Verdampfung  des  Wassers 
in  Wänden  und  im  Holz  herrührt  Bei  der  Luftheizung,  wo  man  fort- 
während frische  Luft  von  aussen  zuführt,  wird  aber  der  aus  dem  Inneren 
des  Raumes  in  sie  gelangende  Wasserdampf  mit  der  abziehenden  Luft  fort- 
geschafft. So  bleibt  also  die  Luft  iu  dem  Zustande  der  relativen  Trocken- 
heit, wobei  es  ganz  gleich  ist,  mit  welcher  Temperatur  die  Luft  aas  der 
Heizkammer  in  den  Raum  einströmte;  maassgebend  bleibt  bloss  die  Tem- 
peratur in  den  die  Menschen  umgebenden  Luftschichten.  Wurde  z.  B.  die 
äussere  Luft  von  0^,  wobei  sie  im  Maximum  ög  Dampf  im  Cubikmeter 
enthalten  kann,  auf  20^  C.  erwärmt,  oder  mit  dieser  Temperatur  in  dem 
geheizten  Räume  beobachtet,  so  fehlen  ihr  bis  zur  Sättigung  12  g  Wasser, 
da  sie  bei  20^  C.  im  Maximum  17  g  aufnehmen  kann,  sie  kann  also  jetzt 
als  trocken  empfunden  werden;  es  kann  ihr  noch  mehr  als  12g  fehlen, 
wenn  sie  bei  0^'  nicht  gesättigt  war  oder  sie  bei  einer  niedereren  Tempe- 
ratur zugeführt,  oder  sie  über  20^  C.  im  Mittel  des  Raumes  erwärmt  wurde, 
welches  letztere  aber  nicht  vorkommen  sollte.  Geringer  wird  die  Differenz, 
wenn  die  zugeführte  äussere  Luft  in  höherer  Temperatur  als  0^  sich  be- 
fand. Dass  es  unter  solchen  Umständen  zweckmässig  erscheinen  kann, 
Wasser  zum  Verdunsten  zu  bringen,  ist  ja  wohl  richtig;  aber  einen  Wasser- 
verdampfungsapparat mit  dem  Ofen  iu  der  Regel  zu  verbinden,  geht  mir 
zu  weit.  Es  ist  ja  gar  nicht  die  Möglichkeit  geboten,  das  ohne  Umständlich- 
keiten zu  reguliren.  Wer  weiss,  wie  viel  oder  wie  wenig  verdampft  werden 
sollV  Wer  mag  immer  auf  das  Hygrometer  schauen  und  den  —  doch  nur 
willkürlich  —  als  normal  angesehenen  Wassergehalt  der  Luft  controliren 
und  danach  den  Wasserznsatz  im  Verdumpfungsapparat  bestimmen?  Was 
hat  das  für  einen  Werth,  wenn  die  P'abriken  besonders  betonen,  dass  sie 
da  oder  dort  an  ihren  Oefen  ein  Vcrdunstungsgefäss  angebracht  hätten? 
Für  den,  der  sein  ganzes  Leben  nach  der  hygienischen  Schnur  richtet,  mag 
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das  gut  und  unterhaltend  sein,  für  die  Mehrzahl  der  glücklicherweise  etwas 
in  den  Tag  hineinlebenden  Menschen  ist  es  Luxus.     Bei  mir  ist  nie  eine 
YerdunstungsYorrichtung  auf  dem  Ofen  in  Anwendung  gekommen.     Auch 
in  Schulen  könnte  ich  bei  Luftheizung  einer  Anfeuchtung  der  Luft  kaum 
das  Wort  reden,  weil  in  der  Regel  die  Controle  fehlt.     Zudem  liefern  die 
zahlreichen  Schüler  selbst  so  yiel  Wasser  in  die  Luft  hinein,  dass  diese 
schon    dadurch  in    einen  mittleren   Feuchtigkeitsgehalt  gelangt;    die    be- 
sondere künstliche  Verdunstung  kann  dann  die  Luft  leicht  dem  Sättigungs- 
punkte nahe  führen.    Abgesehen  nun  von  dem  actuellen  Zustande  der  Luft 
durch  die  Heizung  kommt  noch   das  individuelle  Empfinden  in  Betracht. 
Die  einzelnen  Menschen  reagiren  ganz  verschieden  auf  den  Feuchtigkeits- 
zustand der  Luft;  dem  Einen  bekommt  die  trockene  Luft,  dem  Anderen  die 
feuchte  Luft  besonders  gut  und  umgekehrt.     Meine  Herren,  ich  habe  gar 
keine  Empfindung  dafür,  ob  die  Luft  trocken  oder  feucht  ist,  wenn  nicht 
etwa  gerade  bei  hoher  Sommertemperatur  die  Luft  vor  einem  Gewitter  nahe 
mit  Wasser  gesättigt  —  schwül  —  ist,  da  ist  es  mir  auch  nicht  behaglich. 
Ich  kann  also  aus  eigener  Erfahrung  nichts  weiter  sagen,  wie  es  am  besten 
zu  machen  wäre.     Aus  dem  verschiedenen  Empfinden  erkläre  ich  mir  aber, 
dass  so  viele  abweichende  Meinungen  in  die  Welt  kommen,  dass  die  Einen 
die  Luftheizung  verdammen,  weil    sie  zu  trocken  sei,  die  Anderen  auch 
wieder,  weil  sie  zu  feucht  sei,  wenn  nämlich  Verdampfungsapparate  in  die 
Oefen  oder  Canäle  hineingebracht  worden  sind,  die  den  übermässigen  Ueber- 
^ang  von  Wasser  in  die  Luft  verursacht  haben.      Von  den  sehr  Vielen, 
die  mit  der  Luftheizung  zufrieden  sind,  wird  nicht  weiter  gesprochen,  den 
besonderen  Zwecken  dienen  bloss  die  Klagen,  die  dann  recht  an  die  grosse 
Glocke  gehängt  werden.  —   Ich  spreche  hiermit  bloss  von  dem  unmittel- 
baren Eindruck,  den  die  mehr  trockene  oder  feuchte  Luft  auf  das  einzelne 
Individuum   hervorruft;    ob    ein    betreffender  Luftzustand    tiefer    gehende 
hygienische  Wirkungen  zur  Folge  bat,  kann  aus  einer  Empfindung  nicht 
geschlossen  werden.     Die  Möglichkeit  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden, 
achon  im  Hinblick  auf  die  Entwickelung  der  Krankheitsträger,  der  Bacterien. 
Hierüber  kann  uns  jedoch  lediglich  eine  schwierige,  langwierige  Statistik 
belehren. 

Dann   wird   wieder  bei  Luftheizung  oder  bei   den   Oefen,   die   durch 

Luftheizung  vorzugsweise  wirken  —  dazu  gehören  eben  die  Mantelöfen  — 

im  allgemeinen  von  einem  heissen  Luftstrom  gesprochen,  der  den  Menschen 

empfindlich  treffe.     Meine  Herren,  bei  unrichtiger  Lage  der  Ausmündung 

der  Canäle  bei  Luftheizungen  kann  dieses  auf  ganz  kleinem  Raum  wohl 

vorkommen,  bei  den  Oefen  aber  ist  es  Phantasie!     Der  heisse  Luftstrom 

geht  in  die  Höhe,  kommt  aber  nicht  auf  die  Seite;  er  geht  nicht  dabin,  wo 

die    Menschen    sich    aufhalten.     Die    Vertheilung    der    Luftwärme   erfolgt 

dabei  ausserordentlich  rasch,  zum  Beweise  will  ich  nur  einige  Erscheinungen 

Torführen.      Sie  haben  wohl  schon  alle  gesehen,  wenn  dicker  Rauch  aus 

einem    Fabrikschornstein    (mit    200    bis    300^  C.)    herauskommt  und    ein 

massiger  Wind  weht,  wie  der  Rauch  unmittelbar  über  dem  Schornstein  in 

horizontale  Richtung  übergeht  und  sich  sehr  weit  so  fortbewegt.     Warum 

geht  er  nicht  in  die  HöheV    Nach  ein  bis  zwei  Meter  ist  keine  warme  Luft 

mehr  im  Rauch!     Sein  Träger  ist  eine  andere  Luft.     Während  der  Rauch, 
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das  heisst  die  sichtbaren  festen  Partikel,  an  der  Stelle  bleiben,  diffdndirt 
die  Luft  mit  grösster  Geschwindigkeit  in  einander  über.  Sowie  die  heissen 
Gase  aus  dem  Schornstein  herauskommen,  schiessen  sie  molecular  heraus 
nach  oben  und  nach  den  Seiten  in  die  äussere  Luft,  die  ihrerseits  ebenso 
in  die  Strömung  umgekehrt  hineindringt;  die  festen  Partikel  haben  nicht 
das  DifFusionsY ermögen,  sie  bleiben  an  ihrer  Stelle  und  werden  von  der 
kalten  Luft  getragen,  und  so  kann  das  Ganze  horizontal  fortgehen.  Noch 
ein  anderes  Beispiel.  In  Karlsruhe  haben  wir  in  der  protestantischen 
Stadtkirche  Circulations-Luftheizung ;  da  kommt  im  Schiff  rechts  und  links 
vom  Altar  vor  den  Emporen  die  Luft  mit  über  100^  aus  grossen,  mit 
Gitter  bedeckten  Oeffnungen  des  Bodens,  und  wenn  Sie  auf  die  £mpore 
gehen  6*7 5  m  über  dem  Boden  des  Schiffes  und  halten  dort  die  Hand  hin- 
aus über  die  Oeffnungen,  so  finden  Sie  wohl  eine  lebhafte  Luftströmung, 
aber  deren  Temperatur  ist  nur  um  wenige  Grad  höher  als  in  gleicher 
Höhe  ausserhalb  der  Strömung  in  der  ganzen  Kirche,  beispielsweise  16 
bis  17^ R.,  wenn  ausserhalb  13^ R.  Wo  ist  die  Wärme  hingekommen?  Sie 
hat  sich  durch  Diffusion  der  erhitzten  und  der  kalten  Luft  rasch  entfernt. 
In  der  Strömung  befindet  sich  andere  Luft,  als  die  aus  dem  Heizkörper 
gekommene,  letztere  hat  aber  ersterer  den  Impuls  nach  oben  ertheilt.  Von 
einer  heissen  Strömung  empfindet  man  dabei  aber  unten  fast  unmittelbar 
neben  der  Ausströmungsöffnung  nichts. 

„Was  soll  man  nun  dazu  sagen,  wenn  von  stagnirender  Luft  in  einem 
offenen  Winkel,  unter  der  Bettstelle  etc.  gesprochen  wird!  Derartiges  giebt 
es  nicht.  Die  Luft  ist  besonders  während  der  Heizung,  aber  auch  bei  jeder 
sonst  so  leicht  in  einem  Raum  entstehenden  Temperaturdifferenz  und  ört- 
lichen chemischen  Verschiedenheit  immer  bis  in  die  entferntesten  Ecken, 
bald  als  wirkliche  Masse,  bald  nur  molecular  in  Bewegung  und  Erneuerung, 
und  eben  dadurch  ist  sie  überall  fast  gleichmässig  zusammengesetzt  und 
besitzt  sie  in  gleichem  Horizont  dieselbe  Temperatur,  nur  dass  solche  Ton 
unten  nach  oben  zunimmt  bei  der  üblichen  Heizung.  Wenn  es  an  gewissen 
Punkten  immer  unangenehm  riecht,  so  dient  dies  nicht  als  Gegenbeweis. 
Das  Offenhalten  von  Fenstern  in  Schlafzimmern  während  des  ganzen  Tages, 
um  ja  recht  viel  gute  Luft  zu  haben,  ist  ein  völliger  Luxus,  der  im  Winter 
die  Stuben  zu  kalt,  im  Sommer  zu  heiss  macht.  Das,  was  den  Geruch 
in  Schlafzimmern  entwickelt,  von  fester  oder  flüssiger  Beschaffenheit  in 
Betten  etc.,  bringt  mau  auch  durch  tagelanges  Lüften  nicht  fort. 

„Wir  heizen  unsere  Räume  theils  durch  die  Strahlung,  welche  alles 
Feste  in  directer  Verbindung  trifft  und  seine  Temperatur  erhöht  —  die 
Wirkung  erfolgt  umgekehrt  wie  das  Quadrat  der  Entfernung  —  theils 
durch  warme  Luft,  die  sich  an  den  Ofen  wänden  bildet  und  in  Strömung 
erhebt,  wobei  zugleich  eine  Diffusion  der  heissen  Theilchen  in  die  umgebende 
Luft  erfolgt;  die  Wärme  wird  zuletzt  auch  an  die  Wände  abgegeben.  Von 
der  Strahlung  kann  in  der  Nähe  des  Heizkörpers  auch  ein  Thoil  in  die 
Luft  wieder  übergehen  und  damit  an  deren  Wandflächen  zu  Gute  kommen.  Die 
Wirkung  auf  den  Körper  ist  die  combinirte,  von  der  Luft  aus  durch  Leitung, 
yon  dem  Heizkörper  und  den  Wänden  aus  durch  Strahlung,  letzteres  sowohl 
positiv  wie  negativ  genommen,  je  nach  der  Temperatur  der  Wand.  Wir 
können   nun   unsere   Heizvorrichtungen   so  gestalten,  dass  sie  fast  ebenso 
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stark  durch  Strahlung  wie  durch  Erzeugung  erhitzter  Luft  wirken,  oder 
dass  sie  fast  ganz  durch  letztere  wirken  (Luftheizung)  oder  ganz  durch 
Strahlung  (Kamine)  oder  mehr  durch  das  Eine  und  Andere  (Mantelöfen  — 
Amerikaneröfen,  Gasreflectoröfen).  Da,  wo  mehr  durch  heisse  Luft  die 
Erwärmung  stattfindet,  ist  der  Gegensatz  der  Temperatur  zwischen  Decke 
und  Fussboden  etwas  grösser,  als  da,  wo  mehr  durch  Strahlung  erwärmt 
wird  —  wennschon  man  ihn  bei  den  Mantelöfen  fast  verschwinden  machen 
könnte,  wenn  man  die  Mäntel  genügend  weit  vom  Ofencylinder  abstehen 
lassen  würde.  Bei  Mantelöfen  erscheint  die  Wirkung  der  Wärme  gleich- 
förmiger im  ganzen  Raum  als  bei  Strahlöfen,  wo  man  oft  in  der  Nähe  nicht 
verweilen  kann.  Man  kann  aber  im  Allgemeinen  weder  die  eine  noch  die 
andere  Form  der  Heizung  als  die  allein  richtige,  normale  erklären.  Jede 
hat  thatsächlich  ihre  Freunde,  die  sich  wohl  dabei  fühlen  und  nicht  höher 
schwören.  Die  Gewohnheit  bewirkt  in  diesen  Dingen  ausserordentlich 
viel.  Man  denke  dabei  auch  nur  an  die  in  England  fast  allgemein  üb- 
liche Kaminheizung,  die  für  das  Auge  wohl  recht  hübsch,  aber  bei  grossen 
Kosten  nur  ungenügend  wirkt,  sobald  strenge  Kälte  eintritt,  leicht  Rauch 
in  das  Zimmer  treten  lässt  und  fortwährendes  Nachlegen  von  Brennstoff 
erfordert. 

„  Es  kommt  nun  bei  der  Ofenheizung  ausser  dem  specifisch  Wohlthuenden 
der  Wirkung  noch  etwas  Besonderes  in  Betracht,  was  einzelne  Systeme  von 
einander  unterscheidet  und  bei  manchen  mitunter  als  Nachtheil  sich  geltend 
macht.  Die  Oefen  können  riechen  durch  Gasausströmungen,  die  nun  auch 
wirklich  giftig  sind.  Für  Viele  ist  hauptsächlich  das  Aeussere  des  Ofens 
und  ein  gewisses  Renomme  durch  geschickte  Reclame  maassgebend  für  die 
Wahl.  Fast  mehr  noch  wichtig  sollte  die  Berücksichtigung  der  inneren 
Construction  sein  —  was  allerdings  dem  Publicum  völlig  fremd  bleibt; 
einen  wesentlichen  Factor  spielt  dabei  das  Kamin  in  seiner  Zugwirkung. 
Je  nachdem  der  Ofen  gebaut  ist,  kann  er  mehr  oder  weniger  leicht  Gas  an 
Fugen,  an  undichten  Stellen  ausströmen  lassen.  Je  nachdem  das  Kamin 
mehr  oder  weniger  Zugkraft  entfaltet,  was  davon  abhängt,  welche  Tempe- 
ratur er  besitzt,  welcher  Temperaturunterschied  zwischen  draussen  und 
drinnen  herrscht,  der  sich  auch  einmal  vollkommen  umkehren  kann,  wenn 
die  Temperatur  draussen  in  kurzer  Zeit  einmal  10^  und  noch  mehr  in  die 
Höhe  oder  heruntergeht,  wird  die  Wirkung  des  Ofens  im  Hinblick  auf  Gas- 
ausströmung  ganz  verschieden  sein.  Bei  meinem  Füllofen  habe  ich  Gas- 
ausströmungen noch  nicht  beobachtet,  was  sich  dadurch  erklärt,  dass  die 
Verbrenuungsproducte  von  der  Eintrittsstelle  der  Luft  an  direct  ansteigend 
in  den  Kamin  gehen.  Der  so  berühmte  Amerikaner  zeigt  sich  jedoch  zu  Gas- 
ausströmungen bei  schwachem  Zug  sehr  geneigt;  hier  gehen  die  heissen 
Verbrenuungsproducte  vorerst  abwärts  in  den  Sockel,  ausserdem  sind  über 
dem  Feuer  Hohlräume,  die  oben  mit  aussen  (zur  Füllung),  aber  nicht  mit 
dem  Kamin  in  Verbindung  stehen.  An  den  Glimmerfenstern  hat  der  Ofen 
ausserdem  viele  Fugen.  Ich  habe  eine  ganze  Reihe  von  Fällen  gesammelt 
and  bereits  beschrieben,  woraus  zu  ersehen  war,  dass  durch  Gasausströmung 
aus  dem  Amerikaner  schon  oft  Bewusstlosigkeit  eingetreten  ist.  Verluste 
an  Leben  sind  mir  nicht  bekannt  geworden,  ausser  von  Vögeln  in  einer 
Vogelstube  (s.  Bad.  Gewerbezeitung   1882,    ein  Fall  von   Kohlendunstver- 
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giftQDg,  1888,  Gefahren  des  FOllofenfeuerns  über  Nacht,  1890  and  1892, 
über  Gasausströmungen  aus  geheizten  Oefen). 

„Noch  etwas  anderes  ist  beim  Gebrauch  der  Oefen  in  Berücksichtigung 
zu  ziehen:  innere  Explosionen.  Sie  können  bei  allen  Arten  Yon  Oefen 
▼orkommen,  bei  den  Oefen  für  feste  Brennstoffe,  wie  bei  den  Gasöfen.  Bei 
den  neueren  Thonöfen  nach  dem  Regulirfüllprincip  sind  sie  namentlich  in 
grosser  Zahl  beobachtet  worden,  sie  fliegen  dabei  immer  aus  einander. 
Durch  gewisse  Vorsicht  lassen  sie  sich  vermeiden,  am  leichtesten  bei  Gas- 
öfen, was  man  nicht  erwarten  sollte,  da  hier  explosible  Gemische  sich  am 
ehesten  bilden  können;  aber  hier  tritt  Explosion  nur  beim  Zünden  ein,  bei 
den  anderen  Oefen  hingegen  während  des  Betriebes,  wo  der  Vorgang  oft 
geradezu  unberechenbar  ist.  Es  ist  dies  nun  keine  Sache,  die  ich  hier 
einer  weiteren  Erörterung  unterziehen  kann.  Ich  habe  darüber  in  der 
Bad.  Gewerbezeitung  eine  grosse  Veröffentlichung  im  Jahre  1893  gemacht, 
worauf  ich  verweisen  muss. 

„Das  Thema  der  Stubenheizung  durch  Oefen  ist  ein  umfangreiches,  die 
eingehende  Behandlung  würde  viele  Stunden  in  Anspruch  nehmen.  Ich 
muBB  mich,  anschliessend  an  den  nur  skizzenhaften  Vergleich  der  wichtigsten 
Erscheinungen  der  Neuzeit,  mit  Darlegung  der  Principien  begnügen;  es^ 
sollte  mich  freuen,  wenn  ich  Ihnen  einige  neue  Gesichtspunkte  eröffnen 
konnte." 

Director  Krell  (Nürnberg)  theilt  mit,  dass  auch  in  Nürnberg  die 
Frage  berathen  worden  sei,  ob  es  sich  empfehle,  für  einen  Schulneubau 
statt  der  gewöhnlichen  Centralheizung  eine  Gasöfenfeuernng  einzufahren, 
und  dass  er  zu  dem  Zwecke  mit  dem  betreffenden  Ofen  selbst  Versuche 
angestellt  habe,  die  ihn  wesentlich  zu  denselben  Resultaten  geführt  haben, 
wie  sie  der  Herr  Referent  soeben  mitgetheilt  habe.  Nur  habe  er  gefunden, 
dass  der  Reflectorofen  gegenüber  einem  Ofen  mit  eisernem  Mantel  bezüglich 
der  Gleichförmigkeit  der  Vertheilung  der  Wärme  im  Räume  im  Nachtheile 
sei.  W^ie  gross  der  Temperaturunterschied  bei  Beheizung  mit  Mantelöfen 
zwischen  oben  und  unten  im  Räume  sein  werde,  hänge  ab  von  der  Tempe- 
ratur, mit  der  die  Luft  den  Ofenmantel  verlasse,  und  diese  Temperatur 
könne  durch  verschiedene  W^eite  des  Ofenmantels  regulirt  werden.  Für 
solche  Räume,  in  denen  der  Platz,  welchen  die  Bewohner  einnehmen,  ein 
fest  bestimmter  sei,  sollte  der  Reflectorofen  überhaupt  nicht  verwandt  werden. 
Er  könne  nur  da  Verwendung  finden,  wo  der  englische  Kamin  auch  ver- 
wendet werde,  da,  wo  der  den  Raum  Benutzende  sich  weiter  oder  näher  an 
die  W^ärmequelle  herandrängen  könne,  wo  er  sich  drehen  und  von  ver- 
schiedenen Seiten  erwärmen  lassen  könne,  wie  dies  factisch  beim  englischen 
Kamin  geschehe.  Für  eine  Schule  aber  halte  er  jede  Art  von  Reflector 
principiell  für  ausgeschlossen  wegen  der  ungleichen  Art  der  Wärmeverthei- 
lung  durch  Strahlung. 

Es  sei  der  Herr  Referent  gewesen,  der  in  der  Construction  der  Gasöfen 
zwei  denselben  eigenthümliche  Ideen  zur  Ausführung  gebracht  habe:  einmal 
die  Verwendung  von  leuchtenden  Gasflammen  im  Feuerraume,  im  Gegen- 
satz zu  den  Bunsenflammen ,  und  dann  die  Anordnung  des  Schlitzcanales. 
Gasöfen,  die  mit  blauer  Flamme  brennen,  seien  ausserordentlich  empfindlich 
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in  Betreff  des  Aasgehens ,  indem  der  geringste  Luftzug  die  Flamme  lösche. 
Bei  den  mit  leuchtender  Flamme  brennenden  Oefen  dagegen  komme  es  nie 
Yor,  daas  die  Flamme  im  Ofen  durch  Luftzug  ausgehe.  —  Die  Anordnung 
des  Schlitzcanales  sei  für  den  Gasofen  von  ausserordentlicher  Wichtigkeit. 
£s  würde  unznlässig  sein,  die  Yerbrennungsproducte  von  Kohlen  durch 
derartige  enge  Schlitzcauäle  circuliren  zu  lassen,  da  der  Ansatz  von  Russ 
dieselben  bald  verstopfen  würde.  Die  Yerbrennungsproducte  von  Leuchtgas 
dagegen  könne  man,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  habe,  durch  enge  Canäle 
führen.  Der  Schlitzcanal  aber  ermögliche  eine  wirksame  Uebertragung  der 
Wärme  bei  relativ  kleiner  Oberfläche  und  vermindere  gleichzeitig  die  Gefahr 
einer  Explosion  ausserordentlich. 

Wenn  es  sich  also  um  Schulheizung  durch  Gas  handle,  stehe  er  ganz 
auf  dem  Boden  der  Construction  der  Karlsruher  Oefen.   In  anderer  Beziehung 
sher  weiche  er  sehr  von  Herrn  Meidinger  ab,  er  halte   glühende  eiserne 
Flächen  für  direct  schädlich,   wie  dies  1881  auf  der  Wiener  Versammlung 
<ie8  Vereins  von  Professor  v.  Fodor  dargelegt  worden  sei,    der  gefunden 
liabe,  dasB  die  von  glühenden  Flächen  verbrannten  Staubtheilchen  der  Luft 
JlÖthung  der  Conjunctioa  und  kratzendes  Gefühl  im  Halse  erzeugen,  mithin 
gesundheitsschädlich   seien;    zu  gleichen  Resultaten   seien   von   der   Royal 
^ciety  in  London   veranlasste  Versuche  schon  früher  gelangt.     £s  beruhe 
liierauf  ja  das  früher  fälschlich  der  Trockenheit  der  Luft ,  besonders  bei 
Xuftheizungen ,  zugeschriebene  Gefühl  von  Kratzen  im  Halse.     Aus  diesem 
Crrunde  sei  man  auch  gerade  für  die  Schulen  von  Luftheizungen  abgekommen, 
"weil  die  hier  in  Anwendung  gebrachten  Oefen    glühende  Flächen   gehabt 
liaben,  die  zu  der  erwähnten  Staubverbrennung  Veranlassung  gegeben  haben. 
^un  sei  aber  das  Glühend  werden  der  Flächen  bei    den  Karlsruher  Oefen 
xiicht  ganz  zu  vermeiden.      Es  zeige  sich  bei  näherer  Berechnung,  dass  die 
mittlere  Oberflächentemperatur  eines  Karlsruher  Schulofens  unter  der  von 
V.  Fodor  aufgestellten  Grenze  von  150^C.  bleibe,  wenn  man  das  sieben-  bis 
achtfache  Luftquantum  von  dem,  was  zur  Verbrennung   des  Gases  theo- 
retisch nöthig  sei,  in  den  Feuerraum  einführe,  also  ungefähr   40cbm   auf 
jedes  Cubikmeter  verbrannten  Gases.     Dazu  sei  es  allerdings  nöthig,  wenn 
man  das  Gas  noch  mit   Vortheil  verbrennen  wollte,  dass  die  Fläche   des 
Ofens  vergrössert  werde.     Während  jetzt  auf  1  cbm  verbranntes  Gas  ge- 
wöhnlich etwa  1  ^4  qm  Heizfläche  gebraucht  werde,  brauche  man  unter  obigen 
Verhältnissen  bei  niedriger  Heizflächentemperatur,  wenn  man  den  Nutzeflect 
des  Ofens  auf  82  Proc.  etwa  halten  wollte,  2^/^  qm  für  jedes  Cubikmeter  ver- 
brannten Gases.     Versuche   mit  einem  so   construirteu  Ofen   mit  niedriger 
Heizflächentemperatur  haben   im  Vergleiche   mit  dem  gewöhnlichen  Karls- 
raher  Schulofen  ergeben,  dass,  während  aus  dem  Mantel  des  letzteren  die 
Luft  mit  120^0.  ausströme,  die  Luft  aus  dem  Mantel  des   neuen  Ofens  mit 
einer  Maximaltemperatur  von  50^  C.  austrete,  und  dass  ausserdem  die  Ober- 
flächentemperatur der  Heizflächen  des  neuen  Ofens   ungefähr   durchschnitt- 
Uch  bei  1200C,  liege. 

Apotheker  BÖSner  (Dresden)  theilt  die  Erfahrung  mit,  die  im  vorigen 
Winter  der  Allgemeine  Hausbesitzerverein  zu  Dresden  durch  Aufstellung  eines 
K>lchen  Ofens  von  Friedrich  Siemens  in  .seinem  Bureau  gemacht  habe.  Die 
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Grundfläche  dieses  Bureaus  betrage  ungefähr  18qm,  und  die  Heizung  des 
Ofens  habe  ungefähr  das  siebenfache  von  dem  gekostet,  was  der  gewöhn- 
liche eiserne  Ofen  mit  Kohlenheizung  gekostet  haben  würde,  und  dabei  sei 
die  Temperatur  in  dem  Zimmer  nicht  höher  gestiegen  als  höchstens  bis  auf 
12<),  am  Ofen  selbst  auf  15^,  und  am  Fenster,  wo  die  beiden  Herren  ge- 
arbeitet haben,  sei  es  sogar  so  kalt  gewesen,  dass  die  Herren  haben  Ueber- 
zioher  anziehen  müssen.  Das  beweise  wohl  aufs  Deutlichste,  dass  der  Ofen 
keine  grosse  Zukunft  haben  werde. 

Ingenieur  HÖhrlein  (Stuttgart)  tritt  der  Behauptung  des  Herrn 
Hofrath  Meidinger  entgegen,  dass  die  Gasheizung  nicht  theurer  zu  stehen 
komme,  als  die  Centralheizung.  Nach  den  Erfahrungen,  die  in  den  letzten 
Jahren  gemacht  worden  seien,  treffe  dies  keineswegs  zu.  £s  sei  bekannt, 
dass  für  100  cbm  zu  heizenden  Raum  und  für  einen  Tag  im  Durchschnitte 
3  cbm  Gas  gerechnet  werden,  während  die  der  Niederdruckdampfheizung 
6  kg  Coaks  erfordere.  Auf  dieser  Grundlage  ergebe  sich,  dass  für  eine  Schale 
für  Gas  im  Jahre  100  M.  mehr  pro  Klassenzimmer  gezahlt  werden  müsse 
als  für  Coaksheizung.  Da  sei  es  doch  wohl  nöthig,  dass  die  Behörde  sich 
sehr  überlegen  werde,  ob  sie  für  Gas-  oder  für  Centralheizung  sich  entscheide. 
Die  Gasheizung  werde  erst  dann  im  Stande  sein,  mit  der  Niederdruckdampf- 
heizung zu  concurriren,  wenn  der  Gaspreis  nicht  mehr  als  5  Pf.  für  das 
Gubikmeter  betrage.  In  Karlsruhe  habe  die  Gasheizung  nur  desshalb  so 
grosse  Ausdehnung  angenommen,  weil  dort  der  Gaspreis  zu  4V)  Pf.  in  Rech- 
nung gebracht  werde. 

Noch  auf  einen  anderen  Punkt  aber  müsse  er  kommen,  nämlich  auf 
die  glühenden  Flächen  bei  eisernen  Oefen.  Nach  seinen  Erfahrungen  müsse 
er  der  Ansicht  des  städtischen  Heizingenieurs  in  Dresden,  Herrn  K.  Schmidt, 
beipflichten,  dass  bei  Gasheizung,  besonders  bei  den  Oefen,  die  keine  Strahlen- 
werfer haben ,  die  dünnwandigen  Eisenblechzüge  schnell  sehr  heiss  werden 
und  die  daran  aufsteigende  und  sich  erwärmende  Luft  einen  unangenehmen 
Geruch  erhalte.  Ob  nun  die  Stoße,  die  diesen  Geruch  der  Lufl  bedingen, 
für  die  Gesundheit  schädlich  seien  oder  nicht,  jedenfalls  sei  der  Aufenthalt 
in  derartigen  Räumen  nie  ein  angenehmer.  Wer  mit  der  Beaufsichtigung 
von  Heizungsanlagen  zu  thun  habe,  werde  die  Beobachtung  gemacht  haben, 
dass  die  meisten  Klagen  über  schlechte  Luft  laut  werden,  wo  die  Heizung 
durch  hocherhitzte  Heizflächen  bewirkt  werde. 

Da  sich  Niemand  weiter  zum  Worte  gemeldet  hat,  erhält  das  Schlusswort 

Referent,  Uofrath  ProfeSSOr  Dr.  Heidinger  (Karlsrahe): 
„Ich  habe  nicht  viel  zu  den  Acusserungen  der  Herren  Vorredner  zu 
bemerken.  Was  Herr  Ingenieur  Möhrlein  gesagt  hat  über  das  Riechen, 
ist  mir  nicht  aufgefallen.  Ich  habe  auch  nie  in  Karlsruhe,  wo  wir  doch 
schon  seit  vielen  Jahren  die  Oefen  in  den  Schulen  und  an  zahlreichen 
anderen  Orten  haben,  gehört,  dass  sich  ein  Geruch  gebildet  hätte.  Reine 
Luft,  die  an  sehr  heissem,  selbst  glühendem  Eisen  entlang  zieht,  kann 
keine  riechenden  Stofl'e  entwickeln;  im  Innern  des  Ofens  können  ja  wohl 
durch   unvollkommene   Verbrennung  solche    entstehen,    werden    sie  aussen 
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empfunden,  so  liegt  es  an  der  mangelhaften  Bauart  des  Ofens.  —  Bei  der 
Heizung  kommt  nicht  nur  der  Umstand  für  den  Brennstoff  in  Betracht,  son- 
dern   auch   Bedienung,  Verzinsung  und  Amortisation,    Reparaturen,    und 
deren  Summe  wiegt  bei  der  Dampfheizung  nahe  so  schwer,  wie  die  Mehr- 
kosten des  Gases.    Gerade  die  Reparaturen  bei  der  Dampfheizung  fallen  den 
Stadtbaumeistern,  die  sie  bei  den  Schulen  zu  besorgen  haben,  sehr  lästig. 
„Betreffs  dessen,  was  Herr  Director  Kr  eil  gesagt  hat  über  die  Schäd- 
lichkeit des  glühenden  Eisens,  erlaube  ich  mir,  bei  meiner  Anschauung  zu 
bleiben.     Ich  kann  mir  nicht  denken,  dass  diese  Spuren  von  Staub,  die  sich 
am  glühenden  Eisen  entwickeln,  nachtheilig  wirken  sollen.    Um  was  handelt 
es  sich  denn?     Meine  Herren,   glauben  Sie,  es  wäre  ein  Gramm  Staub, 
das  da  im  Laufe  eines  Tages  versengt?     Sagen  wir  ein  Zehntel  Gramm! 
Messen  Sie  doch  einmal  das  Quantum.     Das  ist  ja  kaum  ein  Gegenstand. 
n)er  versengte  Staub  riecht  aber  einmal  in  kleinsten  Mengen  in  nicht  gerade 
^wohlthuender  Weise  und  lediglich  wegen  dieser  minimalsten  Menge  Riech- 
«toffea  all  diese  Besorgnisse!     Es  ist  ganz  wohl  denkbar,  dass  die  gleichen 
Stoffe  auch  im  Cigarrenrauche  oder  im  Bratengeruche  mit  enthalten  sind,  sie 
^werden  aber  dorten   übertönt  durch   die  uns   augenehme  Empfindung   er- 
2zeugenden  Gerüche,  welche  von  besonderen,  in  der  Cellulose,  dem  Gerüste 
^es  Blattes,  und  in  dem  Fibrin,  dem  Gerüste  des  Fleisches,  enthaltenen 
Stoffen  bei  der  Zersetzung  gebildet  werden.  —  Die  Versuche  v.  Fodor's 
<^ind  nun  hier  nicht  maassgebend;  derselbe  erhitzte  gesammelten  Luftstaub 
~^ind  gründete   nun  auf  die  Wirkung  des  eingeathmeten  Destillates   seine 
^Schlüsse;  das  ist  doch  etwas  anderes,  als  wenn  man  denselben  in  mehr  als 
"^;au8endf acher  Verdünnung  mit  Luft  einnimmt.     In   Concentration  wirken 
ahllose  Dinge  schädlich,  die  im  verdünnten  Zustande  harmlos  sind;  auch 
so  gefährliche  Kohlenoxyd  konnte  Grub  er  bei  0*021  Proc.  in  der  Luft 
i  Stunden  einathmen,  ohne  die  geringste  schädliche  Wirkung;  der  Betrag 
st  achon  ausserordentlich  gross  der  Menge  der  Riechstoffe  gegenüber.     Ich 
riederhole  jedoch ,  den  Senggeruch  spürt  man  wohl  beim  Anheizen ,  soweit 
eine  Erfahrungen  gehen,   wenn   eine  Nacht  oder  ein  paar  Tage  hindurch 
icht  geheizt  wurde,   aber  im  Laufe  des  Tages,  beim  andauernden  Heizen, 
et  mir  nie  Geruch  aufgefallen.     Seine  dauernde  Bildung  bestreite  ich  ent- 
schieden, ich  müsste  es  selbst  erst  einmal  beobachtet  haben.    Ich  habe  doch 
eine  eigenen  Oefen  seit  über  20  Jahren  in  ausschliesslichem  Gebrauch,  auch 
i  den  Geschäftsräumen  meiner  Anstalt;  ich  habe  sie,  bezw.  deren  versengten 
tanb,  so  gut  wie  nie  gerochen.    Sie  stehen  auch  nur  selten  im  (schwachen) 
lühen  auf  geringer  Höhe.     Bei  500^  C.  kommt  das  Eisen  ins  Glühen,  die 
eniemperatur  ist  zumeist    unter  dieser  Temperatur,    in   der  Mitte   des 
rennatoffes  wird  sie  allerdings  höher  sein.  —  Wie  wenig  dazu  gehöi-t,  um 
Wirkung  auf  den  Geruch  hervorzurufen,  das  zeigen  verschiedene  künst- 
che  Stoffe  der  organischen  Chemie,  z.  B.  das  Mercaptan,    von  dem  ein 
röpfchen  den  Raum  einer  grossen  Kirche  in  der  peinlichsten  Weise  parfü- 
iren  könnte,  ohne  dass  eine  schädliche  Wirkung  bei  den  Arbeitern,  die 
«D  Stoff  in  grösaeren  Mengen  einathmen  müssen,  sich  nachweisen  liesse; 
li  kenne  dies  aus  eigener  Erfahrung,  indem  ich  einmal  des  Studiums  halber 
>^iindenlang  in  einem  solchen  abgeschlossenen  Fabrik  räume  mich  aufhielt 
dann   noch  wochenlang  nach  Mercaptan   duftete.     Aehnliches   zeigen 


160     XX.  Versammlung  d.  D.  Vereins  f.  öffentl.  Gesundhpflge.  zu  Stuttgart. 

unsere  Blumen.  Die  Blumen  duften  ununterbrochen;  sie  yermindem  ihr 
Gewicht  dabei  nicht  nachweisbar.  Manche  als  angenehm  angesehene  Ge- 
rüche wirken  aber  auf  einzelne  Personen  peinlich.  Meine  Frau,  von  kräf- 
tiger gesunder  Constitution,  sagte  mir  schon  in  jungen  Jahren,  wenn  wir 
im  Sommer  an  einem  Garten  entlang  gingen,  es  riecht  hier  so  sonderbar. 
Sie  verträgt  den  Jasmingeruch  nicht.  Ich  habe  gemeint,  es  sei  Einbildung; 
aber  das  ist  es  nicht.  Sie  verträgt  viele  andere,  auch  unangenehme  Gerüche, 
aber  bei  Jasmingeruch  wird  sie  taumelig,  auch  beim  Gerüche  der  Orange- 
blütheu.  Nun,  bis  zur  befürchteten  Ohnmacht  ist  es  nicht  gekommen,  wir 
sind  immer  geflüchtet;  Jasmin-  und  Orangeblüthen  dürfen  bei  uns  aber 
nicht  in  das  Zimmer.  Der  Senggeruch  des  Staubes  gehört  zu  den  nicht  als 
angenehm  empfundenen  Gerüchen,  aber  als  höchst  unangenehm  kann  man 
ihn  gewiss  nicht  bezeichnen,  die  Eigenschaft  des  Mercaptans  besitzt  er  in 
dieser  Hinsicht  nicht;  ob  er  nun  wirklich  auf  Manche  einwirken  kann,  wie 
Jasmingeruch  auf  meine  Frau,  muss  dahingestellt  bleiben.  Ich  bezweifle 
es  vorerst  und  kann  nicht  umhin,  die  ganze  dem  Senggeruch  zugeschriebene 
Schädlichkeit  als  unerwiesene  Hypothese,  als  Phantasie  anzusehen,  die  un- 
nöthige  Aufregung  verursacht  und  die  Verwendung  zweckmässiger  Heiz- 
vorrichtungen an  manchen  Orten  gehindert  hat.  Wem  der  Senggeruch 
geradezu  widerwärtig  ist,  sei  es  durch  besondere  organische  Beanlagung, 
sei  es  durch  die  Leetüre  —  von  des  Gedankens  Blässe  angekränkelt  — 
dem  kann  ich  nur  empfehlen,  für  die  kurze  Zeit  seiner  Bildung  beim  An- 
heizen des  Ofens  das  Fenster  zu  öflhen;  er  könnte  den  Geruch  auch  über- 
tönen durch  etwas  Cigarrenrauch  oder  ein  Räucherkerzchen  ganz  mit  dem- 
selben Erfolge,  wenn  das  Unbehagen  nur  in  seiner  Einbildung  beruhte.  Die 
Art  der  Geruchsempfindung  und  das  Bekömmliche  fallen  durchaus  nicht 
zusammen,  wenn  schon  in  einzelnen  Fällen,  z.  B.  beim  Schwefelwasserstoff. 
Aber  Blausäure  riecht  angenehm  nach  Mandeln  und  ist  ein  starkes  Gift 
Kohlenoxyd  riecht  gar  nicht  und  ist  ein  sehr  giftiges  Gas  —  wodurch 
gerade  das  ausströmende  Leuchtgas  so  gefährlich  wird,  nicht  wegen  seiner 
riechenden  Bestandtheile. 

„Um  der  Ueberhitzung  des  Eisens  beim  Gasofen  vorzubeugen,  wurde 
vorhin  empfohlen,  das  Gas  bei  der  Verbrennung  mit  grossen  Mengen  Luft 
zu  mischen,  wodurch  die  Temperatur  des  gesammten  weiterziehenden  Ver- 
brennungsproductes   entsprechend  erniedrigt  wird.     Dann  kommen   wir  zu 
grossen  Ofendimeusionen  und  zu  kleinem  Nutzefiocte;  bei  dem  vorgeschlage- 
nen Verhältnisse  von  Luft  zu  Gas  vielleicht  nicht  einmal  auf  50  Proc.    Das 
geht  nicht!     Bei  einem  Stoffe,  der  so  theuer  ist  als  Brennstofif,  muss  die 
möglichste    Oekonomie   walten,    oder  er  bleibt    eben    ausser  Verwendung. 
Unsere  alten  Oefen,  die  gewöhnlichen  eisernen  Oefen  für  Holz  und  Kohlen, 
sind  in  gewissem  Sinne  auch  unökonomisch,  weil  sie  viel  zu  viel  abkühlende 
Luft  eindringen  lassen.     Eine  vier-,  fünf-,   sechs-,  ja  bis  zehnfache  Menge 
von  Luft  vermindert  den  Nutzeffect  ganz  erheblich,  aber  man  empfindet  e9 
dort  nicht  so  sehr,  da  der  Brennstofl*  billig  ist.     Ich  bin  der  Ansicht,   man 
sollte  den  Lnftzufluss  so  gering  als  möglich  halten.    Bei  den  Füllöfen  findet 
dies  zumeist  statt  und  daher  ihre  grosse  Leistung;  bei  meinen  Oefen  erfolgt 
die  Verbrennung  sogar  ohne  Luftüberschuss  bei  der  gewöhnlichen   hohen 
Brennstofflage.     Bei  dem  Karlsruher  Gasofen  ist  bei  grössten  Flammen  der 
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Luftüberschuss  kaum  so  gross,  wie  die  gerade  erforderliche  Luftmenge,  er 
steigt  etwas  mit  Verkleinerung  der  Flammen.  Man  könnte  hier  den  ring- 
förmigen Raum,  in  welchem  die  Verbrennung  erfolgt,  etwas  gross  gestalten. 
Je  mehr  Oberfläche  die  Wand  des  Feuerraumes  besitzt,  um  so  weniger  hoch 
wird, ihre  Temperatur  steigen.  Sie  kommt  auch  so,  wie  der  Ofen  jetzt  isti 
nicht  ins  Glühen;  ich  verwahre  mich  gewissermaassen  dagegen:  der  Gasofen 
glüht  nie,  seine  Wand  steht  zu  weit  von  den  Flammen  ab.  Wenn  ich  mich 
vorhin  so  entschieden  über  die  Unschädlichkeit  des  glühenden  Eisens  aus- 
gesprochen habe,  so  geschah  es  auch  nicht  im  Hinblicke  auf  den  Gasofen, 
sondern  weil  im  Allgemeinen  die  glühenden,  bezw.  überhitzten  Wände  der 
eisernen  Oefen  als  schädlich  und  verwerflich  hingestellt  werden.  Aber  auf 
eine  Temperatur  von  300^,  vielleicht  bis  400^  kann  der  Gasofen  unmittelbar 
über  den  Flammen  kommen;  ich  halte  das  für  absolut  harmlos.  Die  Zukunft 
wird  uns  wohl  weiter  darüber  belehren.  Die  Herren  Hygieniker  dürften 
sich  ja  einmal  veranlasst  fühlen,  neue  Versuche  in  diesem  Sinne  zu  machen, 
um  zu  zeigen,  ob  es  etwas  anderes  in  Stoff  und  hygienischer  Wirkung  ist: 
das  Product  der  Zersetzung  des  Staubes  gegenüber  dem  Producte  der  Zer- 
setzung einer  Gigarre  und  eines  Bratens  in  der  Küche. ^ 


Schluss  der  Sitzung  l'/4  Uhr. 
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Dritte   Sitzung. 

Freitag,  den   13.  September,  Vormittags  9  Uhr. 

Vorsitzender,  Geh.  Hedlcinalrath  Dr.  Pistor^  eröffnet  die  Sitzung 
und  stellt  nunmehr  den  vierten  Gegenstand  der  Tagesordnung  zur  Ver- 
handlung: 

IV.    ScMdliclikeit  der  Ganalgase  und  Sicherung 
unserer  Wolinraume  gegen  dieselben. 

Es  lauten  die  von  den  heiden  Referenten  aufgestellten 

Leitsätze: 

1.  Die  Annahme  der  Verbreitung  epidemischer  Krankheiten,  namentlich  von 
Typhus,  Choleru,  Diphtherie  durch  Ganalgase  ist  mit  unseren  heutigen 
Kenntnissen  vom  W'esen  der  Krankheitserreger  nicht  vereinbar. 

2.  Dagegen  sind  die  in  Ganal-  und  Hausleitungen  entstehenden  Fäulnissgase, 
vrenn  auch  nicht  direct,  so  doch  indirect,  namentlich  bei  dauernder  Ein- 
wirkung, schädlich,  indem  sie  ekelerregend  wirken  und  das  allgemeine  Wohl- 
befinden und  damit  die  AViderstandsfähigkeit  des  Körpers  gegen  Krank- 
heiten herabsetzen. 

3.  Die  Bildung  derartiger  Gase  und  ihre  Anhäufung  in  den  Leitungen  lässt 
sich  durch  entsprechende  Anlage,  regelmässige  Spülung  und  Reinigung, 
sowie  durch  ausgiebige  Li'iftung  auf  ein  sehr  geringes  Maass  beschränken. 

4.  Es  dürfen  daher  in  den  öffentlichen,  sowie  in  den  Privatleitungcn  gfuter 
Ganalisationsanlageu  weder  Schmutzwasser  noch  Luft  stagniren,  noch  Sink- 
stoffe sich  ansammeln. 

5.  Um  das  Eindringen  schädlicher  Gase  aus  den  Canälen  und  Leitungen  in 
die  Luft  des  Bodens  und  der  Wohnräume  zu  verhüten,  müssen  sammtliche 
Leitungen  in,  unter  und  neben  den  Häusern  vollkommen  luft-  und  wasser- 
dicht hergestellt  und  alle  Eingussstellen  mit  wirksamen,  gegen  Aussaugen 
und  gegen  Austrocknen  gesicherten  Geruch  verschlussen  versehen  werden. 

6.  Eine  dauernd  gute  Wirksamkeit  der  Hauscanäle  wird  nur  bei  Einfachheit 
und  Uebersichtlichkeit  der  Anlage  gesichert. 

7.  Die  durchgängige  Verbindung  der  Hausleitungen  mit  dem  Strassencanal 
ist  dem  entsprechend  der  Abtrennung  durch  einen  Hauptverscbluss  in  der 
Hausleitung  (dem  sogenannten  Disconnecting-  Si/tttem)  vorzuziehen,  weil 
letzteres  die  Lüftung  und  Spülung  erschwert,  complicirte  Lüftungsein- 
richtungen erforderlich  macht  und  die  Anhäufung  von  Schmutzstoffen  in 
unmittelbarer  Nähe  der  Wohnungen  mit  sich  bringt. 

Referent:  Privatdocent  Stabsarzt  Dr.  M.  Kirchner  (Hannover): 

„Meine  Herren!  Seitens  des  Herrn  Vorsitzenden  ist  Ihnen  bereits  in  der 
ersten  Sitzung  mitgetheüt  worden,  dass  die  Uebernahme  dieses  Referates 
durch  mich  erst  in  letzter  Zeit  beschlossen  worden  ist,  weil  Herr  Professor 
Dr.  Carl  Franke  1,  welcher  diese  Aufgabe  ursprünglich  übernommen  hatte, 
sich  von  einer  schweren  Krankheit  noch  nicht  völlig  erholt  hat.  Ist  es 
schon  überhaupt  nicht  leicht,  einen  Mann  wie  Fränkel  ersetzen  zu  sollen. 
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80  ist  dies  für  mich  bei  der  Kürze  der  Zeit,  welche  mir  zur  YorbereituDg 
zur  Yerfügung  stand,  am  so  schwieriger,  und  muss  ich  Sie  daher  um  be- 
sondere Nachsicht  bitten. 

„Die  Bedeutung  einer  zweckmässigen  Beseitigung  der  Abfallstoffe  ist 
jetzt  allseitig  anerkannt.    Die  Forderung  der  Gesundheitspflege,  Ansamm- 
langen von  Abfallstoffen  in  der  Nähe  der  Wohnungen  thunlichst  zu  be- 
schränken und  möglichst  schnell  und   in  einer  solchen  Weise  zu  beseitigen, 
dass  sie  auf  dem  Wege  nach  ihrem   Bestimmungsorte   hin   weder  Boden, 
Wasser  oder  Luft  verunreinigen  noch  Krankheitserreger  übertragen  können, 
diese  Forderung  wird  von  den  verschiedenen  Systemen  der  Beseitigung  der 
Abfallstoffe  in  verschiedener  Weise  und  in  verschiedenem  Grade  erfüllt.    Ich 
kann  nicht  auf  die  Bedeutung  der  Abfuhr  und  der  Canalisation  eingehen, 
sondern  möchte  nur  kurz  darauf  hinweisen,  dass  die  Schwierigkeit  der  Be- 
seitigung der  Abfallstoffe  aus  einer  Stadt  proportional  dem  Wachsthum  der- 
selben zunimmt,  und  dass  man  mehr  und  mehr  zur  Bevorzugung  desjenigen 
Systems  kommt,  welches  die  schnellste  Beseitigung  der  Abfallstoffe  auf  ein- 
heitlichem Wege  gestattet,  nämlich  der  mit  Spülung  verbundenen,  der  soge- 
nannten Schwemmcanalisation.    Die  Ausführung  dieses,  von  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  so  warm   empfohlenen  Systems  stösst  aber  an  manchen 
Orten  auf  Widersprüche,  die  nur  theilweise  berechtigt  sind  und  der  Mehr- 
zahl nach   zurückgewiesen  zu  werden  verdienen.     Ich   will   nicht  auf  den 
volkswirthschaftlichen  Einwurf  eingehen,  dass  bei  der  Schwemmcanalisation 
angeblich  eine  grosse  Menge  wirthschaftlich  werthvoUer  Stoffe  einer  zweck- 
mässigen Verwendung  im  Interesse  der  Landwirthschaft  entzogen  werden. 
Ich  will  hier  nur  auf  den  Punkt  eingehen,   der  auf  unserer  Tagesordnung 
steht.   Man  hat  nämlich  gegen  die  Canalisation  eingewendet,  dass  sie  gewisser- 
:iDaassen  den  ganzen  Untergrund  der  Städte  in  eine  grosse  Abortgrube  ver- 
"wandelt,   aus  welcher  gesundheitsschädliche  Gase,  die  sogenannten  Canal- 
gase,  in   unsere   Wohnräume   eindringen   und   hier  nicht   allein    allgemein 
gesundheitsschädlich  wirken,  sondern  auch  zur  Verbreitung  von  Infections- 
Icrankheiten   beitragen.    Die  Canalisation  wird  von  ihren  Vertretern  als  ein 
l^Iauptmittel  zur  Hebung  der  Gesundheit  und  zur  Bekämpfung  der  Infections- 
Icrankheiten  hingestellt.     Wäre  aber  jener  Vorwurf  berechtigt,    wäre  die 
Canalgastheorie  richtig,  so  wären  die  Canäle  vielmehr  eine  öffentliche  Ge- 
fahr.    Die  Frage  der  Gesundheitsschädlichkeit  der  Canalgase  ist  daher  von 
liervorragender  Bedeutung  für  die   öffentliche   Gesundheitspflege,   und  wir 
sind  unserem  Vorstande  zu  Dank  verpflichtet,  dass  er  dieselbe  auf  die  Tages- 
ordnung gesetzt  hat. 

„Wir  haben  uns  nun  die  Aufgabe  in  der  Weise  getheilt,  dass  der  erste 
Theil,  die  Erörterung  der  Gesundheitsschädlichkeit  der  Canalgase,  mir  zu- 
gefallen ist,  und  den  zweiten  Theil,  die  Sicherung  unserer  Wohnräume  gegen 
dieselben,  also  gewissermaassen  die  Therapie  der  Krankheit,  Herr  Baurath 
Lindley  übernommen  hat. 

„Meine  Herren,  nach  der  Canalgastheorie  sollen  also  die  Canalgase 
ernste  allgemeine  Gesundheitsstörungen  herbeiführen  und  zur  Verbreitung 
der  Infectionskrankheiten  beitragen.  Lassen  Sie  mich  auf  den  letzteren 
Vorwurf  zuerst  eingehen  und  ihn  zum  Hauptgegenstand  meiner  Erörterungen 
machen. 
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„Die  Uebertragung  von  Infectionskrankheiten  darch  Ganalgase  war  früher 
eine  ziemlich  allgemeine,  namentlich  aber  in  England  verbreitete  Anschanong, 
wurde  hauptsächlich  von  dem  berühmten  englischen  Hygieniker  Parkes 
▼ertreten  und  hat  auch  jetzt  noch  in  England  viele  Anhänger.  Ich  erwähne 
zum  Beweise  dessen  eine  Mittheilung  von  Meredith  in  dem  Sanitarj 
Record  (Jahrg.  1884,  S.  498),  nach  welcher  zahlreiche  Fälle  von  Diph- 
therie, Unterleibstyphus  und  Scharlach  in  Häusern  vorgekommen 
sein  sollen,  in  welchen  Ganalgase  hatten  eindringen  können.  Willoughby 
spricht  auf  Seite  264  seiner  1884  erschienenen  Pritwiples  of  hygiene  die 
Ganalgase  als  Hauptursache  des  Typhus  an.  Hun  bezeichnet  in  den 
Medical  News  (Jahrg.  1887)  Gastroenteritis  und  Diphtherie  als  die- 
jenigen Krankheiten,  welche  durch  Ganalgase  erzeugt  werden.  Notter, 
Parkes'  Nachfolger  auf  dem  Lehrstuhle  der  Milit&rhygiene  in  Netley  und 
Herausgeber  der  1891  erschienenen  8.  Auflage  von  Parkes'  berühmtem 
Handbuche  der  Militärhygiene,  führt  als  diejenigen  Krankheiten,  welche 
durch  Ganalgase  erzeugt  werden,  Durchfall,  Typhus,  Diphtherie  und 
Lungenentzündung  an  und  meint,  dass  die  übrigen  Infectionskrank- 
heiten, namentlich  Rose,  Hospitalbrand  und  Puerperalfieber,  in 
Häusern,  in  welche  Ganalgase  eindringen  können,  schwerer  verlaufen,  als 
in  nicht  canalisirten  Häusern.  Auch  in  Deutschland  giebt  es  noch  Vertreter 
dieser  Ansicht.  Im  Handbuche  der  Militärgesundheitspflege  von 
Roth  u.  Lex  heisst  es  z.  B.:  „Die  Verbreitung  von  Typhus  und  Gholera, 
gelbem  Fieber,  Dysenterie,  Diarrhoe  scheint  gelegentlich  durch  diese 
Emanationen  erfolgen  zu  können^.  Das  Werk  von  Roth  und  Lex  stammt 
freilich  aus  den  Jahren  1873  bis  1877.  Dagegen  stellte  noch  im  Jahre  1892 
der  zu  früh  verstorbene  Uffelmann  es  als  Thatsache  hin,  dass  Häuser,  in 
deren  Räume  zeitweise  übelnechende  Ganalgase  eindringen  können,  auf- 
fallend häufig  der  Herd  von  Diphtherie,  Malaria  und  Abdominal- 
typhus seien.  Murchison  und  Peacock,  die  Hauptvertreter  der  Ganal- 
gastheorie,  gingen  folgerichtig  so  weit,  zu  behaupten,  dass  unt«r  den  Ganal- 
arbeitem  Typhus  besonders  verbreitet  sei. 

„Nun,  Sie  sehen,  meine  Herren,  es  giebt  kaum  eine  Infectionskrank- 
heit,  welche  die  Anhänger  der  Ganalgastheorie  nicht  auf  die  Ganalgase 
zurückgeführt  hätten,  am  häufigsten  und  energischsten  ist  dies  aber  beim 
Typhus  geschehen.  Die  Wichtigkeit  der  Frage  wird  es  gerechtfertigt  ei-- 
scheinen  lassen,  wenn  ich  auf  einige  der  als  besonders  beweisend  geltenden 
Beispiele  von  angeblicher  Krankheitsübertragung  durch  Ganalgase  etwas 
näher  eingehe. 

„So  berichtete  der  englische  medical  officer  of  health  J.  M.Wilson  im 
Sanitary  Record  (Jahrgang  1887,  Seite  327)  von  einer  Diarrhoeepidemie 
in  der  Stadt  Selby,  die  er  auf  die  Einathmung  von  Ganalgasen  zurückführen 
zu  müssen  glaubte.  Die  Epidemie  begann  im  März  bei  27^  R.  und  befiel 
in  90  Proc.  der  Fälle  Personen  im  Alter  von  über  10  Jahren.  Im  städtischen 
Arbeitshause,  welches  nicht  an  die  Gaualisation  angeschlossen  war,  kam  kein 
Fall  von  Diarrhoe  vor.  Das  Wasser  konnte  der  Krankheits vermittler  nicht 
sein,  da  die  Stadt  gutes  Trinkwasser  aus  100  bis  120 m  tiefen  Brunnen 
besitzt,  ebenso  wenig  gab  die  Milch  Anlass  zu  Ausstellungen.  Dagegen  waren 
die  Gauäle  schlecht  ventilirt,  und  ausserdem  war  der  Fluss,  in  welchen  die- 
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.^^u  einmünden,  am  21.  M&rz  stark  aufgestaut  worden,  so  dass  die  Luft 
in  den  Canälen  unter  hoben  Druck  gerieth.  Wilson  nimmt  nun  an,  dass 
Darmentleerungen  einer  vor  dem  21.  März  au  Durchfall  erkrankt  gewesenen 
Person  im  Canale  stagnirt,  die  Canalluft  vergiftet  und  den  Anlass  zur 
Epidemie  gegeben  haben. 

„In    der    englischen    Aerztezeitung    The    Lancet    können    Sie    häufig 
Fälle  von  Typhus,  welche  durch  Canalgase  entstanden  sein  sollen,  mit- 
getheilt  finden.     Entweder  fand  man  in  solchen  Fällen  die  Cauäle  schlecht 
angelegt  und  gelüftet  und  beobachtete  ein  Aufhören   der  Epidemie  nach 
Beseitigung  jener  baulichen  Mängel,    oder  die  Epidemie  war  entstanden, 
nachdem  ein  alter  Abzugscan al  aufgebrochen  worden  war,  oder  endlich  die 
Erkrankungen  kamen  zum  Ausbruche  bei  Leuten,  welche  von  einer  längeren 
Reise  heimgekehrt  waren,  nachdem  die  Wasserverschlüsse  in   den  Haus- 
leitungen verdunstet  waren.  Besonders  berühmte  Typhusepidemieen,  welche 
in  dieser  Weise  auf  Canalgase  zurückgeführt  werden ,  sind  die  in  den  eng- 
lischen Städten  Croydon,  Shipley,  Windsor  und  Worthing.     Notter 
berichtet  über  eine   Typhusepidemie  in   den  Eastney-Barracks  in  Ports- 
month,  welche  aufgehört  habe,  nachdem  im  Jahre  1870  die  Canäle  aus- 
gebessert   worden    seien.       Page    und    Wallace    führen    in    den    Army 
medical   reports  Typhusepidemieen   in  den  Garnisonen  Newbridge  und 
Kinsale  auf  Canalluft,  welche  in  die  Baracken  eingedrungen  sein  sollte, 
zurück. 

„Im  englischen  Handbuche  über  die  Jahre  1871  bis  1873   berichtete 
John    Simon    über  eine  Typhusepidemie,    welche    1872   in  Sherborne 
vorgekommen  war.     Von  den   1010  Häusern  der  Stadt  bezogen   230   ihr 
Trinkwasser  aus  nicht  gut  gebauten  Flachbrunnen,   780  aus  der  Wasser- 
leitung.    Trotzdem  kamen   in  den  Häusern  mit  Brunnen  nur   17  Fälle  in 
13  H&usern,  in  den  Häusern  mit  Wasserleitung  dagegen  226  Fülle  in  148 
Häuaem  vor,  und  zwar  setzte  die  Epidemie  derartig  explosionsartig  ein,  dass 
von  diesen  226  Fällen  111  in  der  ersten  Hälfte  des  März  erfolgten.    Simon 
nimmt  nun  an,  dass  die  Rohre  der  Wasserleitung,  welche  nur  intermittirend 
bei  Tage  Wasser  lieferten,  zur  Zeit,  wo  sie  leer  gingen,  aus  den  offen  stehen- 
den oder  schadhaften  Ciosethähnen  mit  Typhusgift  geschwängerte  Canalluft 
angesogen  und  so  zur  Verbreitung  der  Krankheit  beigetragen  haben. 

„Buchanan  berichtete  von  einer  1873  vorgekommenen  Typhusepidemie 
im  Cajuscollege  zu  Cambridge,  welche  nach  den  Sommerferien,  während 
deren  die  Wohnräume  leer  gestanden  hatten  und  die  Wasserverschlüsse  in 
den  Closets  ausgetrocknet  waren,  zum  Ausbruche  kam.  Der  erste  Fall  er- 
eignete sich  am  1.  November  und  betraf  einen  Studenten,  der  am  7.  October 
aus  London  zurückgekehrt  war;  die  Epidemie  betraf  fast  ausschliesslich  den 
Flügel  des  Hauses,  in  welchem  dieser  Student  wohnte,  und  welcher  von 
demselben  Wasserleitungsrohre  versorgt  wurde,  das  auch  das  von  dem 
Studenten  während  seiner  Erkrankung  benutzte  Closet  speiste.  Das  Haupt- 
rohr der  Wasserleitung  lag  etwa  sechs  Fuss  höher  als  die  unteren  Leitungs- 
hähne, so  dass,  wenn  einer  der  unteren  Hähne  geöffuet  wurde,  und  ein 
Glosethahn  der  oberen  Stockwerke  offen  stand,  Closetluft  und  wohl  auch 
Ciosetflüssigkeit  in  das  Hauptleitungsrohr  oder  in  das  Trinkwasser  der 
Anstalt  gelangen  konnte.     Buchanan  glaubte  dies  um  so  eher  annehmen 
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zu  müssen,  als  sich  herausstellte,  dass  die  Hauscanäle  schlecht  ventilirt 
waren. 

„Meine  Herren!  Ich  habe  Ihnen  diese  Beispiele  ausführlicher  mit- 
getheilt,  weil  sie  eine  Prüfung,  ob  sie  in  der  That  durch  Canalgase  oder 
nicht  viel  mehr  auf  ganz  andere  Weise  entstanden  sind,  gestatten  und  einen 
Rückschluss  auf  die  Glaubwürdigkeit  der  übrigen  Mittheilungen  dieser  Art 
zulassen.  Bevor  ich  aber  den  Versuch  mache,  diese  Fälle  nach  unseren 
heutigen  epidemiologischen  Anschauungen  zu  erklären,  gestatten  Sie  mir, 
auf  diese  etwas  näher  einzugehen. 

„Meine  Herren !  In  Deutschland  ist  jetzt  die  Mehrzahl  der  Hygieniker 
anderer  Ansicht  als  die  Engländer  und  hält  die  Canalgase  nicht  für  geeignett 
Typhus  oder  andere  Infectionskrankheiten  zu  verbreiten,  wovon  Sie  sich 
leicht  durch  einen  Blick  in  die  neueren  hygienischen  Lehrbücher,  z.  B.  von 
Flügge,  Gärtner,  Prausnitz,  Rubner  oder  mir  überzeugen  können. 
Schon  im  Jahre  1881  hat  der  leider  so  früh  verstorbene  Soyka  auf  der 
IX.  Versammlung  unseres  Vereins  in  Wien  sich  unzweideutig  gegen  die 
Sewergastheorie  ausgesprochen  und  an  der  Hand  der  Statistik  nachgewiesen, 
dass  in  den  mit  Canalisation  versehenen  Städten  keineswegs  ungünstigere 
Verhältnisse  in  Bezug  auf  Infectionskrankheiten  herrschen,  als  in  nicht 
canalisirten  Städten.  Kr  hat  vielmehr  das  Gegentheil  nachweisen  und  zeigen 
können,  dass  in  einer  Reihe  von  Städten,  welche  canalisirt  sind,  seit  Ein- 
führung der  Canalisation  der  Typhus  abgenommen  hat,  und  dass  in  den- 
jenigen Bezirken  der  betreuenden  Städte,  in  welchen  die  Canäle  schlecht 
waren,  die  Erkrankungen  an  Typhus  schwerer  und  häufiger  waren,  als  in 
denjenigen,  wo  die  Canäle  gut  angelegt  waren.  Ich  kann  nicht  näher  auf 
die  Soyka'sche  Statistik  eingehen,  möchte  jedoch  nicht  unterlassen,  wenig* 
stens  einige  Beispiele  aus  derselben  anzuführen.  Dan  zig  erhielt,  wie 
seiner  Zeit  Lievin  mitgetheilt  hat,  im  Jahre  1869  eine  neue  Quellwasser- 
leitung und  1871  eine  Canalisation.  Die  Typhussterblichkeit  in  Danzig 
betrug  im  Zeiträume  von  1864  bis  1871  durchschnittlich  jährlich  99  und 
im  Zeiträume  von  1872  bis  1879  durchschnittlich  jährlich  35  von  100  000 
der  Bevölkerung,  war  also  nach  Ausführung  jener  beiden  Gesundheits- 
einrichtungen ungefähr  auf  vier  Zehntel  von  dem,  was  man  vorher  beob- 
achtet hatte,  heruntergegangen.  Die  Gesammtsterblichkeit  hatte  vorher  in 
Danzig  in  1863  bis  1869  36*85  pro  Mille  durchschnittlich  betragen,  im  Zeit- 
räume von  1872  bis  1876  dagegen  betrug  sie  nur  noch  28*5  pro  Mille  jähr- 
lich. Aehnliche  Beobachtungen  hat  Pcttenkofer  aus  München  mitgetheilt, 
wo  185G  bis  1859  die  Canalisation  begonnen  wurde.  Die  Typhussterblichkeit 
in  der  Zeit  von  1852  bis  1859  betrug  242  von  100  000,  dagegen  von  1860 
bis  1867  nur  165  von  100  000  durchschnittlich  jährlich.  Baron  und 
Hüppe  haben  sich  der  dankenswerthen  Mühe  unterzogen,  zu  untersuchen, 
inwieweit  in  einer  grösseren  Anzahl  deutscher  Städte  die  Sterblichkeit  durch 
die  Canalisation  beeinflusst  worden  ist.  Besonders  lehrreich  sind  die  An- 
gaben, welche  Baron  gemacht.  Derselbe  verglich  im  Jahre  1886  37  Städte 
ohne  Canalisation  mit  46  canalisirten  Städten.  Die  höchsten  Typhusziffem 
fand  er  in  Städten  ohne  Canalisation,  die  niedrigste  in  Städten  mit  Ganah*- 
sation;  von  70  Orten  mit  hohen  Typhusziflfem  waren  51  =  73  Proc.  der- 
selben nicht  canalisirt;  von   51  Orten  mit  niedrigen  Typhaasahlen  waren 
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40  =  78  Proc.  derselben  canalisirt.  Diese  Statistik  spricht  doch  entschieden 
dafür,  dass  die  Anlage  einer  zweckmässigen  Canalisation  das  beste  Mittel 
znr  Herabsetzung  der  Typhussterblichkeit  ist,  während  man  doch,  wenn  die 
Canalgastheorie  richtig  wäre,  im  Gegentheil  in  den  canalisirten  Städten  eine 
Zunahme  des  Typhus  hätte  beobachten  müssen.  Oder  sollten  sich  etwa  die 
Canalgase  in  England  anders  verhalten  als  bei  uns  in  Deutschland? 

„Nun,  meine  Herren,  Vircho  w  hat  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dass 
die  Statistik  in  Fragen  der  Gesundheitspflege  mit  Vorsicht  verwendet  werden 
muss,  da  in  allen  Städten,  in  welchen  gesundheitliche  Verbesserungen  durch- 
geführt worden  sind,  nicht  nur  eine  derartige  Maassregel  getroffen,  sondern 
in  der  Regel  gleichzeitig  mit  der  Canalisation  z.  B.  eine  zweckmässige  Wasser- 
leitung gebaut,  Markthallen   errichtet,   für   zweckmässige  Beseitigung  des 
Strassenkehrichts   gesorgt,    ein  rationeller  Stadtbebauungsplan   aufgestellt, 
ungesunde  Quartiere  durchbrochen  wurden  u.  s.  w.    Wollte  man  von   diesen 
verschiedenen  sanitären  Maassregeln  eine  herausgreifen  und  behaupten,  dass 
gerade  ihr  die  Abnahme  einer  bestimmten  Krankheit  oder  gar  der  Gesammt- 
sterblichkeit  zu  verdanken  sei,  so  würde  man  leicht  in  Irrthümer  verfallen. 
„Meine  Herren!     Seit  dem  Jahre   1881,  als  Soyka  vor  Ihnen  über 
Canalgase  und  Typhus  gesprochen  hat,  ist  eine  grosse  Zeit  vergangen,  gross 
nicht  nur  der  Ausdehnung  nach,  sondern  vor  Allem  desswegen,  weil  sie 
einen  wesentlichen  Fortschritt  in  unseren  hygienischen  Anschauungen  ge- 
l>racht  hat.  Dank  den  beispiellos  bahnbrechenden  Arbeiten,  die  wir  Männern, 
"wie    Pasteur    und  Robert  Koch,    sowie    dem    rastlosen    Fleisse   ihrer 
zahlreichen  Schüler  verdanken,  hat  sich   die  Hygiene  in   diesem  Zeitraum 
vollständig  umgestaltet.     Vor  Allem  aber  haben  wir  in  dieser  Zeit  eins  ge- 
vronnen,  was  uns  vorher  fehlte,  nämlich  die  Kenntniss  der  Erreger  der  In- 
fectionskrankheiten  und  die  Mittel,  welche  uns  in  den  Stand  setzen,  dieselben 
aufzusuchen,  zu  bekämpfen  und  zu  vernichten. 

„Früher  hielt  man  die  Gase,  welche  im  Untergrunde  der  Städte  durch 
Fäulniss  organischer  Abfallstoffe  entstehen,  mit  der  Grundluft  in  die  Luft 
der  Wohnräume  emporsteigen  oder  mit  dem  Grundwasser  sich  dem  Trink- 
wasser beimischen,  als  solche  für  die  Erreger  der  Iiifectionskrankheiten. 
Man  sprach  von  „ Miasmen '^f  welche  „siechhaftem*^  Boden  entsteigen  und 
die  Krankheiten  übertragen  sollten.  Freilich  gab  es  schon  lange,  nament- 
lich seit  den  ersten  Bacterienforschungen  von  Leeuwenhoek  und  Kircherus 
im  17.  und  18.  Jahrhundert,  hervorragende  Geister,  welche  das  Vorhanden- 
sein belebter  Krankheitskeime  ahnten.  Aber  die  Unvollkommen heit  der 
Mikroskope  brachte  es  mit  sich,  dass  noch  in  diesem  Jahrhunderte  Männer, 
wie  Henle,  Nägeli,  Liebermeister  und  v.  Pettenkofer,  welche  die 
Annahme  belebter  Keime  als  zwingende  Nothwendigkeit  hinstellten,  den 
Beweis  für  ihre  Ansicht  schuldig  bleiben  mussteu.  Seit  Pasteur  und  Koch 
ist  dieser  Beweis  erbracht.  Es  ist  gelungen,  bei  der  überwiegenden  Mehr- 
zahl der  Infectionskrankheiten  den  Erreger  derselben  in  einem  wohlcharakteri- 
sirten  Mikroorganismus  aufzuzeigen,  den  man  in  allen  Fällen  der  betreffenden 
Krankheit  findet,  bei  anderen  Krankheiten,  welche  mit  jener  nichts  zu  thun 
haben,  ausnahmslos  vermisst,  und  durch  dessen  absichtliche  oder  unabsicht- 
liche Uebertragung  auf  Menschen  oder  empfängliche  Versuchsthiere  man  die 
Krankheit  zu  übertragen  im  Stande  ist. 
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„Uffelmann  bat  sich  bemüht,  die  Arten  der  in  der  Canalluft  ent- 
haltenen Bacterien  zu  bestimmen,  und  hat  unter  anderm  den  Bacillus 
subtil is,  B.  butyricus,  B.  proteus  vulgaris,  B.  candicans,  B.  liquefaciens  Yiridis 
lacteus  und,  worauf  Werth  zu  legen  ist,  den  Staphylococcus  pyogenes  aureus, 
den  Erreger  der  Eiterung,  nachweisen  können,  den  einzigen  pathogenen  Mikro- 
organismus, der  bis  jetzt  überhaupt  bei  Lufbuntersuohungen  auch  ausserhalb 
von  Canälen  gefunden  worden  ist. 

„Meine  Herren!  Wir  haben  also  gesehen,  dass  die  pathogenen  Bacterien, 
welche  in  den  Canalinhalt  gelangen,  in  demselben  durch  Ueberwucherong 
sehr  bald  zu  Grunde  gehen  und  noch  viel  früher  ihre  Virulenz  verlieren; 
dass  weiter  diejenigen  unter  ihnen,  welche  ausnahmsweise  am  Leben  und 
virulent  bleiben,  nicht  in  der  Lage  sind,  sich  aus  der  Flüssigkeit  in  die  Luft 
zu  erheben;  dass  aber  endlich  diejenigen,  welche  dennoch  ausnahmsweise, 
z.  B.  beim  Verspritzen  von  etwas  Flüssigkeit  oder  beim  Zerplatzen  von 
Blasen,  in  die  Luft  gelangen,  sich  in  kürzester  Frist  wieder  zu  Boden  senken. 
Wir  haben  weiter  gesehen,  dass  die  Untersuchungen  von  Canalluft  dieselbe 
als  meist  bacterienarm ,  häufig  bacterienfrei  erwiesen  haben,  und  dass  der 
einzige  pathogene  Keim,  welcher  bis  jetzt  in  Canalluft  gefunden  wurde,  der 
Erreger  der  Eiterung  gewesen  ist.  Typhus-,  Cholera-,  Tubercelbacillen  aber 
sind  bis  jetzt  noch  nirgends  in  der  Luft  von  Canälen  gefunden  worden  und 
werden ,  wie  wir  mit  an  Gewissheit  grenzender  Wahrscheinlichkeit  sagen 
können,  voraussichtlich  auch  niemals  in  derselben  gefunden  werden. 

„Wir  dürfen  daher,  wie  ich  meine,  mit  vollem  Rechte  die  These  von 
Soyka:  „Der  Nachweis  eines  Zusammenhanges  zwischen  Canal- 
gasen  und  der  Ausbreitung  epidemischer  Krankheiten  ist  nicht 
geliefert"*  in  der  Weise  erweitern,  wie  wir  es  in  unserer  ersten  These 
gethan  haben. 

„Wenn  wir  nun  aber  den  Einiiuss  der  Canalgase  auf  die  Entstehung 
von  Infectionskrankheiten  in  Abrede  stellen,  dann  müssen  wir  wenigpstens 
den  Versuch  machen,  die  von  den  Epidemiologen  als  Beweis  für  die  Canal- 
gastheorie  angeführten  Beispiele  auf  andere  Weise  zu  erklären.  In  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  ist  dies  nun  leider  nicht  möglich,  da  die  Mittheilungeu  viel 
zu  wenig  eingehend  sind,  um  sie  prüfen  zu  können,  und  sich  meist  auf  die 
Behauptung  des  Zusammenhanges  zwischen  Krankheit  und  Canalluft  be- 
schränken, ohne  auch  nur  die  Spur  eines  Beweises  dafür  zu  erbringen. 
Aber  gerade  die  drei  Beispiele,  auf  die  ich  vorher  etwas  näher  einzugehen 
mir  erlaubte,  zeigen,  wie  leicht  sich  die  Vertheidiger  der  Canalgastheorie 
die  Sache  zu  machen  pflegen.  Bei  der  Diarrhoeepidemie  in  Selby  war  das 
Trinkwasser  gut,  die  Milch  unbeanstandet,  die  Canäle  mangelhaft  gelüftet, 
folglich  nimmt  Wilson  an,  dass  diese  die  Schuld  tragen,  und  damit  dies 
plausibel  sei,  vermuthet  er,  dass  zuvor  die  Entleerungen  eines  Diarrhöe- 
kranken  in  den  Canal  gelangt  seien.  Ist  dies  ein  Beweis  für  die  Schädlich- 
keit der  Canalgase V  Meiner  Ansicht  nach  keineswegs!  Bei  den  Typhus- 
epidemieen  in  Shcrborne  und  Cambridge  aber  handelt  es  sich  augen- 
scheinlich um  Uebertragung  der  Krankheit  durch  Trinkwasser,  welches  durch 
den  flüssigen  Canalinhalt  und  nicht  etwa  durch  die  Canalluft  mit  Typhus* 
keimen  inficirt  worden,  nicht  aber  durch  Infection  der  vorher  Gesunden 
durch  Canalluft. 
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„Seit  wir  die  Krankheitserreger  kennen  gelernt  haben,  müssen  wir  bei 
der  Erkl&mng  von  Epidemieen  von  den  Eigenschaften  dieser  Mikroorganismen, 
nicht  aber  von  vorgefassten  Meinungen  ausgehen.  Wollte  man  überall  da, 
wo  sich  Mängel  an  den  Canälen  finden,  Epidemieen  auf  die  Ganalluft  zurück- 
führen, 80  würde  man  leichtes  Spiel  haben.  Da  aber  die  Ganalluft  keine 
vimlenten  Keime  enthalten  kann,  so  muss  man  nach  anderen  Vermittlern 
suchen.  In  einer  grossen  Anzahl  von  Fällen  wird  man,  namentlich  bei 
Typhus  und  Cholera,  mit  Recht  das  Trinkwasser  im  Verdachte  haben,  in 
anderen  werden  sich  die  Milch  oder  ähnliche  Nahrungsmittel  als  Krankheits- 
Verbreiter  erweisen,  wie  dies  nach  Almquist's  Mittheilungen  in  Schweden 
sehr  häufig  und  noch  jüngst  in  der  Nähe  von  Hamburg  der  Fall  gewesen 
ist.  In  anderen  Fällen  lassen  sich  mit  Sicherheit  Wäsche,  Kleidung, 
Lumpen  u.  dergl.  m.  als  Träger  der  Typhus-,  Cholera-,  Pest-  u.  s.  w.- Keime 
nachweisen.  Kurz,  der  Wege,  auf  welchen  die  Krankheitskeime  verbreitet 
werden  können,  giebt  es  viele,  und  dieselben  sind  zuweilen  so  verwickelt 
und  verborgen,  dass  ihre  Aufdeckung  den  grössten  Scharfsinn  erheischt. 
Alle  Fälle  nur  auf  eine  Weise,  sei  es  durch  Canalgase  oder  durch  Trink- 
wasser oder  durch  irgend  einen  anderen  Mittelsmann,  erklären  zu  wollen, 
ist  jedenfalls  verkehrt.  Gerade  die  Luft  aber  ist  fast  niemals  Träger  von 
Krankheitskeimen.  L  i  s  t  e  r ,  der  Vater  der  antiseptischen  Wundbehandlung, 
ging  bekanntlich  von  der  Ansicht  aus,  dass  die  Luft  die  Erreger  der  Wund- 
infectionskrankheiten,  der  Rose,  des  Hospitalbrandes  u.  s.  w.  enthielte.  Sein 
Verdienst  um  die  Chirurgie  wird  dadurch  nicht  geschmälert,  dass,  wie  wir 
jetzt  wissen,  jene  Keime  nicht  durch  die  Luft,  sondern  höchstens  durch  den 
Staub,  meist  aber  durch  schmutzige  Finger,  Instrumente  oder  Verbandmittel 
übertragen  werden.  So  haben  wir  die  Keime  von  Typhus,  Cholera  u.  s.  w. 
auch  nicht  in  der  Ganalluft,  sondern  in  den  Ausleerungen  der  Kranken  und 
überall  da  2u  suchen,  wo  frische  Ausleerungen  und  damit  lebens-  und  an- 
steckongsfähige  Krankheitskeime  hingekommen  sind. 

„Ich  darf  mich  nun  zu  dem  zweiten  Theile  meiner  Aufgabe  wenden 
und  untersuchen,  inwieweit  Canalgase,  abgesehen  von  den  Infectionskrank- 
heiten,  gesundheitsschädlich  zu  wirken  vermögen. 

„Meine  Herren!  Dass  Gruben-  und  Cloakengase  gesundheitsgefährlich 
sind,  unterliegt  keinem  Zweifel;  die  Art  und  der  Grad  dieser  Schädlichkeit 
hängt  hauptsächlich  von  der  Conceutration  ab,  in  welcher  diese  Gase  zur 
Einwirkung  kommen. 

„In  unverdünntem  Zustande  eingeathmet,  erzeugen  sie  plötzliche  Todes- 
fldle.  Bekanntlich  ist  es  gar  nicht  so  selten,  dass  Leute,  welche  lange  nicht 
offen  gewesene  Abortgruben  ohne  die  erforderliche  Vorsicht  betreten, 
besinnungslos  umstürzen  und,  wenn  nicht  schnell  ärztliche  Hülfe  zur  Stelle 
ist,  asphyktisch  zu  Grunde  gehen.  Auch  die  Luft  aus  Canälen  kann  derartig 
wirken,  wie  der  Fall  von  Hankel  beweist;  es  handelte  sich  um  einen 
26jährigen  Gasschlosser,  welcher  beim  Aufthauen  eines  eingefrorenen  Wasser- 
closets  in  dem  Augenblicke,  als  er  das  Ableitungsrohr  öffnete,  niederstürzte 
und  verschied.  Selbst  in  verdünntem  Zustande  können  derartige  Gase  recht 
heftige  Wirkungen  hervorbringen.  So  berichtet  Parkes  aus  einer  Schule 
in  Clapham,  dass  bei  Oeffnung  einer  Abortgrube  23  Kinder  in  heftigster  Weise 
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greife,  möchte  ich  mir  doch  erlauben,   wenigstens  mit  einigen  Worten  auch 
auf  diese  Frage  einzugehen. 

„Die  üblen  Gerüche,  welche  den  Hausleitungen  unter  Umständen  ent- 
steigen, entstehen  durch  Fäulniss  der  in  denselben  stagnirenden  Abwässer. 
Wenn  irgendwo  in  der  Nähe  unserer  Wohnräume  fäulnissfähige  Stoffe  vor- 
handen sind,  so  kann  man  die  üblen  Wirkungen  der  Fäulniss  auf  dreierlei 
Weise  hintanzuhalten  suchen.  Entweder  macht  man  die  Fäulniss  unmöglich, 
indem  man  die  zersetzungsfahigen  Stoffe  mit  fäulnisswidrigen  Mitteln  be- 
handelt, sie  also  desinficirt;  oder  man  verhindert  den  Austritt  der  Fäulniss- 
gase  in  die  Wohnräume  durch  luftdichten  Abschluss  der  Fallrohre;  oder 
endlich  man  weist  den  Fäulnissgasen  einen  Weg  an,  auf  welchem  sie  bequem 
ins  Freie  gelangen  können,  indem  man  die  Hausrohre  gehörig  ventilirt. 
Nun,  den  Canalinhalt  zu  desinficiren,  die  in  demselben  vorhandenen  Fäulniss- 
bacterien  zu  tödten,  hat  man  wiederholt  versucht.  Allein  es  hat  sich  dies 
als  unmöglich  herausgestellt.  Die  Zahl  dieser  Keime,  und  die  Widerstands- 
fähigkeit der  unter  denselben  zahlreich  vertretenen  Dauerformen  sind  zu 
gross.  Der  zweite  Weg,  die  Canäle  so  dicht  abzuschliessen,  dass  keine  Gase 
heraustreten  können,  hat  sich  gleichfalls  als  unmöglich  erwiesen,  und  selbst 
der  mit  Recht  empfohlene  und  bei  allen  Ausgüssen  anzubringende  Wasser- 
verschluss  thut  nicht  immer  seine  Schuldigkeit;  er  trocknet  ein.  oder  wird 
gesprengt,  wenn  die  Gase  sich  aus  irgend  einer  Veranlassung  übermässig 
spannen.  Wenn  man  aber  den  Gasen,  deren  Entstehung  man  nicht  verhindern 
kann,  einen  Weg  anweist,  auf  welchem  sie  direct  ins  Freie  entweichen  können, 
so  ist  dies  ein  wirksames  Mittel,  unsere  Wohnräume  vor  dem  Eindringen 
and  den  gesundheitsschädlichen  Wirkungen  von  Canalgasen  zu  schützen. 

„Meine  Herren!  Ich  bin  damit  am  Ende  meiner  Ausführungen  an- 
gelangt. Ich  glaube  nachgewiesen  zu  haben,  dass  die  Verbreitung  von 
Infectionskrankheiten  durch  Canalgase  nicht  möglich  ist;  dass  die  Ver- 
breitung anderer  Krankheiten,  als  Uebelkeit,  Erbrechen,  Unbehagen,  all- 
gemeine Abgeschlagenheit,  schliesslich  allgemeine  Ernährungsstörungen  nnd 
Herabsetzung  der  Widerstandsfähigkeit  gegen  Infectionskrankheiten  aller- 
dings die  Wirkung  der  Canalgase  sein  kann;  dass  dies  aber  nur  der  Fall 
ist  in  schlecht  angelegten,  ungenügend  gelüfteten  und  mangelhaft  gereinigten 
Canälen ;  dass  dagegen  in  gut  projectirten,  sorgfältig  gespülten,  gereinigten 
nnd  gelüfteten  Canälen  die  Entwickelung  gesundheitsschädlicher  Gase  nicht 
vorkommt. 

„Ich  meine,  unsere  Aufgabe  ist  eine  doppelte.  Wir  sollen  Gesundheits- 
gefahren aufdecken  und  beseitigen.  Wir  sollen  aber  auch  vermeintliche 
Gesundheitsgefahren  als  solche  entlarven,  um  so  mehr,  wenn  sie  geeignet 
sind,  die  Einführung  trefflicher  sanitärer  Anlagen  zu  gefährden.  Dies  ist 
mit  der  Canalgastheorie  der  Fall,  und  ich  denke,  sie  soll  die  Canalisirung 
unserer  Städte  nicht  mehr  in  Frage  stellen." 

Correferent:  Stadtbauratll  W.  H.  Lindley  (Frankfurt  a.  M.): 

„Meine  sehr  geehrten  Herreu!    Es  wird  nunmehr  meine  Aufgabe  sein, 

im  Anschliiss  an  den  lichtvollen  Vortrag  meines  Herrn  Mitreferenten  Ihnen 

vornehmlich  die  Maassregeln  darzulegen,  welche  bestimmt  sind,  unsere 

Wohnräume  gegen  etwaige  Schädlichkeiten  der  Canalgase  sicher  zu  stellen. 
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In  gewisser  Beziehung  muss  ich  dabei  an  den  interessanten  Vortrag  an- 
knüpfen, welchen  Herr  Ingenieur  Roechling  aus  I^eicester  in  Ihrer  letzt- 
jährigen Versammlung  in  Magdeburg  gehalten  hat. 

„Diesem  Vortrage  ist  es  auch  wesentlich  zuzuschreiben,  dass  die  An- 
gelegenheit heute  Ihre  Versammlung  beschäftigt.  An  den  Vorstand  sind 
Yon  verschiedenen  Seiten  Anregungen  gekommen,  die  Frage  des  Schutzes 
der  Häuser,  der  Wohnräume  gegen  die  Canalgase,  in  diesem  Vereine  von 
dem  Standpunkte  aus  behandeln  zu  lassen,  welcher  in  Deutschland  in  dieser 
Beziehung  herrscht,  erstens  vom  Gesichtspunkte  der  Infection,  der  Ihnen 
soeben  vorgetragen  worden  ist,  zweitens  vom  Gesichtspunkte  der  technischen 
Gestaltung  der  Hausentwässerungsanlagen.  Der  Vorstand  erachtete  diese 
Anregungen  für  begründet,  denn  es  liegt  sehr  leicht  die  Gefahr  vor,  dass, 
wenn  bei  einem  derartigen  mit  Plänen  und  dergleichen  belegten  Vortrage 
nicht  die  entgegenstehenden  Gesichtspunkte  sofort  und  ähnlich  belegt  zum 
Ausdruck  gebracht  werden,  das  Vorgetragene  als  stillschweigend  anerkannt 
angesehen  wird,  die  nichttechnischen  Behörden  und  Solche,  die  sich  nicht 
intensiv  mit  dieser  Frage  befasst  haben,  beeinflusst  und  dann  infiltrirt  in 
die  Vorschriften  für  Hausentwässerung  in  Deutschland.  Und  diese  Gefahr 
ist  nm  so  grösser,  als  leider  heute  noch  die  Hausentwässerung  vielfach  als 
etwas  Nebensächliches  —  ich  möchte  sagen,  als  etwas  einer  eingehenden 
Aufmerksamkeit  eines  Architekten  und  Ingenieurs  nicht  ganz  Würdiges  an- 
gesehen wird.  Man  schliesst  an  bekannte  Muster  an,  oder  übernimmt  ein- 
fach eines  der  abgerundet  vorliegenden  Systeme  und  damit  ist  die  Sache 
erledigt. 

„Ihr  Vorstand  hat  mich  demzufolge  ersucht,  im  Verein  mit  Herrn 
Dr.  Kirchner  die  Angelegenheit  hier  vorzutragen  und  ich  werde  mir  er- 
lauben, zunächst  ganz  kurz  die  zwei  Systeme  zu  schildern,  welche  hier  in 
Betracht  kommen,  denn  es  handelt  sich  wesentlich  um  zwei  einander  gegen- 
überstehende Systeme. 

„Das  erste  ist  das  sogen.  „ Discannecting- System^ ,  das  Abtrenn ungs- 
system,  welches  in  England  und  von  England  ausgehend,  in  Amerika  aus- 
gebreitet ist.  Dasselbe  dehnt  sich  jetzt  auch  auf  Paris  aus  und  wird  wohl 
von  dort  Frankreich  überziehen ;  das  zweite  ist  das  durchgängige  Lüftungs- 
system—  ich  will  es  kurz  das  „zusammenhängende  System^  nennen  — , 
welches  in  Deutschland  und  auf  dem  übrigen  Continent  angewandt  wird. 

„Zunächst  möchte  ich,  an  die  Ausführungen  meines  Herrn  Vorredners 
anknüpfend,  einige  Gesichtspunkte  festnageln,  die  wichtig  sind  bei  der  Ver- 
folgung der  Argumentation  bezüglich  dieser  zwei  Systeme. 

„Seine  sämmtlichen  Ausführungen,  wie  auch  die  meinigen,  setzen  voraus, 
dass  die  Canäle,  an  welche  die  Hausentwässerungen  angeschlossen  werden, 
gut  angelegt  sind,  sich  gut  spülen  und  rein  halten  lassen,  und  dass  sie  mit 
einer  vollständigen,  kräftigen  Ventilation  versehen  sind.  Die  Canäle  sollen 
sich,  soweit  wie  irgend  möglich,  selbst  rein  halten.  Sie  werden  so  angelegt, 
dass  aller  in  sie  gelangender  Schmutz  sofort  mit  Wasser  verdünnt  und 
ununterbrochen  fortgeschwemmt  wird,  während  alle  etwa  sonst  liegen 
bleibenden  Sto£fe  durch  kräftige  Spülung  weggeschwemmt  werden;  alle 
Flüssigkeiten  und  Stoffe  werden  dadurch  in  frischem  Zustande  beseitigt 
and  damit  die  Entwickelung  der  Gase  verhütet,  oder  auf  ein  Mindestmaass 
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herabgebracht;  Beweis,  dass  dies  geschieht,  ist  der  Zustand  der  Luft  in 
solchen  zweckmässig  angelegten  Canalsystemen. 

„Zweitens  soll  die  Lüftung  diejenigen  Gase,  die  sich  dennoch  ent- 
wickeln, thunlichst  rasch  fortführen  und  stark  verdünnen,  damit,  wenn  sie 
irgendwo  austreten,  ihre  Unschädlichkeit  durch  die  Verdünnung  gesichert 
ist;  denn  in  der  Verdünnung  liegt  Sicherheit;  das  ärgste  Gift,  verdünnt, 
ist  unschädlich.  Auf  diese  Art  kommen  wir,  ich  glaube,  man  kann  dies 
sagen,  in  Deutschland  über  den  Begriff  „Canalgas*'  hinweg  und  der  Begriff 
„Canalluft"  ist  für  die  Canalsysteme,  um  die  es  sich  hier  handelt,  richtiger. 

„Und  nun  in  Bezug  auf  diese  Canalluft  waren  es  zwei  hervor- 
springende Punkte,  auf  welche  der  Herr  Referent  Sie  aufmerksam  ge- 
macht hat: 

a)  erstens  erachtet  er  es  vom  gegenwärtigen  Standpunkte  der  An- 
steckungstheorie für  erwiesen,  dass  diese  Canalluft  nicht  Träger  pathogener 
Keime  sei ,  nicht  die  unmittelbare  Uebertragung  pathogener  Keime  auf  den 
menschlichen  Organismus  bewirken  kann; 

b)  zweitens  aber  erblickt  er  in  der  Canalluft  die  Quelle  einer  Gefahr, 
und  zwar  vom  Standpunkte  der  Fäulnissgase. 

„Und  nebenbei  bemerkt,  diese  Anschauungen' meines  Herrn  Mitrefe- 
renten in  Bezug  auf  die  Unschädlichkeit  der  Canalluft  sind  bestätigt  durch 
die  langjährigen  Erfahrungen  mit  den  Arbeitern,  welche  einea  grossen  Theil 
ihrer  Arbeitszeit  in  unseren  Schwemmcanälen  sich  aufhalten,  mit  den  Ar- 
beitern in  den  Frankfurter  Klärbecken,  welche  beinahe  ihre  ganze  Arbeits- 
zeit in  denselben  zubringen  und  auf  welche  die  Canalluft  intensiv  zur  Ein- 
wirkung kommen  muss,  durch  meine  eigenen  Erfahrungen  aus  früheren 
Jahren,  in  welchen  ich  vielfach  lange  Zeit  in  den  Canälen  zubrachte  and 
nicht  minder  durch  die  Ausführungen  des  Dr.  Stevens  aus  London  am 
Budapester  hygienischen  Congress  über  ähnliche  Erfahrungen  mit  Arbeitern 
in  englischen  Sielanlagen. 

„Nun,  meine  Herren,  mit  diesen  zwei  Sätzen  fällt  und  steht  das  System 
der  Hausentwässerung.  Wenn  man  nicht  mehr  eine  unmittelbare  Ueber- 
tragung von  Krankheitskeimen  zu  befürchten  hat,  dann  ist  die  Luft  des 
grossen  Canalnetzes  einer  Stadt  in  keiner  Weise  für  die  Hausbewohner  von 
diesem  Standpunkte  gefährlicher  als  die  Luft  in  den  Haasleitungen  selbst. 
Sind  es  die  Fäulnissgase,  die  zu  befürchten  sind,  dann,  meine  Herren,  ist 
die  grösste  Gefahr  nicht  im  Canalnetze,  sondern  in  den  Haus- 
leitungen zu  suchen.  Jeder,  der  einerseits  die  öffentlichen  Can&le 
besichtigt,  andererseits  Gelegenheit  gehabt  hat,  Hausleitungen  durchbrochen 
zu  sehen,  namentlich  bei  Umbauten  oder  Umänderungen  Fallröhren  aus- 
brechen oder  beseitigen  zu  sehen,  weiss,  dass  der  vom  Standpunkte  der 
Fäulnissgase  schmutzigste  Theil  unserer  städtischen  Entwässerungs- 
anlagen nicht  die  Strassencanäle  sind,  wo  das  Wasser  auf  der  Sohle  ge- 
sammelt hindurchfliesst,  wo  die  Wandungen  durch  Spülung  saaber  gehalten 
werden,  sondern  die  Hausleitungen,  namentlich  die  Fallröhren. 

„Denken  Sie  sich  nur  diese  Fallröhren,  meine  Herren,  diese  Tausende 
von  Röhren,  die  in  den  Häusern  aufsteigen,  denken  Sie  sich  das  Schmuti- 
wasser,  das  da  eingegossen  wird,  das  durch  die  Fallröhren  herabrieselt, 
deren.  Wandungen  hin  und  wieder  bespült  und  benässt,  so  können  Sie  sich 
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vorstellen,  wie  auf  diesen  Wandungen  allmählich  im  Verlaufe  von  Jahren 
Schichten  von  Schlamm  und  Schleim,  Schichten  von  Fäulnisshacterien  ent- 
stehen und  nirgendwo  in  den  Strassencanälen ,  nirgendwo  im  öffentlichen 
Canalnetze,  selbst  bei  den  grossen  Hauptcanälen,  werden  Sie  jemals  Gerüche 
finden,  die  sich  irgendwie  vergleichen  lassen  mit  den  ekelerregenden  Ge- 
rüchen, welche  die  Wandungen  eines  einzigen  Closet-  oder  Küchenfallrohres 
abgeben. 

„Nun,  meine  Herren,  was  haben  wir  demnach  mit  der  Canalluft  zu 
thun,  mit  der  Luft  in  den  Strassencanälen  ?  Sie  als  Träger  von  unmittel- 
baren Ansteckungsstoffen  auszuschliessen  aus  den  Hausentwässerungs- 
leitungen, hat  keinen  Zweck,  weil  sie  kein  Uebertragungs mittel  ist.  Sie 
wegen  der  Fäulnissgase  auszuschliessen,  hat  ebenfalls  keinen  Zweck,  weil 
die  gefährlichere  Luft,  die  in  den  Leitungen  vorkommt,  in  den  Haus- 
leitungen selbst  entsteht.  Hinzu  kommt,  dass  die  Canalluft  selbst, 
wie  ich  später  nachweisen  werde,  ein  ausserordentlich  werthvolles  Mittel 
ist,  wenn  sie  nach  dem  zusammenhängenden  Systeme  benutzt  wird,  um  die 
Hausleitungen  zu  durchströmmen ,  zu  durchlüften  und  auf  die  Art  die  dort 
entstehenden  schädlichen  Gase  fortzutreiben.  Das  ist  zunächst,  meine  ich, 
der  generelle  Standpunkt,  der  in  Uebereinstimmung  mit  den  Thesen  des 
Herrn  Referenten  einzunehmen  wäre,  der  Gesichtspunkt  in  Bezug  auf  die 
Schädlichkeit  der  Canalgase  und  damit  in  Bezug  auf  die  Maassregeln, 
welche  wir  zu  ergreifen  haben,  um  die  Wohnungen  dagegen  sicher  zu 
stellen. 

„Wie  schützen  wir  nun  unsere  Wohnräume  gegen  diese  Gase  ?  Erstens 
dadurch,  dass  wir,  wie  vorerwähnt,  durch  die  zweckmässige  Anlage  und 
Spülung  des  Canalnetzes  die  Entstehung  der  Gase  beschränken  und  durch 
Lüftung  die  Gase  dorthin  führen,  wo  sie  unschädlich  austreten  können. 

„Diese  Durchlüftung  ist  bei  Städten,  die  auf  flachem  Terrain  liegen, 
leichter  als  bei  Städten,  die  steil  liegen.  Sie  lässt  sich  bewirken  durch  ein- 
fache Ausnutzung  der  Hausfallröhren  als  Ventilationsröhren.  Bei  Städten 
mit  gprösseren  Terrainerhebungen,  wie  z.  B.  Theile  von  Frankfurt,  wie  Ihre 
Stadt  Stuttgart,  kommen  aber  Kräfte  hinzu,  welche  in  Folge  der  zur  Wir- 
kung kommenden  Factoren  die  richtige  Durchlüftung  verwickelter  machen, 
die  Höhe  der  Luftsäule,  die  kräftige  Tendenz  der  Luft  nach  bestimmten 
Punkten  zu  strömen,  erschwert  es  ganz  ausserordentlich  für  den  Ingenieur, 
die  Aushauchung  der  Canalluft  in  einer  solchen  Weise  zu  sichern ,  dass  sie 
für  die  Bevölkerung  weder  unangenehm  noch  schädlich  sei.  Bei  Sielnetzen 
in  solchen  gebirgigen  Städten,  wie  Stuttgart,  Elberfeld  und  dergleichen,  hat 
die  Luft  in  Folge  ihrer  grösseren  Leichtigkeit  im  Winter  und  in  der  Zeit 
der  kühleren  Aussentemperaturen  einen  ganz  ausserordentlichen  Drang  nach 
oben  and  sie  tritt  an  ungeeigneten  Punkten  concentrirt  aus,  wenn  ihr  nicht 
durch  genügend  grosse  Oeffnungen,  Schlote  oder  sonstige  entsprechend 
gelegene  Ventilationsöffnungen  der  Austritt  an  Punkten  gesichert  wird,  wo 
er  unschädlich  ist. 

„Im  Sommer  dagegen,  an  heissen  Tagen,  ist  die  Canalluft  schwerer 
und  sie  fliesst,  ähnlich  wie  das  Wasser,  in  den  Canälen  bergab:  es  handelt 
sich  hierbei  um  ganz  gewaltige  Luftströmungen,  um  Strömungen,  die  zum 
Beispiel  stark  genug  sind,  um  bei  der  Begehung  des  Canales  Lichter  aus- 
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zublasen,  und  diese  kalte  Canallnft  sucht  dann  den  Austritt  an  den  tieferen 
Punkten  des  Sielnetzes. 

„So  findet  man  bei  den  gebirgigen  Städten  während  des  grössten 
Theiles  des  Jahres  einen  Drang  der  Canalluft  nach  den  oberen  Theilen  des 
Sielnetzes  1  nach  den  höheren  Punkten  der  Stadt,  zu  gewissen  Jahreszeiten 
dagegen  einen  Drang  nach  den  unteren,  nach  den  Ausmündungspunkten 
des  Sielnetzcs.  Also  zunächst  zur  Sicherung  unserer  Wohnräume  im 
weiteren  Sinne,  d.  h.  als  Theile  einer  Stadt,  ist  es  erforderlich,  ein  zweck- 
mässig angelegtes  Canalnetz  und  namentlich  solche  Ventilationseinrich- 
tungen und  Ableitungsmittel  für  die  Canalluft  za  schaffen,  welche  ein 
tadelloses  Functioniren  der  Ventilation  des  öffentlichen  Sielnetzes  sichern 
und  den  Austritt  der  Luft  an  Punkten,  wo  sie  schädlich  einwirken  könnte, 
ausschliessen. 

„Zweitens  haben  wir  dann  die  Frage  zu  behandeln:  Wie  sichern  wir 
unsere  Wohnräume  im  engeren  Sinne,  d.  h.  jedes  Haus  Vor  einer  schäd- 
lichen Einwirkung  der  Canalluft  —  diese  Bedingung  ist  für  die  Haas- 
entwässerungen maassgebend  — ,  und  hierzu  sind,  wie  ich  vorhin  kurz 
angedeutet  habe,  zwei  Systeme  in  Anwendung:  das  Unterbrechungs- 
system und  das  zusammenhängende  System. 

„Das  Unterbrechungssystem  der  Hausentwässerung  hat  seine  voll- 
ständige historische  Entwickelung,  und  zwar  yornehmlich  aus  dem  mangel- 
haften Zustande  der  öffentlichen  Canäle,  an  welche  die  Hausleitungen 
vielfach  angeschlossen  wurden.  Verfolgt  man  die  Entwickelung  der  Haus- 
entwässerung in  England,  so  sieht  man,  wie  man  dort  allmählich  zu  dem 
Unterbrechungssystem  gekommen  ist,  und  merkwürdigerweise  hat  es  auch 
in  einer  Stadt  in  Deutschland,  wo  in  gewisser  Beziehung  ähnliche  Verhält- 
nisse herrschten,  vorläufig  Eingang  gefunden. 

„Das  Unterbrechungssystem  besteht,  wie  Herr  Roechling  in  seinen 
Schilderungen  in  Magdeburg  ausgeführt  hat,  darin: 

dass  erstens  jeder  Anschlusscanal  zwischen  dem  Strassöncanal  und  dem 
Hause  an  der  Hausmauer  aufhört,  d.  h.  dass  dort  ein  Hauptverschluss  ein- 
geschaltet wird;  dieser  soll  jeden  Eintritt  von  Canalluft  aus  dem  Strassen- 
canale  in  die  Hausleitung  verhüten  und  wird  zu  diesem  Behufe  mit  einer 
Entlüftung  versehen,  namentlich  mit  einer  Oeffnung  oberhalb  oder  richtiger 
innerhalb  des  Verschlusses,  d.  h.  nach  der  Seite  des  Hauses  zu,  versehen; 
durch  diese  wird  der  frischen  Luft  der  Eintritt  oberhalb  des  Verschlusses 
gewährt  zur  Durchlüftung  der  Hausleitung  und  der  Ciosetfallröhren,  welche 
ähnlich  wie  bei  uns,  bis  über  Dach  fortgeführt  sind; 

dass  zweitens  alle  sonstigen  Abflüsse  durch  Fallröhren  ausserhalb  des 
Hauses  herabgeleitet  werden,  und  dass  diese  über  ausserhalb  des  Hauses 
angebrachte  Einlaufe  ausmünden,  welche  Verschlüsse  gegen  die  Canalluft 
besitzen ; 

dass  drittens  alle  Geruchsverschlüsse  durch  besondere  sogen,  secundäre 
Ventilationsröhren  gelüftet  werden. 

„In  Amerika  geht  man  theilweise  noch  weiter,  vermehrt  die  Abschlüsse 
und  Ventilationen  und  verlangt,  dass  die  liegenden  Leitungen  im  Keller 
über  der  Ecllersohle,  nicht  unter  derselben,  angelegt  werden,  um  jede 
Undichtii^keit  sofort  erkennen  zu  können. 


Schädlichkeit  der  Cuialgase  etc  IGd 

„Sie  erblicken  faieno  meine  Herren,  die  Verwirklichung  einer  grosBeo 
Angst  vor  der  Canallnft,  Tor  der  Luft  des  öffentlichen  Canalnetzes 

qFig.  1  ist  die  Wiedergabe  einer  Abbildung  in  dem  Bericht  der  Metro- 
politan Sanitarif  Commisstim  von  1S47 ,  welche  den  Zustand  der  Londoner 
Canäle  darstellen  soll,  wie  sie  zu  jener  Zeit  bestanden,  als  man  anfing,  der 
EntwisBernng  der  Stadt  London  nach  den  heute  geltenden  Pnncipien  Anf- 
Fig    In 


Hamburger   Siele.     (Aus   dem  Entwürfe:   Uetwr   die  Aiilnge   tines   neuen  Siel- 
Bjstenii  von  'Willinm  Lindle;.    Hamburg,  im  Mai  1843.) 

merksamkeit  zu  schenken.  Bei  Betrachtung  dieser  Abbildung  darf  nicht 
*ergetseD  werden,  dass  die  englischen  Städte  viel  fraher  angefangen  haben, 
*ollst&ndige  Caoalnetze  anzulegen ,  daas  sie  ihre  Strassenc anale  dazumals 
noch  meistens  viereckig  gebaut  haben,  dass  die  gegenwärtig  durchgeführten 
Principien  der  DurchspQlung  nicht  bestanden,  dasa  die  Canäle  .\b1agerungs- 
canAle  (Seuers  of  deposH)  und  nicht  Schwemmcanäle  (seif  cicansing  seteers) 
waren,  nnd  daas  in  Folge  dessen  diese  alten  Londoner  Strassenc anale  geradezu 
mit  grosaea  Retorten  verglichen  werden  können,  in  welchen  grosse  Schlamm« 
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mengen  sich  ansttmmelten  und  CanalgSBe  in  grosser  Menge  sich  ent- 
wickelte  Q. 

„Ueberdies  hat  niclit  nur  damals,  sondern  sogar  bis  in  die  70er  Jahre 
in  England  in  Bezug  auf  die  Hausentwlsserung  eine  grosse  Sorglosigkeit 
vorgehen: soht.  Man  hat  die  Hauabesitzer,  oder  die  Installatenre  mehr  oder 
weniger  macheu  lassen,  was  aie  wollten  nnd  alte  ganz  verwerfliche  Anlagen 
weiter  bestehen  laasen. 

„  Auch  war  die  ThonrJjhrenfabrikation,  welche  hente  solch  gutes  Material 
liefert,  damals  eben  erst  in  der  Entstehung  begriffen;  die  Hausleitungen 
wurden  theita  viereckig ,  theila  mit  Keilsteiuen  in  runder  Form  aus  Back- 
stein gemauert,  meiatens  sehr  mangelhaft,  Hessen  durch  undichte  Fugen 
daa  Wasser  versickern,  hielten  den  Unrath  zurück  und  bildeten  so  eine 
Fortsetzung  der  Gasretorten  unter  den  Häuaem.  Daas  in  Folge  dessen 
erstens  schftdliche  Canalgase  massenhatl  entstanden ,  und  dass  xweitena 
Canalgaae  in  die  Häuser  eindrangen  und  die  grössten  Miaaetünde  hervor- 
riefen, ist  ebensowenig  zu  verwundern,  als  dass  sich  hieraus  das  Bestreben 
entwickelte,  bei  Neu-Anlagen  jeden  Zusammenhang  mit  aolchen  Misaständen 
thunliehat  abzuschneiden  und  zu  vermeiden,  und  so  ergiebt  sich  dann  das 
Unterbrechungssyatem. 

„Wir  wollen  zunächst  dieses  Unterbrechungasystem  prüfen :  Wie  werden 
durch  dasselbe  die  Wohnräume  gescbfitzt,  waa  sind  die  Vortheile  des 
Systemes  und  wan  sind  dessen  Nachtheile  V  Ich  habe  auf  dem  Plane,  Fig.  2, 


Fig.  2. 


eine  Anzalil  Häuser  schematisch  dargeütellt,  und  zwar  links  nach  dem  Unter> 
brechnngsaystem,  rechta  nach  dem  zusammenhängenden  System,  entwässert. 
Sie  sehen  daraus,  dasa  bei  dem  Unterbrechungssystem  jedes  Hans  somsugen 
für  sich  unabhängig  oder  isolirt  ist,  die  Abwässer  aller  Häuser  gelangen 
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swar  in  den  gemeinschaftlichen  Strassencanal,  die  Luft  aber,  welche  in  dem 
Strassencanal  über  die  Abwässer  der  Häuser  1 ,  3  und  5  z.  B.  hinweg- 
gestrichen ist,  wird  durch  den  Hauptverschluss  C  aus  den  Hausleitungen  von 
Haus  7  ausgeschlossen  und  so  vice  versa,  wätirend  beim  zusammenhängen- 
den Systeme  die  Luft  beliebig  Strassencanal  und  Hausleitnng  durchströmen 
kann.  Wäre  nun  die  Canalluft  die  unmittelbare  Trägerin  der  Ansteckungs- 
keime, so  wurde  es  durch  das  Abtrennungssystem  erreicht  sein,  dass  z.  B. 
bei  Erkrankung  in  Haus  5  die  durch  Abflüsse  aus  demselben  im  Strassen- 
canale  inflcirte  Luft  nicht  in  die  Leitungen  der  Häuser  1,  3  und  7  gelangen 
könnte.  Man  könnte  eine  solche  Anordnung  als  zweckmässig,  als  eine  Extra- 
Sicherheit ansehen,  welche  berechtigt  wäre,  bei  einer  vielleicht  noch  nicht 
völlig  abgeschlossenen  Erkenntniss  über  die  Fähigkeit  der  Canalluft-Krank- 
heiten  zu  übertragen,  wenn  sie  nicht  andererseits  Nachtheilo  im  Gefolge 
hätte,  welche  nach  unseren  heutigen  Kenntnissen  auf  diesem  Gebiete  schwer- 
wiegender erscheinen,  als  der  Werth  dieser  Isolirung,  und  wenn  die  Siche- 
rung nicht  auf  andere  einfachere  Weise  möglich  wäre.  Man  verscherzt  aber 
bei  dem  Unterbrechungssystem  die  Verwerthbarkeit  der  Hausleitungen  für 
die  Ventilation  des  Canalnetzes  und  namentlich  die  wirksame  Lufterneuerung, 
welche  die  Canalluft  dabei  in  den  Hausleitungen  und  Fallröhren  hervor- 
ruft und  unterhält,  und  welche  ein  so  leistungsfähiges  Mittel  ist,  um  die 
Canäle  und  Hausleitungen  von  Fäulnissgasen  freizuhalten,  dass  es  bei 
Weitem  alles  Andere  aufwiegt,  um  so  mehr,  als  durch  dichte  Leitungen  und 
gute  fAnzelgeruchverschlüsse  auch  dieser  Luft,  deren  Bedenklichkeit  aufs 
äusserste  Maass  reducirt  ist,  der  Eintritt  in  die  Wohnräume  wirksam  ver- 
wehrt werden  kann. 

„In  Fig.  3  (a.  f.  S.)  habe  ich  den  Durchschnitt  eines  Hauses  mit  einer 
nach  dem  Unterbreohungssystem  ausgeführten  Entwässerung  dargestellt.  Sie 
sehen  darauf  die  Hauptleitung  AB  vom  Strassencanal,  den  Hauptverschluss  C 
und  die  Fallröhren  durch  das  Haus,  ein  Küchenfallrohr  JE?  JET'  und  ein  Closet- 
fallrohr  FF'.  Das  Beispiel  ist  einer  amerikanischen  Ausführung  entnommen 
und  die  Fallröhren  liegen  daher  in  dieser  Zeichnung  sämmtlich  innerhalb 
des  Hauses.  Wie  Sie  sehen,  verhindert  der  Hauptverschluss  C  den  Eintritt 
der  Canalluft  in  die  Hausleitungen.  Für  die  Strassencanalluft  ist  das  Yenti- 
lationsrohr  BB'  angebracht.  Oberhalb  des  Hauptverschlusses  C  ist  das 
Luftrohr  Diy  vorgesehen,  durch  welches  die  frische  Luft  eintreten  und  die 
Hausleitung  und  die  Fallröhren  durchströmen  kann.  An  jedem  Ausgusse 
und  Closet  ist,  wie  auch  in  Deutschland  üblich,  ein  Geruch  verschluss  an- 
gebracht, diese  Einzelverschlüsse  sind  jedoch  an  ihrem  oberen  Knie  mit 
Lüftungsröhren  versehen,  welche  durch  besondere  Ventilationsröhren  mit 
der  Fallröhre  oberhalb  des  höchst  gelegeneu  Eingusses  und  demnach  mit  dem 
Ventilationsrohre  bis  über  Dach  verbunden  sind.  Dies  bildet  die  sogenannte 
second&re  Ventilation.  Auf  diese  Art  ist,  wie  Sie  sehen,  der  Eintritt  der 
Strassencanalluft  in  die  Hausleitungen  überhaupt  ausgeschlossen. 

„Auf  der  anderen  Seite  nimmt  man  aber  bedeutende  Missstände  in  den 
Kauf.  Erstens  schafft  man  sofort  eine  Stagnation,  denn  ein  solcher  Haupt- 
verschliiss  bewirkt  nichts  Anderes,  als  eine  Stagnation  des  Wassers  und 
eine  Stagnation  des  Schmutzes.  Ein  Hauptverschluss  mit  15  cm  Durch- 
messer kann,  wenn  er  noch  so  verkürzt  wird,  nicht  mit  einem  Wasserinhalt 
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▼on  weniger  als  10  Liter  hergestellt  werden,  also  ungefähr  zwei  Drittel  der 
gprössten  Closetspülung.  Das  Resultat  ist,  dass,  wenn  die  Closetspülung  durch 
die  Leitung  herabkommt,  das  Wasser  an  dem  oberen  Ende  in  den  Haupt- 
▼erschluss  hineinfliesst  und  km  anderen  Ende  eine  gleich  grosse  Wasser- 
menge hinaustreibt.  Die  Geschwindigkeit  des  Wassers  im  Verschlusse  ist 
daher  wenig  mehr  als  10  cm  in  der  Secunde.  Von  einer  kr&ftigen  Aus- 
spülung desselben  ist  hierbei  keine  Rede,  und  Stoffe  bleiben  darin  liegen, 

Fig.  3. 
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Vorbildern  angewendet  auf  ein  Etagenhaus. 


namentlich  aber  bleibt  darin  das  fäulnissfahige  Spülwasser  stehen,  welches 
so  stark  zu  den  Gerüchen  und  Fäulnisserscheinungen  in  den  Leitungen 
Anlass  giebt. 

^In  der  That  haben  die  Versuche,  welche  yom  SanÜary  Institute  in 
London  in  letzter  Zeit  vorgenommen  worden  sind,  und  welche  auch  durch 
Herrn  Roechlingin  seinem  Vortragein  Magdeburg  Ihnen  erläutert  wurden, 
bewiesen,  dass  von  allen  durch  die  Closets  eingeführten  und  durchgespülten 
Stoffen  bei  diesen  Versuchen  20  bis  64  Proc.  in  diesem  Hauptverschlnsse 
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liegen  bleiben  und  nur  der  Rest  in  die  Ableitung  nach  dem  Canal  ge- 
spült wurde. 

„Wir  haben  es  also  hier  mit  einem  Bruch  mit  dem  System  zu  thun, 
welches  wir  verlangen,  und  das  ist:  rasche  ununterbrochene  Abführung  aller 
Schmutzwässer,  aller  organischen  Abfalle  im  frischen  Zustande,  bevor  sie 
in  Verwesung  übergehen. 

„Weiter  ist  aus  diesen  Versuchen  ersichtlich,  wie  man  bestrebt  und 
mehr  oder  weniger  gezwungen  ist,  lediglich  diesem  Hauptverschluss  zu 
Liebe,  die  Spülwassermenge  bei  den  Closets  zu  vermehren,  denn  eine 
Schlussfolgerung  dieser  Versuche  ist,  dass  die  Spülwassermenge  der  Closets 
nicht  mehr  2  Gallonen,  d.  h.  9  Liter,  sondern  3  Gallonen,  13^/i  Liter,  sein 
müsse.  Verfolgt  man  die  Zahlen  weiter  und  sieht,  dass  im  Closetsyphon 
nur  1  bis  5  Proc.  liegen  bleiben,  in  den  15  cm  Leitungen  1  bis  14  Proc, 
and  dass  im  Hauptverschlusse  dann  20  bis  64,  im  Mittel  25  bis  35  Proc. 
liegen  bleiben,  so  sieht  man,  dass  diese  Steigerung  des  Wasserverbrauches 
unserer  Städte  wesentlich  dem  Hauptverschlusse  zu  Liebe  verlangt  wird. 

„Ein  weiterer  Nachtheil  liegt  in  der  complicirten  Ventilation:  Erstens 
muss  unterhalb  des  Hauptverschlusses  ein  Austritt  für  die  Canalluft  ge- 
schaffen werden,  weil  sonst  der  Hauptstrang  AB  nicht  ventilirt  ist;  dann 
muss  oberhalb  des  Hauptverschlusses  ein  Eintritt  für  frische  Luft  geschaffen 
werden,  weil  sonst  die  Luft  in  den  Hausleitungen  vollständig  stagniren 
und  Gefahr  für  die  Verschlüsse  entstehen  würde.  Wenn  ein  derartiger 
Hauptverschluss  vor  dem  Hause  im  Vorgarten  6r  angelegt  werden  kann, 
so  lässt  sich  die  Ventilation  allerdings  so  bewirken,  wie  in  dem  Plane 
Fig.  2  A  (S.  170)  und  in  Fig.  3  dargestellt  Man  nimmt  dabei  an,  die  frische 
Luft  tritt  bei  2/  ein  und  bei  Ü,  F  und  G'  aus.  Wenn  aber  ein  Haus 
mit  einem  Hauptverschlusse,  wie  Haus  Nr.  1  (vergleiche  Fig.  2),  an  der 
Strasse  liegt,  so  wird  vorgeschlagen,  den  Hauptverschluss  unter  dem 
Trottoir  T  anzulegen  und  die  Lüftung  am  Randsteine  bei  2/  zu  bewirken. 
Nun,  meine  Herren,  die  Lüftung  wäre  dort  ja  absolut  unschädlich  und  auch 
im  Vorgarten  ohne  Bedenken,  wenn  die  Luft  immer  den  eben  erwähnten 
Weg  nehmen  würde,  bei  If  eintreten,  bei  E^  F*  und  &  austreten.  Das 
thut  sie  aber  nicht.  Unsere  Ventilation  beruht  ja  vor  Allem  auf  dem 
mangelnden  Gleichgewichte  der  Luft.  Dieses  mangelnde  Gleichgewicht  der 
Luft  ist  allerdings  gewöhnlich  so  geartet  j  dass  eine  Strömung  in  die  Oeff- 
nung  der  Canäle  auf  der  Terrainoberfläche  hinein  und  senkrecht  durch  die 
Fallröhren  über  das  Dach  hinaus  bewirkt  wird.  Es  giebt  aber,  wie  ich 
bereits  erwähnt  habe,  Zeiten  im  Sommer,  an  heissen  Tagen,  an  welchen 
dieses  mangelnde  Gleichgewicht  eine  umgekehrte  Strömung  hervorruft,  d.  h. 
die  warme  äussere  Luft  tritt  oben  am  Dache  in  die  Ventilationsröhren  ein, 
wird  in  den  Leitungen  kühler  und  fliesst  abwärts.  Und  was  geschieht? 
Dann  zieht  die  Luft ,  die  bei  j?,  F\  G\  in  Fig.  3 ,  in  die  Oeffnungen  ein- 
getreten ist,  durch  die  Fallröhren  E  und  F  und  durch  die  Haupt- 
leitung JP,  D  herunter,  kann  durch  den  Hauptverschluss  C  natürlich  nicht 
durch  und  der  Geruch  tritt  im  Vorgarten  und  am  Trottoirrande  aus;  bei 
schmalen  Trottoirs  daher  unmittelbar  vor  dem  Eingange  oder  vor  den  Par- 
terrefenstem. 

„Aber  selbst,  wenn  die  Strömung  in  der  Richtung  nach  oben  erfolgt. 
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ist  die  YeDtilation  gegenüber  jener  bei  dem  ununterbrochenen  Systeme  eine 
sehr  versch Wächte ,  es  findet  vielfach  Luftstagnation  statt  und  die  übel- 
riechenden Fäulnissgase  sind  in  den  Röhren  viel  concentrirter. 

„Es  macht  sich  auch  jetzt  eine  Bewegung  gegen  diese  Einrichtung 
bemerkbar;  es  wird  bereits  von  verschiedenen  Seiten  in  England  Material 
dagegen  vorgebracht;  es  ist  vor  einigen  Wochen  ein  Bericht  erschienen,  in 
welchem  Sanitätsinspector  W  e  s  t  in  London  nachweist,  dass  von  50  Häusern, 
die  er  besucht  hat,  in  allen  bis  auf  drei,  diese  unteren  Yentilationsöffiiangen 
zugestopft  waren. 

„Nun,  meine  Herren,  wenn  die  untere  Ventilationsöffnung  bei  D  de» 
Geruches  halber  zugestopft  worden  ist,  wenn  bei  C  ein  Hauptverschlnss  vor- 
handen ist,  dann  liegt  im  Hauptverschlusse  nicht  nur  kein  Schutz,  sondern 
im  Gegentheil  eine  grosse  Quelle  der  Gefahr,  weil  dann,  sobald  Wasser  durch 
die  Fallröhren  herabstürzt  und  durch  die  Hauptleitung  abfliesst,  die  zwischen 
demselben  und  dem  Hauptverschlusse  eingepresste  Luft  durch  die  Einguss- 
öffnungen im  Hause  hinausgetrieben  wird,  indem  ihr  der  Weg  nach  dem 
Canale  weiter  durch  den  Hauptverschluss  versperrt  ist. 

„Auf  dem  hygienischen  Congresse  in  Budapest  1894  ist  die  Frage  des 
Unterbrechungssystemes  ebenfalls  angeregt'  worden,  und  zwar  durch  Herrn 
Professor  Corfield,  und  dort  haben  sich  selbst  aus  England  Stimmen 
erhoben,  welche  mit  den  Anschauungen,  die  wir  hier  hegen,  überein- 
stimmten, und  man  hat  in  Section  IX  und  X  die  Frage  nicht  entschieden^ 
die  Anträge  nicht  angenommen,  sondern  eine  Commission  ernannt, 
welche  dem  nächsten  Congresse  hierüber  Bericht  erstatten  soll. 

„Ich  möchte  hiermit  zeigen,  dass  es  keinen  Grund  giebt,  dieses  Unter- 
brechung^system ,  welches  bei  Hausentwässerungsanlagen,  die  an  Cloaken 
anschliessen ,  in  welchen  grosse  Gasentwickelungen  entstehen,  bei  Haas* 
entwässerungsanlagen ,  welche  an  Sammelgruben  angeschlossen  werden 
müssen  und  welche  ausserordentlich  sorgfältig  ausgeführt  und  überwacht 
werden,  d.  h.  bei  Anlagen  unter  ganz  besonderen  Verhältnissen  vielleicht 
motivirt  sein  kann,  dass  es  keinen  Grund  giebt,  dieses  System  allgemein 
anzuwenden. 

„Soweit  mir  bekannt,  ist  Köln  die  einzige  Stadt  in  Deutschland,  in 
welcher  der  Hauptverschluss,  das  sogen.  Disconnecting- System  in  das  vor- 
geschriebene Hausentwässerungssystem  aufgenommen  worden  ist.  In  Köln 
war  derselbe  obligatorisch;  man  hat  dessen  Anwendung  jetzt,  wie  man  mfr 
mittheilt,  freigegeben.  Herr  Baurath  Stubben  hat  mir  gestern  mitgetheili, 
dass  die  Inspectoren  sich  sehr  darüber  beklagten,  dass  die  Hauptverschlüsse 
nicht  gereinigt  werden,  dass  sie  Sammelstätten  für  Schmutz  und  für  Gerüche 
bilden,  und  dass  man  mit  dem  Gedanken  umgeht,  durch  die  Freigabe  dem- 
nächst voraussichtlich  zu  der  Weglassung  dieses  Verschlusses  zu  gelangten. 

„Eine  zweite  Forderung  der  englischen  Entwässerung  nach  dem  DlS- 
comieding-Stf Stern  ist,  dass  die  Küchen,  Bade-  und  Toilettefallröhren  sftmmt- 
lich  ausserhalb  der  Hänser  herubgefübrt  werden  und  dass  sie  ausserhalb 
des  Hauses  frei  ausmünden,  über  einen  mit  Geruch  verschluss  versehenen 
Eiulauf.  Bei  uns  verbieten  die  klimatischen  Verhältnisse  dies  und  ich  brauche 
wohl  darüber  kein  weiteres  Wort  zu  verlieren. 

„Die  Thatsache,  dass  die  Fallröhren  dadurch  als   Ventilationsröhren 
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dem  Csnal  und  der  Hausleitung  entzogen  werden,  ist  ebenfalls  ein  Gesichts- 
punkt, welcher  gegen  diese  Anordnung  spricht.  Ausserdem  wird  die  yoll- 
standige  Durchführung  der  secundären  Ventilation  für  alle  Einzelverschlüsse 
als  unbedingt  erforderlicher  Bestandtheil  des  Systemes  angesehen.  Hierauf 
werde  ich  mir  erlauben,  bei  der  Besprechung  des  zusammenhängenden 
Systemes  zurückzukommen. 

„Zu  diesem  letzteren  übergehend,  haben  wir  zunächst  dessen  historische 
Ent Wickelung.  Gerade  umgekehrt  wie  in  England  hat  man  in  Deutschland 
das  Glück  gehabt,  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  Gesichtspunkte  der  Gesundung 
der  Städte,  welche  heute  noch  in  unseren  Canalisationsanlagen  befolgt 
werden,  entwickelt  wurden,  ziemlich  jungfräulichen  Boden  zu  besitzen.  Die 
St&dte  besassen  nur  hier  und  da  Cloaken,  aber  von  sehr  geringer  Ausdeh- 
nung, und  es  war  leicht,  überall  den  Standpunkt  zur  Geltung  zu  bringen, 
dass  mit  Rücksicht  auf  ihr  veraltetes  System,  ihre  Zweckwidrigkeit  und 
namentlich  auch  ihre  geringe  Länge  diese  Cloaken  einfach  beseitigt  und  die 
ganze  Stadt  ab  ovo  neu  canalisirt  werden  sollte. 

„Das,  meine  Herren,  hat  uns  in  Bezug  auf  die  Hausentwässerung  und 
in  Bezug  auf  den  Schutz  der  Wohnräume  gegen  die  Canalgase  einen  viel 
leichteren  Standpunkt  gegeben  als  in  England  und  hat  dieser  ganzen  Sache 
seinen  Stempel  aufgedrückt. 

„Sie  sehen  in  Fig.  Ib  unten  im  Gegensatze  zu  den  Londoner  Canälen 
die  Querschnitte  der  Hamburger  Siele,  wie  sie  nach  dem  grossen  Brande 
im  Jahre  1842  nach  den  Plänen  und  unter  der  Leitung  meines  Vaters  aus- 
geführt worden  sind,  kleinere  Profile  mit  halbkreisförmiger  oder  elliptischer 
Sohle  zur  Concentrirung  des  Spülstromes.  Ich  glaube  annehmen  zu  dürfen, 
dass  Hamburg  die  erste  Stadt  auf  dem  Continente  war,  welche  mit  einer 
nach  den  heutigen  Principien  construirten  Schwemmcanalisation  versehen 
wurde  und  die  erste  grosse  Stadt  überhaupt,  welche  nach  einem  einheit- 
lichen Plane  und  System  durchgehends  mit  einer  solchen  Anlage  versehen 
worden  ist. 

„Sie  sehen  dann  in  Fig.  4  (a.  f.  S.),  wie  sich  die  Profilform  dieser 
Schwemmcanäle  weiter  ausgebildet  hat.  In  Hamburg  hatte  man  grosse 
Spülmittel,  die  Spülkrafl  der  Alster,  in  anderen  St&dten  hat  man  sie  nicht 
und  Bo  ist  man  von  den  Hamburger  Querschnitten  zu  noch  kleineren 
Querschnitten,  namentlich  zu  der  in  England  von  John  Phillips  ent- 
wickelten Eiform  und  zum  Röhrensiel  übergegangen.  Ausserdem  hat  sich 
die  Thonröhrenindustrie  entwickelt  und  Thonröhren  konnten  zu  Canali- 
sationszwecken  verwendet  werden.  In  früheren  Jahren  wurden  alle  Canäle, 
auch  die  kleinen  runden  Canäle,  aus  Backsteinen  hergestellt.  Sobald  die 
Thonröhren  erhältlich  wurden,  hat  man  an  Stelle  der  früheren  begehbaren 
und  kleinen  Backsteincanäle  für  Hauseutwässerungen  Thonröhren  von  nur 
10  bis  15  cm  angewendet;  man  ist  dazu  übergegangen,  die  kleineren  Strassen- 
canäle  aus  Thonröhren  von  25  cm  Durchmesser  und  darüber  herzustellen, 
runde  Röhren  mit  einem  grösseren  Durchmesser  wie  40  cm  als  Strassencanäle 
anzuwenden,  hat  sich  nicht  als  zweckmässig  erwiesen;  wo  diese  nicht  mehr 
genügen,  sind  die  in  Fig.  4  (a.  f.  S.)  dargestellten  elliptischen  Röhren  von 
40  cm  Breite  auf  60  cm  Höhe  zweckmässig  und  dann  folgt  das  elliptisch 
gemauerte  kleinste  Sielprofil  von  60  auf  110  cm. 
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„Durch  solche  Mittel  hat  man  Sielnetze  geschaffen,  welche  sich  seihst 
reinigen,  welche  keine  Anhäufungsstätten  für  organischen  Schmntz,  der  in 
Verwesung  ühergehen  kann,   bilden;  und  dieses  Princip  ist  auch  in  den 


Fig.  4. 
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Neue  Sielprofile  (Krankfui*t  a.  M.,  Warschau,  Mannheim). 

Maassstab  1:15. 


Hausentwässerungen  durchgeführt,  alle  Säcke,  Schlammbrunnen  mit  yer- 
tiefter  Sohle,  Schlammtöpfe  und  dergleichen  sind  verpönt  und  alle  Fettfänger 
und  ähnliche  Sammelstätten,  soweit  wie  irgend  möglich,  vermieden  und 
Sinkkasten  (GuUies)  nur  an  jenen  Stellen  zugelassen,  wo  schwere  minera- 
lische Sinkstoffe,  Sand  u.  dergl.,  von  Hof-,  Strassen-  oder  KeUerfl&chen  ein- 
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treten  könnten.  Mit  einem  Worte,  alle  Ablagerungen  dort,  wo  einmal  das 
Wasser  mit  organischen  Substanzen  zusammengekommen  ist,  sind  verpönt. 
I)ie  Sohlen  sind,  von  den  Fallröhren  des  Closets  und  der  Küche  aus- 
gehend, durch  die  Hausleitungen,  durch  die  Strassencanäle  und  Haupt- 
canäle  ununterbrochen  glatt  und  ohne  alle  Säcke  bis  an  die  Ausmündung, 
sei  es  in  das  Klärbecken,  sei  es  auf  das  Rieselfeld,  sei  es  in  den  Fluss,  fort- 
geführt.    Auf  diese  Art  wird  jeder  Schmutz  im  frischen  Zustande  beseitigt. 

„Dann  wurde  auch  die  durchgehende  Durchlüftung,  das  zusammen- 
hängende System ,  möglich.  Wenn  die  städtischen  Behörden  Millionen  an- 
gewandt hatten,  um  in  ihrem  Strassenuetz  ein  grosses  und  vollkommenes 
Sielnetz  anzulegen,  welches  sich  selbst  reinhält,  dessen  Luft  als  unschädlich 
angesehen  werden  konnte  und  durch  eine  rege  Ventilation  verdünnt  und 
reingehalten  wird,  dann  konnten  sie  an  die  einzelnen  Hausbesitzer  heran- 
treten und  sagen,  wir  wollen  deine  Hausleitungen  an  die  Canäle  direct  an- 
schliessen,  wir  wollen  sie  behandeln  als  einen  unabtrennbaren  Bestandtheil 
des  grossen  Systems  der  Stadtentwässerung,  damit  durch  das  Zusammen- 
wirken dieser  beiden  wichtigen  ßestandtheile  für  Beide  der  Zweck  auf  das 
vollkommenste  und  sicherste  erreicht  wird;  denn  Hausleitungen  sollen  nicht 
einen  todten  abgeschnittenen  Winkel  im  Systeme  bilden. 

„Auf  diese  Art  ist  die  Hausentwässerung  derjenige  Bestandtheil   der 
Entwässerungsanlage  geworden,  welcher,  in   innigem  Zusammenhange  mit 
dem    Strassensielnetze    stehend,    dessen  Durchlüftung  bewirkt,    und  dabei 
für  sich   eine  wirksame  Durchströmung  aller  seiner  Leitungen   und  Fall- 
röhren sichert.    Dieser  Zusammenhang  ist  in  dem  in  Fig.  5  (a.  f.  S.)  wieder- 
gegebenen  Querschnitt   einer  Hamburger  Strasse    dargestellt,    welche   von 
einer  Lithographie  in  dem  im  Jahre  1866   erschienenen  Werke   „Hamburgs 
neueste  Zeit**  verkleinert  worden  ist,  und  welche  die  nach  dem  Brande  von 
1842  neu  eingeführten  Einrichtungen  darstellt. 

„Auf  diese  Art  entsteht  nun  ein  grosses  Netz  von  Canälen,  welches  mit 
der  Luft  auf  der  Strassenoberfiäche  verbunden  ist  durch  Ventilations- 
schachte, Röhren  von  etwa  20  bis  25  cm  Durchmesser,  die  mit  einem  Roste 
abgedeckt  in  der  Fahrbahn  ausmünden.  In  diese  tritt  in  der  Regel  die 
frische  Luft  von  aussen  ein.  Sie  wird  befeuchtet,  wird  meistens  in  den 
unterirdischen  Räumen  erwärmt  und  dadurch  leichter,  und  durchströmt 
diese,  durchströmt  dann  die  Hausleitungen,  und  wenn  Sie  sich  die  Haus- 
leitungen  und  Fallröhren  ansehen  und  ausrechnen,  welchen  Querschnitt 
diese  Tausende  von  senkrechten  Fallröhren  ausmachen,  so  werden  Sie  finden, 
dass  sie  Stimmirt  einen  grossen  gewaltigen  Schlot  bilden,  der,  entsprechend 
über  die  ganze  Stadt  vertheilt,  eine  fortdauernde  Circulation  der  Luft,  eine 
fortdauernde  Verdünnung  aller  schädlichen  Gase  und  eine  fortdauernde  Ab- 
leitung der  Canalluft  in  die  obere  Atmosphäre  bewirkt. 

„Dieser  Zusammenhang,  diese  Durchströmung  der  Hausleituugen  durch 
die  Canalluft,  meine  Herren,  stellt  aber  dann  wieder  ganz  bestimmte  Forde- 
rungen kn  die  Hausentwässerungsanlagcn  und  damit  au  die  Hausbesitzer 
besw.  an  die  Bevölkerung,  Forderungen,  die  wir  berechtigt  sind  für  das 
allgemeine  Wohl  zu  stellen  und  Anforderung,  die  die  Stadt  berechtigt 
und  verpflichtet  ist  zu  stellen,  da  diese  Anordnung  der  Hausleitungen 
im  Interesse  der  Hausbesitzer  liegt. 

12 


178     XX.  Veraammluag  d.  D.  VereinB  f.  öffeDtl.  G«aandhpege.  zu  StuttKirt. 


Schädlichkeit  der  Canalgase  etc. 


179 


„Die  erste  Forderung  ist  die  absolute  Wasser-  und  Luftdichtig- 
keit aller  Röhren  neben,  unter  und  in  den  Häusern,  die  möglichste 
Herstellung  der  in  der  Erde  liegend  geführten  Leitungen  ausserhalb  der 
Häuser,  d.  h.  dass  die  Fallröhren  im  Innern  herabkommen,  an  der  Stelle, 
wo  sie  unten  ankomtuen,  möglichst  rasch  durch  die  Mauer  nach  aussen 
gehen  und  dass  die  weitere  Ableitung  im  Boden  ausserhalb  des  Hauses  und 
wo  möglich  nicht  unter  dem  Keller  hindurch  geführt  wird;  kommen  dann 
trotz  Borgföltiger  Ausführung  Undichtigkeiten  vor,  so  liegen  sie  aussen,  wo 
sie  weniger  schädlich  sind,  und  nicht  innen  im  Keller  unter  dem  Hause, 
wo  sie  die  Luft  des  Hauses  inficiren  können. 

„Diese  Forderung  ist  eine  die  Anlage  vertheuernde ,  denn  sie  verlangt 
gute  Leitungen,  sie  verbietet  die  Anwendung  der  billigen  Zink-  oder  Blech- 
röhren, die  mit  Löthstellen  verbunden  für  die  Luft  durchlässig  sind.  Sie 
verbietet  die  Verwendung  leichter  eiserner  Röhren  und  sie  verlangt  guss- 
eiseme  Röhren  von  genügender  Wandstärke  mit  Bleidichtung,  schwere  guss- 
eiseme  Röhren,  wie  man  sie  nennt,  oder  genügend  starke  und  gut  ver- 
bundene Bleiröhren. 

„Eine  weitere  Forderung  ist  dann,  dass  diejenigen  Stellen,  an  welchen 
Wasser  eingegossen  wird,  durch  Geruchverschluss  gegen  den  Austritt  der 

Fig.  6. 


Canallnft  gesichert  werden ,  und  diese  Geruchverschlüsse  müssen  so  auge- 
bracht werden,  dass  sie  ihren  Zweck  erfüllen. 

„Um  diesen  Punkt  besser  zu  erläutern,  habe  ich  auf  Fig.  6  schematiscb 
in  A  bis  D  einige  Ausführungen  dargestellt,  welche  zeigen,  welchen  eigen- 
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thümlichen  Anlagen  wir  in  den  Häusern  begegnen,  welche  noch  mit  alten 
Einrichtungen  versehen  sind;  Anlagen,  die  in  Bezug  auf  ihre  Anordnung 
vom  hygienischen  und  vom  technischen  Standpunkte  geradezu  unglaub- 
lich sind. 

„Wir  begegnen  z.  B.  erstens  der  in  Fig.  6  bei  Ä  dargestellten  Einrich- 
tung, ein  Fallrohr  Yon  zwei  Küchen  und  von  einem  Bade,  ohne  alle  Geruch- 
verschlusse,  welches  frei  im  Hofe  bei  a  ausmündet.  Es  war  durchströmt 
durch  die  frische  I^uft,  wenn  aber  oben  in  den  Räumen  h,  c  oder  d  geheizt 
wurde,  so  ist  die  frische  Lufb  von  aussen  durch  das  schmutzige  Fall- 
rohr in  den  Wohnräumen  eingesaugt  worden.  Man  schloss  das  Fallrohr 
an  den  Canal  an  und  versah  es  unten  mit  einem  Verschlusse,  um  die  Canal- 
luft  auszuschliessen.  Nun  wurde  der  Zustand  schlimmer,  denn  die  Luft 
konnte  durch  den  Verschluss  nicht  mehr  weiter  und  jede  Circulation  war 
aufgehoben.  Wenn  bei  d  ein  Eimer  Wasser  ausgegossen  wurde,  wurde  die 
Luft,  die  in  dem  Fallrohre  stagnirt  und  sich  mit  Fäulnissgasen  gesättigt 
hatte,  bei  b  und  c  herausgetrieben. 

„In  ^  ist  eine  ähnliche  Anordnung  dargestellt,  wobei  der  Geruch  ver- 
schluss unten  in  dem  Fallrohre  selbst  angebracht  ist,  eine  Anordnung,  wie 
wir  sie  leider  wiederholt,  sogar  in  neu  canalisirten  Städten  —  ich  nenne 
Frankfurt  a.  M.  —  antreffen,  wenn  lustaUateure  ohne  Erlaubniss  und  ohne 
Eenntniss  der  Behörden  Ergänzungsanlagen  herstellen. 

„Man  ist  dann,  wie  in  C  dargestellt,  dazu  übergegangen,  das  Fallrohr 
zu  ventiliren,  den  Verschluss  aber  noch  unten  anzubringen;  keine  Verschlüsse 
bei  5,  c  oder  d.  Der  Zustand  war  etwas  besser  als  bei  Ä  und  B,  die  Venti- 
lation blieb  jedoch  sehr  mangelhaft,  und  die  Räume  waren  in  keiner  Weise 
gegen  den  Eintritt  der  Luft  aus  dem  Fallrohre  geschützt. 

„Dann  kommen  Fälle,  wo  unter  Beibehaltung  des  Verschlusses  am  Fusse 
des  Fallrohres  Einzelverschlüsse  unter  den  Eingussstellen  angebracht  worden 
sind,  wie  in  Fig.  6  bei  D  dargestellt.  Was  ist  das  ErgebnissV  Der  Haupt- 
verschluss  unten  ist  ohne  Ventilation.  Wird  bei  d  Wasser  eingegossen,  so 
ist  die  Luft  in  dem  Fallrohre  zwischen  dem  fallenden  Wasser  und  dem 
unteren  Verschlusse  eingeschlossen  und  muss  irgendwo  hinaus,  durchbricht 
die  Verschlüsse  c  und  b  und  die  schlechte  Luft  wird  in  die  Wohnräume 
hineingeblasen. 

„Geht  man  dann  einfach  zur  Beseitigung  dieses  Verschlusses  am  Fusse 
des  Fallrohres  über,  so  ergiebt  sich  der  Fall  E  und  damit  ein  einfaches 
Durchlüftungssystem. 

„Sie  finden  dasselbe  auch  in  Fig.  9  (S.  184)  dargestellt,  ein  einfaches 
Fallrohr,  welches  vom  Canal  bis  über  das  Dach  in  einem  Zuge  durchgeht, 
die  Einzelverschlüsse  an  jedem  Eingüsse  dicht  an  das  Fallrohr  angebracht. 
Wird  Wasser  eingegossen,  so  geht  die  Luft  unten  fort,  und  die  frische  Luft 
wird  oben  nachgesaugt;  ist  Stillstand  eingetreten  und  wird  nichts  nachge- 
gossen, so  bilden  die  Verschlüsse  den  Schutz  der  Wohnräume  und  die  Luft 
tritt  in  der  Regel  durch  die  Strassen -Ventilationsschächte  in  die  Leitung, 
durchzieht  dieselbe  und  verdünnt  alle  Fäulnissgase,  die  in  dem  Fallrohre 
sich  entwickeln,  während  an  heissen  Tagen  die  umgekehrte  Strömung  ein- 
tritt, also  immer  Circulation  au  Stelle  von  Stagnation. 

„Die  Geruchverschlüsse,  die  hier  bei  b,  c  und  d  angebracht  sind,  müssen 
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auch  wirksam  sein,  und  um  sie  wirksam  zu  erhalteu,  hat  man  zwei  Mittel. 
Erstens  das  Mittel,  die  Eingüsse  dicht  am  Fallrohre  anzubringen,  wie  in  Fig.  6 
bei  E  und  in  Fig.  9  dargestellt,  und  dabei  den  Durchmesser  des  Fallrohres 
in  richtigem  Verhältnisse  zu  der  an  den  Eingussstellen  zum  Abflüsse  kom- 
menden Wassermenge  zu  bemessen,  denn  es  ist  klar,  dass,  wenn  das  Fall- 
rohr relativ  zu  der  grössten  Abflussmenge  klein  ist,  sich  innerhalb  desselben 
eine  Wassersäule  bildet,  die  eine  Druckwirkung  ausüben  und  die  Geruch- 
Terschlüsse  aufheben  kann,  während,  wenn  das  Fallrohr  nicht  zu  klein  ist 
und  das  Wasser  sich  in  demselben  vertheilen  kann,  diese  Druckausübung 
wegfallt.  Also  durch  Vermeidung  jeder  aussaugenden  Anschlussleitung, 
durch  unmittelbaren  Anbau  der  Geruchverschlüsse  an  die  Fallleitung  und 
durch  richtige  Bemessung  des  Fallrohres  nach  der  grössten  Wassermenge 
lägst  sich  in  der  Regel  die  nöthige  Sicherheit  gegen  das  Aufheben  der  Ver- 
schlüsse erzielen. 


Fig.  7. 


„Es  werden  aber  Fälle  augetrofi'en,  wie  in  Fig.  7  bei  F  dargestellt, 
wo  das  Fallrohr  nicht  in  unmittelbarer  Nähe  der  Eingüsse  ?>,  c  und  d 
herabgeführt  werden  kann,  und  wo  die  einzelnen  Ausgüsse  durch  längere 
Anschlussleitungen  mit  dem  Fallrohre  verbunden  werden  müssen.  Wenn 
dann  bei  5,  c  oder  d  eingegossen  wird,  bildet  sich  in  der  langen  Anschluss- 
leitung leicht  eine  Wassersäule,  die  im  Herabfliessen  nach  dem  Fallrohre 
Luft  nachsaugt  und  schliesslich  den  Geruchverschluss  bei  &,  c  oder  d  ganz 
oder  theilweise  entleert. 

„Dem  muss  in  solchen  Fällen  vorgebeugt  werden  und  dazu  dient  die 
Becundäre  Ventilation,  welche  im   Schnitte   G  schematisch  dargestellt  ist. 


A 
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Wird  nun  bei  d  eingegossen  oder  bei  c  oder  h,  so  fliesst  das  Wasser  durch 
die  liegende  Leitung  nach  dem  Fallrohre  ab  und  die  nachgesangte  Luft 
findet  durch  g  freien  Eintritt  und  bei  d\  c'  und  h'  Zutritt  in  die  liegenden 
Leitungen  unterhalb  der  Verschlüsse.  Die  letzteren  können  also  nicht  aus- 
gesaugt werden.  Das  ist  also  die  in  diesem  Falle  angewendete  Sicherung 
der  Verschlüsse. 

„Eine  zweite  Sicherung  der  Geruchverschlüsse  muss  ebenfalls  erwähnt 
werden,  weil  man  merkwürdigerweise  trotz  der  gemachten  Erfahrung  heute 
noch  eine  Menge  Ausführungen  antrifft,  welche  diese  Sicherung  nicht  be- 
sitzen; dieselbe  besteht  in  dem  Ausschlüsse  allen  Regenwassers  aus  den 
Fallröhren  der  Inneneinrichtungen,  d.  h.  aus  Küchen-,  Gloset-,  Badefall- 
röhren  u.  dergl.  Sie  finden  z.  B.  —  der  Geldbeutel  spricht  ja  hier  mit,  und 
der  Geldbeutel  ist  leider  oft  stärker  als  die  Hygiene  —  Sie  finden  ein 
Fallrohr,  wie  in  Fig.  7  bei  H  dargestellt,  für  die  Küchen  5,  c,  d,  e  und  es 
ist  da  sehr  einfach  das  Regenwasser  durch  das  kurze  Rohr/,  e',  oben  bei  e' 
einzuführen.  Dann  ist  ja  die  Ventilation  erreicht,  meint  der  Installateur, 
und  das  Regenfallrohr  ist  erspart. 

„Was  ist  aber  das  Resultat?  Dass  bei  heftigen  Regen,  die  bei  Nacht 
oder  bei  Tage  vorkommen,  das  Regenwasser  bei  e*  mit  grosser  Gewalt  herab- 
fällt und  durch  seine  grosse  Menge  und  fortdauernde  Wirkung  durch  die 
Compression  der  Luft  im  Fallrohre  die  Verschlüsse  aufhebt  und  die  Fall- 
rohrluft durch  diese  Verschlüsse  in  die  Wohnräume  bei  b,  C,  d  hineintreibt. 
Desshalb  muss  die  Forderung  aufgestellt  werden ,  Regenwasser  darf  in  die 
Fallröhren  der  Innenleitungen  nicht  eingeführt  werden,  sondern  muss  für 
sich  getrennt  durch  besondere  FaUröhren  hinabgeführt  werden,  wie  dies  in 
Fig.  7  J  dargestellt  ist. 

„In  Fig.  8  sehen  Sie  beim  zusammenhängenden  Systeme  die  Anordnung 
der  Fallleitungen  ausserhalb  und  der  Fallleitungen  der  Inneneinrichtungen 
innerhalb  des  Hauses.  Bei  K  die  Fallleitungen  ausserhalb,  dort,  wo 
durch  Uebergangsbestimmungen  die  weitere  Benutzung  bestehender  Fall- 
röhren gestattet  wird,  die  nicht  luftdicht  sind,  nicht  ganz  den  Vorschriften 
entsprechen,  aber  die  man  aus  Zweckmässigkeitsrücksichten  beibehält,  weil 
man  bei  alten  Häusern  das  Bestehende  nicht  vollständig  umarbeiten  will. 
Da  müssen  die  Leitungen  ausserhalb  belassen  und  die  hiermit  verbundenen 
Missstände,  Einfrieren  u.  s.  w.,  geduldet  werden. 

„Bei  L  dagegen  die  Anordnung  innerhalb,  welche  für  Neuanlagen 
verlangt  wird,  und  welche  die  Forderung  absoluter  Luftdichtigkeit 
der  Leitungen  zu  einem  unbedingten  Erfordernisse  macht. 

„Hierher  gehört  noch  die  Frage  der  vielfachen  Fallröhren,  die  Sie 
auch  in  Ihrer  Versammlung  in  Magdeburg  beschäftigt  hat.  Die  Nothwendig- 
keit  besonderer  Fallröhren  für  das  Regenwasser  habe  ich  bereits  erörtert.  Ein 
weiterer  Gesichtspunkt  ist  der,  dass  die  Ciosetfallröhren  als  die  abführenden 
Leitungen  für  die  menschlichen  Abgänge  und  demnach  für  die  Krankheits- 
träger, um  sie  so  zu  nennen,  vom  Standpunkte  der  Beschaffenheit,  der  ihre 
inneren  Wandungen  bedeckenden  Schleim-  und  Schmutzschichten  und  der 
sie  anfüllenden  Luft,  um  so  zu  sagen,  in  eine  höhere  Gefahrenklasse  gehören, 
wie  die  anderen  Leitungen,  und  dass  es  desshalb  erwünscht  ist,  die  An- 
schlüsse, Rohrleitungen  und  Geruchverschlüsse,  welche  mit  den  Glosetfall- 
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röhren  iu  Verbindung  stehen,  thunlichst  zu  beschränken,  wo  möglich  auf  die 
Closets  und  Pissoirs  zu  beschränken,  für  welche  diese  Fallröhren  eigentlich 
bestimmt  sind;  ebenfalls  sollte  das  Zusammenkommen  des  heissen  Küchen- 
wassers mit  den  in  diesen  Fallröhren  enthaltenen  Ansätzen  vermieden  werden. 
Darum  muss  empfohlen  werden,  um  die  Entstehung  schädlicher  Gase  und  die 
Gefahr  ihrer  Einwirkung  in  den  Wohnungen  thunlichst  zu  verhüten,  Küchen- 


Fig.  8. 


und  Badeabwässer  durch 
besondere  Fallröhren  'ge- 
trennt, von  den  Closetf all- 
röhren, hinabzuführen. 

„Eine  weitere  Sicher- 
heitsmaassregel  ist  die, 
dass  die  Geruchverschlüsse 
gegen  Austrocknen  ge- 
schützt werden.  Dies  wird 
dadurch  erreicht,  dass  keine 
Geruchverschlüsse  und 
keine  Anschlussleitungen 
oder  Ableitungen  mit  Ver- 
schlüssen angebracht  wer- 
den, wo  nicht  durch  Spei- 
sungaus der  Wasserleitung, 
und  zwar  nicht  etwa  durch 
eine  besondere  Speisung, 
sondern  durch  die  sichere 
Speisung  durch  den  täg- 
lichen Gebrauch,  das  Aus- 
trocknen des  Verschlusses 
verhütet  wird.  Man  findet 
oft  in  den  Häusern  die 
Ueberläufe  aus  Reservoirs, 
Ueberläufe  von  allerlei 
Gegenständen ,  Fang- 

schalen unter  Badewan- 
nen u.  dgl.,  durch  welche 
niemals  Wasser  regelmässig 
und  tagtäglich  zum  Abflüsse  gelangen  soll,  mit  einem  Geruchverschlusse 
an  die  Fallröhren  oder  an  die  Hausableitung  angeschlossen !  Ein  Geruchver- 
schluss  auf  diesen  Anschlüssen  ist  geradezu  widersinnig,  denn  ein  Ueber- 
lauf  ist  nur  dazu  da,  um  zu  wirken,  wenn  der  Schwimmkugelhahn  oder  ein 
sonstiger  Apparat  nicht  dicht  schliesst,  wirkt  also,  wenn  der  Hahn  gut  ist, 
nie,  wenn  der  Hahn  einmal  im  Jahre  defect  wird,  einmal  im  Jahre;  der 
Geruchverschluss  auf  einem  solchen  Ueberläufe  ist  demnach  absolut  kein 
Schutzmittel,  erhält  kein  Wasser  und  wird  meistens  ausgetrocknet  ange- 
troflfen.  Derartige  Ueberläufe  und  Abläufe  bilden  einen  sehr  gefahrlichen 
Punkt  für  Eintritt  von  Canalluft  ins  Hans  und  desshalb  fordert  man,  dass 
sie  einfach  direct  durch  die  Mauern  geführt  werden  und  aussen  frei  aus- 
münden, oder  dass  sie  nach  unten  geführt  über  einen  Wasserstein,  über 
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ein  Bad  oder  über  ein  Closet  anBrnüDdeii,  d.  b.  aber  einen  Aascblassg^eD- 
stAnd,  dessen  GenichTerBcbluBB  regelmässig  dnroh  den  täglicben  Gebrancb 
geBpeiat  wird. 

„Und  dann,  meine  Herren,  giebt  es  noch  ein  Schutzmittel  von  der 
^öBstan  Wichtigkeit  and  Ton  der  erprobtesten  Art,  d.  i.  die  Eünfacbbeit. 
die  Uebersichtlichkeit  und  leichte  Zuganglicbkeit  der  ganzen  Anlage,  die 
WeglasBung  aller  künstlichen  Mittel,  aller  jener  KuuBtstücke ,  welche  beute 
leider  so  vielfach  in  der  Form  von  allerlei  „  Paten tconstmctionen"  in  die  Hans- 
entwäBsemng  einzudringen  beginnen  die  Vermeidung  jeder  um  öthigen 
Vermehrung  der  in  den  HäuBem  anzubringenden  Rohren  mit  all  ihren  Uich- 
tongen  und  Zuthaten  und  in  dieser  Richtung 
auch  die  Beacbrankung  der  secundären  Veuti- 
lation  auf  jene  Falle  in  welchen  sie  unbedingt 
notbig  isL 

„Meine  Herren  es  lasst  steh  wie  bereite 
erwähnt  hygieniBoh  schwer  der  positiv«  Be- 
weis über  die  SchAdlichkeit  oder  die  Unschäd- 
lichkeit der  Ganalgase  erbringen  and  tod  die- 
sem GesichtBpunkte  über  die  Zweckmässigkeit 
oder  die  Unzweckmassigkeit  des  einen  oder  des 
anderen  Systemes  Ich  mochte  wenn  Sie  es 
mir  gestatten  einen  kleinen  negativen  Be- 
weis erbringen  Denn  in  der  That  wird  Jemand, 
der  nnr  vorschlägt,  ein  solches  zusammen- 
hängendes System  durchzuführen,  von  der  über- 
wiegenden Zahl  der  Aerzte  in  England  und 
Amerika,  von  der  übei-wiegenden  Zahl  der  In- 
genieure dort  als  Ketzer  angesehen  und  kann 
glücklich  sein ,  dass  er  in  einem  Jahrhundert 
lebt,  in  dem  man  die  Menschen  nicht  mehr  vci- 
breunt.  Ich  möchte  desBhalb  einen  kleineu 
negativen  Beweiu  für  die  Richtigkeit  unserer 
Behauptungen  erbringen.  Ich  meine,  dass,  wenn 
dieses  SyBtem  des  durchgängigen  Zusammenhanges,  der  Ansnutiung  der 
Hausleitungen  für  die  Ventilation  der  Strassen canäle  und  die  Durch- 
strömung  der  Hausleitungen  durch  die  Ganalgase  in  der  Thnt  eine  Quelle 
so  groBBer  Gefahr  ist.  wie  dies  die  Anhänger  des  UnterbrechungsNjstums 
annehmen,  so  müsste  doch  dort,  wu  das  zusammenhängende  Sy st«m  intensiv 
durchgeführt  worden  ist,  die  schädliche  Einwirkung  sicli  in  irgend  einer 
Weise  bemerkbar  gemacht  haben.  Ich  habe  desshalb  die  zwei  graphischen 
Darstellungen  mitgebracht,  welche  Sie  in  Fig.  10  u.  11  an  der  Wand  Ihres 
Saales  erblicken.  Die  eine  betrifft  Frankfurt,  die  andere  Warschau,  das 
sind  zwei  Städte,  in  welchen  dieses  System  intensiv  durchgeführt  ist,  und 
zwar  ausnahmsloi)  und  von  Anfang  an,  seit  vielen,  ja  in  Frankfurt  seit 
25  Jahren.  In  Frankfurt  sind  rund  II 000  H&naer  mit  44000  Waseer- 
cloBetB  angeschlossen  und  in  Wui'schau  1230  Hauser.  Sie  sehen  in  Schwarz 
von  unten  aufgetragen  die  TjphuB Sterblichkeit  pro  100000  Einwohner  und 
von  oben  in  Kreuzschraffirung  abwärts  aufgetragen  die  Anschlüsse  an  die 
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Wasserleitong  in  Procenten  der  rorhandenen  Häuser  and  id  einfacher  Seh raf- 
firong  die  AnechlüHse  an  die  CanaliBation ,  ebenfalls  in  Procenten  der  vor- 
handenen Häuser. 

„Sie  sehen,  wie  iu  Frankfurt  die  Typhussterblichkeit  von  100  bis  110 
pro  100000  allmählich  mit  znnehmendem  Anschluss  an  die  Canalisation 
uod  an  die  Wasserleitung  herabgegangen  ist  auf  5  und  7  pro  100  000  nnd 
wie  in  den  letzten  Jahren  die  Curre  sich  allmählich  der  Horizontalen  nähert. 

Fig.  10. 

Sterblichkeit  an  Typhui  abdominalis  in  Frankfurt  a.  M. 

I»::::^  sc.ssj  sassj  laai;  ™'*^  R:se|  sa3S|  Us^  sag 


tind  zwar  einer  sehr  tief  liegenden  Horizontalen.  Sie  sehen,  wie  in  Warschau. 
VD  die  Einf&hrnng  der  Canalisation  und  Wasserleitung  in  eine  ganz  andere 
Periode  fällt,  und  um  etwii  15  Jahre  gegenüber  Frankfurt  verschoben  ist 
(die  Anschlüsse  in  Warschau  fingen  Ende  1836,  jene  in  Frankfurt  Anfangs 
der  70er  Jahre  an),  Sie  sehen,  wie  in  Warschau  ebenfalls  mit  der  zu- 
nehmenden Einführung  dieses  Systemes,  mit  den  zunehmenden  AnscblüsBen 
an  dasselbe,  eine  so  ausserordentliche  Abnahme  der  Sterblichkeit  an  Typhus 
abdominalis  an  diesem  Thermometer  für  derartige  Erkrankungen  sich 
bemerkbar  macht. 
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nNao,  meine  Herren,  daa  wären  «Iho  negAtive  Beweise  nnd  ich  gl&nbe, 
daas  dieses  System  nicht  so  geJUhrliob  Hein  kann,  wie  man  es  in  England 
nnd  Amerika  ansieht. 

„Es  bleibt  nnn,  meine  Herren,  nnr  noch  zu  untersachen,  wie  die 
Sicherhaitsmaas »regeln  in  der  Praxi«  erreicht  werden  sollen?  Es  genflgt 
nicht,   alle  die  Principien,    die  man  Terfolgen  und  durchführen  will,    su 


Fig. 


Bterblichkeit  h 


erkennen,  eondem  sie  müssen  aach 
in  praktischer  Anwendung  für  die 
Städte  gesichert  werden  und  darin 
liegt  erstens  ein  grosser  Theil  der 
Schwierigkeit,  auf  der  anderen  aher 
die  Wichtigkeit  Ihrer  Verhandlungen, 
der  Werth  des  Zusammentagens  tod 
Verwaltnngsbeamten ,  Äerzten  and 
Ingenieuren,  um  die  Schwierigkeiten 
gemeinsam  zu  überwinden. 

„Erstens  müssen  die  Schutz- 
maassregeln  für  unsere  Wohnungen 
dadurch  eicher  gestellt  werden,  dass 
Hausentwäeserangsvorechriftan  auf- 
gestellt nnd  von  den  BehSrden  be- 
schlossen werden,  welche  genau  die 
erläuterten  Grundsätze  rerkörpem 
nnd  klar  präciairen,  was  man  ver- 
langt Das  ist  in  Frankfurt  «.  M.. 
darf  ich  wohl  behaupten,  zuerst  ge- 
schehen, denn  soweit  mir  bekannt 
sind  die  ersten  derartigen  englischen 
Vorschritlen  für  Hause  ntwäeserung 
Mitte  der  70er  Jahre,  etwa  1876. 
ersohienen,  während  in  Frankfurt 
die  Hausentwässerangsror Schriften 
bereits  im  Jahre  1868  aufgestellt 
und  1869  veröSeatlicht  wurden  (jene 
für  Closetanlagen  1671). 

„In  diesen  Vorschriften  ist  nicht 
allein  eine  Abnahmeprüfung  Tor- 
geseben,  denn  eine  solche  allein  hat 
wenig  Zweck,  sondern  es  ist  eine 
regelmüBsige  und  fortdauernde  Controle  der  vorschrifts massigen  Her- 
stellung während  der  Bauausführung  selbst  eingeführt  Wir  haben  lei- 
der als  Ingenieure  hierbei  neben  einer  Anzahl  tüchtiger  Unternehmer  und 
Installateure,  die  den  Wunsch  haben,  Gutes  zu  liefern  und  zu  leisten,  auch 
mit  einer  grossen  Anzahl  —  ich  darf  das  Wort  gebrauchen,  ich  weiss  nicht. 
oh  es  parlamentarisch  ist  —  Pfuscher  zu  thun,  die  dadurch,  dass  sie  billige 
Preise  stellen,  welche  sie  nachher  zu  dem  Versuche  Teranlassen,  sehr  sweifel- 
haftes  Material  zu  verwenden,  die  Arbeit  an  steh  reissen  wollen.  Hit  diesen 
hat  man  zu  kämpfen,   und  leider  auch  zum  grossen  Theile  noch  mit  einer 
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Bevölkerung  zu  rechnen,  die  über  alle  diese  Fragen  der  Hygiene,  über  den 
Werth  einer  guten  Hausentwässerung  für  die  Gesundheit  ihrer  Familie  und 
damit  für  ihr  Glück,  für  ihr  Vermögen,  gar  kein  Urtheil  hat. 

„Zunächst  sind  demnach  wichtig  die  genauen  Vorschriften  für  Haus- 
entwässerung, die  Gontrole  während  der  Ausführung  und  dann  auch  die 
Controle  während  des  Betriebes,  damit  nicht  nachträglich  eine  gut  ausge- 
führte Anlage  durch  irgend  eine  Unwissenheit,  durch  das  Einfügen  eines 
Verschlusses  an  einem  ganz  unrichtigen  Punkte,  durch  Abschneiden  eines 
Ventilationsrohres,  durch  Wegnahme  einer  Wasserzuführung,  auf  welcher 
die  Speisung  des  Geruchverschlusses  beruht,  verstümmelt  und  gesundheits- 
widrig gemacht  wird. 

„Und  wenn  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  durch 
sein  schwerwiegendes  Wort,  durch  sein  maassgebendes  Urtheil,  durch  das 
Zusammenwirken  der  in  grosser  Zahl  maassgebenden  und  einflussreichen 
Männer,  die  von  hier  aus  ausgehen  werden  und  diese  Gesichtspunkte  in  ihre 
Städte  forttragen  und  dort  verwirklichen  werden,  wenn  dieser  Verein  dazu 
beiträgt,  in  dieser  Richtung  gesunde  Ansichten  zu  schaffen,  so  ist  der  heutige 
Vormittag  nicht  verloren. 

„Um  solche  gesunde  Ansichten  zu  schaffen,  wäre  es  ausserordentlich 
zweckmässig,  wenn  ausser  der  Feststellung  der  Grundsätze,  Forderungen 
und  Vorschriften  auch  durch  Vorträge  oder  Lehrcurse  dazu  beigetragen 
werden  könnte,  dass  diese  wichtige  Frage  besser  erkannt  und  verstanden 
werde.  Es  ist  in  der  That  traurig,  wenn  man  sieht,  wie  Architekten  mit 
den  ersten  Namen  der  Welt  auf  ihre  Fa^aden  Tausende  und  Zehntausende 
verwenden  und  dann  ins  Innere  dieser  Paläste  tretend  findet,  dass  der  An- 
schlag für  die  wichtigen  sanitären  Einrichtungen  wenig  Geld  übrig  gelassen 
hat  und  dass  die  Entwässerungsanlagen,  in  der  mangelhaftesten  Weise  aus- 
geführt, in  der  grössten  Unordnung  sind.  Ich  meine,  meine  Herren,  wenn 
irgend  etwas  geschehen  kann,  um  diesen  Männern,  die  wirklich  nicht  wissen, 
was  sie  thun,  das  Wissen  beizubringen  und  das  Gewissen  beizubringen,  so 
würde  das  eine  ausserordentlich  dankenswerthe  Aufgabe  dieses  Vereins  sein, 
sei  es  durch  Vorträge,  sei  es  durch  Schulen  für  Architekten,  Ingenieure, 
Baumeister  und  Installateure,  sei  es  durch  populäre  Vorträge  für  die  Be- 
völkerung. Es  wäre  auch  ausserordentlich  zweckmässig  und  eine  dankbare 
Aufgabe,  wenn  an  Ihren  Hochschulen,  wo  Hygiene  gelehrt  wird,  Einrich- 
tungen getroffen  werden  könnten  für  die  Oeffentlichkeit,  Vorträge  zur  Be- 
lehrung des  Publicums,  wo  namentlich  auch  die  Damen,  deren  Herrscher- 
gebiet das  Haus  eigentlich  ist,  hinkommen  und  ein  Verständniss  für  diese 
Fragen  erhalten  könnten. 

„Meine  Herren,  von  den  Thesen,  die  gemeinschaftlich  mit  meinem  Herrn 
Mitreferenten,  Dr.  Kirchner,  aufgestellt  worden  sind,  erlauben  Sie  mir,  nach- 
dem er  die  ersten  drei  Thesen  begründet  hat,  die  letzten,  die  Thesen  5,  6, 
7  und  8,  Ihnen  vorzulesen. 

ft.  Es  dürfen  daher  in  den  öffentlichen,  sowie  in  den  Privatleitungen  guter 
Canalisationsanlagen  weder  Schmutzwasser  noch  Luft  stagniren,  noch 
Sinkstoffe  sich  ansammeln. 

6.  Um  das  Eindringen  schädlicher  Gase  aus  den  Canälen  und  Leitungen  in 
die  Luft  des  Bodens   und  der  Wohnräume  zu   verhüten,  müssen  sämmt- 
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liehe  Leitungen  in,  unter  und  neben  den  Häusern  vollkommen  luft-  und 
wasserdicht  hergestellt  und  alle  Eingussstellen  mit  wirksamen,  gegen 
Aussaugen  und  gegen  Austrocknen  gesichert en  Geruchverschlüssen  ver- 
sehen werden. 

7.  Eine  dauernd  gute  Wirksamkeit  der  Hauscanälc  wird  nur  bei  Einfachheit 
und  Uebersiohtlichkeit  der  Anlage  gesichert. 

8.  Die  durchgängige  Verbindung  der  Hausleitungen  mit  dem  Strassencanal 
ist  dem  entsprechend  der  Unterbrechung  durch  einen  Hauptverschluss  in 
der  Hausleitung  (dem  sogenannten  Visconnecting- System)  vorzuziehen,  weil 
letzteres  die  Lüftung  und  Spülung  erschwert,  complicirte  Lüftungsein- 
richtungen erforderlich  macht  und  die  Anhäufung  von  SchmutzstofTen  in 
unmittelbarer  Nähe  der  Wohnung  mit  sich  bringt. 

„Und  nun,  meine  Herren,  erlauben  Sie  mir  zum  Schlüsse  nur  noch  den 
Wunsch  auszusprechen,  dass  die  hier  vorgetragenen  Gesichtspunkt«  ihre 
guten  Früchte  tragen  mögen,  dass  Sie  Alle  in  Ihren  verschiedenen  Städten 
und  die  Abwesenden  durch  die  Veröffentlichung  unserer  heutigen  Verhand- 
lung veranlasst  werden,  Maassregeln  zu  ergreifen,  Vorschriften  festzustellen, 
Gontrolen  einzurichten  und  Belehrung  eintreten  zu  lassen,  um  diesen  für 
die  Gesundheit  der  Bevölkerung  Deutschlands  so  wichtigen  Gegenstand 
weiter  auszubilden,  allgemein  bekannt  zu  machen  und  das  als  richtig  Er- 
kannte auch  durchzuführen. 

„Ich  danke  Ihnen,  meine  Herren,  für  die  Aufmerksamkeit,  die  Sie  die 
Liebenswürdigkeit  hatten,  mir  zu  widmen.^ 

Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet. 

Ingenieur  H.  Alfred  Boechling  (Leicester)  betont,  dass  ihn  ziem- 
lich grosse  principielle  Unterschiede  von  dem  Herrn  Correferenten  trennen, 
die  er  bei  der  Kürze  der  ihm  in  der  Discussion  zu  Gebote  stehenden  Zeit 
nur  in  ihren  Hauptumrissen  berühren  könne,  sich  vorbehaltend,  später  in 
einem  besonderen  Aufsatze  die  ganze  Frage  und  die  ihn  von  dem  Herrn 
Correferenten  trennenden  Gegensätze  eingehend  zu  besprechen. 

In  den  Ausführungen  des  Herrn  Referenten  Kirchner  habe  er  die 
interessanten  Untersuchungen  von  Dr.  Alessi  in  Rom  vermisst,  aus  denen 
ziemlich  klar  hervorzugehen  scheine,  dass  Canalgase  für  Typhus  prädis- 
ponireu.  Alessi  habe  zu  seinen  Versuchen  Ratten,  Meerschweinchen  und 
Kaninchen  benutzt,  die  er  der  Canalluft  ausgesetzt  und  nachher  mit  Typhus- 
bacillen  und  mit  Bacterium  coli  commune  geimpft  habe,  während  er  gleich- 
zeitig Controlversuche  an  solchen  Thieren  ausgeführt  habe,  welche  der  Canal- 
luft nicht  ausgesetzt  gewesen  seien.  Das  Nähere  sei  aus  den  folgenden 
TabeUen  zu  ersehen. 

Aus  diesen  Tabellen  gehe  klar  hervor,  dass  nach  Einimpfung  von  Typhus- 
bacillen  beinahe  alle  Thiere  gestorben  seien,  welche  CanaUufl  eingeathmet 
hätten,  während  von  denen,  welche  frische  Luft  eingeathmet  hätten,  mit 
Ausnahme  eines  Falles,  kein  einziges  Thier  gestorben  sei.  Ganz  die  gleichen 
Resultate  habe  Alessi  bei  Impfung  mit  Bacterium  coli  commune  gefunden, 
so  dass  man  gewiss  mit  Recht  den  Schluss  ziehen  dürfe,  dass  Canalluft 
für  Typhus  prädisponire.  Das  sei  also  dasselbe,  was  in  der  2.  These  zum 
Ausdruck  gekommen  sei,  denn  das  Herabsetzen  der  Widerstandsfähigkeit 
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Tabelle    II. 
Zusammenstellung  der  Resultate. 


V                                                  1      •                                                                             '     A 

Versuchsthiere 

Von  den  Versuchsthieren 
starhen 

Inoculirung  mit 

der  Ganal- 
luft  aus- 
gesetzt 

der  Canal- 
luft  nicht 
ausgesetzt 

Bacillus  typhüsus,  Cultur  A  . 

Bacillus  typhosus,  Cultur  B  . 
Bacterium  coli  commune  .    . 

[Ratten 

1  Meerschweine 

Kaninchen 

Meerschweine 

(Kaninchen 

Meerschweine 

76  Proc. 

79     „ 
100     „ 

78     „ 
88     , 

83     , 

7  Pn>c. 
0     . 
0     , 

0     . 

0       r 

0     „ 

des  Körpers  gegen  Krankheiten  fasse  er  als  prädisponirend  für  den  Krank- 
heitskeim auf.  Jedenfalls  gehe  aus  all  dem  hervor,  dass  Ganalluft  einen 
schädlichen  Einfluss  auf  die  Gesundheit  ausübe  und  dass  sie  ans  diesem 
Grunde  gänzlich  von  unseren  Wohnungen  auszuschliessen  sei. 

Was  nun  die  Ansichten  des  Herrn  Correferenten  Lindley  anlange, 
so  seien  ihm  dies  alte  Bekannte,  denen  er  die  Lebensexistenz  oft  schon 
schwer  gemacht  habe,  und  deren  Lebensadern  zu  unterbinden  er  auch  heute 
wieder  sich  bemühen  werde.  Alles  das,  was  der  Herr  Correferent  in  Wort 
und  Bild  hier  vorgeführt  habe,  sei  in  England  vor  Jahren  auch  in  Anwen- 
dung gewesen,  aber  man  sei  davon  wieder  abgegangen,  weil  es  sich  nicht 
als  gut  erwiesen  habe,  und  man  etwas  Besseres  an  seine  Stelle  su  setsen 
gewusst  habe ;  wenn  sich  diese  Einrichtungen  als  gut  erwiesen  hätten,  würde 
man  doch  nicht  von  denselben  abgegangen  sein. 

Weiter  müsse  er  auf  einen  principiellen  Unterschied  zwischen  dem 
Herrn  Correferenten  und  ihm  aufmerksam  machen.  Während  bei  den  An- 
lagen, wie  er  sie  im  vorigen  Jahre  auf  der  Magdeburger  Versammlung  vor- 
geschlagen habe,  die  Fallröhren  und  der  Hauscanal  so  gut  wie  keinen 
Geruch  enthalten,  scheine  es  nach  den  Bemerkungen  des  Herrn  Lindley, 
dass  es  in  seinen  Fallröhren  und  Hauscanälen  arg  rieche,  dass  die  Luft  in 
denselben  eine  sehr  schlechte  sei,  dass  sich  seine  Fallröhren  voUsetzeo. 
und  schliesslich,  dass  er  für  die  Küchen wässer  keine  Sinkkästen  in  An- 
wendung bringe.  Hier  sei  das  Eine  die  Folge  des  Anderen,  und  so  sei  es 
auch  in  England  gewesen.  Lasse  man  die  Sinkkasten  weg,  die  die  schweben- 
den Stoffe  in  den  Küchen-  und  sonstigen  Abwässern  mit  Ausnahme  der 
Fäcalien  zurückhalten,  so  gelangen  diese,  und  namentlich  die  Wischlappen, 
in  die  Fallröhren  und  den  Hauscanal,  setzen  sich  dort  fest  und  führen  so, 
da  sie  sich  durch  Spülung  schwer  beseitigen  lassen,  zu  Ablagerangen  und 
in  Folge  dessen  zu  üblen  Gerüchen. 

Insbesondere  wolle  er  darauf  hinweisen,  dass  in  einer  der  Danteliangen 
des  Herrn  Lindley  an  dem  Uebergange  des  Fallrohres   in  die  liegende 
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Ableitung  das  Rohr  sich  yod  10cm  auf  15cm  erweitere;  es  komme  ihm 
vor,  als  ob  das  geschehen  sei,  um  für  diese  Ablagerungen  Platz  zu  machen, 
und  dies  widerspreche  dem  von  ihm  in  Magdeburg  vorgetragenen  Princip, 
dass  Abfallröhren  und  Hauscanäle  keine  Ablagerungscanäle  und  -Röhren 
sein  dürfen,  und  dass  in  denselben  sich  nichts  ansammeln  solle,  was  üble 
Ausdünstungen  veranlassen  oder  einfrieren  könne. 

Was  nun  das  Einfrieren  der  aussen  liegenden  Fallröhren  anbelange, 
so  habe  man  damit  in  England  folgende  Erfahrungen  gemacht.  Früher 
seien  dort,  gerade  wie  jetzt  noch  in  Deutschland,  alle  Fallrohre  im  Innern 
der  Häuser  angebracht  gewesen,  meist  so  schön  versteckt,  dass  Niemand 
gewusst  habe  wo,  und  sie  seien  der  Aufenthalt  für  Ratten,  Vögel  etc.  ge- 
wesen. Da  habe  sich  in  den  70  er  Jahren  eine  neue  Anschauung  Bahn 
gebrochen,  die  unter  anderem  zur  Folge  gehabt  habe,  dass  man  angefangen 
habe,  sämmtliche  Fallröhren  nach  aussen  zu  verlegen,  und  zwar  trotz  der 
von  manchen  Seiten  geäusserten  Bedenken  des  Einfrierens,  ausgehend  von 
der  Ansicht,  dass  frei  und  schnell  herabfallendes  Wasser,  welches  nirgends 
hängen  bleibe,  in  einer  Rohrleitung  nicht  einfrieren  könne.  Denn  wo,  bei 
Borgfaltiger  Beaufsichtigung  der  Fallröhren,  wie  solche  in  England  geschehe, 
nichts  vorhanden  sei,  was  riechen  könne,  könne  auch  nichts  einfrieren.  Und 
selbst  in  strengen  Wintern  habe  diese  Ansicht  sich  bestätigt  gefunden.  Im 
letzten  Winter,  der  auch  in  England  ein  ungewöhnlich  kalter  gewesen  sei, 
indem  die  Minimaltemperatur  in  der  Nähe  von  Leicester  —  20^  C.  betragen 
habe,  die  täglichen  Durchschnittstemperaturen  vom  26.  Januar  bis  19.  Februar 
in  England  zwischen  +  0'9^C.  und  — ITO^C.  geschwankt  haben  und  acht 
Wochen  lang  Eis  und  Schnee  gelegen  habe,  sei  fast  nirgends  ein  Einfrieren 
der  Röhren  vorgekommen.  Er  habe  das  bleierne  Glosetfallrohr  und  den 
Syphon  seiner  eigenen  Hausentwässerung  herausgeschnitten  und  nichts 
darin  gefunden,  was  dem  Gerüche  oder  dem  Ansehen  nach  wahrnehmbar 
gewesen  sei,  und  dadurch  sei  bewiesen,  dass  es  nicht  einfrieren  könne.  Des 
Weiteren  habe  er,  um  hierüber  zuverlässige  Nachrichten  zu  erhalten,  bei 
einer  Anzahl  von  Medicinalbeamten ,  städtischen  Ingenieuren  und  sonstigen 
Verwaltungsbeamten  Erkundigungen  eingezogen,  im  Ganzen  in  29  Provin- 
zialstädten  mit  über  acht  Millionen  Einwohnern,  und  habe  sich  heraus- 
gestellt, dass  wohl  vereinzelte  Fallröhren  eingefroren  seien,  dass  aber  im 
Allgemeinen  kein  Nachtheil  zu  constatiren  gewesen  sei.  Nur  aus  drei 
Städten  seien  ungünstige  Nachrichten  eingegangen,  doch  handle  es  sich  hier 
am  in  Hinterwohngebäuden  oder  auf  dem  Hofe  angebrachte  Wasserciosets, 
deren  Einfrieren  zu  Klagen  Anlass  gegeben  habe ;  es  sei  ja  erklärlich ,  dass 
stehendes  Wasser  in  den  Closets  einfriere,  und  dass  dann  der  Wasserver- 
Bchluss  platze.  Hier  aber  handle  es  sich  um  Fallröhren  mit  fallendem  Wasser, 
and  diese  haben  sich,  obgleich  aussen  liegend,  auch  im  letzten  kalten  Winter 
bei  Temperaturen  bis  —  20^  C.  in  England  durchaus  bewährt.  Ein  solches 
Resultat  wäre  nicht  möglich  gewesen,  wenn  die  Fallröhren  schmutzige  Absatz- 
röhren gewesen  wären,  in  denen  das  fallende  Wasser  tropfenweise  hängen 
geblieben  wäre.    Dieser  Umstand  sei  ganz  besonders  zu  beachten. 

Was  nun  noch  das  Weglassen  des  Hauptwasserverschlusses  betreffe, 
welches  von  dem  Herrn  Correferenten  warm  empfohlen  worden  sei,  so  wolle 
er  nur  auf  den  Fall  einer  leerstehenden  Wohnung  in  einem  Etageohause 
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aufmerksam  machen,  welches  nach  diesem  Princip  entwässert  sei.  So  lange 
alle  Etagen  bewohnt  seien,  werden  durch  die  tägliche  Benutzung  die  Wasser- 
verschlusse  gefüUt,  und  der  Eintritt  der  Canalgase  in  die  Wohnung  ver- 
hindert. Stehe  eine  solche  Etage  aber  einmal  ein  halbes  Jahr  leer,  so  werde 
sich  die  Sachlage  wesentlich  anders  gestalten :  die  Wasserverschlüsse  werden 
mit  der  Zeit  eintrocknen  oder  leergesogen,  und  dann  werde  den  Canalgasen 
freier  Eintritt  zuerst  in  die  leerstehende  Etage,  und  von  hier  aus  ins  ganze 
Haus  gestattet,  so  dass  dann  das  Innere  des  Hauses  mit  dem  ganzen  städti- 
schen Canalnetze  in  offener  Verbindung  stehe,  und  mit  einem  Schlage  die 
segensreiche  Wirkung  einer  Hausentwässerungsanlage  für  sämmtliche  Be- 
wohner ins  Gegentheil  verwandelt  werde.  Sei  dagegen  der  Hauscanal  mit 
Hauptwasserverschluss  versehen,  so  sei  ein  solcher  Zustand  unmöglich,  da 
in  dem  eigenen  Hauscanale,  wie  er  bereits  angeführt  habe,  da,  wo  die  Ven- 
tilation desselben  und  auch  die  sonstigen  Details  richtig  durchgeführt  seien, 
so  gut  wie  keine  Gase  vorhanden  seien. 

Weiter  habe  er  noch  einige  Bemerkungen  zu  machen  über  die  Zahlen, 
die  er  im  vorigen  Jahre  in  Magdeburg  in  Bezug  auf  die  spülende  Kraft  de» 
Wassers  bei  einmaliger  Ciosetbenutzung  gegeben  und  die  der  Herr  Cor- 
referent  benutzt  habe,  um  daraus  zu  beweisen,  dass  der  Hauptwasserver- 
schluss in  der  That  ein  Kothverschluss  sei.  Diese  Schlussfolgerung  könne 
man  aus  seinen  Zahlen  aber  nicht  machen,  einmal  weil  das  zu  diesen  Ver- 
suchen benutzte  Closet  ein  Kellercloset  gewesen  sei,  wenigstens  seine  Höhe 
über  dem  Hauscanale  der  eines  Kellerclosets  entsprochen  habe,  und  bei 
Versuchen  an  dem  Closet  eines  dritten  oder  vierten  Stockwerkes  auch  bei 
einmaliger  Olosetspülung  mehr  Stoffe  aus  dem  Hauptwasserverschlosse 
entfernt  worden  wären.  Weiter  aber  müsse  man  das  Verhältniss  der  Closet- 
spülung  zum  Gesammtwasserverbrauch  in  Betracht  ziehen.  Man  rechne 
gewiss  massig,  wenn  man  letztere  zu  100  Lit^r  pro  Kopf  und  Tag,  die  ein- 
malige Closetspülung  aber  zu  10  Liter  annehme.  Wenn  nun  also  10  Proc. 
der  Gesammtwasserverbrauchsmenge  schon  so  viel  Stoffe  aus  dem  Haupt- 
wasserverschluss entfernen  können,  so  sei  doch  klar,  dass  die  übrigen 
90  Proc.  die  Rückstände  völlig  beseitigen  werden,  wie  dies  ja  auch  that- 
sächlich  der  Fall  und  bei  seinem  vorjährigen  Vortrage  erwähnt  worden  sei. 
Auch  wäre  es  doch  wohl  kaum  denkbar,  dass  sich  der  Hauptwasserverschluss 
in  England  und  Amerika  eingebürgert  hätte  und  dass  er  in  Paris  im  August 
vorigen  Jahres  obligatorisch  eingeführt  worden  wäre,  wenn  er  in  der  That 
ein  Kothverschluss  wäre.  Diese  Thatsache  spreche  deutlicher  als  alles 
Andere  dafür,  dass  der  Hauptwasserverschluss  kein  Kothverschluss  sei  und 
auch  keiner  zu  sein  brauche. 

In  der  Erkenntniss  der  in  der  Vergangenheit  begangenen  Fehler,  in 
der  klaren  Schätzung  und  Würdigung  der  zu  lösenden  Aufgaben  und  in 
dem  Bestreben,  diesen  Aufgaben  voll  und  ganz  gerecht  zu  werden,  liege 
das  Geheimniss  einer  erfolgreichen  Zukunft.  In  der  Hygiene  seien  es  noch 
grosse  Aufgaben,  die  es  zu  bewältigen  gebe,  eine  der  grössten  aber  sei  die. 
das  Publicum  davon  zu  überzeugen,  dass  die  Segnungen  der  Hygiene  nur 
dem  erwachsen,  der  auch  wirklich  ihren  Gesetzen  nachlebe.  Diese  Gesetze 
aber  seien,  wie  alle  übrigen  Naturgesetze,  unnachgiebig  in  ihrer  Strenge, 
und  der,  welcher  sich  ihnen  entgegenstelle  oder  sich  gleichgültig  gegen  sie 
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verhalte,  werde,  wenn  nicht  mit  seinem  Leben,  so  doch  mit  theilweisem 
Verluste  seiner  Kräfte  dafür  zu  büssen  haben.  Derjenige,  welcher  am  Rande 
des  Abgrundes  dahin  wandere,  schwebe  jeden  Augenblick  in  Gefahr,  von 
der  Schwerkraft  nach  unten  gezogen  zu  werden  und  werde  schliesslich  zer- 
schmettert am  Fusse  desselben  ankommen.  Gerade  so  werde  es  dem  er- 
gehen, welcher  sich  gleichgültig  gegen  *die  hygienischen  Gesetze  verhalte 
oder  geradezu  sie  verletze. 

Redner  schliesst  mit  der  Hoffnung,  dass,  wenn  ihn  auch  heute  noch 
bedeutende  Differenzen  von  dem  Herrn  Correferenten  trennen,  sich  diese  mit 
der  Zeit  mehr  und  mehr  ausgleichen  werden;  denn  was  den  Wunsch,  was 
das  Bestreben  anlange,  zum  Heil  und  Frommen  ihrer  Mitmenschen  zu  wirken, 
darin  gebe  es  keinen  Unterschied  zwischen  ihnen  beiden. 

Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Goepel  (Frankfurt  a.  d.  Oder)  giebt  eine 
kasuistische  Mittheilung  zu  der  Frage  der  Schädlichkeit  der  Canalgase. 
In  Frankfurt  werde  seitens  der  Aerzte  sehr  sorgfältig  angezeigt  und  es 
komme  wohl  kaum  eine  Typhuserkrankung  vor,  die  nicht  zu  seiner  Kennt- 
niss  gelange.  Seit  etwa  15  Jahren  lasse  er  jeden  Fall  von  Typhuserkran- 
kung in  einen  Stadtplan  eintragen  und  dies  habe  zu  manchen  interessanten 
Beobachtungen  geführt.  Eine  von  diesen  sei  folgende:  Im  Jahre  1886 
seien  in  einem  Hause  mit  55  Bewohnern  vom  März  bis  zum  August  8  Per- 
sonen an  Typhus  erkrankt,  und  dies  habe  Veranlassung  zu  einer  genauen 
Untersuchung  der  Oertlichkeit  gegeben.  Untergrund,  Abortanlagen,  Wasser- 
versorgung seien  aUe  unverdächtig  befunden  worden,  dagegen  habe  sich 
in  der  Mitte  des  Hauses  für  die  Küchen-  und  sonstigen  Abwässer  exclusive 
Fäcalien  eine  Sammelgrube  von  ca.  1  cbm  Inhalt  befunden,  die  mit  einem 
Kniewasserverschluss  dem  Strassenthonrohre  angeschlossen  gewesen  sei. 
Die  in  den  einzelnen  Stockwerken  mit  Syphons  abgeschlossenen  Haus- 
entwässerungsröhren seien  in  dieser  Grube  oberhalb  des  Wasserspiegels 
frei  gemündet.  Nun  habe  aber  die  genaue  Untersuchung  der  Verbindung 
der  Grube  mit  dem  Strassensiel,  in  welches  mit  den  Fäcalien  auch  Typhus- 
keime gelangen  könnten,  einen  Defect  an  dem  Wasserverschluss  ergeben, 
80  dass  die  Canalgase  ungehindert  hätten  in  die  Grube,  und  bei  Versagen 
eines  Syphons  im  Hause,  wie  der  Herr  Correferent  dies  ja  als  möglich  hin- 
gestellt habe,  in  das  Haus  selbst  gelangen  können.  Nach  Beseitigung  jenes 
Deiects  habe  der  Typhus  im  Hause  aufgehört,  nur  drei  Jahre  später  sei 
noch  einmal  ein  Fall  in  dem  Hause  vorgekommen.  Dies  mache  es  immer- 
hin wahrscheinlich,  dass  in  diesem  Hause  die  Canalluft  die  Typhusfalle 
veranlasst  habe.  Nun  sei  er  ein  grosser  Anhänger  dcrSchwemmcanalisation 
und  habe  keine  Einwendung  gegen  die  von  Herrn  Baurath  Lindley 
empfohlene  Hausentwässerungsmethode,  er  glaube  nur,  es  sei  rathsam,  die 
Frage  der  Schädlichkeit  der  Canalgase  in  gewissen  Fällen  nicht  unbedingt 
zu  leugnen  und  desshalb  in  These  1  das  Wort  „heutigen^  zu  unterstreichen, 
zu  sagen,  dass  die  Annahme  der  Verbreitung  epidemischer  Krankheiten 
durch  Canalgase  mit  unseren  heutigen  Kenntnissen  vom  Wesen  der  Krank- 
heitserreger nicht  vereinbar  sei.  Angesichts  der  verhältnissmässig  doch 
noch  jungen  Bekanntschaft  mit  der  Biologie  des  Typhusbacillus  könne  er 
einem  solchen  Ausspruch  noch  nicht  so  unbedingt  zustimmen. 

IS 
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Privatdoeent  Stabsarzt  Dr.  Jae^er  (Stuttgart)  kann  als  Bacterio- 

löge,  im  Gegensatz  zu  dem  Vorredner,  nur  unbedingt  zustimmen,  da  man 
sich  die  Entstehung  des  Typhus  nicht  anders  vorstellen  könne,  als  wie  es 
der  Herr  Referent  geschildert  habe.  Damit  wolle  er  aber  die  Schädlichkeit 
des  Eindringens  von  Canalgasen  in  die  Wohnung  keineswegs  in  Abrede 
stellen,  im  Gegentheil,  es  schädige  die  Gesundheit  in  acuter  Weise  durch 
Erzeugung  von  Mageu-  und  Darmkatarrh,  der  in  der  Regel  spurlos  vorüber 
gehen  werde,  aber  nicht  durch  Erzeugung  von  Typhus,  und  nur  wenn 
Gelegenheit  zur  Aufnahme  von  Typhuskeimen  gleichzeitig  vorhanden  sei. 
entstehe  im  Anschluss  an  jene  Typhus.  Aber  neben  jener  acuten  Schädi- 
gung der  Gesundheit,  dem  acuten  Magen-  und  Darmkatarrh,  welche  durch 
das  Ekelerregende  dieser  Canalgase  erzeugt  werde,  gebe  es  auch  chronische 
Schädigungen.  Das  blasse  Aussehen  der  proletarischen  Bevölkerung  komme 
gewiss  nicht  allein  von  den  Miethscasemen  und  der  ungenügenden  Ernäh- 
rung, sondern  vielfach  gewiss  auch  von  dem  in  die  Schlafräume  eindringen- 
den Canalgase,  Abtnttgase  und  KüchenabfallgaHe.  Ob  der  Patient  den 
Typhus  nachher  auf  directem  oder  indirectem  Wege  bekomme,  werde  im 
Grunde  für  die  Praxis  auf  dasselbe  hinauskommen. 

Die  Forderung,  die  Canäle  mustergültig  anzulegen,  weil  sie  dann  die 
Wohnungen  vor  dem  Eindringen  der  Canalgase  schätzen,  sei  gewiss  be- 
rechtigt, aber  doch  nicht  überall  gleich  ausführbar,  namentlich  in  Städten 
mit  älteren  Canalisationsanlageu,  die  man  doch  nicht  gleich  beseitigen 
könne.  Da  sei  aber  die  Hauptsache  eine  häufige  und  sorgfaltige  Revision 
der  Canäle  und  ganz  speciell,  wie  dies  auch  der  Herr  Correferent  hervor- 
gehoben habe,  der  Hausleitungen.  Auf  diese  durch  Sachverständige  vor- 
zunehmende Revision  lege  er  den  allergrössten  Werth. 

Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe)  ist  der  Ansicht, 

dass  für  die  Verbesserung  der  Gesundheitsverhältnisse  einer  Stadt  die 
wichtigsten  technischen  Factoren  seien:  Canalisation,  Wasserversorgung 
und  Wolinungsvorhältnisse.  Nun  seien  die  Wohnungsverhältnisse  in  den 
letzten  .fahren  zunächst  nicht  verbessert,  sondern  im  Durchschnitt  ver- 
schlechtert, Licht  und  Luft  sei  durchschnittlich  für  die  ganze  Bevölkerung 
vermindert.  In  Folge  dessen  sei  aber  nun  der  Einfluss  der  beiden  anderen 
sanitären  Werke,  Canalisation  und  Wasserversorgung,  besonders  deutlich 
zu  erkennen.  Wenn  mau  also,  wie  dies  hier  geschehen  sei,  eine  Besserung 
der  Gesundheits Verhältnisse  in  einer  Anzahl  Städte  habe  nachweisen  können. 
80  müsse  man  dabei  immer  betonen,  dass  diese  Besserung  trotz  der  Ver- 
schlechterung der  Wohnungsverhältnisse  eingetreten  sei,  wodurch  dann  der 
Nutzen  der  beiden  Ingenieuraufgaben,  Canalisation  und  Wasserversorgung, 
besonders  einleuchtend  werde. 

Von  den  hier  vorgebrachten  technischen  Punkten  wolle  er  zunächst 
Einiges  hinsichtlich  der  aussen  oder  innen  liegenden  Fallröhren  erörtern. 
Er  könne  zwar  die  von  Herrn  Roechling  mitgetheilte  Thatsache,  dass  seine 
Röhren  nicht  eingefroren  seien,  nicht  bestreiten,  dem  stehe  aber  eine  grosse 
Zahl  von  Thatsachen  entgegen,  dass  in  Deutschland  im  Winter  die  Röhren 
eingefroren  und  zu  Grunde  gerichtet  seien,  und  zwar  nicht  nur  Schmutz- 
wasserfallröhren, in  denen  ja  durch  Anhängen  von  Resten  eher  Eisbildung 
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hervorgemfen  werden  könne,  sondern  Regenwasserröhren,  und  zwar  Zink- 
wie  gusseiserne  Röhren.  Es  werde  desshalb  im  deutschen  Klima  immer 
dabei  bleiben  müssen,  die  Fallrohre  im  Innern  der  Häuser,  aber,  nebenbei 
gesagt,  möglichst  zugängig  herzustellen. 

Herr  Roechling  habe  femer  gesagt,  dass  nach  seinen  Untersuchungen 
Hausleitungen  keinen  Geruch  haben  und  keine  Ablagerungen  liefern,  obgleich 
ein  Hauptwasserverschluss  sie  von  den  Strassencanälen  trenne.  Es  sei  gewiss 
sehr  wohl  möglich,  dass  der  Geruch  in  einem  Hausröhrennetz  vermieden 
werde,  wenn  es  für  sich  genügend  ventilirt  werde  oder  die  Schmutzabla- 
gerungen in  dem  Hauptwasserverschluss  durch  genügend  reichliche  Spülung 
entfernt  werden.  Aber  das  verursache  bedeutende  Kosten,  wenn  man  die 
Ventilation  für  die  Hausröhren  einerseits  und  für  die  Strassencanäle  an- 
dererseits •  getrennt  anlege,  um  in  beiden  Röhrensystemen  einen  guten 
Zustand  herzustellen.  Herr  Lindley  habe  in  seinem  Referate  schon  ge- 
zeigt, wie  man  dies  machen  könne  und  habe  auch  die  Uebelstände  davon 
nachgewiesen.  Wenn  das  Hausrohrnetz  vom  Vorgarten  aus  frische  Luft 
empfangen  solle,  so  könne  möglicherweise  einmal  eine  Umkehr  der  Luft- 
bewegung stattfinden,  und  wenn  das  Canalnetz  mit  Hülfe  der  Regenfall- 
röhren an  den  Häusern  ventilirt  werden  solle,  so  sei  ja  oft  genug  darauf 
hingewiesen  worden,  dass  in  diesen  Regenröhren  bei  starken  Regengüssen 
überhaupt  keine  Luft  zukommen  könne,  dass  sogar  das  fallende  Wasser 
die  Luft  in  die  der  Beabsichtigung  entgegengesetzte  Bewegung  bringe  und 
Spannung  im  Innern  der  Strassencanäle  hervorrufen  könne.  Desshalb  seien 
die  beiden  genannten  Hülfsmittel  nicht  viel  werth  und  man  müsse  bei  einem 
vollständig  durchgeführten  Disconnecting-  Systan  ganz  andere  Maassregeln 
treffen.  Man  müsse  zwei  Luftsäulen  schaffen  von  verschiedenem  Gewicht, 
d.  h.  von  verschiedener  Temperatur,  und  das  geschehe  für  die  Strassencanäle 
dadurch,  dass  man  besondere  Ventilationsröhren  entweder  vor  den  Häusern 
bezw.  an  besonderen  Einlasspunkteu  in  der  Stadt  aufstelle.  Eine  ganze 
Gruppe  von  solchen  Röhren  sei  nöthig.  Für  das  Hausröhrensystem  aber 
geschehe  das  Gleiche  dadurch,  dass  ausser  den  Fallröhren  besondere  Luft- 
röhren im  Innern  des  Hauses  emporgeführt  werden,  um  auch  hier  zwei  Luft- 
säulen herzustellen,  die  sich  nie  in  Balance  halten  dürfen.  Dies  aber  ver- 
ursache erhebliche  Kosten ,  die  erspart  werden  können ,  wenn  der  Haupt- 
wasserverschluss wegfalle. 

Am  Fusse  der  Fallröhren  befindet  sich  in  manchen  deutschen  Städten 
vorschriftsmässig  ein  Schlammkasten,  und  es  werde  verlangt,  dass  durch 
diesen  Schlammkasten  namentlich  das  Küchenwasser  hindurchgehe.  Nun 
liege  derselbe  allerdings  nicht  an  der  Eigen thumsgrenze  des  Hauses,  aber 
doch  am  Fusse  der  Fallröhren  und  spiele  also  eine  ganz  ähnliche  Rolle, 
wie  der  vielerwähnte  Hauptwasserverschluss.  Ein  solcher  Schlammkasten 
am  Fusse  der  Röhren,  namentlich  der  Küchenabfallröhreu,  habe  daher  auch 
sein  Bedenkliches,  er  bedinge  ebenfalls  eine  Unterbrechung  der  Luftbe- 
wegung hinten  und  vorn,  und  wenn  man  genau  construiren  wolle,  so  müsse 
nun  wieder  für  die  Küchenfallröhrtj  ein  besonderes  Ventilationsrohr  und 
vorn  ebenfalls  wieder  ein  besonderes  Ventilationsrohr  aufgesetzt  werden. 
Der  Zweck  des  Sinkkastens  sei  der,  die  schweren  Bestandtheile  und  die 
muthwillig  oder  uuvorsichtigerweise  liineiugeworfenen  Gegenstände  aufzu- 
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fangen,  damit  sie  nicht  in  die  Ganäle  kommen  und  dort  Störungen  oder 
Ablagerungen  veranlaasen.  Aber  da  erscheine  es  ihm  viel  zweckmässiger, 
eine  solche  Vorrichtung  in  die  einzelnen  Küchen  zu  legen,  als  sie  am  Fusse 
des  Fallrohres  für  alle  darüberliegenden  Küchen  gemeinsam  einzurichten. 
Das  sei  seines  Erachtens  das  Ziel,  das  man  für  die  Hausentwässerung 
nehmen  müsse ,  dass  jede  Küche  für  sich  gerade  so  gut  wie  jedes 
Wassercloset  und  jeder  Ausguss  für  sich  alle  die  Vorrichtungen  habe, 
welche  zum  Abfangen  der  das  Rohr  und  den  Canal  beschädigenden  Be- 
standtheile  nöthig  seien,  d.  h.  eine  Senke  und  ausserdem  selbstverständlicli 
einen  Geruchverschluss.  Im  Uebrigen  aber  solle  dann  jedes  Rohr  frei 
durchlaufen  und  nirgendwo  eine  Unterbrechung  für  die  Luft-  und  Wasser- 
bewegung enthalten. 

Schliesslich  müsse  er  sich  noch  gegen  die  Forderung  des  Herrn  Baurath 
Liudley  wenden,  wenn  dieser  verlange,  dass  in  einem  gewöhnlichen  Hause 
dreierlei  Röhren  getrennt  von  einander  bestehen  sollen:  Regenfallrohren, 
Küchenf allröhren  und  Closetfallröhren.  Als  Grund  gegen  die  Verbindung 
des  Regenrohres  mit  dem  Küchenfallrohre  habe  Herr  Lindley  darauf  hin- 
gewiesen, dass  durch  die  massenhafte  Bewegung  des  Regenwassers  mög- 
licherweise der  eine  oder  der  andere  Wasserverschluss  ausgesaugt  und 
unterbrochen  werde.  Aber  dagegen  könne  man  sich  ganz  einfach  durch 
secundäre  Ventilationsröhren  helfen  und  dann  könne  man  ganz  unbedenk- 
lich diesen  Röhren  auch  das  Regen wasser  zuführen,  welches  von  Zeit  zu 
Zeit  sogar  eine  nützliche  Spülung  des  Rohres  besorge.  Und  ebenso  scheine 
es  ihm  nicht  nöthig,  das  Regenwasser  auch  von  den  Glosetröbren  aus- 
zusohliessen,  vorausgesetzt,  dass,  wie  vorher  erörtert,  jedes  Gloset  oder  Aus- 
gussbecken mit  einer  Senke,  einem  Gemch verschluss  und  einer  secundären 
Ventilation  versehen  sei.  Jedenfalls  würde  auch  die  Vereinigung  von  Fall- 
röhren zu  einer  weisen  Ersparniss  in  der  Herstellung  der  Hausentwässerung 
beitragen  können. 

Dr.  Ficker  (Breslau)  will  den  Ausführungen  des  Herrn  Kirchner 
noch  einiges  anfügen,  was  dazu  beitragen  könne,  Klarheit  in  die  Ansicht 
von  der  Schädlichkeit  der  Canalgase  zu  bringen. 

Was  zunächst  die  Disposition  zu  Infectionskrankheiten  an- 
lange, die  das  Einathmen  von  Canalluft  zur  Folge  haben  solle,  so  seien 
die  Alessi'schen  Versuche  wohl  nicht  von  der  Bedeutung,  die  Herr  Roeoh- 
ling  ihnen  zuschreibe,  weil  die  künstlich  herbeigeführte  subcutane  oder 
intraperitoneale  Typhusinfection  resp.  -  Intoxication  der  Versuchsthiere 
keineswegs  das  Bild  der  Typhuserkrankung  der  Menschen  darbiete,  und 
man  somit  heute  nicht  berechtigt  sei,  aus  der  Disposition  für  die  eine  Er- 
krankungsart eine  Disposition  für  die  andere  zu  folgern.  Aber  selbst 
wenn  das  Krankheitsbild  von  Mensch  und  Thier  sich  decke,  sei  es  docb 
etwas  Anderes,  ob  ein  Mensch  Canalluft  einathme,  oder  ob  man  Versuchs- 
thiere in  theilweise  mit Excrementen  gefüllte  Kästen  einsperre.  Als  Alessi 
dann  einzelne  Gase  oder  ihr  Gemisch  in  solcher  Concentration ,  wie  sie 
praktisch  in  Wohnungen  vorkommen  könne,  auf  Thiere  habe  einwirken 
lassen,  sei  es  ihm  nicht  möglicli  gewesen,  eine  Empfänglichkeit  für  Typhus 
hervorzurufen. 
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Eane  Disposition  zu  infectiösen  Krankheiten  in  Folge  £inathmens  yon 
Ganalluft  müsse  sich  aber  doch  Tor  Allem  widerspiegeln  in  der  Statistik 
über  den  Gesundheitszustand  der  Canalarbeiter.  Prausnitz  in  München 
habe  bei  seinen  dahinzielenden  Versuchen  keinerlei  besondere  Neigung  zu 
infectiösen  Krankheiten  bei  den  Canalarbeitem  gefunden,  ebenso  Stevens 
in  London,  und  Fauvel  berichtete  über  die  Pariser  egotUiers,  dass  sie  sich 
sogar  einer  Immunität  gegen  Typhus  zu  erfreuen  hätten.  Auch  aus  den 
Berichten  über  die  Rieselgüter  in  Berlin,  Paris  etc.  gehe  hei*vor,  dass  weder 
die  Rieselfeldarbeiter  noch  die  in  der  Nähe  der  Rieselfelder  Wohnenden 
zu  irgend  welcher  Infectionskrankheit  besonders  prädisponirt  seien. 

Die  andere  Frage,  ob  die  Ganalluft  im  Stande  sei,  directinfection 
au  verursachen,  dürfe  wohl  als  ziemlich  erledigt  angesehen  werden,  nach- 
dem namentlich  durch  die  Versuche  von  Laws  und  Andrews  nach- 
gewiesen sei,  dass  die  Keime  der  Ganalluft  identisch  seien  mit  denen  der 
Aüssenluft.  Man  werde  daher  in  der  Ganalluft  gerade  so  selten  oder  noch 
seltener  pathogene  Keime  erwarten  müssen,  wie  in  der  frischen  Luft,  und 
die  Erfahrung,  dass  die  Luft  in  den  Ganälen  relativ  wenig  Mikroorganismen 
enthalte,  und  diese  nicht  dem  Ganalinhalte,  sondern  der  Aüssenluft  ent- 
stammen, stimmen  auch  überein  mit  den  experimentellen  Untersuchungen, 
nach  denen  die  Ganalflüssigkeit  für  gewöhnlich  nicht  im  Stande  sei,  Keime 
an  die  Luft  abzugeben.  Aber  auch  ein  Uebergang  von  Keimen,  die  in 
Folge  der  Benetznng  mit  Ganaljauche  an  der  Ganalwand  anhaften,  sei 
nach  den  im  hygienischen  Institute  in  Breslau  gemachten  Versuchen  aus- 
geschlossen. Aus  diesen  Versuchen  gehe  hervor,  dass  ein  Windstrom  von 
mehreren  Metern  pro  Secunde  specifische  Keime  von  halbfeuchter  Erde 
nicht  abzulösen  vermöge,  und  dass  ein  Windstrom  von  einigen  Metern 
Keime,  die  auf  verschiedenen  Substraten  angetrocknet  gewesen  seien,  nicht 
mit  sich  fortführe.  Dazu  komme  noch,  dass  die  bisher  beobachtete  Be- 
wegung der  Sielluft  weit  geringer  sei,  wie  die  bei  den  Versuchen  an- 
gewandten Windstärken. 

Es  gebe  nur  zwei  Möglichkeiten  für  den  Uebertritt  von  Mikroorganis- 
men aus  der  Ganaljauche  in  die  Luft  und  das  sei  zunächst  das  Platzen 
der  Blasen,  die  sich  in  Folge  Gasentwickelung  im  Siel  bilden  können. 
Aber  dass  hierbei  einmal  pathogene  Keime  in  die  Ganalluft  zu  gelangen 
vermöchten,  sei  wohl  kaum  je  anzunehmen;  denn  da,  wo  sich  Blatten  bilden, 
seien  die  Saprophyten  in  solchen  Unmengen  vorhanden,  dass  pathogene  Mikro- 
organismen sich  hier  wohl  niemals  entwickelungsfähig  finden  können.  Die 
andere  Möglichkeit,  dass  einmal  Keime  aus  dem  Sielwasser  in  die  Luft 
übergehen  können,  sei  das  Verspritzen  desselben.  Laws  habe  gezeigt, 
dass  beim  Verspritzen  keimhaltiger  Flüssigkeiten  Keime  durch  heftige 
Winde  bis  zu  50  Yards  (etwa  46  m)  fortgetragen  werden  können  und  aus 
des  Redners  Versuchen  habe  sich  ergeben,  dass  von  einer,  am  unteren  Ende 
eines  100 mm  weiten,  vertical  aufgestellten  Rohres  zum  Verspritzen  ge- 
hrachten,  reichlich  mit  specifischen  Keimen  beladenen  Flüssigkeit  Keime 
mittelst  einer  Windgeschwindigkeit  von  0*5  cm  pro  Secunde,  7  m  hoch  hin- 
aufgeführt worden  seien.  Derartiges  feines  Verspritzen  komme  aber  wohl  in 
Ganälen  niemals  vor  und  sollte  es  einmal  möglich  sein,  müsse  erst  eine 
grosse   Reihe  von  Bedingungen  erfüllt  sein ,  ehe  auf  diese  Art  pathogene 
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Mikroorganismen  in  das  Bereich  eines  Menschen  kommen.  Berücksichtige 
man  die  Inconstanz  der  Sielluftbeweguug,  wie  sie  von  Soyka  u.  A.  nach- 
gewiesen worden  sei,  ferner  die  Neigung  der  Keime,  sich  abzusetzen,  die 
mannigfachen,  scharfen  Knickungen  und  Biegungen  der  Röhren,  vor  Allem 
aber  die  enorme  Verdünnung,  welche  pathogene  Keime  enthaltendes  Material 
in  der  Canalflüssigkeit  erfahre,  dann  müsse  es  fürwahr  wunderbar  er- 
scheinen, wie  der  Glaube  an  eine  solche  Infection.  deren  Chancen  so  mini- 
mal seien,  noch  bestehen  könne,  wo  es  doch  gerade  und  betretene  Infec- 
tionswege  in  Hülle  und  Fülle  gebe.  Es  gehöre  in  der  That  ein  ganz 
bedeutendes  Maass  von  Vernachlässigung  aller  neuereu  Forschungsergeb- 
nisse dazu,  an  dieser  Anschauung  heute  noch  festzuhalten.  £s  sei  wohl 
zu  hoffen,  dass  die  heutige  Verhandlung  dazu  beitrage,  diesen  Aberglauben 
an  die  Infectiosität  der  Canalluft  und  der  stinkenden  Gase  überhaupt, 
diese  Bequemlichkeitstheorie,  wie  sie  Soyka  genannt  habe,  aus  der  Welt 
zu  schaffen. 

Hc^firath  Prof.  Dr.  Meidinger  (Karlsruhe)  berichtet  zunächst  über 
sein  eigenes  Tor  22  Jahren  nach  seinen  Angaben  gebautes  Haus,  in 
welchem  alle  Abfallröhren  im  Inneren  des  Hauses  gelegen  seien,  ohne  dass 
in  der  ganzen  Zeit  irgend  welche  Schädigung  sich  ergeben  habe.  Als  er 
aber  dann  später  im  Mansardenstock  eine  Küche  eingerichtet  habe  und 
dabei  gezwungen  gewesen  sei,  das  Wasser  durch  ein  Abfallrohr  an  der 
äusseren  Wandiiäche  abzulassen,  sei  im  Winter  hier  das  Wasser  eingefroren, 
das  Rohr  sei  geborsten.  Das  beweise,  dass  es  in  unserem  Klima  nicht  zu- 
lässig sei,  Abfallrohre  ausserhalb  des  Hauses  zu  legen,  bei  Röhren  im 
Inneren  sei  die  Einwirkung  des  Frostes  nicht  so  stark,  man  könne  ihr  auch 
durch  Feuerung  entgegenwirken  und  etwa  zugefrorene  Röhren  vorsichtig 
durch  ein  kleines  Kohlenfeuer,  im  untersten  Stock  beginnend,   aufthauen. 

Bisher  sei  nur  die  Frage  der  Ventilation  bei  grossen  Strassen canälen 
behandelt  worden,  nicht  aber  diejenige  von  Abortanlagen  da,  wo  keine 
(•anale  seien.  Audi  darüber  habe  er  im  eigenen  Hause  Erfahrungen  ge- 
macht, da  zur  Zeit  des  Baues  jenes  Hauses  noch  keine  städtische  Canali- 
satiou  bestanden  habe.  Kr  habe  also  damals  seine  Abortanlage  ohne 
Spülung  eingerichtet,  dass  12  cm  weite  Rohr  sei  frei  nach  unten  gegangen 
und  doch  sei  nie  der  geringste  Geruch  empfunden  worden.  Und  das 
habe  er  dadurch  erreicht,  dass  zwischen  den  einzelnen  Kaminrohren  der 
Küchen  der  verschiedenen  Stockwerke  noch  ein  eigenes  Rohr  von  der  Ab- 
trittsgrube über  Dach  führe,  das  somit  immer  von  warmen  Wänden  um- 
geben, eine  kräftige  Ventilation  der  Abtrittsgrube  über  Dach  bewirke. 
Solche  Lüftungsanlage  zwischen  immer  warmen  Kaminrohren  empfehle  er 
desshalb  auch  zur  Lüftung  der  Hausentwässerungsrohre. 

Noch  ein  Wort  über  seine  Erfahrungen  betr.  Abtrittsbecken  wolle  er  zu- 
fügen. Becken,  wie  sie  vielfach  in  Anwendung  kommen,  aus  Fayence  oder 
Steingut,  seien  nicht  empfehlenswerth,  bei  ihnen  bekomme  durch  Frost  die 
Glasur  Risse  oder  splittere  ab,  hier  dringe  dann  Wasser  ein,  bilde  bei 
Frost  Eis  und  zerstöre  die  Glasur.  Porcellau  dagegen,  das  nur  wenig 
theurer  sei,  halte  sich  auf  die  Dauer  besser,  bleibe  stets  rissfrei  und  rein 
wie  neu.     Aber  auch  auf  die  Form  der  Becken  komme  es  an,  die  durchaus} 
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nicht  immer  die  richtige  sei.  Oft,  wenn  man  den  Wasserhahn  ziehe,  werde 
der  feste  Inhalt  dauernd  im  Kreise  herumgeschlendert  wie  ein  Strudel, 
ohne  abzufliessen,  dann  sei  das  Becken  zu  flach  oder  die  Mündung  des 
ausfliessenden  Wassers  sitze  ungünstig.  Desshalb  solle  man  jede  un- 
bekannte Beckenform  auf  ihr  bezügliches  Verhalten  vor  der  Verwendung 
besonders  untersuchen. 

Ingeniear  Unna  (Köln)  bemerkt,  dass  Herr  Lindley  die  Stadt  Köln 
als  diejenige  Stadt  bezeichnet  habe,  in  welcher  der  Hauptwasseryerschluss 
nach  den  heutigen  Polizeibestimmungen  obligatorisch  sei;  er  wolle  hinzu- 
fügen, dass  dieser  Zustand  voraussichtlich  nicht  mehr  lange  dauern  werde. 
Bei  den  ihm  unterstellten  Prüfungen  der  dortigen  Hausentwässerungs- 
anlagen habe  er  die  Beobachtung  gemacht,  dass  die  Ueberwachung,  Unter- 
haltung und  Reinigung  des  Hauptwasserverschlusses  von  sehr  wenig  Haus- 
haltungen in  richtiger  Weise  geübt  werde.  Der  Hauptwasserverschluss 
sei  und  bleibe  die  Hauptquelle  häufiger  Verstopfungen  und  hierdurch  ver- 
•finlasst,  werde  man  voraussichtlich  in  Köln  dazu  kommen,  die  Polizei- 
bostimmungen  dahin  abzuändern,  dass  aus  solchen  Leitungen,  welche  den 
polizeilichen  Anordnungen  gemäss  luft-  und  wasserdicht  hergestellt  seien, 
den  Hauptwasserverschluss  wegzunehmen  gestattet  und  für  Neubauten  der- 
selbe nicht  mehr  vorgeschrieben,  sondern  sogar  verboten  werde. 

Wenn  in  These  1  gesagt  sei,  dass  die  Verbreitung  von  Infections- 
krankheiten  durch  Canalgase  nach  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft 
nicht  anzunehmen  sei,  so  befürchte  er,  es  könne  dadurch  leicht  die  An- 
nahme entstehen,  dass  überhaupt  keine  Krankheit  durch  Ausströmen  von 
Canalgas  auftreten  könne  und  es  desshalb  eigentlich  nicht  nöthig  sei,  sie 
so  sorgfältig  von  den  Häusern  fernzuhalten.  Das  sei  aber  nicht  die  Ab- 
sicht der  Referenten,  und  er  wünsche  daher  in  der  These  doch  in  irgend 
welcher  Form  dem  Gedanken  Ausdruck  gegeben  zu  sehen,  dass  trotzdem 
das  Eindringen  der  Canalluft  in  die  Wohnungen  mit  allen  zu(iebote  stehen- 
den Mitteln  verhindert  werden  müsse. 

Herr  Lindley  habe  die  Fortlassung  der  Fettfänge  aus  den  Haus- 
leitungen allgemein  als  wünschenswerth  bezeichnet.  Dem  gegenüber  möchte 
<er  diese  Forderung  doch  etwas  beschränkt  sehen,  da  für  ganz  bestimmte 
Fälle  die  Fettfänge  absolut  nothwendig  seien.  Die  Fettablagerungen  seien 
mitunter  sehr  bedeutende,  mehr  als  man  allgemein  annehme.  In  einer 
Strasse  Kölns,  in  der  sich  eine  Anzahl  von  Restaurationen  und  grossen  Ge- 
sellschaftslocalitäten  befindet,  habe  sich  ein  Canalprofil  von  30  cm  Durch- 
messer durch  Fettablagerungen  fast  vollständig  geschlossen.  Diese  Fett- 
ablagerung gehe  in  einen  steinförmigeu  Zustand  über,  der  nicht  durch 
Bürsten,  sondern  nur  durch  Abklopfen  mit  scharfen  Werkzeugen  zu  ent- 
fernen sei,  was  einer  Erneuerung  der  verstopften  Canalstrecke  gleich- 
bedeutend sei.  Es  müsse  daher  stets  gefordert  werden,  dass  Anstalten, 
wie  grosse  Restaurationsküchen ,  Wurstküchen ,  Schweineschlächtereien, 
Wäschereien  etc.  angehalten  würden,  Fettfänge  in  die  Entwässerungsleitung 
einzuschalten.  Dieselben  seien  jedoch  nicht  in  die  Hauptleitung,  sondern  in 
«ine  besondere,  für  die  Fett  führenden  Flüssigkeiten  bestimmte  Leitung  ein- 
zuschalten, so  dass  die  Durchlüftung  der  Hausleitung  nicht  gehindert  werde. 
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Stadtbaurath  J,  Brix  (Altona)  stimmt  im  Ganzen  dem  Referate 
des  Herrn  Lindley  in  den  Thesen  zu.  Er  halte  zunächst  als  baaptsäch- 
lich  entscheidend  für  die  wirksame,  gemeinsame  Ventilation  Yon  Strassen- 
und  Hauscanälen  das  durch  die  Häuser  durchgehende  Ciosetrohr,  weil  es 
gewöhnlich  am  höchsten  Punkte  des  Hauses  ausmünde  und  das  grösete 
Profil  hahe.  Desshalh  sei  es  zulässig,  am  Fuss  der  Seitenleitungen  Sand- 
und  Fettiänge  einzuschalten,  und  seine  Erfahrung  habe  ihn  gelehrt,  dass 
Fettfänge  unter  Umständen  für  Hotels  und  überhaupt  für  alle  Häuser,  iu 
denen  viel  Fett  gebraucht  werde,  sehr  erwünscht,  häufig  sogar  noth wendig 
seien,  wolle  mau  Verstopfungen  vermeiden.  Denn  das  erkaltete  Fett  setze 
sich  an  den  Wänden  der  Leitungen  an,  yerdicke  sich  daselbst  und  werde 
schliesslich  zu  einem  vollständigen  Pfropf.  Wenn  also  die  entscheidende 
Wirksamkeit  bei  der  gemeinsamen  Ventilation  den  Closetfallröhren  zuzu- 
sprechen sei,  habe  es  weniger  Bedenken,  die  Seiten fallleitun gen  aus  der 
allgemeinen  Ventilation  auszuscheiden  und  wo  nöthig,  sie  durch  secundäre 
Ventilation  für  sich  zu  lüften. 

Stadtbaurath  Ueaser  (Aachen)  glaubt,  dass  die  Frage,  ob  man  die 
Luft  der  Canäle  von  den  Häusern  abhalten  müsse,  ohne  weiteres  und  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  etwaige  mehr  oder  minder  grosse  Schädlichkeit  zu  be- 
jahen sei,  und  es  sich  wohl  nur  darum  handle,  in  welcher  Weise  dies  am 
zweckmässigsten  und  zugleich  einfachsten  und  billigsten  geschehen  könne. 
Hierbei  sei  man  wohl  aus  theoretischen  Gründen  etwas  zu  weit  gegangen 
und  man  könne  ohne  Bedenken  Manches  weglassen,  was  heutzutage  noch 
gefordert  werde.  Dazu  gehöre  der  unterbrechende  Hauptwasser  verschluss, 
der  in  England  und  auch  in  Amerika  fast  allgemein  im  Gebrauch  sei,  wenn 
auch  nicht  ohne  Widerspruch  seitens  angesehener  Techniker.  Es  sei  ja 
Mehr  bequem,  ihn  wegzulassen  und  durch  das  Hauswohnnetz  zugleich  auch 
die  Strassen  canäle  zu  lüften;  es  sei  aber  doch  die  Frage,  ob  dies  richtig 
und  rechtlich  angängig  sei.  In  Aachen  sei  es  desshalh  auf  seinen  Vorschlag 
hin  den  Hausbesitzern  frei  gestellt  worden,  einen  Hauptwasserverscliluss 
anzubringen  oder  nicht.  Dagegen  sei  gerade  aus  den  Kreisen  der  Haus- 
und Grundbesitzer  Widerspruch  erhoben  worden,  und  zwar  mit  aus  dem 
Grunde,  dass  die  Stadt  kein  Recht  habe,  durch  das  private  Hausrohmet/, 
die  öffentlichen  Canäle  zu  lüften.  Dieser  Einwand  dürfe  nicht  ausser  Acht 
gelassen  werden  und  da  er  überhaupt  es  für  besser  halte,  dass  die  Lüftung 
der  Strassencanälc  vollständig  getrennt  sei  von  derjenigen  der  Hausrohr- 
netze, sei  in  seinem  Entwurf  für  eine  neue  Polizeiverordnung  über  die  Anlage 
der  Ilausentwässeruiigen  in  Aachen  die  facultative  Weglassung  des  Haupt- 
wasserverschlusses  gestrichen. 

Werde  ein  Haiiptwasserverschluss  angebracht^  so  trete  zunächst  die  Frage 
auf,  ob  und  wie  der  zwischen  demselben  und  dem  Strassencanale  gelegene 
Theil  des  Hauscanais  gelüftet  werden  solle.  Zu  diesem  Zweck  werde  oft 
für  nöthig  erachtet,  auf  der  Abschlussseite  des  Hauptwasserverschlusses 
ein  senkrecht  bis  über  Dachhöhe  hinaufzuführendes  Rohr  anzubringen, 
damit  die  Ijuft  aus  dem  Strasscncanal  durch  den  erwähnten  Theil  des 
llauscanals  und  durch  das  besprochene  Rohr  strömen  könne.  Theoretisch 
sei  dies  richtig  und  anscheinend  auch  nöthig,  praktisch  aber  sei  nach  seinen 
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Erfahrungen  in  den  meisten  Fällen  eine  Lüftung  der  erwähnten  Strecke 
des  Hausoanals  überhaupt  überflüssig,  voransgesetst,  dass  sie  nicht  gar  zu 
lang  sei,  da  ohnehin  ein  völlig  genügender  Luftwechsel  dadurch  eintrete, 
dass  das  in  dem  Hauscanal  stets  mehr  oder  minder  unregelm&ssig  und 
manchmal  stoss weise  abfliessende  Wasser  die  Luft  mit  in  Bewegung  setze. 

Dass  der  Wasserrerschluss  sieh  mitunter  verstopfe,  sei  eine  bekannte 
Klage,  aber  nur  Folge  unzweckmftssiger  Construction  oder  ganz  ungehörigen 
Gebrauchs.  Bei  richtiger  Construction,  wie  er  sie  in  Aachen  vielfach  in 
Anwendung  gebracht  habe,  haben  solche  Verschlüsse,  die  jetzt  zum  Theil 
10  bis  12  Jahre  bestehen,  nie  zu  irgend  welchen  Klagen,  geschweige  denn 
zu  Verstopfung  irgendwie  Anlass  gegeben. 

Was  die  Lüftung  des  Hausrohrnetzes  betreffe,  so  dürfe  man  auch  hier 
nicht  allzu  theoretischen  Auffassungen  huldigen.  Die  beiden  Luftsäulen, 
welche  gegen  einander  stehen,  seien  nicht  allein  maassgebend  för  die  Be- 
wegung der  Luft  im  Rohrnetze,  es  treten  dabei  noch  gar  manche  andere 
Einflüsse  auf,  die  für  die  Luftbewegung  wesentlich  mitbestimmend  seien, 
z.  B.  der  Temperaturunterschied  bei  einseitiger  Besonnung  des  Hauses,  die 
Windrichtung  an  den  Rohrmündungen  u.  a.  m.  Das  seien  Umstände,  deren 
Wirkung  häuflg  den  Unterschied  in  den  beiden  Luftsäulen  überwiege  und 
zu  Unregelmässigkeiten  in  der  Bewegung  der  Luft  im  Rohmetz  führe. 

Redner  giebt  hierauf  eine  eingehende  Schilderung  der  Röhren  Ventilation 
seines  eigenen  Hauses,  bei  welchem  das  auf  der  Zuflussseite  des  Haupt- 
wasserversohlusses  angeschlossene  Ventilationsrohr  nicht  bis  über  Dach- 
höhe geführt  sei,  sondern  über  Terrainhöhe  im  Freien  mündet,  was  nie  zu 
Unannehmlichkeiten  durch  üble  Gerüche  geführt  habe,  weil  ja  in  der  Regel 
in  Folge  davon,  dass  die  Oeffnung  des  Luftzuführungseanalen  22  m  tiefer 
liege  als  die  obere  Oeffnung  desselben,  die  Bewegung  der  Luft  in  dem 
Rohmetz  im  Innern  des  Hauses  nach  aufwärts  gehe.  Wenn  ausnahms- 
weise die  Luftbewegung  einmal  eine  umgekehrte  sei,  z.  B.  beim  raschen 
Entleeren  grosser  Wassermengen,  so  sei  dies  ohne  Belang,  da  die  Luft  in 
dem  im  Uebrigen  beständig  ventilirten  Rohr  nicht  so  schlecht  sei,  um  zu 
Belästigung  Anlass  zu  geben.  Dessbalb  glaube  er,  dass  bei  Anlage  des 
Haupt  Wasser  verschlusses  unbedenklich  Vereinfachungen  gegen  das,  was  bis- 
her gefordert  werde,  eintreten  können,  dass  insbesondere  das  zur  Lüftung 
der  zwischen  dem  Hauptwasserverschluss  und  dem  Strassencanal  liegenden 
Strecke  des  Hauscanais  dienende,  bis  über  Dachhöhe  geführte  Rohr  in  den 
weitaus  meisten  Fällen  ganz  wegfallen  und  das  Luftzuführungsrohr  über 
Terrainhöhe  im  Freien  endigen  könne  und  nicht  bis  über  Dachhöhe  ge- 
führt zu  werden  brauche.  Verfahre  man  in  dieser  Weise,  so  werde  die 
Weglassung  des  Hauptwasserverschlusses  nur  noch  eine  ganz  geringfügige 
weitere  Vereinfachung  der  Anlage  zur  Folge  haben  können,  indem  dadurch 
nur  dieser  Wasserverschluss  selbst  und  einige  Meter  Luftzuführungsrohr 
überflüssig  werden  würden. 

Börgermeister  Dr.  Tetteuboni  (Bad  Homburg)  will  als  Ver- 
waltungsbeamter zu  der  gegensätzlichen  Stellung  der  Herren  Roechling 
und  Lindley  Stellung  nehmen,  und  zwar  als  Verwaltungsbeamter  einer 
Stadt,  die  zwar  keine  Grossstadt  sei,  in  welcher  die  Hygiene  aber  vielleicht 
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eine  noch  grössere  Bedeutung  habe,  als  in  der  Mehrzahl  anderer  Städte. 
Denn,  wenn  es  sich  in  anderen  Städten  hauptsächlich  nur  um  das  körper- 
liche Wohl  der  Einwohnerschaft  handle,  so  würde  in  einer  Stadt,  wie  Hom- 
burg, geradezu  ein  finanzieller  Ruin  herbeigeführt  werden,  wenn  nicht  die 
Sanitätsverhältnisse  in  jeder  Weise  gefördert  und  jeder  Fortschritt  wahr- 
genommen würde.  Die  Stadt  Homburg  nun  habe  schon  seit  Jahren  be- 
schlossen, das  System  Lindley,  wie  es  dort  heisse,  zur  Durchführung  zu 
bringen,  und  zum  Theil  sei  es  auch  schon  ausgeführt.  Dann  aber  sei  ein 
Stillstand  eingetreten,  theils  aus  finanziellen  Rücksichten,  theils  aber  auch 
aus  dem  (rrunde,  weil  in  den  ersten  Jahren  zahlreiche  Beschwerden  ein- 
gelaufen seien,  die  sich  genau  auf  die  drei  Punkte  bezo^ren  hätten,  die 
Herr  Roechliug  angeführt  habe:  einmal,  dass  die  Fallröhren  Ablagerun^s- 
stätten  bilden  für  alle  möglichen,  nicht  dahingehörigen  Sachen,  dann,  dass 
die  Wasserciosets  einfrieren,  und  drittens,  dass  die  Fürsorge  für  die  Anlage 
bei  leerstehenden  Wohnungen  eine  mangelhafte  sei.  In  diesen  drei  Punkten 
sei  nun  in  Homburg  fast  vollständig  Abhülfe  geschaffen.  Hier  könne  der 
Yerwaltungsbeamte  wesentlich  mit  eintreten,  nach  der  Richtung  hin,  dass 
er  für  Belehrung  und  für  scharfe  Revision  sorge.  So  sei  es  ihm  gelungen, 
dass  in  der  letzten  Zeit  alle  drei  Beschwerden  verstummt  seien,  in  dem 
letzten,  sehr  kalten  Winter  sei  ihm  keine  Klage  zu  Ohren  gekommen,  dass 
eine  Closetanlage  nach  Lindley^schem  System  eingefroren  sei,  oder  dass 
eine  Verstopfung  der  Fallröhren  oder  der  Ableitungen  bis  zum  Strassen- 
canal  stattgefunden  habe;  und  auch  der  letzte  Punkt,  mangelnde  Fürsorge 
bei  leerstehenden  Wohnungen ,  sei  zur  Zufriedenstellung  der  Einwohner 
gelöst.  Herr  Lindley  habe  eben  stets,  wenn  Beschwerden  eingelaufen 
seien,  zutreffende  Maassregeln  vorschreiben  können,  wie  man  diesen  Miss- 
ständeu  zu  begegnen  habe,  und  bei  strengem  Druck  sei  die  Durchführung 
auch  gelungen. 

W^as  nun  im  Allgemeinen  die  Anlage  des  Lindley' sehen  Systems 
angehe,  so  halte  er  dieselbe  vom  Standpunkt  der  Homburger  Erfahrungen 
für  sehr  empfehlenswerth.  Die  Anlage  sei  ja  wohl  etwas  theurer  als  manche 
andere  Anlagen  und  desswegen  nicht  für  alle  Städte  durchführbar,  und  in 
Homburg  sei  die  etwaige  Opposition  auch  nur  noch  eine  finanzielle.  Denn 
wie  erwähnt,  die  Beschwerden,  wie  sie  Herr  Roechling  angeführt  habe, 
seien  in  Homburg  jetzt  als  beseitigt  zu  betrachten. 

Ingenieur  Roechling  (Leicester)  kann  es  nicht  zugeben,  dass  man 
die  Regenrohre  mit  den  übrigen  Fallrohren  zusammenfasse  und  vergleiche, 
da  sie  im  Winter  unter  viel  ungünstigeren  Bedingungen  zu  arbeiten  haben 
als  die  anderen  Fallröhren.  Bei  ihnen  habe  man  den  Abfluss  des  Wassers 
nicht  in  der  Hand,  er  finde  periodisch  je  nach  Witterung  statt,  er  gehe  au- 
weilen  sehr  schnell,  zuweilen  aber  auch  selir  langsam  und  nur  tropfenweise 
vor  sich  —  man  denke  nur  an  das  Tliaueu  des  Schnees  auf  dem  Dache  bei 
einer  kurzen  Mittagssonne  —  so  dass  dann  die  Röhren  einfrieren.  Daher 
habe,  wie  bereits  bemerkt,  im  Winter  das  Regenrohr  unter  den  allerun- 
günstigsten  Bedingungen  zu  arbeiten,  und  desshalb,  meine  er,  wo  es  mög- 
lich sei.  die  Regenröhren  nach  innen  zu  verlegen,  müsse  es  auch  möglich 
sein,  die  sonstigen  Fallröhren  ausserhalb  der  Häuser  anzubringen. 
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In  Betreff  der  Kosten  des  Uauptwasserverschlusses  müsse  er  den  aus- 
gesprochenen Befürchtungen  gegenüber  bemerken,  dass  man  die  einfachste 
Form  schon  für  30  M.  herstellen  könne,  und  wenn  man  einen  Inspections-. 
Schacht  damit  verbinden  wolle,  werde  der  Verschluss  Alles  in  Allem  viel- 
leicht 100  M.  kosten,  was  etwa  2  Proc.  der  sämmtlichen  Kosten  einer 
Hausentwässerungsanlage  sei,  so  dass  die  mit  dem  Hauptwasserverschluss 
verbundenen  Mehrkosten  ganz  unbedeutend  seien  und  nicht  ins  Gewicht 
fallen. 

Hiermit  ist  die  Discussion  geschlossen  und  der  Vorsitzende  ertheilt 
dem  Referenten  das  Schlusswort. 

Referent,  Pmatdocent  Dr.  Kirchner  (Hannover):  „Meine Herren! 
Bei  der  vorgeschrittenen  Zeit  will  ich  nur  einige  Worte  sagen,  zumal  in 
der  Discussion  über  das,  was  wir  vorgebracht  haben,  eigentlich  nichts  wesent- 
lich Neues  vorgebracht  worden  ist.  Ich  will  nur  ein  paar  Punkte  hervor- 
lieben. 

„Herr  Stabsarzt  Jaeger  hat  getadelt,  dass  wir  in  unseren  Thesen 
nicht  genug  Gewicht  auf  die  übrigen  Erkrankungen  gelegt  haben,  die 
neben  den  epidemischen,  respective  Infectionskrankheiten  durch  die  Canal- 
^ase  entstehen  sollten.  Indessen  glauben  wir,  dass  wir  doch  die  beiden 
Punkte  als  ziemlich  gleichbedeutend,  hingestellt  haben ,  und  gerade  die 
Herabsetzung  der  Widerstandsfähigkeit  des  Körpers  durch  Einathmung 
von  Canalgasen  glaube  ich  eingehend  betont  zu  haben. 

„Was  die  Erfahrungen  betrifft,  die  der  Herr  Geheime  Sanitätsrath 
0  0  e  p  e  1  aus  Frankfurt  a.  0.  mitgetheilt  hat,  so  meine  ich  doch,  dass  einzelne 
derai*tige  Fälle  das  Gesamm turtheil  nicht  stören  können,  zumal  wenn  es 
.sich  dort  um  eine  rationelle  Canalanlage  gar  nicht  gehandelt  hat.  Es  handelt 
.sich  um  eine  fehlerhafte  Grube,  und  die  Möglichkeit,  dass  von  da  aus  Keime 
Ansteckungen  veranlassen  können,  ist  in  keiner  Weise  von  der  Hand  zu 
weisen.  Bei  noch  genauerer  Prüfung  würde  sich  auch  in  diesem  Falle  ein 
Weg  der  Uebertragung  gefunden  haben ,  ohne  auf  die  Canalgase  recurriren 
zu  müssen. 

„Im  Uebrigen  glaube  ich,  dass  wir  doch  wohl  festhalten  dürfen  an  dem, 
was  wir  gesagt  haben:  dass  die  Verbreitung  epidemischer  Krankheiten  durch 
die  Canalgase  nicht  möglich  ist,  dass  es  aber  wegen  der  sonstigen  üblen 
Wirkungen  derartiger  Gai^e  doch  als  eine  wichtige  Aufgabe  der  Canalisation 
zu  betrachten  ist,  den  Eintritt  von  Fäulnissgascn  aus  den  Canälen  in  die 
Wohnungen  zu  verhüten." 

Correferent,  Stadtbaurath  Liudle.V :  „Meine  Herren,  ich  will 
mich  so  kurz  es  geht,  fassen,  es  sind  aber  eine  Anzahl  Einwendungen 
gemacht  worden,  die,  wie  ich  glaube,  auch  Sie,  der  Gerechtigkeit  wegen, 
wünschen,  nicht  unwidersprochen  gelassen  zu  sehen.  Auf  die  Einwendungen 
des  Herrn  Roechling  komme  ich  später  zurück. 

„Zuerst  hat  Herr  Professor  Baumeister  gegen  die  getrennte  Herab- 
führuDg  der  Regenröhren  und  der  Closet-  bezw.  Küchenfallröhren  gesprochen; 
darauf  hat  zum  Theil  Herr  Roechling  bereits  erwidert.   Ich  bin  entschieden 
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daför,  diese  Röhren  getrennt  herabzufCÜiren.  Bei  der  Vereinigung  der- 
selben besteht  allerdings  die  Möglichkeit,  durch  eine  secund&re  Ventilation 
der  sonst  stattfindenden  Auspumpung  der  Verschlüsse  entgegenzutreten,  aber 
es  kommen  dadurch  neue  Kosten  hinzu,  mindestens  die  gleichen  Kosten,  wie 
für  die  getrennte  Herabführung  der  Regenröhren ;  es  kommen  mehr  Röhren, 
nahezu  die  doppelte  Anzahl  mit  allen  ihren  Verbindungen  ins  Innere  der 
Häuser,  und  man  sollte  gerade  desshalb  eine  secundäre  Ventilation,  wo  irgend 
möglich,  vermeiden.  Nehmen  wir  einen  Fall  aus  der  Praxis:  bei  Neu- 
anlage war  der  Zweck  dieser  Röhren  dem  ersten  Eigenthümer  bekannt;  das 
Haus  wird  aber  verkauft;  es  ist  da  an  der  Wand  ein  Rohr  in  die  Höhe  ge- 
führt, niemals  ist  durch  dasselbe  Wasser  geflossen,  es  dient  zu  keinem  offen- 
baren Zwecke  und  ist  irgendwie  im  Wege,  da  wird  es  oben  und  unten 
abgeschnitten  und  die  Anlage,  deren  Sicherheit  auf  dem  Vorhandensein  dieser 
secundären  Ventilation  beruht,  ist  nun  schlimmer  daran,  wie  wenn  keine 
da  wäre.  Diese  Röhren,  die  nicht  durch  Wasser  regelmässig  durchströmt 
werden,  bilden  geradezu  eine  Quelle  der  Gefahr,  auch  desshalb,  weil  sie  sich 
vielfach  verstopfen  und  man  wird  gerade  durch  die  Verminderung  der  An- 
zahl Röhren  im  Hause  die  Sicherheit  erhöhen. 

„Ich  betone  nochmals  auf  Grund  der  praktischen  Erfahrung  meine 
Meinung,  dass  Regenwasser  niemals  in  die  Röhren  der  inneren  Einrichtung 
eingeleitet  werden  sollte,  dass  heisses  Küchenwasser  nicht  in  Closetröhren 
abgelassen  werden  sollte,  und  ebenso  nicht  heisses  Badewasser.  Wozu  f&hrt 
diese  Zusammenführung V  Die  Anlagen  sind  selten  an  einem  Punkte  ver- 
einigt, die  Ciosets  liegen  an  einer  Stelle  des  Hauses  und  das  Ciosetfallrohr 
zieht  daselbst  herunter,  und  nun  müssten  alle  Küchen-  und  Badeleitungeu 
weit  dorthin  geschleift  werden,  und  diese  geschleiften  Leitungen  sind  das 
Allerschlechteste. 

„In  Bezug  auf  Fettfänge  muss  ich  präcisiren.  Ich  wollte  den  Grund- 
satz der  thunlichsten  Vermeidung  aller  Ablagerungsstätten  ausführen.  Ich 
erkenne  an,  dass  Fettfauge  nöthig  sind  in  Ausnahmefällen,  bei  grossen 
Küchen,  Metzgereien  u.  s.  w.  Die  vielen  kleinen  Fettfange,  und  solche. 
welche  weit  von  der  Ausgussstelle  angebracht  sind,  so  z.  B.  Fettfänge  am 
Fusse  der  Fallröhren  eines  Etagenhauses,  haben  keinen  Zweck  und  bilden 
nur  Missstände.  Der  Fettfang  muss  möglichst  dicht  an  der  Ausgiissstelle 
angelegt  und  gross  genug  sein,  nm  das  Wasser  und  Fett  zur  Ruhe  und 
zur  Abkühlung  kommen  zu  lassen,  sonst  fliesst  das  Wasser  durch,  die 
Strömung  nimmt  das  nicht  erstarrte  Fett  mit,  und  es  setzt  sich  dieses  im 
Rohre  an.  Fettfange  sind  also  meines  Erachtens  nur  in  grossen  Restau- 
rationen, Metzgereien  u.  s.  w.  am  Platze. 

^Was  nun,  meine  Herren,  die  Hauptfrage,  die  grosse  Verschiedenheit 
der  Ansichten  in  Bezug  auf  das  „Abtrennungs-"  und  das  ^Durchlüflungs- 
system*^  anbelangt,  so  muss  ich  zunächst  constatiren,  dass  die  Behauptung. 
dass  alles  das,  was  auf  den  Zeichnungen  zu  meinem  Vortrage  dargestellt  ist, 
in  Fingland  bereits  in  Anwendung  gewesen,  sich  aber  nicht  bewährt  habe, 
nicht  ganz  richtig  ist.  Meine  Herren,  das  hier  Dargestellte  ist  die  Anlage 
eines  durchweg  spülbaren  und  gut  ventilirten  Canalsystems  und  in  durch- 
gehendem Zusammenhange  damit  die  Ilausentwässerungsanlagen  mit  durch- 
gehender Ventilation,  wie  dies  in  Hamburg  im  Jahre  1843  nach  dem  grossen 
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Brande  ausgeführt  worden  ist.  Dieses  ist  auf  dem  Querschnitte  einer  Ham- 
burger Strasse,  Fig.  5,  veranschaulicht.  Das  war  zu  einer  Zeit,  in  der  in 
England  der  Hausentwässerung  noch  keine  Aufmerksamkeit  gewidmet 
wurde.  Im  Jahre  1847  ist  erst  die  Königliche  Sanitätscommission  ernannt 
worden,  mit  Edwin  Chadwik  als  Secretär,  und  noch  Jahre  später  bestand 
in  Bezug  auf  die  Inneneinrichtungen  die  grösste  Sorglosigkeit.  Erst  die 
bekannte  schwere  Erkrankung  des  Prinzen  von  Wales  an  Typhus  im 
Jahre  1871/72  und  die  dabei  hervorgetretenen  schlechten  sanitären  Ein- 
richtungen in  seinem  Palaste  lenkten  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  auf 
die  Nothwendigkeit  der  Verbesserung  auf  diesem  Gebiete.  Dann  erst  hat 
man  angefangen,  den  Ausspruch:  my  house  is  my  Castle  —  ich  lasse  Nie- 
manden, auch  nicht  den  Sanitätsinspector,  in  mein  Haus  —  umzuwerfen  und 
dann  kam  theils  in  Verbindung  mit  den  alten  Cloaken,  an  welche  die  Haus- 
entwässerungen angeschlossen  werden  mussten,  theils  in  Verbindung  mit 
den  Sammelgruben,  welche  denselben  als  Abflusspunkte  dienten,  die  Ent- 
wickelung  des  Disconnecting- Systems,  wie  4,as8elbe  uns  heute  bekannt  ist 
und  unter  diesen  Verhältnissen  auch  berechtigt  gewesen  sein  mag. 

„Erfahrungen  mit  der  Einrichtung  eines  zusammenhängenden  zweck- 
mässig angelegten  Strassencanalnetzes  und  Hausentwässerungssystems  sind 
in  England  überhaupt  in  grossem  durchgängigem  Maasse  nicht  gemacht 
worden.  Man  müsste  sonst  wirklich  fragen  —  und  ich  glaube,  jedem  ruhig 
Denkenden  wird  sich  sofort  diese  Frage  aufdrängen:  —  wie  kommt  es, 
dass  Etwas,  was  sich  bei  uns  jetzt  50  Jahre  bewährt  hat  —  ich  betone, 
dass  mein  Vater  vor  circa  50  Jahren  dies  System  in  Hamburg  und  vor  circa 
30  Jahren  in  Frankfurt  eingeführt  und  durchgeführt  hat  —  sich  in  Eng- 
land nicht  bewährt  haben  soll?    Die  Factoren  sind  doch  dieselben. 

„Herr  Roechling  behauptet  ferner,  ich  hätte  gesagt,  dass  unsere  Fall- 
röhren so  arg  röchen  und  sich  verstopften  und  vuUsetzten.  Das  habe  ich 
nicht  behauptet.  Ich  habe  gesagt,  die  Fallröhren  bilden  die  schmutzigsten 
Theile  der  Entwässerungsanlage  einer  Stadt,  und  dieses  halte  ich  aufrecht. 
Dass  die  Fallrohren  in  England  anders  sind,  als  Fallröhren  in  Deutschland, 
glaube  ich  nicht  und  ich  glaube  nicht,  dass  die*  Beschmutzungen,  die  in 
den  Fallröhren  stattfinden,  sich  irgendwie  intuitiv  beeinflussen  lassen  durch 
das  Bewnsstsein,  dass  unten  ein  Hauptverschluss  vorhanden  ist.  Ich  glaube, 
der  Schmutz  setzt  sich  in  den  englischen  Fallröhren  ganz  genau  so  an,  wie 
in  den  deutschen. 

„Herr  Roechling  bemängelt  ferner,  dass  die  Fallröhren  von  10  cm  in 
eine  liegende  Leitung  von  15  cm  übergehen  und  er  meint,  die  letztere  bilde 
dann  eine  Ablagerungsstätte.  Ich  glaube,  dem  widersprechen  zu  müssen; 
das  Fallrohr  ist  senkrecht,  das  Wasser  fallt  rasch  herunter,  in  der  liegenden 
Leitung  fliesst  dasselbe  langsamer  und  wenn  keine  Anstauung  erfolgen  soll, 
müsste  letztere  einen  grösseren  Durchmesser  haben.  Darum  ist  ein  10  cm- 
Fallrohr,  welches  in  eine  15cm  liegende  Leitung  übergeht,  eine  durchaus 
entsprechende  Anlage  und  ich  muss  dieserhalb  Herrn  Roechling  auf  die 
auch  in  seinem  Magdeburger  Vortrage  abgedruckten  Versuche  verweisen, 
wo  er  selbst  den  Nachweis  geführt  hat,  dass  bei  längeren  Leitungen,  wie  sie 
in  der  Praxis  vorkommen,  die  lOcm-Leituug  in  Folge  der  grösseren  Rei- 
bungswiderstände ,  die  sie  dem  Wasser  bietet ,  mehr  Ablagerungen  in  der 


206     XX.  VersammluDg  d.  D.  Vereins  f.  öffentl.  GeBundhpflge.  zu  Stuttgart. 

Leitung  herbeiführt,  als  die  1 5  cm  -  Leitung ').  Dies  geht  klar  aus  den 
betreffenden  englischen  Versuchen  ad  hoc  hervor,  beweist,  dass  unter  den 
vorliegenden  Verhältnissen  lOcm-Röhren  keine  grössere,  sondern  eine 
kleinere  Selbstreinigungsfähigkeit  besitzen  und  zeigt  die  BerechtiguDg 
der  Combination  eines  10  cm -Fallrohres  mit  einer  15  cm -Ableitung,  wie  sie 
hier  dargestellt  worden  ist. 

„In  Bezug  auf  das  Anbringen  der  Fallröhren,  innen  oder  aussen,  führte 
Herr  Roechling  aus,  dass  früher  Niemand  wusste,  wo  die  Fallröhren  im 
Inneren  der  Häuser  waren;  sie  wurden  der  Spielplatz  der  Ratten  n.  s.  w. 
Meine  Herren,  ich  nagele  diesen  Ausspruch  fest,  als  Beweis,  dass  vor  der 
Einführung  des  Disconnecting-Systems  die  grösste  Sorglosigkeit  in  Bezujir 
auf  die  Hausleitungen  gewaltet  hat  und  dass  daher  die  Behauptung,  dai^^ 
alles  hier  Dargestellte,  das  sorgfiiltig  durchgeführte  System  zusammen- 
hängender Stadtcanalisation  und  Hausentwässerung  bereits  in  England 
gewesen  und  sich  nicht  bewährt  habe,  nicht  zutreffend  sein  kann. 

„Fliessendes,  fallendes  Wasser  kann  nicht  einfrieren!"  Meine  Herren, 
der  schöne  Rheinfall  im  Winter  beweist  das  Gegentheil,  die  W^asserfalle  iu 
der  Schweiz  beweisen  das  Gegentheil,  unsere  Leitungen  beweisen  das  Gegen- 
theil. Herr  Roechling  befürwortet  das  Anbringen  der  Fallröhren  ausser- 
halb der  Häuser.  Nehmen  wir  bei  unseren  klimatischen  Verbältnissen 
den  Fall  eines  solchen  ausserhalb  liegenden  Fallrohres  an.  In  der  Nacht  ist 
dasselbe  kalt  geworden,  ist  auf  eine  Temperatur  von  20^  unter  Null  gesunken, 
und  nun  wird  Wasser  hineingegossen,  das  erste  Wasser  friert  sofort  an  der 
Wandung  an  und  allmählich  bildet  sich  eine  Eisschicht  auf  der  anderen, 
bis  die  Leitung  zu  ist.  Wir  haben  das  ja  in  Tausenden  und  Tausenden  von 
Fällen,  wir  haben  in  einzelnen  Städten  eine  ganze  Statistik  darüber  aul- 
gestellt, und  ich  glaube,  dass  die  Verhältnisse  der  Leitungen,  die  Herr 
Roechling  erwähnt  hat,  doch  etwas  andere  sein  müssen,  denn  England 
hat  in  der  That  ein  sehr  mildes  Klima. 

„In  Bezug  auf  die  Gefahr  des  Austrocknens  der  Verschlüsse  in  leerstehen- 
den Wohnungen  möchte  ich  betonen,  dass  die  Gefahr  bei  beiden  Systemen 
beinahe  die  gleiche  ist,  dass  hier  das  Disconnecting-System  keinen  nennens- 
werthen  Unterschied  macht.  Wir  haben  erstlich  bewiesen  oder  zu  beweisen 
gesucht,  dass  die  Luft  im  Canalc  weniger  schädlich  ist  als  die  Luft  in  den 
Leitungen,  und  dass  die  etwaige  Gefahr  wesentlich  in  den  Fäulnissgasen  zu 
suchen  ist  und  diese  sich  am  stärksten  in  den  Fallröhren  bilden. 

„Hat  man  einen  Hauptverschluss,  wie  in  Fig.  3  bei  C,  so  kann,  wenn 
einer  der  Einzel  verschlusse  austrocknet,  die  Luft,  welche  das  Fallrohr 
enthält,  in  die  Wohnräume  austreten;  man  hat  die  wirksame  Ventilation 
des  Fallrohres  durch  die  warme  und  feuchte  Canallnft  nicht  und  dem- 
nach hier  dann  einen  Austritt  von  concentrirter  Fallrohrluft.  Hat  man 
dagepren  den  Hauptverschluss  bei  C  nicht  und  einer  der  Einzelverschlüsse 
trocknet  aus,  dann  kann  allerdings  auch  die  Luft  aus  dem  Fallrohre  aus- 
treten, die  Fäulnissgase  sind  aber  viel  verdünnter,  weil  von  der  Canallnft 
eine  kräftige  ViMitilation  durch  das  Fallrohr  unterhalten  wird. 

')  ViTLil.  ]^euts«'lie  Viert«.'IJnhrssclirit*t  für  «»flFontliche  Gesundheitspflege  1895, 
1.  Heft,  8.  60. 
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^Ich  glaube  also,  in  diesem  Falle  steht  das  AbtrennuDgssystem  nicht 
günstiger  da,  wie  das  zusammenhängende  und  die  Anhänger  beider  werden 
nach  wie  vor  weiter  bestrebt  sein  müssen,  ein  wirklich  wirksames  Mittel  zu 
finden,  um  leerstehende  Wohnungen  gegen  den  Austritt  von  Canalluft  zu 
schützen. 

„In  Bezug  auf  die  Ausspülung  des  Hauptverschlusses  (den,  nebenbei 
bemerkt,  ich  in  meinem  Referate  niemals  als  einen  Kothvers  chluss  be- 
zeichnet habe)  wies  ich  aus  den  englischen  Versuchen  nach,  dass  die  Cioset- 
spülung einen  grossen  Procentsatz  der  Stoffe  in  demselben  zurücklässt.  Herr 
Roechling  nimmt  nun  an,  dass  das  andere  Wasser,  Küchenwasser  und 
Badewasser,  diesen  ausspült.  Meine  Herren,  prüfen  Sie  dies  rechnerisch 
und  sie  werden  finden,  dass  aus  Ihrer  ganzen  Leitung  kein  Wasser  so  rasch 
und  mit  solcher  Heftigkeit  abfliesst,  wie  das  Wasser  vom  Closet.  Nehmen 
wir  eine  Closetspülung  zu  12  Liter  an;  dieselbe  läuft  in  längstens  sechs 
Secunden  ab;  das  sind  zwei  Liter  pro  Secunde;  ein  stärkerer  Abfluss  als 
aus  irgend  einer  Küche,  aus  irgend  einer  Badewanne.  Die  Closetspülung 
ist  die  kräftigste  Spülung  der  Ilausentwässerung,  und  wenn  sie  den  Ilaupt- 
verschluss  nicht  völlig  reinigen  kann,  so  wird  dies  auch  das  langsamer  ab- 
fliessende  Küchenwasser  nicht  zu  thun  vermögen,  denn  es  sind  die  kräf- 
tigsten Sturzspülungen,  welche  vorkommen,  und  nicht  die  langsamer  im 
Verlaufe  des  Tages  abfliessenden  anderen  Verbrauchswässer  der  Haus- 
bewohner, welche  für  die  Ausspülung  der  schwerst  spülbaren  Punkte  einer 
Hausleitung  raaassgebend  sind. 

.,Die  erwähnten  Wischlappen  werden  bei  unseren  Hausentwässerungs- 
anlagen ,  bevor  sie  in  die  Hausleitung  gelangen  können ,  zurückgehalten 
durch  fest  angebrachte  Siebe  auf  den  Gerachverschlüssen;  irgend  welche 
Schwierigkeiten  mit  Wischlappen  sind  in  den  Haus-  oder  Strassencanälen, 
mit  welchen  ich  bisher  zu  thun  gehabt  habe,  überhaupt  nicht  vorgekommen. 

„Zur  Frage  des  Hauptverschlusses  möchte  ich  noch  die  in  Fig.  12 
(a.  f.  S.)  wiedergegebene  Darstellung  aus  dem  Arreie  de  Ja  Prefedurc  de 
la  Seine  vom  8.  August  1894  entnehmen.  Sie  können  daraus  sehen,  zu 
welchen  Anlagen  die  Idee  der  Abtrennung  in  allerletzter  Zeit  bei  dem 
Pariser  Canalnetze  geführt  hat,  Anordnungen,  welche  meines  Erachtens  ent- 
schieden wenig  zweckmässig  oder  empfehlenswerth  sind,  und  welche  wohl 
auch  von  Anhängern  des  Abtrennungssystemes  kaum  als  ihren  Ansichten 
entsprechend  anerkannt  werden  dürften. 

„Nach  dem  Ausspruche  des  Herrn  Roechling  wandeln  wir  seit  50  Jahren 
an  dem  Rande  eines  Abgrundes.  Meine  Herren,  ich  habe  diesen  Abgrund 
noch  nicht  gesehen.  Die  deutschen  Städte,  die  an  diesem  Rande  wandeln, 
befinden  sich  sehr  wohl;  ihre  Typhussterblichkeit  nimmt  ab,  trotz  der  von 
Herrn  Professor  Baumeister  so  richtig  hervorgehobenen  abnehmenden 
Qualität  der  Bebauung.  Ich  glaube,  wir  können  ruhig  weiter  an  diesem 
vermeintlichen  Abgrunde  wandeln,  und  werden  ihn  allmählich  mit  That- 
sachen  zuschütten. 

„Ein  Gesichtspunkt,  meine  Herren,  bleibt  mir  noch  zu  erwähnen.  Der 
Anregung  des  Herrn  Unna  folgend,  haben  der  Herr  Referent  und  ich  einen 
Zusatz  zu  unseren  Thesen ,  die  ja  nur  den  Ausdruck  unserer  Ansicht  dar- 
stellen  sollen,    und  durchaus  nicht  zur  Abstimmung  bestimmt  sind,    auf- 
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gestellt,  dar  beaagt,  daaa  die  Haiuleituiigeii,  nameDtlicb  die  Fallrohren,  fär 
die  Entatehang  tod  FftnloiaBgaMn  einen  weit  ausgiebigeren  Herd,  wie  das 
NetE  gut  angelegter  Strassencanäle,  bilden.  Diesem  Gesichtspunkte  wollen 
wir  Aasdruck  geben,  denn  darin  liegt  ein  wesentlicher  Pnnkt  zur  ßeurthei- 
lang  der  zweckmässigen  Gestaltung  der  Haus entwusserungson lagen ,  der 
ZweckmAssigkeit  oder  Ueberfiüssigkeit  des  Haupt  verschluss  es. 
Fig.  12. 


„Mit  diesem  Zusatz  würden  unsere  Thesen  demnach  folgenden  Wort- 
laut haben : 

Leitsätze : 

1.  Die  Annahnte  der  Verbreitung  epidemiachcr  Krankheiten,  namcntlioh  von 
TyphuR,  Cholera,  Diplitbcric  durch  Canalgasc,  ist  mit  unseren  heutigen 
KenntnipBpD  vom  Wenpn  dpr  Krank  he  ilsEirrcger  nicht  vereinbar. 

2.  Dagpgfn  sind  die  in  Canal-  und  Hausleiiungeu  entsteheuden  FäuluiB^fme. 
wenn  auch  nicht  direot,  »o  doch  indircct,  namentlich  bei  denerndcr  Ein- 
wirkung, schädlich,  indem  sie  ckclerrcgpud  wirken  und  da«  allgemeiue 
Wo hlbt linden  und  damit  die  \ViderBtaud8fahigkpit  det  Kürpera  gegen 
Krankheiten  heiabsetzen. 

3.  iMe  Uausleilungeu,  namentlich  die  Fallrühren,  bilden  für  die  Entntehung 
von  FSulniBsgascn  einen  weit  ausgichifioi'en  Herd,  wie  das  Keti  gut  ange- 
legter Strassencanäle. 

4.  Die  Bildung  derartiger  Gase  und  ihre  Anhäufung  in  den  Leitungen 
lasst  sich  durch  entsprechende  Anlage,  regelmässige  Spftlung  and  Keini- 
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gang,  sowie  durch  ausgiebige  Lüftung  auf  ein  sehr  geringes  Maass  be- 
schränken. 

5.  Es  dürfen  daher  in  den  öffentlichen,  sowie  in  den  Privatleitungen  guter 
Ganalisationsanlagen  weder  Schmutzwasser  noch  Luft  stagniren,  noch  Sink- 
stofie  sich  ansammeln. 

0.  Um  das  Eindringen  schädlicher  Gase  aus  den  Canälen  und  Leitungen  in 
die  Luft  des  Bodens  und  der  Wohnräume  zu  verhüten,  müssen  sämmtliche 
Leitungen  in,  unter  und  neben  den  Häusern  vollkommen  luft-  und  wasser- 
dicht hergestellt  und  alle  Eingussst^llen  mit  w^irksamen,  gegen  Aussaugen 
und  gegen  Austrocknen  gesicherten  Geruchverschlüssen  versehen  werden. 

7.  Eine  dauernd  gute  Wirksamkeit  der  Hauscanäle  wird  nur  bei  Einfachheit 
und  Uebersichtlichkeit  der  Anlage  gesichert. 

8.  Die  durchgängige  Verbindung  der  Hausleitungen  mit  dem  Strassencanal 
ist  dem  entsprechend  der  Abtrennung  durch  einen  Hauptverschluss  in  der 
Hausleitung  (dem  sogenannten  Disconnecting  -  System)  vorzuziehen ,  weil 
letzteres  die  Lüftung  und  Spülung  erschwert,  complicirte  Lüftungsein- 
richtungen erforderlich  macht  und  die  Anhäufung  von  Schmutzstoffen  in 
unmittelbarer  Nähe  der  Wohnungen  mit  sich  bringt. 

^ Meine  Herren,  der  Hauptpunkt,  auf  den  wir  hinweisen  wollten,  ist  der, 
dass  die  Städtever  waltun  gen  dafür  Sorge  tragen  sollten,  dass  in  ihren  Städten 
gute  Bedingungen  für  die  Hausentwässerung  aufgestellt  werden,  dass  sie 
beachtet  und  durchgeführt  werden,  dass  die  Stadtbehörden  iiber  diese  Aus- 
führung eine  Controle  ausüben,  dass  sie  ihrer  Bürgerschaft  klar  machen,  wie 
verschwindend  die  Kosten  einer  guten  Hausentwässerung  relativ  zu  den 
Gesammtkosten  ihrer  Wohnstätten  sind,  und  dass  diesen  Behörden  auch 
klar  werde,  wie  verschwindend  die  Kosten  einer  guten  Inspection  sind, 
relativ  zu  den  Kosten,  welche  die  Bürgerschaft  für  ihre  Hausentwässerung 
aufwendet  und  wie  reichlich  diese  Kosten  sich  lohnen  in  der  Gesundheit 
der  Einwohner." 


Die  Versammlung  schreitet  nunmehr  gemäss  §.  7  der  Satzungen  zur 

Neuwahl  des  Ausschusses. 

Auf  Antrag  und  Vorschlag  des  Herrn  Stadtrath  Marggraff  (Berlin) 
erfolgt  die  Wahl,  da  von  keiner  Seite  Widerspruch  dagegen  erhoben  wird, 
mittels  Acclamation  und  werden  gewählt  die  Herren 

Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe), 

Baupolizei -Inspector  Classen  (Hamburg), 

Professor  Dr.  Carl  Fraenkel  (Halle  a.  d.  S.), 

Oberbürgermeister  Fuss  (Kiel), 

Geh.  Medicinalrath  Dr.  Pistor  (Berlin), 

Oberbürgermeister  Rümelin  (Stuttgart), 
welche  in  Gemeinschaft  mit  dem  ständigen  Secretär 

Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.) 
den  Ausschuss  für  das  Geschäftsjahr  1895/96  bilden. 

(Nach  Schluss  der  Versammlung  wählte  der  Ausschuss  gemäss  §.  7, 
Absatz  3  der  Satzungen  Herrn  Oberbaurath  Professor  Baumeister  zum 
Vorsitzenden  für  das  nächste  Jahr.) 

U 
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Es  kommt  nunmehr  der  letzte  Gregenstand  der  Tagesordnung  zur  Ver- 
handlung : 


V.     Hygienisclie  Beurtheilung   von  Trink-  und 

Nutzwasser. 

Es  lauten  die  von  dem  Referenten,  Geh.  Med.-Bath  Prof.  Dr.  FlflggO 
(Breslau),  aufgestellten 

ScMusssätze: 

1.  Die  bis  jetzt  übliche  hygienische  BegutachtuDg  der  Wässer  lediglich  auf 
Grund  der  chemischen,  bacteriologischen  und  mikroskopischen  Unter- 
suchung eingesandter  Proben  ist  fast  in  allen  Fällen  verwerflich. 

2.  Die  einmalige  Prüfung  eines  Wassers  auf  seine  hygienische  Zulässig- 
keit  als  Trink-  oder  Brauchwasser  muss  vor  Allem  durch  Besichtigung 
und  sachverständige  Untersuchung  der  Entnahmestelle  und  der  Betriebs- 
anlage erfolgen.  In  manchen  Fällen  liefert  diese  Prüfung  allein  bereits 
eine  Entscheidung.  Meistens  ist  eine  Ergänzung  durch  grobsinnliche 
Prüfung  des  Wassers,  sowie  durch  die  Eisen-  und  Härtebestimmung 
wünschenswerth ;  selten  ist  eine  weitergehende  chemische,  bacteriologische 
oder  mikroskopische  Untersuchung  zur  Sicherung  der  Resultate  erforder- 
lich. —  Bei  Neuanlagen  von  centralen  Grundwasserversorgungen  muss 
man  sich  mit  besonderer  Sorgfalt  von  der  Keimfreiheit  des  betreffenden 
Grundwassers  vergewissem. 

3.  Zur  fortlaufenden  Controle  von  Wasserversorgrungen,  deren  Anlage 
und  Betrieb  bekannt  ist,  eignet  sich  die  bacteriologische,  zuweilen  auch 
die  chemische  Analyse  einwandfrei  entnommener  Proben.  Die  hygienische 
Bedeutung  auffälliger  Resultate  der  Analyse  ist  meist  nur  aus  einer 
wiederholten  Besichtigung  und  Untersuchung  der  Versorgungsanlage  zu 
entnehmen. 

Referent:  Geh.  Med.-Rath  Professor  Dr.  Flfigge  (Breslau): 
^In  Bezug  auf  die  hygienische  Beurtheilung  des  Trinkwassers  hat  in 
den  letzten  Jahren  ein  sehr  starker  Umschwung  der  Ansichten  stattgefunden- 
Indess  kann  man  eigentlich  nicht  sagen,  dass  in  Folge  dessen  die  Ansichten 
über  den  Modus  der  Beurtheilung  strittig  seien.  Wenigstens  haben  wohl 
alle  Fachhygieniker  in  diesen  Fragen  die  gleiche  Ansicht.  Die  von  mir 
aufgestellten  Schlusssätze  finden  sich  in  ähnlicher  Form  fast  in  jedem  Lehr- 
buche der  Hygiene,  dieselben  Sätze  sind  von  Koch,  Gruber,  Hueppe, 
Gärtner,  Fränkel  u.  A.  in  ihren  wesentlichsten  Punkten  bereits  früher 
ausgesprochen;  Gärtner  hat  in  diesem  Sinne  voriges  Jahr  auf  dem  hygie- 
nischen Gongresse  in  Budapest  referirt.  Neuerdings  sind  namentlich  von 
Kurth,  ferner  aus  dem  Kreise  der  Medicinalbeamten  von  Schroeder  und 
Tracinski  gleichsinnige  Vorschlüge  zur  Triukwasserbeurtheilung  gemacht. 
Widerspruch  ist  bisher  von  keinem  Fachhygieniker  erhoben.  Es  könnte 
sonach  ganz  überflüssig  erscheinen,  dass  wir  heute  hier  dies  Thema  be- 
handeln. 

„Aber  doch  hat  das  wohl  eine  gewisse  Berechtigung.     FAne  Menge 
älterer  Aerzte,  namentlich  aber  Chemiker  und  Apotheker,  die  Wasserunter- 


Hygienische  Beurtheilung  von  Trink-  und  Nutzwasser.  211 

suchnngen  ausführen ,  femer  die  Verwaltungsbehörden,  Polizeibehörden,  die 
B&rgermeister  und  Ortsvorstände,  welche  Trinkwasseruntersuchungen  häufig 
anordnen,  —  diese  alle  haben  von  dem  Umschwünge  der  hygienischen  An- 
schauungen noch  auffallend  wenig  Notiz  genommen.  Darin  mache  ich  fast 
täglich  meine  Erfahrungen.  Noch  fortwährend  gehen  dem  hygienischen 
Institute  in  Breslau  —  und  bei  anderen  Instituten  ist  das,  wie  ich  erfahre, 
genau  so  —  Wasserproben  zu,  mit  der  Bitte,  dieselben  zu  untersuchen  und 
danach  ein  Urtheil  über  das  Wasser  abzugeben.  In  Breslau  wird  den  Ein- 
sendern nach  einem  bestimmten  Schema  geantwortet,  dass  die  Untersuchung 
solcher  zugesandten  Proben  keinen  Zweck  habe,  und  dass  man  auf  diese 
Weise  die  hygienische  Beschaffenheit  des  Wassers  nicht  beurtheilen  könne. 
„Offenbar  liegt  also  in  gewissen  Kreisen  eine  Unkenntniss  der  Um- 
gestaltungen vor,  welche  unsere  Ansichten  über  die  Beurtheilung  eines 
Wassers  erfahren  haben ;  und  desshalb  ist  es  doch  wohl  angezeigt,  an  dieser 
Stelle,  wo  namentlich  zahlreiche  Yerwaltungsbeamte  versammeU  sind,  unsere 
neueren  Anschauungen  zu  entwickeln  und  zu  begründen. 

„Wir  müssen  zunächst  einen  kurzen  historischen  Rückblick  auf  die 
früheren  Trinkwasseruntersuchungen  werfen.  Seit  etwa  50  Jahren  werden 
dieselben  in  grösserem  Umfange  ausgeführt.  Sie  wurden  angeregt  durch 
jene  hygienischen  Bestrebungen  in  England,  welche  sich  hauptsächlich  gegen 
die  epidemischen  Krankheiten  richteten.  Man  nahm  damals  an,  dass  diese 
Krankheiten  vorzugsweise  da  auftreten,  wo  Schmutzstoffe  sich  häufen,  und 
dass  sie  vermeidbar  sind,  wenn  die  Schmutzstoffe  beseitigt  werden.  Diese 
Annahme  stützte  sich  auf  zahlreiche  Beobachtungen.  Aber  die  Beobach- 
tungen waren  im  Grunde  nicht  eindeutig  und  die  Schlussfolgerungen  ziem- 
lich willkürlich.  Die  Anhäufung  von  Schmutzstoffen  auf  und  im  Boden, 
im  Wasser,  in  der  Wohnung,  gehen  gewöhnlich  mit  Armuth,  dichtem  Zu- 
sammenwohnen, schlechter  Ernährung,  mangelhafter  Körperpflege  etc.  zu- 
sammen, und  es  lässt  sich  da  nur  sehr  schwer  entscheiden,  welches  unter 
allen  diesen  Momenten  ausschlaggebend  und  von  besonderer  Bedeutung  ist. 
„Gleichwohl  fand  damals  die  „Schmutzhypothese ^  zahlreichste  An- 
hänger. Diese  spörten  nun  folgerichtig  den  Schmutzstoffen  als  den  ver- 
meintlichen Krankheitserregern  immer  weiter  nach  und  suchten  nach  Hülfs- 
mitteln,  um  auch  kleinere  Mengen  derselben,  die  noch  nicht  sinnfällig  werden, 
in  Luft,  Boden,  Wasser  etc.  nachzuweisen.  Da  erregte  es  nun  namentlich 
besonderes  Interesse,  als  man  fand,  dass  das  Brunnenwasser  der  meisten 
Städte,  auch  wenn  es  gut  schmeckt,  Schmutzstoffe,  sogen.  Stadtlaugenstoffe, 
Fäulnissproducte  u.  dergl.  enthält,  die  durch  chemische  Analyse  in  Form 
der  organischen  Stoffe,  des  albuminoiden  Ammoniaks,  des  Sauerstoffbedarfs, 
der  Salpetersäure  und  salpetrigen  Säure  u.  s.  w.  nachgewiesen  werden  können. 
Gleichzeitig  wurde  mehrfach,  sowohl  durch  Beobachtungen  bei  einzelnen 
Erkrankungen,  wie  durch  statistische  Erhebungen  bei  kleineren  und  grösseren 
Epidemieen  ermittelt,  dass  infectiöse  Krankheiten  durch  W^asser  verursacht 
waren,  und  zwar  durch  Wässer,  in  denen  die  chemische  Analyse  jene 
Stadtlaugenstoffe  in  grösserer  Menge  nachweisen  konnte.  Damit  hielt  man 
die  Bedeutung  der  chemischen  Wasseruntersuchung  und  die  Berechtigung 
zur  Beurtheilung  des  Wassers  auf  Grund  der  chemischen  Analyse  für 
erwiesen. 

14* 
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„Ueber  die  ätiologischen  Beziehungen  der  chemisch  nachgewiesenen 
Stoffe  gingen  die  Ansichten  damak  nur  insofern  auseinander,  als  ihre  ur- 
sächliche Rolle  bei  den  Infectionskrankheiten  directer  oder  weniger  direct 
aufgefasst  wurde.  Entweder  wurden  die  Schmutzstoffe  selbst,  besonders 
die  organischen  Stoffe,  als  krankheitserregend  angesehen :  sie  konnten  manche 
Krankheiten  hervorrufen  oder  zu  denselben  disponiren,  indem  sie  durch  eine 
Art  Giftwirkung  den  Körper  schwächten.  Oder  —  nach  Ansicht  der  Mehr- 
zahl —  hatten  die  Stadtlaugenstoffe  die  Bedeutung  eines  Indicators,  eines 
Symptomes;  und  zwar  sollten  organische  Stoffe,  Ammoniak,  salpetrige 
Säure,  Salpetersäure  etc.  auf  Fäulnissherde  und  auf  die  Ansammlung  von 
Mikroorganismen  im  Boden  oder* Wasser  hindeuten,  die  gelegentlich  die 
Entstehung  von  Infectionskrankheiten  veranlassen  können.  Es  wurde  bei 
dieser  Annahme  vorausgesetzt,  dass  jene  chemischen  Fäulnissproducte  auf 
denselben  Wegen  ins  Wasser  gelangen,  wie  die  Organismen,  so  dass  da. 
wo  die  einen  sich  tinden,  auch  für  die  anderen  die  Zugaugswege  offen  sind. 

„Unter  der  Herrschaft  dieser  Ansichten  wurden  nun  enorm  zahlreiche 
Wasseranalysen  und  Begutachtungen  ausgeführt.  Die  Wasseruntersuchung 
kam  ganz  in  die  Hände  der  Chemiker.  Diese  bildeten  die  Methoden  immer 
feiner  aus  und  verwandten  ausserordentlich  viel  Zeit  und  Mühe  auf  die 
Wasseranalyse.  Staunend  sehen  wir  heute  z.  B.  die  Untersuchungen  von 
C.  Schmidt,  der  fast  sämmtliche  Brunnen  Dorpats  in  allen  ihren  Bestand- 
theilen  aufs  Genaueste  analysirte  und  jedes  einzelne  Resultat  auf  vier  Deci- 
malen  genau  berechnete.  —  Um  dann  nach  dem  Resultate  der  Analyse  ein 
Wasser  leicht  und  rasch  beurtheilen  zu  können,  wurden  Grenzzahlen,  Normen, 
aufgestellt;  die  Ueberschreitung  dieser  Normen  berechtigte  den  Chemiker, 
dem  Wasser  ein  schlechtes  Prädicat  auszustellen,  es  als  ungeniessbar ,  ver- 
dächtig, gesundheitsgefahrlich  zu  bezeichnen.  —  Auf  solche  Urtheile  hin 
sind  im  Laufe  der  Zeit  unzählige  Brunnen  geschlossen;  das  Grundwasser 
im  Bereiche  ganzer  Städte  und  selbst  in  der  Umgebung  von  Städten  ist  als 
bedenklich  und  unbrauchbar  bezeichnet;  und  die  Städte  sind  mehr  und 
mehr  mit  Flusswasser  versehen,  das  meist  nicht  so  viel  Stadtlaugenstoffe 
zu  führen  pflegt,  wie  das  in  der  Nähe  erreichbare  Grundwasser. 

„Dies  ganze  Verfahren  der  Trinkwasserbeurtheilung  entsprach  damals 
den  herrschenden  Anschauungen  nud  war  insofern  ganz  berechtigt.  Aller- 
dings waren  die  Unterlagen  des  Verfahrens  fast  durchweg  hypothetischer 
Natur.  Darauf  wurde  auch  von  Zeit  zu  Zeit  hingewiesen ;  ich  selbst  habe 
dies  in  einer  Arbeit  im  Jahre  1879  nachdrücklich  betont.  Aber  man  hatte 
damals  keine  vollgültigen  Beweise,  dass  jene  Hypothesen  falsch  seien ,  und 
man  hatte  zweifellos  nichts  Besseres  an  die  Stelle  zu  setzen. 

„Nun  begann  aber  vor  etwa  18  Jahren  auf  dem  Gebiete  der  Aetiologie 
der  Infectionskrankheiten  eine  Epoche  bedeutsamer  Entdeckungen,  die  mit 
einem  Male  klare  Erkenntniss  und  sicheres  Wissen  an  die  Stelle  jener  Hypo- 
thesen setzte.  Während  früher  die  Natur  der  Infectionsstoffe  und  ihr  Ver- 
hältniss  zu  den  Fäulnissprocessen  vollkommen  dunkel  war,  wurden  nun  bei 
den  verschiedensten  Krankheiten  specifische  Organismen  als  die  Erreger  der 
betreffenden  Krankheiten  mit  Sicherlieit  nachgewiesen,  und  ihr  Wesen,  ihre 
Lebensbedingungen  und  Lebensäusscrungen  erkannt.  Damit  hatte  dieses 
ganze  Gebiet  der  Hygiene  erst  feste  l'nterlagen  gewonnen,  und  diese  mussten 
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nun  selbstverständlich  auch  unserer  Untersuchung  und  Beurtheilung  des 
Wassers  auf  seine  hygienische  Beschafifenheit  zu  Grunde  gelegt  werden. 
Alle  die  einzelnen  Entdeckungen,  die  für  die  Trink wasserbeurtheilung  von 
Bedentang  sind,  kann  ich  hier  nicht  aufzählen.  Nur  drei  Thatsachen 
seien  hervorgehoben,  die  für  unsere  Erkenntniss  der  Verbreitungsweise  der 
Infectionskrankheiten  und  speciell  auch  der  hygienischen  Bedeutung  der 
Trinkwasseranalyse  von  grösster  Tragweite  waren: 

„1.  Es  wurde  erkannt,  dass  die  Infectionskrankheiten  nur  durch  Orga- 
nismen, durch  belebte  Wesen,  nicht  aber  durch  gelöste  chemische  Stofife, 
organische  Gifte  u.  dergl.  zu  Stande  kommen.  Was  man  also  bisher  im 
Wasser  analysirt  hatte,  das  war  niemals  das  Schädliche  selbst  gewesen. 
Auch  um  eine  Disposition  zu  Infectionskrankheiten  herzustellen,  sind  jene 
Stofife  nicht  geeignet;  denn  zahlreiche  neuere  Versuche  haben  irgend  welche 
schädigende  Wirkung  von  chemischen  Bestandtheilen  des  Wassers  in  den 
Mengen,  wie  sie  in  Frage  kommen,  überhaupt  nicht  nachweisen  können. 

„2.  Es  wurde  erkannt,  dass  die  Erreger  von  Infectionskrankheiten 
besondere  Species  darstellen,  wohl  unterschieden  von  beliebigen,  allver- 
breiteten Organismen,  welche  Zersetzungen  und  Fäulnissprocesse  hervorrufen. 
Mögen  immerhin  gewisse  verwandtschaftliche  Beziehungen  zwischen  manchen 
Saprophyten  und  Parasiten  existireu;  sicher  treten  diese  nicht  in  kurzen 
Zeiträumen* und  unter  solchen  Verhältnissen  hervor,  dass  wir  in  der  hygie- 
nischen Praxis  damit  rechnen  dürfen  und  müssen. 

„Daraus  erhellt,  dass  die  Befunde  von  Producten  der  Thätigkeit  von 
saprophytischen  Organismen    nicht    ohne  Weiteres    auf    die    Anwesenheit 
gesundheitsgefährlicher  Organismen  hindeuten.  Producte  des  Bacterien- 
lebens  im  Boden  und  im  Wasser  finden  wir  fast  überall,  geradezu  normaler- 
weise im  Wasser,  ohne  dass  dadurch  irgendwie  ein  Verdacht  auf  infectiöse 
Organismen  angeregt  wird.  —  Gerade  in  neuester  Zeit,  wo  man  die  Leistungen 
des  Bacterienlebens  im  Boden  und  Wasser  genauer  studirt,  fangt  man  erst 
an,  das  Auftreten  von  Ammoniak,  salpetriger  Säure,  Salpetersäure  u.  s.  w. 
im  Wasser  richtig  zu  deuten.  Da  sehen  wir,  dass  das  Ammoniak  im  Wasser 
seine  Entstehung  einer  allmählichen  Zersetzung  von   Pflanzenresten  ver- 
danken kann,  die  früheren  Erdperioden  entstammen  und  gar  nichts  mit 
Stadtlaugen  Stoffen  zu  thun  haben;  aus  solchem  Ammoniak  können  je  nach 
den  Bodenverhältnissen  kleinere   oder  grössere  Mengen   salpetriger  Säure 
und  Salpetersäure  hervorgehen.    Nach  Kurth^s  Untersuchungen  in  Bremen 
gewährt  dort  selbst  der  Befund  von    10  mg  Ammoniak,  2  mg  salpetriger 
Säure   und    300  mg  Salpetersäure   im  Liter  noch   nicht  die  Berechtigung, 
überhaupt    eine  Verunreinigung    des   Bodens    mit  Abwässern    und   Stadt- 
langenstoffen  anzunehmen.     Welch  kühner  Sprung  führt  demnach  von  den 
abnormen  Befunden  an  Ammoniak,  salpetriger  Säure  und  Salpetersäure  zu 
der  Annahme  einer  Infectionsgefahr  des  Wassers! 

3.  Wie  Fränkel  zuerst  nachwies,  pflegen  die  löslichen  Stofife,  die  man 
bisher  analysirte,  nicht  dieselben  Wege  zum  Grundwasser  einzuschlagen, 
wie  irgendwelche  Organismen.  Die  löslichen  Stofife  gelangen  in  den  Boden 
und  werden  durch  die  Poren  des  Bodens  bis  in  grosse  Tiefen  gespült.  Fast 
ausschliesslich  auf  diesem  Wege  gelangen  sie  in  das  Grundwasser  und  in 
die  Brunnen.  —  Für  die  Organismen  stellt  dagegen  der  Boden  ein  äusserst 
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vollkommenes  Filter  dar,  das  nur  bei  wenigen  Bodenarten  und  bei  sebr 
geringer  Dicke  der  Schiebt  versagt.  Gelangen  Organismen  —  aucb  Infec- 
tionserreger  —  in  Quellen  oder  Brunnen,  so  geschieht  das  ausnahmslos 
durch  Undichtigkeiten  der  Deckung  der  Brunnen,  durch  Rinnsale  von 
der  Oberfläche  her,  durch  Spalten  und  Risse,  die  bei  der  Bearbeitung  des 
Bodens,  bei  der  Anlage  des  Brunnens  oder  benachbarter  Versitz-  und  Abort- 
gruben u.  dergl.  entstanden  sind.  Derartige  Defecte  sind  der  einzige  Weg 
für  alle  Organismen;  dagegen  ein  nur  beiläufig  und  in  ganz  geringem  Grade 
begangener  für  alle  chemisch  analysirbaren  löslichen  Stoffe. 

„Es  folgt  daraus,  dass  auch  die  Zutrittswege  der  Organismen  durch 
die  chemische  Analyse  nicht  richtig  angezeigt  werden.  Eine  grosse  Menge 
von  Nitraten  etc.  bedeutet  nicht,  dass  nun  bei  diesem  Brunnen  breite  Wege 
vorhanden  sind,  auf  welchen  Organismen  eindringen  konnten,  sondern  das 
verschmutzteste  Grundwasser  bleibt  frei  von  allen  Organismen,  so  lange  nur 
keine  Defecte  und  besondere  gröbere  Wege  bestehen,  auf  denen  mit  Um- 
gehung des  filtrirenden  Bodens  auch  Organismen  Zutritt  finden  können. 

„Somit  vermag  offenbar  die  chemische  Untersuchung  des  Wassers  in 
dem  Mengenverhältnisse  der  gelösten  Stoffe  keinerlei  richtigen  Hinweis  auf 
die  Infectionsgefahr  eines  Wassers  zu  geben. 

„Die  praktische  Erfahrung  hat  dies  durchaus  bestätigt.  Schon  in 
früherer  Zeit  hat  man  sich  oft  darüber  verwundert,  dass  ganz  verschmutzte 
Wässer  bis  zum  Tage  der  Analyse,  der  die  Sperrung  des  Brunnens  sofort 
zu  folgen  pflegte,  offenbar  ohne  Schädigung  der  Gesundheit  getrunken 
wurden.  Statistische  Zusammenstellungen,  wie  ich  sie  z.  B.  1879  veröffent- 
lichte, wiesen  sogar  geradezu  auf  eine  gegensätzliche  Beziehung  zwischen 
der  Verschmutzung  städtischer  Brunnen  und  der  Ausbreitung  gewisser 
Infectionskrankheiten  hin;  Städte  und  Stadttheile  mit  relativ  reinstem 
Wasser  hatten  die  höchste  Typhusfrequenz,  Städte  und  Stadttheile  mit  her^ 
vorragend  verschmutzten  Brunnen  blieben  relativ  verschont.  —  Andere 
Beobachter  registrirten  allerdings  Fälle,  wo  verschmutzte  Brunnen  und  das 
Auftreten  von  Infectionskrankheiten  zusammenfiel.  Aber  die  Beweiskraft 
dieser  Beobachtungen  wird  dadurch  stark  geschwächt,  dass  die  Häuser  und 
Quartiere,  in  denen  Infectionskrankheiten,  wie  Cholera  und  Typhus,  ihre 
grösste  Ausbreitung  zu  erfahren  pflegen,  eben  Proletariatsquartiere  sind, 
wo  durch  die  Wohndichtigkeit  und  die  Armuth  die  Ansteckung  mächtig 
unterstützt  wird,  und  wo  verschmutzte  Brunnen  ebenfalls  selbstverständlich 
sind,  ohne  dass  sie  darum  an  der  Ausbreitung  der  Krankheit  betheiligt  zu 
sein  brauchen. 

„Sehr  oft  sind  dagegen  —  namentlich  in  neuerer  Zeit  —  Fälle  beob- 
achtet, wo  Trinkwasser  offenbar  Infectionen  veranlasst  hatte,  ohne  dass  das 
Wasser  chemisch  abnorme  Qualität  zeigte.  Besonders  schlagend  sind  in 
dieser  Beziehung  die  Beispiele,  wo  grössere  Epidemieen  sich  mit  dem  Ver- 
sorgungsbereich einer  Wasserleitung  deckten,  wo  aber  die  chemische 
Analyse  an  dem  Wasser,  namentlich  wenn  es  filtrirtes  Flusswasser  oder 
Quellwasser  war,  nichts  Abnormes  und  keine  Veränderung  zur  Epidemie- 
zeit gegenüber  der  früheren  Zeit  entdecken  konnte. 

„Neuerdings  habe  ich  viel  Material  von  solchen  Fällen  gesammelt,  wo 
ganz  hervorragend  unreine  Wässer  ohne  Schaden  lange  Zeit  genossen  wurden. 
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„Man  mu88  bei  derartigen  Erhebungen  nur  darauf  achten,  dass  nicht 
erst  dann  die  Probe  genommen  wird,  wenn  Infectionskrankheiten  aufgetreten 
sind;  sondern  gerade  an  Orten,  kleinen  Städten,  wo  längere  Zeit  nichts  davon 
vorgekommen  ist,  muss  man  Proben  sammeln,  und  dann  findet  man  oft  die 
erstaunlichsten  Wässer,  die  ohne  Schaden  und  mit  Vorliebe  genossen  werden. 
Und  wenn  dann  an  solchem  Orte  endlich  einmal  auch  Typhus  vorkommt, 
dann  zeigt  das  Wasser  chemisch  nicht  die  geringste  Veränderung, 
selbst  wenn  es  die  Krankheit  verbreitet  hat;  es  sind  dann  nur  eben  durch 
eine  besondere  Verkettung  von  Umständen  specifische  Typhusbacillen  durch 
einen  längst  bestandenen  Defect  der  Brunnendeckung  in  den  Brunnen  ge- 
langt —  die  chemische  Beschaffenheit  des  Wassers  ist  aber  nach  wie  vor 
ganz  gleichgültig.  —  Der  Curiosität  halber  will  ich  noch  erwähnen,  dass 
ein  schlesischer  Medicinalbeamter  mir  neulich  mittheilte,  dass  in  einem 
Brunnen  letzthin  ein  Mann  sich  ertränkt  habe;  erst  nach  14  Tagen  sei  die 
verweste  Leiche  entdeckt.  Zahlreiche  Personen  haben  fortgesetzt  dies 
Wasser  getrunken,  ohne  dass  es  einem  geschadet  hat. 

„Dies  Alles  kann  uns  ja  heute  gar  nicht  mehr  Wunder  nehmen.  Das 
Einzige,  was  Infectionskrankheiten  hervorruft,  sind  eben  die  specifischen 
Keime.  Werden  die  Abgänge  eines  Kranken  in  der  Nähe  eines  Brunnens 
ausgegossen,  oder  mit  solchen  Abgängen  beschmutzte  Wäsche  oder  Geschirr 
gewaschen  und  gespült,  und  hat  der  Brunnen  Defecte,  durch  welche  diese 
Flüssigkeiten  in  denselben  gelangen  können,  so  wird  der  Brunnen  inficirt, 
ganz  unbekümmert  um  die  chemische  Beschaffenheit  des  Wassers.  Nur  auf 
jene  Keime  kommt  es  an.  —  Was  man  früher  etwa  noch  vermuthet  hat,  über 
einen  ausschlaggebenden  Einfluss  der  chemischen  Beschaffenheit  des  Wassers 
auf  die  Haltbarkeit  und  die  Vermehrung  der  infectiösen  Keime,  hat  sich 
auch  durchaus  nicht  bestätigt.  Der  Salzgehalt  eines  Wassers  scheint  von 
gewissem  Einflüsse  zu  sein,  aber  auch  nicht  innerhalb  enger  Grenzen;  die 
bisher  als  wesentlich  betrachteten  organischen  Stoffe,  Nitrate  etc.  sind  in 
den  Mengen,  wie  sie  in  benutzten  Wässern  vorkommen,  auch  hierfür 
belanglos. 

„So  besteht  zwischen  der  chemischen  Beschaffenheit  eines  Wassers  und 
seiner  Infectionsgefahr  eigentlich  gar  kein  Zusammenhang,  oder  nur  ein 
ganz  loser  insofern,  als  in  Quartieren,  wo  starke  Verschmutzung  des  Wassers 
vorliegt,  gelegentlich  auch  eine  sonstige  Vernachlässigung  besteht  und 
Defecte  sich  finden,  durch  welche  Infectionserreger  ins  Wasser  gelangen 
können. 

„Wie  mag  man  bei  diesen  entfernten  Beziehungen  zwischen  den  soge- 
nannten Stadtlaugenstoffen  und  den  Parasiten  aus  der  chemischen  Analyse 
einer  Wasserprobe  Schlüsse  auf  die  Infectionsgefahr  ziehen?  Ich  glaube, 
Sie  werden  zugeben,  dass  es,  wie  These  1  besagt,  nicht  zulässig  ist,  auf 
Grund  der  chemischen  Analyse  einer  Wasserprobe  ein  Urtheil  über  die 
hygienische  Beschaffenheit  und  speciell  über  die  Infectionsgefahr  eines 
Wassers  zu  fällen. 

„Hat  man  denn  jetzt  etwas  Besseres  als  die  chemische  Analyse? 
„Naturgemäss  musste  man  dies  erhoffen  von  der  bacteriologischen 
Untersuchung.    In  der  That  kann  dieselbe  unt«r  Umständen  ausserordent- 
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lieh  viel  leisten  und  hat  viel  geleistet:  sie  hat  zu  verschiedenen  Malen 
specifische  Infectionserreger  im  Wasser  nachgewie8en^,  dadurch  die  Infections- 
gefahr  des  betreffenden  Wassers  aufs  ßestimmteste  dargethan  und  es  wahr- 
scheinlich gemacht,  dass  im  concreten  Falle  eine  Verbreitung  von  Infection^- 
erregern  durch  das  betreffende  Wasser  erfolgt  war. 

„Aber  im  Verhältnisse  zu  der  vermuthlich  grossen  Zahl  von  Wasser- 
infcctionen  ist  der  Nachweis  specifischer  Erreger  doch  recht  selten  gelungen. 
Das  liegt  theils  daran,  dass  man  zu  spät  zur  Untersuchung  kommt.  Bei 
einer  ersten  Erkrankung  wird  nicht  gleich  das  Wasser  verdächtigt  und 
untersucht;  und  bis  eine  Epidemie  entstanden  ist,  darüber  vergehen  Tage 
bis  Wochen  von  dem  Momente  an,  wo  die  Infectionserreger  in  den  Brunnen 
gerathen  waren,  und  meistens  sind  sie  bereits  mechanisch  entfernt  oder 
abgestorben,  bis  es  zur  Untersuchung  des  Wassers  kommt.  Theils  aber  ist 
die  Untersuchung  auch  recht  schwierig  und  es  gelingt  nicht  immer,  in 
kleinen  Proben  die  ganz  vereinzelt  vorhandenen  Infectionserreger  aus  der 
Menge  der  übrigen  Bacterien  herauszuisoliren.  Vollends  unmöglich  wird 
das,  wenn  die  Wasserproben  nicht  mit  allen  Caut«len  von  dem  Unter- 
suchenden selbst  entnommen  sind.  Eingesandte  Wasserproben  werden  fast 
stets  ohne  Erfolg  untersucht. 

„Nun  hat  man  aber  noch  mehr  von  der  bacteriologischen  Unter- 
suchung des  Wassers  erwartet.  Man  hoffte,  in  dem  Bacteriengehalt  des 
Wassers,  d.  h.  in  der  Zahl  und  in  den  Arten  der  saprophytischen  Bac- 
terien einen  Indicator  zu  bekommen,  der  sicherer  als  die  chemische  Analyse 
auf  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  Infectionserreger  zugegen  sind,  hinweist. 
In  der  ersten  Zeit  der  bacteriologischen  Wasseruntersuchungen  glaubte  man 
in  der  That,  schon  in  der  Zahl  der  entwickelungsfahigen  Bacterien  ein  in 
vielen  Fällen  ausreichendes  Kriterium  zu  besitzen.  Enthielt  ein  Wasser 
keine  oder  sehr  wenig  Bacterien,  so  scliloss  mau,  dass  keine  Wege  existirten, 
auf  denen  überhaupt  Organismen  und  speciell  Infectionserreger  zum  Wasser 
gelangen  konnten.  Waren  viel  Bacterien  vorhanden,  so  schloss  man,  dass 
diese  Wege  weit  offen  seien,  und  dass  die  Gefahr  bestehe,  dass  auch  infec- 
tiöse  Keime,  sobald  solche  in  der  Umgebung  auftauchen,  in  das  Wasser 
gerathen.  Damit  schien  man  viel  mehr  zu  leisten,  als  mit  der  chemischen 
Analyse,  weil  wenigstens  die  symptomatischen  saprophytischen  Bacterien 
und  die  Infectionserreger  auf  die  gleichen  Wege  angewiesen  sind. 

„Aber  leider  haben  wir  uns  überzeugen  müssen,  dass  die  bacteriolo- 
gische  Zählung  einer  Wasserprobe  uns  meist  auch  kein  Urtheil  gewährt. 
Nur  dann  werden  wir  über  die  Infectionsgefahr  orientirt,  wenn  keine 
oder  sehr  wenig  Bacterien  gefunden  werden.  Dann  sind  eben  keine 
betretenen  Wege,  auf  denen  überhaupt  Organismen  eindringen  können,  vor- 
handen. Aber  auch  in  diesem  Falle  ist  aus  der  Untersuchung  einer  ein- 
zelnen Probe  noch  kein  bindender  Schluss  zu  ziehen.  Es  können  geföhr- 
liche  Defecte  vorhanden  sein,  aber  zur  Zeit  keine  Bacterien  zuführen, 
weil  z.  B.  in  Folge  von  Trockenheit  die  Zuflüsse  versiegt  sind.  Erst  fort- 
gesetzte Untersuchungen  mit  demselben  Resultate  könnten  hier  Sicherheit 
gewähren. 

„Sind  aber  ziemlich  viel  oder  sehr  viel  Bacterien  nachgewiesen,  dann 
brauchen    diese   durchaus   nicht   auf  Infectionsgefahr  zu   deuten.      Wir 
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wissen  jetzt,  dass  fast  stets  bei  der  Anlage  des  Brunnens  aus  dem  Material, 
aus  verschleppten  Theilchen  der  Bodenoberfläche  etc.  Bacterien  in  das 
Brunnenwasser  eingeführt  werden,  dass  manche  von  diesen  sich  im  Wasser 
vermehren  können,  dass  ein  grosser  Theil  sich  leicht  absetzt,  dass  ein 
anderer  Theil,  je  nach  der  Benutzung  des  Brunnens,  wieder  ausgepumpt 
wird;  auch  die  Temperatur,  die  Tiefe  des  Wassers  haben  Einfluss  auf  die 
Zahl  der  Bacterien  —  kurz,  es  wirken  hier  so  viele  Factoren  zusammen, 
dass  es  meist  unmöglich  ist,  aus  der  Zahl  der  Bacterien  sichere  Schlüsse 
auf  die  Zufuhrwege  und  die  Infectionsgefahr  zu  ziehen.  Der  eine  Brunnen 
hat  vielleicht  zahllose  Bacterien,  aber  es  sind  alles  gewucherte  Saprophyten 
und  ein  Defect,  der  In fection serreger  eindringen  lassen  könnte,  existirt  gar 
nicht.  Ein  anderer  Brunnen  führt  eine  ganz  massige  Zahl  von  Bacterien, 
aber  er  hat  mächtige  Defecte  und  höchst  bedenkliche  Zuflüsse,  die  z.  B. 
nur  desshalb  nicht  zu  einer  aufi^lligen  Zahl  von  Bacterien  führen,  weil  der 
Brunnen  ausserordentlich  stark  benutzt  wird  und  das  Yerhältniss  der  Zu- 
flüsse zur  Menge  des  zuströmenden  reinen  Grundwassers  relativ  klein  ist. 
Was  man  auch  versucht  hat,  um  die  Zählung  werthvoller  zu  machen  — 
das  vorherige  Abpumpen  des  Brunnens  u.  dergl.  mehr  —  es  hat  alles  den 
Werth  der  bacteriologlschen  Zählung  nicht  wesentlich  erhöhen  können. 
Dazu  kommt,  dass  wir  meist  nur  einen  Nährboden  benutzen  und  nur  die 
Bacterien  zählen ,  die  auf  diesem  grob  sichtbare  Colonieen  bilden.  Immer 
mehr  haben  wir  uns  aber  überzeugen  müssen,  dass  noch  jene  anderen  Bac- 
terien in  Betracht  kommen  und  ebenso  wohl  berücksichtigt  werden  müssen, 
welche  nur  auf  Fleischwasser -freier  Gelatine,  oder  bei  höherer  Temperatur 
oder  bei  Sauerstofiabschluss  wachsen. 

Auch  die  Beachtung  der  Arten  von  saprophy tischen  Bacterien,  welche 
in  einem  Wasser  vorkommen,  hat  bis  jetzt  kaum  grösseren  Werth.  Auch 
dabei  ist  zunächst  die  Methode  ganz  unvollkommen,  wir  müssten  ver- 
schiedenste Züchtungsmethoden  anwenden,  wenn  wir  alle  wichtigeren  Arten 
kennen  lernen  wollten.  Im  Ganzen  spricht  wohl  eine  grosse  Mannigfaltig- 
keit der  Arten  für  Defecte  der  Anlage  und  Infectionsgefahr,  und  umgekehrt 
Einförmigkeit  der  gefundenen  Bacterien  für  deren  Entstehung  durch 
Wucherung  im  Wasser.  Aber  es  können  ebenso  wohl  auch  verschieden- 
artige Bacterien  durch  die  Anlage  in  den  Brunnen  gelangt  sein  und  dort 
sich  erhalten  und  entwickelt  haben,  trotzdem  es  an  jedem  Defect  fehlt. 
Oder  es  findet  ein  bacterienreicher  Zufluss  in  den  Brunnen  statt,  der  aber 
ganz  unschuldiger  Art  ist.  Eine  solche  Anlage  zeigt  der  Brunnen  im 
Breslauer  hygienischen  Institut;  der  Schacht  dieses  Brunnens  ist  weit  von 
der  Pumpe  entfernt  und  liegt  in  einem  hochgelegenen,  nie  betretenen  Theile 
des  Hofes.  Hier  aber  mündet  eine  Dachrinne  und  bei  heftigem  Regen 
fliesst  etwas  Regenwasser  zwischen  der  Brunnendeckung  durch.  Dieser 
Zufluss  ist  völlig  unbedenklich,  führt  aber  dem  Brunnen  zeitweise  eine 
ganz  bedeutende  Zahl  verschiedenartigster  Bacterien  zu.  —  Andererseits 
schliesst  Gleichartigkeit  der  Colonieen  durchaus  nicht  Defecte  und  Infec- 
tionsgefahr aus.  Unter  zahlreichen  gewucherten  Wasserbacterien  findet 
man  nur  die  seltener  vertretenen  Arten  so  viel  schwerer  heraus  und  muss 
hier  erst  recht  verschiedene  Nährböden  benutzen. 

Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  wir  die  Hoffnung  aufgeben  müssen. 
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durch  Unterscheidung  der  Bacterienarten  zu  Kriterien  fär  die  Beurtheilung 
des  Wassers  zu  gelangen.  Wir  suchen  allmählich  kennen  zu  lernen,  unter 
welchen  Umständen  diese  und  unter  welchen  jene  Arten  im  Wasser  auf- 
treten. Aher  his  jetzt  hahen  wir  auf  diese  Weise  nur  selten  klare  Ejnblicke 
erhalten;  nur  dann,  wenn  man,  wie  Kurth  das  letzthin  in  Bremen  durch- 
geführt hat,  ein  local  begrenztes,  seiner  Formation  und  den  Grundwasser- 
Verhältnissen  nach  bekanntes  Gebiet  genauer  auf  die  Bacterien  und  ihre 
Verschiedenheit  im  örtlichen  und  zeitlichen  Auftreten  untersucht.  Möglich 
ist  es  ja  auch,  dass  man  noch  Bacterienarten  findet,  die  z.  B.  den  mensch- 
lichen Fäcalien  eigen  sind  und  deren  Vorkommen  im  Wasser  auf  das  Hio- 
eingelangen  von  Fäcalien  bestimmt  hinweisen  würde.  Bis  jetzt  kennen 
wir  aber  derartige  Arten  nicht ;  auch  die  Coli- Arten  scheinen  so  weit  ver- 
breitet in  der  Natur  vorzukommen,  dass  ihr  Auftreten  im  Wasser  durch- 
aus nicht  auf  Verunreinigung  durch  Fäcalien  bezogen  werden  darf. 

„Vorläufig  leistet  also  auch  die  Berücksichtigung  der  Bacterienarten 
für  die  Beurtheilung  einer  Wasserprobe  selten  etwas  Nennen swerthes. 

„Endlich  sei  noch  eine  letzte  Methode  erwähnt,  nach  der  hier  und  da  noch 
Wasserproben  beurtheilt  werden,  nämlich  die  Untersuchung  des  Wassers 
auf  Protozoen.  Diese  Methode  ist  noch  in  den  ersten  Anfängen  der  £nt- 
Wickelung,  und  wir  sind  weit  davon  entfernt,  die  Resultate  deuten  und  aus 
denselben  Schlüsse  ableiten  zu  können.  Seit  Jahren  wird  über  diese 
Methode  in  meinem  Institut  gearbeitet.  Dabei  hat  sich  z.  B.  ergeben,  dass 
grobe  Fehler  der  Beobachtung  entstehen,  wenn  nicht  mit  zuverlässig  sterilen 
Gefassen  gearbeitet  wird,  was  von  fast  allen  früheren  Beobachtern  über^ 
sehen  ist.  Sodann  haben  Studien  über  die  Verbreitung  der  hauptsächlich 
in  Betracht  kommenden  Protozoen  gezeigt,  dass  sie  gar  nicht  etwa  vor- 
zugsweise in  Jauche,  Fäcalien  u.  dgl.  vorkommen;  sondern  weitaus  grössere 
Ausbeute  liefert  zum  Beispiel  Regen wasser,  das  über  Rasen,  Blätter  von 
Pflanzen  u.  dergl.  geflossen  ist.  Besondere  Arten,  die  den  menschlichen 
Fäcalien  eigen  wären,  kennen  wir  bisher  nicht  genügend.  Mit  dieser 
ganzen  Methode  ist  also  einstweilen  nichts  anzufangen.  Sie  ist  des  weiteren 
Ausbaues  fähig.  Aber  jetzt  ein  Wasser  zu  verwerfen,  weil  es  gewisse 
Monaden  und  Infusorien  enthält,  und  ein  anderes  für  gut  zu  erklären, 
weil  es  nichts  davon  enthält,  dazu  fehlt  uns  alle  und  jede  Berechtigung. 
Ich  will  noch  ausdrücklich  hervorheben,  dass  Herr  Dr.  Kruse  und 
Herr  Dr.  Neisser  in  meinem  Institut  namentlich  auch  darauf  geachtet 
haben,  ob  denn  Brunnen,  welche  keine  Defecte  der  Anlage  zeigen,  und 
andererseits  solche  mit  groben  Defecten  entsprechende  Unterschiede  in  Be- 
zug auf  Menge  und  Qualität  der  Protozoen  zeigen.  Das  ist  aber  durchaus 
nicht  der  Fall.    Eher  sind  uns  gerade  gegentheilige  Beziehungen  begegnet 

„Meine  Herren!  Ich  kann  an  dieser  Stelle  nicht  genauer  auf  alle 
Fehler  und  Mängel  unserer  jetzigen  Trinkwasserbeurtheilung  eingehen. 
Diejenigen  Herren,  die  sich  näher  darüber  zu  unterrichten  wünschen,  darf 
ich  auf  die  Arbeit  meines  früheren  Assistenten  Dr.  Kruse  (Zeitschrift  für 
Hygiene,  Bd.  XVII)  und  auf  eine  neuere  Publication  von  mir  über  die  Bres- 
lauer Brunnenwässer  (Zeitschr.  f.  Hygiene,  Bd.  XXI)  verweisen.  Wenn  Sie 
die  kurze  Kritik,  die  ich  Ihnen  hier  habe  geben  können,  zusammenfassen, 
so  wird  es  Ihnen  jedenfalls  einleuchten,  dass  der  erste  Satz  meiner  Thesen 
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berechtigt  ist.  Die  einmalige  Untersuchung  eingesandter  Proben 
ist  fast  in  allen  Fällen  verwerflich,  weil  sie  zu  keinem  Urtheil  führt. 
Nur  in  den  seltenen  Fällen,  wo  z.  B.  Krankheitserreger  gefunden  werden, 
oder  wo  eine  enorme  Verunreinigung  constatirt  wird,  der  Art,  dass  das 
Wasser  Termuthlich  in  kurzer  Frist  sinnfällig  unrein  werden  muss,  da  kann 
eine  einmalige  Untersuchung  eventuell  ausreichend  isein.  Für  gewöhnlich 
ist  aber  diese  Art  der  Untersuchung  ganz  zu  streichen;  sie  erweckt  nur 
^en  Anschein  einer  exacten  Methode  und  eines  berechtigten  Urtheils,  ohne 
auch  nur  entfernt  etwas  zu  leisten,  was  wir  für  die  Wissenschaft  oder 
Praxis  verwerthen  könnten. 

„Damit  ist  nun  mal  wieder  das  Bestehende  gründlich  negirt.  Es  fragt 
sich  aber,  haben  wir  denn  irgend  etwas  Besseres  an  die  Stelle  zn  setzen? 
Haben  wir  auch  etwas  Positives  zu  bieten? 

„Das  ist  allerdings  der  Fall.  Aber  die  Methodik,  die  wir,  entsprechend 
unseren  jetzigen  Anschauungen,  empfehlen,  ist  freilich  so  einfach  und  schein- 
bar 80  leicht  anzuwenden,  dass  sie  Vielen  nicht  imponiren  wird. 

„Was  wollen  wir  denn  beim  Trinkwasser  vorzugsweise  untersuchen? 
Ob  Infectionsgefahr  vorhanden  ist.  Nun  ist  diese  ja  eben  nur  vorhanden, 
wenn  grobe  Wege  zum  Brunnen  führen,  durch  welche  körperliche  Elemente 
wie  Mikroorganismen  eindringen  können. 

„Um  diese  groben  Wege  festzustellen,  brauchen  wir  ja  aber  schliess- 
lich gar  nicht  allerlei  feine  chemische  oder  bacteriologische  Indicatoren; 
sondern  wir  müssen  ja  diese  groben  Wege  sehen  können.  Und  das  ist  in  der 
That  ganz  leicht.  Entweder  beobachten  wir,  dass  absichtlich  ein  Rücklauf 
vom  Spülstein  in  den  Brunnenschacht  führt  —  bei  ländlichen  Anlagen  nicht 
selten ;  oder  es  sind  Spalten  und  Risse  in  und  unter  der  Deckung :  oder  der 
Brunnen  liegt  in  einer  Art  Senkung  und  man  sieht,  wie  Schmutzwasser  und 
dergleichen  oder  Spülwasser  von  der  Wäsche,  das  in  der  Nähe  des  Brunnens 
ausgegossen  wird,  in  Rinnsalen  nach  dem  Brunnenschacht  sich  hinzieht ;  oder 
es  ist  vor  dem  Brunnen  ein  Schlammfang  und  dieser  ist  defect  und  lässt 
zwischen  den  Steinen  Fugen  und  Gänge  erkennen,  die  mit  dem  Brunnen 
communiciren.  Um  solche  Zuflüsse  deutlicher  zu  erkennen,  muss  man  die 
Deckung  des  Brunnens  abheben  lassen,  und  eventuell  den  Schacht  ab- 
leuchten. Da  sieht  man  an  den  Wandungen  die  Reste  der  Einlaufe  in 
Form  von  Streifen  und  Flecken,  oft  sind  ganz  dicke  Auflagerungen  zu- 
rückgeblieben. Man  kann  auch  —  namentlich  von  defecten  Schlamm« 
fUngen  aus,  aber  von  der  Oberfläche  her  —  durch  Ausgiessen  grösserer 
(eventuell  gefärbter)  Wassermengen  die  Einlaufe  deutlicher  sichtbar  machen. 
Oft  sind  die  Stellen  der  Einlaufe  ganz  vertrocknet;  sie  dienen  dann  ofi^en- 
bar  nur  bei  besonderen  Gelegenheiten,  stärkerem  Regen  u.  s.  w.,  zu  Ver- 
unreinigungen. 

„Sind  die  oberflächlichen  Einlaufe  genau  untersucht,  dann  fragt  es 
sich  noch,  ob  unterirdische  Zuläufe  bestehen,  die  Mikroorganismen  durch- 
führen können.  Da  ist  zunächst  die  Bodenbeschafifenheit  und  der  Tief- 
stand des  Grundwassers  unter  Terrain  zu  beachten.  Angaben  der  Brunnen- 
bauer über  die  Beschaffenheit  des  tieferen  Bodens,  eventuell  ein  Aufgraben 
des  benachbarten  Bodens  bis  in  1  bis  IV2  ^  Tiefe  oder  Besichtigung  in  der 
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Nähe  gelegener  Gruben  geben  über  die  Durchlässigkeit  des  Bodens  ge- 
nügenden Aufschluss,  wenn  der  Sachverständige  nicht  schon  aus  anderen 
Untersuchungen  das  Terrain  kennt,  was  meist  der  Fall  sein  wird.  Ge- 
winnt man  so  die  Ueberzeugung,  dass  ein  Durchtritt  von  Oberflächenwasser 
mit  Mikroorganismen  durch  den  gewachsenen  Boden  nicht  stattfindet,  so 
ist  noch  auf  etwaige  künstliche  Risse  und  Gänge  zu  achten,  die  den  Brunnen 
mit  y ersitzgruben,  Schlamm  fangen  etc.  verbinden.  Hier  ist  die  Entfernung 
der  betreffenden  Gruben,  ihre  Tiefe,  die  Art  des  Erdreiches  u.  8.  w.  von 
Belang;  es  ist  hier  in  jedem  Einzelfalle  dem  praktischen  Blick  und  dem 
Sachverständnis s  des  Untersuchenden  überlassen,  gefahrliche  Zustände  auf- 
zudecken. 

„Nicht  nur  bei  Grundwasserbrunnen,  sondern  auch  bei  Quellen  und 
Flüssen,  die  zur  Wasserversorgung  dienen,  ist  das  gleiche  Verfahren  an- 
gezeigt. Bei  Quellen  ist  der  Ursprung  und  die  Art  der  Fassung,  dann 
besonders  die  Deckung  im  weiteren  Verlauf  der  Leitung  zu  beachten.  In 
bergigen  Gegenden  ist  so  manche  Quelle  höchst  suspect,  die,  wenn  man  sie 
genauer  verfolgt,  eigentlich  nur  ein  Oberflächenwasser  darstellt,  das  über 
Matten  und  Almen  rieselt,  hier  allen  möglichen  Verunreinigungen  aus- 
gesetzt ist  und  schliesslich  nur  für  kurze  Zeit  unterirdische  Kluften  durch- 
strömt. 

„Bei  Flüssen  und  Bächen  ist  die  Ai-t  der  verunreinigenden  Zuflüsse 
festzustellen;  ob  städtische  Abwässer,  Abwässer  von  menschlichen  Woh- 
nungen, Abflüsse  von  den  anstossenden  gedüngten  Feldern  und  Wiesen 
hineingehen;  ferner  ob  Schiffer  auf  dem  Flusse  leben  etc.  Im  Ganzen 
liegen  ja  hier  die  Verhältnisse  fast  immer  so,  dass  der  Hygieniker  zur 
Benutzung  des  Wassers  nicht  ratheu  kann.  Bier  haben  wir  meist  eine 
Menge  von  bacterienreichen ,  unflltrirten,  oft  recht  bedenklichen  Zuflüssen, 
die  wir  bei  Grundwasserbrunnen  schon  in  Spuren  als  einen  Anlass  zum 
Verwerfen  des  Wassers  ansehen. 

„In  dieser  Weise  lässt  sich  offenbar  durch  geeignete  Localinspection 
in  den  meisten  Fällen  ein  definitives  Urtheil  gewinnen.  Freilich  gehört 
Sachverständniss  dazu;  alles  was  sich  auf  die  Verbreitungsweise  der  lu- 
fectiousk rankheiten  bezieht,  das  Verhalten  der  Inf ection serreger  in  den 
verschiedenen  Dejecten  und  Abwässern,  im  Boden,  im  Wasser,  ihre  Lebeus- 
eigenschaften  und  Abstcrbebedin^ungen:  dazu  die  ganze  üygiene  des  Bodens 
und  Wassers  muss  der  betreffende  Sachverständige  beherrschen.  Und  unter 
Beherrschen  verstehe  ich  nicht  nur,  dass  er  aus  irgend  einem  Lehrbuche  das 
allernöthigste  Wissen  sich  angeeignet  hat,  sondern  er  muss  in  diese  ganze, 
rasch  fortschreitende  Wissenschaft,  in  die  Experimente,  in  die  Lücken  der 
Forschung,  in  die  strittigen  Ansichten  sich  eingelebt  haben.  Somit  ist  der 
betreffende  Sachverständige  nicht  etwa  der  Schutzmann  oder  Polizei- 
commissar,  der  jetzt  ja  meist  mit  solchen  Untersuchungen  betraut  wiixi; 
sehr  selten  wird  auch  ein  Chemiker  oder  ein  Apotheker  oder  ein  Techniker 
diese  hygienischen  Fragen  genügend  beherrschen,  sondern  der  dasu  ge- 
eignete Sachverständige  ist  der  Medicinalbeamte.  Dieser  muss  sich 
unbedingt  in  die  moderne  Hygiene  einleben,  und  er  ist  dann  offenbar  in 
erster  Linie  zur  Beurtbeilung  von  Wasserversorgungsanlagen  berufen. 

„Ich  habe  in  These  2  hinzugefügt,  dass  ausser  der  Besichtigung  der 
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Anlage  eventnell  noch  weitere  Untersuchungen  wün sehen swerth  sind.  Zu- 
nächst grohsinnliche  Prüfung.  Dieselbe  ist  leider  zu  sehr  vernach- 
lässigt. Wasser  soll  ein  Genussmitte]  sein,  es  soll  in  jeder  Jahreszeit  von 
der  BeTölkerung  nicht  mit  Widerwillen,  sondern  mit  Behagen  genossen 
werden.  Geschmack,  Geruch,  Klarheit  und  Farbe,  und  namentlich  Tempe- 
ratur des  Wassers  ist  daher  zu  beachten.  Schon  diese  grobsinnliche 
Prüfung  allein  hätte  uns  vor  den  Flusswasserleitungen  bewahren  sollen. 
Wenn  solches  Flusswasser  auch  noch  so  gut  filtrirt  wird,  so  zeigt  es  im 
Sommer  doch  Wochen  und  Monate  23^  bis  25^  und  schmeckt  dann  so  fade, 
dass  es  Jeder  nur  mit  Widerwillen  und  nach  allerlei  Zusätzen  geniessen 
kann.  Solches  Wasser  für  die  ganze  Bevölkerung  einer  Stadt  zu  beschaffen, 
halte  ich  für  völlig  unrichtig.  Gerade  im  Sommer  ist  ein  Trunk  frischen 
kühlen  Wassers  ein  köstliches  Genussmittel,  auf  das  die  weitesten  Kreise 
der  Bevölkerung  Anspruch  haben.  Diejenigen,  welche  für  Flusswasser- 
versorgung eintreten,  pflegen  ja  allerdings  in  der  Lage  zu  sein,  das  Wasser 
künstlich  zu  kühlen  und  no  geniessbar  zu  machen;  aber  die  grosse  Masse 
der  Bevölkerung,  an  die  wir  doch  in  erster  Linie  zu  denken  haben,  kann 
das  nicht  und  muss  auf  einen  erfrischenden  Trunk  verzichten. 

„Eisenbestimmung  ist  ferner  erforderlich,  um  klares  Wasser  zu  garan- 
tiren;  übrigens  ist  das  ja  jetzt  leicht  künstlich  herzustellen,  wenn  Eisen 
gefunden  wird.  Härtebestimmung  ist  insofern  nöthig,  als  hohe  Härtegrade 
manchen  Menschen  Verdauungsbesch werden  verursachen;  ferner  noch  aus 
den  bekannten  technischen  Gründen.  Endlich  sind  je  nach  dem  Ermessen 
des  Sachverständigen  noch  weitere  chemische,  bacteriologische,  mikrosko- 
pische Prüfungen  zuzufügen.  Es  ist  das  namentlich  dann  der  Fall,  wenn 
die  bisherigen  Prüfungen  und  speciell  die  Localinspection  zu  keinem  ganz 
sicheren  Ergebniss  geführt  haben.  Werden  insbesondere  unterirdische  Zu- 
flüsse vermuthet,  so  kann  unter  Umständen  ein  Nachweis  local  gehäufter 
Verunreinigungen  ergänzend  eintreten. 

„Speciell  hinzugefügt  habe  ich  in  These  2  noch:  „bei  Neuanlagen 
von  centralen  Grundwasserversorgungen  muss  man  sich  mit  besonderer  Sorg- 
falt von  der  Keimfreiheit  des  betreffenden  Grundwassers  vergewissern.^ 
Hier  ist  natürlich  die  Verantwortlichkeit  des  Begutachtenden  besonders  gross. 
Auch  hier  wird  zunächst  das  ganze  Terrain,  das  der  Wassertechniker 
ausgewählt  hat,  die  Bodenbeschaffenheit,  die  etwaigen  Verunreinigungen, 
welche  auf  den  Boden  kommen,  u.  dergl.  mehr  in  Frage  kommen  und  vom 
hygienischen  Standpunkte  aus  zu  begutachten  sein  Lässt  die  Boden- 
beschaffenheit keinerlei  Bedenken  aufkommen,  so  mag  das  Grundwasser 
erbohrt  und  chemisch  und  bacteriologisch  geprüft  werden.  Die  Menge  und 
die  Mannigfaltigkeit  der  Bacterien  wird  dabei  sehr  von  den  Zufälligkeiten 
der  Anlage  abhängen,  und  auf  diese  Untersuchung  ist  relativ  wenig  Werth 
zu  legen.  Ist  aber  die  Bodenbeschaffenheit  nicht  so,  dass  man  unbedingt 
ein  keimfreies  Grundwasser  voraussetzen  kann,  dann  ist  es  gut,  bevor 
irgend  eine  Sammelanlage  für  das  Wasser  gemacht  wird,  die  Keimfreiheit 
des  Wassers  an  einigen  Stellen  des  Terrains  durch  frisch  eingetriebene 
Abyssinierbrunnen  sicher  festzustellen.  Sobald  sie  eingetrieben  sind,  des- 
inficirt  man  sie  (nach  meinen  Erfahrungen  am  besten  mittels  Dampfes  einer 
Locomobile),  pumpt  dann    ab,   bis   das  Wasser  kalt  abfliesst,   und  nimmt 
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darauf  die  Probe.  Nur  so  ist  es  möglich,  die  Bacterien  auszuschliessenr 
die  beim  Anlegen  der  BrunDen  von  der  Oberfläche  in  das  Grandwasser 
mitgeführt  sind. 

In  These  3  habe  ich  dann  die  fortlaufende  Controle  eines  ^Yasse^^ 
dessen  Entnahmestelle  und  Anlage  bekannt  ist,  ins  Auge  gefasst.  Hier 
kommt  namentlich  die  Versorgung  mit  filtrirtem  Flusswasser  in  Betracht 
Zur  Controle  des  Filtrationsbetriebes  benutzen  wir  hier  die  Zählung  der 
auf  einem  bestimmten  Nährboden  gewachsenen  Keime  und  das  hat  sich  im 
Ganzen  gut  bewährt.  Die  Keimzahl  ist  in  diesem  Falle  nur  ein  Indicator 
für  den  Betrieb.  Nicht  etwa,  dass  wir  glaubten,  100  Keime  seien  noch  un- 
schädlich, aber  101  seien  schädlich;  sondern  wenn  100  Keime  überschritten 
werden,  dann  ist  gewöhnlich  etwas  im  Betriebe  nicht  in  Ordnung.  Dann 
muss  ermittelt  werden,  was  nicht  in  Ordnung  ist;  und  das  ist  wiederum 
nur  durch  genaue  Revision  der  Anlage  und  eventuell  durch  weitere  bac- 
teriologische  Untersuchungen,  die  nach  Art  eines  Experimentes  angeordnet 
werden,  möglich.  Die  chemische  Analyse  leistet  hier  sehr  selten  etwas 
Brauchbares. 

„Das  ist  ungefähr   unser  jetziger  Standpunkt  bez.  der  Trinkwasser- 
untersuchung und  -beurtheilung.     Auf  manche  Details,  die  ich  nur  habe 
streifen  können,  hofife  ich  noch  in  der  Discussion  eingehen  zu  können.  — 
Im  Ganzen  sehen  Sie,   dass  die  Begutachtung  des  Trinkwassers  aus  den 
Händen  des  Chemikers  und  Apothekers  allmählich  in  die  Hände  des  hygie- 
nischen Sachverständigen  übergegangen  ist.      Und  das  ist  doch  wohl  das 
Richtige.    Schon  früher  hätte  eigentlich  der  Chemiker  immer  nur  die  Ana- 
lyse ausführen,  die  Beurtheilung  des  Wassers  auf  Grund  der  gewonnenen 
Zahlen   aber   dem  Hygieniker  überlassen   sollen.      Wenn   ein   physikalisch 
tüchtig  geschulter  Mensch   im   Stande  ist,  z.  B.  in   subtilster   Weise   die 
Körpertemperatur  eines  Kranken  zu  bestimmen,  so  ist  er  darum  doch  nicht 
befähigt  und  berechtigt,  die  Diagnose  der  Krankheit  zu  stellen  oder  Chinin 
und  dergleichen  für  erforderlich  zu  erklären.  So  hätte  auch  bei  der  Wasser^ 
begutachtung    der  Chemiker    mehr   nur   seine  Methoden   appliciren,    aber 
nicht  in  die  Diagnose  und  Prophylaxis  eingreifen  sollen.    Indess  in  früheren 
Jahren  ging  das  noch.    Es  fehlte  der  Hygiene  früher  gerade  in  den  Fragen 
der   Verbreitung   der    Infectionskrankheiten    an    einer   genügend    sicheren 
Basis;  die  wissenschaftliche  Forschung  lag  in   den   ersten  Anfangen;   die 
Hygiene  bildete  kein  besonderes  Fach,  sie  hatte  eine  sehr  kleine  Literator. 
Mit  wenig  Mühe  konnte  damals  Jeder,  der  sich  für  Hygiene  interessirte, 
die  nöthigsten  Fachkenntnisse  sich  aneignen.     Seit   15  bis  20  Jahren  ist 
das   völlig  anders  geworden.     Seither  hat  sich  die  Hygiene  zu  einer  der 
wichtigsten  Specialdisciplinen  entfaltet.    An  zahlreichen  Arbeitsstätten  wird 
an  der  Förderung  dieser  Specialwissenschaft  gearbeitet;  die  Literatur  ist 
mächtig  angeschwollen;  wer  nicht  unablässig  mit  weiter  arbeitet,  der  hat 
in  Kurzem  schon  die  Fühlung  verloren  und  versteht  die  neu  aufgeworfenen 
Fragen,  die  neuen  Experimente,  die  Hypothesen  und  Kritiken  nicht  mehr. 
Jetzt  kann  nur  der  in  diesen  Fragen  mitsprechen  und  sich  ein   Urtheil 
erlauben,  der  die  moderne  Literatur  wirklich  beherrscht  —  nicht  nur  aus 
Jahresberichten  und  Lehrbüchern   —   und  der  über  die  gesammte  Frage- 
stellung und  Beweisführung  orientirt  ist. 
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„Sie  werden  vielleicht  sagen:  „Das  ist  Zünftlerei!"  Ich  glaube  nicht. 
Mir  ist  Jeder  als  hygienischer  Sachverständiger  willkommen,  wenn  er  nur 
ordentlich  und  ernst  sich  in  die  Hygiene  eingearbeitet  hat.  Auch  Chemiker 
können  das.  Meinen  CoUegen  Proskauer  halte  ich  gewiss  in  Fragen  dey 
Wasserbeurtheilnng  für  völlig  competent.  Aber  haben  denn  die  meisten 
anderen  Chemiker,  die  jetzt  die  grosse  Masse  der  Wassergutachten  liefern, 
sich  ernst  und  eingehend  mit  der  modernen  Hygiene  beschäftigt?  Wenn 
ich  sehe,  wie  der  grössere  Theil  der  untersuchenden  Chemiker  heute  Wasser- 
benrtheilungen  ausführt  —  wie  sie  pro  forma  auch  die  bacteriologische  Unter- 
suchung zu  Hülfe  nehmen,  um  dann  z.  B.  zu  erklären,  „dass  pathogene 
Keime  nicht  vorhanden  seien ^,  während  sie  gar  nicht  einmal  die  für  einen 
Nachweis  pathogener  Bacterien  unerlässlichen  Methoden  angewendet  haben  — 
dann  muss  ich  allerdings  sagen,  das  sind  Scheinuntersuchungen,  die 
werthlos  sind  und  durchaus  nicht  mehr  vorkommen  sollten.  Es  ist  hohe 
Zeit,  dass  namentlich  seitens  der  Verwaltungsbehörden  solche  Untersuchun- 
gen und  Begutachtungen  des  Wassers  nicht  mehr  provocirt  werden,  und 
gerade  in  dieser  Richtung  hoffe  ich  auf  einigen  praktischen  Erfolg,  wenn  ich 
an  dieser  Stelle  die  Frage  der  Trinkwasseruntersuchung  erörtert  habe." 


Vorsitzender  Geh.  Medicilialrath  Dr.  Pistor.  „Meine  Herren! 
Gestatten  Sie  mir  vor  dem  Schlüsse  der  Sitzung  noch  einige  Worte,  um  allen 
Denjenigen,  welche  unsere  diesjährige  Tagung  gefördert  haben,  unseren 
Dank  auszusprechen,  sowohl  Denen,  die  uns  in  gastlicher  Weise  hier  auf- 
genommen haben,  als  auch  Denen,  die  uns  geistig  erfrischt  haben. 

„An  erster  Stelle  gebührt  unser  ehrfurchtsvollster  Dank  Seiner  Majestät 
dem  Könige,  Allerhöchstdessen  Gäste  die  Theilnehmer  an  der  Stuttgarter 
Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  heute 
Nachmittag  auf  Schloss  Wilhelm a  zu  sein  die  Ehre  haben  sollen.  Der  Stadt 
Stuttgart  und  ihren  Behörden  danken  wir  von  ganzem  Herzen  für  die  wirk- 
lich überaus  freundliche  Aufnahme,  die  wir  hier  gefunden  haben.  Sie  Alle 
werden  gewiss  nicht  vergessen,  wie  echt  süddeutsch  wir  hier  empfangen 
worden  sind,  mit  welcher  Wärme  uns  nicht  nur  die  Temperatur  am  ersten 
Tage,  sondern  noch  viel  mehr  die  Einwohner  dieser  schönen  Stadt  auf- 
genommen haben. 

„Aber,  meine  Herren,  wir  wollen  auch  nicht  vergessen,  Denen  unseren 
Dank  auszusprechen,  welche  uns  durch  ihre  lichtvollen  und  schönen  Vor- 
träge so  viel  Neues  gebracht  haben.  Noch  in  letzter  Stunde  sahen  Sie, 
meine  Herren,  eine  zahlreiche  Versammlung  um  Herrn  Geheimrath  Flügge 
geschaart.  Wir  danken  den  Herren  Referenten  für  die  Bereitwilligkeit,  mit 
welcher  dieselben  sich  der  ihnen  zugemutheten  Arbeit  unterzogen  haben, 
für  die  liebenswürdige  und  lichtvolle  Art,  in  der  sie  uns  die  Sachen  dar- 
gestellt haben;  aber  auch  Allen,  welche  kräftig  in  die  Discussion  ein- 
gegriffen haben,  manchmal  mit  scharfen  Waffen,  auch  ihnen  sei  der  Dank 
der  Versammlung  dargebracht.  Dass  wir  nicht  umsonst  getagt  haben,  dass 
die  Themata  gut  gewählt  waren ,  meine  Herren ,  können  Sie  daraus  er- 
sehen, dass  die  Versammlung  eine  der  besuchtesten  ist,  die  wir  über- 
haupt gehabt  haben.    Wir  haben  Magdeburg  überholt,  denn  wir  zählen  in 
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diesem  Jahre  366,  darunter  252  auswärtige  und  114  Stuttgarter  Theil- 
nehmer,  während  an  der  Versammlung  in  Magdeburg  im  Ganzen  356, 
darunter  231  auswärtige  Mitglieder  Theil  genommen  haben.  Und,  meine 
Herren,  wenn  im  verflossenen  Jahre  mein  Herr  Vorgänger  im  Vorsitze 
gesagt  hat:  Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  besteht 
zu  Recht,  und  er  hat  noch  manche  Aufgabe  zu  lösen,  —  ich  glaube,  diese 
Versammlung  legt  Beweis  dafür  ab,  dass  er  nicht  umsonst  besteht;  sonst 
wären  nicht  so  viel  Theilnchmer  von  ausserhalb  herbeigeeilt.  Ich  hoffe,  dass 
er  auch  weiter  seinem  Grundsatze  treu  bleiben  wird:  ,, Krankheiten  verhüten 
ist  besser  als  Krankheiten  heilen.^ 

„In  der  Hoffnung,  dass  wir  uns  im  nächsten  Jahre  frisch  und  gesund 
wiedersehen,  schliesse  ich  die  diesjährige  Tagung.^' 

Nachdem  noch  Herr  Oberbürgermeister  Fuss  (Kiel)  dem  Vorsitzenden 
Namens  der  Versammlung  den  Dank  ausgesprochen  hat,  wird  die  zwanzigste 
Jahresversammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
geschlossen. 


Schluss  der  Sitzung  2  Uhr. 
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Kurze  Mittheilnng 

über  die  im  Anschlüsse  an  die  Versammlung  bewerkstelligte 

Ausstellung. 


L  Abtheilnng:  Ansstellunj^  der  Stadt  Stuttgart. 

A.     Städtisohes  Tiefbauamt. 

1.  Das  neue  Stadterweiterungsproject  von  Stuttgart  im  Plane  und 
Relief  (Maassstab  1 :  2500  dargestellt)  mit  Begleitschrift  von  Stadt- 
baurath  Kölle; 

2.  der  neue  Uebersichtsplan  von  Stuttgart  im  Maassstabe  1:5000; 

3.  die  alten  Stadtpläne  vom  Jahre  1592  und  1807,  eine  grössere  Anzahl 
Skizzen  aus  dem  „alten  Stuttgart^  ; 

4.  die  Pläne  über  den  Bau  des  Schwabstrassentunnels  nebst  einem 
Modell  vom  Sudportale  desselben; 

5.  ein  Uebersichtsplan  über  das  System  der  Canalisation  Stuttgarts; 

6.  einige  Detailpläne  über  die  Ausführung  eines  längeren  Canalstollens 
(unter  dem  Güterbahnhofe); 

7.  ein  Uebersichtsplan   über  den  Betrieb  der  Hauscanalreinigung; 

8.  desgleichen  über  den  Betrieb  der  Strassenreinigung; 

9.  desgleichen  über  den  Betrieb  der  Abfuhr  des  Hauskehrichts; 

10.  die  auf  der  Wiener  landwirthschaftlichen  Ausstellung  prämiirten 
Pläne  über  die  Entfernung  und  Verwerthung  der  Fäcalien  in 
Stuttgart; 

11.  Projecte  über  die  Anlage  einer  Poudrettefabrik  für  Stuttgart. 

B.     Städtisohes  Hoohbauamt. 

Darstellung  der  Schulgebäude,  und  zwar 

1.  Karlsgymnasium erbaut  1883/85 

2.  Realschule „  1 874/70 

3.  Neue  Realschule „  1894/95 

4.  Jakobsschule  (Volksschule) „  1884/86 

5.  Stock  achschule  (Volksschule) „  1876  78 

6.  Volksschule  in  der  Karls vorstadt „  1877/78 

7.  Johannesschule  (Volksschule) „  1873/74 

8.  Römerschule  (Volksschule) „  1888/90 

9.  Schulhaus  im  Vororte  Gablenberg „  1891/92 

10.  Pläne  und  Photographien  über  die  neuen  Spitalarmenbauten  an 
der  Tunzhoferstrasse ; 

11.  desgleichen  über  die  Friedhof  an  läge  mit  Capelle  auf  der  Prag; 
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12.  Zeichnungeil  über  das  Feuerweh rgebände  in  Stattgart,   in  der 
Karlsvorstadt  und  in  Gablenberg. 

13.  Perspectiven  über  den  städtischen  Latrinenhof  und  die  städtische 
Gewerbehalle. 

C.     Bauamt  der  städtisohen  Wasserwerke. 

1.  Pläne  über  die  Anlage  der  Quellwasserversorgung  (Quell- 
fassungen, Sammelreservoire) ; 

2.  desgleichen  über  die  Nutzwasserversorgung  und  zwar: 

a)  mit  Seewasser  (Seenanluge  im  Königl.  Parke,  Canalstollen,  Filter- 
und  Reservoiranlage  auf  dem  Ilasenberge ; 

b)  mit  Neckarwasser  (Filter-  und  Pump  Werksanlagen  mit  Wasserkraft. 
Dampfbetrieb  in  Berg,  Hauptreservoir  auf  dem  Ameisenberge. 
Pumpwerksanlagen  für  die  obere  Versorgungszone ; 

3.  Betriebsrcsultate  von  1890  bis  1894; 

4.  Bacteriologische  Untersuchungen  der  Wasserproben. 

IL  Abtheilung:  Steatliche  Verwaltungen. 

A.     Ausgestellt  von  der  Königlichen  Domänendireotion. 

1.  Pläne  über  das  König  Karlsbad  in  Wildbad; 

2.  Pläne  über  die  psychiatrische  Klinik  in  Tübingen. 

B.     Ausgestellt  vom  Königlichen  Ministerium  des  Innern. 

3.  Relief  und  Zeichnungen  über  die  Ausführung  der  württembergischen 
Albwasserversorgung,  der  Versorgung  des  Härdtsfeldes ,  des 
Aalbuches  und  des  Ueuberges  mit  Trinkwasser. 

C.    Ausgestellt  von  der  Königl.  Generaldirection  der  Württem- 
bergischen Staatseisenbahnen. 

4.  Entwürfe  über  die  Bedienstetenwohnungen  auf  der  Prag  und 
an  der  Bahnhofstrasse. 


III.  Abtheilung:  Private  Anstalten  und  Vereine. 

1.  Pläne  und  Photographieen  des  neuen  Schwimmbads; 

2.  Pläne  und  Photographieen  des  Arbeiterheims; 

;).  Billige  Familien  Wohnungen  (Etagengebäude)  des  Wohnungs- 
vereins ; 

4.  Zeichnungen  und  Photographieen  über  die  Colonie  „Ostbeim" 
nebst  einer  Schrift  vom  Uofrath  Pfeiffer. 


M  i  t  e  1  i  e  d  e  r 


Deutschen  Vereins  für  öfi^ntliche  Oesundheitspflege  im 
Jahre  1896. 


A.     Allgemeine  Uebersicht. 


Köoigrciuh  i'reuBBeo 

I.  Provinz  üstprei 

'J.  „         WestpreuBBeu 

3.  „        Brandenburg; 

4.  „         Pommern 

5.  ,         Posen 

6.  „        ScUesien 

7.  „        Sachsen 

8.  „        Bchleswig-HoUteiu 

9.  „        Hl 


11- 

13.  Rheinpn 
13.  Hohe  nzol  lern 
Königreich  Bayern 

„  Württemberg 

OrDBBherzDgthum  Baden 

Kleinere  norddeutsche  Staaten 

Freie  Städte 

BlBBBB-Lothringen 

KaiBerthum  Oesterreich-Ungai 
Schweiz 

Andere  auBserdeutsche  Staaten 
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XX.  Versammlung  des  Deutschen  Vereins 


B.    Namensverzeichniss. 

Die  mit  *  yerselienen  Namen    bezeichnen    die  bt^im  Congresse   1895    in   Stnttgart 

anwesenden  366  Mitglieder. 


J^ 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


München 


Ehrenmitglied: 

V.  Pettenkofer,  Max,  Dr.,  Professor,  Geheime- 
rath,  Geh.  Gber-Med.-Rath. 


Koni  gereich   PreuMsen. 


1 

2 
3 

4 
5 

6 
7 

8 


Gotdap 

Prcussisch  Holland 

Königsberg  i.  Pr. 


Rastenburg 
Tilsit 


Provinz   Ostpreussen. 

Liedke,  E.,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Beeck,  l)r.»  Sanititsrath,  Kreisphysicus.    f  1.S95. 
*  Stadtgemeinde,  Vertreter:   Stadtbaurath   Nau- 
m  H  n  u. 
V.  Ksmarch,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Mescliede,    Dr.  med.,    Professor,    Director  der 
städtischen  Krankenanstalt 
I      Seydel,  Karl,  Dr.  med.,  Professor. 

Papendieck,  Dr.,  Kreisphysicus. 
''  *  Stadtgemelnde,    Vertreter:    Gberbürgermeister 
'  Thesiiig. 

Wollfberg,  Siegfried,  Dr.,  Kreisphysicus. 


10 

Culm 

11 

Danzig 

12 

" 

13 

* 

U 

n 

15 

■ 

16 

• 

17 

18 

■ 

19 

1» 

2() 

»                               I 

21 

ji 

22 

n 

23 

« 

24 

»                                1 

25 


Provinz   Westpreussen. 

Steiuberg,  Bürgermeister. 

Stadtgemeinde. 

Ab  egg,  Heinrich,  Dr.,  Geh.  Sanitäts-  und  Medi- 
cinalrath. 

Althaus,  Dr.  med. 

Berenz,  Emil,  Kaufmann. 

Berg  er,  J.  J.,  Fabrikant. 

Bornträger,  J.,  Dr.,  Regierungs-  und  Medi- 
cinalrath. 

Damme,  R.,  Commerzieurath. 

Farne,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Freitajr,  \h\  med. 

F  r  e  y  m  u  t  h ,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Glaser,  Dr.,  Sanitiitsrath,  Kreisphysicus. 

Gronau,  Hermann,  Kaufmann,  Stadtrath. 

Hinze,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  I). 

Kuuulh,  Ernst,  Director  der  Gas-  und  Wasser- 
werke. 

Piwko,  ThiHipliil,  Dr.  med. 


für  öfifentliche  Gebundheitspflege  zu  Stuttgart. 
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Wohnort 


Namen  und  Stand 


26 
27 
28 
29 
30 
31 
32 
33 
34 
35 
36 


Danzig 


£lbiDg 

n 

Langfuhr 

Marienwerder 

Schwetz  a.  \V. 

Tliorn 


Rick  er  t,  H.,  Stadtrath. 

Scheele,  Leo,  Dr.  med. 

Seraon,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreiswundarzt. 

Wen  dt,  Rudolf,  Stadtrath. 

Btadtgemeinde. 

Bleyer,  Dr.  med. 

Otto,  Ernst,  Stadtbaumeister  a.  D. 

Bar  nick,  Dr.,  Reg.-  u.  Medicinalrath. 

Grünau.  Dr.,  Director  der  Irrenanstalt. 

Stadtgemeinde. 

Stadtgemeinde. 


37 

'      Ber] 

38 

. 

39 

V 

40 

1t 

41 

» 

42 

i 

43 

» 

44 

» 

45 

» 

46 

n 

47 

» 

48 

» 

49 

" 

50 

» 

51 

n 

52 

« 

53 

» 

54 

» 

55 

n 

56 

-» 

57 

» 

58 

«• 

59 

m 

60 

7> 

61 

T» 

62 

a 

63  ! 

n 

64 

» 

65 

n 

66 

n 

67 

n 

68  1 

n 

Provinz  Brandenburg. 

Assmann,  Ernst,  Dr.  med. 

*  Back  1er,  Max,  Stenograph. 
Baginsky,  A.,  Dr.  med.,  Professor,  Director  des 

Kaiser-  und  Kaiserin  Friedrich-Krankenhauses. 

Becker,  Karl,  Ingenieur. 

V.  Bergmann,  Ernst,  Dr.,  Professor,  Geh.  Me- 
dicinalrath. 

Blankeustein,  Hermann,  Stadtbaurath. 

Boerner,  G.,  Fabrikbesitzer,  königl.  Handels- 
richter. 

Boerner,  Oscar,  Installateur. 

Böhm,  Julius,  Stadtrath. 

Büsing,  Professor  a.  d.  technischen  Hochschule . 

Burchardt,  Dr.,  Professor,  Oberstabsarzt. 

Calliess,  F.,  Dr.,  Apothekenbesitzer. 

Centralverband  der  Haus-  und  städt.  Grund- 
besitzer-Vereine Deutschlands. 

Cuntz,  Friedrich,  Ingenieur. 

Ehrenhaus,  S.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Fränkel,  Bernhard,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Prof. 

Fürsten  heim,  Ernst,  Dr.  med. 

Gersbach,  Robert,  Hygienetechniker. 

Grohn,  Keprierungsbaumeister. 

Grove,  David,  Ingenieur  u.  Fabrikbesitzer. 

Grove,  Henry,  Ingenieur. 

Grub,  F.,  Oekonomierath. 

Güter  bock,  Paul,  Dr.,  Med.-Rath,  Privatdocent. 

*  Guttstadt,  Albert,  Dr.  med.,  Professor. 
Hempel,  M.,  Civil-Ingenieur. 
lienneberg,  R.,  Commerzienrath,  Ingenieur. 
Herzberg,  A.,  Ingenieur,  königl.  Baurath. 
Hinckeldeyn,  Karl,  kf'migl.  Gebeimer  Baurath, 

Vortragender  Rath  im  Ministerium. 
Hobrecht,  Wirkl.  Geh.  Rath,  Excellenz. 
Hobrecht,  James,  Dr.  med.,  Baurath. 
Hoffmaun,  Paul,  Ingenieur. 
Kali  seh  er,  Gustav,  Dr.  med. 
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JDS 


Wohnort 


Namen  und  Stand 
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Ber] 
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88 
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1» 
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» 
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}i 
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Tl 
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TJ 
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■ 

99 
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1» 
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»1 
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n 

103 
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104 

» 

105 

1» 

106 

Tl 

107 

H 

lOB 

1i 

I  « 


Kampffmeyer,  Wilhelm,  Lederfabrikant. 

Kastan,  Isidor,  Dr.  med. 

Koch,  Robert,  Dr.,  Prof^  Geh.  Med.-Rath. 
*  Koehler,  Dr.,  Director  d.  k.  Gesundheitsamtes. 

Königs,  Dr.,  Geh.  Ober-Reg.-Rath. 

Kori,  H.,  Ingenieur. 

Lassar,  Oscar,  Dr.  med.,  Professor. 

Lewinstein,  G.,  Dr.,  Chemiker  und  Redacteur. 

Liebreich,  Oscar,  Dr.,  Professor. 

Lissauer,  A.,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Marggraff,  Stadtrath. 

Mehlhausen,  Gust.,  Dr.,  Geh.  Ober-Med.-Rath. 

Mendel,  Emanuel,  Dr.  med.,  Professor. 

Mennicke,  C,  Ingenieur. 

Merke,  Heinrich,  Verwaltungsdirector  des  städt. 
Krankenhauses  Moabit. 

Oldendorff,  A.,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Opitz,  Dr.,   Generalarzt  und  Corpsarzt  des  III. 
Armeecorps. 

Orth,  A.,  Dr.  phil.,  Professor,  Geh.  Reg.-Rath. 

Pannwitz,  Gotthold,  Dr.,  Stabsarzt. 

Pasch,  Max,  Verlagsbuchhändler. 

Petri,  Dr.  med.,  Reg.-Rath,  Mitglied  des  kaiser- 
lichen Gesundheitsamtes. 

Pistor,  Dr.,   Geheim.  Med.-Rath,  Vortragender 
Rath  im  Cultusministerium. 

Purschian,  Ernst,  Ingenieur. 

Reinhardt,  Dr.  med. 

Riess,   Leopold,   Dr.,  Director  des  städtischen 
Krankenhauses. 

Riet  seh el,  Hermann,  Geheim.  Reg.-Rath,   Pro- 
fessor an  der  technischen  Hochschule. 

Rohrbeck,  Hermann,  Dr.,  Fabrikant. 

Rohrbeck,  Julius,  Kaufmann. 

Rose,  Hermann,  Director  der  New -Yorker  Ger- 
mania. 

Rot  he  Kreuz,  Centralorgan  fär  die  deutschen 
Wohlfahrts-  u.  Wohlthätigkeitsbestrebungen. 

Salkowski,  Ernst,  Dr.  med.,  Professor. 

Schacht,  Karl,  Dr.,  Med.-Assessor,  Apotheken- 
besitzer. 

Seh  aper,  Dr.,  Generalarzt,  Aerztl.  Director  der 
Charite. 

Schmieden,  Otto,  königl.  Baurath. 

Schulz,  Matthias,  Dr.,  Sanitatsrath,  Stadtphysicus. 

Seil,   Eugen,   Dr.,   Prof.,   Geh.   Regierungsrath, 
Mitglied  des  kaiserl.  Gesundheitsamtes. 

Spinola,  Bernhard,  Geh.  Ober-Reg.-Rath. 

Struck,  Dr.,  Geh.  Ober-Reg.-Rath,  Generalarzt. 

Thierfelder,  Hans,  Dr.,  Privatdocent. 

Tic  mann,  Ferdinand,  Dr.,  Professor. 


für  öffentlicbe  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart. 
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Wohnort 

109 

1 
Berlin 

1 

110 

1» 

111 

1 
1» 

112 

1 

113 

»                             1 

114 

"                              1 

115 

1 
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Brandenburg 
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Charlottenburg 

1 

119 

»                    1 

120 

1 

»                    1 

121 

1 
1 
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r 

123 

n                              1 

124 

" 

125 

1 

126 

Frankfurt  a.  0.       I 

127 

»                 i 

128 

1 

129 

n 

130 

1 

Fürsten  berg 

131 

Fürstenwalde 

1 

132 

1 

Gross  -  Lichterfelde 

183 

Küstrin 

134 

Landsberg  a.  d.  \V. 

135 

Potsdam 

136 

» 

137 

n 

138 

Prenzlau 

139 

n 

140 

1 

"                            1 

141 

Rathenow 

142 

n                               1 

143 

Rixdorf 

144 

Schweizerhof 

145  . 

Schwiebus 

146 

Spandau 

Kamen  und  Stand 


Uhles,  E.,  Kammergerichtsrath. 
Veitmeyer,  Civilingenieur. 
Vir  oho  w,  R.,  Dr.,  Professor,  Geh.  Med.-Rath. 
Wasser  fuhr,  Dr.,  Generalarzt,  kaiserl.  Ministe- 
rialrath  a.  D. 

*  Wernich,  A.,  Dr.,  Reg.-  u.  Med.-Rath. 
Wiehert,  königl.  Geh.  Ober-Baurath. 
Wiener,  Gustav,  Dr.  med. 

*  Würzburg,  Arthur,  Dr.,  Bibliothekar  im  kaiserl. 

Gesundheitsamte. 
Stadtgemelnde. 

*  Stadtgemeinde 9    Vertreter:    Oberbürgermeister 

Fritsche. 

*  Stadtgemelnde^  Vertreter:  Stadtbaurath  Bredt- 

schneider. 
Hartmann,  Konrad,  Professor,  Reg.-Rath  und 

ständiges   Mitglied   des   Reichs -Versicher ungs- 

amtes  zu  Berlin. 
Hirsch,  L.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

*  Jastrow,  Dr. 

Kühne,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

Schomer,  Wirkl.  Geh.  Ober-Finanzrath  u.  Gene- 

ralsteuerdirector. 
Waldschmidt,  J.,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 

*  Goepel,  H.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Tietze,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Wieb  ecke,  Bruno,  Dr.,  Regierungs-  und  Geh. 

Medicinalrath. 
Voit,  W.,  Ingenieur. 
Roth,  L. ,  königl.  Eisenbahnbau  -  und  Betriebs- 

in  Spector. 
Albrecht,  Heinrich,  Dr.  phil. 
Stadtgemeinde. 

Friedrich,  Hugo,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Stadtgemeinde. 

Jaeckcl,  Ernst,  Dr.,  Stabs-  und  Bataillonsarzt. 
La  Pierre,  Paul,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 

Grosser,  Julius,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege. 
Heise,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Hobrecht,  Max,  Kaufmann. 
'*'  Weigand,  Regierungs-Baumeister. 
L  a  eh  r ,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Director  des  Asyls 

Schweizerhof. 
Michaeli,  Wilhelm,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 
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J^ 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


147 

AH -Damm 

148 

Bcrgquell-Fraueudorf  1 

149 

Grabow  a.  d.  0. 

150 

« 

151 

Greifswald 

152 

Stargard 

153 

Stettin 

154 

» 

155 

Stolp 

156 

i 
Stralsund 

157 

» 

158 

üeckermünde 

Provinz  Pommern. 

Koester,  Paul,  Apotheker. 

Zenker,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Binder,  Arthur,  Dr.  med. 

Wels  V.  Liszewski,  R.,  Ingenieur. 

Loeffler,  F.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

Pehlemann,  Oberbürgermeister. 

Brand,  Ernst,  Dr.,*  Geh.  Sanitatsrath. 

V.  Lanci zolle,  Adolf,  Regierungs-  u.  Baurath. 

Schwarz,    Dr.  med.,   Director    des   städtischen 

Schlachthofes. 
Btadtgemeinde. 
V.  Haselberg,  Dr.,  Sanitatsrath,  Regierungs-  und 

Mcdicinalrath. 
Knecht,   A.,    Dr.,    Director  der  Pommerschen 

Provinzial-Irrcnanstalt. 


159 
160 
IGl 
162 
163 

164 


Bromberg 

n 

Inowrazlaw 
Puseu 


Provinz   Posen. 

Stadtgemeinde. 

Jacoby,  Moritz,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath. 

Forner,  Robert,  Dr.  med. 

Gerönne,  Th.,  Dr.,  Reg.-  u.  Medicinalrath. 

Mankiewicz,  Dr.,  Medicinalassessor,  Apotheken- 
besitzer. 

Wiche rkiewicz,  Boleslav,  Dr.,  Sanitatsrath, 
Professor. 


Provinz   Schlesien. 


165 

Beuthen 

166 

n 

167 

n 

168 

Breslau 

* 

169 

1 

n 

*■ 

170 

r> 

171 

n 

172 

»                               1 

173 

1 

174 

» 

* 

175 

• 

* 

176 

177 

n 

178 

j» 

179 

» 

180 

9 

181 

» 

182 

» 

Stadtgemeinde. 

8tadtgemeinde. 

Stadtgemeinde. 

Stadtgemeinde^  Vertreter:  Stadtrath  Bock. 

Stadtgemeinde^  Vertr. :  Stadtbaurath  v.  Scholtz. 

Alexander,  Konrad,  Dr.  med. 

Asch  sen.,  Dr.  med. 

Bluhm,  W.,  Apotheker. 

Buchwald,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

Ficker,  N.,  Dr.,  Volontärarzt  am  hyg.  Institut 

Flügge,  C,  Dr.,  Geh.  Med.-Rath, Prof.  d.  Hygiene. 

Förster,  Dr.,  Professor,  Geh.  Medicinalrath. 

Friedländer,  IL,  Dr.  med. 

Holde fleiss,  Dr.,  Professor,  Director  d.  land- 

wirthschaftlichen  Instituts  der  Universität. 
Ilulwa,  F.,  Dr.  phil.,  Chemiker. 
Jacobi,   J.,   Dr.,  Sanitatsrath,  Polizei-Stadtphy- 

sicus,  Privatdocent. 
Kaerger,  C.  IL  L.,  Kaufmann. 
Käst,  Alfred,  Dr.  med.,  Professor. 


für  öfifentliche  Gesundheitspflege  zu  Stuttgart. 
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Wohnort 
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Breslau 


n 

D 

n 

n 

n 
n 
1» 
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Bunzlau 

n 

Glogau 

n 

n 

üörbersdorf 
Görlitz 


Gross -Strelitz 

Leobschütz 

Liegnitz 

Mittelueuland 

Muskau 

Gels 

Oppeln 

Katibor 

Rybnick 

SalzbruDU 


Körner,  Theodor,  Dr.  med. 

Meinecke  H.,  Wassermesser-Fabrikant. 

Müller,  Julius,  Apotheker. 

Nesemann,  Dr.,  Bezirksphysicus. 

Polek,  Theodor,  Dr.,  Geh.  Rath,  Prof.  d.  Chemie. 

Ponfick,  Dr.,  Med.-Rath,  Professor. 

Seh mi edel,  Arthur,  Dr.,  Bezirksphysicus. 

Simon,  Hermann,  Dr.  med. 

Skutsch,  Dr.,  Sauitatsrath. 

Toeplitz,  Th.,  Dr.  med. 

Wiener,  Dr.  med.,  Professor. 

Adelt,  G.,  Dr.,  Kreiswundarzt. 

Dörich,  Stadtbaurath. 

Stadtgemeinde. 

Stadtgemeinde. 

Neu  mann,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

Köm p  1er,  Dr.,  Director  einer  Heilanstalt. 

Weicker,  Dr.  med.,  Director  der  Heilanstalt 
Gräfin  Puckler. 

Stadtgemeinde,  Yertr.:  Stadtbaurath  Kubale. 

Alexander-Katz,  B.,  Dr.,  vereideter  Gerichts- 
chemiker und  Leiter  der  landwirthschaftlichen 
Versuchsstation. 

Kahl  bäum,  Karl,  Dr.  med. 

Thiunel,  Dr.,  Kreiswundarzt. 

AI  seh  er,  Dr.,  Geh.  San.-llath,  Kreisphysicus. 

Stadtgemeinde. 

Zimmermann,  W. ,  Ingenieur  und  Fabrik- 
besitzer. 

Meyen,  Georg,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Stad  tgemeinde. 

Roth,  E.,  Dr.,  Reg.-  u.  Med.-Rath. 

Arnstcin,  Dr.  med. 

Ostmann,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

Nitsche,  J.,  Dr.,  Sanitätsrath. 


Provinz   Sachsen. 


Ascherslebeu 
Erfurt 


FI 
» 

n 
n 


Halberstadt 


I  ♦ 

I 


Stadtgemeinde. 

Stadtgemeinde,  Yertr.:  Stadtbaurath  Kick  ton. 

Güliner,  Dr.  med. 

Heydloff,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Kiek  ton,  Hermann,  Stadtbaurath. 

Kort  um,  Stadtbaurath. 

Lanj^e,  Bürgermeister. 

Lotli,  Richard,  Dr.  med. 

Lucius,  Ferd.,  Geh.  Commerzienrath,  Stadtrath. 

Pippow,  Dr.,  Regierunprs-  und  Medicinalrath. 

Stadtgemeinde,    Vertreter:   Oberbürgermeister 

Boedeher. 
Nagel,  Carl,  Dr.  med. 
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*  Ohrstmann,  Franz,  Kaufmann. 

*  Stadtgemeinde ^    Vertreter:    Oberbürgermeister 

Staude. 

*  Stadtgemeinde,    Vertreter:    Geh.    Sanitätsrath 

Dr.  G.  II  Uli  manu. 
Bacher,  Oscar,  Ober-Ingenieur. 
Fehl  in  g,  Dr.,  Professor  der  Geburtshülfe. 
Fracnkel,  Carl,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

*  Genzmer,  Ewald,  Stadtbaurath. 
Mekus,  Dt.  med. 

Kisel,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Stein  häuf,  Eduard,  Maurei*meister. 
Stadtg:emeinde,    N'ertreter:    Ereiswundarzt  Dr^ 

Wein  rieh. 

Stadtgemeinde. 

Koppen,  Wilh.,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicuea 

Barn  er,  Fr.,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde. 

Stadtgemeinde 9   Vertreter:    Oberbürgermeiste  ^ 
S  c  h  u  e  i  d  e  r. 

Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtrath  Dr.  Fölsch^ 

Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath Peterr 

Ardnold,  Stadtrath,  Fabrikbesitzer. 

Aufrecht,  Eroanuel,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Bartels,  Karl  P.,  Fabrikbesitzer. 

Bethe,  Alexander,  Generaldirector. 

Boehm,  L.,  Dr.,  Med.-Kath,  Kreisphysicus. 

Brill,  Carl,  Dr.  med. 

Busse,  Paul,  Dr.  med. 

Colberg,   Dircctor  des  städtischen  Schlacht- 
Viehhofes. 

Dahlmann,  Franz,  Dr.  med. 

Danckworth,  W.,  Dr.  phil.,  Apotheker. 

Dieckmann,  Adolf,   Director  der   städt.  G^^ 
und  Wasserwerke. 

Dorendorf,  Max,  Architekt. 

D sehen f zig,  Theodor,  Kaufmann. 

Du  Ion,  Max,  Stadtrath,  Fabrikbesitzer. 

Fleck,  Julius,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

Focke,  Hermann,  Dr.,  Apotheker. 

Foerster,  Hermann,  Rentner. 

Fritzsche,  Karl,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

Grape,  Otto,  Apotheker. 

Grünwald,  Emil,  Stadtrath,  Fabrikbesitzer. 

Habs,  Rudolf,  Dr.  med. 

Haertel,  Karl,  Baumeister. 

Hirsch,  Dr.,  Reg.-  u.  Geh.  Medicinalrath. 

Jacoby,  Ernst,  Kaufmann. 

Jansen,  J.,  Stadt-Bauinspector. 

Kaempf,  Albrecht,  Dr.  med. 

Kessler,  Georg,  königl.  Polizei-Pr&sident 


für  öffentliche  GeBundheitspflege  zu  Stuttgart. 
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Merseburg 


Mühlhausen 


ff 


aumburg  a.  d.  S. 


Koch,  Ernst,  Dr.  med. 

Man  ecke,  J.,  Apotheker. 

M 06 11  er,  Richard,  Dr.,  Oberarzt  des  Kranken- 
hauses Altstadt. 

Mohr,  Dr.  med. 

Müller,  Paul,  Apotheker. 

Oehler,  A.,  Dr.,  Stadtrath. 

Oehmichen,  Richard,  Chemiker. 

Paul,  Wilhelm,  Fabrikant. 

Purcel,  F.,  Fabrikant. 

Rassmus,  Adolf,  Stadtrath. 

Reichardt,  Hermann,  Stadtrath. 

Robitzsch,  Hans,  Dr.  med. 

Roeber,  Rudolf,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

Rosenthal,  Ernst,  Dr.  med. 

Rudolph,  Otto,  Dr.  med. 

Schneider,  Carl,  Dr.  med. 

Schneider,  Eduard,  Rentner. 

Schneider,  G.,  Commerzienrath. 

Schreiber,  Andreas,  Dr.  phil.,  Professor. 

Schreiber,  Paul,  Dr.  med. 

Schumann,  Th.,  Dr.  med. 

Send  1er,  Paul,  Dr.  med. 

Send  1er,  Theodor,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

Sepp,  Hermann,  Dr.  med. 

Silber  gleit,  Director  des  statistischen  Amtes. 

Skalweit,  A.,  Geheimer  Baurath. 

Sombart,  C.  M.,  Rentner. 

Stettin,  Adolf,  Krankenhaus-Inspector. 

Storbeck,  Andreas,  Dr.  med. 

Thür,  Georg,  Regierungs-  und  Baurath. 

Toegel,  Max,  Dr.  med. 

Unverricht,  Heinrich,  Dr.,  Prof.,  Medicinalrath. 

Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege. 

Winkler,  E.,  Kaufmann. 

Zwicker,  Gerichts- Assessor. 

Hörn,  Alexander,  Landbauinspector. 

Penkert,  Karl  Ludolf,  Dr.,  Sanitätsrath ,  Kreis- 
physicuB. 

Stadtgemeinde,  Vertreter:  Zweiter  Bürger- 
meister V.  Buschmann. 

Städtischer  Verein,  Vertreter:  Stadtverord- 
neter Wiesenthal. 

Kampfhenkel,  Stadtbaurath. 

Koethe,  Gustav,  Fabrikbesitzer. 

Walt  her,  Gustav,  Stadtrath. 

Zimmermann,  Hermann,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Stadtgemeinde. 

Breslau,  Geh.  Regierungsrath ,  Oberbürger- 
meister a.  D. 

Kost  er,  Dr.,  Geh,  Sanitätsrath. 
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Wohnort 


Namen  and  Stand 


317 
318 
319 
320 
321 
322 
323 
324 
325 
826 
327 
328 


Nordhausen 

Quedlinburg 

Sangerhausen 

Schönebeck 

Torgau 

Uchtspringe 

WeisBeufels  a.  S. 


Wolmirstedt 
Zeitz 


Hasse,  Oscar,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde. 

Knoblodt,  Bürgermeister. 

Schulze,  Dr.,  Stabsarzt  a.  D. 

Gettwart,  Dr.  Kreisphysicus. 

Alt,  Konrad,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde^  Vertreter:  Bürgerm.  Falks  od. 

Hachtmann,  Gustav,  Dr.,  Sanitätsrath. 

V.  Richter,  Landrath. 

Röthe,  Stadtrath  und  Fabrikbesitzer. 

Holt  hoff,  Dr.,  Kreiswundarzt. 

Btadtgemeinde)  Vertr.:  Bürgermeister  Arnold. 


329 

330 
331 
332 
333 
334 
335 
336 
337 
838 
339 
340 
341 
342 
343 
344 
345 
346 
347 
348 
349 

350  . 

351  > 

352  ' 
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Altona 
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Blankenese 

Flensburg 

Kiel 
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Oldesloe 
Schleswig 


Provinz    Schleswig-Holstein. 

*  Stadtgemeindoy  Vertreter:  Geh.  Regicrungsrath 
Bürgermeister  Rosenhagen. 

*  Btadtgemeinde^  Vertr.:  Senator  Dr.  Harmsen. 

*  Brix,  J.,  Stadtbaurath. 
Cammerer,  Dr.,  Generalarzt  des  IX.  Armeecorps 

*  Ne bring,  Max,  Stadtbau-Inspector. 
Petersen,  A.,  Architekt. 

*  Stahl,  Berthold,  Stadtbaurath. 

*  Wall  ich  8,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Kreisphysicus 
Wolff,  C.  H.,  Apotheker,  Medicinal-Assessor. 
Dcneke,  Karl,  \)t,^  Kreisphysicus. 

*  Stadtgemeinde^  Vertr. :  Oberbürgermeister  Fusa 
Ahlmann,  Wilhelm,  Dr.,  Banquier. 
Bockend  ah  1,  Dr.,  Prof.,  Reg.- u.  Geh.  Med.-Ratla 
V.  Esmarch,  Dr.,  Professor,  Geh.  Med.-Rath. 
Fischer,  Beruhard,  Dr.,  Professor  der  Hygriens 

*  Fürs,  Paul,  Oberbürgermeister. 
Heller,  Arnold,  Dr.,  Professor  de**  Medicin. 
Joens,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Kraus,  Regicrungsrath  a.  D. 
Xeuber,  G.,  Dr.  med. 
Pippig,  R.,  Ingenieur,  Director  der  städtische— 

Gas-  und  Wasserwerke. 

*  Schweitzer,  W.,  Königl.  Baurath. 
Wichmanu,  IL,  Stadtrath. 
Hirsch,  G.  A.,  Baumeister. 
Beissncr,  '^'^\^,'  u.  Baurath. 


354 
355 
356 

I 

357 


Emden 

Freden 

Göttingen 


Provinz   Hannover. 

Stadtgemeinde. 
Hoffmeister,  Dr.  med. 
*  Stadtgemeinde)  Vertr.:  Senator  Dr.  jur.  Ri>» 
I  m  ü  1 1  e  r. 

Breymann,   Hans,    Kreisbauinspector,    Univcr 
sitätRarchitekt. 


f3r  öffentliche  Geinndbeitspflege  eu  Stuttgai 


Uten  bei  Lebrti^ 


Ebstein,  W.,  Ür.,  Prof.,  Geb.  Medicinalratb. 
Fischer,  ferdinnDÜ,  Dr.  phil. 
Reichenbach,  Ilaaa,  Dr.  med. 
Schmidt-Rimpler,  H.,  Dr.  med.,  Profeuor. 
Wengler,  Richard,  Dr.,  KreiapbyBionB. 
Wolffhügel,    Gustav,   Dr.,    Professor  der  Hy- 

Schumacher,  Adolf,  Apotheker. 

•  Btadtgetneinde,  Vertreter:  IStodtbaurath  Bökel- 

berR. 
'  »  Btadtgemeinde,   Vertreter:  Stodtsyndtcas  Eyl. 

•  Btadtgemeinde    Vertreter:  Senator  Fink. 
AdickeB,  Richard,  Dr.,  Sanitätsratb ,   Kreia- 

phytious. 
Becker,   IL,   Dr.,   Re|i;ierungB<  u.  Medicinalratb. 
Dammanu,  Dr.,  Geh.  Reg.-  and  Medicinalratb, 

Director  der  köaigl.  TbierarzneiBobnlc. 

Fischer,  Hermann,  Professor  am  PolytecbnJcum. 

Fr  icke,  Gustav,  Dr.  med. 

Gäbde,  Dr.,  Generakrzt. 

Grahn,  E-,  Civilingenieiir. 

Gürtler,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Hagen,  Baurath. 

Herold,  Bernbard,  Civilingcnieur. 

Hüpeden,  Fr.,  Dr.,  Geb.  Medicinalratb. 

Knoevenaf;el,  Albert,  ^eoator. 

Köliner,  Itr..  .Medidnalrath. 

Kraut,  K.,  Dr.,  Professor. 

Lesaing,  Sigmund,  Ilr   med. 

Lobmann,  W.,  Dr.,  Saoitätarath. 

L  ü  tt  c  b    [icrnliiird,  Dr.  med. 

Lnstig,  Dr  Profeaaor  an  der  königl. Thierarznei- 
schule,  Departemeiita-Tliierarzt. 

Meyenberg,  :S.  Alexnnder,  t)r.,  Sanilätsratb. 

HussbauDi,  Hans  Chriatian,  Docent  an  der  tech- 
nischen Hockschül«'. 

Oberdieck    Willielm,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Biekon,  Au^st,  ätadtbauiueUter. 

ßiggert,  J.  11.,  Director  der  hannoverschen  Baa- 
gesellschaft. 

Schuster,  B..  Geh.  Baurath. 

•  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege, 

Verlr,:PrivatdoceulStabsarit  Dr.  M.Kirchner. 
Wülberu,  Otto,  -Senator. 
I  •  Stadtgemeinde,    Vertreter:    Senator,     Polizei- 

directür  Dr.  Gerland. 
I       Amme,  Ernst,  Apotbckenbesitzer. 
I       Ott,  Willibald,  Dr.,  übers labsarzt. 
I       Scbmidt,  Willielm,  Apotheker. 
I      Wabrendorff,  Ferd.,  Dr.,  Geh.  Sanilätsratb. 
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^f 

Wohnort 

i 

400  1 

Körtingsdorf 

401 

Leer 

402 

n 

403 

Linden 

404  ; 

Lüneburg 

405 

Osnabrück 

406 

n 

407 

Rehburg 

408 

Sorsum 

40Ü 

Stade 

Namen   und  Stand 


Körting,  Job.,  Ober-Ingenieur. 

Stadtgemeinde. 

Ki  r c  hho ff ,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath,  Kreisphysicus. 

Stadtgemeinde. 

Kefersteiu,  Georg,  Senator,  Stadtsyndicus. 

Stadtgemeinde,   Vertreter:    Oberbürgermeister 

Dr.  Möllmann. 
Kirchner,  Alfred,  Dr.,  Stabsarzt. 
Kaatzer,  Peter,  Dr.,  Badearzt. 
Müller,  Wilhelm,  Oberamtmann. 
Stadtgemeinde. 


410 
411 
412 
413 

414 
415 
416 
417 
418 
419 
420 
421 
422 

42;; 

424 
425 
426 
427 

428 
429 
430 

431 
432 
433 
434 
435 

436 
437 
438 


Altena 
Bielefeld 
Bochum 


Dortmund 


Ilagen 


Hattingen 
Horde 

Iserlohn 

Lippstadt 

Lüdenscheid 


Minden 

n 

Münster 


iSendeu 

Siegen 

Warstein 


Provinz  Westphalen. 


Ries,  Heinrich,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr. :  Oberbürgermeister  Hahn. 

*  Stadtgemeinde,   Vertreter:   Stadtbaurath  Her- 

mann Bluth. 
Verein  fürBergbau  u.Gussstahlfabrikation. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtrath  Ostermann. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Marx. 

*  Kuli  rieh,  Stadtbauinspector. 

Reese,  Friedrich,  Director  des stadt.  Wasserwerks. 

V.  Rynsch,  Landrath. 

Stadtgemeinde. 

Bechern,  Adolf,  Ingenieur. 

Einbeck,  J.,  Ingenieur. 

Schaberg,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Nauck,  Georg,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Stadtgemeinde. 

Spring,  Heinrich,  Landrath. 

Stadtgemeinde. 

Schulte,  Th.,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Kauert,  Dr.  med. 

Terfloth,    Gerhard,    Dr.,   Sanitatsrath,    Kreis- 
physicus. 

Stadtgemeinde. 

Rapmund,  0.,  Dr.,  Regierungs- u.  Medicinalrath. 

Stadtgemeinde. 
'*'  Hölcker,Bernhard,Dr.,Regierungs-u.Med.-Rath. 

König,  J.,  Dr.,   Prof.,  Director  der  agricultor- 
chemischen  Versuchsstation. 

Naendorf,   B. ,  Rector. 
'*'  Stadtgemeinde,    Vertreter:    Bürger m.   Delius* 

*  Müller,  Julius,  Ingenieur. 
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Provinz    Hessen-Nassau. 
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*  Stadtgemeinde I    Vertreter:    Oberbürgermeister 

Westerburg. 

*  Stadtgemeinde ;    Vertreter:    Vicebürgermeister 

Dr.  Ende  mann. 

*  Stadtgemeinde^  Vertr.:  Stadtrath  J.  W.  Mollat. 

*  Stadtgemeinde, Vertreter:  Stadtbaurath  v.  Noel. 

*  Bezirksverband     des     Regierungsbezirks 

Cassel,  Vertr.:  Landratli  v. Dehn-Rotfelser. 

*  Bezirksverband     des     Regierungsbezirks 

Cassel,  Vertreter:   Landesbaurath  Stiehl. 
Krause,  Gottfried,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Liudner,  G.,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 
Märklin,  Dr.,  Geh.  Sauitätsrath. 

*  Stadtgemeinde;    Vertreter:    Oberbürgermeister 

A  dickes. 

*  Stadtgemeinde^  Vertret.:  Stadtbaurath  Beutel. 
Andreae,  Jean,  Bankdirector. 

Askenasy,  Alexander,  Ingenieur. 

de  Bary,  J.,  Dr.  med. 

Behnke,  Stadtbaurath. 

Bockenheimer,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Böttger,  Bruno,  Kaufmann. 

Braunfels,  Otto,  Banquier. 

Bresgen,  Maximilian,  Dr.  med. 

Cnyrim,  V.,  Dr.  med. 

Daube,  C,  Dr.  med. 

Edinger,  Ludwig,  Dr.  med. 

Engelhard,  Carl,  Apotheker. 

Fester,  Otto,  Dr.  med. 

Fresenius,  A.,  Dr.  med. 

Fromm,  J.,  Beeren weinproducent. 

Gottschalk,  J.,  Dr.  med. 

Grandhomme,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

Grimm,  0.,  Stadtrath. 

Grünewald,  August,  Dr.  med. 

Guttenplan,  Julius,  Dr.  med. 

Ilarbordt,  A.,  Dr.  med. 

V.  Ilergenhahn,  A.,  Polizeipräsident  a.  D. 

Herter,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

H  er  X  heim  er,  S.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Herz,  Otto,  Fabrikant. 

Heussenstamm,  C,  Dr.,  Bürgermeister. 

Hirschberg,  Dr.  med. 

Hobrecht,  Heinrich,  Kaufmann. 

Holzmann,  Philipp,  Bauunternehmer. 

Horkheimer,  Anton,  Stadtrath. 

Humser,  Dr.,  Justizrath,  Rechtsanwalt,  Stadt- 

V  erordnetenvorsteh  er. 
Kirberger,  Emil,  Dr.  med. 
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Frankfurt  a.  M. 
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n 

Fulda 


Grie-heim 
Uanau 


Klinge Ihöi'fer,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicui, 
Knoblauch,  August,  Dr.  med. 
Laquer,  Leopold,  Dr.  med. 
Libbertz,  A.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

*  Liiidley,  W.  H.,  Stadtbaurath. 
Lönholdt,  Heinrich,  Bauunternehmer. 
Lucins,  Ellgen,  Dr.  phil. 

Mack,  Gustav,  Ingenieur. 

Marcus,  E.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Marx,  Aujrust,  Dr.  med. 

Melchior,  Christirtu,  Dr.  med. 

Metzler,  Albert.  Stadtrath. 

Modera,  Friedrich,  Rentier. 

Mulot,    Bernhard,    Verwalter    des    städtischen 

Krankenhauses. 
Neher,  Ludwig,  Architekt. 

*  Norillinger,  Hugo,  Dr.,  Chemiker,  Fabrikant 
Oppenhfimer,  Dr.  med. 

V.  Oven,  Dr.,  Senator,  Stadtrath. 

Pinner,  Dr.  med. 

Quarck,  Max,  Dr.  jur.,  Redacteur. 

Rehn,  Loui^,  Dr.  med. 

Ritter,  licrmann,  Architekt. 

Rödigcr,  Einst,  Dr.  med. 

Rosenmeyer,  L.,  Dr.  med. 

Schmick,  P.,  Ingenieur. 

Schmidt,  Moritz,  Dr.,  Professor,  Sanitätsrath..^ 

Schmidt-Dieb ler,  Wilh.,  Architekt. 

Schrader,  Rudolf,  Stadtrath. 

Scriba,  Eugen,  Dr.  med. 

Se«^ger,  Ge<»rtr,  Arcliitekt. 

Simon,  Dr.,  Ober-Landes-Gerichtsrath. 

*  Spie  SS,  Alex.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Stadtan.' 
Stern,  Theo 'or,   Hanquier. 

*  Streng,  H.,  Obenngeuieur. 
Varren trapp,  Adolt,  Dr.,  Stadtrath. 
Verein  für  Recouvalescenten-Anstalten.' 
\V  e  i  er  e  r  t ,  Dr.  med .,  Professor. 

V.  Wild,  IJudolf.  Dr.  med. 

Wirsing,  Paul,  Dr.  med. 

Wohlfarth,  E.,  Dr.  med. 

Ziegler,  Julius,  Dr.,  Chemiker. 

Zitelnuiun,  Werner,  Dr.,  Stadtrath.  f  1895. 

Kind,  Fr.,  Dr.  med. 

Sc  Im  ei  der,   H.  J.  J.,   Dr.,  San.-Rath,   Directoi 

des  LandKra!ikenhau«es. 
Wolff,  Karl,  Laude^bauinspector. 
LepsiiiR,  I)r.,  Chemiker,  Fabrikdirector. 

*  Stadtgemeinde;      Vertreter:      Stadtbaumeister 

Leert*. 
Thyriot,  J.  P.,  Stadtbaumeister. 
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Wohnort 


Homburg 


Marburg 


Soden  i.  T. 
Wiesbaden 


n 
n 

n 

n 

9 
n 


Namen  und  Stand 


I 


I 


*  Stadtgemeinde;    Vertreter:   Bürgermeister   Dr. 

Tettenborn. 
Bleich,  Adolf,  königl.  Kreisbaumeister. 
Hoeber,  Franz,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Jacobi,  L.,  Architekt. 
Lommel,  Dr.  med. 

*  Stadtgemeinde;    Vertreter:    Oberbürgermeister 

Schüler. 
Goecke,  Paul,  Dr.  med. 

*  V.  Ileusingcr,  Otto,  Dr.,  SanitüUrath,  Professor, 

Kreisphysicus. 
'*'  Loh  mann,  J.,  Medicinalassessor,  Apotheker. 
Thileuius,  Dr.,  Sanitätsrath. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Ingenieur  Frentsch. 
Bargum,  Baupolizei-Inspector  a.  D. 
Diester  weg,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Frank,  Dr.,  Abtheilungsvorstand  am  chemischen 

Laboratorium. 
Gerlach,     V.,    Dr.,    Abtheilungsvorsteher    am 

Schmitt'schen  Laboratonum. 
V.  Ibell,  Karl,  Dr.,  Oberbürgermeister. 
Kalle.  Fritz,  Stadtrath. 
Pfeiffer,  August,  Dr.,  Reg.-  u.  Med.-Rath. 
Pfeiffer,  Emil,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Schmitt,  C,  Dr.,  Ilofrath,  Dir.  von   Schmitts 

Laboratorium. 
S  piek  er,  P.,  Ober-Baudirector  a.  D. 

*  Weil,  Stadtrath. 
Winter,  E.,  Baurath. 


Aachen 

n 

n 

Altendorf 

Andernach 

Barmen 


Schloss  Bassenheim 
Bonn 


Rhein  provinz. 

I  *  Stadtgemeinde I  Vertr.:  Stadtbaurath  Heuser. 

*  Heuser,  C,  Stadtbaurath. 
v.  Weise,  Geh.  Kegierungsrath. 

*  Stadtgemeinde,      Vertreter:      Bürgermeister 
Kerckhoff. 

Noetel,    Dr.,   Director  der   Rhein.   Provinzial- 
Irrenaustalt. 

*  Stadtgemeinde;   Vertreter:    Oberbürgermeister 
Geh.  Reg.-Rath  Wegner. 

Heusner,  L.,  Dr.,  Oberarzt  des  Krankenhauses. 
Hinsberg,  Matthias,  Bankdirector. 

*  Winchenbach,  Carl,  Stadtbaurath. 
V.  Kusserow,  Wirkl.  Geheimerath,  Exe. 
Stadtgemeinde. 
Bock,  Job.,  Dr.,  Chemiker. 

Meyer,  Jürgen  Bona,  Dr.,  Geheimerath,  Professor. 
Pelman,   Dr.,   Geh.   Med. -Rath,   Professor  der 

Psychiatrie. 


Brebach- Saarbrücken  I  *  Böckin g,  Rudolf,  Commerzicnrath,  Fabrikant. 

I 
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*  Stadtcameinde ,    Vertreter:   Oberbui^ernie»ter 
Küper. 
Ituaoh,  J.,  Dr.  med. 
de  Greiff,  Emil,  Com  merz!  enrsth. 
von  <ler  Linde,  Carl,  Chemiker. 
Roffhatk,  W.,  Dr.,  Apotheker. 
Schneider,  (iuetav,  Dr.  med. 
ieyffnrdt,  I..  F.,  Fabrikant,  Beigeordneter. 


Düren 

Stadtgemeinde. 

SlIi'j    er    I'liilipp,  Fabrikant. 

DÜBseidorf 

Btadtgemeinde. 

h'v   iiffs,flprhm-d,  StadtbaurBlh. 

Duisburg 

*  Btadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtbaurath  Queden- 

ff  d. 

Elberfeld 

•  atadtgemeinde,  Vertreter:    Oberbürgermeister 

•  Btadtgemeiflde ,    Vertreter:     StadtveronlnetiT 

Adolf  Fridcrich». 

•  Blank,  Willy,  Stadtverordneter. 

Graf,  Dr.,  Geh.  Sanltätsrath.    t  VIII.  1895. 

Jacobi,  Richard   Aputhekt-r 

•  Maurer,  ■W,,Sta<lll..iuratb 

Simons,  Loui»,  Fabrikbcaitwr. 

besitzer. 

Enimeriuh 

Bock    Bürgerraeistor. 

Essen  a.  d.  Ruhr 

Stadtgemeinde. 

V.  llövfi.  Freiherr,  Undrath. 

Knoch,  Heinrich,  Dr.  med. 

Wahl,  Mitritz,  Dr.,  Sanititarath. 

CWesberg 

Finkeinburg.  Dr.,  Profeasor,  Geh.  Reg.-Rath. 

Horchheim 

Schmidt,  Julius,  Dr.  med. 

Ideuheim 

Dieterichs,  Peter,  Dr.  med. 

St.  JohnDn- 

Sasrbrü..-ken 

Franz. 

Koblenz 

•  Kirch^'Äseer,  Dr.,  Medicinalrath. 

•  M6ckler,  Willi.,  Stadtbaurath. 
Btadtgemeinde. 

•  Bayer,  Ruddf.  Dr.  med. 
HeuRer,  Robtrl,  Kaufmann. 

•  LeiLt,  Eduard,  Dr.,  (ieh.  ^nitütsrath. 
Limboiirg,  Philipp,  Dr.,  Augenarzt. 

•  Xiiderrhein.  Verein    f.   «iff.   Gesundheit«- 

pflpge,  Vertri'lcr:  Ingenieur  l'nna. 

•  Schott,  Carl.  lüsenipur 

SchwartJ!,  Oscar,  Dr.,  (ieh.  Med.-  u.  Reg.-Rath 
Stitker,  A..  Dr.  med.,  Tbierarzt. 

•  t^tubben,  JuMcph,  Bi'i geordneter  u.  kgt.  Baurath. 
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"Wohnort 


Namen  und  Stand 


Malstadt  -  Burbach 

Oberhausen 

Rheydt 

Solingen 
Trier 

We'sel 


Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
*  Stadtgemeinde I   Vertreter:    Bürgermeister  Dr. 
StrauFB. 
Stadtgemeinde. 

C Uppers,  Frnnz,  Dr.  med.,  Zahnarzt. 
Roller,  C,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Schulze,  Otto,  Stadtbaumeister. 


Hohenzollernsche  Lande. 


Sigmnringen 


*  Schmidt,  Arthur,  Dr.,  Reg.-  u.  Med.-Rath. 


Amberg 
Ansbach 


Amstein 
Aschaffenburg 

Augsburg 


Bamberg 


Bayreuth 
Dürkheim 

Ebern 
Ebersberg 
Erlangen 
'  Frankenthal 

Fürth 
Günzberg 
,  Hof 

,  Karlstadt 

I    Eirchheimbolanden 
,  Kissingen 

I  Kitzingen 

I 

'■■    Landau  i.  d.  Pfalz 


Königreich  Bayern. 


Andreas,  K.,  Bezirksarzt. 
Burkhard t,  Dr.  med. 
Röhring,  Dr.,  Oberstabsarzt 
Rudel,  Otto,  Dr.,  Bezirksarzt. 

*  Hof  mann,  Eduard,  Dr.  med. 

Ret) er,  Joseph,  Dr.,  Director  der  höheren  weib- 
lichen Bildungsanstalt. 

*  Stadtgemeinde y  VeHr. :   Stadtbaurath  Fried r. 

Steinhäuser. 

*  Hey  der,  W.,  Director  der  Podewils'schen  Fäcal- 

extractfabriken. 
M  i  e  h  r ,  Dr.  med.,  Vertreter  des  ärztlichen  Vereins. 
Recknagel,  Georg,  Dr.,  Professor. 
Riedinger,  August,  Fabrikant. 

*  Stadtgemeinde y   Vertreter:    Medicinalrath    Dr. 

Roth. 

*  Roth,  Friedrich,  Dr. ,  Medicinalrath ,  Bezirksarzt 

und  Krankenhausdirector. 
Zinn,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 
Hilgard,  Carl,  Dr.  med. 

V.  Stein,  Freiherr,  Hans,  Bezirksamts -Assessor. 
Dorffmeister,  Adolf,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Stadtgemeinde. 
Demuth,  Dr.,  Landgerichtsarzt. 
Stadtgemeinde. 
Waibel,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Stadtgemeinde. 

Engelhardt,  Georg,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Seh  mahl,  Ludwig,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Stadtgemeinde. 

*  Lorenz,  Dr.,  Bezirksarzt. 

*  Lorenz,  Karl,  cand.  med. 
Hartz,  A.,  Dr.  med. 
Pauli,  Eduard,  Dr.  med. 
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Wohnort 


Namen  und  Stand 


650 
651 
052 
653 
654 

655 

656  ! 

657  j 
658 

659 


660 
661 
662 
663 
664 
665 
666 
667 
668 
669 
670 
671 
672 
673 
674 


675 
676 
677 

678 

679 

680 
681 
682 

683 
684 
685 
686 
687 
688 

689 
690 


I 


Ijandshut 


Lauf 
Ludwigshafen 


Muten  berpT 
Mübldorf 
München 


1 

r 

n 
1 
n 
n 
n 

ff 
» 
n 
n 

ff 
ff 


ff 

•» 
ff 

ff 

T 
•» 
ff 
ff 


Stadtgemeinde. 

Botz,  Joh.  Aug.,  Dr.  phil.)  Rector  der  Realschule. 
Egger,  Dr.,  Regierung?-  und  Kreismedicinalrath. 
Reich old,  Karl,  Dr.  med. 

*  Stadtgemeinde^   Vertreter:    Bürgermeister    Dr. 

Grünzweig. 

*  Stadtgemeinde,    Vertreter:     Stadtbauinspector 

B  e  u  t  n  e  r. 
V.  Reyher,  (f.,  Dr.  med.,  kais.  russ.  Staatsrath. 
Rott,  Dr.,  Bezirksarzt. 

*  Stadtgemeinde y       Vertreter:      Rechtskundiger 

Magistratsrath  Max  Ueilgemayr. 
Herzog  Carl  Theodor  in  Bayern,  königliche 

Hoheit,  Dr.  med. 
Aub,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 
Bollinger,  0.,  Dr.,  Professor,  Obermedicinalrath. 
Braun,  Max,  Dr.,  Obermedicinalrath. 
Büchner,  Haus,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Diehl,  Julius,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Eisenlohr,  Ludwig,  Dr.  med. 
Emmerich,  Rudolf,  Dr.  med.,  Professor. 
Falk,A.,  Apothekenbesitzer. 

*  Fischer,  Theodor,  Architekt. 

Friedrich,  Emil,  Dr.,  Generalarzt  L  Classe  a.  D. 
Hilger,  Albert,  Dr.  med.,  Professor,  Hofrath. 
Hirth,  G.,  Dr.,  Buchdruckereibesitzer. 
V.  Kerscliensteiner,  J.,  Dr.,  Gcheimerath. 

*  Krieg,  Dr.,  Regierun gsrath. 

Lippl,  Oscar,  Dr.,  Oberregierungsrath  und  Ab- 
theilungsvorstand bei  der  Generaldirection  do 
Staatseisenbahnen. 

Moritz,  F.,  Dr.  med.,  Professor. 

Näher,  Georg,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Probst,  Director  des  städtischen  statistische  ' 
Bureaus. 

Raub  er,  Adolf,  Kaufmann  und  Brotfabrik 
besifzer. 

V.  Roth m und,  August,  Dr.  med.,  Professor. 

Rüdin ger,  N.,  Dr.  med.,  Professor. 

Schanzenbach,  Ph.,  Major  a.  D. 

Schnizlein,  Dr.,  Hofrath,  städtischer  Waisen 
hausarzt. 

Schöner,  Alois,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Schuster,  Adolf,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

Schweitzer,  Dr.  med. 

Seidl,  Anton,  Hof  -  Bäckermeister. 

Sei  dl,  Gabriel,  Professor,  Architekt. 

Sicken berger,  Franz,  rechtskundiger  Mag"  ' 
stratsrath. 

Soxhlct,  F.,  Dr.  Professor. 

Spatz,  Bernhard,  Dr.  med. 


Neustadt  a.  d.  Aiach 
Nürnberg 


71» 

Passau 

710 

Planegg 

711 

Regeusburg 

712 

713 

7H 

Schweiofnrt 

■715 

Sommeribaiuen 

■716 

Speyer 

717 

Staffeliteiu 

718 

Töli 

719 

Volkach  a.  M. 

720 

Wünbnrg 

721 

722 

7?„1 

724 

725 

72ß 

7?7 

72H 

729 

r  öffentliohe  Gesund  hei  tspttcge  zu  Stuttgart. 


'  Vogel,  H.,  Dr.,  Reg.-  und  Kreiimedicinalrath. 
V.  Voit,  C,  Dr.,  ProfeMor,  Obermedicinalrath. 

Wo  fett' in  er    Dr     ■Medicinalritli     Privfttdooei 
'  V.  Ziemsaen,  Hugo,  Dr..  Prufesaor  Oeheimerat 

PoeBclic      GiiBtav,  Dr.,  Bfzirksar/t. 
'  Stttdtgemeinde,  Vertr.:  SUdtbaurath  Weber.- 

Beokh,  Wilhelm,  Dr.  med. 

Brückner,  N.,  Dr.  der  StaaUwiBsenschaft. 

Cnopf,  JuhuB,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Dietz,  Theodor,  Hr.  med. 

Döderlein,  Eduard,  Dr.,  Uedicinalrath. 

Kpalein,  Ernst,  Dr.  med. 

■  Krell,  0.,  Director,  Gemeiudebevollniächtigter. 
Merkel,  üottlieb,  Dr.,  Mediciualrath,  Kranhen- 

hauEdirector. 
Stapp,  Carl,  Dr.  med. 
'  Slicb,  iCduard,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Weber,  Karl,  Stadtbaurath. 
Wolpert,  A.,  Dr.,  Profeaaor. 
Stadtgemeiude. 

PiMlnr    Uejnricli,  Schriftsteller.      ■ 
Stadtgemeinde. 

Braueer,  August,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Schelle,  Benedikt,  Dr.,  Bezirkearat. 
Stadtgemeinde. 
Mayring,  Dr.  med. 

■  Karach,  Dr.,  Kegierungs-  u.  KreiBmedicinalrath. 
Bartholomae,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Edt.'   iTuirni    b..  Dr.,  Hofrath,  Bezirkauzt. 
Briii«   e  iier    Dr.  med. 
'  Stadtgemeinde,  Vertr.:  ilagialrotsriith  G.Frey, 

■  Stadt  gemein  de,  Vertr.:  Architekt  Otto  Bonn, 
,  gepr.  Lehrauila-Candidat. 


Berten,  J.,  Dr.  med. 

Bock,  Heinrich,  Brauereidirector. 

Bootz,  Alberl,  Dr.  med. 
'  Brand,  Bernhard,  Rechtarath. 

Diem,  Wilhelm,  Dr.  tiK'iI. 

Ebmeier,  August.  Referendar. 

Foratmaier    Hermann,  Dr.  med. 

Friach,  Franz,  Dr.  med, 
'  HnuBbeBitzer-Yerein,  Vertreter:  Qg.Brehm, 
liolli.lVriinl. 

Heim,  Ludwig,  Dr.,  StabaarEt,  Privatdocent. 

d'Hengeliere,  Giiatav,  Cummerzienrath. 

V.  Koch,  Qaatav  L..  Bauinejiector  a.  D. 

Lehmann,  Carl,  Dr.,  Professor  dar  Hygiene. 

V.  Leube,  Dr    med.,  Profeeaor 

Lindner,  August,  Dr.  med. 

Matteratock,  Dr.,  königl. Univeraitäts-Profeasor. 

Michel.  Pb.,  zweiter  rechtakund.  Bürgerraeiitw. 
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Jtf 


Wohnort 


Namen   und  Stand 


740 
741 
742 
743 
744 
745 

746 

747 
748 
749 
750 
751 
752 
753 
754 
755 


Würzburg 


n 

•» 

n 


9 


Zweibrücken 


Michel  er,  Georg,  königl.  Regierungsrath. 
Pollack,  Wilhelm,  stud.  med. 
Port,  Dr.,  Generalarzt  des  II.  bayer.  Armeecorps. 
Quaglia,  FerdiDand,  Bürgerspital -Rentbeamter. 
Röder,  Julius,  Dr.,  königl.  Bezirksarzt. 
Röttger,   Hermann,  Dr.,   Chemiker,   Inspector 

der  Untersuchungsanstalt. 
Rosenbergcr,  J.  A.,  Dr.  med.,  Hofrath,  Docent 

der  Chirurgie. 
Schmitt,  Gregor,  Dr.,  Reg.-  und  Kreis- Med.-Rath. 
Schönborn,  Dr.,  königl.  Universitäts- Professor. 
Seifert,  Otto,  Dr.  med.,  Privatdocent. 
Troll,  Hans,  Thcaterrestaurateur. 
Wand  er,  Ferdinand,  Dr.  med. 
Weber,  J.  K,  Baumeister. 
Wencker,  F.,  Architekt. 
Wucherer,  Karl,  Chemiker. 
UUmann,  Friedrich,  Dr.,  Landgerichtsarzt. 


756 

757 
758 
759 
760 
761 
762 
763 
764 
765 
766 
767 
768 
769 
770 
771 
772 

773 
774 

775 

776 

777 

778 
779 
7H0 


I 


Bautzen 

Borna 
Chemnitz 

n 


Crimmitschau 
Döbeln 
Dresden 

» 

n 
•j 
n 

1 

?» 


* 


Königreich  Sachsen. 


Schöne,    Volkmar ,    Brand versicherunga  -  Ober- 

Inspector. 
Haase,  Dr.  Oberstabsarzt. 

Stadtgemeinde y  Vertreter:  Stadtrath  Dr.  May. 
Stadtgemeinde;  Vertreter:  Director  Nau. 
Andre,  Oberbürgermeister. 
Flinzer,  Dr.,  Mediciualrath. 
Verwaltung  des  städtischen  W^asserwerks. 
Stadtgemeinde. 
Becker,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde y   Vertreter:  Stadtrath  Baltzer. 
Buch,  Georg,  Dr.  med. 
Buschbeck,  Dr.,  Ober-Medicinalrath, 
Chalybäus,  Theodor,  Dr.  med. 
Faust,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Fiedler,  Dr.,  Geh.  Mediciualrath. 
Franz,  Paul,  Apotheker. 
Frühling,    A.,    Professor    an   der   technischen 

Hochschule. 
Grüner,  0.,  Regierungsbaumeister. 
Günther,  Dr.,  Geh.  Mediciualrath,  Präsident  des 

LandesniedicinalcoUegiums. 
Hausbesitzer-Verein,  Allgemeiner,   Vertr.: 

Baumeister  Hartwig. 
Hausbesitzer-Verein,  Allgemeiner,  Vertr.: 

Apotheker  Rösner. 
Hausbesitzer-Verein,  Allgemeiner. 
Hausbesitzer-Verein,  Allgemeiner. 
Hendel,  Stadtrath. 
Hesse,  Walter,  Dr.,  Bezirksarzt 
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Jß 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


781 

Dresden 

782 

a 

783 

s 

784 

» 

786 

» 

786 

» 

787 

•» 

788 

T» 

)|i 

789 

» 

790 

« 

791 

» 

792 

n 

793 

n 

794 

» 

795 

tt 

796 

n 

797 

n 

4c 

798 

n 

799 

» 

800 

•» 

801 

n 

802 

?» 

803 

n 

804 

w 

805 
806 

Freiberg 

807 

Geithain 

808 

Glauchau 

4e 

809 

« 

4e 

1 

810 

Grimma 

1 

1 

811 

Grossenhain 

i 

1 

812 

» 

1 

813 

814 

Leipzig 

* 

4> 

815 

» 

816 

!» 

817 

» 

«18 

» 

rtlO 

•» 

820 

*l 

821 

II 

822 

» 

823 

n 

824 

» 

825 

n 

826 

n 

V.  Hey  den,  Friedrich,  Dr. 

U übler,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Klotz,  Carl  L.,  Dr.  med. 

Lehmann,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

Lotze,  Dr.  med.,  Stadtrath. 

Martini,  J.  0.,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Müller,  Rudolf,  Dr.  med. 

Niedner,  Dr.,  Medicinalrath,  Stadtbezirksarzt. 

Paak,  Dr.,  Stabsarzt,  t  1895. 

Petermann,  Theodor,  Ministerialsecretur. 

Pfützner,  Hermann,  Ingenieur,  Director. 

Pfund,  Paul,  Molkereibesitzer. 

Porti  US,  Generalmajor  a.  D. 

Renk,  Friedrich,  Dr.,  Professor  an  der  techn. 
Hochschule. 

Röber,  B.,  Civilingenieur. 

Rühlemann,  G.,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

Sächsischer  Ingenieur-  u.  Architekten- 
Verein,  Vertreter:  Professor  Frühling. 

Siemens,  Friedrich,  Fabrikbesitzer. 

Stresemann,  Richard,  Dr.,  Apotheker. 

T  e  u  c  h  e  r ,  0.  H.  S.,  Stadtrath. 

Teuscher,  Heinrich,  Dr.  med. 

W  i n  t er ,  C,  Buchhändler,  Vorsitzender  d.  allgem. 
Miethwohnervereins. 

W  oll  mar,  Moritz,  Apotheker. 

Wuttig,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

Stadtgemeinde. 

Reinhard,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Liebe,  Georg,  Dr.  med. 

Brink,  P.,  Bürgermeister. 

Uankel,  Ernst,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Kindt,  0.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Bat  seh,  John,  Dr.  med. 

Leo,  J.,  Dr.,  Apotheker. 

Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtrath  Dr.  Schmid. 

Stadtgemeinde I  Vertreter:  Stadtrath 
Dr.  Wagemann. 

Assmuss,  K.,  Dr.  med. 

Bach,  U.,  Dr.  med. 

Berkholtz,  Dr.,  Stabsarzt. 

Beyer,  A.,  Geometer. 

Bi  rch-Hir  seh  feld,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath,  Prof. 

Blass,  C,  Dr.  med.,  Stadtwundarzt  und  städtischer 
Impfarzt. 

Böttcher,  E.,  Dr.  phil.,  Professor. 

Brückner,  G.  A.,  Dr.  med. 

Buch  heim,  G.  P.,  Dr.  med. 

Clarus,  A.,  Dr.  med. 

Creuzinger,  Dr.,  Stabsarzt. 

Curschmaun,  Dr.,  Geh.  Med.-Rath,  Professor. 
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T» 
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B 
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fl 
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n 
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w 
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852 
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865 
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f=i67 
868 
869 
870 
671 


»1 

» 

■n 

II 
n 

« 

TT 

n 

r 

» 
» 
n 

« 

« 

R 

r 
fi 

91 


!    * 


Dolega,  M.,  Dr.  med. 

Donat,  J.  F.  A.,  Dr.  med. 

Duems,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

Eckstein,  A.,  Dr.,  Polizeiarzt. 

Friedrich  &  Glass. 

FritzBche,  H.,  Dr.  med. 

Georgi,  0.,  Dr.,  Oberbürgermeister. 

Gessler,  G.,  Dr.  med. 

Goetz,  G.,  Eisengiessereibesitzcr. 

Goetz,  Max,  Dr.  med. 

Graefe,  R.,  Dr.  med. 

Grosse,  P.,  Dr.  med. 

Guthzeit,  M.,  Dr.  phil.,  Chemiker. 

Hasse,  Ernst,  Dr.,   Prof.,  Director    des  Statist. 
Amtes  der  Stadt  Leipzig. 

Haubold,  Friedrich,  Uaupolizei-Commissar. 

Hau8l)esitzerverein,  Allgemeiner  — ,  Ver- 
treter: Ingenieur  E.  Prasse. 

Hau  sbesitzer-Vereine  Leipzigs,  Verbandder—, 
Vertreter:  Stadtverordneter  Jehne. 

Hausbesitzer-Verein  Leipzig- Anger -Grotten- 
dorf. 

Hausbesitzerverein  Leipzig-Süd. 

Hausbesitzerverein,  Nordvorstädtischer  — . 

Hengst,  W.,  Director  des  Schlachthofes. 

Heyne,  Otto,  Ingenieur. 

Hinze,  H.,  Dr.  med. 

Hoff  mann,  Emil,  Chemiker. 

Hofmann,  Franz,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath,  Prof. 
der  Hygiene  a.  d.  Universität. 

Hof  mann,  J.  H.,  Steinsetzmeister. 

Klien,  Dr.  med. 

Kohlmann,  Benno,  Apotheker. 

K  o  1 1  m  a  D  n ,  Arthur,  Dr.,  Polizeiarzt,  Privatdocent. 

Kretschmcr,  A.,  Rechtsanwalt. 

Kutzleb,  Regierun gsrath. 

Lamhofer,  A.,  Dr.  med. 

Lange,  Jerome,  Dr.  med. 

Lange,  Max,  Dr.  med. 

Lion,   Director   des   städtischen  Schulturnens  u 
kgl.  Sachs.  Seminar -Tuminspector. 

Lo ebner,  Julius,  Dr.  med.,  Anstaltsdirector. 

Ludwig  tfe  Hülssner,  Architekten. 

Meissner,  Fnedrich  Apollo,  Dr.  med. 

Müller,  C,  Dr.  med. 

Paulcke,  R.  H.,  Apotheker. 

Säuger,  M.,  Dr.,  Geh.  Med.-Rath,  Professor. 

Sauer,  Bruno  Max,  Director  der  Gewerbebank. 

Schmidt,  Benno,  Dr.  Prof.,  Geh.  Medicinalrath. 

Schmicdt,  A.,  Ingenieur,  Bergdirector. 

Schöne,  Hugo,  Dr.  phil.,  Fabrikbesitzer. 
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Schrey,  Karl,  Justizrath,  Rechtsanwalt  u.  Notar. 

Siebold,  0.,  Chemiker. 

Siegel,  Dr.,  Medicinalrath,  Stadtbezirksarzt. 

Spalteholz,  W.,  Dr.  med.,  Professor. 

Taube,  Dr.  med. 

Thiele,  M.,  Assistent  am  hygienischen  Institut. 

Thiem,  A.,  Civilingenieur. 

Thiersch,  J.,  Dr.  med. 

Till  mann 8,  Dr.  med.,  Professor. 

Uhlmann,  Clemens,  Verwaltungsdirector. 

Wagner,  Paul,  Dr.  med.,  Privatdocent 

Walther,  Chr.,  Dr.  med. 

Wangemann,  Zimmermeister. 

Wenzel,  E.,  Dr.  med.,  Professor. 

Winkler,  E.,  Dr.  med. 

Wunder,  G.,  Dir.  der  städtischen  Gasanstalten. 

V.  Zimmermann,  Dr.  med.    f  1895. 

Zinkeisen,  A.,  Rechtsanwalt. 

Grabau,  H.,  Dr.,  Oberlehreram  Realgymnasium. 

Barth,  0.,  Dr.  med. 

V.  Stieglitz,  Adolf,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde^  Vcrtr.:  ßürgermst.  Schiffner. 

Erler,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde. 

Streit,  R.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Eras,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Fleck. 

Kolbe,  Karl,  Dr.  phil.,  Chemiker. 

Wolff,  Felix,  Dr.  med. 

Grund  mann,  Emil,  Dr.,  Gerichtswundarzt. 

Müller,  Max,  Dr.  med. 

Kalkoff,  IL,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde. 

Weber,  Guido,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde,  Vertreter :  Stadtrath  M i  e t z  s  ch 

Aorztlicher  Bezirksverein. 

Korner,  Paul,  Dr.,  Stabsarzt. 

V.  Mücke,  M.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde. 

Butter,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

Rieck,    M.,   Director  des  stadtischen  Schlacht- 

und  Viehhofes. 
Saxe,  Dr.,  Medicinalrath. 


914 

Blaubeuren 

915  ' 

« 

916 

Böblingen 

917 

Cannstadt 

Köiiigrreich  Württemberg. 

I  *  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtschultheiss  Keller. 

I  *  Baur,  Kduard,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

I  *  Lech  1er,  C.  M.,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

i  *  Stadtgemeinde,   Vertreter:    Oberbürgermeister 

!  Nast. 
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—818 

CannBUdt 

•Bieiinger,  Julius,  Dr.,  Medicinalrsth ,  Obw 

919 

•  Veiel,  Friti,  rtnd.  med. 

920 

•  Veiel,  Theodor,  Dr.  med.,  Hofrath. 

-921 

Craihfaeim 

•  Mfilberger,  A.,  Dr.,  Oberamtaarrt. 

922 

Degerloch 

•  S^jhäcke    Fcrdioand,  Ingenieur. 

923 

Donzdorf 

•  Wuijx    Rudolf,  Dr,  med. 

924 

EeBlingen 

■  ätadtgemeuide,  Vertreter:  Gemeinder&th  Msn- 
gold. 

925 

linger. 

^926 

•  Adee,  Max,  Dr.,  OberamtBWuudarzt. 

937 

•  Br  11  z  iig«r    Albert,  Bau  Werkmeister. 

928 

, 

929 

•  Mühlberger,  Mai,  Dr.,  StadtBcbultbois». 

930 

GiÜBljurg 

•  Lendner,  E.,  Ingenieur. 

-931 

•  KnnuB«,  Robert,  Dr.,  Oberamtiarzt. 

-932 

Scbnsbiach  Hftll 

•  Breit,  Franz.  Uburamtsarzt. 

933 

Stadtgemeinde. 

934 

*  Heus      liauiuspetlor. 

935 

•  Mooabrugger,  Architekt. 

936 

•  Wenzel,  Stadtbaumeislc-r 

937 

Herren  berg 

UartmaDn,  Dr.,  OberamtBorzL 

—838 

Horb 

*  ScheeT,  Josef,  Dr.,  ObiTaintsarzf. 

939 

hnj. 

•  Schnler,  Wilhelm,  Fal.rikant. 

_940 

Kircbhrira-Teck 

•  Krauas,  Julius,  Dr.,  OberiiiulBiii'zL 

941 

Ludvrigsburg 

Stadtgemeinde. 

-946 

Nagold 

-^47 

Nürtingen 

-948 

Schömlwrg 

■949 

Schorndorf 

950 

Seeburg- Urach 

951 

Stuttgart 

,  W.  Th.,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

*  Schmidt,  Herrn., Dr., überBtabs- u. GamiFonsarit. 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtachaltbeiii  Caspar. 

*  Höcbstetter,  Christiau,  Dr.  med. 

*  Irion,  Karl  Wilhelm,  OberamtsarzL 

■  *  Kombcrg,  Aiigunt.  Dr.,  Oberamtearzt. 

*  Baudacb,  Dr.,  Dir.  Arzt  d.  Anst-f.  Laugenkranke. 
1  •  Schott,  Itobei-t,  Dr.  med. 

I       Schmid,  Carl.  Dr.  med. 

I  •  ßtadtgemelnde,    Vertreter:    Oberbürge rtneiBter 

j  Uümelin. 

I  *  ßtadtgemeiude,  Vertr.:  Gemeiaderath  Gaots. 

!  *  Stadtgemeinde,   Vertr.:  Stadturzt  I>r  Knaun*. 

i  "  stadtgemeinde,  Vertreter    Stadtbauratb  Külle. 

:  *  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Siudtbaurath  M^ycr. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Zobel. 

*  littiier,  Dr.  mt'd. 

"  Beck,  A.,  Bamontrulleur. 


ck,  C,  Dr. 


'  Bihl,  F.,  Gomeinderath,  Architekt. 
'  Bock,  Karl,  Dr.  med. 

•  Bückling,  G.,  Dr.,  Oberstabsant. 

*  Bujard,  Alfons,  Dr.,  Vorstand  des  städt.  ckrm. 

L'ntiTBUchiiu  giamts . 
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IO0& 
1006 
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.1006. 
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•  Burckhardt,  H.,  Dr.,  Medioiulntli. 

•  Burkbardt,  Paal,  Architakt. 

•  DeahoB,  Äagust,  Dr.  nied. 

•  Dobel,  Eugeit,  itädtiBcber  Bauinspector. 

•  Ehraana,   H.,    ll:.,irath     \'oralaiid  d.  BtMUiL-ben 

WasgerverBorgungsweseui. 
Eiohhoff,  W.,  Schriftuteller. 

•  ElbpD,  Rudolf,  Dr.,  Oberamti Wundarzt, 

•  Falob,  E.,  Prarrer. 

•  FftDser,  August,  Dr..  Oberarzt. 

•  von  Fetzer,  Dr.,  GeneralarEt,  Leibarzt  Sr.  M^j. 

des  Köuiga. 

•  Fetzer,  Herraana,  Dr.  med. 

V.  Ficbte,  E.,  Dr.,  GenoraJarzt  I.  Clatse. 

•  Fiecher,  Ernst,  lugenieur. 
Fischer,  J„  Gemeinderatb. 

•  Franck,  Julius,  Dr.  med. 

•  Frank,  Richard,  Dr.,  SUbaarzt  a.  D. 

•  Franz,  Carl,  Ingenieur 

•  Frey,  Tb.,  GcmeiDderalh,  Arcbitokt. 

•  Gebbardt,  F     BauiuBpeclor. 

•  Gerok,  Dr.  med. 

•  Glocker,  Columbua,  Bauinspector. 

•  Gräter,  Dr.,  Oberatabsmzt. 

•  Guide,  Carl,  Baurath. 

•  Gugguiann,   Erust,  Dr.,  Meditiinalrath. 

•  GuBsmaDD,  Felix,  Dr.,  Mediisinalratb. 

•  Haidien,  R.,  Dr.  med. 

•  Hammer,  Fr.,  Dr.  med^  Sladtarzt. 

•  Hartenstein,  G.,  Dr.,  Oewerbericlitfr. 

•  Hascrt,  Carl,  (iimeinderath. 
-  Heilbmnn,  B.,  Dr.  med. 

•  Heim,  Carl,  Kgl.  KegierungsbaumeiBter. 

•  nerniiann,  Carl,  Hofrath. 

•  Herzog,  C,  Übergeometer. 

•  Hirsch,  A.,  Dr.  med. 

•  Hirsch,  E.,  Dr.  med. 

•  Höring,  Paul,  Apotheker, 

•  Hof/mann,  Leoub.,  Prof.  d.  tbierärztl.  Hochsch. 

•  Hugeudubel.  Ernst,  Gemetudcratb. 

•  Irioii,  F.,  Si^iillhrtumeister. 

•  Jaefüer,   Heinrich     [)r     Stabsarzt,  Privatduoent 

der  Hygiene  an  der  tecimiBcbeu  Hocfa«chule. 

•  Jaeger,  Robert,  Werkmeister. 

•  JooBs,  Carl,  Ardiitekt. 

•  Klotz,  Eugen,  Fabrikant, 

•  Y.  Kocb,  Carl,  Dr.,  Medidiialdirector. 

•  Koch,  Otto,  Dr,  med. 

•  Königsböfer,  Oscar,  Dr.,  Aug^enarzt. 

•  Köttlin,  Carl,  Dr.,  Stadtüirectiousarzt. 
Köstliu,  Heinrich,  Dr.  med.,  Professor. 
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•  Krpglinger,  Gustav,  Kaufmaim. 

"  Krieg,  Hohert,  Dr.  med.,  Hufrath. 

•  Kuhn,  Falirikaut,  roiiiim'r?,iefirath. 

•  Kui'tz,  GeoTtf,  Dr.,  bitaliEarzt  a.  D. 

•  Laisaie,  Fricdr.,   Prof.  a.  d.  techn.  Hochschnle. 

•  Landerer,  A-,  Dr.  med.,  Professor. 

•  l.auteuBchla^er,  HermanQ,  Dr.  med. 

•  Leibbrand,  Kiuhard,  Bauratk 

>  Lipkcn,  Ernst,  Diruct.  d.  Stultg. StrasBenliahoei- 

•  höl.le,  3     luajW'Ctor 

•  Lotter,  Carl,  Gfinduderath. 

•  Lüger,  Otto,  J>r    Professor 

•  Mayer,  August,  Regi^rungsbinmeiBtcr, 

•  Möhrliu,  E.    jigettieur 

•  Nagel,  Heiaricli,  Werkmeister. 

•  Paiitlc,  Albert,  Baiii.ispector 

•  Paycr,  Fr.,  IteclitsaDwalt,  Präsident  d.  Kan*-'" 

der  Aijg-eordneten. 
'  Pfeiffer,  Kihard    l>r.,  Geh.  Hofrath. 

Pfeilsticker   Albert,  Dr.,  Obermedicinalru  "^ 
°  Itaith,  Straasenbiiu  öapector 
'  Reck.  Henry,  Architekt. 

■  Rembold,  ».,  Dr.,  Mediuinalratb. 

•  Rettich,  HeiorJch,  Dr.  jur.,  FioaDzasseasor.  — 
"  Rfuss,  Adolf,  Dr.  med. 

•  Komingcr  Jun     N,,  l-vaufmann. 
»  Koaner,  Carl,  Dr  lued. 

•  Sanr,  August,  Stadt Ihierarct. 

•  Schickler,  Kmil,  Dr.  med. 

•  Schleich,  G-,  Dr.,  Profi«Bor. 

•  Schleicher,  Otto,  Dr,  med. 

•  V.  Schlierhol»,  Joseph,  Präsident. 

•  Schneider,  Heinrich,  Gemeinderath. 

•  Sigel,  Albert,  Dr.  med.,  Profeasor. 

•  Stähle,  ('arl,  Gemeinderath. 

•  Stähle,  Kberhard,  Dr.  med. 

•  Stegmcycr,  Ferdinand,  Dr.,  Oberstabsarit. 

•  Steinthal,  ('.  F.,  Dr.  med. 

•  Stemmer,  K-,  Dr.  med. 

•  Stoudel,  W.,  Dr.,  Sanitätarath. 

•  SIoll.  Carl,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

■  Snpple,  G-,  Architekt. 

•  Susadorf,  Max,  Dr.med.,  Professor  an  dertli 

ärztli(;h«n  Ilochachuhi. 

•  Tafel,  O.  E.,  Professor,  Architekt. 

•  Vetter,  Li?o,  Commerz ienratli. 

•  Vischer,  Hermami    Werkmeister. 

•  Vöhringer,  Gemeinderatl], 

•  Weber,  Wilhelm,  loKcnicur. 

•  Weigelin,  Julius,  Dr.  med. 

■  Weil,  KmuDuel,  Dr.  med. 
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Krach 

Waiblingen 

Weinsberg 

Wildbad 


*  Weil,  Sigmund,  Dr.  med. 

*  Weinberg,  Wilhelm,  Dr.  med. 

*  Widenmann,  Dr.,  Sanitätsrath. 

*  Widmaun,  Willy,  Schriftsteller. 

*  Wiedmann,  Fr.,  Obergeometer. 

*  Wurster,  Carl,  Stadtpolizeirath. 

*  Zahn,  Otto,  Baurath. 

*  Zeller,  .\lbert,  Dr.  med.,  Prol'esHor. 

*  Zemanu,  Job.,  Prof.  an  der  techn.  Hochschule. 

*  Gmelin,  Dr.  med. 

V.  Liebermeister,  Dr.  med.,  Professor. 

*  Mangold,  Dr.,  Assistenzarzt. 
Oesterlen,  Otto,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Stadtgemeinde,  Vertreter:  Bauinspector  Braun. 
Jacger,  Dr.,  Oberamtsarzt. 
Kau  ff  mann,  Friedrich,  Dr.  med. 

*  Leube,  Oustav,  Dr.,  Apotbekcnbesitzer. 

*  Schmidlin,  ObeiTegierungsiath. 

*  Wacker,  Carl,  Dr.,  Hofrath,  Apotheker. 

*  Camerer,  W.,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

*  Süsskind.  Adolf,  Oberamtsarzt, 
llöring,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

*  Weizsäcker,  Tb.,  Dr.,  Badrarzt. 


Grossherzogthiini  Baden. 


Baden  -  Baden 

Constanz 

Forbach 
Freiburg  i.  Br. 


1 


r 
V 


Heidelberg 


n 


Karlsruhe 
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Brandts,  Adolf,  Dr.  med. 

Oeffinger,  Herm.,   Dr.,  Med.-Katli,  Bezirksarzt. 

Fischer,  Georg,  Dr.,  Aerztlicher  Vorstand  der 
Heilanstalt  „Constanzer  Hof". 

Freyvügel,  Friedrich,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde. 

Bäumler,  Dr.,  Geh.  Hofrath,  Professor. 

Bu rgh ar d ,  Landwirthschaftsinspector. 

E seh b acher,  Dr.,  Medicinalrath. 

Martin,  Kmil,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

ileich,  Hubert,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 

Schott eli US,  Max,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

Thomas,  Dr.  med..  Professor. 

Wibel,  F..  Dr.,  Professor. 

Stadtgemeinde,  Verl r.:  Bürgermeister  Dr.  Wal/. 

Knauff,  F.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

Mitter  maier,  Karl,  Dr.  med. 

Trommsdorf,  Hugo,  Dr.  phil. 

Stadtgemeinde,  Vertr.:  Bürgermeister  Siegrist. 

Ortsgesundheilsrath,  Vertr.:  Bürgermeister 
S  i  e  g  r  i  s  t . 

Arnsperger,  L. ,  Dr.,  Obermedicinalrath,  Be- 
zirksarzt, Referent  im  Ministerium  d.  Innern. 

Battlehner,  Dr.,  Geheimrath,  Medicinalreferent 
im  Ministerium  dos  Innern. 
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1105 

1106 

1107 

1108 
1109 
1110 
1111 
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1113 
1114 
1115 
1116 
1117 
1118 
1119 
1120 
1121 
1122 
1123 
1124 
1125 
1126 
1127 
1128 
1129 
1130 
1131 
1132 
1133 
1134 
1135 


Karlsruhe 


n 
n 


Kehl 

n 

Lahr 
Mannheim 

» 

R 
R 
l> 

n 

» 

n 


Mosbach 
Pforzheim 

» 
Philippsburg 


♦  Baumeister,    R. ,    Oberbaurath,    Professor   an 

der  technischen  Hochschule. 
Bunte,  Hans,  Dr.,  Hofrath,  Professor  an   der 

technischen  Hochschule. 
Cathiau,  Thomas,  Dr.,  Architekt,  Gewerbeschul- 

director. 
Geiger,  Eugen,  Fabrikant. 
Ho  ff  mann,  Adolf,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 
L  y  d  t  i  n ,  Dr.,  Oberregierungsrath. 

♦  Meidinger,  Dr.,  Hofrath,  Professor. 

Riffel,   Dr.,  Docent  der  Hygiene  an  der  t«chn. 

Hochschule. 
S trübe,  Dr.,  Generalarzt  I.  Gl. 

♦  Wiener,  A.,  Regierun gsrath. 
Brauch,  Max,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 
Schramm,  Eduard,  Dr.  med. 

♦  Kroell,  Karl,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 
Stadtgemeinde. 

Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
Bopp  &  Reuther,  Fabrikanten. 

♦  Greiff,  Franz,  Dr.  med. 
Moll,  Oberburger meister  a.  D. 

♦  Smreker,  0.,  Ingenieur. 
W^oif,  Hugo,  Dr.,  Medicinalrath. 
Stadtgemeinde. 

Thumm,  Dr.,  Medicinalrath. 

Blume,  Julius,  Dr.,  Bezirksassistenzarzt. 


1136 
1137 
1138 
1139 
1140 
1141 


1142 
1143 

1144 : 

1145 
1146  ! 


Babenhausen 

Bensheim 

Darmstadt 


n 


n 


Ebergtadt 


Grossherzogthnm  Hessen. 


Heu  mann,  Gustav,  Dr.  med. 

Heumann,  G.,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt. 

Stadtgemeinde. 

Braden,  Gg.  Stephan,  Baurath,  Stadtbaumeister. 

Eigen brodt,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Invaliditäts-    u.    Altersversicherungsan- 

st  alt,  G  rossherzogt  h.  Hessen,  Vertreter:  Reg' 

Rath  Dr.  Dietz. 
Lehr,  Ludwig,  Dr.,  Kreisarzt. 
Neid  hart,  Dr.,  Geh.  Obermedicinalruth. 
Pfeiffer,  Hermann,  Dr.,  Geh.  Übermedicinalrath. 
V.  Weltzien,  Victor,  Oberbaurath. 
Schenk,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt  a.  D. 
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Lorenz,  Martin,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt. 

Stadtgemeinde. 

Bostroem,  Dr.  med.,  Professor. 

*  Gaffky,  Georg,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

*  Haberkorn,  J.,  Dr.,  Kreisarzt. 
Stadtgemeinde. 
Stadtbauamt. 

Eprger,  E.,  Dr.,  Chemiker. 

*  Gibian,  L.,  Ingenieur. 
Käu  ff  er,  Paul,  Ingenieur. 
Kreyssig,  Baurath,  Stadtbaumeister. 
Mayer,  Ludwig,  Dr.  med. 
Müller,  Heinrich  L.,  Dr.  med. 
Langebartels,  J.  C,  Dr.  med. 

*  Stadtgemeinde y  Vertreter:    Oberbürgermeister 

B  r  i  n  k. 
Bachfeld,  Rudolf,  Dr.  med. 
Köhler,  W.,  Dr.,  Oberarzt. 

*  Gross,  Wilhelm,  Dr.,  Kreisarzt. 

*  Stadtgemeinde 9  Vertreter:    Oberbürgermeister 

K  ü  c  h  1  e  r. 
Fertig,  S.,  Dr.,  Kreisarzt. 
Fischer,  Gas-  u.  Wasserwerk-Director. 


Kleinere  norddeutsche  Staaten. 


Frommelt,  Dr.,  Medicinalrath. 

Weichardt,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stech ow.  Erster  Bürgermeister. 

Osswald,  Herm.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Bezirks- 

physicus. 
Stadtgemeinde. 
Aronheim,  Felix,  Dr.  med. 
Blasius,  Rudolf,  Dr.,  Professor  der  Hygiene  an 

der  technischen  Hochschule. 
Gl  au  SM,  Wilhelm,  Bahndirector. 
De  gen  er,  Paul,  Dr.,  Privatdocent. 
Engelbrecht,   Theodor,    Dr.,   Hofarzt,   Stadt- 

physicus. 
Faesebeck,  Ferdinand,  Prosector,  Hofchirurgiis. 
Fürbringer,  Bruno,  Dr.  med. 
Hartmann.  Otto,  Dr.  med. 
Heuking,  Franz,  Dr.  med. 
Hermann,  August,  Turninspector. 
Kleiuknecht,  Walther,  Dr.  med. 
Koch,  Hugo,  Dr.  med. 
Koch,  Max,  Conserveufabrikant. 
Krabe,  Wilhelm,  Kreisbau-Inspector. 
Landauer,  John,  Dr.  phil.,  Kaufmann. 
Lauge,  Otto,  Dr.  med. 
Leo,  Justus,  Kaufmann. 
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1190 

Meyer,  G.  Fr.,  Dr.  phÜ.,  Chemiker. 

1191 

Meyer,  Ricliard,  Dr    ProfesBor 

U9U 

. 

Meyersfeld,  Bemliard,  Uanqiiier. 

1IH3 

Mitgau,  Louis,  Ober-lQgei.ii.ur. 

1194 

Müller,  Robert,  Dr  msd 

uai 

Pracl,  Frau;!,  Dr    SaniUktBralii. 

1196 

Scbaper,  Carl,  llofralh. 

1197 

l 

Scholz,  Frann,   Dr.    Gym-nilürüt  a.  D. 

U9d 

Seidel,  Hermann,  Dr.  med.     +  lö;)5. 

1IH9 

Selwig,  Johann,  Fabrikant. 

1200 

•  Viewpg,  Friedrich,  &  Sohn,  Vertreter;    Ver- 
IttRsbiK^MiHiidk-r  J.  B.  Tepolmann. 

1201 

Wachsmunn,  Alfred.  Ai.otbeker. 

1202 

1203 

Coburg 

Stadtgemefnde. 

12Üi 

Berger,  Friedrich,  Dr.,  Mediciiialrath. 

1205 

Dessau 

Bottger,  Paul.  Dr.,  Sanitätsi-ath. 

i2oe 

*  Engel,  Panj,  RpgierungH-  u,  StadlTjaumeister. 

1207 

Lehmer    Itcgicrungs-  uud  Obeibergratb. 

120Ö 

Mann,  Dr.,  IlegierungB-  und  Geh,Medicinab-atb. 

1209 

Keichardt,  IL,  Dr..  CoinmeMicnralli. 

1210 

ttiuhler,  [ti-    Mediciualrath,  JireiBiihysicui. 

1211 

Detmold 

Stadtgemeinde. 

1212 

Kisenach 

•  Stadtgemeinde,    Vertreter:    OlH'rbürgermeistpr 
Mü     Ol- 
•  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Gcmeiuderaths-Vur- 

1213 

1214 

Friedrichroda 

V.  Imhoff,  Freiherr.  Major  z.  D. 

1215 

GaDdersheim 

'  de  Bra,  Dr.,  I'hysicus. 

1216 

Gera 

'  Bladteemeinde,  Vertreter:  Oberbürgermeister 
Albin  Itnick. 

1217 

Guoien 

Horn,  Adolf,  Dr.,  SauiUtsrath. 

1218 

Gotba 

Stadt  gemeinde. 

121!) 

Lebeusversicherungsbank    für   Deutschland. 

1220 

V.  Ketelhodt.  Freiherr,  Geh.  Slaatsrath. 

1221 

Gülten 

1222 

HclmsUidt 

•  IJampe,  C,  Dr.,  PhysicuB. 

1223 

:jchrader,  F..  Krciathierarzt. 

1224 

Jena 

Stadtgemeiade. 

1225 

• 

Gärtner  Aiipnst,  Dr.,  Physicus,  Hofrath,  Prot 
der  Hygiene. 

1226 

BeckbauB,  Dr.,  Physicns. 

1227 

Oldenburg 

I22Ö 

ItoBtock 

Stadtgemeinde. 

122!! 

Stadtgemeinde. 

1230 

•  Dornblütb,  Fr.,  Dr.  med. 

1231 

Dornblüth,  Otto,  Dr.  med. 

1232 

Dragendorff,  G.,  Dr.,  ProfOMOr. 

1233 

1231 

PaBsow,  W.  P.  A.,  Dr.  med. 

1285 

Pfeiffer,  Ludwig,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
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Wismar 
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Red  er,  Franz,  Dr.,  Medicinalrath. 

Scheel,  Ludwig,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Verein    für     öffentl.     Gesundheitspflege, 

Vertreter:  Dr.  Fr.  Dornblüth. 
Stadtgemeinde^  Vertr. :  Bürgermeister  Geh.  Hof- 

rath  Bade. 
Stadtgemeinde,  Vertreter:  Senator  Lisch. 
Brunnengraeber,  Rudolf,  Senator. 
Heise,  Carl,  Dr.,  Sanitätsrath. 

*  Müller,  August,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Baar,  Adolf,  Senator. 

*  Stadtgemeinde ;  Vertreter:  Stadtbaumeister 

Bruno  Schmidt. 
V.  Co  Uta,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

*  Grosch,  Rudolf,  Rentner. 

Pfeiffer,  L.,  Dr.,  Geh.  Hof-  u.  Medicinalrath. 
Zun  ekel,  Hermann,  Ingenieur. 
Hübbe,  Stadtbaudirector. 


Freie  Htädte. 


1251 
1252 
1253 

1254 
1255 

1256 
1-257 

1258 
1259 
1260 

1261 


Bremen 


I» 
» 


Hamburg 


n 

r 
1» 


1262 

1» 

1263 

r 

1264 

r 

1265 

n 

1266 

V 

1267 

n 

1268 

it 

1269 

D 
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Focke,  W.  0.,  Dr.  med. 
Hurm,  Dr.,  Polizeiarzt. 

*  Janke,    Louis,   Dr.,    Director    des    chemischen 

Laboratoriums  der  freien  Hansestadt  Bremen. 
Kurth,  Dr.,  Director  des  bacteriologischen  In- 
stituts. 

*  Pletzer,  Heinrich,  Dr.  med. 
Thorspecken,  Dr.,  Polizeiarzt. 

V.  Asche,  C.  F.,  Freiherr,  Geheim,  Commerzien- 

rath. 
Behn,  Carl,  Mechaniker, 

*  Classen,  Johannes,  Baupolizei-Inspector. 
Cordes,  Wilhelm,  Architekt,  Verwalter  des  Cen- 
tral-Friedhofes. 

Dangers,  G.,  Pastor,  standiger  Secretar  des  Ver- 
eins für  öffentl,  Gesundheitspflege  in  Hamburg. 

Deneke,  Theodor,  Dr.,  Physicus. 

Dunbar,  W.  Th.,  Dr.,  Professor,  Director  des 
hygienischen  Instituts. 

Eisenlohr,  Carl,  Dr.  med. 

Fränkel,  Fugen,   Dr.  med.,   Prosector   am    all- 
gemeinen Erankeuhause. 

Geis 8 1er,  Emil,  Ingenieur. 

Gläser,  J.  A.,  Dr.  med. 

Krieg,  J.  E.,  Dr.  med. 

Maas,  Ernst,  Verlagsbuchhändler. 
♦Meyer,  F.  Andreas,   Ober -Ingenieur  der  Bau- 
deputatioD. 

Meyer,  G,  A.,  Dr.,  Districtsarzt ,  Centralgefang- 
nissarzt. 
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1310 

n 

Mo  ring,  Rudolf  H.,  Kaufmann. 

Münsterberg,  E.,  Dr.,  Vorsitzender  der  Armen- 
verwaltung. 

Neumayer,  G.,  Dr.,  Professor  und  Admiralitäts- 
rath,  Director  der  Deutschen  Seewarte. 

Niederstadt,  B.  C,  Dr.,  Ilandelschemiker. 

*  Oehrens,  W.,  Dr.  med. 
Olshausen,  H.,  Baupolizei-Inspector. 
Piza,  M.,  Dr.  med. 

'*'  Reincke,  J.  J.,  Dr.,  Medicinalrath. 
Reye,  Dr.,  Oberarzt  der  Irrenheilanstalt. 

*  Richter,  E.,  Bau-Iuspector. 
Riekenberg,    Dr.,    Director    der    Kräuterheil- 
anstalt. 

Versmann,  J.,  Dr.,  Senator. 
Wenzel,  Wilhelm  Johannes,  Dr.  jur. 
Westphalen,  A.  L.,  Branddirector. 
Zill essen,  Ingenieur. 
Medicinalamt. 
Eschenburg,  Th.,  Dr.  med. 

*  Gebhard,  Director  der  hanseatischen  Versiehe- 

rungsaustalt  für  Invaliden-  und  Altersversiche- 
rung. 

Riedel,  0.,  Dr.,  Physicus. 

Schoorer,  Carl  Friedrich,  Dr.  med. 

Elsass  -  Lothringen. 

PawoUeck,  Carl,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisarzt. 
Bostetter,  August,  Dr.,  Cantonalarzt. 

*  Stadtgemeinde y  Vertreter:  Generalsecretar  des 

Bürgermeisteramts  J.  Burger. 
Herrenschneider,  Albert,  Dr.  med. 

*  Stach  V.  Goltzheim,  Karl,  Dr.,  Cantonalarzt. 
Levy,  Alexander,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Wick,  Jobann,  Dr.  med. 

Adelmann,  Anton,  Dr.  med. 

Meinel,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Kreisarzt. 

Mieg-Köchlin,  J.,  Bürgermeister. 

Brand,  A.,  Dr.,  Kreisarzt. 

Stadtgemeinde. 

Meyer,  Emil,  Dr.,  Kreisarzt. 

Sorgius,  Wilhelm,  Dr.,  Cantonalarzt. 

Stadtgemeinde. 

Back,    Otto,    Bürgermeister,     Unterstaatssecre- 

tär  z.  D. 
Bender,  Robert,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
V.    Freyberg,    Freiherr,     Bezirkspräsident    des 

Unterelsass. 
Hoppe-Seyler,  Felix,  Dr.,   Professor   der  Me- 

dicin,  t  1B95. 
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Salzburg 
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Triest 
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Wien 
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1347 
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1348 
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1349 
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Issleiber,  Max,  Architekt. 

Klein,  Julius,  Dr.  med. 

Krieger,  Dr.,  Geh.  Medicinal-  u.  Regierungsrath. 

Lange,  Bogumil,  Dr.  med.,  Assistent  am  physiol. 

Institut. 
Lieber,   Otto,    Dr.,    Oberstabsarzt    und    Garni- 

sonsarzt. 
Metzenthin,  Richard,  Dr.,  Gemeindearzt. 
Müller,  Julius,  Dr.  med. 
Muncke,  Georg,  Hofapotheker. 
Nebel ung,  Karl,  Stadt-Bauinspector. 
Nockher,  Max,  Steuerrath. 
Pfuhl,  Eduard,  Dr.,  Stabsarzt,  Professor. 
Silbe reissen,  Friedrich,  Kaufmann, 
üngerer,  Leo,  Dr.,  Gemeindearzt. 
Wolff,  Alfred,  Dr.  med.,  Professor. 
Wolff,  Gustav,  Dr.,  Regierungsrath. 
Hecker,  Hermann,  Dr.,  Kreisarzt. 

Oesterreich  -  Ungarn. 

W  a  w  r  a ,  Heinrich,.  Dr.,  Bezirksarzt. 

Ulbing,  Josef,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Blumenfeld,  Hermann,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Igl,  Johann,  Dr.,  Stadtphysicus. 

V.  Fodor,  J.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

V.  Hegedüs,  Johauu,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

Hlavacek,  Franz,  Dr.,  Stabsarzt  des  IV.  Corps- 
Commando. 

Lei  den  Ritter  v.  Treberg,  Joseph,  Dr.,  General- 
Stabsarzt  a.  D. 

Prausnitz,  W.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

Meusburger,  Eduard,  Dr.,  Landessanitätsrefe- 
rent für  Kämthen. 

Pich  1er,  Karl,  Dr.,  Sanitätsrath,  Bezirksarzt. 

Stepp  an,  Josef,  Dr.,  Stadtarzt. 

Kletzel,  Isidor,  Bezirks-Ingenieur. 

Grimm,  Alois,  Dr.  med. 

Gumprecht,  Adolf,  Redacteur. 

Kaftan,  Joh.,  behördlich  autorisirter  Civil- 
ingenieur. 

Pöll,  Franz,  Dr.,  Sanitätsrath,  Bezirksarzt. 

Bohata,  Adalbert,  Dr.,  Statthaltereirath  und 
Landessanitätsreferent  für  das  Küstenland. 

Adler,  Hans,  Dr.,  Primararzt. 

Altenberg,  Felician,  Apotheker,  Gemeinderath. 

Berger,  Franz,  k.  k.  Oberbaurath  und  Stadt- 
baudirector. 

Blau,  Wilhelm,  Dr.,  Be/.irksarzt. 

Böhm,  Carl,  Dr.,  Hofrath  und  Obersanitäts* 
rath,  Professor. 
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1350 

Wien 

Brück,  Moritz,  Dr.,  Oberstabsarzt 

1351 
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Fidler,  Job.,  Apotheker,  Gemeinderatb. 

1352 

>» 

Gesellschaft  der  Wiener  Eiswerke. 

1353 

Tl 

V.  Gruber,  Ritter,  Franz,  Hofrath  und  Ober- 
sanitätsrath,  Professor. 

1354 

1» 

Gruber,  Max,  Dr.,  Obersanitätsrath,  Professor 
der  Hygiene. 

1355 

n 

Heim,  Josef,  Dr.,  Chefarzt  der  Theresianischen 
Akademie. 

1356 

« 

Eaperl,  Leopold,  Dr.  med. 

1357 

n 

V.  Karajan,  L.,  Ritter,  Dr.  med.,  Statthaltereirath 
und  Landessanitätsreferent  für  Nieder  -  Oester- 
reich. 

1358 

T» 

Kratschmer,  Florian,  Dr.,  Obersanitätsratb, 
Universitätsprofessor. 

1359 

» 

Kusy,  Emanuel,  Dr.,  Ministerialrath  im  Mini- 
sterium des  Innern. 

1360 

n 

Langer,  Johann,  Dr.,  Bezirksarzt. 

1361 

n 

Ludwig,  Ernst,  Dr.,  Hofrath  und  Obersanitäts- 
ratb, Professor. 

1362 

n 

Much,  Ferdinand,  Dr.,  Hoftheaterarzt. 

1363 

n 

.    Obersteiner,  Heinrich,  Dr.  med.,  Professor. 

1864 

n 

Presl,  Johann,  Badeanstaltsbesitzer. 

1365 

n 

Rauchegger,  Josef,  Dr.,  Bezirksarzt. 

1366 

n 

Reder,  Albert,  Dr.  med.,  Professor. 

1367 

I» 

Rella,  Attilio,  Oberingenieur. 

1368 

» 

Rollett,  E.,  Dr.,  Univers.-Doc,  Hospitaldirector. 

1369 

n 

Schiff,  Eduard,  Dr.  med. 

1370 

« 

Schlosser,  Theodor,  Dr.,  Apotheker. 

1371 

n 

Schmidt,  Anton,  Apotheker. 

1372 

n 

Seidl,  Edmund,  Dr.  jur.  et  med. 

1373 

n 

*  V.  Stach,  Ritter,  Friedrich,  Baurath. 

1374 

1» 

üllmann,  A.,  Dr.,  Director  der  Krankenanstalt 
Rudolf-Stiftung. 

1375 

it 

Unterholzner,  Balthasar,  Dr.,  Primararzt. 

1376 

" 

Yogi,  August,   Dr.,  Hofrath   und   Obersanilüts- 
rath,  Professor. 

1377 

r 

V.  Wald  heim,  Anton,  Apotheker. 

1378 

w 

Winternitz,  Wilh.,  Dr.,  Universitätspro fesaor. 

1379 

r 

V.  Zagorski-Ostoja,  Ritter,  Joseph,  Dr.  med. 

1380 

9 

Zemann,  Adolf,  Dr.,  Prosector  des  k.  k.  Kran- 
kenhauses Wieden. 

Schweiz. 


1381 
1382 
1383 


1384 


Arosa 
Basel 


Lugano 


♦  Jacobi,  Dr.  med. 
Göttisheim,  F.,  Dr. 

*  Reese,   H.,    Hegierungsrath,  Vorsteher  des  can- 

t-onalcn  ßaudepartements. 
Vinassa,  Eugen,   Dr.  phil.,  Director  des  cauto- 
ualen  Laboratoriums  für  Hygiene. 
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1385 

Mollis 

13H(> 

Sursen 

13S7  1 

Zürich 

1388 

« 

1 

1389 

» 

1 390 

n 

Schul  er,  Fr.,  Dr.  med. 

*  Attenhofer,  Heinrich,  Dr.  med. 

*  Stadtgemeinde;  Vertreter:  Stadtrath  üsteri. 

*  Stadtgemeinde ,  Vertreter:  Ingenieur- Assistent 

Keller. 
V.  Wyss,  Hans,  Dr.  med.,  Docent. 
Wyss,  Oscar,  Dr.,  Universitätsprofessor. 


1391   • 
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Amsterdam 

1 

1 
i:J92  i 

Cairo 

1393  . 
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1394 

Haag 

1395 

Kasan 

1396  ' 

Kopenhagen 

,  * 

1397 

Leicester 

'  « 

1398  1 

London 

139n 

Lüttich 

1400 

Moskau 

1401 

Warschau 
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Erste    Sitzung. 

Donnerstag,  den  10.  September  1896,  Vormittags  9  Uhr. 

Der  Vorsitzende,  Geh. Obermedicinalratli  Dr.  Pistor  (Berlin), 

eröffnet  die  Versammlung  mit  folgenden  Worten: 

„Hochgeehrte  Versammlung!  Der  Umstand,  dass  Seine  Königliche 
Hoheit  der  Grossherzog  von  Baden  gestern  seinen  70.  Geburtstag  gefeiert 
hat,  verhindert  den  gewählten  Vorsitzenden,  bei  der  diesjährigen  Tagung 
zu  erscheinen.  In  Folge  dessen  hat  der  Ausschuss  mich  ersucht,  statt  des 
Herrn  Oberbaurath  Baumeister  den  Vorsitz  wieder  zu  übernehmen,  nach- 
dem ich  denselben  bereits  vor  einem  Jahre  geführt  habe.  Ich  kann  nur 
bitten,  dass  Sie  mir  dasselbe  Wohlwollen,  dieselbe  Nachsicht  bei  der  Leitung 
der  Geschäfte,  wie  im  verflossenen  Jahre  in  Stuttgart,  zu  Theil  werden  lassen. 

„Bevor  wir  in  unsere  Verhandlungen  eintreten ,  kann  ich  nicht  umhin, 
eines  Ereignisses  zu  gedenken,  das  auch  in  Deutschland  grosse  Wellen 
geschlagen  hat,  ich  meine  den  hundertjährigen  Gedenktag  der  Einführung 
der  Schutzpockenimpfung  durch  Edward  Jenner  in  England.  Ihnen  allen 
wird  bekannt  sein,  dass  in  Berlin  dieser  Tag  in  würdiger  Weise  gefeiert  worden 
ist.  Diese  Feier  ist  in  allen  Theilen  Deutschlands  mitempfunden  und,  wie 
ich  aus  englischen  Zeitschriften  ersehen  habe,  in  dem  Vaterlande  Jenner 's, 
in  England,  mit  grosser  Freude  begrüsst  worden. 

„Wenn  ich  nunmehr  auf  unsere  ADgelegenheiten  eingehe ,  so  habe  ich 
zunächst  zu  erwähnen,  dass  die  Verhandlungen  des  Vereins  im  verflossenen 
Jahre  in  Stuttgart  wieder  Früchte  gezeitigt  haben,  wie  wir  sie  uns  besser 
nicht  wünschen  können.  Der  Vortrag  des  Herrn  Gebhard  über  die 
Errichtung  von  Schwindsuchtsbeimstätten  hat  zu  praktischen  Erfolgen 
insofern  bereits  geführt,  als  an  mehreren  Orten  derartige  Heimstätten  in 
Einrichtung  begrififen  sind.  In  oder  vielmehr  bei  Berlin ,  in  der  Nähe  von 
Oranienburg,  aber  ist  eine  Stätte  der  Art  schon  geschafl'en  und  in  Betrieb 
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gesetzt.  Ich  glaube,  meine  Herren,  dass  diese  Schöpfungen  immerhin  als 
Erfolge  des  Gebhar duschen  Vortrages  angesehen  werden  dürfen.  Es  soll 
damit  nicht  geleugnet  werden,  dass  Schwindsuchtsheimstätten  auch  schon 
Yorher  bestanden  haben,  aber  die  weitere  Ausdehnung  und  die  Verwirk- 
lichung des  Gedankens  im  Grossen  dürfte  doch  durch  den  Vortrag  des 
Herrn  Gebhard  wesentlich  gefördert  sein. 

„Sie  werden  sich  erinnern,  dass  ich  im  verflossenen  Jahre  darauf  auf- 
merksam machen  konnte,  dass  der  Verein  durch  seine  Tagung  in  Magde- 
burg die  Verwirklichung  der  Müllverbrennung  angeregt  habe,  indem  Ham- 
burg sofort  einen  Ofen  hergerichtet  habe.  Dieser  Ofen  ist  nun  in  yollem 
Betriebe;  Herr  Oberingenieur  Andreas  Meyer  aus  Hamburg  wird  nachher 
die  Güte  haben ,  diejenigen  Herren,  welche  die  Absicht  haben,  den  Ofen  auf 
der  Rückreise  in  Thätigkeit  zu  sehen,  weiter  zu  unterrichten. 

„Daran  anknüpfend,  mache  ich  darauf  aufmerksam,  dass  ein  Müll- 
abfuhrwagen, welcher  das  Müll  möglichst  staubfrei  aufnimmt  und  befördert 
hier  vor  der  Thür,  und  zwar  in  einem  gebrauchten  und  einem  ungebrauchten 
Exemplar  aufgestellt  ist.  Ihnen  allen  werden  die  Unannehmlichkeiten  der 
Müllabfuhr  in  den  Städten  reichlich  bekannt  sein;  wer  des  Morgens  nach 
dem  Frühstück  seinen  Berufsweg  antritt ,  wird  oft  genug  wahrgenommen 
haben,  dass  jener  Nachtisch  zum  Frühstück  kein  angenehmer  ist.  Es  kann 
daher  nur  mit  Freude  begrüsst  werden,  wenn  ein  zweckmässiger  Abfahr- 
wagen für  dergleichen  Stoffe  fertiggestellt  wird. 

„Was  unsere  diesjährige  Tagung  anbelangt,  so  hat  der  Ausschuss  in 
der  Januarsitzung  es  für  zweckmässig  gehalten,  die  Trinkwasserfrage  noch 
einmal  auf  die  Tagesordnung  zu  setzen,  und  zwar  von  dem  Standpunkte 
ans,  in  welcher  Weise  die  Gemeinden  am  besten  mit  Trinkwasser  versorgt 
werden,  und  wie  die  Schwierigkeit,  welche  häufig  der  Trinkwassergewinnung 
entgegentritt,  nämlich  die  Verunreinigung  des  Wassers  durch  Eisen,  am 
besten  beseitigt  werden  kann.  Es  dürfte  im  Interesse  aller  Gemeinde- 
verwaltungen liegen,  hierüber  Genaueres  zu  erfahren  und,  soweit  die  Sache 
überhaupt  feststeht,  auch  darüber  unterrichtet  zu  werden.  Es  ist  das 
umsomehr  nöthig,  als  ja  gerade  das  Trinkwasser  eine  so  wichtige  Rolle  bei 
der  Verbreitung  der  Infectionskrankheiten  spielt. 

„Ein  zweites  Thema  von  nicht  geringer  Bedeutung  behandelt  die 
Unterbringung  von  armen  Wöchnerinnen.  Wenn  Sie  bedenken,  dass 
die  Descendenz  wesentlich  davon  abhängig  ist,  wie  bei  der  Entbindung 
die  Mutter  behandelt,  wie  sie  gepflegt  wird,  dann  werden  Sie  begreifen, 
dass  Wöchnerinnenasyle  von  der  grössten  Bedeutung  für  das  Gemeinwohl 
sind. 

„Fernerhin  ist  die  brennende  Frage  der  Behandlung  der  Diphtherie 
zur  Verhandlung  gestellt  worden.  Endlich  hat  schon  lange  Zeit  die  Frage 
die  Aerzte  und  auch  weitere  Kreise  beschäftigt,  ob  die  Handhabung  der 
Gewerbehygiene  ohne  ärztliche  Beihülfe  zweckentsprechend  ist.  Auch  dieser 
Vorwurf  ist  dies  Mal  zum  Gegenstande  der  Verhandlung  gemacht  worden. 
Und  zum  Schluss  wird  noch,  ganz  dem  Ort  entsprechend,  an  dem  wir  uns 
zur  Zeit  befinden,  die  Schiffshygiene  durch  einen  Vortrag  erläutert  werden. 
Die  Tagesordnung  ist  reich  genug;  die  Vorträge  werden  Sie  alle,  meine 
Herren,  wie  ich  hoffe,  befriedigen. 
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„Diejenigen  Herren,  welche  die  Versammlung  zu  begrüssen  wünschen, 
bitte  ich  nunmehr,  und  zunächst  Seine  Excellenz  den  Herrn  Oberpräsidenten, 
das  Wort  zu  nehmen." 

Seine  £xcellenz  Oberpräsident  TOn  Steimnann  (Schleswig) : 
„Verehrte  Herren!  Als  Verwaltungschef  dieser  Provinz,  die  sich  durch 
die  Tagung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  auf 
ihrem  Boden  hochgeehrt  findet,  heisse  ich  Sie  herzlich  hier  willkommen. 
Wir  sind  überzeugt,  dass  aus  den  Berathungen  Ihres  Vereins,  in  denen  sich 
tiefste  wissenschaftliche  Forschung  ^ mit  ausgebreiteter  praktischer  Erfahrung 
in  so  glücklicher  Weise  die  Hand  reicht,  reiche  Frucht  und  Belehrung  für 
uns  erwachsen  wird.  Mögen  Ihnen  andererseits  die  Keime,  wie  sie  auf  den 
verschiedensten  Gebieten  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  auch  bei  uns 
gelegt  worden,  die  Ueberzeugung  gewähren,  dass  Schleswig -Holstein  ein 
für  die  verdienstvollen  Bestrebungen  Ihres  Vereins  nicht  ganz  ungeeigneter 
Boden  ist.  Ich  habe  diesem,  meinem  Wunsche  nur  den  weiteren  hinzu- 
zufügen, dass  Sie  sich  hier  in  Schleswig-Holstein,  speciell  an  diesem  schönsten 
Punkte  unseres  Ostseestrandes,  wohl  gefallen  mögen,  und  dass  Sie  uns  auch 
in  der  Feme  ein  freundliches  Andenken  bewahren.*' 

Oberbflrgermelster  Fass  (Kiel) : 

„Meine  hochverehrten  Herren!  Mit  freudiger  Bewegung  begrüsse  ich 
diesen  unseren  Verein,  dem  ich  nun  schon  seit  18  Jahren  persönlich  angehöre, 
zum  ersten  Mal  in  meiner  Stadt,  und  ich  rufe  Ihnen  ein  herzliches  Will- 
kommen zu,  nicht  nur  in  meinem  Namen,  sondern  auch  im  Namen  dieser 
Stadt  Kiel.  Wie  ich  die  Vortrefflichkeit  der  Organisation  dieses  Vereins 
and  die  hochverdienstlichen  Leistungen  vieler  Mitglieder  desselben  aus 
eigener  Anschauung  kennen  und  schätzen  gelernt  habe,  so  ist  in  meiner 
Stadt  das  Gefühl  für  die  hohe  Bedeutung  des  Vereins  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege ein  ganz  allgemeines  und  herzlich  empfundenes.  Wir  in  Kiel, 
meine  Herren,  bedürfen  Ihrer  Thätigkeit  und  Anregung  mehr  als  irgend 
eine  der  Städte,  in  denen  Sie  bislang  getagt  haben.  Wenn  Sie  erwägen 
wollen,  dass  Kiel  vor  der  Einverleibung  in  den  preussischen  Staat  noch  nicht 
eine  Einwohnerzahl  von  20  000  erreicht  hatte,  wenn  Sie  erwägen  wollen, 
dass  zur  Zeit  des  grossen  vaterländischen  Krieges  ihre  Einwohnerzahl  auf 
wenig  über  30  000  gestiegen  war ,  und  wenn  Sie  dem  gegenüberhalten 
wollen,  dass  die  Stadt  jetzt  mehr  als  80  000  Einwohner  zählt,  so  werden 
Sie  ein  klein  wenig  begreifen  und  würdigen,  wie  schwer  es  die  Verwaltungs- 
organe dieser  Stadt  gehabt  haben,  den  von  ihnen  selbst  als  berechtigt 
anerkannten  Anforderungen  der  Hygiene  gegenüber  immer  das  richtige 
Tempo  einzuhalten.  Ich  darf  es  vielleicht  ohne  Ruhmredigkeit  hervorheben, 
dass  manches  Tüchtige  und  Gute  auf  hygienischem  Gebiete  in  dieser  Stadt 
geleistet  worden  ist,  gleichzeitig  aber  auch  dankbar  hervorheben,  dass  das 
in  allererster  Reihe  auf  die  Belehrung  und  Anregung  zurückzuführen  ist, 
die  wir  aus  Ihrem  Verein,  meine  Herren,  geschöpft  haben. 

„Sie  werden  ja  nun  mit  eigenen  Augen  hier  prüfen.  Wir  bitten, 
anparteiisch  und  streng  dasjenige  zu  unserer  Kenntniss  zu  bringen,  was  Sie 
noch  tadelnswerth  finden  und  es  wird  ein  recht  reichliches  Register  sein. 
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Wir  bitten  Sie  aber,  zu  dieser  Kritik  auch  ein  gewisses  Wohlwollen  mitzu- 
bringen, sich  die  Stimmung  nicht  verderben  zu  lassen,  wenn  Sie  in  dieser 
doch  immer  noch  lange  nicht  ausgewachsenen  Grossstadt  manche  Mängel 
finden,  die  Ihnen  als  Unbequemlichkeiten  erscheinen. 

„Ich  hoffe,  meine  Herren,  die  Tage,  in  denen  wir  die  Ehre  Ihrer 
Anwesenheit  hier  geniessen,  werden  auch  für  Sie  freundliche  sein.  Die 
städtischen  Collegien  haben  sich  gestattet,  Ihnen  eine  Festschrift  darzubieten, 
die  Ihnen  in  Kürze  das  vorführen  soll,  was  von  hygienisch  Wissenswerthem 
in  unserer  Stadt  geleistet  worden  ist.  Wir  hätten  diese  Festschrift  nicht 
zu  Stande  bringen  können,  wir  hätten  für  ihre  Ausstattung  uns  nicht  würdig 
vorbereiten  können,  wenn  wir  in  der  städtischen  Verwaltan^  nicht  that- 
kräftige  Unterstützung  von  anderen  Seiten  gefunden  hätten  und  ganz 
besonders  von  den  beiden  Factoren,  denen  wir  ja  hauptsächlich  das  Auf- 
blühen unserer  Stadt  mit  zu  verdanken  haben :  der  Kaiserlichen  Marine  und 
unserer  Universität.  Der  Liberalität  der  Kaiserlichen  Marine,  meine  Herren, 
danken  wir  die  Auszeichnung,  in  diesen  herrlichen  Räumen  der  Marine- 
akademie unsere  Verhandlungen  halten  zu  dürfen.  Sie  finden  Seite  für 
Seite  in  dieser  Festschrift  die  Mitarbeit  hervorragender  Vertreter  der  Marine 
wie  der  Universität  und  auch  auf  der  Tagesordnung  Ihres  Vereins  finden 
Sie  einen  Vertreter  je  dieser  beiden  Factoren,  die  sich  das  Verdienst  erwerben 
wollen,  zu  unserer  Aufklärung,  Belehrung  und  Anregung  durch  einen  Vor- 
trag beizutragen.  Es  ist  mir  ein  Bedürfnis s,  an  dieser  Stelle  den  Dank  der 
Stadt  Kiel,  sowohl  der  Kaiserlichen  Marine  wie  der  Universität  gegenüber, 
abzustatten.  Es  ist  mir  aber  vor  allen  Dingen  auch  ein  Herzensbedürfniss, 
meine  Herren,  Sie  im  Namen  der  städtischen  Collegien  und  im  Namen  der 
gesammten  Bürgerschaft  mit  dem  Wunsche  willkommen  zu  heissen,  dass 
Ihre  Verhandlungen  hier,  wie  bisher  stets,  zum  Segen  unserer  deutschen 
öffentlichen  Gesundheitspflege  und  zu  Ihrer  eigenen  Befriedigung  und 
Genugthuung  gereichen  mögen.'' 

Geheimrath  Prof.  Dr.  Hensen  (Kiel): 

„Hochgeehrte  Versammlung!  Die  Universität  durfte  es  sich  nicht 
nehmen  lassen,  Sie  auch  mit  einigen  Worten  zu  begrüssen,  und  so  stehe  ich 
hier  als  Vertreter  der  medicinischen  Facultät,  um  Ihnen  zu  sagen,  wie  sehr 
auch  wir  uns  freuen,  Sie  hier  anwesend  zu  sehen.  Wir  haben  ein  ganz 
besonderes  Interesse  auch  an  der  Beobachtung  der  Resultate  Ihrer  Versamm- 
lungen, insofern  wir  an  der  Universität  immer  mehr  und  mehr  zu  Ver- 
einigungen nach  ganz  speciellen  Fächern  aus  einander  gehen  und  wir  hier  eine 
Versammlung  vor  uns  sehen,  die  sich  aus  allen  Kreisen  ständig  zusammen- 
schliesst,  um  so  praktisch  das  Beste  zu  erzielen.  Wir  zweifeln  nicht,  dass, 
wie  das  bisher  Ihnen  geglückt  ist,  es  auch  in  Zukunft  damit  gehen  wird. 
Genehmigen  Sie  die  Versicherung,  dass  von  unserer,  der  Facultät  Seite, 
jeder  Ihrer  Beschlüsse  unterstützt  werden  soll,  so  weit  es  eben  uns  möglich 
ist,  ihnen  eine  effective  und  kräftige  Unterstützung  zu  leihen.** 

Contreadmiral  Oldekop  (Kiel): 

„Meine   Herren!      Ich   will   mir  nur   gestatten,    die  Herren  auch  im 
Namen  des  Herrn  Staatssecretärs  der  Marine,  der  diese  Räume  den  Ver- 
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handlangen  zur  Verfügung  gestellt  hat,  freundlichst  zu  begrüssen.  Es 
gereicht  der  Marine  zur  grossen  Freude,  die  Herren  hier  in  den  Räumen 
der  Akademie  sehen  zu  können ;  nicht  allein  weil  es  ja  Aufgabe  und  Pflicht 
der  Marine  ist,  alle  gemeinnützigen  Bestrebungen  und  Interessen  des  Vater- 
landes zu  fördern,  im  Auslande  wie  auch  im  Inlande,  sondern  auch,  weil  die 
Interessen  und  die  Zwecke  ihres  Vereins  sich  ja  in  so  vielen  Punkten  in  naher 
Berührung  finden  mit  den  Aufgaben  und  den  Bedürfnissen  der  Marine ;  und 
wir  selbst  werden  ja  Gelegenheit  haben,  des  Näheren  noch  kennen  zu  lernen 
und  zu  prüfen  in  einem  Vortrage,  der  den  Herren  gehalten  werden  wird, 
von  wie  grosser  Wichtigkeit  die  sanitären  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  für 
die  Marine  sind,  denn  die  Marine  kann  eben  ihre  Aufgabe  nur  erfüllen  und 
den  Forderungen  gerecht  werden ,  welche  Seine  Majestät  an  die  Marine 
stellt,  wenn  es  ihr  gelingt,  das  Personal  der  Schiffe  kräftig  und  gesund  zu 
erhalten,  und  in  dieser  Beziehung,  wie  Sie  wissen,  haben  sich  ja  Wissen- 
schaft und  Technik  bemüht,  allen  Forderungen  der  Marine  an  die  sanitären 
Verhältnisse,  wie  sie  an  Bord  unserer  Schifife  bestehen  müssen,  gorecht  zu 
werden.  Und  ich  glaube,  die  Herren  werden  sich  demnächst  bei  Gelegen- 
heit des  Vortrages  von  den  Schwierigkeiten  überzeugen  können,  mit  welchen 
wir  in  dieser  Hinsicht  zu  kämpfen  haben,  und  in  welcher  Weise  wir  derselben 
Herr  werden.  Gestatten  Sie  mir  denn,  dass  ich  Sie  hiermit  freundlichst 
begrüsse  im  Namen  der  Marine  und  Ihnen  wünsche,  dass  Ihre  Berathungen 
und  Ihre  Beschlüsse  von  reichem  Erfolge  und  Segen  auch  für  uns,  für  die 
Marine,  sein  mögen.  ** 

Vorsitzender  Geh.  Obermedicinalrath  Dr«  Pistor  (Berlin): 

„Im  Namen  des  Vereins  danke  ich  dem  Herrn  Oberpräsidenten,  dem 
Herrn  Oberbürgermeister  und  dem  Herrn  Prorector  der  Universität  für  die 
freundlichen  Worte  der  Bewillkommnung  und  die  freundlichen  Wünsche  für 
unsere  Verhandlungen.  Auch  dem  Kaiserlichen  Marineamt  ist  der  Verein 
ausserordentlich  dankbar  für  die  freundliche  Bewillkommnung,  die  durch  den 
hier  anwesenden  Herrn  Vertreter  ihm  zu  Theil  wird  und  insbesondere  für 
die  Erlaubniss,  diesen  Saal  zu  der  Abhaltung  der  Sitzungen  benutzen  zu 
dürfen.  Die  Verhältnisse,  welche  uns  Kiel  darbietet,  und  die  Verhältnisse, 
wie  sie  uns  für  die  Marine  und  für  die  Provinz  bekannt  sind,  werden  dazu 
beitragen,  unseren  Eifer  anzuspornen,  auf  dem  Felde  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  weiter  zu  arbeiten. 

„Damit  schliesse  ich  meine  Dankesworte  und  erlaube  mir  nunmehr, 
gemäss  §.  4  der  Statuten  den  Vorstand  zu  ergänzen,  indem  ich  Herrn  Ober- 
bürgermeister Fuss  bitte,  als  1.  Stellvertreter  und  Herrn  Baurath  Stubben 
aus  Köln  als  2.  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  zu  fungiren,  und  mit  Herrn 
Prof.  Hoppe -Seyler  als  stellvertretendem  Schriftführer  an  diesem  Tisch 
Platz  zu  nehmen. 

„Nunmehr  ersuche  ich  den  Herrn  ständigen  Schriftführer  des  Vereins, 
den  Jahresbericht  zu  erstatten." 

Der  ständige  Secretär,  Geh.  Sanitätsrath  Dr.  SpieSS  (Frank- 
furt a.  M.),  verliest  hierauf  den 
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Reohensohafts-Berioht 

des 

Ausschusses  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege für  das  Rechnungsjahr  1895  bis  1896. 

„Durch  Beschluss  der  Vereinsversammlung  zu  Stuttgart  wurde  der 
Ausschuss  für  das  Rechnungsjahr  1895/96,  wie  folgt,  zusammengesetzt: 

Oberbaurath  Professor  Baumeister  (Karlsruhe), 

Baupolizeiinspector  Classen  (Hamburg), 

Professor  Dr.  Carl  Fraenkel  (Halle), 

Oberbürgermeister  Fuss  (Kiel), 

Geh.  Obermedicinalrath  Dr.  Pistor  (Berlin), 

Oberbürgermeister  Rümelin  (Stuttgart)  und 

Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.^M.),  ständiger  Secretär. 

„Nach  Schluss  der  Versammlung  trat  der  Ausschuss  zu  einer  Sitzung 
zusammen,  und  wählte  gemäss  §.  7  der  Satzungen  Herrn  Oberbaurath  Pro- 
fessor Baumeister  zum  Vorsitzenden  für  das  Geschäftsjahr  1895/96. 

„Dem  Beschluss  der  Stuttgarter  Versammlung  entsprechend,  wurden 
Separatabdrücke  der  Verhandlungen  über  das  erste  Thema:  „Maassnahmen 
zur  Herbeiführung  eines  gesundheitlich  zweckmässigen  Aus- 
baues der  Städte",  an  die  Ministerien  sämmtlicher  deutscher  Bundes- 
staaten in  grösserer  Zahl  und  mit  der  Bitte  um  Weitergabe  an  die  einzelnen 
betreffenden  Behörden  versandt. 

„Der  Ausschuss  trat  satzungsgemäss  am  11.  und  12.  Januar  d.  J.  zu 
einer  vollzähligen  Sitzung  in  Frankfurt  a.  M.  zusammen  und  bestimmte 
Kiel  als  Ort  der  nächsten  Versammlung ,  als  Zeit  die  Tage  vom  10.  bis 
13.  September  und  stellte  die  Tagesordnung  in  der  den  Mitgliedern 
seiner  Zeit  mitgetheilten  Fassung  auf. 

„Die  Rechnungsablage  für  das  Jahr  1895  wurde  vom  Ausschuss 
geprüft  und  richtig  befunden.     Es  betrug  danach: 

Cassensaldo  am  1.  Januar  1895   .     .     .       571*11  M. 
Einnahmen  durch  Mitgliederbeiträge  etc.     8538*50    „ 

Mithin  zusammen  Einnahmen     9109*61  M. 
Dagegen  an  Ausgaben 6778*95  M. 

Bleibt  ein  Cassensaldo  für  1896  von     2330*66  M. 

„Die  Mitgliederzahl  des  Vereins  betrug  zu  Ende  des  Jahres  1895 
1402.  Von  diesen  sind  ausgetreten  141,  davon  26  durch  Tod.  Es  sind 
dies  die  Herren: 

Oberamtswundarzt  Dr.  Adae  (Esslingen), 
Geb.  Sanitätsrath  Dr.  Als  eher  (Leobschütz), 
Sanitätsrath  Dr.  Beeck  (Preuss.  Holland), 
Dr.  Arthur  Binder  (Grabow), 
Dr.  AdolfBrandis  (Baden-Baden), 
Bahndirector  Wilhelm  Claus  (Braunschweig), 
Medicinalrath  Dr.  Döderlein  (Nürnberg), 
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Schriftsteller  W.  Eich  hoff  (Stuttgart), 
Geheimerath  Professor  Dr.  Finkelnhurg  (Bonn), 
Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Goepel  (Frankfurt  a.  d.  0.), 
Ständerath  Dr.  Göttisheim  (Basel). 
Reg.-  und  Med.-Rath  Dr.  y.  Haselberg  (Stralsund), 
Dr.  Karl  Hilgard  (Dürkheim), 
Polizeiarzt  Dr.  Hurm  (Bremen), 
Fabrikant  Wilhelm  Kampfmeyer  (Berlin^ 
Geheimerath  Dr.  y.  Kerschensteiner  (München), 
Dr.  Sigmund  Lessing  (Hannoyer), 
Sanitätsrath  Dr.  Oldendorff  (Berlin), 
Sanitätsrath  Dr.  Prael  (Braunschweig), 
Geheimerath  Prof.  Dr.  Benno  Schmidt  (Leipzig), 
Hofrath  Dr.  Schmitt  (Wiesbaden), 
Dr.  Hermann  Seidel  (Braunschweig), 
Sanitätsrath  Dr.  Terfloth  (Lüdenscheid), 
Kreisphysikus  Dr.  Tietze  (Frankfurt  a.  d.  0.), 
Reg.-  und  Medicinalrath  Dr.  Wernich  (Berlin)  und 
Dr.  y.  Zimmermann  (Leipzig). 

„Neu  eingetreten^)  sind  bis  heute  133 Mitglieder,  so  dass  der  Verein 
zur  Zeit  1394  Mitglieder  zählt  yon  denen  292  als  in  Kiel  anwesend,  gemel- 
det sind." 

Vorsitzender  Geh.  Obermedicinalrath  Dr.  Pistor  (Berlin): 

„Meine  Herren!  Wie  in  jedem  Jahre  hat  der  Tod  uns  auch  diesmal  wiederum 
eine  Anzahl '  yon  Mitgliedern  entrissen.  Alle  haben  mehr  oder  minder  die 
Bestrebungen  des  Vereins  durch  Wort  und  That  gefördert.  Aber  es  sind 
drei  oder  yier  Persönlichkeiten  darunter,  deren  wir  besonders  gedenken 
müssen.  Ihre  Namen  haben  einen  hervorragenden  Klang  gehabt.  Es  sind 
das  die  yerstorbenen  Geheime  Regierungsrath  Prof.  Dr.  Finkeinburg  in 
Bonn,  Regierungs-  und  Medicinalrath  Dr.  Wernich  in  Berlin  und  Geheime 
Ober-Medicinalrath  und  Vorsitzender  des  Obermedicinalausschusses  in  Bayern 
Dr.  y.  Kerschensteiner  in  München.  In  der  Literatur  wie  in  der  Praxis 
sind  die  Genannten  auf  dem  Gebiete  der  öfifentlichen  Gesundheitspflege  her- 
vorgetreten "und  haben,  der  eine  hier,  der  andere  dort,  Erkleckliches  geleistet. 
Ihre  Namen  sind  weit  über  des  Vaterlandes  Grenzen  hinaus  bekannt.  Ich 
kann  aber  auch  nicht  unterlassen,  eines  Mannes  hier  zu  gedenken,  der  als 
einer  der  treuesten  an  den  Versammlungen  des  Vereines  theilgenommen  hat 
und,  wenn  er  auch  nicht  öfifentlich  im  Interesse  der  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege hervorgetreten  ist,  doch  in  seinem  kleinen  Kreise  für  dieselbe  mit 
Nachdruck  und  Erfolg  gewirkt  hat.  Das  ist  der  Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Goepel 
in  Frankfurt  a.  d.  0.  Man  soll  auch  Diejenigen  hochhalten,  die  im  Kleinen 
für  das  Gemeinwohl  schaffen.  Zum  Andenken  an  unsere  Todten  bitte  ich 
die  Versammlung,  sich  zu  erheben."     (Geschieht.) 

Hierauf  tritt  die  Versammlung  in  die  Verhandlung  über  den  ersten 
Gegenstand  der  Tagesordnung: 

*)  Siehe  Mitgliederverzeichniss  am  Schlüsse  dieseg  Berichtes. 
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Grundwasserversorgung  mit  besonderer  Berück- 

siclitigung  der  Enteisenung. 

Es  lauten  die  von  den  Referenten,  Baurath  A.  Thiem  (Leipzig)  und 
Professor  Dr.  Bernhard  Fischer  (Kiel),  aufgestellten 

Sohlusssätze. 

1.  Grundwasser  und  Quellwasser  unterscheiden  sich  nur  durch  ihre  hydro- 
logische Erscheinungsform. 

2.  Das  Dasein  von  Grundwasserströmen  hängt  von  der  geotektonischen  Be- 
schaffenheit des  Untergrundes  ab.  Unter  günstigen  Vorbedingungen  ist 
die  Menge  des  im  Untergrunde  fliessenden  Wassers  viel  grösser,  als  man 
gewöhnlich  annimmt;  so  ist  die  Wahrscheinlichkeit,  die  gprössten  in  der 
norddeutschen  Tiefebene  liegenden  Städte  mit  Grundwasser  versorgen  zu 
können,  eine  sehr  gprosse. 

3.  Die  Methodik  und  Systematik  in  der  Aufsuchung  und  Auffindung  und  in 
der  Untersuchung  auf  Menge  und  Ausdauer  der  Grundwasserströme  sind 
wissenschaftlich  streng  begründet  und  haben  sich  praktisch  vollständig 
bewährt.  Die  Hydrologie  ist  eine  selbständige  Wissenschaft  geworden, 
deren  praktische  Auswerthung  im   Boden  vielfacher  Erfahrung  wurzelt. 

4.  Die  künstliche  und  sichere  Erzeugung  von  Grundwasser  ist  zwar  noch 
wenig  entwickelt,  verspricht  aber  grosse  Bedeutung  zu  erlangen. 

5.  Die  Fassungsarten  des  Grundwassers  und  die  dafür  angewendeten  tech- 
nischen Mittel  sind  unter  sich  sehr  verschieden ;  der  Erfolg  hängt  von  der 
zweckmässigen  Anpassung  an  die  natürlichen  hydrologischen  Zustände  ab. 
Unzweckmässige  Mittel  drücken  die  gewonnene  Menge  unter  die  gewinnbare 
herab. 

6.  Im  Allgemeinen  ist  die  Versorgung  durch  Grundwasser  erbeblich  billiger 
als  die  durch  Oberflächenwasser  mit  nothwendiger  Filterung. 

7.  Das  dem  Untergrande  im  Bereiche  gut  filtrirender  Bodenschichten  in  ein- 
wandfreier Weise  und  aus  genügender  Tiefe  entnommene  Wasser  ist  stets 
keimfrei  und  hierdurch  sowie  durch  seine  gleichmässige  Temperatur  dem 
in  den  besten  Anlagen  sorgfältigst  filtrirten  Oberflächenwasser  aus  be- 
wohnten Gegenden  überlegen. 

8.  Das  Eisen,  welches  neben  Schwefelwasserstoff  oft  Geschmack  und  Aussehen 
des  Grundwassers  beeinträchtigt,  auch  sonst  demselben  allerlei  lästige  und 
störende  Eigenschaften  verleiht,  berechtigt  ebenso  wenig  wie  die  meist 
mit  Unrecht  angezweifelte  Ergiebigkeit  zu  einem  Verzicht  auf  das  Grund- 
wasser. Beide  Stoffe  lassen  sich  bei  Erhaltung  der  Vorzüge  des  Grund- 
wassers durch  eine  einfache  Behandlung  so  vollständig  entfernen,  dass 
dasselbe  nunmehr  auch  hinsichtlich  seiner  Appetitlichkeit  und  Schmack 
haftigkeit  den  Vorzug  verdient. 

9.  Behufs  Enteisenung  wird  das  Eisen  entweder  mittelst  Lüftung  oder  mittelst 
Chemikalien  ausgefällt  und  hierauf  durch  eine  einfachere  und  billigere 
Filtration  als  beim  Oberflächenwasser  entfernt. 

10.  Manche  Wässer  lassen  sich  allein  schon  durch  Filtration  mittelst  Thierkohle 
hinreichend  vom  Eisen  befreien.  Gemauerte  Kesselbrunnen  mit  einer  Kalk- 
lage am  Grunde  und  in  der  Wandung  liefern  bei  nicht  zu  starker  Benatzung 
jahrelang  ein  genügend  von  Eisen  befreites,  allerdings  hartes  Wasser. 
Sonst  haben  sich  für  die  Einzel  Versorgung  und  den  Kleinbetrieb  die  „hui' 
tungs-"-  und  „chemischen"  V^erfahren  bewährt.  Letztere  bieten  hier  ge- 
gewisse Vorzüge.  Für  die  Enteisenung  im  Grossen  haben  bisher  nur  die 
Lüftungs verfahren  Eingang  in  die  Praxis  gefunden. 

11.]  Bei  manchen  Wässern  ist  die  Enteisenung  mittelst  Lüftung  schwieriger, 
hier  empfiehlt  sich  ausser  der  Anwendung  der  „Lüfter"  noch  die  Ein- 
schaltung eines  „Absitzbassins'^. 
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12.  Nachdem  jetzt  auch  für  die  Einzelversorgung  die  Enteisenung  in  einfacher 
und  billiger  Weise  zu  erreichen  ist,  kann  die  Einführung  derselben  in 
die  Praxis  für  alle  Gegenden,  in  denen  man  sich  bisher  wegen  Eisens  im 
Grundwasser  mit  oft  sehr  schlechtem  Oberflächenwasser  hat  behelfen 
müssen,  im  Interesse  der  Volkswohlfahrt  nicht  warm  genug  befürwortet 
werden. 

Referent :  Baurath  A.  Thiem  (Leipzig) : 

n Meine  Herren!  Das  Hauptgewicht  in  der  heutigen  Verhandlung  über 
Orundwasserversorgung  liegt  nach  den  Bemerkungen  Ihres  Herrn  Vor- 
sitzenden vorwiegend  in  der  Besprechung  der  Enteisenung  des  Grund- 
wassers. Mir  ist  vom  allgemeinen  Thema  lediglich  der  mechanisch  -  hydro- 
logische Theil  zugefallen,  der  gewissermaassen  als  Einleitung  zu  dienen  hat 
für  das,  was  der  Herr  Correferent  Ihnen  aus  einander  setzen  wird.  Sie 
werden  es  desshalb  begreiflich  finden,  wenn  ich  mich  möglichst  kurz  fasse. 
Im  Allgemeinen  mnss  ich  hervorheben,  dass  das,  was  ich  Ihnen  sagen  werde, 
lediglich  durch  meine  eigene  Praxis  mir  zugewachsen  ist,  und  dass  in  Folge 
dessen  mein  Vortrag  eine  stark  persönliche  Färbung  annehmen  wird.  Es  ist 
das  vielleicht  ein  Vorzug,  vielleicht  auch  ein  Nachtheil.  Allgemeine  Vorträge 
pflegen  gewöhnlich  etwas  verwässert  zu  sein. 

„Die  Wasserversorgung  der  deutschen  Städte  hat  ihre  Entwickelungs- 
geschichte  gehabt,  und  ich  erlaube  mir,  sie  Ihnen  kurz  darzustellen.  Die 
älteste  Form  der  Wasserversorgung  ist  jedenfalls  die  durch  den  Brunnen; 
denn  selbst  wo  ein  Fluss  oder  ein  Bach  vorhanden  war,  fanden  sich  an 
deren  bewohnten  Ufern  stets  Brunnen  zur  Befriedigung  der  persönlichen 
Bedürfnisse  der  Anwohner.  Man  hatte  vielleicht  schon  damals  die  dunkle, 
nicht  scharfe  und  klare  Empfindung,  dass  Grundwasser,  das  durch  den 
Brunnen  gewonnen  wird,  doch  ein  ausserordentlich  viel  edleres  Wasser  sei 
als  Oberfiächenwasser,  das  die  Flüsse  liefern,  und  aus  dieser  Empfindung 
heraus  mag  wohl  die  Grundwasserversorgung  selbst  dort  Platz  gegriffen 
haben,  wo  Fluss wasser  oder  Bachwasser  zu  haben  war. 

„Als  es  sich  später  nothwendig  machte,  für  die  grösseren  Gemeinwesen 
und  Städte  eine  Central -Wasserversorgung  einzurichten,  genügte  das  bis 
dahin  angewandte  Mittel  der  Wasserbeschaffung  nicht  mehr.  Man  hatte 
überhaupt  nicht  die  Meinung,  dass  es  möglich  sei,  aus  einem  Brunnen,  oder 
aus  einer  Reihenfolge  solcher,  Wassermengen  zu  beschaffen,  die  hinreichend 
wären,  den  Bedarf  einer  grossen  und  stark  entwickelten  Stadt  zu  decken. 
In  diesem  Glauben  wuchsen  nun  Grösse  und  Anzahl  der  Fluss-  und  Ober- 
flächen-Wasserversorgungen. Wir  haben  für  diese  Art  der  Wasser- 
versorgung, wie  ja  für  viele  unserer  gesundheitlichen  Anlagen,  die  ersten  Vor- 
bilder ans  England,  und  es  waren  auch  wiederum  englische  Ingenieure,  die  die 
ersten  centralen  Wasserversorgungen  in  Deutschland  einrichteten.  Ihre  ganze 
Technik  bestand  darin,  den  nächstbesten  Fluss  auf  seine  Menge  zu  schätzen, 
sein  Wasser  zu  benutzen,  es  zu  filtern,  in  die  Höhe  zu  drücken,  damit  die 
Stadt  zu  versorgen  —  und  damit  Schluss !  Diese  Art  und  Weise  der  Wasser- 
versorgung war  ja  sehr  bequem.  Sie  stand  nicht  auf  dem  Boden  der  Specu- 
lation,  der  Ueberlegung,  derDeduction,  der  Induction,  sie  stützte  sich  nicht  auf 
Naturbeobachtung;  sie  war  weiter  nichts,  als  die  Lösung  einer  rein  construc- 
tiven  Aufgabe,  und  in  diesem  Sinne  war  die  Aufgabe  nicht  schwer.    Sie  be- 
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durfte  zu  ihrer  Lösung  nur  der  constructiven,  nicht  aher  naturwissenschaft- 
lichen Schulung  des  betrefifenden  Ingenieurs. 

„Es  brach  sich  aber  doch  mit  der  Zeit  immer  mehr  die  Meinung  Bahn, 
dass  diese  Art  von  Wasserversorgung  doch  nicht  das  Ideal  sei,  dem  man 
nachzustreben  habe,  und  unter  dem  Einfluss  dieser  Meinung  wurden  sog. 
Quellwasserversorgungen  oder  Hochquellenleitungen  erbaut,  wie  in 
Frankfurt  a./M.  und  Wien.  Hier  machte  sich  einseitig  ein  Irrthum  bemerk- 
lich, insofern,  als  eine  Stadt,  die  da  sagen  konnte:  wir  haben  eine  Hoch- 
quellenleitung, wiederum,  im  Gegensatz  zu  einer  sogen.  Tiefquellenleitung,^ 
das  Ideal  einer  Wasserversorgung  gefunden  zu  haben  glaubte.  Worin  der 
gesundheitliche  Vorzug  einer  Hochquelle  vor  einer  Tiefqnelle  liegen  soll,  ist 
schwer  zu  ergründen;  denn  die  Höhenlage  des  Ortes,  wo  die  Quelle  ent- 
springt, ist  doch  vollständig  Nebensache  und  hat  gar  keine  Beziehung  zur 
Beschaffenheit  ihres  Wassers.  Die  Anzahl  der  zur  Verfügung  stehenden 
Quellen  war  indess  eine  beschränkte,  und  als  sie  erschöpft  war,  trat  die 
Nothwendigkeit  an  die  Städte  heran,  wenn  sie  nicht  wieder  zur  Flusswasser- 
versorgung zurückkehren  wollten,  sich  anderer  Bezugswasser  zu  bedienen. 
Dieses  Bezugswasser  ist  nun  heutzutage  das  Grundwasser  geworden,  und 
die  weitaus  grösste  Zahl  der  deutschen  Städte  ist  gegenwärtig  mit  Grund- 
wasser versorgt. 

„Ich  erlaube  mir  jetzt,  auf  die  einzelnen  Schlusssätze  einzugehen.  Der 
erste  Satz  lautet: 

I.    Grundwasser  und   Quellwasser  unterscheiden    sich   nur    durch   ihre 
hydrologische  Erscheinungsform. 

„Ich  habe  den  Satz  aufgestellt,  um  den  scheinbaren  Unterschied,  der 
immer  noch  zu  herrschen  scheint  zwischen  sog.  Quell-  und  Grundwasser  zu 
beseitigen  und  auf  sein  Nichts  zurückzuführen.  Bevor  ich  das  thue,  muss 
ich  einen  kurzen  üeberblick  geben  über  die  Art  und  Weise,  wie  Grund- 
wasser entsteht.  Das  wird  Ihnen  ja  durchweg  fast  allgemein  bekannt  sein, 
indess,  ich  kann  diese  Lücke  nicht  lassen.  Vorzugsweise,  das  heisst  nicht 
ausnahmslos ,  entsteht  Grundwasser  durch  einsickerndes  Meteorwasser.  Nach- 
dem das  Wasser  eingesickert  ist,  erfüllt  es  im  sog.  suspendirteu  Zustande 
den  durchlässigen  Untergrund,  das  heisst,  es  hängt  in  schwachen,  dünnen 
Lagen  an  den  Steinen,  bildet  noch  kein  geschlossenes  hydraulisches  Ganzes. 
Dazu  kommt  es  erst,  wenn  es  tiefer  gesunken  ist,  eine  undurchlässige  Sohle 
erreicht  hat,  und  auf  dieser  Sohle  und  in  deren  Nähe  geht  es  aus  der  sog. 
hängenden  oder  suspendirten  Form  in  die  gelagerte  oder  fliessende  Form 
über.  Jetzt  ist  das  Grundwasser  fertig.  Ist  die  Sohle  geneigt,  so  fliesst  im 
Sinne  dieser  Neigung  das  Grundwasser.  Keilt  nun  die  Sohle  an  irgend  einer 
Stelle  sichtbar  aus,  so  ist  die  Ursache  gegeben,  dass  auch  Grundwasser  aus- 
tritt, und  dieses  Grundwasser  nennt  man  einfach  Quelle.  Quelle  ist  also 
weiter  nichts,  als  eine  Erscheinungsform  des  Grundwassers.  Das  bis  dahin 
unsichtbare  Grundwasser  tritt  in  die  sichtbare  Erscheinung,  man  sieht  es, 
es  wird  Quelle.  Quelle  ist  also  kein  Ding  an  sich,  sondern  eine  Erschei- 
nungsform. 

„Eine  gute  Illustration  für  diese  hydrologischen  Vorgänge  habe  ich  hier 
angeheftet.  Es  sind  Beobachtungen,  die  ich  vor  ungefähr  20  Jahren  auf 
der  schwäbisch-bayerischen  Hochebene  südlich  von  München  gemacht  habe. 
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Der  örtliche  geotektonische  Aufbau  des  Untergrundes  ist,  soweit  er  hydro- 
logisch in  Betracht  kommt,  sehr  einfach :  auf  undurchlässigem  tertiären  Mergel 
liegen  durchlässige  diluviale  Schotter,  in  denen  sich  der  Grundwasserstrom  der 
Hochebene  in  der  Richtung  von  Nord  nach  Süd  bewegt.  Fig.  1  zeigt  einen 
Schnitt  in  dieser  Richtung  in  etwa  23  km  Länge;  die  thatsächlich  unter- 
suchte Länge  war  etwa  30  km  und  die  untersuchte  Breite  15  km. 

„Der  Hachingerbach  bildet  die  Fortsetzung  eines  Trockenthaies,  das  in 
der  Nähe  des  Bachursprungs  sich  verflacht.  Die  Quellen  des  Baches  treten 
auf  der  bis  dahin  trockenen  Thalsohle  auf  und  haben  nach  Durchlaufung 
von  rund  2  km  Länge  eine  Ergiebigkeit  von  400  Secundenliter.  Nach  Zu- 
räcklegung  einer  weiteren  Strecke  von  9  km  ist  der  Bach  verschwunden. 
Die  Ursachen  der  Erscheinung  gehen  aus  Fig.  1  hervor.  Der  diluviale 
Schotter  ist  nicht  mächtig  genug,  die  in  ihm  fliessenden  Grundwässer  zu 
fassen;  der  Grundwasserspiegel  erreicht  die  Flurhöhe  und  der  Ueberschuss 
des  Grundwassers  tritt  aus,  bildet  einen  Bach  und  versorgt  diesen  so  lange, 
als  der  Bachspiegel  nicht  höher  als  der  natürliche  Grundwasserspiegel  Hegt. 
Da  der  Bachlauf  an  die  Thalsohle  gebunden  ist,  der  Grundwasserspiegel 
aber  im  weiteren  Verlauf  tief  unter  die  Thalsohle  fällt ,  so  erhält  der  Bach 
nicht  nur  keinen  Zuwachs  mehr,  sondern  sinkt  dahin  zurück,  woher  er  ge- 
kommen: in  den  allgemeinen  Grundwasserstrom  der  Hochebene. 

„Die  gebrochene  Linie  des  Bachspiegels  rührt  von  dem  Stau  der  Mühl- 
werke her.  Der  natürliche  Grundwasserspiegel  hat  einen  nahezu  parallelen 
Verlauf  mit  der  undurchlässigen  Sohle  und  bildet  dieser  entsprechend  an 
einer  Stelle  eine  Stromschnelle. 

„Wenn  die  Elemente  dieser  Darstellung  nicht  unmittelbar  aus  der  Wirk- 
lichkeit entnommen  wären,  könnte  man  glauben,  es  mit  einem  theoretischen 
Schema  zu  thun  zu  haben;  desshalb  ist  diese  Darstellung  auch  wohl  von 
vielen  Autoren  schon  benutzt  worden. 

„Die  weitaus  grösste  Anzahl  aller  Quellen  hat  einen  ähnlichen  Ent- 
stehungsvorgang: sie  sind  zu  Tage  tretendes  Gründwasser.  Zur  Vervoll- 
ständigung von  Fig.  1  lasse  ich  noch  Fig.  2  folgen,  deren  Beobachtungs- 
elemente in  weiterer  Verfolgung  meiner  Untersuchungen  von  anderer  Seite 
beschafit  wurden. 

„Der  zweite  Satz  lautet: 
2.  Das  Dasein  von  Grundwasserströmen  hängt  von  der  geotektonischen 
Beschaffenheit  des  Untergrundes  ab.  Unter  günstigen  Vorbedin- 
gungen ist  die  Menge  des  im  Untergrunde  fliessenden  Wassers  viel 
grösser,  als  man  gewöhnlich  annimmt;  so  ist  die  Wahrscheinlichkeit, 
die  grössten  in  der  norddeutschen  Tiefebene  liegenden  Städte  mit 
Grundwasser  versorgen  zu  können,  eine  sehr  grosse. 

„Ich  habe  in  einem  meiner  früheren  Vorträge  oder  in  einer  meiner 
Schriften  gesagt :  Wenn  wir  ein  durchdringendes  Auge  hätten  für  die  Grund- 
wasserströme,  die  sich  unter  der  Oberfläche  der  Erde  bewegen,  so  würden 
wir  erstaunt  sein  über  die  Menge  und  Reichhaltigkeit  des  dort  fliessenden 
Wassers.  Wir  würden  ebenso,  wie  wir  eine  hydrographische  Karte  der  sicht- 
baren Läufe  darstellen,  eine  solche  der  unsichtbaren  herstellen  können,  und 
dabei  finden ,  dass  die  grosse  Menge  unsichtbar  fliessenden  Wassers  durch- 
aus kein  verschwindend  kleiner  aliquoter  Theil  der  sichtbaren  Menge  ist. 
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„WeDD  BB  Bicli  darum  hsndeh,  Grundwaaeer  zu  Buchen,  so  musB  doch 
der  unterBDchende  Hydrologe  für  die  Ortswahl  eeines  Arbeitsgebietes  zu- 
nächst «inen  Anhaltspunkt  haben.  Er  kann  doch  nicht  sofort  mit  Bohrer, 
NiTellirinstrament  und  Pumpe  vorgehen. 

„In  den  älteren  Gesteinen,  in  den  arcbäischen,  in  den  sedimentären,  im 
Trias,  Jura,  Bogar  noch  im  Tertiär,  wird  der  Hydrologe  selten  Tersuchen, 
Wasser  zu  finden.  Diese  Gesteine  sind  meistens  dicht  geschichtet,  sie 
bieten  kein  regelmässig  Tertheiltes  Porenvolumen ,  die  Gänge,  KIfifte,  Spal- 
tungen, Verwerfungen,  die  die  Canäle  für  den  Zug  von  Wasser  im  Innern 
dieser  Gesteine  sein  konnten,  entziehen  sich  in  ihrem  Verlaufe  jeder  bekannten 
Gesetzmässigkeit.  Ich  will  damit  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  ea  gelungen 
ist,  und  häufig  noch  gelingen  wird,  auB  diesen  älteren  Gesteinen  Wasser  zu 
Pig.  2. 
liuerprofil 
Ungen  1     lOOOtU       Hi 


gewinnen.  Allein  der  Erfolg  ist  dann  Sache  des  Zufalls.  Der  mit  Sicher- 
heit, mit  Systematik  und  Methodik  vorgehende  Hydrologe  Wird  sich  also  die 
Gesteinsorten  aussuchen,  in  denen  er  zu  arbeiten  beabsichtigt,  und  diese 
Gesteinsarten  sind  die  klastischen,  die  Trümmergesteine.  Sie  besitzen  ein 
im  Allgemeinen  so  grosses  Porenvolumen ,  ihre  Hohlräume  sind  so  stark 
entwickelt,  dass  sie  sehr  wohl  zur  Aufnahme  von  Wasser  dienen  können. 
Wasser,  wenn  es  nicht  als  Strahl  oder  Tropfen  auftritt,  bedarf  doch  zu  seiner 
Erscheinungsform  eines  Gefässes,  und  da,  wo  das  Gefäss  mangelt,  kann 
man  auch  kein  Wasaer  voraussetzen.  Wenn  ich  einen  dicht  geschichteten 
Körper  ohne  Hohlräume  habe ,  bo  ist  doch  der  Körper  kein  Gefäss ,  folglich 
enthält  er  auch  kein  Wasser.  Ich  muss  also  zu  alleniächst,  wenn  ich  Wasser 
suchen  will,  die  Vorbedingung,  die  im  Daaein  eines  Gefässes  liegt,  erfüllt 
sehen;   dieses  Gefäss  bieten  die  Trümmergesteine,  und  desswegen   ist   die 


14        XXI.  yersammlung  d.  D.  Vereins  f.  öffontl.  GeBundhpflge.  zu  Kiel. 

norddeutsche  Tiefebene,  die  vorwiegend  nur  aus  Trümmergesteinen  ver- 
schiedenen Ursprungs  besteht,  ganz  vorzüglich  geeignet,  ein  dankbares 
Untersuchungsfeld  für  die  Hydrologen  zu  bieten. 

„An  dem  Aufbau  dieser  Trümmergesteine  haben  sich  drei  verschiedeDe 
Kräfte  betheiligt;  sie  waren  gebunden  an  Eis,  an  Wasser  und  an  Luft. 

„Die  von  Norden  gekommenen  Gletscher,  aus  Finnland,  aus  Skandinavien, 
über  die  Ostsee  her,  haben  ihre  grossen,  gewaltigen  Grundmoränen  als 
glaciales  Gebilde  zurückgelassen;  diese  treten  jetzt  in  der  norddeutschen 
Tiefebene  als  wichtiges  hydrologisches  Glied  stark  in  die  Erscheinung  und 
verleihen,  mit  den  Stirnmoränen,  der  Gegend  das  landschafkliche  Gepräge. 

„Die  Wirkung  der  an  Eis  gebundenen  bewegenden  Kräfte  entzieht  sich 
im  Besonderen  jeder  erkennbaren  Gesetzmässigkeit.  Die  Kräfte  wirken 
stossend,  schiebend,  quetschend,  treibend,  stauchend,  überwerfend. 

„Es  ist  schade,  dass  der  Nordostseecanal  für  den  Geologen  den  schönsten 
Schmuck  verloren  hat,  den  er  besass.  Er  hat  jetzt  nur  Bedeutung  für  den 
Seemann  und  für  den  Ingenieur.  Aber  als  die  Böschungen,  namentlich  die 
zwischen  Holtenau  und  Levensau,  noch  frei  gelegt  waren  und  diese  30  bis 
35  m  tiefen  Einschnitte  das  Diluvium,  das  echte,  glaciale  Diluvium  in  seiner 
Ursprünglichkeit  zeigten,  da  hatte  der  Geologe  seine  Freude  an  diesem 
Chaos  von  Erscheinungen.  Hier  wurde  ein  Bohrloch  angesetzt,  das  bis  auf 
10  bis  12m  Tiefe  nur  Sand  zeigte;  5m  daneben  war  der  Geschiebelebm. 
Vertiefungen,  Einschnitte,  Ueberwölbungen,  Verdickungen,  Unterschneidun- 
gen,  alle  möglichen  Erscheinungsformen  zeigten  die  damals  aufgedeckten 
Böschungen  des  Ganais. 

„In  solchen  Trümmergesteinen  wird  der  Hydrologe  deshalb  nicht  arbeiten, 
weil  sie  ihm  nicht  gestatten,  von  den  Ergebnissen  einzelner  Bohrungen  auf 
ein  allgemeines  Verhalten  zu  schliessen,  das  heisst  zu  induciren. 

„War  das  Wasser  der  Träger  der  die  Gesteinsschichten  aufbauenden 
Kräfte,  so  entstanden  die  fluviatilen  Ablagerungen.  Diese  sind  mit  Wahr- 
scheinlichkeit dort  zu  erwarten,  wo  eine  ausgesprochene  Horizontalität  des 
Geländes  sich  zeigt.  Da,  wo  diese  Horizontalität  unterbrochen  ist,  wird 
der  Hydrologe  bereits  mit  etwas  Vorsicht  an  seine  Arbeit  gehen.  Findet 
er  aber  flu viatiles  Diluvium,  so  wird  er  darin  mit  hoher  Sicherheit  induciren 
können  und  er  wird  häufig  seinen  Zweck  erreichen;  der  grösste  Theil  der 
mit  Grundwasser  versorgten  Städte  bezieht  das  Wasser  aus  dem  fluviatilen 
Diluvium  oder  Alluvium. 

„Eine  dritte  Art  der  Ablagerung  ist  die  äolische,  deren  aufbauende 
Kraft  ursprünglich  also  an  Luft  gebunden  war.  Von  äolischen  Erschei- 
nungsformen haben  wir  den  Löss  und  die  Dünen.  Im  Allgemeinen  ist  ja 
die  Ausdehnung  dieser  äolischen  Bildungen  keine  so  sehr  bedeutende,  als 
dass  der  Hydrologe  auf  grossen  Erfolg  rechnen  könnte.  Die  Dünen  spielen 
aber  insofern  eine  Rolle,  als  sie  zur  Wassergewinnung  für  Küstenst&dte 
sehr  wohl  einen  geeigneten  Bezugsort  abgeben  können. 

„Aus  allen  diesen  Gründen  wird  im  Allgemeinen  in  der  norddeutschen 
Tiefebene  für  den  Hydrologen  stets  ein  dankbares  Feld  zu  finden  sein.  Es 
kommt  aber  noch  etwas  Anderes  hinzu,  was  zur  Bekräftigung  meiner 
Meinung  beiträgt.  In  diluvialer  Zeit  hatten  die  drei  grossen  deutschen 
Ströme  Weichsel,  Oder  und  Elbe  einen  nahezu  von  Ost  nach  West  gerichteten 
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unter  sich  parallelen  Lauf.  Erst  später,  durch  eine  Einwirkung  von  Kräften, 
^uf  die  ich  hier  nicht  eingehen  kann,  drehte  sich  die  Richtung  des  Stromes 
Ton  West  nach  Nord.  Die  alten  Läufe  verlandeten  und  sind  jetzt  auf 
meilenweite  Ausdehnung  hin  hedeckt  mit  sogenanntem  Thalsande.  Leider 
kennt  diese  diluvialen  Ströme  bis  jetzt  nur  der  Geologe,  einen  hydro- 
logischen Bearbeiter  haben  sie  noch  nicht  gefunden.  Mich  hat  meine  Praxis 
nicht  in  Orte  geführt,  wo  ich  hätte  einschlägliche  Studien  machen  können. 
Aber  wenn  es  einem  von  den  Anwesenden  vielleicht  vergönnt  ist,  diese 
<iiluvialen  Strombetten,  die  geologisch  vollständig  festgestellt  sind,  auch  ein- 
mal vom  hydrologischen  Standpunkte  aus  zu  verwerthen,  so  würde  das  jeden- 
falls eine  verdienstvolle  Handlung  sein.  Mir  steht  nur  eine  Erfahrung  über 
solche  diluvialen  Ströme  zu  Gebote,  und  zwar  im  altdiluvialen  Muldebett 
bei  Leipzig.  Ehe  die  Mulde  die  Porphyre  bei  Grimma  durchbrach  und 
dadurch  eine  nördliche  Strömungsrichtung  erhielt,  wurde  sie  nach  Westen 
abgelenkt  und  vereinigte  sich  bei  Leipzig  mit  der  Pleisse  und  Elster  und 
später  mit  der  Saale.  Nach  dem  Durchbruch  bei  Grimma  verlor  das  Bett 
zwar  den  sichtbaren  Wasserlauf,  allein  in  seinen  fluviatilen  Schottern  strömte 
<jrundwasser.  Das  Dasein  dieses  alten  Bettes  wird  sichtbar  durch  nichts 
anderes  als  eine  in  die  Augen  fallende  Horizontalität  des  Geländes  gekenn- 
zeichnet. Die  Breite  des  Bettes  ist  6  bis  7  km,  die  Mächtigkeit  der  wasser- 
führenden Schichten  beträgt  10  bis  18  m  und  das  Gefälle  des  Grund- 
wasserstromes übertrifPk  1  pro  Mille. 

„Diesem  Grundwasserstrome  können  jetzt  täglich  entnommen  werden 
-80000  bis  90000 cbm  Wasser,  ausreichend  für  die  Wasserversorgung  von 
Leipzig.  Es  ist  zwar  eisenhaltig ;  indess,  das  wird  ja  später  besprochen  werden. 
Hier  ist  also  thatsächlich  ein  solcher  altdiluvialer,  vielleicht  präglacialer 
Strom  aufgedeckt  und  für  städtische  Wasserversorgungszwecke  verwendet 
worden. 

„Es  giebt  sicherlich  in  der  norddeutschen  Tiefebene  noch  sehr  viele 
solcher  Ströme,  die  nutzbar  gemacht  werden  können.  Um  sie  zu  finden 
und  um  sie  aufzudecken,  dazu  bedarf  es  des  geschulten  Auges  eines  prak- 
tisch erfahrenen  Hydrologen. 

„Die  Wasserversorgung  der  Stadt,  in  der  Sie  jetzt  weilen,  wenigstens 
die  Wasserversorgung  in  ihrer  neueren  Form,  hat  einen  Bezugsort,  der  von 
mir  vor  ungefähr  zwei  oder  drei  Jahren  aufgedeckt  wurde.  Sie  werden, 
wenn  Sie  heute  Mittag  das  Wasserwerk  besichtigen,  den  neuen  Bezugsort 
wahrscheinlich  sehen,  und  es  wird  Ihnen  auffallen  seine  Horizontalität  mitten 
in  dem  stark  coupirten  und  durchschnittenen  Gelände.  Die  Ablagerungen, 
die  dort  im  Untergrunde  liegen,  heissen  fluvio-glaciale.  Dieser  Name  ist 
ihnen  beigeleg^t  worden,  weil  ihre  Elemente  ursprünglich  Bestandtheile  der 
Moräne  waren,  also  glacialen  Herkommens  sind,  und  später  durch  die 
erodirende  und  transportirende  Kraft  des  Wassers,  also  auf  iluviatilem  Wege, 
an  ihren  gegenwärtigen  Lager  ort  gelangten. 

„Es  hat  ja  einige  Monate  gedauert,  bis  ich  diesen  Bezugsort  gefunden 
habe;  was  mich  verhinderte,  sofort  seinen  Werth  zu  erkennen,  waren  die 
Störungen  der  Horizontalität  der  Oberfläche.  Auf  dieser  bemerkt  man  einige 
Hügel,  und  ich  war  der  Meinung,  dass  es  durchragender  Geschiebelehm  sei. 
Später  habe  ich  erkannt,   dass  diese  Erhöhungen  lediglich  äolischer  Natur 


16  XXI.  Versammlung  d.  D.  Vereins  f.  öffentl.  Gesundhpflge.  zu  Kiel. 

waren ,  also  Dünen ,  die  gar  nicht  die  Regelmässigkeit  des  fluviatilen  Dilu- 
viums stören. 

3.    Die  Methodik  und  Systematik  in  der  Aufsuchung  und  Auffindung 
und  in   der  Untersuchung  auf  Menge    und  Ausdauer    der  Grund- 
wasserströme sind  wissenschaftlich  streng  hegrundet  und  haben  sich 
praktisch  vollständig  bewährt.     Die  Hydrologie  ist  eine  selbständige 
Wissenschaft  geworden,    deren   praktische  Auswerthung  im  Boden 
vielfacher  Erfahrung  wurzelt. 
„Ich  bin  nun  gezwungen,  meine  Herren,  Sie  einigermaassen  mit  den 
Methoden  der  Hydrologie  bekannt  zu  machen.     Hat  der  Hydrologe  sich  ein 
Feld  ausgewählt,  so  hat  er  zunächst  die  Frage  zu  beantworten:    Steht  oder 
fliesst  das  Grundwasser  des  Feldes?    Ist  es  im  Zustande  der  Ruhe,  so  muss 
es  nothwendiger  Weise  erschöpft  werden  können ;  nur  dann,  wenn  es  in  dem 
der  Bewegung  ist,  hat  man  auf  einen  dauernden  Bezug  zu  rechnen.     Im 
ersten  Falle  hat  man  es  mit  einem  Wasservolumen,  im  zweiten  mit  einer 
Wasserergiebigkeit  zu  thun,  und  nur  die  Ergiebigkeit  ist  das,  was  in  Be- 
tracht kommt.      Die  Cardinalfrage   ist:   Ruhe  oder  Bewegung?      Sie   wird 
zunächst  durch  drei  Bohrungen  beantwortet,  die  man  am  besten,  wenn  ea 
die  Umstände  gestatten,  in  den  Spitzen  eines  gleichseitigen  Dreiecks  ab- 
steckt, dessen  Seitenlänge  50  bis  einige  100  m  beträgt.     Stellen  Sie  sich 
vor,  a,  h  und  c  wären  diese  drei  Bohrungen  von  oben  gesehen  (Fig.  3): 
Die  Spiegel  sind  aufgedeckt,  und  mit  dem  Nivellirinstrument  hat  man  deren 
gegenseitige  Höhenlage  gefunden  und  festgestellt,  dass   alle  drei   Spiegel 
•p-     3  gleiche  Höhenlage  haben.    Dann  ist  nothwendiger  Weise 

^  ]3   das  Wasser  zwischen  diesen  drei  Spiegeln  im  Zustande 

^  "^  der  Ruhe,  denn   es  ist  kein  Druckunterschied  da,  also 

kein  Gefälle,  und  folglich  sind  auch  keine  Widerstände 
vorhanden.  Ohne  Widerstände  keine  Bewegung;  folg- 
lich steht  das  Wasser,  wenn  die  Spiegel  im  Niveau 
liegen.  Angenommen  aber,  Spiegel  a  und  h  liegen  in 
gleicher  Höhe  und  Spiegel  c  liegt  tiefer  als  jene,  so  ist 
Gefälle  also  auch  Bewegung  im  Grundwasser,  und  eine 
von  c  nach  der  Verbindungslinie  von  a  und  h  gefällte  Normale  zeigt  Sinn 
und  Richtung  des  Gefälles,  also  auch  der  Strömung ;  die  Grösse  des  Gefälles 
für  den  zurückgelegten  Weg  zu  c  ist  der  Höhenunterschied  der  Spiegel- 
lagen a  oder  h  und  c.  Dies  ist  der  einfachste  FalL  Liegen  Spiegel  a 
und  h  nicht  gleich  hoch ,  so  ist  das  Verfahren  etwas  umständlicher.  Auf  alle 
Fälle  kann  man  mit  drei  Bohrungen  örtlich  Grösse,  Richtung  und  Sinn  des 
Spiegelgefälles  bestimmen. 

„Dehnt  man  dieses  Verfuhren  auf  das  ganze,  oft  viele  Quadratkilometer 
umfassende  Untersuchungsfeld  aus  und  construirt  mit  den  gewonnenen 
Unterlagen  die  Horizontalcurven  des  Grundwasserspiegels,  so  erhält  man 
dessen  Höhenschichtenplan ;  der  constructive  Vorgang  ist  derselbe,  der  auf 
orographischen  Karten  zur  Darstellung  des  Reliefs  des  sichtbaren  Geländes 
führt.  Eine  hydrologische  Untersuchung  ist  ohne  Construction  des  Höhen- 
schichtenplans  nicht  denkbar.  Der  erste  Höhenschichtenplan  wurde  Ton 
mir  im  Jahre  1874  für  die  Grundwässer  des  Rheinthaies  oberhalb  Strass- 
burg  zum  Zwecke  der  Wasserversorgung  dieser  Stadt  construirt. 
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„Die  Ergiebigkeit  eines  Grundwasserstromes  hängt  von  demselben  Ge- 
setz ab,  wie  die  eines  sichtbar  fliessenden  Gewässers;  letztere  wird  aus- 
gedrückt durch  das  Gefälle,  das  Querprofil  und  den  Profilradius.  An  Stelle 
des  Profilradius  tritt  jedoch  für  Grundwasser  die  Durchlässigkeit. 

„üeber  die  Gefällsbestimmung  habe  ich  eben  gesprochen.  Die  Grösse 
des  Querprofils  wird  in  bekannter  Weise  durch  Bohrungen  bestimmt,  i  Für 
die  Ermittelung  der  Durchlässigkeit  wende  ich  folgendes  Verfahren,  an.  Der 
Bohrlochdurchmesser  wird  so  gross  bemessen ,  200  bis  220  mm ,  dass  die 
Bohrung  durch  späteren  Einsatz  eines  Filterkorbes  in  einen  Rohrbrunnen 
verwandelt  werden  kann;  der  Korb  hat  bestimmte  Abmessungen.  Der 
Rohrbrunnen  wird  nun  mittelst  einer  Pumpe  8  bis  12  Stunden  lang  auf 
seine  Ergiebigkeit  beansprucht  und  die  dadurch  bewirkte  Absenkung  des 
natürlichen  Grundwasserspiegels  gleichzeitig  mit  der  Ergiebigkeit  gemessen. 
Dividirt  man  nun  mit  der  Absenkungsgrösse  in  die  Anzahl  der  gewonnenen 
Liter  hinein,  so  findet  man  die  Menge,  die  der  Brunnen  bei  1  m  Absenkung 
des  natürlichen  Spiegels  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  geben  wird  und  ge- 
winnt dadurch  ein  gemeinschaftliches  Maass  der  Durchlässigkeit  der  ein- 
zelnen Bohrorte  auf  dem  Felde.  Das  ist  nicht  ganz  genau;  ich  interpolire 
linear,  während  ich  es  parabolisch  thun  müsste.  Das  ist  aber  neben- 
sächlich. 

„Auf  diese  Weise  erhalte  ich  die  drei  Grössen:  Gefälle,  Mächtigkeit  und 
Durchlässigkeit,  und  mit  Hülfe  von  Erfahrungen,  die  ich  auf  anderen  hydro- 
logischen Untersuchungsfeldern  gesammelt  habe,  bestimme  ich  dann  mit 
ihnen  ungefähr  die  Ergiebigkeit  und  den  hydrologischen  Zustand  des  ganzen 
Feldes. 

„Ich  muss  darauf  verzichten,  die  im  Untergrunde  auftretenden  natür- 
lichen Störungen  und  die  leicht  daraus  hervorgehenden  Irrthümer  des  unter- 
suchenden Hydrologen  zu  besprechen  und  dadurch  die  Gründe  zu  erörtern, 
die  zuweilen  zu  einer  ganz  verschiedenen  hydrologischen  Beurtheilung  des- 
selben Feldes  führen.  Erfolg  und  Misserfolg  wurzeln  nicht  immer  in  den 
natürlichen  Zuständen,  sondern  auch  in  dem  Mangel  an  kritischer  Beob- 
achtungsgabe des  Untersuchenden. 

„Man  hat  sich  nun  vielfach  Mühe  gegeben,  nicht  auf  dem  Wege  der 
Deduction  und  des  Schlusses,  sondern  durch  ein  unmittelbar  dahin  abzielen- 
des Experiment  die  Geschwindigkeit  des  im  Untergrunde  fliessendeu  Wassers 
zu  messen.  Ich  habe  dafür  ein  Verfahren  ausgebildet,  das  mir  in  ein- 
zelnen Fällen  Hülfe  geleistet  hat,  in  anderen  aber  mich  zu  grossen  Irr- 
thümern  hätte  verleiten  können.  Dieses  Mittel  besteht  darin,  dass  man  in 
den  Untergrund  an  einer  bestimmten  Stelle  durch  eine  Bohrung  eine  grosse 
Menge,  100  bis  500  kg,  Kochsalz  einbringt.  Strömt  nun  das  Wasser  im 
Untergrunde,  so  muss  die  Kochsalzlösung  mit  dem  Grundwasser  transportirt 
werden,  und  an  einem  anderen  Orte,  der  ebenfalls  mit  einer  Bohrung  ver- 
sehen ist,  ankommen.  Dort  nimmt  man  in  angemessenen  Zeiträumen  eine 
Probe,  titrirt  sie  auf  Kochsalz  mit  Silbernitrat  und  Kaliumchromat ,  eine 
Untersuchung,  die  ja  in  Zeit  von  zwei  Minuten  vollendet  ist,  und  bestimmt 
die  Zeit.  Aus  der  Kenntniss  von  Zeit  und  zurückgelegtem  Wege  leitet  sich 
die  Grösse  der  natürlichen  Grund  Wassergeschwindigkeit  ab,  doch  nicht  so 
ohne  Weiteres. 
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„Es  sei,  Fig.  4,  a  eine  Bohrung  im  Grundwasser,  die  mit  5  bis  6  Ctr. 
Kochsalz  beschickt  sei.  Das  Salz  wird  in  Lösung  eingebracht  und  diffundirt 
im  Wasser;  dieser  Vorgang  vollzieht  sich  mit  einer  gewissen  Geschwindig- 
keit, der  DifFusionsgeschwindigkeit.  Das  Grundwasser  befinde  sich  im  Ruhe- 
zustande; dann  wird  der  sich  einstellende  Kochsalzgehalt  in  der  Umgebung 
des  Bohrloches  mit  der  Entfernung  vom  Bohrloch  nach  allen  radialen  Rich- 
tungen hin  in  demselben  Grade  abnehmen. 

„Sind  die  Entfernungen  Abscissen  und  die  Kochsalzgehalte  Ordinaten,  so 
wird  sich  das  Diagramm   der  Fig.  4  ergeben  mit  der  Gurve  h  k  k.     Nach 
einiger  Zeit  ist  diese  Curve  in  die  andere,  k^  k,  k,^  übergegangen  u.  s.  f., 
bis  in  hinreichend  langer  Zeit  die  Curve  die  Form  der  geraden  Linie  k„  k„ 
p-     ^  angenommen  hat.    Das  Maximum  des  Kochsalz- 

gehaltes wird  aber  stets  im  Bohrloch  liegen. 
Geht  nun  das  ganze  System  aus  dem  Zustande 
der  Ruhe  in  den  der  Bewegung  über,  wird  also 
aus  dem  stehenden  Grundwasser  flidssendes,  so 
wird  sich  relativ  nichts  ändern.  Vollzieht  sich 
— ^.  die  Bewegung  in  der  Bildfläche  von  links  nach 
[^'  rechts,  so  haben  alle  rechts  vom  Orte  der  Gul- 
mination  gelegenen  Wassermolecüle  die  absolute 
Geschwindigkeit  gleich  der  Summe  von  natür- 
licher Grundwassergeschwindigkeit  und  Difiusionsgeschwindigkeit ,  die  links 
davon  gelegeneu  haben  die  absolute  Geschwindigkeit  gleich  der  Differenz 
dieser  beiden  und  die  in  der  Culmination  liegenden  haben  nur  natürliche 
Grundwassergeschwindigkeit. 

„Man  hat  demnach  nur  nöthig,  aus  der  am  Ankunftsorte  der  Kochsalz- 
lösung liegenden  Bohrung  etwa  halbstündlich  Proben  zu  entnehmen  und 
deren  Kochsalzgehalt  so  lange  zu  bestimmen,  bis  er  sein  Maximum  über- 
schritten hat.  Der  Eintritt  der  Culmination  giebt  dann  die  wahre  Zeit,  die 
das  Grundwasser  gebraucht  hat,  um  mit  natürlicher  Geschwindigkeit  vom 
Aufgabe-  zum  Entnahmeorte  zu  fliessen;  die  mir  ganz  unbekannte  Difiu- 
sionsgeschwindigkeit wird  auf  diese  Weise  eliminirt.  Die  abgeleitete  Ge- 
schwindigkeit bezieht  sich  selbstredend  auf  das  Poren volumen  und  nicht  auf 
den  benetzten  Querschnitt  des  Grundwasserprofils. 

„So  glatt,  wie  ich  die  Sache  hier  dargestellt  habe,  verläuft  sie  nun 
nicht  immer  auf  dem  Versuchsfelde;  denn  nicht  alle  Wasserfaden,  die  senk- 
recht ein  Profil  durchströmen,  haben  gleiche  Geschwindigkeit.  Die  Durch- 
lässigkeit des  Untergrundes  wechselt,  zuweilen  sind  örtlich  verschiedene 
Wasserstockwerke  entwickelt,  die  nur  in  mittelbarem  hydraulischen  Zn- 
sammenhange stehen,  und  die  W^irkung  dieser  Störungen  zeigt  sich  im  Auf- 
treten nicht  einer,  sondern  einer  ganzen  Anzahl  von  Culminationen  im 
Kochsalzgehalt  der  Proben.  Der  Beobachter  ist  dann  ungewiss  darüber, 
welche  von  den  beobachteten  Culminationen  und  der  ihnen  zukommenden 
Zeit  er  der  Rechnung  zu  Grunde  legen  soll. 

„Je  gleichartiger  der  Untergrund  ist,  um  desto  eher  wird  das  Experi- 
ment gelingen  und  ein  Ergebniss  liefern,  aber  selbst  fluviatile  Ablagerungen 
erfüllen  trotz  ihrer  Regelmässigkcit  nicht  immer  die  Vorbedingungen  f&r 
das  Experiment. 
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„Ein  Fehler  wQrde  es  aein,  aas  den  Bohrproben  eineo  Schluss  auf  die 
gleicbmäBaige  Durchläasigkeit  des  Untergrundes  zu  ziehen.  Wer  jemals  aus 
Bohrproben  ein  geologisches  Querprofil  coastruirt  hat  und  später  mit  Picke 
und  Schaufel  dieses  Profil  hat  sichtbar  herstellen  lassen,  wird  wohl  im  All- 
gemeinen Uebereinstimmiiiig  gefunden  haben ,  allein  auch  überrascht  ge- 
wesen sein  von  den  zahlreichen  hydrologisch  wichtigen  Abwechselungen  der 
Durchlässigkeit  in  der  Schichtung.  Der  Bohrer  mengt  eben  das  Material 
nnd  lehrt  nicht  immer  das  Vorhasdensein  von  undurchlässigen  Einlagerungen, 
deren  Mächtigkeit  eine  gewisse  Grenze,  etwa  15  cm,  unterschreitet. 

qSoIcbe  Einlagerungen  sind  aber,  wie  gesagt,  von  hydrologischer  Wich- 
tigkeit. Wie  sie  nicht  allein  den  KochsalzTerBuch,  sondern  auch  die  Gefälls- 
bestimmuDg  stören,  möge  nur  ein  Beispiel  unter  vielen  lehren. 

„In  Fig.  5  stellen  dar ;  die  Linie  h,  h,  die  undurchlässige  Sohle,  die  weisse 
Fläche  durchlässiges  Material  mit  dem  natürlichen  Grundwasserspiegel 
ab,  die  Fläche  b„h„  eine  uc durchlässige  Einlagerung,  die  an  einer  Stelle  h 
auf  der  undurchlässigen  Sobte  unmittelbar  auflagert,  und  1,  2,  3,  4,  5 
Bohrungen,  niedergebracht  bis  auf  die  dargestellte  Tiefe. 

„Auf  den  Strekeü  k„h„  herrscht  keine  Bewegung,  weil  die  durchlässige 
Schicht  in  h  anskeilt,  folglich  stehen  die  Spiegel  der  Bohrungen  4  und  5 
einerseits  und  die  der  Boh- 
rungen 2  und  1  andererseits 
in  derselben  Höhenlage, 
während  das  gesammte  na- 
türliche Grün  dwBBserge  falle 
zwischen  Bohrung  1  und  5 
nun  in  den  Bohrungen  2 
und  4  erscheint.  Nach  den 
Angaben  der  Bobrungen 
herrscht  also  zwischen  Bob- 
rung  4  und  5  Horizontalität 
der  Spiegel,  also  Ruhe' des  Grundwassers,  und  dasselbe  gilt  für  die  Bohrungen 
1  und  2.  Die  zwischen  beiden  Strecken  liegende  Strecke  4  nach  2  zeigt  aber 
Gefälle,  also  auch  Bewegung  des  Grundwassers.  Das  ist  nicht  möglich !  Die 
zwischen  Bohrung  2  und  4  liegende  Bohrung  3  löst  den  Widerspruch.  Würde 
beim  Bohrvorgang  die  nach  Durchbohrung  der  Schicht  h„A„  plätzlich  eingetre- 
tene Spiegelsenkung,  bezw.  Hebung  sorgfaltig  beobachtet  worden  sein,  so  wäre 
der  Irrthum  nicht  entstanden.  Andererseits  ist  es  ein  werthvolles  Correctiv, 
von  falschen  Beobachtungen  auf  Unmöglichkeiten  geführt  zu  werden.  Wer 
also  den  Bohrrorgang  nicht  überwacht  und  einfach  die  Ordre  ertheilt:  bohrt 
ein  20m  tiefes  Loch!  der  darf  sich  nicht  wundern,  wenn  der  Erfolg  ent- 
sprechend ist  der  Oherfiächlichkeit  der  hydrologischen  Behandlung,  die  dann 
aUerdings  dieses  Eigenschaftswort  nicht  mehr  verdient. 

„Das  Gesetz,  das  die  Bewegung  des  Grundwassers  beherrscht,  ist  ausser- 
ordentlich einfach.  Es  rührt  von  dem  französischen  Hydrologen  Darcy  her 
nnd  besagt:  die  Geschwindigkeit  des  Grundwassers  im  Untergrunde  ist  gleich 
einer  Constanten  mal  Gefälle,  dividirt  durch  den  zurückgelegten  Weg. 
Bezeichnen  v  die  Geschwindigkeit,  k  die  Constante,  h  das  Gefälle  für  Zurück- 
legnng  des  Weges  S,  so  ist 
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Das  ist  das  einfache  Darcy'scbe  Gesetz,  mit  dem  man  alle  hydraulischen 
Erscheinungen  im  Untergrunde  beherrscht. 

^Hat  man  nun  gefunden,  duss  ein  Feld  Erfolg  verspricht,  und  dass  man 
vor  sich  und  vor  seinem  Auftraggeber  den  Antrag  verantworten  kann,  das 
Feld  einer  besonderen  und  eingehenden  Untersuchung  im  Sinne  seiner 
zukünftigen  Benutzung  zu  unterwerfen,  so  schreitet  man  zum  Bau  und  der 
Bewirthschaftung  eines  Yersuchsbruunens;  dies  kann  in  verschiedener  Aus- 
dehnung geschehen.  Da,  wo  es  sich  um  die  Beschaffung  von  kleineren  Wasser- 
mengen, etwa  5000  bis  lOOOOcbm  in  einem  Tage  handelt,  wird  man  gut 
thun,  den  Yersuchsbrunnen  so  einzurichten,  dass  er  gleich  die  ganze  gefor- 
derte Menge  sichtbar  fördert.  Man  mag  sagen,  was  man  will,  in  Deductionen 
und  Inductionen  wird  niemals  dieselbe  beweisende  Kraft  liegen,  wie  in  der 
Demonstration.  Wer  das  Wasser  fliesscn  sieht,  ist  doch  von  seinem  Dasein 
viel  mehr  überzeugt,  als  wenn  er  erst  dem  Gange  von  Schlüssen  und  Formeln 
folgen  muss.  Handelt  es  sich  jedoch  darum ,  20  000  bis  30  000  cbm  und 
noch  mehr  zu  beschaffen,  dann  wird  man  den  Yersuchsbrunnen  nicht  für 
den  ganzen  Bedarf  einrichten  können;  das  wäre  viel  zu  theuer.  Man 
beschränkt  sich  dann  darauf,  den  aliquoten  Theil  der  geforderten  Wasser- 
menge  zu  fördern.  Die  Bauformen  der  Yersuchsbrunnen  sind  dieselben,  wie 
man  sie  für  Dauerfassungen  anzuwenden  pflegt:  der  Schachtbrunnen  oder 
der  Rolirbrunnen ;  beide  haben  dieselbe  Wirkungsweise.  Durch  eine  Reihen- 
folge von  Rohrbrunnen  auf  der  Peripherie  eines  grossen  Kreises  von  etwa 
20  m  Durchmesser  stelle  ich  die  Wirkung  eines  Schachtbrunnens  von  gleichem 
Durchmesser  her  und  durch  eine  Reihenfolge  auf  einer  graden  Linie  von 
einigen  100  m  Länge  die  Wirkung  einer  Filtergallerie  gleicher  Länge.  Je  nach 
den  äusseren  Umständen  wird  man  sich  für  das  eine  oder  andere  entscheiden. 

„Ich  bin  nun  allerdings  gezwungen,  Sie  wenigstens  einigermaassen  in 
die  Wirkungsweise  eines  Schachtbrunnens  im  fliessenden  Grundwasser  ein- 
zuführen. Ich  habe  es  ja  schon  an  vielen  Orten  durch  Wort  und  Schrift 
gethan,  aber  ich  bedarf  dieser  Auseinandersetzung  für  den  Zusammenhang. 

„In  Fig.  G  stellen  dar  im  Grundriss:  die  unter  sich  parallelen  graden 
Linien  von  ihrem  oberen  Anfang  bis  zur  Pfeilspitze  die  ursprüngliche  natür- 
liche Strömungsrichtung  des  Grundwassers  und  h  einen  Schachtbrunnen,  aus 
dem  durch  künstliche  Senkung  des  Spiegels  Wasser  gewonnen  wird.  Der 
in  der  Mitte  des  Bildes  liegende  Wasserfaden  a  beendet  jetzt  seinen 
Lauf  im  Brunnen,  ohne  dass  seine  Richtung  in  der  Horizontal projection 
eine  Ablenkung  erleidet.  Der  benachbarte  Faden  a^  wird  dagegen  schon 
abgelenkt  und  in  noch  stärkerem  Grade  erfährt  dies  der  Faden  a^.  Der 
Faden  a^  unterliegt  derselben  Wirkung;  die  Ablenkung  von  seiner  ursprüng- 
lichen Richtung  ist  so  bedeutend,  dass  er  in  einer  der  natürlichen  Strömungs- 
richtung gegensinnigen  Richtung  in  den  Brunnen  tritt.  Den  Faden  Oi  ver. 
mag  der  Brunnen  nur  noch  in  seinem  Lauf  zu  stören ,  ihn  aber  nicht  zum 
Eintritt  zu  bringen ;  er  ist  für  den  Brunnen  verloren,  ebenso  wie  der  Faden  a^ 
und  alle  anderen,  die  noch  weiter  nach  rechts  und  links  liegen.  Der  Brunnen 
beherrscht  demnach  die  Breite  (1:^0  0^;  alles  zwischen  n^üz  natürlich  strömende 
Grundwasser  wird  vom  Brunnen  gewonnen,  alles   darüber  hinaus   liegende 


GrandwuMTvenorgung  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  EuteiBenung.  21 

iat  far  Uta  verloren.     Beiläafig  bemerkt,  ist  es  noch  nicht  geluDgen,  die 
DifiereDtialgleichnng    des  künstlich  erzeugten   Wasserweges   zu   integriren, 
yjg_  8.  und  die  PraKis  hat  dessen  ftuch  nicht  be- 

durft. Ihre  Aufgabe  ist  es,  die  Breite 
.,  A,a,  «,  OjaUj,  die  Ec tn ah meb reite ,  in  jedem  be- 
sonderen Falle  zu  beBtimmen;  dies  ge- 
schieht durch  SpiegelmesBungen,  aus  denen 
man  den  Hohen  schichten  plan  des  abge- 
senkten Grundwasserspiegels  coustmirt 
und  aus  ihm  die  Ström ungsrichtung  und 
die  Ortslage  der  wichtigen  diacreten  Punlrte 
ableitet. 

„Ist  die  En tn ah  meb reite  bestimmt 
undhat  die  vorausgegangene  Untersuchung 
gelehrt,  dasB  die  n-fache  Breite  in  nahezu 
gleicher  hydrologischer  und  geologischer 
Beschaffenheit  zur  Verfügung  steht,  so 
ist  der  inünctive  Schluss  durchaus  be- 
rechtigt: die  vollständige  Ausnutzung  der 
ganzen  verfügbaren  Breite  des  Grundwasserstromes  wird  zum  Gewinn  der 
n- fachen  Menge  des  Versuch sbrunucns  führen. 

„Daas  man  das  thun  kann,  habe  ich  in  Leipzig  nachgewiesen  bei  dem 
Bau  des  zweiten  WaBserwerkes.  Das  erste  WaBBerwerk  hatte  eine  Ergiebig- 
keit von  36  000cbm;  das  zweite,  in  demselben  Gmndwasserstrom  stehende, 
aber  3km  von  jenem  entfernte  Wasserwerk  habe  ich  gebaut,  ohne  irgend 
welchen  Versuchsbrunnen  auf  dem  Felde  niederzubringen ;  nur  eine  dürflige 
Anzahl  von  früheren  Untersuchungen  herrührenden  Bohrungen  stand  zur 
Verfügung  nnd  wurde  benutzt.  Ich  habe  das  zweite  Werk,  das  ungeftlhr 
zwei  Millionen  Hark  kostet,  von  kurzer  Hand  auf  seinen  Standort  gesetzt, 
und  mit  vollem  Erfolg,  wie  die  Erfahrung  gelehrt  hat. 

„Um  auch  die  nothwendige  mathematische  Grundlage  den  Arbeiten  zu 
gehen,  hat  man  Formeln  für  die  Ergiebigkeit  eines  Brunnens  in  Function 
Fig.  7. 


der  Absenkung  festgestellt     Die  Formel  für  einen  artesischen  Brunnen  rührt 
von  Darcy  her 

„In  Fig  7  stellen  dar  aaa  eine  zwischen  undurchlässigen  Schichten 
liegende  durchlässige  Schicht  b  die  artesische  Bohrung  H  die  Hohe  bis  zn 
der  sich  im  Bohrrohre  der  natürliche  'Spiegel  erhebt   und  h  die  durch  Wasser 
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entnabme   erzeugte  kleinere  Höhe.     Bezeichnet  q  die  Ergiebigkeit  und  h 
eine  Gonstante,  so  ist  nach  Darcy: 

q  =  k  (JBT—  Ä). 
„Für  einen  Schachtbrunnen  im  Grundwasser  mit  freiem  Spiegel  gilt 
Fig.  8,  in  der  darstellen:  die  punktirte  Fläche  die  wasserführende  Schicht, 
aufgelagert  auf  undurchlässiger  Sohle  hh,  H  die  natürliche  Wassersäulen- 
höhe, die  sich  im  Brunnen  h  einstellt  und  h  die  durch  künstliche  Senkung 
erzeugte  Höhe;  dann  ist    • 

q  =  Jc  (Ri  —  h^). 
„Diese  Formel  habe  ich  entwickelt.     Mit  diesen  Formeln  habe  ich  dea 
Ergiebigkeitsgang  von  Brunnen  mehrfach  untersucht.    Bei  einem  artesischen. 

Brunnen  in  der  Nähe  toa 
Nürnberg  betrug  die  Ab- 
weichung der  Beobach- 
tung von  der  Rechnun 
—  4  bis  +3  Proc.  De 
Versuchsbrunnen 
Gleisenthale  oberhal 
der  Quellen  des  Hachin— 
gerbaches  bei  Müncheoi 
lieferte  200  Secunden— 
liter  und  die  Fehler- 
schwankten zwischen  +  2  Proc.  Eine  etwa  gleiche  Fehlergrenze  zeigte  der" 
Versuchsbrunnen  für  das  erste  Leipziger  Wasserwerk  bei  Naunhof  mit  einer 
höchsten  Ergiebigkeit  von   120  Secundenliter. 

„Das  Darcy' sehe  Gesetz  und  seine  Ableitungen  sind  also  ausserordent- 
lich sichere  und  werthvoUe  Grundlagen  für  den  Hydrologen,  der  nicht  nur 
mit  dem  Bohrer  und  Nivellirinstrument,  sondern  der  auch  mit  einer  mathe- 
matischen Formel  arbeitet. 

„Meine  Herren,  ich  habe  jetzt  —  ich  werde  mich  ganz  kurz  fassen  — 
noch  etwas  zu  sagen  über  künstliche  Erzeugung  von  Grundwasser,  von  der 
der  vierte  Satz  lautet: 

4.  „die  künstliche  und  sichere  Erzeugung  von  Grundwasser  ist  zwar 
noch  wenig  entwickelt,  verspricht  aber  grosse  Bedeutung  zu  erlangen. 
Nicht  immer  ist  die  Natur  so  gefällig  gewesen ,  Grundwasser  in 
grossen  Mengen  zu  erzeugen.  Da  muss  der  Mensch  nachhelfen.  Einen 
gewissen  Anfang  hierzu  haben  wir  ja  bereits  in  den  Filterwerken 
unserer  bestehenden  Flusswasserversorgungen;  hier  findet  ja  auch  bereites 
eine  bedeutende  Veränderung  der  Beschafl'enheit  des  Oberflächenwassers 
statt.  Die  Zeit,  in  der  sich  der  Filtervorgang  vollzieht,  ist  jedoch  eine  viel 
zu  kurze,  als  dass  sich  eine  durchgreifende  Aenderung  vollziehen  könnte. 
Sie  wollen  bedenken,  dass  bei  Grundwasser  gewöhnlichen  Herkommens,  also 
durch  Meteorwasser  erzeugt,  häufig  Monats-  bis  Jahresfolgen  zwischen  der 
Zeit  liegen,  in  der  das  Grundwasser  eingesickei*t  ist  und  in  der  es  aus  dem 
Untergrunde  entnommen  wird.  Etwas  mehr  würde  man  der  Natur  nahe 
kommen,  wenn  man  in  derselben  Weise,  wie  mau  jetzt  die  Sielwässer  der 
Städte  auf  Rieselfeldern  reinigt,  das  Oberflächenwasser  der  Flüsse,  in  höherem 
Grade   als   bisher,    für   die   städtische  Wasserversorgung  nutzbar    machte- 
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Dami  wird  ea  in  aeiner  cbemtachen,  hTgieniaohen  und  phyaikalischeit 
Be8cbftff«Dhfiit  nacli  und  nach  dem  Grundva^aer  ähnlich  werden.  Nach 
meiner  Schätzung  genügen  einige  Wochen  Aufenthalt  im  Untergründe  dazn. 
„Aber  anaaer  diesen  Anlagen ,  die  wir  alao  uns  erat  künstlich  achafien 
müaaen,  haben  wir  bereita  auch  von  der  Natur  Fingerzeige  für  Grundwaaaer- 
erzeugnng  erhalten.  Die  Grundwaaaererzeuger  aind  die  sichtbar  atrömenden 
FlQsse  and  Bäche. 

„In  Fig.  9  atellen  dar:  der  Linienzug  aa  den  Verlauf  de h  Buscfaunga- 
fusses  der  die  Thalsohle  FF  begrenzenden  Thalflanken  nnd  bb  den  Zug 
eines  in  der  Thalaohle  laufenden  und  in  ihr 
Bcrpentinirenden  Fluaaea  in  der  Richtung  der 
ge&ederten  Pfeile.  Die  Thalaohle  iat,  wie 
fast  immer,  von  den  Alluvionen  des  sie  durch- 
strömenden Flueses  erfüllt.  Wenn  nicht  von 
den  Thalflauken  GrundnBBaer  in  den  Unter- 
grund der  Thalsohle  eintritt,  so  wird  sehr 
häufig,  wenn  auch  nicht  stets,  der  Fluss 
Wasser  in  den  Untergrund  abgeben;  dort 
wird  das  Flusawaaaer  in  Grundwaaaer  über- 
gehen und  dabei  die  Richtung  der  angefie- 
derten Pfeile  Terfolgen.  Dil  wo  letztere  den 
Flusslauf  mehr  oder  minder  schief  krenzen, 
tritt  je  nach  den  Spiegellagen  Grundwasser 
von  oberhalb  in  den  Fluas  wieder  ein,  und 
nnterhalb  wird  Fluaewaaser  nufa  Neue  in  den 
^^  Untergrund  abgegeben;  ein  Theil  des  Grnnd- 
-    '  '  ann  iiuch  unter  der  FlussBohle,  ohne 

^^  aich   mit   dem  Flusawaaaer   zu   mischen,   un- 
verändert auf  das  jenseitige  Ufer  übergehen. 
Im  Allgemeinen  iat  die  Richtung  des  Grund- 
wassers unabhängig  von  der  dea  Flusses  und  abhängig  von  der  des  Bö- 
schungsfussea  der  Thalflanken. 

„In  der  dargestellten  Weise  serpentinirt  z.  B.  die  laar  oberhalb  Pullacb 
bei  Mfinchen  auf  ihrer  200  hia  300m  breiten  Thalsohle,  die  theilweiae  ina 
Tertiär  eingeschnitten  iat.  Die  zwischen  Fluss  und  Böachungafuaa  liegenden 
Gel&nde  haben  ßrtlich  den  Namen  Auen.  Ich  atellte  auf  einer  von  ihnen, 
der  Pupplinger  Au,  die  in  Fig.  9  schematiscb  dargeatellte  Strömungarichtnng 
feat  und  fand ,  dasa  daa  in  den  Untergrund  eingetretene  Isarwasaer  nach 
2  km  eine  Temperatur  von  7-T'C.  bei  21 
8,  während  daa  laarwaaaer  vor  seinem  Ein- 
und  e'C  Härte  hatte.    Aus  dem  learwasser 


Zorücklegnng  eines  Weges  von 
französischen  Härtegraden  beaaa 
tritt  in  den  Untergrund  ITO"  C.  ; 
war  Grundwaaaer  geworden. 

„Dieaea  Verhalten  der  Flüsse  kann  n 
waaser  zn  erzeugen;  allein  die  Sache  mua 
dttlt  werden.  Der  Fluaa  führt  zu  gewisa< 
wenn  nnn  in  der  Nabe  Beines  Ufera  e 

Spiegel  bedeutend  geaenkt  wird ,  so  wird  dos  eintretende  Flusswaaeer  e 
grosse  Ablenkung  erleiden,  und  wenn  örtlich  die  Geschwindigkeit  des  Flusses 


lan  benutzen,  um  kQnatliche  Grund- 
ss  ausserordentlich  vorsichtig  behan- 
len  Zeiten  grosse  Mengen  Schlamm ; 
e  Fassung  erbaut  wird. 
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eine  sehr  kleine  ist,  so  wird  der  Schlamm,  den  es  zu  Zeiten  der  Hochfluth 
führt,  in  den  Untergrund  eindringen  und  nach  Jahresfolgen  den  Untergrund 
vollständig  verstopfen.  Dann  ist  der  natürliche  Filter  unbrauchbar  geworden. 
Darin  wurzeln  auch  diese  schlechten  Erfahrungen,  die  man  mit  natürlicher 
Filtration  in  Wien,  Glasgow,  und  vor  allen  Dingen  in  Lyon,  gemacht  hat. 

„Trotzdem  gehe  ich  jetzt  mit  voller  Sicherheit  an  die  Grundwasser- 
gewinnung auf  dem  Wege  der  natürlichen  Filtration.  Die  nöthigen  Vor- 
sichtsmaassregeln  müssen  nur  beobachtet  werden;  während  des  Betriebes 
muss  man  mittelst  einer  Reihe  von  Spiegelbeobachtungen  stets  wissen,  ob 
und  wie,  wo  und  wann  eine  Verschlammung  sich  etwa  zu  entwickeln  beginnt 
und  eintretenden  Falls  den  Betrieb  so  regeln,  dass  sie  sich  nicht  weiter  ent- 
wickelt. Ich  baue  jetzt  für  Essen  a.  R.  eine  derartige  Anlage,  die  den  aus- 
gesprochenen Zweck  hat,  Ruhrwasser  in  Grundwasser  zu  verwandeln.  Die 
Fassungen  liegen  ungefähr  200  m  vom  Flusse  entfernt,  und  nicht  in  dessen 
unmittelbarer  Nähe. 

„Nachstehende  Fig.  10  zeigt  die  Temperaturäudcrungen,  die  das  Ruhr- 
wasser  auf  seinem  Wege  vom  Pluss  zur  bestehenden  Fassungsanlage  des 


Fig.  10. 
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Wasscrwerks  in  Essen  erleidet.  Im  Sommer 
sinkt  die  Flusswassertemperatur  auf  einer 
Aufangsstrecke  von  37  m  von  21*^  auf  17®  und 
weiterhin  in  noch  etwas  erhöhtem  Maasse. 
Im  Winter  steigt  sie  auf  der  Anfangsstrecke  von  0*5®  auf  7'20;  im  ferneren 
Verlauf  tritt  Mischung  mit  Grundwasser  anderen  Herkommens  ein. 

„Fig.  11  und  12  zeigen  Temperaturdiagramme,  die  ich  aus  dem  Betriebe 
von  Versuchsbrunnen  an  den  Ufern  der  Mulde  abgeleitet  habe. 

„Man  ersieht  hieraus,  dass  kleine  Abstände  vom  Fluss  schon  hinreichen, 
wesentliche  Temperaturabfälle  zu  bewirken.  Auf  die  Beziehungen  zwischen 
Fördermenge  und  Temperaturänderung  kann  ich  hier  nicht  eingehen. 

„Mit  Ueberspringung  des  fünften  Leitsatzes  gehe  ich  zum  Schluss  noch 
an  die  kurze  Besprechung  des  sechsten,  der  da  lautet: 

6.    Im  Allgemeinen    ist    die  Versorgung  durch  Grundwasser  erheblich 
billiger  als  die  durch  Oberflächenwasser  mit  noth wendiger  Filterang. 
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„Ich  muss  mich  darauf  beschränken,  diesen  Satz  nnr  durch  ein  Beispiel 

zu  erläutern,  in  dem  jedoch  viel  beweisende  Kraft  liegt.     In  Breslau  liegt 

die  Absicht  vor,  von  der  Flusswasserversorgung  zur  Grundwasserversorgung 

überzugehen.    Einige  Kilometer  oberhalb  des  jetzt  bestehenden  Wasserwerks 

Fig.  12. 

2^j X.  Temperatur-Diagramm. 

Länge  1:2500. 
Höhe  l®C.  =  3mni. 
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breitet  sich  die  dünn  bevölkerte  Oderthalsohle  aus,  in  deren  AUuvionen 
Grundwasser,  mit  aller  Wahrscheinlichkeit  in  einer  für  Breslau  hinreichenden 
Menge,  fliesst.     Die  Fassung  soll  durch  eine  Reihenfolge  von  Rohrbrunneu 


Fig.   13. 
Kosten- Diagramm 
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in  nahezu  geradliniger  Entwicklung  geschehen;  die  Fassungslängo  ist  abhängig 
von  der  zu  gewinnenden  Menge  und  überschreitet  für  grössere  Mengen 
einige  Kilometer.  Das  gefasste  Wasser  soll  zum  bestehenden  Wasserwerk 
geleitet,  dort  enteisenet  und  von  den  vorhandenen  Maschinen  gefördert 
werden. 
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g  Sowohl  für  Grundwasser-  als  auch  für  Flusswassergewinnung  wurden 
im  Anschluss  an  die  maassgebenden  Zustände  das  Baukapital  und  die  kapita- 
lisirten  Betriebskosten  in  Function  der  Tagesmenge,  als  unabhängig  Variable, 
in  Form  einer  umfassenden  Gleichung  ermittelt.  Das  nachstehende  Diagramm« 
Fig.  13  (a.  V.  S.),  enthält  die  Kosten  für  Tagesmengen  zwischen  0  und 
30  000  cbm. 

,,Die  Kostengleichheit  für  beide  Wassergattungen  stellt  sich  bei  unge- 
fähr 5000  cbm  ein ;  für  kleinere  Mengen  liegt  der  finanzielle  Vorzug  beim 
Oder-  und  für  grössere  Mengen  beim  Grundwasser.  Werden  30  000  cbm 
gewonnen,  was  sicher  möglich  ist,  so  liegt  auf  Seiten  des  Grundwassers  ein 
finanzieller  Vortheil  von  1  300  000  Mk. 

„Man  wird  nun  einwenden:  nicht  immer  liegt  brauchbares  Grundwasser 
unmittelbar  bei  der  Stadt.      Ich  lasse  diesen  Einwand  gelten,   setze   den 
Gewinn  von   1  300  000  Mk.  in  Rohrleitungskosten  um  und  finde ,   dass  die- 
Entfernung  des  neuen  Bezugsortes  vom  bestehenden  Wasserwerk  bis  30  km. 
wachsen  kann,    ehe  der  finanzielle  Nachtheil  auf  Seite  des  Grundwasser — 
bezuges  liegt. 

„Meine  Ilerren,  ich  danke  Ihnen  für  Ihre  Aufmerksamkeit.'^ 

Correferent:  Professor  Dr.  Bernhard  Fischer  (Kiel): 

„Meine  Herren !  Dass  die  gegen  die  Ergiebigkeitund  Nachhaltigkeit^ 
einer  Grundwasserversorgung  so  häufig  erhobenen  Bedenken  im  Allge* 
meinen  keine  Berechtigung  haben,  und  dass   sich   die  Grundwasserver- 
sorgung   im   Durchschnitt  sogar    erheblich    billiger   stellt    als  die 
durch  Oberflächenwasser  mit  nothwendiger  Filterung,  hat  mein  Mitbericht- 
erstatter, Ilerr  Banrath  Thiem,  in  überzeugender  Weise  dargethan.     Seine 
Ausführungen  verdienen  um  so  mehr  Beachtung,  als  sie  sich  zum  grössten 
Theil  auf  den  reichen  Schatz  von  Erfahrungen  stützen,  welche  er  bei  seiner 
vieljährigen   und  umfangreichen  Thätigkeit  als  Grundwassertechniker  ge- 
sammelt hat. 

„Wenn  somit  das  Grundwasser  in  Betrefi'der  Menge  und  des  Kosten- 
punktes unseren  Anforderungen  entspricht,  so  fragen  wir  weiter,  wie  st^ht 
es  mit  seiner  Beschaffenheit?  Besitzt  es  alle  die  Pligen Schäften,  die  wir 
von  einem  zur  Versorgung  geeigneten  Wasser  verlangen?  Erfüllt  es 
zunächst  unsere  vornehmste  Bedingung,  dass  es  keinen  nach- 
theiligen Einfluss  auf  die  menschliche  Gesundheit  ausübt? 

„Von  den  Schädigungen  durch  Gifte,  die  das  Wasser  zuweilen  aus 
dem  Material  der  Leitungen  und  Behälter  aufnimmt,  oder  die  es  mit  den 
Abgängen  gewisser  Gewerbebetriebe  zugeführt  erhält,  können  wir  hier 
füglich  absehen,  da  sie  im  Vergleich  zu  den  durch  Krankheitserreger  her- 
vorgerufenen eine  ganz  untergeordnete  Rolle  spielen  und  sich  bei 
einiger  Vorsicht  leicht  vermeiden  lassen.  Zudem  ist  ihr  Vorkommen  ja  auch 
keineswegs  auf  das  Grundwasser  beschränkt.  Von  Krankheitserregern 
aber  ist  das  Grundwasser,  abgesehen  von  besonderen  Verhält- 
nissen, frei.  So  oft  man  bisher  an  Stellen  mit  gut  filtrirenden  Boden- 
schichten das  Grundwasser  aus  einer  Tiefe  von  nicht  unter  vier  Metern  mit 
der  nöthigen  Vorsicht  entnommen  ]iat,  ist  es  jedes  Mal  als  frei  von  Krank- 
heitserregern nicht  nur,  sondern  auch  von  niederen  Lebewesen  überhaupt 
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fanden  worden.  Derartige  Untersuchungen  sind  bereits  in  grosser  Zahl, 
Tielen  Orten,  zu  den  verschiedensten  Zeiten  und  von  den  verschiedensten 
•rschern  stets  mit  demselben  Ergebniss  ausgeführt  worden.  Schon  die 
fenthümliche  Vertheilung  der  niederen  Lebewesen  und  ihrer  Keime  im 
•den  weist  darauf  hin,  dass  aus  den  in  den  Boden  eindringenden  Nieder- 
ilägen  und  sonstigen  Flüssigkeiten  in  der  Regel  alle  Keime  in  den  obersten 
denschichten  zurückgehalten  werden.  Wo  das  Erdreich  nicht  von  Natur 
8  in  Folge  grösserer  Hohlräume,  Spalten,  Risse  u.  s.  w.  aussergewöhnlich 
rchlässig  ist,  wo  es  nicht  durch  Menschen  oder  Thiere  eine  Lockerung  in 
[nem  Gefüge  erfahren  hat,  wird  bis  zu  etwa  1  m  Tiefe  ein  ausserordent- 
her  Keimreichthum  beobachtet,  der  sich  bei  weiterem  Vordringen  rasch  ver- 
rt,  so  dass  schon  in  3  bis  4m  Tiefe  vollständige  Keimfreiheit  an- 
trofifen  wird.  Der  Boden  besitzt  mithin  ein  ganz  hervorragendes 
Itrationsvermögen,  er  liefert  uns  unter  den  angegebenen  Ver- 
.Itnissen  ein  zu  allen  Zeiten  keimfreies  Filtrat,  während  die 
.ndfiltration,  wie  sie  heutzutage  zur  Reinigung  von  Fluss-, 
e-  und  anderen  Oberflächenwässern  angewendet  wird,  in 
wohnten  Gegenden  auch  in  den  besten  Anlagen  und  bei  sorg- 
Itigstem  Betriebe  aus  dem  mannigfachen  Verunreinigungen 
sgesetzten  Oberflächenwasser  ein  unter  allen  Umständen  von 
fectionsstoffen  freies  Filtrat  nicht  zu  liefern  vermag.  Das  be- 
iisen  nicht  nur  die  bekannten  Untersuchungen  von  Fränkel  und 
efke  über  die  Leistungen  der  Sandfiltration  ^),  die  übrigens  durch  weitere 
itersuchungen  von  Piefke^),  sowie  durch  diejenige  von  Kabrhel')  in 
en  wesentlichen  Punkten  bestätigt  worden  sind,  sondern  vor  allen  Dingen 
)  gerade  in  der  neueren  Zeit  durch  filtrirtes  Flusswasser  gar  nicht  so 
ten  hervorgerufenen  p]pidemieen. 

„Nach  den  gründlichen  und  einwandfreien  Untersuchungen  von 
•änkeP),  Reincke*),  Wallichs"^),  Robert  Koch«),  Pfeiffer')  u.  A. 
nn  darüber  kein  Zweifel  mehr  bestehen,  dass  die  Berliner  Typhus- 
idemie  vom  Jahre  1889,  die  Altonaer  Typhusepidemieen,  die  sich  in 
n  Jahren  1886, 1887,  1888, 1891  und  1892  regelmässig  im  Februar  und  März 
spielten,  die  auf  den  Januar  und  Februar  1893  fallende  Altonaer  Cholera - 
idemie,  der  bekannte  Gholeraausbruch  in  Nietleben,  sowie  die  Ham- 
rger  und  Stettiner  Choleraepidemie  vom  Spätsommer  bezw.  Herbst  1893 
irch  filtrirtes  Oberflächenwasser  zu  Stande  gekommen  sind, 
ider  kann  ich  auf  die  Beziehungen  dieser  Epidemieen  zu  dem  filtrirten 


1)  Zeitschrift  für  Hygiene,  Bd.  VIU. 

•)  8chilling*8  Journal  1891. 

')  Archiv  für  Hygiene,  Bd.  XXH. 

*)  Deutsche  medicinische  WochenBchrift  1888,  8.  642;  „Der  Typhus  in  Ham- 
rg  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Epidemieen  von  1885  bis  1888",  Harn- 
rg  1890;  femer  Deutsche  Viertel j ah rsschrift  für  öffentliche  Gesundheitspflege, 
.  XXVm,  8.  409,  und  Arbeiten  aus  dem  Kaiserlichen  Gesundheitsamte,  Bd.  XI, 
39. 

*)  Deutsche  medicinische  Wochenschrift  1891,  S.  811. 

•)  Zeitschrift  für  Hygiene  und  Infectionskrankheiten,  Bd.  XIV,  S.  392,  Bd.  XV, 
89. 

")  Arbeiten  aus  dem  Kaiserlichen  Gesundheitsamt,  Bd.  11,  8.  98. 
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Oberflächenwasser,  die  übrigens  in  der  klassischen  Abhandlung  von  Robert 
Koch:  „Ueber  Wasserfiltration  und  Cholera^  ^)  eine  lichtvolle  Darstellang 
gefunden  haben,  an  dieser  Stelle  nicht  näher  eingehen,  ich  muss  mich  vielmehr 
darauf  beschränken,  hervorzuheben,  dass  dem  in  der  Regel  explosionsartigen 
Ausbruchder  aufgezählten  Epidemieen  in  jedem  Fall  Störungen  im  Filter- 
betrieb voraufgegangen  waren,  die,  soweit  sie  nicht  direct  erkannt  oder 
nachgewiesen  worden  sind,  schon  aus  dem  regelmässig  stark  erhöhten  Keim- 
gehalt des  Filtrates  ersichtlich  waren.  In  Nietleben  war  der  Betrieb  ein 
höchst  mangelhafter,  in  Hamburg  hatte  ein  Grundbruch  den  Zutritt 
von  unfiltrirtem  Eibwasser  in  den  Reinwassercanal  der  Wasserwerke  ermög- 
licht, sonst  war  die  Betriebsstörung  meist  durch  Frostwirkung  sowie 
durch  Ueberanstrengung  der  Filter  bedingt.  Wenn  sich  nun  auch 
die  Frostwirkung  durch  Verwendung  überdeckter  Filter  vermeiden  Hesse,  so 
wissen  wir,  dass  ganz  ähnliche  Störungen  auch  an  bedeckten  Filtern  durch 
die  Wasserblüthe,  sowie  durch  die  feinsten  thonigen  Theile,  welche  das 
Flusswasser  nach  starken  Regengüssen  oft  in  grossen  Mengen  mit  sich  führt, 
zu  Stande  kommen.  Wir  werden  daher  in  der  Praxis  immer  mit 
Störungen  des  Filterbetriebes,  die  einen  Uebertritt  etwa  gerade 
vorhandener  Infectionsstoffe  in  das  Filtrat  ermöglichen,  za 
rechnen  haben,  abgesehen  davon,  dass  selbst  bei  ganz  geordnetem 
Betrieb  Krankheitserreger  aus  dem  Rohwasser  in  das  Filtrat 
übergehen  können. 

„Wenn  wir  dagegen  Grundwasser  aus  der  keimfreien  Boden- 
zone in  der  Weise  entnehmen,  dass  die  unreinen  Zuflüsse  von 
der  Bodenoberfläche  ebenso  wie  die  ungenügend  filtrirten  aus 
den  höheren  Bodenschichten  fern  gehalten  werden,  was  technisch 
ohne  Schwierigkeit  und  mit  aller  Sicherheit  z.  B.  bei  Anwendung 
der  eisernen  Röhrenbrunnen  zu  erreichen  ist,  dann  haben  wir 
ein  auch  zu  Epidemiezeiten  sicher  von  Krankheitserregern  freies 
Wasser  zur  Verfügung. 

„Wo  die  oberen  Bodenschichten  von  Natur  aus  oder  in  Folge  Um- 
wühlens  durchlässiger  sind,  treffen  wir  natürlich  erst  in  grösserer  Tiefe  auf 
keimfreies  Wasser.  In  vielen  Fällen  ist  alsdann  schon  unter  der  ersten 
oder  einer  der  nächstfolgenden  undurchlässigen  Schichten  keimfreies  Wasser 
vorhanden.  Bei  durch  Umwühlen  gelockertem  Boden  wird  oft  schon  in  geringem 
seitlichen  Abstand  von  den  umgewühlten  Stellen  in  der  gewöhnlichen  Tiefe 
keimfreies  Grundwasser  gefunden.  Wir  können  daher  nicht  nur  in 
nächster  Nähe  der  Ortschaften,  sondern  auch  innerhalb  dersel- 
ben ein  dauernd  von  Krankheitserregern  freies  Wasser  beziehen, 
wenn  wir  die  Fassungen  wasserdicht  bis  in  die  tieferen  keim- 
freien Abschnitte  führen,  oder  wenn  wir  das  Grundwasser  in 
genügender  Entfernung  von  allen  Anlagen  im  Boden,  die  mit 
einer  Auflockerung  desselben  verbunden  sind,  entnehmen  und 
zugleich  dafür  Sorge  tragen,  dass  nicht  etwa  später  in  der  Nähe 
der  Fassung  solche  Anlagen  gemacht  werden. 

„Ob  das  Wasser  den  keimfreien  Bodenabsohnitten  entstammt 


^)  ZeitsclirifT  für  fly<rn'iie  iiml  IiitVctioiiskranklu*iT«Mi.     IM.  XIV,  S.  392. 
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und  vor  ungenügend  filtrirten  Zuflüssen,  mit  denen  gelegentlich 
auch  Krankheitserreger  zugeführt  werden  könnten,  geschützt 
ist,  lässt  sich  unter  Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse, 
insbesondere  der  Bodenbeschaffenheit  und  der  Fassungsanlage 
durch  die  bacteriologische  Untersuchung  mit  aller  Sicherheit 
entscheiden. 

„Die  hervorragend  filtrirende  Wirkung,  welche  der  Boden  entfaltet,  ist 
zurückzuftihren  auf  die  Engporigkeit,  sowie  auf  die  grosse  Langsamkeit, 
mit  der  sich  das  in  den  Boden  versickernde  Wasser  nach  der  Tiefe  bewegt. 
Dauert  es  doch  nach  den  bekannten  Untersuchungen  von  F.  A.  Hof  mann 
in  Leipzig  unter  den  gewöhnlichen  Verhältnissen  mehrere  Jahre,  bis  die  in 
den  Boden  eintretenden  Niederschläge  das  Grundwasser  erreichen. 

„Bei  diesem  langsamen  Vordringen  erfährt  das  Wasser  nun  allerlei 
Veränderungen,  die  zumeist  seine  Güte  und  Brauchbarkeit  erhöhen.  Aufge- 
schwemmte und  gelöste  Bestandtheile ,  die  das  Regenwasser  aus  der  Luft 
oder  von  der  Bodenoberfläche  als  Verunreinigung  aufgenommen,  und  die 
eine  Trübung,  Färbung,  Geruch  oder  Beigeschmack  bedingen  und  zugleich 
das  Wasser  zu  einem  unappetitlichen  machen,  werden  bekanntlich  vom 
Boden  zurückgehalten,  aufgesogen  oder  zerstört,  so  dass  meist  das  Grund- 
wasser eine  reine,  klare,  farblose,  von  Geruch  und  Beigeschmack  freie 
Flüssigkeit  bildet.  Ausserdem  nimmt  das  Wasser  die  Temperatur 
der  umgebenden  Bodenschichten  an  und  erlangt  damit,  wenn  wir 
es,  wie  gewöhnlich,  aus  einer  Tiefe  von  nicht  unter  5ra  ent- 
nehmen, eine  das  ganze  Jahr  hindurch  annähernd  gleiche  Tem- 
peratur von  etwa  9  bis  11°  C,  die  wir  an  einem  Trinkwasser  be- 
sonders schätzen,  und  die  uns  das  Wasser  namentlich  in  der 
wärmeren  Jahreszeit  wegen  seiner  erfrischenden  Wirkung  zu 
einem  wahren  Genussmittel  macht.  Dagegen  ist  das  von  der 
Aussenwärme  abhängige  Oberflächenwasser,  dessen  Temperatur 
durch  die  Sandfiltration  nur  ganz  unbedeutend  verändert  wird,  im  Winter 
zu  kalt,  im  Sommer  aber  zu  warm,  so  dass  es  die  erfrischenden  Eigen- 
schaften des  Grundwassers  vermissen  lässt.  Einrichtungen  aber,  die  es  ge- 
statten, das  filtrirte  Oberflächenwasser  in  einfacher  Weise  auf  die  gewünschte 
Temperatur  zu  bringen,  sind  bisher  noch  nicht  bekannt  geworden. 

„Wir  sehen  also,  das  Wasser  wird  bei  seiner  Wanderung  durch 
den  Boden  in  der  Regel  nicht  nur  keimfrei,  sondern  auch  sonst 
geläutert  und  veredelt,  derart,  dass  es  auch  unserer  zweiten  An- 
forderung an  ein  Trinkwasser  entspricht,  wonach  das  Wasser 
wohlschmeckend  und  appetitlich  sein  soll.  Die  Appetitlichkeit  eines 
Wassers  wird  beeinflusst  durch  unsere  Vorstellungen  von  der  Herkunft  des 
Wassers.  Wir  müssen  daher  mit  unseren  Fassungsanlagen  in  genügender 
Entfernung  von  Unrathbehältern  und  Unrathansammlungen  bleiben  und 
dafür  Sorge  tragen,  dass  nicht  die  nächste  Umgebung  unserer  Brunnen 
durch  Dung  und  anderen  Unrath  so  stark  verunreinigt  wird,  dass  der 
Boden  seine  reinigende  Thätigkeit  dem  Wasser  gegenüber  nicht  mehr  ge- 
nügend entfalten  kann. 

„Das  Wasser  nimmt  bei  seinem  Durchtritt  durch  den  Boden 
aber  auch  allerlei  Stoffe  auf.     Es  befinden  sich  darunter  solche,  von 
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denen  man  annimmt,  dass  sie  die  Genussfahigkeit  desselben  steigern,  wie 
beispielsweise  die  Kohlensäure  und  gewisse  Salze,  während  manche,  wie  s.  B. 
die  Chloride,  in  grösserer  Menge  das  Wasser  unbrauchbar  machen,  wieder 
andere  aber  wie  z.  B.  die  Härte  machenden  Substanzen,  ferner  Eisen-  und 
Schwefelwasserstoff,  sobald  ihre  Menge  eine  gewisse  Höhe  erreicht,  der  un- 
mittelbaren Verwendung  des  Wassers  als  Trink-  und  Brauchwasser  ent- 
gegen stehen. 

„Uns  interessirt  an  dieser  Stelle  am  meisten  das  Eisen.  In 
Verbindung  mit  Schwefelwasserstoff  wird  dasselbe  bei  uns, 
namentlich  in  der  norddeutschen  Tiefebene  —  aber  auch  in  den  uns  be- 
nachbarten Ländern  —  ausserordentlich  häufig  im  Wasser  der 
Tiefbrunnen  und  ebenfalls  nicht  selten  in  denjenigen  der  Flach- 
brunnen angetroffen.  Die  Aufnahme  dieser  Stoffe  denkt  man  sich  ge- 
wöhnlich folgendermaassen :  Eisen  findet  sich  im  Boden  weitverbreitet  haupt- 
sächlich in  der  Form  von  Silicaten,  Phosphaten,  Carbonaten,  aber  auch  als 
Oxydhydrat  u.  s.w.  Die  Kohlensäure,  welche  das  Wasser  bei  seinem  Durch- 
tritt durch  den  Boden  aufnimmt,  befähigt  dasselbe,  die  verschiedensten 
Gesteine,  darunter  auch  die  eisenhaltigen,  anzugreifen  und  zugleich  die  bei  der 
Zerlegung  freiwerdenden  Eisenverbindungen  in  der  Form  von  doppeltkohlen- 
saurem Eisenoxydul  zu  lösen.  Bei  der  Aufnahme  von  Eisen  aus  dem 
Boden  spielen  auch  die  organischen  Substanzen  eineganz  wesent- 
liche Rolle,  wie  dies  von  F.  A.  Hofmann  in  Leipzig  bereits  am  Ende  der 
siebziger  Jahre  durch  entsprechende  Versuche  festgestellt  ist  ^).  Die 
organischen  Substanzen  bilden  einmal  die  Hauptquelle  für  die  Kohlen- 
säure im  Boden,  deren  gesteinzersetzende  Wirkung  und  Bedeutung  als 
Lösungsmittel  bereits  hervorgehoben  ist.  Dann  gehen  die  den  organi- 
schen Stoffen  entstammenden  Humussäuren  mit  dem  Eisen  lösliche  Ver- 
bindungen ein,  und  schliesslich  vermögen  die  organischen  Substanzen  den 
zu  ihrer  Oxydation  erforderlichen  Sauerstoff,  sobald  freier  Sauerstoff  nicht 
zur  Verfügung  steht,  anderen  sauerstoffreichen  Verbindungen  zu  entziehen 
und  so  beispielsweise  die  Eisen oxyd  Verbindung  in  die  niedrigere  Oxydations- 
stufe überzuführen,  in  der  sie  von  kohleusäurehaltigem  Wasser  gelöst 
wird. 

„Auch  den  schwefelsauren  Salzen,  von  denen  das  Grundwasser  nament- 
lich Gyps  in  der  Regel  gelöst  enthält,  wird  Sauerstoff  von  den  organischen 
Substanzen  entzogen,  so  dass  Sulfide  entstehen,  die  sich  mit  Kohlensäure 
zu  Schwefelwasserstoff  und  kohlensauren  Salzen  umsetzen.  Es  wird  jetzt 
verständlich,  warum  wir  in  dem  Grundwasser  neben  dem  Eisen  Schwefel- 
wasserstoff als  ständigen  Begleiter  antreffen. 

„Wo  der  Boden  in  seinen  oberen  Schichten  viel  organische  Stoffe  ent- 
hält, wo  er  mit  Pfianzenresten  reichlich  durchsetzt  ist,  wo  in  demselben 
Moorvegetationen  und  Torfeinlagerungen  vorkommen,  ist  das  Wasser  oft  schon 
in  geringem  Abstand  von  der  Oberfläche  Sauerstoff  frei,  mit  Kohlensäure 
beladen  und  zugleich  reich  an  gelösten  organischen  Substanzen,  so  dass  es 
eine  zur  Aufnahme  von  Eisen  aus  dem  Boden  in  hohem  Maasse  geeignete 


^)  Die  Wasserveraorgung  der  Stadt  Leipzig.    Gutachten,  dem  Bath  der  Stadt 
Leipzig  vorgelegt.     Leipzig  1877. 
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FlüBsigkeit  bildet.  Man  macht  dementsprechend  häufig  die  Wahrnehmung, 
dass  das  unter  Moor-  und  Torfschichten  stehende  Wasser  Eisen  und 
SchwefelwaBserstoff,  ersteres  zuweilen  in  sehr  grossen  Mengen  enthält. 
Moor-  und  Torfboden  sind  reich  an  Eisen  und  Schwefel,  aber  auch  die  bei 
uns  gewöhnlich  die  wasserführende  Schicht  bildenden  diluvialen  Sande  und 
Kiese  enthalten  beide  Stoffe. 

„Wenn  das  sauerstofffreje  und  mit  Kohlensäure  beladene  Tiefbrunnen- 
wasser Eisen  und  Schwefelwasserstoff  enthält,  so  ist  das  nach  dem  Mitge- 
theilten  wohl  verständlich,  dagegen  vermögen  wir  noch  nicht  genau  zu 
sagen,  wie  es  kommt,  dass  das  eine  Tiefbrunnenwasser  eisenhaltig  ist,  ein 
anderes,  vielleicht  in  nächster  Nähe,  aus  gleicher  Tiefe  entnommenes  aber 
nicht.  Ob  hier  ebenfalls  die  organischen  Stoffe  betheiligt  sind,  oder  ob  hier 
vielleicht  der  Kalkgehalt  des  Bodens  von  Bedeutung  ist,  insofern  kohlen- 
saurer Kalk  der  Aufnahme  von  Eisen  aus  dem  Boden  entgegen  wirken  soll, 
wie  Einige  meinen,  muss  zunächst  dahingestellt  bleiben.  Das  Grundwasser 
in  der  norddeutschen  Tiefebene  ist  keineswegs  überall  eisenhaltig.  So 
sollen  beispielsweise  die  von  Thiem  erbauten  Wasserwerke  Harburg  und 
Greifswald  ein  vollständig  eisenfreies  Grundwasser  liefern,  und  hat  auch 
die  Stadt  Kiel  früher  aus  dem  sogenannten  Eisenbahneinschnitt  ein  eisen- 
freies Grundwasser  bezogen^). 

„Die  eisenhaltigen  Grundwasser  haben  gewöhnlich  eine 
eigenartige  Zusammensetzung,  insofern  sie  neben  Eisen  und  Schwefel- 
wasserstoff regelmässig  kleine,  zuweilen  gar  nicht  unbeträchtliche  Mengen 
von  Ammoniak,  dagegen  meist  gar  keine  salpetrige  und  keine  Salpetersäure 
enthalten.  So  lange  das  Wasser  noch  nicht  mit  der  Luft  in  Berührung  ge- 
kommen ist,  erweist  es  sich  als  frei  von  Sauerstoff.  Das  Eisen  hat  man  in 
der  Form  von  kohlensaurem  Eisenoxydul,  neben  welchem  oft  phosphorsaures 
Eisenoxydul  vorkommt,  in  Kohlensäure  gelöst  und  zwar  in  Mengen  bis  zu 
100  mg  und  mehr  im  Liter  angetroffen,  meist  enthält  das  Grundwasser 
aber  nur  1  bis  3  mg  Eisen.  Tiefbrunnen  zeigen  im  Allgemeinen  einen 
geringeren  Eisengehalt  als  Flachbrunnen.  Der  Eisengehalt  wechselt  nach 
der  Oertlichkeit,  lässt  aber  auch  zeitliche  Schwankungen  erkennen.  Von 
F.  A.  Hof  mann  ^)  wurden  Steigerungen  des  Eisengehaltes  nach  stärkeren 
Regen  und  Ueberschwemmungen  beobachtet  und  auf  eine  Auslaugung  des 
Bodens  oberhalb  der  vom  Grundwasser  bespülten  Schichten  zurückgeführt. 
In  ähnlicher  Weise  erkläre  ich  mir  eine  hochgradige  Steigerung  des  Eisen- 
gehaltes, welche  sich  innerhalb  weniger  Wochen  bei  dem  Wasser  der  Poggen- 
brügger  Fassung  in  Kiel  vollzog.  Hier  trat  die  Zunahme  des  Eisengehaltes 
ein,  als  nach  mehrmonatlichem  intensivem  Pumpen  die  Wasserentnahme 
beschränkt  wurde,  und  in  Folge  dessen  der  vorher  stark  abgesenkte  Grund- 
wasserspiegel sich  wieder  gehoben  hatte.  Der  Eisengehalt  stieg  von  1  auf 
13  mg  Fe  0,  und  gleichzeitig  der  Schwefelsüuregehalt  von  etwa  30  auf  212  mg, 
während  der  Gehalt  an  Kalk  und  Magnesia  sich  annähernd  verdoppelte. 
Wenn  hier  die  Annahme  richtig  ist,  dass  das  Grundwasser  aus  den  eine 
Zeit  lang  von  der  Luft  durchsetzten  Bodenschichten  mehr  Eisen,  Schwefel- 

^)  Festschrift  der  Stadt  Kiel,  gewidmet  der  XXI.  Yersamml.  des  Deutschen 
Vereins  für  ötfentliche  Gesundheitspflege,  S.  100. 
*)  a.  a.  0. 
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säure  u.  s.  w.  ausgelaugt  hat,  so  erscheint  es  rathsam,  bei  eventuellen 
Pump-Versuchen  zur  Feststellung  der  Ergiebigkeit  stärkere 
Grundwasserschwankungen  thunlichst  zu  vermeiden^). 

„Der  Schwefelwasserstofifgehalt  unterliegt  ebenfalls  örtlichen  und  zeit- 
lichen Schwankungen ,  ist  aber  in  der  Regel  nicht  so  hochgradig ,  dasa  man 
ihn  mit  Hülfe  von  Bleipapier  nachzuweisen  vermöchte.  Von  den  übrigen 
Bestandtheilen  sind  die  organischen  Substanzen  in  eisenhaltigen  Wässern 
von  Flachbrunnen  regelmässig,  aber  auch  bei  Tiefbrunnen  häufig  reichlich 
vertreten.  Manche  Beobachtungen  machen  es  wahrscheinlich,  dass  neben 
den  am  häufigsten  vorkommenden  eisenhaltigen  Wässern  von  der  beschrie- 
benen typischen  Zusammensetzung  auch  noch  gelegentlich  anders  zusammen- 
gesetzte vorkommen.  So  hat  Lübbert^)  bei  dem  von  ihm  untersuchten 
Wasser  kleine  Mengen  von  Sauerstoff  neben  dem  Eisenoxydul  beobachtet. 
Der  Schwefelwasserstoff  verleiht  dem  Wasser  den  bekannten 
üblen  Geruch  nach  faulen  Eiern,  sowie  einen  fauligen  Beige- 
schmack, das  Eisen  ausserdem  einen  tintenartigen  Beigeschmack. 
Wichtiger  als  dieser  üble  Geruch  und  Geschmack,  an  welchen  sich,  falls 
sie  nicht  zu  stark  sind,  die  Menschen  crfahrungsgemäss  leicht  gewöhnen, 
sind  die  durch  das  Eisen  bedingten  Trübungen  und  Abschei- 
dungen.  Das  im  Augenblick  der  Entnahme  aus  dem  Brunnen  regelmässig 
völlig  klare  Wasser  trübt  sich,  wenn  es  eine  Zeit  lang  an  der  Luft  gestanden 
hat,  und  scheidet  allmälig  den  grössten  Theil  seines  Eisens  als  Eisenoxyd- 
hydrat (Eisenocker)  aus.  Schon  nach  kurzem  Stehen  an  der  Luft  pflegt 
der  Schwefelwasserstoff  verschwunden  zu  sein.  Manche  Wässer  trüben  sich 
schon  nach  wenigen  Minuten,  bei  anderen  dauert  es  länger,  bis  zu  einigen 
Stunden.  Die  anfangs  bläulichweisse,  gleichmässige  Trübung,  die,  an  Stärke 
zunehmend,  schliesslich  in  eine  mehr  bräunliche  und  zugleich  flockige  über- 
geht, verschwindet  bei  manchen  Wässern  innerhalb  weniger  Tage,  bei 
anderen  erst  nach  zwei  bis  drei  Wochen  unter  Bildung  eines  mehr  oder 
minder  reichlichen,  dunkleren  oder  helleren,  rostfarbenen  Bodensatzes.  Auch 
bei  Wasser  mit  massigem  Eisengehalt  wird  die  Trübung  nach  einigem 
Stehen  eine  so  starke,  dass  sie  von  dem  Genüsse  und  der  Ver- 
wendung des  Wassers  abschreckt. 

„Die  durch  die  Eisenausscheidung  bedingten  Störungen 
machen  sich  natürlich  da  mehr  bemerkbar,  wo  das  Wasser  nicht  sofort 
nach  der  Entnahme  zur  Verwendung  gelangt,  wo  es  in  Gefassen  und  Be- 
hältern eine  Zeit  lang  aufbewahrt  wird,  wie  das  hauptsächlich  bei  cen- 
tralen Versorgungsanlagen  der  Fall  ist.  Hier  verweilt  das  Wasser, 
nachdem  es  bereits  in  der  Pumpe  und  später  in  den  Sammelbehältern  mit 
Luft  in  Berührung  gekommen  war,  immer  eine  Zeit  lang  innerhalb  der 
Anlage,  so  dass  es  zu  einer  zunehmenden  Ablagerung  von  Eisenocker  daselbst 
kommt.  Regelmässig  siedelt  sich  in  dem  eisenhaltigen  Wasser 
nach  einiger  Zeit  der  sogenannte  Brunnenfaden,  die  Crenothrix 
polyspora,  jene  farblose,  sich  mit  Eisen  inkrustirende  Alge  an,  die  durch 


*)  Festschrift  der  Stadt  Kiel,   gewidmet  der  XXI.  Versamml.  des  Deutschen 
Vereins  für  öflfentl.  Gesundheit-^pfleue,  R.  108. 

2)  Zfitsrhrift  für  Hytrieue  u.  IiLfectionski*nnkl leiten,  Bd.  XX. 
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ihre  massenhafte  Vermehrung  zur  Steigerung  der  Trübungen,  ausser- 
dem aber  nach  Proskauer^)  zu  einer  Verfilzung  der  abgeschiedenen 
Eisenschlammmassen  und  damit  zu  einem  festeren  Haften  der- 
selben an  der  Wandung  der  Röhren  und  Behälter  führt.  Von  Zeit 
zu  Zeit  werden  dann  diese  abgelagerten,  mit  Crenothrix  untermischten 
Eisenschlamm massen  losgerissen,  und  wird  alsdann  das  an  und  für  sich 
schon  getrübte  Wasser  durch  diese  Beimischung  noch  unappetit- 
licher. Auch  verbietet  sich  seine  Verwendung  zum  Waschen 
wegen  der  sich  bildenden  Rostflecke,  und  ist  es  ebenfalls  für 
gewisse  Gewerbebetriebe,  namentlich  Stärke- und  Zuckerfabriken,  nicht 
zu  verwerthen.  In  Folge derfortgesetzten  Eisenablagerung  kommt 
es  zu  einer  Verengerung  der  Röhren,  und  beiden  kleineren  der  Haus- 
leitungen nicht  selten  zu  einer  Verstopfung  und  damit  häufig  zu  Be- 
triebsstörungen. 

„Die  geschilderten,  mit  der  Verwendung  eisenhaltigen  Wassers  zur 
centralen  Versorgung  verbundenen  Unannehmlichkeiten  und  Störungen 
führten  früher  oft  zu  den  lebhaftesten  Klagen  Seitens  der  Consumenten,  so 
dass  sich  manche  Städte,  wie  beispielsweise  Berlin  und  P'rankfurt  a.  0.,  seiner 
Zeit  genöthigt  sahen,  auf  das  Grundwasser  überhaupt  zu  verzichten,  andere 
aber,  wie  Leipzig  und  Halle,  neue  Brunnen  anlegen  mussten,  um  ein  weniger 
eisenhaltiges  Wasser  zu  erlangen. 

„Berechtigten  somit  die  dem  eisenhaltigen  Wasser  anhaften- 
den Mängel  früher  in  der  That  zu  einem  Verzicht  auf  dasselbe, 
so  ist  das  heutzutage  nicht  mehr  der  Fall,  da  wir  durch  eine  ein- 
fache, mit  verhältnissmässig  geringen  Kosten  verbundene  Be- 
handlung Eisen  und  Schwefelwasserstoff  aus  dem  Wasser,  bei 
Erhaltung  der  werthvollen  Eigenschaften  des  Grundwassers, 
entfernen  können. 

„Alle  bisher  bekannt  gewordenen  Euteisenungsverfahren 
gehen  darauf  aus,  das  Eisen,  nachdem  es  in  eine  unlösliche  Form 
übergeführt  ist,  mechanisch  — meist  durch  Filtration  —  zurück- 
zuhalten. Die  Ausfällung  erreicht  man  entweder  durch  Oxydation,  oder 
durch  Entziehung  von  Kohlensäure.  Im  ersteren  Falle  entsteht  das 
unlösliche  Elisenoxyd,  im  letzteren  muss  das  Eisen  wegen  Entziehung  seines 
Lösungmittels  ausfallen.  Die  Oxydation  kommt  durch  Sauerstoff-  bezw. 
Luftzufuhr  zu  Stande.  Die  Kohlensäure  kann  man  durch  Kochen  aus- 
treiben, durch  eine  kräftige  Saugwirkung  beseitigen,  von  porösen  Körpern 
aufsaugen  lassen,  oder  durch  Chemikalien,  beispielsweise  durch  Kalk, 
binden. 

„Bei  den  meisten  Verfahren  findet  sowohl  eine  Oxydation,  als  auch 
«ine  Entziehung  von  Kohlensäure  statt.  Selbst  bei  der  geschilder- 
ten freiwilligen  Eisenausscheidung  beobachtet  man  neben  der 
Sauerstoff  auf  nähme,  ohne  welche  die  Eisenausscheidung  in  diesem  Falle 
gar  nicht  vor  sich  geht,  auch  eine  Kohlensäureabgabe,  und  greifen 
die  beiden  Vorgänge  so  in  einander,  dass  es  zunächst  nicht  möglich  ist,  zu 
entscheiden,   ob   die  Oxydation  oder  die  Kohlensäureabgabe  die   Eisenaus- 


*)  Zeitschrift  für  Hygiene,  Bil.  IX,  S.  15». 
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Scheidung  einleitet.  Nach  Dunbar  ^).  entsteht  bei  der  fireiwilligen  EaBenmiu- 
scheidung  durch  Abgabe  Ton  Kohlensäure  sun&chst  EisenoxydiiniydntY 
welches  durch  Sauerstoffaufnahme  allmälig,  unter  Bildung  gewisser  Zwischen- 
stufen, in  das  Oxydhydrat  (Eisenocker)  übergeht. 

„Bei  der  freiwilligen  Eisenausscheidung  wird  keineswegs 
alles  Eisen  ausgefällt.  Auch  wenn  der  Process  völlig  abgelaufen  ist 
und  das  Wasser  nunmehr  dauernd  klar  bleibt,  enthält  dasselbe  noch  einen 
Theil  Eisen  gelöst.  Nach  Dunbar  ^)  giebt  es  Grundwässer  mit  einem  Ge- 
halt von  mehreren  Milligramm  Eisen,  die  selbst  bei  wochenlangem  Stehen 
an  der  Luft  nicht  trüben.  Sie  scheinen  aber  selten  zu  sein  und  eine  von 
den  gewöhnlichen  eisenhaltigen  Wässern  abweichende  Zusammensetzung  zu 
besitzen  3). 

„Es  liegt  nahe,  den  Vorgang  der  natürlichen  Eisenausscheidung  durch 
eine  möglichst  innige  Berührung  der  einzelnen  Wassertheilchen  mit  der 
Luft  thunlichst  zu  beschleunigen.  Der  Erste,  der  in  dieser  Weise  mit 
Erfolg  vorgegangen  zu  sein  scheint,  war  der  auf  dem  Gebiete  der  Grund- 
wasserversorgung hochgeachtete  Baurath  Salbach ^)  in  Dresden.  Bereits 
im  Jahre  1868  gelang  ihm  nach  seiner  Aussage  versuchsweise  die  Reinigung 
des  eisenhaltigen  Leitungswasser  in  Halle  „mittelst  Durchlüftung  desselben 
in  einem  mit  grob  geschlagenen  Kies  angefüllten,  au^"  seiner  Sohle  mit 
einem  Siebe  versehenen  Kasten,  unter  welchem  ein  Sandfilter  angebracht 
war."  Salbach^s  Verfahren  wurde  nicht  weiter  bekannt  und  auch  nicht 
in  die  Praxis  eingeführt. 

„Im  Jahre  1886  erreichte  Anklamm^)  bei  seinen  Enteisenungsver- 
suchen auf  dem  Tegeler  Wasserwerke  die  Befreiung  des  Wassers  vom  Eisen, 
die  durch  Sandfiltration  allein  nicht  zu  Stande  kam,  als  er  das  eisen- 
haltige Wasser  über  treppenartig  angeordnete  Bretter,  in  einem  dünnen 
Schleier  bezw.  tropfenartig,  im  Ganzen  60  cm  hoch  abstürzen  Hess,  bevor 
es  durch  Feinsand  filtrirt  wurde.  Die  gelungene  Enteisenung  wurde  in  dem 
damaligen  Bericht  ausdrücklich  auf  die  durch  innige  Berührung  der  Luft 
mit  dem  Wasser  bewirkte  chemische  Umwandlung  zurückgeführt.  Trotz- 
dem giug  Berlin,  wie  erwähnt,  zur  Oberflächenwasserversorgung  über, 
weil  nach  Anklamm's  Versuchen  eine  häufigere  Reinigung  der  Filter 
nöthig  war  als  bei  der  Filtration   von  Seewasser,  und  weil  auch  durch  die 


*)  Zeitschrift  für  Hygieue  u.  InfectionFkrankheiten,  Bd.  XXU,  S.  95. 

*)  a.  a.  O.,  8.  105. 

5)  Nachtrag.  Ein  kürzlich  von  mir  untersuchtes  Brunnenwasser  von  schwach 
saurer  Reaction  mit  120  mg  FeO  im  Liter  blieb,  nachdem  die  freiwillige  Eisen- 
auascheidung  innerhalb  einer  Woche  abgelaufen  war,  bei  weiterem  Stehen  an  der 
Luft  dauernd  klar,  obwohl  es  noch  56  mg  Eisen  gelöst  enthielt.  Der  grösste  Theil 
des  Eisens  bestand  hier  aus  schwefelsaurem  Eisenoxydul.  Die  känstliche  Entfer- 
nung dieses  Wassers  gelang  nach  Laboratoriumsversuchen  nicht  nur  mittelst  des 
Kröhnke 'sehen  (S.  98),  sondern  auch  mittelst  des  Piefke*schen  Verfahren«  (8.  90) 
vollständig,  während  eine  Behandlung  mit  phosphorsaurem  Kalk  nach  Lübbert 
(8.  100)  hier  gar  keinen  Erfolg  hatte. 

*)  Bericht  über  die  Erfahrungen  bei  Wasserwerken  und  Grundwasserver- 
sorgung, Dresden  1893. 

^)  Bericht  über  die  üntei*suchung  des  Tegeler  Wassers,  erstattet  von  der 
Direction  der  städtischen  Wasserwerke,  Berlin  1881.  Femer:  Journal  für  Gas- 
beleuchtung und  Wasserversorgung,  1892,  8    517. 
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erforderticbe  stärkere  Hebung  dea  Wassers  höhere  Betriebskosten  bedingt 
wurden.  AuBserdem  fflrchtete  man,  daes  bei  der  Behandlung  das  Gmnd- 
wnsser  a«ine  gleich  massige  Temperatur  einbüssen  würde,  und  war  man 
nicht  sicher,  ob  nicht  diu  Crenothrix keime  darch  das  Filter  bindurcli- 
wftchsen  und  die  Trübungen  und  Ausscheidungen  in  der  Leitung  unver- 
ändert fortdauern  könnten.  Die  letzteren  Befürchtungen  waren  gewiss  nn- 
begrQndet,  denn  wir  werden  sehen,  dass  das  Wasser  durch  die  Lüftung 
und  Filtration  in  seiner  Temperatur  nur  ganz  unwesentlich  verändert  wird. 
Ausserdem  wissen  wir  jetzt,  dass  die  Crenothrix  nicht,  wie  man 
fraher  wohl  Termuthete,  die  Ursache  der  Eisenausscheidung,  son- 
dern vielmehr  eine  Folgeerscheinung  des  Eisengebaltes  bildet, 
und  dass  mit  der  Beseitigung  des  Eisens  auch  die  Crenothrix  aus 
der  Leitung  verschwindet,  wie  das  beispielsweise  in  Kiel  nach  Inbe- 
triebnahme der  Enteisen uDgs anläge  durch  die  Untersuchung  direct  fest- 
gestellt ist')-. 

„Auch  das  Anklamm'sche  Verfahren  wurde  nnr  wenig  bekannt. 
Seiner  Einführung  in  die  Praxis  war  wobi  am  Meisten  die  sehr  umständ- 
liche Filtration  hinderlich. 

„Dagegen  zeichnete  sich  das  von  Oesten  °)  angegebene,  im  Jabre  1890 
veröffentlichte  Enteisennngsverfahren ,  welches  durch  die  nebenstehende 
Abbildung  (Fig.  14)  veranschaulicht  wird,  durch  seine  ausserordentliche  Ein - 
Fig.  1*. 


fachheit  aus,  und  bildete  es  zugleich  den  Ausgangspunkt  für  die  Entwicke- 
ln ng  der  Enteisenung stechnik.  Das  Grundwasser  fällt  durch  Brausen 
regenartig  vertheilt,  etwa  2  m  hoch  auf  den  Wasserapiegel  des  Filter- 
behalten  und  tritt  durch  die  30  cm  hohe  Eiesschicht  von  Graupenkom- 
gröBse  in  den  darunter  befindlichen,  mit  der  Reinwasserabth eilung  verbun- 


')  Festschrift  der  Stadt  Kiel  u.  s.  w.  1898,  B.  115. 

*)  Proskaner,  Beiträge  zur  Eenntnisi  der  Beschaffenheit  von  stark  ei»en- 
haltigen  Tiefbrnnnenw&Mem  und  der  Entfernung  des  BiseuB  aus  dengelben ;  Zeit- 
.  ichrift  für  B;giene,  Bd.  IX,  6.  HU.  und  Oesten,  Ausscbelduiig  des  im  Orund- 
watser  der  norddentsohen  Tiefebene  enthaltenen  Eiaene.    Vortrag,   Ges.-Ingen.  1890. 
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denen  Raum.  Der  Abfluss  aus  dieser  nach  dem  Reinwasserbehälter  liegt 
60  cm,  der  Ueberlauf  1  m  über  der  Kiesschicht.  Es  muss  daher  während 
des  Betriebes  eine  mindestens  60  cm  hohe  Wasserschicht  auf  dem  Filter 
stehen,  und  kann  der  Filterdruck  höchstens  auf  40  cm  ansteigen.  Es  wird 
mit  1000  mm  Geschwindigkeit,  also  mit  10  mal  so  grosser  Geschwindigkeit, 
wie  sie  bei  der  gewöhnlichen  Sandfiltration  für  das  Oberflächenwaaser  üblich 
ist,  filtrirt.  Die  Abbildung  giebt  die  in  einer  Berliner  Papierfabrik  einge- 
richtete Anlage  wieder,  in  welcher  die  Filterfläche  10  qm  gross  ist,  in  der 
Stunde  mithin  lOcbm  eines  Wassers  mit  nicht  ganz  2  mg  FeO  von  Eisen 
befreit  werden.  Alle  vier  Wochen  wird  hier  eine  Reinigung  des  Filters 
mittelst  Gegenspülung  nöthig,  wozu  ein  Mann  nicht  ganz  eine  Stunde  braucht. 

„ Wasserlei tungs-  oder  auch  das  Brunnenwasser  tritt  in  die  Reinwasser- 
abtheilung,  von  unten  durch  das  Filter  hindurch  und  läuft  durch  den  dicht 
über  der  Kiesoberfläche  mündenden  Ablass  ab.  Während  dieser  Spülung 
wird  die  Filteroberfläche  zur  Lockerung  des  Eisenschlammes  mit  einem 
Piassavabesen,  und  nach  Fortspülung  der  Schlammdecke  die  Kiesschicht  mit 
einem  eisernen  Rechen,  mit  dem  man  dieselbe  6  bis  8  cm  tief  wenden,  auf- 
rühren und  so  von  Schlamm  befreien  kann,  bearbeitet.  In  der  dritten 
Woche  nach  der  Reinigung  ist  der  Filterdruck  bereits  soweit  gestiegen,  dass 
man  durch  U  eberfahren  mit  einer  Stachel  walze  die  Eisenschlammschicht 
durchbrechen  und  zugleich  die  die  Filtration  erschwerenden  Luftbläschen 
beseitigen  muss.  Dieses  Ueberfahren  mit  der  Stachel  walze  wird  meist  einige 
Tage  später  noch  einmal  nöthig  0.  Bei  der  ersten  Veröffentlichung  war 
die  Anwendung  einer  nur  15  cm  hohen  Kiesschicht  von  1*5  bis  2'5  mm 
Korngrösse  empfohlen.  Gegenüber  dem  Anklam mischen,  ebenfalls  auf 
Lüftung  und  Filtration  beruhenden  Verfahren,  war  nicht  nur  die  Lüftung 
vervollkommnet,  sondern  vor  allen  Dingen  die  Filtration  durch  Wahl  des 
grobkörnigen  Materiales  ausserordentlich  vereinfacht.  Das  von  Oesten  unter 
der  Leitung  von  Koch  und  unter  Mitwirkung  von  Proskauer  ausgebildete 
und  erprobte  Verfahren  wurde  ausdrücklich  dazu  empfohlen,  das  vielfach 
zur  Verfügung  stehende,  vor  Infection  geschützte,  auch  durch  seine  gleich- 
massige  Temperatur  dem  Oberflächen wasser  überlegene,  aber  wegen  seines 
Eisengehaltes  nicht  ohne  Weiteres  verwendbare  Grundwasser  für  die  Wasser- 
versorgung nutzbar  zu  machen. 

„Mehr  an  das  Salbach'sche  Verfahren  schliesst  sich  das  von  Piefke 
empfohlene  au.  Piefke  hat  bereits  auf  der  Braunschweiger  Versammlung 
seinen  Enteisenungsapparat  an  einer  Abbildung  erläutert')  und  sein  Ver- 
fahren im  Jahr  1891,  also  bald  nach  dem  Oesten^schen,  eingehender  be- 
schrieben^). Ich  möchte  dasselbe  an  einem  dem  Piefke^schen  nachge- 
bildeten Apparate,  wie  er  während  der  Hamburger  Choleraepidemie  Verwen- 
dung fand,  und  wie  ihn  die  Abbildung  (Fig.  15)  zeigt,  kurz  beschreiben^). 


*)  Oesten,  Grundwasser-Enteisenung  mittelst  RegeDfall  und  Kieftfilter.  Ges.- 
Ingenieur,  1895,  S.  49. 

*)  Diese  Vierteljahrsschrift,  Bd.  XXHI,  S.  65. 

^)  Piefke,  Ueber  die  Nutzharmachung  eisenhaltigen  Grundwassers  für  die 
Wasserversorgung  von  Städten.  Journal  für  Gasbeleuchtung  und  Wasserversorgung, 
1891,  S.  61. 

*)  Meyer,  Arbeiten  aus  dem  Kaiserl.  Gesundheitsamt,  Bd.  X,  8.  137. 
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„Das  Wasser  wird  hier  elienfalls  in  feine  Strahlen  aufgelöst  auf  eiuen 
2  m  hoben,  aua  huibfanstgrossen  Stücken  aufgeschichteten  Coakathurra,  Jen 
sogenannten  „Lüfter"  geleitet  und  rieselt  über  die  einzelnen  Coaksstücke  herab. 
Nimmt  man  die  Waaaermenge  im  Yerhältniss  zum  Querschnitt  des  Lüfters 
nicht  zu  gross,  rieselt  man  beiapiclsweise  mit  einer  Geschwindigkeit  von 
2000  bis  4000  mm  in  der  Stunde,  so  vertheilt  sich  die  Waeaermenge  auf 
die  groBSe  Oberfläche  des  Haufwerkes  derartig,  dasa  ea  die  einzelnen  Stücke 
nur  in  ganz  dfinner  Schicht  überzieht.  Ea  iat  dann  die  Berührung  mit  der 
Luft  eine  ungemein  innige,  und  aind  daher  die  Bedingungen  für  die  Auf- 
nahme Ton  Saneratoff  und  für  die  von  Piefke  in  den  Vordergrund  gestellte 
Koblensänreabgabe  beeonderü  günstig.     Wichtiger  als  dieser  Gasauatausch 

ist     die     Vermittler- 
*^^-  '^'  rolle,  welche  Piefke 

dem  sehr  bald  die 
Coakaoberfläche  über- 
ziehenden Eisenaiyd- 
hydrat  (Eisenocker) 
zuschreibt  Durch 
Abgabe  von  Saner- 
stoff  an  daa  fortwäh- 
rend darüber  hin  weg- 
geführte, gelöste  koh- 
lensaure Eisenoxydul 
leitet  es  deaseD  Zer- 
und    Üeber- 

ind  zur    Flo- 


führu 


lichea 

ckenbildung  neigen- 
des Eisen  oxydbjdrat 
ein,  während  es  sich 
selbst  fortwährend 
aus  dem  reichlich  zur 
Verfügung  ateheudeu  Luftsaueratoif  regenerirt.  Schon  bei  Versuchen  im 
Anfang  der  achtziger  Jahre  hatte  Piefke')  erkannt,  dass  es  für  die  Eiaen- 
ansBcheidnng  vortheilhafl  iat,  das  Waaser  mit  grosaßn  Flächen  in  Berührung 
ZM  bringen,  wodurch  das  Absetzen  des  Eisens  und  die  Inkrustirung  be- 
günstigt wird,  auch  waren  ihm  die  für  die  EiaenausfUUung  werthvollen 
Eigen  Schäften  des  Eisenoxydhydrates  achon  länger  bekannt. 

„Die  TOn  Piefke  angenommene  und  auch  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  vorhandene  Contaktwirkung  konnte  Lübbert')  durch  den  Versuch 
«war  nicht  nachweisen,  wohl  aber  die  starke  koblensäureabEorbirende 
Fähigkeit  des  Eisenoxydhydrates,  die  nach  Dunbar's  ')  Versuchen  auch  dem 
ans  eisenhaltigen  WSssem  abgesetzten  Eisenschlamm  in  hohem  Maasse  zu- 
kommt, so  daes  demnach  über  die  die  Eisenausscbeidung  befSr- 


')   Bericbt   des   Betrieb«ingenieurs   Piefke   über   die  Fortführung   von   Ver- 
suchen behufs  Gewinnung  eines  reinen  BrunnenwasBera,  vom  7.  März  I8B5,  Berlin. 
*)  Zeitschrift  für  Hygiene  etc.,  Bd.  XX,  8.  397. 
■)  Zeitschrift  für  Hygiene,  Bd.  XXII,  S.  11.1. 
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dernde  Wirkung  des  die  Coaksstücke  überziehenden  Ockers  ein 
Zweifel  nicht  bestehen  kann.  Der  Lüfter  zeigt  seine  beste  Wirkung 
immer  erst  dann,  wenn  er  sich  gehörig  mit  Ocker  überzogen  hat,  so  dass 
sich  nach  Piefke  Wässer  mit  höherem  Eisengehalt  sogar  für  die  Enteisenung 
besser  eignen  sollen.  Obwohl  das  Wasser  bei  der  üblichen  Geschwindigkeit 
noch  nicht  einmal  eine  Minute  im  „Lüfter"  verweilt,  so  zeigt  sich  bei  dem 
unten  abtropfenden  gewöhnlich  bereits  alles  Eisen,  soweit  es  in  Berührung 
mit  der  Luft  nicht  dauernd  gelöst  bleibt,  in  das  unlösliche  Oxyd  über- 
geführt Dieses  ausgeschiedene  Eisen  muss  nun  noch  entfernt  werden.  Es 
geschieht  das  durch  eine  Filtration  mit  Sand,  die  ähnlich  wie  bei  der  ge- 
wöhnlichen Sandfiltration  ausgeführt  wird,  aber  mit  -einer  fünf-  bis  zehnfach 
so  grossen  Geschwindigkeit,  d.  h.  mit  einer  solchen  von  500  bis  1000  mm 
in  der  Stunde  erfolgen  kann,  da  es  sich  hier  ja  nur  darum  handelt,  das 
bereits  ausgefällte  Eisen  mechanisch  zurückzuhalten. 

„Bei  dem  Oesten^schen  Verfahren  fällt  dem  Eiesfilter  nicht  bloss  die 
Aufgabe  zu,  das  bereits  ausgefällte  Eisen  zurückzuhalten,  sondern  es  yoU- 
zieht  sich  —  bei  manchen  eisenhaltigen  Wässern  wenigstens  —  die  Oxydation 
zum  Theil  offenbar  erst  innerhalb  des  Filters,  wie  das  unter  Anderem  auch 
schon  daraus  hervorgeht,  dass  der  feine  Eisenschlamm  bis  in  die  tiefsten 
Abschnitte  reicht  und  das  Filter  immer  erst  nach  einiger  Zeit  den  höchsten 
Grad  seiner  Leistungsfähigkeit  erlangt.  Wir  werden  daher  annehmen  dürfen, 
dass  der  im  Filter  zur  Ablagerung  gelangte  Eisenschlamm  eine  ähnliche, 
die  Ausscheidung  des  noch  gelösten  Eisens  befördernde  Wirkung  ausübt, 
wie  der  Ockerbezug  der  Coaksstücke  im  Pief keuschen  Lüfter.  Von  dieser 
Vorstellung  ausgehend  hat  Thiem^)  die  Anwendung  eines  noch  gröberen 
Filtermaterials,  d.  h.  eines  solchen  von  4  bis  10  mm  Korngrösse,  empfohlen 
welches  er  in  einer  1*4  m  hohen  Schicht  benutzt. 

„Derartige  Grobfilter  gestatten  eine  ungemeine  Beschleunigung  der 
Filtration.  In  Leipzig,  wo  eine  besondere  Lüftung  des  Wassers  nicht 
erforderlich  ist,  da  das  Wasser  auf  dem  16  km  langen  Wege  von  der  Fassung 
bis  zur  Entwässerungsanlage  hinreichend  mit  der  Luft  in  Berührung  ge- 
kommen ist,  lässt  man  das  Wasser  behufs  Enteisenung  mit  einer  Geschwin- 
digkeit von  etwa  1500  mm,  d.  h.  etwa  15  Mal  so  schnell  als  bei  der 
Filtration  von  Oberflächenwasser,  durch  ein  Grobfilter,  und  hat  Piefke^) 
neuerdings  bei  der  P^nteisenung  für  industrielle  Zwecke  oft  sogar  Grobfilter 
mit  einer  Geschwindigkeit  von  4000  mm  und  darüber  in  Anwendung  ge- 
bracht. Der  eigentliche  Filterkörper  zum  Zurückhalten  des  Eisens,  eine 
dicke  Schicht  aus  Körnern  von  3  bis  4  mm  Durchmesser,  war  hier  in  der 
üblichen  Weise  auf  Uebergangsschichten  von  allmälig  grösser  werdendem 
Korn  gelagert  und  ausserdem  mit  noch  gröberem,  bis  zu  Haselnussgrösse 
ansteigendem  Material  überschichtet.  Das  Grobfilter  lässt  sich  nach  Thiem, 
wenn  die  Widerstände  in  demselben  eine  gewisse  Höhe  erreicht  haben,  in 
einfachster  Weise  durch  Spülung  reinigen.  Man  legt  auf  das  Filter  eine 
Wasserschicht  von  etwa  Im  Höhe,  öffnet  alsdann  einen  Grundablass  von 
grossem  Querschnitt,  worauf  das  ganze  Wasser  rasch  durch  das  Filter  hin- 
durchtritt  und   es   kräftig  ausspült.      Die   sowohl   zur  Zurückhaltung  des 


1)  Hygienische  Rundschau,  1894,  Nr.  22. 
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Eisens  als  auch  zur  Spulung  zweckmüssigste  Korngprösse  muss  in  jedem 
Falle  durch  Versuche  festgestellt  werden. 

„Thiem  hält  nach  Versuchen  mit  dem  Potsdamer  eisenhaltigen  Wasser 
sein  Grobfilter  für  geradezu  unentbehrlich  in  denjenigen  Fällen,  in  denen 
mit  dem  Eisen  auch  Uuminsubstanzen  in  reichlicher  Menge  zur  Ausscheidung 
gelangen. 

„Bereits  auf  der  Braun  Schweiger  Versammlung  (1890)  konnte  ich  be- 
richten, dass  nach  Versuchen  auf  dem  hiesigen  Schulensee -Wasserwerk  das 
2  bis  4  mg  Eisen  enthaltende  Grundwasser  daselbst  sich  vermittelst  des 
Geste n'schen  Verfahrens  in  einer  für  die  Praxis  genügenden  Weise  von 
Eisen  befreien  lässt,  wenn  bei  einer  Geschwindigkeit  von  1000  oder  nur 
700  mm  in  der  Stunde  die  Kiesfilterschicht  nicht  unter  40  cm  genommen 
wurde  ^).  Vielleicht  wären  die  Resultate  damals  noch  etwas  besser  gewesen, 
wenn  statt  der  zeitweise  nur  20  cm  hohen  Wasserschicht  über  dem  Filter  eine 
mindestens  60  cm  hohe,  wie  sie  später  von  Gesten  empfohlen  wurde,  an- 
gewendet worden  wäre.  Das  Wasser  hätte  alsdann  etwa  dreimal  so  viel 
Zeit  gebraucht,  bis  es  in  das  Filter  eintrat,  so  dass  die  Eisenausfällung  vor 
dem  Filter  eine  vollständigere  gewesen  wäre.  Eine  Reinigung  beziehungs- 
weise Spülung  des  Filtermaterials  war  damals  von  Gesten  noch  nicht  an- 
gegeben und  wurde  auch  nicht  versucht,  vielmehr  durch  Verlangsamung  der 
Filtration,  sowie  durch  Einschiebung  eines  Klärbehälters  zwischen  Regenfall 
und  Filter  darauf  hingewirkt,  dass  sich  die  Gxydation  th unliebst  schon  vor 
dem  Filter  vollzog  und  die  Eisen ablagerung  möglichst  an  der  Gberfläche 
des  Filters  erfolgte  2).  Auf  diese  Weise  war  allerdings  die  Reinigung  des 
Filters  durch  Abtragung  der  obersten  Schicht  ermöglicht,  während  sonst 
das  Filter  bis  in  seine  tiefsten  Abschnitte  verschlammte.  Es  hatte  aber  die 
Einfachheit  des  Verfahrens  eine  erhebliche  P^inbusse  erlitten.  Dunbar 3) 
fand  bei  einem  schwach  eisenhaltigen  Wasser  das  Gesten*sche  Verfahren 
zur  Enteisenung  ausreichend,  bei  einem  sehr  kohlensäurereichen  mit  starkem 
Eisengehalt  dagegen  nicht. 

„Das  eigentliche  G  est  en'sche  Verfahren  scheint  bisher  nur  bei  kleineren 
Anlagen  in  Anwendung  gezogen  zu  sein.  Gesten*)  selbst  berichtet  über 
zwei  derartige  Anlagen,  die  10  bezw.  5  cbm  Wasser  in  der  Stunde  mit 
bestem  Erfolg  verarbeiten.  Enteisenungsanlagen  mittelst  Regenfall  und 
Thiem'schem  Grobfilter  sind  in  der  Stadt  Wismar,  sowie  in  der  Irren- 
anstalt AltzScherbitz  eingerichtet.  Die  letztere  hat  sich  nach  Dun  bar  3) 
gut  bewährt.  Von  Thiem^^)  erfahren  wir,  dass  für  Malmö,  Dessau,  Breslau 
und  Abo  ähnliche  Enteisenungsanlagen  in  Aussicht  genommen  sind.  Die 
Behandlung  mittelst  Regenfall  und  Grobfilter  nach  Thiem  eignet  sich  an- 
scheinend aber  nicht  für  alle  eisenhaltigen  Wässer,  wenigstens  erhielt 
Pippig  bei  Versuchen  mit  dem  Grundwasser  am  Schulensee  und  aus  der 
der  Poppenbrügger  Fassung  eine  derartig  dicke  und  festhaftende- Schlamm* 


»)  Diese  Zeitschrift,  Bd.  XXIII,  8.  85. 

•)  Zeitschrift  für  Hygiene  und  Infectionskrankhoiten,  Bd.  XIII,  8.  251. 
*)  Zeitschrift    für   Hygiene    und   InfectionskrankUeiten,     Bd.    XXII,    8.    108 
bis  112. 

*)  Ge8.-Ingenieur  1895,  8.  49. 
*)  Hyg.  Bundschau  1894,  Nr.  22. 
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Schicht  an  der  Oberfläche  des  genau  nach  Thiem's  Angaben  hergestellten 
Versuchsgrobfilters,  dass  eine  Reinigung  durch  Spülung  nicht  gelang,  selbst 
wenn  Geschwindigkeiten,  wie  sie  unter  den  Verhältnissen  der  Praxis  nur 
schwer  zu  erreichen  sein  dürften,  zur  Anwendung  gelangten.  Auch  dauerte 
es  anfangs  viele  Tage,  bevor  das  Filter  ein  genügend  von  Eisen  befreites 
Wasser  lieferte. 

„Weit  mehr  Anklang  als  das  0 est en^sche  Verfahren  hat  das  Piefke 'sehe 
gefunden,  welches  sich  bei  den  Enteisenungsversuchen  auf  dem  Kieler  Wasser- 
werk dem  0 es te naschen  überlegen  zeigte,  insofern  die  Befreiung  von  Eisen 
hier  eine  vollständigere  und  zuverlässigere  war.  In  dem  unten  vom  Lüfter 
abtropfenden  Wasser  war  bereits  nahezu  alles  Eisen  in  die  unlösliche  Form 
übergeführt,  der  grösste  Theil  des  ausgeschiedenen  Eisens  blieb  auf  den 
Coaksstücken  zurück,  und  wenn  man  durch  Anbringung  eines  Behälters 
zwischen  Lüfter  und  Filter,  in  dem  das  Wasser  etwa  zwei  bis  drei  Stunden 
verweilte,  noch  das  Absetzen  des  bereits  ausgeschiedenen  Eisens  begünstigte, 
so  kam  das  Wasser  mit  einem  so  geringen  Eisengehalt  auf  das  Filter,  wie 
ihn  das  nach  Oesten  behandelte  gewöhnlich  erst  nach  der  Filtration  zeigte. 
Indem  somit  nur  ein  kleiner  Theil  des  ausgeschiedenen  Eisens  auf  die  Filter 
gelangte,  wurden  ziemlich  lange  Filterperioden  möglich.  Nach  der  Filtration* 
die  durch  scharfen  Sand  in  mindestens  40  cm  hoher  Schicht  erfolgte,  ent- 
hielt das  Wasser  nur  noch  Spuren  von  Eisen  und  zwar  auch  schon  gans 
kurze  Zeit  nach  Inbetriebnahme  eines  neuen  bezw.  eines  durch  Abheben  der 
allerobersten  verschlammten  Schicht  gereinigten  Filters.  Wegen  dieser 
ausserordentlichen  Sicherheit  des  Betriebes,  welche  einen  Hauptvorzug  des 
Pief keuschen  Verfahrens  bildet,  und  wegen  der  leicht  zu  bewerkstelligen- 
den Reinigung  der  Filter  entschied  man  sich  bei  der  Kieler  Enteisenungs- 
anlage für  das  Piefke'sche  Verfahren.  Der  Coakslüfter  wurde  in  3m  hoher 
Schicht  gewühlt,  der  Absitzbehälter  so  gross,  dass  das  Wasser  bei  der 
gewöhnlich  angewendeten  Filtrirgeschwindigkeit  von  300  bis  450  mm  un- 
gefähr zwei  bis  drei  Stunden  darin  verweilt.  Die  Filter  bekommen  eine 
70  cm  hohe  Schicht  von  scharfem  Sand.  Der  höchste  Filterdruck  betragt 
1  m.  Eine  Reinigung  des  Filters  wird  je  nach  der  grösseren  oder  geringeren 
Geschwindigkeit  in  20  bis  30  Tagen  erforderlich  und  durch  Abtragung  der 
1  bis  1  Ys  cm  dicken ,  stark  verschlammten  obersten  Sandschicht  bewirkt. 
Erneuert  wird  das  Filter  erst,  wenn  der  Sand  bis  auf  35  cm  abgetragen  ist. 

„Die  Reinigung  des  „Lüfters"  erfolgt  immer  erst  in  grösseren  Zwischen- 
räumen, und  zwar  durch  Spülung. 

„Das  Wasser  verliert  schon  auf  dem  „Lüfter"  seinen  Schwefelwasser- 
stoff, ausserdem  erfahrt  es  bei  seinem  Durchgang  durch  die  Lüfter  und  die 
Filter  eine  geringfügige  Abnahme  seiner  organischen  StofiFe,  und  verschwindet 
der  grösste  Theil  des  Ammoniaks,  ohne  dass  indess  salpetrige  Säure  oder 
Salpetersäure  auftreten '). 

„Bereits  im  Jahre  1893,  also  zwei  Jahre  früher  als  in  Kiel,  wurde  die 
Enteisenungsanlage  der  Charlottenburger  Wasserwerke  in  Beelitzhof  in  Be- 
trieb genommen  2).      Hier  fand  ebenfalls  der  Piefke'sche  Coakslüfter   von 


')  Nähere  Angaben  enthält  die  Festschrift  der  Stadt  Kiel,  S.  112  bis  115. 

2)  Ges.-Ingenieiir,   1894,  S.  174. 
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3  m  Höhe  Verwendung;  filtrirt  wird  durch  gröberen  Sand  mit  einer  stünd- 
lichen Geschwindigkeit  von  1500  mm.  Alle  acht  Tage  ist  eine  Reinigung 
der  Filter,  die  Erneuerung  desselben  etwa  einmal  jährlich  erforderlich. 
Auf  den  Quadratmeter  vom  Querschnitt  der  Lüfter  werden  stündlich  5  cbm 
Wasser  aufgebracht.  Statt  der  Coaksstücke  verwendet  Wellmann  in  der 
letzten  Zeit  Mauersteine,  wodurch  sich  die  Wirkung  des  „Lüfters"  um 
ÖOProc.  verbessert  haben  soll.  Bei  den  von  Pippig  auf  der  Kieler  Anlage 
mit  Ziegelsteinen  angestellten  Versuchen  wurde  eine  bessere  Wirkung  des 
Lüfters  nicht  erzielt. 

„Etwas  kleiner  sind  die  nach  dem  Piefke 'sehen  Verfahren  einge- 
richteten Enteisenungs- Anlagen  in  Lichtenberg,  Pankow  und  Trier.  Da  sich 
in  Pankow  die  Wirkung  des  Lüfters  ungenügend  erwies,  sah  sich  Smrecker^) 
genöthigt,  eine  intensivere  Durchlüftung  des  Wassers  oberhalb  des  Lüfters 
dadurch  herbeizuführen,  dass  er  das  Wasser  erst  mehrere  Siebe  passiren 
lässt,  ehe  es  auf  den  Lüfter  gelangt. 

„Ausgedehnter  Gebrauch  wurde  während  der  grossen  Choleraepidemie 
in  Hamburg  auf  Gaffky's  Anregung  von  Piefke's  Enteisenungsverfahren 
gemacht.  An  15  Brunnen  mit  eisenhaltigem  Wasser,  war  der  in  Fig.  15 
abgebildete,  früher  bereits  erklärte  Apparat,  in  einem  heizbaren  Gehäuse 
aufgestellt. 

„  Auch  bei  hochgradig  eisenhaltigem  Wasser  bewährte  sich  nach  D  u  nb  ar  *) 
der  Apparat,  wenn  die  Coaksschicht  nicht  unter  2  m  und  die  Sandschicht, 
bei  einer  Korngrösse  von  1  mm,  30  cm  hoch  genommen  wurde.  Die  Reini- 
gung erfolgte  durch  Abtragung  der  obersten  5  bis  8  cm  dicken,  ^tark  ver- 
schlammten Schicht  etwa  alle  zwölf  Tage. 

f,A\i8  den  gemachten  Angaben,  die  keineswegs  den  Anspruch  auf  Voll- 
ständigkeit machen,  ist  ersichtlich,  dass  es  bei  der  Wasserver- 
sorgung im  Grossen  keine  Schwierigkeiten  macht,  aus  dem  Grund- 
wasser das  Eisen  soweit  zu  entfernen,  dass  das  Wasser  nicht 
mehr  nachEisen  schmeckt,  und  dass  es  nicht  mehr  zuTrübungen 
und  Ausscheidungen  sowie  den  dad.urch  bedingten  Störungen 
kommt.  Auch  der  durch  Schwefelwasserstoff  bedingte  Geruch 
und  Geschmack  verschwinden  bei  Anwendung  der  beschriebenen 
Verfahren  vollständig.  Aber  erfährt  durch  eine  derartige  Be- 
handlung das  Grundwasser  nicht  eine  Beeinträchtigung  seiner 
Infectionsfreiheit  und  Unverdächtigkeit?  Leidet  darunter  nicht 
die  Yon  uns  so  sehr  geschätzte  gleichmässige  Temperatur?  So- 
fern es  sich  um  nicht  zu  kleine  Anlagen  und  vor  allen  Dingen 
um  einen  ununterbrochenen  Betrieb  handelt,  ist  eine  irgendwie 
nennensweirthe  Veränderung  der  Wassertemperatur  nicht  zu 
befürchten.  Wir  wissen  von  der  Sandfiltration,  dass  durch  dieselbe  die 
Temperatur  eines  Wassers  nur  ganz  unwesentlich  verändert  wird,  und  dürfen 
annehmen,  dass  die  nur  kurz  dauernde  regenartige  Vertheilung  des 
Wassers  beim  Oesten 'sehen  Verfahren  ebenfalls  nur  unwesentlich  die 
Temperatur  beeinträchtigt.    Dass  aber  auch  beim  Passiren  des  Coakslüfters 


1)  Ge«.-Ingenieur,  1894,  8.  221. 

»)  ZeitFchr.  f.  Hyg.  u.  Infectionskrankh.  Bd.  XXII,  8.  115. 
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die  Wassertemper&tur  sich  für  gewöhnlich  nur  um  Brucbtheile  eines  Gndei 
ändert,  ist  durch  Temperaturbeobaohtungen  bei  der  Kieler  Enteisennnga- 
anläge  festgestellt.  Die  grösste  Teränderung,  die  die  Temperatur  des  Wasiers 
beim  Pasairen  des  Coakslüfters  erfuhr,  betrug  bisher  l^C,  und  swar  wurde 
eine  Abnahme  um  1*  bei  einer  Aussentemporatur  von  —  20"  C.  beobacht«t. 
Dagegen  betrug  selbst  in  der  heissesten  Zeit  die  Zunahme  der  Wassei^ 
temperatur  in  der  Enteisenungsanlage  immer  nur  wenige  Zehntel  eines 
Grades.  Anders  verhält  es  sich  natürlich  bei  kleineren  Anlagen  and  bei 
unterbrochenem  Betrieb.  Hier  kann  es  im  Winter  sehr  wohl  zu  einem  Ein- 
frieren des  Apparates  kommen,  so  daas  man  für  eine  frostsichere  Auf- 
stellung wird  Sorge  tragen  müssen.  Man  kann  über  dem  Apparat  ein 
besonderes  Schutzgehäuse  errichten    wie  bei  dem  Hamburger  Apparat,  oder 


denselben  in  vorhandenen  Gebäuden  aufstellen  was  aber  wegen  der  nicht 
unbeträchtlichen  Hohe  und  Ausdehnung  des  Oesten  sehen  und  auch  des 
Piefke  sehen  Apparats  meist  mit  Schwierigkeiten  verbunden  ist-  Hehr  sa 
empfehlen  dürfte  aber  das  von  Dr  Kurth')  in  Bremen  «um  Patent  ange- 
meldete Verfahren  sein  Derselbe  erreicht  bei  seinem  etwas  abgeänderten 
Oesten 'sehen  Apparat  die  Frostsicherheit  dadurch,  dass  er  ihn  in  den  Boden 
verlegt,  wie  das  aus  der  Abbildung  Fig.  16,  die  ich  Herrn  Kurth  tv 
danke,  ersichtlich  ist.  Wesentlich  sind  hier  zwei  ganz  gleiche  Pumpen,  die 
in  geeigneter  Weise  mit  einander  verbunden  sind  und  gleichceittg  in  Ba- 
trieb gesetzt  werden.  In  demselben  Maasse,  wie  die  eine  Pumpe  am  den 
Rein  Wasserbehälter  das  Wasser  für  den  Uedarf  liefert,  fördert  die  andere 
Wasser    aus    dem    Brunnen    nuf  die  Lüftungsanlage.      Zwei    derartige  in 


'j  Nach  brieflicher  Mittheiliing. 
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bezw.  bei  Bremen  eingerichtete  Anlagen  sind  seit  mehreren  Monaten  im  Be- 
triebe und  haben  sich  nach  Kurth  bei  stark  eisenhaltigem  Wasser  (20mg 
im  Liter)  bisher  gut  bewährt. 

„Bei  diesen  Anlagen  ist  natürlich  auch  die  Erhaltung  der  gleichmässigen 
Temperatur  des  Wassers  gesichert,  während  sonst  bei  kleineren  Anlagen, 
namentlich  sobald  der  Betrieb  kein  fortlaufender  ist,  die  Temperatur  stärkeren 
Schwankungen  unterliegen  wird. 

„Was  den  zweiten  Punkt  betrifft,  so  ist  in  der  That  schon  die  Befürch- 
tung ausgesprochen  worden,  dass  das  Wasser  in  den  Enteisen ungsan lagen 
Gelegenheit  zur  Aufnahme  von  Infectionserregern  fände,  dass  z.  B.  die  die 
Goaksstücke  überziehetide  Ockerschicht  einen  besonders  günstigen  Nährboden 
für  pathogene  Pilze  abgeben  könnte.  Ein  Beweis  für  die  übrigens  nicht  von 
hygienischer  Seite  ausgesprochene  Befürchtung  ist  bisher  noch  nicht  erbracht. 
Ein  Hineingelangen  von  Krankheitskeimen  in  den  „Lüfter"  ist  gerade  am 
wenigsten  wahrscheinlich,  weil  Manipulationen  an  dem  Lüfter  ja  so  gut 
wie  gar  nicht  vorkommen,  bei  den  in  der  Regel  dem  Verkehr  entzogenen 
grösseren  Anlagen  aber  ein  Zutritt  von  Erankheitskeimen  auf  dem  Wege 
durch  die  Luft  nicht  angenommen  werden  kann. 

„Der  Ockerbezug  der  Goaksstücke  enthält  zwar  neben  Grenothrix  reich- 
liche Bacterien,  aber  keine  krankheitserregenden.  Ob  sich  übrigens  unter 
diesen  solche  finden,  die  bei  der  Eisenausscheidung  betheiligt  sind,  wie  das 
von  mancher  Seite  vermuthet  wird,  lässt  sich  noch  nicht  sagen.  Der  Keim- 
gehalt des  Wassers  erfuhr  in  der  Kieler  Enteisenungsanlage  beim  Passiren 
des  Lüfters  meist  eine  geringe  Zunahme,  bei  der  Filtration  trat  dann  wieder 
eine  Verminderung  desselben  ein.  In  Leitungswasser  wurden  bei  85  Unter- 
suchungen im  vorigen  Jahr  im  Mittel  119,  höchstens  280  und  mindestens 
10  Keime  im  Gubikcentimeter,  im  Ganzen  mithin  ein  recht  niedriger  Keim- 
gehalt, angetroffen. 

„Eher  noch  als  beim  Lüfter  wäre  es  denkbar,  dass  in  die  Filter  bei  der 
Reinigung  derselben  durch  die  die  Reinigung  ausführenden  Menschen  und 
durch  die  dazu  benutzten  Geräthschaften ,  ferner  durch  unvorsichtiges 
Umgehen  mit  dem  Filtermaterial  Krankheitserreger  eingeschleppt  würden. 
Diese  Gefahr  wird  man  indess  namentlich  bei  grösseren,  sorgfältig  geleiteten 
Anlagen  mit  ausgebildetem  Personal  u.  s.  w.  als  höchst  gering  zu  veran- 
schlagen haben,  sie  besteht  übrigens  in  gleicher  Weise  auch  bei  der  Sand- 
filtration zur  Reinigung  von  Oberflächenwasser.  Die  an  sich  unbedeutende 
Gefahr  lässt  sich  aber  fast  gänzlich  aufheben,  wenn  wir  die  Reinigung  so 
ausführen,  dass  eine  Berührung  des  Filtermaterials  vermieden  wird.  Das 
ist  überall  da  der  Fall,  wo  die  Reinigung  durch  Spülung  bewirkt  wird,  also 
beispielsweise  beim  Grobfilter,  bei  Verwendung  der  künstlichen  Filtersteine, 
der  sogenannten  Wormser  Filterplatten,  sowie  bei  den  neuerdings  von  Dunbar 
für  die  Enteisenung  empfohlenen  und  von  Kröhnke  weiter  verbesserten 
Filtern  i). 

„Bei  dem  Dunbar'schen  Pressfilter  (Fig.  17  a.  f.  S.)  ist  in  einem 
cjlindrischen  Gefass  von  60  cm  Höhe  und  30  cm  Breite  mit  trichterförmigem 
Boden   eine  30  cm  hohe  Sandschicht  von  1  mm   Korngrösse  zwischen   zwei 


1)  Zeitschrift  für  Hygiene  und  Infectionskrankbeiten.     Bd.  XXII,  8.  117. 
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Metallsieben  eingeschlossen,    von  denen  dfts  obere  mittelat  einer  Sch»Dbe 

auf  und  nieder  bewegt  werden  kann.     Das  Wasser  mit  dem  durch  LflflnDg 

oder  durch  Chemikalien  auageachiedenen  Eisen  tritt  unten  ein  und  flieait 

FiR.  17.  oben  gereinigt  ab.     Ein  grosser  Theil  des  ana- 

geschiedenen  Eisens   setzt   sich   schon    in   dem 

Tricliterboden  ab.     Ist  das  Filter  verstopft,  so 

genügen  einige  Drehungen  an  der  Stellschrftube 

und   eine  Durchspülung  während  etwa   '/i  ^'~ 

nute,   um  es  wieder  functionEÜhig  zu   machen. 

Zwei-    bis   viermal  im  Jahr    müssen   auch  die 

Metall  siebe  gereinigt  werden. 

„Bei   dem   Kröhnke'schen  Filter,    wel- 
ches  die   Abbildung    Fig.    18    veranschaulicht, 
ist  das  cjlindriache  Gehäuse  um  eine  horizon- 
tale Achse   drehbar.      Im  Inneren  finden    sich 
zwei  mit  sehr  feinem  Sand  bis    zu    einer   ge- 
wissen Höhe    gefüllte  Abtbeilungen.      Das    zo 
filtrirende  Wasser  tritt  von  Aussen  ber  an  die- 
selben lieran ,    durch  die  grösseren  Siebe    hin- 
durch in  den  Sand,  durch  die  kleineren  aus  dem 
Sand  heraus  in  das  Ablaufrohr  für  das  filtrirte  Wasser.    Ist  das  Filter  ver- 
stopft, so  dreht  man  vermittelst  einer  Kurbel  den  Cylinder  einige  Male  um 
Pig.  18. 


seine  Achse ;  es  wird  dann  der  Sand  hin  und  her  geworfen,  und  reinigt  deraelb« 
gleichzeitig  die  Diahtsiebe,  so  dass  nach  kurzem  Spülen  die  Filtration  fortge- 
setzt werden  kann.  (Ein  Modell  dieses  Kröhnke'schen  Filters  ist  im  an- 
stosHeudeu  Saal  von  der  Hamburger  Firma  Müllenhaob  &  ZillesBen  ftofgestellt.) 
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„Wir  sehen  somit,  dass  sich  bei  den  bisher  besprochenen 
Lüftungsmethoden  ein  Zutritt  von  Infectionsstoffen  mit  aller 
Sicherheit  ausschliessen  lässt,  und  dass  sich  die  Temperatur  des 
Wassers  in  Folge,  der  Enteisenung  bei  grösseren  Anlagen  und 
fortlaufendem  Betrieb  so  gut  wie  gar  nicht  ändert.  Aber  auch  bei 
kleinem  und  unterbrochenem  Betrieb,  bei  Einzelbrunnen,  Hausbrunnen  u.s,w. 
ist,  wie  wir  gesehen  haben  und  noch  weiterhin  erfahren  werden,  eine  Ent- 
eisenung möglich,  ohne  Beeinträchtigung  der  Temperatur. 

„Welches  von  den  beschriebenen  Lüftungsverfahren  den  Vor- 
zug verdient,  hängt  in  erster  Linie  von  der  Beschaffenheit  des 
Wassers  ab  und  muss  daher  im  einzelnen  Falle  durch  Vorversuche 
festgestellt  werden.  Wo  man  schon  mit  dem  Oesten^schen  Ver- 
fahren bezw.  mit  dem  Regenfall  und  Grobfilter  auskommt,  ver- 
dienen diese  Verfahren  gewiss  schon  wegen  ihrer  ungemeinen 
Einfachheit  den  Vorzug.  Wo  das  aber  nicht  der  Fall  sein  sollte, 
darf  man  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  mit  Sicherheit  bei  An- 
wendung des  Piefke^schen  Coaks-,  oder  eines  ähnlich  wirkenden 
Lüfters,  auf  eine  genügende  Enteisenung  rechnen.  Manchmal 
wird  noch  die  Einschaltung  eines  Absitzbehälters  zwischen 
Lüfter  und  Filter  von  Vortheil  sein, 

„Das  mittelst  der  Lüftungsmethoden  von  Eisen  befreite 
Wasser  entspricht  nun  aber  nicht  nur  in  Betreff  der  Infections- 
freiheit,  der  gleichmässigen  Temperatur,  der  Appetitlichkeit 
and  des  Wohlgeschmackes  unseren  Anforderungen,  sondern  es 
lässt  sich  auch  im  Allgemeinen  billiger  beschaffen  als  das  fil- 
trirte  OberflächenwaSser.  Bei  den  Lüftungs verfahren  entstehen 
Kosten  häuptsächlich  durch  die  Beschaffung,  Unterhaltung  und  den  Betrieb 
der  Filter.  Da  aber  hier  mit  einer  gewöhnlich  fünf-  bis  zehnmal  so  grossen 
Geschwindigkeit  filtrirt  wird,  so  betragen  die  Kosten  für  die  Enteisenung 
im  Allgemeinen  auch  nur  den  fünften  bis  zehnten  Theil,  zuweilen  sogar 
noch  weniger.  Durch  die  Beschaffung  und  Unterhaltung  der  Lüfter  wird 
dieses  Verhältniss  nur  unwesentlich  geändert.  Selbst  wenn,  wie  in  Kiel,  nur 
drei-  bis  viermal  so  schnell  als  bei  der  gewöhnlichen  Oberflächen  Wasserbehand- 
lung filtrirt  wird,  und  zu  dem  Lüfter  noch  der  Absitzbehälter  hinzukommt, 
sind  die  Kosten  für  die  Bearbeitung  des  Grundwassers  geringer  als  wenn 
Oberflächenwasser  gereinigt  werden  müsste.  Etwas  ungünstiger  als  bei 
centralen  Anlagen  stellen  sich  die  Verhältnisse  im  Kleinbetrieb,  insbesondere 
bei  den  Einzelbrunnen.  Die  Beschaffung  der  Lüftungsapparate,  ihre  frost- 
freie Aufstellung,  ihre  Bedienung  u.  s.  w.  bedingen  hier  im  Verhältniss  etwas 
grössere  Kosten.  Es  sind  aber  auch  hier  die  Bestrebungen,  die  Enteisenung 
bei  Einzelbrunnen  möglichst  einfach  und  billig  zu  gestalten,  nicht  ohne  Erfolg 
geblieben.  So  ist  in  dem  Hamburger  hygienischen  Institut  ein  Ver- 
fahren ausgebildet  worden,  bei  welchem  durch  Zusatz  von  Eisen- 
chlorid und  Kalk  das  Eisen  rasch  und  vollkommen  zur  Ausfällung 
gebracht  und  unter  Verwendung  des  beschriebenen  Pressfilters 
daraus  entfernt  wird.    Es  ist  dieses  sogen.  Kröhnke'sche  Verfahren^) 


^)  Dun  bar,  Zeitschr.  f.  Hygiene  uod  IiifectlouskraDkbeiten.   Bd.  XXII,  8. 118. 


46         XXI.  Veraammluiig  d.  D.  Yereinn  f.  Öffentl.  Gesundhpage.  m  KieL 

in  Hamburg  schon  seit  mehreren  Jahren  bekannt  und  bei  mebreren  Bnm- 
neti,  namentlich  in  einigen  Fabriken,  in  Benutzung.  Auch  in  der  Artülerie- 
caseroe  in  Cuxhaven  hat  eich  das  Verfahren  bei  einer  Ugbcben  Enteise- 
nung von  10  bis  20  cbm  Wasser  auf  das  ßeste  bewährt.  Von  der  bekannten 
Hambarger  Firma  Deseniss  und  Jacobi,  die  unter  anderen  aach  die 
Cuxhafener  Anlage  eingerichtet  hat ,  sind  an  dem  eisenhaltigen  artesischen 
Brunnen  des  Herrn  Apotheker  Rudel  hier,  Ecke  D Ostern brookenreg  und 
Schwanenweg,  also  in  grosser  Nabe  des  Sitzungslocales,  zwei  kleine  Apparate 
aiifgestellt,  so  dass  Sie  Gelegenheit  haben,  sich  von  der  Brauchbarkeit  und 
Leistungsfähigkeit  des  Teriahrens 
ein  eigenes  Urtheil  an  bilden.  Den 
einen  dieser  Apparate  zeigt  die  Ab- 
bildung Fig.  19.  Auch  die  Herren 
Müllenbaoh  und  ZiUeasen  haben 
daselbst  einen  Enteisenangsapparat 
nach  Kröhnke  aufgestellt,  und 
können  Sie  daseibat  auch  du 
Kröbnke'sche    Filter    im    Betrieb 

„Bei  den  meisten  eisenhaltigen 
Wässern  kommt  man  mit  einem  Zn- 
siitz  Toii  10  g  Eisenohlorid  auf  den 
Cubikmeter  aus.  Ton  Kalk  branchi 
man  gewöhnlich  iwischen  50  bis 
100g;  die  zur  Bindung  der  Kohlen- 
saure erforderliclie  Menge  wird  ein- 
fdr  allemiil  bei  jedem  Waeaer  feit- 
genetzt.  Bei  dem  erwähnten  Wasser 
aus  dem  Brunnen  des  Herrn  Rüde), 
welches  2  mg  Eisenoxjdnl  enthält, 
bruucht  man  beispielsweise  100  g 
Kalk.  Erforderlich  ist  ein  Miseh- 
gefäsB,  in  welches  bei  Hanabrunnan 
der  Tagesbedarf  oder  ein  grösBerer 
Theil  desselben  fiber- 
gepumpt wird,  und  wel- 

, =*     ches  nach  Danbar  in 

^^K^P^'m^fS^V^m  der  Küche  auf  eine« 
Wandbrett  aufgsrteUt 
werden  kann.  Nach  dem  Zusatz  der  Eiaenchloridlösung  wird  nrngerübit, 
und  erfolgt  auch  ein  Umrühren  nach  gemachtem  Kalkzusatz.  FÜne  Tieitel 
bis  eine  halbe  Stande  spater  bat  sich  ein  dicker  Niederschlag  gebildet,  der 
alles  Eisen  und  auch  den  grässten  Tbeil  der  Zusätze  entb&lt;  es  wird  jetst 
das  Pressfilter  angestellt  Das  filtrirte  Wasser  ist  eisenfrei,  klar,  trübt 
nicht  nach,  und  wird  der  angenehme  und  erfrischende  Geschmack  desaelben 
besonders  gelobt.  Das  Wasser  erfahrt  auch  eine  Verbesserang,  insofen 
nach  den  Untersuchungen  yon  Dunbar  ausser  dem  Eisen  und  den  Zu- 
sätzen   auch    die    organischen  Substanzen   zum    grössten  Theil   ansgeftllt 
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werden,  und  auch  etwaige  Farbstoflfe  verschwinden,  während  sich  im  Uebri- 
g«n  die  Zusammensetzung  wenig  ändert. 

^l^trirt  wird  mit  einer  Geschwindigkeit  yon  9000  bis  10  000  mm ,  so 
dass  das  Presflfihmr  etwa  1  cbm  Wasser  in  der  Stunde  zu  liefern  vermag.  Eine 
RühryorrichtuDg  I&sst  sich  umgehen,  wenn  in  der  Weise,  wie  das  aus  der 
Abbildung,  Fig.  6,  ersichtlich  ist,  die  Zns&tze  durch  die  Trichter  des  Zu- 
satzapparates erfolgen.  Mit  dem  Aufpumpen  des  Wassers  gelangen  dann 
auch  die  Zusätze  in  das  Mischgefass  und  ist  die  Durchmischung  alsdann 
eine  genügende. 

„Es  ist  schon  erwähnt,  dass  die  Apparate  in  einigen  Anstalten  und 
Fabriken,  wo  eine  grössere  Wassermenge  verbraucht  wird,  eingerichtet  sind. 
Hier  scheinen  sie  aber  auch  sich  noch  besser  zu  bewähren  als  beim  Haus- 
gebrauch, wo  die  Behandlung  eine  immerhin  etwas  umständliche  ist.  Bedenken 
vom  gesundheitlichen  Standpunkte  werden  nicht  geltend  gemacht  werden 
können  bei  dem  geringen  Zusatz  der  unschädlichen  Stoffe.  Auch  eine 
Infectionsgefahr  ist  nicht  vorhanden,  wohl  aber  kann  bei  dem  unterbrochenen 
Betrieb  die  Temperatur  mehr  oder  weniger  beeinträchtigt  werden.  Die 
Kosten  für  den  Chemikalienzusatz  sollen  sich  auf  Vjq  J^^^  V2  Pfennig  pro 
Gubikmeter  Wasser  belaufen.  Die  erforderlichen  Gefässe  und  Apparate  sind 
nicht  sehr  kostspielig,  sie  nehmen  auch  keinen  grossen  Raum  ein. 

„Man  kann,  wie  das  schon  von  Krüger  festgestellt  ist,  das  Eisen 
aus  dem  Wasser  auch  mittelst  Thierkohlenfilter  entfernen*). 
Das  Filter  entzieht  Kohlensäure,  das  ausfallende  Eisen  wird  in  den  Poren 
zurückgehalten.  Das  Filter  bleibt  so  lange  wirksam,  bis  es  sich  mit  Kohlen- 
säure gesättigt  hat,  oder  bis  es  verstopft  ist.  Durch  Alkalien  kann  man  die 
Kohlensäure,  durch  Säuren  die  Niederschläge,  durch  Ausglühen  organische 
Theile  entfernen,  das  Filter  wiederbeleben,  wie  man  sich  ausdrückt.  Dunbar 
benutzte  zu  seinen  Versuchen  die  Bührin gesehen  Kohlenfilter,  von  denen 
mehrere  in  dem  an  den  Sitzungssaal  anstossenden  Zimmer  aufgestellt  sind. 
Daselbst  liegen  auch  Zeichnungen  aus,  welche  erkennen  lassen,  wie  man  bei 
Pampenbrunnen  die  Kohlenfilter  zweckmässig  frostsicher  im  Boden  unter- 
bringt. Zwei  mit  einander  verbundene  Knochenkohlenfilter,  wie  sie  sich  für 
die  Enteisenung  bei  Pumpenbrunnen  eignen,  sind  von  der  Firma  Brühning 
aus  Hamburg  an  dem  erwähnten  Brunnen  des  Herrn  Rudel  aufgestellt;  sie 
liefern  ein  wohlschmeckendes,  nicht  mehr  nachtrübendes  Wasser. 

„Praktisch  bewährt  haben  sich  Dunbar  nur  die  engpori- 
gen Filter,  und  zwar  nur  bei  Wasser  mit  sehr  niedrigem 
Eisengehalt.  Hier  war  im  Ganzen  viermal  im  Jahre  eine  Regenerirung 
des  Filters  nöthig.  Abgesehen  von  der  erforderlichen  Reinigung  der  Filter, 
die  von  sachverständiger  Seite  auszuführen  ist,  lässt  das  Verfahren,  da,  wo 
es  ausreicht,  an  Einfachheit  nichts  zu  wünschen  übrig,  und  ist  es  auch 
nicht  besonders  theuer. 

„Im  vergangenen  Jahre  wurde  durch  Lübbert^)  das  dem  Baumeister 
Steckel  in  Breslau  patentirte  Enteisenungsverfahren  mittelst 
Kalk  weiteren  Kreisen   bekannt.     Aus  porösen  Ziegeln  wird  ein  Brunnen 


^)  Dun  bar,  Zeitschr.  f.  Hj'giene  und  Infectionskrankheiten.   Bd.  XXII,  8. 132. 
^  Lübbert,  ZeitBchr.  f.  Hygiene  und  Infectionskrankheiten.    Bd.  XX,  8.  397. 
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in  zwei  concentrischen  Kreisen  anfgemauert,  wie  dies  die  Bufgeh&ngten  Zeioh- 
nangen  erkennen  lassen,  so  dam  zwiscfaeo  beiden  Cylindern,  ein  Z«Ucb«n- 
rauoi  TOD  etwa  10  cm  erbalten  bleibt.  Derselbe  wird  mit  nuBsgroasen  Kalk- 
bydratstücken  bis  über  das  Niveau  des  höchsten  Grundwasserstandes  angefitllt, 
ebenso  die  Brunnensoble  10  cm  hoch  damit  bedeckt  und  darauf  mit  20  cm 
Sand  über  schichtet.  Freies  Alkali  findet  sich  bei  Benutzung  des  Bmonens 
schon  nach  wenigen  Tagen  nicht  mehr  im  Wasser,  selbst  bei  einem  Eisen- 
gehalt des  Grundwassers  bis  zu  70  mg  tritt  das  Wasser  nur  noch  mit  Spure» 
TOD  Eisen  in  den  Brunnen.  Der  Kalkgehalt  erfuhr  bei  drei  BrunDCn  aller- 
dings eine  Erhöhung  bis  etwa  auf  das  Doppelte.  Nach  Lübbert  aberzieht 
aich  der  Kalk  zunächst  mit  dem  aasgefällten  Eisenocker,  auf  demselben  ver^ 


Fig.  20. 


dichtet  sich  KohlensAure,  die  in 
Lösung  gebenden  Aetzkalk  bin- 
det und  als  kohlensauren  Ealk 
zur  Ausf&llung  bringt.  Ansaer- 
dem  bildet  sich  Eisenkalk.  Das 
Steckel'sche  EalkverfalireD 
hat  sich  bei  mehreren  Brun- 
nen, bei  einem  seit  17  Jah- 
ren bewährt.  Bestechend  ist 
bei  demselben,  dass  alle  Mani- 
pulationen an  dem  Brunnen  aus- 
geschlossen sind.  Indeas  die 
hesselbrunnen  sind  nur  selten 
hygienisch  einwandfrei  so  daw 
man  mit  Recht  die  Röhrenbrun- 
nen welche  von  ähnlichen  Uln- 
geln  frei  sind  bevorzugt  Lttb- 
bert  hat  sich  daher  bemOhT, 
das  Verfahren  auch  für  Kohr- 
brunuen  zu  verwertben.  Es 
wird  das  durch  den  Filter  kästen 
(Fig.  20)  erreicht ').  pas  gepumpte  Wasser  tritt  in  die  hintere  Abtbeilnng 
desselben  und  passirt  alsdann  nach  einander  eine  Kies-,  Kalk-  und  Sand- 
schicht. Um  das  Einfrieren  im  Winter  zu  verhüten,  wird  man  den  Filter- 
kasten zweckmässig  in  den  Boden  verlegen  und  das  gepnmpte  Wasser 
durch  das  Filter  hin  durch  drücken.  Ein  derartiger  Filterkasten  läast  sich 
auch  bei  bereits  vorhandenen  Kesxelbmnnen  nachträglich  anbringen  nnd 
ebenso  ist  das  Verfahren  für  artesische  Urunnen  verwendbar.  An  Stelle 
des  Kalkes  empfiehlt  Lübbert  neuerdings  den  dreibaaisoh 
phosphorsauren  Kalk.  Die  Wirkung  dieses  Körpers  auf  das  aller- 
dings nur  schwach  eisenhaltige  Wasser  aus  dem  Brunnen  dea  Uem 
Rudel  war  bei  mehreren  Versuchen  eine  frappante.  Durch  eio  mit  phos- 
phorsaurem Kalk  Tergchläiumtes  Papiertilter  ging  das  Wasser  jedesmal  eisen- 
frei  hindurch.  Dr.  Lttbbert  hat  in  dem  anstossenden  Zimmer  ein  Hoddl 
seines  Filt«rkastcns  aufgestellt.     Wenn  auch  Lübbert's  Filterkasten  bif 
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her  noch  keine  Verwendung  in  der  Praxis  gefunden  hat,  so  ist  doch  nicht 
zu  bezweifeln,  dass  damit  besonders  bei  Benutzung  des  phosphorsauren 
Kalkes  in  vielen  Fällen  eine  einfache  und  praktische  Enteisenung  zu  erreichen 
ist,  und  zwar  auch  hier  ohne  grössere  Kosten  und  zudem  mit  der  Erhaltung 
der  werthyollen  Eigenschaften  des  Grundwassers. 

„Wenn  es  nun  aber,  wie  wir  gesehen  haben,  sowohl  bei  der 
Versorgung  im  Grossen  als  auch  im  Kleinen  möglich  ist,  aus 
dem  Grundwasser  bei  Erhaltung  seiner  Vorzüge  der  Infec- 
tionsfreiheit  und  der  gleichmässigen  Temperatur  das  Eisen 
soweit  zu  beseitigen,  dass  das  Wasser  alsdann  auch  in  Betreff 
seines  Wohlgeschmacks  und  seiner  Appetitlichkeit  nichts 
mehr  zu  wünschen  übrig  lässt,  und,  wenn  es  weiter  feststeht,  dass 
die  Grundwasserversorgung  selbst  dann,  wenn  eine  Enteise- 
nung nöthig  ist,  sich  billiger  stellt  als  die  Versorgung  mit  Ober- 
flächenwasser, wenn  also  das  Grundwasser  nicht  nur  vom  hygie- 
nischen, sondern  auch  vom  ökonomischen  Standpunkt  den  Vor- 
zug vor  dem  Oberflächenwasser  verdient,  dann  versteht  es  sich 
eigentlich  von  selbst,  dass  alle  Gemeinden,  die  im  Begriff  stehen, 
eine  centrale  Wasserversorgung  einzuführen,  oder  eine  bereits 
vorhandene  zu  erweitern,  zunächst  darauf  bedacht  sein  müssen, 
ihren  Bedarf  durch  Grundwasser  zu  decken.  Erst  wenn  eine 
Versorgung  mit  Grundwasser  zu  schwierig  oder  aussichtslos 
ist,  käme  die  Oberflächenwasserversorgung  in  Betracht.  Die- 
selbe würde  aber  dann  immer  nur  einen  Nothbehelf  bilden. 
Auch  die  bereits  mit  Oberflächenwasser  versorgten  Gemein- 
wesen werden  aber  ernstlich  zu  prüfen  haben,  ob  sich  nicht 
vielleicht  schon  aus  ökonomischen  Gründen  der  Uebergang  zur 
Grundwasserversorgung  empfiehlt.  Die  vorhandenen  Filter- 
anlagen würden  sich  dann,  wie  das  bereits  von  Koch^)  in  Vor- 
schlag gebracht  ist,  zu  Enteisenungsanlagen  umwandeln  und 
auf  diese  Weise  ausnutzen  lassen. 

^Auch  für  die  Wasserversorgung  im  Kleinen  wird  die  Ein- 
führung der  Enteisenung  mit  Freuden  zu  begrüssen  sein. 
Wo  schon  bisher  das  Grundwasser  Verwendung  gefunden, 
wird  sie  vielfach  eine  wesentliche  Verbesserung  des  Wassers 
zur  Folge  haben.  In  vielen  Gegenden  aber  wird  die  Einfüh- 
rung der  Enteisenung  überhaupt  erst  eine  den  hygienischen 
Anforderungen  entsprechende  Wasserversorgung  ermöglichen 
und  so  eine  wahre  Wohlthat  für  die  Bevölkerung  bedeuten. 
Ich  denke  hier  namentlich  an  unsere  Marschgegenden,  wo  das  nicht  selten 
von  Tiefbrunnen  gelieferte  oder  durch  solche  leicht  zu  beschaffende  Grund- 
wasser wegen  seines  hohen  Eisengehaltes  bisher  nicht  benutzt  wurde,  viel- 
mehr meist  ein  allen  Verunreinigungen  preisgegebenes  Oberflächenwasser  ent- 
weder ohne  Weiteres,  oder  doch  nach  einer  völlig  ungenügenden  Reinigung 
Verwendung  fand.  Hier  liegt  die  Einführung  der  Enteisenung  oft  auch  im 
Interesse  der  grösseren  benachbarten  Städte,  die  aus  diesen  Gegenden  Milch, 
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Gemüse  und  andere  Nahrungsmittel  zugeführt  erhalten.  Denn,  wie  durch 
Kubier,  Reincke  und  Dunbar^)  gezeigt  worden  ist,  besteht  für  diese 
Städte  die  Gefahr  der  Einschleppung  von  Krankheitskeimen ,  so  lange  sum 
Kühlen  bezw.  Reinigen  der  Nahrungsmittel  und  der  zu  ihrer  Aufnahme 
dienenden  Gefässe  ein  derartig  verunreinigtes  Wasser  verwendet  wird.*^ 

Hierauf  eröffnete  der  Vorsitzende  die  Discussion. 

Oberingeniear  Andreas  Meyer  (Hamburg)  glaubt,  dass,  wenn  auch 

die  von  dem  Referenten  aufgestellten  Thesen  nicht  zur  Abstimmung  ge- 
langen sollten,  und  lediglich  bestimmt  seien,  die  Richtung  der  von  den  Re- 
ferenten gehaltenen  Vorträge  anzugeben,  sie  nach  Aussen  doch  leicht  als  die 
Ansicht  des  Vereins  aufgefasst  würden.  Deshalb  halte  er  sich  für  ver- 
pflichtet, den  aufgestellten  Schlnsssätzen  gegenüber  seine  in  manchen  Punkten 
abweichende  Ansicht  zum  Ausdruck  zu  bringen,  zumal  die  Schlusssätze  sich 
nicht  etwa  nur  auf  „Grundwasserversorgung  und  Enteisenung^,  wie  das 
Thema  laute,  sondern  auch  auf  die  Oberflächenwasserversorgung  erstrecken. 

Er  sei  keineswegs  ein  einseitiger  Anhänger  der  Oberflächenwasserversor- 
gung, was  wohl  zur  Genüge  daraus  hervorgehe,  dass  er  augenblicklich  in  der 
Lage  gewesen  sei,  für  Cuxhaven  eine  Grundwasserversorgung  aus  den  Dünen 
zu  projectiren,  die  zur  Zeit  bereits  ausgeführt  werde,  und  die  ein  hochbedeut- 
sames Werk  sei,  weil  alle  die  grossen  Sc))nclldampfer,  die  in  die  ganze 
civilisirte  und  uncivilisirte  Welt  hinausgehen,  hier  mit  Wasser  versorgt 
werden  sollen. 

Die  Schlusssätze  seien,  wie  Herr  Thiem  ganz  offen  ausgesprochen  habe, 
von  einem  Manne  aufgestellt,  der  ganz  persönlich  seine  Erfahrungen  und 
Ansichten  vorgetragen  habe,  und  der  Verein  habe  mit  sehr  grossem  Interesse 
den  Mittheilungen  des  Herrn  Referenten  gelauscht.  Aber  Thesen  dürfen 
nicht  in  dieser  Weise  persönlich  werden.  Da  müsse  der  Verein  eintreten 
nicht  mehr  mit  der  persönlichen  Stellung  der  beiden  Referenten,  sondern 
mit  der  ganzen  wissenschaftlichen  Bedeutung,  die  er  habe.  Es  rühre  dann 
an  seine  höchsten  Güter.  Die  Thesen,  wie  sie  hier  aufgestellt  seien,  seien  ge* 
eignet,  die  Grundlagen  des  Wirkens  des  Vereins  zu  schädigen.  Wenn  der 
Herr  Referent  gesagt  habe,  dass  jetzt,  nachdem  bessere  geologische  Unter- 
suchungen stattgefunden  haben,  die  grossen  Städte  Norddeutschlands  auch 
mit  Grundwasser  anstatt  mit  Oberfluchen wasser  versorgt  werden  können, 
so  sei  es  eine  ganz  schwer  wiegende  Sache,  wenn  dies  seitens  des  Vereins 
in  die  Welt  hinausgesandt  werde,  denn  viele  Millionen  Menschen  haben  ihr 
sanitäres  Glück  in  den  jetzigen  Oberflächenwasserversorgungen.  Sie  haben 
reichlich  und  anerkannt  gutes  Wasser,  und  nehme  man  ihnen  dieses  Wasser 
und  führe  sie  auf  Grundwasserversorgung  zurück,  so  stürze  man  diese  Städte 
in  ganz  unglaubliche  Kosten  hinein.  Ferner  aber  sei  die  Sicherheit  der 
Findung  der  richtigen  Quantität  und  die  Sicherheit  der  sich  gleichbleibenden 
Qualität  in  unserem  durch  Diluvialgletscher  ausserordentlich  durcheinander 
gewirrten  Gebirgsformen  noch  vollständig  unbewiesen,  wenn  das  Gegentheil 
auch  in  den  Schlusssätzen  behauptet  werde.    Bei  den  verschiedensten  Flach- 
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und  Tiefbohrangen  in  der  Elbeniedening  habe  man  es  erlebt,  dass  man  einmal 
Schwefel,  einmal  Eisen,  einmal  Hnminsäure  im  Wasser  habe,  auch  nach  der 
Reihe  in  demselben  Bohrloch,  indem  nach  und  nach  in  der  Auslaugung  ein 
Schwefelkies,  ein  Braunkohlenilöz  etc.  an  die  Reihe  komme;  aber  auch  dass 
man  eine  grosse  Härte  des  Wassers  finde  etc.  Diese  Umstände  im  Unter- 
grund, wie  Braunkohlenilöze ,  Kalk-  und  Gypsgründe  etc.  seien  in  den 
Schlusssätzen  gar  nicht  berührt.  Habe  doch  Stuttgart,  welches  so  gerne  sich 
mit  Grundwasser  yersehen  möchte,  es  wegen  der  Härte  des  Wassers  bis 
jetzt  nicht  thun  können  und  müsse  daher  zum  Oberflächen wasser  seine  Zu- 
flucht nehmen. 

Wenn  der  Herr  Referent  in  sehr  abfälliger  Weise  seinen  Vortrag 
damit  eingeleitet  habe,  dass  er  gesagt  habe,  in  England  seien  die  Filtrations- 
werke so  gemacht,  dass  man  einen  beliebigen  Fluss,  einen  schmutzigen  oder 
reinen,  nehme,  ihn  durch  Sand  führe  und  filtrire,  sei  dies  doch  nicht  richtig. 
Die  Filtration  sei  eine  ausgezeichnete  Erfindung  und,  wenn  in  den  Schluss- 
sätzen von  künstlicher  Erzeugung  des  Grundwasserstromes  gesprochen  werde, 
so  habe  der  Herr  Referent  ja  schon  zugegeben,  dass  die  künstliche  Sand- 
filtration, wenn  sie  richtig  eingerichtet  sei,  ein  solches  Erzeugniss  yon 
Grundwasserströmen  genannt  werden  könne.  Wenn  sie  gut  behandelt  werde, 
halte  er  sie  für  eine  weit  zuverlässigere  Erzeugung  von  gutem  Grundwasser, 
als  eine  Rieselung  über  Fluren,  von  deren  Untergrund  man  nicht  wisse, 
was  darin  stecke.  Und  was  im  Untergrunde  stecke,  könne  unter  Umständen 
sehr  schlimm  sein,  wie  beispielsweise  die  Aeusserung  des  Herrn  Correferenten 
Fischer  auf  der  Kieler  Versammlung  des  Vereins  von  Gas-  und  Wasserfach- 
männem  im  Jahre  1892  lehre,  wo  derselbe  mitgetheilt  habe,  dass  er  im 
Grundwasser  bis  7000  Keime  im  Cubikcentimeter  gefunden  habe.  Und  das 
sei  ein  Wasser  gewesen,  das  bis  17  m  Tiefe  gewonnen  sei.  Könne  man  da 
in  der  These  sagen,  Grundwasser  habe  überhaupt  keine  Keime? 

Da  nun  die  Zeit  zu  einer  eingehenden  Erörterung  dieser  hochwichtigen 
Frage  heute  nicht  vorhanden  sei,  schlage  er  vor,  entweder  die  beiden  Refe- 
rate nur  als  Vorträge,  die  uns  über  Grundwasser  und  über  Enteisenung  be- 
lehren sollen,  hinzunehmen  und  die  Thesen  vollständig  zu  beseitigen,  oder 
aber  die  Frage  später  wieder  auf  die  Tagesordnung  zu  setzen,  und  zu  dem 
Zweck  eine  Gommission  zu  bilden,  die  neben  den  beiden  heutigen  Referenten 
auch  Techniker  anderer  Richtungen  enthalte,  so  dass  Schatten  und  Licht 
gleichmässig  vertheilt  sei,  und  die  ganze  Frage  der  Wasserversorgung  und 
ihrer  praktischen  Resultate  zu  eingehender  Erörterung  komme.  Diese  Gom- 
mission solle  dann  die  Thesen  weiter  durcharbeiten,  die  Sache  aber  erweitem 
und  im  nächsten  Jahre  dem  Verein  eine  Vorlage  machen,  über  die  dann  der 
Verein  ohne  wissenschaftliche,  belehrende  Vortruge  anzuhören,  von  vornherein 
eine  ausreichende  Debatte  führen  könne,  ohne  an  die  vorgeschriebenen 
10  Minuten  gebunden  zu  sein. 

FriTatdOCent  Stabsarzt  Dr.  Jaeger  (Stuttgart)  giebt  einige  Mit- 
theilungen über  die  süddeutschen  Grundwasserverhältnisse,  die  von  denen 
der  norddeutschen  Tiefebene  sehr  verschieden  seien,  bei  denen  namentlich 
die  Frage  der  Enteisenung  vollständig  wegfalle.  In  Württemberg  sei  Dank 
der  schwäbischen  Alb-Wasserversorgung  der  ärmste  Bauer  auf  den  Hoch- 
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plateauB  der  Alb  mit  vortrefif  lichem  Grundwasser  versorgt.    Auf  Filterwerke 
sei   ausschliesslich  die  Stadt  Stuttgart  zur  Deckung  des  grössten  Theiles 
ihres  Wasserbedarfs  angewiesen.     Wenn  nun  aber  mehr  und  mehr  die  Nei- 
gung zu  Tage  trete,  das  Grundwasser  zur  Wasserversorgung  zu  verwenden, 
so  erwachse  daraus   aber  auch  die  Pflicht,  mehr  noch,  als  dies  bisher  ge- 
schehen, das  Grundwasser  vor  Verunreinigung  zu  behüten.    Es  sei 
namentlich  durch  die  neuesten  Arbeiten  von  Kurth  und  Flügge  nach- 
gewiesen worden,  dass  verhältnissmässig  dünne  Bodenschichten  genügen, 
das  Wasser  sowohl  von  oben  nach  unten  als  durch  seitliche  Filtration  keim- 
frei zu  erhalten.     Diese  Untersuchungen  seien  allerdings  nur  bewiesen  für 
die   von   Kurth  und  Flügge  untersuchten   Bodenarten  in  Bremen   und 
Breslau,  und  deshalb  sei  es  erforderlich,  wie  es  auch  der  Herr  lieferent  an- 
gedeutet habe,   die  geologische  Beschaffenheit  der  Grundwasser  führenden 
Schichten   in  hygienischem  Sinne  noch   etwas   mehr  zu  würdigen.     Dabei 
komme  eine  Sache  besonders  in  Betracht,  nnmlich  die  nichtcappillären  Spalten 
des  Gesteins.    In  dem  Buche  über  die  schwäbische  Alb  Wasserversorgung  von 
Fr  aas   seien   diese  Erdlöcher   auf  dem  Hochplateau   des  weissen  Jura  er- 
wähnt, wo  man  bei  starken  Regengüssen  sehen  könne,  wie  das  Wasser  wie 
in  einen  Trichter  in  die  Tiefe  gurgele.     In  der  Stadt  Ulm,  die  ihr  Wasser, 
ein  vortreffliches  Grundwasser,  durch  ein  in  den  zerklüfteten  weissen  Jura 
eingeschnittenes  Thal  erhalte,    seien   im  Anfang,  beim  Erschliessen    einer 
neuen  Ader,  zeitweise  plötzlich  Trübungen  des  Wassers  eingetreten,  und  dabei 
habe  sich  durch  Salzzusatz  herausgestellt,   dass  die  Trübung  von   Regen- 
wasser auf  dem  Hochplateau  der  schwäbischen  Alb  herrühre,  das  in  einer 
Tiefe  von  150  m  gänzlich  unfiltrirt  durchgeflossen  sei.    Ein  solches  W^asser 
habe  er  in  Ulm  einmal  bakteriologisch  untersucht,  und  während  bei  anderen 
Untersuchungen    das  klare  Leitungswasser  tadellose  Verhältnisse    ergeben 
habe,  12  bis  24  Keime  im  Cubikmeter,  habe  er  da  13  000  Keime  im  Cubik- 
meter  gefunden;  nach  wenigen  Tagen  habe  sich  die  Erscheinung  verloren. 
Unter   der   von   ihm   geforderten  Verhütung  der  Verunreinigung  des 
Grundwassers    verstehe   er  eine    hygienische  Beaufsichtigung    des 
ganzen   Quellgebietes,    welches    für    das    betreffende   Grund- 
wasser in  Betracht  komme.    Daneben  müsse  allerdings  auch  die  Rein- 
haltung der  Flüsse  beachtet  werden,  denn  es  sei  kein  Zweifel  darüber,  dass 
die  Flussbetten  nicht  durchweg  dicht  durch  den  Schlamm  gedichtet  seien, 
und  da,  wo  das  Grundwasser  dem  Flusse  zufliesse,  müsse  auch  bei  Ilochstand 
des  Flusses  das  Flusswasser  zurück-  und  dem  Grundwasser  zufliessen.    Hier* 
über  seien  weitere  Untersuchungen  erforderlich.     Aber  dafür  sei  nicht  eine 
einzige  Methode   ausschlaggebend  leistungsfähig.     Wer  sich  bloss  der  che- 
mischen Methode  bediene,  werde  ebenso  einseitig  vorgehen  wie  Derjenige, 
welcher  bloss  die  bakteriologische  Methode  anwenden  wolle,  oder  Derjenige, 
welcher  sich  auf  die  örtliche  Besichtigung  beschranken  wolle.     Die  Fest- 
stellung, ob   ein  Wasser  im  hygienischen  Sinne  zulässig  sei,  werde  seines 
Erachtens  dadurch  zu  erreichen  sein,  dass  man,  im  medicinischen  Sinne  ge- 
sprochen, eine  Diagnose  des  Wassers  stelle,  sämmtliche Erscheinungen 
zusammen  erwäge,  und  in  dieser  Richtung  wolle  er  noch  auf  eine  Methode 
des  Nachweises  darüber  aufmerksam  machen,  ob  Flusswasser  zum  Grund- 
wasser   überzutreten    vermöge    oder    nicht,    nämlich    die   Temperatur- 
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m  e  s  8  a  n  g ,  eine  Methode,  die  namentlich  von  S  a  1  b  a  c  h  und  L  n  e  g  e  r  betont 
worden  seL  Wenn  man  Temperaturmessnngen  vornehme  aus  zweifellosem 
Omndwasser  an  höherer  Stelle,  als  wo  man  es  entnehmen  wollte,  und  eine 
Temperaturmessung  des  Flusswassers,  besonders  in  kühler  Jahreszeit,  wenn 
die  Flusstemperatur  eine  sehr  niedere  sei,  so  könne  man  aus  der  Erwägung 
Schlüsse  ziehen,  dass  das  zu  entnehmende  Wasser  eine  Temperaturaus- 
gleichung erfahren  müsse,  von  der  einen  Seite  das  Giniudwasser,  von  der 
andern  das  entsprechende  Flusswasser,  dass  eine  Temperaturausgleichung 
stattfinden  müsse.  Diese  Methode  müsse  neben  der  anderen  Untersuchungs- 
methode ebenfalls  Verwendung  finden. 

Vorsitzender  Geheimrath  Dr.  Fistor  theilt  mit,  dass  seitens 
der  Herren  Baurath  Stubben  (Köln)  und  Oberingenieur  Meyer  (Hamburg) 
folgender  Antrag  eingegangen  sei: 

„Die  Versammlung  nimmt  von  den  lehrreichen  Vorträgen  der  Herren 
Referenten  dankend  Kenntniss,  sieht  jedoch  zur  Zeit  von  einer 
eingehenden  Erörterung  über  die  aufgestellten  Schlusssätze  ab,  um 
weitere  Erfahrungen  abzuwarten", 

and  ertheilt  zur  Begründung  dieses  Antrages  das  Wort  Herrn 

Baurath  Stflbben  (Köln).  Derselbe  ist  der  Ansicht,  dass  es  doch 
wohl  nicht  Sache  des  Vereins  sein  könne,  zu  entscheiden,  ob  Grund  Wasser- 
versorgung oder  IBlusswasserversorgung  das  Richtige  in  der  norddeutschen 
Ebene  oder  gar  in  Süddeutschland  oder  sonstwo  sei.  Einfacher  sei  die 
Aufgabe,  festzustellen,  wie  man  Grundwasserversorgungen  einzurichten  habe, 
damit  die  Versorgung  in  hygienisch  richtiger  Weise  der  Bevölkerung  zu 
Gute  komme.  Dass  Grundwasser  unter  Umständen  das  hervorragend  Beste 
sei,  darüber  sei  kein  Zweifel,  namentlich  nach  den  glänzenden  Vorträgen 
der  beiden  Herren  Referenten.  Dass  aber  auch  andere  Fälle  vorliegen,  in 
welchen  Flusswasserleitungen  in  zufriedenstellender  Weise  die  Bevölkerung 
versorgen,  darüber  könne  auch  kein  Zweifel  sein.  Deshalb  solle  zur  Zeit  der 
Verein  sich  darauf  beschränken ,  von  den  lehrreichen  Vorträgen  Kenntniss 
zu  nehmen,  aber  weitere  Erfahrungen  abwarten,  bevor  er  Entschlüsse  in 
der  einen  oder  anderen  Richtung  fasse.  Auch  von  der  Einsetzung  einer 
Commission  verspreche  er  sich  keinen  rechten  Segen.  Solle  sie  theoretische 
Grundsätze  aufstellen  für  die  Vorzüge  der  Wahl  der  einen  oder  anderen 
Wasserversorgungsart,  so  scheine  ihm  dies  sehr  gewagt,  die  Erfahrung 
werde  hier  den  richtigen  Weg  zeigen,  wie  sie  uns  bezüglich  der  Quellwasser- 
leitungen in  den  letzten  Jahrzenten  bekanntlich  vertrefi'lich  unterrichtet 
habe.  Durch  Annahme  der  vorgeschlagenen  Resolution  greife  der  Verein 
der  Zukunft  nicht  vor  und  arbeite  im  Sinne  seiner  bisherigen  Thätigkeit. 

Ciyilingeilieiir  Orahn  (Hannover)  weist  auf  die  früheren  Verhand- 
lungen des  Vereins  über  die  Wasserfrage  hin.  Im  Jahre  1874  sei  durch 
Majoritätsbeschluss  allein  das  Quellwasser  für  eine  Versorgung  als  zulässig 
•erklärt  worden,  es  sei  denn,  dass  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Unmöglich- 
keit, Quell  Wasser  zu  erhalten,  nachgewiesen  sei.    Nun  habe  aber  eine  grössere 
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Zahl  Städte  es  doch  vorgezogen,  unter  Verzicht  auf  ideale  Ziele  sich  mit 
dem  überall  Erreichbaren  zu  begnügen  und  ihre  Wasserversorgung  nach 
den  verschiedenen  örtlichen  Verhältnissen  einzurichten.  So  nützlich  und 
belehrend  auch  detaillirte  Mittheilungen  einzelner  solcher  Anlagen  seien,  so 
wenig  scheine  es  geeignet,  dass  der  Verein  ein  festes  Programm  aufstelle, 
das  zugleich  eine  Kritik  anderer  Einrichtungen  ausspreche.  Das  müsse 
noth wendigerweise  das  Vertrauen  zu  den  bestehenden  Anlagen  untergraben, 
und  das  Schaffen  von  neuen  Anlagen  verzögern. 

Ein  solches  Vorgehen  erscheine  aber  erst  recht  bedenklich,  wenn  mau 
sich  vergegenwärtige,  welchen  Wechsel  die  specielle  Beurtheilung  des  W^assers 
in  Betrefif  der  Bestimmung  seines  hygienischen  Werthes  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten erfahren  habe.  Die  grobsinnliche  (Geschmack,  Geruch,  Farbe  und 
Klarheit),  die  chemische  und  die  mikroskopische  Prüfung  habe  der  bakterio- 
logischen weichen  müssen,  und  auch  diese  sei  nach  den  Ausführungen 
Flügge 's  auf  der  vorjährigen  Versammlung  in  Stuttgart  zur  Zeit  nicht  mehr 
bestimmend,  es  sei  eine  Besichtigung  der  Entnahmcstelle  und  der  Betriebs- 
anlage erforderlich;  damit  beschränke  sich  diese  Beurtheilung  also  auf  be- 
reits ausgeführte  Werke.  Für  Neuanlagen  von  centralen  Grundwasserver- 
sorgungen verlange  auch  Flügge  vorher  besondere  Sorgfalt,  um  sich  der 
Keimfreiheit  des  betreffenden  Grundwassers  zu  vergewissern,  zu  welchem 
Zweck  zunächst  die  Bodenbescha£fenheit  und  die  etwaigen  Verunreinigungen 
des  vom  Wassertechniker  ausgewählten  Terrains  vom  hygienischen  Stand- 
punkte zu  begutachten  sei.  Stelle  sich  die  Bodenbeschafifenheit  hierbei  nicht 
als  eine  solche  heraus,  dass  man  unbedingt  ein  keimfreies  Wasser  voraus- 
setzen könne,  dann  sei  es  gut,  bevor  irgend  eine  Sammelanlage  für  das 
Wasser  gemacht  werde,  die  Keimfreiheit  des  Wassers  an  einigen  Stellen  des 
Terrains  durch  frisch  eingetriebene  Abyssinierbrunnen  sicher  festzustellen. 

Wenn  nun  heute  in  These  7  gesagt  werde,  dass  das  dem  Untergründe 
im  Bereiche  gut  filtrirender  Bodenschichten  in  einwandfreier  Weise  und  aus 
genügender  Tiefe  entnommene  Wasser  stets  keimfrei  und  hierdurch  dem 
in  den  besten  Anlagen  sorgfaltigst  filtrirten  Oberilächenwasser  aus  bewohnten 
Gegenden  überlegen  sei,  so  müsse  er  dem  entgegenhalten,  dass  es  sehr 
zweifelhaft  sei,  dass  von  unseren  Grundwassei*werken  auch  nur  ein  einziges 
ein  solches  Ideal  am  Anfang  gewesen  oder  im  Laufe  der  Zeit  und  nach 
späteren  Erweiterungen  geblieben  sei. 

In  Bezug  auf  die  Untersuchung  des  Trinkwassers  verlange  Flügge 
in  erster  Linie  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  Infectionsgefahr  vorhanden 
sei,  und  hierzu  gehöre  eine  Sachkenntniss ,  die  die  Verbreitungsweise  der 
Infectionskrankheiten  und  das  Verhalten  der  Infectionserreger,  aber  auch 
die  ganze  Hygiene  des  Bodens  und  Wassers  beherrsche.  Die  Begutachtung 
des  Trinkwassers  sei  eben  allmülig  aus  den  Händen  des  Chemikers  und 
Apothekers  in  die  des  hygienischen  Sachverständigen  übergegangen.  Ein 
hygienischer  Sachverständiger  sei  aber  nur  der,  der  unablässig  in  dieser 
jungen  Wissenschaft  mitarbeite  und  der  über  die  gesammte  Fragestellung 
und  Beweisführung  vollständig  orientirt  sei.  Derartige  Kräfte  besitze  aber 
die  heutige  Versammlung  gewiss  nur  in  der  Minderzahl  und  desshalb  erscheine 
es  selbstverständlich,  dass  der  Verein  die  vorliegenden  Schlusssätze  einer 
weiteren  Besprechung  nicht  unterziehen  sollte. 
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Referent  Baarath  Thiem  glaubt  in  dem,  was  Herr  Oberingenieur 
3Ieyer  gesagt  habe,  eine  ausserordentlich  schwere  Anklage  gegen  seine 
Person  erblicken  zu  sollen.  Er  habe  es  gewagt,  hier  selbstständige  Meinungen 
auszusprechen  und  diese,  soweit  die  Zeit  es  erlaubt  habe,  auch  zu  begrün- 
den, und  nun  stelle  Herr  Meyer  dies  so  hin,  als  ob  er  den  Verein  in  seinen 
höchsten  Gütern  angegriffen  habe,  als  ob  er  ein  Giftmischer  sei,  der  hier 
die  tödtlichen  Cholera-  und  Typhusbacillen  heimlicher  Weise  unter  die  Ver- 
sammlung schleudere,  um  deren  geistige  Fähigkeiten  einzuschläfern,  damit 
die  Wahrheit  nicht  zum  Durchbruch  komme.  In  dieser  Beziehung  fühle  er 
sich  durchaus  nicht  schuldig.  Er  habe  nur  seine  Meinung  ausgesprochen  und 
stelle  Jedem  anheim,  sie  zu  theilen  oder  sie  zu  yerwerfen,  damit  anzufangen, 
was  ihm  beliebe.    Damit  sei  die  Aufgabe,  die  er  hier  gehabt  habe,  vollzogen. 

Vorsitzender  Geheimrath  Dr.  Fistor  theilt  mit,  dass  aus  der 
Versammlung  Schluss  der  Discussion  beantragt  worden  sei.  Bei  der  Ab- 
stimmung wird  dieser  Antrag  auf  Schluss  angenommen  und  erhält  das 
Schlusswort,  nachdem  der  Referent  auf  ein  solches  verzichtet  hatte, 

Correferent  FrofeSSOr  Dr.  FlSCher.  Derselbe  findet,  dass  die  be- 
antragte Resolution  viel  zu  weit  gehe,  indem  sie  einfach  Alles  ablehne.  Dem 
gegenüber  möchte  er  doch  darauf  hinweisen ,  wie  vorsichtig  sie  sich  in  den 
Schlusssätzen  ausgedrückt  haben,  und  wie  durch  das  heute  hier  zum  Vor- 
trag Gebrachte  zweifellos  klargelegt  sei,  dass  sich  auf  dem  Gebiete  der 
Grundwasserversorgung  eine  wesentliche  Aenderung  der  Auffassungen  voll- 
zogen habe.  Es  seien  Fortschritte  zu  verzeichnen  einmal  in  der  Richtung, 
dass  man  heutzutage  im  Allgemeinen  nicht  mehr  in  Verlegenheit  sei,  die 
nöthigen  Mengen  zu  beschaffen,  dann  aber  seien  Fortschritte  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Enteisenung  zu  verzeichnen,  welche  ja  überhaupt  erst  den  letzten 
Jahren  entstamme.  Desshalb  scheine  es  ihm  nicht  genügend,  von  den  Vor- 
trägen einfach  Kenntniss  zu  nehmen,  sondern  es  sollten  wenigstens  die 
Fortschritte,  die  in  den  letzten  Jahren  auf  dem  Gebiete  der  Grundwasser- 
Versorgung  und  in  der  Nutzbarmachung  des  Grundwassers,  in  der  Enteisenung 
zu  verzeichnen  seien,  bei  einer  derartigen  Resolution  zum  Ausdruck  kommen. 

Herrn  Meyer 's  Behauptung  von  7000  Keimen  im  Grundwasser  in 
Kiel  müsse  er  noch  kurz  richtig  stellen:  in  dem  Brunnen  seien  7000  Keime 
gewesen,  aber  im  Grundwasser  seien  keine  Keime  gewesen,  das  Grund- 
wasser sei  keimfrei  gewesen.  Auch  die  behauptete  grosse  Härte  des  Ham- 
burger Grundwassers  sei  gar  nicht  vorhanden,  sie  differire  im  Allgemeinen 
nur  ausserordentlich  wenig  von  der  des  Flusswassers,  und  es  mache  keine 
Schwierigkeit,  eine  etwa  vorhandene  zu  grosse  Härte  herabzusetzen,  und  zwar 
in  ähnlicher  Weise,  wie  dies  bei  der  Enteisenung  geschehe,  durch  geeignete 
Chemikalien,  wodurch  das  Wasser  für  die  Wasserversorgung  brauchbar  werde. 

Hiermit  ist  die  Discussion  geschlossen  und  bei  der  nun  folgen- 
den Abstimmung  wird  die  beantragte  Resolution  Stubben- Meyer  mit 
geringer  Majorität  angenommen. 


Pause  I2V4  bis  IV*  Uhr. 
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Nach  Wiedereröffnang  der  Sitzung  nnd  einigen  geschäftliclien  Mitthei- 
lungen kommt  der  zweite  Gegenstand  der  Tagesordnung  zur  Verhandlung: 


Erriclituiig  von  Heimstätten  für  Wöchnerinnen. 

£s  lauten  die  yoq  dem  Referenten  Dr.  H*  B«  Brennecke  (Magdeburg) 
aufgestellten 

Schlusssätze: 

1.  Im  Laufe  der  letzten  20  Jahre  hat  die  puerperale  Mortalität  im  Deutschen 
Reiche  unter  dem  Einüuss  der  Antiseptik  zweifellos  abgenommen,  — 
doch  beweisen  die  in  den  öffentlichen  Entbindungsanstalten  selbst  unter 
erschwerenden  Umstanden  (Lehrinstitute !)  erzielten  weit  besseren  Resul- 
tate, dass  der  Betrieb  der  praktischen  Geburtshülfe  in  Privathäusem 
einer  weiteren  Aufbesserung  nicht  nur  fähig,  sondern  auch  dringend 
bedürftig  ist. 

2.  Die  Rückstandigkeit  der  geburtshülfliohen  Erfolge  in  Privatverhältnissen 
gegenüber  denen  in  Entbindungsanstalten  beruht  —  abgesehen  von 
anderen  ursachlichen  Momenten  —  wesentlich  auf  dem  bisher  herr- 
schenden Mangel  eines  gesunden  Solidaritäts-Bewusstseins 
der  verschiedenen  in  und  an  der  Geburts-  und  Wochenbetts -Hygiene 
wirkenden  Kräfte,  —  der  Aerzte,  Hebammen,  Wochenpflegerinnen, 
Frauenvereine  und  der  Armenverwaltung. 

3.  Diesem  Mangel  kann  in  wirksamster  Weise  abgeholfen  werden  durch 
Schaffung  zahlreicher  geburts-  und  wochenbetts-hygie- 
nischer  Centren.  Als  solche  sind  die  in  Rede  stehenden  „Heimstätten 
für  Wöchnerinnen**  zu  betrachten. 

4.  Die  „Heimstätten  für  Wöchnerinnen**  sollen  nicht  etwa  Pflegestätten 
für  kranke  oder  nur  noch  der  Erholung  bedürftige  Wöchnerinnen  sein, 
sondern  öffentliche  Entbindungsanstalten,  in  welchen  den  Frauen 
jedes  Standes,  in  Sonderheit  aber  den  Frauen  der  ärmeren  Bevölkerungs- 
schichten Gelegenheit  geboten  wird,  Entbindung  und  Wochenbett  unter 
zuverlässig  sachverständiger  Leitung  und  unter  günstigen  hygienischen 
Verhältnissen  gegen  ein  billiges  Entgelt,  bezw.  unentgeltlich  abzuwarten. 

u.  Die  „Heimstätten  für  Wöchnerinnen**  sind  nicht  als  Anhängsel  öffent- 
licher Krankenhäuser  mit  den  letzteren  unter  ein  Dach-  nnd  Fach  zu 
bringen.  Ihrer  eigenartigen  Aufgabe  gemäss  können  sie  nur  dann  sich 
zu  Centren  der  Geburts-  und  Wochenbetts -Hygiene  entfalten,  wenn  sie 
von  vornherein  als  selbständige  Gebilde  ins  Leben  treten. 

6.  Die  „Heimstätten  für  Wöchnennnen**  kommen  der  Geburts-  und  Wochen- 
betts-Hygiene  des  ganzen  Landes  und  allen  Bevölkerungsschichten 
gleichmässig  zu  Gute, 

a)  unmittelbar,  insofern  sie  einer  grösseren  Zahl  von  Kreissenden 
und  Wöchnerinnen  —  insbesondere  den  Bedürftigsten  derselben  — 
den  denkbar  besten  Schutz  gewähren; 

b)  mittelbar,  insofern  sie  zur  Heranbildung  geburtshülflich  tüchtiger 
Aerzte,  zu  einer  gründlichen  Aufbesserung  des  Hebammenwesens, 
sowie  zur  Ausbildung  zuverlässiger  Wochenpflegerinnen  die  Hand- 
habe bieten. 
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7.  Die  „Heimstätten  für  Wöchnerinnen"  sind  wie  vom  hygienischen  ^  so 
auch  vom  national -ökonomischen  und  social -politischen  Standpunkte 
aus  gleich  dringend  geboten.  Sie  ins  Leben  zu  rufen,  muss  Aufgabe 
und  Pflicht  der  Kreis-  und  Communal- Verbände  unter  Mitwirkung  ad 
hoc  organisirter  Frauen -Vereine  werden. 

Referent:  Dr.  H.  B.  Brennecke  (Magdeburg): 

^Meine  Herren!  Wenn  es  mir  gelingen  soll,  den  Werth  der  Heim- 
stätten für  Wöchnerinnen  in  das  rechte  Licht  zu  setzen ,  so  ist  es  noth- 
wendig,  zunächst  die  Verhältnisse  zu  beleuchten,  in  welche  die  Heimstätten 
für  Wöchnerinnen  bessernd  einzugreifen  bestimmt  sind.  An  der  Hand  der 
Statistik  müssen  wir  ein  klares  Bild  zu  gewinnen  suchen  von  den  in  unserem 
Taterlande  zur  Zeit  herrschenden  puerperalen  Mortalitäts  -Verhältnissen. 
Dem  stellen  sich  aber  nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten  in  den  Weg.  Die 
Tabellen  and  Curven,  die  ich  zur  Veranschaulichung  dieser  Verhältnisse 
ihnen  vorgelegt  habe,  sind  sehr  cum  grano  salis  zu  nehmen.  Das  gilt 
namentlich  von  der  Curve  I,  welche  die  puerperale  Mortalität  im  Königreich 
Preassen  während  der  50  Jahre  von  1844  bis  1893  zur  Darstellung  bringt, 
und  zwar  auf  Grund  amtlicher  Erhebungen.  Die  standesamtlichen  Ein- 
tragungen, die  den  Mittheilungen  des  Königl.  Statistischen  Bureaus  als 
wesentliche  Grundlage  dienen,  lassen  bei  dem  Mangel  eines  Leichenschau- 
gesetzes und  bei  dem  Mangel  einer  geregelten  ärztlichen  Mitwirkung  bei 
Feststellung  der  Todesursachen  zweifellos  viele  Fehler  und  Ungenauigkeiteu 
-unterfiiessen.  Das  so  gewonnene  statistische  Material  lässt  z.  B.  eine  ge- 
nauere Sichtung  der  „Todesfälle  im  Kindbett^  nicht  au.  Wir  sind  ausser 
'Stande,  die  Todesfalle  auf  infectiöser  Grundlage,  d.  h.  die  eigentlichen  Kind- 
bettfieberfälle,  von  solchen  nicht  infectiöser  Art  strenge  zu  scheiden.  Und 
•doch  leuchtet  ohne  Weiteres  ein,  wie  wichtig  gerade  Feststellungen  dieser 
Art  für  die  Beurtheilung  des  Werthes  unserer  geburtshülflichen  Ordnung 
sein  würden. 

„Ueberdies  darf  mit  Sicherheit  angenommen  werden ,  dass  die  amtlich 
erhobene  Zahl  der  „Todesfälle  im  Kindbett"  nicht  unerheblich  hinter 
der  Wahrheit  zurückbleibt.  Mit  Recht  machte  Hegar  im  Jahre  1892  auf 
dem  Gynäkologen  -  Congress  in  Bonn  darauf  aufmerksam,  dass  der  über- 
raschende und  jähe  Abfall  der  puerperalen  Todescurve  im  Jahre  1874  nicht 
•etwa  dem  Einfluss  der  damals  im  Lande  noch  gar  nicht  zur  Geltung  ge- 
brachten Antiseptik  zu  verdanken,  dass  er  vielmehr  und  allein  dem  Umstände 
zuzuschreiben  sei,  dass  im  Jahre  1874  die  Führung  des  Standesamtsbuches 
aus  den  Händen  der  Geistlichen  in  die  der  Civilbeamten  überging.  „Ich 
habe  keinen  Zweifel",  so  bemerkte  Hegar,  „dass  die  Aufnahme  der  Statistik 
Ton  Seiten  der  Geistlichen  eine  präcisere  und  bessere  war,  als  von  Seiten 
-der  Civilbeamten.  Die  Geistlichen  kennen  besonders  auf  dem  Lande  voll- 
ständig die  Familien  ihres  Sprengeis.  Sie  werden  hinzugerufen,  wenn 
Wöchnerinnen  erkranken,  und  wissen,  dass  diese  im  Wochenbett  gestorben 
sind.  Der  Civilbeamte  ist  darin  weniger  orientirt*'.  —  Zu  alledem  wollen 
wir  nicht  vergessen,  dass,  seitdem  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  reger 
und  reger  geworden  ist,  gewiss  manch  ein  Puerperalfiebertodesfall  seitens 
des  Heilpersonals  vertuscht  und  schliesslich  unter  anderem  Namen  den 
Standesbeamten  gemeldet  wird. 
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9 Diese  Bemerkungen  werden  genügen,  um  zu  zeigen,  mit  welobem  Vor- 
behalt das  uns  in  Gurre  I  gebotene  Bild  der  puerperalen  Mortalitätsverhält* 
nisse  Preussens  aufgenommen  sein  will. 

„Ein  der  Wahrheit  näher  kommendes  Bild  bietet  die  Curve  11.  Nach 
den  sorgfältigen  Ermittelungen,  die  Ehlers^)  über  die  Sterblichkeit  im 
Kindbett  in  Berlin  im  Jahre  1888  anstellte,  bedürfen  die  amtlich-statistischen 
Zahlen  einer  Erhöhung  um  16*5  Proc,  um  der  Wahrheit  annähernd  ent- 
sprechende Ziffern  für  die  „Todesfalle  im  Kindbett^  zu  gewinnen,  —  sie 
bedürfen  dagegen  einer  Erniedrigung  um  8*4  Proc,  um  die  Zahl  der  Todes* 
fälle  an  infectiösen  Kindbettfiebern  zu  erhalten.  Die  Todesfalle  nicht  in- 
fectiöser  Art  betragen  nach  Ehlers  durchschnittlich  24,9  Proc.  aller  Todes- 
fälle im  Kindbett  überhaupt.  Unter  Zugrundelegung  dieser  Gorrectur  sind 
Tabelle  und  Gurvell  entworfen. 

„Vergleichen  Sie  aber  hiermit  die  Tabelle  und  Gurve  VII,  die  die  puer- 
perale Mortalität  im  Königreich  Sachsen  nach  den  amtlichen  Berichten  des 
Landes-Medicinal-GoUegiums  yeranschaulicht,  so  wird  Ihnen  nicht  entgehen 
können,  dass  der  Procentsatz  der  insgesammt  gestorbenen  Wöchnerinnen  im 
Königreich  Sachsen  Jahr  für  Jahr  ein  merklich  höherer  bleibt,  als  im  König- 
reich Preussen  selbst  mit  Ehlers's  Gorrectur  der  amtlichen  Ziffern.  Sachsen 
steht  ungefähr  um  0*1  Proc.  ungünstiger  da  als  Preussen.  Aehnlich  Baden^ 
dessen  puerperale  Mortalität  nach  Hegar^s  Ermittelungen  um  etwa  0*2  Proc. 
höher  erscheint  als  die  Preussens.  Solche  Differenzen  erklären  sich  einfach 
daraus,  dass  in  Baden  wie  in  Sachsen  die  Statistik  eine  zuverlässigere,  weil 
auf  sorgfältigere  Nachforschungen  gestützte  ist.  In  Sachsen  erstreckt  sich 
(nach  Leopold)  die  Gontrole  über  alle  Entbundenen  auf  sechs  Wochen  nach 
der  Geburt.  „Vom  Standesbeamten  und  vom  Bezirksarzte  werden  bei  jeder 
gestorbenen  Frau  Nachforschungen  gehalten,  ob  sie  in  den  letzten  sechs 
Wochen  einen  Abort  oder  eine  regelrechte  Entbindung  durchgemacht  hat^ 
Auf  diese  Weise  findet  eine  doppelte  Gontrole  statt,  und  es  hat  sich  seit 
dieser  Zeit  die  Statistik  allerdings  verschlechtert,  ihrem  Werthe  nach  aber 
verbessert." 

„Berücksichtigen  wir  das  Alles,  so  wird  man  gewiss  nicht  Unrecht 
daran  thun,  die  puerperale  Todescurve  Preussens  —  namentlich  während 
der  letzten  20  Jahre  —  um  reichlich  0*1  bis  0*15  Proc.  höher  su  legen,  als 
sie  nach  den  Ermittelungen  des  Statistischen  Bureaus  zu  liegen  beanspracht; 
d.  h.  es  sterben  im  Königreich  Preussen  noch  immer  0*5  bis  0'6  Proc  der 
Wöchnerinnen,  oder  in  Zahlen:  es  fordert  das  Kindbett  von  dea  circa 
1 150000  Wöchnerinnen  im  Königreich  Preussen  noch  al^'ährlich  circa  5750 
bis  6900  Frauen  zum  Opfer. 

„Wennschon  wir  aber  aus  all  den  angeführten  Gründen  der  Curve  I 
keinen  absoluten  Werth  zuerkennen  können,  so  behält  sie  doch  relativen 
Werth.  Sie  zeigt  uns  an  grossen  Zahlen,  deren  Fehlerquellen  im  Wesent- 
lichen und  Jahr  für  Jahr  die  gleichen  bleiben,  dass  die  Todesfalle  im  Kind- 
bett während  der  letzten  20  Jahre,  ganz  besonders  aber  während  der  letzten 
zehn  Jahre,  sich  im  Verhältniss  zur  wachsenden  Zahl  der  Entbindungen 
merklich  und  so  erheblich  verringert  haben,  dass  ihr  heutiger  Procentsatz 
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nur  wenig  mehr  als  die  Hälfte  des  in  der  yorantiseptischen  Zeit  (d.  h.  vor 
20  bis  30  Jahren)  geltenden  Procentsatzes  ausmacht.  Bas  ist  eine  Errungen- 
schaft, die  wir  zweifellos  wesentlich  der  Einführung  der  Antiseptik  zu  ver- 
danken haben.  Ist  das  Errungene  aber  befriedigend  genug,  um  die  Hände 
in  den  Schooss  legen  zu  dürfen?  Nun,  meine  Herren,  die  eben  genannte 
Schaar  der  noch  heute  jährlich  in  Preussen  sterbenden  Wöchnerinnen,  hinter 
der  eine  nicht  mit  Sicherheit  zu  ermittelnde,  aber  reichlich  zwei-  bis  dreimal 
so  grosse  Schaar  alljährlich  schwer  fieberhaft  erkrankender  und  nur  langsam 
genesender  Wöchnerinnen  steht,  und  die  unabsehbar  grosse  Zahl  der  Frauen, 
die  zwar  nicht  durch  fieberhafte  Erkrankung,  aber  durch  Verletzungen,  durch 
mangelhafte  Pflege  und  Schonung  im  Wochenbett  Grund  zu  vorzeitigem 
Siechthum  und  dauerndem  Missbehagen  legen,  —  ich  denke,  meine  Herren, 
diese  Schaaren  reden  eindringlich  genug  und  fordern  gebieterisch  die  Hülfe 
aller  für  die  öffentliche  Gesundheitspflege  interessirten  Kreise  heraus.  Und 
sie  fordern  diese  Hülfe  um  so  entschiedener,  als  die  öffentlichen  Entbindungs- 
anstalten im  letzten  Jahrzehnt  den  Beweis  geliefert  haben,  dass  den 
Ereissenden  eine  weit  zuverlässigere  Hülfe,  ein  weit  sichererer  Schutz  ge- 
boten werden  kann,  als  er  ihnen  bei  der  jetzigen  geburtshülflichen  Organi* 
sation  im  Lande  thatsächlich  geboten  wird. 

„Hatte  Lefort  im  Jahre  1866  noch  3'4  Proc.  und  Win  ekel  im 
Jahre  1869  unter  Zugrundelegung  von  einer  halben  Million  Entbindungen 
3  Proc.  als  die  mittlere  Mortalität  der  Gebärhäuser  berechnet,  so  konnte 
Dohrn  im  Jahre  1886  bereits  constatiren,  dass  die  Mortalität  in  den  öffent- 
lichen Anstalten  Deutschlands  während  des  Becenniums  1874  bis  1883  auf 
1*37  Proc.  herabgemindert  war.  In  dieser  Mortalitätsziffer  waren  nicht 
allein  die  durch  infectiöses  Puerperalfieber  bewirkten,  sondern  auch  die 
Todesfälle  an  accidentellen  Erkrankungen  aller  Art,  an  Verblutungen, 
Eklampsie  etc.  mit  inbegriffen.  Und  heute  kann  ich  aus  einer  Mittheilung 
Ahlfeld^s^)  über  die  in  14  öffentlichen  Entbindungsanstalten  in  den 
Jahren  1881  bis  1894  erzielten  Resultate  melden,  dass  auf  40466  Ent- 
bindungen insgesammt  nur  329  Todesfälle  entfielen,  —  mithin  0,81  Proc. 
Mortalität. 

„Es  entsprechen  diese  Ermittelungen  Bohrn's  und  Ahlfeld^s  durchaus 
dem  Gang  der  Curve  VI,  welche  ich  auf  Grund  der  Angaben  des  Königl. 
Preussischen  Statistischen  Bureaus  über  die  Mortalität  in  den  Entbindungs- 
anstalten des  preussischen  Staates  gewonnen  habe. 

„Kann  denn  nun  aber  eine  Mortalität  von  0'81  Proc.  in  den  Entbindungs- 
anstalten gegenüber  einer  solchen  von  nur  0*5  bis  0'6  Proc.  in  der  Privat- 
praxis als  etwas  Hervorragendes  bezeichnet  werden  ?  Um  das  anzuerkennen, 
muss  man  die  Ungunst  der  Verhältnisse  in  Rechnung  ziehen,  die  dazu  bei- 
tragen, die  Mortalität  in  den  Gebärhäusern  gegenüber  der  in  Privatverhält- 
nissen zu  steigern.  Man  muss  das  hier  und  dort  der  Statistik  zu  Grunde 
liegende  grundverschiedene  Material  mit  einander  vergleichen.  So  werden 
den  Entbindungsanstalten  mit  Vorliebe  gerade  die  schweren  operativen  oder 
sonst  irgendwie  complicirten  Geburtsfälle  überwiesen.  In  die  Entbindungs- 
anstalten werden  oft  Gebärende  oder  Frischentbundene  gebracht,  die  schon 
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auswärts  untersucht,  inficirt,  verletzt  oder  sonstwie  geschädigt  wurden.  Die 
Entbindungsanstalten  werden  in  abnorm  hohem  Procentsatz  (circa  50  bis 
55  Proc.)  von  Erstgebärenden  frequentirt,  die  erfahrungsgemäss  in  höherem 
Maasse  als  Mehrgebärende  der  puerperalen  Morbidität  und  Mortalität  unter- 
liegen. In  wie  hohem  Maasse  durch  all  diese  Umstände  die  Statistik  der 
Anstalten  beeinflusst  wird,  das  mögen  einige  Zahlen  aus  der  Berliner 
Universitäts-Frauenklinik  klar  machen.  Nach  Koblanck')  wurden  daselbst 
in  den  Jahren  1888  bis  1895  insgesammt  8528  Personen  entbunden. 

„Es  starben  in  Summa 165  =  1*93  Proc,  und  zwar: 

a)  an  puerperaler  Infection    .     .       46  =  0*53     „ 

b)  nicht  an  puerperaler  Infection       45  =  0'52     „ 

c)  an  Eklampsie 74  =  0*86     „ 

„Nicht  weniger  als  345  Fälle  von  Eklampsie  kamen  zur  Beobachtung! 
Während  im  Allgemeinen  die  Eklampsie  nur  bei  0*25  Proc.  aller  Entbin- 
dungen auftritt,  sehen  wir  sie  hier  in  der  Klinik  mit  dem  enormen  Procent- 
satze von  4*15  Proc.  vertreten.  Und  bezüglich  der  46  Todesfälle  an  puer- 
peraler Infection  erfahren  wir  von  Koblanck,  dass  nur  acht  derselben 
direct  der  Klinik  zur  Last  fallen,  insofern  sie  nur  in  der  Klinik  untersucht 
und  behandelt  wurden.  Von  den  übrigen  38  kamen  elf  bereits  entbunden 
in  die  Anstalt,  darunter  neun  mit  completer  Gebärmutterzerreissung ,  zwei 
bereits  entbunden  und  tödtlich  inficirt,  —  19  traten  noch  unentbunden,  aber 
schon  mit  den  Symptomen  schwerster  Infection  in  die  Klinik  ein,  —  acht 
noch  unentbunden  und  ohne  Zeichen  stattgehabter  Infection  aufgenommene 
Frauen  waren  doch  ausserhalb  der  Klinik  schon  vielfach  untersucht  und 
einer  oft  eingehenden  Behandlung  (Tamponade)  unterworfen  gewesen. 

„Nun,  meine  Herren,  in  ähnlicher,  wenn  auch  nicht  überall  gleich  un- 
günstiger Weise  wird  die  Mortalitätsstatistik  aller  öffentlichen  Gebärhäuser 
durch  das  ihnen  von  aussen  zuströmende  Material  belastet.  Und  wenn  es 
den  Anstalten  trotzdem  gelungen  ist,  ihre  Sterblichkeitsziffer  im  letzten 
Jahrzehnt  bis  auf  durchschnittlich  0*81  Proc.  herabzudrücken,  so  ist  das  ein 
grossartiger  Erfolg,  den  sie  nur  Dank  peinlichster  Antiseptik  und  Dank  einer 
vollendet  umsichtigen  und  naturgemässen  Leitung  der  Geburt  und  des 
Wochenbettes  zu  verzeichnen  haben.  Und  um  so  höher  müssen  solche 
Erfolge  geschätzt  werden,  als  die  Mehrzahl  der  öffentlichen  Entbindungs- 
anstalten Lehrzwecken  dient,  und  als  die  Aufgaben  des  Unterrichtes  unver- 
kennbare Gefahren  in  sich  bergen,  die  nur  bei  der  äussersten  Vorsicht  des 
Anstaltspersonals  vermieden  werden  können. 

„Sondert  man  die  Todesfälle  im  Kindbett  nach  den  drei  Gesichts- 
punkten, wie  sie  für  die  Puerperalstatistik  im  Königreich  Sachsen  maass- 
gebend  sind,  in 

1.  Todesfälle  in  Folge  einer  Infection  während  oder  nach  der  Geburt, 
—  das  eigentliche  Kindbettfieber  — ; 

2.  Todesfalle  in  Folge  von  Anomalien  des  Geburts Vorganges  selbst,  — 
Tod  durch  Verblutung  bei  vorliegender  Nachgeburt,  Gebärmutter- 
zerreissung, Atonia  uteri,  Tod  durch  Collnps,  durch  Eklampsie  etc.  — : 
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3.  Todesfälle  in  Folge  einer  Krankheit,  die  in  keinem  directen  Zusammen- 
hange mit  Schwangerschaft  und  Geburt  steht,  deren  Verlauf  aber 
durch  die  letztere  ungünstig  beeinflusst  wird, 
und  bringt  man  k  Conto  der  Entbindungsinstitute  nur  die  in  denselben  von 
Anfang  bis  zu  Ende  überwachten  Geburten,  so  tritt  die  Ueberlegenheit  der 
Entbindungsanstalten  gegenüber  der  häuslichen  Geburtshülfe  in  der  auf- 
fälligsten Weise  zu  Tage.  Während  das  infectiöse  Eindbettfieber  im  Lande 
noch  eine  relativ  und  absolut  hervorragende  Rolle  spielt,  derart,  dass  etwa 
die  Hälfte  bis  Breiviertel  aller  Todesfälle  im  Kindbett  ihm  zufallen  und 
dass  etwa  0*3  bis  0*4  Proc.  aller  Wöchnerinnen  ihm  erliegen,  so  treten  in 
den  Anstalten  die  Todesfälle  infectiöser  Art  ganz  zurück.  Mit  etwa  0*15 
bis  0*1  und  noch  weit  weniger  Procent  der  Wöchnerinnen  nehmen  sie  in 
gut  geleiteten  Anstalten  die  letzte  Stelle  unter  den  drei  genannten  Gruppen 
der  Todesfälle  im  Kindbett  ein.  Und  auch  die  Todesfälle  der  zweiten 
Gruppe,  die  Todesfalle  in  Folge  von  Anomalien  des  Geburtsvorganges 
selbst,  —  so  sehr  sie  sich  auch  in  den  Sterbelisten  der  Gebärhäuser  wegen 
der  sich  hier  häufenden  pathologischen  Entbindungen  in  den  Vordergrund 
drängen,  —  spielen  doch  in  den  Anstalten  relativ  betrachtet,  bei  Weitem 
nicht  die  Rolle,  die  sie  noch  immer  in  der  Geburtshülfe  des  Landes  für  sich 
in  Anspruch  nehmen.  Die  bessere  in  der  Anstalt  herrschende  Technik  und 
Antiseptik  ringt  dem  Tode  noch  manchen  Fall  ab,  der  ihm  in  der  Geburts- 
hülfe des  Landes  wahrscheinlich  verfallen  sein  würde. 

„Darf  es  nach  alledem  als  feststehend  gelten,  dass  die  Erfolge  im  häus- 
lichen Betriebe  der  Geburtshülfe  noch  viel  zu  wünschen  übrig  lassen,  dass 
sie,  so  sehr  sie  sich  auch  im  Laufe  der  letzten  zehn  und  zwanzig  Jahre  ge- 
bessert haben  mögen,  doch  noch  weit  hinter  den  Erwartungen  zurückbleiben, 
die  wir  Dank  der  Antiseptik  und  Dank  unserer  hochentwickelten  geburts- 
hülflichen  Technik  zu  hegen  berechtigt  sind,  —  so  lohnt  es  wohl,  wieder 
und  immer  wieder  den  Gründen  dieser  beklagensworthen  Rückständigkeit 
nachzuforschen.  An  Erklärungsversuchen  und  Besserungsvorschlägen  aller 
Art  hat  es  in  den  letzten  Jahrzehnten  wahrlich  nicht  gefehlt.  Aber  so  viel 
diese  Frage  in  den  Kreisen  der  Aerzte  und  Medicinalbeamten  auch  hin  und 
her  erwogen  worden  ist,  —  so  stürmisch  die  Gährung  auch  war,  die  die 
Antiseptik  mit  ihren  unab weislichen  Forderungen  hervorrief,  —  so  sehr 
auch  das  gesammte  geburtshülfliche  Personal  heute  von  der  Ueberzeugung 
durchdrungen  ist,  dass  unsere  geburtshülflichen  Verhältnisse  so,  wie  sie  zur 
Zeit  sind,  nicht  bleiben  dürfen,  dass  eine  durchgreifende  Reform  derselben 
nothwendig  ist,  —  so  hat  die  Gährung  doch  immer  noch  nicht  zu  einer 
Klärung  geführt!  Noch  immer  stehen  wir  vor  der  offenen  Frage:  „wie  ist 
zu  reformiren?",  „wo  haben  die  Hebel  einer  geburtshülflichen  Reform  ein- 
zusetzen?" 

„Vergegenwärtigen  wir  uns  in  aller  Kürze  die  auf  der  Hand  liegenden 
und  wohl  allgemein  anerkannten  Schwächen  unserer  jetzigen  geburtshülf- 
lichen Ordnung. 

„Etwa  95  Proc.  aller  Entbindungen  werden  von  den  Hebammen  allein 
geleitet,  nur  bei  5  Proc.  derselben  wird  ärztliche  Hülfe  in  Anspruch  ge- 
nommen. Da  liegt  es  nahe,  in  erster  Linie  den  Ilebammenstand  als  den 
wichtigsten  geburtshülflichen  Factor  für   die  hygienischen  Misserfolge  ver- 
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antwortlich  zu  machen.  Und  wahdich,  meine  Herren,  die  Anklagen  — 
nicht  gegen  die  einzelnen  Hehammen,  sondern  gegen  das  ganze  System 
unseres  Hebammenwesens  sind  wohl  begründet.  Bas  letztere  darf  und  muss 
man  tadeln,  —  für  die  einzelne  Hebamme  kann  man  nur  Mitleid  empfinden. 
Sie  befindet  sich  in  der  Lage  eines  schwachen  und  unmündigen  Kindes,  dem 
die  verantwortungsvolle  Arbeit  eines  Erwachsenen  zugemuthet  wird.  Schon 
bei  der  Rekrutirung  des  Hebammenstandes  sehen  wir  Einflüsse  zur  Geltung 
kommen,  die  in  Hinsicht  auf  den  anzustrebenden  Zweck,  wirklich  tüchtige 
und  brauchbare  Kräfte  zu  gewinnen,  auf  das  Tiefste  zu  beklagen  sind.  Eine 
grosse  Zahl,  wenn  nicht  die  Mehrzahl  der  Schülerinnen,  tritt  in  die  Heb- 
ammenschule ein  nicht  innerer  Neigung  zum  Berufe  und  freier  Entschliessung 
folgend,  sondern  der  Noth  gehorchend.  Bei  der  Präsentation  ihrer  Hebammen- 
aspirantinnen lassen  sich  namentlich  die  ländlichen  Communalverbände,  ohne 
rechtes  Verständniss  für  die  weittragende  Bedeutung  des  Hebammenberufes 
nur  zu  oft  von  gänzlich  abseits  liegenden  Motiven  leiten.  Droht  etwa  irgend 
ein  armes  Weib  den  Armenetat  zu  belasten,  —  nun,  so  kann  man  es  ja,  ob 
qualificirt  oder  nicht,  der  Hebammenschule  als  künftige  Bezirkshebamme 
präsentiren.  So  wird  vermeintlich  den  Interessen  des  armen  Weibes  wie 
der  Gemeinde  gedient.  Wohl  mag  es  sein,  dass  durch  die  Vorprüfung  der 
Kreisphysiker  noch  manch  eine  gar  zu  ungeeignet  erscheinende  Person  vom 
Besuch  der  Hebammenschule  zurückgehalten  wird,  und  dass  eine  weitere 
Sichtung  des  Schülerinnenmaterials  durch  Zurückweisung  unfähiger  Personen 
seitens  des  Hebammenschuldirectors  stattfindet.  Trotz  alledem  und  alledem 
bleibt  als  Schlussresultat  ein  Schülerinnenmaterial  übrig,  das  in  der  Mehr- 
zahl seiner  Elemente  wegen  der  gar  zu  geringen  Vorbildung  und  jahrelangen 
Entwöhnung  von  jeder  geistigen  Arbeit  nur  schwer  dem  Unterrichte  zu 
folgen  im  Stande  ist,  das  in  Wahrheit  fast  durchweg  nicht  als  qualificirt 
für  den  ungemein  verantwortungsvollen  Beruf  einer  Hebamme  bezeichnet 
werden  kann. 

„Freilich  wird  es  nicht  möglich  sein,  ein  besseres  Material  für  den 
Hebammenstand  zu  gewinnen,  so  lange  die  Geburts-  und  Wochenbettbygiene 
eine  so  hochgradige  Geringschätzung  erfährt,  wie  sie  sich  in  der  traurigen 
pecuniären  Lage  der  Hebammen  wiederspiegelt.  Aus  der  kürzlich  erschienenen 
beachtenswerthen  Schrift  des  Kreisphysicus  Br.  Bietrich  (Merseburg),  be- 
titelt: „Bus  Hebammenwesen  in  Preussen**,  entnehme  ich,  dass  nach  einer 
neueren  Zusammenstellung  über  die  materielle  Lage  der  Hebammen  im 
Bezirk  Oppeln  Gottschalk  den  Burchschnittsverdienst  sämmtlicber  Heh- 
ammen auf  circa  270  Mark  angebe,  —  in  sechs  der  19  Kreise  des  Bezirks 
Oppeln  halte  sich  das  Burchschnittseinkommen  sogar  unter  200  Mark  und 
nur  in  vier  Kreisen  werde  ein  Einkommen  von  300  Mark  erreicht.  „Wenn 
es  auch  in  anderen  Bezirken  besser  stehen  mag"  —  so  fähi*t  Bietrich 
fort —  „als  im  Bezirk  Oppeln,  so  ist  das  Einkommen  immerhin  nichts  weniger 
als  auskömmlich.  Im  Kreise  Licbenwerda  (Provinz  Sachsen)  beträgt  das 
Burchschnittseinkommen  450  Mark.  15  Hebammen  haben  dieses  Ein- 
kommen und  darüber,  19  Hebammen  dagegen  darunter  mit  einem  Burch- 
schnitt  von  280  Mark.  Im  Kreise  Zeitz  (Provinz  Sachsen)  ist  der  Gesammt* 
durchschnitt  des  Hebamiueneinkommens  375  Mark.  Aehulich  sind  die 
Verhältnisse  in  anderen  Bundesstaaten,  so  z.  B.  im  Grossherzogthum  Hessen, 
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"WO  das  Durchschnittseinkommen  aller  Hebammen  mit  313*50  Mark  berechnet 
worden  ist.  Lässt  man  jedoch  die  in  den  grösseren  Städten  wohnenden 
Hebammen,  welche  mehr  als  500  Mark  Einkommen  haben,  ausser  Rech- 
nung, so  ergiebt  sich  für  die  Landhebammen  ein  jährliches  Durchschnitts- 
einkommen von  213*30  Mark.^ 

n^un,  meine  Herren,  dass  bei  solchen  Einkommensverhältnissen  die 
meisten  Hebammen  gezwungen  sind,  die  geburtshülfliche  Praxis  nur  als 
einen  Nebenerwerb  zu  betrachten,  dass  sie  sich  dem  verantwortungsvollen 
Berufe  einer  Geburtshelferin  nur  mit  halber  Kraft  zu  widmen  vermögen, 
dass  ihr  mühsam  und  nothdürftig  in  der  Hcbammenschule  in  vier-  bis  acht- 
monatlichem Cursus  errungenes  Wissen  im  täglichen  Kampfe  mit  der  Noth 
keine  sonderliche  Förderung  erfahren  kann,  —  das  alles  liegt  ebenso  klar 
auf  der  Hand,  als  es  einleuchtend  ist,  dass  ein  so  dornen-  und  entsagungs- 
voller Pfad,  wie  er  den  heutigen  Hebammen  beschieden  ist,  für  höher  ge- 
bildete und  besser  für  den  Beruf  einer  Geburtshelferin  qualificirte,  aber 
zumeist  auch  anspruchsvollere  Persönlichkeiten  nicht  sonderlich  verlockend 
sein  kann. 

„So  ist  denn  bis  heute  die  Geburtshülfe  ganz  vorwiegend  die  Domäne 
der  Frauen  niederer  Stände  geblieben,  so  dringend  und  so  gebieterisch  auch 
die  erhöhten  Anforderungen  der  Antiseptik  geistig  höher  stehende  und  reifere 
Persönlichkeiten  für  den  Hebammenberuf  fordern  mögen. 

„Nicht  genug  aber  mit  all  diesen  Schäden  und  Schwächen  unseres 
Hebammenwesens,  —  als  ein  weiterer,  schwerwiegender  Missstand  kommt 
hinzu  das  Uebermaass  an  Freiheit  und  Selbstständigkeit,  welches  in  Aus- 
übung der  Praxis  dem  unreifen  und  geburtshülflich  unmündigen  Hebammen- 
stande bei  der  bisherigen  Organisation  der  Geburts-  und  Wochenbettshygiene 
eingeräumt  worden  ist.  Mit  Recht  sagt  Schatz^):  „Die  Geburtshülfe  ge- 
hört principiell  den  Geburtshelfern,  weil  sie  allein  vollkommen  das  Gebiet 

beherrschen  können Die  Hebammen,  wie  wir  sie  allein  haben  und 

auch  nur  brauchen  können,  sind  die  gebui*tshülflichen  Heilgehülfen  mit  ganz 
bestimmt  begrenzten  Functionen.  Eigentlich  sind  sie  nur  in  Gegenwart  des 
Geburtshelfers  und  ihn  unterstützend  an  ihrer  richtigen  Stelle.  Aber  aus 
ökonomischen  Gründen  überlässt  man  ihnen  die  einfachen  Fälle  und  Verrich- 
tungen, soweit  das  Publicum  nicht  einen  Arzt  besonders  beauftragt  und  bezahlt. 
Damit  dürfen  sie  aber  auch  für  diese  Fälle  nicht  der  technischen  Beauf- 
sichtigung entgehen  können.  Denn  wie  jedes  Personal,  das  in  einem  um- 
fänglichen Betriebe  nicht  vollständig,  sondern  nur  für  diejenigen  Partial- 
fnnctionen  ausgebildet  ist,  welche  es  besorgt,  einer  sachverständigen 
Beaufsichtigung  bedarf,  so  müssen  die  Hebammen,  besonders  auch  da,  wo 
sie  allein  handeln,  möglichst  vollkommen  beaufsichtigt  werden,  wenn  dies 
auch  nur  indirect  geschehen  kann.  Dazu  genügt  die  bisherige  Beaufsichti- 
gung durch  die  Kreisphysiker  durchaus  nicht.  Es  ist  dem  Physicus  nicht 
möglich,  40  bis  50  Hebammen,  welche  zum  grössten  Theil  weit  von  ihm 
wohnen,  eingehend  und  wenigstens  theilweise  auch  direct  zu  beaufsichtigen." 


*)  „Verhandlungen  der  GesellRcliaft  Dcutacher  Naturforschor  und  Aerzte." 
«7.  Versammlung  zu  Lübeck.  Zweiter  Theil,  II.  Uülfte,  8.  117.  Leipzig  1896. 
Verlag  von  Vogel. 
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Nur  kurz  sei  erwähnt,  dass  zur  Beseitigung  dieses  Missstandes  auf  Be* 
treiben  des  Prof.  Schatz  in  Mecklenburg  die  Einrichtung  getroffen  ist,  dass^ 
je  vier  bis  fdnf  Hebammen  einem  sogenannten  Aufsichtsarste  unterstellt 
worden  sind. 

„Auch  im  Königreich  Preussen  würde  es  wünschenswerth  sein,  dasa 
den  Hebammen  in  analoger  Weise  ihre  Stellung  zum  ärztlichen  Stande  klar 
gemacht  und  dass  damit  der  dünkelhaften  Selbstüberhebung  ein  Ende 
bereitet  würde,  die  bedauerlicher  Weise  in  den  letzten  zehn  Jahren  unter 
dem  Einflüsse  eines  agitatorisch  geschürten  Hebammenvereinslebens  in  den 
Köpfen  gar  vieler  Hebammen  Platz  gegriffen  hat. 

„Ich  muss  mich  darauf  beschränken,  hiermit  auf  die  wesentlichsten 
Schwächen  unseres  Hebammenwesens  hingewiesen  zu  haben.  Eine  durch- 
greifende Reform  desselben  in  der  Richtung  einer  peinlicheren  Auswahl,, 
einer  höheren  Vor-  und  gründlicheren  Durchbildung  der  Schülerinnen,  einer 
Sicherung  der  pecuniären  Lage  der  Hebammen  unter  Aufhebung  der  Frei- 
zügigkeit derselben,  einer  genossenschaftlichen  Organisation  und 
einer  engen  Angliederung  des  Hebammenstandes  an  den  ärztlichen  Stand,  — 
eine  solch  durchgreifende  Reform  des  Hebammen wesens  würde  zweifellos 
nicht  ohne  günstige  Rückwirkung  auf  den  häuslichen  Betrieb  der  Geburts- 
hülfe  bleiben  können.  Doch  muss  mit  aller  Entschiedenheit  betont  werden, 
dass  von  einer  Reform  des  Hebammenwesens  allein  nun  und  nimmermehr 
das  Heil  für  die  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  erwartet  werden  kann! 
Hebammenwesen  und  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  sind  nicht  sich 
deckende  Begriffe.  Die  letztere  schliesst  das  Hebammenwesen  in  sich,  hat 
aber  ausserdem  noch  mit  anderen  namhaften  Factoren  zu  rechnen. 

„So  verlangt  vor  Allem  auch  der  ärztliche  Antheil  am  häuslichen 
Betriebe  der  Geburtshülfe  ernste  Beachtung.  Dass  auch  hier  noch  viel  zu 
wünschen  übrig  bleibt,  ist  zweifellos.  Schon  vorhin  wies  ich  darauf  hin, 
dass  die  besseren  Resultate  der  Entbindungsanstalten  gegenüber  denen  der 
häuslichen  Geburtshülfe  nicht  allein  der  umsichtigeren  Antiseptik,  sondern 
zum  guten  Theile  auch  der  gewandteren  und  überlegeneren  Technik«  der 
naturgemässeren  und  umsichtigeren  Leitung  der  Geburt  und  des  Wochen- 
bettes in  den  Anstalten  zu  verdanken  seien.  Während  die  Sterblichkeit  in 
den  Entbindungsanstalten  in  den  Jahren  1887  bis  1889  für  die  operirten 
Fälle  nur  0'46  Proc.  betrugt),  berechnete  Fischöl^)  im  Jahre  1888  die  den 
Aerzten  bei  operativen  Fällen  zur  Last  fallende  Mortalität  der  Wöchnerinnen 
mit  2*2  Proc.  Ich  glaube  nicht  fehl  zu  gehen  mit  der  Annahme,  dass  auch 
heute  noch  —  acht  Jahre  später  —  der  gleiche  Unterschied  zwischen  den 
Resultaten  der  operativen  Geburtshülfe  in  den  Anstalten  und  in  der  Privat- 
praxis besteht. 

„Zur  Erklärung  dieser  bedauernswerthen  Thatsache  kann  ich  nur  das- 
jenige wiederholen,  was  ich  bereits  im  Jahre  1889  aussprach  („Die  Frage 
der  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  in  foro  der  Preussischen  Aerzte- 
kammern,  S.  25"):  Wenn  man  sagt:  „wir  wissen  alle  und  wollen  es  offen 
bekennen ,  dass  auf  dem  Lande  auch  der  Geburtshelfer  nicht  immer  —    oft 


^)  S.  Dietrich,  ].  c,  S.  19. 

»)  S.  Centralblatt  für  Gynäkologie  1888,  Nr.  32  und  33. 
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wohl  aus  Noth. —  streng  antiseptisch  bei  Entbindungen  verfährt",  so  mag 
damit  gewiss  ein  Hauptgrund  der  beklagenswerth  häufigen  Misserfolge  ärzt- 
licher Geburtshülfe  gekennzeichnet  werden.  Doch  wirken  sicherlich  neben 
einer  mangelhaften  Antiseptik  noch  ganz  andere  Momente  mit  zur  Ver- 
schlechterung der  ärztlich  geburtshülflichen  Statistik.  Die  weitaus  grösste 
Zahl  der  alljährlich  in  die  Praxis  eintretenden  jungen  Aerzte  kommen  mit 
durchaus  unzureichender  geburtshülflich  -  praktischer  Vorbildung  von.  der 
Universität.  Ihre  geburtshülfliche  Erfahrung  bezieht  sich  auf  einige  wenige 
Entbindungen,  denen  sie  in  der  Klinik  oder  Poliklinik  beigewohnt  haben. 
So  vorbereitet  sehen  sie  sich  in  der  Praxis  und  namentlich  in  der  ländlichen 
Praxis  alsbald  den  schwierigsten  und  verwickeltsten  geburtshülflichen  Fällen 
gegenübergestellt,  hülflos  und  rathlos.  Kann  man  dem  unerfahrenen  jungen 
Geburtshelfer  einen  Vorwurf  daraus  machen,  wenn  dann  nicht  Alles  lege 
artis  sich  vollzieht,  wenn  nicht  selten  Mutter  und  Kind  der  Unerfahrenheit 
des  Helfers  zum  Opfer  fallen  ?  Auch  dürfen  wir  nicht  vergessen,  wie  häufig 
noch  heute  aus  den  verschiedensten  Gründen  es  seitens  der  Hebammen  .ver- 
absäumt wird,  rechtzeitig  ärztliche  Hülfe  nachzusuchen,  wie  oft  es  dem 
beschäftigten  Landarzte  unmöglich  ist,  dem  einzelnen  Geburtafalle  (Placenta 
praevia,  enges  Becken)  die  Zeit  und  Sorgfalt  zu  widmen,  die  zur  Erzielung 
eines  glücklichen  Erfolges  unerlässlich  sind.  Wenn  durch  alle  diese  Ver- 
hältnisse ein  Mortalitätsprocent  bei  ärztlich  geleiteten  Entbindungen  herbei- 
geführt wird,  welches  von  den  Erfahrungen  in  den  Kliniken  weit  in  den 
Schatten  gestellt  wird,  wen  will  es  Wunder  nehmen?  An  dem  Aufbau  der 
klinischen  Statistik  arbeiten  einige  wenige  erfahrene  Fachmänner  unter  den 
denkbar  günstigsten  Verhältnissen;  auch  die  geburtshülfliche  Universitäts- 
Poliklinik  wird  in  schwierigen  Fällen  immer  von  der  nahen  Hülfe  der 
Klinik  gestützt  und  getragen.  An  dem  Aufbau  der  ärztlichen  Statistik  hin- 
gegen arbeitet  das  Gros  der  Aerzte,  vielfach  unerfahren  und  wenig  bewan- 
dert in  der  Technik  der  geburtshülflichen  Operationen  und  zu  alledem  noch 
kämpfend  mit  der  Ungtinst  der  Aussen  Verhältnisse.  Mag  man  tausendmal 
behaupten  und  mag  es  auch  theoretisch  wahr  sein,  dass  sich  jede  geburts- 
hülfliche Operation  in  den  elendesten  Wohnungen  und  unter  den  jammer- 
vollsten Verhältnisisen  aseptisch  und  glücklich  ausführen  lasse,  so  wird  man 
sich  doch  niemals  über  die  Thatsache  hinwegtäuschen  können,  dass  es  in 
praxi  anders  aussieht,  dass  die  Ergebnisse  der  privatärztlichen  Praxis  keinen 
Vergleich  aushalten  mit  den  Resultaten  der  heutigen  Gebäranstalten.  Wer 
will  es  demnach  leugnen,  dass  auch  hier  noch  ein  wunder  Punkt  in  der  Ge* 
burtshjgiene  vorliegt,  der  Heilung  verlangt? 

„Meine  Herren,  das  Bild,  das  ich  Ihnen  bisher  entworfen,  mag  schon 
manch'  Einem  grau  in  grau  gemalt  erscheinen,  und  doch  gilt  es,  noch  einige 
recht  dunkle  Schatten  hinzuzufügen ,  um  Ihnen  von  dem  ganzen  Elend 
unserer  heutigen  geburtshülflichen  Ordnung  eine  richtige  Vorstellung,  zu 
geben.  Wer  aber  mit  ofl'enem  Auge  und  warmem  Herzen  mitten  im  geburts- 
hülflichen Leben  steht,  der  wird  dem  von  mir  entworfenen  dunklen  Bilde 
das  Zeugniss  der  Wahrhaftigkeit  sicher  nicht  vorenthalten  können. 

„Es  würde  ein  Fehler  sein ,  wenn  wir  den  Werth  unserer  geburts- 
hülflichen Ordnung  nur  an  dem  Maaasstabe  der  puerperalen  Mortalität 
messen  wollten.    Auch  die  Morbidität,  soweit  sie  puerperalen  Ursprunges 
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ist,  verlangt  Berücksichtigung.  Freilich  lässt  uns  die  Statistik  hier  völlig 
im  Stich.  Doch  weiss  jeder  Arzt  und  insbesondere  jeder  Frauenarzt,  wie 
gross  die  Zahl  der  Frauenkrankheiten  ist,  die  als  directe  Folge  eines  schlecht 
abgewarteten  Wochenbettes  betrachtet  werden  muss.  Verräth  sich  die 
mangelhafte  Geburtshülfe  in  den  noch  immer  zu  hohen  puerperalen  Mor- 
talitätsziffern ,  so  tritt  uns  die  ungenügende  Wochenpflege  mahnend  in 
Gestalt  jener  Frauenkrankheiten  entgegen,  die  zu  dauerndem  körperlichen 
und  psychischen  Unbehagen,  zu  vorzeitigem  Siechthum  und  Arbeitsbehinde- 
rung und  so  nicht  eben  selten  zur  Zerstörung  des  ehelichen  Glückes  und 
Friedens  führen.  Treffend  bemerkt  Löhlein  ^)  hierzu:  „Es  giebt  keinen 
einzigen  Krankheitszustand,  bei  dem  die  allzu  frühe  Rückkehr  zu  anstren- 
gender Thätigkeit  bei  schlechter  Ernährung  so  sicher  zu  dauernder  Invali- 
dität zu  führen,  und  dagegen  eine  einfache  und  wenig  kostspielige  Wartung 
die  Gattin,  die  Mutter,  die  Hausfrau  rüstig  zu  erhalten  vermag ,  als  dies  im 
Wochenbette  der  Fall  ist.  Es  gilt  zu  erinnern ,  dass  je  kümmerlicher  die 
Erwerbsverhältnisse  eines  Hausstandes,  um  so  beklagenswerther  das  Loos 
der  invalid  aus  dem  Wochenbette  aufgestandenen  jungen  Frau  ist,  wie  tief 
verbittert  sie  wird  und  wie  unheimlich  schnell  sie  altert,  wenn 'sie  sich  in 
Folge  ihrer  aus  dem  Wochenbette  zurückgebliebenen  krankhaften  Zustände 
erst  gleichgültig,  bald  roh  und  rücksichtslos  von  dem  Manne  behandelt  sieht 
Und  das  möchte  ich  —  fügte  Löhlein  hinzu  —  nach  dem  Eindrucke  mancher 
Erfahrungen  in  der  geburtshülflichen  wie  in  der  gynäkologischen  Poliklinik 
noch  besonders  betonen,  dass  die  öffentliche  Wohlthätigkeit  gerade  an 
diesem  Punkte  dem  wachsenden,  von  verbitterten  Frauen  besonders  leiden- 
schaftlich geschürten  Klassenhass  erfolgreicher  als  an  irgend  einem  anderen 
entgegenarbeiten  kann.^  Dass  es  wesentlich  die  ärmeren  und  ärmsten  Be- 
völkerungsschichten sind,  in  denen  wir  jenen  vorzeitig  gealterten,  abge- 
härmten und  leidenden  Frauengestalten  begegnen,  liegt  auf  der  Hand.  Arzt 
und  Hebamme  wissen  es  wohl,  dass  die  Frischentbundene  einer  längeren, 
etwa  zehntägigen  Bettruhe  und  noch  weit  längerer  Schonung  dringend 
bedarf,  um  die  gewaltigen,  durch  Schwangerschaft  und  Geburt  in  ihrem 
Organismus  gesetzten  Veränderungen  zur  Rückbildung  gelangen  zu  lassen 
und  dauernde  Schädigung  fern  zu  halten.  Aber  die  Nbth  zwingt  zahllose 
Wöchnerinnen,  sich  über  diese  einfachsten  Forderungen  der  Wochenbetts- 
hygiene hinwegzusetzen  und  ihren  noch  schonungsbedürftigen  Körper  zur 
Arbeit  zu  schleppen.  Sollen  und  können  wir  Aerzte,  als  die  berufenen 
-Hüter  der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  solchen  offenkundigen  Missständen 
der  Wochenbettspflege  mit  verschränkten  Armen  zusehen?  Wohl  hat  frei- 
willige Liebesarbeit  von  Frauenvereinen  an  einzelnen  Orten  mit  mehr  oder 
minder  gutem  Erfolge  diese  klaffende  Lücke  der  Geburts-  und  Wochenbetts- 
hygiene auszufüllen  sich  bestrebt,  wohl  stehen  erkrankten  Wöchnerinnen 
die  Krankenhäuser  offen,  —  wer  aber  will  und  kann  behaupten,  dass  im 
vorbeugenden  Sinne  genug  gethan  sei,  um  jeder,  auch  der  ärmsten  Frau 
die  Erhaltung  der  Gesundheit  bei  der  Geburt  und  im  Wochenbett  nach 
Möglichkeit  zu  gewährleisten  ?  Soll  es  und  darf  es  nur  Aufgabe  der  öffent- 
lichen Wohlthätigkeit  bleiben,  wird  es   nicht  endlich  als   eine  sociale 


*)  DeiitM'lu'  uu'd.  Wochpiiscln-ift,   ISsH,  Nr.  ♦>. 
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Pflicht  erkannt  werden,  diese  schreienden  Missstände  der  Wochenbetts- 
pflege  zu  beseitigen?  Wahrlich,  meine  Herren,  wenn  ich  unsere  geburts- 
hülflichen  Verhältnisse  überschaue,  —  so  kann  ich  nicht  anders,  als  bekennen, 
es  ist  eine  geburtshülfliche  Organisation  zurechtgemacht  nach  den  Wünschen 
und  Bedürfnissen  der  wirthschaftlich  Starken,  der  oberen  Zehntausend  und 
des  wohlsituirten  Mittelstandes.  Für  Geld  ist  auf  geburtshülflichem. Gebiete 
Alles  zu  haben,  —  ein  tüchtiger  Arzt,  eine  tüchtige  Hebamme,  eine  zuverlässige 
Wochenpflegerin,  —  und  in  behaglicher  Wohnung  lässt  sich  ein  Wochenbett 
den  Forderungen  der  Hygiene  entsprechend  wohl  abwarten.  Je  heller  indess 
unsere  hochentwickelte  Geburtshülfe  in  den  oberen  Schichten  des  Volkes  in 
ihren  Lichtseiten  erstrahlt,  um  so  tiefer  der  Schatten  in  den  niederen  Volks- 
kreisen.  Für  die  wirthschaftlich  Schwachen  ist  auf  das  Dürftigste  gesorgt. 
„Unsere  heutige  geburtshülfliche  Ordnung  zeigt  die  unseligen 
Consequenzen  des  auf  das  Gebiet  der  Hygiene  übertrageneu 
Princips  des  freien  Wettbewerbes  der  Kräfte!  Unter  dem  Einflüsse 
dieses  Princips  wurde  die  Geburtshülfe  zum  Gewerbe  erniedrigt,  den  Hebammen 
die  Freizügigkeit  gewährt,  und  so  ein  zügelloser  Concurrenzkampf  eröflnet 
zum  Unheil  der  Schwachen  unter  dem  geburtshülflichen  Personal  sowohl, 
wie  der  Schwachen  im  hülfsbedürftigen  Volke.  So  haben  wir  es  auf  geburts- 
und  wochenbettshygienischem  Gebiete  erleben  müssen,  dass  in  dem  wachsenden 
egoistischen  Interessenkampfe  eine  fortschreitende  Isolirung  und  Zersplitte- 
rung der  geburtshülflichen  Kräfte  stattgefunden  hat,  —  eine  Zersplitterung 
eben  jener  Kräfte,  die  durch  die  gemeinsamen  Ideale  der  Geburts-  und 
Wochenbettshygiene  zu  zielbewusster  Arbeit  *auf  das  Engste  aneinander 
gekettet  sein  sollten.  Aerzte,  Hebammen  und  Wochenpflegerinnen  arbeiten 
nicht  mit,  sondern  nur  zu  oft  gegen  einander!  Und  in  eben  dieser  Zer- 
splitterung und  Isolirung  der  geburtshülflichen  Kräfte,  in  dem  Mangel  eines 
gesunden  Solidaritätsbewusstseins  liegt  der  Kernschade  und  der  wesent- 
lichste Grund  der  Schwäche  unserer  heutigen  geburtshülflichen  Ordnung 
begründet.  Wir  haben  wohl  an  der  Geburts  -  uud  Wochenbetts - 
bygiene  arbeitende  Organe  mit  tausend  und  abertausend  Einzel- 
kräften ,  wir  haben  aber  keinen  geburts  •  und  wochenbettshygienischen 
Organismus,  dessen  Einzelorgane  und  Einzelkräfte  —  (Aerzte ,  Heb- 
ammen, Wochenpflegerinnen,  Frauenvereine  und  Kreis-  oder  Communal- 
Verwaltung)  in  klarer  organischer  Gliederung  und  in  bewusster  Zusammen- 
gehörigkeit freudig  mit  und  für  einander  arbeiten.  Eine  Gesundung  unserer 
geburtshülflichen  Verhältnisse  kann  darum  nicht  herbeigeführt  werden 
durch  eine  flick-  und  stückweise,  symptomatische  Behandlung  bald  dieses, 
bald  jenes  kranken  und  schwachen,  in  und  an  der  Geburts-  und  Wochen- 
bettshygiene arbeitenden  Organ  es,  sondern  ganz  allein  durch  ein  weit- 
sehendes, die  Geburts-  und  Wochenbetts-Hygiene  mit  alF  ihren  Einzelorganen 
als  einen  einheitlichen  Organismus  erfassendes,  ge  wissermaassen  ätiologisches 
Kurverfahren.  Stellen  wir  uns  bei  der  anzustrebenden  Reform  auf  diese 
hohe  Warthe,  so  werden  wir  uns  alsbald  überzeugen  können,  dass  die 
Kräftigung  des  Gesammtorganismus  dei;  Geburts-  und  Wochenbettshygiene 
rückwirkend  jedem  Einzelorgaue  derselben  zu  Gute  kommt,  dass  die  Besei- 
tigung aller  uns  vorhin  aufgestossenen  Fehler  und  Schwächen  der  Einzel- 
organe sich  damit  wie  von  selbst  ergiebt. 

5* 
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„Nun  deDD,  meine  Herren,  wenn  es  gilt,  einen  kraftvollen  geburts-  und 
wochenbettshygienischen  Organismus  zu  schaffen,  dessen  Einzelorgane  sich 
durch  die  Aufgaben  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  solidarisch  verbunden 
fühlen,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  diesem  Organismus  vor  allem  ein 
Centrum,  ein  Herz  gegeben  werden  muss,  um  welches  sich  alle  Einzelorgane 
gruppiKen,  von  welchem  aus  aber  auch  nach  allen  Richtungen  hin  beständig 
neue  Krafb  und  Anregung  ausströmt. 

„Die  „Heimstätten  für  Wöchnerinnen''  sind  es,  die  diesem  Bedürfniss 
in  jeder  Weise  entsprechen.  Lassen  Sie  mich  das  in  möglichster  Kürze 
ausführen. 

„Zunächst  dürfte  es  klar  sein,  dass  die  Heimstätten  für  Wöchnerinnen, 
wofern  sie  — ,  wie  ich  es  für  selbstverständlich  halte,  —  als  öffentliche  Ent- 
bindungsanstalten und  nicht  etwa  nur  als  Reconvalescentenheime  für  Wöch- 
nerinnen gedacht  werden,  —  ich  sage,  es  dürfte  klar  sein,  dass  diese 
Anstalten  unmittelbar  auf  die  puerperalen  Mortalitäts-  und  Morbiditäts- 
verhältnisse  werden  aufbessernd  wirken  müssen.  Denn  naturgemäss  werden 
sie  sich  zur  Zufluchtsstätte  insonderheit  solcher  Frauen  entwickeln,  die 
irgendwie  gefahrdrohenden  Entbindungen  entgegengehen  (vorliegende  Nach- 
geburt, enges  Becken,  Exlampsie  etc) ;  sie  werden  alle  diejenigen  Schwangeren 
und  Kreissenden  aufzunehmen  haben,  denen  das  eigene  Heim  durch  Scharlach» 
Diphtherie  und  sonstige  Infectionsstoffe  producirende  Erkrankungen  der  An- 
gehörigen zu  einer  ungeeigneten,  weil  gefahrdrohenden  Entbindungsstätte 
geworden  ist;  sie  werden  endlich  der  grossen  Schaar  der  Armen  und  in 
beengten  Wohnungsverhältnissen  Lebenden  den  nöthigen  Schutz  bei  der 
Geburt  und  die  nothwendige  Pflege  und  Ruhe  im  Wochenbett  zu  bieten 
haben.  So  werden  die  Heimstätten  für  W^öchnerinnen  gerade  denjenigen 
Kreissenden  und  Wöchnerinnen  zu  Hülfe  kommen,  die,  wie  wir  vorhin  sahen, 
bei  der  heutigen  geburtshülflichen  Organisation  am  meisten  gefährdet  sind, 
für  die  am  wenigsten  gesorgt  ist.  Und  die  denselben  gebotene  Hälfe  wird 
die  denkbar  beste  und  sicherste,  die  einer  wohlgeordneten  Entbindungs- 
anstalt sein. 

„Dass  es  an  geeigneten  Kräften  zur  Leitung  solcher  Wöchnerinnen- 
heime nicht  fehlen  dürfte,  dafür  bürgt  die  grosse  Schaar  der  in  Geburts- 
hülfe  und  Gynäkologie  specialistisch  gebildeten  Aerzte,  deren  Kraft  an 
solchen  Anstalten  erst  zur  rechten  Entfaltung  kommen  kann,  während  sie 
heute  vielfach  der  Geburtshülfe  verloren  geht. 

„So  wird  als  unmittelbare  Wirkung  der  Heimstätten  für  Wöchnerinnen 
sich  eine  Abnahme  der  puerperalen  Mortalität  und  Morbidität  des  Landes 
bemerklich  machen  müssen,  und  diese  Wirkung  wird  um  so  entschiedener 
in  die  Erscheinung  treten,  je  mehr  die  Zahl  der  Wöchnerinnenheime  und 
der  in  ihnen  sich  vollziehenden  Entbindungen  mit  der  Zeit  anschwellen 
wird.  Wenn  Sie  aber  fragen,  meine  Herren,  wo  wird  das  Bedürfniss  nach 
Wöchnerinnenheimen  schliesslich  Ziel  und  Grenze  finden,  so  lautet  meine 
Antwort  kurz  dahin:  Den  geburts-  und  wochenbettshygienischen 
Bedürfnissen  des  platten  Landes  wie  der  Städte  wird  dann  volles 
Genüge  geschehen  sein,  wenn  den  schwangeren  und  kreissenden 
Frauen  überall  im  deutschen  Vaterlande  die  Möglichkeit  ge- 
boten   sein    wird,    unter    besonders  bedrohlichen    oder  den  An- 
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forderungen  der  Hygiene  nicht  entsprechenden  häuslichen  Yer- 
kältnissen  den  Schutz  und  die  Hülfe  einer  gut  geleiteten  Ent- 
bindungsanstalt in  Anspruch  nehmen  und  leicht  erreichen  zu 
können. 

„Während  heute  kaum  mehr  als  1  Proc.  bis  höchstens  2  Proc.  aller  Ent- 
bindungen sich  in  den  Anstalten  vollzieht,  so  erwarte  ich  von  einer  nicht 
gar  fernen  Zukunft,  dass  die  Heimstätten  für  Wöchnerinnen  sich  zur  Auf- 
nahme von  5,  10,  15,  vielleicht  gar  bis  zu  20  Proc.  aller  Ereissenden  werden 
rüsten  müssen.     Dann,  meine  Herren,  werden  wir  am  Ziele  sein. 

„So  ungeheuerlich  das  klingt,  mit  verhältuissmässig  so  geringen 
Mitteln  wird  es  sich  erreichen  lassen.  Wenn  in  jeder  grossen  und  mittel- 
grossen Stadt  und  in  jedem  Kreise  unseres  Vaterlandes  auf  je  50000  bis  100000 
Einwohner  nur  ein  Wöchnerinnenheim  mit  durchschnittlich  12  bis  25  Betten 
errichtet  sein  wird,  so  wird  dem  Bedürfniss  im  Wesentlichen  entsprochen 
sein.  Es  versteht  sich  dabei  von  selbst,  dass  je  nach  der  Dichtigkeit  und 
nach  dem  Charakter  der  Bevölkerung,  dass  ganz  nach  den  localen  Bedürf- 
nissen die  Heimstätten  für  Wöchnerinnen  hier  grösser,  dort  kleiner,  hier 
zahlreicher,  dort  spärlicher  werden  auftreten  müssen. 

„Freilich  wird  man  nicht  erwarten  dürfen,  dass  die  Inanspruchnahme  der 
Wöchnerinnenheiine  seitens  der  hülfsbedürftigen  Frauen  von  vornherein  eine 
sonderlich  stürmische  sein  wird.  Wer  da  glauben  würde,  die  Bedürfnissfrage 
lediglich  nach  der  mehr  oder  weniger  lebhaften  Inanspruchnahme  unserer 
Anstalten  entscheiden  zu  dürfen,  der  würde  mit  Recht  den  Vorwurf  der  Kurz- 
sichtigkeit verdienen.  Unser  deutsches  Volk  ist  schwerfällig  in  der  Annahme 
von  Neuerungen.  Zäh  hält  es  am  Althergebrachten  fest.  Oft  muss  ihm  das 
Gute,  namentlich  auch  auf  hygienischem  Gebiete,  förmlich  aufgedrungen 
werden.  Kein  Wunder,  wenn  zunächst  gar  viele  Frauen  die  ihnen  dargebotene 
Hülfe  eines  Wöchnerinnenheims  verschmähen,  wenn  sie  Geburt  und  Wochen, 
bett  auch  unter  den  fragwürdigsten  häuslichen  Verhältnissen  abzuwarten  vor- 
ziehen. Das  kann  und  wird  erst  anders  werden,  wenn  die  öffentliche  Meinung 
zu  Gunsten  unserer  Heimstätten  umgestimmt  ist  —  wenn  Aerzte,  Hebammen, 
Frauenvereine  und  Kreis-  und  Communalverwaltung  mit  vereinter  Kraft  den 
Betrieb  der  Geburtshülfe  in  die  neuen,  durch  die  Wöchnerinnenasyle  zu  er- 
öffnenden Bahnen  einzulenken  bemüht  sind.  Bisher  ist  von  solchem  ver- 
einten Streben  auf  geburtshygienischem  Gebiete  nicht  viel  zu  merken.  Im 
Gegentheil,  —  noch  stemmt  man  sich  kräftig  solcher  Neuerung  entgegen. 
Die  Hebammen,  bei  ihrem  meist  gar  zu  niedrigen  Bildungsniveau  nicht 
fähig,  sich  als  Mitarbeiter  an  den  idealen  Aufgaben  der  Gebui*ts-  und  Wochen- 
bettshygiene zu  fühlen  und  gewohnt,  die  Geburtshülfe  wesentlich  von  der 
Seite  des  Erwerbes  als  melkende  Kuh  zu  betrachten,  wittern  in  den  Wöchne- 
rinnenasylen vielmehr  eine  ihren  Erwerb  schmälernde  und  desshalb  zu 
bekämpfende,  als  eine  ihr  wahres  mit  der  Geburts-  und  Wochenbettshygiene 
zusammenfallendes  Interesse  fördernde  und  desshalb  zu  unterstützende  In- 
stitution. Und  nicht  viel  besser  steht's  —  Gott  sei's  geklagt  —  mit  einer 
nicht  verschwindenden  Zahl  von  Aerzten.  Auch  sie,  nicht  fähig  die  Geburts- 
hülfe von  einem  höheren  selbstlosen  Standpunkte  aus  zu  betrachten,  sind 
gern  geneigt,  die  Wöchnerinnenasyle  nur  als  ein  Sprungbrett  egoistischer 
Sonderinteressen  einzelner  Aerzte  aufzufassen;  —  auch  sie  wittern  hinter 
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den  Asylen  selbstsüchtige  Zwecke  und  Concurrenz.  Weil  sich  ihnen  Sonder- 
interessen aller  Art  störend  in  den  Vordergrund  drängen,  so  verlieren  sie 
die  Fähigkeit  zu  einem  uubefangenen  und  objectiveji  Urtheil  über  den 
Werth  und  die  Bedeutung  der  Wöcbnerinnenheime  für  das  GemeinwohL 
Aus  der  Fülle  der  traurigen  Erfahrungen  dieser  Art,  die  ich  im  Laufe  der 
Jahre  habe  macheil  müssen,  will  ich  nur  das  eine  erwähnen,  dass  es  vor 
wenigen  Jahren  ein  Arzt  und  Uebammenlehrer  auf  dem  Delegirtentage  der 
deutschen  Hebammenvereine  in  Hamburg  kalten  Blutes  fertig  brachte,  die 
Wöchnerinnenheime  als  ärztliche  Privatentbindungsanstalten  zu  carikiren 
und  sie  so  den  Hebammen  gegenüber  in  die  schiefe  Beleuchtung  von  Gon- 
currenzanstalten  zu  rücken.  £r  erntete  für  diese,  mindestens  von  völliger 
Verständnisslosigkeit  zeugende  Leistung  den  Beifall  der  versammelten 
Hebammen.  So  kämpft  unsere  junge  Institution  noch  mit  Missverständ- 
nissen, mit  Uebel wollen  und  Schwierigkeiten  aller  Art.  Und  wenn  sie  trotz- 
dem im  Laufe  der  letzten  10  Jahre  in  circa  18  deutschen  Städten  siegreich 
£inzug  gehalten  hat,  und  wenn  es  ihr  in  all  diesen  Städten  gelungen  ist, 
festen  Fuss  zu  fassen  und  eine  von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Frequenz  der 
Wöchnerinnen  zu  erzielen,  so  sehe  ich  darin  den  besten  Beweis  für  die  Güte 
unserer  Sache  und  für  die  siegende  Kraft  der  Wahrheit. 

„Indess,  meine  Herren  —  haben  die  Heimstätten  für  Wöchnerinnen  erst 
einmal  festen  Fuss  gefasst  im  Bewusstsein  unseres  Volkes  —  werden  sie 
unterstützt  von  Frauenvereinen  und  getragen  von  der  Fürsorge  der  Communal- 
und  Kreisbehörden  — ,  so  bedarf  es  nur  weniger  Schritte  weiter,  um  sie 
nicht  bloss  direct,  sondern  auch  indirect  in  den  Dienst  der  Geburts-  und 
Wochenbettshygiene  zu  stellen,  um  sie  in  Wahrheit  zum  Herzen  derselben 
werden  zu  lassen. 

„Da  gilt  es  vor  Allem,  den  Hebammenstand  in  enge  Wechselbeziehung 
zum  Wöchnerinnenasyl  zu  bringen.  Es  gilt,  die  Hebammen  dazu  zu  bewegen, 
mit  ihrer  hülfsbedürftigen  Clientel  gern  und  willig  in  das  Asyl  zu  flüchten, 
wo  es  nur  immer  durch  die  Noth  der  häuslichen  Verhältnisse  oder  durch  die 
besonders  gefahrdrohenden  Umstände  des  einzelnen  Geburtsfalles  geboten 
erscheint.  So  lange  der  Hebammenstand  als  ein  gewerbetreibender  mit  seinen 
Einkünften  wesentlich  auf  das  ihm  von  Fall  zu  Fall  zafliessende  Honorar 
angewiesen  ist,  so  lange  muss  dafür  Sorge  getragen  werden,  dass  ihm  aus 
der  Förderung  des  Wöchnerinnenheims  keinerlei  pecuniäre  Verluste  erwachsen. 
So  habe  ich  in  Magdeburg  die  Abneigung  der  Hebammen  gegen  das  Wöchne- 
rinnenasyl  in  der  Weise  zu  überwinden  vermocht,  dass  denselben  seitens  des 
das  Asyl  unterhaltenden  Frauenvereins  das  Honorar  für  die  von  ihnen  in 
der  Anstalt  geleiteten  Entbindungen  in  Höhe  von  4  bis  6  Mark  garantirt, 
und  dass  ausserdem  seitens  des  Frauen  verein  es  ein  regelmässiger  Jahres- 
beitrag zur  Gasse  des  in  enger  Angliederung  an  das  Wöchnerinnenasyl  ins 
Leben  gerufenen  Hebammenvereins  gezahlt  wird.  Die  Höhe  dieses  Beitrages 
berechnet  sich  in  der  Weise,  dass  pro  Kopf  der  im  Laufe  des  Jahres  im 
Asyl  verpflegten  Wöchnerinneu  eine  Mark  an  die  Gasse  des  Hebammen- 
vereins entrichtet  wird.  Diese  Gelder  finden  lediglich  zur  Unterstdtznng 
kranker  oder  in  Noth  gerathener  Mitglieder  des  Hebammenvereins  Ver- 
wendung. So  haben  wir  es  erreicht,  dass  wenigstens  ein  Theil  der  Heb- 
ammen sich  für  das  Wöchnerinnenasyl  zu  interessiren  und  ihm  bedürftige 
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Pfleglinge  zuzuführen  gelernt  hat.  Die  Mehrzahl  der  Pfleglinge  kommt  in- 
dess  aus  eigenem  Antriebe,  ohne  Zuthun,  nicht  selten  auch  trotz  Widerrede 
der  Hebammen.  Soweit  es  irgend  möglich  ist,  wird  zur  Leitung  jeder  im 
Asyl  stattfindenden  Entbindung  ein  Mitglied  des  Hebammenvereins  hinzu- 
gezogen. So  gewinnt  das  Asyl  den  Charakter  einer  praktischen  Fort^ 
bildungsschule  für  die  Mitglieder  des  Hebammenvereins.  In  zwangloser 
Besprechung  des  vorliegenden  Geburtsfalles  seitens  der  geburtshülflich 
tüchtigen  Oberin,  oder  auch  des  ärztlichen  Directors  der  Anstalt,  wird  bald 
diesem,  bald  jenem  Vereinsmitgliede  Anregung  und  praktische  Anleitung- 
in  Menge  geboten.  Dazu  lasse  ich  es  mir  angelegen  sein,  in  den  allmonat- 
lich stattfindenden  Hebammenvereinssitzungen  nach  Kräften  für  theoretische 
Fortbildung  der  Hebammen  zu  sorgen.  £s  werden  in  diesen  Sitzungen 
belehrende  ärztliche  Vorträge  gehalten,  in  letzter  Zeit  auch  mehr  und  mehr 
von  den  Hebammen  selbst  einzelne  Capital  des  Hebammenbuches  in  zum 
Theil  vortrefflicher  Weise  besprochen.  —  Auch  die  materiellen  Interessen 
der  Hebammen  zu  fördern,  haben  wir  in  unserem  Yereinsleben  nicht  unter- 
lassen. So  erwirkte  der  Verein  vor  einigen  Jahren  bei  der  Stadtverwaltung 
die  unentgeltliche  Lieferung  der  antiseptischen  Mittel  an  sämmtliche  Heb- 
ammen der  Stadt,  und  seit  fünf  bis  sechs  Jahren  schon  erfreuen  sich  die 
Hebammen  des  Regierungsbezirks  Magdeburg  einer  durch  den  Magdeburger 
Hebammenverein  ins  Leben  gerufenen  Kranken-Unterstützungs-  und  Sterbe- 
kasse. 

„Und  doch,  meine  Herren,  so  schön  all'  diese  Anfänge  einer  organischen 
Angliederung  des  Hebammenstandes  an  das  Wöchnerinnenasyl  als  an  ein 
geburtshygienisches  Centrum  auch  sein  mögen,  so  sind  es  doch  eben  immer 
nur  Anfänge.  Zu  ihrer  Vollendung  können  sie  nur  bei  thatkräftiger  Unter- 
stützung der  Kreis-  und  Communalverwaltung  und  unter  der  Voraussetzung 
einer  zweckentsprechenden  Reorganisation  des  Hebammenwesens  gelangen. 
Gewerbetreibende  Hebammen  von  so  niederer  Bildung,  wie  sie  ihnen  heute 
zumeist  eigen  ist,  unter  einen  Hut  zu  bringen  und  sie  in  einem  freiwilligen 
Vereinsleben  um  die  Fahne  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  zu  schaaren, 
das  ist  eine  Sisyphusarbeit,  die  wieder  und  immer  wieder  an  der  Unreife 
des  Hebammenstandes  und  an  seinen  vorwiegend  auf  das  Materielle  gerich- 
teten Standessorgen  scheitert.  Erst  dann,  wenn  das  jetzt  freiwillige  Vereins- 
leben der  Hebammen  auf  gesetzlichem  Wege  zu  einem  obligatorischen 
geworden  sein,  wenn  der  Hebammenverein  den  Charakter  einer  geburts- 
hülflichen  Berufsgenossenschaft  gewonnen,  wenn  das  gewerbliche  Concurrenz- 
rennen  der  Hebammen  ein  Ende  genommen  und  einer  ruhigen  beruflichen 
Arbeit  in  einer  durch  die  Genossenschaft  gesicherten  Lebensstellung  Platz 
gemacht  haben  wird,  erst  dann  wird  die  Heimstätte  für  Wöchnerinnen  im  Cen- 
trum je  eines  Hebammenvereins,  bezw.  einer  geburtshülflichen  Berufsgenossen- 
schaft,  zu  voller  Geltung  gelangen  können  als  Fortbildungsschule,  als 
Vereinshaus,  als  Desinfectionsanstalt,  kurzum  als  Mutterhaus  der  Genossen- 
schaft, das  allen  Bedürfnissen  und  Wünschen  der  Berufsschwestem  in  vollent 
Maasse  Rechnung  trägt.  Einem  so  organisirten  Hebammenstande  wird  es 
auch  nicht  mehr  an  wahrhaft  gebildeten  Elementen  fehlen,  deren  sittlich, 
hebender  Einfluss  auf  die  minder  gebildeten  Elemente  in  der  straffen  Ord- 
nung einer  Berufsgenossenschaft   nicht  verloren  gehen  kann.      Vor  Allenk* 
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wird  sich  der  Einfluss   einer  gediegenen  und  charaktervollen  Oberin  des 
Wöchnerinnenheims  wohlthuend  bemerklich  machen  mässen. 

„Meine  Herren,  kein  Wolkenkuckuksheim  ist  es,  das  ich  Ihnen  mit 
diesem  weitaussehenden  Reorganisationsplan  yormale.  Wer  mit  offenem 
Auge  die  sociale  Bewegung  auf  geburtshülflichem  Gebiete  w&hrend  der 
letzten  Jahrzehnte  verfolgt,  wer  das  unruhige  Treiben  und  Drängen  der 
Hebammenvereine  beobachtet  hat,  der  wird  mir  zugeben,  dass  die  ganze 
Bewegung,  den  Führerinnen  der  Hebammen  vereine  vielleicht  unbewusst, 
dem  eben  gezeichneten  Ziele  einer  berufsgenossenschaftlichen  Organisation 
des  Hebammenstandes  zudrängt.  Und  Kreis-  und  Communal verbände 
können  der  Entwickelung  des  Hebammen vereinslebens  diesem  Ziele  zu  nicht 
besser  entgegenkommen,  als  durch  Gründung  von  Wöchnerinnenheimen,  die 
den  einzelnen  Hebammenvereinen  zugleich  als  Sammelpunkte  und  Vereins- 
häuser  dienen. 

„Es  dürfte  hier  am  Platze  sein,  die  Frage  zu  streifen,  ob  die  Begrün- 
dung von  Wöchnerinnenheimen  auch  in  solchen  Städten  eine  Nothwendigkeit 
sei,  die  bereits  im  Besitz  einer  Universitäts -Entbindungsanstalt  oder  einer 
Hebammenschule  sind.  Meine  Antwort  lautet  mit  Entschiedenheit:  ja.  Dem 
Bedürfniss  der  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  ist  durch  Entbindungs- 
anstalten, die  wesentlich  Lehrzwecken  dienen,  nicht  im  entferntesten  genügt. 
Diese  Anstalten  werden  vorwiegend  von  ausserehelich  geschwängerten  Per- 
sonen und  im  Yerhältniss  zu  der  grossen  Zahl  Hülfsbedürftiger  nur  von 
einem  verschwindenden  Bruchtheil  von  Frauen  frequentirt.  Es  würde  ein 
gewaltiger  Irrthum  oder  pharisäisches  Verhalten  sein,  wenn  man  aus  eben 
dieser  geringen  Inanspruchnahme  der  Universitätsentbindungsanstalten  und 
Hebammenschulen  seitens  der  Ehefrauen  folgern  wollte,  es  liege  ein  Bedürf- 
niss nach  Entbindungsanstalten  für  die  Letzteren  nicht  vor.  Unendlich 
viele  in  ernster  Noth  befindliche  Frauen  werden  eine  Hülfe  in  der  Geburt 
und  im  Wochenbett,  die  sie  zugleich  verpflichtet,  sich  als  Lehrobject  behandeln 
zu  lassen,  weit  von  sich  abweisen,  während  sie  den  bedingungslosen  Schute 
eines  Wöchnerinnenheims  gern  annehmen  werden.  Das  trifft  auch  für  Berlin 
zu,  das  mit  seinen  grossen,  etwa  5  Proc.  aller  in  Berlin  vorkommenden  Ent- 
bindungen versorgenden  Anstalten  genug  gethan  zu  haben  meint.  Man 
mache  dort  nur  den  Versuch,  Wöchnerinnenheime  in  unserem  Sinne  zu 
errichten,  und  man  wird  sich  davon  überzeugen,  welch^  eine  Fülle  geburts- 
hülflicher  Noth  es  noch  immer  zu  bergen  giebt.  Zugleich  aber  wird  man 
sich  dann  davon  überzeugen  können,  dass  die  Befürchtung,  es  möchte  den 
Lehrinstituten  durch  die  Wöchnerinnenheime  das  für  ihre  Zwecke  noth- 
wendige  Material  entzogen  werden,  nicht  zutrifft.  Eher  dürfte  das  Gegen- 
theil  eintreten,  da  den  Frauen  durch  die  Wöchnerinnenheime  mehr  und  mehr 
das  sie  beherrschende  Vorurtheil  gegen  die  Entbindungsanstalten  überhaupt 
geraubt  wird.  In  Magdeburg  hat  thatsächlich  die  Frequenz  der  Hebammen- 
schule wie  die  Frequenz  des  vor  acht  Jahren  begründeten  Wöchnerinnen- 
asyls gleich  massig  zugenommen.  Aehnlich  verhält  es  sich  in  Köln.  — 
Aus  eben  diesem  Grunde,  weil  die  Universitäts -Entbindungsanstalten  und 
Hebammenschulen  den  Charakter  der  Lehranstalten  haben  und  behalten 
müssen,  eignen  sich  dieselben  auch  nicht  dazu,  die  Stütz-  und  Sammelpunkte 
des  geburts-  und  wochenbettshygienischen  Organismus  zu  werden.     Und  so 
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sehr  die  Hebammen  in  Orten  mit  Hebammenschulen  auch  dazu  neigen 
mögen,  sich  mit  ihrem  Vereinsleben  wieder  eng  an  die  Hebammenschule 
anzulehnen,  so  ist  es  'und  bleibt  es  doch  falsch  und  es  kann  nicht  ent- 
schieden genug  betont  werden,  dass  der  Angelpunkt  eines  gesunden  Heb- 
ammenwesens und  eines  gesunden  geburts-  und  wochenbettshygienischen 
Organismus  nur  in  den  Heimstätten  für  Wöchnerinnen,  nimmermehr  in  den 
Hebammenschulen  ruhen  kann. 

„Doch  weiter  meine  Herren!  Wie  für  das  Hebammenwesen,  so  stellen 
uns  die  Heimstätten  für  Wöchnerinnen  auch  für  das  Wochenpflegerinnen- 
wesen einen  gründlichen  Wandel  in  Aussicht.  Sie  wissen,  dass  beschäftigte 
Hebammen  die  Pflege  ihrer  Wöchnerinnen  und  Neugeborenen  yiefach  so- 
genannten Wickelfrauen  überlassen,  und  dass  diese  Personen  ohne  jede 
sachliche  Vorbildung,  ohne  jedes  Verständniss  für  Wochen-  und  Kinderpflege, 
gelinde  gesagt  als  ein  hygienisches  Uebel  zu  bezeichnen  sind.  -  Nicht  viel 
besser  steht  es  mit  den  sogenannten  Wochenpflegerinnen,  die  als  eine  höhere 
Kategorie  des  Hülfspersonals  für  das  Wochenbett  sich  im  Laufe  der  letzten 
Jahrzehnte  aus  dem  Stande  der  Wickelfrauen  herausgebildet  haben.  Die 
Art  ihrer  Thätigkeit  unterscheidet  sich  von  der  der  Wickelfrauen  wesentlich 
dadurch,  dass  sie  die  Wochenpflege  nicht  ambulant  in  den  Häusern  der 
Aermeren,  sondern  mehr  stationär  in  einzelnen,  meist  wohlhabenderen  Familien 
übernehmen.  Die  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  immer  klarer  erkannte  That- 
sache,  dass  eine  mangelhafte  Schonung  und  Pflege  im  Wochenbette  den 
Grund  zu  'zahllosen  Frauenkrankheiten  legt,  nicht  minder  die  wachsende 
Einsicht  in  die  hohe  Bedeutung  einer  rationellen  Pflege  und  Ernährung  des 
Neugeborenen  hat  in  immer  weiteren  Kreisen  das  Verlangen  nach  zuver- 
lässigen Wochenpflegerinnen  rege  gemacht,  und  angesichts  dessen  muss  es 
Wunder  nehmen,  dass  man  einer  geregelten  Ausbildung  der  Wochenpflege- 
rinnen bis  heute  so  wenig  Beachtung  geschenkt  hat.  Das  Gros  der  heute 
in  nicht  geringer  Zahl  die  Wochenpflege  betreibenden  Personen  ermangelt 
jeder  planmässigen  Ausbildung  und  verdankt  sein  fragwürdiges  Wissen  und 
Können  nur  einer  gewissen  Routine  und  dem  gelegentlichen  Verkehr  mit 
Aerzten.  Die  Wöchnerinnenasyle  treten  auch  hier  helfend  und  reformirend 
ein.  Soviel  ich  unterrichtet  bin,  lassen  die  meisten  der  heute  bestehenden 
Wöchnerinnenasyle  sich  die  Heranbildung  von  Wochenpflegerinnen  angelegen 
sein.  Freilich  gehen  sie  noch  sehr  verschieden  bezüglich  der  Gründlichkeit 
der  Ausbildung  vor.  Ich  habe  es  in  Magdeburg  für  richtig  gehalten,  die 
von  mir  in  einem  secbs-  bis  achtwöchentlichen  theoretischen  wie  praktischen 
Gursus  ausgebildeten  und  geprüften  Wochenpflegerinneu  zu  einem  Verbände 
analog  den  Krankenpflegerinnen-Verbänden  zusammen  zu  schliessen  und  sie 
auf  drei  Jahre  zu  verpflichten ,  im  Dienste  und  nur  durch  Vermittlung  des 
Wöchnerinnenasyls  in  der  Wochenpflege  thätig  zu  sein.  Alljährlich  hat 
jede  Pflegerin  auf  acht  Tage  zu  einem  Nachcursus  in  die  Anstalt  zurück 
zu  kehren.  Sie  wohnen  nicht  in  der  Anstalt,  haben  sich  aber  bei  Beginn 
und  nach  Beendigung  jeder  ihnen  aufgetragenen  Pflege  in  der  Anstalt  zu 
melden,  werden  dort  ausgerüstet  und  ausgezahlt.  Sie  erhalten  ausser  Er- 
satz der  Reisekosten  das  ortsübliche  Honorar  von  2  Mark  pro  Tag,  während 
die  Anstalt.  2*50  Mark  pro  Tag  in  Rechnung  stellt.  Der  Ueberschuss  dient 
zur  Unterstützung   etwa   erkrankter  W^ochenpflegerinnen    und    kommt   im 
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Uebrigen  dem  Wöchnerinnenasyl  zu  Gute.  Die  Einrichtung  hat  sich  tot- 
trefflich  bewährt.  Abgesehen  davon,  dass  ein  erheblicher  Theil  der  Unter- 
haltungskosten der  Anstalt  hierdurch  gedeckt  wird,  hat  sie  den  Vorzug, 
dass  wir  die  Pflegerinnen  unter  beständiger  Controle  und  erziehlichem  Ein- 
fluss  behalten.  Wenn  dieselben  nach  dreijähriger  Dienstzeit  es  vorziehen, 
sich  selbstständig  zu  machen,  so  dürfen  wir  ziemlich  sicher  sein,  dass  sie 
sich  dauernd  bewähren  werden.  Das  Publicum  hat  sich  weithin  mit  dieser 
Einrichtung^befreundet  und  sie  dankbar  aufgenommen,  —  nicht  so  die  Heb- 
ammen, denen  ein  geordnetes  Wochenpflegerin nenwesen  noch  vielfach  ge- 
radezu ein  Dorn  im  Auge  zu  sein  scheint.  Wenn  schon  wir  streng  darauf 
halten,  dass  die  Pflegerinnen  sich  nicht  zu  dem  Unfug  verstehen,  im 
Verein  mit  Aerzten  unter  Umgehung  dei'  Hebammen  Entbindungen  abzu- 
warten, so  bekämpfen  doch  viele  Hebammen  die  geschulten  Wochenpflege- 
rinnen rein^^aus  Gründen  des  Broterwerbs.  Sie  sehen  sich  mehr  und  mehr 
auf  die  geburtshülfliche  Thätigkeit  beschränkt  und  fürchten  mit  dem  Ver- 
lust der  Wochenpflege  eine  empfindliche  Einbusse  ihres  ohnehin  dürftigen 
Einkommens  erfahren  zu  müssen.  Eine  Befürchtung,  die  kaum  berechtigt 
sein  dürfte.  Bei  anderen  Hebammen  aber  scheint  noch  das  Bedürfniss  vor- 
zuliegen,  sich  nicht  von  sachverständigen  Pflegerinnen  zu  tief  in  die  Karten 
ihrer  mangelhaften  Wochenpflege  hineinblicken  zu  lassen.  —  Es  ist  nun 
einmal  das  Loos  alles  Guten,  zunächst  bekämpft  zu  werden.  Und  so  getrösten 
wir  uns  dessen,  dass  auch  die  Hebammen,  wenn  sie  einmal  ein  reiferes  Ver- 
ständniss  für  die  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  erlangt  haben  werden, 
das  Thörichte  ihres  offenen  und  versteckten  Widerstandes  einsehen  und 
willig  im  Verein  mit  geschulten  Wochenpflegerinnen  arbeiten  werden.  Unser 
Wunsch  und  unser  Streben  geht  dahin,  auch  die  in  den  Häusern  der  ärmeren 
Bevölkerung  thätigen  Wickelfrauen  im  Einverständniss  mit  den  sie  be- 
schäftigenden Hebammen  durch  unsere  zuverlässig  geschulten  Wochenpfiege- 
rinnen  ersetzt  zu  sehen.  Damit  würde  ein  weitreichender  Einfluss  auch 
auf  die  Verminderung  der  Sterblichkeit  im  Säuglingsalter  gewonnen  werden 
können. 

„Und  endlich,  meine  Herren,  die  ärztliche  Geburtshülfe !  Dass  auch 
sie  durch  die  Heimstätten  für  Wöchnerinnen  nur  gewinnen  kann,  liegt  klar 
auf  der  Hand.  Die  Wöchnerinnenheime  werden,  ohne  den  Charakter  von 
Lehrinstituten  zu  gewinnen,  einer  Menge  von  jüngeren  Aerzten  in  der 
Stellung  geburtshülflicher  Praktikanten  Gelegenheit  bieten,  ihre  schwachen, 
auf  der  Universität  erlangten  geburtshülflichen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten 
zu  festigen.  So  werden  geburtshülflich  tüchtigere  Aerzte  ins  Land  hinaus- 
ziehen —  Aerzte,  die  nicht  wie  bisher  gezwungen  sind,  erst  durch  Schaden 
und  üble  Erfahrungen  in  der  eigenen  Praxis  geburtshülflich  klug  zu  werden. 
Dazu  kommt,  dass  die  Wöchneriunenheime,  wenn  erst  einmal  in  genügender 
Zahl  über  das  ganze  Land  zerstreut,  den  Aerzten  einen  erwünschten  Rück- 
halt bieten  in  besonders  schwierigen  geburtshülflichen  Fällen,  die  eine 
dauernde  Ueberwachung  oder  eine  ernstere,  nur  in  Anstalten  unter  genügen- 
der Assistenz  durchführbare  Operation  erfordern.  Die  Wöchnerinnenheime 
schaffen  so  in  der  Geburtshülfe  gleich  günstige,  den  Arzt  deckende  Ver- 
hältnisse, wie  wir  sie  in  der  Krankenbehandlung  Dank  den  Krankenhäusern 
bereits  besitzen. 
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„Wohl  mag  es  sein,  dass  die  geburtshülfliche  ThätigWt  der  Aerzte 
durch  unsere  Organisation  eine  gewisse  Einschränkung  erfährt.  Mag 
darüber  in  kurzsichtigem  Standesegoismus  Klage  erheben  wer  will.  Im 
Dienste  der  Öffentlichen  Gesundheitspflege  dürfep  wir  Aerzte  uns  nicht 
scheuen,  wieder  und  immer  wieder  Aeste  abzusägen,  auf  denen  wir  sitzen. 

„Meine  Herren!  Ich  hoffe  Sie  mit  all  diesen  Darlegungen  davon  über- 
zeugt zu  haben,  dass  wir  mit  der  Begründung  von  Heimstätten  für  Wöchne- 
rinnen einen  Griff  ins  volle  Leben  des  geburts-  und  wochenbettshygienischen 
Organismus  hinein  thun,  —  dass  die  Wöchnerinnenheime,  in  der  rechten 
Weise  erfasst,  ein  Jungbrunnen  sind  für  unseren  heute  an  allen  seinen 
Gliedern  kranken  geburtshygienischen  Organismus  — ,  ein  Jungbrunnen,  in 
den  getaucht  jedes  Einzelorgan  dieses  Organismus  neue  Kraft  und  neue 
Lebensfrische  gewinnt. 

„Das  aber  muss  ich  noch  ganz  besonders  betonen,  dass  wir  diese  ver- 
jüngende und  nach  allen  Richtungen  hin  Segen  spendende  Kraft  von  den 
Heimstätten  für  Wöchnerinnen  nur  dann  erwarten  dürfen,  wenn  dieselben 
als  öffentliche  Entbindungsanstalten,  nicht  aber  wenn  sie  als  Pflegestätten 
für  bereits  Entbundene,  nur  noch  erholungsbedürftige  Wöchnerinnen  ins 
Leben  treten.  Die  Anregung  zu  diesem  letzteren  Gedanken  gab  Löhlein 
im  Jahre  1888  in  der  Berliner  Gesellschaft  für  Geburtshülfe  und  Gynäkologie. 
Ihm  handelte  es  sich  zunächst  darum,  zur  Entlastung  überfüllter  Gebär- 
ansrtalten,  die  ihre  Wöchnerinnen  nicht  selten  schon  am  achten  oder  neunten 
Tage  nach  der  Geburt  zu  entlassen  gezwungen  sind,  Wöchnerinnenheime 
nach  Analogie  der  Reconvalescentenheime  zu  begründen.  In  diesen  An- 
stalten sollten  die  noch  nicht  genügend  gekräftigten  Pfleglinge  der  Gebär- 
häuser, ausserdem  aber  auch  gesunde,  in  ihrer  Privatwohnung  nieder- 
gekommene Wöchnerinnen  der  ärmeren  Bevölkerungsschichten  vom  dritten 
bis  vierten  Wochenbettstage  an  für  einige  Wochen  Aufnahme  und  Pflege 
finden.  Die  Berlin-Brandenburger  Aerztekammer  ging  im  Jahre  1889  schon 
einen  Schritt  weiter,  sie  generalisirte  den  Löhlein^ sehen  zunächst  nur  auf 
Berlin  und  einige  Grossstädte  gemünzten  Vorschlag  und  stellte  ihn  als  für 
das  ganze  Land  empfehlen swerth  hin.  Seitdem  hat  es  nicht  an  Stimmen 
gefehlt,  die  wieder  und  immer  wieder  auf  diesen  Vorschlag  zurückkommen, 
—  so  in  jüngster  Zeit  Temesvary  in  Budapest.  Nun  meine  Herren,  ich 
halte  diesen  Gedanken  in  der  Allgemeinheit,  wie  ihn  die  Berliner  Aerzte- 
kammer befürwortete,  für  verfehlt,  aber  auch  mit  der  Einschränkung  im 
Sinne  Löhlein^s  erscheint  er  mir  unzweckmässig  und  mindestens  verfrüht. 
Mit  den  „Heimstätten  für  Wöchnerinnen**  schickt  sich  die  Geburtshülfe  an, 
in  ihrer  socialen  Ausgestaltung  denselben  Weg  zu  betreten,  den  Chirurgie 
und  innere  Medicin  schon  längst,  besonders  erfolgreich  aber  im  Laufe  dieses 
Jahrhunderte  betreten  haben.  Es  war  der  natürliche  Entwickelungsgang, 
dass  man  zunächst  Krankenhäuser  ins  Leben  rief.  Erst  weit  später  schuf 
man  zur  Entlastung  derselben  Reconvalescentenheime.  Dem  analog  verlangt 
die  geburtshülfliche  Hygiene  in  erster  Linie  öffentliche  Gebärhäuser  zum 
Sehatz  der  Kreissenden  und  Wöchnerinnen,  und  erst  wenn  es  Noth  thut, 
können  zur  Entlastung  derselben  Wöchnerinnenpflegestätten  im  Sinne 
Löhlein* 8  in  Frage  kommen.  Was  könnte  uns  berechtigen,  über  die  weit 
grössere  und  dringendere  Gefahr  in  der  Stunde  der  Geburt  hinweg  zu  sehen 
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und  mit  unserer  Hülfe  den  Frauen  erst  dann  zu  nahen,  wenn  sie  über  die 
Höhe  der  Gefahr  hinweg  sind?  Kommt  man  denn  einem  in  den  Strudel 
gerathenen,  mit  dem  Tode  ringenden  Menschen  erst  dann  zu  Hülfe,  wenn 
man  sich  überzeugt  hat,  dass  er  schwimmen  kann  und  dem  Strudel  ent- 
ronnen ist?  Wird  man  erwarten  können,  dass  Frauen,  die  die  Stunde  der 
Geburt  und  die  ersten  Tage  des  Wochenbetts  in  der  eigenen  Häuslichkeit 
glücklich  überwunden  haben,  sich  in  irgend  nennenswerther  Zahl  zum  Eintritt 
in  das  Wöchnerinnenheim  werden  bereit  finden  lassen  ?  So  bliebe  denn  das 
Wöchnerinnenheim  im  Sinne  Löhlein's  im  Wesentlichen  eine  Zufluchts- 
stätte der  zu  früh  aus  den  Entbindungsanstalten  entlassenen  Pfleglinge. 
Warum  aber  entlässt  man  sie  zu  früh?  Um  dem  Andrang  der  Gebärenden 
entsprechen  zu  können!  Liegt  es  dann  nicht  weit  näher,  man  entspricht 
dem  vorhandenen  Bedürfnisse  durch  Errichtung  neuer  Gebärhäuser,  anstatt 
in  den  zu  eng  gewordenen  Gebärhäusern  dadurch  Raum  zu  schaffen,  dass 
man  den  noch  nicht  genügend  gekräftigten  Wöchnerinnen  die  Unbequemlich- 
keit der  Uebersiedelung  in  eine  Wöchnerinnen  -  Pfiegeanstalt  zumuthet? 
Ist  denn  die  Unterhaltung  der  letzteren  etwa  billiger  als  die  eines  Gebär- 
hauses? So  häufen  sich  den  Wöchnerinnen-Pflegestätten  Löhlein's  gegen- 
über Fragen  auf  Fragen.  Und  dass  sie  nicht  unberechtigt  sind,  beweist 
mir  die  Erfahrung,  die  die  Stadt  Berlin  mit  einer  derartigen  Anstalt  hat 
machen  müssen.  Das  in  Blankenfelde  bei  Berlin  im  Jahre  1891  nach  den 
Vorschlägen  Löhlein's  für  60  Wöchnerinnen  mit  den  Gesammtkosten  Ton 
circa  150000  Mark  errichtete  Wöchnerinnenheim  hat  wegen  mangelnder 
Frequenz  wiieder  gesperrt  werden  müssen.  Die  Ursache  des  Fernbleibens  der 
Wöchnerinnen  lag  zweifellos  nicht  darin,  wie  Temesyäry  meint,  dass  die 
Aufnahme  nicht  unentgeltlich,  sondern  nur  gegen  eine  Gebühr  yon  täglich 
2*25  Mark  geschah.  Sie  lag  meiner.  Ueberzeugung  nach  darin,  dass  die 
grundlegende  Idee  eine  yerfehlte  war,  dass  die  Anstalt  den  wahren  Be- 
dürfnissen des  Volkes  nicht  entsprach.  Es  ist  verkehrt  und  hat  für  mich 
einen  unangenehmen  Beigeschmack,  wenn  man  die  Pfleglinge  der  heutigen 
Entbindungsanstalten,  die  in  der  überwiegenden  Zahl  gefallene  Mädchen 
sind  und  die  wahrlich  in  den  Entbindungsanstalten  gegenüber  den  Frauen 
des  armen  Volkes  schon  golden  gebettet  sind,  wenn  man  diese  Pfleglinge 
noch  ausserdem  in  besonderen  Anstalten  wochenlang  hätscheln  will,  während 
man  sich  der  weit  brennenderen  Noth  in  den  Gebär-  und  Wochenzimmem 
armer  Ehefrauen  hartnäckig  verschliesst.  Gewiss  wird  Niemand  die  unglück- 
lichen gefallenen  Mädchen  im  Wochenbette  in  Noth  und  Elend  verkommen 
lassen  wollen,  aber  grundfalsch  ist  es,  die  „freie  Liebe"  auf  Kosten  der  Elhr- 
barkeit  mit  den  Wöchnerinnenpflegestätten  noch  förmlich  prämiiren  zu 
wollen.  Mag  man  in  Frankreich  und  anderenorts,  wie  uns  Temesvdry 
erzählt  — ,  diesen  Weg  eingeschlagen  haben,  von  dem  gesunden  Sinn 
unseres  deutschen  Volkes  erwarte  ich,  dass  es  sich  von  solcher  Verirrung 
und  solch  einseitigem  Vorgehen  auf  geburtshygienischem  Gebiete  fem  zu 
halten  wissen  wird.  Nur  als  Entbindungsanstalten  können  die  Heimstättea 
für  Wöchnerinnen  einen  allseitigen  Einfluss  auf  die  Geburts-  und  Wochen- 
bettshygiene entfalten ! 

„Dies  Ziel  im  Auge  müssen  wir  bei  ihrer  Begründung  aber  auch  von 
vornherein  dafür  Sorge  tragen,  dass  ihnen  die  Möglichkeit  einer  völlig  freien 
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Entfaltung  nach  den  eigenartigen  Bedürfnissen  des  heute  im  Werden  be- 
griffenen Organismus  der  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  gewährt  werde. 
Die  Heimstätten  für  Wöchnerinnen  dürfen  nicht  eingeengt  und  eingezwängt 
werden  m  den  Rahmen  des  Erankenhauswesens ,  das  ganz  andersartigen 
Entwickelungsgesetzen  folgt.     Wollte  man   sie  als  ein  untergeordnetes  An- 
hängsel den  Krankenhäusern  angliedern,  sie  mit  denselben  unter  ein  Dach 
und  Fach  bringen,  so  würde  man  ihnen  damit,  meiner  festen  Ueberzeugung 
nach,  Yon  yomherein  den  Todesstoss  versetzen.     Nur  zu  leicht  würden  sie 
den  Charakter  kümmerlich  besuchter  Gebärabtheilungen  gewinnen,  während 
die  in  ihnen  schlummernde  Kraft  zur  Umgestaltung  des  Hebammen-  und 
Wochenpflegerinnenwesens,    zur    organischen    Gliederung    der   gesammten 
Geburts-  und  Wochenbettshygiene,  durch  die  beengenden  Rücksichten  auf 
das  Krankenhaus  im  Keime  erstickt,  kaum  je  zu  freier  Entfaltung  würde 
gelangen  können.     Was  man  thut,  das  soll  man  ganz  thun!     Will  man 
Heimstätten  für  Wöchnerinnen  begründen,  so  rufe  man  sie  als  selbständige 
Gebilde  ins  Leben,  im  steten  Hinblick  auf  das,  was  sie  zu  werden  bestimmt 
sind,  als  Centren  der  Geburts-  und  Wochenbettshygiene.    Man  rüste  sie  aus 
mit  einem  Yereinszimmer  für  die  Hebammen  des  betreffenden  Kreises,  mit 
Bade-  und  Desinfectionsvorrichtungen ,    man    gebe    ihnen    Räumlichkeiten 
genug,  um  ausser  der  geburtshülflich  geschulten  Oberin  auch  einigen  Wochen- 
pflegerinnen als  Heim  und  Mutterhaus   dienen  zu  können.      Dann,  meine 
Herren,  haben  wir  das  Sprungbrett  gewonnen,  von  dem  aus  sich  eine  durch- 
greifende Reform   des  Hebammenwesens   in   dem  wiederholt   angedeuteten 
Sinne  zum  Heil  der  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  wird  vollziehen  lassen* 
„Wer  aber  soll  und  wird  uns  dies  Sprungbrett  schaffen?     Nun,  meine 
Herren,  nach  meinen  Ausführungen  wird  das  ohne  Weiteres  klar  geworden 
sein,  dass  wir  es  bei  der  Regelung  der  Geburts-  und  Wochenbettshygiene 
mit  einer  socialpolitischen  Frage  ersten  Ranges  zu  thun  haben.     Die  in  der 
Geburts-  und  Wochenbettshygiene  schwebenden  Fragen  spielen  wieder  und 
immer  wieder  hinüber  in   das   Gebiet   der  Socialpolitik.      Sie   weisen   mit 
zwingender  Gewalt  darauf  hin,  dass  das  Wohl  der  Gesammtheit  wie  des 
Einzelnen  nicht  durch  Isolirung  und  ungezügelte  Entfaltung  der  Einzel- 
kräfte errungen  wird,  dass  es  vielmehr  nur  auf  dem  Boden  eines  kräftig 
entwickelten   Gemeinsinnes,    auf  dem  Boden    eines   gesunden   Solidaritäts- 
bewusstseins  gedeihen  kann.     Wir  sahen,  dass  die  grösstmögliche  Fürsorge 
für  die  wirthschaftlich  Schwachen  auf  geburtshygienischem  Gebiete  zugleich 
die  beste  Fürsorge   auch  für  die  wirthschaftlich  Starken  in   sich  schliesst 
oder  doch  in  fast  nothwendigem  Gefolge  hat.    Die  Wohlfahrt  der  Schwachen 
bringt  rückwirkend  auch  jedem  Einzelindividuum,  bringt  der  Gesammtheit 
den   denkbar  grössten  Gewinn  und  Nutzen.      Das  ist  eine  alte,   auch   auf 
hygienischem  Gebiete  zutreffende  Wahrheit,  für  die  es  leider  der  grossen  in 
kurzsichtiger  Selbstsucht  -und  Selbstgenügsamkeit  befangenen   Menge   nur 
zu  oft  an  Yerständniss  mangelt.    Ist  dem  aber  so,  so  ergiebt  sich  von  selbst, 
dass    die   Errichtung    von   Heimstätten    für    Wöchnerinnen    eine    sociale 
Pflicht  ist,  deren  Erfüllung  den  Gemeinden  und  Kreisverbänden  obliegen 
muss.     Man  wende  mir  nicht  ein,  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  könne  nur  in 
grösseren  Städten  und  dichtbevölkerten  Industriebezirken  von  Nutzen  sein 
—  in  ländlichen  Bezirken  hingegen  sei  unsere  Organisation  undurchführbar. 
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Das  trifft  wahrlich  nicht  zu.  Wohl  mögen  die  in  den  Landkreisen  zu  über- 
windenden Schwierigkeiten  grösBere  sein,  doch  mit  geringfügigen,  den 
localen  Verhältnissen  angepat^ten  Modifioationen  und  vor  Allem  bei  ein- 
mäthigem,  wohlorganisirtem  Vorgehen  aller  an  der  Geburts-  und  Wochen- 
bettshygiene arbeitenden  Kräfte  eines  Landkreises  werden  sie  nun  und 
nimmermehr  unüberwindlich  sein..  Nur  hingebende  Liebe  zur  Sache  thut 
Noth!  Wo  sie  fehlt,  da  fehlt  das  Beste.  Da  fehlt  der  Muth  der  Ueber- 
zeugung,  da  fehlt  die  Ausdauer  und  die  Kraft,  entgegenstehende  Schwierig- 
keiten zu  überwinden. 

„Nur  als  einen  Nothbehelf  und  als  ein  Uebergangsstadium  kann  ich  es 
gelten  lassen,  wenn  heute  in  einer  Reihe  von  Städten  —  ich  nenne  nur 
Aachen,  Düsseldorf,  Mannheim,  Ludwigshafen,  Karlsruhe,  Köln,  Elberfeld, 
Barmen,  Dortmund,  Essen,  München-Gladbach ,  Bremen,  Magdeburg  — , 
wenn  heute  in  der  Mehrzahl  dieser  Städte  Wöchnerin nenasyle  auf  private 
Initiative  hin  von  ad  hoc  organisirten  oder  schon  bestehenden  Frauen- 
vereinen ins  Leben  gerufen  worden  sind.  Indem  die  Frauen  Selbsthülfe 
üben,  weisen  sie  die  Communen  nur  hin  auf  eine  noch  vorhandene  klaffende 
Lücke  in  den  öffentlichen  Wohlfahrtseinrichtungen.  Jene  Wöchnerinnen- 
asyle nehmen  als  Wohlthätigkeitsanstalten  fast  alle  ihre  Pfleglinge  unent- 
geltlich auf.  Das  entspricht  aber  noch  bei  Weitem  nicht  den  Forderungen 
der  Geburts-  und  Wocbenbettshygiene.  Breite  Massen  unseres  Volkes,  eine 
grosse  Zahl  von  Kreissenden  und  Wöchnerinnen  wollen  die  Hülfe  einer 
wohlgeleiteten  Entbindungsanstalt  nicht  als  Geschenk  dargeboten  haben, 
gern  und  dankbar  aber  werden  sie  dieselbe  gegen  ein  billges  Entgelt  hinzu- 
nehmen bereit  sein.  Die  Heimstätten  für  Wöchnerinnen  können  erst  dann 
zu  voller  Entfaltung  ihrer  Wirksamkeit  gelangen,  wenn  sie  den  Charakter 
der  Wohlthätigkeitsanstalten  werden  abgestreift  haben,  wenn  sie  als  gemein- 
nützige Institute  von  den  Kreis-  und  Communalverbänden  anerkannt  und 
unterhalten  werden. 

„Damit  will  ich  nicht  gesagt  haben,  dass  auf  die  Mitarbeit  wohlorgani- 
sirter  Frauenvereine  jemals  verzichtet  werden  solle  und  könne.  Im  Gegen- 
theil  —  eine  Fülle  socialer  Arbeit  wird  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Geburts- 
und Wochenbettshygiene  zu  allen  Zeiten  Sache  der  Frauen  sein  und  bleiben 
müssen.  Sie  werden  sich  wie  bisher  nützlich  erweisen  können  durch  Be- 
schaffung von  Freibetten  in  den  communalerseits  unterhaltenen  Heimstätten 
für  Wöchnerinnen,  ihrer  Sorge  und  Obhut  wird  die  verlassene  Familie  der 
Kreissenden  und  Wöchnerinnen  anzuvertrauen  sein,  mit  Anstellung  von 
Familienpflegerinnen,  mit  Volksküchen,  Kinderbewahrungsanstalten,  Kinder- 
krippen und  in  sonst  geeigneter  Weise  werden  sie  helfend  einzugreifen 
haben.  So  bietet  sich  im  engsten  Zusammenhange  mit  den  Heimstätten 
für  Wöchnerinnen  eine  Menge  socialer  Arbeit,  die  nur  von  einem  alraft 
organisirten  Frauenvereine  prompt  wird  bewältigt  werden  können.  Und 
wohl  dürfte  es  sich  empfehlen,  angesichts  dessen  der  Frage  ernstlich  näher 
zu  treten,  ob  es  zweckmässig  sei,  der  Mitarbeit  der  Frauen  auf  dem  Gebiete 
der  Geburts-  und  Wochenbettshygiene,  wie  überhaupt  auf  dem  Gebiete  der 
öffentlichen  Armenpflege  wie  bisher  ausschliesslich  den  Charakter  freier 
Liebesthätigkeit  zu  belassen,  ob  es  nicht  richtiger  sei,  sie  zu  einer  gesetz- 
lich geregelten  Pflicht  zu  erheben.     Doch  das  nur  nebenher. 
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„Und  nun  zum  Schluss,  meine  Herren,  die  finanzielle  Seite  der  Frage. 
Wenn  pian  sich  klar  macht,  wie  unendlich  viel  Sorge  und  Noth  jedes 
einzelne  Kranken-  und  Sterbelager  umringt  —  wie  tief  lähmend  Tod, 
Krankheit  und  Invalidität  der  Hausfrau  und  Mutter  in  die  Erwerbsverhält- 
nisse  der  Familien  eingreift  — ,  wie  innig  mit  dem  Leben  und  der  Gesund- 
heit gerade  der  Mutter  das  Wohl  der  Familie,  das  körperliche,  geistige  und 
sittliche  Gedeihen  der  Kinder  zusammenhängt  — ,  wenn  man  sich  klar  macht, 
dass  lediglich  in  Folge  unserer  ungenügenden  geburtshülfiichen  Vorkehrungen 
im  Königreich  Preussen  allein  noch  jährlich  an  3-  bis  4000  Frauen  dem 
Tode  im  Kindbett  verfallen,  dem  sie  mit  an  Gewissheit  grenzender  Wahr- 
scheinlichkeit entrissen  werden  könnten  — ,  wenn  man  sich  klar  macht, 
dass  die  doppelte  und  dreifache  Zahl  von  Frauen  alljährlich  von  wochen- 
und  monatelanger,  schwer  fieberhafter  Krankheit  im  Wochenbette  befallen 
wird,  die  mit  an  Gewissheit  grenzender  Wahrscheinlichkeit  vermieden  werden 
könnte  — ,  wenn  man  die  Unsumme  von  Frauenkrankheiten  aller  Art 
bedenkt,  die  aus  dem  Wochenbette  nachschleppen  — ,  mit  einem  Worte, 
wenn  man  erwägt,  welche  enormen  Verluste  der  Nationalwohlstand  durch 
die  geburts-  und  wochenbettshygienischen  Versäumnisse  Jahr  für  Jahr  er- 
leidet — ,  wem,  meine  Herren,  sollte  es  dann  nicht  einleuchten,  dass  die 
Aufwendungen,  die  wir  für  die  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  fordern 
müssen,  nationalökonomisch  betrachtet,  einem  Capital  gleichen,  das  in  der 
vortheilhaftesten  Weise  zinstragend  angelegt  wird?  Was  will  den  wäg- 
baren und  unwägbaren  Werthen  des  alljährlich  zu  erzielenden  Gewinnes 
gegenüber  es  heissen,  wenn  sich  ein  Kreis-  oder  Communalverband  zur 
Begründung  einer  Heimstätte  für  Wöchnerinnen  zu  einer  einmaligen  Auslage 
in  Höhe  von  50  bis  150000  Mark  verstehen  muss  — ,  was  will  es  heissen, 
wenn  er  zur  Förderung  eines  organischen  Ausbaues  der  Geburts-  und 
Wochenbettshygiene  einen  jährlichen  Zuschuss  von  einigen  tausend  Mark 
zn  leisten  hat?  .  Ist  es  denn  nicht  weit  richtiger  und  rationeller,  die  Summen, 
die  heute  zwar  nur  zum  geringeren  Theile  aus  communalen ,  zum  grösseren 
Theile  aus  privaten  Mitteln  zur  Pflege  kranker  Wöchnerinnen  und  siecher 
Frauen  aufgebracht  werden  müssen,  auf  die  Schultern  der  Gesammtheit  zu 
legen  und  in  prophylactischem  Sinne  zur  Verhütung  eben  dieser  Krank- 
heiten und  eben  dieses  Siechthums  der  Frauen  zu  verwenden,  und  damit 
eine  Fülle  nationaler  Kraft  und  nationalen  Wohlstandes  ungeschwächt  zu 
erhalten  ? 

„Meine  Herren,  ich  bin  weder  Nationalökonom  noch  Finanzmann  genug, 
um  Ihnen  in  einem  klaren  und  bündigen  Rechenexempel  Punkt  für  Punkt 
die  Schädigungen  nachweisen  zu  können,  die  unserem  Volke  in  allen  seinen 
Bevölkerungsschichten  aus  der  Geringschätzung  erwachsen,  mit  der  man 
bis  heute  die  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  zu  behandeln  beliebt.  Das 
aber  ist  mir  sonnenklar,  dass  es  ein  Schatz  ohne  Gleichen  ist,  der  hier  mit 
yerh&ltnissmässig  geringen  Mitteln  gehoben  werden  kann  —  ein  Schatz, 
der  aber  nimmermehr  in  seinem  ganzen  Umfange  gehoben  werden  wird,  so 
lange  Provinzial-,  Kreis-  und  Communalverbäude  als  relativ  müssige  Zu- 
schauer dabei  stehen  und  wähnen,  die  Riesenarbeit  der  Geburts-  und 
Wochenbettshygiene  einem  dürftig  geschulten  und  noch  dürftiger  honorirten, 
geburtshülfiichen  Personal   allein   überlassen   zu   dürfen.     Wie  manchesmal, 
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wenn  der  Staatsanwalt  gegen  eine  unfähige  Hebamme  wegen  Fahrlässigkeit 
im  Berufe  glaubt  Anklage  erheben  zu  müssen,  drängt  sich  dem  sach- 
verständigen Arzte  die  Frage  auf,  ob  denn  die  Anklage  auch  wirklich  an  die 
richtige  Adresse  gerichtet  sei,  ob  sie  nicht  Tielmehr  an  das  proyinziale  und 
communale  Gemeinwesen  gerichtet  werden  müsse,  das  sich  nicht  scheut, 
so  unreife,  so  mangelhaft  ausgerüstete  und  unterstützte  Personen  in  einen 
so  verantwortungsschweren  Beruf  hineinzustellen.  Oder  sind  die  heut 
üblichen  Aufwendungen  der  Provinzial-,  Kreis-  und  Communalverbände  im 
Interesse  der  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  etwa  mehr  als  ein  Tropfen 
Wasser  auf  einen  heissen  Stein?  Vorhin  schon  wies  ich  darauf  hin,  wie 
überaus  kläglich  sich  die  äussere  Lebenslage  der  Hebammen  gestaltet,  mit 
welchem  Spottgeld  die  grosse  Masse  des  Publicums,  nicht  minder  aber  die 
grosse  Masse  der  Stadt-  und  Landgemeinden  die  Mühwaltungen  der  Heb- 
ammen entgelten  zu  dürfen  glaubt.  Kein  Wunder,  wenn  dann  dem  billig 
das  schlecht  entspricht.  Höchst  bezeichnend  für  die  Aschenbrodelsteilung 
der  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  ist  unter  Anderem  auch  der  Jahres- 
haushaltsplan  der  Provinz  Sachsen,  der  nach  Dietrich  (1.  c.)  für  die  Jahre 
1896  bis  1898  unter  dem  Titel  „Hebammenlehranstalten''  nur  22  880*42  Mk. 
für  die  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  übrig  hat,  während  für  die  Blinden- 
anstalt 38  330  Mk.,  für  die  Taubstummenanstalten  97  600  Mk.,  also  viermal 
so  viel,  und  für  die  Irrenanstalten  764  565  Mk.,  also  33 mal  so  viel,  aus- 
geworfen sind.  Ich  wage  nicht  zu  glauben,  dass  es  im  Haushalt  anderer 
Provinzen  wesentlich  besser  aussieht.  Wann  endlich  wird  hierin  Wandel 
geschaffen  werden?  Wann  endlich  wird  unser  Aschenbrödel  zu  Ehren  und 
Anerkennung  gelangen? 

„Meine  Herren,  ich  bin  am  Schluss  meiner  Darlegungen.      Sollte  es 
mir  gelungen  sein,  in  Ihnen  die  Ueberzeugung  zu  festigen,  dass  für  die 
Geburts-  und  Wochenbettshygiene  weit  grössere  pecuniäre  Opfer  als  bisher 
seitens  der  Kreise  und  Provinzen  gebracht  werden  müssen,  dass  wir  mit 
den  Heimstätten  für  Wöchnerinnen  ins  Herz  der  Geburts-  und  Wochen- 
bettshygiene treffen,  dass  wir  mit  ihnen  die  Möglichkeit  gewinnen,  belebend, 
kräftigend  und  neugestaltend  auf  alle  Einzelorgane  des.  heut  noch  in  den 
Windeln  liegenden  Organismus  der  Geburts-  und  Wochenbettshygiene  ein- 
zuwirken — ,  so  würde  ich  erreicht  haben,  was  ich  zu  erreichen  wünschte. 
Dann   aber   auch   frisch    vorwärts,    mit    vereinten   Kräften    dem    wahrlich 
grossen  Ziele  zu!     Jedes  in  Stadt  oder  Land  sich  neu  aufthuende  Wöchne- 
rinnenheim wird  einen  Schritt  vorwärts  bedeuten!  —  Wohl  weiss  ich,  dass 
wir  die  Welt  nicht  im  Sturme  erobern  können,  und  dass  es  ein  weiter  Weg* 
ist,  der  vor  uns  liegt.    Ich  weiss  aber  auch,  dass  unser  Programm,  auf  dem. 
festen  Fundament  der  Wahrheit  und  der  Liebe  aufgebaut,  hochragend  auF* 
einem  Felsen  steht,  gegen  den  alle  auch  in  der  Geburts-  und  Wochenbetts-- 
hygiene  wühlenden  Mächte  kleinlicher  Sonderinteressen  auf  die  Dauer  ver^ 
gebens  ankämpfen  werden !     Möchten  Sie  mit  mir  diese  Ueberzeugung  und 
damit  die  Kraft  zur  Ueberwindung  aller  sich  entgegenthürmenden  Schwierig* 
keiten  gewonnen  haben ! " 


KrriohtuDg  von  Ueimat&lten  für  Wöchneriniieii. 
T&beUe  I. 
Generaltabelle  der  Todeafälle    „im  Kindbett" 


PrensaiBchen  Staat  vpd  ihr  VerhältnisB  zu 
in  den  50  Jahren  1844  bia  1893  i 


'  Zahl  der  entbundenen  Franen 

icl  {Minimal zahlen). 


1. 

a. 

3. 

starben 

im  Kind. 

bett 

Es  kam 

5. 
Eaxtarben 

6. 
Es  starben  in 

7. 
E«  «tarbi'n  in 

Zabl 

1  Todes- 

!  Procent 

je  5. jährigem 

je  5  Jahren 

Jahr 

der  Wöoh- 

faU  auf 

der 

Durchsohnitt 

von  y  Wöch- 

? Wiiüb- 

Wöehne- 

»  Proceat  der 

nerinnen  ?  im 

neiinni^ii 

rinne  ji 

Wöchnerinnen 

Kindbett 

Proc. 

Proo. 

IS44 

616  287 

4  430 

l  :  1391 

0-719 

1845 

640  214 

4  541 

0-7H3 

3  Oaa  035 
sl&rben : 
22  315 

184« 
18*7 

618  727 
577  Ü49 

4  503 

1  :  137-6 
1  :  130'U 

0-727 
0-769 

0-7558 

1848 

570  758 

4  402 

1  :  129-6 

0-771 

184» 

683  210 

5  488 

1  :  124-5 

0-B03 

1850 
I85I 

671  848 
670  137 

5  131 

1  :  130-3 
1  :  132-2 

0-787 
0-75« 

0-788! 

3  342  562 
»färben : 
28  035 

1B52 

668  108 

5Ü8B 

1: 131-6 

0-758 

1B53 

5  280 

1:123-3 

0-857 

1854 

840  915 

4  822 

1  :  132-9 

0-752 

1855 

810  303 

4  537 

1  ;  134-5 

3  284  640 

starben : 
27  099 

1856 

1857 

818  103 
B94  424 

4  537 
6  5B7 

1  :  138-2 

0-734 

0-8190 

1858 

720  895 

«606 

1  :  109-1 

0-91« 

185B 

738  018 

5  608 

1:131-6 

0-759 

18(tO 
18«1 

731  304 
714  180 
713  621 

5  216 
5  184 

5  272 

1  :  13B-3 
I  :  139-1 
1  ;  135-3 

0-723 
0-718 
0-738 

0-7496 

3  654  971     " 
starben : 
27  452 

1863 

767  847 

«22^ 

1  -.  123-4 

0810 

1864 

781  623 

6  304 

1  ;  1239 

0-308 

18fl5 

733  854 

5  999 

0-765 

*  127  680 

Starben ; 

32  206 

IBAfl 

788  489 

6  194 

1  :  1272 

0-785 

0-7716 

1887 

»09  756 

6  419 

1868 

813  938 

7  290 

1  ;  125-3 

0-797 

1B69 

946  292 

7  814 

1:  121-1 

0-825 

1870 

965  832 

7  408 

1  ;  130-2 

0-767 

4  794  466 
starben : 
42  008 

1871 

858  624 

7  673 

l:lir6 

0-895 

0-8748 

1872 

1  010  70B 

9  872 

1  :  102-3 

0-976 

1873 

1015(110 

B241 

I  :  109-7 

0-UlO 

1874 

1039  471 

7  73H 

1  :  134-3 

0-744 

1875 

1  069  730 

7213 

1  :  148-3 

0-674 

6  339  525 

Starben; 
34  011 

1878 

1  088  709 

6  493 

1  :  187-6 

0-596 

0-8374 

1877 

1079  219 

6  285 

1:171-7 

0-582 

1878 

1  062  396 

6  284 

1  :  169-0 

0-591 

1879 

1  082  254 

8517 

1  :  168-0 

0-602 

1880 

188t 

1058  111 

1  041  SOß 

8  12H 

1 :  180-6 

1  :  169-9 

0-553 
0-588 

0-5846 

5  303  717 

starben : 

31  03« 

1882 

1  064  Hea 

6  390 

l  ;  168-6 

0-800 

1883 

1  057  151 

6  141 

1:  172-1 

0-5B0 

1884 

1080  110 

]  :  178-0 

0-568 

18B5 

1  085  835 

6  473 

1 :  134-4 

O-590 

5  513  460 

Starben : 

30  065 

1866 

1887 

1  103  498 

1  114  574 

6  246 
5  997 

1:176-6 

1:185-8 

0-568 
0-538 

0-5458 

1888 

1  lie  643 

5  B23 

1:214-4 

0-468 

1B8B 

1121S19 

4  84* 

1:231-8 

0-431 

1B90 
1891 

1115  611 
1  182  283 

4  779 
4  85» 

1  : 2:13-4 
1  :  2*9-4 

0-43« 
0-40O 

0-4306 

5  709  628 
sUrben: 

24  640 

1893 

1129  520 

4  572 

1  :  2*7-0 

0-404 

1893 

1  180  310 

5  786 

1  :  203-9 

0-490 

Siunma 

44  095  6511 

2HBB67 

1 
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Graphische  Darstellnng 

der  GebnrtBfälle    und    der  TodesftUe    „im    Kindbett"    in    den 

Jahren   1874  bis  1893  für  den  Preussischen  Staat,  mit  Correctur 

der  amtlichen  Sterbeziffern  nach  Ehlers. 
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-  W  giebt  die  Zahl  der  Wöchnerinnen  an. 

-  rCnrve  der  Todesfälle   , im  Kindbett'  {Correctur  der  amtlichen 

Zahlen  nach  Ehlere). 
•II   Curve   der   Todesfälle   an   infectiösen   Erkrankungen  — 
.Kindbettfieber"  (naob  Ehlers). 

-  UJT  Cnrve  der  Todeafälle   an   nicht  infectiösen   Erkrankungen 

nach  Ehlers). 

-  Curve  der  Todesfalle  .im  Kindbett'  nach  den  Mittheilungen  des  KOnigL 

StatiBtischen  Bureaus. 
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Graphii 


Btellung 


der  Sterblichkeit   „im  Kindbett"   in   den  Landgemeinden   und 

in    den    Stadtgemeinden    dea    Preusaiachen    Staates    in    den    Jahren 

1886  bia  1893  auf  Grund  der  Uittheilungen  des  Köuigl.  Statist  Bureau« 

(Minimal  zahlen). 
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-  Zalil  äer  Wöchnerinnen  in  den  IiandgemeindeD. 

-  Zahl  der  Wöchnerinnen  in  den  Stodlgemeinden. 

-  TcxleBfalle   im    Kindbett   nach    Frocent   der   Wöchnerinnen   i 

Landgemei  ndcn. 

-  TodeBfalle  im   Kindbett  nach   Proceut  der  Wödmerinnen  i 

Stadtgemeinden. 

-  Zahl  der  Todesfälle  im  Kindbett  in  den  Landgemeinden. 

-  Zahl  der  Todesffille  im  Kindbett  in  den  Stadtgemeinden. 


1  Heimstätten  für  WöchnerianeD. 


Qr&phia 


I  Darstellung 


der    Sterblichkeit    „im    Kindbett"    im    Stadtkreis    ßerÜB    im 

TerliidtniBB    anr  Sterblichkeit    nim  Kindbett"    in   deu    übrigen    Stadt- 

gemeiuden  des  Prensaischen  Staates  wShrend  der  Jahre  1886  bis  1893 

(Midi  malzahlen). 


-  Zahl  der  WöcLner 


a  Stadtgeiueindcn  PreusBens  c 


■chlaea  Berlins. 

-  Zahl  der  WüclinerinneQ  im  Stadtkreis  Berlin. 

-  Todesßlle  im  Kindbett  nach  Procent  der  WöchneriDnen  in  den  Btadt- 

gemeinden  PreDsseua  mit  AuBschlusB  Berlins. 
~  Todesfälle  im  Kindbett   nach  Procent  der  Wöctmeriunen   im  Stadt- 
kreis Berlin. 
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Graphische   Barstellung 

der  Mortalität  in  den  Enthindungsanatalten  dea  Prenesiachen 

Staates  wahrend  der  Jahre  1877  bis  1891  nach  den  Mittheilangen  dea 

Eönigl.  Statist.  Bureaus. 


Errichtung  von  HeimBtättan  für  Wöcbnerinuen. 

Tn. 

Graphische  Darstellung  der  Geburtsfälle  und  der  Todesf&lle 
m  Kindbett"  in  den  Jahren  1883 bis  1894  für  das  Königreich  Sachac 


nach   Procent   der  WÖch- 


n  Folge  von  Anomalieen  des  Oeburtavorgaugen. 
von   Anomalien   des   GeburtavorgangCB   nach 


Procent  der  Wöclinerinnen 

y    — _ Zalil  der  Toitesftllle  im  Kindbett  in  Folge   einer  EranXheit,   unab- 
hängig von  Hchwangerschaft.  und  Geburt. 

yt, Todesfälle  im  Kindbett  in  Folge  einer  Krank.t\e\t,  mmSääiwe^ -»oti. 

Schwangerschaft  und  Geburt,  nach  "Prwient  4ex  "^&iitai«caai!Bß. 


94         XXI.  VcrsammluDg  d.  D.  Vereins  f.  ö£fentl.  Gesundhpflgre.  zu  Kiel. 
Hierauf  wird  die  Di scussion  eröffnet. 

Geh.  Sanit&tsrath  Dr.  Lent  (Köln)  berichtet  aber  die  Grandong 
des  Wöchnerinnenasyls  zu  Köln.  Bei  der  Errichtung  des  Asyls  habe  der 
Ton  dem  Referenten  angeführte  Grund,  die  Hebung  des  Hebammenstandes 
eigentlich  fern  gelegen.  Der  Hauptgesichtspunkt  sei  für  ihn  die  Förderung 
der  Antiseptik  gewesen.  Jeder,  der  die  Zustände  bei  der  Armenbevölkerung 
kenne,  müsse  zugeben,  dass  es  unmöglich  sei,  in  den  Häusern  der  ärmeren 
und  ärmsten  Leute  die  Entbindungen  nach  den  Anforderungen  der  Anti- 
septik zu  machen.  Das  sei  für  ihn  der  Hauptgrund  gewesen,  und,  um  den 
zififernmässigen  Beweis  der  Not h wendigkeit  zu  führen ,  habe  er  in  den  jetzt 
sieben  Jahren  des  Bestehens  des  Vereins  eine  Statistik  über  die  Wohnungs- 
und Schlafverhältnisse  der  in  das  Asyl  aufgenommenen  Frauen  gef&hrt  Die 
Resultate  für  das  Jahr  1890/91  seien  die  folgenden.   Es  hatten: 
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Es  sei  ja  möglich,  dass  in  Köln  in  Folge  des  engen  Raumes,  auf  den 
die  Stadt  bisher  beschränkt  gewesen  sei,  das  Wohnungsverhältniss  beson- 
ders ungünstig  sei,  aber  das  müsse  Jeder  zugeben,  dass  man  bei  solchen 
Verhältnissen  keine  Entbindung  antiseptisch  leiten  könne. 

Das  Asyl  werde,  und  darauf  lege  er  besonderen  Werth,  geleitet  im 
Zusammenhang  mit  der  Gemeindebehörde.  Der  Geschäftsgang  sei  ungefähr 
folgender:  An  der  Spitze  des  „Wöchnerinuenasylvereins"  stehe  ein  geschäfls- 
führender  Vorstand  von  zwölf  Damen  und  neben  ihm  ein  grosser  Damen- 
ausschuss  von  einigen  60  Damen.  Neben  der  abwechselnden  Aufsicht  im 
Asyl,  der  Anfertigung  von  Kinderwäsche  u.  dergl.,  sei  die  Hauptaufgabe 
dieser  Damen  die  Sorge  für  die  Familie  während  des  Aufenthalts  der  Frau 
im  Asyl.  Sobald  eine  Frau  sich  melde,  gehe  vom  Asyl  aus  an  die  städtische 
Armenverwaltung  die  Anfrage  nach  den  Verhältnissen  der  Frau,  der  Zahl 
der  Familienglieder,  dem  Verdienst  des  Mannes  etc.  Wenn  dann  der  Armen- 
beamte die  Frage,  ob  für  die  Zeit  des  Aufenthalts  der  Frau  im  Asyl  für  die 
Familie  etwas  geschehen  müsse,  mit  Ja  beantworte,  so  gehe  eine  der  Damen 
des  grossen  Ausschusses,  in  deren  Bezirk  die  Frau  wohne,  in  das  Haus  und 
ordne  das  Nöthige  an,  um  den  Haushalt  der  Familie  für  die  Zeit  des  Aufent- 
halts der  Frau  im  Wöchnerinnenasyl  sicher  zu  stellen.  Dies  geschehe  so, 
dass  sie  den  Haushalt  einer  Mitbewohnerin  des  Hauses  anvertraue,  oder 
eine   Verwandte  der  Leute  heranziehe,    oder  eine  Nonne  oder  Diakonisse 
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beauftrage,  oder  dass  die  kleinen  Kinder  anderswo  untergebracht  werden. 
Seien  Geldmittel  nöthig,  so  könne  die  Bezirksdame  diese  zur  Verfügung 
stellen.  Anfangs  habe  dies  dem  Verein  viel  Geld  gekostet,  jetzt  sei  eine 
Scala  f&r  diese  Unterstützung  aufgestellt,  die  sich  nach  der  Zahl  der  Kinder 
und  dem  Verdienst  des  Mannes  richte,  und  innerhalb  deren  Grenze  die  betr. 
Dame  vollständig  Vollmacht  habe,  mit  dem  Gelde  zu  thun,  was  sie  für 
Döthig  erachte. 

Die  Verbindung  mit  der  städtischen  Armenpflege  habe  sich  durchaus 
bewährt,  und  er  halte  sie  aus  allgemeinen  Gründen  der  Armenpflege  auch 
für  durchaus  nöthig,  da  es  sonst  leicht  zu  Ungerechtigkeiten  in  der  Verthei- 
lung  der  Gaben  komme. 

Anfangs  habe  man  in  Köln  auch,  wie  es  der  Herr  Referent  wünsche, 
Frauen  gegen  Entgelt  aufgenommen,  man  sei  aber  davon  zurückgekommen, 
weil  die  Zahl  der  Armen  zu  gross  sei.  Die  Geldmittel  und  die  vorhandenen 
Räumlichkeiten  seien  jetzt  derart,  dass  etwas  über  400  Wöchnerinnen  im 
Jahre  Aufnahme  finden,  womit  den  Anforderungen  der  armen  und  ärmsten 
Frauen  noch  nicht  ganz  genügt  werden  könne.  Er  hoffe,  dass  es  gelingen 
werde,  im  Laufe  der  Zeit  in  Köln  noch  weiter  zu  kommen,  er  hoffe  aber 
auch,  dass  der  warme,  mit  so  reichem  Beifall  aufgenommene  Vortrag  des 
Referenten  dazu  führen  werde,  dass,  wie  in  Köln  die  Frage  in  glücklicher 
Form  gelöst  worden  sei,  nun  auch  in  anderen  Städten  es  gelingen  werde* 
auf  diesem  unendlich  wichtigen  Gebiete  Abhülfe  zu  schafien. 

Da  sich  Niemand  weiter  zum  Wort  meldet,  schliesst  der  Vorsitzende 
4ie  Discussion. 


Schluss  der  Sitzung  3  Uhr. 
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Zweite   Sitzung. 

Freitag,  den  11.  September  1896,  Vormittags  9  Uhr. 

Vorsitzender  Geh.  Ober-Medicinalrath  Dr.  Pistor  eröffnet  die 
Sitzung.  Nach  kurzen  geschäftlichen  Mittheilungen  tritt  die  Versammlung 
in  die  Verhandlung  des  dritten  Gegenstandes  der  Tagesordnung  ein: 

Bekämpfang  der  DipMlierie. 

Es  lauten  die  von  dem  Referenten,  ProfesSOr  Dr.  Carl  Fraenkel 

(Halle),  aufgestellten 

Sohlusssätze : 

1.  Der  Erreger  der  Diphtherie  im  eigentlichen  Sinne  ist  der  von  Löffler 
entdeckte  Bacillus.  Derselbe  findet  sich  a)  regelmässig  auf  den  erkrankten 
Theilen  (Haut  und  Schleimhäuten),  b)  häufig  in  der  Umgebung  der  Kranken, 
c)  selten  auf  den  Schleimhäuten  gesunder  Individuen. 

2.  Die  Ansteckung  erfolgt  a)  unmittelbar  vom  erkrankten  auf  den  gesunden 
Menschen  (Anhusten,  Küsse  u.  s.  w.)t  b)  mittelbar  durch  Zwischenträger, 
an  denen  die  specifischen  Keime  haften  (Betten,  Wäsche  und  Kleidongs- 
stücke  der  Kranken,  Spielsachen,  Ess-  und  Trinkgeschirre,  Nahrungs- 
mittel u.  8.  w.). 

3.  Die  Infection  entwickelt  sich,  wie  das  Vorkommen  der  DiphtheriebacUlen 
im  gesunden  Organismus  beweist,  nur  auf  Grund  einer  besonderen  Anlage. 
(Disposition). 

Die  Bekämpfung  der  Diphtherie  hat  danach  hinzuwirken  auf 

1.  die  Verniohtung  der  Diphtheriebaoillen  a)  im  kranken  Menschen  durch 
a)  rasche  Heilung  und  Abkürzung  des  Krankheitsverlaufes  mit  Hülfe  der 
specifischen  Therapie  durch  das  Behring'sche  Serum,  ß)  örtliche 
Behandlung  der  befallenen  Theile  mit  desinficirenden  Mitteln  (Löffler^s 
Mischung),  b)  in  der  Umgebung  der  Kranken  durch  Desinfection  der 
von  ihnen  gelieferten  Krankheitsstoffe  (Auswurf,  Membranen),  sowie  femer 
der  Krankenzimmer,  der  Wäsche,  Kleidung  u.  s.  w. 

2.  die  SohlieBBiing  der  Wege,  auf  denen  die  XJebertragiinc:  erfolgt: 

Absonderung  der  Kranken  und  ihres  Wartepersonals  bis  zum  töI- 
ligen  Verschwinden  der  specifischen  Keime;  Verbot  des  Schul- 
besuches der  Kranken  und  ihrer  Angehörigen;  Verbot  der  Ansamm- 
lung von  Menschen,  namentlich  Kindern,  im  Kranken-  oder  Sterbehanse; 
Beaufsichtigung  des  Verkehrs  mit  Nahrungsmitteln. 

Für  Punkt  1  und  2  von  der  grössten  Bedeutung  ist  a)  die  möglichst 
frühzeitige  Erkennung  der  Fälle  von  echter  Diphtherie  durch 
die  baoteriologiache  Untersuchung  aller  verd&chtigen  Brkran- 
kungen,  am  besten  in  geeigneten  Centralstellen,  und  b)  eine  auf 
Grund  der  so  gewonnenen  Befunde  gehandhabte  und  streng  durohg^ührte 
Anzeigepflicht. 
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3.  die  Beseitigung  der  Disposition  durch  a)  Pflege  der  Mund-  und  Rachen- 
schleimhaut rprophylaktische  6  urgelungen  mit  desinfi  cirenden  Mitteln, 
b)  Immunisirung  mit  Hülfe  des  Behring'schen  Serums. 

Referent:  Professor  Dr.  Carl  Fraenkel  (Halle): 

„Die  Bekämpfung  der  grossen  Yolksseuchen,  der  gefährlichsten  Feinde 
unseres  Geschlechts,  hat  den  Deutschen  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege gerade  in  den  letzten  Jahren  zu  wiederholten  Malen  beschäftigt.  So 
war  in  Strassburg,  in  Leipzig  und  Stuttgart  yon  den  Mitteln  gegen  die  Ver- 
breitung der  Tuberculose  die  Rede,  so  hat  in  Magdeburg  die  Cholera  unsere 
Aufmerksamkeit  in  Anspruch  genommen,  und  so  erscheint  es  gewiss  nur 
gerechtfertigt,  wenn  wir  uns  heute  einem  dritten  Genossen  in  diesem  furcht- 
baren Bunde,  der  Diphtherie  nämlich,  zuwenden,  die  an  verderblicher 
Wirkung  die  Cholera  weit  überragt,  der  Tuberculose  auf  dem  Fusse  folgt. 

„Nach  einer  vom  Königlich  statistischen  Bureau  herausgegebenen  Ueber- 
sicht*)  starben  in  Preussen  während  der  zwölf  Jahre  von  1875  bis  1886  an 
Diphtherie  539902  Menschen,  in  jedem  Jahre  also  durchschnittlich  45000 
oder  165  von  100000  Lebenden.  Für  das  Deutsche  Reich  haben  wir  eine 
zuverlässige  Zusammenstellung  der  Todesursachen  erst  seit  1892  und  für 
die  Jahre  1892  und  1893;  nach  den  in  den  medicinal  -  statistischen  Mit- 
theilungen aus  dem  kaiserlichen  Gesundheitsamt  veröffentlichten  Ergebnissen 
beliefen  sich  die  Todesfälle  an  Diphtherie  1892  auf  55746,  1893  auf  75322, 
d.  h.  also  auf  118  bezw.  158  von  100000  Lebenden.  Neben  den  &- 
krankungen  des  Magendarmcanals ,  die  beispielsweise  1892  320,  und  der 
Tuberculose,  die  in  der  gleichen  Zeit  259  Sterbefälle  auf  100000  Lebende 
verschuldeten,  nimmt  die  Diphtherie  daher  den  dritten  Platz  ein;  während 
aber  die  Magendarmaffectionen  namentlich  das  Säuglingsalter,  das  erste 
Lebensjahr  heimsuchen,  die  Tuberculose  unter  der  erwachsenen  Bevölkerung 
von  15  bis  60  Jahren  ihre  Opfer  fordert,  ist  die  Diphtherie  die  bei  Weitem 
wichtigste  Todesursache  des  kindlichen  Alters  vom  Beginn  des  zweiten  bis 
zum  15.  Lebensjahre:  mehr  als  98  Proc.  aller  Todesfälle  an  Diphtherie 
gehören  dieser  Gruppe  an,  30'8  Proc.  aller  im  Alter  von  ein  bis  15  Jahren 
Verstorbenen  sind  der  Diphtherie  erlegen. 

7, Welch  eine  ergreifende  Summe  von  Noth  und  Elend,  von  Kummer 
und  Sorge,  von  zerstörten  Hoffnungen  und  verlorenem  Glück  spricht  aus 
diesen  stummen  Zahlen,  aber  wie  dringlich  andererseits,  wie  verheissungsvoll 
und  segensreich  muss  auch  der  Kampf  gegen  diesen  Drachen,  muss  die 
Aufgabe  erscheinen,  die  Macht  des  bösen  Feindes  zu  brechen  und  seine 
Reihen  zu  lichten. 

„Wenn  ich,  meine  Herren,  die  Verpflichtung  übernommen  habe,  Ihnen 
heute  die  Mittel  zu  schildern,  welche  uns  diesem  Ziele  zuführen  können, 
so  stehe  ich  damit  vor  einer  Aufgabe,  die  vielleicht  schwieriger  ist, 
als  man  zunächst  glauben  sollte.  Einmal  legt  mir  die  Zusammensetzung 
unseres  Vereins  gewisse  Fesseln  auf.  Es  ist  ein  wesentlich  medicinischer 
Gegenstand,  den  ich  zu  behandeln  habe,  unter  meinen  Zuhörern  aberfinden 
sich  nicht  nur  Aerzte  und  doch  auch  nicht  nur  Laien,  und  so  gilt  es  denn» 
die  rechte  Mitte  zu  halten,  um  nicht  den  Einen  zu  viel,  den  Anderen  zu 


*)  Kalischer,  Deutsche  Medicinal-Zeitung  1890,  Nr.  80—83. 
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wenig  zn  geben.  Namentlich  muss  ich  aus  diesem  Grunde  auch  meine 
engeren  Fachgenossen  bitten,  mir  mildernde  Umstände  zn  bewilligen  und 
es  zu  entschuldigen,  wenn  ich  ihnen  nichts  Neues  bringe,  sondern  nur  Dinge 
wiederhole,  die  schon  bei  früheren  Gelegenheiten  von  berufenster  Seite,  so 
besonders  von  Löffler  auf  dem  internationalen  medicinischen  Congress  in 
Berlin  und  auf  dem  internationalen  hygienischen  Congress  in  Budapest  in 
allen  wesentlichen  Stücken  erörtert  worden  sind. 

„Aber  noch  eine  andere  Thatsache  kommt  hier  in  Betracht.  Eine  ziel- 
bewusste  und  wirksame  Seuchenbekämpfung  hat  zur  Voraussetzung  eine 
genaue  Kenntniss  der  Seuchenentstehung.  Wo  die  Ursache  einer  In- 
fectionskrankheit  noch  im  Dunkeln  liegt,  wie  beispielsweise  beim  Gelben  Fieber 
oder  der  Dysenterie,  oder  wo  auch  nur  die  Eigenschaften  des  Erregers  und 
die  Art  der  Uebertragung  nicht  völlig  geklärt  sind,  wie  bei  der  Malaria  und 
der  Lepra,  schweben  auch  die  Schutzmaassregeln  in  der  Luft  und  entbehren 
der  nöthigen  Sicherheit.  Nur  wo  wir  die  kleinsten  Feinde  jeder  Zeit  mit  Be- 
stimmtheit zu  erkennen  vermögen,  wo  wir  mit  ihren  Lebensgewohnheiten 
vertraut  sind,  wo  wir  die  Wege  überblicken,  auf  denen  sie  sich  heimlich 
nahen,  um  bei  günstiger  Gelegenheit  einzubrechen,  können  wir  ihnen  mit 
der  Aussicht  auf  Erfolg  begegnen  und  ihre  Angriffe  siegreich  zurück- 
schlagen. 

„Auch  bei  der  Diphtherie  muss  sich  unser  Augenmerk  daher  vor  allen 
Dingen  auf  die  Aetiologie  richten,  und  erst  auf  dem  so  gewonnenen  Boden 
kann  dann  der  Kampf  mit  dem  gefahrlichen  Widersacher  eröffnet  werden. 

„Soll  aber  im  Folgenden  einmal  von  der  Entstehung  und  Verbreitung 
der  Krankheit  und  dann  von  ihrer  Verhütung  die  Rede  sein ,  so  verdoppelt 
sich  gewissermaassen  meine  Aufgabe  und  gewinnt  einen  so  gewaltigen 
Umfang,  dass  ich  Ihre  Geduld  und  die  mir  zugemessene  Zeit  schon  aufs 
Aeusserte  erschöpfen  und  mich  doch  nach  allen  Richtungen  hin  beschränken 
muss.  Das  Bild,  das  ich  vor  Ihnen  entwerfen  will,  kann  sich  daher  nur  in 
groben  Umrissen  zeigen,  und  namentlich  das  Auge  des  erfahrenen  Kenners 
wird  manchen  bedeutsamen  Pinselstrich  ungern  vermissen.  Dass  ich  unter 
diesen  Umständen  von  vorn  herein  darauf  verzichtet  habe,  etwa  auch  die 
Heilung  der  Diphtherie  in  den  Kreis  meiner  Betrachtungen  zu  ziehen, 
bedarf  wohl  keiner  besonderen  Betonung;  nur  die  Prophylaxe  soll  uns  hier 
beschäftigen,  und  die  Therapie  höchstens  soweit  berührt  werden,  als  sie 
unmittelbar  in  jene  übergreift. 

„Der  Erreger  der  Diphtherie  ist  der  von  Löffler  1884  entdeckte 
Bacillus.  Lange  und  schwer  hat  derselbe  um  seine  Stellung  ringen  müssen; 
anfangs  kaum  beachtet,  hat  er  dann  eine  von  Jahr  zu  Jahr  wachsende 
Schaar  von  Anhängern  und  Freunden  um  sich  versammelt,  und  für  die 
berufene  Forschung  ist  die  Frage  seiner  specifischen  Bedeutung  heute  end- 
gültig erledigt.  Nur  eine  kleine  Schaar  von  Zweiflern  steht  noch  abseits  am 
Wege;  aber  ihre  Auffassung  gründet  sich  nicht  auf  eigene  Wissenschaft  und 
Erfahrung,  sondern  nur  auf  theoretische  Erwägungen:  sie  haben  sich,  wie 
man  wohl  zu  sagen  pflegt,  die  Unbefangenheit  des  Urtheils  nicht  durch 
Sachkenntniss  trüben  lassen,  und  sprechen  desshalb  von  diesen  Dingen  mit 
derselben  Sicherheit,  wie  etwa  der  Blinde  von  der  Farbe. 

„Immerhin  entbehren  die  Gründe,  welche  der  Carriere  des  Diphtherie- 
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bacillos  Schwierigkeiten  bereitet  haben,  auch  heute  nicht  des  allgemeineren 
Interesses  und  verdienen  wohl  eine  kurze  Beleuchtung. 

„Einmal  gelingt  es  nicht  bei  allen  Erkrankungen,  die  nach  ihren 
klinischen  Erscheinungen  und  ihrem  Verlauf  den  Charakter  der  Diphtherie 
tragen,  die  Löffle  raschen  Stäbchen  nachzuweisen.  Diese  auffallige  Thatsache 
ist  nicht  zum  Wenigsten  auf  gewisse  Schwächen  unserer  Untersuchungsver- 
fahren zurückzuführen.  Die  Theile,  auf  denen  der  Diphtheriebacillus  vor- 
zugsweise seinen  Sitz  aufschlägt,  beherbergen  auch  in  gesunden  Tagen  schon 
grosse  Mengen  andersartiger  Mikroorganismen,  und  unter  Umständen  ist 
es  desshalb  selbst  für  den  geschulten  Bacteriologen  nicht  leicht,  in  dem 
kleinen  Stückchen  erkrankten  Gewebes,  das  er  für  seine  Zwecke  verwenden 
kann,  die  Diphtheriebacillen  aus  der  Schaar  ihrer  sonstigen  Genossen  her- 
auszufinden. Uebung  und  Geschick  helfen  freilich  über  diese  Klippe 
allmählich  immer  sicherer  hinweg,  und  je  grösser  die  Erfahrung,  um  so 
seltener  werden  die  Misserfolge,  um  so  kleiner  wird  die  Zahl  der  Fälle,  bei 
denen  die  Löffler^schen  Stäbchen  vermiset  werden. 

„Damit  soll  nicht  hestritten  sein,  dass  derartige  Ausnahmen  vorkommen, 
dass  Affiectionen  zur  Beobachtung  gelangen,  die  der  behandelnde  Arzt  nach 
seinen  Kenntnissen  als  diphtherische  ansprechen  muss,  und  wo  doch  trotz 
der  genauesten  Untersuchung  die  Diphtheriebacillen  nicht  zu  entdecken  sind. 
Die  Bacteriologie  vermag  uns  auch  für  dieses  Räthsel  den  Schlüssel  zu 
liefern.  Sie  zeigt  uns,  dass  noch  andere  Mikrobien,  vor  Allem  der  Strejpto- 
«occus  pyogenes,  die  Fähigkeit  besitzen,  Krankheitszustände  und  namentlich 
pathologisch-anatomische  Veränderungen  hervorzurufen,  die  von  denen  der 
Diphtherie  zunächst  nicht  zu  unterscheiden  sind.  Aber  die  erregende 
Ursache  ist  eine  andere,  und  eben  desshalb  bestehen  auch  hinsichtlicb  des 
weiteren  Verlaufes,  der  Bösartigkeit,  der  Prognose  und  Therapie,  sowie 
besonders  hinsichtlich  des  epidemiologischen  Verhaltens,  der  Leichtigkeit 
der  Uebertragung  und  Ansteckung,  durchgreifende  Differenzen,  die  eine 
strenge  Trennung  der  beiden  Affectionen  rechtfertigen. 

„An  einem  lehrreichen  Beispiel  tritt  Ihnen  damit  eine  Thatsache  entgegen, 
die  gerade  in  den  letzten  Jahren  zu  immer  schärferem  Ausdruck  gelangt  ist 
4ind  die  für  die  ärztliche  Wissenschaft,  für  die  gesammte  Pathologie  von  der 
-einschneidendsten  Bedeutung  ist:    die  Auflösung   oder  besser  gesagt,   die 
Umformung  der  Krankheitsbegriffe  unter  der  Hand  der  ätiolo- 
gischen Forschung.     Ursprünglich  theilte  man  die  Krankheiten  ja  nach 
ihren  Erscheinungen,  nach  ihren  auffälligsten  Symptomen  ein;  Reste  dieses 
Verfahrens  haben  sich  bis  in  unsere  Tage  erhalten,  und  noch  heute  spricht 
man  von  einer  Zuckerkrankheit,  von  Keuchhusten  und  Neuralgie.    Mit  dem 
Aufblühen  der  pathologischen   Anatomie  gelangte   dieselbe   auch  hier  zur 
flerrschafb;  die  Entzündungen  der  Nieren,   der   Lunge,  der  Schleimhäute 
und  ihre  verschiedenen  Formen  erschienen  nun  auf  dem  Schauplatz,  und  man 
zog  die  Grenzen  wesentlich  nach  anatomischen  Merkmalen.     Aber  auch 
die  so  geschaffene  Grundlage  erwies   sich  auf  die  Dauer  nicht  als  haltbar; 
die  Erfahrungswissenschaften  gehorchen   dem   Causalitätsprincip,   und   die 
Ursachen  der  Dinge  sind  es,  die  wir  zu  enthüllen  suchen.     Als  nun  für 
das  Gebiet  der  Infectionskrankheiten  die  Bacteriologie  diese  Aufgabe  der 
Lösung  zuführte,   stellte   es  sich  bald  heraus,  dass  ihre  Befunde  sich  dem 
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alten  Schema  nicht  fügen  wollten.  Was  man  bisher  getrennt ,  erwies  sich 
häufig  als  zusammengehörig,  und  andererseits  was  man  vereinigt,  als  grund- 
verschieden. So  zeigte  es  sich,  um  ein  Beispiel  herauszugreifen,  dass 
die  käsige  Pneumonie  und  selbst  die  Skrophulose  der  Drüsen  durch  den 
gleichen  Erreger  veranlasst  werden,  wie  die  eigentliche  Tuberculose  der 
inneren  Organe  und  desshalb  auch  unter  demselben  Gesichtspunkt  betrachtet 
werden  wollen.  Umgekehrt  aber  lernte  man  auch  Veränderungen  kennen, 
die  nach  ihren  äusseren  Eigenschaften  und  nach  ihrem  anatomischen  Bilde 
als  tuberculose  erscheinen,  deren  Entstehung  jedoch  durch  vöUig  abweichende 
Momente  bedingt  ist,  und  die  man  desshalb  neuerdings  wohl  als  „Pseudo- 
tuberculose^  zu  bezeichnen  pflegt.  Der  frühere  Name  deckte  sich  nicht  mehr 
mit  dem  jetzigen  Inhalt,  und  dieser  Widerspruch  musste  mit  Nothwendig- 
keit  zu  einem  Zusammenstosse  führen.  Denn  es  handelt  sich  ja  hier  nicht 
etwa  um  reine  Aeusserlichkeiten,  um  Formfragen,  sondern  um  fundamentale 
Gegensätze,  um  einen  Kampf  des  alten  mit  dem  neuen  Geist,  um  die  Aner- 
kennung der  Thatsache,  dass  die  Aetiologie  einer  Infectionskrankheit  ihr 
Wesen  bestimmt,  über  Prognose  und  Therapie  und  Prophylaxe  entscheidet 
Ob  ein  Kehlkopfgeschwür  tuberculöser  oder  syphilitischer  Natur,  vermag 
auch  der  erfahrenste  Specialist  nach  dem  klinischen  Befunde  häufig  nicht 
zu  sagen,  und  erst  die  bacteriologische  Untersuchung,  die  Ermittelung  des^ 
erregenden  Mikroorganismus,  schafft  die  erforderliche  Sicherheit  für  die  ein- 
zuschlagende Behandlung  und  die  Aussichten  des  Erfolges.  Ob  eine  Brust- 
fellentzündung durch  den  Streptococcus  oder  den  Pneumococcus ,  ob  eine 
eiterige  Urethritis  durch  den  Gonococcus  oder  durch  andere  Bacterien  bedingt 
ist,  ist  für  den  weiteren  Verlauf  dieser  Affectionen  von  der  grössten  Bedeutung^ 
und  dass  endlich  auch  die  Prophylaxe  von  diesen  Verhältnissen  abhängig 
ist,  hat  schon  im  Jahre  1876  ein  so  hervorragender  Arzt  wie  Lieber- 
meister ^)  mit  klarem  Blick  erkannt  und  in  den  Worten  ausgesprochen: 
die  ganze  öffentliche  Gesundheitspflege  ist  aus  dem  ätiologischen  Princip 
entsprungen  und  wurzelt  in  ihm  so  vollständig,  dass  sie  ohne  dasselbe 
undenkbar  wäre. 

„So  erweist  sich  eine  Revision  unserer  bisherigen  Krankheitsbegriffe 
auf  ätiologischer  Grundlage  als  erforderlich;  wohl  am  schnellsten  und 
entschlossensten  hat  man  dieselbe  in  Frankreich  vorgenommen  und  die 
alten  Anschauungen  ohne  langes  Besinnen  über  Bord  geworfen.  Dort  spricht 
man  schon  längst  von  einer  ,,Staphylococcie^,  einer  „Streptococcie^,  einer 
„Colibacillose^  und  fasst  unter  diesen  Bezeichnungen  alle  die  so  verschieden- 
artigen Folgeerscheinungen  zusammen,  die  durch  den  Staphylococcus  oder 
den  Streptococcus  oder  den  bacillus  coli  hervorgerufen  werden  können.  Bei 
uns  hat  sich  der  Thronwechsel  langsamer,  geräuschloser  vollzogen,  und  nur 
bei  der  Frage  gerade  der  Diphtherie  sind  die  Meinungen  etwas  lauter 
auf  einander  geplatzt. 

„Freilich  sind  die  eben  besprochenen  Dinge  hier  auch  in  besonders 
ausgeprägter  Form  hervorgetreten.  Wie  Sie  gehört  haben,  hat  das  Reich 
der  klinischen  und  anatomischen  Diphtherie  durch  die  ätiologische  Forschung 


*)  Ziemssen's  Handbuch  der  speciellen  Pathologie  und  Therapie,   II.  Band^ 
1.  Tbl.,  2.  Aufl.  1876,  8.  23. 


Bekämpfung  der  Diphtherie.  lOl 

einmal  eine  gewisse  Theilung,  so  zu  sagen  eine  Parzellimng  erfahren :  neben 
der  darcb  den  Löffler'schen  Bacillus  veranlassten,  der  „ Stäbchendiphtherie ^ 
haben  wir  eine  „Coccendiphtherie"  kennen  gelernt,  die  man  wohl  auch  als 
„Pseudodiphtherie^  von  jener  unterscheidet.  Aber  auf  der  anderen  Seite  hat 
■ich  das  Machtgebiet  der  Diphtherie  gewaltig  ausgedehnt.  Wie  jetzt  dem 
Tuberkelbacillus  weite  Strecken  unterthan  sind,  die  einst  von  der  Tuberculose 
durch  feste  anatomische  Grenzwälle  getrennt  waren,  so  hat  sich  auch  der 
Diphtheriebacillus  vielfach  unter  Verhältnissen  nachweisen  lassen,  bei  denen 
man  auf  sein  Vorkommen  zunächst  gar  nicht  gefasst  war,  und  man  wird  es 
einigermaassen  begreiflich  finden,  dass  diese  Thatsache  schwächere  Gemüther 
anfanglich  yerwirrt  und  ihnen  neue  Zweifel  an  der  Bedeutung,  an  der 
Legitimität  der  Löffier^schen  Stäbchen  eingeflösst  hat. 

„So  tritt  der  Diphtheriebacillus  nicht  selten  bei  ganz  milden  Erkran- 
kungen der  Rachenschleimhaut,  bei  einfachen  Anginen  ohne  jede  Spur  einer 
Häutchenbildung,  bei  membranösen  Entzündungen  der  Conjunctiva,  die 
weder  Fieber,  noch  andere  allgemeine  Symptome  zeigen,  bei  leichten 
Katarrhen  der  Nasenschleimhaut  oder  bei  einer  anscheinend  völlig  selbst- 
ständigen,  scharf  umschriebenen  Affection  der  letzteren,  der  sogenannten 
Rhinitis  fibrinosa,  auf. 

„Diese  Abweichungen  vom  sonstigen  Verlauf  finden  unschwer  ihre  Er- 
klärung. Die  schwankende  Virulenz  der  Infectionserreger  einerseits,  die 
wechselnde  Empfänglichkeit  der  befallenen  Individuen  andererseits  lassen 
«ine  ununterbrochene  Stufenfolge  in  der  Schwere  und  Form  der  &- 
krankung  entstehen,  und  so  begegnen  wir  auch  bei  anderen  Gelegenheiten 
ganz  gleichartigen  Verhältnissen.  Beim  Typhus,  bei  der  Cholera,  bei  der 
Pneumonie,  beim  Scharlach  kennen  wir  abortive  Fälle,  die  an  das  eigentliche 
Leiden  kaum  noch  erinnern.  Ein  harmloser  Furunkel  oder  eine  eiterige 
Lymphangitis  haben  gewiss  keine  Aehnlichkeit  mit  einer  Endocarditis 
ulcerosa,  und  doch  werden  diese  Affectionen  durch  den  nämlichen  Mikro- 
organismus hervorgerufen.  Die  Leichentuberkel  der  pathologischen  Anatomen 
unterscheiden  sich  klinisch  und  anatomisch  von  einer  käsigen  Pneumonie 
und  von  einer  miliaren  Tuberculose  mindestens  eben  so  weit,  wie  die 
Rhinitis  fibrinosa  von  der  Diphtherie,  ohne  dass  man  deshalb  an  ihrer 
Zusammengehörigkeit  oder  gar  an  der  ursächlichen  Bedeutung  des  Tuberkel- 
bacillus zweifeln  würde.  Und  wie  es  eine  Diphtherie  der  Nase  neben  der 
Rhinitis  fibrinosa  giebt,  so  wissen  wir  auch,  dass  die  Tuberkelbacillen  ausser 
der  echten  Tuberculose  der  Haut  oder  der  Schleimhäute  lupöse  Verän- 
derungen auf  den  gleichen  Gebieten  erzeugen,  die  nach  vielen  Richtungen 
hin  von  den  ersteren  wesentlich  abweichen. 

„Aber  nicht  nur  bei  abgeschwächten  oder  unregelmässigen  Formen 
der  typischen  Krankheit  begegnet  man  dem  Diphtheriebacillus,  auch  auf 
den  Schleimhäuten  völlig  gesunder  Menschen  ist  er  kein  ganz 
seltener  Gast. 

„Seit  Löffler  selbst  bei  seinen  grundlegenden  Untersuchungen  zum 
'ersten  Male  diese  Thatsache  festgestellt,  ist  dieselbe  von  so  vielen  anderen 
Forschern  bestätigt  worden ,  dass  wir  heute  schon  über  eine  reiche  Fülle 
•einschlägiger  Befunde  verfügen.  Wohl  die  umfassendsten  und  bemerken s- 
werthesten  Beobachtungen  verdanken  wir  einigen  amerikanischen  Bacterio- 
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logen;  so  konnten  Park  and  Beebe^)  bei  330  gesunden  Menschen,  die 
anscheinend  der  Infectionsgefahr  nicht  ausgesetzt  gewesen  waren,  8  Mal^ 
dagegen  bei  48  gesunden  Kindern,  die  sich  in  der  Umgebung  Diphtherie- 
kranker  aufgehalten  hatten,  24  Mal  echte  yiralente  L  off  1er 'sehe  St&bchen 
nachweisen.  Aaser ^)  in  Christiania  untersuchte  89  gesunde  Insassen 
einer  Kaserne,  in  der  die  Diphtherie  ausgebrochen  war,  und  entdeckte  bei  17 
derselben  die  characteristischen  Bacterien,  und  zwar  sogar  in  reichlicher  Menge. 
Ebenso  konnte  Vogt')  in  Christiania  bei  drei  unter  26  Wärtern  und 
Kranken  des  Rigshospitals,  die  nicht  die  geringsten  Zeichen  der  Diphtherie 
darboten,  die  Bacillen  ermitteln,  und  die  Heihe  derartiger  Angaben  liesse 
sich  aus  der  Literatur  mit  leichter  Mühe  weiter  vervollständigen. 

„Sprechen  diese  Befunde  nicht  mit  lauter  Stimme  gegen  die  ursäch- 
liche Bedeutung  unseres  Bacillus,  gegen  seine  Holle  als  Krankheitserreger? 
Darauf  sei  zunächst  bemerkt,  dass  wir  ganz  ähnliche  Verhältnisse  auch  bei 
zahlreichen  sonstigen  pathogenen  Bacterien  kennen,  dass  man  z.  K  die 
Tuberkelbacillen  in  der  Nase,  die  Choleravibrionen  im  Darm,  die  Pneumo- 
coccen,  Staphylococcen  und  Streptococcen  im  Munde  und  auf  anderen 
Schleimhäuten  gesunder  Menschen  angetroffen  hat,  und  die  künftige  For- 
schung wird  uns  gewiss  noch  weitere  Beispiele  für  die  gleiche  Erscheinung 
bringen. 

„Der  Diphtheriebacillus  befindet  sich  also  in  guter  Gresellschafb  und  führt 
uns  im  Verein  mit  seinen  eben  genannten  Gefährten  nur  die  ungemein  wichtige 
Thatsache  vor  Augen,  dass  die  blosse  Gegenwart  eines  infectiösen  Mikroorganis- 
mus noch  nicht  genügt  oder  noch  nicht  zu  genügen  braucht,  um  die  Krank- 
heit hervorzurufen,  sondern  dass  hierzu  häufig  noch  gewisse  Hülfsursachen, 
gewisse  begünstigende  Umstände  erforderlich  sind,  die  das  Individuum 
empfänglich  machen,  ihm  die  nöthige  Krankheitsanlage  oder  Disposition 
verleihen.    Freilich  hat  man  behauptet,  eben  diese  Anlage  sei  schon  die 
Krankheit;  nuF  auf  einem  veränderten,  ungesunden  Boden  vermöge  sich  der 
Tuberkelbacillus  oder  der  Choleravibrio  oder  der  Diphtheriebacillus  zu  ent- 
wickeln, und  diese  Mikroorganismen  seien  deshalb  auch  nicht  die  eigent- 
lichen Erreger  der  betreffenden  Affectionen,  sondern  nebensächliche  Schmarotzer 
zweiten  Banges,  die    höchstens  die  Bedeutung  von  „Nosoparasiten*'  bean- 
spruchen könnten.    Aber  diese  ganze  Auffassung  ist  eine  irrthümliche  und 
sogar  auf  einem  logischen  Feblschluss  aufgebaut,  indem  sie  die  Folge  zur 
Voraussetzung  macht  und  so  die  Sachlage  verschiebt.    Gerade  an  dem  Bei- 
spiel der  Diphtherie  lässt  sich  zeigen,  dass  die  Disposition  an  sich  durchaas 
nichts  krankhaftes  zu  sein  braucht  und  zum  voöog  in  der  That  erst  durch 
den  Zutritt  des  Parasiten  wird. 

„Schon  vor  Jahren  hat  der  verstorbene  Strassburger  Botaniker  de  Bary  *} 
diesen  Standpunkt  vertreten  und  vor  der  gegentheiligen  Anschauung  gewarnt 
Er  erzählt  —  Sie  verzeihen  mir  diese  Abschweifung  — ,  dass  die  gemein» 
(irartenkresse   häufig   von   einem   stattlichen  Pilz,   dem  Cystopus  Candidas, 


*)  Welch,  W.  H.,  Bacteriological  investigation  on  diphtheria  in  the  United 
States.     The  ameiican  Journal  of  the  med.  science».     October  1894. 
*)  Aaser,  D.  med.  W.  1895,  Nr.  22. 

')  Vogt,  Norsk  Magazin  for  Laegevidenskab.     März  1895. 
*)  de  Bary,  Vorlesungen  über  Bakterien,  S.  89. 
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befallen  wird ,  der  den  weissen  Rost  der  Elresse  erzeugt.  Aber  in  einem 
Kreasebeet  wird  immer  nur  eine  gewisse  Anzahl  der  Pflanzen,  sagen  wir  die 
Hälfte,  inficirt,  die  anderen  erweisen  sich  als  nicht  disponirt,  als  unempföng» 
lieh,  als  immun.  Wie  erklärt  sich  diese  eigenthümliche  Erscheinung?  Sind 
die  erkrankten  Stücke  vielleicht  Ton  yornherein  schwächer,  weniger  wider- 
standsfähig? Durchaus  nicht.  Jede  gesunde  Kressepflanze  ist  dem  Angriflie 
des  Cjstopus  zugänglich,  aber  nur  in  einem  ganz  bestimmten  Entwicke- 
lungsstadium,  nämlich  wenn  sie  Keimblätter,  wenn  sie  Kotyledonen  besitzt, 
in  denen  der  Pilz  allein  festen  Fuss  zu  fassen  vermag.  Sind  diese  einmal 
abgefallen,  so  ist  die  Pflanze  gegen  alle  Zerstörungen  dauernd  geschützt, 
ist  die  Disposition  beseitigt,  von  der  gewiss  Niemand  wird  behaupten  wollen, 
dass  sie  einen  krankhaften  Zustand  bedeute. 

„Ebenso*  lässt  sich  auch  für  die  Diphtherie  die  gleiche  Annahme 
zurückweisen.  Sind  wir  doch  durch  die  Arbeiten  der  letzten  Jahre  über 
das  Wesen  der  Disposition  gerade  bei  dieser  Aflection  näher  aufgeklärt 
worden,  so  dass  sie  nicht  mehr  nur  „das  Wort  ist,  das  sich  einstellt,  wo 
Begriffe  fehlen^.  Der  Löffler'sche  Bacillus  übt  seinen  schädigenden  Einfluss 
wesentlich  mit  Hülfe  Ton  Giften  aus,  die  er  absondert,  und  die  sich  im 
Körper  verbreiten.  Um  sich  dieser  Toxine  zu  erwehren,  erzeugt  aber 
der  Organismus  seinerseits  Substanzen,  die  jenen  entgegenwirken  und  die 
man  deshalb  als  Antitoxine  bezeichnet.  Im  Blute  der  Thiere  künstlich 
angehäuft,  bedingen  sie  die  speciflsche  Kraft  des  Behring'schen  Serums; 
aber  auch  bei  Menschen,  die  die  Diphtherie  überstanden,  lassen  sie  sieh, 
wie  Escherich  und  Klemensiewicz  i),  Abel')  und  Andere  gezeigt 
haben,  in  reicher  Menge  nachweisen,  und  man  wird  nicht  fehl  gehen, 
wenn  man  den  Vorgang  der  natürlichen  Heilung  wesentlich  auf  ihre 
Rechnung  setzt.  Man  begegnet  diesen  Stoffen  dann  ferner,  wie  die  Unter- 
suchungen von  Wassermann^),  AbeH),  Orlowski^)  dargethan  haben, 
auch  im  Blute  gesunder  Individuen,  genauer  gesagt  von  Personen,  die  weder 
jemals  an  eigentlicher  Diphtherie,  noch,  soweit  sich  dies  eben  feststellen 
Hess,  an  irgend  einer  verdächtigen  Hals-  und  Rachenaffection  gelitten 
hatten.  Freilich  handelt  es.  sich  hier  nicht  um  eine  allgemeine  Eigenschaft: 
während  bei  den  einen  die  antitoxische  Kraft  des  Serums  eine  recht 
beträchtliche  Höhe  erreicht,  ist  sie  bei  anderen  kaum  angedeutet  und  wird 
endlich  bei  manchen  völlig  vermisst.  So  fand  Wassermann  beispielsweise, 
dass  von  17  Kindern  11,  von  34  Erwachsenen  sogar  28  in  ihrem  Blute  sehr 
starke  giftwidrige  Fähigkeiten  zeigten,  während  eine  derartige  Wirkung 
dort  vier,  hier  sechs  Mal  völlig  fehlte.  Die  genannten  Forscher  schliessen 
aus  ihren  Beobachtungen,  dass  die  Gegenwart  oder  Abwesenheit,  die  grössere 
oder  geringere  Menge  der  Schutzstoffe  in  bestimmten  Beziehungen  zur 
wechselnden  Empfänglichkeit  stehe,  dass  wir  hier  eine  der  wichtigsten  Ur- 
sachen der  Disposition  vor  uns  haben,  und  der  unbefangene  Beurtheiler 
wird  ihnen  in  dieser  Auffassung    gewiss    beipflichten.     Endlich    aber  sei 


*)  Escherich  und  Klemensiewicz,   Centralbl.  f.  Bakt.,  Bd.  13,  S.  153. 

*)  Abel,  Deutsche  med.  Wochenschrift  1894,  Nr.  48  und  50. 

*)  Wa 88 ermann,  Zeitschrift  für  Hygiene,  Bd.  XIX,  8.  408  ff.      .     . 

*)  Abel,  1.  c. 

*)  Orlowski,  Deutsche  med.  Wochenschrift  1895,  S.  401. 
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bemerkt,  dass  Fischl  und  von  Wanschheim^)  die  Antitoxine  sogar  im 
Blute  Neugeborener,  und  zwar  bei  68  von  82  Kindern  baben  nachweisen 
können,  und  dass  diese  Thatsacbe  uns  vielleicht  eine  Erklärung  für  die 
neuerdings  von  Eigenbrodt^)  wieder  hervorgehobene  sogen.  Familien- 
disposition bietet,  auf  vererbte  Qualitäten  des  Blutes  also  die  eigenthüm- 
liche  Erscheinung  zurückführt,  dass  die  Diphtherie  gewisse  Familien  mit 
besonderer  Vorliebe  heimsucht,  andere  unter  den  gleichen  Bedingungen 
völlig  verschont. 

„Dass  der  Mangel  der  Schutzstofife  an  sich  keinen  pathologischen  Zustand 
bedeutet  und  die  Lehre  vom  Nosoparasitismus  also  hier  elenden  Schiff- 
bruch leidet,  bedarf  keiner  weiteren  Darlegung.  Aber  es  wäre  gewiss  ver- 
fehlt, wollte  man  die  Frage  der  individuellen  Disposition  durch  die  eben 
erörterten  Verhältnisse  als  endgiltig  erledigt  ansehen  und  glauben,  dass  der 
Beschaffenheit  des  Blutes  hier  die  alleinige  Entscheidung  zukomme.  Bei 
der  künstlichen  Uebertragung  der  Löff  1er 'sehen  Stäbchen  auf  empfangliche 
Thiere  macht  man  die  Erfahrung,  dass  die  Mikrobien  in  der  Regel  nur  dann 
haften,  wenn  die  Infectionsstelle  zuvor  verletzt  und  ihrer  oberflächlichen 
Schutzdecke  beraubt  ist.  Auch  die  Thatsacbe,  dass  die  Diphtherie  sich 
häufig  an  anderweitige  Ejrkrankungen  der  Hals-  und  Rachenorgane,  an 
leichte  Katarrhe  dieser  Bezirke  anschliesst,  spricht  dafür,  dass  der  Zustand 
des  Gewebes,  mit  dem  die  Bacillen  in  Berührung  kommen,  für  die  weitere 
Entwickelung  der  Dinge  nicht  ohne  Bedeutung  ist,  dass  neben  der  allge- 
meinen also  auch  eine  örtliche  Disposition  bestehen  kann.  Ja,  die 
letztere  vermag  uns  im  Verein  mit  dem  an  sich  selteneren  Vorkommen  der 
Antitoxine  im  Kindesalter  sogar  zu  erklären,  weshalb  gerade  jugendliche  Indi- 
viduen mit  ihren  zarten,  weichen,  empfindlichen  Schleimhäuten  der  Iniection 
so  unendlich  viel  leichter  zugänglich  sind  als  Erwachsene.  Das  wechselnde 
Verhalten  der  befallenen  Theile  macht  es  meines  Erachtens  auch  am  ehesten 
verständlich,  dass  gesunde  Menschen,  die  die  Löf Herrschen  Stäbchen  beher- 
bergen, doch  plötzlich  erkranken  und  ihre  bisherige  Unempfanglichkeit  also 
mit  entschiedener  Disposition  vertauschen.  So  fanden  die  vorhin  genannten 
amerikanischen  Forscher,  dass  von  den  32  Personen,  bei  denen  sie  die 
virulenten  Bacillen  nachgewiesen  hatten,  nachträglich  22  von  der  Diphtherie  er- 
griffen wurden;  Aaser')  konnte  das  nämlich •  unter  17  einschlägigen  Beob- 
achtungen ein  Mal,  Wassermann^)  unter  dreien  ein  Mal,  Vogt^)  ebenso 
unter  dreien  einmal,  Feer^)  unter  zweien  einmal  feststellen,  und  andere 
Untersucher  berichten  über  ähnliche  Ergebnisse. 

„Das  Fehlen  des  Löffler'schen  Bacillus  in  Fällen  von  klinischer  Di- 
phtherie, sein  Vorkommen  bei  leichten  und  andersartigen  Affectionen,  sein 
Auftreten  endlich  bei  gesunden  Individuen  lassen  also  eine  ungezwungene 


^)  Fischl  und  von  Wunsclilieim,  Prager  med.  Wochenschrift  1895, 
Nr.  45  bis  51. 

*)  Eigenbrodt,  Vierteljahrssclirift  für  off  entliehe  Gesundheitspflege,  Bd.  25, 
Heft  3. 

^)  1.  c. 

*)  1.  c. 

'^)  1.  c. 

*)  Feer,  Aetiologisclie  und  klinische  Beiträge  zur  Diphtherie.    Basel  1894. 
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Deutung  ohne  sonderliche  Schwierigkeiten  zu  und  stehen  mit  seinem  ursäch- 
lichen Charakter  durchaus  nicht  im  Widerspruch. 

„Das  gleiche  gilt  von  einem  letzten  Bedenken,  dAS  das  Verhalten  der 
Bacterien  im  Thierversuch  betrifft.  Wie  schon  erwähnt,  kann  man  die 
Stabchen  auf  Thiere,  z.  B.  auf  Meerschweinchen,  Kaninchen  und  Tauben 
▼erimpfen  und  sich  so  von  ihrer  Virulenz  überzeugen.  Aus  dem  Umstände 
nun,  dass  die  Veränderungen,  welche  sich  hier  entwickeln,  mit  den  Erschei- 
nungen der  menschlichen  Diphtherie  zwar  eine  sehr  erhebliche  Aehnlichkeit 
besitzen,  aber  sich  doch  nicht  völlig,  bis  in  jede  Einzelheit  decken,  hat  man 
dem  Bacillus  neue  Stricke  drehen  wollen,  dabei  aber  zwei  wesentliche  Punkte 
nicht  beachtet.  Einmal,  dass  die  Folgewirkungen  desselben  Infectidns- 
erregers  bei  den  einzelnen  Thierarten  oft  ausserordentlich  weit  von  einander 
abweichen,  dass  z.  B.  zwischen  der  Tuberculose  des  Rindes  und  der 
«des  Menschen,  dem  Rotz  der  Feldmaus  und  dem  des  Pferdes  gewaltige 
Unterschiede  bestehen.  Vor  allen  Dingen  aber  hat  man  nicht  berücksichtigt, 
dass  Thiere  von  Hause  aus  dem  Löffler^schen  Bacillus  unzugänglich  sind, 
dass  sie  unter  natürlichen  Verhältnissen  niemals  dieser  Infection  anheim- 
fallen, und  dass  die  klinisch  und  anatomisch  ähnlichen  Erankheiten,\wie  die 
Diphtherie  der  Hühner  und  Tauben,  der  Kälber  und  Schweine  durch  ganz 
andere  Mikroorganismen  herrorgerufen  werden.  Man  wird  desshalb  auch 
T4>n  vornherein  nicht  erwarten  können,  die  im  Experiment  künstlich 
freschaffene  Affection  werde  ihrem  menschlichen  Vorbilde  in  allen  Stücken 
gleichen  und  wird  sogar  billig  erstaunt  sein  dürfen,  dass  die  Ueberein- 
«timmung  trotzdem  thatsächlich  eine  so  grosse  ist. 

„Aus  den  bisherigen  Erörterungen  geht  schon  hervor,  wo  sich  die 
Diphtheriebacillen  finden,  wo  also  mit  anderen  Worten  die  Quellen  der 
Infection  entspringen.  Einmal  und  zwar  regelmässig  im  erkrankten 
Menschen,  auf  den  ergriffenen  Geweben.  Die  scheinbaren  Ausnahmen  sind 
durch  das  Vorkommen  der  Coccen-  oder  Pseudodiphtherie  bedingt,  wesent- 
lich aber  in  gewissen  Mängeln  und  Fehlern  der  bacteriologisohen  Unter- 
suchung begründet.  Die  Stäbchen  sind  im  Beginn  der  Krankheit  nicht 
eelten  in  Reincultur  anzutreffen,  vergesellschaften  sich  aber  dann  fast  stets 
mit  anderen  Bacterien,  besonders  Streptococcen,  und  verwandeln  so  die 
ursprünglich  einheitliche  in  eine  Mischinfection. 

„Als  diejenigen  Stellen,  an  denen  sich  die  Diphtheriebacillen  mit  Vor- 
liebe anzusiedeln  pflegen,  sind  zu  nennen  die  Schleimhäute  der  Hals-  und 
Rachenorgane,  des  Kehlkopfs  und  der  Luftröhre,  femer  der  Nase  und  ihrer 
Nebenhöhlen,  die  nach  den  Untersuchungen  von  Moriz  Wolff^)  ausser- 
ordentlich oft  betheiligt  und  Sitz  der  specifischen  Mikroorganismen  sind, 
endlich  die  Conjunctiva,  auf  der  sie  sowohl  bei  der  eigentlichen  Diphtherie 
wie  beim  sogenannten  Croup  gefunden  werden.  Weiter  verdient  auch  ihr 
Auftreten  auf  der  äusseren  Haut  Beachtung;  dasselbe  ist  durchaus  kein 
seltenes  und  ereignet  sich  nach  meinen  Erfahrungen  vorzugsweise  bei  ganz 
jungen  Kindern,  deren  an  und  für  sich  schon  zarte  Epidermis  durch  eczematöse 
•oder  ähnliche  Leiden  noch  besonders  gereizt  und  geschädigt  ist,  eine  Erschei- 
nung, die  gewiss  wieder  für  die  Bedeutung  der  localen  Disposition  spricht. 


*)  Moriz  Wolff,  Zeitschrift  für  Hygiene,  Bd.  XIX,  S.  225. 
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„Dass  die  Löffle  raschen  Stäbchen  sich  nun  nicht  nur  bei  der  hand- 
greiflichen, unverkennbaren  Diphtherie,  sondern  auch  bei  den  mildesten 
und  schwächsten  Formen  der  Krankheit,  bei  einfachen  Anginen  mit  ganz, 
geringfügiger  Röthung  und  Schwellung  ohne  jeden  Belag,  bei  leichten 
Katarrhen  der  Nase  u.  s.  w.  verhältnissmässig  häufig  zeigen,  ist  bereits- 
hervorgehoben  worden,  und  auch  ihr  Vorkommen  bei  der  Rhinitis  fibrinosa 
hat  schon  gebührende  Würdigung  gefunden. 

„Von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  für  die  vorliegende  Frage  ist  aber  nun 
die  weitere  Thatsache,  dass  die  Bacillen  keineswegs  mit  den  klinischen  Zeichen 
der  Infection,  also  mit  dem  Fieber  und  den  sonstigen  allgemeinen  Störungen, 
sowie  mit  den  örtlichen  Veränderungen,  namentlich  den  Membranen,  zu  ver-^ 
schwinden  brauchen,  sondern  dass  sie  unter  Umständen  das  Ende  der 
eigentlichen  Krankheit  noch  Wochen  und  Monate  überdauern  und  des- 
halb nicht  selten  bei  reconvalescenteu  und  völlig  genesenen  Personen 
nachgewiesen  werden  können.  Seit  Roux  und  Yersin^)  im  Jahre  1890 
die  ersten  hierher  gehörigen  Bedbachtungen  mitgetheilt  haben,  sind  von  allen 
Seiten  ähnliche  Befunde  berichtet  *  worden ,  und  fast  will  es  scheinen,  als 
ob  wir  Hier  die  Regel  und  nicht  die  Ausnahme  vor  uns  hätten.  So  haben 
Welch')  und  seine  Mitarbeiter  752  Fälle  von  Diphtherie  einer  fortgesetzten 
bacteriologischen  Prüfung  unterzogen  und  dabei  folgendes  festgestellt:  bei 
325  Kranken  waren  die  Bacillen  schon  drei  Tage  nach  dem  Verschwinden 
der  Beläge  nicht  mehr  vorhanden;  bei  201  betrug  diese  Frist  fünf  bia 
sieben  Tage,  bei  84  zwölf  Tage,  bei  69  fünfzehn  Tage,  bei  55  drei  Wochen,, 
bei  11  vier  Wochen,  bei  15  fünf  Wochen,  bei  einen  sieben  Wochen,  und  noch 
längere  Zeiten  werden  z.  B.  von  AbeP)  mit  65  Tagen,  von  Biggs^)  mit 
neun  Wochen,  von  Belfanti^)  gar  mit  drei  Monaten  angegeben.  Dabei 
handelt  es  sich  um  virulente  Bacterien,  die  ihre  gefahrlichen  Eigenschaften 
wohl  nur  deshalb  nicht  bethätigen  können,  weil  ihr  Wirth  durch  natürliche 
Heilung  und  Immunisirung  in  den  Besitz  einer  ausreichenden  Menge  von 
Schutzstoffen  gelangt  und  also  unempfänglich  geworden  ist. 

„An  die  erkrankten  und  die  genesenen  Menschen  schliessen  sich 
endlich  als  dritte  Gruppe  die  gesunden  Individuen,  die,  wie  Sie  gehört 
haben,  unter  Umständen  gleichfalls  die  Bacillen  beherbergen  und  damit  den 
Kreis  der  lebenden  Träger  des  Infectionsstoffes  um  ein  letztes  erhebliches 
Stück  erweitern. 

„Aber  die  Reihe  der  hier  wirksamen  Möglichkeiten  ist  damit  noch  nicht 
erschöpft,  denn  die  Löffl  er 'sehen  Stäbchen  haften  auch  an  todten  Objecten. 
Um  diese  Thatsache  richtig  auffassen  und  würdigen  zu  können,  ist  es  nöthig, 
einen  kurzen  Blick  auf  die  Lebenseigenschaften  unseres  Mikroorganismus 
zu  werfen  und  uns  die  Frage  vorzulegen,  unter  welchen  Bedingungen  der- 
selbe zu  existiren  vermag.  Der  Diphtheriebacillus  gedeiht  nur  bei  etwas 
höheren  Temperaturen,  über  20^;  da  er  zudem  wählerisch  in  denN&hrböden 


*)  Roux  et  Yersin,  Annales  Pasteur  1890,    Nr.  7. 
*)  1.  c. 

')  Abel,  Deutsche  med.  Wochensclirift  1894,  Nr.  35, 

*)    Biggs,    Park    and    Beebe,     Health    Department,    City    of   New-York. 
C.  f.  B.   Bd.  17,  p.  765. 

^)  Belfanti,  Biforma  medica  1894,    Nr.  «9. 
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ist,  80  ist  die  Wahrscheinlichkeit  seiner  Entwickelang,  seiner  Vermehrung 
ausserhalb  des  menschlichen  Körpers  nur  geriug  und  gewiss  nur  in  seltenen 
Ausnahmefällen,  z.  B.  im  Hochsommer  oder  in  dauernd  stark  geheizten 
Räumen  und  auf  einigen  wenigen  Nahrungsmitteln,  namentlich  wohl  der 
Milch,  gegeben. 

„Dagegen  stösst  die  Erhaltung  der  einmal  vorhandenen  Stäbchen  im 
lebensfähigen  Zustande  nicht  auf  Schwierigkeiten.  Zwar  entbehren  die 
Bacillen  der  eigentlichen  Dauerformen,  der  Sporen,  aber  auch  ohne  Hälfe 
derselben  verftigen  sie  über  ein  recht  beträchtliches  Maass  von  Resistenz 
besonders  gegenüber  dem  Einfluss  des  Austrocknens  und  niederer  Tempe-* 
raturen,  während  sie  durch  höhere  Wärmegrade,  durch  chemische  Mittel  und 
Sonnen-  oder  Tageslicht  rasch  zerstört  werden. 

„So  können  sie  an  Seidenfaden  im  Exsiccator  angetrocknet  und  im 
Dunkeln  aufbewahrt  bis  zu  190  Tagen  am  Leben  bleiben ;  ausgetrockneten 
Membranstücken  erhielten  Löffler^)  nach  12  bis  14  Wochen,  d^ Espin e 
und  de  Marignac^)  nach  drei  Monaten,  Park^)  nach  vier,  Roux  und 
Yersin^)  nach  fünf  Monaten  noch  frische  Kulturen.  Sehr  viel  grösser  noch  ist 
ihre  Haltbarkeit  aber  im  feuchten  Zustande  und  namentlich  bei  niederen 
Temperaturen.  Blutserumröhrchen,  im  kalten  Zimmer  aufgestellt,  erwiesen 
sich  Löffler^)  noch  nach  neun  Monaten,  ein  anderes  Mal  nach  373  Tagen  ^), 
also  mehr  als  einem  Jahre,  übertragbar;  Park^)  fand  für  Agarculturen  eine 
Frist  von  sieben  Monaten,  und  Abel^)  setzte  sie  länger  als  86  Tage  der 
natürlichen  Winterkälte  aus,  ohne  dass  Absterben  erfolgte. 

„Aus  diesen  Resultaten  wird  man  den  ungezwungenen  Schluss  ziehen 
können,  dass  der  Diphtheriebacillus  besonders  in  einer  kühlen,  feuchten 
und  dunkeln  Umgebung  zu  bestehen  vermag,  dass  er  aber  auch  unter  ab- 
weichenden Verhältnissen  nicht  sofort  zu  Grunde  geht. 

„Diese  Annahme  erhält  eine  wesentliche  Stütze  auch  durch  einige  that« 
sächliche  Befunde.  Dass  man  freilich  den  Löffle  raschen  Stäbchen  ausserhalb 
des  Menschen  noch  nicht  allzu  häufig  begegnet  ist,  versteht  sich  wohl  ohne 
weiteres  und  bedarf  keiner  näheren  Erklärung.  Die  Schwierigkeiten  der  Unter-* 
suchung  sind  so  erheblich,  die  Aussichten,  vielleicht  einige  wenige  Diphtherie- 
bacillen  unter  grossen  Mengen  anderer  Mikroorgai^smen  zu  entdecken,  so 
geringe,  dass  gewiss  erst  ein  Anreicherungs verfahren,  wie  wir  es  für  die 
Cholera  Vibrionen  besitzen,  hier  Wandel  schaffen,  eine  bessere  Ausbeute 
ermöglichen  würde  und  unter  diesen  Umständen  die  spärlichen  bisherigen 
Beobachtungen  sogar  erhöhte  Bedeutung  beanspruchen  können.  So  wies 
Abel^)  die  Bacillen  a^  den  Klötzchen  eines  Baukastens  nach,  der  sechs 
Monate  vorher  einem  kranken  Kinde  als  Spielzeug  gedient  hatte;  Park^^) 


*)  Löffler,  Deutsche  med.  Wochenschrift  1890,  Nr.  5  und  6. 
■)  d'Espine  et  de  Marignac,   Revue  mM.  de  la  Suisse  romande  1890,  1. 
*)  Park,  Medical  Record  1892. 
*)  Roux  et  Yersin,  1.  c. 
*)  L  c. 

•)  Abel,  Centralhlatt  für  Bacteriologie,    Bd.  17,  S.  547. 
')  L  c. 
T  1.  c. 

*)  Abel,  Ceutralblatt  für  Bacteriologie,  Bd.  U,    8.  756. 
")  Park,  1.  c. 
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ermittelte  sie  auf  den  Kopfkissen  und  Bettbezügen  mehrerer  Patienten; 
Wright  und  Emerson^)  fanden  sie  in  einer  Diphtheriebaracke  an  den 
Schuhen  und  Haaren  der  Wärterinnen,  sowie  an  einer  Bürste,  die  zur 
Säuberung  des  Fussbodens  benutzt  worden  war;  Jaeger^)  stellte  ihre  An- 
wesenheit an  Mulllappen  fest,  mit  denen  vor  drei  Wochen  Kranke  sich  die 
Nase  gereinigt  hatten  u.  s.  w. 

„Die  bisherigen  Erörterungen  lassen  auch  bereits  erkennen,  wie  sich 
die  Uebertragung  der  Diphtherie  vollzieht.  Die  Yermehrang  der 
specifischen  Keime  in  unserer  todten  Umgebung  spielt,  wie  wir  gesehen  haben, 
sicher  nur  eine  ganz  untergeordnete  Rolle.  Der  Mensch  ist  vielmehr  die 
eigentliche  Quelle  des  Ansteckungsstofifes,  erzeugt  denselben  stets  von  Neuem, 
wirft  immer  frische  Schaaren  von  Streitern  auf  den  Kampfplatz  und  be- 
herrscht desshalb  die  Scene  in  entscheidender  Weise.  Zwischen  dem  inficirten 
und  dem  freien  Individuum  liegt  die  Strecke,  auf  der  sich  die  Infections* 
erreger  verbreiten,  aber  der  Weg  zwischen  diesem  Anfangs-  und  Endpunkte 
ist  bald  kürzer  bald  länger,  bald  gerade  und  leicht  erkennbar,  bald  vielfach 
verschlungen  und  kaum  zu  verfolgen. 

„Einmal  kommt  hier  die  unmittelbare  Uebertragung,  ich  möchte 
sagen,  die  Verimpfung  von  Person  zu  Person  in  Betracht.  Zweifellos  ist 
diese  Möglichkeit  sogar  von  hervorragender  Bedeutung.  Von  der  Diphtherie 
werden  vorzugsweise  Kinder  ergriffen,  die  bekanntlich  besonders  innige 
und  nahe  Berührungen  mit  ihren  Altersgenossen,  wie  mit  Erwachsenen 
durch  Küsse,  Umarmungen  und  sonstige  beweise  der  Zärtlichkeit  auszu- 
tauschen pflegen  und  so  Gelegenheit  finden,  den  Infectionsstoff  aus  erster 
Hand  zu  empfangen  und  weiter  zu  geben. 

„In  anderen  Fällen  ist  der  Weg  etwas  länger,  hat  die  Kette  ein  Glied 
mehr.  Die  Bacillen  gelangen  mit  den  ausgehusteten  oder  ausgespieenen 
Krankheitsproducten,  wie  Theilen  der  Membranen,  Mundspeichel  oder  durch 
Vermittelung  der  Finger  auf  beliebige  Zwischenträger,  die  nur  die  gemein- 
same Eigenschaft  haben,  dass  sie  der  nächsten  Umgebung  der  Kranken 
angehören,  so  an  ihre  Hände,  an  ihre  Bett-  und  Leibwäsche,  oder  auf  ihre 
Taschentücher,  ihre  Spielsachen,  ihre  Ess-  und  Trinkgeschirre,  die  benutzten 
Instrumente  und  überspringen  mit  Hülfe  dieser  Werkzeuge  die  Barriere 
zu  den  Gesunden. 

„Noch  ein  Schritt,  und  wir  sehen  die  Zwischenstation  von  der  In« 
fectionsquelle  weiter  abrücken:  die  specifischen  Keime  tauchen  im  Staub 
der  Krankenzimmer,  an  den  Kleidern  und  Haaren  der  Wärter  oder  Besucher, 
kurz  an  den  verschiedensten  Gegenständen  auf,  die  irgendwie  mit  dem 
eigentlichen  Hauptquartier  in  Berührung  kommen  und  deren  Zahl  und  Art 
nach  den  jeweiligen  Verhältnissen  wechseln  wird.  Dagegen  muss  es  als  eine 
besonders  bedeutsame  Thatsache  bezeichnet  werden,  dass  nach  Untersuchun- 
gen von  Flügge  eine  Uebertragung  durch  die  Luft,  eine  eigentliche  Luft- 
infection,  ausgeschlossen  ist,  weil,  wie  er  sagt'),  „die  Diphtheriebacillen  bei 
dem  Grad  von  Trockenheit,  den  Luftstäubchen  haben  müssen,  wenn  sie  leicht 


*)  Wright  und  Emerson,  Centralblatt  für  Bacteriologie,  Bd.  16,   8.  412. 
*)  Jaegcr,  Deutsche  med.  Wochenschrift,  1894,  S.  409. 
^)  i'lügge,  Zeitschrift  für  Hygiene,  Bd.  XVH,  S.  404. 
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transportirbar  sein  sollen,  absterben^.  Eine  Verschleppung  der  Bacterien 
in  die  weitere  Umgebung  kann  also  nur  auf  einer  der  genannten  Unterlagen 
erfolgen  und  erfordert  stets  ein  eigenes  Vehikel. 

„Welche  der  eben  besprochenen  Möglichkeiten  nun  im  einzelnen  Falle 
das  entscheidende  Wort  führt,  lässt  sich  nur  selten  mit  Bestimmtheit  sagen. 
In  der  Regel  gewährt  uns  die  Natur  keinen  so  genauen  und  sicheren  Ein- 
blick in  ihre  Werkstätte,  dass  wir  jeden  Handgriff  verfolgen  und  noch  am 
Erzeugniss  die  Herstellungsweise  erkennen  könnten.  Um  so  werthvoller 
sind  dann  freilich  die  Gelegenheiten,  wo  eine  günstige  Fügung  den  Schleier 
lüftet  und  ein  scharfes  Schlaglicht  auf  die  Scene  wirft,  weil  solche  Beob- 
achtungen alsParadigmate  dienen  und  zahlreiche  ähnliche  Fälle  zu  erläutern 
vermögen. 

„So  sei  als  sprechendes  Beispiel  für  die  unmittelbare  Uebertragung  des 
Infectionsstoffes  hier  die  interessante  Veröffentlichung  von  Flesch^) 
erwähnt:  ein  2 V3 jähriges  Kind  erfahrt  eine  ausgedehnte  Verbrennung  an. 
Hals,  Brust  und  Bauch ;  beim  ersten  Verbandwechsel  fallt,  wie  der  Verfasser 
sich  ausdrückt,  die  Mutter  über  das  Kind  mit  den  Worten  her,  „ich  muss 
das  süsse  Hälschen  küssen^  und  lässt  diesem  Gefühlsausbruch  auch  alsbald 
die  That  folgen;  24  Stunden  darauf  erkrankt  die  Frau  plötzlich  an  Di- 
phtherie des  Rachens,  und  zwei  Tage  später  zeigt  sich  bei  dem  Kinde  auf 
der  mit  zarter,  junger  Epidermis  bedeckten  Stelle  des  Halses,  die  den  Kuss 
empfangen  hatte,  eine  typische  Hautdiphtherie  mit  reichlichen  Bacillen. 

„Als  Beweis  für  die  Ansteckung  durch  Zwischenträger  aber  seien  ein* 
mal  die  namentlich  früher  nicht  seltenen  Fälle  angeführt,  wo  Aerzte  oder 
Krankenpfleger  die  bei  Tracheotomirten  benutzten  Kehlkopfcanülen  durch 
Ausblasen  oder  Ansaugen  zu  reinigen  suchten  und  dann  alsbald  selbst  von 
der  Infection  ergriffen  wurden,  sowie  besonders  die  eigenthümliche  Beob« 
achtung  von  Forbes^),  der  eine  grössere  Anzahl  von  Menschen  erkranken 
sah,  die  sich  alle  des  gleichen  Trinkgeschirrs  bedient  hatten,  und  an  den 
Rändern  des  letzteren  die  Löff  1er 'sehen  Stäbchen  nachweisen  konnte. 

„Eine  sehr. grosse  Reihe  von  einzelnen  Angaben  über  die  Verbreitung 
der  Seuche  durch  Gegenstände  findet  sich  femer  in  dem  Buche  von 
Johannessen^)  über  das  Vorkommen  der  Diphtherie  in  Norwegen. 

„So  soll  die  Krankheit  in  eine  Papierfabrik  durch  Lumpen  aus 
Deutschland  eingeschleppt  worden  sein;  in  Skjaerstad  wurde  ein  Lehrer 
befallen,  der  ein  Zimmer  bewohnte,  in  welchem  drei  Wochen  vorher  ein 
Mensch  an  Diphtherie  verstorben  war ;  der  Erbe  eines  Rockes,  dessen  Eigen- 
ihümer  die  Diphtherie  im  Juli  dahingerafft  hatte,  erkrankte  im  September, 
in  Vanelven  betrafen  die  ersten  Fälle  Kinder,  welche  ein  Kopfkissen  hervor- 
gesucht und  benutzt  hatten,  das  bei  der  Desinfection  nach  einer  vorange- 
gangenen Epidemie  vergessen  worden  war  u.  s.  w. 

„In  einer  kritischen  Besprechung  dieser  Mittheilungen  betont  Abel*), 
dass  in  dem  dünn  bevölkerten  Lande  mit  seinem  namentlich  zur  Winters- 
zeit wenig  regen  Verkehr  die  Wege  des  Infection sstoffs  leichter  aufzuspüren 


*)  Flesch,  Berliner  klinische  Wochenschrift  1895,  Nr.  43. 

•)  Wiener  med.  Presse  1895,  S.  192. 

^)  Johannessen,  Difteriena forekomst  i  Norge.  Christlania  1888,  6.  204  bis  206, 

*)  Abel,  Centralblatt  für  Bacteriologie,  Bd.  14,  S.  760. 
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uQd  festzustellen  seien,  als  etwa  unter  anderen  Verhältnissen.  Das  mag  su- 
ü'effen,  aber  im  Allgemeinen  erheben  sich  diese  wie  alle  übrigen  sogenannten 
epidemiologischen  Beobachtungen  doch  immer  nur  zu  einer  gewissen  Wahr- 
scheinlichkeit und  sind  gegen  Einwände  der  verschiedensten  Art  niemals 
gesichert. 

„Eben  deshalb  hat  es  auch  erhebliche  Schwierigkeiten  gemacht,  auf 
die  Frage,  ob  die  unmittelbare  Ansteckung  yon  Mensch  zu  Mensch  oder  die 
mittelbare  durch  Zwischenträger  in  der  Praxis  die  Hauptrolle  spiele,  eine 
einigermaassen  zuverlässige  Antwort  zu  ertheilen.  So  haben  sich  noch  jüngst 
Gottstein  ^)  und  Feer^)  auf  Grund  von  Erhebungen  über  das  Auftreten 
der  Diphtherie  in  Berlin  bezw.  in  Basel  für  die  letztere  Auffassung  erklärt, 
und  Feer  hat  dabei  besonders  auf  das  Haften  der  Krankheit  an  bestimmten 
Häusern  hingewiesen,  in  denen  sich  der  Infectionsstoff  einmal  eingenistet 
habe  und  nun  stets  von  Neuem  seine  Opfer  fordere.  Aber  in  einer  ausser- 
ordentlich sorgfältigen  Studie  ist  Flügge')  für  Breslau  wenigstens  zu 
gegenth eiligen  Schlüssen  und  zu  der  Ueberzeugung  gekommen,  dass  die 
Diphtheriehäuser  nicht  besonderen  örtlichen,  begünstigenden  Bedingungen, 
sondern  nur  immer  wiederholter  Einschleppung  ihre  Entstehung  ver- 
danken. 

„In  der  That  legt  diesem  Factor  heute  wohl  die  überwiegende  Mehr- 
zahl aller  Sachverständigen  die  eigentlich  entscheidende  Bedeutung  in  der 
ganzen  Frage  bei:  Je  mehr  sich  unsere  Kenntnisse  von  dem  Wesen  der 
Diphtherie  vertieft  haben,  um  so  klarer  hat  es  sich  gezeigt,  dass  der  Mensch 
im  Mittelpunkt  des  Ereignisses  steht,  dass  er  nicht  nur  der  alleinige  Erreger, 
sondern  auch  der  bei  weitem  wichtigste  Verbreiter  des  Infectionsstoffes  sei. 
Gerade  die  Entdeckung  der  Löffler^schen  Stäbchen  bei  leichten  und  anders- 
artigen Erkrankungen,  bei  reconvalescenten,  genesenen  und  gesunden  Per^ 
sonen  hat  den  Antheil,  der  dem  Menschen  bei  der  Uebertragung  der  Seuche 
zufällt,  immer  bestimmter  hervortreten  lassen.  In  den  wenigen  Jahren  seit 
dieser  Erweiterung  unseres  Wissens  hat  sich  schon  eine  ganze  Reihe  von 
Beobachtungen  angesammelt,  die  hier  ihre  Stelle  finden.  So  berichten  * 
Townsend,  Park  und  Koplik^)  über  Ansteckungen  durch  einfache 
Anginen  oder  Katarrhe  der  Nase,  E.  Meyer ^),  Gerber  und  Podack^, 
RaveneH)  über  solche  durch  Rhinitis  fibrinosa,  Deschamps  ^)  durch 
Reconvalescenten  und  genesene  Individuen,  Park  und  Beebe  ^)  durch  gesunde 
Menschen.  Bis  zu  einem  gewissen  Maasse  wird  die  damit  drohende  Grefahr 
wohl  insofern  abgeschwächt,  als  die  Löffle  raschen  Stäbchen  nach  den  Be- 
funden wieder  namentlich  der  amerikanischen  Forscher  bei  den  unregel- 
mässigen Formen  der  Infection  meist  in  sehr  viel  geringeren  Mengen  vor* 


*)   Gottstein,    Epidemiologische    Studien    über   Diphtherie    und   Scharlach. 
Berlin  1895. 

')  Feer,  1.  c. 

»)  Flügge,  1.  c. 

'*)  Welch,   Bacteriological  Investigation  of  diphtheria  in  the  United  States, 

*)  E.  Meyer,  Berliner  klinische  Wochenschrift  1894,    S.  40. 

•)  Gerber  imd  Todack,  Deutsches  Archiv  für  klin.  Medicin,  Bd.  54,  8.  262. 

0  Ravenel,  The  medical  News  of  Philadelphia,  18.  imd  23.  May  1895. 

*)  Deschamps,  Eevue  d'hygiene,    Bd.  XV,    Nr.  3. 

*)  Welch,  1.  c. 
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Icommen,  als  bei  der  eigentlichen  Hals-  und  Raohendiphtherie.  Aber  auf 
•der  anderen  Seite  stosst  sich  die  mildere  Auffassung  alsbald  wieder  an  der 
Erwägung,  dass  diese  lebenden  Infectionsträger  wie  Wölfe  im  Schafskleide 
umherziehen  und  völlig  ungestört  ihre  verderbliche  Wirksamkeit  ausüben 
können,  da  Niemand  ihnen  die  wahre  Natur  anzusehen  vermag. 

„Ist  der  Mensch  der  wenn  nicht  alleinige,  so  doch  hervorragendste 
Vermittler  des  Diphtheriebacillus,  so  muss  seinEinfiuss  auch  im  Verhalten 
•der  Epidemien  zu  erkennen  sein.  In  der  That  zeigen  diese  meist,  nicht 
immer,  den  von  Koch  so  genannten  kettenförmigen  Typus;  ein  Fall  reiht 
«ich  an  den  anderen,  der  erste  reicht  dem  zweiten  die  Hand,  und  es  fehlen 
Jene  plötzlichen  Ausbrüche,  jene  Explosionen  der  Krankheit,  wie  sie  bei  den- 
jenigen Seuchen  beobachtet  werden,  deren  Erreger  auch  ausserhalb  des 
Menschen  gedeihen  und  von  hier  aus  einen  Massenangrifif  unternehmen, 
gleichzeitig  ganze  Schaaren  inficiren  können. 

„Umgekehrt  aber  müssen  auch  alle  diejenigen  Umstände,  welche  eine 
wesentliche  Bedeutung  für  die  Vertheilung  und  Gestaltung  der  Diphtherie  nach 
Ort  und  Zeit  beanspruchen,  unmittelbar  auf  den  Menschen  und  nicht  auf  seine 
Umgebung  einwirken.  Und  so  haben  neuere  Untersuchungen  auch  gezeigt, 
<La8s  die  klimatologischen  und  meteorologischen  Factoren,  denen  man  früher 
besondere  Wichtigkeit  für  die  Verbreitung  der  Krankheit  zuschrieb,  in 
Wahrheit  nur  eine  untergeordnete  Rolle  spielen.  Besondere  menschliche 
Verhältnisse  geben  hier  vielmehr  den  Ausschlag,  wie  die  von  der  Jahreszeit, 
-von  der  Wohlhabenheit  und  von  localen  Eigenthümlichkeiten  abhängige 
^usammendrängung  der  Bevölkerung,  ihre  Wohnungsdichte,  ihr  Kinder- 
Teichthum,  ihre  Sitten  und  Gebräuche,  ihr  ganzer  socialer  und  cultureller 
Oharakter,  die  persönliche  Reinlichkeit,  der  Selbstschutz,  die  Art  des  Ver- 
kehrs mit  Anderen,  und  wenn  die  Diphtherie  auch  nicht  in  so  entschiedenem 
Maasse  eine  Krankheit  der  Armen,  des  Proletariats  ist,  wie  beispielsweise 
Cholera  und  Flecktyphus,  so  steigt  doch,  um  mich  der  Flügge* sehen 
Worte  zu  bedienen,  mit  dem  Sinken  der  Wohlhabenheit  die  Frequenz  der 
Diphtherie. 

„Die  erste  Hälfte  meiner  Aufgabe,  die  sich  mit  der  Entstehung  und 
Verbreitung  der  Diphtherie  beschäftigen  wollte,  wäre  damit  erledigt,  und 
nach  diesem  leider  etwas  ausgedehnten  und  scharfen  Vorpostengefecht,  das 
«ber  doch  für  die  Aufklärung  des  Terrains  durchaus  erforderlich  war,  können 
wir  uns  jetzt  auf  das  eigentliche  Schlachtfeld  begeben  und  Umschau  halten 
nach  den  Mitteln,  die  uns  für  die  Bekämpfung  der  Diphtherie  zu  Gebote 
«tehen. 

„Am  nächsten  liegt  wohl  der  Gedanke,  den  Feind  unmittelbar  anzu- 
greifen und  zu  vernichten,  den  Ansteckungsstoff  schonungslos  zu  zerstören, 
wo  er  uns  entgegentritt.  Mit  wenig  Witz  und  viel  Behagen  haben  die 
Widersacher  der  neueren  Richtung  freilich  alle  derartigen  Bestrebungen 
mit  der  spöttischen  Bezeichnung  des  Bacillenfanges  abfertigen  wollen  und 
immer  hervorgehoben,  der  Kreuzzug  gegen  die  Bacterien  sei  aussichtslos, 
der  menschliche  Organismus  lasse  sich  nicht  pilzdicht  gestalten.  Das  ist 
selbstverständlich,  aber  die  Weisheit  dieses  tiefsinnigen  Wortes  steht  etwa 
Auf  der  Höhe  der  Auffassung,  dass  jeder  Versuch,  das  Leben  zu  erhalten 
und  zu  verlängern,    Krankheiten   abzuwehren  und  zu  heilen,   überflüssig 


112       XXI.  Versammlung  d.  D.^  Vereins  f.  offen tl.  Gesundhpflge.  zu  Kiel. 

erscheine,  da  der  Tod  ja  doch  unvermeidlich  sei.  Weniger  als  an  irgend 
einer  anderen  Stelle  ist  in  der  Gesundheitspflege  das  Wort  am  Platzer 
Alles  oder  nichts !  Im  Kampfe  mit  den  Feinden  unseres  Geschlechtes  gelten 
alle  Mittel ,  die  kleinen  wie  die  grossen ,  ist  uns  jeder  Bundesgenosse  will- 
kommen, und  wenn  die  Maassregeln,  welche  eine  Ahtödtung  der  Infections- 
erreger,  eine  eigentliche  De sinfection  bewirken,  auch  nicht  in  jedem  Falle 
Ton  entscheidendem  Erfolge  gekrönt  sind,  so  können  wir  sie  doch  nicht 
entbehren. 

„Zwei  Aufgaben  treten  der  Desinfection  bei  der  Diphtherie  entgegen: 
die  Beseitigung  der  Löffle  raschen  Stabchen  innerhalb  und  ausserhalb 
des  Menschen.  Wie  Sie  gehört  haben,  handelt  es  sich  hier  um  einen  verhält- 
nissmässig  empfindlichen  Mikroorganismus,  der  namentlich  chemischen 
Mitteln  rasch  erliegt.  Da  sich  die  Ansiedelung  der  Bacterien  zudem  meist  auf 
die  Oberfläche  der  befallenen  Gewebe  beschränkt,  ein  Vordringen  in  die  Tiefe,, 
namentlich  in  die  inneren  Organe  nur  selten  beobachtet  wird,  so  sollte  man 
meinen,  dass  es  mit  leichter  Mühe  gelingen  müsse,  die  Bacillen  an  Ort  und 
Stelle,  gewissermaassen  in  flagranti,  zu  vernichten.  In  der  That  konnte 
Löffler^)  zunächst  als  Ergebniss  sorgfaltiger  Versuche  mittheilen,  dass  die 
Stäbchen  selbst  in  dicken  Culturschichten  durch  Lösungen  von  Sublimat 
1  :  1000  oder  Carbolsäure  5 :  100  oder  Brom  2:  100  oder  Chlor  1 :  100  schon 
in  20  Secunden  abgetödtet  werden.  Eine  noch  schnellere  Wirkung  wurde 
mit  einem  Gemenge  von  Alkohol,  Toluol  und  Liquor  ferri  sesquichlorati 
erzielt  und  dieses  Gemisch  von  Löffler^)  auf  Grund  seiner  praktischen 
Erfahrungen  für  die  örtliche  Behandlung  der  Rachendiphtherie  warm 
empfohlen.  Ueber  sehr  günstige  Erfolge  mit  Sublimat  1 :  5000  bis  1 :  10000 
berichtet  Escherich  3),  der  geradezu  die  Behauptung  aufstellt,  dass  es  auf 
diesem  Wege  gelinge,  eine  sichere  Zerstörung  der  Diphtheriebacillen  in  den 
Membranen  des  Rachens  herbeizuführen.  Auch  Park^)  fand  bei  der  Be- 
nutzung von  Sublimatlösungen  1  :  4000  die  Stäbchen  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  drei  bis  vier  Tage  nach  dem  Verschwinden  der  Membranen  bei 
Reconvalescenten  nicht  mehr  vor.  Freilich  sind  diese  Ergebnisse  an  die 
Erfüllung  gewisser  Vorbedingungen  gebunden.  Einfache  Gurgelungen  sind 
bei  dem  Gros  der  Kranken,  bei  kleinen  Kindern,  überhaupt  nicht  möglich 
und  bei  älteren  Kindern  oder  Erwachsenen  insofern  wenig  wirksam,  als  die 
Flüssigkeit  in  der  Regel  nicht  hinter  die  Gaumenbögen  gelangt  und  also 
den  wichtigsten  Sitz  der  Affection  unberührt  lässt.  Desshalb  bedient  sieb 
Escherich  auch  eines  eigenen  Spritzapparates,  der  die  Lösungen  anmittel- 
bar auf  die  erkrankten  Partien  befördert,  oder  er  benutzt,  ebenso  wie 
Löffler,  mit  den  betreffenden  Mitteln  getränkte  Wattebäusche,  die  mit 
Hülfe  einer  Kornzange  oder  eines  ähnlichen  Werkzeuges  gefasst  und  ange- 
drückt werden,  und  Park  hat  von  Irrigationen  der  Nase  und  des  Rachens 
ausgedehnten  Gebrauch  gemacht.  Alle  Beobachter  stimmen  endlich  dahin 
übereiu,  dass  die  Behandlung  um  so  sicherer  zum  erwünschten  Ziele  führe, 
je  eher  sie  Anwendung  finde. 

*)  Löffler,  Deutsche  med.  Wochenschrift  1891,  Nr.  10. 
*)  Löffler,  Ceiitralbl.  f.  Bact.,  Bd.  16,  8.  955. 
^)  Escherich,  Wiener  klin.  Wochenschrift  1893,  Nr.  7  ff. 
^)  1.  c. 
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„Die  erwähnten  Angaben  rühren  von  so  hervorragenden  Sachverstän- 
digen her,  dass  man  sie  gewiss  nicht  als*  quantiU  nigligeäble  betrachten  und 
einfach  bei  Seite  schieben  kann.  Vor  allen  Dingen  wird  die  Prophylaxe  ihren 
Werth  zu  würdigen  haben,  denn  dass  hier  ein  erheblicher  Theil  der  Infec- 
tionserreger  zerstört  und  ausser  Gefecht  gesetzt,  damit  aber  auch  die  An- 
steckungsgefahr in  entsprechendem  Maasse  verringert  wird,  kann  gewiss 
nicht  bezweifelt  werden  und  sollte  allein  schon  genügen,  die  Aerzte  zur 
Nachahmung  dieser  Versuche  zu  veranlassen. 

„Noch  ein  anderer  Factor  ist  wohl  in  dem  gleichen  Sinne  wirksam  und 
befähigt,  die  Reihen  der  Bacillen  zu  lichten:  das  Behring^ sehe  Serum. 
Man  wird  vielleicht  aus  zwei  Gründen  erstaunt  sein,  dass  ich  dasselbe 
gerade  an  dieser  Stelle  nenne.  Diejenigen,  die  seine  Heilkraft  rückhaltlos 
anerkennen,  mögen  einen  bevorzugteren  Platz  für  ein  Mittel  beanspruchen, 
das  der  Krankheit  ihre  Furchtbarkeit  raube  und  damit  auch  die  Frage  der 
Verhütung  zur  Lösung  bringe  oder  doch  ihrer  Bedeutung  entkleide.  Diese 
Auffassung  ist  aber  gewiss  eine  irrige.  Man  braucht  nur  an  die  Syphilis 
und  an  die  Malaria  zu  denken ,  gegen  die  wir  im  Quecksilber  .  uod  im 
Chinin  Specifica  ersten  Ranges  besitzen,  um  alsbald  eingestehen  zu  müssen, 
dass  auch  eine  unfehlbare  Therapie  die  Prophylaxe  noch  nicht  über- 
flüssig macht. 

„Dagegen  ist  ein  anderer  Einwand  berechtigter.  Das  Serum  zerstört 
nur  die  vom  Diphtheriebacillus  erzeugten  Toxine,  nicht  die  Mikroorganismißn 
selbst  und  besitzt  also  auf  Vorkommen  und  Verbreitung  des  Infections- 
stoffes  keinen  Einfiuss.  Das  ist  im  GTrossen  und  Ganzen  unbestreitbar,  und 
so  haben  beispielsweise  Untersuchungen  von  Silberschmidt ^)  gezeigt, 
dass  noch  bis  zu  32  Tagen  nach  der  Seruminjection  bei  völlig  genesenen 
Menschen  virulente  Diphtheriebacillen  vorhanden  sein  können.  Aber  der- 
selbe Forscher  giebt  auch  an,  dass  die  Zahl  der  Stäbchen  im  unmittelbaren 
Anschluss  an  die  Einspritzung  des  Serums  eine  erhebliche  Abnahme  er- 
kennen lässt,  und  da  wir  zudem  schon  aus  allgemeinen  Gründen  jedem 
Mittel,  4^8  eine  Abkürzung  des  Krankheitsverlaufes  herbeiführt,  auch  eine 
entsprechende  Einwirkung  auf  die  Ansteckungsgefahr  zuschreiben  dürfen,  so 
mag  das  Serum  zunächst  einmal  in  diesem  Zusammenhange  Erwähnung  finden. 

„Um  den  Infectionsstofif  ausserhalb  des  Menschen  zu  vernichten,  be- 
dienen wir  uns  der  verschiedenen  Desinfectionsverfahren ,  die  Ihnen  Allen 
bekannt  sind,  und  die  ich  deshalb  hier  nicht  genauer  zu  erörtern  brauche. 
Nur  ganz  kurz  sei  hervorgehoben,  dass  namentlich  die  von  den  Kranken 
gelieferten  Auswurfstoffe  und  Absonderungen  Berücksichtigung  verlangen. 
In  der  Regel  gelingt  es  nicht,  sie  unmittelbar  aufzufangen  und  unschädlich 
zu  machen,  und  man  wird  deshalb  auf  die  mit  ihnen  beschmutzten  Wäsche- 
stücke,  in  erster  Linie  die  Taschentücher,  zu  achten  haben.  Dieselben  sollen 
sofort  in  desinficirende  Flüssigkeiten ,  wie  Sublimat ,  Carbolsäure ,  Kreolin- 
oder Lysollösungen  gebracht  und  dann  durch  gründliches  Kochen  vollends 
gesäubert  werden.  Recht  zweckmässig  erscheint  auch  ein  Vorschlag  von 
Jaeger^),  die   besonders   gefährlichen  Taschentücher  durch   eine  billigere 


*)  Silberschmidt,  Münch.  med.  AVochenschrift  1895,  Nr.  9. 
•)  Jaeger,  Deutsche  med.  Wüchenschrift  1894,  ß.  409. 
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Waare,  ein  Halbfabrikat  aus  Papier  und  gewobenem  Stoff,  zu  ersetzen,  das 
nach  dem  Gebrauche  verbrannt  oder  sonstwie  zerstört  werden  kann.  Die 
übrige  Leib-  und  Bettwäsche  ist  in  ähnlicher  Weise  zu  behandeln,  Ess-  und 
Tiinkgeschirre  sind  mit  siedendem  Wasser  zu  reinigen.  Für  die  Des- 
infection  der  weiteren  Umgebung  der  Patienten,  ihrer  Betten  und  Zimmer, 
der  Kleider  der  Pfleger  und  Wärter  u.  s.  f.,  die  meist  erst  nach  Beendigung 
der  Krankheit  vorgenommen  wird  und  vorgenommen  werden  kann,  gelten 
die  allgemein  üblichen  Vorschriften,  die  also  in  der  Anwendung  des  Dampf- 
apparates, der  wässerigen  Carbolsäurelösungen ,  dem  Abreiben  der  Wände 
mit  Brot  bestehen. 

„Man  hat  der  Desinfection  den  Vorwurf  gemacht,  dass  sie  ihre  Auf- 
gabe nicht  erfülle,  dass  hier  ein  grosser  Aufwand  schmählich  verthan  werde, 
und  der  Erfolg  den  aufgebotenen  Mitteln  längst  nicht  entspreche.  Diese 
Klagen  erscheinen  nicht  unbegründet,  wenn  man  sieht,  dass  thatsächlich 
häufig  genug  i^  Räumen,  die  vorher  mit  aller  Sorgfalt  von  geschulten 
Leuten  nach  den  Regeln  der  Kunst  behandelt  worden  sind,  in  Privat- 
wohnungen, wie  in  Schulen  oder  Casernen  die  Diphtherie  stets  von  Neuem 
ausbricht  und  aller  Ausrottungsversuche  spottet.  Aber  mit  Unrecht  schiebt 
man  dieses  Fiasco  einer  unzulänglichen  Desinfection  in  die  Schuhe.  In  den 
weitaus  meisten  Fällen  wird  dasselbe  vielmehr  gewiss  auf  Rechnung  der 
Thatsache  kommen,  dass  durch  reconvalescente,  genesene  oder  gesunde 
Menschen  immer  wieder  frische  Krankheitskeime  in  das  mühsam  gereinigte 
Gebiet  eingetragen  werden,  und  die  Seuche  so  unterhalten  wird. 

„Also  eine  Danaidenarbeit,  die  wir  mit  der  Desinfection  verrichten, 
wird  man  sagen  und  die  Frage  aufwerfen,  ob  es  nicht  doch  am  Platze 
sei,  auf  ein  so  aussichtsloses  Beginnen  zu  verzichten.  Die  Antwort  kann 
nicht  zweifelhaft  sein.  Beide  Mittel,  die  Vernichtung  des  vorhandenen  In- 
fectionsstoffes  und  die  Verhinderung  weiterer  Zufuhr  müssen  Hand  in 
Hand  gehen,  und  weil  diese  auf  Schwierigkeiten  stösst,  wird  jene  nicht  ent- 
behrlich. 

„Aber  die  Stimmen,  welche  sich  gegen  die  Desinfection  erheben,  würden 
gewiss  weniger  laut  erschallen,  wenn  hier  nicht  noch  andere  Gründe  mitr 
sprächen.  Unsere  Maassnahmen  sind  nicht  nur  zuweilen  unwirksam,  sie 
sind  auch  häufig  kostspielig  und  immer  lästig.  Hinc  illae  lacrimae,  und 
desshalb  darf  jedes  Urtheil,  das  über  dem  vielgeschäftigen  Bacillenfang  den 
Stab  bricht,  von  vornherein  auf  den  Beifall  der  Menge  rechnen.  Der  ge- 
wissenhafte Hüter  der  Gesundheitspflege  wird  sich  durch  solche  Motive 
freilich  in  seinen  Anschauungen  nicht  erschüttern  lassen,  sondern  nur  unter- 
suchen, ob  hier  Missstände  vorliegen,  die  der  Verbesserung  fähig  sind.  Es 
ist  zuzugeben,  dass  unsere  Desinfectionstechnik  an  gewissen  Mängeln  krankt, 
dass  sie  schwerfallig  ist  und  doch  zu  Uebergriffen  neigt,  dass  sie  häufig 
auch  mit  einfacheren  Mitteln,  mit  leichterem  Geschütz  zum  Ziele  kommen 
würde.  Man  wird  mehr  noch  als  bisher  hier  individualisiren ,  bei  der 
Tuberculose  anders  als  bei  der  Diphtherie,  bei  diesen  wieder  anders  als  bei 
den  Pocken  vorgehen  müssen.  Wozu  bei  der  Diphtherie  beispielsweise  die. 
sorgfältige  Säuberung  der  sämmtlichen  Wände  des  Krankenzimmers?  Ver- 
gegenwärtigt man  sich  die  Herkunft,  die  Lebenseigenschaften  und  Ver- 
breitungswege  des   Infcctionsstofl'es ,    so   wird   man  es   sicherlich    für  aus- 
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reichend  erachten,  wenn  in  der  unmittelbaren  Umgebung  des  Krankenbettes 
die  Wände  etwa  bis  zur  Manneshöhe  Berücksichtigung  finden. 

„Auch  der  behandelnde  Arzt  kann  hier  einen  wohlthätigen  Einfluss 
ausüben  und  die  Durchführung  der  Desinfection  erleichtern,  indem  er  von 
vornherein  darauf  dringt,  dass  alle  irgendwie  überflüssigen  und  entbehrlichen 
Gegenstände  sofort  aus  dem  Zimmer  entfernt  und  damit  dem  Bannkreis  der 
Infection  entrückt  werden.  Der  Eingriff  in  die  hauslichen  Verhältnisse 
bleibt  in  der  Regel  auch  dann  noch  ein  recht  empfindlicher.  Immer  von 
Neuem  sucht  man  desshalb  wieder  nach  dampfförmigen  Mitteln,  die  ohne 
Weiteres  an  Ort  und  Stelle  zur  Anwendung  gelangen  können,  und  wenn 
der  Formaldehyd  in  seiner  neuesten  Form,  unter  Druck  entwickelt,  wirklich 
brauchbares  leisten  sollte,  so  würde  er  für  die  Frage  der  Wohnungs- 
desinfection  gewiss  rasch  die  grösste  Bedeutung  erlangen  und  alle  jetzigen 
Bedenken  zum  Schweigen  bringen. 

„Bricht  in  einer  dichtbevölkerten  Stadt  ein  Feuer  aus,  so  wird  man 
zunächst  versuchen,  den  Brand  zu  ersticken;  aber  eine  verstandige  Lösch- 
mannschaft setzt  zugleich  alle  Maassregeln  in  Bewegung,  um  seine  weitere 
Ausdehnung  zu  verhüten  und  die  benachbarten  Häuser  zu  schützen.  So 
erschöpft  sich  auch  unsere  Aufgabe  keineswegs  mit  der  Zerstörung  der 
Krankheitserreger.  Den  gefährlichen  Keimen  von  vornherein  die  Möglich« 
keit  der  Verbreitung  zu  nehmen,  ihre  Uebertragung  zu  verhindern,  mnss 
vielmehr  als  ungleich  wichtigeres  Ziel  noch  erscheinen,  schon  weil  man  so 
auch  diejenigen  Gegner  trifft,  die  sich  dem  unmittelbaren  Angriff  zu  ent- 
ziehen wissen. 

„Wie  Sie  gehört  haben,  ist  der  alleinige  Erzeuger  und  der  haupt- 
sächlichste Träger  des  Infection sstoffes  der  Mensch,  der  desshalb  auch  bei 
der  Prophylaxe  immer  wieder  in  den  Vordergrund  tritt  und  unsere  Auf- 
merksamkeit in  Anspruch  nimmt. 

„Das  erste  und  vornehmste  Mittel  ist  hier  die  Abschliessung  der 
Gesunden  von  den  Kranken.  Allerdings  stösst  die  Durchführung  dieses 
Pnncips  häufig  auf  sehr  grosse  Schwierigkeiten.  Jeder  Arzt  weiss,  dass 
schon  in  den  Häusern  der  Reichen  eine  wirklich  strenge  und  vollständige 
Trennung  in  der  Regel  unmöglich  ist,  und  namentlich  bildet  die  Küche 
einen  Ort,  wo  sich  immer  wieder  ein  mittelbarer  Verkehr  herstellt,  weil  von 
hier  aus  der  abgesperrte,  wie  der  freie  Theil  der  Familie  versorgt  werden 
muss.  Jaeger^)  empfiehlt  desshalb  einen  eigenen  kleinen  Kochherd  für 
das  Krankenzimmer,  wie  er  ihn  in  recht  brauchbarer  Form  und  für  einen 
verbal tnissmässig  billigen  Preis  angegeben  hat,  und  unter  Umständen  wird 
man  sich  dieses  Apparates  wohl  mit  Nutzen  bedienen  können.  Aber  in 
der  weitaus  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  ist  davon  natürlich  nicht  die 
Rede.  In  Berlin  bestanden  im  Jahre  1890  74*3  Proc.  aller  Wohnungen  aus 
einem  bis  höchstens  drei  Zimmern,.  49*9  Proc.  verfügten  sogar  nur  über 
einen  heizbaren  Raum ;  in  33*5  Proc.  entfielen  mehr  als  zwei  Menschen 
auf  ein  heizbares,  mehr  als  ein  Mensch  auf  ein  unheizbares  Gemach. 
4Ö'ö  Proc,  also  fast  die  Hälfte  der  gesammten  Berliner  Bevölkerung,  hauste 
in  derartigen  Quartieren,  die  selbst  die  amtliche  Statistik  als  „übervölkert" 

*)  L  c. 
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bezeichnet  und  anerkennt,  und  in  den  meisten  unserer  grossen  Städte,  ja 
auch  auf  dem  Lande,  sind  die  Verhältnisse  nicht  wesentlich  besser,  vielfach 
sogar  noch  schlimmer. 

„Dass  hier  eine  Absonderung  überhaupt  nur  auf  einem  einzigen  Wege 
möglich,  nämlich  durch  Verbringung  ins  Hospital,  bedarf  keines  Beweises 
und  ist  selbstverständlich.  Ebenso  ist  es  ohne  Weiteres  einleuchtend,  dass 
je  früher  die  Aufnahme  erfolgt,  um  so  sicherer  die  Gefahr  der  Uebertragung 
des  Ansteckungsstofifes  beschränkt  und  die  Verbreitung  der  Seuche  verhütet 
wird.  Nun  besteht  aber  gerade  in  den  unteren  und  mittleren  Schichten 
des  Volkes  eine  ganz  ausgesprochene  Abneigung  gegen  die  Krankenhäuser, 
an  die  man  sich  vielfach  erst  wendet,  wenn  der  Tod  vor  der  Thüre  steht, 
bei  der  Diphtherie,  wenn  die  Erstickungserscheinungen  eintreten.  Man 
kann  versuchen,  durch  gemeinverständliche  Darstellungen  über  das  Wesen, 
über  Entstehung  und  Verhütung  der  Epidemie  aufklärend  zu  wirken  und 
die  Scheu  vor  den  Anstalten,  die  zumeist  noch  in  deren  früheren  Verhält- 
nissen ihre  Wurzeln  hat,  zu  zerstören.  Solche  Belehrungen,  wie  sie  für  die 
Diphtherie  z.  B.  der  Greifswalder  ärztliche  Verein  i)  in  geschickter  Form  ab- 
gefasst  und  verbreitet  hat,  mögen  hier  und  da  ihren  Zweck  erfüllen.  Im 
Allgemeinen  aber  ist  bei  der  Schwerfälligkeit  der  Massen  auf  einen  durch- 
schlagenden Erfolg  kaum  zu  rechnen.  Bei  Gelegenheit  der  Erörterungen 
über  die  Cholerafrage  auf  unserer  Versammlung  in  Magdeburg  vor  zwei 
Jahren  habe  ich  der  Ueberzeugung  Ausdruck  gegeben,  dass  man  im  Kampfe 
gegen  ansteckende  Krankheiten,  deren  möglichst  rasche  und  vollständige 
Ausrottung  man  ernsthaft  wolle,  gewisser  Handhaben  nicht  werde  ent- 
behren können,  um  inficirte  Personen  unter  Umständen  auch  ohne  ihre  oder 
der  Angehörigen  Zustimmung  in  die  Krankenhäuser  zu  verbringen,  und 
auf  diesem  Standpunkte  stehe  ich  auch  heute  noch.  Die  Vergangenheit  hat 
sich  durch  eiserne  Durchführung  der  rücksichtslosesten  Isolirung  und  nur 
durch  dieses  Verfahren  einer  der  furchtbarsten  Seuchen  des  Menschen- 
geschlechtes, des  Aussatzes,  entledigt.  Sollte  es  unserer  Zeit  wirklich  an 
Entschlossenheit  und  Muth  gebrechen,  zu  dem  gleichen  Zwecke  ein  Mittel 
zur  Anwendung  zu  bringen,  das  kaum  mehr  als  den  Namen  mit  jener 
mittelalterlichen  Absonderung  gemein  hat!  Der  Krankenhaus  zwang  Ver- 
stösse gegen  die  Freiheit  des  Einzelnen  und  die  Regeln  der  Menschlichkeit,, 
bat  man  gesagt,  und  Pettenkofer^)  hat  beispielsweise  mit  beweglichen 
Worten  und  dramatischer  Kraft  eine  Scene  geschildert,  wo  man  einer  Mutter 
das  cholerakranke  Kind  entreisst,  um  es  in  die  Isolirbaracke  zu  bringen. 
Aber  bedauerlicher  noch  würde  mir  jene  andere  Mutter  erscheinen,  der 
man  auch  das  Kind  nimmt,  um  es  hinauszutragen  an  den  stillen  Ort,  das 
Kind,  das  von  jenem  ersten  angesteckt  wurde,  weil  man  nicht  für  recht- 
zeitige Isolirung  gesorgt  hatte.  Die  Freiheit  des  Individuums  muss  eben 
da  ihre  Grenze  ßnden,  wo  sie  zu  einer  Gefahr  für  die  Mitmenschen,  für  die 
Allgemeinheit  wird.  Vollends  aber  den  Vorwurf,  dass  die  Ueberfuhrung 
ins  Krankenhaus  auch  für  den  Patienten  eine  Grausamkeit  bedeute,  da  er 
der  liebevollen  Pflege,  der  treuen  Obhut  der  Angehörigen  entzogen  werde» 


0  Deutsche  med.  Wochenschrift  1894,  S.  894. 

*)  Pettenkofer,  Archiv  für  Hygiene.  Bd.  17,  Heft  1. 


Bekämpf ang  der  Diphtherie.  117 

yermag  ich  als  sachlich  berechtigt  nicht  aozuerkennen.  In  der  ungeheuren 
Mehrzahl  der  Fälle  ist  ganz  im  Gegentheil  unter  unseren  heutigen  Ver- 
hältnissen die  Aufnahme  in  das  Hospital  eine  Wohlthat  ersten  Ranges  für 
die  Leidenden  selbst,  die  dort  Luft  und  Licht,  Ordnung  und  Reinlichkeit, 
verständige  Wartung  und  Behandlung,  richtige  Ernährung  und  alle  die 
tausend  Hülfen  finden,  die  die  moderne  Entwickelung  der  Krankenpflege 
bietet  und  die  sich  sogar  der  Wohlhabende  im  eigenen  Heim  oft  nicht 
zu  schaffen  vermag.  Auch  mit  meinem  Gewissen,  mit  meinen  humanitären 
Gefühlen  kann  ich  diesen  Grundsatz  daher  unschwer  vereinbaren,  und 
ich  bin  überzeugt,  dass  die  Zeit  nicht  mehr  fern  ist,  wo  auch  weitere  Kreise 
der  gleichen  Erkenntniss  zugänglich  werden. 

^Ist  die  Aufgabe  des  Arztes  mit  dem  Augenblicke  erschöpft,  wo  die 
Krankheit  ihr  Ende  findet,  so  reicht  das  Interesse  des  Hygienikers  sehr 
viel  weiter  und  begleitet  den  einzelnen  Fall  so  lange,  als  derselbe  noch  eine 
Infectionsquelle  darstellt.  Dass  gerade  bei  der  Diphtherie  Wochen  und 
]M[onate  nach  der  eigentlichen  Heilung  verfliessen  können,  ehe  die  speci- 
fischen  Keime  verschwinden  und  der  Genesene  also  die  Fähigkeit  verliert, 
seine  Umgebung  anzustecken,  haben  Sie  gehört  und  werden  es  als  logische, 
unabweisbare  Folge  dieser  Thatsache  anerkennen  müssen,  dass  die  Pro- 
phylaxe die  Forderung -erhebt,  an  den  Krankenhäusern  Stationen  einzu- 
richten ,  in  denen  alle  diejenigen  Reconvalescenten  zu  verbleiben  haben, 
welche  noch  Infectionsstoff,  noch  Löffler'sche  Stäbchen  beherbergen. 

„Aber  nicht  nur  die  von  echter  Diphtherie  befallenen  und  wieder  ge- 
nesenen Individuen  sind  einer  strengen  Absonderung  zu  unterwerfen  und 
vom  Verkehr  abzuschliessen.  Diese  Maassregel  muss  sich  vielmehr  auch 
auf  alle  anderen  Affectionen  ausdehnen,  bei  denen  die  Diphtheriebacillen 
auftreten,  auf  die  leichten  Anginen,  die  anscheinend  harmlosen  Katarrhe 
der  Nasen-  oder  der  Conjunctivalschleimhaut  u.  s.  f.,  von  denen  vorhin  die 
Rede  war.  Sie  muss  ferner  die  gesunden  Menschen  betreffen,  die,  meist 
nächste  Angehörige  der  Kranken ,  die  Keime  mit  sich  herumtragen  und  so 
ihre  Umgebung  gefährden,  und  sie  muss  endlich  bei  dem  gesammten  Warte- 
und  Pflegepersonal  Anwendung  finden,  das  sonst  die  Ursache  neuer  An- 
steckungen werden  kann. 

„Unmögliche  Forderungen,  werden  die  meisten  unter  Ihnen  sagen. 
Der  ganze  Staat  würde  zu  einem  einzigen  grossen  Isolirhause,  die  gelbe 
Seuchenfahne  zum  Reichspanier,  und  wie  einst  die  Kaffee-  und  Tabak- 
schnüffler, so   würden  fortan  die  Diphtheriespione  durch  die  Lande  ziehen. 

„Unzweifelhaft  richtig,  und  ich  weiss  sehr  wohl,  dass  eine  Erfüllung 
dieser  Wünsche  in  ihrem  ganzen  Umfange  zur  Zeit  kaum  denkbar  wäre. 
Aber  trotzdem  oder  vielmehr  eben  desshalb  habe  ich  es  für  meine  Pflicht 
gehalten,  sie  hier  zu  stabiliren,  wie  einen  rocher  de  hronce,  die  Forderungeuj 
deren  grundsätzliche  Berechtigung  man  nicht  wird  bestreiten  können,  zu 
-einem  fest  umschriebenen  Bilde  zu  vereinigen,  um  damit  der  Praxis  die 
Aufgabe  vorzuzeichnen,  das  Ziel  zu  zeigen,  dem  sie  zuzustreben  hat.  Schritt 
für  Schritt,  in  treuer,  unermüdlicher  Arbeit.  Und  an  und  für  sich  Unmög- 
liches verlangen  die  vorhin  aufgestellten  Sätze  gewiss  nicht.  Das  beweist 
am  besten  das  Beispiel  der  Cholera,  denn  die  unleugbar  grossen  Erfolge, 
die   wir  in  den  letzten  Jahren   bei   der  Bekämpfung  dieser  Seuche  erzielt 
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haben,  sind  zu  einem  wesentlichen  Theile  dadurch  bedingt  gewesen,  dass 
man  eben  alle  lebenden  Träger  des  Infectionsstoffes ,  gleichgfQtig ,  ob  es 
Kranke,  Genesende  oder  Gesunde  waren,  unter  Aufsicht  hielt  und  absperrte. 
Sicherlich  ist  dies  leichter  bei  dem  fremden  Gast,  dem  flQchtigen  Besucher, 
als  bei  der  Diphtherie,  die  sich  fest  bei  uns  eingenistet  hat  und  tief  in 
unserem  Fleische  steckt.  Aber  darum  hier  die  Flinte  ohne  Weiteres  ins 
Korn  zu  werfen  und  auf  jede  ähnliche  Abwehr  zu  verzichten,  wäre  fehler- 
haft und  muthlos  zugleich,  und  nur  über  die  Grenzen,  innerhalb  deren  sich 
die  Vertheidigung  auf  diesem  Gebiete  zunächst  bewegen  soll,  können  meines 
Erachtens  die  Ansichten  noch  aus  einander  gehen. 

„Dagegen  wird  die  Nothwendigkeit  der  sofortigen  und  strengen  Durch- 
führung einiger  anderer  Schutzmaassregeln  von  keiner  Seite  Widerspruch 
erfahren.  Zwar  handelt  es  sich  auch  hier  nur  um  natürliche  Folgerungen 
aus  der  Erkenntniss,  dass  der  erkrankte  Mensch  die  wichtigste  Infections- 
quelle  darstellt  und  also  vom  Verkehr  auszuschliessen  ist,  und  thatsächlich 
unterscheiden  sich  diese  Forderungen  von  den  vorhin  erörterten  nur  da- 
durch, dass  sie  in  der  Praxis  leichter  durchzusetzen  sind.  Das  gilt  einmal 
von  dem  Verbot  des  Schulbesuches  der  Kranken  und  ihrer  Angehörigen, 
also  der  Geschwister  jugendlicher ,  der  Kinder  erwachsener  Diphtheriker^ 
und  von  der  Vorschrift,  die  Schulen  bei  heftigem  Ausbruch  der  Seuche 
sogar  völlig  zu  schliessen.  Freilich  ist  die  Wirkung  dieses  Schrittes  häufig 
eine  recht  fragwürdige,  weil  es  sich  hier  um  eine  halbe  Maassregel  handelt, 
weil  die  genesenen  und  gesunden  Individuen  immer  von  Neuem  wieder  den 
Infectionsstoff  durch  die  eine  Thür  hereinbringen  können,  nachdem  er  eben 
aus  der  anderen  vertrieben  worden  ist.  Mit  dem  Augenblicke,  wo  wir  die 
Ursachen  des  Misserfolges  erkannt,  liegt  aber  auch  der  Weg  zu  besseren 
Ergebnissen  schon  klar  vor  uns,  dürfen  wir  hoffen,  aus  den  bisherigen  Erfah- 
rungen eine  gute  Lehre  für  die  Zukunft  zu  ziehen. 

„Wird  der  Ansteckungsstoff  der  Seuche  hauptsächlich  von  Person  zu 
Person  übertragen,  so  bedeutet  jede  Ansammlung  von  Menschen,  namentlich 
von  jugendlichen  Menschen,  von  Kindern,  eine  erhöhte  Gefahr.  Eben 
desshalb  spielt  ja  die  Schule  bei  der  Verschleppung  der  Krankheit  eine  so 
verhängnissvolle  Holle,  nimmt  sie  bei  der  Prophylaxe  eine  eigene  Stelle  ein, 
und  eben  desshalb  beanspruchen  auch  alle  ähnlichen  Verhältnisse  unsere 
besondere  Beachtung.  Hierher  gehört  z.  B.  der  Besuch  der  Häuser,  in 
denen  sich  Diphtheriekranke  befinden.  Wie  leicht  derselbe  zur  Verbreitung 
der  Epidemie  Veranlassung  geben  kann,  hat  in  sehr  schlagender  Weise 
jener  eigenthümliche  Vorfall  gezeigt,  der  sich  im  Februar  1894  in  einem 
grossen  und  bekannten  Berliner  Hotel  ^)  ereignete  und  manchem  unter 
Ihnen  gewiss  noch  in  Erinnerung  sein  wird.  Ein  Kind  des  Besitzers  war 
von  der  Diphtherie  ergriffen,  die  dann  später  auch  noch  auf  einige  An- 
gestellte des  Hauses  überging.  Zugleich  und  namentlich  aber  erkrankte 
plötzlich  eine  Anzahl  von  Gästen,  die  zur  selben  Zeit  an  einem  Festmahl  in 
dem  betreffenden  Restaurant  Theil  genommen  hatten,  und  durch  diese  That- 
Sache  wurde  die  Aufmerksamkeit  dann  auf  die  Infectionsquelle  hingelenkt. 
Gerade   auf  die  Hotels  und   Gasthöfe  ein  wachsames  Auge  zu  haben,  em- 


^)  Henius,  Deutsche  med.  Wocheuscbrift  1894,  8.  798. 
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pfehlen  auch  die  amerikanischen  Forscher  nach  ihren  Erfahrungen.  Dahei 
kann  es  eine  offene  Frage  bleiben,  wie  sich  die  Verschleppung  der  Affection 
im  einzelnen  Falle  hier  vollzieht.  Bald  wird  die  unmittelbare  Berührung 
mit  den  Erkrankten,  bald  der  Verkehr  mit  ihren  näheren  oder  ferneren 
Angehörigen ,  ihren  Wärtern  und  Pflegern ,  die  Träger  der  Keime  sind ,  die 
Ansteckung  bewirken;  oder  es  birgt  auch  die  unbelebte  Umgebung,  das 
Zimmer,  die  Wohnung,  das  Haus  den  Infectionsstoff  und  heftet  ihn  an  die 
Besucher;  oder  es  wird  sich  endlich  unter  so  besonderen  Verhältnissen,  wie 
wir  sie  eben  erwähnt,  der  Verdacht  noch  auf  andere  Gegenstände  richten, 
die  eine  ganze  Gruppe  von  Menschen  gleichzeitig  und  gemeinsam  treffen 
und  also  eine  Art  Massenausbruch  der  Seuche  veranlassen  können.  Vor 
aUen  Dingen  kommen  hier  Ess-  und  Trinkgeschirre,  sowie  verschiedene 
Nahrungsmittel  in  Betracht.  Ich  habe  die  letzteren  bei  meinen  Erörterungen 
über  die  Entstehung  der  Krankheit  absichtlich  nur  gestreift,  weil  ich  mich 
dort  allein  auf  sichere  Thatsachen  berufen  wollte,  bisher  aber  noch  keine 
einzige  wirklich  einwandfreie  Beobachtung  von  Uebertragung  der  Diphtherie 
durch  Speisen  vorliegt. 

„Immerhin  ist  die  Möglichkeit  zuzugeben,  namentlich  für  die  Milch, 
in  der  die  Löff  1er' sehen  Stäbchen  sich  nicht  nur  halten,  sondern  sogar 
vermehren.  In  Schweden  und  mehr  noch  in  England  schreibt  man  der- 
selben sogar  eine  besonders  wichtige  Rolle  bei  der  Verbreitung  der  Epidemie 
zu ,  und  auch  bei  uns  wird  man  di  Abwehrmaassregeln  um  so  weniger 
diesen  besonderen  Fall  übersehen  lassen,  als  schon  aus  allgemeinen  hygie- 
nischen Gründen  der  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln  aus  Häusern  und  Haus- 
haltungen, in  denen  irgend  welche  ansteckenden  Krankheiten  herrschen,  auf 
das  Aeusserste  ein^geschränkt  werden  sollte. 

„Alle  die  vielfach  verschlungenen  Wege,  au  denen  der  Infectionsstoff 
wandeln  und  seine  Opfer  fordern  kann,  führen  doch  in  letzter  Linie  stets 
wieder  auf  den  Menschen  als  den  eigentlichen  Ausgangs-  und  Mittelpunkt, 
als  die  Wurzel  des  üebels  zurück.  Je  eher  und  je  sicherer  es  gelingt,  hier 
die  Axt  anzulegen,  desto  leichter  wird  auch  der  Sieg,  desto  nachhaltiger 
der  Erfolg.  Den  Feind  im  rechten  Augenblicke  niederzuschlagen,  ehe  er 
noch  Zeit  gefunden  hat,  zu  erstarken  und  seine  Drachensaat  auszustreuen, 
muss  desshalb  unser  erstes  Bestreben  sein.  Aber  wie  sollen  wir  den  Gegner 
erkennen,  da  er  häufig  in  so  harmloser  Maske  auftritt?  Niemand  vermag 
es  dem  Genesenen  oder  dem  Gesunden,  oft  auch  dem  frisch  Erkrankten 
anzusehen,  ob  er  den  gefahrlichen  Infectionsstoff  birgt,  ob  er  Träger  des 
Diphtheriebacillus  ist.  Nur  die  bacteriologische  Untersuchung  kann 
uns  hier  die  nöthige  Klarheit  verschaffen  und  ist  daher  die  wichtigste  Grund- 
lage, die  unentbehrliche  Vorbedingung  für  eine  planvolle,  zielbewusste, 
wirksame  Prophylaxe  der  Seuche.  Unverständige  Beurtheiler  haben  hier 
von  einem  üebergriff  der  jungen  Forschung  in  die  alten,  gefestigten  Rechte 
der  ärztlichen  Kunst  geredet,  die  allein  zu  entscheiden  habe,  was  und  wo 
Krankheit  sei.  Aber  die  einfachste  Ueberlegung  muss  sich  sagen,  dass 
es  sich  hier  ja  gar  nicht  um  Krankheit ,  sondern  um  Infection ,  nicht  um 
Heilung,  sondern  um  Verhütung,  nicht  um  die  Aufgabe  des  Arztes,  sondern 
des  Prophylaktikers  handelt,  der  den  Quellen  der  Ansteckung  nachgeht,  um 
sie  zu  verschliessen  und  abzuschneiden. 
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„Eine  derartige  Spürjagd  auf  die  Löffler^ sehen  Stabchen  wird  natür- 
lich zuerst  alle  die  Fälle  umfassen  müssen,  die  sich  klinisch  als  Diphtherie 
kennzeichnen ,  schon  um  denjenigen  Bruchtheil  festzustellen  und  auszu- 
schalten, der  durch  andere  Mikroorganismen  heryorgerufen  ist  und  also  für 
die  Verbreitung  unserer  Epidemie  nicht  weiter  in  Betracht  kommt.  In 
zweiter  Linie  wendet  sich  die  Aufmerksamkeit  dann  allen  yerdächtigen 
Erkrankungen,  namentlich  des  Halses  und  Rachens,  vielleicht  auch  der 
Nase  zu,  und  dem  richtigen  Ermessen,  man  könnte  fast  sagen,  dem  sicheren 
Instinct  des  Arztes  muss  es  überlassen  bleiben,  wo  er  die  Grenze  ziehen 
will.  Und  endlich  sind,  wie  wir  gesehen,  unter  Umständen  auch  gesunde 
Menschen  Wirthe  der  gefährlichen  Parasiten,  und  nach  dem,  was  Sie 
gehört,  wird  man  hierbei  besonders  die  nächste  Umgebung  der  Kranken 
zu  berücksichtigen  haben.  Sind  die  Stäbchen  irgendwo  gefunden,  so  gilt  es 
weiterhin  zu  ermitteln,  wie  lange  sie  verbleiben,  wann  sie  yerschwinden, 
und  an  die  erste  Untersuchung  werden  sich  also  in  regelmässigen,  möglichst 
kurzen  Zwischenräumen  weitere  anschliessen  müssen. 

^Dass  der  praktische  Arzt  eine  so  umfangreiche  Aufgabe  nur  in  den 
seltensten  Ausnahmefallen  wird  bewältigen  können,  liegt  auf  der  Hand. 
Dazu  fehlt  ihm  vor  allen  Dingen  schon  die  Zeit,  fehlen  ihm  die  Apparate 
und  Einrichtungen,  fehlt  ihm  in  der  Regel  auch  die  besondere  Uebung  und 
Erfahrung,  die  gerade  hier  erforderlich  ist.  Der  Nachweis  der  Diphtherie- 
bacillen  gehört  nicht  eben  zu  den  leichtesten  bacteriologischen  Aufgaben, 
und  wenn  man  die  einschlägigen  Veröffentlichungen  durchblättert,  so  wird 
man  sich  der  Ueberzeugung  nicht  yerschliessen  können,  dass  dieser  Vor- 
bereitungsdienst für  den  F^ldzug  gegen  die  Diphtherie  am  besten  einem 
eigenen  Generalstabe  anvertraut  und  an  bestimmten  Stellen  centralisirt 
wird.  Wie  gross  die  Zahl  dieser  Stationen,  wie  weit  aer  Wirkungskreis 
der  einzelnen  bemessen  sein  soll,  wird  die  Praxis  bald  entscheiden.  Bemerkt 
sei  nur,  dass  natürlich,  schon  um  Zeitverluste  möglichst  zu  vermeiden,  die 
Entfernung  des  Untersuchungsamtes  von  den  Orten,  die  ihm  das  Material 
zusenden,  keine  zu  erhebliche  sein  darf.  Für  den  Verkehr  zwischen  jenem 
und  diesen  hat  man  bereits  eine  ganze  Reihe  von  Methoden  vorgeschlagen 
und  auf  ihre  Brauchbarkeit  geprüft  Nach  meinen  Erfahrungen  ist  der 
von  Es  mar  ch  in  Königsberg  angegebene  Weg  der  einfachste  und  bequemste: 
den  Aerzten  werden  Päckchen  aus  sterilisirtem  Papier  überantwortet,  in 
denen  sich  je  ein  kleines  Stückchen  sterilisirten  Badeschwamms  befindet.  An 
der  Entnahmestelle  wird  das  Päckchen  geöffnet,  der  Schwamm  mit  einer 
Pincette  oder  Komzange  gefasst,  über  die  erkrankte  oder  verdächtige  Partie 
hingeführt,  dann  wieder  in  seine  Hülle  zurückgebracht,  letztere  in  einen 
Briefumschlag  gesteckt  und  der  Post  zur  Beförderung  an  das  Untersuchungs- 
amt übergeben. 

„Hier  erfolgt  die  weitere  Verarbeitung,  die  freilich  nur  in  der  Hand 
eines  geschickten  und  geübten  Bacteriologen  wirklich  zuverlässige  Ergeb- 
nisse liefert.  Wenn  man,  wie  es  unbegreiflicher  Weise  immer  noch  geschieht, 
als  Nährboden  Glycerinagar  anwendet  oder  das  Material  auf  einem  einzigen 
Röhrchen  ausstreicht,  anstatt  die  gehörige  Zahl  von  Verdünnungen  anzu- 
legen ,  so  darf  man  sich  über  Fehlresultate  freilich  nicht  wundem.  Meines 
Eracbtens  können   als  Substrate  überhaupt  nur  das  Löffler^sche  Zucker- 
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«erum  und  das  T och termann^ sehe  Serumagar  ernsthaft  in  Betracht 
kommen,  von  denen  das  letztere  die  Annehmlichkeit  besitzt,  daas  man  es 
In  Plattenform  benutzen  und  so  das  charakteristische  Aussehen  der  Diph- 
iheiriecolonieen  für  die  Diagnose  verwerthen  kann. 

„In  der  Mehrzahl  der  Fälle  ist  die  Entscheidung  schon  nach  16  bis 
20  Stunden  möglich  und  kann  dann  schriftlich  oder  telegraphisch  dem  be- 
treffenden Arzte,  dem  Auftraggeber,  mitgetheilt  werden. 

„Heryorzuheben  wäre  endlich  noch,  dass  die  Untersuchung  im  Interesse 
der  Sache  eine  unentgeltliche  sein  muss,  dass  also  die  Kosten  aus  öfifent- 
liehen  Mitteln  zu  bestreiten  sein  würden,  und  da  es  sich  hier  um  eine  Maass- 
regel handelt,  die  zweifellos  der  Allgemeinheit  zu  Gute  kommt,  so  wird 
dieses  Verlangen  auf  grundsätzliche  Schwierigkeiten  nicht  stossen  können. 

^Die  damit  aufgestellten  Forderungen  gehören  nun  keineswegs  in  das 
Reich  der  utopischen  Wünsche,  der  uferlosen  Zukunftspläne.  Das  zeigt 
uns  namentlich  das  Ausland,  das  schon  yerschiedentlich  einen  ganz  nach 
^em  eben  geschilderten  Muster  organisirten  Diphtheriedienst  eingerichtet 
hat.  Besonders  ist  Nord- Amerika  ^)  hier  mit  gutem  Beispiel  y orangegangen, 
In  den  grossen  Städten  der  Union,  in  New-York,  Boston,  Philadelphia, 
<3hicago,  Washington  u.  s.  f.  bestehen  bereits  seit  fast  drei  Jahren  derartige 
Stationen,  die  sich  nach  allen  Richjbungen  hin  bewährt  haben,  und  denen 
-wir  auch  die  so  umfassenden  Beobachtungen  über  das  Vorkommen  des 
DiphtheriebaciUus  yerdanken,  von  denen  des  Oefteren  die  Rede  war.  Aber 
^uch  in  Europa  hat  man  in  letzter  Zeit  hier  und  da  einen  ähnlichen  Anlauf 
^genommen.  So  hat  der  Pariser  Gemeinderath  ^)  im  yorigen  Jahre  auf  Em- 
pfehlung der  Sociite  de  Midecine  und  nach  einem  Gutachten  yon  Seyestre 
•die  Mittel  bewilligt,  um  bacteriologische  Laboratorien  für  den  eben  gedachten 
JZweck,  und  femer,  wie  ich  nebenbei  bemerken  will,  um  Reconyalescenten- 
•stationen  an  den  Krankenhäusern  ins  Leben  zu  rufen.  So  hat  man  in 
Brüssel'),  in  Brunn*),  sowie  in  einigen  Schweizer^)  Gantonen  die  gleichen 
Maassregeln  ergriffen,  und  endlich  fangt  es  auch  bei  uns  an  sich  zu  regen. 
2aerst  wohl  in  Dresden  und  Königsberg  wurde  durch  die  Bemühungen  yon 
Hesse^)  und  Esmarch^)  auf  priyatem  Wege  die  Möglichkeit  der  bacterio« 
logischen  Untersuchung  geschaffen,  einige  andere,  namentlich  Uniyersitäts- 
städte  folgten,  dann  hat  Bremen  in  seiner  unter  Leitung  yon  Kurth  stehen- 
den bacteriologischen  Staatsanstalt  eine  derartige  Abtheilung  eingerichtet, 
das  nämliche  gilt  für  Hamburg,  und  schliesslich  ist  ganz  neuerdings  yon 
Seiten  der  preussischen  Regierung  dem  hygienischen  Institut  in  Breslau  die 
-erforderliche  Unterstützung  gewährt  worden,  um  eine  Diphtheriestation  zu 
eröffnen,  deren  Unterhaltungskosten  dann  später  yon  der  Stadtgemeinde 
übernommen  werden  sollen. 

„Gewiss  wäre  man  auch  bei  uns  auf  diesem   Wege   schon  erheblich 

*)  Kelle,  Zeitschrift  für  Hygiene.    Bd.  19,    S.  139. 

*)  Eevue  d*hygiene  1896,    p.  108  ff. 

^)  Funck,  Journal  mMical  de  Bruxelles  1896,    Nr.  7, 

*)  Igl,  Oesterreichisches  Sanitätswesen  1896,    Nr.  26. 

*)  Haegler,  Correspond.-Bl.  für  Schweizer  Aerzte  1896,    Nr.  2. 

•)  Hesse,  Zeitschrift  für  Hygiene.    Bd.  18,    8.  500. 

^)  Esmarch,  Deutsche  med.  Wochenschrift  1895,    Nr.  1. 
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weiter,  wenn  nicht  leider  ein  schlechtes  Beispiel  manche  gute  Absicht 
verdorben  hätte.  Als  Anfangs  des  vorigen  Jahres  der  Lnisenstädtische 
Aerzteyerein  in  Berlin  in  einer  ausführlichen  Eingabe  den  Magistrat  um  die 
Errichtung  von  Untersuchungsämtern  für  die  bacteriologische  Diagnose  der 
Diphtherie  gebeten  hatte,  bekam  er  einen  ablehnenden  Bescheid^)  mit  der 
sonderbaren  Begründung,  „es  sei  noch  nicht  hinreichend  erwiesen,  dass  der 
Löffler'sche  Bacillus  der  Erreger  der  Diphtherie  sei*'.  Man  wird  sich 
schwer  des  Urtheils  enthalten  können,  „dass  nicht  sehr  weise  hier  gewesen 
die  Väter  unserer  grössten  Stadt*',  aber  zugleich  die  Hofinung  aussprechen 
dürfen,  dass  auch  in  Berlin  die  Tage  des  qualvollen  Zweifels  nun  ihr  Ende 
erreicht  haben  werden. 

„Die  bacteriologische  Ermittelung  des  Diphtheriebacillus  ist,  wie  ich 
sagte,  die  nothwendige  Grundlage  für  eine  geordnete  und  wirksame  Abwehr 
der  Seuche.  Sie  verscheucht  die  Nebel  vom  Schlachtfelde,  entreisst  den 
Gegnern  die  Tarnkappe  und  lässt  uns  nicht  mehr  wie  früher  mit  einem  un- 
sichtbaren Feinde  kämpfen,  sondern  zeigt  uns  jeden  seiner  Schlupfwinkel, 
jeden  der  Wege,  auf  denen  er  uns  anzugreifen  sucht.  Aber  von  dieser  festen 
Stellung  aus  gilt  es  nun  weiter  zu  operiren.  Zunächst  sind  alle  diejenigen 
Punkte,  an  denen  der  Ansteckungsstoff  gefunden  wird,  besonders  zu  mar- 
kifen,  ist  mit  anderen  Worten  jeder  einzelne  Fall  anzuzeigen  und  zustän- 
digen Ortes  zur  Kenntniss  zu  bringen.  Nun  ist  eine  derartige  Anzeigepflicht 
ja  auch  ohne  Reichsseuchengesetz  vielfach  und  in  verschiedener  Form,  in 
Preussen  durch  Ministerialerlass  vom  Jahre  1884,  in  Kraft.  Aber  jedem 
Wissenden  ist  bekannt,  dass  sie  in  Wahrheit  häufig  nur  auf  dem  Papier  steht, 
und  es  ist  nach  dieser  Richtung  bezeichnend  genug,  dass,  als  bei  dem  vorhin 
erwähnten  Ausbruch  der  Diphtherie  unter  den  Gästen  eines  Hotels  die  das 
erst  erkrankte  Kind  behandelnden  beiden  Aerzte  wegen  unterlassener  Meldung 
vom  Gericht  bestraft  worden  waren,  die  Diphtherie  in  Berlin  plötzlich  eine 
ganz  gewaltige  officielle  Zunahme  erfuhr.  Hier  wäre  gewiss  das  richtige  Ver- 
fahren, dass  unmittelbar  von  den  bacteriologischen  Untersuchungsämtem  aus 
jedes  positive  Ergebniss  zugleich  dem  Arzte  und  der  Behörde  angezeigt 
würde.  Man  würde  so  namentlich  auch  diejenigen  Fälle  ;treffen,  die  gar 
keine  wirklichen  Erkrankungen  darstellen,  aber  für  den  Prophylaktiker 
ebenso  wichtig  sind  wie  diese  und  bei  der  Verbreitung  der  Epidemie,  wie 
wir  gesehen  haben,  eine  bedeutsame  Rolle  spielen. 

„Auch  die  Anzeige  ist  natürlich  nur  eine  vorbereitende  Maassregel,. 
und  die  eigentliche  Bekämpfung,  die  Isolirung  der  inficirten  Menschen  und 
die  Desinfection  ihrer  Umgebung  nimmt  jetzt  erst  ihren  Anfang.  Dass  hier 
freilich  nach  Lage  der  Dinge  auf  eine  Erfüllung  unserer  Wünsche,  unserer 
sachlich  wohlbegründeten  Forderungen  nur  ganz  allmälig  zu  rechnen  sein 
wird,  habe  ich  bereits  hervorgehoben.  Aber  wo  ein  Wille,  da  ist  auch  ein 
Weg,  und  wenn  es  nur  gelingt,  die  Gleichgültigkeit,  den  Kleinmuth,  den 
Zweifel  zu  besiegen,  wird  auch  der  Erfolg  nicht  mehr  fem  sein. 

„Und  damit  sind  unsere  Mittel  keineswegs  erschöpft,  birgt  unser 
Arsenal  noch  weitere  Waffen,  denen  vielleicht  sogar  die  Zukunft  beschieden  isU 
Der  Löff  1er 'sehe  Bacillus  vermag,  wie  Sie  gehört  haben,  nur  einem  empfing- 


^)  Deutsche  mediciiiische  Wochenschrift  1895,    S.  136. 
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liehen  OiigaDismus  verderblich  zu  werden,  und  auf  experimentellem  wie  auf 
statistischem  Wege  l&sst  sich  zeigen,  dass  die  besondere  Anlage  selbst  im 
Kindesalter  sogar  eine  yerhältnissmässig  seltene  ist,  eine  Thatsache  übrigens, 
die  es  allein  yerstandlich  macht,  dass  die  Diphtherie  bei  der  gewaltigen 
Verbreitung  ihres  Infectionsstoffes  nicht  noch  eine  erheblich  grössere  Zahl 
Ton  Opfern  fordert. 

„Gelingt  es  uns  nun,  diese  individuelle  Disposition  weiter  herabzu- 
setzen, so  gewinnen  wir  damit  auch  der  Seuche  Boden  ab  und  beschränken 
ihr  Gebiet  in  entsprechendem  Maasse.  Auf  zwei  verschiedene  Ursachen 
suchten  wir  das  Fehlen  der  natürlichen  Widerstandsfähigkeit  zurückzuführen : 
Einmal  auf  die  Beschaffenheit  der  Theile,  welche  die  Diphtheriebacillen  zu 
befallen  pflegen,  namentlich  auf  das  Bestehen  leichter  katarrhalischer  Ent- 
zündungen der  betreffenden  Schleimhäute.  Folgerichtiger  Weise  hat  man  sich 
desshalb  auch  bemüht,  auf  diese  Gewebe  unmittelbar  einzuwirken  und  ihnen  die 
Eigenschaften  zu  nehmen,  die  das  Eindringen  der  Mikroorganismen  sonst 
begünstigen.  So  werden  in  der  schon  erwähnten  Belehrung  des  Greifs- 
walder  ärztiichen  Vereins  über  das  Wesen  der  Diphtherie  häufige  kalte 
Waschungen  des  Halses  empfohlen,  um  eine  Abhärtung  seiner  Organe  zu 
befördern.  Namentlich  ist  aber  hier  der  möglichst  fleissige  Gebrauch  von 
prophylaktischen  Gurgel ungen  mit  desinficirenden  Substanzen  zu  nennen, 
die  die  Ansiedelung  und  Vermehrung  der  gefahrlichen  Keime  yerhindem 
können.  Dieses  einfache  und  bequeme  Verfahren  findet  zweifellos  noch 
längst  nicht  die  genügende  Verwendung.  Dass  dasselbe  kein  unfehlbares 
Schutzmittel  darstellt,  ist  selbstverständlich,  schon  weil,  wie  Sie  wissen,  die 
Flüssigkeiten  häufig  nicht  hinter  die  Gaumenbögen  gelangen  und  also  den 
wichtigsten  Sitz  der  Infectionserreger  nicht  zu  erreichen  vermögen.  Aber 
mit  zunehmender  Uebnng  gelingt  es  doch,  auch  diese  Schwierigkeit  bis  zu 
einem  gewissen  Maasse  zu  überwinden.  Bei  der  grossen  Empfindlichkeit  der 
Löffle r'schen  Stäbchen  gegen  chemische  Mittel  genügen  ausserdem  zweifel- 
los schon  ganz  geringe,  verschluckte  und  also  an  den  Tonsillen  vorüber- 
fliessende  Mengen  des  Desinficiens,  um  die  Keime  zu  zerstören,  und  so 
sollte  man  namentlich  Kinder  rechtzeitig  an  regelmässige  Gurgelungen  ge- 
wöhnen und  besonders  beim  Auftreten  der  Diphtherie  auf  strenge  Befolgung 
dieses  Gebotes  achten.  Als  antiseptische  Mittel  können  dabei  alle  die  früher 
schon  genannten  Stoffe ,  Quecksilberchlorid  oder  -Cyanat ,  Kalkwasser ,  aber 
auch  die  gebräuchlichen  aromatischen  Mundwässer  Anwendung  finden,  die 
ihre  für  diesen  Fall  völlig  ausreichenden  bactericiden  Eigenschaften  meist 
einem  Gehalt  an  Thymol  oder  Menthol  verdanken. 

„Eine  zweite  Erklärung  für  die  persönliche  Disposition  fanden  wir  in 
dem  Fehlen  der  Antitoxine,  jener  natürlichen  Schutzstoffe  des  Körpers,  die 
bei  der  Mehrzahl  der  Menschen  im  Blute  kreisen,  bei  manchen  aber  vermisst 
werden.  Auch  hier  kann  man  künstlich  nachhdfen,  indem  man  sich  des 
im  Behring'schen  Serum  angehäuften  Vorraths  dieser  Substanzen  bedient 
und  dasselbe  zum  Zwecke  der  Immunisirung  benutzt.  Ich  berühre  damit 
eine  ebenso  wichtige  wie  schwierige  Frage.  Ist  das  Serum  in  der  That  im 
Stande,  dem  menschlichen  Organismus  einen  wirksameren  Schutz  gegen  den 
Angriff  der  Diphtheriebacillen  zu  verleihen,  so  gebührt  ihm  zweifellos  die 
erste  und  bedeutsamste  Stelle  in  dem  Kampfe  gegen  die  gefürchtete  Krank- 
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heit,  lässt  es,  wie  die  Vaccination  bei  den  Pocken,  alle  anderen»  Abwehr- 
maassregeln  in  den  Hintergrund  treten  oder  völlig  von  der  Bildfläcbe  yer- 
schwinden. 

„Aber  zur  Zeit  vermag  man  noch  nicht  mit  Bestimmtheit  zu  erkennen, 
ob  dieses  Zukunftsbild  in  Erfüllung  gehen  wird.  Die  Heilkraft  des  Beh- 
ring^ sehen  Serums  kann  nach  unseren  jetzigen  Erfahrungen  füglich  nicht 
mehr  bestritten  werden,  denn  nur  eine  beschränkte,  ich  meine  der  Zahl  nach 
beschränkte  Gruppe  von  Aerzten  hält  noch  zur  Fahne  des  Zweifels.  Ueber 
seinen  im  munisiren den  Werth  dagegen  gehen  die  Meinungen  weit  ausein- 
ander. Zunächst  ist  es  gewiss,  dass  auch  nach  der  präventiven  Einspritzung 
Erkrankungen  an  Diphtherie  noch  vorkommen,  und  zwar  sowohl  unmittelbar 
nachher,  wie  in  Zwischenräumen  von  mehreren  Tagen,  Wochen  und 
Monaten.  Diese  Thatsache  ist  von  allen  bisherigen  Beobachtern  bestätigt 
worden  und  auch  an  sich  nicht  wunderbar,  wenn  man  bedenkt,  dass  der 
Körper  die  ihm  fremdartige  Substanz,  das  Serum,  möglichst  rasch  wieder 
auszuscheiden  bestrebt  ist  und  also  Menschen,  denen  die  Natur  eigene 
Schutzstoffe  völlig  versagt  hat,  dem  Einfluss  der  künstlichen  Zufuhr  bald 
entzogen  werden. 

„Man  hat  sich  desshalb  auch  veranlasst  gesehen,  die  bei  der  Impfung 
verabfolgte  Menge  der  Antitoxine  allmälig  mehr  und  mehr  zu  steigern. 
Während  man  anfänglich  100  bis  150  Immunitätseinheiten  als  genügend 
erachtete,  benutzt  man  jetzt  200  und  mehr,  ohne  darum  doch  Fehlergebnisse 
vollständig  ausschliessen  zu  können,  so  dass  es  scheint,  als  ob  die  erforder- 
liche Grenze  wenigstens  für  empfindliche  Individuen  immer  noch  nicht 
erreicht  ist. 

,,Auf  der  anderen  Seite  aber  stimmen  die  meisten  vorliegenden  Berichte 
dahin  überein,  dass  einmal  die  nach  der  Seruminfection  überhaupt  auftretenden 
Fälle  von  Diphtherie  sich  durch  einen  ungewöhnlich  milden  und  raschen  Verlauf 
auszeichnen,  und  dass  femer  die  Zahl  derselben  eine  verhältnissmässig 
geringe,  ein  günstiger  Einfluss  des  Serums  also  nicht  zu  verkennen  sei. 
Gerade  Forscher,  die  über  grosse  Beobachtungsreihen  verfügen,  haben  sich 
in  diesem  Sinne  ausgesprochen,  so  Torday^),  der  454  Kinder  der  Schutz- 
impfung unterwarf,  so  namentlich  mehrere  Amerikaner,  wie  Thomas ^)t 
Peck^),  MorilH),  endlich  aber  auch  deutsche  Aerzte,  wie  Kurth^), 
Blumenfeld^),  Rubens^)  und  Andere. 

„Danach  müsste  die  Vornahme  der  Immunisirung,  namentlich  an  beson- 
ders gefährdeten  Individuen,  an  Kindern,  deren  Angehörige  oder  Hausgenossen 
von  der  Krankheit  ergriffen  sind,  nicht  nur  berechtigt,  sondern  geradezu  ge- 
boten erscheinen,  wenn  das  Serum  nicht  leider  zuweilen  gewisse  üble  Neben- 
wirkungen hätte,  die  seiner  rücksichtslosen  und  unbeschränkten  Anwendung 
im  Wege  stehen.  Ich  will  hier  nicht  an  den  vielberufenen  Lange  rh  ans 'sehen 

0  Deutsche  med.  Wochenschrift  1895,   S.  408. 

*)  Thomas,  Medlcal  Record  1895,    15.  Juni. 

^)  Peck,  Medical  Record  1895,    20.  März. 

"•)  Morill,  Boston  med.  Journal.    27.  Juni  1895. 

*)  Deutsche  med.  Wochenschrift  1895,  Nr.  27  bis  29. 

•)  Wiener  klinische  Wochenschrift  1896,  S.  223. 

')  Deutsche  med.  Wochenschrift  1895,  S.  758. 
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Fall  erinnern,  der,  yod  der  Parteien  Hass  und  Gunst  verzerrt,  einer  sicheren 
Beortlieilung  kaum  noch  zugänglich  ist.  Ich  will  auch  die  sechs  oder  siehen 
sonstigen  Todesfälle  unberührt  lassen,  die  nach  Serum  inj  ectionen  zu  Heil- 
zwecken im  Ganzen  bisher  vorgekommen  sind  und  die  Gottstein  jüngst 
zusammengestellt  hat,  weil  ich  bei  keiner  einzigen  dieser  verschiedenen 
Beobachtungen  einen  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  dem  Serum  und 
dem  verhängnissvollen  Ausgang  als  sicher  erwiesen  ansehen  kann.  Dagegen 
Ist  es  unzweifelhaft,  dass  das  Mittel  unter  Umständen  Gesundheitsstörungen 
auszulösen  vermag,  die  zwar  vor  dem  Aeussersten  Halt  machen,  die  aber 
zuweilen  doch  einen  sehr  erheblichen  Grad  erreichen  und  in  schweren  allge- 
meinen Erscheinungen,  Hautausschlägen,  Gelenkschwellungen  u.s.  w.  bestehen. 
Diese  Veränderungen  sind  der  Ausdruck  einer  besonders  lebhaften  Reaction 
des  Körpers  auf  die  Einführung  einer  differenten  Substanz,  wie  es  das  Blut- 
serum einer  fremden  Thierart  ist,  und  nicht  etwa  durch  die  in  dem  letzteren 
enthaltenen  Antitoxine  hervorgerufen,  von  seiner  specifischen  Wirkung 
daher  völlig  unabhängig.  Glücklicherweise  sind  es  seltene  Ausnahmen,  in 
denen  dem  Reiz  eine  so  gewaltige  Rückäusserung  folgt,  und  wenn  es  sich 
um  die  Heilung  der  bereits  ausgebrochenen  Krankheit  handelt,  nimmt  man 
die  entfernte  Möglichkeit  eines  so  unliebsamen  Zwischenereignisses  schliess- 
lich mit  in  den  Kauf.  Anders  aber  liegen  die  Verhältnisse  bei  der  Schutz- 
impfung. Hier  wird  sich  in  der  That  mancher  Arzt  besinnen,  ehe  er  ein 
nicht  unbedingt  unschädliches  Mittel  gegen  eine  nicht  unbedingt  sichere 
Infection  empfiehlt  und  verwendet.  Das  hat  Beb  ring  selbst  auch  alsbald 
erkannt  und  den  Hebel  an  der  richtigen  Stelle  angesetzt,  indem  er  sich  be- 
mühte, gerade  für  die  Zwecke  der  Immunisirung  ein  besonders  leistungsfähiges 
Serum  zu  bereiten,  von  dem  sehr  geringe  Mengen  schon  über  die  erforder- 
liche Zahl  von  Immunitätseinheiten  verfügen.  Je  kleiner  aber  die  jedesmal 
eingespritzte  Dosis,  um  so  grösser  die  Aussicht,  seinen  Nebenwirkungen  zu  ent- 
gehen, am  80  leichter  auch  der  Entschluss,  es  anzuwenden  und  die  Impfung 
anter  Umständen  sogar  in  kurzen  Zwischenräumen  zu  wiederholen. 

„In  der  That  lauten  die  seit  dieser  neuesten  Phase,  also  in  jüngster 
Zeit,  gesammelten  Erfahrungen  unzweifelhaft  günstig.  Namentlich  möchte 
ich  hier  auf  ein  von  berufenster  Stelle,  nämlich  aus  der  Kinderabtheilung 
der  königlichen  Gharite  herrührende  grosse  Beobachtungsreihe  über  460 
Immunisirungen  verweisen,  die  demnächst  im  Jahrbuch  für  Kinderheilkunde 
veröffentlicht  werden  wird.  Der  Liebenswürdigkeit  des  Herrn  Professor  H  e üb  - 
ner  und  seines  Assistenten,  des  Herrn  Stabsarztes  Dr.  Löhr,  verdanke  ich 
es,  dass  ich  schon  jetzt  einen  Einblick  in  ihre  Ergebnisse  habe  thun  dürfen, 
aus  denen  ich  hier  besonders  folgende  Punkte  hervorheben  will.  Einmal 
sind  die  Nebenwirkungen  entschieden  seltener  geworden;  ganz  verschwun- 
den sind  sie  freilich  auch  jetzt  noch  nicht,  selbst  in  denjenigen  Fällen,  in 
denen  nur  1  ccm  Serum  zur  Verwendung  kam  und  die  nöthige  Antitoxin- 
menge enthielt.  Aber  sie  entwickelten  sich  hier  doch  bei  117  Kindern  nur 
fünf  Mal,  und,  was  die  Hauptsache  ist,  sie  beschränkten  sich  regelmässig  auf 
ganz  unbedenkliche  Hautausschläge  ohne  Gelenkschmerzen  oder  gar 
-Schwellungen  und  allgemeine  Erscheinungen. 

„  Femer  war  der  specifische  Erfolg  ein  unverkennbarer.  Nachträgliche 
Erkrankungen  an  Diphtherie  hei  geimpften  Kindern  ereigneten  sich  nur  in 
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ganz  wenigen  Fällen  und  kamen  bei  wiederholt  geimpften  überhaupt  nicht 
Yor,  während  mehrere  Male  nicht  immunisirte  unter  den  gleichen  Bedin- 
gungen von  der  Infection  ergriffen  wurden.  Seit  Anfang  dieses  Jahres 
unterwirft  He  üb  n  er  desshalb  sämmtliche  aufgenommene  Kinder  der  Schutz- 
impfung, und  der  Fortschritt  gegenüber  den  früheren  Verhältnissen  ist 
danach  ein  recht  erheblicher,  der  namentlich  bei  einigen  bestimmten  Gruppen, 
so  auf  der  Masernabtheilung,  ohne  weiteres  in  die  Augen  springt. 

„Nach  diesen  Ergebnissen  ist  an  dem  grundsätzlichen  Werthe  der 
Immunisirung  ein  Zweifel  kaum  noch  möglich,  und  so  dürfen  wir  wohl  die 
frohe  Zuversicht  aussprechen,  dass  wir  uns  hier  auf  dem  richtigen  Wege 
befinden,  der  uns  zu  grossen  und  bedeutsamen  Erfolgen  führen  wird. 

„Ein  verhängnissvoller  Irrthum  aber  wäre  es  meines  Erachtens,  wollte 
man  von  der  Schutzimpfung  nun  eine  plötzliche  und  entscheidende  V^endung 
der  Dinge  erwarten.  Wenn  man  bedenkt,  dass  die  Vaccination  gegen  die 
Pocken,  eine  Maassregel,  deren  unendlicher  Segen  auch  dem  blödesten  Auge 
erkennbar  sein  sollte,  Jahrzehnte  gebraucht  hat,  um  sich  mühsam  durchzu- 
ringen, um  den  Eigensinn,  die  Dummheit  und  das  Vorurtheil,  diesen  geföhr- 
lichsten  Dreibund,  zu  überwinden,  wenn  man  sieht,  dass  heute,  an  der  Neige 
des  19.  Jahrhunderts,  im  Jubeljahr  der  Jenner'schen  Entdeckung,  in  der 
gewählten  Vertretung  des  auf  seine  Bildung  und  Intelligenz  stolzesten 
Volkes  ernsthafte  Angriffe  auf  die  Pockenimpfung  möglich  sind,  wenn  man 
liest,  dass  ein  Arzt,  ein  Professor  der  Medicin  an  der  Berliner  Hochschule, 
der  ihr  freilich  nur  auf  dem  Wege«  der  Zwangsvollstreckung  angethan  wor- 
den ist,  es  wagt,  vor  Laien  mit  seichten  Worten  am  Impfzwange  zu  mäkeln, 
dann  wird  man  aueh  in  unserem  Falle  nicht  an  den  raschen  Sieg  der  Wahr- 
heit glauben. 

„Noch  auf  ein  Menschenalter  hinaus  werden  desshalb  wohl  alle  die 
anderen  Abwehrmaassregeln  ihre  Bedeutung  behaupten  und  durch  das  Serum 
nicht  entbehrlich  werden.  Sollte  ich  mich  in  dieser  Voraussetzung  täuschen, 
um  so  besser;  aber  ich  fürchte,  dass  ich  mir  den  Ruf  des  falschen  Propheten 
nicht  hier  verdienen  werde. 

„Ich  bin  am  Ende  meiner  Ausführungen.  Wenn  ich  diejenigen  Punkte, 
die  unsere  besondere  Aufmerksamkeit  in  Anspruch  genommen  haben,  noch 
einmal  kurz  hervorheben  darf,  so  bilden  also  im  Kampfe  gegen  die  Diph- 
therie eine  geschlossene  Kette:  die  möglichst  ausgiebige  Aufspürung  des 
Infection sstoffes  durch  den  bacteriologischen  Nachweis  der  Löffler'schen 
Bacillen;  die  Anzeige  aller  entdeckten  Fälle;  die  Absperrung  derselben,  am 
besten  durch  Verbringung  ins  Krankenhaus,  bis  zum  Verschwinden  der 
specifischen  Keime ;  die  Desinfection  ihrer  näheren  Umgebung.  Zum  Schutze 
der  Gesunden  kommen  dann  ferner  die  prophylaktischen  Gurgelungen  und 
endlich  die  Impfungen  mit  dem  Behrin gesehen  Serum  in  Betracht. 

„Alle  diese  Mittel  stellen,  wenn  ich  so  sagen  darf,  die  specifische  Pro- 
phylaxe der  Diphtherie  dar,  sie  wenden  sich  nur  und  ausschliesslich  gegen 
diese  Seuche.  Aber  daneben  giebt  es  nocL  eine  Reihe  von  Maassnahmen, 
die  sich  im  Allgemeinen  gegen  die  ganze  Sippe  der  Infectionskrankheiten 
richten,  daher  auch  der  Diphtherie  zu  Gute  kommen  und  in  dem  hier  ent- 
worfenen Bilde  nicht  völlig  fehlen  dürfen.  Dahin  gehört  z.  B.  die  Ver- 
besserung der  WohnuDgsverhältnisse  der  niederen  Classen,  die  Verringerung 
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der  Wohnungsdichte,  die  für  die  Verbreitung  der  Epidemie  zweifellos  eine 
so  bedeutsame  Rolle  spielt,  die  Erziehung  zur  Reinlichkeit,  die  Hebung  der 
Jansen  Lebenshaltung,  kurz,  die  Berücksichtigung  der  socialen  Seite  der 
Frage. 

„Den  Kampf  gegen  die  Diphtherie  in  dem  Sinne  zu  organisiren,  den 
ich  in  meinen  Erörterungen  zu  kennzeichnen  versucht  habe,  ist  in  erster 
Xiinie  Aufgabe  der  öffentlichen  Gewalten.  Aber  man  darf  von  ihnen  nicht 
Alles  erwarten.  Das  gesteckte  Ziel  kann  nur  erreicht  werden,  wenn  jeder 
Einzelne  an  seinem  Theile  zu  werkthätiger  Mitarbeit  bereit  ist.  Vor  vielen 
Anderen  aber  sind  wohl  die  Mitglieder  unseres  Vereins  berufen,  hier  anzu- 
^preifen.  Das  gilt  besonders  von  den  Aerzten,  in  deren  Hand  das  Schicksal 
der  Seuchenverhütung  wesentlich  ruht,  ohne  deren  Unterstützung  und  guten 
Willen  bacteriologische  Untersuchung  der  verdächtigen  Fälle,  Ueberweisung 
ins  Krankenhaus,  Ausübung  der  Schutzimpfung  u.  s.  w.  völlig  undurchführ- 
bar sind.  Aber  auch  an  Sie  gehen  meine  Worte,  die  Sie  als  Hüter  unserer 
Gemeinwesen  über  das  Wohl  der  Bürger  gesetzt  sind.  Richten  Sie  an  Ihren 
Hospitälem  Reconvalescentenstationen  und  bacteriologische  Laboratorien 
•ein,  schaffen  Sie  die  Möglichkeit  einer  wirksamen  und  unentgeltlichen  Des- 
tnfection,  gewähren  Sie  die  Mittel  für  die  Immunisirung  mit  Hülfe  des 
Serums. 

„Es  ist  wahrlich  ein  eigenthümliches  Schauspiel,  dass  es  in  der 
Regel  eines  besonderen  Anstosses  bedarf,  um  den  Selbsterhaltungstrieb  des 
Menschengeschlechts  bis  zu  Aeusserungen  zu  steigern,  die  sich  in  Mark  und 
Pfennigen  bewerthen  lassen.  Meist  geschieht  das  erst,  wenn  wir  einmal  die 
Ehre  fremden  Seuchenbesuchs  haben,  namentlich  wenn  die  Cholera  im  Lande 
erscheint.  Dann  erwachen  überall  hygienische  Regungen,  überstürzen  sich 
die  Behörden  in  Verfügungen,  wird  der  etatssteifeste  Stadtverordnete 
plötzlich  bewilligungseifrig,  zieht  man  sogar  die  Sanitätscommissionen,  die 
sich  sonst  ungestörter  Ruhe  erfreuen  dürfen,  wie  die  Staatskarossen  bei  hoch- 
feierlichen  Gelegenheiten  aus  dem  Stall,  und  werden  gesundheitliche  Reformen 
•möglich,  die  vorher  völlig  aussichtslos  waren. 

„Aber  soll  wirklich  immer  nur  der  Teufel  Kirchen  bauen  helfen,  soll 
-der  Hygieniker  die  Cholera  immer  wieder  nur  mit  einem  frohen,  einem 
trüben  Auge  scheiden  sehen,  und  ist  es  nicht  besser,  schon  in  Friedens- 
zeiten für  den  Kampf  zu  rüsten?  Doch  was  sage  ich  in  Friedenszeiten? 
Befinden  wir  uns  doch  mitten  in  der  mörderischsten  Schlacht,  die  Menschen- 
opfer fordert  unerhört.  Kein  grösserer  Irrthum  als  die  Annahme,  dass  die 
Macht  der  Diphtherie  von  selbst  zusammenbrechen  werde.  Die  Fabel  von 
•dem  freiwilligen  Zurückweichen  der  Seuche  kann  vor  der  Statistik  nicht 
•bestehen;  ich  habe  Eingangs  schon  erwähnt,  dass  die  Sterblichkeitsziffem 
für  das  Deutsche  Reich  eine  ganz  gewaltige  Zunahme  der  Mortalität  an 
Diphtherie  von  1892  auf  1893  erkennen  lassen,  und  es  sei  hier  hinzugefügt, 
-dass  auch  im  Jahre  1894  in  deutschen  Städten  mit  mehr  als  15  000  Ein- 
wohnern, für  die  bisher  allein  die  Zahlen  vorliegen,  der  Procentsatz  der 
Todesfälle  an  dieser  Seuche  den  der  Jahre  1888,  1890,  1891,  1892,  mehr 
-oder  minder  erheblich  übertrifft. 

„Vertrauensselige  Zuversicht  ist  also  hier  gewiss  nicht  am  Platze;  es 
.gilt  im  Gegentheil,  alle  Hände  zu  rühren,  alle  Kräfte  anzuspannen,  um  den 
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furchtbaren  Würgengel  zu  besiegen,  dessen  sengender  Todeshauch  gerade 
die  schönste  Jugendblüthe  vom  Baume  der  Menschheit  streift  und  elend 
dahinwelken  lässt.  Helfen  Sie,  meine  Herren,  alle  mit,  an  diesem  Werke,, 
es  ist  wahrlich  des  Seh  weisses  der  Edlen  werth!** 

Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet. 

Bahn-  und  Impfarzt  Dr.  Thiele  (Kappel- Chemnitz)  giebt  Mitthei* 
lung,  wie  er  seit  nunmehr  drei  Jahren  in  seinem  Wohnorte,  einem  vorwiegend 
von  Fabrikarbeitern  bewohnten  Voroi^te  der  Fabrik-  und  Handelsstadt  Ohem- 
nits^  praktisch  Prophylaxe  der  Diphtherie  treibe,   die  vollständig  mit  den 

Schlusssätsen  des  Referenten  übereinstimme.  Die  Diphtherie  fordere,  wie 
allgemein  feststehe,  ihre  Opfer  vorzugsweise  im  vorschulpflichtigen  Alter  und 
in  den  beiden'  ersten  Schuljahren.  Daraus  folge,  dass  es  zwei  Orte  seien^ 
an  denen  Derjenige,  der  praktische  Prophylaxe  treiben  wolle,  sein  Werk 
beginnen  müsse:  in  der  Familie  und  in  der  Schule. 

Schon  in  wohlhabenden  Kreisen  sei  die  strenge  Isolirung  der  Erkrankten 
schwierig,  wie  viel  mehr  in  kinderreichen  Familien  in'  kleinen,  engen  Woh- 
nungen! Durch  Entfernung  der  noch  nicht  erkrankten  Kinder  zu  anderen 
Leuten  werde  der  Verbreitung  der  Diphtherie  Vorschub  geleistet.  Strenge 
Isolirung  der  Erkrankten  ohne  gleichzeitige  Gefahrdung  anderer  Familien 
sei  also  bei  der  Mehrzahl  der  Wohnungen  unserer  weniger  bemittelten  Mit- 
bürger fast  unmöglich.  Andererseits  lehre  die  Erfahrung,  dass  inmitten 
einer  grösseren  Kinderschaar  ein  schwerer  Fall  behandelt  werden  könne, 
ohne  dass  eine  neue  Ansteckung  erfolge,  wobei  wesentlich  die  Diaposition 
ihre  geheimnissvolle  Rolle  spiele. 

Denjenigen  Eltern  nun,  die  nicht  in  der  Lage  seien,  Extrakrankenstuben 
und  Extrawartepersonal  zu  halten,  solle  man  die  Waffe  in  die  Hand  geben, 
die  seit  je  die  beste  gewesen  sei  bei  der  Bekämpfung  eines  bösen  Feindes, 
die  Waffe  der  Aufklärung  und  Belehrung.  Gerade  heute,  wo  fast 
Jeder,  wenn  er  von  Hygiene  höre,  an  Desinfection  denke,  an  Ueberschwem- 
mung  mit  Carbolsäure  u.  dergl.,  sei  es  nöthig,  dass  die  praktischen  Aente 
auch  mehr  praktische  Hygiene  treiben.  Es  gebe  ja  mancherlei  wohlgemeinte- 
Schriften  über  Prophylaxe  der  Diphtherie,  aber  diese  seien  für  die  Allgemeio-^ 
heit  zu  theuer  und  zu  umfangreich,  und  werden  in  Folge  dessen  nicht 
gelesen.  Er  gebe  seine  Belehrung  in  Gestalt  eines  kleinen  Plakates,  auf 
dem  in  kurzen,  und  wie  er  glaube,  allgemein  verständlichen  Sätzen,  das 
Ganze  der  Diphtheriepraxis  verzeichnet  stehe.  Und  da  eine  Epidemie  aus 
einzelnen  kleinen  Hausepidemieen  bestehe,  lasse  er  durch  den  Hauswirth  in 
jedem  Hause,  in  dem  auch  nur  ein  Fall  in  seine  Behandlung  komme,  diese 
Plakate  an  alle  Miethsparteien  vertheilen.  Er  habe  die  Genugthuung,  dass, 
seitdem  er  so  vorgehe,  er  fast  in  keinem  Hause  eine  neue  schwere  Diphtherie- 
in fection  zu  beklagen  gehabt  habe.  Auf  diese  Weise  lasse  sich  zwar  die 
Diphtherie  nicht  vernichten,  aber  erfolgreich  bekämpfen.  Den  Schwerpunkt 
dieser  Bekämpfung  lege  er  eben  auf  die  Aufklärung  derer,  die  es  zunächst 
angehe,  der  Eltern  und  der  Erzieher,  in  der  angegebenen  Weise  durch  Ver- 
theilung  kurzer  aber  deutlicher  „Vorsichts-  und  Verhaltungsmaassregeln* 
in   jedem   inficirten   Hause.      Gleich   empfehlenswerth  sei    eine  Yertheilung: 
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der  Plakate  an  die  Schulkinder  einer  inficirten  Classe  seitens  des  Lehrers, 
ein  Vorgehen,  dem  sich  auch  die  Stadt  Berlin  in  ihren  Gemeindeschalen 
angeschlossen  habe. 

Auf  diese  Weise  werde  im  Laufe  der  Zeit  fast  ohne  erhebliche  Kosten 
der  Diphtherie  nach  und  nach  der  Boden  abgegraben  und  das  Leben  vieler 
hoffnungsvoller  Kinder  ihren  Eltern  und  dem  Staate  erhalten. 

KreisphysieuS  Dr.  Berger  (Neustadt  a.  R.)  weist  auf  die  mancher, 
lei  Einwände  hin,  die  gegen  die  Serumtheraphie  der  Diphtherie  gerichtet 
seien,  und  auf  die  von  den  Serumgegnern  aufgestellten  Statistiken.  Er  sei 
der  Ansicht,  dass  man  nur  dann  zu  einer  einwandfreien  Statistik  gelangen 
könne,  nur  dann  einen  klaren  Einblick  nicht  nur  in  den  praktischen  Werth 
des  Serums,  sondern  in  die  Verhältnisse  der  Diphtherie  überhaupt  bekommen 
könne,  wenn  die  Statistik  zunächst  auf  möglichst  kleine  Gebiete,  auf  die 
einzelnen  Kreise  beschränkt  werde.  Diese  statistischen  Kreisstellen  seien 
natürlich  im  Anschluss  an  die  bacteriologischen  und  hygienischen  Gentral- 
stellen  für  den  Kreis  zu  errichten.  Nur  so  seien  wirklich  praktische  Resul- 
tate zu  erwarten,  wenn  Gentralstellen  für  die  einzelnen  Kreise  errichtet 
würden,  nicht  für  grössere  Gebiete  oder  gar  unregelmässig  über  das  Reich 
verstreut. 

Director  des  bacteriologischen  Instituts  Dr.  Burtli  (Bremen) 

empfiehlt  zunächst  die  Errichtung  bacteriologischer  Untersuchungsstationen. 
In  Bremen ,  wo  seit  zwei  Jahren  eine  solche  Untersuchungsstation  bestehe, 
kommen  nach  den  Meldungen  monatlich  40  bis  50  Diphtheriefälle  vor,  und 
von  diesen  seien  jetzt  regelmässig  monatlich  20  bis  30  Fälle  an  die  Station 
zur  Untersuchung  gelangt.  Das  zeige,  dass  diese  Einrichtung  sich  bei  den 
Aerzten  einer  Beliebtheit  erfreue,  und  diese  Beliebtheit  habe  sich  dauernd  ge- 
steigert. 

Was  nun  die  im  Anschluss  an  solche  Untersuchungsstationen  zu  schaflfen- 
den  Gentralstellen  betreffe,  von  denen  aus  die  Beurtheilung  der  ganzen  Epi- 
demie erfolgen  solle ,  so  schlage  er ,  wenigstens  vorläufig ,  eine  kleine  Ein- 
schränkung vor.  Er  denke  sich  den  Betrieb  einer  solchen  Gentralstelle 
folgendermaassen :  zunächst  gelangen  nur  die  Fälle  zur  Untersuchung ,  bei 
denen  die  Diagnose  in  irgend  einer  Weise  zweifelhaft  sei,  vor  Allem  also 
solche  Krankheitsfalle,  bei  denen  der  Belag  die  Mandeln  nicht  überschreite. 
Damit  werde  sowohl  der  Gentralstelle  eine  grosse  Arbeitslast  erspart,  indem 
sie  nicht  in  unzweifelhaften  klinischen  Fällen  noch  zu  untersuchen  brauche, 
als  auch  den  Aerzten,  denen  die  Entnahme  des  Untersuchungsstoffes  von 
solchen  Fällen  lästig  erscheine. 

Femer  sei  auf  die  kleine  Unsicherheit  Rücksicht  zu  nehmen,  die  immer 
noch  den  bacteriologischen  Untersuchungen  anhafte,  dass,  wenn  auch  in  sehr 
seltenen  Fällen,  bei  unzweifelhaft  bestehender  Diphtherie  der  Nachweis  der 
Bacillen  nicht  geführt  werden  könne.  Dies  habe  in  den  meisten  Fällen 
seinen  Grund  in  der  unzweckmässigen  Entnahme  des  Krankheitsstoffes  und 
werde  mit  der  zunehmenden  Kenntniss  der  Aerzte  in  diesen  ganzen  Angelegen- 
heiten sich  verringern.  Aber  es  werde  immerhin  zu  Miss  Verständnissen 
führen,  wenn  in  einem  klinisch  ganz  unzweifelhaften  Falle  einmal  nicht  der 
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BaciUus  gefunden  werde.  Es  könne  aber  der  Gentralstelle  mit  Leichtigkeit 
das  Mittel  an  die  Hand  gegeben  werden,  um  sich  aus  dieser  Schwierigkeit 
herauszuhelfen,  indem  die  Aerzte  bei  jeder  Diphtheriemeldung  kurze  Frage- 
bogen einschicken,  in  denen  die  wichtigsten  Krankheitserscheinungen,  zum 
Mindesten  der  Sitz  des  Belages,  geschildert  seien.  Dann  werde  es  die  Gentral- 
stelle in  der  Hand  haben,  danach  die  Erkrankung  zu  beurtheilen,  und  werde 
schon  die  Fragebogen,  die  von  Naturheilkundigen,  Wasserkünstlem  und 
Schäfern  etwa  einlaufen,  gebührend  würdigen  können. 

Ein  zweiter  Punkt,  der  vielleicht  noch  weiterer  Klärung  bedürfe,  sei  die 
Frage  der  Behandlung  Derjenigen,  welche  vollkommen  gesund  erscheinen, 
bei  denen  aber  der  Diphtheriebacillus  gefunden  werde.  Was  mit  diesen  die 
Gentralstelle  machen  solle,  werde  noch  der  Zukunft  zu  weiterer  Ueberlegung 
zu  überlassen  sein;  jedenfalls  sei  es  noch  nicht  angebracht,  schon  die  prak- 
tische Folgerung  zu  ziehen,  dass  man  solche  Fälle  isolire  und  so  lange 
bewahre,  bis  die  BaciUen  geschwunden  seien. 

Sodann  scheine  es  unerlässlich,  auch  an  dieser  Stelle  noch  einmal  zu 
betonen,  was  der  Referent  schon  hervorgehoben  habe,  die  ungeheuer  segens- 
reiche Wirkung  von  Behring^s  Heilserum.  Trotz  aller  kleinen  Anstände, 
zu  denen  man  auch  das  Vorkommen  des  Langerh an s^ sehen  Falles  rechnen 
könne,  sei  wohl  hierin  das  souveräne  Mittel  gelegen,  das  man  zur  Erleichte- 
rung der  vordem  so  drückenden  Seuche  habe.  Vom  rein  bacteriologiscfaen 
Standpunkte  sei  es  eigentlich  zu  bedauern,  dass  das  Serum  gefunden  sei. 
Damit  sei  der  Seuche  ein  Hauptstachel  genommen,  und  die  praktischen 
Maassregeln,  die  auf  ihre  Verdrängung  hinauslaufen,  werden  nun  nicht  mehr 
mit  dem  Eifer  betrieben,  wie  es  vielleicht  sonst  der  Fall  gewesen  wäre. 

Zum  Schluss  noch  ein  Wort  über  die  Immunisirung.  Hier  habe  er  in 
Bremen  eine  längere  Versuchsreihe  angestellt,  indem  er  vollkommen  unpar- 
teiisch alle  Familien  zusammengestellt  habe,  in  denen  Diphtheriefalle  vor- 
gekommen seien,  bei  gleichzeitigem  Vorhandensein  weiterer  Kinder  in  der- 
selben Familie,  und  dabei  sei  er  zu  der  festen  Ueberzeugung  gekommen, 
dass  in  solchen  Familien,  in  welchen  nach  Ansicht  des  behandelnden  Arztes 
eine  genügende  Trennung  der  noch  gesunden  Kinder  von  den  erkrankten 
nicht  durchführbar  sei,  eine  selbst  zwangsweise  Immunisirung  sich  von 
grösstem  Segen  erweisen  werde.  Er  habe  etwa  50  Fälle  von  durch  BaciUen- 
nachweis  sichergestellter  Diphtherieerkrankung  bei  ^  Anwesenheit  weiterer 
Kinder  in  der  Familie  zusammenstellen  können,  und  dabei  habe  sich  ergeben, 
dass,  wenn  zweckmässig  und  rücksichtslos  sofort  immunisirt  worden  sei,  nur 
ein  einziger  Fall  bei  etwa  100  immunisirten  Kindern  in  etwa  30  Familien  sich 
ereignet  habe,  und  zwar  circa  sechs  Wochen  nach  der  Immunisirung,  also 
ziemlich  an  der  Grenze  dessen ,  was  nach  den  jetzigen  Erfahrungen  über- 
haupt mit  der  Immunisirung  zu  erreichen  sei,  während  andererseits  in  den 
Familien,  in  denen  dies  nicht  geschehen  sei,  ganz  trostlose  Zustände  sieh 
entwickelt  hätten,  hier  sei  ein  zweiter,  ein  dritter,  ein  vierter  und  ein  fünfter 
Fall  nachgehinkt. 

Oberbürgermeister  Zweigert  (Essen)  glaubt  als  praktischer  Ver- 
waltungsbeamter einige  Bedenken  gegen  die  Ausführungen  des  Referenten, 
wenigstens  soweit  sie  zur  Zeit  sich  ausführen  lassen,  vorbringen  zu  sollen. 
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Der  Herr  Referent  habe  ja  selbst  gesagt,  dass  er  nicht  Dasjenige,  was  augen- 
blicklich ausgeführt  werden  solle,  verlangen  wolle,  sondern  den  praktischen 
Yerwaltungsbeamten  überlassen  müsse,  zu  überlegen,  was  davon  ausgeführt 
werden  könne.  Andererseits  aber  habe  er  am  Schlüsse  seines  Vortrages 
erklärt,  dass  die  Durchführung  seiner  Maassnahmen  Aufgabe  der  öffentlichen 
Gewalt  sei,  womit  also  wohl  die  Polizeibehörde  gemeint  sei,  dass  der  Referent 
also  wünsche,  dass  alle  diese  Maassnahmen  im  Wege  polizeilichen  Zwanges 
durchgeführt  werden.  In  ähnlicher  Weise  sei  ja  bereits  die  Anzeigepflicht 
bei  ansteckenden  Krankheiten,  in  einigen  Städten  auch  die  Desinfection, 
zwangsweise  geregelt.  Hinsichtlich  der  Anzeigepflicht  der  Aerzte  lasse  er 
sich  diesen  Zwang  gefallen,  polizeilicher  Zwang  der  Absonderung,  der  Des- 
infection greife  aber  schpn  allzu  sehr  in  das  ganze  Leben  ein,  aber  vollends 
stets  unter  polizeilicher  Gontrole  zu  stehen,  ob  man  nicht  einer  Diphtherie 
oder  Tuberculose  oder  sonst  irgendwie  verdächtig  sei,  müsse  doch  in  der 
That  das  Leben  kaum  noch  als  ein  lebenswürdiges  erscheinen  lassen.  Wenn 
der  Herr  Referent  den  Ausspruch  bedaure,  dass  es  Unrecht  sei,  unter  Umstän- 
den ein  kleines  Kind  seiner  Mutter  zu  entreissen,  und  es  zwangsweise  in  eine 
Krankenanstalt  zu  bringen,  so  müsse  er  dem  gegenüber  betonen,  dass  es 
doch  die  Imponderabilien  unseres  Lebens  seien,  die  unser  Leben  erst  wirk* 
lieh  lebenswerth  machen.  Wenn  man  mit  diesen  aufräumen  und  im  Interesse 
hygienischer  oder  sonstiger  Maassnahmen  auf  diese  nicht  mehr  achte,  dann 
sei  in  der  That  mit  unserem  Leben  nicht  mehr  viel  anzufangen. 

Aehnlich  sei  es  auch  mit  unseren  Desinfectionsmaassn ahmen,  die  nach 
dem  Ausspruche  des  Referenten  selbst,  zum  Theil  wirkungslos,  kostspielig 
und  lästig  seien,  und  dabei  auch  oft  unausführbar,  sei  es  wegen  der  beschränkten 
Wohnungsverhältnisse,  wegen  des  Widerstandes  der  Leute  u.  dergl.  Bei 
allen  diesen  Maassnahmen  scheine  ihm  die  Hauptsache,  durch  Belehrung  zu 
wirken,  jeden  Einzelnen  zu  überzeugen  zu  suchen,  freiwillig  diese  Maass- 
nahmen vorzunehmen ,  aber  von  vornherein  jeden  polizeilichen  Zwang  mög- 
lichst fern  zu  halten. 

PriTatdocent  Stabsarzt  Dr.  Jaeger  (Stuttgart)  stimmt  dem  Vor- 
redner darin  bei,  dass  es  wichtiger  sei,  die  von  dem  Referenten  geforderten 
Maassnahmen  mehr  durch  Belehrung  als  durch  polizeilichen  Zwang  zu 
erreichen.  Zu  dieser  Belehrung  sei  die  Hauptsache,  die  praktischen 
Aerzte  dafür  zu  interessiren,  bei  ihnen  die  noch  sehr  verbreitete  und  häuflg 
aus  mangelhaften  bacteriologischen  Kenntnissen  entspringende  Skepsis 
und  den  daraus  entspringenden  Fatalismus  zu  bekämpfen.  Dann  komme 
die  Schulung  des  Pflegepersonals:  die  von  dem  Redner  geschilderte  Prophy. 
laxe  verlange  ein  minutiöses  Eingehen  auf  die  kleinsten  Details  und  dazu 
bedürfe  es  einer  Schulung  des  Pflegepersonals  in  diesem  Sinne,  so  zu  sagen 
eines  bacteriologischen  Denkens  desselben.  Als  Drittes  komme  hierzu  dann 
eine  Schulung  und  Aufklärung  des  Publicums  selbst,  welches  diese  Aufklä- 
rung dringend  verlange  und  welches  sie  vom  Arzt  und  vom  Hygieniker 
empfangen  müsse. 

Schliesslich  wolle  er  noch  einem  Einwand  begegnen,  der  vielleicht 
gemacht  werden  könne,  dass  alle  die  Absperrungsmaassregeln  u.  dergl.,  wenn 
man  das  trostlose  Elend  des  Proletariats  bedenke,  überhaupt  nicht  durch- 
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geführt  werden  können.  Dann  könne  man  überhaupt  gar  nichts  thun.  Die 
Cholera  sei  doch  gewiss  eine  Krankheit  des  Proletariats,  und  wie  habe  man 
sie  beseitigen  gelernt!  Mit  den  hygienischen  Maassregeln  brauche  man 
nicht  da  anzufangen,  wo  sie  am  schwersten  durchführbar  seien,  beim  Prole- 
tariat, und  man  dürfe  nicht  über  das  Proletariat  die  oberen  Zehntausend 
vergessen.  Wo  ein  Fortschritt  in  der  Welt  entstanden  sei,  sei  er  von  oben 
gekommen,  von  den  Gebildeten,  von  den  intelligenten  Schichten  der  Bevölke- 
rung, und  habe  sich  allmählich  auf  die  breiteren  Schichten  fortgesetzt.  Dess- 
halb  solle  man  nicht  die  Möglichkeit  einer  Absperrung,  besser  gesagt,  die 
Möglichkeit  eines  Abfangens  der  lufectionsstoffe  direct  vom  Krankenbette 
durchaus  a  limine  abweisen.  Wenn  man  auch  den  Verkehr  nicht  gänzlich 
„pilzdicht"  abschliessen  könne,  so  schade  das  nichts,  jeder  einzelne  Infections- 
keim  vererbe  sich  ins  Unendliche ,  und  deshalb  sei'  das  Abfangen  eines  ein- 
zigen unter  Umständen  eine  Rettung  des  Lebens  von  Hunderten  und  Tausenden. 

Senator  and  Polizeidlrector  Dr.  Gerland  (Hildesheim)  tritt  den 

Ausführungen  des  Herrn  Oberbürgermeister  Z  weigert  entgegen.  Als 
Polizeidirector  von  Hildesheim  gehe  er  in  hygienischer  Richtung  mit  einer 
ziemlichen  polizeilichen  Strenge  vor,  aber  dabei  habe  er  eigentlich  uicht  mit 
sehr  grossen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  gehabt,  das  Publicum  habe  sehr 
bald  einzusehen  gelernt,  von  wie  grossem  Nutzen  diese  Zwangsmittel  seien« 

In  Hildesheim  bestehe  eine  Anzeigepflicht  bei  ansteckenden  Krank- 
heiten, und  wenn  einmal  einer  der  Herren  Aerzte  darin  seiner  Verpflichtung 
nicht  nachgekommen  sei,  dann  habe  er  ihn  in  Strafe  genommen.  Das  habe 
ganz  gut  gewirkt,  die  Herren  haben  es  nicht  mehr  vergessen.  Auch  in 
Betreff  Desinfection  bei  ansteckenden  Krankheiten  habe  er  eine  Polizeiver- 
ordnung erlassen;  dieselbe  geschehe  durch  geschulte  Desinfectoren  unter 
Leitung  des  Oberarztes  des  städtischen  Krankenhauses  und  für  die  Armen 
auf  Kosten  der  Armenverwaltung.  Das  Publicum  habe  sich  sehr  schnell 
daran  gewöhnt  und  sei  jetzt  sehr  froh ,  dass  die  Desinfection  vorgenommen 
werde.  Bei  Typhus  und  bei  Dyphtherie  in  gehäufterem  Auftreten  gehe  er 
selbst  mit  einem  Architecten  und  dem  Kreisphysikus  in  die  Häuser,  um 
herauszufinden ,  was  vielleicht  die  Ursache  sein  könne ,  und  wenn  er  dann 
die  Desinfection  anordne,  seien  die  Leute  meist  sehr  dankbar  dafür.  Nur 
ein  einziges  Mal  habe  er  nöthig  gehabt,  die  Desinfection  zwangsweise  durch- 
führen zu  lassen.  Die  Sache  lasse  sich  also  sehr  wohl  durchführen,  ohne 
dabei  das  Publicum  in  die  Zwangsjacke  zu  stecken,  und  ohne  dass  das 
Publicum  die  Freude  am  Leben  verlöre. 

Weiter  habe  er  eine  Polizeiverordnung  erlassen,  wonach  bei  allen  an- 
zeigepflichtigen Infectionskrankheiten  die  Leichen  der  daran  gestorbenen 
Personen  innerhalb  24  Stunden  aus  dem  Sterbehause  nach  einer  Leichen- 
halle verbracht  werden  müssen,  die  sowohl  die  Stadt  wie  einzelne  kirch- 
liche Gemeinden,  die  noch  eigene  Kirchhöfe  haben,  in  würdiger  Ausstattung 
hergestellt  haben.  Das  Publicum,  speciell  auch  dasjenige  der  ärmeren 
Classe,  habe  es  sehr  dankbar  anerkannt,  dass  es  den  Leichnam  eines  An- 
gehörigen nicht  mehr  im  Hause  stehen  zu  lassen  brauche.  Nur  einmal 
habe  er  mit  einer  wohlsituirten  Familie  Schwierigkeiten  gehabt,  die  ihr  Kind 
nicht  habe  herausgeben  wollen;   da  habe  er  so  zu  sagen  Zwang  angewandt. 
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Was  nun  speciell  die  Entfernung  yon  Diphtheriekranken  aus  dem 
Hause  anlange,  so  gehe  er  auch  da  mit  ziemlicher  Strenge  vor,  wenn  solches 
nöthig  sei.  Meist  aber  seien  die  armen  Leute  sehr  erfreut,  wenn  sie  ihre 
kranken  Kinder  in  das  Krankenhaus  —  Hildesheim  habe  ein  neues,  sehr 
schönes  städtisches  Krankenhaus  —  bringen  können.  Könne  aber  eine 
Matter  sich  nicht  entschliesseUj  sich  von  ihrem  Kinde  zu  trennen,  so  sei 
auch  dafür  Vorsorge  getroffen,  indem  auf  der  Abtheilung  für  Diphtherie- 
kranke Zimmer  mit  2  Betten  eingerichtet  seien,  in  welchen  die  Mutter  mit 
ihrem  Liebling  Aufnahme  finden  könne.  Auf  diese  Weise  werde  also  so 
sanft  als  möglich  verfahren,  es  bewähre  sich  aber  sehr.  Desshalb  bitte  er 
die  Herren,  vor  den  polizeilichen  Zwangsmaassregeln,  die  der  Referent 
Torgeschlagen  habe ,  keine  allzu  grosse  Angst  zu  haben ,  man  könne  sie 
recht  human  und  doch  recht  kräftig  durchfuhren. 

Oberbfirgermeister  Zweigert  (Essen)  macht  darauf  aufmerksam, 
dass  der  Vorredner  eben  erklärt  habe,  dass  er  zu  polizeilichen  Zwangs- 
maassregeln nur  sehr  selten  habe  übergehen  müssen.  Er  habe  daher  zu- 
gegeben, dass  auch  er  als  das  wünschenswertheste  Ziel  ansehe,  die  polizei- 
lichen Zwangsmaassregeln  zu  vermeiden  und  wesentlich  im  Wege  der 
Belehrung  vorzubeugen.  In  seiner  Stadt  Hildesheim  sei  es  ihm,  wie  er  mit- 
getheilt  habe,  gelungen,  es  mit  der  Belehrung  so  weit  zu  bringen,  dass  die 
Leute  Alles  das  freiwillig  thun,  was  er  für  wünschen swerth  erachte.  Wenn 
man  den  Herrn  Vorredner  gesehen  und  die  wohlwollende  Art  seines  Vor- 
trages und  seines  ganzen  Wesens  beobachtet  habe ,  werde  man  sich  darüber 
auch  gar  nicht  wundern,  dass  ihm  dies  in  glänzender  Weise  gelungen  sei, 
und  man  könne  nur  jeder  Stadt  einen  solchen  Polizeiverwalter  wünschen, 
dann  sei  er  fest  überzeugt,  dass  seine  Warnung  überflüssig  gewesen  sei. 

Baiinieister  Hartwig  (Dresden)  stellt  an  die  anwesenden  Aerzte  die 
Frage,  wie  sie  es  erklären,  dass,  während  die  Angehörigen  diphtherie- 
kranker Kinder  mit  aller  Energie  darauf  hingewiesen  werden,  das  kranke 
Kind  von  den  anderen  abzutrennen,  und  während  weiter  verlangt  werde, 
dass  Kinder  einer  Familie,  in  welcher  ein  diphtheriekrankes  Kind  liege 
nicht  zur  Schule  dürfen,  doch  der  Arzt,  der  das  Kind  behandelte,  in  der 
nächsten  halben  Stunde  zu  einem  nicht  diphtheriekranken  Kinde  im  Nach- 
barhause gehe.  Wenn  man  dem  Hausvater  darüber  Aufklärung  geben  und 
ihn  überzeugen  könne,  dass  und  warum  die  Geschwister  seines  erkrankten 
Kindes  eine  Gefahr  für  die  anderen  seien,  der  Arzt  aber  ansteckungsfrei 
sei,  dann  werde  der  Hausvater  vielleicht  lieber  darauf  eingehen ,  seine  noch 
gesunden  Kinder  von  anderen  Kindern  abzusperren. 

Da  sich  Niemand  weiter  zur  Discussion  gemeldet  hat,  wird  ^dieselbe 
geschlossen  und  erhält  das  Schlusswort 

Referent  Prof.  Dr.  Karl  Fraenkel  (Halle):  „Meine  Herren!  Ich 
kann  mich  ausserordentlich  kurz  fassen,  da  die  Mehrzahl  aller  Derjenigen, 
die  an  der  Discussion  betheiligt  waren,  mit  meinen  Ausführungen  im  Wesent- 
lichen übereingestimmt  haben,   ein  Ergebniss,  das  ich,   wie  ich  Ihnen  jetzt 
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wohl  yerrathen  kann,  vorher  selbst  gar  nicht  erwartet  hatte.  Nar  die  Bemer- 
kungen des  Herrn  Oberbürgermeisters  Zweigert -Essen,  die  ja  freilich 
schon  durch  die  Erörterungen  seines  verehrten  Nachredners  neutraÜBirt 
worden  sind,  geben  mir  zu  einigen  ganz  kurzen  Worten  Veranlassung. 
Zunächst  möchte  ich  betonen,  dass  es  mir  sehr  angenehm  war,  dass  nach 
dem  Theoretiker  auch  ein  Praktiker  hier  zum  Wort  gelangte.  Während 
ich  die  beiden  ersten  Seiten  des  Parallelogramms  der  Kräfte  gezogen  habe« 
hat  er  sich  bemüht,  die  beiden  anderen  hinzu  zu  zeichnen,  und  es  wird  nun 
nicht  allzu  schwer  werden,  die  richtige  Diagonale  zu  ziehen.  Nur  das 
möchte  ich  noch  hervorheben:  Herr  Oberbürgermeister  Zweigert  hat  mir 
supponirt,  ich  hätte  bei  der  „öffentlichen  Gewalt^  wesentlich  an  die  Polizei 
gedacht.  Ich  kann  versichern,  dass  das  nicht  der  Fall  gewesen  ist,  dass 
ich  in  meiner  Phantasie  keinen  Schutzmann  vor  mir  gesehen  habe,  als  ich 
diese  Erörterungen  zu  Papier  brachte  und  Ihnen  vortrug.  Ich  stelle  mir 
die  Sache  anders  vor.  Ich  denke  sie  mir  in  der  That  wesentlich  auf  einem 
milderen  Wege  verwirklicht,  durch  Errichtung  von  bacteriologischen  I^abora- 
torien,  von  möglichst  guten,  schönen  und  grossen  Krankenhäusern,  in  die 
die  Patienten  ohne  Zögern  und  ohne  Widerstand  zu  leisten,  hineingehen  u.  s.  f. 
Ganz  ohne  Zwang  —  das  ist  zuzugeben  —  werden  wir  allerdings  nicht 
vorwärts  kommen.  Ich  glaube  aber,  wir  sollten  dieses  Kreuz  hier  auch  ohne 
sonderliche  Bedenken  auf  uns  nehmen ,  schon  in  Rücksicht  auf  die  Genera- 
tionen, die  nach  uns  kommen.  Denn  es  handelt  sich  bei  der  Diphtherie  um 
eine  Krankheit,  die  nur  beim  Menschen  auftritt,  die  ausserhalb  des  Menschen 
keinen  Boden  hat,  und  die  desshalb  mit  dem  Augenblicke  verschwinden  wird, 
wo  es  uns  gelingt,  sie  beim  Menschen  auszurotten.  Wenn  nur  die  eben 
erwähnten  Maassregeln,  nicht  einmal  ganz  in  dem  Umfange,  den  ich  Ihnen 
vorgezeichnet  habe,  zur  Ausführung  gelangen,  so  bin  ich  überzeugt,  dass 
nicht  allzu  viele  Decennien  vergehen  würden,  und  wir  hätten  die  Diphtherie 
ebenso  beseitigt,  wie  das  früher  bei  der  Lepra  geglückt  ist. 

„Noch  ein  Wort  dem  letzten  Herrn  Redner,  der  einen  Punkt  von  prak- 
tischer Bedeutung  erwähnt  hat.  Er  hat  darauf  hingewiesen,  dass,  wenn 
man  so  strenge  Absperningsmaassregeln  vorschlägt,  wie  ich  dies  in  meinen 
Ausführungen  gethan,  man  doch  auch  die  Aerzte  verhindern  müsse,  von 
einem  Diphtheriekranken  zu  anderen  Patienten  zu  gehen.  Das  ist  theoretisch 
ganz  gewiss  richtig,  praktisch  aber  doch  nicht  von  so  erheblicher  Wichtig- 
keit, als  es  zunächst  scheinen  könnte.  Denn  einmal  lehren  uns  die  That- 
sachen,  dass  Aerzte  verhältnissmässmässig  recht  selten  in  ihre  eigenen,  in  der 
Regel  ziemlich  kinderreichen  Familien  die  Diphtherie  hineintragen.  Die- 
jenige Krankheit,  bei  der  das  nach  meiner  Kenntniss  und  Erfahrung  noch 
am  häufigsten  der  Fall  ist,  ist  das  Scharlachfieber,  bezw.  auch  die  sonstigen 
exanthematischen  Affectionen.  Dagegen  geschieht  es  bei  der  Diphtherie 
nur  ausnahmsweise,  und  es  stimmt  das  auch  ganz  mit  meinen  vorherigen 
Ausfahrungen  überein,  in  denen  ich  darlegte,  dass  wesentlich  der  erkrankte, 
der  reconvalescente ,  der  genesende  Mensch  es  ist,  der  die  Krankheit 
unmittelbar  überträgt,  nicht  aber  eine  dritte  Person  oder  ein  todter  Gegen- 
stand. Immerhin  besteht  die  Gefahr  aber  bis  zu  einem  gewissen  Maasse, 
das  muss  ich  zugeben.  Dies  ist  aber  meiner  Meinung  nach  ein  Moment 
mehr,  das  für  die  möglichst  baldige  Ueberführung  der  inficirten  Kinder  in 
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die  Krankenhäuser  spricht  Dort  sind  sie  unter  der  Obhut  besonderer  Aerzte, 
die  keine  weitere  Praxis  ausserhalb  des  Krankenhauses  ausüben,  und  damit 
ist  dieses  Bedenken  dann  beseitigt. 

„Ich  denke,  meine  Herren,  dass  ich  mit  diesen  Bemerkungen  schliessen 
kann.  Ich  möchte  nochmals  der  Freude  darüber  Ausdruck  geben,  dass,  was 
ich  selbst  nicht  zu  erwarten  gewagt  habe,  diejenigen  Herren,  die  hier  zum 
Worte  gekommen  sind,  im  Wesentlichen  meinen  Ausführungen  zugestimmt 
haben,  und  ich  hoffe,  dass  diese  Discussion  der  guten  Sache,  der  Bekämpfung 
der  Diphtherie,  zuträglich  und  förderlich  sein  wird." 


Nach  einer  kurzen  Pause  beginnt   die  Verhandlung  über  den  vierten 
Punkt  der  Tagesord.nung : 


Die  Mitwirkimg  der  Aerzte  bei  Handhabung 

der  Gewerbehygiene. 

Es  lauten  die  von  dem  Referenten  Medicinalrath  Dr.  Gottlleb 
Merkel  (Nürnberg)  aufgestellten 

Schlussätze: 

1.  Eine  gedeihliche  Entwickelung  der  Gewerbehygiene  ist  ohne  Mitwirkung 
der  Aerzte  undenkbar. 

2.  Die  Grundsätze,  von  welchen  die  letztere  auszugehen  hat,  sind  keine 
anderen,  als  diejenigen,  welche  ärztliche  Kunst  und  Wissenschaft  über- 
haupt an  die  Hand  geben.  Es  ist  desshalb  nicht  wünsch enswerth ,  dass 
Aerzte,  welche  den  Aufgaben  der  Gewerbehygiene  nachzugehen  haben, 
aus  der  ärztlichen  Praxis  vollkommen  losgescbält  werden. 

3.  Eine  genaue  Kenntniss  der  einschlägigen  gesetzlichen  Bestimmungen  und 
Verordnungen  ist  dem  ärztlichen  Gewerbehygieniker  ebenso  unentbehrlich 
als  ein  gewisses  Maass  von  Verständniss  für  die  technischen  Fragen  und 
für  die  Bedürfnisse  und  die  Existenzbedingungen  der  Industrie  und  des 
Gewerbes.  Es  ist  desshalb -ein  stetes  „Hand  in  Hand  Gehen^  desGewerbe- 
hygienikers  mit  den  technischen  Aufsichtsorganen  und  den  Verwaltungs- 
behörden unerlässlich ,  was  im  Allgemeinen  am  besten  erreicht  wird 
dadurch,  dass  die  ärztliche  Gewerbehygiene  den  Amtsärzten  (welche  nicht 
Gerichtsärzte  sein,  sondei*n  nur  der  Verwaltung  dienen  sollen)  übertragen 
wird,  während  in  grossen  Industriecentren  sich  die  Aufstellung 
eigener  Aerzte  für  diese  Zwecke  empfiehlt. 

4.  Bei  der  Ausbildung  der  angegebenen  Aerzte  in  der  Hygiene  und  bei  den 
Prüfungen  für  den  ärztlichen  Staatsdiensf  muss  darum  der  Gewerbehygiene 
besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt  werden. 

Referent:  Medicinalrath  Dr.  Gottlieb  Merkel  (Nürnberg): 

„Mein  engeres  Vaterland,  das  Königreich  Bayern,  erfreut  sich  anerkannter- 
maassen  eines  besonders  wohlgeordneten  Sanitätswesens  seit  Anfang  des  Jahr- 
hunderts und  hat  es  verstanden,  durch  Ordnung  der  Anzeigepflicht  (Organ. 
Edict  1808)  und  der  Leichenschau  (1825  und  1839)  den  gesammten  Aerzte- 
stand  in  das  Interesse  der  öflentlichen  Gesundheitspflege  hereinzuziehen. 
Pettenkofer's  Schule  hat  die  Mitarbeit  hygienisch  gebildeter  Aerzte  in 
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den  Vordergrund  geschoben,  und  unser  altes  Polizeistrafgesetzbuch  vom 
Jahre  1861  spricht  bereits  von  Verordnungen,  „welche  zur  Verhütung  von 
Gefahren  für  die  Gesundheit  bei  dem  Arbeitsbetriebe  und  bei  Gewerben  erlassen 
wurden". 

„Den  verdienstvollen  Aufzeichnungen  von  Roth  im  Handbuch  der 
Hygiene  von  Weyl  (Allgemeine  Gewerbehygiene  und  Fabrikgesetzgebung) 
ist  zu  entnehmen,  dass  allerdings  englische  Bestrebungen  in  Bezug  auf 
Gewerbehygiene  bis  in  das  14.  Jahrhundert  zurückzuführen  seien. 

„Aber  eigentliche  staatliche  Fürsorge  in  den  Culturstaaten ,  ziel-  und 
zweckbewusst,  datirt  erst  aus  dem  Anfange  der  70er  Jahre  unseres  Jahr- 
hunderts. Festgelegt  und  gegründet  werden  die  Forderungen  in  unserem 
deutschen  Vaterlande  erst  durch  die  Gewerbeordnung,  welche,  1869  für 
den  Norddeutschen  Bund  eingeführt,  nach  Gründung  des  Deutschen  Reiches 
ihren  Einzug  in  alle  Bundesstaaten  hielt  und  in  ihren  Erweiterungen  von 
1872,  1874,  1876,  1878,  1879,  1883,  1884,  1885,  1886,  1887,  1888,  1891 
und  1896  zu  einer  Fülle  von  Anordnungen  führte,  welche,  mit  11  gesonderten 
EntSchliessungen  über  Einzelbetriebe,  Industrie  und  Gewerbe  umschliesst  und 
den  Arbeitern  Schutz  gegen  Berufsgefahren  und  Ausbeutung  zu  gewähren 
sucht. 

„Eine  flüchtige  Durchsicht  der  Deutschen  Gewerbeordnung,  wie  sie  meine 
Aufgabe  und  die  ihr  gestellte  Zeit  nur  erlaubt,  ergiebt  folgende  Punkte,  welche 
für  die  vorliegende  Frage  in  Betracht  kommen. 

„Die  Nachtheile,  Gefahren  oder  Belästigungen,  welche  Anlagen  mit  sich 
bringen,  die  nach  §.16  beurtheilt  werden  müssen,  sind  im  Wesentlichen 
solche,  welche  die  Gesundheit  der  Betheiligten  bedrohen.  Zieht  man  die 
Gefahren,  welche  durch  Explosion,  Feuer  oder  Wasser  drohen,  ab,  so  bleiben 
nur  solche  übrig,  welche  durch  Verderbniss  der  Luft,  des  Untergrundes,  des 
Wassers  den  Nachbarn  entweder  direct  schädigen  oder  durch  Entziehung 
nothwendiger  Lebensbedürfnisse  oder  durch  Einwirkung  auf  sein  Nerven- 
system (Geräusch,  Lärm)  beeinträchtigen.  Weder  dem  Techniker,  noch 
dem  Verwaltungsbeamten,  er  sei  in  seinem  Geschäft  noch  so  bewährtf 
steht  diejenige  Kenntniss  zur  Seite,  welche  hier  allein  maassgebend  ist. 
Abgesehen  davon,  dass  der  Laie  sich  so  gut  wie  nie  trennen  kann  von 
seinem  subjectiven  Befinden  und  Urtheil,  dass  er  nur  in  den  seltensten  Fällen 
es  verstehen  wird,  dass  Anderen  das  lästig  oder  gar  gefährlich  werden 
kann,  was  ihn  gar  nicht  rührt,  oder  dass  der  Mehrzahl  das  gar  nicht  auffallt 
was  ihm  äusserst  unangenehme  Empfindungen  hervorruft,  abgesehen  davon 
sind  ihm  die  Grundsätze  mehr  oder  weniger  unbekannt,  von  denen  aus  die 
Eindrücke  der  Aussenwelt  auf  den  menschlichen  Organismus  und  seine  Ein- 
richtungen beurtheilt  werden  müssen,  deren  Zusammenhalt  den  Arzt  zu  der 
objectiven  Anschauung  über  den  Durchschnittsmenschen  führt.  Hier  kann 
nur  das  Urtheil  des  Arztes  leiten,  und  ich  kann  nur  die  Hoffnung  und  Erwar- 
tung aussprechen,  dass  es  in  unserem  deutschen  Vaterlande  keine  Behörde 
giebt,  die  sich  der  Meinung  verschliesst,  dass  in  Bezug  auf  die  Concessionirung 
der  in  §.  16  aufgezählten  Einrichtungen  und  Werkstätten  ärztlichem  Gut- 
achten eine  hervorragende  Stellung  gebühre.  Der  Gesetzgeber  hat  das 
ja  auch  unweigerlich  anerkannt  dadurch,  dass  er  in  §.  17  die  Prüfung  in 
gesundheitspolizeilicher  Hinsicht  besonders  verlangt. 
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^Die  gleiche  Forderung  kehrt  wieder  in  §.  24,  der  in  Bezug  auf  Dampf- 
kesselanlagen eine  Prüfung  der  Sachlage  in  hygienischer  Hinsicht  vor- 
schreibt. 

^Auch  die  Veränderung  der  Betriebsstätte  verlangt  in  §.25  erneute 
sanitätspolizeiliche  Beurtheilung  und  vollends  setzt  ärztliches  Yerständniss 
und  Urtheil  §.  27  voraus,  der  Krankenhäuser  und  Heilanstalten  in  ihrem 
geregelten  Betrieb^  gegen  erhebliche  Störungen  durch  Gewerbebetriebe 
schützen  will.  Es  ist  mir  nicht  bekannt,  wie  weit  in  anderen  Staaten  hier 
ärztliches  Gutachten  eingeholt  wird;  bei  uns  ist  es  maassgebend.  Nicht 
minder  erheischt  §.  30  die  Mitwirkung  der  Aerzte.  Die  Unzuverlässigkeit 
des  Unternehmers  und  Leiters  einer  Krankenanstalt  zu  beurtheilen,  sind 
besonders  heutzutage ,  da  überall  die  Organisation  des  ärztlichen  Standes 
staatlich  geordnet  und  anerkannt  ist,  nur  die  Aerzte  berufen,  und  wir 
fordern  auch  für  uns  mit  unbestreitbarem  Rechte  die  alleinige  Zuständigkeit 
in  den  Fragen  nach  den  Einrichtungen  der  Krankenanstalten,  soweit  sie  die 
gesundheitliche  Seite  im  Interesse  der  Kranken  und  die  Beseitigung  von 
Unzuträglichkeiten  für  Anwohner  und  Nachbarn  betreffen.  In  die  gleiche 
Kategorie  fällt  die  Frage  von  der  Approbations- Entziehung  nach  §.  53. 
Ich  will  auch  nicht  versäumen,  zu  erwähnen,  dass  ich  in  meinem  Amte  zu 
den  Berathungen  über  Normativbestimmungen  zugezogen  wurde  für  die 
Anforderungen,  welche  nach  §.  33,  Absatz  2  an  Schankwirthschaften  gestellt 
werden  sollen,  und  dass  mein  Gutachten  in  den  Einzelfällen  eingeholt  wird, 
und  dass  auch  die  Frage  nach  der  Zulänglichkeit  der  Locale  und  nach  dem 
allenfallsigen  wissenschaftlichen  Werthe  von  Schaustellungen  nach  §.  33  a. 
mir  vorgelegt  zu  werden  pflegt.  Die  ärztliche  Mitwirkung  in  Bezug  auf 
den  Gift-  und  Droguenhandel  gemäss  §§.  34  und  35  liegt  mehr  auf  medicinal- 
polizeilichem  Gebiet,  während  einer  der  wichtigsten  Fälle  ärztlicher  Bethei- 
ligung nach  §.51  sich  bezieht  auf  die  zwangsweise  Entfernung  gewerblicher 
Anlagen  im  öffentlichen  Interesse,  wobei  zumeist  gesundheitliche  Rücksicht 
den  Ausschlag  giebt  da,  wo  es  sich  oft  um  sehr  erhebliche  Opfer  der 
Gemeinden  handelt. 

„Unentbehrlich  ist  ärztlicher  Beitrath,  wenn  es  sich  nach  §.57  um  die 
Versagung  des  Wandergewerbescheines  wegen  ansteckender  oder  ab- 
schreckender Krankheiten  handelt.  Am  schärfsten  tritt  die  Nothwendigkeit 
ärztlicher  Mitwirkung  hervor  in  den  Abschnitten  der  Gewerbeordnung, 
welche  von  den  „Gewerblichen  Arbeitern,  Gesellen,  Gehülfen, 
Lehrlingen  und  Fabrikarbeitern"  handeln. 

„Wenn  nach  §.  120a  der  Unternehmer  verpflichtet  ist,  „Arbeitsräume, 
Betriebsvorrichtungen,  Geräthschaften  und  Maschinen  so  einzurichten  und  zu 
unterhalten  und  den  Betrieb  so  zu  regeln,  dass  die  Arbeiter  gegen  Gefahren 
für  Leben  und  Gesundheit  so  weit  geschützt  sind,  wie  es  die  Natur  des 
Betriebes  gestattet",  wenn  verlangt  wird,  „dass  für  genügendes  Licht,  aus- 
reichenden Luftraum  und  Luftwechsel,  Beseitigung  des  beim  Betriebe  ent- 
stehenden Staubes,  der  dabei  entwickelten  Dünste  und  Gase,  sowie  der 
dabei  entstehenden  Abfälle  Sorge  getragen  werde",  so  ist  damit  eine  ganz 
enorme  Fülle  von  Vorsorge  verlangt,  die  ohne  ärztliche  Mitwirkung  gar 
nicht  geleistet  werden  kann. 

„Geheimer  Med.-Rath  Krieger- Strasäburg  hat  in  einer  1894  im  Archiv 
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für  öfiPentliche  Gesundheitspflege  in  Elsass  -  Lothringen  (16.  Band,   1.  Heft, 
Seite  25  ff.)  gedruckten  Abhandlung  über  die   hier  einschlagenden  Fragen 
sehr  beherzigenswerthe  Worte  geschrieben,    durch  welche  er  darauf  auf- 
merksam macht,  wie  die  Thätigkeit  der  technischen  Aufsichtsbeamten  diesen 
Aufgaben  allein  nicht  gerecht  werden  kann,   und  ich  muss  nach  meinen 
langen  und  reichen  Erfahrungen  bekennen,  dass,  so  begehrt  in  einzelnen 
Special  fragen   das   Gutachten  des   Arztes  ist,   eben   so   gewiss   hier  im 
Allgemeinen  ein  wunder  Punkt  vorliegt,  auf  den  ich  indessen  später  noch 
zurückzukommen  Anlass  haben  werde.    Wie  weit  hier  die  Befugniss  gezogen 
werden  kann,  mag  dataus  hervorgehen,  dass  es  gestattet  ist,  die  Schlafräume 
der  Gohülfen  und  Lehrlinge  einzubeziehen.     Ich  selbst  habe  auf  Ersuchen 
der  Behörde  eine  grosse  Zahl  solcher  Schlafräume  eingesehen  und  in  Bezug 
auf  ihren  Einfluss  auf  die  Gesundheit  der  Leute  untersucht  und  begutachtet. 
Ich  habe  entsetzliche  Zustände  gesehen,  denen  auf  Grund  meines  ärztlichen 
Gutachtens  abgeholfen  wurde.     Alles  auf  Grund  des  §.  120  d. 

„Naturgemäss  wird  die  Entlassung  der  Gehülfen  oder  Lehrlinge  ohne 
Kündigung  auf  Grund  des  §.  123,  Absatz  8  (Abschreckende  Krankheit)  oder 
der  Austritt  der  Gehülfen  ohne  Kündigung  nach  §.  124  „wenn  bei  Fort- 
setzung der  Arbeit  Leben  oder  Gesundheit  in  einer  Weise  gefährdet  ist, 
welche  bei  Eingehung  des  Arbeitsvertrages  nicht  zu  erkennen  war*',  oder 
der  Austritt  des  Lehrlings  nach  §.  128,  Abs.  2,  „wenn  der  Lehrherr  seine 
gesetzlichen  Verpflichtungen  gegen  den  Lehrling  in  einer  die  Ges  undh  ei  t  etc. 
gefährdenden  Weise  vernachlässigt,^  fast  stets  ärztliche  Intervention  nöthig 
machen. 

„Noch  sind  ausser  dem  §.  137,  der  den  Wiedereintritt  der  Wöchnerinnen 
in  die  Arbeit  vor  der  sechsten  Woche  von  einem  ärztlichen  Zeugniss  ab- 
hängig macht,  zwei  Paragraphen  zu  erwähnen,  welche  ärztliche  Mitwirkung 
in  zwei  wichtigen  Angelegenheiten  des  Arbeiterschutzes  erheischen. 

„Nach  §.  139  können  die  Arbeitspausen  der  jugendlichen  Arbeiter  aus 
Rücksicht  auf  die  Natur  des  Betriebes  in  anderer  als  der  in  §.  136  bestimmten 
Weise  geregelt  werden.  Alle  diese  Dispensgesuche  gehen  bei  uns  durch 
die  Hand  des  Arztes,  der  die  jugendlichen  Arbeiter  zu  untersuchen  und  mit 
Rücksicht  auf  die  ihnen  obliegende  Beschäftigung  zu  begutachten  hat. 

„Ebenso  erheischen  die  für  die  Saison- Arbeit  (bei  uns  Spiel waaren-  und 
Lebkuchen-Industrie  im  letzten  Quartale  des  Jahres)  nöthigen  Dispense  von 
dem  Verbot  der  Frauenarbeit  während  der  Nachtstunden  (§.  137  und  §.  139  a) 
ärztliche  Begutachtung  der  Fabrikräume,  ihrer  Beleuchtung  und  Erwär- 
mung. 

„Zu  diesen  verschiedenen  Paragraphen  der  Gewerbeordnung  müssen  noch 
verschiedene  landesherrliche  und  11  bundesräthliche  in  der  Zeit  von  1888 
bis  1896  gesondert  erschienene  Bekanntmachungen  gerechnet  werden,  welche 
die  Betriebe  der  weissen  Phosphor-Zündhölzer-Fabriken,  der  Blei- 
farbenfabriken, der  Cigarrenfabriken,  der  Glashütten,  der 
Drahtziehereien,  der  Cichorienfabriken,  der  Steinkohlenberg- 
werke, der  Zuckerraffinerien,  der  Ziegeleien,  der  Walzwerke, 
der  Hechelräume  und  der  Spiegelbelegen  betreffen. 

„Bei  einem  Theil  dieser  Betriebe  dürfen  jugendliche  Arbeiter  nur  dann 
eingestellt  werden,  wenn  durch  besonders  hierzu  ermächtigte  Aerzte  Zeug- 
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nisse  aasgestellt  wurden,  dass  die  körperliche  Entwickelung  eine  Beschäftigung 
in  dem  Betriebe  ohne  Gesundheitsgefährdung  zulässt. 

„Für  die  Bleifarbenfabriken  und  die  Zündholzfabriken  für 
weissen  Phosphor  werden  besondere  Fabrikärzte  gefordert,  welche  in 
bestimmten  Pausen  die  Arbeiter  zu  untersuchen,  deren  Heilung  zu  con- 
troliren  und  darüber  Buch  zu  führen  haben. 

„Sie  sehen,  meine  hochverehrten  Herreu,  aus  dieser  kurzen  Skizze,  dass 
für  einzelne  Theile  unserer  Gewerbehygiene  in  Deutschland  die  Mitwirkung 
der  Aerzte  theils  vorausgesetzt,  theils  gesetzlich  festgelegt  ist.  Weit  grösser 
aber  ist  die  Zahl  der  Punkte,  bei  denen  diese  Mitwirkung  nicht  direct  aus- 
gesprochen ist.  Betrachtet  man  diese  objectiv  genau  und  unparteiisch,  so 
miiss}[man  zu  dem  Resultate  kommen,  dass  sie  ohne  Mitwirkung  ärztlich 
geschulter  Sachverständiger  nicht  erledigt  werden  können.  Ich  glaube  in 
dem  vorher  Gesagten  oft  genug  auf  solche  Punkte  aufmerksam  gemacht,  auch 
gezeigt  zu  haben,  dass  es  Behörden  giebt,  welche  dies  anerkennen  und  dem 
entsprechend  ärztlichen  Rath  zu  erholen  wissen.  Sie  werden  es  vielleicht 
als  bayerische  Eigenthümlichkeit ,  wohl  aber  als  berechtigte  erklären,  wenn 
ich  mittheile,  dass  man  bei  uns  selbst  beim  Flaschenbierhandel  gesundheits- 
polizeiliche Bedenken  obwalten  lässt  und  den  Amtsarzt  höi*t  (wobei  freilich  die 
Nahrungsmittelpolizei  mitspricht!).  Krieger  macht  mit  Recht  darauf  auf- 
merksam, dass  die  Beihülfe  der  Aerzte  herangezogen  werden  muss,  und 
weist  auf  die  Sorge  für  die  Wärmeökonomie,  die  Sorge  für  reine  Luft,  für 
reines  Wasser,  für  die  Verhütung  von  Infectionen  u.  s.  w.  hin. 

„Der  bestgebildete  Techniker  kann  unmöglich  die  oft  genug  verwickelten 
ärztlichen  Fragen  allein  lösen  und  wird,  je  mehr  und  je  eingehender  er  sich 
mit  der  Gewerbehygiene  beschäftigt,  um  so  mehr  einsehen,  dass  den  Anfor- 
derungen, welche  die  Bestimmungen  unserer  Gewerbeordnung 
stellen,  ohne  Mithülfe  der  Aerzte  nicht  entsprochen  werden  kann. 

„Was  liegt  nun  näher,  als  davon  zu  sprechen,  dass  es  das  einzig  Richtige 
sein  möchte,  ärztlich  gebildete  Sachverständige  für  die  Ueberwachung  der 
gesammten  Fabrik-  und  Gewerbe-Hygiene  aufzustellen,  die  an  Stelle  der  oder 
neben  den  technischen  Aufsichtsbeamten  als  Inspectoren  wirken  sollen.  Es 
ist  ja  auch  hinlänglich  bekannt,  dass  solche  Forderungen  schon  laut  geworden 
sind,  dass  sich  auch  wohl  hie  und  da  ein  ärztlich  vorgebildeter  Mann  gefunden 
hat,  der  das  Geschick  hatte,  sich  so  in  technische  Fragen  einzuarbeiten  und 
einzuleben,  dass  er  gerechten  Anforderungen  entsprochen  hat.  Es  muss  aber 
zugleich  ausgesprochen  werden,  dass  dies  nur  sehr  seltene  Ausnahmen  sind, 
denn  wer  ein  guter  Arzt  werden  und  bleiben  will,  der  muss  seiner  Kunst 
und  Wissenschaft  stets  und  ganz  leben,  er  muss  stets  und  aller  Orten  aufs 
Individualisiren  ausgehen  und  darum  in  Bezug  auf  das  Object  seiner  Thätigkeit 
unausbleiblich  einseitig  werden,  weil  sein  humaner  Beruf  ihn  darauf  hinweist, 
immer  nur  den  Interessen  des  Einzelnen  zu  dienen.  Dazu  kommt  noch,  dass 
der  Aufsichtsbeamte  auch  die  Unfallverhütung  im  Auge  zu  behalten  hat  und 
desshalb  Specialkenntnisse  im  mechanisch-technischen  Fache  haben  muss,  die 
er  ohne  gründliche  wissenschaftliche  und  praktische  Studien  sich  nie  zu  eigen 
machen  wird  und  kann. 

„Man  müsste  auch  vom  Arzte,  um  ihm  solche  Aufgaben  zuzuweisen, 
verlangen,  dass  er  nur  Beamter  wird,  und  hier  lehrt  die  Erfahrung,  dass 
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Athmungsbedürfniss  folgt,  der  begreift  den  Mann,  der  den  Respirator  weg- 
legt, weil  er  ihn  beengt,  ihm  heiss  macht. 

„Verlangt  da  ein  Techniker,  dass  in  einer  Kesselschmiede  besser  geheizt 
wird,  und  die  Leute  wollen  es  nicht,  sie  geben  an,  dass  ihnen  schon  so  bei 
der  Arbeit  zu  heiss  wird! 

„Nun  kann  man  ja  sagen,  dass  allerdings  hier  ärztliche  Erfahrung  und 
Wissenschaft  ins  Spiel  komme,  dass  es  aber  ganz  unnöthig  sei,  zu  yer- 
langen,  dass  die  ärztlichen  Berather  in  der  Praxis  stünden.  Wie  oft  hört 
man,  dass  den  ärztlichen  Praktikern  der  weite  Blick  fehle,'  dass  sie  zu  sehr 
vom  Publicum  abhingen,  dass  ihnen  vor  Allem  Zeit  und  Neigung  abginge, 
um  hygienischen  Dingen  nachzuspüren;  ja  einer  unserer  grössten  älteren 
Hygieniker  sprach  ihnen  den  richtigen  Blick  ab,  weil  sie  stets  nur  durch 
eine  vom  Schweisse  der  täglichen  Arbeit  getrübte  Brille  sähen,  und  der  eine 
oder  der  andere  Vertreter  der  neuen  Hygiene  ist  vielleicht  auf  dem  besten 
•Wege  dazu,  den  Aerzten  das  richtige  Verständniss  abzusprechen,  weil  sie  der 
klinischen  Beobachtung  mehr  Recht  einräumen  als  dem  exacten 
Experiment! 

„Es  giebt  ja  Menschen  und  damit  auch  Aerzte,  welche  nie  lernen  ihre 
Augen  offen  zu  halten  und  über  dem  Himmel  oben  die  Welt  zu  ihren  Füssen 
nicht  sehen!  Diese  bilden  aber  doch  nicht  den  Typus  der  Aerzte!  Die 
Folgen  der  Maassregeln,  welche  am  grünen  Tisch  verabfaSst  werden  müssen, 
sehen  eben  doch  die  Aerzte,  und  wenn  man,  auf  experimentelle  Beobachtung 
gestützt,  die  Forderungen  gründen  wollte,  dass  man  der  Verdampfung  des 
Quecksilbers  wegen  in  Spiegelbelegen  nicht  ordentlich  heizen  solle,  so  wird 
der  Arzt  bald  merken,  wie  schnell  die  Arbeiter  rheumatischen  Affectionen 
unterworfen  sein  werden.  Ich  glaube  mich  nicht  zu  täuschen  mit  der  An- 
nahme, dass  ich  eine  geschlossene  Phalanx  meiner  prakticirenden  GoUegen 
hinter  mir  habe,  wenn  ich  behaupte,  dass  ohne  ihre  persönliche  Mitwirkung 
Maassregeln  zur  Bekämpfung  der  Berufserkrankungen  in  wirksamer  Weise 
nicht  construirt  werden  können.  An  den  Erfolgen  nur  kann  erkannt  werden, 
ob  die  Grundlagen  richtig  waren,  und  die  Annahme,  dass  eine'  schliessliche 
statistische  Zusammenstellung  aus  den  Berichten  der  Krankenkassen  das 
einzig  richtige  Mittel  sei,  um  uns  zur  Erkenntniss  zu  führen,  mag  tbeil- 
weise  richtig  sein,  aber  dies  Mittel  hinkt  nach  und  ersetzt  nun  und 
nimmermehr  die  unmittelbare  Beobachtung,  die  die  tägliche  Praxis  an  die 
Hand  giebt. 

„Ich  kann  mich  desshalb  nicht  dazu  entschliessen,  zuzugeben,  dass  die 
Aerzte,  welche  berufen  sein  sollen,  bei  der  Handhabung  der 
Gewerbehygiene  mitzuwirken,  am  besten  aus  der  Mühsal 
ärztlich  praktischer  Thätigkeit  losgeschält  werden. 

„Wer  nun  vielleicht  glauben  wollte,  dass  ich  jedem  praktischen  Ante 
die  Befugniss  einräumen  möchte,  in  gewerbehygienische  Angelegenheiten 
drein  zu  reden,  der  befindet  sich  in  einem  Irrthum,  denn  ich  kann  und  will 
nicht  zugeben,  dass  in  dieser  wichtigen  Sache  einseitig  verfahren  werde.  Ich 
habe  vorhin  schon  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  das  ärztliche  Wirken 
sehr  leicht,  ja  vielleicht  mit  einem  gewissen  Recht  regelmässig  das  Urtheil 
des  einzelnen  Praktikers  einseitig  macht.  Wenn  irgendwo  der  Satt  gilt, 
„Das  Bessere  ist  der  Feind  des  Guten",  so  trifiFt  dies  für  ärztliche  AnschauuBg 
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ganz  besonders  zu,  und  es  ist  verzeihlicli,  wenn  der  Arzt  sich  mit  Aenderungen 
zum  Besseren  bei  den  Schäden,  die  er  im  Beruf  aufdeckt,  nicht  begnügen 
will,  sondern  immer  mehr,  schliesslich  ideale  Forderungen  stellt.  Es  sind 
nicht  die  schlechtesten  Aerzte,  welche  so  denken  und  handeln  und  ich  gehe 
gern  soweit  zuzugeben,  dass  es  Pflicht  des  Arztes  ist,  immer  den  idealsten 
Standpunkt  bei  der  Beurtheilung  festzuhalten.  Aber  er  muss  ideale  und 
reale  Zustände  und  Forderungen  gegen  einander  abzuwägen  wissen.  Da 
wir  aber  in  einem  Rechtsstaat  leben,  so  darf  nie  vergessen  werden,  dass.  des 
Einen  Recht  eben  so  viel  gilt  wie  das  des  Anderen,  und  dass  man  des  Einen 
Existenz  nicht  vernichten  darf,  um  dem  Anderen  ideale  Zustände  zu  schaffen, 
die  ihm  schliesslich  nichts  helfen  können,  wenn  der  Andere  nicht  mehr  mit 
thun  kann.  Das  heisst,  ich  verlange  also,  dass  sociale  Utopien  dem  Arzte, 
der  in  der  Gewerbehygiene  mitarbeiten  will,  fremd  bleiben.  Freilich  aber 
erwarte  ich  von  allen  Aerzten,  die  ja  sonst  ihr  Recht  vom  Staate  in  jeder 
Hinsicht  verlangen,  dass  sie  im  Interesse  der  Arbeiter  ihre  Beobachtungen 
dem  Staate  auf  Ansuchen  oder  aus  eigenem  Antriebe  zur  Verfügung  stellen. 

„Wer  aber  mitsprechen  und  eventuell  mithandeln  will,  der  muss  sich 
die  Mühe  nicht  verdriessen  lassen,  Gesetze  und  Verordnungen  genau  kennen 
zu  lernen.  Man  sieht,  wie  genau  die  Bestimmungen  über  die  Kraukenver- 
sicherung gelesen  und  studirt  werden,  ich  weiss  aus  eigener  Erfahrung,  dass 
es  nicht  schwieriger  ist,  die  Hauptpunkte  der  Gewerbegesetzgebung  kennen 
zu  lernen,  soweit  sie  die  Hygiene  betreffen.  Es  ist  ja  nicht  zu  leugnen, 
dass  Gesetz  und  Verordnung  in  mannigfacher  Hinsicht  kaum  das  Mindest- 
maass  des  Wünschenswerthen,  selbst  des  Nothwendigen  erreichen,  daraus 
kann  aber  nicht  das  Recht  geschöpft  werden,  dies  Mindestmaass  zu  über- 
schreiten, sondern  nur  die  Pflicht  für  die  Erhöhung  dieses  Mindestmaasses  zu 
kämpfen.  Wer  zunächst  Unerreichbares  durchsetzen  will,  der  macht  bankerott 
und  nirgends  ist  es  so  gefährlich  Fiasco  zu  machen,  als  in  der  Hygiene,  die 
an  und  für  sich  mehr  Gegner  als  Freunde  und  wechselnd  immer  Diejenigen 
zu  Gegnern  hat,  von  welchen  irgend  ein  Opfer  verlangt  wird.  Das  Prestige 
ist  nur  zu  schnell  verloren,  weil  die  Welt  heutzutage  lieber  eine  Schlechtig- 
keit als  eine  Blamage  verzeiht,  und  der  Arbeitende  ist  ärgerlich,  dass  ihm 
nicht  geholfen  wird,  der  Arbeitgeber,  weil  man  ihm  Dinge  zumuthet,  zu  denen 
er  nicht  gezwungen  werden  kann.  Wer  sich  innerhalb  des  Erreichbaren  hält, 
der  erreicht  mehr  als  er  hoffen  mag.  Dazu  gehört  aber  nicht  nur  die  Kennt- 
niss  von  Gesetz  und  Recht,  sondern  auch  Verständniss  der  Verhältnisse,  genaue 
Eenntniss  der  Menschen  und  ihrer  Leistungsfähigkeit. 

„Ich  habe  vorhin  schon  angeführt,  dass  ich  es  für  unräthlich  halte,  den 
Aerzten  die  Aufsicht  auf  Gewerbe  und  Fabriken hygiene  ganz  zu  übergeben, 
weil  ein  Praktiker  dazu  die  Zeit  und  das  Zeug  nicht  hat,  weil  es  gerade 
unter  den  Aerzten  nur  wenige  giebt,  welche  den  praktischen  Sinn  besitzen, 
der  zu  solcher  Wirksamkeit  nothwendig  ist,  und  weil  diese  wenigen  nie  die 
Zahlen  stellen  könnten,  welche  nöthigsind.  Wenn  aber  daran  auch  nie  gedacht 
werden  könnte,  so  muss  es  doch  als  oberste  Forderung  für  den,  der  in  der 
Gewerbehygiene  mitreden  will,  aufgestellt  werden,  dass  er  ein  Verständniss 
und  ein  offenes  Auge  für  die  Bedürfnisse  der  Industrie  und  des  Gewerbes 
hat  und  sich  soweit  in  dieselben  hineinleben  kann,  dass  er  die  Grenzen  des 
Erreichbaren  erfassen  und  festhalten  kann.     Ebenso  muss  er  soweit  in  die 
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Verhältnisse  sich  vertiefen  können,  dass  er  ungefähr  versteht,  wo  der  Hehel 
anzusetzen  ist  zur  Abhülfe.     Es  war  mir  immer  ein  treffliches  Beispiel   die 
Art  und  Weise,  wie  meine  Collegen  in  Fürth  so  rasch  und  sicher  erfassten, 
worauf  es  ankommt,  wenn  man  die  Schädlichkeiten  hintanhalten,  und  aus- 
gleichen will,  welche  den  Quecksilberspiegel  beleg- Arbeitern  drohen  und  mit 
der  ganzen  Gefahr  nahezu  schon  fertig  waren,  als  der  Staat  einzugreifen 
versuchte.     Sie  hätten  es  nun  und  nimmermehr   fertig  gebracht,  wenn  sie 
sich  nicht  bemüht  hätten,  den  Betrieb  kennen  zu  lernen.    Und  ein  Mann,  er 
mag  ein  noch  so  trefflicher  Arzt  sein,  der  von  einer  Maschine  keine  Ahnung 
hat,  wird  nie  einen  verständigen  Rath  ertheilen,  wenn  es  sich  darum  handelt 
eine  Berufskrankheit  zu  beurtheilen,  welche  den  technischen  Einrichtungen 
entspringt  oder  durch  deren  Aenderungen  nur  beseitigt  werden  kann.     Ich 
weiss  aus  eigenen  Erfahrungen,  dass  man  bei  einiger  Uebung  und  gutem 
Willen  sich  auch  in  diese  Verhältnisse  einen  Einblick  verschaffen  kann,  der 
Einen   ebenso   von   Selbstüberschätzung   zurückhält,    als    er    ein    gesundes 
Urtheil  ermöglicht,    das    dem   eingebildeten   Alleinwissen  des  einseitigsten 
Technikers  —  und  dass  es  an  Solchen  nicht  fehlt,  das  zeigt  Sommerfeld  in 
seinen  Aphorismen  —  die  Wage  zu  halten  versteht.  Die  Geschäftsinstructionen 
der  Amtsärzte  weisen  an  zahlreichen  Stellen  darauf  hin,  dass  sie   sich  in 
technischen  Fragen  des  sachverständigen  Beirathes  erfahrener  Fachmänner 
versichern  sollen,  und  ich  hätte  in  der  That  oft  nicht  gewusst,  woher  mein 
Urtheil  schöpfen.  Wenn  ich  nicht  den  Beirath  des  Chemikers,  des  Ingenieurs, 
des  Architekten  gehabt  hätte.      So   gut  der  Arzt  weiss  und   wissen   muss, 
welcher  Art  die  Schädlichkeit  ist,  die  den  Arbeiter  krank  macht,  und  dem- 
nach auch  muss  sagen  können,  wo  Abhülfe  zu  schaffen  ist,  so  sehr  ist  ihm 
der  Techniker  überlegen,  wenn  es  sich  um  das  Wie  der  Abhülfe  handelt 
Die  Frage  „kann  der  Staub  im  Entstehen  verhütet  werden,  wie  wird  er  am 
besten  entfernt,  wenn  er  entstanden  ist,  oder  ist  beides  unmöglich?    kann 
der  Arbeiter    etwa  nur  persönlich  sich    schützen?     muss    man    also    etwa 
besondere  Anforderungen  an  seine  Constitution,  an  seine  Gesundheit  stellen?*^ 
kann  in  den  meisten  Fällen  nur  der  Techniker  entscheiden.    Wenn  der  Arzt 
Vergiftungserscheinungen  constatirt,  so  löst  die  Frage,  ob  die  giftige  Sub- 
stanz beim  Geschäftsbetrieb  sich  ganz  vermeiden  lässt,  oder  ob  nur  passive 
oder  active  Schutzvorrichtungen  am  Platze  sind,  ebenfalls  nur  der  technisch 
und  chemisch  gebildete  Sachverständige,  und   bei   der  gesammten  Unfalls- 
verhütung vollends  wird  der  Rath  des  Arztes  nicht  viel  ins  Gewicht  fallen. 

„Seit  der  Einführung  der  Gewerbeordnung  und  der  ihr  freilich 
ziemlich  spät  (im  Jahre  1877)  folgenden  Aufstellung  von  Aufsichtsbeamten 
„Fabriken- und  Gewerbe-Inspectoren",  „Gewerberäthen",  fehlt  es  an  solchen 
technischen  Organen  nicht  mehr,  aber  bald  hat  sich  gezeigt,  dass  ihre  Zahl 
stets  vermehrt  werden  muss,  je  weiter  sich  die  Arbeitergesetzgebung  aus- 
breitete und  erstreckte.  Dass  sie  immer  noch  nicht  ausreicht,  ist  wohl  jedem 
neuen  Jahresbericht  zu  entnehmen,  und  dass  eine  stärkere  Inanspruch- 
nahme ärztlichen  Mitwirkens  der  Sache  selbst  nur  förderlich  wäre,  was 
Krieger  auch  besonders  betont,  erkennt  man  am  besten,  wenn  man  die 
Berichte  aus  Kreisen  liest,  deren  Industrien  und  Gewerbe  man  aus  eigener 
Anschauung  näher  kennt. 

„Die  bayerische  Dienstanweisung  macht  in  §  7  besonders  darauf  auf- 
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merksam,  dass  die  Competenz  der  Polizeibehörden  in  Bezug  auf  die  Ueber- 
wachung  der  Betriebe  nicht  berührt  werde ,  und  damit  hängt  es  zusammen, 
dass  der  Amtsarzt  immer  wieder  requirirt  wird;  in  der  preussischen 
Dienstanweisung  ist  „der  Gewerberath  direct  darauf  hingewiesen,  sich  mit 
den  technischen  Beamten  der  Kreise  (Kreisphysicus,  Kreisbaumeister)  über 
die  den  amtlichen  Wirkungskreis  derselben  berührenden  Fragen  ins  Ein- 
yeraehmen  zu  setzen".  Es  ist  wohl  anzunehmen,  dass  in  den  Dienst- 
anweisungen der  Aufsichtsbeamten  der  anderen  deutschen  Bundesstaaten 
ein  ähnlicher  Satz  Aufnahme  gefunden  hat. 

„Ob  freilich  der  „amtliche  Wirkungskreis"  der  Amtsärzte  in 
Preussen  und  in  den  anderen  Bundesstaaten  so  weit  geht  wie  in  Bayern, 
weiss  ich  nicht,  es  ist  mir  auch  unbekannt,  ob  die  Ortsbehörden  und  Polizei- 
behörden durch  Verordnungen  gezwungen  sind,  in  allen  hygienischen  Fragen 
den  Amtsarzt  zu  hören.  Es  ist  wohl  anzunehmen,  dass  überall  da,  wo  dieser 
Zwang  nicht  besteht,  der  bequemere  Weg  in  eigener  Zuständigkeit  zu  ver- 
fügen, der  meist  ^betretene  ist,  und  dass  dann  der  betreflfende  Paragraph  auf 
dem  Papier  stehen  bleibt.  Dem  sei  wie  ihm  wolle,  so  viel  ist  sicher,  dass 
dem  Arzte,  der  in  der  Gewerbehygiene  mitarbeiten  will  oder  soll,  der  tech- 
nische Aufsichtsbeamte  unentbehrlich  ist,  und  dass  es  sein  eigenstes  Interesse 
ist,  mit  ihm  in  ständiger  Fühlung  zu  bleiben.  Unsere  Verhältnisse  und  ich 
glaube  auch  die  in  den  anderen  deutschen  Staaten  weisen  aber  naturnoth- 
wendig  darauf  hin,  dass  ohne  Hand  in  Hand  gehen  mit  den  Verwaltungs- 
behörden eine  gedeihliche  Wirksamkeit  für  den  Arzt  nie  zu  Stande  kommen 
kann,  dei^n  dazu,  dass  dem  Arzte  in  diesen  Dingen  eine  Executive  eingeräumt 
werde,  besteht  keine  Aussicht;  ich  könnte  dies  auch  nicht  befürworten,  denn 
die  hervorragenden  Eigenschaften  des  Arztes  sind  eben,  wie  ich  schon  aus- 
geführt habe,  keine  solche,  die  ihn  zum  Verwaltungsbeamten  stempeln. 

„Nicht  nur  deshalb,  weil  in  den  staatlichen  Anordnungen  und  im  Gesetze 
halb  wortdeutlich,  halb  andeutungsweise  der  Amtsarzt  genannt  ist,  sondern 
besonders  desshalb,  weil  eben  Hand  in  Hand  gehen  mit  Beamten  und 
Behörden  gefordert  werden  muss,  erscheint  der  Amtsarzt  die  geeignetste 
Persönlichkeit,  der  die  Hauptwirksanikeit  bei  der  Handhabung  der  ärztlichen 
Gewerbehygiene  zuzuschieben  ist.  Ihm  steht  die  Gewandtheit  im  Geschäfts- 
umgang mit  Beamten  und  Behörden,  die  nicht  gering  anzuschlagen  ist,  zur 
Seite,  er  ist  von  Haus  aus  auf  das  Studium  von  Gesetzen  und  Verordnungen 
hingewiesen,  und  man  kann  und  muss  von  ihm  erwarten  und  verlangen,  dass 
ihm  hygienische  Kenntnisse  nicht  abgehen. 

„Freilich  Eines  ist  zu  verlangen,  überlasten  darf  man  ihn  nicht  und 
die  Gelegenheit  zum  Concentriren  muss  man  ihm  lassen,  man  muss  ihm  nur 
verwandte  Sparten  übertragen,  man  muss  ihn,  um  wieder  mein  geliebtes 
Bayern  aufzuführen,  wie  bei  uns  bei  der  reinen  Hygiene  und  Sanitnts- 
polizei lassen  und  darf  ihm  nicht  noch  den  forensen  Dienst,  der  ein  Studium 
für  sich  erheischt,  auflialsen.  Ich  will  ihn,  wie  ich  schon  bereits  ausgeführt 
habe,  nicht  aus  der  ärztlichen  Praxis  losschälen,  denn  nur  die  Hygiene  bleibt 
lebendig,  die  im  Leben  steht,  er  soll  also  praktischer  Arzt  bleiben  dürfen. 
Man  mache  deshalb  seinen  Bezirk  nicht  zu  gross  und  wolle  ihn  nicht  mit 
einer  Functions-Remuneration  entlohnen,  sondern  ihm  vor  allem,  wie  es  sich 
gehört,  eine  rechtlich  pragmatische  Stellung  geben. 

10 
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„Schwierigkeiten  könnten  sich  vielleicht  ergeben  in  grossen  Industrie« 
Gentren  (ich  denke  hier  an  die  Bergwerkindustrie,  an  die  grossen  Eisen- 
werke etc.),  die  sich  nicht  immer  mit  den  Verkehrs-  oder  Verwaltungscentren 
decken.  An  solchen  Plätzen  ist  es  wohl  meist  auch  der  Fall,  dass  ein  Arzt 
seinen  Wohnsitz  hat,  der  vermöge  seiner  Thätigkeit  die  Industrie  kennt,  wie 
kein  zweiter.  Er  wird  also  für  seinen  District  der  geborene  und  ideale 
Industrie-  und  Gewerkschaftsarzt  sein,  und  wird  den  Amtsarzt,  dem  er,  wenn 
es  sein  muss,  auch  untergeordnet  sein  kann,  akn  besten  local  ersetzen. 

„Aber  einen  Wunsch  kann  ich  dabei  freilich  nicht  unterdrücken,  ja  ich 
muss  von  einer  Forderung  sprechen,  denn  hier  liegt  der  wunde  Punkt,  von 
dem  ich  vorhin  sprach.  In  unserer  Gewerbeordnung  steht  die  ärztliche  Mit- 
wirkung fast  zwischen  jeder  Zeile  zu  lesen.  Sie  muss  auf  die  Zeile  kommen, 
damit  der  Arzt  ein  Recht  darauf  hat,  mitzureden  und  nicht  umgangen 
werden  darf.  Der  Staat  mag  sich  decken  und  zusehen,  dass  er  die  rechten 
Leute  bekommt. 

„Man  sollte  denken,  dass  es  bei  der  grossen  Zahl  der  Aerzte  an  solchen 
nicht  fehlen  könnte,  die  sich  für  diese  Aufgaben  eignen. 

„Ich  habe  Eingangs  meines  Referates  auseinander  zu  setzen  versucht, 
dass  und  wesshalb  im  Allgemeinen  ärztliche  Vorbildung  für  den  offenen  Kopf 
ausreicht,  um  ihn  tauglich  zu  machen  zum  Gewerbehygieniker.  Ein  gewisses 
Maass  von  Schulung  ist  aber  doch  unumgänglich  nöthig,  und  der  Staat  kann 
und  muss  auch  verlangen,  dass  diejenigen  Aerzte,  welche  in  den  Verwaltungs- 
dienst treten,  den  Nachweis  liefern,  dass  sie  es  nicht  versäumt  haben,  sich 
dies  Maass  zu  eigen  zu  machen. 

„Die  genaue  Kenntniss  aller*  der  Gesetze  und  Verordnungen,  welche 
für  den  im  Staatsdienst  stehenden  Arzt  noth wendig  ist,  wird  jetzt  schon  bei 
allen  ärztlichen  Staatsprüfungen  verlangt;  so  kann  auch  auf  die  Gewerbe- 
ordnung und  deren  Adnexe  leicht  besondere  Rücksicht  genommen  werden. 
Es  werden  bereits,  wie  die  Durchsicht  der  Lectionskataloge  lehrt,  an  einzelnen 
Hochschulen  Collegien  gelesen,  welche  sich  mit  diesen  Aufgaben  befassen.  An 
einzelnen  hygienischen  Instituten  ist  meines  Wissens  auch  die  Gepflogenheit 
eingeführt,  mit  den  Hörern  Excursionen  in  gewerbliche  Anlagen  zu  unter- 
nehmen. Dabei  ist  es  gewiss  auch  möglich,  Rücksicht  auf  Berufs-  und 
Gewerbekrankheiten  zu  nehmen,  soviel  es  nothwendig  ist,  den  angehenden 
Arzt  in  Bezug  auf  Aetiologie  und  Prophylaxe  der  einschlägigen  Erkrankungen 
soweit  zu  schulen,  dass  er  in  der  Praxis  sieht,  worauf  es  ankommt,  und  lernt, 
ärztliche  Kunst  und  Wissenschaft  wirksam  auch  in  dieser  Hinsicht  in  den 
Dienst  der  Allgemeinheit  zu  stellen. 

„Und  wenn  auch  nicht  jeder  ein  John  Simon  oder  Robert  Baker 
werden  kann,  so  wird  doch  gewiss  aus  dem  Stand  der  deutschen  Aerzte  eine 
recht  beträchtliche  Zahl  solcher  zu  erhalten  sein,  die  mit  bestem  Erfolg  die 
Lücken  ausfüllen,  welche  die  rein  technische  Gewerbe- Aufsicht  stets 
zeigen  muss! 

Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet. 

Privatdocent  Dl\  JastrOW  (Berlin)  stimmt  den  von  dem  Referenten 
aufgestellten  Forderungen  im  Princip  vollständig  bei;  aber  wie  sich  der  Referent 
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die  AaBführung  seiner  Vorschläge  in  der  Praxis  denke,  sei  ihm  nicht  recht 
klar.  Für  die  Fabriken  bestehe  bereits  eine  Inspection  durch  die  Gewerbe- 
inspectoren  oder  Fabrikinspectoren.  Nach  dem  Reichsgesetz  sei  es  zwar 
zulässig,  die  polizeilichen  Befugnisse  in  dieser  Beziehung  ausschliesslich  den 
Inspectoren  zu  übertragen,  doch  sei  bis  jetzt  in  keinem  deutschen  Staate 
von  dieser  Befugniss  Gebrauch  gemacht  worden.  So  finde  jetzt  überall 
diese  Inspection  doppelt  statt:  durch  den  Gewerbeinspector  und  durch  die 
örtliche  Polizei,  und  zu  diesen  komme  eigentlich  noch  eine  dritte  Inspection : 
da  die  Unfallverhütung  durch  die  Selbstverwaltung  der  Berufsgenossen- 
schaften besorgt  werde,  haben  diese  noch  ihre  eigenen  Revisionsingenieure. 
Wie  es  nun  möglich  sein  solle,  hier  noch  eine  vierte,  eine  ärztliche  Inspection 
einzufügen,  wie  sich  das  praktisch  ausführen  lassen  solle,  sei  ihm  nicht  klar 
geworden.  Er  habe  bisher  literarisch  immer  den  Gedanken  vertreten,  dass 
diese  durchaus  nothwendige  ärztliche  Inspection  mit  einer  der  schon  vor- 
handenen Inspectionen  identificirt  werden  müsse. 

Dieselbe  praktische  Schwierigkeit  tauche  nun  auf,  wenn  man  die  Vor- 
schläge des  Referenten  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Aerzte,  die  sie  aus- 
führen sollen,  betrachte.  Unter  diesen  „beamteten  Aerzten"  könne  man 
für  Preussen  nur  die  Kreisphysici  verstehen,  die,  bei  ihrem  sehr  geringen 
Gehalt  auf  Privatpraxis  angewiesen  und  mit  amtlichen  Functionen  überbürdet, 
schon  jetzt  kaum  den  vorhandenen  Aufgaben  gewachsen  seien.  Wie  diese 
noch  neue  dazu  übernehmen  sollten,  sei  ihm  nicht  erfindlich. 

Wenn  man  nun  dem  vollständig  zustimme,  was  der  Referent  über  die 
Noth wendigkeit  ärztlicher  Inspection  ausgeführt  habe,  so  gelange  man  z.  Z. 
zu  einer  ganz  anderen  principiellen  Forderung:  zu  der,  dass  eine  gute  Ge- 
werbeinspection  das  ärztliche  Element  iu  sich  haben  solle.  Das  sei  nach 
der  Verfassung,  die  man  heute  der  Gewerbeinspection  in  Preussen  und  leider 
nach  dem  Vorgang  Preussens  auch  in  einem  grossen  Theil  der  anderen 
deutschen  Staaten  gegeben  habe,  aus  einem  rein  äusserlichen  Grunde  nicht 
möglich.  In  Preussen  nämlich  habe  man  den  Gewerbeinspectoren  auch  die 
Dampfkesselrevision  übertragen,  was  sich  aber  nach  den  vorliegenden  Er- 
fahrungen in  Wirklichkeit  so  gestalte,  dass  man  Kesselrevisoren  habe,  denen 
im  Nebenamt  die  Gewerbeinspection  übertragen  sei.  Von  dem  Standpunkte 
der  öffentlichen  Gesundheitspolizei  müsse  man  aber  verlangen,  dass  der  hy- 
gienische Gesichtspunkt  in  der  Gewerbeinspection  die  Hauptsache  sei.  (Dabei 
sei  zu  beachten,  dass  hygienisch  und  ärztlich  nicht  genau  dasselbe  sei;  der 
Begriff  der  Hygiene  reiche  über  die  rein  ärztliche  Thätigkeit  hinaus.)  Die 
Gewerbeinspection  als  eine  hygienische  Beamtung  zu  behandeln,  sei  heute 
nicht  möglich;  die  Kesselrevision  sei  eine  so  verantwortungsvolle  Thätigkeit, 
dass  man,  so  lange  die  Gewerbeinspection  damit  verbunden  sei,  den  Beamten 
nie  anders  werde  aussuchen  dürfen,  als  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Kessel- 
revision; und  ob  die  hygienischen  Aufgaben  dabei  erfüllt  werden  oder  nicht, 
hänge  davon  ab,  ob  sich  unter  den  Kesselrevisoren  zufällig  solche  geeignete 
Persönlichkeiten  befinden  oder  nicht. 

Desshalb  glaube  er,  dass  die  von  dem  Herrn  Referenten  aufgestellten 
Forderungen  praktisch  nicht  früher  durchdringen  werden,  als  bis  gerade 
die  Aerzte  sich  entschliessen,  viel  weiter  gehendere  Forderungen  zu  erheben. 
In  hygienischer  Beziehung  werde  sich  allenthalben  mehr  durchsetzen  lassen, 
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lung,  sondern  ihre  Prophylaxe  erfordere  dieselben  Maassregeln,  wie  sie  bei 
allen  Krankheiten  überhaupt  Yon  den  Aerzten  aufgestellt  werden.  Er  be- 
tone dies  gerade  in  diesem  Kreise,  weil  viele  der  Anwesenden  zur  Mitwirkung 
in  der  socialen  Gesetzgebung  berufen  seien,  bei  welcher  heutzutage  Unter- 
scheidungen in  dieser  Beziehung  gemacht  werden,  die  als  verkehrt  nicht 
genug  hingestellt  werden  können.  Es  sei  freilich  erklärlich  und  verzeihlich, 
wenn  dies  geschehe,  weil  von  Oben  herab  derartige  Unterscheidungen  durch 
gesetzliche  Vorlagen  geradezu  sanctionirt  werden,  weil  es  socialpolitische 
Gesetze  gebe,  die  einen  Unterschied  machen  in  der  Invalidität,  die  durch 
Krankheit  und  die  durch  berufsgenossenschaftliche  Thätigkeit  entstanden 
sei.  Wenn  dem  gegenüber  in  dieser  Versammlung  erklärt  worden  sei,  es 
sei  dasselbe,  Invalidität  durch  Krankheit  oder  durch  berufsgenossenschaft- 
liche Thätigkeit,  dann  erachte  er  dieses  Resultat  als  ein  grosses  Glück  in 
dem  Augenblick,  wo  man  diese  Dreitheilung  der  socialpolitischen  Gesetz- 
gebung noch  durch  die  neue  Vorlage  zum  Alters-  und  Invaliditätsgesets 
festigen  zu  wollen  scheine. 

Da  sich  Niemand  weiter  zum  Wort  gemeldet  hat,  wird  die  Discussion 
geschlossen  und  es  erhält  das  Schlusswort 

Referent  Mediclnalrath  Dr.  Oottlieb  Merkel  (Nürnberg): 

„Meine  Herren!  Sie  haben  recht  viel  Subjectives  von  mir  gehört,  und 
ich  bleibe  da  vollständig  in  meiner  Rolle,  wenn  ich  auch  noch  zum  Schluss 
kurz  etwas  Subjectives  zum  Besten  gebe. 

„Nachdem  ich  zugesagt  hatte,  auf  die  liebenswürdige  Anfrage  unseres 
hochverehrten  Herrn  Vorsitzenden  hin  über  dieses  Thema  hier  vor  Ihnen 
zu  referiren,  hat  es  mir  nachher  recht  viel  Kopfschmerzen  gemacht,  wie  ich 
die  Sache  anfassen  sollte.  Ich  habe  zwar  ungefähr  gewusst,  was  ich  schreiben 
will,  aber  ich  habe  den  Anfang  nicht  gefunden.  Ich  habe  mir  vor  allem 
die  Frage  vorgelegt,  ob  ich  mich  nicht  an  verschiedene  Collegen  in  anderen 
Bundesstaaten  wenden  sollte,  die  mir  befreundet  sind,  oder  vop  denen  ich 
sonst  erwarten  konnte,  dass  sie  mir  Antwort  geben  und  mich  darüber 
unterrichten  wollten,  was  allenfalls  bei  ihnen  üblich  sei,  und  was  man  für 
Wünsche  habe,  was  für  Klagen  u.  s.  w.  Ich  habe  gelegentlich  des  Aenete- 
tages  in  Nürnberg  meine  Ohren  dahin  und  dorthin  gerichtet,  habe  ver- 
schiedene von  den  Collegen  angesprochen  und  habe  die  verschiedensten 
Dinge  gehört,  die  es  mir  ganz  unmöglich  erscheinen  Hessen,  die  Sache  so 
anzufassen,  wie  es  Herr  Dr.  Jastrow  gemeint  hat.  Ich  hielt  es  für  ganz 
unausführbar,  an  verschiedenen  Plätzen  zu  erkunden,  was  man  für  Er- 
fahrungen gemacht  hat  und  dann  von  jenem  Standpunkte  aus  die  Ergeb- 
nisse zu  resümiren,  um  zu  einem  richtigen  Schluss  und  Urtheil  über  die 
Sache  zu  kommen.  Ich  habe  gesehen,  dass  es  ganz  unthunlich  wäre,  damit 
fertig  zu  werden,  abgesehen  davon,  dass  ich  mich  in  das  Studium  hätte  ver- 
tiefen müssen  in  einer  Weise,  für  die  mir  die  Zeit  nicht  zu  Gebote  stand. 

„Ich  habe  mich  also  entschlossen,  ganz  einfach  den  Herren  zu  erzählen, 
wie  ich  Gewerbehygieniker  geworden  bin,  und  wie  die  ganze  Sache  in 
Bayern  gehandhabt  wird.  Ich  will  auch  zugestehen,  dass  wir  Bayern  gerne 
von  uns  selbst  erzählen ,  wie  man  uns  nachsagt.     Ich  sehe  nun  aber  auch. 
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dass  wir  furchtbar  harmlose  Menschen  sind.  Ich  habe  von  den  schweren 
Gefahren  und  yop  diesen  colossalen  socialpolitischen  Gespenstern,  die  hier 
durch  meine  Schlusssätze  heraufbeschworen  werden  können,  wirklich  gar 
keine  Vorstellung  gehabt.  Es  ist  ja  möglich,  dass  solche  Gefahren  an 
anderen  Plätzen  bestehen ,  es  ist  ja  auch  denkbar ,  dass  mir  der  Eine  oder 
der  Andere  einen  Satz  nicht  aus  diesen  Schlusssätzen,  sondern  auch  aus 
meinem  Vortrage  herausreisst,  der  mich  dann  in  dieses  oder  jenes  politische 
Lager  hineinzerrt  und  mir  Vorwürfe  macht  oder  Elogen,  wie  es  ihm  gerade 
passt.  Ja,  meine  Herren,  ich  muss  offen  gestehen,  nach  dieser  Richtung  hin 
habe  ich  meinen  Vortrag  nicht  bearbeitet.  Ich  bin  ja  dem  geehrten  Herrn 
Redner  ausserordentlich  zu  Dank  verpflichtet,  dass  er  mich  auf  das  auf- 
merksam gemacht  hat,  was  mir  droht!  Aber  ich  bin  leider  nicht  im  Stande, 
an  der  Geschichte  irgend  etwas  zu  ändern,  um  so  weniger,  als  ja  der  ge- 
ehrte Herr  Redner  selbst  mir  zugegeben  hat,  dass  meine  Aufstellungen 
eigentlich  dem  entsprechen,  was  ihm  auch  gefällt.  Also  im  grossen  Ganzen 
sind  unsere  bayerischen  —  ich  will  nicht  sagen  Verordnungen,  sondern 
unsere  bayerischen  Gepflogenheiten  und  unser  ursprüngliches  Medicinaledict 
so  trefflich,  dass  sich  Alles  das  darin  einschliessen  lässt,  was  bei  Ihnen  fehlt. 

„Ja,  meine  Herren,  machen  Sie  es  doch  einmal  so,  wie  wir  es  gemacht 
haben.  Wir  haben  Preussen  viel  nachgemacht  und  freuen  uns  dessen,  denn 
es  ist  viel  Gutes  dabei;  machen  Sie  uns  nun  auch  einmal  etwas  Bayerisches 
nach!  Machen  Sie  es  so,  wie  ich  vorhin  gesagt  habe:  kämpfen  Sie  für  Ihre 
Medicinalreform,  dass  sich  eben  zunächst  als  greifbares  Resultat  das  ermög- 
licht, was  ich  geschildert  habe.  Dann  können  Sie  Aenderungen  der  Ge- 
werbeordnung herbeiführen,  und  die  müssen  ja  kommen,  damit  die  ganzen 
Verhältnisse  anders  werden,  und  was  die  Physiker,  betrifft  —  meine 
Herren,  wenn  Sie  das,  was  ich  darüber  denke,  nicht  herausgehört  haben  aus 
meiner  zahmen  Arbeit,  das  sollte  mich  eigentlich  doch  wundern.  Ich  habe 
doch  so  ziemlich  klar  meine  Meinung  dahin  ausgesprochen,  dass  diese  Or- 
ganisation nicht  zweckmässig  ist,  und  dass  sie  abgeändert  werden  muss. 

„Auf  weitere  Aeusserungen  einzugehen,  habe  ich  keine  besondere  Ver- 
anlassung, denn  die  Herren  sind  ja^  wie  ich  mit  grossem  Vergnügen  con- 
statiii;  habe  und  noch  einmal  constatiren  will,  mit  mir  einverstanden.  Ich 
muss  nur  noch  einmal  betonen,  was  der  geehrte  Herr  Vorredner  im  Eingange 
gesagt  hat,  dass  ich  keine  ärztlichen  Gewerbeinspectoren  wünsche  (weder 
einzelne  ärztliche  Gewerbeinspectoren  als  Beamte,  noch  rein  ärztliche),  son- 
dern dass  es  so  gemacht  werden  möchte,  wie  es  nicht  nur  bei  uns,  sondern 
auch  noch  in  anderen  Bundesstaaten  ist,  d.  h.,  dass  die  Medicinalordnung 
so  gefasst  wird,  dass  sie  eine  Betheiligung  der  Amtsärzte  für  absolut 
nothwendig  erklärt.  Dazu  kommt  dann  noch  vor  Allem,  wie  ich  ja  auch 
im  Laufe  meiner  Rede  gefordert  habe,  dass  in  der  Gewerbeordnung  die  Be- 
stimmungen auf  die  Zeilen  kommen.  Das  freilich,  meine  Herren,  kommt 
sobald  nicht;  denn  eine  Revision  der  Gewerbeordnung  können  wir  allein 
desswegen  natürlich  nicht  verlangen.  Aber  ich  glaube,  wenn  es  Ihnen  ge- 
lingt, Ihre  Zustände  so  zu  gestalten,  wie  bei  uns,  dann  werden  Sie  wahr- 
scheinlich (selbst  in  grossen  Industriebezirken)  auch  dort  zurecht  kommen. '^ 
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massig  gross  ist,  so  ist  es  erforderlich,  dass  die  Gesundheitsverhältnisse  an 
Bord  der  deutschen  Schiffe  während  ihrer  Reisen  alsbald  nach  ihrer  Rück- 
kehr in  die  Heimath  regelmässig  nach  einheitlichem  Plane  festgestellt  und 
während  des  Aufenthaltes  der  Schiffe  im  Hafen  dauernd  überwacht  werden. 

2.  Die  Ergebnisse  dieser  üebcrwachung  sind  an  einer  Centralstelle  zu  sammeln 
und  für  die  Weiterbildung  der  bisher  sehr  dürftigen  Bestimmungen  über 
die  Gesundheitspflege  an  Bord  der  Handelsschiffe  nutzbar  zu  machen. 

3.  Besonderes  Interesse  verdienen  die  Erkrankungen  an  Gelbem  Fieber  und 
Tuberkulose  unter  den  Mannschaften  im  Allgemeinen  und  die  ungünstigen 
Gesundheitsverhältnisse  der  Feuerleute  an  Bord. 

4.  Die  Fortschritte  der  Technik  für  die  Verbesserung  der  Lebensbedingungen 
an  Bord  müssen  in  grösserem  Maasse  als  bisher  auch  den  Mannschaften 
zu  Gute  kommen. 

5.  Bei  der  Weiterbildung  der  sanitären  Fürsorge  für  die  Mannschaften  an 
Bord  empfiehlt  es  sich  nicht,  die  Bestimmungen,  w^ie  in  England,  für  alle 
Schiffe  gleichmässig  zu  gestalten.  Die  Anforderungen  sind  vielmehr  nach 
der  Grösse  und  Bestimmung  der  Schiffe  abzustufen. 

Correferent:  Hafenarzt.  Dr.  Nocht  (Hamburg): 

„Meine  Herren!  Mein  Herr  Vorredner  bat  Ihnen  soeben  in  seinem 
glänzenden  Vortrage  eine  Uebersicht  darüber  gegeben,  was  die  Gesundheits- 
technik  jetzt  an  Bord  leisten  kann,  und  Sie  werden  Alle  den  Eindruck  be- 
kommen haben,  dass  die  Technik  wahrhaftig  im  Stande  ist,  allen  unseren 
hygienischen  Anforderungen  an  Bord  im  vollsten  Maasse  zu  genügen.  Dass 
das  der  Fall  ist,  zeigen  auch  die  Gesundheitsverhältnisse  auf  denjenigen 
Schiffen ,  auf  denen  eben  diese  gesundheitlich  -  technischen  Einrichtungen 
eingeführt  sind,  oder  auf  denen  man  wenigstens  in  den  letzten  Jahren  be- 
strebt gewesen  ist,  mehr  und  mehr  von  diesen  Einrichtungen  Gebrauch  eu 
machen.  Die  Sterblichkeit  auf  unseren  in  Dienst  gestellten  Kriegsschiffen 
ist  in  den  letzten  zehn  Jahren  nicht  höher  gestiegen  als  ungefähr  2'6  pro 
Mille  auf  das  Jahr. 

„Ich  möchte  nun  in  meinem  Correferat  meine  Aufgabe,  gegenüber  den  Aus- 
führungen des  Herrn  Vorredners,  erheblich  beschränken.  Der  Herr  Vorredner 
hat  von  den  grossen  Handelsschiffen  und  von  den  Kriegsschiffen  gesprochen. 
Ich  möchte  mich  beschränken  auf  die  Handelsmarine,  dabei  aber  nicht  bloss 
die  grossen,  modernen  Passagierdampfer  ins  Auge  fassen,  sondern  auch  die 
gewöhnlichen  Frachtdampfer  und  die  kleinen  Handelsschiffe ;  ea  kommt  mir 
aber  dabei  besonders  auf  die  Gesundheitsverhältnisse  der  Mannschaften 
an  Bord  dieser  Schiffe  an.  Es  sind  das  Verhältnisse,  die  im  Allgemeinen 
sehr  wenig  bekannt  sind.  Auch  unsere  Lehrbücher  über  Schiffshygiene  be- 
schäftigen sich  fast  nur  mit  den  sanitären  Einrichtungen  und  Verhältnissen 
auf  den  Kriegsschiffen  und  den  grossen,  zum  Transport,  sei  es  von  Militär, 
sei  es  von  Auswanderern,  dienenden  Dampfern;  die  Gesundheitsyerhältnisse 
der  Mannschaften  der  Handelsmarine  werden,  wenn  überhaupt,  nur  sehr 
oberflächlich  gestreift. 

„Wenn  ich  Ihnen  nun  jetzt  einige  statistische  Ermittelungen  über  die 
Gesundheitsverhältnisse  unter  den  Mannschaften  der  deutschen  Handels- 
marine gebe,  so  habe  ich  dabei  einen  bestimmten  Zweck  im  Auge.  Ich 
möchte  nämlich  Ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  Frage  lenken,  ob  nicht  die 
Gesundheitsverhältnisse    unserer    Seeleute    es    wünschenswerth    erscheinen 
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lassen,  dass  die  bisher  nur  sehr  allgemein  gehaltenen  und  überhaupt  nur 
«pärlich  vorhandenen,  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  die  sanitäre  Für- 
sorge für  die  Mannschaften  in  der  Handelsmarine  betreffen,  weiter  ausge- 
bildet werden  sollen,  oder  ob  man  diese  Fürsorge,  so  wie  bisher,  mehi*  den 
•einzelnen  Rhedereien  und  Capitänen  überlassen  soll. 

„Auf  die  sanitären  Verhältnisse  der  Mannschaften  an  Bord  beziehen 
«ich  nur  sehr  wenige,  seerechtliche  Bestimmungen.  Zunächst  einige 
Paragraphen  der  deutschen  Seemannsordnung.  Danach  soll  den^  Seemann 
an  Bord  angemessene  Unterkunft  und  Verpflegung  gewährt  werden.  Der 
Erlass  näherer  Bestimmungen  hierüber  steht  den  Landesregierungen  im 
Verordnungswege  zu.  Von  dieser  Befugniss  haben  aber  die  deutschen  See- 
uferstaaten  nur  insoweit  Gebrauch  gemacht,  als  sie  im  Jahre  1888  eine 
Verpflegungsvorschrift,  eine  „ Speiserolle ^  auf  Grund  einer'  Vereinbarung 
unter  einander  erlassen  haben.  Bezüglich  der  Unterkunft  der  Mannschaft 
ist  es  bei  den  zum  Theil  über  30  Jahre  alten  Bestimmungen  der  Einzel- 
regierungen geblieben,  wie  sie  schon  vor  dem  Erlass  der  deutschen  See- 
^tnannsordnung  imDecember  1872  bestanden.  Der  danach  dem  Seemann  für 
seine  Unterkunft  zugebilligte  Minimalcubikraum  ist  bei  den  einzelnen  Bundes- 
seestaaten  nicht  von  gleicher  Grösse,  beträgt  aber  nirgends  mehr  als  2  cbm, 
während  der  niedrigsten  Glasse  der  Passagiere  an  Bord  überall  mindestens 
2'85  cbm  auf  den  Eopf  zustehen.  Und  während  die  Auswanderergesetze 
der  deutschen  Seeuferstaaten  genaue  Bestimmungen  über  die  Eii^richtung 
der  Unterkunftsräume  für  die  Auswanderer  oder  Zwischendeckspassagiere, 
über  die  Anordnung,  Grösse  und  Ausstattung  der  Schlafplätze,  über  die 
Einrichtung  von  Bade-  und  Waschanstalten  und  andere  sanitäre  Anlagen 
•enthalten,  haben  wir  in  Deutschland  für  die  Seeleute  keine  derartigen  Vor- 
schriften. Das  ist  ganz  und  gar  der  Fürsorge  des  einzelnen  Rheders  über- 
lassen. Zwar  enthält  die  im  Jahre  1878  im  Kaiserlichen  Gesundheitsamt 
herausgegebene  „Anleitung  zur  Gesundheitspflege  an  Bord  von  Kauffahrtei- 
schiffen^ auch  in  dieser  Beziehung  sehr  beherzigenswerthe  Rathschläge; 
indessen  kann  ich  nicht  finden,  dass  man  irgendwo  nennenswerthen  Gebrauch 
davon  gemacht  hätte.  —  Wir  haben  dann  noch  Vorschriften  über  die  Aus- 
rüstung der  Schiffe  mit  Arzneien  und  Verbandsmitteln,  sowie  darüber,  dass 
der  Rheder  die  Kosten  der  Behandlung  und  Verpflegung  des  erkrankten 
Seemannes  bis  zum  Ablauf  von  drei  Monaten,  im  Auslande  sechs  Monate  lang 
zu  tragen  hat.  Das  ist  Alles  an  Gesetzen  und  Verordnungen  auf  diesem 
Gebiete. 

„Eine  Ueberwachung  der  deutschen  Handelsschiffe  in  gesundheit- 
licher Hinsicht  flndet  nur  statt,  soweit  es  die  Abwehr  der  Einschleppung 
der  Cholera,  des  Gelbfiebers  und  der  Pest  erfordert.  Es  wird  naturgemäss 
von  dieser  gesundheitspolizeilichen  Controle  nur  eine  Auswahl  von  Schiffen, 
eine  im  Allgemeinen  und  für  gewöhnliche  Zeit  sehr  geringe  Anzahl  be- 
troffen, alle  übrigen  Schiffe  interessiren  die  Sanitätsbehörde  nur  ganz  aus- 
nahmsweise. In  diesem  Verhältniss  ist  zwar  in  Hamburg  seit  1893  durch 
die  Anstellung  eines  Hafenarztes  insofern  eine  Aenderung  eingetreten,  als 
dort  jetzt  alle  daselbst  verkehrenden  Schiffe  ärztlich  oder  durch  Gesund- 
heitsaufseher besucht  und  während  ihres  Aufenthaltes  im  Hamburger  Hafen 
im  Auge  behalten  werden;  indessen  habe  ich  in  dieser Thätigkeit  bisher  im 
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AUgemeiDen  auf  die  Kenntnissnahme  der  Gesundheitsverhältnisse  an 
Bord  und  die  Fürsorge  für  Schwerkranke  und  Infectionskranke  mich  be- 
schränken müssen.  Abgesehen  von  der  Abstellung  ganz  grober  Missstände 
in  vereinzelten  Fällen  war  für  die  allgemeine  Besserung  der  sanitären 
Verhältnisse  an  Bord  mangels  gesetzlicher  Grundlagen  keine  Handhabe 
gegeben. 

„Bei  der  Betrachtung  der  Gesundheits Verhältnisse  der  Seeleute  ist  zu 
bedenken,  dass  an  die  körperliche  Leistungsfähigkeit  des  Seemannes  ganz 
besondere  Anforderungen  gestellt  werden,  nicht  bloss  in  Bezug  auf  Muskel- 
anstrengungen, sondern  auch  in  der  Zähigkeit  seiner  Constitution  gegenüber 
klimatischen  und  anderen  Einflüssen;  das  ist  allgemein  bekannt  und  dess* 
halb  wenden  sich  dem  Seemannsberuf  nur  kräftige  und  gesunde  Leute  zu. 
Das  gilt  nicht  bloss  von  den  Seeleuten  im  engeren  Sinne,  den  Matrosen, 
sondern  im  Grossen  und  Ganzen  auch  von  dem  Maschinenpersonal,  den 
Heizern  und  Kohlenziehern.  Dabei  handelt  es  sich  ausschliesslich  um  Leute 
im  besten  Alter,  die  den  Seemannsberuf  ausüben.  Wir  haben  unter  den  activen 
Seeleuten  keine  Kinder  unter  15  Jahren  und  nur  eine  ganz  verschwindend' 
geringe  Anzahl  von  Personen,  die  über  60  Jahre  alt  sind.  Auch  die  Per- 
sonen im  Alter  von  50  bis  60  Jahren  sind  nur  in  geringer  Anzahl  vertreten. 
Das  Durchschnittsalter  der  activen  Seeleute  beträgt  29  Jahre.  Diese  Verhält- 
nisse sind  von  der  Seeberufsgenossenschaft  durch  sorgsame  Ermittelungen 
festgestellt.  Die  Seeleute  sind  also  sowohl  in  ihren  Altersverhältnissen,  als 
auch  darin,  dass  in  verhältnissmässig  sehr  grosser  Anzahl  gesunde  und 
kräftige  Leute  in  den  Beruf  eintreten,  günstiger  gestellt  als  die  meisten 
Erwerbsclassen  an  Land.  Dazu  kommt,  dass  der  Aufenthalt  in  See  im 
Allgemeinen  für  besonders  gesund  und  kräftigend  gilt. 

„Diese  Dinge  muss  man  im  Auge  behalten  bei  einem  Vergleich  der 
Gesundheitsverhältnisse  der  Seeleute  mit  denen  anderer  Erwerbsclassen. 

„lieber  die  Erkrankungshäufigkeit  an  Bord  der  Handelsschiffe 
sind  genaue  Zahlen  wohl  nirgends  zu  erhalten,  da  die  Angaben  der  SchifiEs- 
capitäne  über  Erkrankungen  während  der  Reise  naturgemäss  sowohl  in  der 
Diagnose  unzuverlässig  sind,  als  auch  sonst  unvollständig  geliefert  werden. 
Leider  ist  das  Letztere  auch  vielfach  auf  den  Schiflen  der  Fall ,  auf  denen 
Aerzte  eingeschi£Pt  sind.  Etwas  besser  steht  es  mit  Ermittelungen  über  die 
Sterblichkeit  der  Seeleute  auf  den  Handelsschiffen.  Genaue  Zusammen- 
stellungen habe  ich  allerdings  auch  nicht  erhalten,  aber  doch  wenigstens 
genügende  Anhaltspunkte.  —  Von  jedem  nach  Antritt  des  Dienstes  an  Bord 
vorkommenden  Todesfall  eines  Schiffsmannes  ist  einem  Seemannsamte  An- 
zeige zu  machen  und  zwar  demjenigen  Seemannsamte,  bei  dem  dies  zuerst 
geschehen  kann.  Wir  haben  nun  in  Deutschland  106  Seemannsämter  und 
im  Auslande  gilt  jedes  deutsche  Gonsulat  als  Seemannsamt.  Würden  alle 
an  den  genannten  Stellen  gemeldeten  Todesfälle  an  einer  Centralstelle  ge- 
sammelt, so  hätten  wir  ganz  genaue  Kenntniss  der  Sterblichkeit  der  Seelente. 
Das  geschieht  aber  meines  Wissens  nur  für  die  Todesfälle,  welche  durch 
Unfälle,  nicht  aber  für  diejenigen,  welche  durch  Krankheit  herbeigeführt 
sind.  Indessen  geben  die  beim  grössten  deutschen  Seemannsamte,  dem 
Hamburger  Seemannsamte,  eingehenden  Todesmeldungen  im  Verein  mit 
anderen  Ermittelungen  schon  so  grosse  Zahlen,  dass  sie  sich  zur  Berechnung 
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einer  Mortalitätsziffer  verwerthen  lassen,  wenigstens  für  die  Hamburgische 
Flotte.  Was  aber  für  diese  ermittelt  ist ,  wird  sich  ohne  Weiteres  auf  die 
gesammte  deutsche  Handelsmarine  übertragen  lassen.  Beim  Hamburger 
Seemannsamte  werden  Todesfälle  sowohl  von  Hamburger  Schiffen,  als  von 
anderen  deutschen  Schiffen  gemeldet.  Es  ist  aber  nicht,  wie  anderweitig 
behauptet  worden  ist,  der  Fall,  dass  dort  alle  Todesfälle,  die  auf  Ham- 
burger Schiffen  vorkamen,  gemeldet  würden;  es  kommen  im  Allgemeinen 
nur  die  Schiffe  in  Frage,  die  in  Hamburg  ihre  Contracte  mit  ihren  Schiffsmann- 
schaften wieder  lösen,  „abmustern",  und  das  sind  durchaus  nicht  alle  Hambur- 
gischen Schiffe,  da  viele  Hamburgische  Schiffe  jahrelang  im  Auslande  bleiben, 
dort  „an-"  und  „abmustern"  oder  regelmässig  andere  deutsche  Häfen  an- 
laufen und  dort  „mustern".  Ferner  fehlen  die  Angaben  über  solche  See- 
leute, die  in  der  Heimath  nach  der  Abmusterung  noch  in  Folge  von  an 
Bord  oder  während  der  Reise  acquirirten  Krankheiten  sterben.  Die  wirk- 
liche Mortalität  wird  also  höher  sein,  als  die  auf  der  Grundlage  der  Angaben 
des  Hamburger  Seemannsamtes  errechnete  Mortalitätsziffer.  £ine  solche 
Berechnung  ist  schon  einmal  gemacht  worden  in  der  statistischen  Denk- 
schrift, welche  den  Drucksachen  der  Reichstagsverhandlungen  über  die  Ein- 
führung der  Unfallversicherung  für  die  Seeleute  beigefügt  ist.  Die  dort  für 
die  Jahre  1877  bis  1884  errechnete  Gesammtsterblichkeitsziffer  in  der  Ham- 
burger Handelsmarine  betrug  21'8  pro  Mille  im  Jahre.  Die  Sterblichkeit  in 
Folge  von  Krankheiten  allein  betrug  9*5  pro  Mille.  Der  Rest  kommt  auf 
Unfälle  und  Selbstmorde.  Nach  meinen  Ausführungen  von  vorhin  ist  dies 
aber  so  aufzufassen,  dass  die  Sterblichkeit  an  Krankheiten  in  der  Hamburger 
Handelsmarine  in  den  Jahren  1877  bis  1884  sicher  mehr  als  9*15  pro 
Mille  betragen  hat.  Um  wie  viel  mehr,  darüber  lassen  sich  nur  Schätzungen 
anstellen. 

„Ich  habe  mich  nun  bemüht,  für  die  letzten  acht  Jahre  der  oberen 
Grenze  der  Sterblichkeit  in  Folge  von  Krankheiten  dadurch  näher  zu  kommen, 
dass  ich  ausser  den  Angaben  des  Hamburger  Seemannsamtes  noch  diejenigen 
Todesfälle  von  Krankheiten  sammelte,  welche  in  den  letzten  acht  Jahren  in 
den  Hamburgischen  Staatskrankenhäusern  vorgekommen  waren  und  Seeleute 
von  Hamburger  Schiffen  betrafen.  Dabei  stellte  sich  heraus,  dass  von  diesen 
Todesfällen  nur  10  Proc.  dem  Hamburger  Seemannsamt  gemeldet  worden 
sind.  Wenn  ich  nun  die  nicht  gemeldeten  Fälle  der  Summe  der  beim  Ham- 
burger Seemannsamte  zur  Kenntniss  gekommenen  Sterbefälle  in  Folge  von 
Krankheiten  hinzurechne,  so  erhalte  ich  für  Hamburger  Schiffe  in  den  letzten 
acht  Jahren  im  Ganzen  920  Sterbefälle  von  Schiffsmannschaften  an  Krank- 
heiten, d.  h.  um  33  Proc.  mehr  als  dem  Hamburger  Seemannsamte  gemeldet 
sind.  Dem  Hamburger  Seemannsamte  sind  in  den  Jahren  1888  bis  1895 
im  Ganzen  834  Sterbefälle  in  Folge  von  Krankheiten  gemeldet  worden,  die 
Seeleute  auf  deutschen  Schiffen  betrafen.  Hiervon  kommen  692  Fälle  auf 
Hamburger  Schiffe.  Es  kommen  dazu  noch  228  nicht  gemeldete  Sterbefälle 
von  Seeleuten  Hamburgischer  Schiffe  von  den  Hamburgischen  Staatskranken- 
häusern. Das  macht  im  Ganzen  920  Sterbefälle  in  Folge  von  Krankheiten. 
Ich  möchte  aber  schätzen,  dass  diese  Summe  immer  noch  um  mindestens 
10  Proc.  hinter  der  wirklichen  Sterbezahl  zurückbleibt,  will  jedoch  dies  bei 
den  folgenden  Berechnungen  ausser  Acht  lassen. 
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„Es  handelt  sich  nun  darum,  die  Mannschaftszahl  festzustellen,  auf 
welche  diese  Summe  von  Sterbefällen  an  Krankheiten  bezogen  werden  mu£B. 
In  dem  vom  Reichsamt  des  Inneren  herausgegebenen  Handbuch  für  die 
deutsche  Handelsmarine  finden  wir  über  die  regelmässige  Besatznngszahl 
der  deutschen  Handelsflotte  im  Allgemeinen,  sowie  der  Hamburger  Handels- 
flotte im  Besonderen  folgende  Angaben.  Die  regelmässige  Besatzung  der 
deutschen  Kauffahrteischiffe  betrug: 

im  Jahre  1885 39  911  Köpfe 

„       „      1890 37  857       „ 

„       „      1895 40  982       „ 

Die  regelmässige  Besatzung  der  Hamburgischen  Kauffahrteischiffe  betrug: 

im  Jahre  1 885 8  702  Köpfe 

„       „      1890 11220       „ 

„       „      1895 15  293       „ 

Im  Durchschnitt  der  letzten  acht  Jahre  (1888  bis  1895)  betrug  die  regel* 
massige  Besatzungszahl  der  Hamburgischen  Handelsschiffe  12  650  Köpfe. 

„Diese  Durchschnittszahl   muss   aber,  um  diejenige   regelmässige  Be- 
satzungszahl  zu  erhalten,  welche  ein   volles  Jahr  auf  den  Hamburgischen 
Schiffen  in  Dienst  gewesen  ist,  noch  um  einen  gewissen  Betrag  verringert 
werden,  denn  die  meisten  Schiffe  sind  nicht  ein  volles  Jahr  in  Dienst,  son- 
dern nur  9  bis  10  Monate;   es  sind  zwischen  den  einzelnen  Reisen  immer 
einige  Wochen  Pause,  während  welcher  die  Mannschaften   „abgemustert" 
sind,  und  die  Schiffe  nicht  mehr  wie  1  bis  2  Wachmannschaften  und  einige 
Officiere  an  Bord  behalten.  Diese  Hafenzeit,  in  der  das  Schiff  „aufliegt",  muss  bei 
der  Berechnung  der  durchschnittlichen  Kopfstärke  für  das  ganze  Jahr  mit 
in  Betracht  gezogen  werden.     Die  Höhe  des  Abzuges,  um  welchen  diesen 
Verhältnissen   entsprechend   die   im   Handbuch   für   die   deutsche   Handels- 
marine angegebene,  regelmässige  Besätzungszahl  vermindert  werden  muss 
um  die  durchschnittliche  Kopfstärke  für  das  ganze  Jahr,  die  jährliche  „Ist- 
stärke"   zu  erhalten,   ist  in  der  oben   erwähnten  Denkschrift,    welche   den 
Reichstagsverhandlungen  von  1887  beigegeben   ist,  mit  Zuhülfenahme  eng- 
lischer Angaben  auf  7*7  Proc.  berechnet  worden,  so  dass  man  also  92*3  Proc 
der  im  „Handbuch"   angegebenen  regelmässigen  Besatzungsstärke  in  Rech- 
nung ziehen  müsste.     Diese  Höhe  der  Reduction  ist  aber  von  anderer  Seite 
—    mit   welchem  Recht,    soll   hier    nicht  erörtert   werden   —   angefochten 
worden,  und  es  ist  gefordert  worden,  dass  man  eine  Reduction  um  20  Proc» 
eintreten  lassen  müsse.    Ich  habe  meinen  Berechnungen  eine  Reduction  von 
10  Proc.  zu  Grunde  gelegt,   und   stütze   mich   dabei  auf  Angaben  der  See- 
benifsgeuossenschaft  in  ihren  Verhandlungen  mit  dem  Reichs versicherungs- 
amt  über  die  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  der  Seeleute  (cf.  S.  7  der 
„Erwiderung"    der  Seeberufsgenossenschaft    vom   12.  September   1893   auf 
das  technische  Gutachten  des  Reichsversicherungsamtes  vom  29.  April  1893). 
Danach  hat  die  jährliche  „Iststärke"  der  Seeleute  der  Hamburger  Handels- 
marine in  den  Jahren   1888  bis   1895    11385  Köpfe  betragen.     Nun  sind 
nach  meinen  oben  erwähnten  Ermittelungen,  welche,  wie  schon   hervorge- 
hoben, neben  den  Angaben  des  Hamburger  Seemannsamtes  über  die  Todesfälle 
von  Seeleuten  auf  Hamburger  Schiffen  auch  noch  die  Angaben  der  Hamburger 
Staatskrankenhäuser  umfassen,  in  diesen  acht  Jahren  1888  bis  1895  920  Sterbe- 
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fälle  von  Seeleuten  auf  Hamburgischen  Schiffen  —  soweit  Krankheiten  als  Todes- 
ursachen in  Betracht  kommen  —  bekannt  geworden.  Das  ergiebt  für  eine 
jährliche  „Iststärke^  von  11385  Köpfen  eine  Sterblichkeit  an  Krankheiten 
von  10*1  pro  Mille  auf  das  Jahr.  (Die  jährliche  Durchschnittszahl  der 
tödtlichen  Unfälle  betrug  ebenfalls  ungefähr  10  pro  Mille.)  Da  aber  bei 
dieser  Berechnung  immer  noch  eine  Anzahl  nicht  gemeldeter  Todesfälle 
(meiner  Schätzung  nachlOProc.)  hat  ausser  Acht  gelassen  werden  müssen» 
so  kommen  wir  zu  dem  Ergebniss,  dass  die  jährliche  Sterblichkeit  an 
Krankheiten  in  der  hamburgischen  Handelsflotte  sicher  höher  als 
10  pro  Mille  ist.     Ich  gebe  nun  einige  Yergleichszahlen. 

„Vorhin  habe  ich  aus  einander  gesetzt,  dass  das  Alter  der  activen  See- 
leute sich  in  den  Grenzen  von  15  bis  60  Jahren  hält.  Die  Sterblichkeit  der 
Personen  in  gleichem  Alter  betrug  für  das  deutsche  Reich,  abgesehen  von 
den  tödtlichen  Verunglückungen  und  den  Selbstmorden,  im  Jahre  1893 
nach  den  Veröffentlichungen  des  Gesundheitsamtes  9*44,  in  Hamburg  8*57 
pro  Mille  und  die  Gesammtsterblichkeit  aller  männlichen  Arbeiter  in 
Deutschland,  soweit  sie  den  Krankenkassen  und  überhaupt  soweit  sie  den 
Arbeitergesetzen  unterstehen  ^  9'3  pro  Mille  nach  den  Veröffentlichungen 
des  Kaiserlichen  Gesundheitsamtes.  Wir  haben  also  das  Ergebniss,  dass 
die  Sterblichkeit  an  Krankheiten  in  der  deutschen  Handelsmarine  —  die 
für  die  Hamburgische  Handelsflotte  ermittelten  Ergebnisse  haben  auch  für 
die  übrige  deutsche  Handelsflotte  Geltung  —  trotz  der  günstigen  Vorbe- 
dingungen für  die  Gesundheit  dieses  Berufes,  welche  in  der  Auswahl  der 
in  den  Beruf  eintretenden  Individuen  gegeben  ist ,  sicher  die  Durchschnitts- 
sterblichkeit der  gleichalterigen  Bevölkerung  an  Land  und  diejenige  der 
männlichen  Arbeiter  in  Deutschland  übersteigt. 

„Dies  Ergebniss  rechtfertigt  zunächst  den  Wunsch,  dass  die  wirkliche 
Höhe  der  Sterblichkeit  an  Krankheiten  —  es  fehlen  ja  bei  diesen  Berech- 
nungen noch  eine  Reihe  von  Sterbefällen  —  in  Zukunft  so  genau  als  mög- 
lich durch  Sammlung  aller  Todesmeldungen  an  einer  Centralstelle  festge- 
stellt werde. 

„Dies  geschieht  jetzt  in  England,  aber  eingehende  Veröffentlichungen 
über  die  Ergebnisse  dieser  Statistik  stehen  noch  aus.  Man  kann  die  bis 
jetzt  bekannten  Zahlen  über  die  Sterblichkeit  der  englischen  Seeleute  nicht 
zum  Vergleich  heranziehen,  weil  sie  nur  die  allgemeine  Sterblichkeit,  nicht 
aber  die  an  Krankheiten  allein  geben. 

„Als  zweites  Ergebniss  dieser  Ermittelungen  dürfte  zu  folgern  sein, 
dass  man  sich  bemühen  sollte,  ebenso  wie  man  die  Unfallverhütung  zur 
See  einheitlich  geordnet  hat,  auch  die  verhältnissmässig  zu  grosse  Sterb- 
lichkeit der  Seeleute  an  Krankheiten  planmässig  zu  bekämpfen  und  hierfür 
die  allgemeinen  Einrichtungen,  sei  es  gesetzlich  vorzuschreiben,  sei  es  auf 
andere  Weise,  einheitlich  durchzuführen.  Diese  Forderung  erhält  durch  die 
nähere  Betrachtung  der  Todesfälle  an  Krankheiten  weitere  Unterstützung. 
Wenn  man  die  Fälle,  in  denen  die  Angabe  —  „verstorben  an  unbekannter 
Krankheit"  —  gemacht  ist,  ausser  Acht  lässt,  so  ergeben  sich  unter  den 
Todesfällen  mit  Angabe  einer  bestimmten  Krankheit  als  Todesursache  drei 
grosse  Gruppen  von  Krankheiten,  die  im  Ganzen  65  Proc.  dieser  Sterbefälle 
an  Krankheiten  ausmachen ,  bei  denen  besonders  zu  hoffen  ist ,  dass  durch 
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sanitäre  Fürsorge  eine  erhebliche  Verminderung  der  Sterblichkeit  zu  er- 
reichen sein  wird.  Ich  habe  bei  den  folgenden  Zahlen,  um  ein  möglichst 
grosses  Material  als  Unterlage  zu  haben,  auch  die  Angaben  des  Bremer 
Seemannsamtes  benutzt,  welche  sich  für  die  Berechnung  einer  jährlichen 
Sterblichkeitsziffer  leider  nicht  verwerthen  Hessen.  Diese  drei  Gruppen  sind 
das  gelbe  Fieber,  die  Tuberkulose  und  diejenigen  plötzlichen  Todesfälle  in 
See,  welche  als  Hitzschlag,  Herzschlag,  Gehirnschlag  u.  dergl.  in  den 
Meldungen  bezeichnet  sind.  Diese  Bezeichnungen  werden  für  plötzliche 
Todesfälle,  die  meist,  wie  wir  sehen  werden,  der  Einwirkung  der  Hitze  zu- 
zuschreiben sind,  ganz  willkürlich  gebraucht,  und  man  muss  diese  Fälle  in 
eine  Gruppe  zusammenfassen.  Von  im  Ganzen  1055  Todesfällen  an  Krank- 
heiten kommen  unter  je  100  Todesfällen  auf  das  Gelbfieber  26*4,  also  mehr 
als  der  vierte  Theil,  auf  die  Tuberkulose  der  fünfte  Theil,  und  auf  die 
Schjagflüsse  10  Proc. 

„Wenn  man  nur  die  vom  Auslande  gemeldeten  und  während  der 
Reise  vorgefallenen  Todesfälle  an  Krankheiten  in  Betracht  zieht  —  immer 
abgesehen  von  denen,  wo  es  heisst:  gestorben  an  unbekannter  Krankheit 
—  so  sind  in  den  letzten  acht  Jahren  von  den  Seeleuten,  welche  im  Aus- 
lande und  auf  der  Reise  Krankheiten  erlegen  sind,  42  Proc.  an  Gelbfieber 
auf  deutschen  Handelsschiffen  gestorben.  Es  ist  ja  bekannt,  dass  das  Gelb- 
fieber gerade  auf  den  Schiffen  grosse  Verheerungen  anrichtet,  aber  auf 
dieses  Ergebniss,  sowie  auf  die  Zahlen,  die  ich  in  den  Consulatsbericht^n 
und  den  Hamburger  Medicinalacten  gefunden  habe,  war  ich  nicht  gefassi. 
In  Rio  starben  einmal  in  99  Tagen  auf  47  Segelschiffen  mit  368  Mann  Be- 
satzung 38  Mann,  also  mehr  als  10 Proc.  der  Besatzung,  auf  ein  Jahr  be- 
rechnet mehr  als  30  Proc.  Eine  einzige  deutsche  Rhederei  verlor  in  der 
Fieberepidemie  1891/1892  in  Santos  85  Seeleute  an  Gelbfieber.  Anderen 
Isationen  erging  es  nicht  besser.  Auf  dem  italienischen  Kriegsschiff  „Lom- 
bardia"'  sollen  im  vorigen  Winter  in  Rio  von  250  Mann  Besatzung  nur 
10  Mann  nicht  erkrankt  sein.  In  Santos  sollen  in  den  letzten  vier  Jahren 
fast  800  skandinavische  Seeleute  an  Gelbfieber  gestorben  sein. 

„Die  deutschen  Regierungen  haben  sich  schon  vor  Jahren  mit  der 
Frage  der  Bekämpfung  der  Gelbfieberverheerungen  auf  den  deutschen  Schiffen 
befasst.  Es  wurde  im  Jahre  1882  ein  Entwurf  zur  Bekämpfung  dieser  Seuche 
in  unserer  Handelsflotte  vereinbart.  Sie  finden  diesen  Entwurf  abgedruckt 
in  Schmidts  Aerztlichem  Rathgeber  für  Schiffsführer.  Der  Entwurf  ent- 
hält Rathschläge  für  den  Schiffscapitän  in  Bezug  auf  sein  Verhalten  in 
Gelbfieberhäfen;  diese  Rathschläge  waren  in  mehr  oder  weniger  eindring- 
licher Form  erthoilt,  es  war  aber  eben  dem  guten  Willen,  der  Einsicht  und 
auch  den  Mitteln  des  Capitäns  überlassen,  welche  von  diesen  Rathschlägen 
und  inwieweit  er  sie  ausführen  wollte  oder  konnte.  Man  hat  schliesslich 
der  Sache  keine  weitere  Folge  gegeben,  der  Entwurf  ist  amtlich  nicht  ver- 
öffentlicht worden.  Ich  glaube  auch  nicht,  dass  mau  auf  diesem  Wege  damals 
grosse  Erfolge  erzielt  haben  würde  oder  heute  auf  diese  Weise  zu  erzielen 
hoffen  könnte,  möchte  aber  auf  einen  anderen  Weg  hinweisen.  Es  kommen 
seit  Jahren  für  das  Gelbfieber  nur  vier  oder  fünf  brasilianische  Häfen  in  Be- 
tracht. Mit  den  übrigen  Gelbfieberplätzen  ist  unser  Schiffsverkehr  ganz  un- 
bedeutend. In  den  letzten  vier  Jahren  sind  Gelbfiebertodesfälle  von  deutschen 
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Seeleuten  —  weDigstens  beim  Hamburger  Seemannsamte  —  nur  von  der 
brasilianischen  Küste  gemeldet  worden.  Man  kann  also  die  praktische 
Thätigkeit  auf  diese  Häfen  beschränken.  Dort  an  Ort  und  Stelle  wären 
Ermittelungen  anzustellen  über  die  Maassnahmen,  um  unsere  Schiffe  Yor  dem 
Gelben  Fieber  zu  schützen.  Unter  genauer  Berücksichtigung  der  besonderen 
örtlichen  Verhältnisse  wären  dem  ankommenden  Schiffe  bestimmte  Ver- 
haltungsmaassregeln  zu  geben,  und  event.  unter  Aufwendung  von  Geld- 
mitteln die  Ausführung  solcher  Vorsichtsmaassregeln  zu  fördern  und  auch 
zn  überwachen.  Es  war  eine  deutsche  Rhederei,  die  gezeigt  hat,  wie  man 
auf  diesem  Wege  Erfolge  erzielen  kann.  Als  die  Hamburg-südamerikanische 
Dampfschifffahrtsgesellschaft  in  einer  Fiebersaison  85  ihrer  Seeleute  in  San- 
tos  an  Gelbfieber  verloren  hatte,  erwarb  sie  eine  kleine  Insel  im  Hafen  von 
Santos,  weit  abgelegen  vom  Lande  und  unter  der  Wirkung  der  Seebrise  ste- 
hend. Dort  wurden  ünterkunftsräume  errichtet  und  die  übrigen  Vorkehrungen 
getroffen,  um  die  Mannschaften  gleich  nach  der  Ankunft  eines  der  Dampfer 
der  Rhederei  dahin  überzuführen.  Die  Leute  blieben  da  ausser  allem  Ver- 
kehr mit  dem  Schiff  und  mit  Santos  bis  unmittelbar  vor  der  Abreise.  Das 
Löschen  und  Laden  besorgten  einheimische  Arbeiter.  Seitdem  hat  die  Ge- 
sellschaft nur  noch  einen  Mann  an  Gelbfieber  verloren,  bei  dem  die  Infection 
auf  Santos  zu  beziehen  war.  Dieser  Mann,  ein  Officier,  war  nicht  mit  auf 
die  Ilha  de  Palmas  ausgeschifft  worden.  Die  Epidemie  von  1893  war  dabei 
in  Santos  selbst  fast  ebenso  schwer,  wie  die  von  1892  und  die  deutschen 
Schiffe  von  anderen  Rhedereien  hatten  in  Santos  noch  31  Todesfälle.  Wenn  es 
auch  richtig  sein  mag,  dass  das  Gelbfieber  nicht  von  Person  zu  Person  an- 
steckt, so  sind  doch  diejenigen  Personen  auf  Schiffen,  die  viel  mit  dem  Land 
verkehren  oder  durch  Händler  mit  dem  Land  in  Beziehungen  treten,  ganz 
besonders  gefährdet.  Das  sind  die  Officiere,  Steuerleute,  Maschinisten  u.  s.  w. 
Bei  Segelschiffen  verwischt  sich  dies  Verhältniss  in  Folge  des  langen  Auf- 
enthaltes der  Schiffe  im  Hafen.  Da  ist  schliesslich  Jeder  mehr  oder  weniger 
oft  an  Land  gewesen  und  hat  sich  der  Infection  ausgesetzt.  Auf  den 
Dampfern  der  genannten  Rhederei  aber,  die  immer  nur  wenige  Tage  in 
Santos  bleiben,  waren  unter  117  Todesfällen,  die  die  Rhederei  im  Ganzen 
früher  zu  verzeichnen  hatte,  8  Officiere  (darunter  ein  Capitän),  28  Maschi- 
nisten und  4  Aerzte. 

„Für  Santos  also  wäre  es  nur  erforderlich,  dass  die  segensreiche  Ein- 
richtung der  Hamburg-südamerikanischen  Dampfschifffahrtsgesellschaft  allen 
deutschen  Kauffahrteischiffen  zugänglich  gemacht  würde.  Aehnlich  müsste 
nun  auch  in  den  übrigen  brasilianischen  Häfen  verfahren  werden.  Ich  bin 
allerdings  nicht  in  der  Lage,  angeben  zu  können,  ob  in  den  übrigen  drei 
oder  vier  brasilianischen  Häfen  ähnlich  günstig  gelegene  Inseln  zum  Ankauf 
in  Betracht  kommen  können,  es  ist  ja  auch  nicht  für  alle  wahrscheinlich,, 
aber  man  kann  es  vielleicht,  wie  dies  in  anderen  Fällen  mit  Erfolg  ge- 
schehen ist,  so  machen,  dass  man  die  gesammte  Mannschaft  mit  der  Eisen- 
bahn in  eine  gesunde  Stadt  im  Inneren  überführt  oder  in  eine  gesund» 
Oertlichkeit  in  der  Nähe  bringt.  Auch  das  würde  schon  helfen,  dass  man 
dem  Schiff  einen  luftigen  Ankerplatz,  weit  ab  vom  Lande  anweist,  das 
Löschen  und  Laden  durch  fremde  Arbeiter  besorgen  lässt  und  die  Mann- 
schaft dabei  vor  der  Berührung  mit  denselben  isolirt.   Ferner  kämen  schnelle 
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ärztliche  Hülfe,  ärztliche  üeberwachung ,  uniBichtige  Desinfectionsmaass- 
nahmen  in  Frage.  Das  lässt  sich  aber  nicht  von  hieraus  im  Allgemeinen 
feststellen,  auch  wird  der  Schiffsführer  nur  ausnahmsweise  in  der  Lage 
sein,  die  richtigen  Maassnahmen  selbst  auszusuchen.  Er  wird  das  thun« 
was  leicht  auszuführen  ist  und  ihm  passt,  das  Uebrige  unterlassen.  Die 
Maassnahmen  müssten  also  —  darauf  kommt  es  an  —  planmässig  durch 
den  Consul  unter  ärztlichem  Beirath  an  Ort  und  Stelle  festgestellt  und 
eyent.  unter  Aufwendung  von  Geldmitteln  für  alle  deutschen  Schiffe,  welche 
den  betreffenden  Hafen  besuchen,  durchgeführt  werden.  Die  Ermittelung 
der  nöthigen  Maassnahmen  wäre  eine  lohnende  Aufgabe  auch  für  einen 
dorthin  entsandten  deutschen  Hygieniker. 

„Der  Seemann  steht  dem  Gelbfieber,  sowie  vielen  anderen  tropischen 
Infectionskvankheiten  in  ähnlicher  Weise  gegenüber  wie  der  Unfallsgefahr 
an  Bord.  Wie  er  sich  einem  herannahenden  Sturm  oder  Nebel  nicht  ent- 
ziehen kann,  sondern  diese  Gefahren  über  sich  ergehen  lassen  muss,  so  kann 
er  auch  das  Schiff  beim  Anlaufen  eines  inficirten  Hafens  nicht  verlassen. 
Und  vor  Antritt  der  Reise  weiss  er  in  den  meisten  Fällen  nicht,  dass  es 
nach  einem  Gelbficberhafen  geht.  Er  ist  ohne  Macht,  sich  selbst  zu  helfen, 
und  sich  den  tropischen  Infectionsgefahren  selbständig  zu  entziehen,  die 
wie  eine  äussere  Betriebsgefahr  nicht  bloss  mit  dem  Seefahrtsgewerbe  im  Allge- 
meinen, sondern  mit  der  Sonderbestimmung  des  einzelnen  Schiffes  eng 
verbunden  sind.  Er  ist  auf  die  Yerhütungsmaassregeln  des  Capitäns  allein 
angewiesen.  Möge  der  Seeberufsgenossenschaft  und  denjenigen  Männern, 
welche  seit  Jahren  dafür  eintreten,  dass  die  Todesfälle  von  Schiffsleuten  in 
Folge  tropischer  Infectionskrankheiten  den  Todesfällen  durch  Unfall  gleich  er- 
achtet werden,  und  dass  man  für  die  Hinterbliebenen  dieser  Seeleute  in  gleicher 
Weise  sorgen  solle,  baldiger  Erfolg  beschieden  sein.  Dann  wäre  auch  zu 
hoffen,  dass  man  die  Gelbfieberprophylaxe  in  den  drei  oder  vier  Häfen,  die  in 
Betracht  kommen,  einheitlich  und  gründlich  durchführt.  Auch  die  allgemeine 
Schiffshygiene  würde  durch  eine  solche  Uebertragung  der  Krankheitspro- 
phylaxe auf  die  Seeberufsgenossenschaft  nur  gefördert  werden. 

„Die  zweite  grosse  Gruppe  unter  den  Ursachen  der  Sterblichkeit  der 
Seeleute  bildet  die  Tuberkulose.  Soweit  Krankheiten  als  Todesursachen  in 
Betracht  kommen,  entfällt  der  fünfte  Theil  aller  Todesfalle  von  Seeleuten, 
die  in  den  Jahren  1888  bis  1895  dem  Bremer  und  Hamburger  Seemanns- 
amte gemeldet  wurden,  oder  in  den  dortigen  Krankenhäusern  starben,  anf 
die  Tuberkulose.  Diese  Zahl  drückt  aber  den  wirklichen  Grad  der  Theil- 
nahme  dieser  Krankheit  an  der  Sterblichkeit  der  Seeleute  nicht  aus.  Ich 
habe  vorhin  schon  erwähnt,  dass  bei  diesen  Rechnungen  diejenigen  Fälle 
nicht  mitgezählt  sind,  bei  denen  die  Angabe  lautet:  ^Gestorben  an  unbe- 
kannter Krankheit".  Gerade  hierunter  aber  dürften  sich  sehr  viele  Fälle 
von  Lungenschwindsucht  finden,  da  diesen  Meldungen  oft  Erläuterungen 
wie :  allgemeine  Körperschwäche,  Entkräftung,  Auszehrung  hinzugefügt  sind. 
Ferner  ist  zu  bedenken,  dass  bei  dem  chronischen  Verlauf  der  Tuberkulose 
nur  verhältnissmässig  sehr  wenige  Seeleute  im  Auslande  sterben.  Gegen 
die  Ausschiffung  und  Zurücklassung  in  ausserdeutschen  Häfen  herrscht 
bei  den  deutschen  Seeleuten  eine  begreifliche  Abneigung;  jeder  will  die 
Heimath  gern  erreichen.    Dort  angelangt,  sucht  nur  ein  Theil  der  Kranken  die 
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Krankenhäuser  der  Hafenstädte  auf,  eine  grosse  Anzahl  geht  in  das  Inland 
zu  den  Angehörigen,  oder  in  die  Krankenhäuser  der  engeren  Heimath. 
Dieser  Theil  geht  ebenfalls  für  die  Statistik  der  Stetblichkeit  der  Seeleute  an 
Tuberkulose  verloren.  In  den  Bremer  und  Hamburger  Krankenhäusern  sind 
nach  meinen  Ermittelungen  in  der  angegebenen  Zeit  38  Proc.  aller  an  inneren 
Krankheiten  gestorbenen  Seeleute  der  Tuberkulose  erlegen. 

„Zwischen  dem  milden,  gleichmässigen  Klima  der  an  der  See  belegenen 
Tuberkuloseheilstätten  oder  den  Heilwirkungen  einer  Segelreise  in  den 
Tropen,  unternommen  von  einem  kranken  Passagier,  auf  der  einen  Seite 
und  den  Wirkungen  der  Unbilden  des  Wetters  und  der  Strapazen,  denen 
der  active  Seemann  an  Bord  ausgesetzt  ist,  besteht  ein  grosser  Unter- 
schied. 

„Nach  meinen  Erfahiningen ,  die  ich,  glaube  ich,  mit  vielen  Collegen 
theile,  beschleunigen  rauhes  Wetter,  Durchnässungen  und  Erkältungen  an 
Bord  den  Ablauf  und  befördern  den  Ausbruch  der  Tuberkulose.    Und  wenn 
ich  an  die  nicht  seltenen  Fälle  von  Erkrankungen  junger,  kräftig  gebauter 
Seemänner  mit  prachtvoll  entwickeltem   Thorax    denke,   die   an  Bord  bei 
irgend  einer  grossen  Anstrengung   mit  einem  Blutsturz   zusammenbrechen 
und  mit  rasch  fortschreitender  Lungenschwindsucht  in  die  Heimath  zurück- 
kehren, so  liegt  es  nahe  anzunehmen,  dass   da  auch  der  Keim  der  Tuber- 
kulose an  Bord  erworben  ist.    Sorgloses  Umgehen  mit  dem  Auswurf.  Schmutz 
und  enges  Zusammenwohnen   befördern   die  Verbreitung   der  Tubierkulose. 
Gerade  diese  Missstände   finden  wir   aber  fast   überall  in  den  Mannschafts- 
räumen der  Kauffahrteischiffe.     Ich   möchte  bei   diesen  Verhältnissen  etwas 
näher  verweilen.     Spucknäpfe  in  den  Logis  finden   sich  fast  nur  auf  nor- 
wegischen Segelschiffen,  auf  denen  übrigens  die  Tuberkulose  mir  besonders 
häufig  vorzukommen  scheint.     Dafür  erfreuen  sich  aber  fast  alle  Handels- 
schiffe   einer   recht   erheblichen   Unsauberkeit   in   den   Mannschaftsräumen. 
Die  Ausnahmen  davon  sind  recht  gering.    Das  gilt  für  die  deutschen  Schiffe, 
wie  für  die  übrigen  Nationen.     Es   muss   anerkannt   werden,   dass   manche 
deutschen  Rhedereien  die  Mannschaftslogis  regelmässig  nach  der  Rückkehr 
der  Schiffe   von   einer  längeren  Reise  gründlich  reinigen  und  neu  streichen 
lassen.      Aber   das    ist  nicht  die  Regel   und  auch   auf  den  Schiffen   dieser 
Rhedereien  lässt  die  Reinhaltung  der  Mannschaftslogis  während  der  Reise 
meist  viel  zu  wünschen  übrig.    Hiergegen  dürfte  sich  nur  dadurch  Abhülfe 
erreichen  lassen,   dass   den  Capitänen  die  Sorge  für  die  Reinlichkeit  in  den 
Mannschaftsräumen  ausdrücklich  zur  Pflicht  gemacht  wird,  dass  sie  gehalten 
sein  sollen,  das  Mannschaftslogis  täglich  zu  besichtigen,  und  dass  diese  An- 
gelegenheit ebenso  als  Dienst  betrachtet  wird,  wie  das  Wachegehen  und  die 
Arbeit  an  Bord.    Ich  habe  —  allerdings  in  Ausnahmefällen,  aber  doch  nicht 
ganz  so  selten  —  gefunden,  dass  der  Capitän  KranTte  selbst  Kehrere  Tage 
lang  hinter  einander  ohne  seinen  Besuch  gelassen  hatte,  so  dass  sich  die  Leute 
nachher  darüber  beklagt  haben.    Ferner  wäre  es  nöthig,  dass  das  Bettzeug, 
das  sich  oft  in  einem  unglaublichen  Ztistande  befindet,  von  den  Rhedereien 
geliefert  und  von   den  Mannschaften  besser    in  Ordnung  gehalten  würde. 
Versuche  damit  sind  auf  englischen  Schiffen  gemacht   und  haben   sich,  wie 
mir  gesagt  ist,  gut  bewährt.   Durch  das  fortwährende  Hin-  und  Herschleppen 
des  schmutzigen  Kojenzeuges  von  einem  Schiff  zum   anderen  und  aus  den 
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ärztliche  Hälfe,  ärztliche  Ueberwachung ,  nmuichtige  DesinfectionsmaHB- 
nahmen  in  Frage.  Das  lässt  sich  aber  nicht  von  hieraus  im  AllgemeiDen 
feststellen,  auch  wird  der  SchiffsfQhrer  nur  suBnahms weise  in  der  Lage 
sein,  die  richtigen  Maasanabmen  selbst  auBZUsuchen.  Er  wird  das  thun. 
WBB  leicht  auszuführen  ist  und  ihm  paset,  das  üebrige  unterla«aen.  Sie 
Maassnahmen  müssten  also  —  darauf  kommt  ea  an  —  planmassig  durch 
den  Consul  unter  ärztlichem  Beiratb  an  Ort  and  Stelle  featgeatellt  und 
eyent.  unter  Aufwendung  von  Geldmitteln  für  alle  deutschen  Schiffe,  welche 
den  betreffenden  Hafen  besuchen ,  durchgeföhrt  werden.  Die  Ermittelnng 
der  nothigen  Maasanahmen  wäre  eine  lohnende  Aufgabe  auch  für  einen 
dortbin  entsandten  deutschen  Hjgieniker. 

„Der  Seemann  steht  dem  Gelbfieber,  sowie  vielen  anderen  tropischen 
Infectionskrankheiten  in  ähnlicher  Weiee  gegenüber  wie  der  Ünfallagefahr 
an  Bord.  Wie  er  sich  einem  herannahenden  Sturm  oder  Nebel  nicht  ent- 
ziehen kann,  sondern  diese  Gefabren  über  sieb  ergeben  lassen  muss,  ao  kann 
er  auch  das  Schiff  beim  Anlaufen  eines  inficirten  Hafens  nicht  verlassen. 
Und  vor  Antritt  der  Reise  weiss  er  in  den  meisten  Fällen  nicht,  dass  es 
nach  einem  Gelbficberbafen  geht.  Er  ist  ohne  Macht,  sich  seihst  zu  helfen, 
und  sich  den  tropischen  Infectionsgefahren  selbständig  zu  entziehen,  dir 
wie  eine  äussere  ßetriebsgefabr  nicht  bloss  mit  dem  Seefabrtsge werbe  im  Allge- 
meinen, sondern  mit  der  Sonderbeatimmung  des  einzelnen  Schiffes  eng 
verbunden  sind.  Er  ist  auf  die  Verhütungsmaassregeln  des  Capitäns  allein 
angewiesen.  Möge  der  Seeberufsgenosaen Schaft  und  denjenigen  Männern, 
welche  seit  Jahren  dafür  eintreten,  dass  die  Todesfälle  von  Schiffsleaten  in 
Folge  tropischer  Infectionskronkheiten  den  Todesfällen  durch  Unfall  gleich  ei^ 
achtet  werden,  und  dass  mau  für  die  Hinterbliebenen  dieser  Seeleute  in  gleicher 
Weise  sorgen  solle,  haldiger  Erfolg  beschieden  sein.  Dann  wäre  anch  n 
hoffen,  dass  man  die  Gel bfieberprophy laxe  In  den  drei  oder  vier  HSfen,  die  in 
Betracht  kommen,  einheitlich  und  gründlich  durchführt.  Auch  die  aUgemeine 
Schiffsbvgiene  würde  durch  eine  solche  Uebertragung  der  Krankh«ita|HX>- 
pbylaxe  auf  die  Seeberufsgenossenachaft  nur  gefördert  werden. 

„Die  zweite  grosse  Gruppe  unter  den  Ursachen  der  Sterblichkait  iit 
Seeleute   bildet  die  Tuberkulose.      Soweit  Krankheiten  als  Todesursachen  io    , 
Betracht  kommen ,  entfällt  der  fünfte  Theil  allei'  Todesfälle  von  SeeleuUjB,  i 
die  in  den  Jahren  188S  bis  1896   dem  Bremer  und  Hamburger  Seem 
amte  gemeldet  worden,  oder  in   den  dortigen  Krankenhäusern  starben,  s 
die  Tuberkulose.     Diese  Zahl  dräckt  aber  den  wirklichen  Grad  der  Theil 
nähme  dieser  Krankheit  au   der  Sterblichkeit  der  Seeleute  Dicbt   ao^ 
habe   vorhin  schon  erwähnt,   dass   bei   diesen   Bechni 
nicht  mitgezählt  sind,   bei   denen  die  Ajigitbe  tautet:   „OwtW 
kannter  Krankheit".     Gerade  bierunter  aber  däritW-fl*''^ 
von  Lungenacbwindsncbt  finden,   da   diesen  ] 
wie:  allgemeine  Körpersob wache,  Entkräftang^ 
Ferner  ist  zu  bedenken,  daas  bei  dem  e" 
nur  verbältnissmÜBsig  sehr  wenige  i 
die  Ausschiffting    und  ZurQoIdu 
bei  den    deutstlien  Seele« 
Heimath  gern  «rreich«B..  i 


Die  geaikdhth  VerhältDiese  i.  d.  Uandela marine  a.  a.  d.  mod,  Dampfschiffes,    163 

KraokeDbäuser  der  Hafenstädte  auf,  eine  grosse  Anzahl  geht  in  das  Inland 
!;u  den  Angehörigen ,  oder  in  die  Kranken  hau  8  er  der  eugeren  Heimath. 
Dieser  Theil  geht  ehenfalU  fQr  die  Statistik  der  Stefblichkeit  der  Seeleute  an 
Tuberknlose  verloren.  In  den  Bremer  und  Hamburger  Krank enhaaeern  sind 
nach  meinen  Ermittelungen  in  der  angegebenen  Zeit  38Proc.  aller  an  inneren 
Krankheiten  gestorbenen  Seeleute  der  Tuberkuluse  erlegen. 

„Zwischen  dem  milden,  gleicfamäsaigen  Klima  der  an  der  See  belegenen 
Tuberkulose  heil  statten  oder  den  Heilwirkungen  einer  Segelreise  in  den 
Tropen,  unternommen  von  einem  kranken  Passagier,  auf  der  einen  Seite 
nnd  den  Wirkungen  der  Unbilden  des  Wettere  und  der  Strapa^ien ,  denen 
der  active  Seemann   an   Bord   ausgesetzt  ist,    besteht  ein    grosser  Unter- 

„Nach  meinen  Erfahi'ungen ,  die  ich,  glaube  ich,  mit  vielen  Collegen 
theile,  beschleunigen  rauhes  Wetter,  Durchnässungen  und  Erkältungen  an 
Bord  den  Ablauf  und  befördern  den  Auebruch  der  Tuberkuloee.  Und  wenn 
ich  an  die  nicht  seltenen  Fälle  von  Erkrankungen  junger,  kräftig  gebauter 
Seemänner  mit  prachtvoll  entwickeltem  Thorax  denke,  die  an  Bord  bei 
irgend  einer  grossen  Anstrengung  mit  einem  Blutaturz  zusammenbrechen 
und  mit  rasch  fortschreitender  Lungenschwindsucht  in  die  Heimath  zurück- 
kehren, so  liegt  es  nahe  anzunehmen,  dass  da  auch  der  Keim  der  Tuber- 
kulose an  Bord  erworben  ist.  Sorgloses  Umgehen  mit  dem  Auswurf.  Schmutz 
und  enges  Zusammenwohnen  befördern  die  Verbreitung  der  Tuberkulose. 
Oerade  diese  Missstände  finden  wir  aber  fast  überall  in  den  Maunschafts- 
räumen  der  KauffahrteiscbiSe.  Ich  möchte  bei  diesen  Verhältnissen  etwas 
näher  verweilen.  Spucknnpfe  in  den  Logis  finden  sich  fast  nur  auf  nor- 
wegischen Segelschiffen,  auf  denen  übrigens  die  Tuberkulose  mir  beeondere 
häufig  vorzukommen  scheint.  Dafür  erfreuen  sich  aber  fast  alle  Handels- 
sohifTe  einer  recht  erheblichen  Unsauberkeit  in  den  Mannschaftsräumen. 
Die  Ausnahmen  davon  sind  recht  gering.  Das  gilt  für  die  deutschen  Schiffe, 
wie  für  die  übrigen  Nationen.  Es  muss  anerkannt  werden,  dass  manche 
deutschen  Rhedereien  die  Man nschafts legis  regelmässig  nach  der  Rückkehr 
der  Schiffe  von  einer  längeren  Reise  gründlich  reinigen  und  neu  streichen 
luMn.  Aber  Am  ist  nicht  die  Regel  und  auch  auf  den  Schiffen  dieser 
Rhedereien  läaat  die  lieinhiiltun';  dtT  Mannschaftalogis  während  der  Reise 
jrig.  Hiergegen  dürfte  sich  nur  dadurch  Abhülfe 
.1  Cupituiien  die  Sorge  für  die  Reinlichkeit  in  den 
jcklich  zur  Pflicht  gemacht  wird,  dass  sie  gebalten 
»ichaftslogia  ti'iglich  zu  besichtigen,  und  dass  diese  An- 
i  Dienst  betniclitet  wird,  wie  das  Wachegehen  und  die 
!i  ilif  —  allerdings  in  Ausnahmefällen,  aber  doch  nicht 
>jiid<in,  dasa  der  Capitan  Kranice  selbst  n:ehrere  Tage 
Ijiic  seinen  Bosuch  gelassen  hatte,  so  dass  sich  die  Leute 
iii{t  hiibeiL  i'Vrnei'  wäre  es  nöthig,  dass  das  Bettzeug, 
'-"','l,Hi)>li!'lii'ii  /Zustande  befindet,  von  den  Rhedereien 
iiiir-j'|i;irtfii  besser  in  Ordnung  gehalten  würde. 
.,:.'h^ilLiii  >^chiiFen  gemacht  und  haben  sich,  wie 
liiLii'li  das  fortwährende  Hin- und  Herschleppen 
-,(>=  vi.u  einem  Schiff  zum   anderen  und  aus  den 


164       XXI.  Versammlung  d.  D.  YereiiiB  f.  öffentl.  Gesundhpflge.  zu  KieL 

Schlafstellen  an  Land  wieder  an  Bord  wird  der  Verbreitung  von  Infections- 
krankheiten  erheblicher  Vorschub  geleistet. 

„Nicht  besser  steht  es  mit  der  körperlichen  Reinlichkeit  und  der 
Sauberkeit  der  Kleidung.  Sie  haben  gehört,  was  in  der  Kriegsmarine  in  den 
Bade-  und  Waschkammern  an  Bord  für  Einrichtungen  getroffen  sind.  In  der 
Handelsmarine  finden  sich  Bade-  und  Waschkammem  für  die  MannschafleD 
nur  auf  den  grossen  Dampfern  und  auch  dort  in  der  Regel  nur  in  Gestalt 
eines  Raumes  mit  cementirtem  Fussboden  und  nackten  Wänden ;  nur  auf  sehr 
wenigen  Schiffen  finden  sich  Waschtröge  oder  Waschbecken  für  die  Mann- 
schaften, ganz  vereinzelt  habe  ich  Einrichtungen  zum  Abbrausen  getroffen, 
aber  warme  Brausebadeinrichtungen  sind  wohl  auf  keinem  einzigen  Handels- 
schiffe vorhanden.  Es  sind  Badeanstalten,  Waschanstalten  vorgeschrieben 
für  die  Auswanderer;  für  die  Mannschaften  sind  sie  nicht  vorgeschrieben, 
und  wo  sie  sich  finden,  sind  sie  in  den  meisten  Fällen  unzureichend.  §.  120b 
der  Gewerbeordnung  besagt,  dass  „in  Anlagen,  deren  Betrieb  es  mit  sich 
bringt,  dass  die  Arbeiter  sich  umkleiden  und  nach  der  Arbeit  reinigen,  aus- 
reichende Waschräume  vorhanden  sein  müssen*'.  Ich  würde  es  für  sehr 
wünschenswerth  halten,  wenn  wir  auch  für  die  Schiffe  eine  ähnliche  Be- 
stimmung hätten ;  auf  Dampfern  wie  auf  Segelschiffen  lassen  sich  überall 
zweckmässige  Waschkammern  ohne  grosse  Kosten  einrichten.  Während  die 
Jahresberichte  der  Fabrikinspectoren  gerade  in  dieser  Richtung  von  Jahr  zu 
Jahr  eine  wachsende  Besserung  der  Verhältnisse  in  den  Fabriken  an  Land 
erkennen  lassen,  befinden  wir  uns  auf  den  Handelsschiffen  darin  noch  in 
den  allerersten  Anfängen. 

„lieber  die  Anlage,  die  Grösse  und  Einrichtung  des  Maunschaftswohn- 
raumes  haben  wir,  wie  ich  schon  Anfangs  meines  Referates  erwähnt  habe,  nur 
ganz  allgemeine  Bestimmungen.  Es  kommen  ja  auf  vielen  deutschen  Schiffen 
thatsächlich  auf  den  Mann  etwas  mehr  als  die  gesetzlich  als  Minimum  gefor- 
derten 2  cbm  Luftraum.  Und  namentlich  die  grossen  modernen  Segelschiffe, 
auch  manche  Dampfer  haben  ganz  schöne  und  geräumige  Logis.  Aber  ich  bin 
nicht  mehr  der  Ansicht,  dass  es  richtig  wäre,  dass  unsere  zum  Theil  über 
30  Jahre  alten  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  unter  ganz  anderen  Verhält«* 
nissen  erlassen  waren,  unverändert  ruhig  weiter  bestehen  sollen,  und  dass 
man  die  ganze  Sache  den  Fortschritten  des  Schiffbaues  und  der  Initiative 
des  Rheders  allein  überlassen  solle.  Es  werden  augenblicklich  so  viele 
neue  Schiffe  gebaut,  wie  nie  zuvor  in  gleichem  Zeitraum.  Dabei  werden 
die  Schiffe  immer  grösser.  Der  dem  Schiffsmann  in  seinem  Wohnraum  zu- 
gebilligte Cubikraum  hat  sich  aber  bei  den  neuesten  Neubauten  nur  in 
Ausnahmefällen  nennenswerth  vermehH.  Auf  den  in  England  gebauten 
Schiffen  —  \ind  es  werden  ja  noch  sehr  viele  deutsche  Schiffe  in  England 
gebaut  —  wird,  wenn  es  der  Rheder  nicht  ausdrücklich  anders  verlangt, 
einfach  das  zulässige  Minimalmaass  bei  den  Abmessungen  der  MannschafU- 
räume  zu  Grunde  gelegt. 

„Das  Minimalmaass  beträgt  auch  in  England  nur  2 cbm  und  ist,  entgegen 
den  Wünschen  aller  englischen  Schiffshygieniker,  auch  bei  der  Neurevision 
der  Bestimmungen  über  die  Logisräume  an  Bord  der  englischen  Schiffe 
nicht  vergrössei^t  worden.  Dazu  kommt,  dass  man  auf  den  modernen 
Dampfern  die  Mannschaftsräume  wieder  tief  unter  Deck  legt,  sie  fallen  dabei 
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häufig  sehr  eckig  uud  winkelig  aus  und  sind  sehr  schwer  zu  lüften,  zu  er- 
leuchten und  rein  zu  halten. 

^Auf  den  modernen,  grossen  Neubauten  fallen  weder  ein  paar  Gubik« 
meter  mehr  an  Unterkunftsraum  für  die  Mannschaft,  noch  ein  paar  Hundert 
oder  Tausend  Mark  für  die  Einrichtung  der  Logis  ins  Gewicht,  zumal  die 
Besatzungszahl  im  Verhältniss  zu  dem  Tonnengehalt  der  kleinen,  älteren 
Schiffe  immer  geringer  geworden  ist.  Meinem  Gefühl  will  es  ungerecht 
scheinen,  dass  die  Mannschaften,  die  durch  ihren  Beruf  auf  das  Leben  an 
Bord  angewiesen  sind,  auf  den  moderneu  Schiffen  oft  schlechter  unterge- 
bracht sind,  als  die  Zwischendeckspassagiere,  die  nur  wenige  Tage  an  Bord 
sind.  Das  gilt  auch  Yon  der  Einrichtung  des  Logisraumes.  Für  die 
Auswanderer  sind  drei  Kojen  über  einander  verboten,  für  die  Mannschaften 
scheint  es  gerade  bei  den  modernen  Neubauten  wieder  Regel  zu  werden. 
Der  Bewohner  der  obersten  Eoje  liegt  dann  mit  seinem  Kopfe  dicht  unter 
dem  eisernen  Deck,  was  in  den  Tropen  und  im  Sommer  in  New- York  — 
auch  bei  uns  im  Hafen  kann  es  im  Sommer  recht  heiss  werden  —  nicht 
gerade  sehr  angenehm  sein  muss.  Ich  halte  es  für  dringend  wünschens- 
werth,  dass  wenigstens  für  die  Neubauten  Normen  für  die  Grösse  und  Ein- 
richtung der  Wohnräume  der  Mannschaften  aufgestellt  werden.  Ins  Einzelne 
kann  ich  hier  nicht  eingehen.  Diese  Normen  dürften  aber  nicht  gleich- 
massig  für  alle  Schiffe  gelten,  sie  würden  sonst  der  kleinen  Schiffe  wegen 
so  niedrig  ausfaUen  müssen,  dass  damit  nichts  erreicht  wäre.  Die  Normen 
müssten  der  Grösse  und  Bestimmung  der  Schiffe  nach  abgestuft  sein.  Unsere 
Seemannsordnung  giebt  hierfür  die  Handhabe;  der  §.14  der  Seemanns- 
ordnung bestimmt,  dass  die  Schiffsmannschaft  an  Bord  Anspruch  hat  auf 
einen  ihrer  Zahl  und  der  Grösse  des  Schiffes  entsprechenden  Logisraum. 

„Ich  wende  mich  nun  zu  der  dritten  grossen  Gruppe  von  Sterbefälleu 
an  Krankheiten  und  komme  damit  zu  den  besonders  ungünstigen  Gesund- 
heitsverhältnissen der  Heizer  und  Kohleuzieher  an  Bord;  diese  Klasse  von 
Schiffsmannschaften  wird  auch  mit  dem  gemeinschaftlichen  Namen  der 
„Feuerleute **  bezeichnet.  Wie  schon  vorhin  erwähnt,  habe  ich  die  Todes- 
falle, die  als  Hitzschlag,  Herzschlag,  Gehirnschlag  und  unter  ähnlichen  Be- 
zeichnungen gemeldet  sind,  als  eine  grosse  Gruppe  zusammengefasst,  sie 
beträgt  10  Proc.  aller  gemeldeten  Todesfälle  an  Krankheiten,  soweit  über- 
haupt eine  Angabe  über  die  Todesursache  vorliegt.  Von  den  Todesfällen, 
die  auf  der  Reise  und  im  Ausland  eingetreten  sind,  macht  diese  Gruppe 
16  Proc.  aus.  Das  ist  im  Vergleich  zu  dem  Vorkommen  dieser  Art  von 
TodesfäUen  an  Land  ein  ganz  auffalliges  Verhältniss.  Sehr  viele  von  diesen 
Todesfällen  sind  ausdrücklich  als  Hitzschlag  gemeldet,  aber  auch  von 
denen,  welche  als  Herzschlag,  Gehirnschlag  bezeichnet  sind,  wird  die  aller- 
grösste  Mehrzahl  als  Hitzschlag  anzusehen  sein.  Das  beweist  die  Mehrzahl 
derjenigen  hierher  gehörenden  Fälle,  bei  denen  es  zu  einer  seeamtlichen 
Verhandlung,  behufs  Aufklärung  der  Todesursache  gekommen  ist,  und  dar- 
auf deutet  auch  der  Umstand  hin,  dass  nicht  weniger  als  die  Hälfte  dieser 
Todesfälle  von  Feuerleuten  gebildet  wird. 

„Dies  bringt  mich  auf  das  Verhältniss  der  Feuerleute  im  Allgemeinen. 
Die  Bremer  und  Hamburger  Handelsflotte  ist,  wie  Sie  aus  diesen  Zahlen  er- 
sehen (Demonstration)  so  zusammengesetzt,  dass  von  100  Seeleuten  37  Ma- 
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troseDf  17*5  Feuerleute  und  16*5  Stewards  und  Köche  sind.  Ben  Rest 
bilden  Capitän,  Officiere,  Steuerleute,  Maschinisten,  MaschinistenassistenteD, 
Bootsleute,  Zimmerleute,  Segelmacher  u.  s.  w.,  also  diejenigen  Leute,  die  in 
der  Kriegsmarine  als Deckofficiere  bezeichnet  werden;  das  sind  noch  29  Proc. 
Das  Verhältniss  der  allgemeinen  Todesfälle  verschiebt  sich  nun,  wie  Sie  hier 
sehen,  etwas  zu  Ungunsten  der  Feuerleute.  Während  es  bei  den  Stewards 
und  Köchen  und  auch  bei  der  ktzten  Kategorie  der  Besatzung  an  Bord  un- 
gefähr der  allgemeinen  Zusammensetzung .  der  Mannschaft  entspricht,  ist 
die  Betheiligung  der  Feuerleute  an  der  Sterblichkeit  erheblich  grösser,  bei 
den  Matrosen  dagegen  geringer  als  ihrer  Zahl  entspricht.  Bei  den  Gelb- 
fieberfällen sehen  Sie,  dass  die  Sterblichkeit  sich  ungefähr  nach  der  Starke 
der  Besatzungskategorien  zusammensetzt.  £s  steht  das  nicht  im  Widerspruch 
mit  meiner  Angabe  von  vorhin,  wonach  besonders  Officiere  und  Maschinisten 
befallen  werden,  denn  es  handelte  sich  dort  nur  um  Dampfschiffe,  während 
hier  auch  die  Segelschiffe  mit  einbegriffen  sind.  Da  sind  also  im  Ganzen  die 
Mannschaften,  ungefähr  in  dem  Verhältniss,  in  dem  Sie  in  der  Flotte  vorr 
banden  sind ,  betroffen.  Bei  der  Tuberkulose  ist  es  schon  anders.  Da 
sterben  ungefähr  noch  einmal  so  viele  Feuerleute,  als  eigentlich  sterben 
sollten,  und  bei  den  Todesfällen  an  Hitzschlag  vergrössert  sich  die  verhält- 

nissmässige  Theilnahme   der  Feuerleute   an  dieser  Art  von  Tod  ganz  er- 
heblich. 


Von  100  Seeleuten  der 
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fällen,   die    von    1888    bis 
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„Man  kann  sich  nun  bei  der  Betrachtung  der  sanitären  Verhältnisse  der 
Feuerleute  an  Bord  auch  der  Erörterung  der  bekannten  Erscheinung  der 
häufigen  Selbstmorde  unter  diesen  Leuten  nicht  entziehen.  Zuverlässige, 
zahlenmässige  Ermittelungen  über  diese  auffällige  Erscheinung  habe  ich  bis- 
her nur  an  einer  Stelle  gefunden.  In  dem  Aprilheft  des  englischen  Board 
of  Trade  Journal  findet  sich  eine  Statistik  des  englischen  Handelsamtes  über 
die  Selbstmorde  unter  den  Feuerleuten  auf  englischen  Schiffen.  Diese  Stati- 
stik erstreckt  sich  nur  über  die  Jahre  1893  und  1894.  Danach  begehen 
aber  sechsmal  soviel  Feuerleute  Selbstmord  als  andere  Seeleute  der  britischen 
Haudelsilotte.    Und  während  in  England  unter  der  männlichen  Bevölkeroog 
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im  Alter  von  20  bis  50  Jahren  ein  Selbstmord  auf  5000  Seelen  kommt, 
stellt  sich  das  Verhältniss  unter  den  Feuerleuten  der  Handelsflotte  wie  1 :  900. 
Was  die  Zustände  in  der  deutschen  Handelsflotte  betrifil,  so  geben  die  Jahres- 
berichte der  Seebernfsgenossenschaft  die  Anzahl  der  Selbstmorde  nur  im 
Allgemeinen,  nicht  aber  getrennt  für  die  einzelnen  Besatzungscategorieen. 
Nach  diesen  Angaben  der  Seeberufsgenossenschaft  berechnet  sich  die  all- 
gemeine Selbstmordfrequenz  auf  0*48  pro  Mille  im  Jahre.  Dies  Verhältniss 
unterscheidet  sich  nicht  yon  der  yon  Rahts  angegebenen  Zahl  für  die 
männlichen  Personen  im  Alter  yon  15  bis  60  Jahren  im  Deutschen  Reiche 
(0*46  pro  Mille),  auch  nicht  von  den  Selbstmordzahlen  für  die  Bevölkerung 
Hamburgs  im  gleichen  Alter  (0*47  pro  Mille)  und  endlich  auch  nicht  wesent- 
lich von  der  Selbstmordfrequenz  in  der  Armee  (0*6  pro  MiUe). 

„Es  wäre  aber  falsch,  wenn  man  daraus  schliessen  wollte,  dass  nun  auch 
unter  den  Feuerleuten  der  Handelsflotte  nicht  verhältnissmässig  wesent- 
lich mehr  Selbstmorde  vorkämen.  Die  Berichte  der  Seeberufsgenossen- 
schaften geben  hierüber  keine  Auskunft,  wohl  aber  die  Veröffentlichungen- 
des Seemannsamtes  zu  Bremen.  Von  den  dort  in  den  letzten  acht  Jahren 
gemeldeten  Selbstmordfällen  waren  85  Proc.  Feuerleute.  Vom  Hamburger 
Seemannsamt  ist  hierüber  leider  nichts  veröffentlicht,  ich  habe  mir  aber  die 
Zahlen  aus  den  mir  zur  Einsicht  überlassenen  Acten  zusammen  gestellt. 
Danach  befanden  sich  unter  den  im  gleichen  Zeitraum  beim  Hamburger 
Seemannsamt  gemeldeten  Selbstmördern  72*3  Proc.  Feuerleute.  Für  beide 
Seemannsämter  zusammen  macht  das  eine  Betheiligung  der  Feuerleute  von 
79  Proc.  Wenn  man  dies  Verhältniss  auf  die  Angaben  der  Seeberufs- 
genossenschaft über  die  allgemeine  Selbstmordzahl  überträgt,  unter  Be- 
rücksichtigung der  Tliatsache,  dass  von  den  Mannschaften  der  Handels- 
flotte 17*5  pro  Mille  Feuerleute  sind,  so  ergiebt  das  für  die  Feuerleute  eine 
Selbstmordfrequenz  von  2*5  pro  Mille.  Die  jährliche  Quote  der  Selbstmorde 
ist  also  bei  den  Feuerleuten  sechsmal  so  gross  als  in  der  Flotte  insgesammt 
und  unter  den  männlichen  Personen  im  Alter  von  15  bis  60  Jahren  in 
Deutschland.  Ich  habe  keine  Angabe  finden  können,  nach  welcher  bei  irgend 
einer  Bevölkerungsklasse  eine  auch  nur  annähernd  gleich  hohe  Selbstmord- 
zahl ermittelt  worden  ist. 

„Von  den  Ursachen  dieser  zahlreichen  Selbstmorde  unter  den  Feuerr 
leuten  sind  einige  auch  für  die  hohe  Zahl  von  Hitzschlag  unter  diesen  Leuten 
verantwortlich  zu  machen  und  haben  ein  sanitäres  Interesse.  Zwar  handelt 
es  sich  zweifellos  bei  diesen  Selbstmördern  nicht  selten  um  gescheiterte  Exi- 
stenzen, die  sich  als  Kohlenzieher  anwerben  lassen  und  der  Arbeit  und  den 
Verhältnissen  da  unten  weder  physisch  noch  moralisch  gewachsen  sind; 
ferner  werden  mitunter  die  Nachwirkungen  alkoholischer  Excesse,  die  im 
Hafen  vor  der  Abreise  begangen  wurden,  angeschuldigt  werden  müssen. 
Dann  kommt  hinzu,  dass  die  Leute  im  Allgemeinen  sich  nicht  gern  krank 
melden  und  die  Arbeit  niederlegen,  sondern  bis  zum  letzten  Funken  von 
Willenskraft  aushalten,  weil  sie  die  Redensarten,  die  Missachtung,  die  mit- 
unter auch  in  Thätlichkeiten  übergeht,  ihrer  Kameraden  fürchten;  denn 
diese  müssen  ja  dann  ihre  Arbeit  mitverrichten  und  werden  durch  den  Aus» 
fall  der  Kranken  dann  um  so  schwerer  belastet.  Stellt  sich  dann  heraus, 
dass  der  Hitzschlaganfall  nicht  so  schlimm  war,  dass  die  Erscheinungen  nur 
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eine  bis  zwei  Stunden  angebalten  baben,  so  wird  der  Betreffende  natürlich 
unter  den  Sticheleien  event.  aucb  den  Tbätlicbkeiten  seiner  Kameraden  zu 
leiden  baben. 

^Aucb  glaube  icb,  dass  der  Anblick  der  See  selbst  für  diese  Candidaten 
etwas  Verlockendes  bat.  Aber  es  sind  aucb  die  schweren  Arbeitsverbältnisse 
da  unten  selbst  von  grossem  Einfluss.  In  den  Acten  des  Hamburger  Seemanns- 
amtes  und  den  veröfifentlichten  Verhandlungen  der  Seeämter  habe  ich  zwar 
nur  eine  kleine  Anzahl  yon  Selbstmorden  und  Hitzschlägen  von  Feuerleuten 
gefunden,  bei  denen  über  diese  Verhältnisse  zuverlässige  Auskunft  zu  erlangen 
war.  Es  handelt  sich  im  Ganzen  um  24  Fälle  (19  Selbstmorde,  5  ELitzschläge). 
Es  befand  sich  darunter  aber  nur  ein  Mann,  welcher  erst  einen  Tag 
an  Bord  war,  bei  dem  also  die  Nachwirkungen  von  alkoholischen, 
im  Hafen  vor  der  Abfahrt  begangenen  Excessen  zu  beschuldigen 
gewesen  wäre;  alle  übrigen  Gestorbenen  waren  mehrere  Tage, 
selbst  Wochen  an  Bord.  In  keinem  Fall  war  von  Trunkenheit 
oder  deren  Folgen  die  Rede. 

„Alle  Fälle,  bis  auf  einen,  ereigneten  sich  aber  in  warmen  Klimaten, 
resp.  auf  der  Fahrt  nach  Nordamerika  während  der  heissen  Jahreszeit 
Ueber  die  Temperaturen  im  Heizraum  finden  sich  leider  nicht  in  allen  Fällen 
zuverlässige  Angaben,  da  —  wenigstens  für  Hamburger  Seeschiffe  —  die 
regelmässige  Bestimmung  der  Temperatur  im  Heizraum  erst  seit  dem  1.  April 
1894  vorgeschrieben  ist.  Die  niedrigste  Temperatur  im  Heizraum,  welche 
angegeben  ist,  betrug  bei  diesen  Fällen  37^,  die  höchste  58^.  Für  mich 
geht  aus  dieser  kleinen  Statistik  hervor,  dass  entgegen  meiner  anfänglichen 
Vermuthung,  die  Wirkungen  der  Ungeübtheit,  schwächlichen  Körperbaues, 
alkoholischer  Excesse,  Misshandlungeu  u.  dergl.  doch  erst  in  zweiter  Linie 
für  diese  ausserordentlich  hohe  Zahl  von  Selbstmorden  unter  den  Feuer- 
leuten anzusprechen  sind,  und  dass  die  Temperaturverhältnisse  im  Heizraum 
sowohl  für  die  Selbstmorde,  wie  für  die  Hitzschläge  in  erster  Reibe  mit  in 
Betracht  kommen.  Gewiss  werden  von  abnormer  Hitze  nicht  alle  Menschen 
in  gleicher  Weise  verderblich  beeinflusst;  denn  ich  habe  unter  den  Heizern 
alte  Leute  von  50  bis  60  Jahren  getroffen,  die  seit  20  Jahren  und  länger 
dies  schwere  Geschäft  ohne  Nachtheil  betrieben.  Aber  diese  Leute  bilden 
doch  die  Ausnahme,  und  dürfen  bei  hygienischen  Untersuchungen  und  Maass- 
nahmen  nicht  als  allgemein  gültige  Beispiele  vorgeführt  werden. 

„Man  kann  mir  einwenden,  dass  es  auch  eine  Reihe  von  Arbeiten  au 
Land  giebt,  bei  denen  ebenso  hohe  und  noch  höhere  Temperaturgrade  aus- 
zuhalten sind,  ohne  dass  derartige  Unglücksfalle  dabei  passiren,  aber  dabei 
handelt  es  sich  in  der  Regel  um  hohe,  luftige  Räume,  in  denen  gearbeitet 
wird,  auch  können  die  Arbeiter  hinter  Schutzwände  treten,  oder  sich  zeit- 
weilig ganz  von  der  Hitaquelle  entfernen.  An  Bord  aber  ist  es  anders. 
Nirgends  an  Land  sind  die  Arbeitsräume  so  eng  wie  die  Heizräume  an  Bord, 
in  denen  nur  sehr  geringe  Temperaturdifferenzen  herrschen ;  Zurückweichen 
vor  den  Feuern  ist  nicht  möglich.  Der  Aufenthalt  bleibt  erträglich,  so  lange 
ein  sehr  kräftiger  Luftzug  vorhanden  ist.  Wenn  das  aber  aufhört,  wird 
durch  die  vielen,  auf  engem  Raum  zusammen  gedrängten  schwitzenden 
Menschen  auch  die  Verdunstung  des  Schweisses  und  die  Abgabe  der  Eigen- 
warme erschwert.    Das  ist  meiner  Ansicht  nach  ein  Grund,  warum  die  Hitxe 
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dort  unten  schwerer  ertragen  werden  kann,  als  in  den  Arbeitsstätten  an 
Land.  Ich  habe  kürzlich  auf  einer  Reise  nach  New -York  bei  58  Feuer- 
leuten  Messungen  der  Eigenwärme  angestellt,  nachdem  die  Leute  zwei  bis 
drei  Stunden  auf  Wache  gearbeitet  hatten.  Keiner  der  gemessenen  58  Heizer 
und  Trimmer  hatte  unter  37'7^C.,  auch  zu  Zeiten,  in  denen  die  Temperatur 
im  Heizraum  nur  24 ^  betrug.  In  23  Fällen  betrug  die  Körpertemperatur 
38^  und  mehr,  und  zwar  achtmal  38*4^  und  darüber  bei  sich  sonst  gesund 
fühlenden  Leuten,  einmal  40'9^  bei  einer  schwereren  Form  von  Hitzschlag, 
der  aber  wieder  hergestellt  wurde.  Auf  einer  Wache,  während  welcher  der 
Luftzug  in  den  Heizräumeu  nur  massig  war,  und  die  "Temperatur  des  Raumes 
bis  auf  37*5^  gestiegen  war,  fand  ich  unter  12  Personen  nur  zwei  mit  einer 
Temperatur  unter  38®. 

„Diese  Beobachtungen  stehen  zwar  nicht  in  Uebereiustimmung  mit  den 
kürzlich  von  Neuhauss  (Virchow's  Archiv,  Bd.  134,1894)  veröflPentlichten 
Untersuchungen  auf  einer  Tropenreise.  Neuhauss  fand  bei  den  Heizern 
an  Bord  niemals  die  Temperatur  über  38®  erhöht.  Indessen  ist  dabei  zu 
berücksichtigen,  dass  seine  Beobachtungen  thatsächlich  schon  vor  vielen 
Jahren  (1884)  gemacht  sind,  aber  erst  jetzt  veröffentlicht  wurden.  Sie 
stammen  aus  einer  Zeit,  in  welcher  es  an  Bord  in  den  Heizräumen,  selbst 
ip  den  Tropen,  wahrscheinlich  viel  gemüthlicher  zuging,  als  auf  einem 
modernen  Schnelldampfer.  Dagegen  stimmen  meine  Beobachtungen  mit 
denen  Dr.  Lauenstein^s  überein,  welche  1894  auf  „Rugia^  angestellt 
wurden,  und  welche  er  mir  freundlichst  überlassen  hat.  Laueustein  fand 
bei  12  Messungen  (theils  in  der  Achselhöhle,  theils  im  After)  siebenmal  Tem- 
peraturen über  38®,  darunter  einmal  39®,  38*9®  und  38-6®.  Vor  Antritt  der 
Wache  waren  die  Temperaturen  bei  allen  Leuten  normal. 

„Es  geht  aus  diesen  Untersuchungen  hervor,  dass  bei  der  schweren 
Arbeit  auf  den  modernen  Dampfern  schon  eine  Temperatur  von  37®  bis  38® 
im  Heizraum,  wenn  gleichzeitig  der  Luftzug  nicht  sehr  kräftig  ist,  geeignet 
ist,  die  Eigenwärme  der  meisten  im  Heizraum  befindlichen  Personen  abnorm 
zu  erhöhen,  und  dass  gefährlich  hohe  Körpertemperaturen  eintreten  können. 
Wir  kennen  die  Gründe  nicht,  aus  denen  bei  dem  Einen  in  diesem  Stadium 
der  beginnenden  Insufficienz  unserer  Wärmeregulirungskräfte  sich  gefährliche 
Zustände  entwickeln,  während  es  Andere  noch  lange  recht  gut  aushalten. 
Mir  scheint  aber,  dass  bei  mangelndem  Luftzug  eine  Temperatur  von  40® 
im  Heizraum  als  die  Grenze  anzusehen  ist,  über  welche  hinaus  die  Tempe- 
ratur im  Heizraum  für  die  meisten  der  Feuerleute  geföhrlich  wird.  Es 
lassen  sich  nun  meines  Erachteus  hiergegen  Vorkehrungen  treffen.  Die 
grossen  modernen  Dampfer  haben  alle  in  ihren  Ventilatoren,  welche  nach 
dem  Heizraum  hinunterführen,  Ventilationsmaschinen,  Flügelräder,  über 
deren  grossartige  Wirkungen  Ihnen  ja  der  Herr  Vorredner  das  Nöthige 
gesagt  hat.  Wenn  nun  die  natürliche  Ventilation  nicht  genügend  ist,  wenn 
also  starker  Wind  in  der  Fahrtrichtung  des  Schiffes  weht,  mit  dem  Schiffe 
geht,  so  dass  fast  gar  kein  Wind  herunter  kommt,  so  wäre  es  dann  nur 
nöthig,  diese  Ventilationsmaschinen  in  Betrieb  zu  setzen,  dann  hätten  wir 
trotz  des  mangelnden  Luftzuges  eine  gleichmässige  und  ausgiebige  Ven- 
tilation da  unten.  Diese  Maschinen  werden  aber  erfahrungsmässig  nur 
sehr    selten    gebraucht.     Ich  halte   es   für   nothwendig,   dass   solche 
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sanitäre  Fürsorge  eine  erhebliche  Verminderung  der  Sterblichkeit  zu  er- 
reichen sein  wird.  Ich  habe  bei  den  folgenden  Zahlen,  um  ein  möglichst 
grosses  Material  als  Unterlage  zu  haben,  auch  die  Angaben  des  Bremer 
Seemannsamtes  benutzt,  welche  sich  für  die  Berechnung  einer  jährlichen 
Sterblichkeitsziffer  leider  nicht  verwerthen  liessen.  Diese  drei  Gruppen  sind 
das  gelbe  Fieber,  die  Tuberkulose  und  diejenigen  plötzlichen  Todesfälle  in 
See,  welche  als  Hitzschlag,  Herzschlag,  Gehirnschlag  u.  dergl.  in  den 
Meldungen  bezeichnet  sind.  Diese  Bezeichnungen  werden  für  plötzliche 
Todesfälle,  die  meist,  wie  wir  sehen  werden,  der  Einwirkung  der  Hitze  zu- 
zuschreiben sind,  ganz  willkürlich  gebraucht,  und  man  niuss  diese  Fälle  in 
eine  Gruppe  zusammenfassen.  Von  im  Ganzen  1055  Todesfällen  an  Krank- 
heiten kommen  unter  je  100  Todesfällen  auf  das  Gelbfieber  26'4,  also  mehr 
als  der  vierte  Theil,  auf  die  Tuberkulose  der  fünfte  Theil,  und  auf  die 
Schjagflüsse  10  Proc. 

„Wenn  man  nur  die  vom  Auslande  gemeldeten  und  während  der 
Reise  vorgefallenen  Todesfälle  an  Krankheiten  in  Betracht  zieht  —  immer 
abgesehen  von  denen,  wo  es  heisst:  gestorben  an  unbekannter  Krankheit 
—  so  sind  in  den  letzten  acht  Jahren  von  den  Seeleuten,  welche  im  Aus- 
lande und  auf  der  Reise  Krankheiten  erlegen  sind,  42  Proc.  an  Gelbfieber 
auf  deutschen  Handelsschiffen  gestorben.  Es  ist  ja  bekannt,  dass  das  Gelb- 
fieber gerade  auf  den  Schiffen  grosse  Verheerungen  anrichtet,  aber  auf 
dieses  Ergebniss,  sowie  auf  die  Zahlen,  die  ich  in  den  Consulatsberichten 
und  den  Hamburger  Medicinalacten  gefunden  habe,  war  ich  nicht  gefasst 
In  Rio  starben  einmal  in  99  Tagen  auf  47  Segelschiffen  mit  368  Mann  Be- 
satzung 38  Mann,  also  mehr  als  10 Proc.  der  Besatzung,  auf  ein  Jahr  be- 
rechnet mehr  als  30  Proc.  Eine  einzige  deutsche  Rhederei  verlor  in  der 
Fieberepidemie  1891/1892  in  Sautos  85  Seeleute  an  Gelbfieber.  Anderen 
l^ationen  erging  es  nicht  besser.  Auf  dem  italienischen  Kriegsschiff  „Lom- 
bardia"'  sollen  im  vorigen  Winter  in  Rio  von  250  Mann  Besatzung  nur 
10  Mann  nicht  erkrankt  sein.  In  Santos  sollen  in  den  letzten  vier  Jahren 
fast  800  skandinavische  Seeleute  an  Gelbfieber  gestorben  sein. 

„Die  deutschen  Regierungen  haben  sich  schon  vor  Jahren  mit  der 
Frage  der  Bekämpfung  der  Gelbfieberverheerungen  auf  den  deutschen  Schiffen 
befasst.  Es  wurde  im  Jahre  1882  ein  Entwurf  zur  Bekämpfung  dieser  Seuche 
in  unserer  Handelsflotte  vereinbart.  Sie  finden  diesen  Entwurf  abgedruckt 
in  Schmidt '8  Aerztlichem  Rathgeber  für  Schiffsführer.  Der  Entwurf  ent- 
hält Rathschläge  für  den  Schiffscapitän  in  Bezug  auf  sein  Verhalten  in 
Gelbfieberhäfen;  diese  Rathschläge  waren  in  mehr  oder  weniger  eindring- 
licher Form  ertheilt,  es  war  aber  eben  dem  guten  Willen,  der  Einsicht  und 
auch  den  Mitteln  des  Capitäns  überlassen,  welche  von  diesen  Rathschlägen 
und  inwieweit  er  sie  ausführen  wollte  oder  konnte.  Man  hat  schliesslich 
der  Sache  keine  weitere  Folge  gegeben,  der  Entwurf  ist  amtlich  nicht  ver- 
öffentlicht worden.  Ich  glaube  auch  nicht,  dass  man  auf  diesem  Wege  damals 
grosse  Erfolge  erzielt  haben  würde  oder  heute  auf  diese  Weise  zu  erzielen 
hoffen  könnte,  möchte  aber  auf  einen  anderen  Weg  hinweisen.  Es  kommen 
seit  Jahren  für  das  Gelbfieber  nur  vier  oder  fünf  brasilianische  Häfen  in  Be- 
tracht. Mit  den  übrigen  Gelbfieberplätzcn  ist  unser  Schiffsverkehr  ganz  un- 
bedeutend.  In  den  letzten  vier  Jahren  sind  Gelbfiebertodesfalle  von  deutschen 


Die  geendhil.  YerhältnisBe  L  d.  HaDdelsmarine  u.  a.  d.  mod.  Dampfschiffen.    161 

Seeleuten  —  wenigstens  beim  Hamburger  Seemannsamte  —  nur  von  der 
brasilianischen  Küste  gemeldet  worden.  Man  kann  also  die  praktische 
Thätigkeit  auf  diese  Häfen  beschränken.  Dort  an  Ort  und  Stelle  wären 
Ermittelungen  anzustellen  über  die  Maassnahmen,  um  unsere  Schiffe  vor  dem 
Gelben  Fieber  zu  schützen.  Unter  genauer  Berücksichtigung  der  besonderen 
örtlichen  Verhältnisse  wären  dem  ankommenden  Schiffe  bestimmte  Yer- 
haltungsmaassregeln  zu  geben,  und  event.  unter  Aufwendung  von  Geld- 
mitteln die  Ausführung  solcher  Yorsichtsmaassregeln  zu  fördern  und  auch 
zu  überwachen.  Es  war  eine  deutsche  Rhederei,  die  gezeigt  hat,  wie  man 
auf  diesem  Wege  Erfolge  erzielen  kann.  Als  die  Hamburg-südamerikanische 
Dampfschifffahrtsgesellschaft  in  einer  Fiebersaison  85  ihrer  Seeleute  in  San- 
tos  an  Gelbfieber  verloren  hatte,  erwarb  sie  eine  kleine  Insel  im  Hafen  von 
Santos,  weit  abgelegen  vom  Lande  und  unter  der  Wirkung  der  Seebrise  ste- 
hend. Dort  wurden  Unterkunftsräume  errichtet  und  die  übrigen  Vorkehrungen 
getroffen,  um  die  Mannschaften  gleich  nach  der  Ankunft  eines  der  Dampfer 
der  Rhederei  dahin  überzuführen.  Die  Leute  blieben  da  ausser  allem  Ver- 
kehr mit  dem  Schiff  und  mit  Santos  bis  unmittelbar  vor  der  Abreise.  Das 
Löschen  und  Laden  besorgten  einheimische  Arbeiter.  Seitdem  hat  die  Ge- 
sellschaft nur  noch  einen  Mann  an  Gelbfieber  verloren,  bei  dem  die  Infection 
auf  Santos  zu  beziehen  war.  Dieser  Mann,  ein  Officier,  war  nicht  mit  auf 
die  Ilha  de  Palmas  ausgeschifft  worden.  Die  Epidemie  von  1893  war  dabei 
in  Santos  selbst  fast  ebenso  schwer,  wie  die  von  1892  und  die  deutschen 
Schiffe  von  anderen  Rhedereien  hatten  in  Santos  noch  31  Todesfälle.  Wenn  es 
auch  richtig  sein  mag,  dass  das  Gelbfieber  nicht  von  Person  zu  Person  an- 
steckt, so  sind  doch  diejenigen  Personen  auf  Schiffen,  die  viel  mit  dem  Land 
verkehren  oder  durch  Händler  mit  dem  Land  in  Beziehungen  treten,  ganz 
besonders  gefährdet.  Das  sind  die  Officiere,  Steuerleute,  Maschinisten  u.  s.  w. 
Bei  Segelschiffen  verwischt  sich  dies  Verhältniss  in  Folge  des  langen  Auf- 
enthaltes der  Schiffe  im  Hafen.  Da  ist  schliesslich  Jeder  mehr  oder  weniger 
oft  an  Land  gewesen  und  hat  sich  der  Infection  ausgesetzt.  Auf  den 
Dampfern  der  genannten  Rhederei  aber,  die  immer  nur  wenige  Tage  in 
Santos  bleiben,  waren  unter  117  Todesfällen,  die  die  Rhederei  im  Ganzen 
früher  zu  verzeichnen  hatte,  8  Officiere  (darunter  ein  Gapitän),  28  Maschi- 
nisten und  4  Aerzte. 

„Für  Santos  also  wäre  es  nur  erforderlich,  dass  die  segensreiche  Ein- 
richtung der  Hamburg-südamerikanischen  Dampfschifffahrtsgesellschaft  allen 
deutschen  Kauffahrteischiffen  zugänglich  gemacht  würde.  Aehnlich  müsste 
nun  auch  in  den  übrigen  brasilianischen  Häfen  verfahren  werden.  Ich  bin^ 
allerdings  nicht  in  der  Lage,  angeben  zu  können,  ob  in  den  übrigen  drei 
oder  vier  brasilianischen  Häfen  ähnlich  günstig  gelegene  Inseln  zum  Ankauf 
in  Betracht  kommen  können,  es  ist  ja  auch  nicht  für  alle  wahrscheinlich^ 
aber  man  kann  es  vielleicht,  wie  dies  in  anderen  Fällen  mit  Erfolg  ge- 
schehen ist,  so  machen,  dass  man  die  gesammte  Mannschaft  mit  der  Eisen- 
bahn in  eine  gesunde  Stadt  im  Inneren  überführt  oder  in  eine  gesund» 
Oertlichkeit  in  der  Nähe  bringt.  Auch  das  würde  schon  helfen,  dass  m&ik 
dem  Schiff  einen  luftigen  Ankerplatz,  weit  ab  vom  Lande  anweist,  daa 
Löschen  und  Laden  durch  fremde  Arbeiter  besorgen  lässt  und  die  Mann- 
schaft dabei  vor  der  Berührung  mit  denselben  isolirt.   Ferner  kämen  schnelle 
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ärztliche  Htdfe,  ärztliche  Ueberwachung ,  umsichtige  Desinfectionsmaass- 
nahmen  in  Frage.  Das  läset  sich  aber  nicht  von  hieraus  im  Allgemeinen 
feststellen,  auch  wird  der  Sehiffsführer  nur  ausnahmsweise  in  der  Lage 
sein,  die  richtigen  Maassnahmen  selbst  auszusuchen.  Er  wird  das  thunt 
was  leicht  auszuführen  ist  und  ihm  passt,  das  Uebrige  unterlassen.  Die 
Maassnahmen  müssten  also  —  darauf  kommt  es  an  —  planmässig  durch 
den  Consul  unter  ärztlichem  Beirath  an  Ort  und  Stelle  festgestellt  und 
event.  unter  Aufwendung  von  Geldmitteln  für  alle  deutschen  Schiffe,  welche 
den  betreffenden  Hafen  besuchen,  durchgeführt  werden.  Die  Ermittelung 
der  nöthigen  Maassnahmen  wäre  eine  lohnende  Aufgabe  auch  für  einen 
dorthin  entsandten  deutschen  Hygieniker. 

„Der  Seemann  steht  dem  Gelbfieber,  sowie  vielen  anderen  tropischen 
Infectionskrankheiten  in  ähnlicher  Weise  gegenüber  wie  der  Unfallsgefahr 
an  Bord.  Wie  er  sich  einem  herannahenden  Sturm  oder  Nebel  nicht  ent- 
ziehen kann,  sondern  diese  Gefahren  über  sich  ergehen  lassen  muss,  so  kanu 
er  auch  das  Schiff  beim  Anlaufen  eines  inficirten  Hafens  nicht  verlassen. 
Und  vor  Antritt  der  Reise  weiss  er  in  den  meisten  Fällen  nicht,  dass  es 
nach  einem  Gelbfieberhafen  geht.  Er  ist  ohne  Macht,  sich  selbst  zu  helfen, 
und  sich  den  tropischen  In fectionsgefahren  selbständig  zu  entziehen,  die 
wie  eine  äussere  Betriebsgefahr  nicht  bloss  mit  dem  Seefahrtsgewerbe  im  Allge- 
meinen, sondern  mit  der  Sonderbestimmung  des  einzelnen  Schiffes  eng 
verbunden  sind.  Er  ist  auf  die  Verhütungsmaassregeln  des  Capitäns  allein 
angewiesen.  Möge  der  Seeberufsgenossenschaft  und  denjenigen  Männern, 
welche  seit  Jahren  dafür  eintreten,  dass  die  Todesfälle  von  Schiffsleuten  in 
Folge  tropischer  Infectionskrankheiten  den  Todesfällen  durch  Unfall  gleich  er- 
achtet werden,  und  dass  man  für  die  Hinterbliebenen  dieser  Seeleute  in  gleicher 
Weise  sorgen  solle,  baldiger  Erfolg  beschieden  sein.  Dann  wäre  auch  zu 
hoffen,  dass  man  die  Gelbfieberprophylaxe  in  den  drei  oder  vier  Häfen,  die  in 
Betracht  kommen,  einheitlich  und  gründlich  durchführt.  Auch  die  allgemeine 
Schiffshygiene  würde  durch  eine  solche  Uebertragung  der  Erankheitspro- 
phylaxe  auf  die  Seeberufsgenossenschaft  nur  gefördert  werden. 

„Die  zweite  grosse  Gruppe  unter  den  Ursachen  der  Sterblichkeit  der 
Seeleute  bildet  die  Tuberkulose.  Soweit  Krankheiten  als  Todesursachen  in 
Betracht  kommen,  entfällt  der  fünfte  Theil  aller  Todesfälle  von  Seeleuten, 
die  in  den  Jahren  1888  bis  1895  dem  Bremer  und  Hamburger  Seemanns- 
amte gemeldet  wurden,  oder  in  den  dortigen  Krankenhäusern  starben,  auf 
die  Tuberkulose.  Diese  Zahl  drückt  aber  den  wirklichen  Grad  der  Theil- 
nahme  dieser  Krankheit  an  der  Sterblichkeit  der  Seeleute  nicht  aus.  Ich 
habe  vorhin  schon  erwähnt,  dass  bei  diesen  Rechnungen  diejenigen  Fälle 
nicht  mitgezählt  sind,  bei  denen  die  Angabe  lautet:  „Gestorben  an  unbe- 
kannter Krankheit".  Gerade  hierunter  aber  dürften  sich  sehr  viele  Fälle 
von  Lungenschwindsucht  finden,  da  diesen  Meldungen  oft  Erläuterungen 
wie :  allgemeine  Körperschwäche,  Entkräftung,  Auszehrung  hinzugefügt  sind. 
Ferner  ist  zu  bedenken,  dass  bei  dem  chronischen  Verlauf  der  Tuberkulose 
nur  vcrhältnissmässig  sehr  wenige  Seeleute  im  Auslande  sterben.  Gegen 
die  Ausschiffung  und  Zurücklassung  in  ausserdeutschen  Häfen  herrscht 
bei  den  deutschen  Seeleuten  eine  begreifliche  Abneigung;  jeder  will  die 
lieimath  gern  erreichen.    Dort  angelangt,  sucht  nur  ein  Theil  der  Kranken  die 
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Krankenhäuser  der  Hafenstädte  auf,  eine  grosse  Anzahl  geht  in  das  Inland 
zu  den  Angehörigen,  oder  in  6ie  Krankenhäuser  der  engeren  Heimath. 
Dieser  Theil  geht  ebenfalls  für  die  Statistik  der  Stef blichkeit  der  Seeleute  an 
Tuberkulose  verloren.  In  den  Bremer  und  Hamburger  Krankenhäusern  sind 
nach  meinen  Ermittelungen  in  der  angegebenen  Zeit  38  Proc.  aller  an  inneren 
Krankheiten  gestorbenen  Seeleute  der  Tuberkulose  erlegen. 

„Zwischen  dem  milden,  gleichmässigen  Klima  der  an  der  See  belegenen 
Tuberkuloseheilstätten  oder  den  Heilwirkungen  einer  Segelreise  in  den 
Tropen,  unternommen  von  einem  kranken  Passagier,  auf  der  einen  Seite 
und  den  Wirkungen  der  Unbilden  des  Wetters  und  der  Strapazen,  denen 
der  active  Seemann  an  Bord  ausgesetzt  ist,  besteht  ein  grosser  Unter- 
schied. 

„Nach  meinen  Erfahningen,  die  ich,  glaube   ich,  mit  vielen  Collegen 
theile,  beschleunigen  rauhes  Wetter,  Durchnässungen  und  Erkältungen  an 
Bord  den  Ablauf  und  befördern  den  Ausbruch  der  Tuberkulose.    Und  wenn 
ich  an  die  nicht  seltenen  Fälle  von  Erkrankungen  junger,  kräftig  gebauter 
Seemänner  mit  prachtvoll  entwickeltem   Thorax    denke,   die   an  Bord   bei 
irgend  einer  grossen  Anstrengung  mit  einem  Blutsturz   zusammenbrechen 
und  mit  rasch  fortschreitender  Lungenschwindsucht  in  die  Heimath  zurück- 
kehren, so  liegt  es  nahe  anzunehmen,  dass   da  auch  der  Keim  der  Tuber- 
kulose an  Bord  erworben  ist.    Sorgloses  Umgehen  mit  dem  Auswurf.  Schmutz 
und  enges  Zusammenwohnen   befördern   die  Verbreitung   der  Tubierkulose. 
Gerade  diese  Missstände   finden   wir   aber  fast   überall  in  den  Mannschafts- 
räumen der  Kauffahrteischiffe.     Ich  möchte   bei   diesen  Verhältnissen  etwas 
näher  verweilen.     Spucknäpfe  in  den  Logis   finden   sich  fast  nur  auf  nor- 
wegischen Segelschiffen,  auf  denen  übrigens  die  Tuberkulose  mir  besonders 
häufig  vorzukommen  scheint.     Dafür  erfreuen  sich   aber  fast  alle  Handels- 
schiffe   einer   recht   erheblichen   Unsauberkeit   in   den   Mannschaftsräumen. 
Die  Ausnahmen  davon  sind  recht  gering.    Das  gilt  für  die  deutschen  Schiffe, 
wie  für  die  übrigen  Nationen.     Es   muss   anerkannt   werden,   dass   manche 
deutschen  Rhedereien  die  Mannschaftslogis  regelmässig  nach  der  Rückkehr 
der  Schiffe   von   einer  längeren  Reise  gründlich  reinigen  und  neu  streichen 
lassen.      Aber   das    ist  nicht  die  Regel  und  auch  auf  den  Schiffen  dieser 
Rhedereien  lässt  die  Reinhaltung  der  Mannschaftslogis  während  der  Reise 
meist  viel  zu  wünschen  übrig.    Hiergegen  dürfte  sich  nur  dadurch  Abhülfe 
erreichen  lassen,   dass   den  Capitänen  die  Sorge  für  die  Reinlichkeit  in  den 
Mannschaftsräumen  ausdrücklich  zur  Pflicht  gemacht  wird,  dass  sie  gehalten 
sein  sollen,  das  Mannschaftslogis  täglich  zu  besichtigen,  und  dass  diese  An- 
gelegenheit ebenso  als  Dienst  betrachtet  wird,  wie  das  Wachegehen  und  die 
Arbeit  an  Bord.    Ich  habe  —  allerdings  in  Ausnahmefällen,  aber  doch  nicht 
ganz  so  selten  —  gefunden,  dass  der  Capitän  Kranke  selbst  ncehrere  Tage 
lang  hinter  einander  ohne  seinen  Besuch  gelassen  hatte,  so  dass  sich  die  Leute 
nachher  darüber  beklagt  haben.    Ferner  wäre  es  nöthig,  dass  das  Bettzeug, 
das  sich  oft  in  einem  unglaublichen  Zustande  befindet,  von  den  Rhedereien 
geliefert  und  von   den  Mannschaften  besser    in  Ordnung  gehalten  würde. 
Versuche  damit  sind  auf  englischen  Schiffen  gemacht   und  haben  sich,  wie 
mir  gesagt  ist,  gut  bewährt.   Durch  das  fortwährende  Hin-  und  Herschleppen 
des  schmatzigen  Kojenzeuges  von  einem  Schiff  zum   anderen  und  aus  den 
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Schlafstellen  an  Land  wieder  an  Bord  wird  der  Verbreitung  von  Infections- 
krankheiten  erheblicher  Vorschub  geleistet. 

„Nicht  besser  steht  es  mit  der  körperlichen  Reinlichkeit  und  der 
Sauberkeit  der  Kleidung.  Sie  haben  gehört,  was  in  der  Kriegsmarine  in  den 
Bade-  und  Waschkammern  an  Bord  für  Einrichtungen  getroffen  sind.  In  der 
Handelsmarine  finden  sich  Bade-  und  Waschkammem  für  die  Mannschaften 
nur  auf  den  grossen  Dampfern  und  auch  dort  in  der  Regel  nur  in  Gestalt 
eines  Raumes  mit  cementirtem  Fussboden  und  nackten  Wänden ;  nur  auf  sehr 
wenigen  Schiffen  finden  sich  Waschtröge  oder  Waschbecken  für  die  Mann- 
schaften, ganz  vereinzelt  habe  ich  Einrichtungen  zum  Abbrausen  getroffen, 
aber  warme  Brausebadeinrichtungen  sind  wohl  auf  keinem  einzigen  Handels* 
schiffe  vorhanden.  Es  sind  Badeanstalten,  Waschanstalten  vorgeschriebeD 
für  die  Auswanderer;  für  die  Mannschaften  sind  sie  nicht  vorgeschriebeD, 
und  wo  sie  sich  finden,  sind  sie  in  den  meisten  Fällen  unzureichend.  §.  120  b 
der  Gewerbeordnung  besagt,  dass  „in  Anlagen,  deren  Betrieb  es  mit  sich 
bringt,  dass  die  Arbeiter  sich  umkleiden  und  nach  der  Arbeit  reinigen,  aus- 
reichende Waschräume  vorhanden  sein  müssen*'.  Ich  würde  es  für  sehr 
wünschenswerth  halten,  wenn  wir  auch  für  die  Schiffe  eine  ähnliche  Be- 
stimmung hätten ;  auf  Dampfern  wie  auf  Segelschiffen  lassen  sich  überall 
zweckmässige  Waschkammern  ohne  grosse  Kosten  einrichten.  Während  die 
Jahresberichte  der  Fabrikinspectoren  gerade  in  dieser  Richtung  von  Jahr  zu 
Jahr  eine  wachsende  Besserung  der  Verhältnisse  in  den  Fabriken  an  Land 
erkennen  lassen,  befinden  wir  uns  auf  den  Handelsschiffen  darin  noch  in 
den  allerersten  Anfängen. 

„Ueber  die  Anlage,  die  Grösse  und  Einrichtung  des  Mannschaftswohn- 
raumes  haben  wir ,  wie  ich  schon  Anfangs  meines  Referates  erwähnt  habe,  nur 
ganz  allgemeine  Bestimmungen.  Es  kommen  ja  auf  vielen  deutschen  Schiffen 
thatsächlich  auf  den  Mann  etwas  mehr  als  die  gesetzlich  als  Minimum  gefor- 
derten 2  cbm  Luftraum.  Und  namentlich  die  grossen  modernen  Segelschiffe, 
auch  manche  Dampfer  haben  ganz  schöne  und  geräumige  Logis.  Aber  ich  bin 
nicht  mehr  der  Ansicht,  dass  es  richtig  wäre,  dass  unsere  zum  Theil  über 
30  Jahre  alten  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  unter  ganz  anderen  Verhält* 
nissen  erlassen  waren,  unverändert  ruhig  weiter  bestehen  sollen,  und  dass 
man  die  ganze  Sache  den  Fortschritten  des  Schiffbaues  und  der  Initiative 
des  Rheders  allein  überlassen  solle.  Es  werden  augenblicklich  so  viele 
neue  Schiffe  gebaut,  wie  nie  zuvor  in  gleichem  Zeitraum.  Dabei  werden 
die  Schiffe  immer  grösser.  Der  dem  Schiffsmann  in  seinem  Wohnraum  zu- 
gebilligte Cubikraum  hat  sich  aber  bei  den  neuesten  Neubauten  nur  in 
Ausnahmefällen  nennenswerth  vermehr.  Auf  den  in  England  gebauten 
Schiffen  —  und  es  werden  ja  noch  sehr  viele  deutsche  Schiffe  in  England 
gebaut  —  wird,  wenn  es  der  Rheder  nicht  ausdrücklich  anders  verlangt^ 
einfach  das  zulässige  Minimalmaass  bei  den  Abmessungen  der  Mannschafts- 
räume zu  Grunde  gelegt. 

„Das  Minimalmaass  beträgt  auch  in  England  nur  2 cbm  und  ist,  entgegen 
den  Wünschen  aller  englischen  Schiffshygieniker,  auch  bei  der  Neurevision 
der  Bestimmungen  über  die  Logisräume  an  Bord  der  englischen  Schiffe 
nicht  vergrö8sei*t  worden.  Dazu  kommt,  dass  man  auf  den  modernen 
Dampfern  die  Mannschaftsräume  wieder  tief  unter  Deck  legt,  sie  fallen  dabei 
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häufig  sehr  eckig  und  winkelig  aus  und  sind  sehr  schwer  zu  lüften,  zu  er- 
leuchten und  rein  zu  halten. 

„Auf  den  modernen,  grossen  Neuhauten  fallen  weder  ein  paar  Guhik- 
meter  mehr  an  Unterkunftsraum  für  die  Mannschaft,  noch  ein  paar  Hundert 
oder  Tausend  Mark  für  die  Einrichtung  der  Logis  ins  Gewicht,  zumal  die 
Besatzungszahl  im  Yerhältniss  zu  dem  Tonnengehalt  der  kleinen,  älteren 
Schiffe  immer  geringer  geworden  ist.  Meinem  Gefühl  will  es  ungerecht 
scheinen,  dass  die  Mannschaften ,  die  durch  ihren  Beruf  auf  das  Lehen  an 
Bord  angewiesen  sind,  auf  den  moderneu  Schiffen  oft  schlechter  unterge- 
bracht sind,  als  die  Zwischendeckspassagiere,  die  nur  wenige  Tage  an  Bord 
sind.  Das  gilt  auch  yon  der  Einrichtung  des  Logisraumes.  Für  die 
Auswanderer  sind  drei  Kojen  über  eijiander  verboten,  für  die  Mannschaften 
scheint  es  gerade  bei  den  modernen  Neubauten  wieder  Regel  zu  werden. 
Der  Bewohner  der  obersten  Koje  liegt  dann  mit  seinem  Kopfe  dicht  unter 
dem  eisernen  Deck,  was  in  den  Tropen  und  im  Sommer  in  New-Tork  — 
auch  bei  uns  im  Hafen  kann  es  im  Sommer  recht  heiss  werden  —  nicht 
gerade  sehr  angenehm  sein  muss.  Ich  halte  es  für  dringend  wünschens- 
werth,  dass  wenigstens  für  die  Neubauten  Normen  für  die  Grösse  und  Ein- 
richtung der  Wohnräume  der  Mannschaften  aufgestellt  werden.  Ins  Einzelne 
kann  ich  hier  nicht  eingehen.  Diese  Normen  dürften  aber  nicht  gleich- 
massig  für  alle  Schilfe  gelten,  sie  würden  sonst  der  kleinen  Schiffe  wegen 
so  niedrig  ausfallen  müssen,  dass  damit  nichts  erreicht  wäre.  Die  Normen 
müssten  der  Grösse  und  Bestimmung  der  Schiffe  nach  abgestuft  sein.  Unsere 
Seemaunsordnung  giebt  hierfür  die  Handhabe;  der  §.14  der  Seemanns- 
ordnung bestimmt,  dass  die  Schiffsmannschaft  an  Bord  Anspruch  hat  auf 
einen  ihrer  Zahl  und  der  Grösse  des  Schiffes  entsprechenden  Logisraum. 

„Ich  wende  mich  nun  zu  der  dritten  grossen  Gruppe  von  Sterbefällen 
an  Krankheiten  und  komme  damit  zu  den  besonders  ungünstigen  Gesund- 
heitsverhältnissen  der  Heizer  und  Kohlenzieher  an  Bord;  diese  Klasse  von 
Schiffsmannschaften  wird  auch  mit  dem  gemeinschaftlichen  Namen  der 
„ Feuerleute ^  bezeichnet.  Wie  schon  vorhin  erwähnt,  habe  ich  die  Todes- 
falle, die  als  Hitzschlag,  Herzschlag,  Gehirnschlag  und  unter  ähnlichen  Be- 
zeichnungen gemeldet  sind,  als  eine  grosse  Gruppe  zusammengefasst,  sie 
beträgt  10  Proc.  aller  gemeldeten  Todesfälle  an  Krankheiten,  soweit  über- 
haupt eine  Angabe  über  die  Todesursache  vorliegt.  Von  den  Todesfällen, 
die  auf  der  Reise  und  im  Ausland  eingetreten  sind,  macht  diese  Gruppe 
16  Proc.  aus.  Das  ist  im  Vergleich  zu  dem  Vorkommen  dieser  Art  von 
Todesfällen  an  Land  ein  ganz  auffälliges  Verhältniss.  Sehr  viele  von  diesen 
Todesfallen  sind  ausdrücklich  als  Hitzschlag  gemeldet,  aber  auch  von 
denen,  welche  als  Herzschlag,  Gehirnschlag  bezeichnet  sind,  wird  die  aller- 
grösste  Mehrzahl  als  Hitzschlag  anzusehen  sein.  Das  beweist  die  Mehrzahl 
derjenigen  hierher  gehörenden  Fälle,  bei  denen  es  zu  einer  seeamtlichen 
Verhandlung,  behufs  Aufklärung  der  Todesursache  gekommen  ist,  und  dar- 
auf deutet  auch  der  Umstand  hin,  dass  nicht  weniger  als  die  Hälfte  dieser 
Todesfälle  von  Feuerleuten  gebildet  wird. 

„Dies  bringt  mich  auf  das  Verhältniss  der  Feuerleute  im  Allgemeinen. 
Die  Bremer  und  Hamburger  Handelsflotte  ist,  wie  Sie  aus  diesen  Zahlen  er- 
sehen (Demonstration)  so  zusammengesetzt,  dass  von  100  Seeleuten  37  Ma- 
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trosen,  17*5  Feuerleute  und  16'5  Stewards  und  Köche  sind.  Den  Rest 
bilden  Capitän,  Ofßciere,  Steuerleute,  Maschinisten,  Maschinist enassistenten, 
Bootsleute,  Zimmerleute,  Segelmacher  u.  s.  w.,  also  diejenigen  Leute,  die  in 
der  Kriegsmarine  als Deckofficiere  bezeichnet  werden;  das  sind  noch  29Proc. 
Das  Verhältniss  der  allgemeinen  Todesfälle  verschiebt  sich  nun,  wie  Sie  hier 
sehen,  etwas  zu  Ungunsten  der  Feuerleute.  Während  es  bei  den  Stewards 
und  Köchen  und  auch  bei  der  letzten  Kategorie  der  Besatzung  au  Bord  un- 
gefähr der  allgemeinen  Zusammensetzung  der  Mannschaft  entspricht,  ist 
die  Betheiligung  der  Feuerleute  an  der  Sterblichkeit  erheblich  grösser,  bei 
den  Matrosen  dagegen  geringer  als  ihrer  Zahl  entspricht.  Bei  den  Gelb- 
fieberfällen sehen  Sie,  dass  die  Sterblichkeit  sich  ungefähr  nach  der  Stärke 
der  Besatzungskategorien  zusammensetzt.  Es  steht  das  nicht  im  Widerspruch 
mit  meiner  Angabe  von  vorhin,  wonach  besonders  Officiere  und  Maschinisten 
befallen  werden,  denn  es  handelte  sich  dort  nur  um  Dampfschiffe,  während 
hier  auch  die  Segelschiffe  mit  einbegriffen  sind.  Da  sind  also  im  Ganzen  die 
Mannschaften,  ungefähr  in  dem  Verhältniss,  in  dem  Sie  in  der  Flotte  vorr 
banden  sind ,  betroffen.  Bei  der  Tuberkulose  ist  es  schon  anders.  Da 
sterben  ungefähr  noch  einmal  so  viele  Feuerleute,  als  eigentlich  sterben 
sollten,  und  bei  den  Todesfällen  an  Hitzschlag  vergrössert  sich  die  verhält- 
nissmässige  Theilnahme  der  Feuerleute  an  dieser  Art  von  Tod  ganz  er- 
heblich. 


Von  100  Seeleuten  der 

Bremer   und   Hamburger 

Handelsflotte  »ind 


Matrosen       Feuerleute 


Stewards 


übri(2^e 


und  Köche      Besatzung 
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Von  je  100  Krankheitstodes- 
fällen, die  von  1888  bis 
1895  dem  bremer  uud  bam- 
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„Man  kann  sich  nun  bei  der  Betrachtung  der  sanitären  Verhältnisse  der 
Feuerleute  an  Bord  auch  der  Erörterung  der  bekannten  Erscheinung  der 
häufigen  Selbstmorde  unter  diesen  Leuten  nicht  entziehen.  Zuverlässige, 
zahlenmässige  Ermittelungen  über  diese  auffällige  Erscheinung  habe  ich  bis- 
her nur  an  einer  Stelle  gefunden.  In  dem  Aprilheft  des  englischen  Board 
of  Trade  Journal  findet  sich  eine  Statistik  des  englischen  Handelsamtes  über 
die  Selbstmorde  unter  den  Feuerleuten  auf  englischen  Schiffen.  Diese  Stati- 
stik erstreckt  sich  nur  über  die  Jahre  1893  und  1894.  Danach  begehen 
aber  sechsmal  soviel  Feuerleute  Selbstmord  als  andere  Seeleute  der  britischen 
Handelsflotte.    Und  während  in  England  unter  der  männlichen  Bevölkerung 
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im  Alter  von  20  bis  50  Jahreu  ein  Selbstmord  auf  5000  Seelen  kommt, 
stellt  sich  das  Verhältniss  unter  den  Feuerleuten  der  Handelsflotte  wie  1 :  900. 
Was  die  Zustände  in  der  deutschen  Handelsflotte  betrifll,  so  geben  die  Jahres- 
berichte der  Seeberufsgenossenschaft  die  Anzahl  der  Selbstmorde  nur  im 
Allgemeinen ,  nicht  aber  getrennt  für  die  einzelnen  Besatzungscategorieen. 
Nach  diesen  Angaben  der  Seeberufsgenossenschaft  berechnet  sich  die  all- 
gemeine Selbstmordfrequenz  auf  0*48  pro  Mille  im  Jahre.  Dies  Verhältniss 
unterscheidet  sich  nicht  von  der  von  Rahts  angegebenen  Zahl  für  die 
männlichen  Personen  im  Alter  yon  15  bis  60  Jahren  im  Deutschen  Reiche 
(0*46  pro  Mille),  auch  nicht  von  den  Selbstmordzahlen  für  die  Bevölkerung 
Hamburgs  im  gleichen  Alter  (0*47  pro  Mille)  und  endlich  auch  nicht  wesent- 
lich von  der  Selbstmordfrequenz  in  der  Armee  (0*6  pro  Mille). 

„Es  wäre  aber  falsch,  wenn  man  daraus  schliessen  wollte,  dass  nun  auch 
unter  den  Feuerleuten  der  Handelsflotte  nicht  verhältnissmässig  wesent- 
lich mehr  Selbstmorde  vorkämen.  Die  Berichte  der  Seeberufsgenossen- 
schaften geben  hierüber  keine  Auskunft,  wohl  aber  die  Veröflentlichungen • 
des  Seemannsamtes  zu  Bremen.  Von  den  dort  in  den  letzten  acht  Jahren 
gemeldeten  Selbstmordfällen  waren  85  Proc.  Feuerleute.  Vom  Hamburger 
Seemannsamt  ist  hierüber  leider  nichts  veröflentlicht,  ich  habe  mir  aber  die 
Zahlen  aus  den  mir  zur  Einsicht  überlassenen  Acten  zusammen  gestellt. 
Danach  befanden  sich  unter  den  im  gleichen  Zeitraum  beim  Hamburger 
Seemannsamt  gemeldeten  Selbstmördern  72*3  Proc.  Feuerleute.  Für  beide 
Seemannsämter  zusammen  macht  das  eine  Betheiligung  der  Feuerleute  von 
79  Proc.  Wenn  man  dies  Verhältniss  auf  die  Angaben  der  Seeberufs- 
genossenschaft über  die  allgemeine  Selbstmordzahl  überträgt,  unter  Be- 
rücksichtigung der  Thatsache,  dass  von  den  Mannschaften  der  Handels- 
flotte 17' 5  pro  Mille  Feuerleute  sind,  so  ergiebt  das  für  die  Feuerleute  eine 
Selbstmordfrequenz  von  2*5  pro  Mille.  Die  jährliche  Quote  der  Selbstmorde, 
ist  also  bei  den  Feuerleuten  sechsmal  so  gross  als  in  der  Flotte  insgesammt 
und  unter  den  männlichen  Personen  im  Alter  von  15  bis  60  Jahren  in 
Deutschland.  Ich  habe  keine  Angabe  finden  können,  nach  welcher  bei  irgend 
einer  Bevölkeruugsklasse  eine  auch  nur  annähernd  gleich  hohe  Selbstmord- 
zahl ermittelt  worden  ist. 

„Von  den  Ursachen  dieser  zahlreichen  Selbstmorde  unter  den  Feuer«: 
leuten  sind  einige  auch  für  die  hohe  Zahl  von  Hitzschlag  unter  diesen  Leuten 
verantwortlich  zu  machen  und  haben  ein  sanitäres  Interesse.  Zwar  handelt 
es  sich  zweifellos  bei  diesen  Selbstmördern  nicht  selten  um  gescheiterte  Exi- 
stenzen, die  sich  als  Kohlenzieher  anwerben  lassen  und  der  Arbeit  und  den 
Verhältnissen  da  unten  weder  physisch  noch  moralisch  gewachsen  sindj 
ferner  werden  mitunter  die  Nachwirkungen  alkoholischer  Excesse,  die  im 
Hafen  vor  der  Abreise  begangen  wurden,  angeschuldigt  werden  müssen. 
Dann  kommt  hinzu,  dass  die  Leute  im  Allgemeinen  sich  nicht  gern  krank 
melden  und  die  Arbeit  niederlegen,  sondern  bis  zum  letzten  Funken  von 
Willenskraft  aushalten,  weil  sie  die  Redensarten,  die  Missachtung,  die  mit- 
unter auch  in  Thätlichkeiten  übergeht,  ihrer  Kameraden  fürchten;  denn 
diese  müssen  ja  dann  ihre  Arbeit  mitven*ichten  und  werden  durch  den  Aus- 
fall der  Kranken  dann  um  so  schwerer  belastet.  Stellt  sich  dann  heraus^ 
dass  der  Hitzschlaganfall  nicht  so  schlimm  war,  dass  die  Erscheinungen  nur 


168        XXL  Versammlung  d.  D.  Vereins  £  öffentl.  Gesandhpflge.  zu  KieL 

eine  bis  zwei  Stunden  angehalten  haben,  so  wird  der  Betreffende  natürlich 
unter  den  Sticheleien  event.  auch  den  Thätlichkeiten  seiner  Kameraden  zu 
leiden  haben. 

„Auch  glaube  ich,  dass  der  Anblick  der  See  selbst  für  diese  Candidaten 
etwas  Verlockendes  hat.  Aber  es  sind  auch  die  schweren  Arbeitsverhältnisse 
da  unten  selbst  von  grossem  Einfluss.  In  den  Acten  des  Hamburger  Seemanns- 
amtes  und  den  veröffentlichten  Verhandlungen  der  Seeämter  habe  ich  zwar 
nur  eine  kleine  Anzahl  von  Selbstmorden  und  Hitzschlägen  von  Feuerleuten 
gefunden,  bei  denen  über  diese  Verhältnisse  zuverlässige  Auskunft  za  erlangen 
war.  Es  handelt  sich  im  Ganzen  um  24  Fälle  (19  Selbstmorde,  5  Hitzschläge). 
Es  befand  sich  darunter  aber  nur  ein  Mann,  welcher  erst  einen  Tag 
an  Bord  war,  bei  dem  also  die  Nachwirkungen  von  alkoholischen, 
im  Hafen  vor  der  Abfahrt  begangenen  Excessen  zu  beschuldigen 
gewesen  wäre;  alle  übrigen  Gestorbenen  waren  mehrere  Tage, 
selbst  Wochen  an  Bord.  In  keinem  Fall  war  von  Trunkenheit 
oder  deren  Folgen  die  Rede. 

„Alle  Fälle,  bis  auf  einen,  ereigneten  sich  aber  in  warmen  Klimaten, 
resp.  auf  der  Fahrt  nach  Nordamerika  während  der  heissen  Jahreszeit 
lieber  die  Temperaturen  im  Heizraum  finden  sich  leider  nicht  in  allen  Fällen 
zuverlässige  Angaben,  da  —  wenigstens  für  Hamburger  Seeschiffe  —  die 
regelmässige  Bestimmung  der  Temperatur  im  Heizraum  erst  seit  dem  1.  April 
1894  vorgeschrieben  ist.  Die  niedrigste  Temperatur  im  Heizraum,  welche 
angegeben  ist,  betrug  bei  diesen  Fällen  37^,  die  höchste  68^.  Für  mich 
geht  aus  dieser  kleinen  Statistik  hervor,  dass  entgegen  meiner  anfliDglichen 
Vermuthung,  die  Wirkungen  der  Ungeübtheit,  schwächlichen  Körperbaues, 
alkoholischer  Excesse,  Misshandlungeu  u.  dergl.  doch  erst  in  zweiter  Linie 
für  diese  ausserordentlich  hohe  Zahl  von  Selbstmorden  unter  den  Feuer- 
leuten anzusprechen  sind,  und  dass  die  Temperaturverhältnisse  im  Heizraum 
sowohl  für  die  Selbstmorde,  wie  für  die  Hitzschläge  in  erster  Reihe  mit  in 
Betracht  kommen.  Gewiss  werden  von  abnormer  Hitze  nicht  alle  Menschen 
in  gleicher  Weise  verderblich  beeinflusst;  denn  ich  habe  unter  den  Heizern 
alte  Leute  von  50  bis  60  Jahren  getroffen,  die  seit  20  Jahren  und  länger 
dies  schwere  Geschäft  ohne  Nachtheil  betrieben.  Aber  diese  Leute  bilden 
doch  die  Ausnahme,  und  dürfen  bei  hygienischen  Untersuchungen  nnd  Maass- 
nahmen  nicht  als  allgemein  gültige  Beispiele  vorgeführt  werden. 

„Man  kann  mir  einwenden,  dass  es  auch  eine  Reihe  von  Arbeiten  au 
Land  giebt,  bei  denen  ebenso  hohe  und  noch  höhere  Temperaturgrade  aus- 
zuhalten sind,  ohne  dass  derartige  Unglücksfälle  dabei  passiren,  aber  dabei 
handelt  es  sich  in  der  Regel  um  hohe,  luftige  Räume,  in  denen  gearbeitet 
wird,  auch  können  die  Arbeiter  hinter  Schutzwände  treten,  oder  sich  zeit- 
weilig ganz  von  der  Hitaquelle  entfernen.  An  Bord  aber  ist  es  anders. 
Nirgends  an  Land  sind  die  Arbeitsräume  so  eng  wie  die  Heizräume  an  Bord, 
in  denen  nur  sehr  geringe  Temperaturdifferenzen  herrschen;  Zurückweichen 
vor  den  Feuern  ist  nicht  möglich.  Der  Aufenthalt  bleibt  erträglich,  so  lange 
ein  sehr  kräftiger  Luftzug  vorhanden  ist.  Wenn  das  aber  aufhört,  wird 
durch  die  vielen,  auf  engem  Raum  zusammen  gedrängten  schwitzendeo 
Menschen  auch  die  Verdunstung  des  Schweisses  und  die  Abgabe  der  EigeD- 
würme  erschwert.    Das  ist  meiner  Ansicht  nach  ein  Grund,  warum  die  Hitze 
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dort  unten  schwerer  ertragen  werden  kann,  als  in  den  Arbeitsstätten  an 
Land.  Ich  habe  kürzlich  auf  einer  Reise  nach  New -York  bei  58  Feuer- 
leuten Messungen  der  Eigenwärme  angestellt,  nachdem  die  Leute  zwei  bis 
drei  Stunden  auf  Wache  gearbeitet  hatten.  Keiner  der  gemessenen  58  Heizer 
und  Trimmer  hatte  unter  37'7^C.,  auch  zu  Zeiten,  in  denen  die  Temperatur 
im  Heizraum  nur  24 ^  betrug.  In  23  Fällen  betrug  die  Körpertemperatur 
38^  und  mehr,  und  zwar  achtmal  38'4^  und  darüber  bei  sich  sonst  gesund 
fühlenden  Leuten,  einmal  40*9^  bei  einer  schwereren  Form  von  Hitzschlag, 
der  aber  wieder  hergestellt  wurde.  Auf  einer  Wache,  während  welcher  der 
Luftzug  in  den  Heizräumen  nur  massig  war,  und  die  "Temperatur  des  Raumes 
bis  auf  37*5®  gestiegen  war,  fand  ich  unter  12  Personen  nur  zwei  mit  einer 
Temperatur  unter  38®. 

„Diese  Beobachtungen  stehen  zwar  nicht  in  Uebereinstimmung  mit  den 
kürzlich  von  Neuhauss  (Virchow's  Archiv,  Bd.  134,1894)  veröflPentlichten 
Untersuchungen  auf  einer  Tropenreise.  Neuhauss  fand  bei  den  Heizern 
an  Bord  niemals  die  Temperatur  über  38^  erhöht.  Indessen  ist  dabei  zu 
berücksichtigen,  dass  seine  Beobachtungen  thatsächlich  schon  vor  vielen 
Jahren  (1884)  gemacht  sind,  aber  erst  jetzt  veröffentlicht  wurden.  Sie 
stammen  aus  einer  Zeit,  in  welcher  es  an  Bord  in  den  Heizräumen,  selbst 
in  den  Tropen,  wahrscheinlich  viel  gemüthlicher  zuging,  als  auf  einem 
modernen  Schnelldampfer.  Dagegen  stimmen  meine  Beobachtungen  mit 
denen  Dr.  Lauenstein^s  überein,  welche  1894  auf  „Rugia^  angestellt 
wurden,  und  welche  er  mir  freundlichst  überlassen  hat.  Lauenstein  fand 
bei  12  Messungen  (theils  in  der  Achselhöhle,  theils  im  After)  siebenmal  Tem- 
peraturen über  38^,  darunter  einmal  39»,  38'90  und  38*6®.  Vor  Antritt  der 
Wache  waren  die  Temperaturen  bei  allen  Leuten  normal. 

„Es  geht  aus  diesen  Untersuchungen  hervor,  dass  bei  der  schweren 
Arbeit  auf  den  modernen  Dampfern  schon  eine  Temperatur  von  37®  bis  38® 
im  Heizraum,  wenn  gleichzeitig  der  Luftzug  nicht  sehr  kräftig  ist,  geeignet 
ist,  die  Eigenwärme  der  meisten  im  Heizraum  befindlichen  Personen  abnorm 
zu  erhöhen,  und  dass  gefahrlich  hohe  Körpertemperaturen  eintreten  können. 
Wir  kennen  die  Gründe  nicht,  aus  denen  bei  dem  Einen  in  diesem  Stadium 
der  beginnenden  Insufficienz  unserer  Wärmeregulirungskräfte  sich  gefährliche 
Zustände  entwickeln,  während  es  Andere  noch  lange  recht  gut  aushalten. 
Mir  scheint  aber,  dass  bei  mangelndem  Luftzug  eine  Temperatur  von  40® 
im  Heizraum  als  die  Grenze  anzusehen  ist,  über  welche  hinaus  die  Tempe- 
ratur im  Heizraum  für  die  meisten  der  Feuerleute  gefährlich  wird.  Es 
lassen  sich  nun  meines  Erachtens  hiergegen  Vorkehrungen  treffen.  Die 
grossen  modernen  Dampfer  haben  alle  in  ihren  Ventilatoren,  welche  nach 
dem  Heizraum  hinunterführen,  Ventilationsmaschinen,  Flügelräder,  über 
deren  grossartige  Wirkungen  Ihnen  ja  der  Herr  Vorredner  das  Nöthige 
gesagt  hat.  Wenn  nun  die  natürliche  Ventilation  nicht  genügend  ist,  wenn 
also  starker  Wind  in  der  Fahrtrichtung  des  Schiffes  weht,  mit  dem  Schiffe 
geht,  80  dass  fast  gar  kein  Wind  herunter  kommt,  so  wäre  es  dann  nur 
nöthig ,  diese  Ventilationsmaschinen  in  Betrieb  zu  setzen,  dann  hätten  wir 
trotz  des  mangelnden  Luftzuges  eine  gleichmässige  und  ausgiebige  Ven- 
tilation da  unten.  Diese  Maschinen  werden  aber  erfahrungsmässig  nur 
sehr    selten    gebraucht.     Ich  halte   es  für   nothwendig,   dass   solche 
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Maschinen  bei  allen  grösseren  überseeischen  Dampfern  in  die 
nach  den  Heizräumen  führenden  Ventilatoren  eingebaut  werden, 
und  dass  man  als  Betriebsregel  vorschreiben  soll,  dass,  sobald 
die  Temperatur  bei  mangelndem  Luftzug  im  Heizraum  über  40* 
steigt,  diese  Maschinen  angestellt  werden  müssen.  Man  wird  dann 
sicher  in  den  allermeisten  Fällen  die  Temperatur  erniedrigen  können.  Aber 
auch  wenn  das  nicht  zu  erreichen  ist,  kann  man  doch  wenigstens  einen  so 
heftigen  Luftzug  herstellen ,  dass  die  hohe  Temperatur  wird  besser  ertragen 
werden  können  als  unter  Verhältnissen,  wo  der  Luftzug  ganz  mangelt. 

„Es  würde  dann  noch  eine  Reihe  von  Erleichterungen  der  Arbeit  in 
Betracht  kommen,  wie  z.  B.  die  Verbesserung  der  Mittel  und  Wege  zum 
Herbeischaffen  der  Kohlen,  Verbesserung  der  Methode  zum  Ascheheizen,  die 
möglichste  Beschränkung  der  strahlenden  Wärme  aus  den  Kesseln.  Femer 
kommt  die  Grösse  und  Geräumigkeit  der  Heizräume  selbst  in  Betracht.  Ich 
kann  aber  auf  diese  technischen  Verhältnisse  hier  nicht  näher  eingehen. 
Man  müsste  ferner  gerade  den  Feuerleuten  möglichst  geräumige  und  luftige 
Schlafplätze  anweisen,  damit  sie  in  der  freien  Zeit  die  nöthige  Abkühlung 
und  Ruhe  finden.  Auch  hiergegen  wird  vielfach  gefehlt,  indem  diese  Mann- 
schaftsräume in  die  Nachbarschaft  der  Maschinen  oder  gar  der  Heizräume, 
in  heisse,  dunkle  und  schwer  zu  ventilirende  Räume  verlegt  werden.  Ebenso 
mussten  für  die  Heizer  gerade  die  besten  wirkungsfahigsten  Wasch-  und 
Badeanstalten  an  Bord  eingeführt  werden.  Sie  haben  gehört,  was  auf  der 
Kriegsmarine  für  die  Heizer  geleistet  wird.  Hiervon  könnte  sehr  Vieles 
ohne  grosse  Kosten  und  Unbequendichkeiten  auch  für  die  Handelsmarine 
eingeführt  werden. 

„Die  Heizerhygiene  ist  ein  ganz  neues  Gebiet  der  Schiffshygiene.  Die 
moderne  Technik,  welche  bis  dahin  ungeahnte  Leistungen  in  der  Geschwin- 
digkeit der  Schiffe,  damit  aber  auch  zugleich  allerlei  Missstände  für  das 
Betriebspersonal  an  Bord  gezeitigt  hat,  bietet  auch  die  Handhabe  für  die 
Bekämpfung  dieser  Missstände.  Wenn  man  die  ungünstigen  Gesundheits- 
verhältnisse der  Feuerleute,  die  sich  jetzt  bei  dem  modernen  Schifffahrts- 
betriebe zeigen,  für  eine  unvermeidlich  mit  diesem  Betrieb  verbundene 
Folge  ansehen  will,  die  man  eben  hinnehmen  müsse,  so  begeht  man  den? 
selben  Fehler  wie  vor  100  Jahren,  als  der  Scorbut  ein  regelmässiger  Gast 
an  Bord  war  und  der  Flecktyphus  —  auch  Schiffsfieber  genannt  —  auf 
allen  Auswanderer-  und  Transportschiffen  herrschte.  Trotzdem  schon  längst 
Cook  gezeigt  hatte,  wie  man  den  Scorbut  an  Bord  vermeiden  und  überhaupt 
einen  tadellosen  Gesundheitszustand  an  Bord  erhalten  könne,  dauerte  es 
noch  recht  lauge,  ehe  man  allgemein  damit  aufhörte,  den  Scorbut  als  ein 
auf  Schiffen  unvermeidliches  Uebel  anzusehen  und  die  Schiffskrankheiten 
überhaupt  als  unvermeidlich  hinzunehmen.  Ich  bin  absichtlich,  um  mein 
Referat  nicht  zu  lang  zu  gestalten,  nicht  auf  Einzelheiten  in  der  Ver- 
besserung der  Heizerhygiene  genauer  eingegangen,  aber  ich  glaube,  dass 
Sie  aus  dem,  was  ich  ausgeführt,  ganz  besonders  aber  aus  den  Darlegungen 
des  Herrn  Vorredners,  den  Eindruck  gewonnen  haben  werden,  dass  es  jetit 
wahrhaftig  Mittel  giebt,  um  die  ungünstigen  Arbeits-  und  Lebensbedingungen 
der  Feuerleute  an  Bord  zu  bessern. 

„Meine  Herren!     Ich  bin  in  meiner  Uebersicht  über  die  Gesundheits- 
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Verhältnisse  der  Mannschaften  in  unserer  Handelsmarine  nicht  zu  günstigen 
Ergebnissen  gelangt.     Ich  möchte  aber  darüber  keinen  Zweifel  aufkommen 
lassen,  als  ob  es  etwa  bei  den  anderen  Nationen  besser  wäre.   Nach  meinen 
Erfahrungen   sind  diese  Verhältnisse  bei  uns  immer  noch  etwas  besser  als 
bei  den  anderen  Seestaaten.     Aber  das  sollte  nicht  dazu  verleiten,  dass  wir 
mit  der  allgemeinen  Einführung  von  Verbesserungen  in  der  sanitären  Für- 
sorge für  die  Mannschaften   auf  die  anderen  Nationen  warten.     Der  Herr 
Vorredner  hat  gezeigt,  dass  eine  Menge  technischer  Einrichtungen  verhält- 
nissmässig  leicht  und  mit  geringen  Kosten  einzuführen  sind,   und   ich   bin 
nicht  der  Ansicht,  dass  man  diese  Weitere  Entwickelung  der  gesundheit- 
lichen Fürsorge   ganz   sich   selber  und   dem   kommenden  Jahrhundert  der 
Elektricität  überlassen  soU.  Man  sollte  in  diesen  Dingen  ein  etwas  rascheres 
Tempo,   als  das  bisherige  war,   einschlagen.     Die  Goncurrenz  mit  fremden 
Handelsmarinen  wird  immer  schärfer  und  kann  leicht  dazu  verführen,  dass 
man  mit   dem   Raum  und   der  Einführung  gesundheitlich  -  technischer  Ein- 
richtungen   für  die   Mannschaften    noch  mehr  als.  bisher  auf  Kosten   der 
Gesundheitsverhältnisse   der  Mannschaften   spart.     Ich  habe  kürzlich   Ge- 
legenheit gehabt ,  eine  Anzahl  von  ganz  modernen  grossen  Handelsdampfern 
neuester  Construction,  die  nicht  der  deutschen  Flagge  angehören,  im  Auslande 
besichtigen  zu  dürfen.    Da  fanden  sich  alle  die   schönen  Einrichtungen,  von 
denen  Herr  Geheimrath  Busley  erzählt  hat,  und   noch  manches  Neuere. 
Aber  diese  Neuerungen  waren  nur  für  die  Cajütspassagiere   da;  und   auch 
für  die  Auswanderer  im  Zwischendeck  waren  eine  Reihe  von  Verbesserungen 
eingeführt.     In  den  Mannschaftsräumen  aber  war  es  genau  so  eng,   dunkel 
und  dürftig,  wie  auf  alten  Frachtdampfern  der  gewöhnlichen  Art.    Es  waren 
40  und  mehr  Leute  in  Räumen  zusammengesperrt,  in  denen  auf  den  Mann 
nur  2  cbm  Luftraum  kommen;  die  Waschanstalten  waren  so  primitiv    wie 
möglich   und   auch   in  Bezug  auf  die  Anzahl  der  in  Betracht  kommenden 
Leute    ganz    unzureichend.     Auf    unseren  deutschen,    grossen,    modernen 
Dampfern  sind  diese  Verhältnisse  entschieden  besser,  wenn  sie  auch  immer- 
hin noch  viel  zu  wünschen  übrig  lassen.     Ganz  schlimme  Zustände  findet 
man  bei  uns  manchmal  auf  den  gewöhnlichen  Frachtdampfern  ganz  kleiner 
oder  mittlerer  Rhedereien.     Wenn  man,  wie  bisher,  diese  Fürsorge  für  die 
Mannschaften  eben  ganz  den  Rhedern  überlässt,   so  sind  es  im  günstigen 
Falle  nur  wenige  Rhedereien,  die  für  bessere  Einrichtungen  sorgen.     Ein^ 
allgemeiner  Fortschritt  zum  Besseren  in  diesen  Verhältnissen  kommt  dabei 
nicht  zu  Stande.    Es  ist  eher  zu  fürchten ,  dass  man  bei  der  immer  schärferen 
Goncurrenz  auch  bei  den  Neubauten,  die  sonst  mit  allem,  was  die  moderne 
Technik  leisten  kann,  ausgestattet  werden,  sich  für  die  Mannschaften  mit 
dem  Althergebrachten  begnügt  oder  auch  gar  diesen  Verhältnissen  nicht  einmal 
mehr  das  bescheidene  Maass  von  Berücksichtigung    zu  Theil  werden  lässt, 
das   man  ihnen  bisher  gönnte.     Ich   halte  gerade  jetzt  den  Zeitpunkt  für 
gekommen,  um   einmal   Umschau   zu  halten   und  sich  zu  fragen ^  ob   denn 
nicht  von  den  vielen  und   bewährten   gesundheitstechuischen  Einrichtungen 
wenigstens  einige  für  die  Mannschaften  an  Bord  allgemein  und  obligatorisch 
nutzbar  gemacht  werden   sollten.     Einige   Verbesserungen   führen    sich  ja 
von  selbst  ein;  bessere  Wasserversorgung,  bessere  Heizung,  elektrische  Be- 
leuchtung kommen  auch  von  seibat  den  Mannschaften  zu  Gute,  andere  aber, 
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wie  grössere  Wohnräume  mit  genügender  Einrichtung,  zweckmässige  Wasch- 
anstalten, genügende  Ventilation  der  Heizräume  verursachen,  wenn  auch 
verhältnissmässig  sehr  geringfügige  Mehrkosten  im  Bau  und  Betrieb  der 
Schiffe,  sie  werden  desshalb  ohne  bindende  Vorschriften  nie  allgemein  ein- 
geführt werden.  Wenigstens  für  Neubauten  aber  sollten  sie  yorgeschrieben 
werden. 

„Der  Seemann  ist  an  Bord  in  allen  seinen  Lebensverhältnissen  vom 
Schiff  und  seinem  Capitän  abhängig.  Er  kann  keine  eigene  Hygiene  treiben, 
wie  der  Arbeiter  an  Land ;  auch  ausser  den  Arbeitsstunden  ist  er  im  Banne 
der  Arbeitsstätte  und  der  Gesundheit-sverhältnisse  seines  Arbeitsbetriebes, 
find  wenn  der  Seemann  an  Bord  krank  wird,  entbehrt  er  in  den  meisten 
Fällen  der  sachverständigen  ärztlichen  Hülfe,  die  jedem  Arbeiter  au  Land 
zur  Verfügung  steht.  Diese  eigenaiiigen  Verhältnisse  begründen  es  an  sich 
allein  schon,  dass  man  zur  Verhütung  von  Krankheiten  an  Bord  und  zur  Er- 
haltung eines  guten  Gesundheitszustandes  sich  nicht  mehr  mit  den  jetzigen 
veralteten  und  in  ihrer  Allgemeinheit  nichtssagenden,  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Gesundheitspflege  an  Bord  begnügen  sollte,  sondern 
zur  allgemeinen  Einführung  besserer  Einrichtungen  und  zur  Beaufsichtigung 
dieser  Verhältnisse  sich  entschliessen  möchte.  Wie  das  am  besten  geschieht, 
ob  durch  gesetzliche  Bestimmungen  oder  dadurch,  dass  man  etwa  die  See- 
berufsgenossenschaft damit  betraut,  das  braucht  an  diesem  Orte  nicht  ent- 
schieden zu  werden.     Wenn  nur  bald  etwas  geschieht! 

«Meine  Herren!  Ich  bin  dankbar,  dass  ich  gerade  an  dieser  hervor- 
ragenden Stelle  meine  Ansichten  über  diesen  für  unsere  blühende  Handels- 
flotte so  wichtigen  Gegenstand  habe  entwickeln  dürfen  und  hoffe  davon, 
dass  Sie  mir  hier  Gehör  gewährt  haben,  eine  nachdrückliche  Förderung  der 
Bestrebungen  zur  Verbesserung  der  sanitären  Fürsorge  für  unsere  Seeleute." 

Vorsitzender:  Geh.  Obermediclnalrath  Dr.  Pistor  (Berlin): 

„Das  Wort  zu  den  beiden  Referaten  ist  nicht  verlangt.  Damit  ver- 
lassen wir  diesen  Gegenstand. 

„Ich  erlaube  mir,  den  Herren  noch  mitzutheilen ,  dass  der  Präsident 
der  Canalcommission  dem  Deutschen  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
die  Besichtigung  der  Canalanlagen  in  Holtenau  sehr  gern  gestattet  bat. 

„Unsere  Tagesordnung  ist  erledigt;  geschäftliche  Mittheilungen  liegen 
nicht  mehr  vor.  Es  liegt  mir  noch  die  angenehme  Pflicht  ob ,  den  Dank 
des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  allen  Denen  auszu- 
sprechen, welche  in  den  vergangenen  Tagen  durch  ihre  Vorträge  uns  er- 
frischt und  erfreut  haben.  Wenn  die  Herren  Referenten  auch  durch  den 
lebhaften  Beifall  der  Versammlung  selbst  schon  Dank  geerntet  haben,  so 
glaube  ich  doch  nicht  umhin  zu  können,  denselben  noch  den  Dank  des  Aus- 
schusses und  des  Vereins  auszusprechen.  Wir  sind  aber  auch  Denjenigen 
Dank  schuldig,  die  dafür  gesorgt  haben,  dass  wir  nach  jeder  Richtung  eim 
gutes  Unterkommen  gefunden  haben:  in  erster  Linie  der  Stadt  Kiel  und 
ihren  Behörden,  welche  uns  so  freundlich  aufgenommen  haben;  aber  auch 
nicht  minder  Sr.  Excellenz,  dem  Herrn  Staatssecretär  des  Reichsmarine- 
amts  und  deujenigen  Herren,   welche  bei  Sr.  Excellenz  unsere  Aufnahme 
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in  diesen  Saal  befürwortet  und  dafür  Sorge  getragen  haben,  dass  uns  der 
Vortrag  des  Herrn  Geheimrath  Busley  an  Modellen  und  Zeichnungen  in 
solcher  Weise  veranschaulicht  werden  konnte.  Ohne  die  Fürsprache  dieser 
Herren  und  ohne  die  Genehmigung  Sr.  Excellenz  des  Herrn  Staats- 
secretärs,  würden  wir  diese  herrlichen  Modelle  nicht  gesehen  haben. 

„Ich  glaube,  unser  Verein  kann  mit  den  Ergebnissen  der  diesjährigen 
Tagung  zufrieden  sein,  an  welcher  nach  dem  heutigen  Verzeichniss  292 
Mitglieder  Theil  genommen  haben.  Aus  dem  Umstand,  dass  Magdeburg  und 
ebenso  Stuttgart  eine  etwas  grössere  Betheiligung  aufzuweisen  hatten,  darf  nicht 
der  Schluss  gezogen  werden,  dass  Kiet  weniger  Anziehungskraft  gehabt  hätte. 
Meine  Herren,  Sie  dürfen  nicht  vergessen,  dass  Magdeburg  an  der  grossen 
internationalen  Heerstrasse  liegt;  Sie  dürfen  ferner  nicht  vergessen,  dass 
Stuttgart  auf  dem  Wege  zu  den  Alpen  und  nach  südlichen  Gebieten  liegt. 
Das  Alles  hat  jedenfalls  dazu  beigetragen ,  die  Zahl  der  Besucher  dort  zu 
vermehren.  Dafür  haben  wir  für  Kiel  etwas  zu  verzeichnen,  was  wenigen 
oder,  soweit  ich  mich  entsinne,  keiner  Versammlung  bisher  zu  Theil  ge- 
worden ist:  dass  wir  Vertreter  fremder  Länder  in  unserer  Mitte  gesehen 
haben.  Ganz  abgesehen  von  Oesterreich-Ungarn  haben  wir  auch  Vertreter 
von  den  Niederlanden  zu  unseren  Mitgliedern  gezählt,  und  endlich  will  ich 
nicht  unerwähnt  lassen,  dass  ein  uns  schon  befreundetes  Mitglied  selbst  den 
Weg  über  die  See  nicht  gescheut  hat,  wieder  zu  uns  zu  kommen:  Herr 
Röchling  aus  Leicester.  Am  Schlüsse  unserer  diesjährigen  einundzwanzig- 
sten Tagung  spreche  ich  den  Wunsch  aus,  dass  der  Verein  fernerhin  mit 
gleichem  Erfolge  wie  bisher  wirken  möge ;  und  das  wird  zweifellos  der  Fall 
sein,  wenn  er  seinen  alten  einfachen  Sitten  und  Gebräuchen  in  den  Er- 
holungen und  Vergnügungen  treu  bleibt.  Lassen  Sie  uns  fortstreben,  auf 
dem  Fundament  der  Wissenschaft  praktische  Erfolge  zu  erzielen ! 

„Damit  schliesse  ich  die  einundzwanzigste  Versammlung.^ 

Nachdem  noch  Herr  Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Wallichs  (Altona)  dem 
Vorsitzenden  Namens  der  Versammlung  den  Dank  ausgesprochen  hat,  wird 
die  einundzwanzigste  Jahresversammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege  geschlossen. 


Schluss  der  Sitzung  12  Uhr. 
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Besichtigungen  und  Ausflüge. 


Donnerstag,  den  10.  September. 

Nachmittags:  Besichtigung  der  kaiserlichen  Werft  in  Gaarden  und  der 
Kaiserjacht  Hohenzollern. 

Freitag,  den  11.  September. 

Nachmittags:  Gemeinschaftliche  Wagenfahrt  nach  dem  städtischen 
Wasserwerk  und  der  Enteisenungsanlage  am  Schulensee. 

Sonnabend,  den  12.  September. 

Nachmittags:  Fahrt  mittels  Dampfbootes  nach  dem  Kaiser- Wilhelm- 
Canal  bis  zur  Levensauer  Hochbrücke,  dann  Fahrt  in  See  auf  einem 
durch  Güte  des  Herrn  Geh.  Commerzienraths  Sartori  zur  Verfügung 
gestellten  grossen  Postdampfschi ffe  der  Linie  Kiel-Korsör. 

Sonntag,  den  13.  September. 

Ausflug  in  die  Holsteinische  Schweiz.  Eisenbahnfahrt  über  Grems- 
mühlen  bis  zur  Station  Holsteinische  Schweiz.  —  Ausflug  nach  dem 
Ukleisee.  —  Mittagessen  im  Hotel  Holsteinische  Schweiz  am  -Keller- 
see.  —  Abends  Rückfahrt  nach  Kiel. 


Mitglieder 

des 

Deutsollen  Vereins  täi  Öfi^ntUobe  Oesundtaeltspflege  Im 
Jahre  1896. 


A.    Allgemein«  Uebersicht. 


önifreich  Preussei 
1.  Provinz  Ostpri 


G.         n         Schleeiea    .... 

7.  „        Sachsen 

8.  „         Schleswig- Holstein 

9.  „        Hannover  .... 

10.  ,        Westplialen  .   .   . 

11.  g         Hessen-Nassau 

12.  Rheinprovinz 

13.  Hobenzollern 

Königreich  Bayern 

„  äachsen     ... 

„  Württ«mlierg  .   .   . 

GrOBsherzogthum  Baden    .    .    . 

„  Hessen  .    .    . 

Kleinere  norddeutsche  Staaten 

Freie  Städte 

Elsafia- Lothringen    ...... 

Kaiserthum  0 e st errei ch  -  Ungarn 

Schweiz 

Andere  auaserdeutBcho  Staaten 
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B.    Namensverzeichniss. 

Die  mit   *  versehenen  Namen    bezeichnen    die  beim  Congresse   1896    in    Kiel 

anwesenden  292  Mitglieder. 


Jß 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


München 


1 
2 
3 
4 

5 
6 
7 

8 


.  9 
10 
11 

12 
13 
14 

15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 

23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 


Ehrenmitglied: 

V.  Pettenkofer,  Max,  Dr.,  Professor,  Geheime- 
rath,  Geh.  Ober-Med.-Bath,  Excellenz. 

Königreich  Prenssen. 


Goldap 
Königsberg  i.  Pr. 


Rastenburg 
Tilsit 


Culm 
Danzig 


n 
n 
?» 


n 

n 
ü 
n 

n 
» 

n 
n 

n 


Elbing 


Provinz   Ostpreussen. 

!      Liedke,  E.,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicos. 
I  *  Stadtgemeinde,  Vertreter :  Prof.  Dr .  v.  E  s  m  a  r c  h. 
*  V.  Esmarch,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Meschede,    Dr.  med.,    Professor,    Director  der 

städtischen  Krankenanstalt. 
Seydel,  Karl,  Dr.  med.,  Professor. 
Papendieck,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicus. 
Stadtgemeinde. 
I       Wolffberg,  Siegfried,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Provinz   Westpreussen. 

Steinberg,  Bürgermeister. 

Stadtgemeinde. 

Ab  egg,  Heinrich,  Dr.,  Geh.  Sanitäts-  und  Medi- 
'  cinalrath. 

I      Berenz,  Emil,  Kaufmann. 

Berger,  J.  J.,  Fabrikant. 
!      Born  träger,  J.,  Dr.,  Regierungs-  and  Medi- 
I  cinalrath. 

\      Damme,  R.,  Commerzienrath. 

Farne,  Dr.  med. 

Freitag,  Dr.  med. 

Freymuth,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Glaser,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Gronau,  Hermann,  Kaufmann,  Stadtrath. 

Hinze,  Dr.,  Oberstabsarzt  a,  D. 

Kunath,  Ernst,  Director  der  Gas-  und  Wasser- 
werke. 

Piwko,  Theophil,  Dr.  med. 

Rickert,  H.,  Stadtrath. 

Scheele,  Leo,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Semon,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreiswandarzt. 

Wen  dt,  Rudolf,  Stadtrath. 

Stadtgemeinde. 

Bleyer,  E.,  Dr.  med. 
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Jtf 

Wohnort 

N&men   und  Stand 

30 

GraudeoE 

31 

LangfahT 

32 

Uarienwerder 

Baruiok,  Dr.,  Reg.-  n.  Medicinalmth. 

33 

Schwet«  a.  W. 

Grunau.  Dr.,  Director  der  Irrenanitalt. 

34 

Thoni 

Stadtgemeinde. 

35 

OTins  Brandenbarg. 

Aaamann,  Emat,  Dr.  med. 

•  Blckler,  Max,  Stenograph. 

Bftginsky,  A-,  Dr.  med.,  Professor,  IKreotor  d«B 
Kaiaer-  und  Kaiserio  friedriuh-KrankenhauBea. 

Becker,  Karl,  Ingenieur. 

T.  Bergmann,  KruBt,  Dr.,  Profeaeor,  Geb.  Me- 
dicinalrath. 

BlaokenBtein,  Hermana,  Stadtbanratb. 

Boerner,  &.,  Fabrikbeaitzer,  königl.  Handeli- 
richter. 

Boerner,  Oacar,  Fabrikbesitzer. 

Bolm    Julius,  Stadtratb. 

Böa  ng  K,  Professor  a.  d. teohniicb.  Eloobsohula. 

BDrchardt,  Dr.,  ProfeBsor,  OberBfabaar/t. 

•  CallieBB,  F.,  Dr.,  Apotheken  besitz  er. 

«Ceutralverband  der  Haue-  und  etadt.  Grand- 
el'sitzer- Vereine  DeutBcbiands,  Vertreter:  Bau- 
meister ilartwig  (Drorien). 

Cuntz,  Friedrieb,  Ingenieur. 

Ehrenhaas,  S.,  r)r.,.SaDiUtBrath. 

Franke],  Bernhard,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Prof. 

Füratenheim,  ErtiBl,  Dr.  med. 

Gerabach,  Roberl,  Hygienetechniker. 

Grobu,  ItegicruD^BbaumeiBter. 

Grove,  David,  Ingenieur  o.  FabrikbeBitter. 

Grove,  Henry,  Ingenieur. 

Grub,  F.,  Oekonomierath. 

Güterbock,  Paul,  Dr.,  Med.-Rath,  Privatdocent. 

•  GuttBtadt,  Albert,  Dr.  med.,  ProfeBsor. 
Hempel,  M.,  Civil-Ingenieur. 
Heaneberg,  K.,  Commerzienrath,  Ingenieur. 
llerzberg    A.,  Ingenieur,  königl.  Banrath. 

H  Dckoldejn,  Karl,  köoigt.  Ober  -  Baudirector 
im  Ministerium  der  öflentlichen  Arbeiten. 

Hobrecht,  Wirkl.  Üeli.  Ratb,  Excellenz. 

Hobrecht,  James,  Dr.  med.,  Geh.  Baurath. 

Hoffmann,  Paul,  Ingenieur. 

Kalischer,  Gustav,  Dr.  med. 

Koch,  Robert,  Dr..  Prof.,  Geh.  Med.-Rath. 

Koehler,  Dr.,  Wirkl.  Geh.  über-RegieruDgaratb. 
Director  d.  k.  GesondheitgamteB. 

Königs,  Dr.,  Geh.  Ober-Regierangsrath.  f  1896. 
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Kori,  H.,  Ingeniettr. 
LaBBsr,  Oscar,  Dr.  med.,  Profesior. 
Lewinelein,  G.,  Dr.,  Chemiker  nnd  Redacteur. 
Liebreich,  Oscar,  Dr.,  l'rofesBor. 
LisBaaer,  A.,  Dr.,  Sani  tüte  rat  h. 

•  Mariigräff   yiadtrath. 

MehiliauEü^ti,  Gust,  Dr.,  Geh.  Ober-Med.-R»th. 
Mendel,  Emanuel    Dr   med.,  Profeuor. 
Mennicke,  C,  lageniear. 
Merke,  Heinrich,  VerwaltuDgsdirector  dee  Blädl. 

KrankenhaueeB  Moabit. 
Oldendorff,  A.,  Dr.,  Sanitätsrnth,  f  1896. 
Opitz,  Dr.,  Generalarat  and  Corpaurt  de«  III, 

ArmeecorpF, 
Oi'th,  A.,  Dr.  phil.,  Profeaaor,  Geb.  Reg.-Rath. 

•  Panow  ts    Gotthold,  Dr.,  Slabsarzt. 
Pasch,  Miix,  Verlagsbiicbhäudler. 

Petri,  Dr.  med.,  Kcg.-Rath,  Mitglied  des  kaiaer- 
lichen  Gesundheiteanites. 

•  Piator.  Dr.     Geh.  Ober-Med.-Rath,  Vortr^ender 

Rath  im  CultuamiDiaterium. 
Purach  ao  Kmat,  Ingeuieur. 
K  e  s   Leopold  Dr  Profesaor,  Director  dea  atädl. 

Krankenhauaes, 
RietBchel,  Herroaifn,  Geheim.  Reg.- Batb,  Pro- 

feasor  an  der  ledmischen  HochBchule. 
Robrbeck,  Hermann,  Dr     Fabrikant. 
Roae,  Herrn.  Director  der  N^?w- Yorker  Gennaaia. 
Rotbe  Kreoz,   Centralorgau   für  die   dealschen 

Woblftthrtfl-  11.  WohltbatigkeitabeatrebuDgen. 
Salkowaki,  Ernst,  Dr.  int^d..  Professor. 

•  Schacht,  Karl,  Dr.,  Med  .-Assessor.   Apotheken- 

besiteer. 
Scbaper,  Dr.,  Generalarzt,  Geb.  Ober-Med.-Rath, 

Aerztlicher  Director  der  Charite. 
Schmiedeo,  Otto,  köoigl.  Banratb. 
SchuU.ilutthias,  Dr   Sflnitätsrath,  Stadtphyiiuu«. 
Seil,   Eugen,   Dr      Prof,,    Geb.   Regierun gwalh, 

Mitglied  des  kaiserl.  Üesundbeitaamtes.   f  18M. 
Spiuo  a  Beruhard,  Geh. Ober-Reg.-Rath,  Director 

der  Charitö 
Struck,  Dr.,  Geh,  Ober-Iteg.-Rath,  GeneralanU 
Thierfeider    Hans,  Dr.,  Professor. 
Tiemann,  Ferdinand,  Dr    ProfesBor. 
UhleB,  E.,  Karamcrgerichtsralh. 
Veitmeyer    Civilingcuieur. 
Virchow,  R.,  Dr,  Prole«eor,  Geb.  Med.-Rath. 
'W'asserfuhr,  Dr.,  Generalarzt,  kaiaerl.  Miniit«- 

rialrath  a.  D. 
Wernich,  A.,  Dr.,  Reg.-  u.  Med.-Rath,  t  1896- 
Wichen,  Geh.  Ober-Baurath. 


für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Kiel. 


179 


J^ 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


110 
111 

112 
113 
114 

115 

116 
117 
118 
119 
120 

121 
122 
123 
124 
125 
126 
127 

128 

129 
130 
131 
132 
133 
134 
135 
136 
137 
138 
139 
140 
141 

142 
143 


Berlin 


Brandenburg 
Charlottenburg 


» 
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% 


Eberswalde 
Frankfurt  a.  0. 


» 

n 
I» 
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Fürsten  walde 

Gross  -  Lichterfelde 

Eüstrin 

Landsberg  a.  d.  W. 

Potsdam 


Prenzlau 


Rathenow 

Rixdorf 
Schweizerhof 

Schwiebus 
Spandau 


Wiener,  Gustav,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Würzburg,  Arthur,  Dr.,  Bibliothekar  im  kaiserl. 
Gesundheitsamte. 

*  Zehrmann,  E.,  Kaufmann. 
Stadtg^emeinde. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbanrath  Brat- 

ring. 

*  Stadtgemeinde;  Vertreter:  Stadtbanrath  Bredt- 

■  Schneider. 

Hartmann,  Konr«>d,  Professor,  kais.  Reg.-Rath. 
Hirsch,  L.,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath. 

*  Jastrow,  Dr. 

*  Kühne,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

Schomer,  Wirkl.  Geh.  Ober-Finanzrath  u.  Gene- 

ralsteuerdirector. 
Waldschmidt,  J.,  Dr.  med. 

*  Becker.  Dr.,  Arzt  an  der  Irrenanstalt. 
Stadtgemeinde. 

Goepel,  H.,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath,  f  18%. 

Nicolai,  H.,  Dr.,  Oberstabsarzt». 

Tietze,  Dr.,  Kreisphysicus,  f  1896. 

Wieb  ecke,  Bruno,  Dr.,  Regierungs-  und  Geh. 
Medicinalrath. 

Roth,  L. ,  königL  Eisenbahnbau-  und  Betriebs- 
inspector. 

*  Albrecht,  Heinrich,  Dr.  phil. 
Stadtgemeinde. 

Friedrich,  Hugo,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicus. 

Stadtgemeinde. 

Jaeokel,  Ernst,  Dr.,  Stabs-  und  Bataillonsarzt. 

La  Pierre,  Paul,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde. 

Grosser,  Julius,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege. 

Heise,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicus. 

Hobrecht,  Max,  Kaufmann. 

*  Weigand,  Regierungs-Baumeister. 

L a  eh  r ,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath,  Director  des  Asyls 

Schweizerhof. 
Michaeli,  Wilhelm,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 
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Alt -Damm  ' 

Bergquell-Frauendorf 
Grabow  a.  d.  0. 

I» 
Greifs  wald 

Stargard 

Stettin 


Provinz  Pommern. 

Koester,  Paul,  Apotheker. 

Zenker,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Binder,  Arthur,  Dr.  med.,  f  1896. 

Wels  V.  Liszewski,  R.,  Ingenieur. 

L  0  e  f  f  1  e  r ,  F.,  Dr.,  Prof.  d.  Hygiene,  Geh.  Med.-Rath. 

Pehlemanji,  Oberbürgermeister. 

Brand,  Ernst,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath. 

V.  Lanci zolle,  Adolf,  Regierungs-  u.  Baurath. 
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• 
Schwarz,    Dr.  med.,   Director    des   städtischen 

Sohlachthofes. 
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Stralsund 

^tadtgemelnde. 
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» 

V.  Haselberg,  Dr.,  Sanitätsrath,  Eegierungs-  und 
Medicinalrath,  f  1896. 
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Ueckermünde 

Knecht,   A.,   Dr.,    Director  der  Pommersohen 
Pro  vinzial-Irr  eoanstalt. 

156 
157 
158 
159 

160 
161 

162 


Bromberg 
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Inowrazlaw 
Posen 

» 


Provinz  Posen. 

Stadtgemeinde. 

Jacoby,  Moritz,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath. 

♦  Forner,  Robert,  Dr.  med. 

*  Stadtgemeindei  Vertreter:  OberingeuieDr  Mer- 

tens. 
Gerönne,  Th.,  Dr.,  Reg.-  u.  Medicinalrath. 
Mankiewicz,Dr.,  Medicinalassessor,  Apotheken- 

besitzer. 
Wicherkiewicz,  Boleslay,  Dr.,   Sanitatsrath, 

Professor. 
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Breslau 
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Provinz   Schlesien. 


Stadtgemeinde« 

Stadtgemeinde. 

Stadtgemeinde. 

Stadtgemeinde^  Vertreter:  Stadtrath  Book. 

Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtrath  Dr.  Steuer. 

Alexander,  Konrad,  Dr.  med. 

Asch  sen.,  Dr.  med. 

Bluhm,  W.,  Apotheker. 

Buohwald,  Dr.  med.,  Professor. 

Flügge,  C,  Dr.,  Geh.  Med..Rath, Prof.  d.  Hygiene. 

Förster,  Dr.,  Professor,  Geh.  Medicinalrath. 

Friedländer,  H.,  Dr.  med. 

Holde fleiss,  Dr.,  Professor,  Director  d.  land- 

wirthschaftlichen  Instituts  der  Universität. 
Hulwa,  F.,  Dr.  phil.,  Chemiker. 
Jacobi,  J.,  Dr.,  Sanitatsrath,  Polizei-  und  Stadt- 

physicus,  Professor. 
Kaerger,  C.  H.  L.,  Kaufmann. 
Käst,  Alfred,  Dr.  med.,  Professor. 
Körner,  Theodor,  Dr.  med. 
Lübbert,  A:,  Dr.,  Privatdocent  für  Hygiene. 
Mein  ecke  H.,  Wassermesser-Fabrikant. 
Müller,  Julius,  Apotheker. 
Nesemann,  Dr.,  Bezirksphysicus. 
Polek,  Theodor,  Dr.,  Geh.  Rath,  Profi  d.  Chemie, 
Ponfick,  Dr.,  Med. -Rath,  Professor. 
Schmiede!,  Arthur,  Dr.,  Bezirksphysicus. 
V.  Scholtz,  Stadtbaurath. 
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Simon,  Hermann,  Dr.  med. 
Skutsch,  Dr.,  Sanitätsrath. 

*  Steuer,  Dr.,  Sanitätsrath,  Stadtrath. 
Toeplitz,  Th.,  Dr.  med. 

Adelt,  G.,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Dörich,  Stadtbaurath. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgettieinde. 

Neu  mann,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Römpler,  Dr.  med.,  Director  einer  Heilanstalt. 
Weicker,  Dr.  med.,  Director  der  Heilanstalt 
Gräfin  Pückler. 

*  Stadtgremeinde,  Yertr.:  Stadtbaurath  Kubale. 
Alexander-Katz,  B.,  Dr.,  vereideter  Gerichts- 
chemiker und  Leiter  der  landwirthschaftlichen 
Versuchsstation. 

Kahl  bäum,  Karl,  Dr.  med. 

Thienel,  Oscar,  Dr.,  Kreis  Wundarzt 

A 1  s  c  h  e  r ,  Dr. ,   Geh.  San.  -  Rath ,   Kreisphysicus, 

t  1896. 
Btadtgemelnde. 

*  Solbrig,  Dr.,  Kreiswundarzt. 
Zimmermann,    W.,     Ingenieur    und    Fabrik- 
besitzer. 

Meyen,  Georg,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Stadtgemeinde. 

Roth,  E.,  Dr.,  Reg.-  u.  Med.-Rath. 

Arnstein,  Dr.  med. 

*  Ostmann,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Nitsche,  J.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

*  Oliviero,  Dr.  med. 
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Aschersleben 
Erfurt 
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Halberstadt 


Halle  a.  d.  S. 


Provinz  Sachsen. 

Stadtgemeinde. 
**  Stadtgemeinde^  Vertr. :  Bürgermeister  Schmidt. 
Goliner,  Dr.  med. 
Heydloff,  Dr.,  Kreisphysicus. 

*  Kick  ton,  Hermann,  Stadtbaurath. 
Kortüm,  Stadtbaurath. 
Lange,  Bürgermeister. 

*  Loth,  Richard,  Dr.  med. 

Lu<;ius,  Ferd.,  Geh.  Commerzienrath,  Stadtrath. 
Pippow,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 

*  Stadtgemeinde  9    Vertretei::   Oberbürgermeister 

Boedcher. 
Nagel,  Carl,  Dr.  med. 
Ohrtmann,  Franz,  Kaufmann. 
Stadtgemeinde^  Yertr.:  Oberbürgermeist.  Staude. 
Stadtgemeinde 9    Vertreter:    Geh.    Sanitätsrath 

Dr.  G.  Hüllmann. 
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Fehling,  Dr.,  Professor  der  Geburtshülfe. 

*  Fraenkel,  Carl,  Dr.,  Professor  der  Hyg^iene. 

*  Genzmer,  Ewald,  Stadtbaurath. 
Mekus,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Risel,  Dr„  Geh.  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

*  Sobernheim,  Dr.  med. 
Stadtg^emeinde. 
Stadtgemeinde. 

Koppen,  Wilh.,  Dr.,  Sanitätsrath,  KreisphysioiiB. 
Barner,  Fr.,  Dr.  med. 

*  Btadtgemeinde^  Vertreter:  Bürgermeister  Wie- 

beck. 
*•  Stadtgemeinde y   Vertreter:    Oberbürgermeister 
Schneider. 

*  Stadtgemeinde^  Vertr.:  Stadtrath  Dr.  Fol  sehe. 
Ardnold,  Stadtrath,  Fabrikbesitzer. 
Aufrecht,  Emanuel,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Bartels,  Karl  P.,  Fabrikbesitzer. 

Bethe,  Alexander,  Generaldirector. 
Boehm,  L.,  Dr.,  Med.-Rath,  Kreisphysicus. 

*  Brenneoke,  Dr.  med. 
Busse,  Paul,  Dr.  med. 
Dahlmann,  Franz,  Dr.  med. 
Danckworth,  W.,  Dr.  phil.,  Apotheker. 
Dieckmann,  Adolf,   Director  der   städt.  Gat- 

und  Wasserwerke. 
Dorendorf,  Max,  Architekt. 
Dschenfzig,  Theodor,  Kaufmann: 
Du  Ion,  Max,  Stadtrath,  Fabrikbesitzer. 
Focke,  Hermann,  Dr.,  Apotheker. 
Foerster,  Hermann,  Rentner. 

*  Fritzsche,  Karl,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 
Habs,  Rudolf,  Dr.  med. 

Haertel,  Karl,  Baumeister. 

*  Hirsch,  Dr.,  Reg.-  u.  Geh.  Medicinalrath. 
Jacoby,  Ernst,  Kaufmann. 

Jansen,  J.,  Stadt-Bauinspector. 
Kaempf,  Albrecht,  Dr.  med. 
Kessler,  Georg,  königl.  Polizei-Präsident. 
Koch,  Ernst,  Dr.  med. 
Man  ecke,  J.,  Apotheker. 

Mo  eil  er,  Richard,  Dr.,  Oberarzt  des  Kranken- 
hauses Altstadt. 
Mohr,  Dr.  med. 
0 eh  1er,  A.,  Dr.,  Stadtrath. 
Oehmichen,  Richard,  Chemiker. 
Reichardt,  Hermann,  Stadtrath. 
Robitzsch,  Hans,  Dr.  med. 
Roeber,  Rudolf,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 
Rosenthal,  Ernst,  Dr.  med. 
Rudolph,  Otto,  Dr.  med. 


für  öffentliche  GesuDdbeiUpBege  za  Kiel. 


Jlf 

Wohnort 

Namen  nnd  Stand 

277 

Magaebarg 

Sohneider.  Carl,  Dr.  med. 

278 

Schneider,  Eduard,  Rentner. 

279 

Sohneider,  G.,  Commer«enrath. 

280 

Schreiber,  Andrea»,  Dr.  phil.,  Proknor. , 

281 

^ 

Sohumann,  Tb.,  Dr.  med. 

282 

Sepp    Hermann,  Dr.  med. 

283 

S   ibergU   l     Director  äes  lUtiatiBchen  Amtes. 

284 

Skalweit,  A.,  Geheimer  üaurath.  ' 

285 

Sombart.  C.  M    Rentner. 

386 

^ 

Stettin,  Adolf.  Kraukenhaus-Inspector. 

287 

' 

Storbeck,  ADdreas,  l)r    med. 

288 

Thür,  Georg,  Kegierungg-  and  Baurath. 

289 

" 

•  Verein  fflr  öffentliche  Gesundheitapflege, 
Vertreter:    Oberslabsarrt  Dr.  Bosenthal. 

290 

291 

Zwicker,  GcHchtB-Aaeeesor. 

292 

Merieburg 

fahrt. 

293 

Hörn;  Alexander,  Banratb. 

294 

" 

•  Penkert,  Karl  Ludolf,  Dr.,  Reg.-  und  Med.- 
Bath. 

295 

MählhaDBOD 

•  BUdtgemeinde,  VertreUr:  BflrgermeiHter  von 
Buechmann. 

296 

Stidtiicher  Verein. 

297 

298 

; 

Z  mm^riiiaun,  Hermann,  Dr.,  Saaititsrath. 

299 

Naumburg  a.  d.  S. 

Btadtgemeinde. 

300 

Breslau,  Geh.  Reg.-Rath, OberbürgermeiBter  a. D. 

301 

KöBter,  Dr.,  Geb.  Sanitätirath. 

302 

NordhaDBen 

Haue,  Oscar,  Dr.  med. 

303 

Quedlinburg 

Bta.dtgeineuide. 

304 

SaBgerhausen 

•  Kuob  och     Bfiruermeister. 

305 

Schönebeck 

Schu  i^    Dr„  blaltsant  a.  D. 

306 

Torgau 

Gettwart,  Dr.    Kreisphyricna. 

307 

WeiMeufelB  a.  S. 

•  Btadtgemeinde,  Vertreter:  Bürgerm.  Falkaon. 

308 

HBchlmann,  GuBtiiv,  Dr.,  Sanitätirath. 

309 

V.  Richter,  Landrath. 

310 

Röthe,  Sludtiath  und  Fahrikbesitaer. 

311 

•  Schmiele,  Dr.,  KreisphysicuB. 

312 

Holthoff,  Dr.,  KreiBwundarat. 

313 

Zeile 

fltadtgemeiQde. 

vins   Schleswig-Holstein. 
I  •  Btadtgemeinde,  Vertreter:    Oberbüi^rmeiBttr 

Dr.  (i    e   e. 
Btadtgemeinde. 

•  Brix,  J     ytadtbaurath. 

Cammerer,  Dr    Generalarzt  de*  IX.  Armeecorpa. 

•  Giese,  Dr..  Oberbürgermeister. 
Nehring,  Max,  Sudtbau-Inspector. 
Petersen.  A.,  Architekt. 
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Blanken  ese 

Flensburg 

Fried  rieh  Bort 

Goardeo 

Kiel 


Stahl,  Berlhold,  StadtWurath. 

•  Walliohs,  l)r.,  Geh,  Sanitäterstb,  EreisplijticoB. 
Wolff,  CJ.  H.,  .Apotheker,  Medicinal-Asseaeor. 
DeDeke,Karl,  Dr.,  Kreisphjiicaa. 

•  König,  Dr., Obers tabBorzt, Chefarat  d. Blarinclsf. 

•  Franziuf,  Geh.  MariKe-Baur«tb. 

•  Niemand,  Dr.  med. 

•  Staätgemeinde)  Vertr.:  Olierbürgermeiater  Fugs. 
"  AhlmanD,  Ludwig,  Dr.,  Banquier. 

■  Abimann,  Wilhelm,  Dr.,  Banquier. 

•  Amtrup,  ConBul. 

•  Appelius,  Apotheker,  ABaist.  am hygien. Institut 

•  Bauraga-rten,  Dr.,  Professor. 

•  Bier,  A.,  Dr.  med.,  Profeisor. 

•  Bookeiidabl,Dr.,Prof.,Reg.-nndGeb.Med.-!Ulh. 

•  Bookendabl,  A..  Dr.,  Kreiaphyaicut!. 

•  Bote,  Insi>ector  der  Strassen -Reinigungs- Anstalt 

•  Brachmann.,  Dr.,  Marine -Assistenz' Arzt  I.  Cl. 

•  Braunbebrenw,  GeriohtsaBBesaor. 

•  von  Bremen,  Consul. 

•  Brunnhoff,  Dr.,  Marine-Oberstabsarzt 

•  BiiggQ,  Marine-Intendantur-  und  Banrath. 

•  ChriBtiani,  Feldinapettor. 

•  Dannnieier,  H„  Rector. 

•  Deetjen,  I>r.  med. 

•  Dohnke,  Stadtverordneter. 

•  Diedericheen.  H-,  Schiffsrheder. 

•  Dilring,  Dr.,  Professor. 

•  Ehrhardt,  Dr.,  Hofarzl. 

•  Emmerliag,  Dr,,  Professor, 

V.  EBraarch,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Med.-Rath. 
"  Fischer,  Bernhard,  Dr.,  Frofeasor  der  Hygiene. 

•  Freese,  Stadtrath. 

"  FuBs,  Paul,  Oberburgormeisler. 

•  FuBB,  Richard,  Referendar. 

•  Oeisseler.  Dr.  med. 

•  Üeratmey«r,  Magist rats-Asaeasor. 

•  UcsellschiLft    freiwilliger   Armenfreunde, 

Vertreter    Landgerichtsrath  Reiche. 

•  Globig,  Dr.,  Marine-Oberstabsarzt. 

•  Haas,  H.,  Dr.  pbil  ,  Professor 

•  Haase,  SliidtbaumeiBler, 

•  Heller,  Arnold,  Dr    Professor,  Geh.  Med.-Batb. 

•  Heusea,  V     l>r    Professor,  Geh.  Med.-R«th. 

•  Hoffert,  Marine -Bau  rath. 

•  Hoppe-Seyler,  Dr.  med.,  Professor. 

•  Joena,  Dr.,  Geb.  Saaitätsrath,  Kreiaphysicus  a.  D. 

•  Kiater,  Dr.  med. 

■  Kleffel,  Dr.  ObersUbsarit. 

•  Kraus,  Regieruugsrath  s.  D. 

•  Kuhlgatz,  Stadttchulrath. 
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*  Kurz,  Händler. 

*  Lorey,  Bürgermeister. 
'^  MaUf  Pastor. 

*  Meitzen,  Dt.  phil. 

*  Moeller,  Stadtrath. 

*  Mohr,  Gonsul. 

*  Neuber,  G.,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath. 

*  Niepa,  A.,  Stadtverordneten-Vorsteher. 

*  Nissen,  Stadtrath. 

*  Oetken,  J.  F.,  Dr.  med. 

*  Osann,  Dr.,  Polizeiarzt. 

*  Petersen,  F.,  Dr.  med.,  Professor. 

*  Pippig,  R.,  Ingenieur,  Director  der  städtischen 

Gas-  und  Wasserwerke. 

*  Pochhammer,  L.  A.,  Dr.,  Geh.  Reg.-Rath,  Prof. 

*  Quincke,  Dr.,  Geh.  Med.-Rath,  Professor. 

*  Ramien,  Stadtbaumeister. 

*  Reese,  Dr.  phil. 

*  Röttger,  Dr.  med. 

*  Rudel  sen.,  Rentner. 

*  Rudel,  Dr.,  Hofapotheker. 

*  Rudel,  Hermann,  Dr.  med. 

*  Ruser,  Schlachthof-Inspector. 

*  Saat,  Armen-  und  Krankenhaus-Inspector. 

*  Sa  enger,  A.  E.,  Dr.  phil.,  Apotheker. 

*  Sartori,  August,  Geh.  Commerzienrath. 

*  Scheppig,  Dr.  phil.,  Professor. 

*  Sohlesinger,   Dr.,  leitender  Arzt  der  Wasser- 

heilanstali  „Margarethenbad". 

*  Schmidt,  J.,  SUdtrath. 

*  Schmidt,  Rudolf,  Stadtbaurath. 

*  Schmidt,  Instituts  Vorsteher. 

*  Schulte,  Dr.,  Director  des  Untersuchungsamtes. 

*  Schweffei,  Rentier. 

*  Schweitzer,  W.,  Königl.  Baurath. 

*  Sei  bei,  Kaufmann. 

*  Soetbeer,  Dr.  jur.,  Stadtrath. 

*  V,  Starck,  Dr.,  Professor,  Director  der  med.  Poli- 

klinik. 

*  Starke,  Stadtrath. 

*  Streit,  Dr.  med. 

*  S trübe,  J.,  Buchhändler. 

*  Thomsen,  Dr.,  Rechtsanwalt  und  Notar. 

*  Völokers,  K.,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Med.-Rath. 

*  Weber,  L.,  Dr.,  Professor. 

*  Weigmann,  Dr.,  Vorstand  der  bacteriologischen 

Abtheilung  der  Landes-Versuchsstation. 

*  Weiss,  F.,  Dr.  phil.- 

*  Wen  dt,  Dr.,  Marine-Oberstabsarzt  I.  Gl. 

*  Wetzel,  Dr.,  Universitäts-Oberbibliothekar. 

*  Wichmann,  H.,  Stadtrath. 
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418 

419 
420 
421 
422 

Kiel 

NeumüDB  Br 
Oldesloe 

Schleswig 
Töuning 

•  ZneigvereiD  gegen  Hisibrauch  geistiger 

Getränke,  Tärtreter:SclMtEmeiiter  Heinrich, 

•  BInnck,  H.  N. 

Hirsch,  G.  A.,  Baameister. 
BeiBBner,  Keg.-  o.  Bwrath. 

•  Fritsche.W.,  Landrath. 

HZ   Hannorer. 

be,  Georg,  Dr.,  Direcior  der  HeiluiBtelt  (är 
iDgeD  kranke. 
Emden  Btadtgemeinde. 

Freden  Hoflmeiater    Dt.  med. 

Göttin  gen  Stadtgemeiude. 

Bröymatiu    Hans,    KreisbAuinspector ,    Untver- 

eitätearchitekt. 
Ebstein,  W.,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Medicinalr»th. 
Fischer,  Ferdinand,  Dr.  phil.,  Professor. 
Reiohfnbacli     Hans,  Dr.  med.   . 
Schmidt-Rimpler,    H.,  Dr.  Geh.   Hed.-IUtb, 

Professor. 
Wengler,  Richard,   Dr.,  Kreisphjsioua. 
Wolffhügel,    Gustav,  Dr.,    Profeasor    der  Hy- 

Schumacher,  Adolf,  Apotheker. 
*  eudtgemeinde,  Vertreter:  SUdleyndicns  £yl. 
Adickes,  Richard,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreit- 

physicas. 
Becker,  II.,  Dr.,  Regierung«-  u.  Hedicinalrath. 
Dammann,  Dr.,  Geh.  Reg.-  und  Hedicinalrath, 

Director   der  königl.  Thierarzneiachule. 
Drake,  August,  Dr.,  SiiuitiUsrath. 

eher,  Hermann,  Geh.  Reg.-Rath,  Professoi- am 


Polvt 


,  Gustav,  Dr.  med. 
Gähde,  Dr.,  GeneralarEt. 
Geissler,  Emil,  Oberiugcniuur. 

•  Qrahn,  E.,  CivilingL-nieur. 
Gürtler,  Dr.,  KreiephyBicuB. 
Hageu,  Baurath. 

Herold,  Bernhard,  Civil  in  genienr. 
Hüpeden,  Fr.,  Dr.,  Geb.  Medicinalrath. 

*  Jaqaes,  Senator. 
Knoevesagel,  Albert,  Senator. 
Köllner,  Dr.,  Mi-.lidnalratli. 
Kraut,  K.,  Dr.,  Professor. 
Lohmann,  W.,  Dr.,  SanitätBrath. 
Lüttich,  Beruhard,  Dr.  med. 

Lustig,  Dr.,  Professor  an  der  königl.  Thier*naei- 

scbute,  Departements-Thierant. 
Meveubei'g,  S.  Alexander,  Dr.,  Sauitätarath. 
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Uten  bei  Lehrte 

KöHingsdorf 

Leer 
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Lüneburg 
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Hagen 
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493 
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495 

Hattingen 
Hör  de 

496 
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497 
498 

Iserlohn 

NuBsbaum,  Hans  Christian,  Docent  an  der  tech- 
nischen Hochschule. 

Oberdieck,  Wilhelm,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Riggert,  J.  H.,  Director  der  hannoverschen  Baa- 
gesellschaft. 

Schuster,  £.,  Geh.  Baurath. 

Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege, 
Yertr.:  Privatdocent  H.  C.  Nussbaum. 

Wülbern,  Otto,  Senator. 

Stadtgemeinde^  Vertreter:  Senator  and  Polizei- 
director  Dr.  Gerland. 

Amme,  Ernst,  Apothekenbesitzer. 

Schmidt,  Wilhelm,  Apotheker. 

Wahrender  ff,  Ferd.,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath. 

Körting,  Joh.,  Ober-Ingenieur. 

Stadtgemeinde« 

Kirchhoff,  Dr.,  Geh. Sanitatsrath,  Kreisphysicus. 

Stadtgemeinde. 

Keferstein,  Georg,  Oberbürgermeister. 

Berger,  Heinrich,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Stadtgemeinde,  Vertreter:  Oberbürgermeister 
Dr.  Möllmann. 

Kirchner,  Alfred,  Dr.,  Stabsarzt. 

Kaatzer,  Peter,  Dr.,  Badearzt. 

Müller,  Wilhelm,  Oberamtmann. 

Stadtgemeinde,  Vertreter:  Bürgermeister  Land- 
schaftsrath  Dr.  Opp ermann. 

vinz  Westphalen. 

Ries,  Heinrich,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde. 

Stadtgemeinde^  Vertr. :  Oberbürgermeister  Hahn. 

Stadtgemeinde,    Vertreter:      Sanitatsrath    Dr. 

Schmidt. 
Bluth,  Hermann,  Stadtbaurath. 
Schmidt,  F.,  Cand.  med. 

Verein  für  Bergbau  u.Guss  Stahlfabrikation. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 
K  u  1 1  r  i  c  h ,  Stad  tbauinspector. 
Reese,  Friedrich,  Director  des  stadt.  Wasserwerks. 
V.  Rynsch,  Landrath. 
Stadtgemeinde. 
Bechcm,  Adolf,  Ingenieur. 
Einbeck,  J.,  Ingenieur. 
Schaberg,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Nauok,  Georg,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Stadtgemeinde. 
Kreis-Ausschuss. 
Spring,  Heinrich,  Landrath. 
Stadtgemeinde. 
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Schulte,  Th.,  Dr.,  Kreisphysicus. 

600 

Lüdenscheid 

Kauert,  Dr.  med. 

501 
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Terfloth,  Gerhard,  Dr.,  Sanitätsrath ,  Kreis- 
physicus, t  1Ö96. 

502 

Minden 

Stadtgemeinde. 

503 
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Rapmund,  0.,  Dr.,  Regier ungs- u.  Medicinalrmth. 

504 

Münster 

Stadtgemeinde. 

505 

M 

U  ö  1  c  k  e  r ,  Bernhard,  Dr.,  Regier  ungs-  u.  Med.-Rath . 

506 
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König,  J.,  Dr.,  Prof.,  Director  der  agricultur- 
chemischen  Versuchsstation. 
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Senden 

Naendorf,  B.,  Rector. 

508 

Siegen 

*  Stadtgemeinde y   Vertreter:    Bürger m.   Deiius. 
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Müller,  Julius,  Ingenieur. 
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Provinz   Hessen-Nassau. 

*  Stadtgemeinde I    Vertreter:   Oberbürgermeister 
Westerburg. 

*  Stadtgemeinde I    Vertreter:    Vicebürgermeister 
Dr.  Kndemann. 

*  Stadtsemeinde,  Vertr.:  Stadtrath  J.  W.  Mollat 
Stadtgemeinde. 

*■  Bezirksverband     des     Regierungsbezirks 
Cassel,  Vertr.:  Landesrathy.Dehn-Rotfelter. 

*  Bezirksverband     des     Regierungsbezirks 
Cassel,  Vertreter:   Landesbaurath  Stiehl. 

Krause,  Gottfried,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Märklin,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
'*'  Stadtgemeinde^  Vertreter:  Stadtrath  Riese. 
Stadtgemeinde. 
Andreae,  Jean,  Bankdirector. 
Askenasy,  Alezander,  Ingenieur, 
de  Bary,  J.,  Dr,  Sanitätsrath. 
Behnke,  Stadtrath. 
Bockenheimer,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Böttger,  Bruno,  Kaufmann. 
Braunfels,  Otto,  Banquier. 
Bresgen,  Maximilian,  Dr.  med. 
Cnyrim,  V.,  Dr.  med. 
Daube,  C,  Dr.  med. 
Edinger,  Ludwig,  Dr.  med.,  Professor. 
Engelhard,  Carl,  Apotheker. 
Fester,  Otto,  Dr.  med. 
Fresenius,  A.,  Dr.  med. 
Fromm,  J.,  Beeren weinproducent. 
Gottschalk,  J.,  Dr.  med. 

Grandhomme,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Grimm,  0.,  Stadtrath. 
Grunewald,  August,  Dr.  med. 
Guttenplan,  Julius, 'Dr.  med. 
Harbordt,  A.,  Dr.  med. 
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V.  Hergenhahn,  A.,  Polizeipräsident  a.  D. 
Herter,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
Herxheimer,  S.,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Herz,  Otto,  Fabrikant. 
Heussenstamm,  C,  Dr.,  Bürgermeister. 
Hirschberg,  M.,  Dr.  med. 
Hobreoht»  Heinrich,  Kaufmann. 
Holz  mann,  Philipp,  Bauunternehmer. 
Horkheimer,  Anton,  Stadtrath  a.  D. 
Humser,   Dr.,    Justizrath,    Rechtsanwalt    und 

Notar,  Stadtverordnetenvorsteher. 
Kirb erger,  Emil,  Dr.  med. 
Klingelhöffer,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicus. 
Knoblauch,  August,  Dr.  med. 
Laquer,  Leopold,  Dr.  med. 
Libbertz,  A.,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Li  n  d  1  ey ,  W.  H.,  Civil-Ingenieur,  Stadtbanrath  a.  D. 
Lönholdt,  Heinrich,  Bauunternehmer. 
Lucius,  Eugen,  Dr.  phil. 
Maok,  Gustav,  Ingenieur. 
Marens,  £.,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Marx,  August,  Dr.  med. 
Melchior,  Christian,  Dr.  med. 
Metzler,  Albert,  Stadtrath. 
Modera,  Friedrich,  Rentier. 
Mulot,    Bernhard,    Verwalter    des    städtischen 

Krankenhauses. 
Neher,  Ludwig,  Architekt. 
Nördlinger,  Hugo,  Dr.,  Chemiker,  Fabrikant. 
Oppenkeimer,  Dr.  med. 
V.  Oven,  Dr.,  Senator,  Stadtrath. 
Pinner,  0.,  Dr.  med. 
Rehn,  Louis,  Dr.  med.,  Chefarzt  am  stadtischen 

Krankenhause. 
Ritter,  Hermann,  Architekt. 
Rödiger,  Ernst,  Dr.  med. 
Rosenmeyer,  L.,  Dr.  med. 
Schmick,  P.,  Ingenieur. 

Schmidt,  Moritz,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Sanitatsrath. 
Schmidt- Di ehler,  Wilhelm,  Architekt. 
Schrader,  Rudolf,  Stadtrath. 
Scriba,  Eugen,  Dr.  med. 
Seeger,  Georg,  Architekt 
Simon,  Dr.,  Ober-Landes-Gerichtsrath. 
Spie  SS,  Alex.,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath,  Stadtarzt. 
Stern,  Theodor,  Banquier. 
Streng,  H.,  Oberingenieur. 
Varren trapp,  Adolf,  Dr.,  Stadtrath. 
Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege. 
Verein  für  Reconvalescenten-Anstalten. 
Weigert,  Dr.  Professor,  Geh.  Sanitatsrath. 


190 


XXI.  VerBomnilung  des  Deutschea  Vereine 


Ji 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


589 
590 
591 
592 
593 
594 

595  I 

596  I 
697 
596 
599 
600 
601 
602 

603 
604 

605 
606 
607 
608 
609 
610 
611 
612 

613 

614 
615 
616 
617 
618 
619 


620 
621 
622 
623 

624 
625 

626 

627 
628 
629 
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Griesheim 
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V.  Wild,  Rudolf,  Dr.  med. 

Wirsing,  Paul,  \>r,  med. 

Wohlfarth,  E.,  Dr.  med. 

Ziegler,  Julius,  Dr.,  Chemiker. 

Kind,  Fr.,  Dr.  med. 

Schneider,  H.  J.  J.,  Dr.,  San.-Rath,   Director 

des  Landkrankenhauses. 
Lepsius,  Dr.,  Chemiker,  Fabrikdirector. 
Stadtg^meixide. 
Stadtg^emeinde. 

Bleich,  Adolf,  königl.  Kreisbaumeister. 
Hoeber,  Franz,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath. 
Jacobi,  L.,  Architekt. 
Lommel,  Dr.  med. 
Stadtgemeinde I   Vertreter:    Börgermeiater   Dr. 

Ebeling. 
Goecke,  Paul,  Dr.  med. 
V.  Heusinger,  Otto,  Dr.,  Sanitatsrath,  Professor, 

Kreisphysicus. 
Lehmann,  J.,  Medicinalassessor,  Apotheker. 
Stadtfeld,  Dr.  med. 
Thilenius,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Stadtgemeinde. 
Stadtgemeinde. 

Bargum,  Baupolizei-Inspector  a.  D. 
Diesterweg,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath. 
Frank,  Dr.,  Abtheilungsvorstand  am  ohemisöhen 

Laboratorium. 
Ger  lach,    V.,    Dr.,    Abtheilungsvorateher    am 

Schmitt'schen  Laboratonum. 
V.  Ibell,  Karl,  Dr.,  Oberbürgermeister. 
Kalle,  Fritz,  SUdtrath. 
Pfeiffer,  August,  Dr.,  Reg.-  u.  Med.-Ratb. 
Pfeiffer,  Emil,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Spieker,  P.,  Ober-Baudirector  a.  D. 
Winter,  E.,  Baurath. 

Rheinprovinz. 

Stadtgemeinde. 

Heuser,  C,  Stadtbaurath. 

V.  Weise,  Geh.  Regierungsrath. 

Stadtgemeinde,      Vertreter:      Bürgermeister 

Kerckhoff. 
Stadtgemeindei  Vertr. :  Bürgermeister  Stankeit. 
Noetel,    Dr.,   Director  der  Rhein.   Provinzial- 

Irrenanstalt. 
Stadtgemeinde y   Vertreter:    Oberbürgermeister 

Geh.  Reg.-Rath  Wegner. 
Heusner,  L.,  Dr.,  Oberarzt  des  Krankenbaases. 
Hinsberg,  Matthias,  Bankdirector. 
Winchcnbach,  Carl,  Stadtbaurath. 
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663  Horchheim 

664  St.  Joli.  Saarbrücken 

665  ■  Koblenz 


Stadtgemainde. 

Bock,  Job.,  Dr.,  Chemiker. 

Meyer,  Jürgen  fi od a,  Dr.,  Qeh«imerath,  Profauor, 

Ott,  Willibald,  Dr.,  OberBtabsarzt. 

BöckiDKi  Rudolf,  CommerEienrAtb,  Fabrikant. 

•  ßtadtgemeinde ,  Vertreter:    OberbflrgermeiBter 

Kflper. 

■  Buacb,  J.,  Dr.  med. 

■  CrouB,  C.  W.,  Kaufmann. 

de  Greiff,  Emil,  CoramerzieDrath. 

von  der  Linde,  Carl,  Chemiker. 

Roffhack,  W.,  Dr.,  Apotheker. 

Schneider,  Gustav,  Dr.  med. 

Seyffardt,  L,  F.,  Fabrikant,  Beigeordueter. 

Btadtgemeinde. 

SiiLi'il  ef    Pliilipp,  Fabrikant, 

Stadtgememde. 

Fr   II E      f i^rlmi-d,  Stadtbauratb. 

Stadtgemeinde. 

•  Stadt  gemeinde     Vertreter;    OberbQrgermeiatcr 

Geh.  Reg.-Ratb  Jaeger. 
Blank,  Willy,  Stadlverordüetcr. 
Friderichs,  Adolf,  Stadtverordueter. 
Höpfuer,  P.,  Stadtbauinapector. 
Jacobi,  Riühnrd,  Aputheker. 

•  Maurer,  W-,  Sladtbanrath 
Simon»,  Louis.  Fnbrikbe eil zer. 

Simone,     Walter ,     Commerzienrath ,      Fabrik- 
beeitzer. 

■  BiHik    Bürgermeister. 

•  Stadtgemeinde,  Vertreter:     OberbüigermeiBter 

Zweigert. 

•  Btadtgemelnde,  Vertreter:  Stadtbauratb  Wiebe. 
V.  Hüv^l    Freiherr,  Landrath. 

Knooli    Heinriri'h    Dr.  med. 
Wahl,  Moritz,  Dr.,  Sanititaratb. 
Finkelnbnrg,  Dr.,   ProfeBBor,   Geh.   Reg.-Rath, 

t  1896. 
Schmidt,  JuliuB,  Dr.  med. 
Btadtgemeinde. 
8tadtK«meind«. 

Kirchgäflser,  Dr.,  Geh.  Medicinalratb. 
Mäokler,  Wilbelm,  Stadtbaurath. 

•  ätadtgemeinde      Vertreter:    Beigeordneter    und 

kgl.  Baurath  Stubben. 

•  Bayer,  Rudolf,  Dr.,  SauitäUrath. 
Heuser,  Robert,  Com  merz  lenrath,  Kaufmann. 

•  Lent    Eduard   Dr.,  Geh.  Sanititarath. 
Limbonrg,  Philipp,  Dr.,  Augenarzt. 

•  Niederrhein.  Verein    f.   äff.  Oezundbeita- 

pflege,  Vertreter:  Geb.  Sanitätorath  Dr.  Lent. 
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Wohnort 


Namen  und  Stmmd 


674 

Köln 

675 

• 

676 

• 

677 

« 

678  . 

s 

679  ; 

680 

Oberiiaiiflen 

681 

9 

682  t 

• 

Rheydt 

6AB  1 

SoHngen 

684  > 

Trier 

6H5 

• 

686 

We^l 

^  Schott,  Carl.  iB^niear. 
Schwarte,  Oscar,  Dr^  Geh.  Med.-  n.  Re^r.-BaiL 
Sticker,  A.,  Dr.  med..  Thierarst. 

*  Stäbben,  Joseph,  Beigeordneter  a.  kgL  Baoimth. 

*  Unna,  A.,  Ingenieor. 


*  Stmdtgemeiiidey  Vertreter:  Bärgermeister  Wip« 

permann. 
^  StmdtBemeind«,  Tertreter:  Stadtbaarath  Regel' 

mann. 


Cäppers,  Frans,  Dr.  med.,  Zahnarzt. 
Roller,  C,  Dr.,  Kreisphyticoa. 
Schnlxe,  Otto,  Stadtbaorath. 


667 


Sigmaringen 


Hohenxollernsche  Lande. 

Schmidt,  Arthnr,  Dr.,  Reg.-  o.  Med.-Rath. 


6HH 

Amberg 

689 

Ansbach 

690 

• 

691 

Amstein 

692 

• 

693 

Aschaffenborg 

694 

Angsbnrg 

695 

« 

fRfO 

• 

697 

• 

698 

9 

699 

Bamberg 

700 

1 

« 

701  i 

• 

702 

Bayreuth 

703 

Ebersberg 

704 

Erlangen 

7(» 

Frankenthal 

706 

Fürth 

707 

GüDzberg 

703 

Hof 

709 

Karktadt 

710 

Kirchheimbolanden 

711 

Kissingen 

Konigreieh  Bayern. 

Andreas,  K.«  Dr.,  Bezirksarzt. 
Bnrkhardt,  Dr.  med. 
Rädel,  Otto,  Dr.,  Bezirksarzt. 

*  Hof  mann,  £<daard,  Dr.  med. 

*  Hofmann,  Fritz,  stnd.  med. 

Reber,  Joseph,  Dr.,  Director  der  höheren  weib- 
lichen Bildungsaastalt. 

Stadtgemeinde. 

Hey  der,  W.,  Director  der  Podewils'achen  Facal* 
extractfabriken. 

M  i  e  h  r ,  Dr.  med.,  Vertreter  des  ärztlichen  Vereiaa 

Recknagel,  Georg,  Dr.,  Professor. 

Riedinger,  August,  Fabrikant. 

*  Stadtgemeinde ,   Vertreter:    Medieinalrath    Dr. 

Roth. 

*  Roth,  Friedrich,  Dr..  Medieinalrath,  Bezirksarzt 

und  Krankenhausdirector. 
Zinn.  Dr.  med. 
Stadtgemeinde. 
Dorffmeister,  Adolf,  Dr., 


Demnth,  Dr.,  Landgerichtsarzt. 

Stadtgemeinde. 

Waibel,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde. 

Engrelhardt,  Georg,  Dr.,  Bezirksarzt, 

Seh  mahl,  Ludwig,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtg^emeinde. 


für  öfifentliche  Gesundheitspflege  zu  Kiel. 
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J^\ 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


712 
713 
714 
715 
716 
717 
718 
719 
720 

721 
722 
723 

724 

725 
726 
727 
728 
729 
730 
731 
732 
733 
734 
735 
736 
737 
738 


739 
740 
741 
742 

743 
744 
745 
746 

747 
748 
749 
750 
751 
752 

753 
754 


Kitzingen 
Landau  i.  d.  Pfalz 

n 

Landshut 


Landstuhl 

Lauf 

Ludwigshafen 


Mühldorf 
München 


n 
rt 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
» 

f» 
n 
n 
n 


n 
» 

n 

n 

n 

1* 
n 
n 
n 
n 

n 
n 


Lorenz,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Hartz,  A.,  Dr.  med. 

Pauli,  Eduard,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde. 

Botz,  Joh.  Aug.,  Dr.  phil.,  Rector  der  Realschule. 

£gger,  Dr.,  Regierungs-  und  Kreismedicinalrath. 

Forstmaier,  Hermann,  Dr.  med. 

Reichold,  Karl,  Dr.  med. 
'  Stadtgemeinde^    Vertreter:     Stadtbauinspector 
Beutner. 

Stadtgemeinde. 

Rott,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stadtgemeinde 9  Vertreter:  I.  Rechtskundiger 
Bürgermeister  v.  Bor  seht. 

Herzog  Carl  Theodor  in  Bayern,  königliche 
Hoheit,  Dr.  med. 

Aub,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 

Bollinger,  0.,  Dr.,  Professor,  Obermedicinalrath. 

Braun,  Max,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

Buchner,  Hans,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

Diehl,  Julius,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Eisenlohr,  Ludwig,  Dr.  med. 

Emmerich,  Rudolf,  Dr.  med.,  Professor. 

Falk,  A.,  Apothekenbesitzer. 

Fischer,  Theodor,  Architekt. 

Friedrich,  Emil,  Dr.,  Generalarzt  L  Classe  a.D. 

Hilger,  Albert,  Dr.  med.,  Professor,  Hofrath. 

Hirth,  G.,  Dr.,  Buchdruckereibesitzer. 

V.  Kerschensteiner,  J.,Dr.,  Geheimerath,f  1896. 

Lippl,  Oscar,  Dr.,  Oberregierungsrath  und  Ab- 
theilungsvorstand bei  der  Generaldirection  der 
Staatseisenbahnen. 

Moritz,  F.,  Dr.  med.,  Professor. 

Näher,  Georg,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Probst,  Director  des  städt.  statistischen  Bureaus. 

Raub  er,  Adolf,  Kaufmann  und  Brotfabrik- 
besitzer. 

V.  Rothmund,  August,  Dr.,  Geheimerath,  Prof. 

Rüdinger,  N.,  Dr.  med.,  Professor. 

Schanzenbach,  Ph.,  Major  a.  D. 

Schnizlein,  Dr.,  Hofrath,  städtischer  Waisen- 
hausarzt. 

Schöner,  Alois,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Schuster,  Adolf,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

Schweitzer,  Dr.  med. 

Sei  dl,  Anton,  Hof  -  Bäckermeister. 

Seidl,  Gabriel,  Professor,  Architekt. 

Sickenberger,  Franz,  rechtskundiger  Magi» 
stratsrath. 

Soxhlet,  F.,  Dr.  Professor. 

Spatz,  Bernhard,  Dr.  med. 


V^ 
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J^ 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


766 
766 
757 
768 
759 
760 
761 
762 
763 
764 
765 
766 
767 
768 

769 
770 
771 
772 
773 
774 
775 
776 

777 
778 
779 
780 
781 
782 
783 
784 
785 
786 
787 
788 
789 
790 
791 
792 
793 
794 
795 
796 
797 
798 
799 
800 
801 
802 
803 


München 


Neustadt  a.  d.  Aisch 
Nürnberg 


» 
n 

« 

n 
n 


Passau 
Regensburg 


Rosenheim 

Scheinfeld 

i8ohweinfurt 

Sommershausen 

Speyer 

Tölz 

Volkach  a.  M. 

Würzburg 


I» 

n 
n 
n 
n 
i> 
»I 
i> 
»1 
r» 

n 
n 
n 


*  Vogel,  H.,  Dr.,  Reg.-  und  Kreismedicinalrath. 
V.  Voit,  C,  Dr.,  Professor,  Obermedicinalrath. 
Wolfsteiner,  Dr.,  Medicinalrath ,  Privatdocent. 
V.  Ziemssen,  Hugo,  Dr.,  Professor,  Geheimeratb. 
Poeschel,  Gustav,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Stadtgemeinde. 

I      Bartholomae,  Dr.,  Bezirksarzt. 
j      Beckh,  Wilhelm,  Dr.  med. 

Brückner,  N.,  Dr.  der  Staatswissenschaft. 

Cnopf,  Julius,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Dietz,  Theodor,  Dr.  med. 

Do  der  lein,  Eduard,  Dr.,  Medicinalrath,  f  1896. 

Krell,  O.,  Director,  Gemeindebevollmächtigter. 

*  Merkel,  Gottlieb,  Dr.,  Medicinalrath,  ILum^mttk- 
hausdirector. 

Roh  ring,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

»Stepp,  Carl,  Dr.  med. 

Stich,  Eduard,  Dr.,  Otovrzt,  Hofrath. 

Weber,  Karl,  SUMmtrath. 

Wolpert,  k*^  6e,,  Professor. 

Stadt^azMiiide. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Rechtsrath  A.  Auer. 

*  stadtgemeinde  y      Verti*eter:      Commerzienrath 
Niedermayer. 

Brauser,  August,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Schelle,  Benedikt,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Wander,  Ferdinand,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde. 

Mayring,  Dr.  med. 

Karsch,  Dr.,  Regierungs-  u.  Kreismedicinalrath. 

Edelmann,  B.,  Dr.,  Hofrath,  Bezirksarzt. 

Briusteiner,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde. 

Bauer,  Fritz,  Lehramts-Gandidat. 

Berten,  J.,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

Bock,  Heinrich,  Brauereidirector. 

Bootz,  Albert,  Dr.  med. 

Diem,  Wilhelm,  Dr.  med. 

Ebmeier,  August,  Referendar. 

Frisch,  Franz,  Dr.  med. 

Hausbesitzer-Verein. 

*  Heim,  Ludwig,  Dr.,  Stabsarzt,  Privatdocent, 
d'Hen geliere,  Gustav,  Commerzienrath. 
Lehmann,  Carl,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
V.  Leube,  Dr.  med.,  Professor. 
Lindner,  August,  Dr.  med. 

Matterstock,  Dr.,  königl.  Universitäts-Profesaor. 
Michel,  Ph.,  zweiter  rechtskund.  Bürgermeister. 
Mi  che  1er,  Georg,  königl.  Regierun gsi^atb. 
Pollack,  Wilhelm,  stud.  med. 
Port,  Dr.,  Generalarzt  des  IL.bayer.  Armeecorps. 


für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Kiel. 
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J^ 


Wohnort 


Namen  und   Stand 


804 
805 


Würzburg 


808 

n 
n 

807 

n 

808 

»» 

809 

T 

810 

*                  i 

811 

1 

812 

r 

813 

n 

814 

n 

815 

Zweibrücken 

Quaglia,  Ferdinand,  Bürgerspital- Rentbeamter. 

Röder,  Julius,  Dr.»  ßezirksarzt. 

Röttger,   Hermann,  Dr.,   Chemiker,   Inspector 

der  Uutersuchungsanstalt. 
Rosenberger,  J.  A.,  Dr.  med.,  Hofrath,  Docent. 
Schmitt,    Gregor,  Dr.,  Regierungs-  und  Kreis- 
Med.-Rath. 

Schönborn,  Pr.  med.,  Professor. 
Seifert,  Otto,  Dr.  med.,  Privatdocent. 
Troll,  Hans,  Theaterrestaurateur. 
Weber,  J.  E.,  Baumeister. 
Wencker,  F.,  Architekt. 
Wucherer,  Karl,  Chemiker. 
Ullmann,  Friedrich,  Dr.,  Landgerichtsarzt. 


816 

817 

818 

819 
820 
821 
822 

823 

824 
825 

826 
827 
828 
829 
680 
831 
832 
833 

834 

835 

836 

837 

838 

839 

840 
641 


Bautzen 

Borna 
Chemnitz 

» 

n 
n 
n 

Crimmitschau 

Döbeln 
Dresden 

9 
n 
n 
» 

n 

M 

n 


n 

u 
n 
» 

n 


Königreich  Sachsen. 

Schöne,    Volkmar ,    Brand versicherungs  -  Ober- 

Inspector. 
Haase,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
Stadtgemeinde ,    Vertreter :     Stadtbauiuspector 

Franze. 
Stadtgemeinde. 
Andre,  Oberbürgermeister. 
Fl  in  z  er,  Dr.,  Medicinalrath. 
Verwaltung  des  städtischen  Wasserwerks. 

Vertreter:  Director  Nau. 
Stadtgemeinde^  Vertreter:  Bürgermeister  Beck- 
mann. 
Becker,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Stadtgemeinde y   Vertreter:    Stadtrath  und  kgl. 

Baurath  H.  A.  Richter. 
Stadtgemeinde^  Vertr.:    Stadtrath  Dr.  Körner. 
Buch,  Georg,  Dr.  med. 
Buschbeck,  Dr.,  Ober-Medicinalrath. 
Chalybäus,  Theodor,  Dr.  med. 
Faust,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Fiedler,  Pr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Franz,  Paul,  Apotheker. 
Frühling,    A.,    Professor    an   der   technischen 

Hochschule. 
Günther,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath,  Präsident  des 

Landesmedioinalcollegiums. 
Hausbesitzer-Verein,  Allgemeiner,   Vertr.: 

Apotheker  Rösner. 
Hausbesitzer-Verein,  Allgemeiner. 
Hausbesitzer-Verein,  Allgemeiner. 
Hausbesitzer -Verein,  Allgemeiner. 
Hendel,  Stadtrath. 
Hesse,  Walter,  Dr.,  Bezirksarzt. 
V.  Hey  den,  Friedrich,  Dr. 


\^* 
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J^ 

Wohnort 

Namen  und  Stand 

842 

Dresden 

H übler,  Dr.  med.,  Hofrath. 

843 

n 

Klotz,  Carl  L.,  Dr.  med. 

844 

» 

Lehmann,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

845 

n 

Lotze,  Dr.  med.,  Stadtrath. 

846 

n 

Martini,  J.  0.,  Dr.  med.,  Hofrath. 

»    847 

» 

Miethbewohner-Yerein,  Allgemeiner. 

848 

n 

Müller,  Rudolf,  Dr.  med. 

849 

» 

*  Niedner,  Dr.,  Medicinalrath,  Stadtbezirksarzt 

850 

» 

Petermann,  Theodor,  MinisterialBecretär. 

851 

.    » 

Pfützner,  Hermann,  Ingenieur,  Director. 

852 

« 

Pfund,  Paul,  Molkereibesitzer. 

853 

n 

Portius,  Generalmajor  a.  D. 

854 

» 

♦  Renk,  Friedrich,  Dr.,  Professor,  Director  der 
kgl.  Centralstelle  für  öffentL  Gesundheitspflege. 

855 

n 

Röber,  B.,  Civilingenieur. 

856 

» 

Rühlemann,  G.,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

857 

» 

Sächsischer  Ingenieur-  u.  Architekten- 
Verein. 

858 

» 

Siemens,  Friedrich,  Fabrikbesitzer. 

859 

v 

Stresemann,  Richard,  Dr.,  Apotheker. 

860 

« 

Teucher,  0.  H.  S.,  Stadtrath. 

861 

f> 

Teuscher,  Heinrich,  Dr.  med. 

862 

n 

W  oll  mar,  Moritz,  Apotheker. 

863 

n 

Wuttig,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

864 

Freiberg 

Stadtgemeinde. 

865 

» 

Reinhard,  Dr.,  Bezirksarzt. 

866 

Glauchau 

*  Stadtgemeinde^  Vertr.:  Bürgermeister  Brink. 

867 

Grimma 

Kindt,  0.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

868 

Grossenhain 

Bat  seh,  John,  Dr.  med. 

869 

n 

Leo,  J.,  Dr.,  Apotheker. 

870 

Kappel 

*  Thiele,  Dr.,  Bahn-  und  Impfarzt. 

871 

Leipzig 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  Stadtrath  Dr.  Schmid. 

872 

« 

Assmuss,  K.,  Dr.  med. 

873 

» 

Bach,  H.,  Dr.  med. 

874 

» 

Berkholtz,  Dr.,  Stabsarzt. 

875 

i> 

Birch-Hirschfeld,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath,  Prof. 

876 

» 

Blas 8,  C,  Dr.,  Stadtwundarzt  und  stadtischer 
Impfarzt. 

877 

n 

Brückner,  G.  A.,  Dr.  med.. 

878 

« 

Buchheim,  G.  P.,  Dr.  med. 

879 

» 

Clarus,  A.,  Dr.  med. 

830 

n 

Creuzinger,  Dr.,  Stabsarzt. 

881 

n 

Curschmann,  Dr.,  Geh.  Med.-Rath,  Professor» 

882 

» 

Dolega,  M.,  Dr.  med. 

883 

n 

Donat,  J.  F.  A.,  Dr.  med. 

884 

n 

Duems,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

885 

n 

Eckstein,  A.,  Dr.,  Polizeiarzt. 

886 

n 

Ficker,  Martin,  Dr.  med. 

887 

n 

Friedrich  &  Glass. 

888 

n 

Fritzsche,  H.,  Dr.  med. 

889 

n 

Georgi,  0.,  Dr.,  Oberbürgermeister. 

für  öffentliche  Uesundheitopilege  za  Kiel. 


Geseler,  G„  Dr.  med. 

Goeti,  G.,  Eisen giesiereibeBitEer. 

Goetz.'Max,  Dr.  med. 

Üraefe,  R-,  Dr.  med. 

GroBie,  F.,  Dr.  med. 

Guthzeit,  M.,  Dr.  phil.,  Chemiker. 

Hsubold,  Friedrich,  Baupclizei-Commlesar. 

Hauebeiitzer-Tereio    Allgemeiner. 

Hauabositzer-Vereine  LeipEiga.VerbHndder— . 

HBuabeEitzer>Ver«in  Leipiig-Aoger- Grotten- 

dorf. 
HauabeBitzer-V^erein  Leipzig-Süd. 
Hauabeiitzer-Verein,  NordvoratädtiBcher  — . 
Henggt,  W.,  Director  des  Schlachthofes. 
Heyne,  Otto,  Ingenieur, 
Hinze,  H-,  Dr    nieJ. 
Hoffmann,   Emil,   Chemiker. 
Hofmann,  Franz,  Dr.,  Geh.  Uedicinalrath,  Prof. 

der  Hygiene. 
Hofmann,  J,  H.,  SteinietzDäeiBter. 
Klien,  E.,  Dr.  med. 
Kohlmann,  Benno,  Apotheker. 
Kollmann,  ATthar.Dr..  Poüzeiarzt, Privatdocent. 
Kreteohmer,  A.,  Rechtsanwalt. 
Kutzleb,  Dr.,  Hegierungsrath. 
Lamhofer,  A-,  Dr.  med. 
Lange,  Jerome,  Dr.  med.,  Privatdocent. 
Lange,  Mux,  I)r   med. 
Lion,  Dtreclor  des  at&dtiicben  Schnlturnena  n. 

kgl.  «HL'hq.  Seminar-Turninspector, 
Lochner    Julius,  Dr   med.   Anstattedlrector. 
Ludwig  A  Hülssner    Architekten. 

*  Meissnev,  Friedrich  Apollo,  Dr.  med. 
Müller,  G.,  Dr.  med. 

Panlckc    B,  H.,  Apothe]ier. 

*  Prasse,  E.  A.,  Ingenieur 
Sänger,  M.,  Dr.,  Profeseor. 

Sauer,  Bruno  Max,  Director  dar  Gewerbebank. 
Schmidt   Ueuuo,I)r  Prof.  Geh, Mod.-Rftth, tl896. 
Sohmiedt,  A.,  Ingenieur,  ßergdireotor. 
Schöne,  Hugo,  Dr.  phil.,  Fabrikbesitzer. 
Schrey,  Karl,  Ju^tizrath,  Rechtsanwalt  n. Notar. 
Siebold,  0.,  Chemiker. 

*  Siegel,  Dr.,  Medicinalrath,  Stadibezi rksar^t 
Spalteholz,  W,,  Dr.  med.,  Professor. 
Taube,  Dr.  med. 

*  Thiele,  M,,  Assiatent  am  hygienischen  Institut. 

*  Thiem,  A.,  kgl.  Baurath,  Civilingeniear. 
Thierscb,  J,.  Dr.  med. 
Tillmanns,  Dr.  med.,  Professor. 
Ublmann,  Giemen«,  Verwaltungsdirector. 
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J^ 

• 

Wohnort 

Namen  und  Stand 

938 

Leipzig 

Voerster,  Alfred,  Buchhändler. 

989 

n 

Wagner,  Paul,  Y>r,  med.,  Privatdocent. 

940 

» 

Walther,  Chr.,  Dr.  med. 

941 

» 

Wenzel,  E.,  Dr.  med.,  Professor. 

942 

n 

Winkler,  E.,  Dr.  med. 

943 

11 

Wunder,  G.,  Dir.  der  stadtischen  Gasanstalten. 

944 

n 

Zinkeisen,  A.,  Rechtsanwalt. 

945 

Leutsch 

Grabau,  H.,  Dr.,  Oberlehrer  am  Realgymnasium. 

946 

Lindhardt 

*  Barth,  0.,  Dr.  med. 

947 

Marienberg 

y.  Stieglitz,  Adolf,  Dr.,  Bezirksar^t. 

948 

Meerane 

*  Stadtgexneinde^  Vertr.:  Stadtbfturath  Stör m er. 

949 

j» 

Stadtgemeinde. 

960 

Meissen 

Stadtgemeinde. 

961 

j» 

♦  Erler,  Dr.,  Bezirksarzt. 

952 

Oschatz 

Streit,  R.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

963 

Pirna 

Eras,  Dr.,  Bezirksarzt. 

954 

Plauen  i.  V. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Fleck. 

955 

n 

'*'  Stadtgemeinde  1  Vertreter:  Bezirksarzt  Dr.  R. 
Flinzer. 

956 

Radebeul 

Kolbe,  Karl,  Dr.  phil.,  Chemiker. 

957 

Reiboldsgrün 

Wolff,  Felix,  Dr.  med. 

958 

Rosswein 

Grundmann,  Emil,  Dr.,  Gerichtswundarzt, 

959 

Schandau 

Müller,  Max,  Dr.,  Sanitatsarzt. 

960 

Schwarzenberg 

Kalk  off,  H.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

961 

Sebnitz 

Stadtgemeinde. 

962 

Sonnenstein 

Weber,  Guido,  Dr.  med. 

963 

Zittau 

Stadtgemeinde. 

964 

» 

Aerztlicher  Bezirksverein. 

965 

» 

Körner,  Paul,  Dr.,  Stabsarzt. 

966 

» 

V.  Mücke,  M.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

967 

Zwickau 

'*'  Stadtgemeinde.  Vertreter:  Stadtbaurath 
J.  Eretzschmer. 

968 

n 

Butter,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

969 

n 

Rieck,  M.,  Director  des  städtischen  Schlacht- 
und  Viehhofes. 

970 

n 

Saxe,  Dr.,  Medicinalrath. 

971 

Blaubeuren 

972 

■ 

973 

Cannstadt 

974 

f» 

975 

n 

976 

Crailsheim 

977 

Donzdorf 

978 

Esslingen 

979 

>» 

980 

Geisslingen 

981 

lIcilbroDii 

Königreich  Württemberg. 


stadtgemeinde. 

Baur,  Eduard,  Dr.,  Oberamtsarzt. 
Stadtgemeinde. 

Blezinger,  Julius,  Dr.,   Medicinalrath,   Ober- 
amtsarzt. 
Veiel,  Theodor,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Mülberger,  A.,  Dr.,  Oberamtsarzt. 
Wenz,  Rudolf,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Stadtgemeinde. 

Bl*iDtzinger,  Albert,  Bau  Werkmeister. 
Kuauss,  Robert,  Dr.,  Oberamtsarzt. 
Stadtgemeinde. 


für  öfientliche  GeBundheitsptlege  zu  Kiel. 


.tf 

Wohnort 

Mamen  und  Stand 

982 

Heilbronn 

HeuBfl,  liftuiutpector. 

083 

Mooshrugger,  Architekt. 

984 

Wenzel,  StadtbaumeiBter. 

085 

Hemnberg 

Harlmonn,  Dr.,  Oberamtsar  it. 

986 

Horb 

Scheef,  Josef,  Dr.,  Oberamtsnrzt. 

987 

iBDy 

Schüler,  Wilhetni,  rabrikant. 

988 

Kirchhfeim-Teck 

•  Krause,  Juliaa,  Dr.,  Oberamlßarit, 

989 

Ladwigiburg 

Stadtgemeinde. 

»90 

Koch.  W.  Th.,  Dr.,  Oberstabsarat. 

91>1 

Schmidt,  Herrn.,  Dr.,  Oberstabs- U-Regimentsarit. 

992 

Metzingeu 

Htadtgremeinde. 

993 

*  Höchsletter,  Christian,  Dr.  med. 

994 

Nagold 

Irion,  Karl  Wilhelm,  0ber»mt88rzt. 

996 

Nürtingen 

Romberg,  August,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

(»96 

Schömberg 

Baodach,  Dr.,  Dir.  Arzt  d.  Anst.  f.  Lungenkranke. 

997 

Seeburg -Urach 

Schmid,  Carl,  Dr,  med. 

99ä 

Stuttgart 

*  atadtgemeinde,  Vertr.:  SUdtarzt  Dr.  Koauss. 

999 

>  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Stadtbaurath  Kulle. 

1000 

"  Stadtgemeinde,  Vcrir.:  Stadtbaurath  Mayer. 

1001 

Stadtgemeinde. 

1002 

Stadt  gemeinde. 

1003 

Stadtgemeinde. 

1004 

Stadtgemeinde. 

IU05 

■  Beck,  Karl,  Nahrungsmittel-Chemiker. 

1006 

Bihl.  F.,  Gemeinderath,  Architekt. 

1007 

Bückling,  G.,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

1008 

Burckhnrdt,  H.,  Dr.,  Wediciualrath. 

1009 

^ 

1010 

Ehmann,  H.,  Banrath,  "Voratand  d,  staatlichen 
WaaaerversoreaügBwesebB. 

1011 

Elbeu,  Rudolf,  Dr.,  Ober amtaw und arzt. 

1012 

falch,  E-,  Pfarrer. 

1013 

Fetzer,  Hermann,  Dr.  med. 

1014 

V.  Fichte,  E.,  Dr.,  Generalarzt  I.  Ciaaae. 

1015 

, 

Filderbahn-GBsellachaft. 

1016 

Frank,  Eichard,  Dr.,  Stebsarst  a.  D. 

1017 

1018 

Guide,  Carl,  Bauratb. 

1019 

Gusamann,   Ernst,  Dr.,  Medicinalratb. 

1020 

GuBsmaun.  Felix,  Dr.,  Medicinalratb. 

10:21 

Hartenstein,  G-,  Dr.,  Gewerbericbter. 

1022 

Herrraann,  Carl,  Hofrath, 

1023 

Herzog,  C,  Obergeometer. 

1024 

üöring,  Paul,  Apotheker. 

1025 

Irion,  F.,  Stadt  bau  meiater. 

1026 

»  Jaeger,  Heiarieb,  Dr.,  Stabaarzt,  Privatdooent 
der  Ujgieue  an  der  technischen  Hochschule. 

1027 

Klotz,  Eugen,  Fabrikant. 

1028 

, 

V.  Koch,  Carl,  Dr.,  Medicinaldirector. 

1029 

Koch,  Otto,  Dr.  med. 

1030 

Könjgshöfer,  Oscar,  Dr.,  Angenarzt. 
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1(M0 

1041 

1042 

1043 

1044 

104& 

1046 

1047 

1048 

1049 

1050 

1061 

1052 

1053 

1054 

1055 

^ 

1066 

1067 

1058 

1059 

loeo 

loci 

1062 

1063 

10G4 

1066 

1066 

1067 

1066 

TübiDgen 

1069 

1070 

1071 

Ulm      - 

1072 

1073 

1074 

1075 

1076 

Vräcl. 

1077 

Waiblingen 

1078 

Wein  allerg 

107S 

Wildbad 

KöBtliu,  Carl,  Dr.,  Stadtdirectionsarzt. 

KregÜDger,  Gnstav,  fCaufmann. 

Kuhu,  Fabrikant,  CommeraienralK 

Kui'tz,  Georp,  Dr.,  Stabsarzt  a.  D. 

Lciutenschlager,  BermaDn.  Dr.  med. 

LipkeD,  EroBt,  Dired.  d.  Stultg.Strasaanbahaen. 

Lüger,  Otto,  I>r..  Prof.  a.  d.  teclm.  HoctiBchule. 

Mayer,  Aujjuet,  Regiemngsba  um  eiste  r. 

Möhrlin,  E.  Ingenieur. 

Nagel,  Heinrich,  "WerkmelBter. 

Paycr,  Fr.,  Rechtsanwalt,  Präsident  d.  Kammer 

der  Abgeordneten. 
Pfeiffer,  Eduard,  Dr.,  Geh.  Bofratb. 
Pfeilsticker,  Albert,  Dr.,  Obermediuinalrath, 
ßaith.  Städtischer  Bauinspector. 
Reck,  Benry,  Architekt. 
Rembold,  S.,  Dr.,  Medidiaalratb. 
Rcttiub,  Heinrich,  Dr.  jur.,  Finanzasiestor. 
ReuSB,  Adolf,  Dr.  med. 
Romin ger  jun.,  N.,  Kaufmann. 
Säur,  AiiguBt.  Stadt ibierarzt. 
Schiokler,  Emil,  Ör,  med. 
V.  SchlierholE,  Joeepb,  Präaident. 
Sigol,  Albert,  Dr.  med.,  Professor. 
Stähle,  Carl,  Gemein derath. 
Stäble,  Eberhard,  Dr.  med. 
Stemmer,  F.,  Dr.  med. 
Steudfl,  W.,  Dr.,  Sanitätsrath. 
■  Sloll,  Carl,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 
SuBsdorf,  Mas,  Dr,  med.,  Professor  an  derthier- 

är Etlichen  Hocbacbule. 
Vel  ter,  Leo,  CotnroerKienrath. 
ViBcber,  Hermann,  Werkmeister. 
Vöhrincer.  Gemeioderath. 


We 


.Iitlii 


.  r>r.  1 


Weil,  Emanuel,  Dr.  med. 
Weil,  Sigmund,  Dr.  med.. 
Widenmabn    Dr.,  Sanitiitsrath. 
Wurster,  Carl,  Stadtpolieeirath. 
V.  Liebermeister,  Dr.  med,,  Professor. 
OesterleD,  Otto,  Dr..  Professor  der  Hygiene. 
■  Schleiob,  0.,'  Dr.,  ProfeSBor. 
StadtgandiiLtie- 
Jaeger,  Dr.,  Oberamtsarzt 
Kaiiffmatin,  Friedrich,  Dr.  med. 
Leube,  Gustav,  Dr.,  Apotheke nbe»it«er. 
Wacker,  Carl,  Dr.,  llofralh,  Apotheker. 
Camerer,  W,,  Dr.,  llli^-rainUarzt. 
SüBskind,  Adolf,  Oberamtsarzt. 
Hörinp,  Dr.,  Oberamtsarzt. 
Weizsäcker,  Th.,  Dr..  Badearzt. 


für  öffentliche  Gesund heitiptlege  zn  Kiel. 
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1080 

Baden-Baden 

lOöl 

Conitani 

)0fl2 

Forbach 

1083 

Freiburg  i.  Br 

1084 

vm 
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1087 

1093 
10»4 
1005 
1096 
1097 


1100 

noi 

. 

1102 

llOS 

1104 

, 

1106 

HOB 

- 

1107 

1108 

1109 

Kehl 

1110 

1111 

Ubr 

1112 

1113 

1114 

lllö 

nifi 

1117 

nie 

1120 

Grossherzogthnm  Baden. 

Oeffiager,  Herm.,  Dr.,  Med.-fiath,  Bezirksarsl. 

Fischer,  Georg,  Dr.,  Aerztlicher  Vontand  der 
HeilanBtalt  „ConatanMr  Hof". 

Freyvogei,  Friedrich,  Dr.  med. 

Stadtgemeinde. 

Bänmler,  Dr.,  Geh.  Hofrath,  Profea>or. 

Barghard,  LandviirthBcliaflainBpectur. 

Eachbachet-,  Dr.,  Medicinalruth. 

Reich,  Hubert,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirluartt. 

Schotteliu«,  M«x,  Dr     PiofcBBor  der  Hygiene. 

Thomai,  Dr.  med.,  Professor. 

Wibel,  F.,  Dr.,  Profeesor. 

Btadtgememde. 

Knkuff,  F.,  Dr.,  Profewor  der  Hygiene. 

Mittermaier,  Karl,  Dr.  med. 

Trommsdorf,  Hugo,  Dr.  phil. 

Stadtgem  einde. 

Ort«geautidbeitarath.      - 

AmSperger  L.,  Dr.,  Obermedicinalrath,  Be- 
zirksarzt, Referent  im  MiniBterinm  d.  Innern. 

Batt  «Lner  Dr  Goheitnmth,  Medicinalreferent 
im  MiniBteriiim  den  Innerö. 

Baintif  ter  II.  Überbaurnth ,  Professor  an 
der  t ü üb II i scheu  Hochschule. 

Bunte,  Haua  Dr.  Hofrath,  Professor  an  der 
.  lei^huiach^n  Hocbachule. 

Cathian,  Thomas,  Dr.,  Architekt,  Gewerbeaohul- 
director. 

Oeigci'   EugeD,  Fabrikant. 

Hoffmano    Adolf,  Dr    Generalarzt  a.  D. 

Lydtin,  Dr.,  UbeiTegioruDgarath. 

Meidinger,  Dr.,  Hofrath,  Professoi-. 

Riffel,  Dr.,  Docent  der  Hygiene  an  der  techn. 
HochBchule. 

Strnbe,  Dr.,  Generalarzt  I.  Cl. 

Wiener,  A.,  ReRJeruagsrath. 

Brauch,  .Ma\,  Mediciualrnth,  Bezirksarzt. 

Schramm    Edunrd    Dr    med. 

Kroell,  Karl,  Dr.,  Medicinalrath,  Beiirksarzt. 

ätadtgemeinde. 

Stadtgemeiado. 

ßtadtgemeiQde. 

Stadtgem  einde. 

Stadtgemeiudoi 

Btadtgemeinde, 

Stadtge  EQ  eüi  de , 

Stadtgemeinde. 

ätadtgemeinde. 

Stadtgemeinde. 
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Namen  und  Stand 

MsDoheim 

Bopp  &  Reuther,  Fabrikanten. 

1123 

Oreiff,  Franz,  Dr.  med. 

1124 

, 

Moll,  Oberbürgermeister  a.  D,,  t  1896. 

I12S 

Smreker,  0.,  Ingenieur. 

1126 

Mosbach 

Woif   HuEo.  Dr.,  Medicinalrath. 

1127 

StadtgemeiQiie. 

Uli« 

■rbumm,  üi-.,  Mcdicinalrath. 

1129 

Pbilippsbnrg 

1130 

Babenbaasen 

1131 

Bern  beim 

1132 

Darmitadt 

1133 

1131 

1136 

1136 

1137 

1138 

1139 

1140 

Fi-iedberg 

1141 

Qiesaen 

1142 

1143 

1144 

1145 

Mainz 

1146 

, 

1147 

1146 

1149 

1150 

UM 

1I&2 

1153 

Nauheim 

1154 

Uffeuhacli 

1155 

1156 

1157 

U58 

Worms 

1159 

iieo 

ii<;i 

Kl 

Alteuburg 

IU)2 

nti3 

.Apolda 

1104 

ArusUdt 

Orossherzogtham  Hessen. 

Heumann,  Quitav,  Dr.  med. 

Heamaun,  G.,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt. 

Btadtgemeinde. 

Braden,  Gg.  Stephan,  Banrath,  Stadtbaumeiater. 

Eigenbrodt,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

lOTBliditita-    u.    Alteraveraicberangaan- 
■  talt  Groatherzogth.  Heiaeii. 

Lebr,  Lud«'^   "'■-  Kreiianl. 

Neidhur  l    br..  Geh.  Obermedicinalralh. 

Pfeiffer,  llemiunu,  Dr.,Oeb.ObermediciDatratb. 

V.  Weltiien,  Victor,  Oberbaurath. 

Lorene,  Martin,  Dr.,  Medicinulmth,  Kreiaarct. 
■  ßtadtgetneinde,  Vertreter:    Oberbflrgermeiater 
Gnauth. 

Boitroem,  Dr.  med.,  Profeaaor. 
►  Oftffky,  Georg,  Dr.,  Geh. Med.-Rath, Prof. d. Uyg. 

Haberkorn,  J.,  Dr.,  KreiearEt. 

Stwltg:emaiiide. 

Kgger,  E.,  Dr.,  Cheniiker. 
Oibian,  L.,  Ingeniear. 
Käuffer,  Paul,  Ingeniear. 
Kreyaeig,  Daiirath,  Stadtbaumeiater. 
Mayer,  Ludwig,  Dr.  med. 
Müller,  HeiiitidiL.,  Dr.  med. 
Langebsrtele,  J.  C,  Dr.  med. 
*  Btadtgemelnde ,  Vertreter:    Oberbörgermeiater 
Brink. 
Bacbfeld,  Kudolf,  Dr.  med. 
Köhler,  W.,  Dr.,  Oberant. 
Qroaa,  Wilhelm,  Dr.,  Kreiaarst. 
Stadtg«meüide. 

Fertig,  S.,  Dr.,  Medicinalrath,  KreiaaTEt. 
Fischer,  Gas-  u.  Waeaerwerk-Direotor. 

Kleinere  norddentBche  Staaten. 

Frommelt,  Dr.,  Medicinalrath. 
Weichardt,  Dr.,  Beiirksarit. 
Stecbow,  Kreter  Bürgermeister. 


«ald,  Herrn.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsralh,  Beairks- 

phyaicus. 


für  üffentliciie  GeBuudheibipflege  zu  'Kiel. 
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Wohnort 

Nnmeu   und   Stand 

1165 

Bernburg 

"  Stadtgemelnde ,  Vertreter:  Oberburgermciiiter 
Och.  Reg.-Rath  Pietschor. 

1166 

*  Btadtgemelnde,  Vertreter:  äudtrath  Boden- 
teudcr. 

1167 

Braun  schweig 

Btadtgemeinde. 

1188 

'  Aronheim,  Felix,  Dr.  med. 

1169 

BlasiuB,  Rudolf,  Dr.,   Profesgor  der  Hygiene  an 

der  techniBühen  Hoohichule. 

1170 

Degen  er,  Paul,  Dr.,  Privaldoceot 

1171 

• 

Engelbrecht,  Theodor,  Dr.,  Hofarzt,  Stadt- 
phjBicu». 

1172 

FHesebeuk,  Ferdinand,  Proseclor,  Hofohirurgn«. 

1173 

Fürbrioger,  Bruno,  Dr.  med. 

1174 

Hartmanii.  Otto.  Dr.  med. 

1175 

*  Henking,  Franz,  Dr.  med. 

1170 

Kleinknecht,  Waltber,  Dr.  med. 

1177 

Kocb,  Ungo,  Dr.  med. 

1178 

Koch,  Max,  CouaervenfabrikBot. 

1179 

Krabe,  Wilhelm,  KreiBbau-InEpector. 

IISO 

Lange,  Otlo,  Dr.  med. 

1181 

Leo,  Justus,  Kaufmann, 

1182 

Meyer,  G.  Fr.,  Dr.  phil.,  Chemiker. 

1183 

Meyer,  Richard,  l>r.,  Profe.wr. 

1184 

Meyersfeld,  Bernhard,  Banquier. 

1185 

Miigau,  Louis,  Ober- Ingenieur, 

1186 

, 

Müller,  Robert,  Dr.,  Oberarzt. 

1187 

Schaper,  Carl,  llofratb. 

1136 

Scholz,  P'rani,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

118» 

Selwig,  Johann,  FabHkant. 

1190 

Vieweg,  Friedrich,  *  Sohn. 

1191 

Wachsmann,  Alfred,  Apotheker. 

11D2 

Weidlich,  Emil,  Stadt baumeister. 

1193 

Coburg 

1194 

Berger,  Friedrieh,  Dr.,  Medicinalrath. 

IldS 

itcH^ku 

Böttger,  Paul,  Dr.,  Sanilälsrath. 

1196 

Engel,  Paul,  RegierntigH-  u.  Stadt  bau  meiater, 

1197 

Lehmer,  Regierungs-  und  Oberbergrath. 

1108 

1H19 

Ileicliardt,  U„  Dr.,  Conimerzienralh. 

law  I 

1201  ' 

1202  : 


1204 
1205 

1206 


,  Dr.,  Medioinalratb,  Kreitphysli 
Detmold  '      Stadtgemeinde, 

Eisenach  *  Stadtgemeinde.    Vertreter:    OberbürgermeiBler 

1  Mü         LT 

,                   '  •  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Gemeinderaths-Vor- 

I  sitzender  Oekonoraierkth  Dittenberger. 

Friedrichroda  v,  Imhoff,  Freiherr   Major  2.  D. 

Gander«heim         '  *  de  Bra,  Dr.,  Saiiitäterath,  Phyeicua. 

Gera               ^  *  Stadtgetaeinde     Vertreter:    Oberbürger meut er 

I  Über-Heg-Ralh  Alhin   Ruiok. 

Gnoien              I  Hoi'u    Adolf  Dr.,  Sanitätsrath. 

Gotha              I  Stadtgemeinde. 
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•* 

Wohnort 

Namen  nnd  Stand 

1209 

Gotha 

V.  Ketelhodt,  Freiherr,  Geh.  StaaUrath. 

1210 

LebenBveraicherangBbank  f.  Deutschland. 

1211 

Güflten 

ßotbe,  Wilhelm,  Ingeaiear. 

1212 

HelraBtedt 

*  Hampe,  C,  Dr.,  Physicus. 

1213 

Jena 

atadtgemelnd«. 

J2U 

Gärtner,  August,  Dr.,  Phyeioui,  Hofrath,  Prof. 
der  Hygiene. 

1-315 

Königslutter 

BeckhauB,  Dr.,  PhysicuB. 

1216 

Oldenburg 

1217 

Rostock 

*  Stadtgemeiude,  Vertreter:  Senator  Zastrow. 

1218 

1219 

•  Dornblüth.  Fr.,  Dr.  med. 

1220 

Dornblüth,  Olto,  Dr.  med. 

1S21 

Dragendorff,  G.,  Dr.,  Profemor. 

1322 

, 

Körner,  Otto,  Dr.  ProfesBor. 

132S 

, 

PttBsow,  W.  P.  A.,  Dr.  med. 

1224 

Pfeiffer,  Ludwig.  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

1286 

Reder,  Franz,  .Dt,  Medicinalrath. 

1226 

Scheel,  Ludwig,  Dr.,  Sanilätarath. 

1227 

•  Verein    för    öffentl.     Geanndheitapflege, 
Vertreter:  Dr.  Fr.  Dornblüth. 

1228 

*  Za  tröw    Senator. 

1229 

Schwerin 

*  Stadtgemeinde,  Vertr.:  BürgermoisterTackerl. 

1230 

'  Btadtgomeinde,  Vertreter:  Senator  Brunnen- 
gräber. 
•  Brnnnangraeber,  Rodolf,  Senator. 

1231 

1232 

•  Heise,  Carl,  Dr.,  Sanitätsrath. 

1233 

1334 

Stttdthagen 

Baar,  Adolf,  Senator. 

1335 

Weimar 

Stadtgemeinde. 

1236 

V.  Conta,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

1237 

Orosch,  Rudolf,  Rentner. 

1238 

, 

1239 

Pfeiffer,  L.,  Dr.,  Geh.  Hof-  u.  Medicinalrath. 

1240 

Wismar 

Zünckel,  Hermann,  Ingenieur. 

1243  I 

1244  ' 
1240  I 
1246 


Freie  StAdte. 

Focke,  W.  0.,  Dr.  med. 

*  Kurth,  Dr.,  Director  des  bacteriologi sehen  In- 

.  Btituts. 

Pletzer,  Heinrich,  Dr.  med. 
Thorspfcken,  Dr.,  Polizeiarzt. 

*  Abel,  Dr.  med. 

V.  Asche,  C.  F.,  Freiherr,  Geheim.  Commerzlen- 

rath. 
Behn,  Carl,  Mechaniker. 
►  Bühring,  John,  Filterfabrikant 

*  Ctasseu,  Johannes,  Baupolizei-Inspector. 
CoTdes,  Wilhelm,  Architekt,  Verwalter  des  Cen- 
tral-Friedhofes. 


für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Kiel. 
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1251 
1252 
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Deneke,  Theodor,  Dr.,  Pbysioas. 

*  Dunbar,  W.  Th.,  Dr.,  Professor,  Director  des 

hygienischen  Instituts. 
Eisenlohr,  Carl,  Dr.  med. 
Franke],  Eu^en,  Dr.  med.,   Prosector   am   all» 

gemeinen  Krankenhause. 
Gläser,  J.  A.,  Dr.  med. 

*  Jacobi,  Maschinenfabrikani. 
Krieg,  J.  E.,  Dr.  med. 

V.  Knsserow,  Wirkl.  Geheimerath,  Exo. 

Maas,  Ernst,  Yerlagsbuchhändler. 
♦Meyer,  F.  Andreas,   Ober  -  Ingenieur  der  Bau- 
deputation. 

Meyer,  G.  A.,  Dr.,  Districtsarzt,  Centralgefang- 
nissarzt. 

Möring,  Rudolf  H.,  Kaufmann. 

Münsterberg,  £.,  Dr.,  Vorsitzender  der  Armen- 
verwaltung. 

Neumayer,  G.,  Dr.,  Professor  und  Admiralitäts- 
rath,  Director  der  Deutschen  Seewarte. 

Niederstadt,  B.  C,  Dr.,  Handelschemiker. 

*  Nocht,  Dr.,  Hafenarzt. 
Oehrens,  W.,  Dr,  med. 
Olshausen,  H.,  Baupolizei-Inspector. 

*  Orth,  Dr.  phil. 
Piza,  M.,  Dr.  med. 

*  Keincke,  J.  J.,  Dr.,  Medicinalrath. 
Reye,  Dr.,  Oberarzt  der  Irrenheilanstalt. 
Richter,  E.,  Bau-Inspector. 
Riekenberg,    Dr.,    Director   der    Kräuterheil- 
anstalt. 

*  Schertel,  Ingenieur  der  Stadtwasserkunst. 

*  Uhland,  Ernst,  Kaufmann. 

*  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege, 

Vertreter:  Dr.  med.  Levor. 
Versmann,  J.,  Dr.,  Senator. 
Wentzel,  Wilhelm  Johannes,  Dr.  jur. 

*  Zillessen,  Ingenieur. 
Medicinalamt. 

Eschen  bürg,  Th.,  Dr,  med. 
Gebhard,  Director  der  hanseatischen  Versiche- 
rungsanstalt f.  Invaliden-  u.  Altersversicherung. 

*  Hase,  Director  der  Licht-  und  Wasserwerke. 
Riedel,  0.,  Dr.,  Physicus. 

Schorer,  Carl  Friedrich,  Dr.  med. 
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Bolchen 

Brumath 

Colmar 


Elsass  -  Lothringen. 

Pawolleck,  Carl,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisarzt. 
Bostetter,  August,  Dr.,  Cantonalarzt. 
Stadtgemeinde. 
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Weissenburg 


Herrenschneider,  Albert,  Dr.  nnjod. 

Stach  T.  Goltz  heim,  Karl,  Dr.,  Cantonalarzt. 

LeTy,  Alflacander,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Adelmann,  Anton,  Dr.  med. 

M^inel,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath,  Kreisarzt. 

Kestner,  Georg  Karl,  Dr.  med. 

Mieg-Köchlin,  J.,  Bürgermeister. 

Brand,  A.,  Dr.,  Kreisarzt. 

Meyer,  Emil,  Dr.,  Kreisarzt. 

Sorgius,  Wilhelm,  Dr.,  Cantonalarzt. 

*  StadtgemeindOy  Vertreter:  Stadtbaumeister  Xe* 

belung. 
Back,    Otto,    Bürgermeister,     Unterstaatssecre- 

tär  z.  D. 
Bender,  Robert,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
V.   Freyberg,    Freiherr,    Bezirkspräsident    des 

Unterelsass. 
Issleiber,  Max,  Architekt. 
Klein,  Julius,  Dr.  med. 

Krieger,  Dr.,  Geh.  Medicinal-  u.  Regier ungsrath. 
Lange,  Bogumil,  Dr.  med.,  Assistent  am  physiol. 

Institut. 
Lieber,   Otto,   Dr.,    Oberstabsarzt    und    Gami* 

sonsarzt. 
Metzenthin,  Richard,  Dr.,  Gemeindearzt. 
Müller,  Julius,  Dr.,  Gemeindearzt. 
MuDcke,  Georg,  Hofapotheker. 

*  Nebelung,  Karl,  Stadt-Baumeister. 
Nockher,  Max,  Steuerrath. 

*  Pfuhl,  Eduard,  Dr.,  Oberstabsarzt,  Professor. 
Silbereissen,  Friedrich,  Kaufmann. 
Ungerer,  Leo,  Dr.,  Gemeindearzt. 

Wolff,  Alired,  Dr.  med.,  Professor. 
Wulff,  Gustav,  Dr.,  Regierungsrath. 
Heck  er,  Hermann,  Dr.,  Kreisarzt. 
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1323  Brunn 

1324  Budapest 
1326 

1326  :  Gmunden 

1327  Graz 

1328  Jicin 

1329  Klagenfurt 


Oesterreieh  -  Ungarn. 

Wawra,  Heinrich,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Ulbing,  Josef,  \^t>^  Bezirksarzt. 

Blumenfeld,  Hermann,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Igl,  Johann,  Dr.,  Stadtphysicus. 

V.  Fodor,  J.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

Hlavacek,  Franz,  Dr.,  Stabsarzt  des  IV.  Corps- 
Commandos. 

Lei  den  Ritter  v.  Treberg,  Joseph,  Dr.,  General- 
Stabsarzt  a.  D. 

*  Prausnitz,  W.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

*  Presl,  Dr.,  Oberbezirksarzt. 
Meusburger,  Eduard,  Dr.,  Landessanitätsrefe- 
rent für  Kämthen. 
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Pich  1er,  Karl,  Dr.,  Sanitätsrath,  Bezirksarzt. 

Stepp  an,  Josef,  Dr.,  Stadtarzt. 

Buszek,  Johann,  Dr.,  Stadtphysicus. 

Pareuski,  Stanislav,  Dr.  Universitats-Professor. 

Kletzel,  laidor,  Ober-Ingenieur. 

Griiam.,  Alois».  Dr.  med. 

Gii]Dpr»€lity  AdoU^  Redactenr. 

Kaftan,    Joh. ,    behördlich    autorisirter     Civil- 

ingenieur. 
Pöll,  Franz,  Dr.,  Sanitätsrath,  Bezirksarzt. 
B  oh  ata,   Adalbert,    Dr.,  Statthaltereirath    und 

Landessanitatsreferent  für  das  Küstenland. 
Adler,  Hans,  Dr.,  Primararzt. 
Altenberg,  Felician,  Apotheker,  Gemeinderath. 
Berger,    Franz,    Oberbaurath     und    Stadtbau- 

director. 
Blau,  Wilhelm,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Böhm,    Carl,   Dr.,    Hofrath    und    Obersanitäts- 

rath,  Professor. 
Brück,  Moritz,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
Fidler,  Joh.,  Apotheker,  Gemeinderath. 
Gesellschaft  der  Wiener  Eiswerke. 
V.  Gruber,    Ritter,    Franz,   Hofrath  und  Ober- 

sanitatsrath,  Professor. 
Grub  er,  Max,  Dr.,   Obersanitatsrath ,  Professor 

der  Hygiene. 
Heim,  Josef,  Dr.,  Chefarzt  der  Theresianischen 

Akademie. 
Ingarden,  Roman,  Oberingenieur  im  Ministerium 

des  Innern. 
Kap  er  1,  Leopold,  Dr.  med. 
V.  Karajan,  L.,  Ritter,  Dr.  med.,  Statthaltereirath 

und  Landessanitatsreferent  für   Nieder  -  Oester- 

reich. 
Kratschmer,    Florian,    Dr.,     Obersanitatsrath, 

Universitätsprofessor. 
Kusy,  Emanuel,    Dr.,    Ministerialrath   im    Mini- 
sterium des  Innern. 
Langer,  Johann,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Ludwig,  Ernst,  Dr.,  Hofrath  und  Obersanitats- 
rath, Professor. 
Much,  Ferdinand,  Dr.,  Hoftheaterarzt. 
Obersteiner,  Heinrich,  Dr.  med.,  Professor. 
Presl,  Johann,  Badeanstaltsbesitzer. 
Rauchegger,  Josef,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Reder,  Albert,  Dr.  med.,  Professor. 
Rella,  Attilio,  Oberingenieur. 
Rollet,  E.,  Dr.,  Univers.-Doc,  Ilospitaldirector. 
Schiff,  Eduard,  Dr.  med. 
Schlosser,  Theodor,  Dr.,  Apotheker. 
Schmidt,  Anton,  Apotheker. 
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Seidl,  Edmund,  Dr.  jur.  et  med. 
V.  Stach,  Ritter,  Friedrich,  Baurath. 
Unterholzner,  Balthasar,  Dr.,  Primararzt. 
Yogi,  August,  Dr.,  Hofrath   und  Obersani tats- 

rath,  Professor. 
V.  Waldheim,  Anton,  Apotheker. 
Winternitz,  Wilh.,  Dr.,  Universitatsprofessor. 
y.  Zagorski-Ostoja,  Ritter,  Joseph,  Dr.  med. 
Zemann,  Adolf,  Dr.,  Prosector  des  k.  k.  Kran- 
kenhauses Wieden. 
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Arosa 
Basel 


Lugano 

Mollis 
Snrsen 

Zürich 


Schweiz. 

Jacobi,  Dr.  med. 

Göttisheim,  F.,  Dr.,  t  1896. 

Reese,  H.,   Regierung^rath,  Vorsteher  des  can- 

tonalen  Bandepartements. 
Vinassa,  Eugen,  Dr.  phil.,  Director  des  canto- 

nalen  Laboratoriums  für  Hygiene. 
Schüler,  Fr.,  Dr.  med. 
Attenhofer,  Heinrich,  Dr.  med.,  Sanitatsraths- 

Präsident. 
V.  Wyss,  Hans,  Dr.  med.,  Professor. 
Wyss,  Oscar,  Dr.,  Professor. 


Andere  ansserdentsche  Staaten. 
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Amsterdam 


Cairo 

Haag 

Kasan 

Kopenhagen 

Leicester 

London 

Rotterdam 


Warschau 


*  Pennink,  J.  M.  K.,  Ingenieur. 

Saltet,  Rudolf  H.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene, 

DirMtor  des  stadtischen  Sanitatswesens. 
Frans,  Pascha, Baudirect.  d.  Cultusministerium?. 

*  Ilalbertsma,  H.  P.  N.,  Ingenieur. 
Tolmatsohew,  N.,  Dr.  med.,  Professor. 
Meyer,  Josef,  Stadtbauiospector. 

*  Roeohling,  H.  Alfred,  CiviliDgenieur. 
Syka«,  John  F.  J.,  Dr.  med. 

*  Stadtgemeinde,  Vertreter:  Dr.  vanH  Hoff. 

*  Stadtgemeinde;    Vertreter:    Oi>eringenieur   de 

Jongh. 
Lindley,  Josef,  Ingenieur. 
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